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Vorwort. 


Den  Grundstock  der  vorliegenden  Arbeit  bilden  Vorträge,  die 
ich  seit  Jahren  in  meinen  Kursen  für  Ärzte  und  Studierende  ge- 
halten habe.  So  manchem  Hörer  gebührt  mein  Dank  für  den  in 
seinen  Fragen  liegenden  Hinweis,  welche  einzelnen,  dem  Arzte  ge- 
wöhnlich Schwierigkeit  bereitenden  Punkte  eingehender  zu  erörtern 
sein  möchten. 

Ich  habe  den  nur  in  ihren  wesentlichen  Teilen  wiedergegebenen, 
fast  ausschließlich  von  mir  erstatteten  Gutachten  einen  breiten  Platz 
eingeräumt.  Sie  bringen  öfter  Erörterungen  anatomischen,  physio- 
logischen, klinischen  und  pathologisch-anatomischen  Inhaltes,  wie 
sie  für  den  einzelnen  Fall  erforderlich,  aber  auch  ausreichend  er- 
scheinen. 

Besonderen  Wert  legte  ich  bei  der  Auswahl  auf  Gutachten, 
die  gleichzeitig  Kenntnisse  in  der  einschlägigen  Gesetzeskunde  zu 
vermitteln  vermögen,  vor  allem  aber  erkennen  lassen,  auf  Grund 
welcher  Erwägungen  sich  die  prozentuale  Einschätzung  der  Erwerbs- 
einbuße entwickelt.  Dann  erschien  es  mir  zweckmäßig  da,  wo  an- 
gängig , die  sich  im  Laufe  der  Jahre  wieder  steigernde  Erwerbs- 
fähigkeit der  Unfallverletzten  dem  Leser  vor  Augen  zu  führen. 
Der  Ausgang  der  Sache  in  gerichtlicher  Entscheidung  wurde  an- 
gefügt. 

Damit  konnte  der  theoretische,  leicht  ermüdende  Teil  des  be- 
handelten Stoffes  auf  das  notwendigste  Maß  eingeschränkt  werden. 
Exempla  docent. 
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V'orwort. 


Behandelt  ist  vorzugsweise  das  den  allgemeine  Praxis  treiben- 
den Arzt  beschäftigende  Gebiet.  Ohren-  und  Augenkrankheiten, 
Intoxikationen,  sowie  ganz  seltene  Fälle  habe  ich  nicht  gebracht. 

Wenn  der  Anfänger  aus  meiner  Arbeit  Interesse  für  dieses 
Gebiet  der  sozialen  Medizin  sowie  Belehrung  schöpft,  wenn  der 
Erfahrene  sie  gelegentlich  zum  Nachschlagen  für  einen  ihm  vor- 
liegenden Fall  benützt  und  damit  sein  Gedächtnis  erfolgreich  unter- 
stützt, ist  ihre  Berechtigung  erwiesen. 

Berlin,  Februar  1913. 


Herniaiiu  Eugel. 
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I.  Teil. 

Formell- Juristisches. 


Einleitung. 

Die  xliisdehnimg  der  Reichsversicherungsordnung  auf  weite  Kreise 
unserer  Bevölkerung  macht  es  für  den  in  der  Praxis  stehenden  Arzt  zu 
einer  gebieterischen  Notwendigkeit,  sich  mit  ihrem  Inhalt  und  ihrer  Hand- 
habung vertraut  zu  machen.  Fällt  ihm  doch  bei  den  meisten  Unfaliver- 
letzungen  neben  der  Aufgabe  des  Heilens  auch  das  Amt  des  Gutachters  zu. 

Hierin  liegen  große  ^Schwierigkeiten. 

Solange  es  sich  um  die  rein  ärztliche  Versorgung  handelt,  sind  die 
Beziehungen  zwischen  Arzt  und  Kranken  ungetrübt.  Das  ändert  sich  aber 
mit  einem  Schlage,  sobald  derselbe  Arzt  über  die  Erwerbsfähigkeit  seines 
wieder  hergestellten  Patienten  ein  Gutachten  abgeben  soll,  nach  dem  die  zu 
gewährende  Entschädigung  bemessen  wird.  Da  ist  er  nicht  mehr  der  will- 
kommene helfende  Freund;  er  wird  leicht  zum  vermeintlichen  Gegner,  so- 
bald er  den  oft  ungerechtfertigten  — wenngleich  menschlich  begreiflichen  — 
Wünschen  des  Verletzten  über  die  Höhe  des  zu  leistenden  Ersatzes  aus 
sachlichen  Gründen  nicht  ganz  entsprechen  kann  und  darf. 

Es  ist  daher  für  den  Arzt  zunächst  erforderlich,  schon  während  der 
Behandlung  sein  Verhalten  in  jeder  Weise  so  einzurichten,  daß  er  auch 
später  als  Gutachter  völlig  freie  Hand  behält.  Ist  es  überhaupt  um  die 
Prognose  ein  mißlich  Ding,  so  ist  nichts  verkehrter,  als  sich  einem  durch 
Unfall  zu  Schaden  gekommenen  Versicherten  gegenüber  von  vornherein  mit 
einer  ungünstigen  Prognose  festzulegen.  Der  Geheilte  wird  kaum  zu  über- 
zeugen sein,  daß  die  erste,  allzu  ernste  Auffassung  seines  Leidens  und  der 
für  das  Erwerbsleben  zu  erwartenden  Folgen  voreilig  und  ungerechtfertigt 
war.  Er  wird  vielmehr  zu  der  Annahme  hinneigen,  daß  die  spätere  leichtere 
Einschätzung  der  Unfallfolgen  auf  Beeinflussungen  äußerer  Art  zurück- 
zuführen sei. 

Eine  sachlich  nicht  begründete,  übereilte  Prognosis  infausta  ist  ein 
schweres  Unrecht  gegen  die  von  einem  Unfall  Betroffenen.  Wird  dem  Kranken 
von  vornherein  gesagt:  „Das  wird  nie  wieder  gut,  Ihre  Arbeit  werden  Sie 
nie  wieder  aufnehmen  können so  beraubt  man  ihn  eines  mächtigen  Heil- 
faktors, des  Willens  zum  Gesundwerden.  Es  ist  nicht  zu  verwundern,  wenn 
der  so  Entmutigte  dem  ihm  gewährten  Heilverfahren  kein  Interesse  ent- 

Engel,  Beurteilung  von  Unfallfolgen. 
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gegenbringt;  er  wird  es  begreiflicherweise  an  der  erforderlichen  Sorgfalt 
und  Energie  fehlen  lassen.  Scheint  es  ihm  doch  höchst  überflüssig,  sich 
Schmerzen  und  Unbequemlichkeiten  zu  unterziehen,  wenn  der  nieder- 
schmetternde ärztliche  Ausspruch  die  Zwecklosigkeit  jeglichen  Beginnens 
festzustellen  schien.  Ja,  im  späteren  Verlaufe  wird  er  verdrossen,  wenn 
die  Versicherungsträger  kraft  gesetzlichen  Rechtes  noch  ein  intensives 
Heilverfahren  — etwa  zur  Mobilisierung  versteifter  (lelenke  usf.  — - ein- 
leiten. Dem  durch  den  unglückseligen  ärztlichen  iVusspruch  niedergeschlagenen 
Manne  erscheinen  alle  diese  — in  Wahrheit  doch  nur  seinem  eigensten 
Interesse  förderlichen  Maßnahmen  — gemeinhin  ein  Versuch,  die  zu 
zahlende  Entschädigung  auf  ein  möglichst  geringes  Maß  herabzudrücken. 
Die  Verletzten  gebrauchen  hierfür  den  geschmacklosen  Ausdruck  „die  Rente 
quetschen  Sie  bringen  daher  den  zum  Teil  unter  hervorragender  fach- 
männischer Leitung  stehenden  berufsgenossenschaftlichen  Heilanstalten  leider 
ein  unbegründetes  Mißtrauen  entgegen,  das  auf  die  Heilresultate  einen  un- 
günstigen Einfluß  ausüben  muß. 

Im  Laufe  des  Heilverfahrens  faßt  dann  der  Verunglückte  die  Frage 
der  späteren  Rentengewährung  ins  Auge.  Dieselbe  muß  nach  seiner  Meinung 
sich  in  hohen  Werten  bewegen,  da  ihm  ja  eine  Wiederherstellung  seines  ver- 
letzten Organes  von  vornherein  als  aussichtslos  geschildert  wurde.  Diese  Vor- 
stellung setzt  sich  in  ihm  unverrückbar  fest  und  es  beginnt  der  Kampf  um  die 
Rente,  wenn  er  sich  in  seinen  unberechtigten  Erwartungen  getäuscht  sieht. 

Ein  solcher  Kampf  bringt  ihm  seelischen  und  wirtschaftlichen  Schaden. 
Dargebotene  Gelegenheit  zu  lohnbringender  Arbeit  schlägt  er  oftmals  aus, 
um  den  Spruchbehörden  den  Beweis  zu  liefern,  daß  seine  verbliebene  Er- 
werbsunfähigkeit tatsächlich  eine  hochgradige  ist. 

Wie  der  erste  Verband  einer  Wunde  ihr  Schicksal  entscheidet,  so 
ist  das  Schicksal  eines  Unfallverletzten  — in  weitestem  Sinne  — in  die 
Hände  des  erstbehandelnden  Arztes  gegeben.  Dieser  trägt  in  solchen  Fällen 
auch  in  volkswirtschaftlicher  Beziehung  eine  schwere  Verantwortung,  dem 
Einzelnen  gegenüber,  wie  der  Gesamtheit. 

Zum  Lösen  dieser  Aufgabe  genügt  es  nicht,  daß  der  Arzt  sich  auf 
der  Hochschule  die  rein  medizinischen  Kenntnisse  angeeignet  hat.  Er  kann 
ein  hervorragender  Diagnostiker  und  Therapeut  sein,  ohne  daß  es  ihm  zu 
gelingen  braucht,  den  besonderen  Aufgaben,  die  in  Unfallsachen,  nament- 
lich in  bezug  auf  die  Begutachtung  an  ihn  herantreten,  gerecht  zu  werden. 
Hierzu  gehört  noch  die  Kenntnis  der  sogenannten  sozialen  Gesetzgebung, 
der  Reichsversicherungsordnung  und  ihrer  Handhabung  durch  die  maß- 
gebenden Instanzen,  der  sogenannten  Spruchpraxis.  Weiter  erforderlich  ist 
eine  reiche  Erfahrung  in  der  Einwirkung  körperlicher  Zustände  auf  die 
Erwerbsfähigkeit  des  Einzelnen,  wenn  ein  brauchbares  Gutachten  erstattet 
werden  soll.  Diese  Gutachtertätigkeit  setzt  wieder  ein  sicheres  Beherrschen 
der  besonderen  Untersuchungstechnik  voraus,  die  den  dem  ^Trsichertsein 
entspringenden  Neigungen  zur  Übertreibung  und  Simulation  Rechnung  zu 
tragen  versteht. 


3 


Einleitung. 

Dem  begutachtenden  Arzte  muß  das  Milieu  des  versicherten  Arbeiters, 
die  Physiologie  einzehier  Arbeitsverrichtungen  und  manches  Technische 
der  Betriebe  bekannt  sein.  Mit  den  üblichen  eigenartigen  Bezeichnungen, 
wie  Schirrmeister,  Stockmann,  Zuschläger,  Postengeselle,  Former,  Kern- 
macher, Dreher,  Zurichter  usw.  muß  er  auch  die  richtigen  Begriffe  ver- 
binden können. 

Der  allgemeine  klinische  Unterricht,  in  dem  manche  Lehrer  auf  die 
Beziehungen  ihres  Gebietes  mit  der  Unfallheilkunde  gelegentlich  „nebenbei^^ 
hinweisen,  kann  diese  Kenntnisse  nicht  vermitteln,  wie  ich  an  anderer 
Stelle  ausgeführt  habe,  i) 

Außerdem  ist  das  Material  der  Kliniken  für  die  Beurteilung  von 
verbleibenden  Unfallfolgen  keineswegs  immer  das  geeignete.  Viele  Ver- 
letzungen aus  dem  Gebiete  der  kleinen  Chirurgie,  Panaritien,  sonstige 
Fingerverletzungen,  Luxationen,  Frakturen  gelangen  gar  nicht  zur  Be- 
handlung in  den  Kliniken  und  den  Krankenhäusern.  Derartige  Patienten 
verbleiben  in  der  Behandlung  ihrer  Kassenärzte  und  harren  dort  dem  Termine 
der  Entschädigungsfestsetzung  — bekanntlich  Beginn  der  14.  Woche  — 
entgegen.  Gerade  diese  kleinen  Verletzungen  mit  ihren  bleibenden,  oft  un- 
verhältnismäßig schwer  erwerbsstörenden  Folgen  bilden  die  Mehrzahl  der 
B entenstreitverfahren. 

Ein  geschlossener  Unterricht  auf  dem  Gebiet  der  sozialen  Medizin, 
die  sich  aus  formell-j uristischen,  materiell-medizinischen  und  volkswirt- 
schaftlichen Fragen  zusammensetzt,  muß  demnach  als  erforderlich  be- 
zeichnet werden. 

Der  Arzt  soll  also  nicht  nur  die  Verletzung  heilen  können,  sondern 
auch  den  mit  einem  Unfall  unvermeidlich  verbundenen  wirtschaftlichen 
Schaden  auf  das  geringste  Maß  zurückführen,  indem  er  seinen  Patienten 
so  schnell  wie  möglich  wieder  lohnbringender  Arbeit  zuführt.  Über  die 
Angemessenheit  der  vorgeschlagenen  oder  festgesetzten  Rentenbezüge  be- 
lehre er  ihn  und  bewahre  ihn  davor,  sich  unnötig  zwecks  Rentenerhöhung 
in  ein  mit  Aufregungen  und  Zeitverlusten  verknüpftes  Streitverfahren  ein- 
zulassen, bei  dem  die  Arbeit  vernachlässigt  wird. 

Das  Dankgefühl  des  durch  unangebrachtes  ärztliches  Zutun  zunächst 
mit  einer  zu  hohen  Rente  Bedachten  wandelt  sich  in  Haß,  wenn  dieselbe 
auf  Grund  erneuter  sachgemäßer  Prüfung  gekürzt  werden  muß. 

Eine  ihre  Berechtigung  nicht  in  sich  tragende  Rente  ist  ein  Danaer- 
geschenk. 

Ein  35jälir.  Arbeiter  erkrankte  einige  Tage  nach  einer  geringen  ßaiich- 
kontusion  an  Gelbsucht  mit  Fieber  und  Abmagerung.  Nicht  der  Patient,  der  Arzt 
behauptete  den  Zusammenhang  zwischen  Krankheit  und  Retriebsunfall  und  atte- 
stierte, dab  der  Leberkrebs  ( !)  eine  Folge  des  Unfalles  sei.  Bei  der  bestimmten 
Form  dieses  Gutachtens  unterblieb  die  Untersuchung  durch  einen  anderen  Arzt, 
und  der  Unfallverletzte  bezog  — merkwürdigerweise  ohne  jede  Nachprüfung  — 


ü Vergleiche:  Über  den  Unterricht  in  der  sozialen  Medizin.  Med.  Klinik,  1011, 
Nr.  6 u.  7. 
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durch  10  Jahre  die  Vollrente,  die  ungefähr  1200  M.  pro  Jahr  betrug.  eta- 
blierte ein  Zigarrengoschäft  mit  Wettbureau,  das  bei  dem  von  der  Beruf sgenossen- 
schaft  in  Form  der  Rente  gewährten  Zuschuß  auch  bei  kleinem  Nutzen  ihn  und 
seine  Familie  ernähren  konnte.  Als  sich  nun  bei  der  Nachprüfung  ergab,  daß  der 
gesunde  und  inzwischen  mangels  körperlicher  Bewegung  sehr  korpulent  gewordene 
Mann  niemals  an  lieberkrebs  gelitten  haben  konnte,  kam  die  Rente  in  Wegfall. 
Der  Zusammenbruch  des  Unternehmens  war  unvermeidlich  und  verschlang  auch 
noch  die  sonstigen  kleinen  Ersparnisse  der  Familie.  Zu  körperlicher  Arbeit  war 
der  Mann  inzwischen  unbrauchbar  geworden.  Ähnliche  Fälle  sind  wiederholt  zur 
Beobachtung  gelangt. 

Außerdem  entsteht  aber  ein  ethischer  Schaden,  sobald  jemand  durch 
zu  hohe  Rentenbemessung  eine  höhere  Entschädigung  bezieht,  als  sie  seinem 
durch  Unfallfolgen  notwendigerweise  bedingten  Lohnausfall  entspricht. 
Seine  Umgebung  wie  seine  Arbeitsgenossen  merken  sehr  bald  das  Miß- 
verhältnis zwischen  dem  tatsächlichen  Schaden,  der  Erwerbseinbuße  und 
dem  zu  hohen  Schadensersatz.  Sie  folgern,  daß  man  sein  Leiden  nur  recht 
beweglich  darzustellen  brauche,  um  sich  mühelos  eine  stets  willkommene 
Nebeneinnahme  in  Form  einer  Rente  zu  sichern. 

Andrerseits  wird  dem  Geiste  unserer  sozialen  Fürsorge  nicht  ent- 
sprochen, wenn  einem  Opfer  der  Berufsgefahren  die  ihm  zustehende  Ent- 
schädigung gar  nicht  oder  nur  unvollkommen  gewährt  wird.  Hier  ist  es 
eine  vornehme  Aufgabe  des  Arztes,  als  sachkundiger  Berater  und  Helfer 
dem  Verletzten  beim  Verfechten  seiner  Ansprüche  zur  Seite  zu  stehen. 

Entwickelung  der  sozialen  Unfallgesetzgebung  und  Reichsver- 
sicherungsordnung. 

Die  heutige  staatliche  Unfallversicherung  bedeutet  gegenüber  den 
früheren  einschlägigen  Gesetzen  einen  ganz  wesentlichen  Vorteil  für  die- 
Versicherten.  Ursprünglich  haftete  bei  Unfällen  im  Gewerbebetriebe  ledig- 
lich derjenige,  der  durch  sein  Verschulden  einen  Schaden  heraufbeschworen 
hatte.  In  vielen  Fällen  war  dies  ein  Arbeitsgenosse  oder  Betriebsbeamter, 
dessen  Vermögensverhältnisse  selbst  bei  erfolgreich  durchgekämpftem  Pro- 
zesse den  Schadenersatz  für  den  Geschädigten  häufig  illusorisch  machten. 
Durch  eigene  Unvorsichtigkeit  oder  unabwendbare  Ereignisse  herbei- 
gefiihrte  Schäden  gelangten  somit  von  vornherein  nicht  zur  Abgeltung. 

Einen  Fortschritt  bedeutete  demnach  schon  das  Reichshaftpflicht- 
gesetz vom  7.  Juni  1871,  insofern  es  dem  Unternehmer  eine  selbständige 
Haftung  für  vollen  Schadenersatz  auferlegte,  sofern  er  im  Betriebe  einer 
Eisenbahn  nicht  höhere  Gewalt  oder  eigenes  Verschulden  des  Verun- 
glückten nachweisen  konnte,  während  im  Betriebe  eines  Bergwerkes,  eines 
Steinbruchs,  einer  Gräberei  oder  einer  Fabrik  ihm  oder  einem  seiner  Be- 
triebsbeamten ein  Verschulden  nachgewiesen  werden  mußte.  Auch  hier  blieb 
einem  großen  Teil  der  Unfälle  die  Entschädigung  versagt,  ganz  abgesehen 
davon,  daß  die  Prozesse  das  Einvernehmen  zwischeiP  Arbeitgeber  und 
Arbeiter  trüben  mußten. 
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Die  sich  jedem  aufmerksamen  Ik'obachter  aufdrängenden  Erfahrun- 
gen führten  dann  zu  einer  Gesetzgebung,  die  in  der  nachstehenden  Kai- 
serlichen Botschaft  vom  14.  November  1881  angekündigt  wurde. 

„Wir  halten  es  für  Unsere  kaiserliche  Pflicht,  dem 
Reichstag  die  Förderung  des  Wohles  der  Arbeiter  von 
neuem  ans  Herz  zu  legen,  und  würden  Wir  mit  um  so  grö- 
ßerer Befriedigung  auf  alle  Erfolge,  mit  denen  Gott  Un- 
sere Regierung  sichtlich  gesegnet  hat,  zurückblicken,  wenn 
es  Uns  gelänge,  dereinst  das  Bewußtsein  mitzunehmen, 
dem  Vaterlande  neue  und  dauernde  Bürgschaft  seines  in- 
neren Friedens  und  den  Hilfsbedürftigen  größere  Sicher- 
heit und  Ergiebigkeit  des  Beistandes,  auf  den  sie  An- 
spruch haben,  zu  hinterlassen.  In  Unseren  darauf  gerich- 
teten Bestrebungen  sind  Wir  der  Zustimmung  aller  ver- 
bündeten Regierungen  gewiß  und  vertrauen  auf  die  Unter- 
stützung des  Reichstags  ohne  Unterschied  der  Parteistel- 
lungen. In  diesem  Sinne  wird  zunächst  der  Pintwurf  eines 
Gesetzes  über  die  Versicherung  der  Arbeiter  gegen  Be- 
triebsunfälle vorbereitet.  Ergänzend  wird  ihm  eine  Vor- 
lage zur  Seite  treten,  welche  sich  eine  gleichmäßige  Orga- 
nisation des  gewerblichen  Krankenkassenwesens  zur  Auf- 
gabe stellt.  Aber  auch  diejenigen,  welche  durch  Alter  oder 
Invalidität  erwerbsunfähig  werden,  haben  der  Gesamtheit 
gegenüber  einen  begründeten  Anspruch  auf  ein  höheres 
Maß  staatlicher  Fürsorge,  als  ihnen  bisher  hat  zuteil 
werden  können.  P'ür  diese  Fürsorge  die  rechten  Mittel  und 
Wege  zu  finden,  ist  eine  schwierige,  aber  auch  eine  der 
höchsten  Aufgaben  jedes  Gemeinwesens,  welches  auf  den 
sittlichen  P^undamenten  des  christlichen  Volkslebens  steht. 
Der  engere  Anschluß  an  die  realen  Kräfte  dieses  \^olks- 
lebens  und  das  Zusammenfassen  der  letzteren  in  der  Form 
korporativer  Genossenschaften  unter  staatlichem  Schutz 
und  staatlicher  P^örderung  werden,  wie  Wir  hoffen,  die 
Lösung  auch  von  Aufgaben  möglich  machen,  denen  die 
Staatsgewalt  allein  in  gleichem  Umfange  nicht  gewachsen 
sein  würde.^^ 

Es  sollte  somit  die  privatrechtliche  Haftung  des  einzelnen  ersetzt 
^verden  durch  Eintreten  der  Gesamtheit  der  Betriebsunternehmer  für  die 
durch  Betriebsunfälle  verletzten  Arbeiter  und  deren  Hinterbliebenen  im 
Falle  des  durch  einen  Betriebsunfall  herbeigeführten  Todes. 

Diese  Fürsorge  sollte  durch  eine  Zwangsversicherung  herbeigefühid 
werden  und  auf  öffentlich-rechtlicher  Grundlage  beruhen.  Die  Lasten  wai-en 
als  Teil  der  allgemeinen  Produktionskosten  anzusehen  und  somit  von  den 
Unternehmern  allein  zu  tragen. 
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Unter  diesen  Gesiclitspnnkten  ergingen  in  den  Jahren  1883  bis  1889 
die  einzelnen,  die  Versicherung  der  arbeitenden  Bevölkerung  gegen  Krank- 
heit, Unfall  und  Invalidität  regelnden  Gesetze,  denen  in  den  Jahren  1899 
und  1900  eine  Revision  der  Unfall-  und  Invalidengesetzgebung  folgte. 
Letztere  fand  ihren  Niederschlag  in  dem  sogenannten  Mantel-  oder  Haupt- 
gesetz vom  30.  Juni  1900. 

Es  bestanden  sodann  außer  dem  eben  genannten  bis  zum  Inkraft- 
treten der  Reichs  Versicherungsordnung  folgende  Gesetze  für  das  Gebiet 
der  Unfallversicherung: 

1.  Das  Gewerbe-Unfallversicherungsgesetz. 

2.  Das  Unfallversicherungsgesetz  für  Land-  und  Forstwirtschaft. 

3.  Das  Bau-Unfallversicherungsgesetz. 

4.  Das  See-Unfallversicherungsgesetz. 

In  besonderen  Gesetzen  waren  und  ist  noch  die  Unfallfürsorge  für 
Beamte  und  Personen  des  Soldatenstandes,  sowie  die  für  Gefangene  nieder- 
gelegt. 

Mit  der  Zeit  stellte  es  sich  heraus,  daß  auch  diese  Gesetze  nicht 
allen  Forderungen  gerecht  zu  werden  vermochten  und  so  erhielt  nach  ein- 
gehender Beratung  der  Reichsregierung  mit  allen  beteiligten  Faktoren  die 
einschlägige  Gesetzgebung  in  der  1805  Paragraphen  enthaltenden  Reichs- 
versicherungsordnung vom  19.  Juli  1911  ihren  vorläufigen  Abschluß. 

Da  kein  Vorbild  existierte,  mußten  den  einzelnen  Gesetzen  natur- 
gemäß Mängel  anhaften,  die  erst  mit  der  Zeit  in  der  Praxis  erkennbar 
wurden.  Sie  wurden  durch  neuere  gesetzgeberische  Maßnahmen  ausge- 
merzt und  die  Gesetze  den  im  Laufe  der  Zeit  veränderten  Verhältnissen 
angepaßt. 

Die  Reichsversicherungsordnung  repräsentiert  somit  als  vorläufiges 
Schlußglied  in  der  Kette  unserer  im  Jahre  1881  inaugurierten  sozialen 
Gesetzgebung  das  Ergebnis  der  im  Laufe  der  Jahre  gemachten  Erfah- 
rungen. 

Von  der  Bedeutung  und  Ausdehnung  dieser  Gesetzgebung  geben 
einige  Zahlen  ein  anschauliches  Bild. 

Im  Bereich  der  Unfallversicherung  betrug  die  Zahl  der  versicherten 
Personen: 


1910  27,553.572 

Für  Entschädigungen  mußten  aufgebracht  werden: 


1886  . 
1890  . 
1895  . 
1900  . 
1905  . 

1909  . 

1910  . 


1‘915  Millionen 


r> 


Umfang  der  Unfallversicherung. 
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Umfang  der  Unfallversicherung. 

Versicherte  Betriebe. 

Der  Versicherung  iinteiiiegen : 

1.  Bergwerke,  Salinen,  Aufbereitungsanstalten,  Steinbrüche , Gräbereien 
(Gruben ) ; 

2.  Fabriken,  Werften,  Hüttenwerke,  Apotheken,  gewerbliche  Brauereien 
und  Gerbereibetriebe; 

3.  Bauhöfe,  Gewerbebetriebe,  in  denen  Bau-,  Dekorateur-,  Steinhauer- 
Schlosser-,  Schmiede-  oder  Brunnenarbeiten  ausgeführt  Averden,  ferner 
Steinzerkleinerungsbetriebe  sowie  Bauarbeiten  außerhalb  eines  geAverbs- 
mäßigen  Baubetriebes; 

4.  das  Schornsteinfeger-,  das  Fensterputzer-,  das  FleischergeAverbe  und 
der  Betrieb  von  Badeanstalten; 

5.  der  gesamte  Betrieb  der  Eisenbahnen  und  der  Post-  und  Telegraphen- 
verwaltungen soAvie  die  Betriebe  der  Marine-  und  HeeresverAvaltungen; 

6.  der  Binnenschiffahrts-,  der  Flößerei-,  der  Prahm-  und  der  Fcährbetrieb, 
das  Schiffziehen  (Treidelei),  die  Binnenfischerei,  die  Fischzucht,  die 
Teichwirtschaft  und  die  EisgeAvinnung , Avenn  sie  geAverbsmäßig  be- 
trieben oder  vom  Reiche,  einem  Bundesstaat,  einer  Gemeinde,  einem 
Gemeindeverband  oder  einer  anderen  öffentlichen  Körperschaft  ver- 
Avaltet  Averden , der  Baggereibetrieb  soAvie  das  Halten  von  Fahrzeugen 
auf  BinnengeAvässern; 

7.  der  Fuhnverksbetrieb , der  Speditionsbetrieb,  der  Fährbetrieb,  der 
Reittier-  und  der  Stallhaltungsbetrieb,  AAnnn  sie  gewerbsmäßig  be- 
trieben werden,  das  Halten  von  anderen  Fahrzeugen  als  Wasserfahr- 
zeugen , Avenn  sie  durch  elementare  oder  tierische  Kraft  beAvegt 
Averden,  soAAÜe  das  Halten  von  Reittieren; 

8.  der  Speicher-,  der  Lagerei-  und  der  Kellereibetrieb,  Avenn  sie  geAverbs- 
mäßig betrieben  werden; 

9.  der  GeAAnrbebetrieb  der  Güterpacker,  Güterlader,  Schaffer,  Bracker, 
Wäger,  Messer,  Schauer,  Stauer; 

10.  Betriebe  zur  Beförderung  von  Personen  oder  Gütern  und  Holzfällungs- 
betriebe, Avenn  sie  mit  einem  kaufmännischen  Unternehmen  verbunden 
sind,  das  über  den  Umfang  des  Kleinbetriebs  hinausgeht; 

11.  unter  der  gleichen  Voraussetzung  (Nr.  10)  Betriebe  zur  Behandlung 
und  Handhabung  der  Ware. 

Das  Reichsversicherungsamt  bestimmt,  Avelche  kaufmännischen  Unter- 
nehmen (Nr.  10  und  11)  als  Kleinbetriebe  der  Unfallversicherung  nicht 
unterliegen. 

Ferner  unterliegen  der  Unfallversicherung  die  landAvirtschaftlichen 
Betriebe. 

Das  Reichsversicherungsamt  kann  bestimmen,  Avelche  BetriebszAveige 
als  landAvirtschaftliche  Betriebe  gelten. 
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Versicherte  Personen. 

(legen  Unfälle  bei  Betrieben  oder  Tätigkeiten,  die  der  Versicherung 
unterliegen  (Betriebsunfälle),  sind  versichert 

1.  Arbeiter,  Gehilfen,  Gesellen,  Lehrlinge; 

2.  Betriebsbeamte,  deren  Jahresarbeitsverdienst  fünftausend  Mark  an 
Entgelt  nicht  übersteigt, 

wenn  sie  in  diesen  Betrieben  oder  Tätigkeiten  beschäftigt  sind. 

(tegen  Unfall  versichert  sind  ferner  Personen,  die 

1.  auf  deutschen  Seefahrzeugen  als  Schiffer,  Schiffsleute,  Maschinisten, 
Aufwärter  oder  in  anderer  Eigenschaft  zur  Schiffsbesatzung  gehören 
(Seeleute),  Schiffer  jedoch  nur,  wenn  sie  gegen  Entgelt  beschäftigt 
werden ; 

2.  auf  deutschen  Seefahrzeugen  in  inländischen  Häfen  oder  auf  inländi- 
schen Kanälen  oder  Flüssen  beschäftigt  werden,  ohne  zur  Schiffsbe- 
satzung zu  gehören,  wenn  sie  nicht  anderweit  auf  Grund  der  Beichs- 
versicherung  gegen  Unfall  versichert  sind: 

3.  in  inländischen  Betrieben  schwimmender  Docks  und  ähnlicher  Ein- 
richtungen sowie  in  inländischen  Betrieben  für  den  Lotsendienst,  für 
Retten  oder  Bergen  von  Menschen  oder  Sachen  bei  Schiffbrüchen, 
für  Bewachen,  Beleuchten  oder  Instandhalten  von  Gewässern  be- 
schäftigt sind,  die  dem  Seeverkehr  dienen. 

Nicht  gegen  Unfall  versichert  sind  demnach : Dienstboten  und  Haus- 
gewerbetreibende. 

Das  Lebensalter  ist  für  den  Eintritt  in  die  Versicherung  belanglos. 

Die  Versicherungspflicht  kann  durch  die  Satzung  der  Berufsgenossen- 
schaft noch  auf  andere  Personen  (Betriebsunternehmer  unter  gewissen 
Voraussetzungen,  Betriebsbeamte,  deren  Jahresarbeitsverdienst  5000  Mk. 
übersteigt)  ausgedehnt  werden. 

Freiwillig  dürfen  sich  selbst  gegen  die  Folge  von  Betriebsunfällen 
versichern:  Unternehmer  sowie  Binnenlotsen,  die  ihr  Gewerbe  für  eigene 
Rechnung  betreiben , wenn  sie  nicht  mehr  als  dreitausend  Mark  Jahres- 
arbeitsverdienst haben  oder  wenn  sie  regelmäßig  keine  oder  höchstens  zwei 
\'ersicherungspflichtige  gegen  Entgelt  beschäftigen. 

Gegenstand  der  Versicherung. 

Gegenstand  der  Versicherung  ist  der  Ersatz  des  Schadens,  der  durch 
Körperverletzung  oder  Tötung  entsteht.  Indes  steht  dem  Verletzten  oder 
seinen  Hinterbliebenen  kein  Anspruch  zu,  wenn  sie  den  Unfall  vorsätzlich 
herbeigeführt  haben. 

Begriff  des  Betriebsunfalles. 

Die  für  den  Arzt  bedeutungsvollsten  gesetzlichen  Vorschriften  werden 
uns  am  besten  an  Beispielen  klar  werden.  Nehmen  wir  an,  ein  in  einem 
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versiclieruiigspfliclitigen  Betriebe  beschäftigter  versicherter  Arbeiter  meldet 
sich  bei  seinem  Arzte  krank  mit  der  Behauptung,  einen  Unfall  erlitten  zu 
haben.  Auf  dem  Krankenschein  findet  der  Arzt  die  Frage  vorgedriickt : 
Liegt  ein  Betriebsunfall  vorV  Dieselbe  wird  er  in  der  Mehrzahl  der 
Fälle  nach  den  erkennbaren  Folgen  des  Unfalles  und  der  glaubhaften  Er- 
zählung des  Verletzten  oder  seiner  Begleiter  ohne  weiteres  bejahen  können. 
Und  doch  schließt  die  Beantwortung  dieser  Frage  bereits  ein  Urteil  in 
sich,  das  zuweilen  über  die  Grenzen  ärztlicher  Aufgaben  hinausgeht.  Die 
Reichsversicherungsordnung  selbst  läßt  nämlich  eine  Begriffsbestimmung 
für  das  Wort  „UnfalL^  vermissen.  Nach  ständiger  Rechtsprechung  wird 
für  die  Annahme  eines  Betriebsunfalles  gefordert,  daß  der  Verletzte  eine 
Schädigung  seiner  körperlichen  oder  geistigen  Gesundheit  erleidet.  Diese 
Schädigung  muß  auf  ein  vom  Willen  des  davon  Betroffenen  unab- 
hängiges, plötzliches,  d.  h.  zeitlich  bestimmbares,  in  einen  ver- 
hältnisnitäßig  kurzen  Zeitraum  eingeschlossencs  Ereignis  zurück- 
zuführen sein.  Ob  die  Folgen  sofort  oder  erst  später  hervortreten,  ist 
gleichgültig. 

Wer  diese  Definition  des  Unfalles  nicht  beachtet,  wird  gegebenenfalls 
in  seinen  Gutachten  zu  falschen  Schlüssen  kommen.  Nach  dieser  Begriffs- 
bestimmung sind  die  Gewerbekrankheiten  — als  Folgen  längere  Zeit  an- 
dauernder, schädlicher  Einflüsse  — von  der  Wohltat  dieses  Gesetzes  vor 
der  Hand  ausgeschlossen. 

Durch  Beschluß  des  Bundesrats  kann  indes  die  Unfallversicherung 
auf  bestimmte  gewerbliche  Berufskrankheiten  ausgedehnt  werden.  Der 
Bundesrat  ist  berechtigt,  für  die  Durchführung  besondere  Vorschriften  zu 
erlassen. 

Als  Beispiel  sei  auf  die  Phosphornekrose,  auf  Quecksilber-  und  Bleiver- 
giftung, sowie  auf  Pneumonokoniosen  hingewiesen. 

Bleivergiftung  nicht  als  Betriebsunfall  anerkannt. 

Vorgeschichte.  Der  damals  28jäbrige  Arbeiter  E.  Sch.  war  am  28.  De- 
zember 1909  vormittags  mit  dem  Reinigen  des  Abzugskanales  am  Reduzierofen 
beschäftigt.  Nachdem  er  hier  etwa  I1/2  Stunden  geweilt  hatte,  trat  er  plötzlich 
heraus  und  klagte  dem  Zeugen  N.  gegenüber  über  Schwindelanfälle. 

Dem  Arbeiter  S.  fiel  die  kurze  Zeit  des  Aufenthaltes  in  dem  Abzugskanal 
auf  und  auf  seine  Frage  erfuhr  er  von  Sch.,  daß  er  seine  Arbeit  nicht  hätte 
beendigen  können,  daß  ihm  unwohl  sei  und  daß  er  Leibschmerzen  verspüre. 

Nach  eigener  Aussage  dem  Arbeiter  N.  gegenüber  hatte  Sch.  bereits  die 
Weihnachtsfeiertage  schlecht  verlebt,  weil  er  unter  heftigsten  Leibschmerzen  zu 
leiden  hatte. 

Der  erstbehandelnde  Arzt,  Dr.  E. , berichtet,  daß  Sch.  sich  am  28.  De- 
zember 1909  wegen  Darmkolik  in  seine  Behandlung  begeben  hat.  Es  waren 
sämtliche  Zeichen  von  Bleiintoxikation  vorhanden,  so  insbesondere  ein  starker 
Bleisaum.  Die  Kolikanfälle  neb.st  Erbrechen  verschlimmerten  sich  in  den  nächsten 
T agen. 

Nach  seiner  Entlassung  aus  dem  Krankenhause  am  1.  März  bestand  bei 
Sch.  eine  Bleifacies  (bleierne  Farbe  des  Gesichts),  sowie  ein  ausgesprochener  Blei- 
saum, Hierzu  gesellte  sich  am  13.  März  eine  Lungenentzündung,  nach  deren 
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Heilung  noch  eine  große  Schwäche,  Hustenreiz  und  Auswurf  zurückblieben.  Am 
18.  April  wurde  der  Tatieut  abermals  einem  Krankenhaus  überwiesen.  Über  den 
Lungen  bestanden  noch  ausgedehnte  bronchitische  Geräusche.  Tuberkelbacillen 
waren  nicht  nachgewiesen  worden. 

Bei  der  Entlassung  aus  der  Klinik  stellte  Stabsarzt  Dr.  R.  Anzeichen  von 
Neurasthenie,  aber  keine  von  Bleivergiftung  mehr  fest.  Ein  Zusammenhang 
zwischen  beiden  sei  nicht  als  unmöglich  zu  bezeichnen.  Es  bestünde  aber  die 
Frage,  ob  die  Bleivergiftung  als  Betriebsunfall  angesehen  wird. 

Die  Berufsgenossenschaft  verweigert  die  Anerkennung  eines  Betriebsunfalls. 

Der  Vertreter  des  Sch.  behauptet  jedoch  das  Vorliegen  eines  solchen  mit 
der  Begründung,  der  Mann  sei  vorher  mit  Bleischmelzen  beschäftigt  gewiesen. 
Jetzt  habe  er  Arbeiten  verrichten  müssen,  welche  viel  Bleistaub  enthielten.  Durch 
das  Einatmen  von  Bleistaub  habe  er  sich  eine  plötzliche  Bleivergiftung  zugezogen, 
die  Arbeit  habe  nur  kurze  Zeit  gewährt,  mithin  sei  ein  plötzliches,  zeitlich  be- 
grenztes Ereignis  vorliegend. 

Die  Landesversicherungsanstalt  Berlin  gewährt  dem  Sch.  zurzeit  eine  Rente 
von  jährlich  Mk.  294-60  gemäß  § 16  des  I.  V.-G. 

Begutachtung. 

Unstreitig  ist  Sch.  nach  einem  verhältnismäßig  kurzen  (1^2  Stunden 
währenden)  Aufenthalt  in  dem  Bleistaub  enthaltenden  Abzugskanal  unter  den 
Zeichen  der  Bleivergiftung  erkrankt. 

Es  entsteht  nur  die  Frage,  ob  es  sich  um  eine  akute  Bleivergiftung  nach 
einmaliger  Befassung  mit  bleihaltigen  Substanzen  handelt,  oder  um  eine  chronische 
Bleivergiftung  nach  längerer  Einwirkung  von  Blei. 

Die  akute  Bleivergiftung  setzt  die  Erscheinungen  eines  heftigen  Magendarm- 
katarrhs, wobei  es  zum  Erbrechen  grauweißer  bleihaltiger  Massen  und  zur 
Entleerung  bluthaltiger  Stühle  kommt,  voraus.  Von  allen  Autoren  wird  die  akute 
Bleivergiftung  als  ein  seltenes  Vorkommnis  bezeichnet. 

Das  Krankheitsbild  der  chronischen  Bleivergiftung  besteht  hauptsächlich  in 
der  Bleikolik,  heftigen  Kolikschmerzen,  die  vom  Nabel  ausstrahlen.  Dabei  besteht 
Stuhlverstopfung,  seltener  Diarrhöe,  häufig  Erbrechen. 

Als  allgemeine  Erscheinungen  finden  sich  der  Bleisaum,  das  heißt  ein  schiefer- 
grauer bis  blauschwarzer  Saum  des  lockeren  und  meist  auch  beträchtlich  ge- 
schwundenen Zahnfleisches.  Bleikolik  und  Bleisaum  wuirden  bei  Sch.  am  28.  De- 
zember 1909  unzweifelhaft  festgestellt. 

Derartige  Symptome  können  nur  durch  längere  (tage-  bis  wochenlange)  Be- 
schäftigung mit  Blei  entstehen. 

Thiem  sagt  daher  in  seinem  Handbuch  der  Unfallerkraukungen  (II.  Auflage, 
1909,  Bd.  1,  S.  337):  „Bleivergiftungen  können  in  der  Regel  als  Betriebsunfälle 
nicht  in  Frage  kommen.  Das  Reichsversicherungsamt  hat  dies  unter  anderem  auch 
in  einer  Entscheidung  gegenüber  dem  von  Leivin  in  einem  Gutachten  einge- 
nommenen entgegengesetzten  Standpunkt  ausdrücklich  betont.  Nach  den  bisherigen 
Erfahrungen  sei  zur  Entstehung  einer  Bleivergiftung  eine  mehr  als  eintägige  Be- 
schäftigung notwendig.“ 

Nun  ist  Sch.  nach  der  eigenen  Angabe  seines  Vertreters  vorher  schon  mit 
Bleischmelzen  beschäftigt  gewesen.  Es  ist  die  Annahme  berechtigt,  daß  hierbei 
Sch.  vollauf  Gelegenheit  gehabt  hat,  eine  allmähliche  Vergiftung  seines  Organismus 
mit  Blei  zu  erwerben. 

Es  ergibt  sich  daher  die  Folgerung,  daß  die  bei  Sch.  am  28.  Dezember  1909 
festgestellten  Anzeichen  einer  chronischen  Bleivergiftung  nicht  durch  die  verhält- 
nismäßig kurzfristige  Berührung  mit  Bleisubstanz  während  der  IÜ2  Stunden  des- 
selben Tages  hervorgerufen  sind,  zumal  in  den  Weihnachtstagen  vorher  sich  schon 
ähnliche  Symptome  gezeigt  hatten.  Vielmehr  ist  mit  einer  an  Sicherheit  grenzenden 


11 


Begriff  des  Betriebsunfalles. 


hohen  Wahrscheinlichkeit  anzunehnien,  daß  die  längere  Zeit  währende  Beschäfti- 
gung bei  Sch.  eine  chronische  Bleivergiftung  herbeifiihrte,  die  an  dem  genannten 
Tage  ihren  Höhepunkt  erreichte  und  zur  Arbeitseinstellung  zwang. 

Ich  gelange  daher  zu  dem  Schlüsse,  daß  die  vom  Reichsversicherungsamt  auf- 
gestellten Merkmale  des  Betriebsunfalls,  selbst  bei  weitester  Fassung  des  Begriffs 
„plötzlich“,  vom  ärztlichen  Standpunkt  aus  im  vorliegenden  Falle  nicht  ge- 
geben sind. 

Auf  dieses  Gutachten  hat  sich  dann  ein  Arzt  noch,  wie  folgt,  geäußert ; „Pis 
handelt  sich  hier  um  die  Frage,  ob  ein  schon  bleikranker  Mann  am  28.  De- 
zember 1909  einen  mehr  akuten  Ausbruch  dieses  Leidens  erlitt  — mithin  eine 
Gewerbekrankheit  vorliegt  — , oder  ob  eine  besondere  über  das  gewöhnliche  Maß 
hinausgehende  Beschäftigung  mit  Blei  im  Sinne  eines  Unfalls  den  plötzlichen  Krank- 
heitszustand bewirkt  hat.  Nach  den  Angaben  des  Vertreters  würden  meiner  An- 
sicht nach  noch  Erhebungen  darüber  notwendig  sein,  ob  Sch.  in  der  Tat  an  jenem 
Tag  in  besonderem  Maße  der  Gefahr  ausgesetzt  war,  an  Bleivergiftung  zu  er- 
kranken. Nur  in  diesem  Falle  würde  es  sich  um  die  Verschlimmerung  eines  be- 
stehenden Leidens  und  damit  um  einen  entschädigungspflichtigen  Betriebsunfall 
handeln.“ 

Auf  Grund  dieser  angesichts  der  Entstehungsart  einer  Bleivergiftung  ärztlich 
nicht  ganz  verständlichen  Erwägungen  wurde  noch  weiterer  Beweis  erhoben. 

Der  Arbeitgeberin  des  Erkrankten  wurden  folgende  Fragen  vorgelegt : 

a)  Stellt  sich  das  Reinigen  des  Abzugskanals  am  Reduzierofen  als  eine 
Arbeit  dar,  bei  der  der  Arbeiter  in  besonderem  Maße  der  Gefahr  ausgesetzt  ist, 
eine  größere  Menge  von  Bleidämpfen  und  Bleistaub  einzuatmen? 

h)  Inwieweit  wird  das  Einatmen  der  Bleidämpfe  beziehungsweise  des  Blei- 
staubes durch  die  Schutzvorrichtung  (Mundrespirator),  mit  der  Sch.  versehen 
Avar,  gehindert?  Wird  das  Einatmen  durch  die  Nase  hierdurch  ebenfalls  ver- 
hindert? 

c)  Wie  oft  wird  der  Abzugskanal  im  Laufe  eines  Jahres  gereinigt? 

d)  Ist  bei  dieser  Arbeit  früher  schon  das  Auftreten  von  akuter  Bleiver- 
giftung beziehungsweise  Unwohlsein  oder  Übelkeit  der  Arbeiter  beobachtet  worden? 

Die  Antwort  lautete : 

Zu  a)  Vor  dem  Reinigen  des  manneshohen  Abzugskanales  wird  er  drei  bis 
vier  Tage  lang  an  vier  Stellen  offengehalten,  so  daß  die  darin  befindlich  gewesenen 
Bleidämpfe  abziehen  können.  Erst  dann  darf  der  Arbeiter  den  Kanal  befahren 
und  die  Reinigung  von  außen  nach  innen  vornehmen,  so  daß  ein  etwa  aufwirbeln- 
der  Staub  nach  dem  Schornstein,  dessen  Schieber  offen  steht,  abgezogen  wird. 
Es  ist  also  kein  Bleidampf  darin ; daß  aber  in  der  Flugasche  Bleiteilchen  vor- 
handen sind,  ist  wohl  anzunehmen. 

Zu  h)  Deshalb  ist  auch  die  Benutzung  des  Mundrespirators  vorgeschrieben. 
In  dem  Apparat  befindet  sich  Watte,  durch  die  verhindert  wird,  daß  Luft  durch 
die  Nase  und  Mund  der  Arbeiter  dringen  kann,  ohne  vorher  durch  die  Watte 
filtriert  zu  sein.  Die  von  uns  angewandte  Schutzvorrichtung  ist  uns  von  der  Ge- 
werbeinspektion empfohlen.  Es  ist  auch  kontrolliert  worden , daß  sie  Sch.  bei  Be- 
ginn der  Arbeit  angelegt  hat. 

Zu  cj  Der  Abzugskanal  wird  jährlich  einmal  gereinigt. 

Zu  dj  Das  Auftreten  von  akuter  Bleivergiftung,  Unwohlsein  oder  Übelkeit 
ist  beim  Reinigen  des  Kanals  noch  niemals  bemerkt  worden. 

Nach  Kenntnisnahme  dieses  Schriftwechsels  äußerte  ich  mich  auf  Erfordern 
des  Schiedsgerichts  noch  einmal,  wie  folgt; 

Daß  Sch.  zur  Zeit  des  als  Unfall  angesprochenen  Ereignisses  an  chronischer 
Bleivergiftung  litt,  kann  nach  Lage  des  Falles  nicht  bezweifelt  werden. 

Bei  einer  derartigen  Disposition  bedarf  es  dann  nur  noch  einer  geringen 
Weiterbelastung  des  Körpers  mit  Blei,  um  die  Symptome  so  zu  verstärken,  daß 
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die  Bleivergiftung  manifest  wird.  Es  bedarf  zu  einer  bestimmten  Zeit  eben  nur 
noch  eines  Tropfens,  um  das  Maß  zum  Überlaufen  zu  bringen.  Ob  dies  nun  eine 
geringere  oder  eine  größere  Quantität  ist,  ist  belanglos,  denn  allein  die  geringere 
Quantität  genügt  schon,  um  die  verderblichen  Folgen  in  die  Erscheinung  treten 
zu  lassen. 

Es  ist  also  nicht  zu  verstehen,  wie  die  letzte  Beladung  des  Körpers  mit 
Blei  vor  dem  Ausbruch  der  Erkrankung  als  Betriebsunfall  oder  als  Verschlimme- 
rung eines  vorbestehenden  Leidens  aufgefaßt  werden  könnte.  Es  handelt  sich  ja 
um  die  fortgesetzte  Einwirkung  derselben  Schädlichkeit. 

Bei  jeder  chronischen  Vergiftung  wird  die  Aufnahme  der  letzten  Quantitäten 
eine  größere  — die  ausschlaggebende  — Bedeutung  für  den  Ausbruch  der  Krank- 
heit haben,  wie  die  der  ersten. 

Nun  ergibt  die  Auskunft  der  Arbeitgeberin  obenein,  daß  eine  erhöhte  Blei- 
aufnahme durch  die  von  Sch.  verrichtete  Arbeit  gar  nicht  stattfinden  konnte. 

Mein  früher  erstattetes  Gutachten  muß  daher  in  allen  Punkten  aufrecht 
erhalten  werden.  Hierauf  haben  Schiedsgericht  und  Reichsversicherungsamt  die 
Ansprüche  des  Klägers  zurückgewiesen,  da  ein  Betriebsunfall  im  Sinne  des  Ge- 
setzes nicht  vorlag. 

Als  Unfälle  gelten  auch  nicht  die  sich  nicht  plötzlich  geltend  machenden 
Einflüsse  ungesunder  Betriebsstätten  (Zugluft,  Hitze  und  Kälte). 

Immerhin  wird  der  Begriff  des  Plötzlichen  von  Fall  zu  Fall  cum 
grano  salis  auszulegen  sein.  So  ist  wiederholt  in  Fällen  von  Hitzschlag 
während  der  Arbeit  in  glühendem  Sonnenbrände  oder  bei  Erfrieren  infolge 
von  Arbeiten  im  Freien  bei  hochgradiger  Kälte  das  Vorliegen  eines  Be- 
triebsunfalles anerkannt  worden,  da  die  Spruchbehörden  zu  der  Annahme 
gelangten,  die  „plötzliche  Einwirkung^‘  der  schädigenden  Temperaturver- 
hältnisse sei  immer  noch  nach  ihrer  zeitlichen  Ausdehnung  deutlich  ab- 
grenzbar. 

Des  weiteren  hat  sich  nach  den  Entscheidungen  des  Reichsver- 
sicherungsamtes die  Spruchpraxis  herausgebildet,  daß  allmählich  durch 
die  Arbeit  entstehende  äußere  Verletzungen  keinen  Unfall  darstellen.  Falls 
also  jemand  beim  andauernden  Graben  Blasen  an  den  Händen  erwirbt, 
und  dieselben  vereitern  — ohne  daß  der  Leidende  jetzt  das  plötzliche  Ein- 
dringen von  Eitererregern  durch  irgendein  neues  in  der  Betriebsgefahr 
liegendes  Ereignis  nachweisen  kann  — , so  wird  das  Vorliegen  eines  Be- 
triebsunfalles zu  verneinen  sein,  auch  wenn  die  schwersten  Folgen,  wie 
Gelenksversteifung,  Sehnennekrosen  oder  gar  Verlust  des  Armes  eintreten. 
Die  Berufsgenossenschaften  können  sich  mit  Erfolg  darauf  stützen,  daß 
die  Blase  als  solche  keine  Unfallfolge  im  Sinne  des  Gesetzes  war.  Mit 
einigen  Tagen  Ruhe  wäre  unter  geeigneter  Behandlung  das  Übel  behoben 
gewesen.  Bedeutung  gewann  das  Leiden  erst,  als  die  Eitererreger  in  die 
Gewebe  eindrangen.  Zu  einem  solchen  Geschehnis  ist  aber  auch  außerhalb 
der  Betriebsarbeit  bei  den  gewöhnlichen  Verrichtungen  des  Lebens,  z.  B 
im  eigenen  Haushalt,  mehr  als  reichlich  Gelegenheit.  Es  muß  also  ein 
neuer  Unfall  hinzugetreten  sein,  von  dem  erst  nachzuweisen  ist,  ob  auch 
er  sich  im  Betriebe  ereignet  hat. 

Im  allgemeinen  geht  indes  meine  Erfahrung  dahin,  daß  in  Fällen 
von  Infektionen  mit  schweren  Folgen  die  Berufsgenossenschaften  keinen 
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zu  rigorosen  Standpunkt  hinsichtlich  des  nachzuweisenden  Unfallereignisses 
verfechten,  vielmehr  — in  zutreffender  Würdigung  ihrer  sozialen  Auf- 
gaben — geneigt  sind,  ihre  Entschädigungspflicht  anzuerkennen,  wenn  ein 
hoher  Grad  von  Wahrscheinlichkeit  von  dem  ärztlichen  Sachverständigen 
als  vorliegend  erachtet  wird,  daß  die  Infektion  nach  Art  des  Betriebes  bei 
demselben  erfolgt  sei. 

üurchscheiieni  der  Haut  (sogen.  „WolU^)  und  Blutvergiftung  nicht 

Folge  eines  Betriebsunfalls. 

Der  Oberniälzer  G.  verstarb  am  20.  Januar  1908  an  den  Folgen  einer  all- 
gemeinen Blutvergiftung,  die  von  einer  eitrigen  Lympbgefäßentzündung  am  linken 
Oberschenkel  ausgegangen  war.  Seine  Hinterbliebenen  führten  den  Tod  auf  einen 
Betriebsunfall  zurück,  den  sie  in  folgendem  Sachverhalt  erblickten:  Am  9.  Januar 
1908  wurden  im  Hofe  der  Stadtmälzerei  in  G.  2 Doppelladungen  Gerste  zu 
je  200  Zentner  angefahren.  Davon  wurde  die  Hälfte  vormittags,  die  andere  Hälfte 
gegen  Abend  abgeladen.  Die  Gerste  befand  sich  in  Säcken  zu  je  75%.  G.  stand 
bei  dem  i\bladen  auf  dem  Wagen,  prüfte  den  Inhalt  der  Gerste  aut  ihre  Güte 
und  reichte  sodann  die  Säcke  vom  Wagen  hinunter  an  4 Abträger.  Am  Nach- 
mittage trat  Regen  ein,  infolgedessen  mußte  das  Abladen  beschleunigt  werden. 
G.,  der  ein  starker,  zur  Fettleibigkeit  neigender  Mann  war,  soll  nun,  nach  der 
Angabe  der  Hinterbliebenen,  sich  beim  Abladen  des  zweiten  Wagens  in  der  linken 
Leistengegend  eine  oberflächliche  Hautabschürfung,  einen  sogen.  „Wolf“,  dadurch 
zugezogen  haben,  daß  sich  an  jener  Körperstelle  die  sich  berührenden  schwitzen- 
den Hautflächen  scheuerten  oder,  da  er  keine  Unterbeinkleider  trug,  durch  die 
Hose  gescheuert  wurden.  Tatsache  ist,  daß  G.  nach  Beendigung  der  Arbeit  den 
Abträgern  G.  und  S.  gegenüber  geklagt  hat,  daß  er  sich  bei  der  Arbeit  in  der 
Leistengegend  aufgerieben  und  deshalb  Schmerzen  habe.  Als  diese  sich  verschlim- 
merten, machte  G.  am  11.  Januar  dem  Braumeister  Mitteilung,  indem  er  auch 
diesem  als  Ursache  seiner  Beschwerden  das  Wundscheuern  beim  Gersteabladen 
bezeichnete.  Am  13.  Januar  trat  er  in  ärztliche  Behandlung.  Die  BG.  nahm  nach 
Anhörung  des  Professors  Dr.  K.  an,  daß  das  Wundscheuern  der  Haut  nur  als 
eine  naturgemäße  Folge  der  fortgesetzten  Arbeitstätigkeit  des  G.  und  daher  nicht 
als  Betriebsunfall  anzusehen  sei.  Sie  wies  deshalb  die  Entschädigungsansprüche 
der  Hinterbliebenen  zurück.  Das  SchG,  hielt  das  Auf  scheuern  der  Haut  für  ein 
zeitlich  genügend  begrenztes  Ereignis,  um  es  als  einen  „Unfall“  anerkennen  zu 
können,  und  nahm  ferner  an,  daß  die  Blutvergiftung  bei  und  durch  das  Abladen 
der  Gerste  am  Nachmittage  des  9.  Januar  erfolgt  sei.  Denn  G.  habe  nach  der 
gleichen  Arbeitsleistung  am  Vormittage  noch  keine  Schmerzen  geäußert;  auch  sei 
die  Arbeit  infolge  der  damit  verbundenen  Staubentwicklung  und  infolge  der 
Nässe  der  Säcke  geeignet  gewesen,  eine  Infektion  herbeizuführen.  Das  RVA. 
hat  auf  den  Rekurs  der  BG.  deren  ablehnenden  Bescheid  wieder  hergestellt. 
Gründe: 

Die  Entschädigungsansprüche  der  Kläger  wegen  des  Todes  ihres  Erblassers 
würden  nur  dann  begründet  sein,  wenn  sich  die  Schädigung  der  Gesundheit  des 
Verstorbenen  auf  ein  plötzliches,  das  ist  zeitlich  bestimmbares,  in  einem  verhält- 
nismäßig kurzen  Zeitraum  eingeschlossenes  Ereignis  im  Betriebe  zurückführen 
ließe.  Hierbei  kommt  es  nicht  darauf  an,  daß,  wie  das  SchG,  anzunehmen  scheint, 
sowohl  die  Hautverletzung  wie  auch  die  Infektion  im  Betriebe  und  durch  den 
Betrieb  entstanden  ist.  Zur  Begründung  des  Entschädigungsanspruchs  genügt  viel- 
mehr der  Nachweis,  daß  sich  der  Verstorbene  entweder  die  Hautverletzung, 
welche  die  Eingangspforte  für  die  Eitererreger  bildete,  in  einem  kurzen  Zeitraum 
durch  die  Betriebsarbeit  zugezogen  hat,  oder  daß,  w^enn  die  Verletzung  au  sich 
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außerhalb  des  Betriebes  stattgefunden  hatte,  die  Infektion  im  Betriebe  und  in 
ursächlichem  Zusammenhang  mit  dem  Betriebe  entstanden  ist.  Das  liYA.  hat 
keine  dieser  Voraussetzungen  für  erfüllt  erachtet.  Zunächst  kann  überhaupt  nicht 
als  ausreichend  bewiesen  angesehen  werden,  daß  sich  der  Verstorbene  tatsächlich 
am  9.  Januar  1908  beim  Abladen  der  Säcke  auf  gerieben  hat.  Der  Verstorbene 
hat  zwar  den  Zeugen  G.  und  S.  gegenüber  am  Abend  des  9.  Januar  1908  über 
Schmerzen  in  der  Leistengegend  geklagt  und  bemerkt,  daß  er  sich  aufgerieben 
habe.  Die  Tatsache,  daß  G.  zu  jener  Zeit  über  Beschwerden  geklagt  hat,  schließt 
indessen  nicht  aus,  daß  entweder  das  Wundreiben  schon  vor  dem  9.  Januar  er- 
folgt war,  oder  aber,  daß  die  Schmerzen  überhaupt  nicht  auf  ein  Wundreiben, 
sondern  auf  eine  aus  anderem  Anlasse  entstandene,  in  der  Entwicklung  begriffene 
Blutvergiftung  zurückzuführen  waren,  deren  Entstehung  vor  dem  9.  Januar  lag. 
Trifft  dies  zu,  so  würde  lediglich  feststehen,  daß  die  Schmerzen  gelegentlich  der 
Betriebsarbeit  in  die  Erscheinung  getreten  sind,  und  zwar  vielleicht  gerade  aus 
dem  Grunde,  weil  beim  Anheben  der  Säcke  ein  wiederholter  Druck  auf  die  be- 
reits erkrankte  Körperstelle  stattfand.  Selbst  wenn  aber  auch  unterstellt  wird, 
daß  sich  der  Verstorbene  in  der  Tat  am  9.  Januar  1908  beim  Abladen  der  Säcke 
infolge  der  ungeeigneten  Arbeitskleidung  aufgerieben  hat,  so  läßt  sich  doch  kein 
Beweis  dafür  erbringen,  daß  das  Durchscheuern  der  Haut  an  diesem  Tage  in 
einem  verhältnismäßig  kurzen  Zeitraum  stattgefunden  hat.  Das  Aufreiben  der 
Haut,  der  sogen.  „Wolf“,  ist  erfahrungsmäßig  häufig  das  Ergebnis  einer  längere 
Zeit  fortgesetzten  Reizung  der  betroffenen  Körperstelle.  Der  Verstorbene  hat, 
wie  der  Akteninhalt  ergibt,  sowohl  am  Vormittag  wie  am  Nachmittag  des  9.  Ja- 
nuar Gerste  abgeladen.  Es  muß  daher  mit  der  Möglichkeit  gerechnet  werden, 
daß  diese  während  des  ganzen  Tages  ausgeübte  Arbeit  allmählich  eine  Verletzung 
der  Haut,  sofern  sie  bei  dieser  Tätigkeit  überhaupt  entstanden  ist,  herbeigeführt 
hat.  Alsdann  würde  aber  die  Ursache  der  Verletzung  zeitlich  nicht  eng  genug 
begrenzt  sein,  um  sie  noch  als  eine  „plötzliche“  Einwirkung  im  Sinne  des  Be- 
griffs „Unfall“  ansehen  zu  können.  Es  würde  sich  in  jenem  Falle  vielmehr  um 
eine  Gesundheitsschädigung  handeln,  die  als  das  Endergebnis  einer  eine  längere 
Zeit  andauernden,  der  Gesundheit  nachteiligen  Betriebsweise,  nicht  aber  als  ein 
Betriebsunfall  im  Sinne  des  Gesetzes  zu  erachten  ist.  Dafür,  daß  der  „Wolf“  die 
Folge  einer  kurzzeitigen  „plötzlichen“  Schädigung  gewesen  sei,  ist  keinerlei  An- 
halt gegeben.  Auch  dafür,  daß  etwa  die  Infektion  am  9.  Januar  durch  die  Be- 
triebstätigkeit entstanden  sei,  fehlt  es  an  jedem  Beweise.  Die  Erfahrung  lehrt, 
daß  Eitererreger,  die  durch  eine  Wunde  in  den  Körper  eindringen,  regelmäßig 
eines  gewissen  Zeitraumes  bedürfen,  ehe  sie  zu  Entzündungserschein ungen  Anlaß 
geben.  Es  ist  daher  nicht  wahrscheinlich,  daß  die  Schmerzen,  über  die  der  Ver- 
storbene am  Abend  des  9.  Januar  geklagt  hat,  von  einer  in  der  Entwicklung  be- 
griffenen Blutvergiftung,  die  an  dem  gleichen  Tage  entstanden  war,  ausgegangen 
sind.  Vielmehr  ist  mit  der  Möglichkeit  zu  rechnen,  daß  die  Ansteckung  schon 
vor  dem  9.  Januar  stattgefunden  hat.  Selbst  wenn  aber  auch  die  Infektion  am 
gleichen  Tage  entstanden  sein  sollte,  so  fehlt  doch  jeder  ursächliche  Zusammen- 
hang mit  dem  Betriebe.  Eine  Übertragung  des  Ansteckungsstoffs  durch  irgend- 
welche mit  dem  Betriebe  zusammenhängende  Einrichtungen,  Arbeitsgeräte  oder 
Materialien  hat  nicht  stattgefunden.  Die  Infektion  ist,  wie  auch  Geh.  Medizinalrat 
Dr.  S.  annimmt,  wahrscheinlich  dadurch  entstanden,  daß  im  Innern  der  Arbeits- 
hose befindlicher  Schmutz  in  die  Wunde  eingedrungen  ist.  Dafür  kann  aber  der 
Betrieb  nicht  verantwortlich  gemacht  werden.  Es  gehört  vielmehr  zur  Eigenwirt- 
schaft der  Arbeiter,  für  eine  zweckentsprechende  geeignete  Arbeitskleidung  Sorge 
zu  tragen.  Somit  fehlt  es  an  jedem  Beweise,  daß  der  Tod  des  Erblassers  der 
Kläger  auf  einen  am  9.  Januar  1908  erlittenen  Betriebsunfall  zurückzuführeu 
ist.  Allenfalls  liegen  gewisse  Möglichkeiten  für  die  Annahme  eines  solchen  vor: 
diese  reichen  aber  nicht  zum  Beweise  aus.  Demgemäß  war  der  ablehnende  Be- 
scheid der  Beklagten  vom  14.  April  1908  wieder  herzustellen. 
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Ein  sehr  Avichtiges,  von  den  Ärzten  noch  nicht  ausreichend  gewür- 
digtes Moment  ist  der  Grundsatz,  dah  eine  allmähliche  Verschlimmerung 
krankhafter  Anlage  nicht  als  Unfall  anerkannt  wird. 

An  die  Anerkennung  eines  Unfalles  als  Betriebsunfall  knüpfen  sich 
aber  noch  Aveitere  Bedingungen,  deren  Kenntnis  auch  für  den  Arzt  uner- 
läßlich ist,  Aveiin  anders  er  seinen  Schutzbefohlenen  recht  beraten  Avill, 

Voraussetzung  für  das  Vorliegen  eines  Avirklichen  Betriebsunfalles 
ist,  daß  der  von  einem  solchen  Betroffene  bei  dem  Betriebe  beschäftigt 
ist.  Ein  Arbeiter,  der  auf  einem  fremden  Pabriksgrundstück,  avo  er  zu 
Besuch  weilt,  Amn  dem  Hofhunde  gebissen  wird,  erleidet  keinen  Betriebs- 
unfall. Der  Unfall  muß  zAveitens,  um  sich  als  Betriebsunfall  darzustellen, 
in  einem  ursächlichen  Zusammenhang  mit  dem  Betriebe  und  dessen  Ge- 
fahren stehen.  Es  mangelt  also  denjenigen  Unglücksfällen  die  Bedeutung 
eines  Betriebsunfalles,  die  jedem  anderen  Menschen  an  derselben  Stelle 
zur  selben  Zeit  zustoßen  können,  z.  B.  ein  Erdbeben.  Ebenso  mangelt  sie 
denjenigen,  die  den  in  einem  Betriebe  Beschäftigten  auch  außerhalb  der 
BetriebsAverkstätte  oder  zu  anderer  Zeit  hätten  ereilen  können.  Ein  Arbei- 
ter, der  sich  in  der  Frühstückspause  beim  Zerlegen  seiner  Brotschnitte 
mit  dem  Messer  verletzt,  oder  dem  die  beim  Öffnen  zerspringende  Bier- 
flasche die  Sehnen  der  Hand  durchschneidet,  erleidet  keinen  Betriebsunfall. 

Wird  jemand  von  einem  Blitzschlag  getroffen,  so  Avird  das  Vorliegen 
eines  Betriebsunfalles  zugegeben,  Avenn  der  Verunglückte  durch  seine  Be- 
triebstätigkeit der  Blitzgefahr  ausgesetzt  Avar.  So  geschah  dies  bei  einem 
Maurer,  der  mit  dem  Eindecken  eines  Ziegeldaches  beschäftigt  Avar,  so 
bei  einem  Steuermann,  der  während  eines  GeAvitters  am  Steuer  eines 
Schleppkahnes  stand,  als  er  vom  Blitze  zerschlagen  wurde. 

Eigenes  Verschulden,  Trunkenheit  oder  Leichtsinn  des  Verletzten  bei 
dem  Herbeiführen  des  Unfalls  schließt  die  Anerkennung  eines  Betriebs- 
unfalles als  solchen  nicht  aus;  ebensowenig  verbotsAvidriges  Handeln  gegen 
die  zur  Sicherheit  des  Betriebes  erlassenen  Vorschriften. 

Ein  Betriebsunfall  liegt  jedoch  nicht  vor,  Avenn  jemand  aus  Spielerei 
oder  Neugier  sich  an  einer  Maschine,  mit  der  er  beruflich  nichts  zu  tun 
hat,  beschäftigt  und  dabei  zu  Schaden  kommt. 

Ein  Hinausschreiten  aus  dem  Betriebe  und  seinen  Gefahren  raubt 
einem  Unglücksfall  den  Charakter  des  Betriebsunfalles.  Geradezu  tragisch 
ist  der  folgende  Fall:  Der  Lokomotivführer  einer  neben  der  Staats- 

bahn herlaufenden  Kleinbahn  sieht  auf  dem  Geleise  der  ersteren  ein  Kind 
spielen.  Um  es  der  drohenden  Gefahr  des  UberfahrenAverdens  zu  ent- 
reißen, verläßt  er  seine  Lokomotive  und  betritt  den  Bahnkörper  der  seinem 
Betriebe  fremden  Staatsbahn;  er  rettet  das  Kind  vor  dem  heranbrausenden 
Schnellzuge,  Avird  aber  selbst  noch  von  der  Maschine  erfaßt  und  auf  der 
Stelle  getötet.  Ein  Betriebsunfall  konnte  nicht  anerkannt  Averden.  Der  Unglück- 
liche war  bei  seinem  edelmütigen  KettungSAverke  einer  selbstgeschaffenen 
Gefahr  erlegen,  die  dem  Betriebe  seiner  Kleinbahn  nicht  zur  Last  fiel. 

Erkrankungen  während  des  Betriebes  stellen  keinen  Betriebsunfall  dar. 
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Hirnblutiiug  eines  herzkranken  und  zu  Schlaganfällen  yeranlagterr 
Glashüttenarheiters  während  der  Arbeit  kein  Betriebsunfall. 

Am  11.  Dezember  1905  erkrankte  der  28jährige  Glashüttenarbeiter  L.. 
plötzlich  bei  seiner  Arbeit  unter  ohnmachtsähnlichen  Erscheinungen  uud  starb' 
7 Stunden  später,  ohne  das  Bewußtsein  wieder  erlangt  zu  haben.  Auf  Veranlas- 
sung der  BG.  wurde  am  15.  Dezember  1905  die  Leiche  geöffnet.  Die  Ärzte  ga- 
ben ihr  Gutachten  dahin  ab,  daß  der  Tod  durch  Blutungen  aus  den  Gefäßen  der 
weichen  Hirnhaut  eingetreten  sei.  Als  letzte  Ursache  für  diese  Blutungen  sei  die 
Überanstrengung  und  die  Einwirkung  der  großen  Hitze  bei  der  Arbeit  anzusehen, 
wobei  nicht  außer  acht  gelassen  werden  dürfe,  daß  eine  Verfettung  der  Herzmus- 
kulatur vorhanden  gewesen  sei,  die  zu  Blutungen  bei  Überanstrengung  und  großer 
Hitze  disponiere.  Die  Direktion  der  Glashütte,  in  welcher  L.  gearbeitet  hatte,- 
stellte  fest,  daß  L.  an  dem  fraglichen  Tage  einer  außergewöhnlicli  großen  Hitze 
oder  dem  Einatmen  von  Gasen  nicht  ausgesetzt  gewesen  sei  und  daß  er  sich 
nach  Aussagen  von  Zeugen  nicht  besonders  habe  anstrengen  müssen,  vielmehr 
unter  denselben  Bedingungen,  wie  alltäglich,  gearbeitet  habe.  Der  von  der  BG.  be- 
fragte Dr.  B.  sprach  sich  dahin  aus,  daß  die  Erkrankung  und  der  Tod  des  L.- 
einem  Unfälle  nicht  zur  Last  gelegt  werden  könnten,  da  ein  solcher  gar  nicht 
Vorgelegen  habe.  Eine  gewisse  Disposition  zur  Überfüllung  des  Gehirns  und  zum 
Blutaustritt  könne  sowohl  in  der  festgestellten  Herzverfettung,  als  auch  in  der 
Verwachsung  der  harten  mit  der  weichen  Hirnhaut  am  hinteren  Teile  des  Längs- 
blutleiters  gefunden  oder  wenigstens  angenommen  werden.  Zwar  sei  die  nicht 
leichte  Arbeit  des  L.  neben  der  hohen  Lufttemperatur,  bei  welcher  er  habe 
arbeiten  müssen,  gewiß  geeignet,  Blutandrang  nach  dem  Kopfe  zu  begünstigen,, 
es  sei  aber  nach  der  Äußerung  der  Betriebsdirektion  weder  eine  über  den  ge- 
wöhnlichen Rahmen  des  Betriebes  hinausgehende  besonders  schwere  Arbeit  zu 
verrichten  gewesen,  noch  habe  dabei  eine  außergewöhnlich  große  Hitze  geherrscht. 
Bei  seiner  gerichtlichen  Vernehmung  ergänzte  Dr.  K.  sein  früheres  Gutachten 
dahin,  daß  L.  trotz  seiner  Veranlagung  noch  unbestimmt  lange  Zeit  hätte  leben  können, 
wenn  er  nicht  am  11.  Dezember  1905  die  anstrengende  Arbeit  hätte  leisten 
müssen.  Sodann  holte  die  BG.  von  dem  Professor  Dr.  R.  in  B.  ein  Obergutachten 
ein,  welches  wie  das  des  Dr.  B.  dahin  lautete,  daß  der  Tod  des  L.  durch  keinen 
Betriebsunfall  verursacht  worden  sei,  da  ein  solcher  überhaupt  nicht  Vorgelegen 
habe.  Die  BG.  wies  daraufhin  den  Entschädigungsanspruch  der  Witwe  L.  zurück, 
und  das  SchG,  billigte  dies.  Die  Klägerin  legte  Rekurs  ein  unter  Überreichung 
eines  Situationsplanes,  sowie  eines  von  dem  Professor  Dr.  St.,  dem  Nervenarzt 
Dr.  M.  und  dem  Privatdozenten  und  Prosektor  an  dem  städtischen  Kranken- 
hause M.,  Dr.  W.,  gemeinschaftlich  ausgestellten  Gutachtens  vom  9.  Januar  1907. 
Sie  führte  an,  daß  ihr  verstorbener  Ehemann  am  11.  Dezember  1905  nachmit- 
tags als  Eoulloneur  beim  Gießen  von  Spiegelglas  beschäftigt  gewesen  uud  umge- 
fallen sei,  nachdem  er  13  Gläser  foulloniert  gehabt  habe.  Seine  Aufgabe  habe 
darin  bestanden,  daß  er  zusammen  mit  einem  zweiten  Arbeiter  etwa  16mal  am 
Tage  eine  2 Zentner  schwere  und  8 m lange  Eisenstange,  vermittelst  welcher  die 
Spiegelscheiben  tiefer  in  den  Glühofen  hineingeschoben  würden,  zu  handhaben 
und  nach  jedesmaligem  Gebrauch  etwa  12  bis  15  Schritte  von  der  Gußplatte 
wegzutragen  gehabt  habe.  Der  Ohnmachtsanfall  an  dem  fraglichen  Tage  sei  in 
dem  Augenblicke  eingetreten,  als  der  Verstorbene  mit  seinem  Arbeitsgeuossen 
die  eiserne  Stange  vom  Gießtisch  heruntergenommeu  und  sich,  um  sie  auf  die 
Erde  zu  legen,  gebückt  habe.  Die  Arbeit  sei  sehr  schwer  und  die  Hitze,  wde 
immer  in  solchen  Fällen,  enorm  groß  gewesen.  Diese  Arbeitstätigkeit  sei  zwar 
die  gewöhnliche  des  Verstorbenen  gewesen,  sie  habe  aber  den  Ohnmachtsanfall 
und  den  nach  7 Stunden  eingetretenen  Tod  verursacht,  und  deshalb  sei  auzu- 
nehmen,  daß  ein  entschädigungspfhehtiger  Betriebsunfall  vorliege,  wie  auch  schon 
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das  IIVA.  in  einem  ähnlichen  Falle  angenommen  habe,  indem  es  in  dem  Urteil 
vom  19.  November  1904  ausgesprochen  habe,  daß  zur  Annahme  eines  Betriebs- 
unfalls das  Vorliegen  einer  außergewöhnlichen,  über  den  Rahmen  der  gewöhn- 
lichen Betriebsarbeit  hinausgehenden  Anstrengung  nicht  erforderlich  sei,  vielmehr 
schon  der  Nachweis  genüge,  daß  durch  die  gewöhnliche  Betriebsarbeit,  wenn 
auch  unter  Alitwirkung  anderer  vorhandener  ungünstiger  Umstände,  zu  denen 
Veranlagung  oder  ein  krankhafter  Zustand  des  Organismus  gehöre,  eine  plötz- 
liche Störung  der  körperlichen  Unversehrtheit  tatsächlich  verursacht  worden  ist. 
— Der  Rekurs  ist  zurückgewiesen  worden  mit  folgender  Begründung; 

Der  in  dem  angezogenen  Urteile  des  RVA.  vom  19.  November  1904  aus- 
gesprochene Grundsatz  trifft  nur  zu,  wenn  die  Voraussetzung  für  denselben, 
nämlich  der  Nachweis,  daß  die  plötzliche  Störung  der  körperlichen  Unversehrt- 
heit durch  die  gewöhnliche  Betriebsarbeit  in  erkennbarer  Weise  herbeigeführt 
wurde,  gegeben  ist.  Diese  Voraussetzung  lag  bei  dem  jenem  Urteil  zugrunde 
liegenden  Unfälle  vor,  denn  es  hatte  dort  ein  am  Unfallstage  noch  gesunder, 
wenigstens  nicht  erweislich  kranker  Mann  bei  dem  Heben  eines  70  bis  80  Pfund 
schweren  Eimers  mit  Inhalt  plötzlich  einen  Stich  in  der  Brust  verspürt  und 
einen  Blutsturz  bekommen,  in  dessen  Folge  er  gestorben  ist,  und  es  ist  deshalb 
mit  Recht  angenommen  worden,  daß,  da  der  Blutsturz  auf  ein  organisches  Leiden 
nicht  zurückzuführen  war,  in  der  Arbeitsverrichtung,  bei  welcher  der  Blutsturz 
eintrat,  mindestens  eine  wesentlich  mitwirkende  Ursache,  ohne  die  der  Blutsturz 
nicht  eingetreten  wäre,  zu  erblicken  ist.  Bei  dem  vorliegenden  Falle  ist  eine 
solche  Voraussetzung  für  die  Annahme  eines  Betriebsunfalls  nicht  vorhanden.  Aus 
dem  Sektionsprotokoll  und  der  Aussage  des  praktischen  Arztes  Dr.  K.  ergibt 
sich,  daß  der  Tod  des  L.  durch  Blutung  aus  den  Gefäßen  der  weichen  Hirnhaut 
und  der  Hirnoberfläche  eingetreten  ist  und  daß  eine  Verfettung  der  Herzmusku- 
latur sowie  am  hinteren  Teile  des  Längsblutleiters  im  Schädel  eine  Verwachsung 
zwischen  der  harten  und  weichen  Hirnhaut  vorhanden  war  und  im  Längsblutleiter 
sich  ein  schwarzrotes  Gerinnsel  befand.  Dr.  K.  und  die  Ärzte  Dr.  B.  und  Pro- 
fessor Dr.  R.  sind  darüber  einig,  daß  L.  schon  vor  dem  angeblichen  Unfall  zu 
Blutungen  ins  Gehirn  disponiert  und  der  Gefahr  stets  ausgesetzt  war,  Blutaus- 
tritte zu  erleiden,  und  zwar  nicht  bloß  bei  der  Betriebsarbeit,  sondern  auch  an 
jedem  anderen  Orte  außerhalb  des  Betriebes  und  ohne  die  anstrengende  Arbeit. 
Wenn  demgegenüber  die  Ärzte  Professor  Dr.  St.,  Dr.  M.  und  Dr.  W.  ausführen, 
daß  der  Nachweis  einer  Herzerkrankung  nicht  erbracht  und  aus  dem  Sektions- 
befunde auch  eine  bestimmte  Ursache  für  die  Gehirnblutung  nicht  ersichtlich  sei, 
so  kann  dies  nach  dem  Wortlaut  und  dem  Sinn  des  von  zwei  erfahrenen  Ärzten, 
Dr.  K.  und  Kreisassistenzarzt  Dr.  Th.,  verfaßten  Sektionsprotokolls  und  den  in 
dem  Nachtragsgutachten  des  Professors  Dr.  R.  vom  7.  Februar  1907  gemachten 
überzeugenden  Ausführungen  als  zutreffend  nicht  angesehen  werden.  L.  war  er- 
wiesenermaßen schon  an  dem  Unfalltage  herzkrank  und  zu  Schlaganfällen  prädis- 
poniert, und  wenn  er  am  11.  Dezember  1905  bei  der  Betriebsarbeit,  welche 
allerdings  recht  schwer  und  bei  großer  Hitze  zu  verrichten  war,  aber  nach  der 
eigenen  Angabe  der  Klägerin  seine  gewöhnliche  Arbeitstätigkeit  gewesen  ist,  und 
die,  wie  durch  die  Auskünfte  der  Schlesischen  Spicgelglasmanufaktur  vom  4.  Ja- 
nuar 1906,  31.  Januar  und  5.  Februar  1907  erwiesen  ist,  an  dem  fraglichen  Tage 
weder  außergewöhnlich  anstrengend  war,  noch  auch  bei  übermäßiger  Hitze  ver- 
richtet wurde,  plötzlich  ohnmächtig  geworden  und  nach  7 Stunden  gestorben  ist, 
so  kann  mit  Dr.  B.  und  Professor  Dr.  R.  nur  angenommen  worden,  daß  die  Er- 
krankung und  der  Tod  des  L.  infolge  der  bereits  vor  dem  11.  Dezember  1905 
vorhandenen  Herzmuskelerkrankung  eingetreten  ist  und  möglichenveise  auch  die 
Verwachsungen  zwischen  der  harten  und  der  weichen  Hirnhaut  auf  das  Zustande- 
kommen der  Erkrankung  einen  ungünstigen  Einfluß  gehabt  haben.  Daß  aber  die 
Arbeit,  welche  L.  verrichtet  hat,  die  Erkrankung  und  den  Tod  als  mitwirkende 
Ursache  herbeigeführt  hat,  ist  nicht  dargetan.  Der  Anspruch  der  Klägerin  auf 
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I.  Teil. 


Hinterbliebenenrente  ist  hiernach  hinfällig,  und  es  war  ihr  Rekurs  deshalb  als 
unbegründet  zurückzuweisen. 

Eine  gesonderte  Anffassung  beansprucht  die  Einwirkung  von  Ursachen, 
die  in  der  Person  des  V^erletzten  selbst  liegen,  auf  Unfälle.  Nehmen  wir 
an,  ein  Fabrikarbeiter  leide  an  epileptischen  Krämpfen.  Während  des  Be- 
triebes stürzt  er  bei  einem  solchen  Anfall  auf  dem  ebenen  Boden  des 
Fabriksaales  zu  Boden.  Die  hieraus  resultierenden  Verletzungen  sind  nicht 
Folgen  eines  durch  den  Betrieb  oder  eine  seiner  Gefahren  herbeigeführten 
Unfalles,  denn  die  Ursache  ist  ein  im  Verletzten  selbst  liegendes  inneres 
Leiden.  Ergeben  sich  aber  aus  dem  Sturze  schwerere  Folgen,  die  mit  der 
Eigenart  des  Betriebes  Zusammenhängen,  so  liegt  ein  Betriebsunfall  vor. 
LTm  derartige  Vorgänge  handelt  es  sich,  wenn  der  Verletzte  zur  Zeit  des 
Anfalles  wegen  seiner  Arbeit  sich  auf  einem  erhöhten  Standpunkt,  auf  einem 
Gerüst,  einer  Leiter,  einem  Wagen  befand,  oder  wenn  er  in  eine  Maschine 
oder  in  die  heibe  Asche  neben  einem  Ofen  fällt. 

Verletzung  durcli  Aufschlägen  mit  dem  Kopfe  auf  eisernen  Fuß- 
bodenbelag  infolge  eines  Krampfanfalles  — Betriebsunfall. 

Der  Bergmann  K.,  welcher  auf  der  Zeche  M.  beschäftigt  war,  hat  daselbst 
am  7.  August  1906  während  der  Betriebstätigkeit  dadurch  eine  schwere  Schädel- 
verletzung erlitten,  daß  er  infolge  eines  epileptischen  Krampfanfalls  hintenüber 
fiel  und  auf  den  eisernen  Plattenbelag  der  Ladebühne  aufschlug.  Die  Verletzung 
hatte  am  nächsten  Tage  den  Tod  des  K.  zur  Folge.  Im  Gegensatz  zu  der  BG. 
und  dem  SchG,  hat  das  RVA.  in  der  Verletzung  des  K.  einen  Betriebsunfall  er- 
blickt. Gründe: 

Die  Vorinstanzen  haben  zu  Unrecht  die  Entschädigungsansprüche  der  Hinter- 
bliebenen zurückgewiesen.  Die  gesetzliche  UV.  umfaßt  allerdings  nicht  Unfälle 
jeglicher  Art,  der  Unfall  muß  vielmehr  „bei  dem  Betriebe“  eingetreten  sein,  d.  h. 
er  muß,  um  einen  Anspruch  auf  Entschädigung  zu  rechtfertigen,  in  ursächlichem 
Zusammenhänge  mit  dem  Betriebe  und  dessen  Gefahren  stehen.  Daraus  folgt 
aber  nicht,  daß  der  Arbeiter  nur  gegen  die  dem  Betriebe  eigentümlichen  beson- 
deren Gefahren  versichert  wäre,  die  Gefahren  brauchen  vielmehr  über  diejenigen 
des  gewöhnlichen  Lebens  nicht  hinauszugehen.  Der  ursächliche  Zusammenhang  in 
vorstehendem  Sinne  ist  stets  gegeben,  wenn  der  Versicherte  einer  Gefahr  erliegt, 
der  er  durch  seine  Betriebstätigkeit  ausgesetzt  war.  Liegt  diese  Voraussetzung 
vor,  so  besteht  ein  Entschädigungsanspruch  auch  dann,  wenn  es  sich  um  eine  Ge- 
fahr des  gewöhnlichen  Lebens  handelt,  also  eine  Gefahr,  die  den  Versicherten 
möglicherweise  auch  außerhalb  des  Betriebs  bedroht  hätte.  Entscheidend  ist  ledig- 
lich, ob  der  Versicherte  in  dem  einzelnen  Falle  derjenigen  Gefahr,  welcher  er 
tatsächlich  erlag,  infolge  seiner  Beschäftigung  in  dem  Betriebe  ausgesetzt  gewiesen 
ist.  Diese  Voraussetzung  ist  in  dem  vorliegenden  Falle  gegeben.  Der  Krampfanfall, 
von  dem  K.  betroffen  ist,  stand  zwar  mit  seiner  Betriebstätigkeit  in  keinem  ur- 
sächlichen Zusammenhänge.  Der  Krampfanfall  an  sich  hat  jedoch  seinen  Tod  nicht 
herbeigeführt,  sondern  der  Umstand,  daß  er  bei  diesem  Anfall  auf  Eisenplatten 
aufgeschlagen  ist.  Es  ist  freilich  nicht  ausgeschlossen,  daß  K.  auch  dann  auf  einen 
harten  Boden,  auf  Steinpflaster  oder  dergleichen,  aufgeschlagen  wäre,  wenn  ihn 
der  Anfall  außerhalb  des  Betriebes  betroffen  hätte.  Beweisen  läßt  sich  dies  aber 
nicht,  denn  niemand  kann  wissen,  an  welchem  Orte  und  unter  welchen  Umständen 
K.  den  Anfall  erlitten  haben  würde,  wenn  er  nicht  in  dem  Betriebe  tätig  gewesen 
wäre.  Eine  Feststellung  dahin,  daß  der  Anfall  auch  außerhalb  des  Betriebs  seinen 
Tod  herbeigeführt  haben  würde,  läßt  sich  daher  nicht  treffen.  Die  Tatsache  da- 
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gegen  steht  fest,  .daß  K.  in  dem  Betriebe  deshalb  tödlich  verunglückt  ist,  weil  er 
dort  der  Gefahr  aiisgesetzt  war,  auf  Eisenplatten  aufzuschlagen.  K.  ist  somit  einem 
Betriebsunfälle  zum  Opfer  gefallen.  Die  Beklagte  ist  demgemäß  verpflichtet,  seine 
Hinterbliebenen  zu  entschädigen. 

Ähnlich  liegen  die  Verhältnisse  bei  dem  Auftreten  einer  Lungen- 
blntung,  die  wohl  in  allen  Fällen  von  dem  Erkrankten  als  Folge  eines  Be- 
triebsunfalles hingestellt  wird.  Hier  hat  die  llechtsprechung  die  Norm  ge- 
prägt, daß  nur  dann  eine  Lungenblutung  als  entschädigungspflichtiger  Unfall 
aufgefaßt  werden  kann,  wenn  nicht  eine  gewöhnliche,  sondern  eine  das  betriebs- 
übliche Maß  überschreitende  körperliche  Anstrengung  stattgefunden  hat. 

LTnfälle,  die  dem  Arbeiter  auf  dem  Wege  zwischen  seiner  Wohnung 
und  der  Arbeitsstätte  begegnen,  gelten  im  allgemeinen  nicht  als  Betriebs- 
unfälle. Wohl  aber  sind  Wege  oder  Reisen,  die  ein  von  seinem  Arbeitgeber 
beauftragter  Arbeiter  im  Interesse  des  Betriebes  unternimmt,  ihrer  Zweck- 
bestimmung nach  auf  den  Betrieb  gerichtet.  Er  ist  daher  gegen  die  Ge- 
fahren, die  ihm  dabei  begegnen,  ebenso  versichert,  wie  gegen  die  des 
eigentlichen  Betriebes  auf  der  Betriebsstätte. 

Diese  wenigen  Beispiele  sollen  nur  andeuten,  welche  verschiedenen 
Auslegungen  der  Begriff  des  Betriebsunfalles  von  Fall  zu  Fall  erfährt. 

Wir  sehen  also,  daß  die  den  Krankenscheinen  auf  gedruckte  Frage: 
Liegt  Betriebsunfall  vor?  nicht  immer  rein  ärztlich  und  einfach  zu  ent- 
scheiden ist,  sondern  in  manchen  Fällen  Erhebungen  und  Zeugenver- 
nehmungen erheischen  kann,  deren  Vornahme  nur  den  hierzu  gesetzlich  er- 
mächtigten Organen  zusteht. 

Der  Arzt,  der  in  nicht  ganz  klar  liegenden,  später  der  Abweisung 
unterliegenden  Fällen  dem  Arbeiter  das  Vorliegen  eines  Betriebsunfalles 
attestiert,  treibt  denselben  unnötig  in  einen  Rentenkampf  mit  allen  seinen 
oben  geschilderten  Nachteilen.  Während  eines  derartigen  Streitverfahrens 
hört  man  fortgesetzt  das  Argument  des  Rentenbewerbers:  „Der  Ai’zt  hat 
doch  bescheinigt,  daß  es  ein  Betriebsunfall  war.'‘  Die  unvermeidliche  Des- 
avouierung der  ärztlichen  Angabe  schließt  jedesmal  eine  Beeinträchtigung 
des  ärztlichen  Ansehens  in  sich.  Gegen  derartige  unerwünschte  Folgen 
wird  sich  der  Arzt  am  sichersten  schützen,  wenn  er  die  Frage  nach  dem 
Vorliegen  eines  Betriebsunfalles  mit  der  Einschränkung  beantwortet:  „Nach 
Angabe,  ja.'‘  Zweckmäßiger  wäre  es,  wenn  die  Frage  auf  den  Scheinen 
folgende  Fassung  annähme:  „Wird  vom  Verletzten  das  Vorliegen  eines 
Betriebsunfalles  behauptetV^^  Damit  würde  jedes  persönliche  Engagement 
des  Arztes  ausgeschaltet. 

Andererseits  wird  eine  sachgemäße  freundliche  Belehrung,  daß  nach 
Art  des  Falles  ein  entschädigungspflichtiger  Betriebsunfall  überhaupt  nicht 
vorliegt,  für  den  Verletzten  von  großem  Nutzen  sein.  Er  wird  der  Wieder- 
herstellung seiner  Erwerbsfähigkeit  die  größte  Sorgfalt  zuwenden,  ohne  für 
seinen  späteren  Unterhalt  fremde  Hilfe  zu  erwarten.  Auch  würde  er  bei 
einem  Unterliegen  in  dem  Streite  sich  mit  seinem  Geschick  leichter  ab- 
finden,  da  in  ihm  keine  falsche  Hoffnung  genährt  war. 
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I.  'J'eil. 


Berufsgenossenschaften  und  andere  Versicherungsträger 

der  Unfallversicherung. 

Träg-er  dei-  Unfallversiclieriing  sind  die  Berufsgenossenschaften  und 
die  Ausfülirungsbeliürden  des  Reiches,  der  Bundesstaaten,  der  Gemeinden 
und  Gemeindeverbände. 

Welch  schiefe  Vorstellungen  sind  leider  immer  noch  zum  Schaden 
des  Ganzen  unter  der  Ärztewelt  mit  dem  Begriff  der  Berufsgenossenschaft 
verknüpft ! 

Die  einen  halten  sie  für  Erwerbsgesellschaften,  wie  etwa  eine  Mol- 
kerei-, eine  Butterei-  oder  eine  Häuserbaugenossenschaft.  Die  anderen  sehen 
in  ihnen  Versicherungsgesellschaften  nach  Art  der  privaten,  denen  es  haupt- 
sächlich darauf  ankäme,  für  ihre  Aktionäre  eine  möglichst  hohe  Dividende 
herauszuwirtschaften.  Diese  leider  sehr  verltreiteten  falschen  Auffassungen 
veranlassen  manchen  Arzt,  die  Berufsgenossenschaften  nicht  so  werktätig 
und  bereitwillig  zu  unterstützen,  wie  es  im  Interesse  der  Unfallverletzten, 
namentlich  aber  zum  Zwecke  einer  möglichst  schnellen  Erledigung  der 
Schadenersatzfrage  unbedingt  erforderlich  ist.  Dieser  Fehler  ärztlicher 
Seite  muß  von  selbst  verschwinden,  wenn  wir  uns  darüber  klar  sind,  daß 
wir  in  erster  Reihe  nicht  der  Berufsgenossenschaft,  sondern  dem  Ver- 
letzten unsere  Dienste  zuwenden. 

Die  Berufsgenossenschaften  sind  also  keine  Erwerbsgesellschaften,  sie 
wollen  und  können  ihren  Mitgliedern,  den  Inhabern  gleichartiger  ver- 
sicherter Betriebe,  den  in  ihnen  vereinigten  Berufsgenossen  niemals  ma- 
terielle Vorteile  gewähren.  Im  Gegenteil  legen  sie  ihnen  andauernd  pekuniäre 
Opfer  auf,  da  sie  für  ihre  Bedürfnisse  — die  Entschädigung  der  durch 
Unfälle  verletzten  Personen  und  ihre  Hinterbliebenen  im  Todesfälle,  sowie 
die  Verwaltung  — dauernd  Umlagen  erheben  müssen.  Im  allgemeinen 
werden  diese  jährlichen  Umlagen  auf  die  einzelnen  Betriebe  nach  Maß- 
gabe der  in  diesen  gezahlten  Gehälter  und  Löhne  unter  Berücksichtigung 
des  Gefahrentarifs  berechnet.  Die  versicherten  Arbeiter  leisten  gar  keine 
Beiträge.  Viele  von  ihnen  begründen  ihre  Ansprüche  bei  belanglosen  Ver- 
letzungen damit,  daß  sie  doch  jahrelang  Versicherungsbeiträge  bezahlt 
hätten  und  bei  dieser  Gelegenheit  einmal  etwas  von  ihren  Einlagen  zurück- 
vergütet sehen  möchten.  Der  kundige  Arzt  wird  sie  belehren  können,  daß 
sie  für  die  Unfallversicherung  noch  nie  einen  Pfennig  ausgegeben  haben, 
und  daß  eine  Verwechslung  mit  ihren  Beiträgen  zur  Krankenkasse  bzw. 
zur  Invaliditäts-  und  Altersversicherung  vorliege. 

Das  Gesetz  bestimmt,  daß  die  Beiträge  der  x\rbeitgeber  zur  Be- 
rufsgenossenschaft nur  zur  Deckung  der  von  dieser  zu  leistenden  Ent- 
schädigungen, der  Verwaltungskosten,  zur  Ansammlung  des  gesetzlich 
geforderten  Reservefonds,  zur  GeAvährung  von  Prämien  für  Rettung  Ver- 
unglückter, zu  Zwecken  der  Unfallverhütung  und  endlich  — vorbehaltlich 
der  Zustimmung  der  höchsten  Ausfülirungsbehörde,  des  Reichsversiche- 
rungsamtes — zur  Errichtung  von  Heil-  und  Genesungsanstalten  verwandt 
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^ver(leu  dürfen.  Hieraus  ergibt  sich,  daß  die  Berufsgenossenschafteii  dem- 
nach mir  so  viel  Vermögen  besitzen,  als  sie  nach  gesetzlicher  Vorschrift 
eben  haben  müssen.  Man  kann  also  nicht,  wie  häufig  in  ärztlichen  Stan- 
desschriften zn  lesen  ist,  von  den  reichen Bernfsgenossenschaften 
sprechen.  Es  ist  daher  unbillig,  von  ihnen  für  ärztliche  Leistungen  exor- 
bitante Honorare  zn  fordern.  Andererseits  liegt  aber  auch  kein  Grund  vor, 
unter  die  für  die  Privatpraxis  ortsüblichen  (febührenforderungen  herunter- 
zugehen, wenn  eine  Berufsgenossenschaft  die  Zahlungsverpflichtete  ist. 
Denn  die  Gebührenordnung  für  Ärzte  vom  15.  V.  1896  hat  den  Berufs- 
genossenschaften nicht,  wie  den  Armenverbänden,  Staatsfonds,  milden 
Stiftungen,  Knappschafts-  oder  Arbeiterkrankenkassen,  das  Vorrecht  gewährt, 
daß  ihnen  gegenüber  mir  die  Mindestsätze  in  Anwendung  gelangen  dürfen. 

Wir  sehen  also:  Die  Berufs genossenschaften  sind  auf  Grund 
gesetzlicher  Vorschrift  zu  Trägern  der  Versicherung  geschaf- 
fene öffentliche  Verbände.  Diese  sind  nach  Industriezweigen  für  das 
ganze  Reich  oder  für  einzelne  Gebiete  desselben  errichtet.  Sie  sind  juri- 
stische Personen  und  haben  Selbstverwaltung. 

Zur  Zeit  gibt  es  im  Deutschen  Reiche  67  gewerbliche  Berufsgenos- 
senschaften. Wir  neunen  die  Knappschafts-,  Steinbruchs-,  Metall-  und 
Glas-Berufsgenossenschaft.  Ferner  gibt  es  eine  solche  der  Feinmechanik, 
der  Musikinstrumentenindustrie,  der  chemischen  Industrie,  der  Schorn- 
steinfegermeister des  Deutschen  Reiches,  der  Gas-  und  Wasserwerke. 
Neben  ihnen  bestehen  nach  Territorien  eingerichtete  Eisen-  und  Stahl- 
Berufsgenossenschaften,  z.  B.  eine  Süddeutsche,  eine  Sächsisch-Thüringische, 
eine  Nordöstliche,  eine  Schlesische  und  eine  Nordwestliche.  Von  ihnen  ist 
die  Schmiede-Berufsgenossenschaft  abgezweigt  worden.  Wir  begegnen  ge- 
legentlich einer  Töpferei-,  Ziegelei-,  Leinen-,  Textil-,  Papiermacher-  und 
Papierverarbeitungs-Berufsgenossenschaft.  Große  Betriebe  vereinigen  in  sich 
die  Holz-Berufsgenossenschaften  (Sächsische,  Norddeutsche,  Bayrische, 
Südwestdeutsche)  und  die  Baugewerks-Berufsgenossenschaften, . wie  die 
Hainburgische,  die  Nordöstliche,  die  Schlesisch-Posensche,  die  Hannoversche, 
Magdeburgische,  die  Sächsische,  Württembergische,  Bajuüsche  und  andere. 
Für  die  schiffahrttreibende  Bevölkerung  sorgt  die  Westdeutsche,  die  Ost- 
deutsche, die  Elbschiffahrts-  und  die  See-Berufsgenossenschaft.  Die  Tiefbau- 
Berufsgenossenschaft  erstreckt  ihre  Tätigkeit  über  das  ganze  Deutsche  Reich. 

Erwähnen  wir  noch  die  Nahrungsmittelindustrie-BerLifsgenossen- 
.schaft,  die  Müllerei-,  Zucker-,  Brauerei-  und  Mälzerei-,  Tabak-,  Deutsche 
Buchdrucker-,  Lagerei-,  Fuhrwerks-,  Straßen-  und  Kleinbahn-Berufsgenos- 
senschaft , endlich  die  Privatbahn-Berufsgenossenschaft,  die  der  Molkerei-, 
Brennerei-  und  Stärkeindustrie,  und  die  nach  der  Reichsversicherungordnnng 
neugegründete  Detailhandels-Berufsgenossenschaft,  so  dürfte  ihre  Aufzählung 
annähernd  erschöpft  sein.  Einzelne  von  ihnen  sind  in  Sektionen  eingeteilt. 

Hierzu  treten  48  landwirtschaftliche  Berufsgenossenschaften,  die  Be- 
gründung einer  Gärtnerei-Berufsgenossenschaft  sowie  einer  Versicherungs- 
genossenschaft für  das  Halten  von  Reittieren  und  Fahrzeugen  steht  kurz  bevor. 
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Die  gleiche  Tätigkeit  wie  die  Berufsgenossenschaften  entfalten  die 
Ansfuhrnngsbehördeu  staatlicher  Betriebe,  wie  die  der  Marine-,  Heeres-,. 
Post-  und  Telegraphen- , sowie  Eisenbahnverwaltung , die  der  staatlichen 
Bauverwaltungen,  endlich  die  Ausführungsbehörden  der  Provinzial-  und 
Kommunal-Bauvervvaltungen. 


Pflichten  und  Rechte  aus  der  Unfallversicherung. 

Pflichten  der  Versicherungsträger. 

Die  zuständige  Berufsgenossenschaft  (Versicherungsträger)  hat  dein 
Verletzten  vom  Beginn  der  14.  Woche  nach  dem  Unfall  zu  gewähren: 

1.  Krankenbehandlung;  sie  umfaßt  ärztliche  Behandlung  und  Ver- 
sorgung mit  Arznei,  anderen  Heilmitteln,  sowie  mit  den  Hilfs^ 
mittein,  die  erforderlich  sind,  um  den  Erfolg  des  Heilverfahrens 
zu  sichern  oder  die  Folgen  der  Verletzung  zu  erleichtern  (Krücken, 


Stützvorrichtungen  u.  dgi. 

2.  Für  die  Dauer  der  Erwerbsunfähigkeit  eine  Rente,  die  dem  Grade 
derselben  entspricht. 

Die  ärztliche  Behandlung  im  Sinne  dieses  Gesetzes  wird  durch  ap- 
probierte Ärzte,  bei  Zahnkrankheiten  auch  durch  approbierte  Zahnärzte 
geleistet.  Sie  umfaßt  Hilfeleistungen  anderer  Personen,  wie  Bader,  Heb- 
ammen, Heildiener,  Heilgehilfen,  Krankenwärter,  Masseure  u.  dgl.  sowie 
Zahntechniker  nur  dann,  wenn  der  Arzt  (Zahnarzt)  sie  anordnet  oder 
wenn  in  dringenden  Fällen  kein  approbierter  Arzt  (Zahnarzt)  zugezogen 
werden  kann. 

Die  oberste  Verwaltungsbehörde  kann  bestimmen,  wieweit  auch  sonst 
Hilfspersonen  innerhalb  der  staatlich  anerkannten  Befugnisse  selbständige 
Hilfe  leisten  können. 

Bei  Zahnkrankheiten,  mit  Ausschluß  von  Mund-  und  Kieferkrank- 
heiten, kann  die  Behandlung  außer  durch  Zahnärzte  mit  Zustimmung  des 
Versicherten  auch  durch  Zahntechniker  gewährt  werden.  Die  oberste  Ver- 
waltungsbehörde bestimmt,  wieweit  auch  sonst  Zahntechniker  bei  solchen 
Zahnkrankheiten  selbständige  Hilfe  leisten  können.  Sie  kann  bestimmen, 
wieweit  dies  auch  Heildiener  und  Heilgehilfen  tun  dürfen.  Sie  bestimmt 
ferner,  wer  als  Zahntechniker  im  Sinne  dieses  Gesetzes  anzusehen  ist. 

Ein  Heilverfahren  ist  so  lange  nicht  als  abgeschlossen  zu  betrachten, 
als  nach  sachverständiger  Anschauung  noch  Aussicht  auf  Besserung  der 
Unfallfolgen,  Beseitigung  von  Schmerzen  oder  weitere  Hebung  der  Funk- 
tionsfähigkeit eines  verletzt  gewesenen  Gliedes  besteht.  Daraus  folgt,  daß 
andererseits  ein  Heilverfahren  nicht  beliebig  lange  nach  dem  Wunsche 
des  Verletzten  oder  des  Arztes  — ut  aliquid  fiat  — fortgesetzt  Averden 
kann.  Es  muß  ein  greifbarer  Erfolg  nach  allgemein  ärztlichem  Urteil  nicht 
nur  möglich,  sondern  wahrscheinlich  sein.  p]s  läßt  sich  damit  auch  nicht 
vereinen,  wenn  ein  Arzt  bei  einem  Unfallverletzten  ein  neues  Heilver- 
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fahren  einleitet,  ohne  da3  er  oder  sein  Patient  sich  dafür  von  der  P)C- 
rnfsgenossenschaft  die  erforderliche  Zustimmung  sichert.  Außer  für  eine 
nach  allgemein  ärztlichen  Grundsätzen  unabweisbare  Hilfeleistung  braucht 
die  Berufsgenossenschaft  für  die  auf  diesem  Wege  entstandenen  Kosten 
des  Heilverfahrens  nicht  aufznkommen.  Unberührt  bleibt  hiervon  die  Ge- 


pflogenheit, dem  Verletzten  aus  Gründen  der  Humanität  neben  dem  Ren- 
tenbezng  zu  gestatten,  von  Zeit  zu  Zeit  seinen  Arzt  zu  konsultieren,  wenn 
dies  aus  psychischen  oder  anderen  Gründen  dazu  angetan  erscheint,  we- 
nigstens das  subjektive  Befinden  des  Kranken  zu  heben. 

Zu  den  Heilmitteln  gehören  nicht  Milch-  oder  Traubenkuren,  auch 
nicht  Badereisen , wie  sie  von  seiten  gewisser  Ärzte  den  nach  dem  Unfall- 
fürsorgegesetz für  Beamte  Pensionierten  in  einer  an  Unfug  grenzenden 
übertriebenen  Weise  verordnet  zu  werden  pflegen. 

Unter  den  Begriff  der  Kosten  des  Heilverfahrens  fallen  auch  solche 
für  eine  etwaige  Krankenwartung.  Angehörige  eines  Verletzten,  dem  Rente 
und  Kosten  des  Heilverfahrens  gewährt  werden,  haben  im  allgemeinen 
hierauf  keinen  Anspruch.  Melmehr  erscheint  ein  gewisses  i\Iaß  von  unent- 
geltlich geleisteter  Pflege  und  Fürsorge  seitens  der  Anverwandten,  bei 
denen  der  Verletzte  wohnt,  als  eine  selbstverständliche  sittliche  Pflicht 
derselben.  Nur  wenn  ihnen  nachweisbare  besondere  Barauslagen  erwachsen 
oder  Erwerbsgelegeiiheit  entgeht,  kommt  auch  für  sie  die  Gewährung  einer 
angemessenen  Entschädigung  in  Frage. 

Hinsichtlich  der  zu  gewährenden  Arznei  ist  zu  bemerken,  daß  die 
Berufsgenossenschaften  die  Anwendung  einer  Pharmacopoea  oeconomica, 
wie  die  Krankenkassen,  nicht  verlangen.  Der  Arzt  ist  hier  in  der  Auswahl 
der  Medikamente  durch  ihren  Preis  nicht  beschränkt.  Auch  teuere  Mittel 
können  verschrieben  werden,  sofern  sie  nach  Vernunft-  und  pflichtgemäßem 
Ermessen  für  das  Heilverfahren  eine  Bedeutung  haben.  Zur  Gewährung 
sonstiger  Heilmittel  (orthopädische  Korsetts,  orthopädische  Stiefel,  Schienen- 
hülsenapparate, Krücken,  künstliche  Gliedmaßen,  unter  Umständen  Pe- 
rücken und  Glasaugen  usf.)  sind  die  Berufsgenossenschaften  verpflichtet, 
soweit  solche  zur  Sicherung  des  Erfolges  des  Heilverfahrens  und  zur  Erleich- 
terung der  Folgen  der  Verletzung  erforderlich  sind. 

Zu  Streitigkeiten  kommt  es  hierbei  nur,  wenn  ein  Verletzter  ein  be- 
sonders kompliziert  gebautes  künstliches  Bein  oder  einen  künstlichen  Arm 
verlangt,  die  im  Erwerbsleben  nur  zu  geringer  Betätigung  gebraucht 
werden  können.  Die  allgemein  unbestrittene  Erfahrung  geht  dahin,  daß 
■für  einen  Arbeiter  ein  einfach  konstruierter  Stelzfuß  für  die  verlorene 


untere  Extremität  ein  weit  zweckmäßigerer  Ersatz  ist,  als  ein  mit  Federn, 
Scharniergelenken  und  Gummizügen  versehenes,  kompliziert  gebautes 
künstliches  Bein.  Dieses  ist  erheblich  schwerer  und  behindert  durch  sein 
Gewicht  den  ausgiebigen  Gel)rauch  des  Beines,  erfordert  außerdem  unver- 
hältnismäßig oft  zeitraubende  Reparaturen  durch  den  Bandagisten.  Während 
dieser  Zeit  ist  dann  der  Verletzte  jedesmal  seines  Bewegungsvermögens 
beraubt.  Es  ist  Sache  des  Arztes,  seine  Patienten  aus  der  Arbeiterbevöl- 
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keriiiig  stets  in  diesem  Sinne  zu  beraten  und  sie  von  weitergelienden  An- 
sprüchen in  ihrem  eigenen  Interesse  znrückzuhalten. 

Die  Lieferung'  künstliciier  Arme  wird  von  der  Lerufsgenossenschaft 
zuweilen  abgelehnt,  weil  diese  Protliesen  zu  irgend  einer  nennenswerten 
Arbeitsverrichtung  nicht  geeignet  sind.  Dies  ist  zuzugeben.  Aber  es  ist 
doch  zu  bedenken,  daß  der  künstliche  Arm  der  Umgebung  des  Verletzten 
seine  für  manche  Laien  abstoßende  Verstümmelung  verdeckt,  dadurch 
seine  Angebotsfähigkeit  hebt  und  die  Möglichkeit,  sich  auf  dem  Markte 
des  allgemeinen  Erwerbslebens  ein  Fortkommen  zu  schaffen,  vergrößert. 
Von  diesem  Gesichtspunkte  aus  sind  Berufsgenossenschaften  von  den  zu- 
ständigen Schiedsgerichten  wiederholt  durch  Verurteilung  zur  Lieferung 
künstlicher  Arme  angehalten  worden. 

Die  Pflicht  zur  Gewährung  derartiger  Heil-  und  Hilfsmittel  schließt 
die  Verpflichtung  zur  Instandhaltung  und  Erneuerung  derselben  in  sich, 
vorausgesetzt,  daß  keine  schuldhafte  (mutwillige  oder  grob  fahrlässige) 
Zerstörung  oder  Beschädigung  vorliegt.  Nebenbei  bemerkt,  kann  diese 
Verpflichtung  nicht  durch  Gewährung  einer  entsprechend  höheren  Beute 
abgelöst  werden. 

Für  die  Praxis  ergibt  sich  aus  obigem  noch  folgendes:  Hat  die  Fest- 
setzung einer  Rente  mit  Rücksicht  auf  die  Angewöhnung  an  einzelne  von 
der  Berufsgenossenschaft  gelieferte  künstliche  Gliedmaßen  stattgefimdeu, 
so  kann  die  Verweigerung  ihrer  Neubeschaffung  oder  Ausbesserung  ge- 
gebenenfalls den  Antrag  auf  Erhöhung  der  Rente  begründen.  Umgekehrt 
rechtfertigt  die  völlige  Gewöhnung  an  den  Gebrauch  passender  Ersatz- 
stücke eine  Minderung  der  bis  dahin  gewährten  Rente. 

Von  dem  Ersatz  sind  Kosten  für  Reparaturen  ausgeschlossen,  die 
unter  normalen  Verhältnissen  ebenfalls  erforderlich  werden  würden  (z.  B. 
das  Schadhaftwerdeii  der  Sohle  eines  gelieferten  orthopädischen  Stiefels 
infolge  gewöhnlicher  Abnutzung). 

Neben  dem  Heilverfahren  ist  als  Schadenersatz  eine  Rente  — ent- 
sprechend dem  Grade  der  Erwerbsminderung  — für  die  Dauer 
derselben  zu  gewähren.  Einmalige  Entschädigung  in  Form  eines  hohen 
Schmerzensgeldes,  wie  cs  in  bürgerlichen  Rechtsstreitigkeiten  vorkommt, 
kennt  die  RVO.  nicht.  Solange  eine  durch  Unfallfolgen  hervorgerufene  Er- 
werbseinbuße besteht,  findet  eine  diese  ausgleichende  Rentengewährung  statt. 
Es  verschlägt  hierbei  nichts,  wenn  nach  menschlichem  Ermessen  der  ^>r- 
letzte  früher  oder  später  auch  ohne  diesen  Unfall  (z.  B.  durch  Fortschreiten 
eines  bereits  bestehenden  körperlichen  Leidens,  Steigerung  der  Alters- 
beschwerden) demselben  Grade  der  geminderten  Erwerbsfähigkeit  ver- 
fallen wäre. 

Der  20jährigen  Witwe  eines  durch  Unfall  getöteten  70jährigen  Mannes 
wird  die  Hinterbliebenenrente  bis  zu  ihrem,  sagen  wir  im  60.  Jahre  er- 
folgenden Ableben  gezahlt,  wiewohl  nach  menschlicher  Voraussicht  anzu- 
nehmen ist,  daß  der  Tod  ihren  Ernährer  auch  ohne  den  Unfall  innerhalb 
seines  nächsten  Dezenniums  abberufen  hätte. 
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ünigokehrt  kann  eine  wegen  bestimmter  Folgen,  z.  Ik  eines  Arm- 
verlustes, gewährte  Rente  später  nicht  deswegen  erhöht  werden,  weil 
die  Erwerbsunfähigkeit  durch  auberhalb  des  Unfalles  liegende  Leiden  (Er- 
blindung, Schlaganfall)  eine  vollkommene  wird , oder  weil  sich  die  Wirkung 
der  Unfallfolgen  auf  Grund  zunehmender  Altersschwäche  schwerer  be- 
merkbar macht. 

Hier  sei  aber  gleich  hervorgehoben,  dab  die  gleichen  Unfjülfolgen 
bei  einem  alten  oder  kränklichen  Arbeiter  für  die  erste  Rentenfestsetzung 
billigerweise  höher  eingeschätzt  zu  werden  pflegen,  als  bei  einem  jungen 
und  rüstigen.  Besteht  doch  bei  diesem  die  Aussicht,  daß  er  sich  an  die 
Folgen  des  Schadens  leichter  gewöhnen  oder  dieselben  durch  Auf  suchen 
anderer  Arbeitsgelegenheit  leichter  überwinden  kann. 

Die  Verpflichtung  der  Berufsgenossenschaft,  für  den  Verletzten  ein- 
zutreten, beginnt  mit  dem  Ablauf  der  13.  Woche.  Nun  gibt  es  aber  eine 
Reihe  von  Unfallfolgen,  deren  Heilung  bzw.  Beseitigung  schon  innerhalb 
dieses  Zeitraumes,  vor  Ablauf  der  13.  Woche,  erfolgt.  Mit  dem  beendeten 
Heilverfahren  hört  der  Bezug  des  Krankengeldes  auf,  die  verminderte  Er- 
werbsfähigkeit aber  macht  sich  noch  unter  Umständen  bemerkbar.  In 
solchen  Fällen  ist  die  Berufsgenossenschaft  verpflichtet,  auch  innerhalb 
der  ersten  13  Wochen  Rente  zu  gewähren,  und  zwar  beginnend  mit  dem 
Tage,  an  dem  der  Anspruch  auf  Krankengeld  fortfällt.  Hieran  ist  aber 
die  Bedingung  geknüpft,  daß  die  Erwerbseinbuße  über  die  13.  Woche, 
nach  deren  xVblauf  die  Berufsgenossenschaft  sonst  erst  einzutreten  hätte, 
wirklich  hinausgeht.  Für  Unfallverletzungen , die  innerhalb  der  ersten 
13  Wochen  heilen  und  keine  Erwerbseinbuße  zeitigen,  haben  die  Berufs- 
genossenschaften von  Gesetzes  wegen  keinerlei  Entschädigung  zu  leisten. 
Sie  können  indes  die  mangelnde  gesetzliche  Verpflichtung  durch  ihr  Statut 
.sich  selbst  auferlegen. 

Rechte  der  Versicherungsträger. 

Zur  Lösung  ihrer  xVufgaben  hat  nun  das  Gesetz  den  Berufsgenossen- 
schaften (Versicherungsträgern)  bestimmte  Rechte  verliehen,  von  denen 
hier  nur  die  den  Arzt  interessierenden,  bei  einem  Entschädigungs verfahren 
in  Betracht  kommenden  besprochen  werden  sollen. 

Zunächst  hat  die  Berufsgenossenschaft  das  Recht,  sofern  sie  nicht 
das  Versicherungsamt  darum  ersucht,  von  der  zuständigen  Ortspolizei- 
behörde eine  eingehende  Untersuchung  des  Unfalles  (Art  und  Veranlassung, 
Name  und  Wrbleib  der  betroffenen  Person,  Art  der  Verletzung,  Fest- 
stellung der  Hinterbliebenen  oder  derjenigen  Angehörigen  des  Unfallver- 
letzten, die  einen  Entschädigungsanspruch  erheben  können,  Höhe  der 
Unfall-  oder  Invalidenrente , die  der  Verletzte  etwa  schon  bezieht),  zu  ver- 
langen und  sich  Abschriften  der  Untersuchungsverhandlungen  erteilen  zu 
lassen. 

Ein  weiteres  auch  Ärzte  angehendes  Recht  ist  der  ihnen  verliehene 
Anspruch  auf  „Rechtshilfe“.  Die  öffentlichen  Behörden  sind  verpflichtet, 
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den  im  Vollzüge  der  Heichsversicherirngsordnung  an  sie  ergehenden  Ersuchen 
der  Versichernngsträger  ebenso  zu  entsprechen,  wie  denen  der  Versiche- 
rungs-  nnd  anderen  öffentlichen  Behörden.  Praktisch  wichtig  ist  dies  für 
den  leider  noch  immer  bemerkbaren  Fall,  dab  ein  Arzt  aus  irgend  einem 
Grunde  es  unterläßt,  den  Berufsgenossenschaften  die  nachgesuchte  Aus- 
kunft über  den  Zustand  eines  Verletzten  zu  erteilen.^)  Denselben  bleibt 
dann  nur  der  Ausweg,  das  betreffende  Versicherungsamt  oder  Amtsgericht 
zu  ersuchen,  den  in  seinem  Amtsbezirk  wohnenden  Arzt  als  Sachverständigen 
oder  gegebenenfalls  gar  nur  als  sachverständigen  Zeugen  zu  vernehmen, 
um  so  die  Beantwortung  bestimmter  Fragen  herbeizuführen.  Dabei  kann 
dem  iVrzte  noch  aufgegeben  werden,  seine  Jouinale  oder  sonstigen  Auf- 
zeichnungen an  Gerichtsstelle  mitzubringen,  bzw.  sein  Gutachten,  auf  das 
er  vom  Gericht  als  Sachverständiger  vereidigt  werden  soll , vorher  zu  Papier 
zu  bringen. 

Die  Honorierung  erfolgt  in  solchen  Fällen  von  seiten  der  Behörde  nach 
der  Gebührenordnung  für  Zeugen  und  Sachverständige  vom  20.  Mai  1898 
(RGBL'  S.  698).  Betrachtet  man  hierbei  noch  die  Unbequemlichkeiten, 
die  durch  die  Störungen  des  Praxisbetriebes,  durch  Warten  u.  dgl.  Dinge 
für  den  Arzt  sich  ergeben,  so  ist  es  ohne  weiteres  klar,  daß  dieser  bei 
schneller  Beantwortung  der  von  der  Berufsgenossenschaft  an  ihn  gestellten 
Fragen  sicherlich  besser  fährt.  Eine  schnelle  Erledigung  derartiger  Er- 
suchen ist  für  den  Arzt  ein  nobile  officium ; kommt  sie  doch  lediglich 
dem  Rentenbewerber  zugute,  dem  Manne,  der  durch  seinen  Unglücksfall 
seine  Brotstelle  verloren  hat  und  nur  auf  das  geringe  Krankengeld  ange- 
wiesen ist,  dessen  Zahlung  obendrein  bei  Betriebsunfällen  nach  13  Wochen 
in  Wegfall  kommt.  Die  Berufsgenossenschaft  aber  kann  vor  ordnungs- 
mäßiger Erledigung  des  Falles  — wozu  die  ärztlichen  Unterlagen  unbe- 
dingt erforderlich  sind  — eine  Rente  nicht  gewähren,  sie  kann  höchstens 
minimale  Vorschüsse  bewilligen.  Es  ist  doch  peinlich , sehen  zu  müssen, 
daß  lediglich  die  Nachlässigkeit  oder  Unüberlegtheit  eines  Arztes  die  Be- 
rufsgenossenschaft bisweilen  hindert,  werktätige  Hilfe  zu  leisten,  daß 
so  der  bedauernswerte  Verletzte  in  eine  gänzlich  unverschuldete  Not- 
lage gerät. 

Weitere  uns  interessierende  Befugnisse  der  Berufsgenossenschaften 
bestehen  darin,  daß  sic  die  Behandlung  des  Verletzten  einer  Krankenkasse 
über  den  Ablauf  der  13.  Woche  hinaus  übertragen  können.  Umgekehrt 
können  sie  schon  während  der  ersten  13  Wochen  das  Heilverfahren  selbst 
gewähren  und  demgemäß  den  Krankenkassen  abnehmen.  Daß  hierfür  nur 
sachliche  Gründe  maßgebend  sind  — intensiveres  Heilverfahren,  Diszipli- 
nierung des  Patienten  usf.  — , muß  wohl  allgemein  anerkannt  werden.  Es 
liegt  somit  keine  Veranlassung  vor,  in  solchen  iVnordnungen  ein  gegen  die 
P'ähigkeiten  des  Kassenarztes  gerichtetes  Mißtrauen  zu  sehen. 


9 Nach  einer  Entscheidung  des  Preußischen  Ehrengerichtshofes  für  Ärzte  vom 
5.  Mai  1903  verstößt  ein  Arzt,  der  das  Ersuchen  einer  Berufsgenossenschaft  trotz  mehr- 
maliger Erinnerung  beharrlich  unbeantwortet  läßt,  gegen  die  Pflichten  seines  Standes. 


rflichteii  und  Rechte  aus  der  Unfallversicherung. 
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Dem  Verletzten  gegenüber  stehen  der  Bernfsgenossenschaft  weit- 
gehende Befugnisse  zu.  Sie  müssen  dem  Arzte  geläufig  sein,  wenn  er 
nicht  seinen  Scliützling  gelegentlich  durch  unsachgemäße  Ratschläge  schä- 
digen will. 

Die  Berufsgenossenschaft  hat  das  Recht,  aber  nicht  die  Pflicht,  bei 
unverheirateteten  Verletzten  ohne  weiteres,  bei  Verheirateten,  Inhabern 
oder  Mitgliedern  einer  Haushaltung,  einer  Familie  mit  ihrer  Zustimmung, 
freie  Kur  und  Verpflegung  in  einer  Heilanstalt  (Heilanstaltspflege)  zwecks 
Dnrchführung  des  Heilverfahrens  anzuordnen.  Der  Zustimmung  bedarf  es 
nicht,  wenn 

die  Art  der  Verletzung  eine  Behandlung  oder  Pflege  verlangt,  die 
in  der  Familie  des  ^>rletzten  nicht  möglich  ist, 

die  Krankheit  ansteckend  ist, 

der  \'erletzte  wiederholt  den  Anordnungen  des  behandelnden  Arztes 
zuwidergehandelt  hat, 

der  Zustand  oder  das  Verhalten  des  Verletzten  eine  fortgesetzte 
Beobachtung  erfordert. 

Während  der  Heilanstaltspflege  nach  Ablauf  der  lo.  Woche  erhalten 
die  Angehörigen  die  Angehörigenrente,  vorher  nur  das  sogenannte  Haus- 
geld nach  den  Bestimmungen  der  Krankenversicherung. 

Die  Genossenschaft  kann  mit  Zustimmung  des  Verletzten  Hilfe  und 
Wartung  durch  Krankenpfleger,  Krankenschwestern  oder  andere  Pfleger 
(Hauspflege)  namentlich  auch  dann  gewähren,  wenn  die  Aufnahme  des 
Verletzten  in  eine  Heilanstalt  geboten,  aber  nicht  ausführbar  ist,  oder  ein 
wichtiger  Grund  vorliegt,  den  Verletzten  in  seinem  Haushalt  oder  in  seiner 
Familie  zu  belassen. 

Auch  ist  die  Berufsgenossenschaft  berechtigt,  jederzeit  ein  neues 
Heilverfahren  anzuordnen,  Avenn  die  — durch  ärztliches  Zeugnis  — be- 
gründete Annahme  A^orhanden  ist,  daß  die  ErAverbsfähigkeit  eines  Unfall- 
rentenempfängers sich  hierdurch  weiter  erhöhen  Averde. 

Sind  die  Gründe  der  Weigerung  gegen  ein  derartig  angeordnetes 
Heilverfahren  nicht  stichhaltig  und  ist  nachgeAviesen , daß  durch  dieses 
\hrhalten  die  ErAverbsfähigkeit  ungünstig  beeinflußt  worden  ist,  so  kann 
die  Berufsgenossenschaft  den  Schadenersatz  auf  Zeit  ganz  oder  teilweise 
versagen. 

Anders  liegen  die  Verhältnisse , wenn  der  Rentenempfänger  sich  seiner 
Aufnahme  in  ein  Krankenhaus  oder  seiner  Vorstellung  bei  dem  Arzt 
Avidersetzt,  sofern  dieselbe  — außerhalb  des  eigentlichen  Heilverfahrens 
— lediglich  zum  ZAvecke  der  ärztlichen  IJntersuchung  und  Beobachtung, 
zur  P'eststellung  etAvaiger  Simulation  oder  zur  Neueinschätzung  des  Grades 
der  vorhandenen  Erwerbseinbuße  gefordert  ist. 

In  solchen  Fällen  darf  die  Berufsgenossenschaft  aus  der  Weigerung 
des  Verletzten  nur  den  für  die  Höhe  seiner  Entschädigung  ungünstigsten 
Schluß  ziehen ; sie  darf  also  annehmen,  daß  die  ünfallverletzung  den  nach 
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der  Erfahrung'  günstigsten  Ausgang  genommen  hat,  und  die  hierfür  zu- 
lässige niedrigste  Entschädigung  Platz  greifen  lassen. 

Die  Pflichten  der  Versicherten. 

Von  der  Verpflichtung  der  Verletzten,  sich  dem  von  der  Perufs- 
genossenschaft  angeordneten  neuen  Heilverfahren  zu  unterziehen,  sowie 
sich  deren  Ärzten  zur  Nachuntersuchung  vorzustellen,  ist  soeben  gesprochen 
worden. 

Die  Nachteile  eines  verminderten  Schadenersatzes  (Versagen  der 
ganzen  oder  eines  Teiles  der  Rente  auf  eine  von  vornherein  bestimmte 
Zeit)  drohen  dem  Verletzten  auch,  wenn  er  während  des  Heilvei'fahrens 
ein  ,, schuldhaftes  Verhalten^^  an  den  Tag  legt. 

Zum  Dulden  einer  Operation  oder  einer  Chloroformnarkose  indes 
kann  niemand  gezwungen  werden.  Aus  einer  derartigen  Weigerung  — 
mag  sie  nach  allgemeiner  ärztlicher  Erfahrung  auch  noch  so  unzAveck- 
mäßig  sein  — Avird  einem  Verletzten  also  niemals  ein  Rechtsnachteil  er- 
Avachsen. 

Es  ist  ihm  aber  zur  Pflicht  gemacht  und  muß  von  ihm  erwartet 
Averden,  daß  er  nach  besten  Kräften  für  seinen  Teil  daran  initAvirkt,  einen 
möglichst  günstigen  Erfolg  des  eingeleiteten  Heilverfahrens  zu  zeitigen. 
Er  darf  sich  nicht  allgemein  üblichen,  zweifellos  ungefährlichen  ärztlichen 
Maßnahmen  Avidersetzen , selbst  wenn  dieselben  mit  einem  bestimmten 
Grade  von  Schmerzen  verknüpft  sind.  Er  hat  sich  dem  Verbandwechsel 
zu  unterziehen,  er  darf  die  dargebotene  Medizin  nicht  zurückAveisen  und 
ist  zur  Duldung  einer  Massagebehandlung  verpflichtet,  wie  er  unter  Um- 
ständen Bandagen  oder  Stützapparate  anzulegen  hat.  Auch  kann  von  ihm 
die  Ausführung  leichter  — zu  ÜbungszAvecken  übertragener  — Arbeiten 
gefordert  Averden;  die  Betätigung  an  mechano-therapeutischen  Apparaten 
darf  er  nicht  verweigern. 

Ursächliclier  Zusammenhang  mit  dem  Unfall  yenieint  bei  einem 
Schaden,  den  der  Verletzte  selbst  durch  sein  den  ärztlichen  An- 
ordnungen widerstrebendes,  zweckwidriges  Verhalten  yerschuldet  hat. 

Der  Bergmann  K.  erlitt  am  11.  Mai  1905  einen  Unfall  und  Avurde  vom 
Unfalltage  ab  bis  zum  25.  November  1905  vom  Dr.  H.  beobachtet  und  behan- 
delt. Bei  seiner  Entlassung  bestanden  nach  dem  Gutachten  des  genannten  Arztes 
vom  10.  Dezember  1905  als  Unfallfolgen  eine  starke  Behinderung  des  Gehens  in- 
folge heftiger  Schmerzen  im  Kniegelenk,  eine  ScliAvellung  der  Kniegegend  und 
zahlreiche  knackende  Geräusche  im  Kniegelenk  bei  Bewegung.  Die  hierdurch  be- 
dingte Einschränkung  der  Erwerbsfähigkeit  schätzte  Dr.  IT.  auf  50*^/o-  Die  BG. 
gewährte  in  dieser  Höhe  dem  Verletzten  eine  Rente.  Er  legte  hiergegen  Berufung 
ein  mit  dem  xVntrage,  ihm  eine  höhere  Rente  zuzubilligen.  Das  SchG,  hörte  zu- 
nächst den  Dr.  W.,  nach  dessen  am  6.  November  1906  erstatteten  Gutachten  in- 
zwischen in  dem  Zustande  des  K.  insofern  eine  Verschlimmerung  eingetreten  Avar, 
als  das  linke  Bein  jetzt  nach  außen  gedreht  war  und  eine  leichte,  sogen.  X-Stel- 
lung  angenommen  hatte,  bei  welcher  K.  sich  nur  mühsam  fortbewegen  konnte. 


Pflichten  lind  Rechte  aus  der  Unfallversicherung. 
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Dr.  \Y.  schätzte  die  Beoiiiträchtigung  der  Erwerbsfähigkeit  auf  75"/o.  Hierauf 
ließ  das  SchG,  den  Kläger  nochmals  durch  Dr.  H.  untersuchen.  Dieser  kam  zu 
dem  Schlüsse,  daß  K.  außerordentlich  übertreibe  und  mit  allen  Mitteln  um  die 
Erlangung  einer  hohen  Kente  kämpfe.  Professor  Dr.  R.  und  Dr.  P.,  die  sodann 
vom  SchG,  um  gutachtliche  Äußerung  ersucht  wurden,  stellten  ebenso  wie  Dr.  W. 
eine  Verschlimmerung  im  Zustande  des  K.  fest,  erklärten  diesen  aber  für  sehr 
wohl  besserungsfähig  und  empfahlen  deshalb  die  Wiederaufnahme  der  Heilbe- 
handlung. Infolgedessen  wurde  K.  vom  31.  Januar  bis  23.  Mai  1907  im  Krankon- 
hause  durch  Professor  Dr.  R.  nochmals  beobachtet  und  behandelt.  Dabei  wurde 
festgestellt,  daß  das  linke  Knie  vollkommen  frei  beweglich  war  und  sich  ohne  jede 
Mühe  in  die  normale  Stellung  bringen  ließ.  Professor  Dr.  R.  legte  in  seinem 
Gutachten  dar,  durch  diese  Feststellung  sei  bei  dem  Mangel  sonstiger  krankhafter 
A'eränderungen  am  linken  Kniegelenk  erwiesen,  daß  ein  krankhafter  Gelenkprozeß 
nicht  Yorliege,  es  sich  vielmehr  nur  um  eine  Stellungsanomalic,  d.  h.  einen  Hal- 
tungsfehler handle.  Derartige  Haltungsfehler  seien  heilbar.  K.  habe  aber  die  auf 
Beseitigung  dieses  Fehlers  gerichteten  Maßnahmen  der  Ärzte  nicht  nur  nicht 
unterstützt,  sondern  ihnen  sogar  Widerstand  entgegengesetzt  und  alle  möglichen 
Hindernisse  bereitet.  Das  SchG,  nahm  aut  Grund  dieses  Gutachtens  an,  daß  K. 
in  höswilliger  Äbsicht  außerordentlich  übertreibe  und  daß  die  bewilligte  Rente 
dem  tatsächlichen  Grade  seiner  Erwerbsunfähigkeit  entspreche.  Es  wies  deshalb 
die  Berufung  zurück,  verurteilte  auch  den  Kläger,  der  Beklagten  200  M.  Kosten 
des  Verfahrens  zu  erstatten.  Der  Kläger  legte  gegen  diese  Entscheidung  Rekurs 
ein  und  fügte  Briefe  ehemaliger  Krankenhausgenossen  über  sein  Verhalten  im 
Krankenhause  hei.  Der  Rekurs  ist  zurückgewiesen  worden  mit  folgender  Be- 
gründung; 

Darüber,  daß  der  Kläger  sich  den  auf  seine  Heilung  gerichteten  Maßnahmen 
absichtlich  widersetzt  hat,  kann  nach  der  ausführlichen  Schilderung,  die  über  das 
Verhalten  des  Klägers  in  dem  Gutachten  des  Professors  Dr.  R.  vom  27.  Mai  1907 
gegeben  ist,  kein  Zweifel  bestehen,  um  so  weniger,  als  auch  Dr.  H.  auf  Grund 
seiner  mehrmonatigen  Beobachtung  des  Klägers  zu  der  Überzeugung  gelangt  ist, 
daß  der  Kläger  seine  Beschwerden  maßlos  übertreibt  und  jeder  Besserung  wider- 
strebt. Das  Gegenteil  kann  durch  die  vom  Kläger  überreichten  Briefe  ehemaliger 
Krankenhausgenossen  nicht  dargetan  werden,  denn  einmal  rühren  diese  Briefe 
nach  der  Äußerung  des  Oberarztes  Dr.  B.  von  Leuten  her,  die  zu  den  unzuver- 
lässigen und  unzufriedenen  Insassen  des  Krankenhauses  gehörten,  zum  Teil  auch 
geistig  völlig  minderwertig  sind:  dann  aber  widerlegen  die  Briefe  die  tatsächlichen 
Anführungen  des  R. sehen  Gutachtens  auch  nicht,  denn  in  ihnen  wird  nur  die  gar 
nicht  streitige  Tatsache  bestätigt,  daß  der  Kläger  durch  Worte  und  durch  sein 
Benehmen  zu  erkennen  gegeben  hat,  er  könne  den  ärztlichen  xYnordnungen  nicht 
nachkommen.  Daß  seine  Äußerungen  und  sein  Verhalten  aber  nur  auf  bösem 
Willen  und  Widersetzlichkeit  beruhten  — wie  Professor  Dr.  R.  und  Dr.  B.  be- 
haupten — wird  durch  jene  Briefe  nicht  widerlegt.  Nach  alledem  hat  auch  das 
RVA.  die  Überzeugung  gewonnen,  daß  die  unnatürliche  Stellung  des  linken  Beins 
des  Klägers  nicht  mit  dem  Unfälle  zusammenhängt,  sondern  von  dem  Kläger 
selbst  durch  sein  den  ärztlichen  Anordnungen  widerstrebendes,  zweckwidriges  Ver- 
halten herbeigeführt  ist.  Wenn  dadurch  die  Gebrauchsfähigkeit  des  Beines  weiter 
herabgesetzt  worden  ist,  so  kann  der  Kläger  nicht  die  Beklagte  hierfür  verantwortlich 
machen  und  keine  höhere  Rente  heanspruchen.  Als  maßgebend  für  die  Renten- 
festsetzung ist  vielmehr  nur  der  in  den  Gutachten  des  Dr.  11.  vom  10.  Dezem- 
ber 1905  geschilderte  Zustand  des  linken  Kniegelenks  anzusehen,  und  danacli 
erscheint  die  dem  Kläger  durch  die  Vorentscheidungen  zugesprochene  Teilrente 
von  50*^/o  als  völlig  ausreichend,  zumal  der  Verdacht  nicht  von  der  Hand  zu 
weisen  ist,  daß  infolge  der  Übertreibungen  des  Klägers  schon  Dr.  11.  zu  Fest- 
stellungen gelangt  ist,  die  nicht  völlig  der  Wirklichkeit  entsprachen.  Sonach  war 
die  Festsetzung  der  Rente  auf  50%  Vollrento  aufrechtzuerhalten.  Aber 
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auch  die  Verurteilung  des  Klägers  zur  Erstattung  von  200  M.  Kosten  war  zu 
bestätigen,  da  der  Kläger  durch  sein  auf  Irreführung  berechnetes  Verhalten  der 
Beklagten  einen  weit  höheren  Kostenbetrag  verursacht  hat.  Mithin  war  der  Re- 
kurs des  Klägers  in  vollem  Umfange  als  unbegründet  zurückzuweisen. 

Die  oben  gestreiften  Nachteile  können  über  den  Verletzten  indessen 
nur  dann  rechtswirksam  verhängt  werden,  wenn  er  vorher  formgereclit  auf 
diese  Folgen  seiner  Pflichtverletzung  aufmerksam  gemacht  ist.  Auch  mnlj 
darüber  Gewißheit  herrschen,  daß  der  Widerstand  gegen  das  Heilver- 
fahren nicht  etwa  auf  abnormer  Empfindsamkeit  oder  übergroßer  Ener- 
gielosigkeit beruht,  sondern  seinem  freien  Willen,  einer  gewissen  Böswillig- 
keit, entspringt. 

Rechte  des  Versicherten. 

Über  das  Recht  des  Versicherten,  seine  iVnsprüche  bei  den  Ver- 
sicherungsbehörden zu  verfolgen,  wird  später  die  Rede  sein. 

Der  Verletzte  kann  die  Erhöhung  oder  Wiedergewährung  seiner 
fi’üheren  Rente  bei  dem  Versicherungsträger  oder  dem  Versicherungsamt 
wegen  eingetretener  Verschlimmerung  beantragen.  Letztere  hat  er  zwar 
nicht  zu  beweisen  (etwa  durch  ärztliches  Gutachten),  sondern  nur  durch 
eine  einigermaßen  schlüssige  Bescheinigung  glaubhaft  zu  machen.  A\s 
Mittel  zur  Glaubhaftmachung  können  ärztliche  Gutachten,  Bescheinigungen 
von  Behörden  oder  Privatpersonen,  die  die  gemachten  Angaben  bestätigen, 
dienen;  auch  genügt  unter  Umständen  die  Vorstellung  beider  Berufsgenossen- 
schaft unter  Darlegung  der  Verhältnisse. 

Die  Anträge  müssen  als  solche  erkennbar  sein.  Es  genügt  nicht  die 
Bitte  um  Unterstützung  oder  die  Mitteilung  einer  wirtschaftlichen  Notlage. 

Um  eine  Rentenerhöhung  handelt  es  sich  auch  dann,  wenn  früher 
wegen  Fehlens  von  Unfallfolgen  eine  Rente  überhaupt  nicht  gewährt  wurde. 

Die  höhere  Rente  wird  frühestens  vom  Tage  des  Antrages  an  gewährt. 

Die  Kosten  für  eingereichte  ärztliche  Gutachten  werden  dem  Ren- 
tenbewerber ersetzt,  wenn  er  im  Endergebnis  des  Verfahrens  damit  einen 
Erfolg  erzielt  hat,  soweit  sie  zur  zweckentsprechenden  Verfolgung  des 
Anspruches  verständig  aufgewendet  sind. 

Der  Verletzte  ist  jederzeit  zu  dem  xAntrage  auf  Wiederaufnahme 
des  Heilverfahrens  berechtigt,  wenn  die  begründete  Aussicht  besteht,  daß 
sich  durch  ein  solches  seine  Erwerbsfähigkeit  hebt,  oder  die  Unfallfolgen 
in  ihrer  Wirkung  noch  weiter  abgeschwächt  werden  können.  Neben  ihm 
steht  der  Krankenkasse,  der  er  angehört,  die  gleiche  Befugnis  zu. 


Renten.  Jahresarbeitsverdienst. 

Vollrente.  Teilrente. 

Die  den  Verletzten  zustehenden  Ptenten  sind  im  voraus  in  Monats- 
beträgen zu  zahlen,  falls  sie  nicht  jährlich  nnr  60  M.  oder  weniger  be- 
tragen. In  diesem  Falle  sind  sie  im  voraus  in  Vierteljahrsbeträgen  zu  zahlen. 


Renten.  Jahresarbeitsverdienst. 


n 1 
l 


Die  Kenten  zerfallen  in  Vollrenten  bei  völliger  und  in  Teilrenten  bei 
teilweise  geminderter  Erwerbsfiilügkeit.  Die  Vollrente  beträgt  66“/3Vo  = V3 
des  Jahresarbeitsverdienstes;  die  Teilrente  denjenigen  Teil  der  Vollrente, 
der  dem  (drade  der  vorliegenden  Erwerbseinbube  entspricht.  Es  ist  also 
zu  beachten,  daß  auch  bei  Kezug  der  Vollrente  der  Verletzte  einen  Aus- 


fall von  mindestens  einem  Drittel  seines  früheren  Einkommens  erleidet, 
daß  er  also  gewissermaßen  ein  Drittel  des  Schadens  trägt,  während  die 
Berufsgenossenschaft  für  zwei  Drittel  auf  kommt. 

Eine  einmalige  Abfindung  ist  nur  dann  zulässig,  wenn  die  gewährte 
Rente  20Vo  nicht  übersteigt.  Im  allgemeinen  gewähren  die  Berufsgenossen- 
schaften den  5 — ßfachen  Jahresbetrag.  Nach  der  Abfindung  hat  der  Ver- 
letzte auch  im  Falle  einer  Verschlimmerung  seines  Zustandes  keinerlei 
Anspruch  auf  irgendwelche  Entschädigung. 


Hilflosenrente. 

Nur  wenn  zu  der  Erwerbsunfähigkeit  noch  vollkommene  Hilflosigkeit, 
von  der  gleich  die  Rede  sein  wird,  tritt,  so  daß  der  Verletzte  dauernd 
fremder  Wartung  und  Pflege  bedürftig  ist,  ist  die  Vollrente  von  66Va 
bis  zu  100%  des  Jahresarbeitsverdienstes  zu  erhöhen.  Er  ist  also  dann 
unter  Umständen  in  der  Lage,  wieder  sein  volles  früheres  Einkommen  zu 
beziehen. 

Hilflosigkeit  wird  im  allgemeinen  bei  Blinden  und  Geisteskranken  zu- 
zugestehen sein.  Der  Beurteilung  der  Hilflosigkeit  wird  diejenige  Auf- 
fassung zugrunde  gelegt,  die  in  der  Dienstanweisung  zur  Beurteilung 
der  Militärdienstfähigkeit  vom  13.  Oktober  1904  folgendermaßen  ausge- 
sprochen ist: 

„Völlige  Hilflosigkeit  ist  dann  anzunehmen,  wenn  der  Verletzte  an 
das  Bett  gefesselt  ist  und  gleichzeitig  wegen  schwerer  Krankheitserschei- 
nungen (z.  B.  Gebrauchsunfähigkeit  der  Hände,  Schwerbeweglichkeit  selbst 
im  Bett,  unwillkürlicher  Abgang  der  körperlichen  Ausscheidungen  aus  Blase 
oder  Mastdarm  oder  durch  ähnliche  Zustände,  die  mit  schwerem  Siechtum 
verbunden  sind)  unausgesetzter  Abwartung  bedarf;  teilweise  Hilflosigkeit 
liegt  vor,  wenn  der  Verletzte  nur  in  bestimmter  Richtung,  z.  B.  beim  Essen 
oder  bei  der  Fortbewegung  oder  beim  Verkehr  mit  der  Umgebung  (Blind- 
heit, Stummheit)  der  Hilfe  anderer  bedarf.  Je  beschränkter  das  Gebiet,  je 
kürzer  die  Zeit,  für  welche  Wartung  und  Pflege  täglich  erforderlich  ist, 
um  so  geringer  ist  der  Grad  der  teilweisen  Hilflosigkeit  anznnehmen.^' 


Hysterie  oder  SchüttellähmuDg.  Keine  Hilflosigkeit. 

Eigene  Angaben  des  Verletzten. 

Ohne  Befragen:  Ich  soll  ins  Irrenhaus  gebracht  werden.  Jeden  Tag  kommen 
Schutzleute  zu  mir.  Nach  Befragen:  Ich  falle  hin. 

Angaben  der  Ehefrau:  Wenn  er  starkes  Zittern  hat,  kann  er  nicht  essen,  er 
muß  gefüttert  werden.  Aufs  Klosett  allein  gehen  kann  er. 
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U n t e r s 11  c h u H g s b e f u n (i . 

Mittelgroßer  Mann  in  gutem  Ernährungszustände,  von  gesunder  Gesichtsfarbe, 
mit  gespanntem,  ängstlichem  Gesichtsausdruck.  Der  Gang  ist  unsidier,  die  Körper- 
haltung nach  vornüber  gebeugt.  Der  rechte  Arm,  das  rechte  Bein  zeigt  dauernd 
heftige  Schüttelbewegungen,  die  nur  zeitweise  aufhören,  wenn  M.  eine  Bewegung 
ausführen  soll.  Sonst  aber  zeigt  auch  die  linke  Körperhälfte  Schüttelbewegungen,, 
wenngleich  in  geringerem  Grade.  Bei  gewollten  Bewegungen  tritt  kein  Zittern  ein. 

Die  Augenbewegungen  werden  regelrecht  ausgeführt,  es  besteht  kein  Augen- 
zittern (Nystagmus).  Die  Kniesehnenretlexe  sind  etwas  lebhaft,  PTißzitterkrampf 
besteht  nicht.  Eine  Muskelsteifigkeit  ist  nicht  deutlich.  Bei  Augenfußschluß  fällt  M. 
um  und  muß  aufgehalten  werden.  Soll  die  rechte  Hand  plötzlich  nach  der  Nase 
greifen,  so  fährt  sie  erst  daran  vorbei. 

Die  Gesichtshälften  sind  gleich  innerviert,  nur  bleibt  beim  Naserümpfen  die- 
rechte  Nasenhälfte  zurück.  Beim  Breitziehen  des  Mundes  tritt  starkes  Gesichtsbeben ,. 
namentlich  rechts  ein. 

Lunge  und  Herz  lassen  krankhafte  Abweichungen  nicht  erkennen.  Der  Puls 
ist  beschleunigt,  114  in  der  Minute.  Die  Beweglichkeit  der  Wirbelsäule  ist  im  unteren 
Brust-  und  oberen  Lendenteil  erheblich  eingeschränkt. 

Die  Gemütsstimmung  des  M.  zeigt  Depression,  Mißtrauen  und  Ängstlichkeit. 

Begutachtung. 

Hiernach  bestehen  bei  M.  Anzeichen,  die  wohl  für  eine  Schüttellähmung 
sprechen  können.  Völlig  bewiesen  ist  deren  Vorhandensein  noch  nicht.  Mehr  in  die 
Augen  springend  sind  die  Anzeichen  einer  Hysterie.  Daß  M.  völlig  erwerbsunfähig 
ist,  kann  einem  Zweifel  nicht  unterliegen. 

Seit  der  Festsetzung  der  Vollrente  am  17.  Oktober  1903,  die  wegen  Schüttel- 
lähmung, Steifheit  und  Schmerzhaftigkeit  der  Wirbelsäule  gewährt  wurde,  ist  in 
dem  Zustande  des  Verletzten  insofern  eine  Änderung  eingetreten,  als  jetzt  ein 
deutlicher  Depressionszustand  zu  erkennen  ist. 

Hierdurch  ist  M.  aber  nicht  derart  hilflos,  daß  er  nicht  ohne  fremde  War- 
tung und  Pflege  bestehen  könnte,  denn  nach  den  Angaben  der  Ehefrau  ist  er 
wohl  imstande,  selbständig  zu  essen  und  das  Klosett  aufzusuchen;  sie  hat  ihn 
sogar  noch  zur  Ausführung  kleiner  iVufträge  verwandt. 

Auch  kann  nicht  vom  ärztlichen  Standpunkt  aus  behauptet  werden,  daß  M. 
stetiger  Aufsicht  bedarf,  da  noch  nicht  nachgewiesen  ist,  daß  M.  zu  seiner  Um- 
gebung bedrohlich  geworden  wäre,  oder  seine  eigene  Sicherheit  gefährdet  hätte. 

Hilflosigkeit  liegt  also  vom  ärztlichen  Standpunkt  aus  nicht  vor. 

Diese  Beurteilung  wurde  von  allen  Instanzen  bestätigt. 


Hilflosigkeit  eines  an  Erregungszuständen  und  Platzangst  leidenden 

Hysterischen  verneint. 

Der  Arbeiter  J.  erlitt  am  8.  Oktober  1902  eine  Brustquetschung,  aus  der 
sich  Hysterie  entwickelte,  für  die  er  seit  dem  27.  Juni  1904,  dem  Tage  des  Ab- 
schlusses des  Heilverfahrens,  die  Vollrente  bezog.  Am  10.  August  1907  beantragte 
die  Ehefrau  des  Verletzten,  diesem  die  Hilflosenrente  zu  gewähren,  weil  in  seinem 
nervösen  und  geistigen  Zustande  eine  wesentliche  Verschlimmerung  eingetreten  sei, 
die  sich  insbesondere  in  Verfolgungsideeu  und  Halluzinationen  äußere.  J.  wurde 
hierauf  im  Krankenhausc  zu  B.  mehrere  Wochen  lang  behandelt.  Nach  Abschluß 
dieser  Behandlung  äußerten  sich  die  Krankenhausärzte  Dr.  S.  und  Dr.  B.  dahin: 
Während  des  Krankenhausaufenthalts  sei  weder  in  dem  körperlichen  Zustande 
noch  in  dem  seelischen  Verhalten  des  J.  eine  wesentliche  Änderung  eingetreten. 
J.  sei  leicht  erregbar  und  leide  an  Beeiuträchtigungsideen.  Es  bestehe  eine  schwere 


Keine  Hilflosigkeit. 
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Unfallhvsterio,  die  ihn  duuernd  völlig  erwerbsiinfühig  mache.  Als  hilflos  im  Sinne 
des  Gesetzes  könne  er  jedoch  nicht  gelten.  Denn  er  sei  imstande,  sich  selbst  an- 
nnd  ansziikleiden,  ohne  Hilfe  Speise  und  Trank  zu  sich  zu  nehmen,  im  Zimmer 
umherzugehen  und  die  leiblichen  Verrichtungen  ohne  Unterstützung  auszuführen. 
Er  sei  auch  nicht  geisteskrank,  dab  er  etwa  beständig  überwacht  werden  müßte. 
Allerdings  könne  er  nicht  ohne  Begleitung  ausgehen,  weil  er  im  Freien  Angst- 
gefühle bekomme.  Die  BG.  gewährte  hierauf,  unter  Ablehnung  der  Hilflosenrente, 
wieder  die  Vollrente.  Auf  die  Berufung  des  Verletzten  sprach  dagegen  das  SchG, 
diesem  mit  Rücksicht  auf  seine  Erregungs-  und  xVngstzustände  eine  Hilflosenrente 
in  Höhe  von  80^/o  des  Jahresarbeitsverdienstes  zu.  Hiergegen  legten  beide  Parteien 
Rekurs  ein.  Der  Kläger  beantragte,  die  Beklagte  zur  Gewährung  der  Ililflosen- 
rente  in  voller  Höhe  des  -lahresarbeitsverdienstes  zu  verurteilen,  während  die  Be- 
klagte den  Antrag  stellte,  ihren  Bescheid  wiederherzustellen.  Das  RVA.  hat  den 
Rekurs  des  Klägers  zurückgewiesen , dagegen  dem  der  Beklagten  stattgegeben. 
Gründe: 

Der  Kläger  ist,  wie  aus  den  bei  den  Akten  befindlichen  ärztlichen  Gutachten, 
insbesondere  aus  demjenigen  des  Professor  Dr.S.  und  desDr.B.  vom  31. Oktober  1907 
entnommen  werden  muß,  körpe)’lich  vollkommen  in  der  Lage,  die  leiblichen  Ver- 
richtungen des  täglichen  Lebens  ohne  Unterstützung  anderer  Personen  vorzunehmen. 
Der  Umstand,  daß  der  Kläger  infolge  der  durch  seine  Unfallhysterie  verursachten 
Platzfurcht  nicht  allein  ausgehen  kann,  bedingt  keine  Hilflosigkeit  im  Sinne  des 
Gesetzes.  Eine  Geisteskrankheit  besteht  bei  dem  Kläger  nicht,  wie  Professor  Dr.  S. 
und  Dr.  B.  nach  seiner  dauernden  Beobachtung  ausdrücklicli  festgestellt  haben. 
Diese  Annahme  stimmt  mit  der  einige  Monate  vorher  — am  21.  Juni  1907  — 
ebenfalls  nach  Abschluß  einer  längeren  Anstaltsbeobachtung  geäußerten  Ansicht 
des  Dr.  B.  in  K.  überein,  nach  welcher  der  Kläger  psychisch  etwas  ruhiger  ge- 
worden und  eine  Überhandnahme  seiner  Reizbarkeit  und  Niedergeschlagenheit 
nicht  eingetreten  sei.  Einer  ständigen  Bewachung  des  Klägers  bedarf  es  hiernach, 
wie  Professor  Dr.  S.  und  Dr.  B.  besonders  hervorheben,  nicht.  In  dieser  Hinsicht 
erscheinen  die  Gutachten  des  Professor  Dr.  S.  und  des  Dr.  B.  sowie  auch  des 
Sanitätsrat  Dr.  B.,  der  den  Kläger  wiederholt  dauernd  in  seinem  Sanatorinm  beob- 
achtet und  behandelt  hat  und  daher  seinen  Zustand  mit  erhöhter  Sicherheit  zu 
beurteilen  vermag,  als  vollkommen  einwandfrei  und  können  jedenfalls  durch  die 
von  dem  Arzte  Dr.  H.  in  seinem  Gutachten  vom  29.  März  1908  geäußerten  ab- 
weichenden Ansichten  nicht  widerlegt  werden.  Auch  die  übrigen,  im  wesentlichen 
mehr  juristischen,  als  ärztlichen  Ausführungen  dieses  Gutachters  sind  nicht  geeignet, 
Bedenken  gegen  die  Richtigkeit  der  Ergebnisse  zu  erregen,  zu  welchen  die  vor- 
genannten Gutachter  durch  lauge,  mit  wiederholten,  eingehenden  Untersuchungen 
verbundene  Beobachtung  des  Klägers  gelangt  sind.  Die  bei  dem  Kläger  nach  seiner 
Behauptung  inzwischen  eingetretene  Abnahme  der  Sehschärfe,  durch  welche  seiner 
Angabe  gemäß  das  Tragen  einer  Brille  erforderlich  gemacht  wird,  wird  zwanglos 
durch  sein  höheres  Lebensalter  — 53  Jahre  - erklärt  und  kann  jedenfalls  nicht 
durch  den  Unfall  vom  8.  Oktober  1902  verursacht  worden  sein,  der  in  einer  Brust- 
(juetschung  bestanden  hat.  Wenn  der  Kläger,  wie  durch  die  überreichten  Beschei- 
nigungen dargetan  werden  soll,  seine  Frau  und  seine  Kinder  öfter  beschimpft  und 
bisweilen  wohl  auch  mißhandelt,  so  bedingt  auch  dieser  Umstand  noch  nicht  Hilf- 
losigkeit, da  solche  Zustände  bei  nervös  überreizten  Menschen  öfter  Vorkommen, 
und  beim  Fehlen  einer  Geisteskrankheit  nicht  zu  befürchten  ist,  daß  der  Kläger 
die  Mißhandlungen  bis  zu  einem  das  Leben  oder  die  Gesundheit  seiner  Angehörigen 
gefährdenden  Grade  steigern  wird.  Nach  alledem  konnte  der  Nachweis,  daß  der 
Kläger  infolge  des  Unfalles  derart  hilflos  geworden  ist,  daß  er  ohne  fremde  War- 
tung und  Pflege  nicht  bestehen  kann,  nicht  für  geführt  erachtet  werden.  Das 
Rekursgericht  hat  vielmehr  die  Überzeugung  erlangt,  daß  der  Kläger  fiir  die 
Folgen  seines  Unfalles  durch  die  ihm  bereits  seit  mehreren  -lahren  gewährte  Voll- 
rente in  angemessener  und  ausreichender  Weise  entschädigt  wird.  Hiernach  mußte 

Beurteilung  von  enfallfolgen.  3 
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der  Rekurs  des  Klägers  ziirückgewiesen  werden,  wälirond  dem  Rekurse  der  Be- 
klagten stattzugeben  und  deingemäl’)  der  die  Yollrente  erneut  festsetzende  Bescheid 
vom  28. Dezember  1907,  unter  Aufliel)ung  der  ihn  beseitigenden  schiedsgerichtlichen 
Entscheidung  wiederherzustellen  war. 

Zeitweilige  Hilflosigkeit  in  Höhe  von  80”/o  tles  Jahresarheits- 

verdienstes. 

Unfall:  24. April  1908.  Oberschenkelhalsbruch  mit  nachfolgender  Operation  an 
der  Bruchstelle.  Vereiterung  und  Versteifung  der  Hüfte. 

Eigene  Angaben  des  Klägers. 

„Ich  kann  mich  schlecht  bewegen;  wenn  ich  ein  bißchen  gehe,  werde  icli  müde, 
es  treten  Schmerzen  in  der  rechten  Seite  auf.  Die  Bruchstelle  am  linken  Ober- 
schenkel schmerzt  auch.  Ich  kann  nicht  lange  sitzen  und  nicht  lange  stehen.  Ge- 
arbeitet habe  ich  noch  nichts.  Vom  22.  August  1910  an  habe  ich  den  Arzt  in 
seiner  Wohnung  auf  gesucht. ‘‘ 

Untersuchungsbefund.  (6.  Dezember  1911.) 

46jähriger , seinen  Jahren  entsprechend  aussehender  Mann  in  gutem  Er- 
nährungszustände, der  auf  zwei  Stöcke  gestützt  das  Untersuchuugszimmer  schwer- 
fällig betritt.  Im  Zimmer  ist  für  kurze  Zeit  Stehen  und  Gehen  auch  ohne  Stöcke 
möglich.  G.  setzt  sich  wiederholt  und  steht  wiederholt  auf. 

Bei  horizontaler  Rückenlage  — während  die  Körperlängsachse  mit  der 
Längsachse  des  Untersuchungstisches  zusammenfällt,  letztere  die  Querachse  des 
Beckens  senkrecht  schneidet,  und  während  der  Rücken  der  horizontalen  Tischplatte 
überall  fest  anliegt  — wird  das  rechte  Bein  im  Hüftgelenk  gebeugt,  gespreizt, 
nach  innen  gerollt  gehalten. 

Versucht  man  den  im  rechten'  Hüftgelenk  gebeugt  gehaltenen  Oberschenkel 
völlig  der  Unterlage  zu  nähern,  so  bewegt  sich  auch  das  Becken  mit,  was  daraus 
hervorgeht,  daß  sich  die  Wirbelsäule  in  ihrem  unteren  Teile  von  der  Unterlage 
abhebt  und  eine  Höhlung  bildet.  Das  Spreizen,  das  Herauführen  und  die  Rollung 
des  Beines  im  rechten  Hüftgelenk  ist  völlig  aufgehoben.  Es  kann  von  der  Unter- 
lage nicht  abgehoben  werden.  Beim  Spreizen  und  beim  Heranführen  geht  schon 
bei  einem  kleinen  Ausschlagswinkel  das  Becken  mit.  Die  rechte  Rollhügelgegend 
ist  verdickt.  Die  rechte  Gesäßfurche  hängt  tiefer,  wie  die  linke.  Beim  Stehen  ver- 
legt der  Untersuchte  die  Körperlast  ausschließlich  auf  das  linke  Bein.  Beim  Stehen 
auf  dem  linken  Bein  wird  das  rechte  weitab  gespreizt  gehalten.  Das  rechte  Bein 
zeigt  eine  mäßige  teigige  Schwellung.  Der  rechte  Oberschenkelknochen  ist  stark 
verdickt.  Am  rechten  Oberschenkel  findet  sich  außen  eine  17cm  lange,  tief  ein- 
gezogene,  schilfernde  Narbe.  In  der  rechten  Leistenbeuge  findet  sich  eine  belang- 
lose geschlossene  Fistelnarbe.  Auf  der  Innenseite  des  rechten  Oberschenkels  findet 
sich  eine  5 m lange,  breite,  feste,  widerstandsfähige  Narbe.  Auf  der  Rückseite 
des  Oberschenkels  sind  mehrere  kleine  Narben  vorhanden.  Zu  beiden  Seiten  des 
rechten  Kniegelenkes  finden  sich  Narben  früherer  Punktionsöffnungen.  Die  Narben 
sind  zur  Zeit  alle  geschlossen.  Das  rechte  Fußgelenk  zeigt  normale  Verhältnisse. 

Das  linke  Bein  wird  im  Hüftgelenk  herangeführt  und  nach  außen  gerollt  ge- 
halten. In  der  Mitte  des  linken  Oberschenkels  findet  sich  die,  als  druckschmerzhafte 
Knochenauftreibung  erkennbare,  frühere  Bruchstelle.  Der  Bruch  ist  fest  knöchern 
verheilt.  Der  Oberschenkel  ist  nach  außen  und  vorn  verbogen.  Die  Wirbelsäule 
ist  im  Lendenteil  nach  rechts  konvex  verbogen.  G.  vermag  nur  schwerfällig  auf 
dem  Untersuchungstisch  Platz  zu  nehmen. 

Herz,  Lunge  und  Bauchorgane  sind  ohne  erkennbare  Abweichungen. 

Die  oberen  Extremitäten  sind  voll  gebrauchsfähig. 


Zeitweilige  Hilflosigkeit. 
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Das  rechte  Kniegelenk  ist  in  seinen  Umrissen  völlig  verschwommen.  Die 
Gelenkskapsel  ist  verdickt.  Die  Haut  über  dem  Kniegelenk  ist  gespannt  und  glänzend. 
Die  Kniescheibe  haftet  dem  Gelenke  fest  an  und  läßt  sich  seitlich  in  keiner  Weise 
verschieben.  Das  rechte  Kniegelenk  ist  völlig  versteift  und  steht  in  X-Beinstellung. 


Es  beträgt  der  Umfang 

rechts 

links 

des  Oberschenkels : 

cm 

cm 

im  Schritt 

. . . 55Ü2 

56 

in  der  Mitte 

...  52 

50V 

des  Unterschenkels; 

an  der  dicksten  Stelle  der  Wade  ....  85  84 


Es  beträgt  die  Länge: 

des  Beines  vom  vorderen  Darmbeinstachel 

bis  zur  äußeren  Knöchelspitze  ....  72  79 

Die  Verkürzung  ist  aber  zum  Teil  nur  eine  scheinbare,  weil  das  rechte  Bein 
in  Spreizstellung  steht. 

Begutachtung. 

Als  Folgen  hat  der  Unfall  vom  24.  April  1908  bei  dem  Kläger  hinterlassen: 

a)  Eine  völlige  Versteifung  des  rechten  Hüftgelenkes  in  Beuge- und  Spreiz- 
stellung. 

b)  Eine  völlige  Versteifung  des  rechten  Kniegelenkes  in  X-Beinstellung. 

c)  Zirkulationsstörungen  im  rechten  Bein. 

d)  Einen  mit  Verbiegung  knöchern  geheilten  Bruch  des  linken  Ober- 
schenkels. 

e)  Zahlreiche  Narben  am  rechten  Oberschenkel,  die  zur  Zeit  geschlossen  sind. 

f)  Eine  kompensatorische  Verkrümmung  der  Lendenwirbelsäule. 

Aus  allen  diesen  Veränderungen  ergiebt  sich  eine  sehr  stark  eingeschränkte 
Bewegungsfähigkeit  des  G.,  so  daß  Gehen  und  Stehen  nur  sehr  mangelhaft  aus- 
zuführen  ist,  während  Sitzen  nur  ganz  kurze  Zeit  ausgehalten  wird.  Der  Zustand 
macht  daher  die  Übernahme  auch  leichterer  Lohnarbeit  zur  Zeit  unmöglich. 

Hilflos  im  Sinne  des  Gesetzes  ist  der  Verletzte  zur  Zeit  nicht.  Zwar  muß 
ilini  beim  An-  und  Ausziehen  des  rechten  Strumpfes  und  Stiefels  zur  Zeit  noch 
von  der  Ehefrau  geholfen  werden.  Diese  Unterstützung  liegt  aber  noch  im  Rahmen 
der  von  Familienangehörigen,  als  einer  sittlichen  Pflicht,  ohne  Entschädigung  zu 
leistenden  Hilfeleistungen. 

G.  war  vom  10.  September  1908  bis  31.  Januar  1909  in  ambulanter  Behand- 
lung des  Prof.  Dr.  Sch.  Nach  seiner  Angabe  mußte  er  sich  auf  dem  Wege  zum 
Institut  von  seiner  Ehefrau  begleiten  lassen,  wodurch  ein  Zeitverlust  von  etwa 
3 Stunden  täglich  entstanden  sei.  Die  Frau  sei  sonst  mit  Näharbeiten  erwerbstätig 
gewesen. 

Sofern  diese  Angaben  zutreffend  sind,  halte  ich  für  die  Zeit  vom  10.  Sep- 
tember 1908  bis  31.  Januar  1909  eine  Hilflosigkeit  von  80^/^  des  Jahresarbeits- 
verdienstes  für  vorliegend,  weil  diese  ausgedehntere  Hilfeleistung  der  Frau  mit 
materiellen  Opfern  für  dieselbe  verknüpft  war,  die  ihr  aus  eigener  Kraft  nicht 
mehr  zngemutet  werden  können. 

Vom  1.  Februar  bis  etwa  22.  Juli  1910  wurde  G.  von  Dr.  L.  in  seiner 
Wohnung  behandelt.  Nach  Bescheinigung  des  Dr.  L.  war  G.  während  dieser  Zeit 
tieberhaft  und  bettlägerig  krank  und  absolut  pflegebedürftig.  Durch  diese  Pflege 
ist  für  die  Ehefrau  wieder  eine  über  das  gewöhnliche  Maß  hinausgehende  Hilfe- 
leistung erwachsen,  die  sie  zeitweise  an  ihrem  Erwerbe  hinderte.  Daher  ist  auch 
vom  1.  Februar  1910  bis  22.  Juli  1910  eine  Hilflosigkeit  von  80'^/o  des  äahres- 
arbeitsverdienstes  vorlianden  gewesen. 
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Da  die  gleichen  Verhältnisse  aucli  für  die  Zeit  vom  Anfang  März  bis  15.  April 
1911  befanden  haben,  so  ist  auch  für  diese  Zeit  eine  Hilflosigkeit  von  80<>/o  an- 
zn  nehmen. 

Nach  der  Entlassung  aus  dem  Krankenhaus,  dem  4.  Juli  1911,  kann  G.  aber 
nicht  mehr  als  hilflos  angesehen  werden,  da  die  notwendige  Unterstützung  beim 
Anziehen  eine  Hilflosigkeit  nach  der  bestehenden  Rechtsprechung  nicht  mehr 
darstellt. 

Die  Angaben  über  die  Zeitversäumnis  der  Ehefrau  wurden  als  wahrheits- 
gemäß bestätigt.  Dem  Kläger  wurde  die  Hilflosenrente  in  dem  vorgeschlagenen 
Maße  zugesprochen. 

Anspruch  auf  Hilflosenrente  bestellt,  auch  wenn  Wartung  uml  Pflege 
nicht  in  der  Familie,  sondern  in  einer  Anstalt  gewährt  wird. 

Der  Bergmann  B.  war  durch  einen  Betriebsunfall  geisteskrank  geworden. 
Er  befand  sich  zunächst  zur  Heilbehandlung  in  einer  Irrenanstalt,  mußte  in  dieser 
aber  auch,  als  eine  Besserung  seines  Zustandes  nicht  mehr  zu  erwarten  war,  ver- 
bleiben, da  er  seines  aufgeregten  Zustandes  wegen  die  Pflege  in  einer  geschlossenen 
Anstalt  nicht  entbehren  konnte.  Die  BG.  gewährte  ihm  die  Yollrente.  Sein  Pfleger 
beantragte  dagegen  im  SchG.-Verfahren  die  Bewilligung  der  höchsten,  zulässigen 
Hilflosenrente.  Diese  sprach  ihm  das  SchG.  zu.  Im  Rekurse  beantragte  die  BG., 
die  Entschädigung  nur  auf  90'^/o  des  Jahresarbeitsverdienstes  zu  bemessen.  Sie 
stützte  sich  auf  eine  Entscheidung  des  Kgl.  Bayerischen  LVA.  vom  27.  Dezember 
1904  und  führte  aus,  daß  im  Falle  einer  höheren  Festsetzung  der  Entschädigung 
di(^  Ehefrau  des  Klägers  ungerechtfertigt  bereichert  werden  würde,  da  die  Kosten 
d(*.r  Unterhaltung  des  Klägers  aus  der  Yollrente  zu  bestreiten  seien  und  für 
Wartung  und  Pflege  täglich  nicht  mehr  als  1 M.  in  Ansatz  gebracht  werden  dürfe. 
Di(‘.  Yollrente  betrage  jährlich  1020  M.  6 Pf.  und  dieser  Betrag  zuzüglich  der  für 
Wartung  und  Pflege  anzusetzenden  365  M.  ergebe  eine  Summe,  die  90^jo  des 
Jaliresarbeitsverdienstes  entspräche.  Das  RYA.  hat  den  Rekurs  zurückgewiesen. 

Gründe:  Unstreitig  ist  der  Kläger  infolge  des  Unfalles  vom  28.  März  1903  nicht 
nur  völlig  erwerbsunfähig,  sondern  auch  derart  hilflos  geworden,  daß  er  ohne  fremde 
Wartung  und  Pflege  nicht  bestehen  kann.  Es  ist  auch  vom  RVYV.  in  der  RekE. 
vom  20.  Mai  1903,  der  .sich  der  erkennende  Senat  angeschlossen  hat,  bereits  aus- 
g(‘sprochen  worden,  daß  für  die  Bewilligung  der  Hilflosenrente  allein  der  tatsäch- 
liche  körperliche  Zustand  des  Rentenbewerbers  entscheidend  ist,  und  letzterer  den 
Anspruch  auf  die  Mehrleistung  auch  dann  hat,  wenn  die  Wartung  und  Pflege 
nicht  in  der  Familie,  sondern  in  einer  Anstalt  gewährt  wird.  Es  kann  weiter 
ki'inera  Bedenken  unterliegen,  daß  der  Zustand  des  Klägers  seine  völlige  Hilflosig- 
keit bedingt,  so  daß  ein  höherer  Grad  der  Hilflosigkeit  bei  einem  AYrletzten  nicht 
vorliegen  kann.  Hieraus  folgt  ohne  weiteres  die  Yerptlichtung  der  Beklagten  zur 
Gewährung  einer  Entschädigung  in  Höhe  von  10()®/o  des  Jahresarbeitsverdienstes. 
Denn  für  die  Beantwortung  der  Frage,  in  welchem  Grade  ein  Yerletzter  hilflos 
ist,  ist  es  ohne  Belang,  wieviel  ziffermäßig  der  dem  angenommenen  Grade  der 
Hilflosigkeit  entsprechende  Prozentsatz  des  Jahresarbeitsverdienstes  beträgt  und 
welche  Kostim  die  Angehörigen  für  die  Wartung  und  Pflege  des  A'erletzteu  auf- 
zuwenden haben.  Würde  man  diese  beiden  Umstände  für  die  Schätzung  des  Grades 
der  Hilflosigkeit  für  wesentlich  ansehen,  so  wäre  bei  völlig  gleichem  Zustande 
zweier  Verletzter  der  Grad  der  Hilflosigkeit  höher  oder  niedriger  zu  schätzen, 
je  nachdem  der  Jahresarbeitsverdienst  niedriger  oder  höher  ist,  und  es  wäre  auf 
die  gerade  zur  Zeit  der  Rentenfestsetzung  herrschenden  Teuerungsverhältnisse  bei 
der  Bemessung  des  Grades  der  Hilflosigkeit  entscheidendes  Gewicht  zu  legen, 
ohne  daß  im  Falle  einer  späteren  Veränderung  dieser  Verhältnisse  eine  ander- 
weite PVsststellung  d('r  Pmtschädigung  statttinden  könnte.  Denn  nur  eine  durch  den 
Unfall  bedingte  oder  in  den  Nachwirkungen  des  Unfalls  eingetretene  Veränderung 
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der  für  die  Rentenfestsetzung  maßgebend  gewesenen  Verliältnissi'  ist  als  eine  \ (u  - 
iinderiiug  im  Sinne  des  ^ 88  GUVG.*)  anzusehen.  Das  RVA.  vermag  sich  daher  der 
Regrilndung  des  Rekurses,  die  allerdings  in  der  angeführten  Entscheidung  des 
Kgl.  Bayerischen  LYA.  eine  Stütze  findet,  nicht  anzuschließen.  Dem  Kläger  ge- 
bührt vielimdir  die  volle  Hilflosenrente. 

Besserung^  im  Zustande  der  Hilflosigrkeit,  Herabsetzung  der  Hilf- 
losenrente (lOO^/o  des  Jaliresarbeitsyerdienstes)  auf  die  ToHreiite. 

(öGVaVo  Jaliresarbeitsverdienstes.) 

Vorbemerkung. 

Xachdem  mir  von  einer  Mitbewohnerin  die  Wohnungstür  geöffnet  worden 
war,  fand  ich  den  S.  vollkommen  wie  zum  Ausgehen  angezogen  — er  trug  einen 
Hut  auf  dem  Kopfe  — in  einem  Zimmer  stehend  an.  Auf  Befragen,  ob  er  aus- 
gehen  wollte,  antwortete  er  „nein“  und  auf  \ erhalt,  warum  er  denn  einen  Hut 
aufhabe,  antwortete  einer  seiner  Angehörigen,  er  hätte  immer  tagsüber  den  Hut 
auf.  S.  nahm  den  Hut  ab. 

Die  mit  ihm  geführte  Unterhaltung  ergab,  daß  eine  Sprachstörung  nicht 
vorliegt.  Er  war  imstande,  das  Wort  „Artillerie-Brigade“  richtig  auszusprechen. 
Die  Sprache  ist  etwas  zögernd.  S.  gab  an,  daß  er  nicht  arbeiten  könne,  daß  er 
die  Zeitung  lese,  wenn  seine  Frau  sie  ihm  gebe.  Er  gab  an,  daß  er  bei  der 
5.  Kompagnie  des  N.  N.-Infanterie-Regiments  gedient  habe.  Er  würde  wirr  im 
Kopf,  wenn  er  geärgert  werde. 

Von  einer  Befragung  der  Angehörigen  wurde  Abstand  genommen. 

Begutachtung. 

Der  Gang  des  S.  auf  ebener  Erde  ist  durchaus  sicher. 

Weder  durch  mein  Erscheinen,  noch  durch  die  dem  S.  vorgelegten  Fragen 
wurde  bei  demselben  eine  Erregung  ausgelöst;  eine  Teilnahmslosigkeit  konnte 
nicht  festgestellt  werden.  Die  Gedankenverbindungen  des  S.  waren  logisch,  wenn- 
gleich etwas  langsam. 

Während  nun  die  Entscheidung  des  Reichsversicherungsamtes  vom  11.  April 
1904  auf  der  ärztlichen  Bekundung  beruht,  daß  S.,  der  im  übrigen  teilnahms- 
los daliege,  an  Geistesverwirrtheit  mit  Erregungszuständen  und  Selbstmord- 
drang leide,  und  ein  derartiger  Zustand  jeden  Augenblick  unvorhergesehen  ein- 
treten  könne,  weswegen  S.  nie  ohne  Aufsicht  gelassen  werden  dürfe,  ergab  die 
ärztliche  Untersuchung,  daß  S.  nicht  mehr  teilnahmslos  ist.  Aus  der  Berufungs- 
schrift der  Ehefrau  geht  hervor,  daß  S.  V4  bis  1/2  Stunde  ohne  Aufsicht  ge- 
lassen wird,  daß  man  ihn  allein  über  den  Hof  gehen  läßt. 

Die  hierbei  ausgeübte  Beobachtung,  von  dem  im  IV.  Stockwerk  belegeneii 
Fenster  aus,  ist  als  völlig  wirkungslos  zu  erachten,  wobei  noch  zu  betrachten  ist, 
daß  selbst  diese  Beobachtung  fortfällt  während  des  Aufenthalts  in  dem  vier- 
stöckigen Treppengebäude  und  dem  Hausflur.  Des  weiteren  gibt  Frau  S.  selbst 
an,  daß  die  Tobsuchtsanfälle  ihres  Alannes  periodisch  auftreten  und  sich  schon 
längere  Zeit,  bevor  sie  zum  Ausbruch  kommen,  bemerkbar  machen. 

Hieraus  ergiebt  sich  aber,  daß  die  Voraussetzungen,  die  das  Reichsver- 
sicherungsamt zur  Gewährung  der  Hilflosenrente  gelangen  ließ,  nicht  mehr  zu- 
treffen. 

Ich  gelange  daher  zu  dem  Schluß: 

Seit  der  Entscheidung  des]  Reichsversicherungsamtes  vom  14.  April  1904 
ist  in  dem  Zustande  des  Klägers  eine  wesentliche  Veränderung  und  infolgedessen 
eine  Besserung  seines  Gesundheitszustandes  eingetreten. 


*)  Entspricht  dem  608  der  RVO. 
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Die  Veränderung  besteht  in  folgendem : 

1.  Bei  der  Untersuchung  zeigt  S.  ein  ruliiges  und  zweckmäßiges  Wesen 
rm  Gegensatz  zu  dem  unzweckmäßigen  bei  der  Untersuchung  durch  Dr.  K.  am 
20.  Oktober  1903. 

2.  Tatsächlich  ist  durch  die  Angaben  der  Ehefrau  des  8.  erwiesen,  daß 
dieser  zeitweise  ohne  Aufsicht  ist. 

3.  Während  früher  angenommen  wurde,  daß  die  bei  8.  sich  einstellenden 
Erregungszustände  mit  Selbstmorddrang  Jeden  Augenblick  unvorhergesehen  ein- 
treten  können,  ergiebt  die  bedenkenfreie  Bekundung  der  Ehefrau,  daß  dieselben 
sich  schon  längere  Zeit,  bevor  sie  zum  Ausbruch  kommen,  bemerkbar  machen. 

Ist  somit  erwiesen,  daß  die  Beaufsichtigung  des  8.  nicht  mehr  eine  stän- 
dige ist  und  daß  sie  auch  keine  ständige  zu  sein  braucht,  da  sich  aus  der  unter- 
lassenen Beaufsichtigung  Unzuträglichkeiten  nicht  ergeben  haben,  so  gelangt  man 
zu  dem  Schlüsse,  daß  8.  nicht  mehr  derartig  hilflos  ist,  daß  er  dauernd  fremder 
Wartung  und  Pflege  bedarf  und  daß  die  vom  Reichsversicherungsamt  als  maß- 
geblich erachteten  Umstände  nicht  mehr  vorliegen. 

Die  Hilflosenrente  wurde  hierauf  rechtskräftig  in  die  Yollrente  gemindert. 

Vorläufige  Renten.  Dauerrenten. 

Die  zu  gewährenden  Renten  unterscheiden  sich  noch  als  vorläufige 
Renten  und  als  Dauerrenten. 

Die  vorläufige  Rente,  die  dem  Verletzten  gegenüber  als  solche  aus- 
drücklich bezeichnet  werden  muß,  wird  festgesetzt,  wenn  die  Unfallfolgen 
noch  frisch  sind  und  eine  Änderung  der  Verhältnisse  in  relativ  kürzeren 
Zeitabschnitten  zu  erwarten  steht. 

Sind  die  Verletzungen  aber  ausgeheilt  und  die  Verhältnisse  mehr 
stabile  geworden,  so  daß  ein  gewisser  Beharrungszustand  besteht,  so  wird 
die  vorläufige  Rente  als  Dauerrente  festgesetzt.  Diese  Umwandlung  kann 
bereits  innerhalb  der  ersten  zwei  Jahre  vorgenommen  werden,  nach  Ab- 
lauf von  2 Jahren  vom  Tage  des  Unfalles  an  muß  dies  jedoch  unbedingt 
geschehen. 

Der  Unterschied  der  beiden  Rentenarten  liegt  darin , daß  die  vor- 
läufige Rente  jederzeit  abgeändert  werden  kann,  während  die  Dauerrente 
nur  in  Zeitabständen  von  je  einem  Jahre  eine  Abänderung  erfahren  darf. 

Der  Ausdruck  Dauerrente  soll  nach  Absicht  des  Gesetzgebers  nur  in 
der  Systematik  des  Gesetzes  gebraucht  werden.  Den  Versicherten  gegen- 
über soll  er  nicht  gebraucht  werden,  um  in  ihnen  nicht  die  irrige  ^^or- 
stellung  zu  erwecken,  daß  es  sich  nunmehr  um  eine  unabänderliche  Rente 
für  Lebenszeit  handelte. 

Die  Überleitung  der  vorläufigen  Rente  in  die  Dauerrente  inneiiialb 
der  ersten  zwei  Jahre  ist  nun  keineswegs  in  das  Belieben  des  ^Tn^siche- 
rungsträgers  gestellt.  Diese  sind  vielmehr  dazu  während  dieser  Zeit  ver- 
pflichtet, wenn  die  Voraussetzungen  für  die  Festsetzung  der  Dauerrente 
vorliegen,  ohne  daß  der  Versicherte  hiergegen  Einwendungen  erheben  kann. 
Die  erste  Feststellung  der  Dauerrente  ist  unabhängig  von  einer  Änderung 
der  Verhältnisse;  sie  kann  mit  einer  Erhöhung  oder  Minderung  der  bisherigen 
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vorlruifi^oii  Keilte  verknüpft  werden.  Daltei  sind  die  früher  für  di(‘  Fest- 
setzung- der  Rente  maßgebend  gewesenen  (irnndlagen  nieht  bindend. 


Hinterbliebenenrente. 

Tritt  als  I hifallfolge  der  Tod  ein,  so  erwäclist,  unlieseliadtd  der  vor- 
angegangenen Leistungen , den  Kernfsgenossenschaften  die  nachstellende 
Verpflichtung:  An  Sterbegeld  ist  der  15.  Teil  des  JahresarbeitsverdiiMistes, 
mindestens  jedoch  ein  Betrag  von  50  M.  zu  zahlen.  Den  Hinterbliebenen 
steht  außerdem  eine  Rente  zu,  und  zwar  der  Witwe  bis  zu  ihi-ein  Tode 
oder  ihrer  Wiederverheiratung,  den  Kindern  bis  zum  vollendeten  15.  Le- 
bensjahre je  20  Prozent  des  Jahresarbeitsverdienstes.  Diese  Renten  dürfen 
zusammen  60  Prozent  des  Jahresarbeitsverdienstes  nicht  übersteigen.  Die- 
selben Rechte  stehen  dem  Kinde  einer  durch  Unfall  zu  Tode  gekommenen 
weiblichen  Person  zu,  die  nicht  Ehefrau  war.  Unehelichen,  nachtrcäglich 
nicht  legitimierten  Kindern  eines  verstorbenen  Mannes  steht  dieser  An- 
spruch nur  zu,  sofern  der  Verstorbene  ihnen  nach  gesetzlicher  Pflicht  Unter- 
halt gewährt  hatte. 

Heiratet  die  Witwe  wieder,  so  erhält  sie  60  Prozent  des  Jahresar- 
beitsverdienstes als  einmalige  Abfindung. 

Zu  den  Hinterbliebenen  in  diesem  Sinne  gehören  auch  im  Falle  der 
Bedürftigkeit  Verwandte  der  aufsteigenden  Linie,  falls  der  Verstorbene 
ihren  Lebensunterhalt  wesentlich,  elternlose  Enkel,  falls  er  ihren  Lebens- 
unterhalt ganz  oder  überwiegend  aus  seinem  Arbeitsverdienst  bestritten 
hat.  Die  Höchstgrenze  der  Rente  beträgt  in  diesem  Falle  je  20  Prozent 
des  Jahresarbeitsverdienstes.  Der  Berechtigung  der  Enkel  geht  die  der 
Aszendenten,  der  Berechtigung  dieser  die  der  Ehegatten  und  Kinder  voi'- 
an.  Aber  nur,  wenn  die  diesen  zustehende  Hinterbliebenenrente  nicht  bereits 
in  der  zulässigen  Höhe  von  60  Prozent  absorbiert  wird,  kann  den  entfern- 
teren Verwandten  die  Wohltat  der  Hinterbliebenenrente  zuteil  werden. 


Angehörigenrente. 

Die  gleiche  Rente  steht  den  Angehörigen  des  Verletzten  zu,  solange 
sich  derselbe  zum  Zwecke  des  Heilverfahrens  in  einer  Heilanstalt  befindet. 
Zu  ihrer  Festsetzung  muß  die  Ehefrau  der  Berufsgenossenschaft  ihre 
Heiratsurkunde,  sowie  die  Geburtsurkunden  der  noch  nicht  15  Jahre  alten 
Kinder  einreichen.  Diese  Zeugnisse  müssen  von  den  zuständigen  Behörden 
gebühren-  und  stempelfrei  ausgestellt  werden. 


Jahresarbeitsverdienst. 

Die  Art  und  Weise,  wie  der  Jahresaiheitsverdienst  von  den  Beruts- 
genossenschaften  ermittelt  und  festgesetzt  wird,  ist  vielen  Rentenbewerbern 
völlig  unbekannt.  Manche  nutzlose  Berufung  könnte  erspart  bleiben,  wenn 
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ihiien  von  seiten  ihres  Arztc'S  eim' 
worden  wäre. 

Als  Jahresai’beitsverdienst  wird  diejenige  Summe  angenommen,  die 
d('r  ^'erletzte  während  des  dem  Unfalltage  unmittelbar  vorangegangenen 
volh'ii  Jahres  in  dem  unf'allbringenden  Betriebe  an  Lohn  oder  (fehalt  be- 
zog(Mi  hat.  Hierhin  kommt  ein  1800  M.  übei’steigender  Beti’ag  nur  mit 
einem  Drittel  in  Ani’echnung.  Krreiehte  z.  B.  das  Jahreseinkommen  die 
Höh('  von  2400  M.,  so  beträgt  der  anrechnungsfähige  (gekürzte)  Jahres- 
ai’bi'itsverdienst  1800  + = 2000  M. 

Voraussetzung  hierfür  ist  also,  daß  der  ^Vrletzte  ein  volles  Jahr  in 
dem  Betriebe  beschäftigt  war.  Ist  dies  nicht  der  Fall,  so  wird  der  Jahres- 
ai’bi'its  verdien  st  eines  im  selben  oder  in  einem  benachbarten,  gleichartigen 
Betriebe  ein  volles  Jahr  lang  beschäftigt  gewesenen,  gleichwertigen  Ai- 
beiters  mit  herangezogen,  der  individuelle  Verdienst  aber  für  die  Zahl  dei’ 
Tage,  während  deren  der  Verletzte  im  Betriebe  beschäftigt  war,  voll  an- 
gerechnet. Für  den  nicht  belegbaren  Rest  tritt  die  Anrechnung  nach 
dem  \'ei’dienste  eines  gleichwertigen  Arbeiters  ein. 

Im  landwirtschaftlichen  Betriebe  trifft  diese  Berechnung  nur  bei  Be- 
triebsbeamten und  Facharbeitern  zu. 

Für  die  übrigen,  gewöhnlichen  landwirtschaftlichen  xVrbeiter  wird,  je 
nach  deren  Alter,  der  Jahresverdienst  einheitlich  vom  Oberversicherungs- 
amt für  seinen  Bezirk  von  4 zu  4 Jahren  festgesetzt.  Dabei  wird  der 
Oi’tslohn,  d.  h.  das  ortsübliche  Tagesentgelt  gewöhnlicher  Tagesarbeiter  zu- 
grunde gelegt. 

Die  Ermittelung  des  Jahresarbeitsverdienstes  kann  unter  Umständen 
noch  in  anderer  Weise  stattfinden,  z.  B.  bei  Taglöhnern  durch  Berech- 
nung des  300 fachen  des  durchschnittlichen,  täglichen  Arbeitsverdienstes, 
bei  Lehrlingen,  deren  geringe  Entlohnung  hinter  dem  ortsüblichen  Tages- 
lohn znrückbleibt,  durch  Zugriindelegen  des  letzteren. 

Diese  einzelnen  Modifikationen  hier  eingehender  zu  erörtern,  würde 
zu  weit  führen. 


Der  Gang  des  Entschädigungsverfahrens. 

Erste  Fürsorge  für  den  Unfallverletzten. 

Nehmen  wir  nun  an,  ein  A’erletzter  habe  einen  ganz  klar  erwiesenen 
Betriebsunfall  erlitten,  und  die  entsprechende  Frage  sei  auf  dem  Kranken-" 
schein  zutreffend  bejaht. 

Die  Krankenkasse  übernimmt  zunächst  die  gesetzmäßige  Fürsorge 
für  ihr  Mitglied  in  gewöhnlicher  Weise,  d.  h.  sie  gewährt  Krankenpflege  und 
Krankengeld  oder  an  deren  Stelle  Krankenhauspflege  nebst  Hausgeld. 

Zu  dieser  Leistung  tritt,  vom  Beginn  der  fünften  Woche  ab,  der  so- 
genannte Unfall-  oder  Krankengeldzuschuß,  d.  h.  es  tritt  eine  Erhöhung 
des  Krankengeldes  auf  mindestens  zwei  Drittel  des  der  Berechnung  des- 
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selben  zugTimde  i’elei>ten  (Iruiullohues  ein.  Diese  Mehrleistungen  sind  der 
Krankenkasse  vom  Betriebsimternehmer , oder  wenn  die  Entschädigung 
über  die  13.  Woche  hinaus  zu  gewähren  ist,  von  der  Derufsgenossenschaft 
zu  ersetzen. 

Hat  der  Unfall  eine  Person  betroffen,  die,  obwohl  gegen  Unfall 
versichert,  einer  Krankeidvasse  nicht  angehört,  so  hat  dieselbe  während  der 
ersten  V\  Wochen  keinen  Anspruch  auf  Fürsorge.  Es  handelt  sich  dabei 
zumeist  um  Betriebsbeamte  mit  einem  Jahresarbeitsverdienst  über  2500  Mk., 
um  Betriebsunternehiner  oder  freiwillig  versicherte  Personen. 

In  der  landwirtschaftlichen  Unfallversicherung  hat  für  einen  Ver- 
letzten, der  keiner  Krankenkasse  angehört,  in  den  ersten  13  W^ochen 
die  Gemeinde  einzutreten. 

Da  es  sich  aber  um  einen  Betriebsunfall  handelt,  so  erstreckt  sich 
die  Verpflichtung  der  Krankenkasse  nach  dem  Gesetze  nur  auf  13  Wochen, 
statt  wie  sonst  auf  26  Wochen  oder  längere  Zeit.  Um  dem  Verletzten  die 
Wohltat  der  berufsgenossenschaftlichen  Leistung  nach  Ablauf  der  13  Wochen 
zu  sichern,  meldet  die  Krankenkasse  den  Unfall  bei  der  zuständigen  Be- 
rnfsgenossenschaft  an,  sobald  die  Wiederherstellung  mehr  als  4 W'oehen 
erfordei't,  und  giebt  ihr  dabei  die  für  die  Erledigung  des  Falles  erforder- 
lichen Unterlagen.  Außer  den  Personalien  des  Verletzten,  Art  und  Ort  des 
Unfalles  wird  sie  noch  den  Namen  des  Betriebsunternehmers,  sowie  den  des 
behandelnden  Artes  mitzuteilen  hal)en. 

Auf  diese  W>ise  erfährt  dann  die  Berufsgenossenschaft  von  dem 
durch  sie  zu  entschädigenden  Unfall,  falls  sie  nicht  schon  vorher,  wie  es  Vor- 
schrift ist,  die  Unfallanzeige  seitens  des  Betriebsunternehmers  erhalten  hat. 

Das  Entschädigungsverfahren  der  Versicherungsträger. 

Die  Berufsgenossenschaft  tritt  auf  Grund  der  ihr  vorgelegten,  auf 
nachstehendem,  vom  Reichsversicherungsamt  festgesetzten  Formular  (siehe 
S.  4211.43)  erstatteten.  Unfallanzeige  in  die  geschäftsmäßige  Behandlung 
des  Falles. 

Die  Berufsgenossenschaft  kann  den  gesamten  Sachverhalt  durch  das 
zuständige  Versicherungsamt  auf  klären  lassen  oder  dies  selbst  tun.  Die 
( )rtspolizeibehörde  muß  ihrem  Anträge  auf  Unfalluntersuchung  stattgeben. 
Der  Wrletzte  kann  die  Untersuchung  des  Unfalles  bei  dem  Versicherungs- 
amte beantragen,  das  seinerseits  die  Ortspolizeibehörde  ersuchen  kann, 
dem  Anträge  des  ^nrletzten  zu  entsprechen. 

Die  Ortspolizeibehörde  untersucht  den  Sachverhalt.  Die  Polizei  kann 
Ermittelungen  jeder  Art  mit  Ausschluß  eidlicher  Vernehmungen  anstellen, 
lüese  werden  nur  vom  Versicherungsamte  vorgenommen , aber  auch  nur 
dann  auf  Ersuchen  des  \'ersicherungsträgers,  wenn  dieser  die  Beeidigung 
für  notwendig  hält,  um  eine  walire  Aussage  herbeizuführen. 

Mit  der  Bestätigung  der  eingegangenen  Unfallanzeige  erhält  der  Be- 
triebsunternehmer die  Aufforderung,  von  der  eventuellen  Genesung  des 
\'erletzten  Kenntnis  zu  geben.  Gleichzeitig  wird  er  daran  erinnert,  daß 


Es  Ist  erforderlich,  Todesfälle,  andere  schwere  und  Wassenunfälle  der  Berufsgenossenschaft  sofort  auch  durch  Fernsprecher  oder  telegraphisch  zu  melden. 
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Unfallanzeige. 


Bernfsgenossenschaft  

Sektion  Vertrauensmann  

Betriebsunternehmer  i 

(\aine,  Stand,  Firma,  Betiiebpsitz  [Ort,  i 

StraÜe,  Hausnummer])  J Mitgliedschcill  Nr 

Tjiifalliinzei?;e. 

Je  eine  Anzeige  ist  zu  senden 
].  an  die  Ortspolizeibelnirde, 

2.  an  die  Berufsgenossenschaft  (Genosseuschafts-,  Sektiousvorstaud.  Vertrauensmann!. 


Zur  Beachtung. 

Bei  \’ermeidung  einer  Geldstrafe  bis  zu  .^00  Mark  bat  der  Betriebsunter- 
nehmer jeden  Unfall  in  seinem  Betrieb  anzuzeigen,  durch  den  ein  im  Betriebe  Be- 
schäftigter getötet  oder  so  verletzt  ist,  daß  erstirbt  oder  für  mehr  als  drei  Tage 
völlig  oder  teilweise  arbeitsunfähig  wird: 

1.  bei  der  Ortspolizeibebörde  des  Unfallortes  oder,  bei  Unfällen  auf  der  Reise,  bei 
der  inländischen  Ortspolizeibehörde,  in  deren  Bezirke  sich  der  Verletzte  zuerst 
nach  dem  Unfall  aufhält,  wenn,  bei  Unfällen  im  Ausland,  eine  solche  nicht  vor- 
handen ist,  bei  der  Ortspolizeibehörde  des  inländischen  Betriebssitzes; 

2.  bei  den  durch  die  Satzung  bestimmten  Stellen  des  Yersicherungsträgers. 

Die  Anzeigen  sind  binnen  drei  Tagen  nach  dem  Tage  zu  erstatten,  an 
dem  der  Betriebsunternehmer  den  Unfall  erfahren  hat. 

Für  den  Betriebsunternehmer  kann  der  Leiter  des  Betriebes  oder  Betriebsteiles, 
in  dem  der  Unfall  sich  ereignet  hat,  die  Anzeigen  erstatten.  Er  ist  dazu  verpflichtet, 
wenn  der  Unternehmer  abwesend  oder  verhindert  ist.  Hat  der  Unternehmer  auf 
Grund  des  ^913  der  Reichsversicherungsordnung  seine  gesetzlichen  Pflichten  Ange- 
stellten seines  Betriebes  übertragen,  müssen  diese  die  Anzeigen  erstatten. 

*)  Auch  der  Untornehmer  von  Bauai’beiteu  auLlerhalb  eines  gewerbsmäßigen  Baubetriebes  und 
der  nicht  gewerbsmäßige  Halter  von  Reittieren  oder  Fahrzeugen. 


Für  jede  getötete  oder  verletzte  Person  ist  eine  besondere  Unfallanzeige  auszufüllen. 


1.  Wochentag,  Datum,  Jahr,  Stunde 
des  Unfalles 

(Wochentag),  den  ten  19 

vor 

mittags  Uhr  i\Iin. 

nach 

2.  a)  Betrieb  (z.  B.  Maschinenfabrik) 

a) 

b)  Betriebsteil  (z.  B.  Schlosserei),  in 
dem  der  Getötete  oder  Ver- 
letzte den  Unfall  erlitt 

b) 

c)  Unfallstelle  (Ort,  Straße,  Haus- 
nummer usw.) 

c) 

3.  a)  Vor-  (nur  Rufname)  und  Fa- 
milienname, Beruf,  Wohnort, 
Wohnung 

a) 

der  getöteten  oder  verletzten 
Person 

bei  minderjährigen  Personen 
auch  des  Vaters  oder  des  ge- 

setzlichen  A'ertreters  (Mutter, 
Vormund) 

h ) Im  Betriebe  beschäftigt  als  ( Art  der 
Beschäftigung,  Arbeitsposten) 
c)  Tag,  Monat,  Jahr  und  Ort  der 
Geburt 

k) 

c)  geboren  am  ten  is  in 

19 

Kreis  Amt 

(1)  Ledig,  verheiratet^  verwitwet 

Zahl  der  Kinder  unter  1 5 Jahren 

(1) 

rnfallanzeige. 
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4.  a)  Ist  der  vom  Unfall  Hetroffcjio  getötet  y 
g b)  I.  Welche  Körperteile  sind  verletzt 

£ -£  (rechts  und  links  zu  unterscheiden)? 

a)  . 

h)  I.  

= ^ II  Welcher  Art  ist  die  Verletzung 

(z.B.  Knocheiibruch  , Verrenknnp, 
^ Glicdverlust)? 

11 

E j.  111.  Ist  die  \ erletzung  eine  schwere 

~ £ (entzüudeteWnnden. Knochenbrüche, 

^ ^ Ausrenkungen,  Verstauchungen  und 

rt  = linetschungen  großer  Gelenke,  innere 

® Verletzungen,  ausgedehnte  Brand- 

III 

g wunden,  Augenverletznugen,  Dlilz- 

t brand  u.  dgl.)? 

c)  AVird  die  Verletzung  voraussichtlich 

c)  

£ c den  Tod  zur  Folge  haben  V 

= = d)  Hat  der  A'erletzte  die  Arbeit  sofort 
oJ  eingestellt  oder  wann  (Tag  und 

^ Stunde)? 

d)  

b.  aj  Ist  der  ATrletzte  in  einem  Kranken- 
haus untergebracht?  in  welchem? 
oder  wo  befindet  er  sich?  zu  Hause? 

a)  

I.  des  zuerst  zugezoge- 

b)  I 

neu  Arztes; 

II.  des  jetzt  behandeln- 
den Arztes  ; 

II 

III.  der  in  der  ersten 
Hilfeleistung  beson- 
ausgebildeten 
nohnung  Laien,  welche  die 

erste  Hilfe  geleistet 

haben  (geprüfte  Be- 
triebshelfer, Sanitäts- 

kolonnenmitglieder, 
Heilgehilfen  u.  a.). 

III.  

6.  a)  Welcher  Krankenkasse  gehört  der 
Verletzte  an? 

a)  

b)  Hatte  der  A'erletzte  vor  dem  Unfall 
volle  Arbeitskraft?  wenn  nicht,  wes- 
halb? 

b)  

c)  Bezieht  d.  Verletzte  Unfall-,  Invaliden- 
oder Altersrente?  von  welcher  Stelle? 

7.  A’^eranlassung  und  Hergang  des  Un- 
falles. 

Hier  ist  der  Unfall  möglichst  genau  zu 
schildern.  Insbesondere  sind  die  Arbeitsstelle, 

wo  der  Unfall  geschah  (z.  B.  Werkstätte, 
Wald,  Feld,  Stall),  sowie  die  Arbeit  (Ma- 
schine usw.),  bei  der  er  sich  ereignet  hat, 

genau  zu  bezeichnen,  geeignetenfalls  unter 
Beifügung  einer  erläuternden  Zeichnung. 

c)  

8.  Vor-  und/' sämtlicher  Augenzeugen 
Familien-  des  Unfalles. 

a)  

uame, 

Stand,  b)  anderer  Personen,  die  zu- 

Wohnort,  erst  von  dem  Unfall 

Wohnung  Kenntnis  erhalten  haben. 

b)  

9.  a)  Etwaige  Bemerkungen 

b)  AVenn  die  Anzeige  zu  spät  erstattet 
wird,  weshalb  geschieht  dies? 

ci)  

b)  

(Ort)  (len  <^en  

Name  des  die  Anzeige  erstattenden 
Unternehmers  oder  Betriebsleiters 
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CT  (len  sogenannten  „Unfallznschiiß“  gegebenenfalls  aus  seinen  Mitteln  der 
Krankenkasse  zu  ersetzen  haben  wird. 

Erfolgt  von  der  Krankenkasse  keine  Anzeige,  daß  die  Erwerbs- 
unfähigkeit des  vom  Unfall  Betroffenen  4 Wochen  überschreitet,  erstattet 
der  Betriebsunternehnier  über  den  Verlauf  dei’  Unfallerkrankung  keine 
weitei’o  Mitteilung,  geht  von  der  Ortspolizeibehörde  keine  Untersuchungs- 
verliandliing  ein,  meldet  sich  endlich  der  Verletzte  nicht  persönlich,  so 
ist  die  Annahme  berechtigt,  daß  dieser  innerhalb  4 Wochen  von  den 
Folgen  seines  Unfalles  wiederhergestellt  wai’.  Man  läßt  daher  die  Sache 
auf  sich  beruhen. 

Mit  der  Unfallanzeige  allein  ist  aber  dem  Verletzten  nicht  in  jedem 
Falle  die  Garantie  für  eine  Entschädigung  aus  dem  Unfälle  gegeben. 

Nicht  die  Unfallanzeige,  sondern  der  ausdrücklich  angemeldete  Ent- 
schädigungsanspruch erst  sichert  dem  Beschädigten  seine  Beeilte. 

Der  Arzt  muß  seinen  Patienten  gegebenenfalls  darüber  belehren,  denn 
die  Entschädigungsansprüche  verjähren  nach  Ablauf  von  2 Jahren,  es  sei 
denn,  daß  die  Unfallfolgen  erst  nach  dieser  Zeit  erkennbar  wurden,  oder 
der  Berechtigte  durch  außerhalb  seines  Willens  liegende  ^Verhältnisse  an 
der  Anmeldung  seines  Anspruches  verhindert  war.  In  solchen  Fällen  muß 
der  Entschädigungsantrag  spätestens  innerhalb  dreier  Monate  gestellt 
werden , nachdem  die  ITnfallfolgen  deutlich  geworden  oder  die  Hinderungs- 
grüiide  fortgefallen  sind. 

Die  häufig  in  den  Untersuchungsverhandlungen  zu  lesenden  Erklärungen 
der  Verletzten:  „Ich  behalte  mir  meine  Ansprüche  vor'’^,  oder  ,,ich  erhebe 
meine  Ansprüche  erst,  wenn  die  Unfallfolgen  die  Erwerbsunfähigkeit  be- 
einträchtigen werden^^  gelten  nach  Entscheidungen  des  Beichsversicherungs- 
amtes  nur  als  bedingte  Anmeldung  des  Anspruches,  die  — falls  das  Proto- 
koll über  die  Unfalluntersuchung  innerhalb  der  Ausschlußfrist  bei  der  Be- 
rufsgenossenschaft eingeht  — die  Bechte  des  Verletzten  wahrt.  Eine  Un- 
fallanzeige, die  der  Verletzte  in  Vertretung  des  Betriebsunternehmers  selbst 
unterzeichnet  hatte,  ist  als  Ersatz  der  Anspruchsanmeldung  nicht  aner- 
kannt worden. 

Gelangt  die  Berufsgenossenschaft  in  irgendeiner  Weise  zu  der  Kenntnis, 
daß  die  Folgen  eines  nicht  strittigen  Betriebsunfalles  eine  über  13  Wochen 
hinaus  währende  pTwerbseinbuße  zeitigen  werden,  so  erfolgt  die  FesU 
Stellung  der  an  diesem  Zeitpunkte  beginnenden  Entschädigung  von  Amts 
wegen  in  beschleunigtem  AVerfahren.  Sie  erfordert  von  dem  Betriebsunter- 
nehmer die  Lohnnachweisung  des  zu  Schaden  gekommenen  Arbeiters,  um 
aus  ihr  den  anrechnungsfähigen  Jahresarbeitsverdienst  zu  ermitteln.  Gleich- 
zeitig wird  sie  sich  durch  eingeholte  ärztliche  Gutachten  über  den  körper- 
lichen Zustand  des  Verletzten  auf  dem  Laufenden  halten.  Hiernach  kann 
si(‘  sich  entscheiden,  ol)  sie  die  weitere  Behandlung  dem  Kassenarzte  bzw. 
dem  Krankenhause  auch  fernerhin  ül)erläßt,  ob  sie  sie  einem  von  ihr  zu 
bestimmenden  anderen  Arzte  anvertraut,  oder  ob  sie  den  bisher  ambulant 
Behandelten  einem  Krankenhause  übei'weist. 
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Wir  haben  oben  gesehen,  dab  die  Verletzten  sich  zur  Veianeidnn^' 
von  niaterielleni  Schaden  diesen  Anordnungen  zu  fügen  haben. 

Kann  bei  Beginn  der  Kntschädignngspflicht  die  Höhe  der  Ent- 
schädigung-  noch  nicht  durch  Bescheid  festgestellt  werden,  so  hat  der 
Versichern ngsträger  einen  Vorschub  auf  die  Entschädigung  zu  gewähren 
und  dies  dem  Berechtigten  durch  einfaches  Schreiben  mitzuteilen. 

Für  Verletzte,  die  nach  Ablauf  von  13  Wochen  nach  dem  Unfall  zur 
Heilung  der  Verletzungen  noch  ärztlich  behandelt  werden  müssen , ist  zu- 
nächst mindestens  die  Entschädigung  festzustellen,  die  bis  zum  Abschluß 
des  Heilverfahrens  zu  leisten  ist. 

Ist  der  x4nspruch  überhaupt  noch  nicht  anerkannt,  so  besteht  auch 
keine  ^hrschußpflicht. 

Ergiebt  sich  aus  dem  eingeforderten  äi-ztlichen  Gutachten  der  iVb- 
schlub  des  Heilverfahrens  innerhalb  der  ersten  13  Wochen,  aber  eine  diese 
Zeitspanne  überschreitende  Erwerbsbeschränkung  des  Verletzten , so  kommt 
es  zui‘  Rentenfestsetzung. 

Da  nach  dem  Wortlaut  des  Gesetzes  die  Rente  nur  für  die  Dauer 
der  teilweise  geminderten  oder  völligen  Erwerbsunfähigkeit  gewährt  wird, 
so  ergiebt  sich  daraus,  daß  eine  Rente  niemals  auf  Lebenszeit  zugesprochen 
werden  kann.  Ebensowenig  ist  es  zulässig,  die  Zeit  des  Rentenbezuges  im 
voraus  auf  eine  bestimmte  Zeit  zu  begrenzen,  etwa  in  der  Annahme,  die 
die  Erwerbseinbuße  bedingenden  Unfallfolgen  würden  inzwischen  abklingen. 
Auch  darf  die  Rente  nicht  von  vornherein  für  einzelne  in  der  Zukunft 
liegende  Zeitabschnitte  in  verschiedener  Abstufung  festgesetzt  werden,  z.  B. 
in  der  Form,  daß  dem  Erwerbsbeeinträchtigten  während  der  ersten  6 Monate 
30^0.  fhr  das  folgende  Halbjahr  nur  löVo  Rente  zustehen  sollen. 

Die  gesetzlich  für  den  Gebrauch  dem  Versicherten  gegenüber  nicht 
vorgesehene  Bezeichnung  einer  Rente  von  seiten  der  Berufsgenossenschaft 
als  „Dauerrente^^  hat  keine  rechtliche  Wirkung  und  schließt  gegebenen- 
falls die  spätere  Kürzung  oder  Aufhebung  der  Rente  nicht  aus. 

Die  „vorläufige  Entschädigung^^  kann  innerhalb  der  ersten  2 Jahre, 
vom  Tage  des  Unfalles  ab,  jederzeit  neu  festgestellt  werden.  Die  x\bänderung 
der  „Dauerrente^^  darf  aber,  auch  wenn  sie  bereits  innerhalb  dieser  beiden 
Jahre  erstmalig  festgesetzt  wurde,  nur  in  Zeiträumen  von  mindestens  einem 
Jahre  erfolgen. 

Eine  anderweitige  Feststellung  darf  nur  erfolgen,  wenn  in  den  Ahr- 
hältnissen,  welche  der  Entschädigung  zugrunde  gelegt  waren,  eine  wesent- 
liche Veränderung  eintritt. 

Die  wesentliche  \hränderung  der  Verhältnisse  — soweit  sie  für  den 
Arzt  von  Belang  ist  — wird  hauptsächlich  in  einer  Steigerung  oder  weiteren 
Minderung  der  Erwerbsfähigkeit  des  Verletzten  durch  fortschreitende  Bes- 
serung oder  wieder  eintretende  Verschlechterung  seines  körperlichen  Zu- 
standes liegen.  Sie  rechtzeitig  zu  erkennen  und  nachzuweisen,  bedarf  es 
der  Nachuntersuchung  und  erneuter  ärztlicher  Begutachtung.  Eine  wesent- 
liche Vei’änderung  liegt  aber  nicht  vor,  wenn  sich  die  x\rbeits-  und  Lohn- 
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Verhältnisse  üDdern,  oder  wenn  sich  vom  Unfälle  unabhängige  Krankheiten 
entwickeln.  Gewöhnung  und  Anpassung  an  die  verbleibenden  ünfallfolgen 
stellt  sich  auch  bei  gleichbleibendem  objektiven  Befund  als  Besserung  des 
Zustandes  dar  und  rechtfertigt  eine  Rentenminderung. 

Hören  des  behandelnden  Arztes. 

Soil  auf  Grund  eines  ärztlichen  Gutachtens  die  Bewilligung  einer  Entschä- 
digung abgelehnt  oder  nur  eine  Teilrente  festgesetzt  werden,  so  ist  vorher  der 
behandelnde  Arzt  zu  hören,  wenn  er  nicht  schon  ein  ausreichendes  Gutachten 
erstattet  hat.*)  Steht  dieser  zu  der  Genossenschaft  in  einem  nicht  nur  vor- 
übergehenden Vertragsverhältnis,  so  ist  auf  Antrag  ein  anderer  Arzt  zu  hören. 
Die  Auslegung  dieser  Gesetzesvorschrift  hat  in  ärztlichen  Kreisen  lebhafte 
Meinungsäußerungen  hervorgerufen,  und  noch  heute  ertönt  aus  ihnen  viel- 
fach Klage  über  vermeintliche  Verletzung  oder  Nichtbeachtung  derselben. 

Es  ist  nach  dem  Wortlaut  des  Gesetzes  klar,  daß  sich  bei  Bewilli- 
gung der  Vollrente  oder  bei  Abweisung  des  i^nspruches  ohne  Rücksicht 
auf  die  ärztliche  Beurteilung  des  Falles  eine  Äußerung  des  behandelnden 
Arztes  erübrigt.  Trotzdem  wird  es  den  späteren  Beurteilern  bei  irgendwie 
erheblichen  Verletzungen  ihre  Aufgabe  erleichtern,  wenn  sie  die  wertvollen 
Aufzeichnungen  des  erstbehandelnden  Arztes,  insbesondere  den  ersten 
Status  gleich  nach  der  Verletzung  in  den  Akten  vorfinden. 

Das  Reichsversicherungsamt  hat  den  Zweck  dieser  Gesetzesvorschrift 
— den  behandelnden  Arzt  zu  hören  — dahin  erläutert,  daß  damit  die 
unmittelbare  Einwirkung  des  Unfalles  und  die  erste  Entwickelung  seiner 
Folgen  festgelegt  werden  sollte,  um  zuverlässige  Anhaltspunkte  für  die 
Beurteilung  des  weiteren  Einflusses  des  Unfalles  zu  sichern.  Deshalb  habe 
sich  die  Befragung  des  behandelnden  Arztes  in  erster  Linie  darauf  zu 
richten,  was  er  von  seiner  Behandlung  her,  auf  Grund  seiner  eigenen 
Wahrnehmung,  weiß.  Die  Äußerung  erfolgt  also  regelmäßig  lediglich  aus 
der  Erinnerung,  unterstützt  durch  die  Aufzeichnungen,  nicht  aber  auf  Grund 
einer  besonderen,  neuen  Untersuchung.  Im  Falle  der  richterlichen  Ver- 
nehmung ist  der  behandelnde  Arzt  daher  nur  als  sachverständiger  Zeuge 
zu  vernehmen  (g  414  der  ZPO.).  Zu  dieser  Vernehmung  kann  er  nach  den 
Vorschriften  über  den  Zeugenbeweis  gezwungen  werden. 

In  den  Fällen  einer  späteren  Rentenänderung  zwingt  das  Gesetz  nicht 
zum  Hören  des  behandelnden  Arztes. 

Die  Auffassung,  daß  unter  einem  „ Hören ‘‘  des  behandelnden  Arztes 
eine  gutachtliche  Äußerung  über  die  Entstehung,  den  Verlauf  des  Leidens 
und  über  den  erhobenen  Befund  verstanden  werden  müsse,  hat  das  Reichs- 
versicherungsamt nicht  anerkannt.  Durch  eine  Bescheinigung  über  die  Art 
der'  Verletzung  werde  bereits  jener  gesetzlichen  Vorschrift  genügt.  Dieselbe 
fordere  nur,  daß  der  behandelnde  Arzt  in  jedem  Falle  zum  Worte  gelaugt. 
In  welcher  Form  und  in  welchem  Umfange  das  „Hören“  zu  erfolgen  hat, 
richte  sich  nach  den  Umständen  des  Einzelfalles.  Es  würde  zu  einem  mit 
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führen,  sollten  die  Instanzen  der  IJnfallversicliernng'  gezwungen  sein,  in 
allen  Fällen  eine  ausführliche  Äußei’un^'  eines  Arztes  herbeizuziehen,  dessen 
Ansicht  vielleicht  länj^st  durch  andere  Krei^nisse  oder  durch  Anhörung- 
besonders  sachverständiger  (lutachter  überholt  worden  ist. 

Das  ..Hören^-  ist  aber  anderei’seits  auch  nicht  dahin  zu  verstehen, 
(lab  dem  Arzte  nur  etwa  als  ein  ihm  zustehendes  liecht  — anheim- 
gestellt werde,  sich  zu  äußern,  und  daß  es  in  seinem  Belieben  stünde,  von 
dieser  Befugnis  Gebrauch  zn  machen  oder  nicht.  Der  Gesetzgeber  wollte 
mit  der  in  Bede  stehenden  Bestimmung  die  Interessen  der  Verletzten, 
nicht  die  Bechte  der  Arzte  schützen.  Die  über  die  Unfallfolgen  erlangte 
Kenntnis  mitznteilen,  ist  der  behandelnde  Arzt  nicht  berechtigt,  sondern 
verpflichtet.  Denn  er  wird  über  die  häufig  schwer  zu  beantwortende 
Frage,  ob  ein  Leiden  erst  durch  den  Unfall  entstanden  ist  oder  schon 
vorher  bestanden  hat,  am  besten  Aufschluß  geben  können,  (gelegentlich 
wird  er  auch  in  der  Lage  sein,  über  andere  für  die  Beurteilung  des  Falles 
wichtige  Fragen  Angaben  zu  machen.  Außerdem  ist  die  Anhörung  des  be- 
handelnden xlrztes  geeignet,  ein  etwaiges  Mißtrauen  des  Verletzten  gegen 
die  LAiparteilichkeit  der  Berufsgenossenschaften  bei  der  Rentenfestsetzung 
wenigstens  in  diesem  einen  Punkte  zu  entkräften.  Zweck  und  Inhalt  der 


gedachten  Gesetzesvorschrift  kann  also  nur  dahin  aufgefaßt  werden,  daß 
den  Bernfsgenossenschaften  die  Pflicht  obliegt,  den  behandelnden  iVrzt  zur 
Abgabe  einer  sachgemäßen  Äußerung  zu  veranlassen  und  demgemäß  auch 
die  hierdurch  entstehenden  Kosten  zu  tragen.  Es  wird  den  Geschäftsgang 
erleichtern,  wenn  die  Berufsgenossenschaft  den  Arzt  bereits  bei  Einholung 
der  Äußerung  nicht  in  ZAveifel  läßt,  daß  er  angemessene  Honorierung  seiner 
Auskunft  zu  gewärtigen  habe. 

Ist  ein  Verletzter  hintereinander  von  verschiedenen  Ärzten  behandelt 
worden,  so  ist  nicht  immer  die  Anhörung  aller  dieser  Ärzte  erforderlich. 
Es  muß  dem  pflichtmäßigen  Ermessen  der  Berufsgenossenschaft  anheim- 
gestellt werden,  denjenigen  Arzt  oder  diejenigen  Ärzte  auszuwählen,  welche 
nach  Lage  des  Einzelfalles  als  „behandelnde  Ärzte^^  im  Sinne  dieser  Vor- 
schrift in  Betracht  kommen.  Es  ist  also  keineswegs  erforderlich,  daß  der 
erstbeliaiidelnde  xVrzt  gehört  wird,  wenn  derselbe  nur  kurze  Zeit  die  Be- 
handlung leitete  und  nicht  etwa  in  höherem  und  zuverlässigerem  Grade 
als  die  anderen  imstande  ist,  sachdienliche  Erklärungen  abzugeben. 

Übergeht  die  Berufsgenossenschaft  hierbei  einen  Arzt,  der  infolge 
seiner  Behandlung  in  der  Lage  ist,  der  Sachbeurteilung  dienliche,  wesent- 
liche Aufklärungen  zu  geben,  so  verstößt  sie  gegen  das  vorgeschriebene 
^'erfahren.  Es  liegt  dann  nicht  nur  eine  von  den  weiteren  Instanzen  aus- 
zugleichende Unvollständigkeit  der  sachlichen  Klarstellung  vor,  sondern  das 
Wrfahren  leidet  an  einem  „wesentlichen  MangeP‘,  was  die  Zurückverweisung 
der  Streitsache  an  die  Vorinstanz  rechtfertigt. 

Die  Berufsgenossenschaft  hat  ihrer  Verpflichtung,  den  behandelnden 
Ai’zt  zu  hören,  nicht  genügt,  wenn  sie  nach  wiederholtem  vergeblichen  Er- 
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suchen  um  Äußeniii^'  nicht  das  Institut  der  Keclitshilte  — die  \'ernehiiinnm 
durch  das  \'ersicherungsaint  oder  das  Aintsgericlit  ~ in  Anspruch  nimmt. 
Das  Verlangen  des  zu  hörenden  behandelnden  Arztes,  daß  ihm  die  rnfall- 
akten  vorgelegt  werden,  ist  gesetzlich  nicht  begründet. 

Dei  mehreren  Derufsgenossenschaften  hat  sich  die  nachahmenswerte 
Praxis  herausgebildet,  das  Hören  des  behandelnden  Arztes  unter  Umständen 
in  der  Weise  herbeizuführen,  daß  sie  ihm  das  für  die  Kentenfestsetzung 
maßgebende  Gutachten  ihres  Vertrauensarztes  mit  der  Anfrage  vorlegen, 
ob  gegen  dasselbe  begründete  Kedenkeii  geltend  zu  machen  seien. 

Bezüglich  des  oben  erwähnten  Vertragsverhältnisses  hat  das  Keichs- 
versicherungsamt  folgenden  Grundsatz  aufgestellt:  Ärzte,  mit  welchen  eine 
Berufsgenossenschaft  lediglich  ein  Abkommen  über  die  Honorierung  der 
von  ihr  verlangten  Gutachten  getroffen  hat,  stehen  deshalb  noch  nicht  in 
einem  Vertragsverhältnis  zu  derselben  im  Sinne  dieser  Bestimmung.  Denn 
dies  bedingt  keine  Abhängigkeit  von  der  Berufsgenossenschaft,  die  die 
Unparteilichkeit  des  Arztes  beeinflussen  könnte. 

]\Iuß  bei  bestehendem  Vertragsverhältnis  ein  anderer  Arzt  gehört 
werden,  so  ist  dessen  Auswahl  der  Berufsgenossenschaft  anheim  gestellt. 
Dieselbe  ist  keineswegs  an  Anträge  des  Verletzten,  eine  bestimmte  be- 
rühmte Autorität  zu  hören,  gebunden. 


Bescheid. 


Ist  die  Angelegenheit  völlig  geklärt  und  hat  der  Versicherimgsträger 
über  Gewährung  oder  Ablehnung  einer  Entschädigung  einen  Beschluß  ge- 
faßt, so  gibt  er  dem  Verletzten  hiervon  Kenntnis. 

Ihre  dahingehenden  Beschlüsse  geben  die  Versichern ngsträ  «er  den 
Entschädigungsberechtigten  durch  einen  schriftlichen  „Bescheid“  kund 
Wird  das  Vorliegen  eines  entschädigungspflichtigen  Betriebsunfalles  be- 
stritten, so  sind  hierfür  die  Gründe  anzugeben.  Im  Falle  des  Schaden- 
ersatzes muß  der  Bescheid  den  Zeitbeginn  und  die  Höhe  der  Entschä- 
digung, sowie  alle  für  diese  Berechnung  maßgebend  gewesenen  Unter- 
lagen (Jahresarbeitsverdienst,  ärztliches  Gutachten,  Grad  der  Erwerbs- 
unfähigkeit usf.)  deutlich  erkennen  lassen,  damit  der  Kentenempfänger 
eine  Nachprüfung  vornehmen  kann.  Die  Gewährung  der  Krankenbehand- 
lung oder  Hauspflege,  Heilanstaltspflege  und  Angehörigen  reute,  Feststellung 
der  Leistungen  nach  Beendigung  der  Heilanstaltspflege,  Sterbegeld,  wie 
die  Änderung  einer  Rente  u.  a.  m.  sind  ebenfalls  durch  „Bescheid“  be- 
kanntzugeben. 

Der  „Bescheid“  muß  eine  Kechtsmittelbelehrung  ejithalteii.  Aus  dieser 
hat  heiTorzugehcn,  daß  der  Bescheid  rechtskräftig  wird,  wenn  der  Be- 
rechtigte nicht  rechtzeitig  — binnen  Monatsfrist  — bei  dem  Versicherungs- 
trägcj*  Einspruch  erhebt.  Auch  ist  er  auf  verschiedene  Berechtigungen  hinzu- 
weiseu,  die  er  mit  dem  Einspi’uch  erwirkt  (persönliches  (3ehör,  Einholung 
eiiK'S  äi-ztlichen  Gutachtens  auf  Anting). 


Versichei’ungsbeliörden. 
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Versicherungsbehörden. 

Die  öffentlichen  Behörden  der  Beichsversicherung'  sind; 

die  Versicherungsämter, 
die  Oberversicherungsäinter, 
das  Beichsversicherungsamt  und 
die  Landesversichernngsämter. 

Ihr  Wirkungskreis  uinfaljt  alle  behördlichen  Aufgaben  auf  dem  Ge- 
biete der  Bechtsprechung  und  die  meisten  hinsichtlich  der  einschlägigen 
Verwaltung. 


Versicherungsämter. 

Die  Versicherungsämter  sind  den  unteren  Verwaltungsbehörden 
(Landrat,  Gemeindevorstand  in  Stadtkreisen)  als  besondere  Abteilungen 
für  Arbeiterversicherung  angegliedert.  Der  Leiter  dieser  Behörde  ist  auch 
der  Vorsitzende  des  Versicherungsamtes.  Für  denselben  können  ein  oder 
mehrere  Stellvertreter  bestellt  werden.  Sie  erledigen  einen  groben  Teil  der 
Aufgaben  der  Versicherungsämter,  nur  in  den  vom  Gesetz  vorgeschriebenen 
Fällen  werden  als  Beisitzer  Versicherungsvertreter  beigezogen,  die  je  zur 
Hälfte  aus  Arbeitgebern  und  Versicherten  bestehen  müssen.  Diese  sind  von 
den  ^^orstandsmitgliedern  der  Krankenkassen  gewählt. 

Jedes  Versicherungsamt  bildet  einen  oder  mehrere  Spruchausschüsse 
sowie  einen  Beschlußausschuß  für  diejenigen  Sachen,  die  das  Gesetz  dem 
Spruch-  oder  Beschlußverfahren  überweist.  Die  Ausschüsse  setzen  sich  zu- 
sammen aus  dem  Vorsitzenden  und  je  einem  Versicherungsvertreter  der 
Arbeitgeber  und  der  Versicherten. 

Die  Kosten  des  Versicherungsamtes  trägt  der  Bundesstaat,  oder  so- 
fern es  bei  einer  gemeindlichen  Behörde  errichtet  ist,  der  Gemeindever- 
band. Die  AVrsicherungsträger  haben  nur  die  Barauslagen  zu  ersetzen  mit 
Ausnahme  der  Bezüge  der  Versicherungsvertreter. 

Oberversicherungsämter. 

Die  Überversicherungsämter  (die  früheren  Schiedsgerichte  für  Arbeiter- 
versicherung) nehmen  die  Geschäfte  der  Beichsversicherung  als  höhere 
Spruch-,  Beschluß-  und  Aufsichtsbehörde  wahr.  Sie  werden  in  der  Begel 
für  den  Bezirk  einer  höheren  Verwaltungsbehörde  errichtet,  entweder  als 
selbständige  Staatsbehörde  oder  als  Glied  einer  höheren  Beichs-  oder 
Staatsbehörde. 

In  Preußen  sind  sie  den  Begierungen  in  der  Weise  angegliedert,  daß 
der  Begierungspräsident , für  Groß-Berlin  der  Oberpräsident  der  Provinz 
Brandenburg,  der  Vorsitzende  des  Oberversicherungsamtes  ist.  Sein  stän- 
diger Stellvertreter  ist  ein  auf  Lebenszeit  ernannter  Direktor.  Ferner  hat 
das  Oberversicherungsamt  mindestens  ein  Mitglied  als  Vertreter  des  Direk- 
tors. Für  jedes  Mitglied  wird  mindestens  ein  Stellvertreter  bestellt.  Die 

Kngel,  Beurteilung  von  Unfallfolgen. 
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Mit^liedei-  werden  iin  Hauptamt  oder  für  die  Dauer  des  Hauptamtes  aus 
der  Zahl  der  öffentlichen  Beamten  ernannt. 

Außer  ihnen  gehören  zum  Oberversicherungsamt  noch  mindestens 
40  Beisitzer,  je  zur  Hälfte  Arbeitgeber  und  Versicherte,  die  nach  einer 
bestimmten  Wahlordnung  gewählt  werden. 

Sämtliche  Kosten  des  (Jberversicherungsamtes  trägt  der  Bundesstaat, 
indessen  haben  die  Versicherungsträger  für  jede  sie  betreffende  Spruch- 
sache einen  vom  Bundesrat  von  4 zu  4 Jahren  festzusetzenden  Pausch- 
betrag zu  entrichten.  Derselbe  soll  etwa  die  Hälfte  der  tatsächlichen  Kosten 
decken. 


Reichsversicherungsamt. 

(Landesversicherungsämter.) 

Die  oberste  Spruch-,  Beschluß-  und  Aufsichtsbehörde  ist  das  Pieichs- 
ver sicherungsamt  in  Berlin,  das  als  Reichsbehörde  vom  Reichsamt  des 
Innern  ressortiert.  Es  besteht  aus  ständigen  und  nichtständigen  Mitgliedern. 
Den  Präsidenten  und  die  übrigen  ständigen  Mitglieder  ernennt  der  Kaiser 
nach  Vorschlag  des  Bundesrates  auf  Lebenszeit,  aus  den  letzteren  ernennt 
der  Kaiser  auch  die  Direktoren  und  die  Senatspräsidenten,  während  die 
übrigen  Beamten  vom  Reichskanzler  ernannt  werden. 

Außerdem  gehören  dem  Reichsversicherungsamte  32  nichtständige 
Mitglieder  an,  von  denen  der  Bundesrat  8 — mindestens  6 davon  aus 
seiner  Mitte  — wählt,  während  je  12  Vertreter  der  Arbeitgeber  und  Ver- 
sicherten nebst  Stellvertretern  unter  Leitung  des  Reichsversicherungs- 
amtes nach  einem  besonderen  Wahlverfahren  gewählt  werden. 

Das  Reichsversicherungsamt  bildet  Spruch-  und  Beschlußsenate. 
Erstere  entscheiden  in  einer  Besetzung  von  7 Mitgliedern,  einem  Vor- 
sitzenden (Präsident,  Direktor  oder  Senatspräsident),  zwei  hinzugezogenen 
richterlichen  Beamten  , einem  Arbeitgeber  und  einem  ^>rsicherten.  Zu 
den  Beschlußsenaten  gehören  keine  richterliche  Beamte,  so  daß  diese  nur 
aus  5 Mitgliedern  bestehen. 

Außerdem  bildet  das  Reichsversicherungsamt  noch  den  großen  Senat, 
der  aus  11  Mitgliedern  zu  bestehen  hat,  für  den  Fall,  daß  in  einer 
grundsätzlichen  Rechtsfrage  ein  Senat  des  Reichsversicherungsamtes  von 
der  Entscheidung  eines  anderen  oder  des  großen  Senates  abweichen  will. 

Für  einzelne  Bundesstaaten  sind  besondere  Landesversicherungsämter 
errichtet  worden,  falls  sich  in  ihrem  Bereich  mindestens  4 Oberversiche- 
rungsämter befinden.  Ihre  Tätigkeit  beschränkt  sich  auf  diejenigen  Be- 
rufsgenossenschaften, denen  ausschließlich  in  dem  betreffenden  Bundesstaat 
belegene  Betriebe  angehören. 

Will  ein  Landesversicherungsamt  von  einer  amtlich  veröffentlichten 
Entscheidung  des  Reichsversicherungsamtes  in  einer  grundsätzlichen 
Rechtsfrage  abweichen,  so  wird  der  große  Senat  durch  je  ein  Mitglied 
des  betreffenden  und  eines  anderen  Landesversicherungsamtes  verstärkt. 


Verfahren  vor  den  Versicherungshehörden. 
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Verfahren  vor  den  Versicherungsbehörden. 

Verfahren  vor  dem  Versicherungsamt. 

Bei  rechtzeitig  erhobenem  Einspruch  gegen  einen  Bescheid  bestimmt 
der  Versicherungsträger , ob  der  Berechtigte  vor  ihm  oder  vor  dem  Ver- 
sicherimgsamt  vernommen  werden  soll.  Zuständig  ist  nur  das  Versicherungs- 
amt, in  dessen  Bezirk  der  Versicherte  zur  Zeit  des  Antrages  wohnt  oder 
beschäftigt  ist. 

Solange  der  Versicherte  indes  von  der  zuständigen  Stelle  noch  nicht 
vernommen  ist,  kann  er  verlangen,  daß  er  vor  dem  Versicherungsamt  ge- 
hört wird.  Wird  der  Berechtigte  vor  dem  Versicherungsträger  vernommen, 
so  werden  ihm  bare  Auslagen  und  Versäumnis  vergütet. 

Der  Berechtigte,  der  den  Einspruch  erhoben  hat,  ist  vorzuladen. 

Erscheint  er  in  dem  für  seine  Vernehmung  angesetzten  Termine 
nicht,  ohne  triftige  Gründe  für  sein  iVusbleiben,  so  sind  die  Verhand- 
lungen mit  einer  Mitteilung  hierüber  der  für  die  Feststellung  zuständigen 
Stelle  unverzüglich  zurückzugeben. 

Erscheint  'der  Vorgeladene,  so  wird  über  seine  Äußerungen  eine 
Niederschi'ift  aufgenommen,  wobei  auf  tunlichst  genaue  und  vollständige 
Anführung  der  für  die  Feststellung  erheblichen  Tatsachen  und  auf  Angabe 
von  Beweismitteln  hinzuwirken  ist. 

Ist  der  vom  Versicherten  selbst  gewählte  behandelnde  Arzt  gehört 
worden,  so  hat  das  Versicherungsamt  auf  Antrag  des  Versicherten  das 
Gutachten  eines  bisher  noch  nicht  gehörten  Arztes  einzuholen,  aber  nur, 
wenn  das  Gutachten  nach  Ansicht  des  Versicherungsamtes  für  die  Ent- 
scheidung von  Bedeutung  sein  kann. 

Hingegen  ist  auf  Verlangen  des  Berechtigten,  wenn  er  die  Kosten 
im  voraus  entrichtet , ein  von  ihm  bezeichneter  Arzt  als  Gutachter  zu  ver- 
nehmen. Lassen  sich  diese  Kosten  im  voraus  nicht  bestimmen,  so  kann 
das  Versicherungsamt  einen  Pauschbetrag  als  Sicherheitsleistung  für  diese 
Kosten  erfordern. 

Hat  bei  der  endgiltigen  Feststellung  auf  Grund  dieses  neuen  Gut- 
achtens der  Berechtigte  obgesiegt , so  sind  ihm  die  Kosten  zu  erstatten, 
soweit  sie  angemessen  sind. 

Das  Versicherungsamt  entscheidet,  wieweit  dem  neuen  Gutachter  die 
vorhandenen  ärztlichen  Gutachten  mitzuteilen  sind.  Man  glaubt  damit  eine 
gewisse  Befangenheit  der  Gutachter  zu  vermeiden.  Einsicht  in  die  übrigen 
Vorverhandlungen  muß  ihm  auf  Verlangen  gewährt  werden.J|;|j 

Findet  die  Vernehmung  vor  dem  Versicherungsamte  statt,  so  kann 
es  sich  selbst  zur  Sache  äußern,  ist  aber  dazu  nicht  verpflichtet.  Es  kann 
Ermittelungen  anstellen,  soweit  die  Beweismittel  bereit  oder  leicht  zu  be- 
schaffen sind  und  erhebliche  Kosten  nicht  entstehen  (z.  B.  etwa  durch 
Krankenhausbeobachtung). 


4* 


Die  Verliaiid lullten  über  den  Einspruch  sind  mit  den  Vorverliarid- 
lunü,’en  an  die  i'ür  die  Feststellung  zuständige  Stelle  unverzüglich  weiter- 
zugeben. 

(tegen  Zeugen  oder  Sachverständige,  die 
sich  nicht  eintinden, 

ihre  Aussage  oder  die  Eidesleistung  ohne  Angabe  eines  Grundes 
oder,  nachdem  der  vorgeschützte  Grund  rechtskräftig  für 
unerheblich  erklärt  ist,  verweigern, 

kann  vom  Versicherungsamte  eine  Geldstrafe  bis  zu  300  Mk  verhängt  werden. 

Die  Zeugen  und  Sachverständigen  erhalten  Gebühren  wie  bei  Ver- 
nehmungen vor  dem  ordentlichen  Gericht  in  bürgerlichen  Piechtsstreitigkeiten. 

Richtet  sich  der  Einspruch  jedoch  gegen  die  Änderung  einer  Dauer- 
rente, so  findet  in  diesem  Falle  die  Vernehmung  des  Berechtigten  nur 
vor  dem  Versicherungsamte  statt,  das  dann  die  Sache  in  voller  Besetzung 
und  Zuziehung  von  je  einem  Vertreter  der  Arbeitgeber  und  der  Ver- 
sicherten in  nicht  öffentlicher  Verhandlung  mündlich  erörtert. 

In  diesem  Falle  muß  das  Versicherungsamt  ein  Gutachten  erstatten. 


Endbescheid  der  Versicherungsträger. 


Nach  Eingang  der  Verhandlungen  über  den  Einspruch  oder  der  Mit- 
teilung von  dem  Nichterscheinen  des  Berechtigten  in  dem  ^Vrhandlungs- 
termin  erhebt  der  Versicherungsträger  einen  etwa  noch  erforderlichen  Be- 
weis (z.  B.  Beobachtung  in  einem  Krankenhaus)  und  erteilt  dann  den  End- 
bescheid, ohne  jedoch  an  das  Gutachten  des  Versicherungsamtes  gebunden 
zu  sein. 

Das  Versicherungsamt  hat  also  in  diesem  Verfahren  überwiegend 
den  Charakter  einer  sozialen  Fürsorgestelle,  nicht  aber  den  einer  recht- 
sprechenden  Instanz. 

Der  Endbescheid  muß  dem  Versicherten  dieselben  Unterlagen  mit- 
teilen,  wie  der  Bescheid.  Er  bedarf  erneuter,  eingehender  Begründung. 
\^on  dem  Gutachten  des  Versicherungsamtes  ist  dem  Berechtigten  auf 
Antrag  kostenlos  Abschrift  zu  erteilen.  Abschriften  über  die  Vernehmung* 
von  Zeugen,  Sachverständigen,  sowie  der  ärztlichen  Gutachten  erhält  der 
Antragsteller  nur  gegen  vorherige  Zahlung,  insofern  deren  Mitteilung  mit 
Rücksicht  auf  den  Berechtigten  zulässig  erscheint.  Es  ist  also  alles  aus- 
zuschalten, Avas  denselben  über  seinen  körperlichen  Zustand  etwa  beun- 
ruhigen könnte. 

Der  Endbescheid  muß  den  Vermerk  enthalten,  daß  er  rechtskräftig 
wird , wenn  nicht  binnen  einem  Monat  nach  Zustellung  /des  Bescheides  die 
Bei’ufung  beim  Oberversicherungsamt  eingelegt  wird. 

Verfahren  vor  dem  Oberversicherungsamt. 


Gegen  die  Endbescheide  der 
dei-  Unfallversicherung  innerhalb  dei‘ 


Versicherungsträger  kann  in  Sachen 
gesetzlichen  Frist  die  Berufung  beiim 


Verfahren  vor  dem  Oherversicherungsaint. 


zustämligen  ()l)erversicheniiii;samte  ein^ole^t  werden.  Hierbei  gelten  die 
Vorschriften  für  das  Einspruclisverfahren  vor  dein  Versichei*nngsainte  sinn- 
gemäß. Nach  Klärung  der  Sache  kann  der  Vorsitzende  des  Oberversiche; 
rnngsaintes  ohne  mündliche  Verhandlung  eine  Vorentscheidung  treffen. 
Gegen  diese  hat  der  Versicherte  das  Recht  des  Antrages  auf  mündliche 
Verhandlung  vor  dem  Oberversicherungsamte. 

Durch  den  Vorsitzenden  kann  aber  auch  angeordnet  werden,  daß 
der  Vollzug  eines  Endbescheides,  der  Minderung  oder  Einstellung  einer 
Unfallrente  aussprach,  einstweilen  ganz  oder  teilweise  ausgesetzt  wird. 
Diese  Bestimmung  bedeutet  einen  Ausgleich  dafür,  daß  die  Berufsgenossen- 
schaften jetzt  im  Gegensatz  zu  früher  — auch  nach  Ablauf  von  5 Jahren 
seit  der  ersten  Rentenfestsetzung  — die  Rentenänderung  selbständig  vor- 
nehmen. Früher  mußte  erst  ein  dahingehender  Antrag  bei  den  Schieds- 
gerichten gestellt  werden. 

Das  Oberversicherungsamt  verhandelt  in  Spruchsachen  mündlich  und 
öffentlich. 

Der  Vorsitzende  leitet  die  Verhandlung  der  Spruchkammer,  an  der 
je  2 Beisitzer  aus  dem  Stande  der  Arbeitgeber  und  Versicherten  teilnehmen. 
Als  Beisitzer  werden  für  die  einzelnen  Sitzungen  iVngehörige  desjenigen 
Gewerbe-  oder  Industriezweiges  geladen , den  die  angegriffene  Berufs- 
genossenschaft vertritt.  Handelt  es  sich  also  um  Streitsachen  einer  Bau- 
gewerksberufsgenossenschaft,  so  gehören  auch  die  Beisitzer  dem  Baugewerke 
.an.  Ein  landwirtschaftlicher  Arbeiter  soll  demnach  z.  B.  nicht  in  Sachen 
der  Berufsgenossenschaft  für  Feinmechanik  und  Elektrotechnik  mitwirken. 

Diese  Auswahl  macht  die  Mitwirkung  der  Beisitzer  so  überaus 
wesentlich  und  wertvoll.  Sie  stehen  dem  Unfallbetriebe  technisch  und  wirt- 
schaftlich nahe.  Sie  besitzen  reiche  Erfahrung  über  das  Zustandekommen 
von  Unfällen  in  ihrer  Industrie  und  vermögen  technische,  dem  Laien 
ungeläufige  Bezeichnungen  und  Vorgänge  zu  erläutern.  Auch  verfügen  sie 
über  praktische  Kenntnisse,  welche  x^nforderungen  die  einschlägige  Be- 
triebsarbeit jeweilen  an  die  körperliche  Rüstigkeit  und  Unversehrtheit  eines 
Arbeiters  stellt  und  was  andererseits  Verletzte  mit  den  ihnen  verbliebenen 
Eähigkeiten  in  ihrer  Branche  noch  zu  leisten  vermögen. 

Hebt  die  Spruchkammer  die  angefochtene  Vorentscheidung  oder  einen 
Endbescheid  auf,  weil  das  Verfahren  an  einem  wesentlichen  Mangel 
leidet,  so  kann  sie  die  Sache  an  die  Vorinstanz  oder  an  den  Versicherungs- 
träger zurückverweisen.  Dabei  kann  sie  die  Gewährung  einer  vorläufigen 
Leistung  anordnen. 

Steht  es  fest,  daß  ihr  Urteil  mit  der  Revision  oder  dem  Rekurse 
nicht  angegriffen  werden  kann,  so  vermerkt  der  Vorsitzende  der  Spruch- 
kammer unter  Hinweis  auf  die  gesetzlichen  Vorschriften  am  Schluß  des 
Urteils,  daß  hiergegen  kein  Rechtsmittel  mehr  zulässig  ist. 

Wird  eine  Vorentscheidung  erlassen,  so  geht  der  Vermerk  dahin, 
daß  nur  Antrag  auf  mündliche  Verhandlung  vor  der  Spruchkammer  zu- 
lässig ist;  die  Frist  hierfür  ist  zu  bezeichnen. 
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I.  Teil. 


Will  das  Oberversicherungsamt  in  einem  Falle , in  dem  die  Revision 
oder  der  Rekurs  ausgeschlossen  ist,  von  einer  amtlich  veröffentlichten 
grundsätzlichen  Entscheidung  des  Reichsversicherungsamtes  ab  weichen  oder 
handelt  es  sich  in  einem  solchen  Falle  um  eine  noch  nicht  festgestellte 
Auslegung  gesetzlicher  Vorschriften  von  grundsätzlicher  Bedeutung,  so  hat 
es  die  Sache  unter  Begründung  seiner  Rechtsauffassung  an  das  Reichs- 
versicherungsamt abzugeben. 

Will  das  Oberversicherungsamt  in  einem  solchen  Falle  von  einer 
amtlich  veröffentlichten  Entscheidung  des  ihm  übergeordneten  Landesver- 
sicherungsamtes abweichen,  so  ist  die  Sache  an  dieses  abzugeben. 

Will  das  Oberversicherungsamt  in  einer  Sache  von  einer  amtlich 
veröffentlichten  grundsätzlichen  Entscheidung  des  Reichsversicherungsamtes- 
und eines  Landesversicherungsamtes  abweichen,  so  ist  das  Reichsversiche- 
rungsamt zur  Entscheidung  zuständig. 

Das  Reichsversicherungsamt  (Landesversicherungsamt)  entscheidet  in 
diesen  Fällen  an  Stelle  des  Oberversicherungsamtes.  Von  der  Abgabe  der 
Sache  sind  die  Beteiligten  zu  benachrichtigen. 

Gerichtsärzte  der  Oberversicherungsämter. 

Zu  den  meisten  Sitzungen,  wo  es  zur  körperlichen  Untersuchung  der 
Kläger  kommt,  wird  ein  Arzt  als  Sachverständiger  hinzugezogen.  Diese 
Ärzte  wählt  das  Oberversicherungsamt  (Beschlußkammer)  auf  je  vier  Jahre,, 
am  Schlüsse  des  letzten,  aus  seinem  Bezirke  aus.  In  der  Regel  wird  die 
zuständige  Ärztevertretung  (Ärztekammer)  gehört,  ob  gegen  diese  Ärzte 
Einwendungen  zu  erheben  sind.  Diese  Ärzte  dürfen  in  keinem  Vertrags- 
verhältnis zu  Trägern  der  Unfallversicherung  stehen  oder  von  ihnen  regel- 
mäßig als  Gutachter  in  Anspruch  genommen  Averden. 

Vor  Abgabe  ihres  Gutachtens  ist  ihnen  Einsicht  in  die  Akten  zu 
gewähren. 

Mindestens  die  Hälfte  dieser  Gerichtsärzte  der  Oberversicherungs- 
ämter muß  am  Orte  der  Behörde  wohnen.  Die  Namen  der  Gewählten 
sind  öffentlich  bekanntzugeben. 

Die  Ausdehnung  der  Wahlzeit  auf  4 Jahre,  statt  wie  früher  auf 
1 Jahr,  soll  den  gewählten  Ärzten  Gelegenheit  geben,  sich  auf  die  speziellen 
Aufgaben,  die  ihnen  die  Reichsversicherungsordnung  stellt,  einzuarbeiten 
und  ihre  Privatpraxis  der  Tätigkeit  für  das  Oberversicherungsamt  anzu- 
passen. 

In  der  Sitzung  hat  nun  der  Arzt  nicht  eUva  die  Aufgabe,  in  der 
für  die  einzelne  Sache  bemessenen  Zeit  eine  genaue  Untersuchung  des 
Gesamtzustandes  des  Rentenbewerbers  vorzunehmen,  einen  klinischen  Status 
aufzunehmen  — wie  irrtümlich  häufig  angenommen  wird,  Avenn  ihm  vorge- 
Avorfen  wird,  er  wäre  gar  nicht  imstande,  in  so  kurzer  Zeit  eine  eingehende 
Untersuchung  auszuführen  — , sondern  er  hat  nur  den  vom  Unfall  ge- 
setzten, in  dem  eingereichten  Gutachten  beschriebenen  Zustand,  den  Stumpf 


Gerichtsärzte  der  Oberversicherungsämter. 
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des  ab^e(]uetschten  Fingers,  die  Versteifung  des  zertrümmerten  Knie- 
gelenkes, die  Atrophie  der  Muskulatur  usf.  nachzuprüfen  und  vor  dem 
(ierichtshofe  zu  erläutern. 

Diese  Untersuchung  findet  bei  dem  Ober  versicherungsamt  Groß-Derliii 
unter  den  Augen  der  Spruchkammer  nicht  also  in  einem  Nebenzimmer  — 
statt.  Vorsitzender  und  Beisitzer  vermögen  sich  unter  Anleitung  des  Arztes 
ein  eigenes  Bild  von  den  Unfallfolgen  zu  bilden.  Nur  weibliche  Personen 
werden  gegebenenfalls  in  einem  Nebenraum  untersucht. 

Erleichtert  wird  dem  Arzte  die  erforderliche  Feststellung  dadurch, 
daß  sich  auf  dem  vor  ihm  liegenden  Terminzettel  hinter  dem  Namen  des 
Klägers  ein  kurzer  Vermerk  über  die  Art  der  Verletzung  findet,  so  daß 
der  Arzt  schon  beim  Eintritt  des  Klägers  in  den  Sitzungssaal  auf  den 
beschädigten  Teil  sein  Auge  richten  kann.  So  vermag  er  aus  der  Art  des 
Ganges,  wie  den  Bewegungen  während  des  Auskleidens  wertvolle  Schlüsse 
auf  den  Grad  der  vorhandenen  Funktionsbehinderung  zu  ziehen.  Diese 
Ärzte  sind  auch  keineswegs  (legengutachter  gegenüber  den  von  den  Be- 
rufsgenossenschaften gehörten  Ärzten.  Sie  haben  neben  den  streitenden 
Parteien,  dem  Versicherungsträger  und  dem  Rentenbewerber,  eine  absolut 
unparteiische  Stellung  — niemand  zu  Leide,  niemand  zur  Freude.  Sie  sind 
hier  im  wesentlichen  Interpreten  der  vorliegenden  Gutachten.  Ihre  Fach- 
kenntnis vermag  häufig  die  in  denselben  enthaltenen  — dem  Laien 
unüberbrückbar  vorkommenden  — scheinbaren  Widersprüche  zu  entwirren. 

Nach  Erledigung  der  erforderlichen  Formalien  durch  den  Vorsitzenden 
gibt  derselbe  eine  kurze  Schilderung  des  vorliegenden  Falles  hinsichtlich 
Entstehungsart,  währenddessen  der  Kläger  die  zu  untersuchende  Stelle  von 
der  Bekleidung  entblößt.  Wir  hören  den  ersten  Befund  nach  dem  Unfall, 
die  Dauer  des  Heilverfahrens,  die  bisherigen  Rentenbezüge  usf.  Dann 
kommt  es  zur  Verlesung  desjenigen  Gutachtens,  das  die  Berufsgenossen- 
schaft ihrem  vom  Kläger  angefochtenen  Endbescheide  zugrunde  gelegt  hat, 
gegebenenfalls  folgt  ein  vom  Kläger  eingereichtes  Gutachten  oder,  wenn 
gegenüber  einem  früheren  Befunde  eine  Veränderung  behauptet  wird,  die 
Verlesung  des  für  die  frühere  Rentengewährung  maßgebend  gewesenen 
Gutachtens.  Während  dieser  Zeit  hat  der  Arzt  vollauf  Gelegenheit,  die 
interessierende  Stelle  zu  untersuchen  und  sich  schlüssig  zu  machen,  wie- 
weit er  auf  Grund  seiner  Untersuchung  sich  den  Feststellungen  der  ver- 
lesenen Gutachten  anschließt  oder  von  ihnen  abweichen  muß.  Die  Spruch- 
kammer ist  durch  die  Anwesenheit  des  Arztes  in  der  Lage,  sich  über  die 
Bedeutung  der  in  ärztlichen  Gutachten  immer  noch  wiederkehrenden 
medizinisch-technischen,  dem  Laien  unverständlichen  Fremdwörter  sofort 
Auskunft  geben  zu  lassen,  wodurch  unliebsamen,  zu  falschen  Schlüssen 
führenden  Mißverständnissen  ein  wirksamer  Riegel  vorgeschoben  ist. 

In  kurzen,  zusammenfassenden  Sätzen  wird  der  Arzt  den  von  ihm 
erhobenen  Befund  noch  einmal,  unter  gleichzeitiger  Demonstration,  vor 
dem  Gerichtshof  vortragen.  Ist  dem  Arzt  (3rt  und  Zeit  nicht  ausreichend, 
um  zu  einem  abschließenden  Urteil  zu  gelangen,  so  giebt  er  die  Erklärung 


ab,  daß  eine  eingeliendere  Untersuchung,  als  die  an  Gerichtsstelle  mögliche, 
erforderlich  ist.  Die  Spruchkammer  pflegt  darauf  die  Sache  zu  vertagen 
und  eine  eingehende  Untersuchung  anzuordnen. 

Vor  dem  Gericht  wird  der  Arzt  auch  unter  Umständen  falsche  Be- 
hauptungen der  Unfallverletzten  auf  Grund  anatomischer  und  physiolo- 
gischer xUiseinandersetzungen  sofort  zurückweisen  können.  Zu  diesem  Zwecke 
stehen  ihm  hier  auf  einem  Nebentische  menschliche  Skeletteile,  sowie  in- 
struktive Wandtafeln  zur  Verfügung.  Das  ärztliche  Rüstzeug  für  die  Er- 
kennungskunst (Bandmaß,  Schubleere,  Tasterzirkel,  Beugungsgradmesser, 
Auskultations-  und  Perkussionsbesteck,  Untersuchungstisch,  der  zweckmäßig 
gleichzeitig  als  Tragbahre  zu  verwenden  ist)  wird  ergänzt  durch  Uten- 
silien, die  bei  der  praktischen  x\rbeit  gebraucht  werden.  Wir  können  den 
Verletzten  eine  kleine  Treppe  passieren  lassen,  über  die  er  auf  ein  Podium 
gelangt,  wo  dann  die  Untersuchung  und  Betrachtung  der  Füße  sehr  er- 
leichtert ist;  wir  können  ihn  eine  Sprossenleiter  besteigen  lassen;  wir 
finden  Mauersteine,  Hammer  und  Kelle  und  sonstige  Werkzeuge,  die  der 
Verletzte  vor  dem  Gerichtshöfe  in  die  Hand  nimmt,  um  ermessen  zu 
lassen,  wieweit  er  wirklich  bei  den  einzelnen  Verrichtungen  behindert  ist. 
Bei  diesen  Feststellungen  ist  das  sachverständige  Urteil  der  Beisitzer,  die 
doch  Berufsgenossen  des  Klägers  sind,  von  höchster  Bedeutung,  und  der 
Arzt  verdankt  ihnen  manchen  bedeutungsvollen  Einblick  in  die  — sagen 
wir  — Physiologie  der  einzelnen  Arbeitsverrichtungen  und  in  die  x^nforde- 
rungen  des  allgemeinen  Arbeitsmarktes. 

Aus  diesem  gleichzeitigen  Zusammenwirken  des  Juristen,  der  Berufs- 
genossen des  Verletzten  und  des  xWztes  bei  jedem  einzelnen  Falle  muß 
sich  naturgemäß  eine  Feststellung  der  vorhandenen  Unfallfolgen  und  der 
durch  sie  bedingten  Erwerbseinbuße  gewinnen  lassen,  wie  sie  besser  ohne 
Zweifel  nicht  zu  erreichen  ist.  Erst  wenn  auf  diesem  Wege  die  erforder- 
liche Feststellung  gemacht  ist,  wenn  die  Sachlage  allseitig  geklärt  ist. 
zieht  sich  der  Gerichtshof  zu  geheimer  Beratung  zurück,  um  das  Urteil 
zu  finden. 

Verfahren  vor  dem  Reichsversicherungsamt  und  den  Landes- 
versicherungsämtern. 

Gegen  die  Urteile  der  Spruchkammern  der  Oberversicherungsiimter 
in  Sachen  der  Unfallversicherung  ist  in  beschränktem  Maße  der  Rekurs  binnen 
Monatsfrist  beim  Reichsversicherungsamt  oder  gegebenenfalls  bei  den  zu- 
ständigen Landesversicherungsämtern  zulässig. 

Der  Rekurs  ist  ausgeschlossen,  wenn  es  sich  handelt  um: 

1.  Krankenbehandlung  oder  Hauspflege, 

2.  Renten  für  eine  Erwerbsunfähigkeit,  die  zur  Zeit  der  Paitscheidung 
des  Rekursgerichts  unstreitig  oder  nach  rechtskräftiger  Feststellung 
vorübergegangen  ist. 


Verfahren  vor  dem  Reichsversichernngsamt. 
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Rontenteile,  die  bei  dauernder  Erwerbsunfähigkeit  für  l)egrenzte  und 
bereits  abgelaufene  Zeiti’äume  zu  gewähren  sind, 

4.  Heilanstaltpflege, 

5.  Angehörigenrente, 

6.  Sterbegeld, 

7.  vorläufige  Renten, 

8.  Neufeststellung  von  Dauerrenten  wegen  Änderung  der  Verhältnisse. 

9.  Kapitalabfindung, 

10.  Kosten  des  Verfahrens. 

Hiernach  kann  also  mit  dem  Rekurs  nur  die  erstmalige  Festsetzung 
der  Dauerreiite  angegriffen  werden. 

Im  Rekursverfahren  kann  der  Senatsvorsitzende  keine  Vorentschei- 
dungen treffen.  Indessen  kann  ein  unzulässiger  oder  verspätet  eingelegter 
Rekurs,  wenn  Senatsvorsitzender  und  Rerichterstatter  darüber  einig  sind,  ohne 
mündliche  Verhandlung  verworfen  werden.  Ist  das  Rechtsmittel  wegen  Ver- 
spätung verworfen,  so  kann  der  Antragsteller  binnen  einer  Woche  nach 
Zustellung  der  Verfügung  die  Entscheidung  des  Spruchsenates  anrufen: 
die  Verfügung  muß  darauf  hinweisen. 

Sonst  wird  nach  mündlicher  Verhandlung  in  öffentlicher  Sitzung  ent- 
schieden, wozu  die  aus  dem  entsprechenden  Bereiche  der  Unfallversicherung 
gewählten  Arbeitgeber  und  Versicherten  hinzugezogen  werden. 


II.  Teil. 

Materiell-Medizinisches. 


I.  Abschnitt. 

Die  ärztliche  Untersuchung  auf  Unfallfolgen. 

Es  würde  die  mir  bei  dieser  Arbeit  gesteckten  Grenzen  überschrei- 
ten, wollte  ich  eine  erschöpfende  Darstellung  der  Untersuchungsmethoden 
zu  geben  versuchen.  Dieselben  können  nur  in  der  Klinik  und  durch  die 
Praxis  erlernt  werden.  Im  folgenden  seien  daher  nur  diejenigen  Punkte 
berücksichtigt,  bei  denen  erfahrungsgemäß  am  häufigsten  Irrtümer  unter- 
laufen, die  zu  unrichtiger  Abschätzung  des  Schadens  oder  zu  späteren 
Differenzen  zwischen  den  einzelnen  Gutachten  führen  müssen. 

Vorbemerkungen. 

Unbedingtes  Erfordernis  ist  es,  daß  der  Arzt  ohne  jede  Spur  von 
Voreingenommenheit  an  die  Untersuchung  der  Unfallverletzten  herantritt. 
Er  bedenke,  daß  „jeder  Kranke  sich  außerordentlich  lieb  hat“,  daß  jeder 
gerade  sich  für  den  bedauernswertesten  hält  und  seinen  Krankheitsver- 
lauf als  abnorm  und  selten  schwer  betrachtet.  Daher  unterstreicht  auch 
der  wohlhabende  Privatpatient,  dem  für  seine  Erki’ankung  keinerlei  Ent- 
schädigung winkt,  seine  Klagen  in  nachdrücklichster  Weise.  Seine  Schmer- 
zen sind  schrecklich,  nicht  mehr  zum  Ertragen,  fürchterlich,  wahnsinnig; 
er  hat  14  Tage  lang  keinen  Bissen  genossen,  er  ißt  überhaupt  nichts 
mehr,  er  tut  die  ganze  Nacht  kein  Auge  zu,  er  hört  die  Uhr  jede  halbe 
Stunde  schlagen,  er  wird  immer  weniger  usf. 

Hierzu  kommt  bei  der  Arbeiterbevölkerung  noch  ein  eigener  Jargon,  der 
sich  mit  unseren  wissenschaftlichen  Bezeichnungen  nicht  deckt,  den  man 
aber  kennen  muß,  wenn  man  jene  nicht  zu  Unrecht  der  Übertreibung 
zeihen  will.  Ein  leichtes  Schwächegefühl  in  einer  Extremität  beschreibt  der 
einfache  Mann  als  Lähmung.  Während  er  vor  uns  steht,  erklärt  er:  Mir 
sind  beide  Beine  gelähmt.  Eine  Kontusion  der  Gelenksgegend  wird  als 
Verrenkung  geschildert,  Ermüdungsgefühl  erhält  den  Namen  Krämpfe,  eine 
vorübergehende  Schwäche  heißt  Schwindelanfall,  bei  Kältegefühl  einer 
Extremität  ist  dieselbe  tot  oder  abgestorben,  bei  Parästhesieen  ist  die  be- 
treffende Provinz  „wund“.  „Mir  sind  alle  Knochen  im  Leibe  kaput“  be- 
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doiitet  nicht  das  Vorhandensein  von  Frakturen,  sondern  nur  ein  allge- 
meines Mattig'keitsgefühl. 

Wer  die  eigentümliche  Ausdrucksweise  der  weniger  (debildeteu  berück- 
sichtigt, wird  nicht  in  unnötige  Erregung  geraten,  wenn  sie  ihm  gegenüber 
in  Anwendung  kommt.  Der  Kranke  kennt  die  Bezeichnung  nicht  anders, 
er  denkt  sich  nichts  Böses  dabei  und  ist  über  das  ihm  unverständliche 
Aiifbrausen  des  Arztes  sehr  erstaunt.  Er  hält  denselben  aber  daun  leicht 
von  vornherein  für  befangen. 

Nicht  warm  genug  kann  dem  jungen  Kollegen  der  Erfahrungssatz 
ans  Herz  gelegt  werden,  daß  reine  Simulation  wirklich  selten  ist,  daß 
sie  aber  doch  gelegentlich  vorkommt.  Mit  Übertreibung  hat  man  aber  l)ei 
Unfallverletzten  sehr  häufig  zu  rechnen. 

Der  Untersuchung  muß  das  x^ktenstudium  des  Falles  unbedingt  vor- 
angehen. Insbesondere  hat  man  sich  von  dem  Mechanismus  des  Unfalles 
und  von  den  sich  diesem  unmittelbar  anschließenden  F]reignissen  (Be- 
wußtlosigkeit, Erbrechen,  Blutungen)  ein  klares  Bild  zu  rekonstruieren. 
Man  muß  wissen,  ob  der  Verletzte  den  kxzi  zu  Fuß  aufgesucht  hat  oder 
ob  er  mit  fremder  Hilfe  fortgeschafft  wurde,  ob  er  ambulant,  in  seiner 
Wohnung  oder  im  Krankenhause  behandelt  wurde,  wie  lange  die  einzelnen 
Phasen  der  stationären  und  ambulanten  Behandlung  dauerten. 

Ohne  diese  Kenntnisse  ist  es  unmöglich,  ein  zutreffendes  Gutachten 
zu  erstatten. 

Die  Kenntnis  vom  Mechanismus  des  Unfalles  läßt  uns  aber  auch 
von  vornherein  auf  bestimmte  Verletzungsfolgen  fahnden,  wie  auf  Fersen- 
beinbruch bei  senkrechtem  Sturz  auf  die  Füße,  auf  Speichenbrüche  bei 
Fall  auf  die  vorgestreckte  Hand,  auf  Oberschenkelhalsfrakturen  bei  Fall 
auf  die  Beckenseite  oder  angeblichen  Kontusionen  derselben  usf. 

Damit  gewinnt  unser  Gutachten  von  vornherein  eine  sichere  Basis. 

Die  Untersuchung  auf  Unfallfolgen  darf  sich  nicht  auf  die  verletzte 
Stelle  allein  beschränken.  Der  gesamte  Körper  ist  einer  Untersuchung  zu 
unterziehen,  die  im  wesentlichen  die  Aufgabe  hat,  die  subjektiven  Be- 
schwerden des  Verletzten  zu  erklären  oder  zu  widerlegen,  sowie  den 
Einfluß  der  Unfallfolgen  auf  die  Erwerbstätigkeit  zu  erläutern. 

Die  Untersuchung  zum  Zwecke  der  Begutachtung  ist  von  der  eines 
sonstigen  Kranken  wesentlich  verschieden.  Dieser  hat  ja  ein  lebhaftes  In- 
teresse daran,  dem  Arzte  die  Erkennung  seines  Leidens  zu  erleichtern. 
Anders  der  zu  Begutachtende.  Ihn  verlangt  manchmal  gar  nicht  danach, 
zu  hören,  daß  er  völlig  gesund  sei.  Und  wenn  es  schon  der  Fall  ist,  so 
soll  es  der  Arzt  ihm  wenigstens  beweisen.  Zu  einer  unerwünschten  Beweis- 
führung wird  er  keine  tatkräftige  Beihilfe  leisten.  Daher  sinkt  hier  der 
Wert  der  subjektiven  Angaben;  der  objektive  Befund  allein  hat  unan- 
fechtbare Beweiskraft. 

x\ls  objektive  Krankheitszeichen  können  nuj-  solche  gelten,  die 

1.  nicht  ausschließlich  auf  Angaben  des  Kranken  beruhen  (Kopf- 
schmerz, Druck-  und  Klopfempfindlichkeit  des  Kopfes), 
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2.  nicht  voi’j:>'otä lischt  wei'dcn  können  flialbseitiger  Schweihansbrncli, 
Fehlen  der  Pnpillenreaktion), 

8.  sich  niclit  auch  liei  völlig  Gesunden  gelegentlich  zeigen.  (Dernio- 
graphie,  Fehlen  des  Angenbindehant-  und  Kachenreflexes.  Piilsbe- 
schlennignng,  Lidschwirren  nsw.) 


Allgemeiner  Gang  der  Untersuchung. 

Die  Untersnehung  beginnt  mit  der  Beobachtung  im  Wartezimmer. 
Die  Art,  wie  sich  der  Waidende  daselbst  — nach  seiner  Meinung  unbeob- 
achtet — benimmt,  wie  er  mit  anderen  Anwesenden  plaudert,  wie  er  sich 
beim  Aufruf  erhebt  und  unser  Untersuchungszimmer  betritt,  giebt  manchen 
wertvollen  Fingerzeig.  Die  iVnwesenheit  begleitender  Angehöriger  im  Unter- 
suchnngszimmer  schließe  man  aus,  sofern]  sie  nicht  unbedingt  notwendig 
ist.  Fs  ist  für  uns  wertvoll,  den  Rentenbewerber  zu  beobachten,  wie  er 
sich  allein  entkleidet.  Wir  sehen  dabei  gelegentlich,  wie  der  eine  zeitweise 
auf  dem  Bein  allein  steht,  dem  er  nachher  jede  Leistungsfähigkeit  abspricht; 
ein  anderer,  angeblich  an  Versteifung  der  Wirbelsäule  Leidender,  bückt 
sich  vielleicht  hurtig  und  gewandt  nach  seinem  über  den  Fußboden 
hüpfenden  Kragenknopf;  den  dritten  endlich  hindert  die  — nach  Be- 
hauptung — außerordentlich  empfindliche  Kuppe  des  Zeigefingers  nicht, 
denselben  zum  Öffnen  der  Hemdmanschette  in  energischer  Weise  heran- 
zuziehen. 

Welche  Gewandtheit  beim  'An-  und  Ausziehen  ein  Verletzter  mit 
der  Zeit  zu  erlangen  vermag,  bewies  mir  ein  Patient  mit  völliger  Ver- 
steifung des  Kniegelenks  in  Strecksteilung  und  einer  Flexionskontraktur 
am  Hüftgelenk. 

An  seinen  Schnürstiefeln  hatte  er  so  lange  Schnürsenkel  angebracht, 
daß  deren  Enden  bis  zur  Wade  heraufgeführt  werden  konnten,  wo  sie  für 
seine  Hände  noch  erreichbar  waren.  Beim  Anziehen  des  Stiefels  führte  er 
den  Griff  seines  Spazierstockes  durch  die  Lasche  des  Stiefels.  Er  bedurfte 
keiner  fremden  Hilfe.  Patienten  mit  Versteifung  des  Hüftgelenkes  beklei- 
den ihre  Füße,  indem  sie  durch  Beugung  des  Knies  den  Fuß  nach  hiuten 
den  Händen  nähern.  Der  Behauptung  eines  Verletzten,  sich  nicht  allein 
entkleiden  zu  können,  stehe  man  also  kritisch  gegenüber. 

Für  ausreichende  Durchwärmung  des  Untersuchungszimmers  ist  selbst- 
verständlich Sorge  zu  tragen,  denn  der  zu  LTntersuchende  soll  sich,  wenn 
irgend  angängig,  völlig  entkleiden.  Bei  vermuteter  Böswilligkeit  stelle  man 
mit  demselben  die  Temperatur  am  Thei*mometer  fest  und  verzeichne  sie 
im  Gutachten.  Man  schützt  sich  dadurch  vor  ^\u■druß,  wenn  der  Renten- 
bewerber später  etwa  mit  der  nicht  seltenen  Behauptung  hervortritt,  er  habe 
sich  iu  dem  bitter  kalten  Zimmer  des  Arztes  völhg  entblößen  müssen  und 
dadurch  eine  lebensgefährliche  Erkältung,  Gelenkrheumatismus  oder  der- 
gleichen, davongetragen . 
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Untersuchung  auf  Unfallfolgen  an  den  Extremitäten. 

Allgemeines. 

Die  Art  der  Unfälle  bringt  es  mit  sich,  daß  wir  am  hänfigsten  \'er- 
letzimgen  an  den  Extremitäten  zu  begutachten  haben. 

Nach  allen  Knochenbrüchen  haben  wir  festzustellen,  ob  die  Itruchstücke 
fest  knöchern  verheilt  sind,  ob  nur  eine  liindegewebige  Vereinigung  einge- 
treten ist  oder  sich  gar  ein  falsches  Gelenk  gebildet  hat.  Die  Verstellung 
(Dislokation)  der  Knochen  ist  sorgfältig  zu  ermitteln  und  zweckmäßig  in 
die  bekannten  Formulare  einzuzeichnen.  Die  stärkere  Verstellung  der  Bruch- 
stücke nach  Frakturen  der  unteren  Extremität  bernißt  man  nach  der  Ab- 
weichung ihrer  Achsen  aus  der  normalen  Eichtungslinie.  Die  normale  Ilich- 
tungslinie  verbindet  hier  vorderen  oberen  Darmbeinstachel,  Mitte  der  Knie- 
scheibe und  den  Punkt  zwischen  erster  und  zweiter  Zehe  in  einer  Gera- 
den. Eine  photographische  Aufnahme  des  verletzten  Gliedes  ist  eine  wert- 
volle Unterlage  für  alle  späteren  Begutachtungen.  ~ ” 

In  allen  irgendwie  zweifelhaften  Fällen  von  Knochenverletzungen  ist 
die  Aufnahme  eines  Böntgenbildes  zu  veranlassen.  Der  Verfertiger  dessel- 
ben muß  aber  ein  zweites  von  der  entsprechenden  gesunden  Extremität 
zum  Vergleich  beifügen  und  eine  Erklärung  seiner  Bilder  abgeben,  da  er 
die  Eigenarten  seines  Apparates  am  besten  kennt.  Nur  so  schützt  man 
sich  vor  unrichtigen  Deutungen. 

Teigige  Schwellungen,  Blutaderverstopfungen,  Ernährungsstörungen 
der  Haut,  Gefühlsstörungen,  durch  Nervenverletzung  bedingte  Lähmung, 
Schwäche  der  Muskulatur,  Haltungsanomalieen  durch  Muskelverkürzung, 
Bewegungsbeschränkungen  der  Gelenke,  Narben  müssen  bei  der  Untersuchung 
genau  festgestellt  werden. 

Die  vom  Unfall  nicht  betroffene  Extremität  ist  das  gegebene  Yer- 
gleichsobjekt,  das  nur  dann  für  diese  Zwecke  versagt,  wenn  es  ebenfalls 
schon  einmal  beschädigt  wurde  oder  sonstige  Abweichungen  aufweist. 

Umfangsmaße  der  Extremitäten. 

Der  Satz,  daß  die  Muskulatur  einer  geschonten  Elxtremität  abmagert, 
hat  unbestrittene  Geltung.  Auf  ihn  stützen  wir  am  häufigsten  unsere 
Beweisführung.  Ein  souveränes  diagnostisches  Hilfsmittel  ist  das  mit 
Zentimetereinteilung  versehene  Bandmaß.  Das  gewöhnliche  der  Haus- 
frau oder  des  Schneiders  genügt  vollkommen,  es  braucht  kein  Stahl- 
band zu  sein.  Die  Befürchtung,  daß  sich  das  Band  bei  längerem  Gebrauch 
dehne  und  dann  ungenaue  Maße  gebe,  ist  übertrieben,  wenn  auch  vom 
Standpunkt  des  Mathematikers  richtig.  Derselbe  — übrigens  doch  nur  mi- 
nimale — Fehler  wird  ja  an  beiden  durch  das  Maß  verglichenen  Extremitäten 
gemacht.  Nur  das  relative  Maß,  die  Differenz,  nicht  das  absolute,  hat  für 
unsere  Ziele  Bedeutung.  Der  Untersuchende  muß  sich  bestreben  — die 
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Chimg-  hriiigt  ihn  dahin  — , auf  beiden  Seiten  jedesmal  in  genau  gleicher 
Höhe  zu  messen.  Er  muß  der  Meßebene  beiderseits  stets  denselben  Winkel 
zur  Längsachse  der  Extremität  geben  und  dai-f  niemals  einen  ungleichen 
Zug  am  Bandmaß  ausüben.  Man  legt  dasselbe  zweckmäßig  so  an, 
daß  es  sich  gerade  um  das  Glied  anschmiegt,  ohne  die  Haut  in  Falten 
zn  pressen  oder  gar  die  Muskulatur  zu  drücken.  Am  Handgelenk  und  an 
den  Knöcheln  versagt  das  Bandmaß  oft,  weil  es  sich  wegen  seiner  Breite 
dasell)st  den  Niveaudifferenzen  nicht  innig  genug  anzuschmiegen  ver- 
mag. Man  vermeidet  Fehlerquellen,  wenn  man  hier  mit  einer  dünnen 
Schnur  mißt,  deren  verbrauchte  Länge  man  dann  vom  Zentimetermaß 
abliest. 

Ist  ein  gebrochen  gewesener  Knochen  nach  der  Heilung  um  mehrere 
Zentimeter  verkürzt,  so  werden  wir  bei  der  Ermittelung  des  Muskulatur- 
umfanges unrichtige  Zahlen  erhalten,  wenn  wir  beiderseits  in  gleicher  Höhe 
über  benachbarten  festen  Punkten  messen.  Bei  einem  verkürzten  Oberschenkel 
können  wir  also  z.  B.  nicht  die  Maße  in  15  cm  Höhe  über  beiden  oberen 
Kniescheibenrändern  verwerten,  sondern  wir  müssen  die  Mitte  jedes  Ober- 
schenkels einzeln  ermitteln,  die  in  solchen  Fällen  natürhch  in  ungleicher 
Höhe  liegt. 

Ein  Gallus  beeinflußt  die  gewonnenen  Zahlenwerte,  ebenso  die  in  der 
Maßlinie  liegende  Krampfader.  Derartige  Stellen  sind  für  die  Beurteilung 
der  Muskelbeschaffenheit  nicht  zu  verwerten. 

Indessen  hat  auch  die  Feststellung  der  LTmfänge  in  Höhe  des  Gallus 
ihren  besonderen  Wert.  Aus  dem  so  kontrollierbaren  allmählichen  Schwin- 
den der  Gallusmassen  werden  wir  auf  gleichzeitiges  Nachlassen  der  durch 
sie  vermutlich  bedingten  Beschwerden  schließen  dürfen.  Das  Wachsen  und 
Schwinden  teigiger  Schwellungen  kann  ebenfalls  durch  vergleichendes  Messen 
zahlenmäßig  festgelegt  werden. 

Um  dem  Nachprüfenden  Gelegenheit  zu  geben,  möglichst  unter 
gleichen  Verhältnissen  zu  messen,  müssen  wir  in  unserer  Befundaufnahme 
auch  die  Haltung  und  die  Lage  der  gemessenen  Gliedmaßen  verzeichnen. 
Ich  habe  hierfür  folgende  Schemata  entworfen,  die  ich  seit  Jahren 
benutze : 


Armmaße, 

Es  beträgt  der  Umfang  Rechts  Links 

aj  des  Oberarmes: 

lim  den  Deltamuskel  bei  seitwärts  horizontal  gehaltenem 

Oberarm 

um  den  Deltamuskel  in  Achselhöhlenhöhe  bei  herahhäu- 

genden  Arm 

um  den  zweiköpfigen  Muskel  (Biceps)  an  der  stärksten 

Stelle  bei  hängendem  Arm 

um  den  zweiköpfigen  gespannten  Muskel  bei  aufs  äußerste 

gebeugtem  Ellenbogengelenk 

handbreit  über  dem  Ellenbogengelenk,  bei  hängendem 

Arm 
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b)  des  Unterarmes: 

(bei  rechtwinklig  gebeugtem  Ellenbogen,  gestreckter  Hand 
und  gestreckten  Fingern) 

an  der  dicksten  Stelle  

. . . cm  unterhalb  des  äußeren  Oberarmknorrens  . . . 

handbreit  unter  dem  Ellenbogengelenk 

in  der  Mitte 

. . . cm  über  dem  Griffelfortsatz  der  Elle 

handbreit  über  dem  Handgelenk 

c)  des  Handgelenkes 

n';  der  Hand:  ohne  Daumen 

m i t D a u m e n 

Messungen  der  Schulter  durch  die  Achselhöhle  über  die  Schulterhöhe 
geben  ini  allgemeinen  wegen  der  Hautwülste  der  Achselhöhlenrcänder 
ungenaue  Resultate.  Man  muß  nachprüfen,  ob  der  Untersuchte  bei  der 
Beugung  des  Ellenbogengelenkes  den  zweiköpfigen  Muskel  nach  besten 
Kräften  spannt,  da  manche  Leute  imstande  sind  — bei  völlig  erschlafftem 
Bi  ceps  — diese  Bewegung  mit  dem  M.  brachialis  internus  allein  auszuführen. 

Beinniaße. 

Es  beträgt  der  Umfang 

(bei  gestrecktem  Knie-  und  rechtwinklig  gehaltenem  im  Stehen  im  Liegen 

Fußgelenk)  r.  1.  r.  1. 

a)  des  Oberschenkels: 

im  Schritt 

in  der  Mitte 

...  cm  oberhalb  des  oberen  Kniescheibenrandes 
direkt  oberhalb  der  Kniescheibe 

h)  des  Kniegelenkes: 

c)  des  Unterschenkels: 

unterhalb  der  Kniescheibe 

an  der  dicksten  Stelle  der  Wade 

an  der  dünnsten  Stelle 

. . . cm  über  dem  äußeren  unteren  Knöchel- 
ende   

um  die  Knöchel 

über  den  Spann  

um  den  Fuß,  in  der  Höhe  des  V.  Mittelfußkno- 
chenvorsprunges   

Ist  ein  Gelenk  in  Beugestellung  versteift  oder  sonst  an  der  völligen 
Streckung  behindert,  so  muß  aus  einer  Bemerkung  in  unserer  Maßtabelle 
hervorgehen,  daß  wir  auch  dem  entsprechenden  gesunden  die  gleiche  Haltung 
gegeben  hatten,  wie  sie  das  kranke  einnahm. 

Längsmaße  der  Extremitäten. 

Einen  gleichen  Wert  für  die  Beurteilung  von  Verletzungsfolgen  be- 
sitzen die  Längsmaße  der  Extremitäten.  In  manchen  Fällen  sichern  sie  erst 
die  Diagnose  und  damit  eine  gerechte  Abschätzung  des  vorhandenen 
Schadens.  Die  Meßpunkte  sind  vorher  genau  zu  ermitteln  und  am  besten 
mit  einer  Farbstiftmarke  zu  versehen,  damit  man  nicht  bei  einem  erst 
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während  des  Messens  vorgenom menen  Suchen  mit  dem  Bandmah  und  der 
verschieblichen  Haut  von  ihnen  abgleitet. 

Am  Oberarm  messen  wir  von  der  Schulterhöhe  bis  zum  äußeren 
Oberarmknorren.  Wir  schließen  bei  einer  Verkürzung  dieser  Strecke  auf 
einen  Bruch  oder  eine  Verrenkung,  bei  einer  Verlängerung  auf  letztere 
allein. 

Für  die  Längsmessung  der  unteren  Extremitäten  empfiehlt  sich  das 
folgende  Schema: 


Es  beträgt  die  Länge 

a)  des  Beines 

vom  vorderen  oberen  Darmbeinstachel  bis 
zur  äußeren  Kuöchelspitze 

b)  des  Oberschenkels 

vom  vorderen  oberen  Darmbeinstachel  bis 
zum  äußeren  Kniegelenkspalt 

von  der  Rollhügelspitze  bis  zum  äußeren 
Kniegelenkspalt 

c)  des  Unterschenkels 

vom  äußeren  Kniegelenkspalt  bis  zur  äußeren 
Knöchelspitze 


im  Stehen  im  Liegen 

r.  1.  r.  1. 


In  manchen  Fällen  (z.  B.  bei  nicht  geheilten  Oberschenkelhalsfrakturen) 
ist  der  \Vrgleich  der  im  Stehen  und  Liegen  gewonnenen  Maße  von  großer 
Bedeutung,  weil  er  uns  das  Emporwandern  des  verletzten  Oberschenkels 
am  Becken  bei  Belastung  anzeigt. 

Nicht  selten  sind  Gutachten,  in  denen  Beinverkürzungen  angegeben 
sind,  die  tatsächlich  nicht  existieren.  Sie  werden  leicht  durch  eine  Beuge- 
stellung der  Gelenke  vorgetäuscht.  Es  ist  ohne  weiteres  einzusehen,  daß 
bei  einer  Flexion  des  Hüft-  oder  Kniegelenkes  die  Distanz  zwischen  vorderem 
Darmbeinstachel  und  Knöchelende  geringer  werden  muß.  Das  gebeugt 
gehaltene  Knie  ist  zumeist  ohne  weiteres  sinnfällig.  Die  Flexion  des  Hüft- 
gelenkes entgeht  uns  aber  leicht,  wenn  wii-  nicht  acht  geben,  wie  der  zu 
Untersuchende  auf  der  horizontalen  Tischplatte  liegt.  Besteht  eine  Flexions- 
kontraktur im  Hüftgelenk,  so  wird  uns  dieselbe  nur  wahrnehmbar,  wenn 
wir  den  Träger  derselben  veranlassen,  mit  seinem  Bücken  dem  Unter- 
suchungstisch fest  aufzuliegen  und  keine  Höhlung  zu  bilden,  wir  müssen 
ihn  also  veranlassen,  eine  etwa  angenommene  Lordose  auszugleichen. 

Ebenso  beeinflußt  das  Vorhandensein  einer  Adduktions-  oder  Ab- 
duktionsstellung im  Hüftgelenk  unser  Urteil,  indem  wir  bei  oberflächlicher 
Betraclitung  eine  Verkürzung  oder  A'erlängerung  des  betreffenden  Beines 
feststellen  zu  können  glauben.  Gegen  diese  Mißdeutung  schützt  nur  eine 
exakte  Lagerung,  wie  sie  bei  der  Untersuchung  des  Hüftgelenkes  aufS.  7ö 
angegeben  ist. 


Prüfung  der  Gelenkbeweglichkeit. 

Für  die  Beurteilung  des  Funktionswei’tes  einer  Extremität  ist  die 
Exkursionsfähigkeit  ihrer  Gelenke  mit  maßgebend.  Ihre  Gi-enzen  geben  wir 
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in  unseren  Gutachten  in  Zahlenwerten  an,  damit  die  später  üntcj- 
siichenden  jede  wesentliche  Veränderung  unzweifelhaft  feststellen  können. 

Auch  hier  ist  der  Vergleich  beider  Seiten  von  höchster  Wichtigkeit, 
schon  um  festzustellen,  ob  ein  Geräusch  nicht  auch  auf  der  unverletzten 
Seite  vorhanden  ist.  Die  ,,Gelenkigkeit^‘ , sensu  strictiori,  ist  auch  bei 
Gesunden  individuell  höchst  verschieden. 

Der  Fimktionsprüfung  muß  die  Feststellung  vorangehen,  daß  die  das 
Gelenk  konstituierenden  Knochen  in  normaler  Lage  zueinander  stehen,  daß 
also  keine  Luxation  vorliegt.  Auch  müssen  wir  eine  abnorme  Beweglichkeit 
(Schlottergelenk)  ansschließen  können. 

Die  Frao-e,  ob  in  einem  Gelenke  echte  Steifheit  besteht,  oder  ob  nur  Steif- 
haltung  vorliegt,  läßt  sich  häufig  in  einfacher  Weise  lösen,  wenn  man  das  an- 
geblich kranke  Glied  seiner  Unterstützung  beraubt.  Bei  angeblich  steifem 
Knie  z.  B.  läßt  man  den  AViietzten  sich  weit  hinten  auf  einen  Stuhl  setzen 
und  das  Bein  frei  schwebend  halten.  Die  durch  eine  willkürlich  angenommene 
Steifhaltung  stark  beanspruchte  Muskulatur  ermüdet  bald  und  beginnt  zu 
zittern.  Eine  wirkliche  Versteifung  nimmt  die  Muskulatur  nicht  in  Anspruch, 
läßt  sie  aber  in  kurzer  Zeit  abmagern. 

Alle  Bewegungen  läßt  man  mit  der  gesunden  Extremität  zuerst  aus- 
führen.  Wir  erkennen  dadurch  die  individuelle  Leistungsfähigkeit  des  Be- 
treffenden und  gewinnen  so  einen  verläßlichen  Maßstab  für  das  später 
festzustellende  Defizit  der  erkrankten  Partie.  Der  Untersuchende  lernt 
dabei  gleichzeitig  unsere  Wünsche  kennen;  er  wii’d  in  die  Lage  gesetzt,  die 
geforderten  Bewegungen  mit  dem  verletzten  Gliede,  soweit  wie  möglich, 
aus  eigenem  Antriebe  vorzunehmen,  ohne  daß  Mißverständnisse  obwalten 
können.  Nachdem  wir  dann  die  Bewegungsfähigkeit  der  beschädigten 
Extremität  festgestellt  haben,  lassen  wir  noch  einmal  — wo  angängig  — 
mit  beiden  Gliedmaßen  gleichzeitig  dieselben  Übungen  vornehmen. 

Es  sind  verschiedene  Beugungsgradmesser  angegeben  worden,  denen 
meines  Erachtens  Mängel  anhaften,  die  sie  für  den  praktischen  Gebrauch 
untauglich  machen.  Eine  breite  — für  die  Gelenksgegend  mit  einem 
Scharnier  versehene  — Holzschiene,  die  der  Extremität  zum  Messen  vorn 
oder  hinten  in  der  Frontalebene  flächenartig  aufgelegt  werden  soll,  muß 
ungenaue  Resultate  ergeben.  Ihr  Winkel  wird  nicht  nur  von  dem  Beugungs- 
grade der  Extremität  abhängig,  sondern  unterliegt  auch  dem  Einflüsse 
der  Muskulatur,  die  ja  nach  ihrer  Massigkeit  mehr  oder  minder  die 
Schienenfläche  aus  der  Achse  des  Gliedes,  dem  sie  angelegt  ist,  heraus- 
drängen muß. 

Der  einfachste  Winkelmesser  ist  der  hölzerne  Zollstock  mit  federnden 
Schai-nieren , dessen  man  sich  in  verschiedenen  Größen  bedient.  Die  Länge 
der  Schenkel  läßt  sich  in  jedem  Falle  nach  Bedürfnis  hersteilen.  Man  legt 
den  Maßstab  bei  Scharniergelenken  seitlich  so  an,  daß  die  Projektion  seiner 
Schenkel  mit  den  Achsen  der  das  Gelenk  bildenden  Knochen  zusammen- 
fällt und  der  Winkel  dem  Drehpunkt  des  Gelenkes  entsprechend  zu  liegen 
kommt.  Bei  Kugelgelenken  müssen  natürlich  die  verschiedenen  Ebenen  be- 
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1-iicksichtigt  werden.  Der  so  erreichte  l)engiuigsgrad  läßt  sich  von  einem 
angelegten  Transporteur  leiclit  ablesen. 

Einen  einfachen,  aber  zuverlässigen  Meßapparat  füi’  die  Pronation 
und  Supination  des  \Mrderarines  stellen  die  T-Griffe  der  Fensterflügel  dar. 
Die  Drehung , die  der  zu  Untersuchende  diesem  bei  rechtwinkelig  ge- 
beugtem Ellenbogen  mit  seiner  Hand  zu  geben  vermag,  läßt  sich  gleich- 
falls von  einem  dahinter  gehaltenen  Transporteur  in  Graden  ablesen. 

Eine  Schätzung  der  Winkel  nach  dem  Augenmaß  ist  ganz  unzuver- 
lässig und  daher  zu  verwerfen. 

Den  Durchmesser  der  Gelenke  messen  wir  an  den  hierfür  geeigneten 


Stellen  mit  dem  Tasterzirkel  oder  der  Schubleere. 

Die  Untersuchung  der  Gelenke  auf  Unfallfolgen  ist  im  übrigen  die- 
selbe wie  die  Eruierung  der  h'olgen  eines  in  der  Nähe  eines  Gelenkes  eta- 
bliert gewesenen  Knochenbruches. 


Untersuchung  der  einzelnen  Gelenke  auf  Unfallfolgen. 


Untersuchung  des  Schultergelenkes. 


Bei  der  Untersuchung  des  Schultergelenkes  überzeugen  wir  uns  zu- 
nächst unter  Vergleich  mit  der  gesunden  Seite,  ob  eine  Abflachung  der 
durch  die  Schultermuskulatur  hervorgebrachten  normalen  Wölbung  besteht. 
Erfahrungsgemäß  verfällt  bei  den  Oberarmausrenkungen  der  zugehörige 
Deltamuskel  durch  Insult  des  ihn  versorgenden  N.  axillaris  s.  circumflexus 
nach  kurzer  Zeit  einer  bei  sachkundiger  Behandlung  meist  vorübergehenden 
Atrophie.  Eine  Atrophie  der  Muskulatur  in  den  Ober-  und  Untergräten- 
gruben  des  Schulterblattes,  des  Cucullaris  und  Pectorahs  major  weist  auf 
mangelnden  Gebrauch  des  Schultergelenkes  hin;  sie  wird  uns  die  Angaben 
des  Verletzten  über  Schmerzen  glaubhaft  machen  und  zu  weiterem  Nach- 
forschen nach  den  Gründen  der  Behinderung  auffordern. 


Die  nächste  Feststellung  hat  dann  dahin  zu  erfolgen,  ob  die  den 
Schultergürtel  zusammensetzenden  knöchernen  Bestandteile  (Schlüsselbein, 
Schulterblatt , Oberarm)  unversehrt  sind  und  sich  in  regelrechter  Lage  zu- 
einander befinden.  Häufig  wird  hierbei  die  Lösung  der  straffen  gelenk- 
artigen ^ erbindung  zwischen  Schulterblatthöhe  (Akromion)  und  äußerem 
(akromialen)  Ende  des  Schlüsselbeines  sowie  die  Luxatio  claviculae  sternalis 
übersehen.  Der  in  dieser  AVeise  Verletzte  wird  dann  häufig  zu  Unrecht  der 


Übertreibung  bezichtigt. 

Haben  wir  die  Beschaffenheit  der  Knochen,  der  Bandapparate  und  der 
Muskulatur  festgestellt,  so  gehen  wir  zur  Funktionsprüfung  über.  Ein  Teil 
derselben  liegt  schon  in  der  Beobachtung  des  Entkleidens. 

Wer  übertreiben  will,  faßt  seinen  Bock  beim  Entkleiden  nicht  — 
wie  gewöhnlich  — in  der  Brustwarzenhöhe , sondern  ergreift  denselben  mit 
gestrecktem  Ellenbogen  tief  unten  in  der  Höhe  des  Beckens.  Damit  er- 
schwert er  sich  den  Akt  ungemein  und  vermag  bei  ol)erflächlicher  Betrachtung 
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den  x\nscheiu  grober  Behinderung  im  Schultergelenk  zu  erwecken.  Und 
doch  hätte  die  unterlassene  Bewegung  lediglich  im  unverletzten  Ellenbogen- 
gelenk ausgeführt  werden  müssen  und  können. 

\’eranlassen  wir  den  Verletzten,  das  Hemd  nicht  am  Körper  her- 
unterzustreifen , sondern  ül^er  den  Kopf  auszuziehen , so  gewinnen  wir 
häufig  schon  einen  wertvollen  Hinweis  für  den  Grad  der  tatsächlich  vor- 
handenen Störungen. 

Wir  erinnern  uns  in  groben  Zügen , dab  das  Heben  des  Oberarmes 
bis  annähernd  zur  Horizontalen  bei  festgestelltem  Schulterblatt  durch  den 
jM.  deltoides  (N.  axillaris)  bewirkt  wird.  Das  weitere  Erheben  über  die 
Horizontale  spielt  sich  in  der  Weise  ab,  dab  im  wesentlichen  nunmehr  der 
grobe  sägeförmige  Brustmuskel  (M.  serratus  anticus  major,  versorgt  vom 
N.  thoracicus  longus)  mit  in  i\.ktion  tritt.  Derselbe  zieht  das  untere 
Schulterblattende  nach  vorn  und  auben,  während  das  obere  Schulter- 
blattende vom  Kappenmuskel  (M.  cucnllaris,  versorgt  vom  N.  accessoiius 
Willisii)  etwas  nach  innen  gezogen  wird.  Bei  allen  diesen  Bewegungen 
leihen  nach  und  nach  noch  andere  Muskelgruppen  ihren  Beistand.  Das 
Seitwärtserheben  erfolgt  um  so  leichter , je  mehr  sich  der  Arm  nach  vorn 
aus  der  Stirnebene  entfernt;  es  wird  um  so  schwieriger,  je  mehr  die  Be- 
wegung hinter  dieselbe  verlegt  wird.  Wer  daher  seinem  Arzte  eine  nicht 
Amrhandene  Schultergelenkstörung  demonstrieren  will,  wird  bei  der  Aufgabe, 
den  Oberarm  seitlich  zu  heben , die  gesamte  Schulter  nach  vorn  und  oben 
ziehen  und  den  Arm  möglichst  weit  nach  hinten  zu  erheben  suchen. 

Man  labt  bei  der  Untersuchung  der  Schulter  die  Bewegungen  beider- 
seits gleichzeitig  ausführen  und  beobachtet  dieselben  von  vorn  und  von 
hinten.  Der  Oberkörper  mub  völlig  entblößt  sein. 

Wichtig  ist,  daß  der  Verletzte  bei  der  Prüfung  seiner  Schulter- 
gelenksfunktion die  Wirbelsäule  gerade  hält  und  nicht  mitbewegt.  Kann 
z.  B.  der  Arm  seitwärts  wegen  tatsächlicher  Behinderung  nur  etwa  bis  45® 
über  die  Horizontale  gehoben  werden , so  genügt  eine  geringe  Seitwärts- 
beugung der  Brustwirbelsäule  nach  der  gesunden  Seite,  um  den  Arm  bis 
zur  Senkrechten  zu  erheben.  Dieses  Pvesultat  ist  aber  ein  zu  ungunsten  des 
Verletzten  vorgetäuschtes,  denn  die  im  Schultergelenk  fehlende  Beweglich- 
keit wurde  durch  eine  Bewegung  der  Wirbelsäule  ersetzt. 

Weiter  müssen  wir  uns  auch  in  Zweifelsfällen  davon  überzeugen,  daß 
die  Erhebung  bis  dicht  zur  Horizontalen  tatsächlich  im  Schultergelenk 
stattfindet  und  nicht  etwa  durch  ein  frühzeitiges  Mitbewegen  des  Schulter- 
blattes bewirkt  wird.  Hierüber  gibt  uns  die  Beobachtung  iVufschluß,  ob 
das  Schulterblatt  bei  gleichzeitigem  Erheben  beider  Arme  auf  der  verletzten 
Seite  sofort  oder  wenigstens  frühzeitiger  mitgeht,  als  dies  auf  der  ge- 
sunden Seite  der  Fall  ist.  In  solchen  Fällen  wird  die  Bewegung  erheblich 
verringert,  wenn  wir  mit  der  flach  aufgelegten  Hand  das  Schulterblatt  am 
Brustkörbe  fixieren. 

Um  klarzustellen,  ob  der  Verletzte  tatsächlich  das  Höchstmaß  seiner 
Leistungsfähigkeit  hergibt , bedienen  wir  uns  einiger  Kunstgriffe , die  dazu 
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bestimmt  sind , seine  Aufmerksamkeit  von  Gang  und  Ziel  der  Untersuchung 
abzulenken. 

Behauptet  jemand,  die  Arme  nach  vorn  nur  bis  zur  Horizontalen  er- 
heben zu  können,  so  lassen  wir  ihn  zunächst  diese  Bewegung  ausführen 
und  stellen  das  Ergebnis  ausdrücklich  fest.  Darauf  veranlassen  wir  ihn, 
sich  soweit  nach  vorn  zu  beugen,  daß  sein  Oberkörper  eine  wagerechte 
Haltung  annimmt,  und  fordern  ihn  auf,  jetzt  zum  Pulsfühlen  seinen  Arni 
zu  erheben,  oder  wir  geben  ihm  auf,  seine  Arme  nunmehr  ebenfalls  in  eine 
wagerechte  Haltung  zu  bringen,  indem  er  die  Hände  etwa  auf  einen  vor 
ihm  stehenden  Tisch  oder  eine  Stuhllehne  legt.  Gelingt  ihm  dies,  so  hat 
er  damit  bewiesen,  daß  er  die  Arme  bei  aufrechtem  Oberkörper  bis  zur 
Senkrechten  erheben  kann. 

Oder  wir  erheben  ihm  den  angeblich  kraftlosen  Arm  mit  unserer 
Hilfe  zur  Senkrechten  und  lassen  ihn  dann  seinen  gesunden  Arm  ebensa 
Aveit  erheben.  Jetzt  beauftragen  wir  ihn,  beide  Arme  gleichzeitig  in  ver- 
schiedenen Staffeln  zu  senken  und  in  beliebigen  Winkeln  über  der  Horizon- 
talen zeitAveilig  festzuhalten.  Whd  dieser  Versuch  ausgeführt,  so  ist  er- 
Aviesen,  daß  der  zum  Armheben  erforderliche  BeAvegungsapparat  vollkommen 
funktionstüchtig  ist. 

Ein  anderer  Weg  ist  der,  daß  man  den  Verletzten  beide  Hände  falten 
läßt  und  ihm  aufgiebt,  die  Arme  über  die  Horizontale  zu  heben.  Nützlich 
ist  die  Erklärung,  daß  dabei  ja  der  gesunde  Arm  den  kraftlosen  mitnähme. 
Whd  diese  Übung  einige  Zeit  durchgeführt,  so  ergiebt  sich  Aviederuin 
die  Funktionsfähigkeit  des  angeblich  unbrauchbaren  Gliedes.  Denn  in  dem 
Maße,  Avie  der  gesunde  Arm  ermüdet,  muß  der  vermeintlich  schwache 
mit  seiner  eigenen  Kraft  einspringen,  um  die  Aufgabe  zu  lösen.  Kann  er 
dies  nicht,  so  Avird  der  gesunde  Arm  infolge  der  doppelten  Anstrengung 
nach  einiger  Zeit  ermüden  und  zu  zittern  anfangen. 

Endlich  kann  man  noch  die  angebliche  Unfähigkeit,  den  Arm  im  Schulter- 
gelenk  zu  erheben,  dadurch  prüfen,  daß  man  den  Betreffenden  anweist,  auf 
einem  Bein  in  Kniebeuge  zu  gehen.  Die  NotAvendigkeit,  dabei  das  Körper- 
gewicht zu  balanzieren,  führt  in  vielen  Fällen  zum  SeitAvärtsheben  der  Arme. 

Daß  das  Schultergelenk  nicht  etAva  durch  mechanische  Widerstände 
gehemmt  ist,  läßt  sich  folgendermaßen  erkennen:  Man  giebt  dem  auf  dem 
T mtersuchungstische  Knieenden  auf,  sich  mit  beiden  Händen  an  der  Stirn- 
kante des  Tisches  festzuhalten  und  sich  nnnmehr  lang  auf  den  Bauch  zu 
legen,  Avobei  die  Füße  über  das  Fußende  des  Untersucliungstisches  hinaus- 
geschoben Averden  sollen.  Dabei  müssen  die  Arme  allmählich  in  völlige  Ele- 
vation geraten. 

Die  Echtheit  von  Schmerzen  im  Schultergelenk  stellt  man  durch  an- 
scheinende Brüfung  des  im  Ellenbogen  rechtAvinkelig  gebeugten  Vorder- 
armes fest.  Man  ergreift  die  Ellenbeuge,  drückt  dabei  den  Oberarm  gegen 
das  Schultergelenk  oder  zieht  ihn  von  demselben  ab.  Nur  bei  tatsächlich 
voihandenen  Schmerzen  im  Schultergelenk  Averden  bei  diesem  ablenkenden 
\'ei’such  Klagen  laut. 
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Bei  normalen  Verhältnissen  des  Schnltergelenkes  und  seiner  Be- 
Avegiingsapparate  sind  mit  dem  Arme  folgende  Bewegungen  auszuführen : 

1.  Beide  Hände  werden  seitlich  mit  gestrecktem  Ellenbogen  und  all- 
mählich aufwärts  gerichteten  Handtellern  bis  zui*  Senkrechten  erhoben  und 
über  dem  Kopfe  aneinander  geschlagen. 

2.  Dasselbe  geschieht  nach  vorn , während  die  Hände  in  Mittelstellung 
(zwischen  Pronation  und  Supination)  stehen. 

3.  Die  Hand  der  verletzten  Seite  wird  in  das  Genick  gelegt. 

4.  Die  Hand  der  verletzten  Seite  berührt  hinten  unten  herum  mit 
ihrem  Bücken  das  Schulterblatt  der  gesunden  Seite. 

5.  Bei  rechtwinkelig  gebeugtem  Ellenbogengelenk  kann  der  Oberarm 
im  Schultergelenk  um  seine  Längsachse  gedreht  werden. 

6.  Der  Oberarm  kann  nach  vorn  und  hinten  Pendelbewegungen  nach 
Art  des  Sägeführens  ausführen. 

7.  Beide  Schultern  können  nach  vorn  gehoben,  bzw.  nach  hinten  ge- 
senkt werden. 

Gehen  alle  diese  Bewegungen  ungehindert  vor  sich,  treten  dabei 
keine  krankhaften  Geräusche  im  Schultergelenk  auf,  zeigt  die  Muskulatur 
der  Schulter  wie  des  Armes  regelrechte  Verhältnisse,  so  kann  man  mit 
Sicherheit  annehmen,  daß  die  Verletzung  der  Schulter  folgenlos  beseitigt  ist. 

Der  negative  Befund  an  einem  angeblich  behinderten  Schultergelenk 
^vird  sich  also  in  unserem  Gutachten  etwa  folgendermaßen  widerspiegeln: 

Die  verletzte  Schultergegend  läßt  gegenüber  der  gesunden  keinen  Un- 
terschied hei  der  Betrachtung  erkennen.  Ihre  Muskulatur  ist  nicht  ahgeinagert. 
Die  die  verletzte  Schulter  hildenden  Knoclienteile  lassen  keine  Veränderung  er- 
kennen, auch  nicht  in  ihrer  gegenseitigen  Lagerung. 

Beim  Seitwärtshehen  des  Oherarines  der  verletzten  Seite  bewegt  sich 
•das  zugehörige  Schulterblatt  nicht  frühzeitiger  mit,  als  dies  auf  der  gesunden 
Seite  der  Fall  ist. 

Die  Bewegungen  des  Oberarmes  im  verletzt  gewesenen  Schultergelenk 
sind  allseitig  frei.  Der  Untersuchte  vermag  beide  Arme  gleichmäßig  bis  zur  Senk- 
rechten zu  erheben  und  bei  gestreckten  Ellenbogen  über  dem  Kopf  in  die 
Hände  zu  klatschen.  Er  vermag  die  Hand  der  verletzt  gewesenen  Seite  ins  Ge- 
nick zu  legen  und  erreicht  hinten  unten  herum  mit  den  Fingern  das  Schulter- 
blatt der  anderen  Seite.  Bei  senkrecht  herabhängendem  Arm  ist  die  Bolliing 
<les  Oberarms  nach  außen  und  innen  vollkommen  frei. 

Versucht  man  den  senkrecht  hängenden  Arm  gegen  das  Schultergelenk 
-ZU  drängen,  werden  keine  Schmerzen  geklagt. 

Es  besteht  also  keine  Beschränkung  der  Beweglichkeit  im  verhdzt  ge- 
wesenen Schultergelenk. 

Bei  Bewegungen  treten  in  demselben  keinerlei  Geräusche  auf. 

Zeigen  sich  Störungen  in  der  Beweglichkeit  der  Schulter,  so  müssen 
wir  ihren  Grund  zu  ermitteln  suchen.  Wir  werden  durch  Betastung  einen 
angeblich  schmerzhaften  Punkt  einzukreisen  versuchen,  wodurch  wir  ermit- 
teln, ob  der  Schmerz  im  Gelenk  oder  in  seiner  Umgebung  sitzt.  Man  ver- 
säume dabei  nicht,  den  Verhältnissen  der  langen  Bicepssehne  seine  Aufmerk- 
samkeit zu  schenken,  wo  Einrisse,  entzündliche  Veränderungen  oder  Luxationen 
<lie  ungehinderte  Beweglichkeit  der  Schulter  in  Frage  stellen  können. 
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Daß  ein  luxierter  Humernskopf  nicht  in  seine  Pfanne  zurückgekehrt 
ist,  wird  einem  Geübten  kaum  entgehen. 

Knöcherne  Verwachsungen  im  Schultergelenk  oder  Callusmassen  in 
seiner  Umgebung  sind  ebenfalls  als  solche  erkennbar,  wenngleich  die  Er- 
kennung einer  die  Rotation  hemmenden  früheren  Absprengung  des  Tuber- 
culum majiis  nicht  leicht  ist  und  oft  übersehen  wird.  Weniger  Beachtung 
findet  die  Tatsache,  daß  bei  langer  Ruhigstellung  einer  Schulter  die  vom 
Oberarm  nach  dem  Schulterblatt  verlaufenden  Muskeln,  zumal  wenn  sie 
einer  Gewaltwirkung  ausgesetzt  waren,  allmählich  eine  Verkürzung  erleiden 
und  so  eine  Hemmung  bieten. 

Hysterische  Kontrakturen  der  Schultermuskulatur  werden  mitunter 
ihrer  Natur  nach  nicht  erkannt  und  als  Böswilligkeit  gedeutet. 

Auch  die  zahlreichen  Schleimbeutel  der  Schultergelenksgegend  (Bursa 
acromialis,  subcoracoidea,  subscapularis,  subserrata,  subdeltoidea)  erfahren 
durch  Gewalteinwirkungen  Veränderungen  (Ergüsse,  chronisch-entzündliche 
Vorgänge,  Verödung),  die  für  die  Versteifung  von  Schultergelenken  mit 
verantwortlich  gemacht  werden  müssen. 

Hält  man  sich  alles  dies  vor  Augen,  so  wird  man  verstehen,  daß- 
gelegentlich  auch  einfachere  Traumen  der  Schultergelenkgegend,  als  gerade 
Frakturen,  Luxationen  und  Gelenkblutungen,  in  der  Folge  PVmktions- 
störungen  zeitigen  können,  die  dem  Verletzten  ein  Anrecht  auf  Renten- 
gewährung geben. 

Häufig  geschieht  Verletzten  Unrecht,  die  mit  der  Behauptung  her- 
vortreten, sie  könnten  den  Arm  über  die  Horizontale  überhaupt  nicht  oder 
wenigstens  nur  mit  einer  schleudernden  Bewegung  erheben.  Ihre  Ansprüche 
werden  abgewiesen,  da  der  begutachtende  Arzt  an  der  Schulter  keine 
Regelwidrigkeiten  feststellen  konnte.  Diesem  ist  unter  Umständen  eine 
Lähmung  des  großen  sägeförmigen  Muskels  entgangen.  Die  exponierte 
Lage  des  ihn  versorgenden  N.  thoracicus  longus  erklärt  es,  daß  dieser 
häufig  Quetschungen  ausgesetzt  ist.  Die  Erkennung  ist  nicht  schwer,  so- 
fern man  nur  darauf  zu  achten  gewohnt  ist  und  die  ^>rletzten  auch  von 
der  Rückseite  betrachtet. 

Gewöhnlich  steht  dann  das  Schulterblatt  der  verletzten  Seite  höher, 
das  Erheben  des  Armes  gelingt  nur  bis  zur  Horizontalen,  wobei  man  da& 
Hervortreten  der  sich  sonst  spannenden  Serratuszacken  an  der  seitlichen 
Brustwand  vermißt.  Beim  seitlichen  Erheben  nähert  sich  der  innere  Schulter- 
blattrand der  Wirbelsäule;  wird  der  Arm  nach  vorn  erhoben,  so  steht  das 
Schulterblatt  türflügelartig  ab,  und  man  kann  es  mit  der  Hand  beiiuem 
umgreifen. 


Untersuchung  des  Ellenbogengelenkes. 

Die  Untersuchung  auf  Verletzungsfolgen  am  Ellenbogen  ist  im  all- 
gemeinen leichter. 

Das  normale  Ellenbogengelenk  hat  für  die  Beugung  und  Streckung 
ungefähr  einen  Spi(‘lraum  von  150''.  Eine  leichte  Valgussteilung  des  ge- 
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streckt  gehaltenen  Ellenhog^ens  ist  physioloi^iscli.  Während  diese  erst  nach 
der  Piihertät  sich  anshildende  Ahweichnng  l)eim  i\Ianne  zwischen  1 — 
schwankt,  erreicht  sie  bei  Frauen  Werte  von  15 — 25°. 

Beim  nnveränderten  Gelenk  liegen  während  der  Streckstellung  die 
drei  maßgebenden  Knochenpnnkte  (die  Plpikondylen  und  die  Spitze  des 
Olecranonl  in  einer  geraden  (der  sog.  77/7 iferschen)  Linie.  Bei  rechtwinkelig 
gebeugtem  Arm , wenn  der  Vorderarm  nach  vorn  (sagittal)  gerichtet  ist, 
bilden  diese  3 Punkte  ein  fast  i'echtwinkehges  Dreieck,  das  in  der  Frontal- 
ebene liegt  und  dessen  rechter  Winkel  nach  abwärts  gerichtet  ist.  Wir 
fixieren  sie  mit  3 Fingern  imd  überzengen  uns  so  von  der  Art  ihrer  gegen- 
seitigen Lage. 


Die  Distanz  der  beiden  Epikondylen,  die  wir  mit  dem  Tasterzirkel 
messen,  läßt  uns  Pieste  von  Verletzungen,  die  mit  einer  ^'erbreiterung  des 
Gelenkes  einhergehen,  erkennen.  Wichtige  Aufschlüsse  giebt  uns  die  seit- 
liche Betrachtung  der  Gelenkgegend  l)ei  horizontal  nach  vorn  erhobenen 
Armen,  wenn  wir  über  den  gesunden  nach  dem  kranken  Ellenbogen  visieren. 
Für  die  vergleichende  Betrachtung  beider  Pdlenbogengelenke  von  der  Rück- 


seite läßt  man  cüe  beiden  gebeugten  Ellenbogen  nach  hinten  nehmen  und 
sich  einander  nähern. 

Unverhältnismäßig  oft  findet  sich  eine  Luxation  des  Radiusköpfchens 
übersehen. 


Ein  häufiger  Fehler  bei  der  Prüfung  der  Streckfähigkeit  des  Ellen- 
bogens nach  Olecranonbrüchen  ist  der,  daß  der  Verletzte  den  gebeugten 
Arm  bei  herabhängendem  Oberarm  strecken  soll.  Dies  ist  ganz  einfach 
möglich,  ohne  daß  der  dreiköpfige  Armmuskel  in  Aktion  zu  treten  hat. 
Läßt  man  die  die  Beugestellung  bewirkende  Muskulatur  erschlaffen,  so  muß 
ja  der  Vorderarm  durch  seine  eigene  Schwere  herabsinken.  Die  Funktion  des 
Ellenbogengelenkstreckers  können  wir  nur  prüfen,  wenn  wir  verlangen,  daß 
bei  seitlich  horizontal  gehaltenem  Oberarm  das  Eilenbogengelenk  energisch 
gestreckt  wird,  sonst  werden  z.  B.  Absprengungen  des  Olecranon  sich 
leicht  unserem  Erkennen  verschließen. 

Die  Integrität  des  Ellenbogengelenkes  ist  auch  wichtig  für  das  Zu- 
standekommen der  Drehbewegung  des  Vorderarmes  um  seine  Längsachse. 
Diese  darf  nur  bei  rechtwinkelig  gebeugtem  Ellenbogen  geprüft  werden, 
da  bei  gestrecktem  der  ganze  Arm  im  Schultergelenk  mit  gedreht  wird. 

Ein  negativer  Befund  an  einem  verletzt  gewesenen  Ellenbogengelenk 
würde  also  etwa  in  folgender  Form  im  Gutachten  niederzulegen  sein: 


Die  Lagening  der  Gelenkteile  zueinander  ist  ein/'  norniale:  sie  selbst 
sind  incht  krankhaft  verändert. 

Die  Beweglichkeit  des  verletzt  gewesenen  Ellenhog/'ngelenkes  ist  eine  völlig 
regelrechte,  ohne  daß  dabei  Geränscbe  anftreten.  Es  kann  ebenso  w('it  geb('ugt 
werden,  wie  das  unverletzte.  Bei  horizontal  seitlich  g('haltenein  Olxwarin  kann 
es  völlig  gestreckt  werden.  Bei  reclitwinkelig('r  Beugung  kann  d('r  Vorderarm  in 
regelrechter  Weise  um  seine  Längsachse  gedreht  werden. 

Bei  der  Betmchtnng  von  liiuten  zeigen  sich  b(‘ide  Ellenbogengelenke 
(hmtlich  Umrissen.  Di('  beiden  01;('i’arndKUorr(m  liegen  mit 
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der  Spitze  des  ITalvenfortsatzes  l)ei  Streckstellung  des  Armes  regelrecht  in  einer 
geraden  Id  nie. 

Die  Distanz  der  Oherarinknorren  — gemessen  mit  dem  Tasterzirkel  — 
ist  beiderseits  gleich. 

Untersuchung  des  Handgelenkes. 

Die  genaue  Untersuchung  der  Handgelenke  ist  um  so  wichtiger, 
als  sich  oftmals  hinter  den  einfachen  Diagnosen  der  Distorsion  und  Kon- 
tusion übersehene  Radiusfrakturen  i)  mit  späterer  unausbleiblicher  schwerer 
Funktionsbehinderung  verbergen.  Erleichtert  wird  sie  uns  dadurch,  daß 
wir  das  Vergleichsobjekt,  die  gesunde  Hand,  dicht  neben  das  zu  unter- 
suchende Glied  legen  können.  Die  gesunde  Hand  kann  überstrecl^t  und 
gebeugt  werden;  in  Streckstellung  kann  sie  daumenwärts  und  kleinfinger- 
wärts  abgelenkt  werden  (Abduktion,  Adduktion),  endlich  vermag  sie  im 
Handgelenk  kreisende  Bewegungen  auszuführen. 

Die  Folgen  der  Handgelenksverletzungen  machen  sich  außer  in  einer 
Behinderung  der  Handgelenks-  und  Ellenbogenbewegungen  auch  in  einer 
Funktionsstörung  der  Hand,  insbesondere  der  Finger  bemerkbar.  Für  den 
Geübten  ergiebt  die  bloße  Betrachtung  der  Hand  meist  schon  reichliches 
Material  für  die  Beurteilung  der  vorhandenen  Unfallfolgen. 

Langdauerndes  Verstrichensein  der  Umrisse  des  Handgelenks  schließt 
die  Annahme  einer  einfachen  Verstauchung  aus  und  macht  die  Angaben 
des  Verletzten  über  seine  Schmerzen  und  Funktionsstörungen  glaubhaft. 
Wenn  den  Röntgenbildern  bei  der  Erkennung  von  Knochenbrüchen  über- 
haupt schon  eine  wichtige  Rolle  zufällt,  so  sind  sie  bei  allen  nicht  ein- 
deutigen Verletzungen  der  Handgelenksgegend  geradezu  unersetzlich. 

Da  die  Radiusbrüche  nach  Kaufmann  ungefähr  ein  Zehntel  sämtlicher 
Knochenbrüche  bilden,  verkannte  und  unzureichend  versorgte  Frakturen 
an  dieser  Stelle  aber  gerade  die  schwersten  Folgen  für  das  Erwerbsleben 
des  Verletzten  zeitigen,  so  ergiebt  sich  die  zwingende  Notwendigkeit  ihrer 
sorgsamsten  Ergründung  und  einer  sachgemäßen  Behandlung  frischer  Fälle. 
Brüche  des  Kahnbeins,  sowie  Verrenkungen  des  Mondbeins  verschließen 
sich  bei  ungenügender  Untersuchung  häufig  ihrer  Erkennung. 

Die  Betrachtung  und  Betastung  giebt  uns  unter  Vergleich  mit  dem 
Röntgenbilde  Aufschluß  über  die  anatomischen  Störungen.  (Knochenver- 
dickung, Absprengungen,  Schwellungen,  abnorme  Handstellung,  regelwidrige 
Fingerstellung.) 

Verdickungen  des  unteren  Speichenendes  lassen  sich  mit  dem  Taster- 
zirkel ergründen. 

Wir  prüfen  danach  zunächst  die  Funktionsfähigkeit  des  2.-5.  Fingers 
bei  abduziertem  Daumen,  indem  wir  sie  spreizen,  heranführen,  beugen  und 
strecken  lassen. 


b Golehieivshi  fand  in  70  uachuntersucliten  Fällen  von  Radiiisfraktur  nur  3 l)is 
4inal  die  erste  Diagnose  richtig  gestellt.  Vierteljahrssclirift  für  gerichtliche  Medizin, 
3.  Folge.  VH,  1. 
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Die  Untersuchung  gipfelt  in  der  Prüfung  des  Faustschlusses,  von 
dem  es  drei  Arten  giebt. 

Die  Kuppen  der  Finger  können  in  gesundem  Zustande  bei  gestreckten 
Grundgliedern  die  Hohlhandfläche  in  der  Gegend  der  Grundgelenke,  bei 
gestreckten  Endgliedern  jenseits  der  Handmitte  dieselbe  mehr  nach  dem 
Handgelenke  hin  berühren.  Nur  wenn  sämtliche  Fingergelenke  gleichmäßig 
spielen,  legen  sich  die  Fingerkuppen  in  der  Hand  mitte,  in  der  Gegend  der 
großen  queren  Handfurche  an.  Dies  ist  der  ideale,  der  physiologische  Faust- 
schluß. Bei  Versteifung  der  Grundgelenke  in  Strecksteilung  können  die 
Kuppen  immer  noch  den  Grundgelenken,  bei  Versteifung  der  Endgelenke 
in  Streckstellung  können  die  Fingerkuppen  immer  noch  der  Handgelenks- 
gegend genähert  werden.  Die  Ausführbarkeit  des  einen  oder  anderen  Faust- 
Schlusses  dieser  Art  giebt  also  noch  nicht  den  richtigen  Funktion swert  für 
die  Arbeit  an. 

Behinderungen  werden  wir  in  der  Art  registrieren,  daß  wir  das 
Zurückbleiben  der  Fingerkuppen  von  der  mittleren  Handfurche  bei  stärkstem 
Beugungsversuch  messen.  Die  Versteifung  der  einzelnen  Fingergelenke 
geben  wir  in  Graden  an. 

Bei  dieser  Funktionsprüfung  müssen  wir  eines  Erfahrungssatzes  ein- 
gedenk sein.  Ein  Muskel  entfaltet  seine  Kraft  am  wirksamsten,  wenn  seine 
beiden  Ansatzstellen  soweit  wie  möglich  voneinander  entfernt  sind,  wenn 
•er  also  gespannt  ist. 

Thiem  weist  in  seinem  Handbuch  der  ünfallerkrankungen  darauf  hin, 
daß  wir  uns  diese  Erfahrung  zu  nutze  machen,  wenn  wir  weit  „ausholen^^, 
um  eine  größere  Kraftwirkung  zu  erzielen. 

Wollen  wir  die  Beugemuskeln  der  Hand  in  diesen  Zustand  versetzen, 
so  muß  das  Handgelenk  überstreckt  sein.  Ist  das  Handgelenk  gebeugt,  so 
vermag  die  Beugemuskulatur  nur  noch  eine  von  vornherein  herabgesetzte 
Kraftwirkung  auszuüben.  Ein  kurzer  Versuch  mit  der  eigenen  Hand  be- 
stätigt dies.  Vielen  Verletzten  ist  dies  instinktiv  geläufig.  Um  uns  ihre 
angebliche  Unfähigkeit,  eine  Faust  zu  bilden,  zu  demonstrieren,  beugen  sie 
das  Handgelenk  ad  maximum,  der  Faustschluß  wird  hierdurch,  selbst  bei 
völlig  intakten  Verhältnissen,  außerordentlich  erschwert,  ja  fast  unmöglich. 
Diese  Fehlerquelle  müssen  wir  also  bei  der  Untersuchung  ausschalten,  in- 
dem wir  der  Hand  eine  Stellung  in  Über  Streckung  an  weisen.  Gleichzeitig 
müssen  wir  genau  Obacht  geben,  ob  nicht  etwa  die  Antagonisten  mit  in 
Tätigkeit  gesetzt  werden,  was  durch  einfaches  Betrachten  und  Betasten 
der  Streckmuskulatur  am  Vorderarm  zu  erkennen  ist.  Wer  bei  dieser 
Untersuchung  sofort  den  ganzen  Arm  in  krampfhafte,  zitternde  Tätigkeit 
setzt,  erregt  den  Verdacht  beabsichtigter  Verschleierung  seiner  Leistungs- 
fähigkeit. 

Das  ungetrübteste  Urteil  läßt  sich  gewinnen,  wenn  man  dem  Ver- 
letzten aufgiebt,  bei  nach  der  Decke  gerichtetem  Blick  beide  Vorderarme 
wagerecht,  die  spitzwinkelig  gebeugten  Ellenbogengelenke  möglichst  weit 
nach  hinten,  die  Handgelenke  leicht  überstreckt,  die  Handteller  nach  oben 
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ZU  halten,  und  nunmehr  öfters  und  schnell  hintereinander  die  Faust  zu 
schließen.  Ein  anderer  t»angharer  Wef>-  ist  der,  daß  man  den  zu  Unter- 
suchenden beide  Vorderarme  erst  vorn,  dann  hinter  dem  Rücken  kreuzen 
läßt  und  in  dieser  Haltung  Faustschluß  zu  üben  aufgibt. 

Es  empfiehlt  sich,  bei  dieser  Untersuchung  auch  die  Finger  einzeln 
und  in  Gruppen  selbst-  und  fremdtätig  auf  Beuge-  und  Streckfähigkeit 
zu  prüfen. 

Die  unversehrte  Beugefähigkeit  der  Finger  erkennt  man  unschwer 
aus  dem  Vorhandensein  der  über  den  Fingergelenken  befindlichen  Quer- 
falten. Über  einem  versteiften  Fingergelenk  verstreichen  die  Querfalten 
sehr  bald. 

Im  Zweifelsfalle  ergiebt  noch  die  Prüfung  mit  dem  faradischen  Strom 
Aufklärung  über  die  vorhandene  Bewegungsfähigkeit  der  Finger. 

Bei  der  Daumenprüfung  ist  außer  den  oben  genannten  Bewegungen 
noch  seine  besondere  Fähigkeit  der  Opposition  zu  berücksichtigen.  Prak- 
tisch verwendbare  Ergebnisse  erreichen  wir  durch  die  Feststellung^  wie  weit 
sich  die  Daumenkuppe  den  Kuppen  der  übrigen  Finger  und  dem  Grund- 
gelenke des  kleinen  Fingers  nähern  läßt. 

Die  grobe  Kraft  der  Hand  prüft  man  am  zweckmäßigsten,  wenn  man 
sich  von  dem  Verletzten  gleichzeitig  beide  gekreuzt  gehaltenen  Hände 
drücken  läßt.  Die  Beschaffenheit  der  Vorderarmmuskulatur,  ihr  Spiel,  die 
etwaige  gleichzeitige  Heranziehung  der  Antagonisten  lassen  uns  zu  einem 
Urteil  gelangen,  ohne  daß  wir  uns  eines  Kraftmessers  (Dynamometer) 
bedienen,  der  doch  nur  bei  gutem  Willen  des  zu  Untersuchenden  ein  genaues 
Resultat  ergiebt,  sonst  aber  bei  schwankenden  Werten  nur  verrät,  daß  dieser 
unzuverlässig  ist  und  uns  zu  täuschen  bestrebt  ist. 

Zum  Schlüsse  lassen  wir  den  Verletzten  verschiedene  Gegenstände, 
Stecknadeln,  Kägel,  Schrauben,  Federhalter,  Briefbeschwerer.  Hammerstiele. 
Bücher  verschiedener  Art  ergreifen  und  festhalten.  Bei  der  wechselnden 
Form  dieser  Aufgaben  wird  es  bald  klar,  ob  eine  beabsichtigte  oder  tat- 
sächliche Ungeschicklichkeit  vorliegt.  Die  Art,  wie  der  Verletzte  den  Feder- 
halter ergreift  und  führt,  wenn  er  seinen  Namen  unter  die  von  ihm  ge- 
machten eigenen  Angaben  setzen  soll,  giebt  uns  ebenfalls  verläßliche 
Auskunft. 

Ein  wertvolles  Merkmal  für  stattgehabte  Schonung  der  Hand  ist  das 
Verhalten  des  Daumen-  und  Kleinfingerballens,  sowie  das  der  Zwischenhand- 
knochenmuskeln (M.  interossei),  deren  Schwund  sich  auf  dem  Handrücken 
durch  rillenartiges  Tieferwerden  der  Bäume  zwischen  den  Mittelhandknochen 
verrät.  Bei  tatsächlichen  Versteifungen  der  Finger  entwickeln  sich  mit  der 
ZeitZirkulations-  und  Ernährungsstörungen  der  Haut.  Die  Haut  wird  faltenlos, 
glänzend,  papierdünn,  blaurot,  rosa,  ganz  weiß  und  fühlt  sich  kalt  an  oder 
schwitzt  auffällig.  Andererseits  beweisen  ausgeprägte  Schwielen  der  Finger 
und  Hohlhände  ihre  tatsächliche  Verwendung  zu  Arbeitszwecken. 

Beim  Fehlen  von  Unfallfolgen  am  Handgelenk  und  seiner  Umgebung 
wird  das  Gutachten  daher  ungefähr  folgenden  Befund  vermerken: 
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Die  Lagening  der  das  llaiidgeh'uk  bildenden  Knochen  zueinander  ist 
eine  regelrechte.  Der  Griffelfortsatz  (U'r  Fdk'  zeigt  sich  an  normaler  IStello. 
Das  nnt('re  EmU'  der  Speiclu'  ist  nicht  verdickt,  die  Längsachse  dei'  Speiche 
verlänft  in  einer  gx'raden  Lini('.  Die  llandwurzelknochen  liegen  alh^  in  einem 
Niveau. 

Die  Umrisse  beider  Handgehmko  sind  in  völlig  normaler  Weise  gleich  ge- 
zeichnet: eine  Schwellung  ist  am  verletzt  gewesenen  nicht  vorhanden.  Hei  Ihiwe- 
gimgen  treten  in  demselhen  keinerlei  krankhafh^  (h'i’änsche  auf.  Es  ist  für  tHan- 
strecknng,  Hengnng,  seitwärts  gerichtete  Ablenkung  und  kreisende  Howegungen 
völlig  unbehindert,  auch  gelingt  Auf-  und  Ahwärtsdrehnng  der  Hohlhandfläche 
in  regelrechter  Ausdehnung. 

Der  Faustschluß  gelingt  ungehindert.  Strecken,  Spreizern  und  Hei’an- 
führeu  der  Finger  ist  in  vollem  Cxrade  ausführbar.  Die  Daumenkuppe  kann 
mit  den  Kuppen  der  übrigen  Finger  zusammengebracht  werden,  sie  erreicht 
auch  die  (Trundgelenksgegend  des  kleinen  Fingers. 

Die  Gelenks(iuerfalten  sind  an  allen  Fingern  deutlich  ausgeprägt,  die 
Haut  der  Finger  weist  keine  Ernährungsstörung  auf.  Die  Hohlhandfläche  der 
verletzt  gewesenen  Seite  ist  genau  so  stark  verschwielt  (schrundig),  wie  die  der 
anderen. 

Flaumen-,  Kleintingerballen-  und  Zwischenknochenhandmuskfdn  lassen 
keimui  Schwund  erkennen. 

Die  grobe  Kraft  der  Fland  ist  unvermindert. 


Untersuchung  des  Hüftgelenkes. 

Die  Untersuchung  des  Hüftgelenkes  erfordert  eine  exakte  Lagerung 
des  Ivranken  auf  dem  Untersuchungstische.  Der  zu  Untersuchende  muh 
auf  dem,  von  allen  Seiten  zugänglichen,  Untersuchungstische  so  gelagert 
werden,  daß  die  Längsachse  des  Untersuchungstisches  mit  der  seines 
Körpers  zusammenfällt.  Eine  seine  beiden  Darmbeinstachel  verbindende 
Linie  muß  dieselbe  senkrecht  schneiden.  Dabei  muß  der  Rücken  der  hori- 
zontalen Unterlage  fest  aufliegen,  er  darf  keine  Höhlung  bilden,  da  uns 
sonst  eine  Flexionskontraktur  im  Hüftgelenk  leicht  entgeht. 

Diese  Lagerung  läßt  uns  erkennen,  ob  das  Bein  nach  innen,  nach 
außen  gerollt  gehalten  wird,  ob  es  Spreizstellung  einnimmt  oder  über  die 
Mittellinie  hinaus  nach  der  gesunden  Seite  herangeführt  ist,  endlich  ob 
fehlende  Bewegungsfähigkeit  des  Hüftgelenks  durch  Flewegungen  des  Beckens 
ersetzt  wird. 

Bei  den  Fixkursionen  achten  wir  darauf,  bei  welchem  Ausschlags- 
winkel sich  das  Flecken  gegebenenfalls  mitbewegt,  was  wir  am  Wandern 
der  Darmbeinstachel  erkennen.  Wir  prüfen  sie  zuerst  bei  gestreckt  ge- 
haltenem Bein,  danach  bei  gebeugtem  Hilft-  und  lüiiegelenk.  Die  normalen 
Bewegungen  spielen  sich  um  drei  Achsen  ab.  Flrstens  um  eine  frontale, 
durch  beide  Schenkelköpfe  ziehende:  Beugung  und  Streckung;  zweitens  um 
eine  hierzu  senkrecht  verlaufende  sagittalc:  Spreizen  und  Heranführen; 
endlich  um  eine  vertikale,  der  des  Oberschenkels  entsprechende:  Rollung 
nach  innen  und  nach  außen.  Die  beiden  letzten  Bewegungen  sind  um  so 
ausgiebiger  möglich,  je  mehr  der  Oberschenkel  gebeugt  wird,  da  hierbei 
eine  Entspannung  der  als  Hemmung  wirkenden  Ligg.  ileo-femorale  und 
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pubo-femorale  stattfindet.  Die  Beugefähigkeit  der  Hüftgelenke  prüft  man 
bei  gestrecktem  und  gebeugtem  Kniegelenk. 

Wichtige  Schlüsse  können  wir  ziehen,  je  nachdem  das  Erheben  des  Beines 
bei  gestrecktem  oder  bei  gebeugtem  Knie  mißlingt.  Die  erstgenannte  Un- 
fähigkeit wird  bei  Störungen  im  Gebrauch  des  M.  quadriceps  fz.B.  nicht 
geheilter  Patellarfraktur)  vorhanden  sein,  die  zweite  bei  Behinderung  im 
Gebrauche  des  M.  iliopsoas  (z.  B.  bei  Abrißfraktur  des  Trochanter  minorj. 

Die  Stellung  des  Hüftgelenkkopfes  zu  erkennen,  gelingt  bei  sehr 
kräftiger  Muskulatur  oder  großem  Fettreichtum  nicht  immer  ganz  leicht. 
Bei  Kindern  trifft  eine  Ebene,  die  man  bei  aufrechter  Haltung  horizontal 
durch  die  Spitze  des  Rollhügels  legt,  ungefähr  den  höchsten  Punkt  des 
Schenkelkopfes,  bei  Erwachsenen  den  Mittelpunkt  desselben.  Steht  der  Kopf 
an  seiner  normalen  Stelle,  so  stoßen  wir  bei  einem  Druck  auf  die  Weich- 
teile unterhalb  des  vorderen  unteren  Darmbeinstachels  nahe  der  Leisten- 
beuge auf  einen  festen  knöchernen  Widerstand.  Anderenfalls  erscheint  uns 
diese  Stelle  „leer^^,  wir  können  die  Weichteile  hier  in  normwidriger  Weise 
tief  eindrücken.  Durch  Abtasten  während  gleichzeitig  ausgeführter  Bewe- 
gungen des  Oberschenkels  werden  wir  die  fehlerhafte  Stellung  des  verrenkten 
Schenkelkopfes  feststellen  können. 

Naturgemäß  finden  wir  in  solchen  Fällen  die  Umrisse  des  Hüftgelenks 
verändert.  Die  erkrankte  Hüfte  erscheint  verbreitert,  die  normale  Grube 
hinter  dem  Rollhügel  ist  verwischt,  die  Gesäßfurche  steht  in  der  Regel 
auf  der  verletzten  Seite  tiefer  als  auf  der  gesunden.  An  der  Abmagerung 
der  Beinmuskulatur  nimmt  auch  die  der  entsprechenden  Gesäßhälfte  teil. 

Ähnliche  Krankheitszeichen  finden  wir  zum  Teil  bei  anderen  Ver- 
letzungen, die  die  Hüftgelenksgegend  betreffen.  Rachitische  Deformitäten, 
die  typische  Coxa  vara,  coxitische  Kontrakturen,  wie  spontane  Epiphysen- 
lösungen des  oberen  Femurendes  erschweren  die  Diagnose  sowie  das  Ur- 
teil, ob  überhaupt  eine  auf  Unfall  beruhende  Verletzung  oder  eine  Er- 
krankung vorliegt.  In  jedem  nicht  ganz  eindeutigen  Falle  nehmen  wir 
unsere  Zuflucht  zum  Röntgenbilde. 

Über  das  wirkliche  Vorhandensein  von  Schmerzen  im  Hüftgelenk 
versichert  man  sich  in  unauffälliger  Weise,  wenn  man  bei  gestrecktem 
Bein  kurze  Stöße  gegen  die  Fußsohle  führt.  Die  Überlegung,  daß  sich  dieser 
Stoß  auf  die  oberen  Gelenke  fortsetzt  und  folgerichtig  auch  hier  Schmerzen 
auslösen  müßte,  stellt  der  zu  Übertreibungen  Neigende  im  allgemeinen  nicht 
an.  Erklärt  er  also,  daß  diese  Stöße  gegen  die  Fußsohle  keine  Schmerzen 
verursachen,  so  sind  wir  zu  der  xÄmiahme  berechtigt,  daß  das  Hüftgelenk 
tatsächlich  schmerzfrei  ist.  Dasselbe  gilt  vom  Kniegelenk. 

Unverhältnismäßig  oft  begegnet  man  in  der  Unfallbegutachtung 
Schenkelhalsfrakturen,  die  zunächst  infolge  ihrer  eigenartigen  Verhältnisse 
nicht  erkannt,  auch  im  späteren  Wrlauf  unrichtige  Deutungen  erfuhren. 
Und  doch  vermag  uns  das  Bandmaß  in  vielen  dei'artigen  Fälle  erwünschten 
Aufschluß  zu  geben.  Die  einfachen  Verkürzungen  des  Beines  erkennen  wir 
aus  dem  Untermaß  der  Linie:  Vorderer  Darmbeiustachel  — unteres  Knöchel- 
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ende.  Betrifft  die  Verkürzung  den  Unterschenkel,  werden  wir  für  die 
Strecke:  Kniegelenkspalt  — unteres  Knöchelende  geringere  Zahlen  erhalten, 
betrifft  sie  den  Oberschenkelschaft,  so  lehrt  die  verkürzte  Linie:  Rollhügel- 
spitze  — Kniegelenkspalt  den  Sitz  der  Veränderung.  Hat  der  Bruch  aber 
den  Oberschenkelhals  durchsetzt,  so  offenbart  sich  die  hierdurch  verursachte 
Längenminderung  in  einem  Untermaß  der  Linie:  vorderer  Darmbeinstachel — 
Kniegelenkspalt,  während  die  Linie : Ilollhügelspitze — Kniegelenkspalt  die- 
selben Zahlen  ergiebt,  wie  auf  der  unversehrten  Seite.  Wir  überzeugen  uns 
in  diesen  Fällen  noch  davon,  daß  die  Rollhügelspitze  sich  regelwidrig  ober- 
halb der  den  vorderen  Darmbein  Stachel  mit  dem  Sitzbeinhöcker  verbindenden, 
sogenannten  Eoser-Nelatonschm  Linie  befindet. 

Ein  normaler  Befund  für  ein  Hüftgelenk  wird  daher  folgendermaßen 
lauten  müssen: 

Bei  horizontaler  Rückenlage  — während  (he  Körperlängsachsc  mit  der 
Längsachse  des  Untersuchiingstisches  ziisammenfällt,  letztere  die  Querachse 
des  Reckens  senkrecht  schneidet  und  während  der  Rücken  der  liorizontalen 
Tischplatte  überall  fest  anliegt  — werden  beide  Beine  gleichmäßig  gehalten. 
Der  Oberschenkelkopf  ist  in  der  Hüftpfanne  zu  fühlen.  Die  Abtastung  des 
knöchernen  Beckens  ergiebt  regelrechte  Verhältnisse. 

Das  Spreizen,  das  Heranführen  und  die  Rollung  des  Beines  im  betroffenen 
Hüftgelenk  ist  allseitig  frei.  Es  kann  von  der  Unterlage  ebensoweit  wie  das 
nicht  verletzte  abgehoben  werden. 

Ein  gegen  die  Fußsohle  geführter  Stoß  wird  im  Hüftgelenk  nicht  schmerz- 
haft empfunden. 

Die  Rollhügelgegend  ist  nicht  verdickt.  Die  Grube  hinter  dem  Rollhügel 
ist  deutlich  ausgeprägt.  Derselbe  steht  bei  aufrechter  Körperhaltung  mit  seiner 
Spitze  regelrecht  in  der  den  vorderen  oberen  Darmbeinstachel  mit  dem  Sitz- 
beinhöcker verbindenden  (Boser-Nelatomcheii)  Linie.  Beide  Gesäßfurchen  stehen 
gleich  hoch. 

Beim  Stehen  verlegt  der  Untersuchte  die  Körperlast  gleichmäßig  auf 
beide  Beine.  Die  Wirbelsäule  verläuft  gerade. 

Beim  Stehen  auf  dem  nicht  verletzten  Bein  allein  können  mit  dem  er- 
krankt gewesenen  pendelnde  Bewegungen  auch  nach  hinten  ausgeführt  werden. 
Anzeichen  von  Hüftbeinnervenweh  sind  nicht  vorhanden. 

Untersuchung  des  Kniegelenkes. 

Die  Untersuchung  des  Kniegelenkes  nach  Beschädigungen  erstreckt 
sich  auf  das  Vorhandensein  von  Ergüssen  und  krankhaften  Geräuschen  in 
demselben,  auf  die  Ausführbarkeit  normaler  Bewegungen,  sowie  auf  das 
Fehlen  abnormer  Beweglichkeit. 

Auch  diese  Untersuchung  nehmen  wir  zunächst  im  Liegen  vor.  Eine 
dauernde,  gröbere  Verschiebung  der  Gelenkteile  wird  dem  Geübten  nicht 
entgeheji.  Ein  Vergleich  beider  Kniegelenke  läßt  uns  erkennen,  ob  die 
Umrisse  am  kranken  deutlich  gezeichnet  sind,  ob  eine  Verdickung  oder 
Schwellung  der  ganzen  Kniegelenksgegend  vorliegt,  oder  ob  die  Geschwulst 
so  deutlich  umschrieben  ist,  daß  die  Vermutung  auf  isolierte  p]rkrankung 
eines  Schleimbeutels  gerechtfertigt  wird.  Ergüsse  in  den  Schleimbeutel 
kennzeichnen  sich  bekanntlich  durch  ihren  charakteristischen  Sitz  und  die 
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Form  der  halbkugelig  der  Kniescheibe  breitbasig  auf  sitzenden,  fluktuieren- 
den Geschwulst. 

Die  Anwesenheit  eines  Gelenkergusses  prüfen  wir,  indem  wir  die 
mit  Daumen  und  Mittelfinger  beider  Hände  oben  und  unten  ergriffene 
Kniescheibe  mit  den  Zeigefingern  senkrecht  in  der  liichtung  auf  das  Ge- 
lenk niederdrücken.  Eine  in  demselben  vorhandene  Flüssigkeitsansammlung 
weicht  unserem  Druck  aus,  die  durch  denselben  sonst  emporgehobene  Knie- 
scheibe nähert  sich  dem  Knochen,  was  sich  unter  Umständen  durch  ein 
klappendes  Geräusch  kundgiebt.  Beim  Nachlassen  unseres  Druckes  schnellt 
die  Kniescheibe  aber  wieder  empor,  sie  „tanzt“.  Wollen  wir  ganz  kleine 
Ergüsse  nachweisen,  so  müssen  wir  den  Gelenkraum  durch  gleichmäßiges 
Zusammenstreichen  der  oberen  und  unteren  Gelenkausbuchtung  zu  ver- 
ringern suchen.  Wir  erreichen  dies  durch  Druck  mit  den  bei  der  Prüfung 
noch  frei  verbliebenen  Kleinfingerseiten  unserer  Hände. 

Seitlich  muß  sich  die  Kniescheibe  bei  gesundem  Gelenk  leicht  ver- 
schieben lassen,  wenn  die  Muskulatur  erschlafft  gehalten  wird.  Wichtig  ist 
die  Feststellung  von  krankhaften  Geräuschen  und  ihres  speziellen  Sitzes,  ob 
im  Gelenk,  in  einem  Schleimbeutel  oder  an  der  Kniesehne.  Über  ihre 
Würdigung  wird  an  anderer  Stelle  die  Bede  sein  (S.  91). 

Eine  abnorme  seitliche  Beweglichkeit  des  Oberschenkels  zum  Unter- 
schenkel liegt  nur  vor,  wenn  dieselbe  bei  gestrecktem  Knie  erzielt  werden 
kann.  Bei  gebeugtem  Knie  ist  dieselbe  natürlich. 

Die  Beweglichkeit  im  Kniegelenk  prüft  man  zunächst  im  Liegen, 
erst  auf  dem  Bauch,  dann  auf  dem  Bücken.  Namentlich  die  Bauchlage 
giebt  einwandfreie  Besultate,  wenn  man  beide  Kniee  gleichzeitig  beugen  läßt. 
Die  Streckfähigkeit  eines  Kniegelenkes  nach  Kniescheibenbruch  oder  sonsti- 
ger Verletzung  des  Streckapparates  darf  nur  im  Sitzen  bei  wagerecht  ge- 
haltenem Oberschenkel  geprüft  werden.  Am  zweckmäßigsten  geschieht  dies 
während  des  Sitzens  auf  dem  Tischrande.  Läßt  man  beide  Kniee  gleich- 
zeitig strecken,  bewahrt  man  sich  vor  Täuschungen,  denn  es  ist  fast  un- 
möglich, bei  diesem  Versuche  der  beiderseitigen  Oberschenkelmuskulatur 
willkürlich  einen  verschiedenen  Impuls  zu  geben.  Im  Liegen  würde  eine 
Streckfähigkeit  vorgetäuscht  werden,  wenn  das  Knie  allein  durch  seine 
Schwere  heruntersinkt;  beim  Stehen  würde  die  mangelnde  Streckfähigkeit 
erzielt,  wenn  bei  am  Boden  fixiertem  Fuße  die  Kniegelenksbeuger  den 
Unterschenkel  nach  hinten  ziehen  und  so  die  Streckung  zustande  bringen. 

Die  vorhandene  Überstreckbarkeit  des  Kniegelenkes  macht  sich  er- 
kennbar, Avenn  wir  das  entspannt  gehaltene  Bein  des  in  horizontaler 
Bückenlage  Befindlichen  an  der  Ferse  emporheben,  oder  wenn  der  Auf- 
rechtstehende mit  seiner  Körperlast  das  verletzte  Bein  allein  belasten  soll. 

Bei  mangelnder  Gebrauchsfähigkeit  des  Kniegelenkes  nimmt  die  be- 
treffende ( Iberschenkelmuskulatur  schon  frühzeitig  in  beträchtlichem  Grade 
ab,  während  die  Wadenmuskulatur  später  häufig  ein  Übermaß  aufweist. 

Werden  bei  völlig  negativem  Befunde  im  Kniegelenk  Schmerzen  in 
demselben  geklagt,  so  erheischt  dies  noch  eine  Untersuchung  auf  das 
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otwaige  Vorhandensein  einer  Coxitis.  Die  Kndausbreitimgen  des  N.  obturato- 
rius,  der  von  seinen  Hüftgelenkszweigen  aus  erregt  wird,  erstrecken  sich 
])is  in  die  Kniegegend,  weshalb  in  solchen  Fällen  hier  der  Schmerz  loka- 
lisiert wird. 

Ein  von  Verletzungsfolgen  geheiltes  Knie  wäre  demnach  im  Gut- 
achten ungefähr  folgendermaben  zu  beschreiben: 

Das  vi'i’k'tzt  gewesene  Kiiiegelenlc  ist  in  seinen  Umrissen  genau  so  deut- 
lich gezeichnet,  wie  das  unverletzte,  ln  demselben  treten  bei  lleweguugen  kei- 
nerlei Ueräusche  anf.  Es  bestellt  in  dem  Gelenke  keine  Pdüssigkeitsansammlung. 
Di(‘  Gelenkka])sel  ist  nicht  verdickt.  Die  Plaut  ülier  dem  Kniegelenk  ist  unver- 
ändert. Die  unversehrte  Kniescheibe  liegt  dem  Gelenke  fest  auf.  Bei  erschlaffter 
^luskulatur  läßt  sich  die  Kniescheibe  seitlich  leicht  in  normaler  Weise  ver- 
schieben. Das  Kniegelenk  kann  im  Sitzen  bei  horizontal  gehaltenem  Oberschenkel 
völlig  gestreckt  werden,  die  Beugung  gelingt  beiderseits  gleichweit. 

Eine  abnorme  Beweglichkeit  des  Unterschenkels  zum  Olierschenkel  ist 
bei  gestrecktem  Knie  nicht  nachweisbar. 

Ein  gegen  die  Pdißsohle  geführter  Stoß  wird  im  Kniegelenk  nicht  schmerz- 
haft empfunden. 


Untersuchung  des  Fußgelenkes. 

Die  Häufigkeit  der  Verletzungen  am  Fußgelenk  und  die  Schwierig- 
keit ihrer  Beurteilung  rechtfertigt  eine  kurze  anatomisch-physiologische  Be- 
trachtung. 

Die  Bewegungen  des  Fußes  gegen  den  Unterschenkel  erfolgen  in  zwei 
Gelenken.  Jedem  von  ihnen  gehört  das  Sprungbein  (Talus)  an.  Mit  dem 
Unterschenkel  (Tibia  und  PTbula)  bildet  es  das  Knöchel-  oder  Sprunggelenk 
(Talocruralgelenk),  mit  dem  übrigen  Fuße  das  Talotarsalgelenk. 

Das  erste  Gelenk  (Talocruralgelenk)  gestattet  Bewegungen  um  eine 
Querachse:  Senken  und  Heben  der  Fußspitze  (Plantarflexion,  Dorsalflexion). 

Die  seitlichen  Gelenkflächen  des  Sprungbeins  stehen  nicht  ganz  pa- 
rallel zueinander , sondern  konvergieren  von  vorn  nach  hinten.  Beim  He- 
ben der  Fußspitze  müssen  daher  die  Knöchel  etwas  auseinanderrücken. 
beim  Senken  der  Fußspitze  sich  nähern.  Dies  ist  möglich,  weil  Schien- und 
Wadenbein  durch  die  Ligg.  tibio-fibularia  elastisch  untereinander  verbun- 
den sind.  Schon  ein  Blick  auf  diese  Verhältnisse  zeigt,  daß  Ifewegungs- 
störungen  nach  Gew^alteinwirkungen  bestehen  bleiben  können,  ohne  daß  wir 
von  außen  ihre  Ursache  zu  ergründen  vermögen. 

Die  Exkursionsfähigkeit  des  Sprunggelenkes  beträgt  nach  den  Unter- 
suchungen der  G ebrüder  Weher  aus  der  rechtwinkeligen  Mittelstellung  nach 
beiden  Piichtungen  ungefähr  o7°.  Bei  gleichzeitiger  Beugung  des  Knie- 
gelenkes gelingt  das  Heben  der  Fußspitze  leichter  und  ausgiebiger,  weil 
dabei  der  hemmende  Einfluß  verschiedener  Muskelgruppen  ausgeschaltet  wird. 

Das  Talotarsalgelenk  ist  kompliziert  gebaut;  es  setzt  sich  zusammen 
aus  den  Gelenkverbindungen  des  Sprungbeins  mit  dem  PVrsen-  und  Ivahn- 
bein.  Seine  Bew^egungen  lösen  gleichzeitig  solche  in  dem  Gelenk  zwischen 
PVrsenbein  und  Würfelbein  aus.  Die  Kombination  l)eider  Gelenke  wird  als 
Choj)art^Q\\ü^  Gelenk  bezeichnet.  Diese  Bewa^gungen  bewirken  ein  Ein- 


80 


II.Teil.  1.  Abschnitt. 


wärts-  bzw.  Auswiirtskehren  (Adduktion,  Abduktion)  der  P^ußspitze , wobei 
gleichzeitig-  ein  Heben  des  inneren  bzw.  äußeren  Fußratides  mit  ent- 
sprechendem Senken  des  anderen  stattfindet. 

Im  Fußwurzel-Mittelfußknochengelenk , dem  sogenannten  Lif<franc- 
schen  Gelenk,  erfolgen  Bewegungen  nur  im  Sinne  der  Streckung  und 
Beugung.  Seine  Funktion  dient,  wie  die  der  Zehen,  lediglich  dem  Vermitteln 
eines  gleichmäßigen  Abwickelns  der  Fußsohle  vom  Erdboden. 

Das  Stehen  geschieht  auf  drei  Punkten,  auf  dem  Köpfchen  des  II. 
und  V.  Mittelfußknochens  und  auf  dem  P^rsenbein.  Erheben  wir  uns  auf 
die  Fußspitze,  so  wird  die  Körperlast  niemals  von  den  Zehen,  sondern 
von  den  beiden  vorderen  Unterstützungspunkten  getragen. 

Die  in  gewissem  Grade  vorhandene  normale  Verschieblichkeit  der 
Fußskeletknochen  befähigt  zu  einem  besseren  Gehen  auf  ungleichem 
Boden. 

Die  spezielle  Untersuchung  des  Fußgelenkes  im  Stehen,  sowie  in 
Bauch-  und  Bückenlage,  erfordert  die  Prüfung  auf  Vorhandensein  von  teigiger 
Schwellung,  die  sich  namentlich  durch  Verstrichensein  der  AchiUessehnen- 
gruben  und  undeutliches  Hervortreten  der  Sehnen  auf  dem  Fußrücken 
noch  dann  lange  Zeit  kundgiebt,  wenn  am  Unterschenkel  keine  solche  mehr 
vorhanden.  Die  Umrisse  des  Fußgelenkes  sind  durch  Vergleich  mit  dem 
daneben  gehaltenen  gesunden  Fuß  leicht  zu  beurteilen. 

Von  den  Knochenveränderungen  sind  Sprungbeinbrüche  ohne  Dislo- 
kation schwer  festzustellen;  das  Röntgenbild  zeigt  sie  uns. 

Das  häufige  Übersehen  von  PVrsenbeinbrüchen  beruht  wohl  aus- 
schließlich auf  einer  unzureichenden  Untersuchung.  Es  ist  falsch,  einen 
Fuß  in  der  Weise  zu  untersuchen,  daß  man  sich  denselben  von  dem 
vor  einem  sitzenden  Patienten  auf  den  Schoß  legen  läßt.  Wählt  man 
diese  unzulängliche  Methode,  so  verabsäume  man  wenigstens  nicht,  das 
Glied  noch  einmal  — von  der  Rückseite  — zu  untersuchen,  während  der 
Patient  mit  beiden  Knieen  auf  einem  Stuhle  kniet. 

Die  mit  dem  Tasterzirkel  festzustellende  Vergrößerung  des  Quer- 
durchmessers  des  Fersenbeines,  die  Verbreiterung  der  Fußsohle  am  Hackeu- 
teil,  der  nähere  Tiefstand  der  Knöchelspitze  zum  Fußboden  gegenüber 
der  gesunden  Seite  klärt  die  Verhältnisse  leicht  auf. 

Finden  wir  die  Fußsohle  der  ei’krankten  Seite  an  den  drei  iVuftritts- 
punkten  mit  gleich  ausgeprägten  Schwielen  bedeckt,  wie  auf  der  gesunden^ 
so  ist  die  von  einem  Verletzten  behauptete  Störung  der  Gehfähigkeit  nicht 
vorhanden. 

Schonung  des  Fußgelenkes  läßt  die  Wadenmuskulatur  abmagern. 

Die  Beweglichkeit  des  PMßgelenkes  prüfen  wir  zunächst  im  Liegen 
des  Verletzten.  Wir  messen  den  Grad,  in  welchem  die  PTißspitze  sich  heben 
und  senken  läßt,  ebenso  stellen  wir  die  P'ähigkeit  fest,  mit  der  die  PMß- 
ränder  gehoben  und  gesenkt  werden  können.  Danach  prüfen  wir  die  Be- 
weglichkeit der  einzelnen  Zehen  und  endlich  die  Ausführungsmöglichkeit 
der  Rollbewegungen  im  PMßgelenk.  Alles  dies  l)ei  andauerndem  Vergleich 
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mit  der  gesunden  Seite.  iMiien  Teil  willkürlichen  Spannens  schaltet  man 
aus,  wenn  man  gleichzeitig  das  Kniegelenk  beugen  läßt. 

Danach  schreiten  wir  zur  ITüfung  der  Funktionsfähigkeit  für  prak- 
tische Bedürfnisse,  die  hei  allen  Verletzungen  der  unteren  Extremitäten 
die  gleiche  ist.  Wir  beobachten  die  (iehfähigkeit  mit  bloßen  Füßen  auf 
ebenem  Erdboden  und  lassen  eine  kleine  Stufenleiter  besteigen.  Hierbei 
läßt  sich  einwandfrei  feststellen,  ob  die  Körpeiiast  auch  mit  dem  verletz- 
ten Bein  anstandslos  uehoben  wird. 


Es  ist  eine  alte  Erfahrung,  daß  jeder,  der  eine  Steifheit  im  Fußge- 
lenk Vortäuschen  will,  mit  gestreckt  gehaltenem  Knie  hiidvt. 

Wollen  wir  die  Stehfähigkeit  des  verletzten  Beines  feststellen,  so 
lenken  wir  die  Aufmerksamkeit  des  Untersuchten  davon  ab,  wenn  wir 
ihm  anscheinend  zum  Zwecke  einer  anderen  Prüfung  aufgeben,  uns 
zu  zeigen,  wie  weit  er  das  gesunde  Knie  durch  Heben  zu  beugen  im- 
stande ist. 


Weitere  Versuche  sind:  Wir  lassen  den  Verletzten  sich  auf  beide 
Fußspitzen  erheben,  auf  den  Fußspitzen  durch  das  Zimmer  gehen,  dann 
laufen.  Er  muß,  wenn  er  auf  beiden  Fußspitzen  steht,  das  gesunde  Bein 
hochheben , endlich  auf  der  Spitze  des  beschädigten  Fußes  allein  vorwärts 
hüpfen.  Den  Beschluß  macht  die  tiefe  Kniebeuge.  Übung  schärft  unseren 
Blick  dafür,  was  Unfähigkeit  und  was  mangelnder  Wille  ist. 

Die  x\rt  und  Weise,  wie  sich  der  Verletzte  niedersetzt,  wie  er  auf 
dem  Stuhle  sitzt  und  sich  wieder  erhebt,  hat  uns  schon  bei  der  Beob- 
achtung im  Wartezimmer  und  bei  der  Aufnahme  seiner  Klagen  einen  Av.~ 
haltspunkt  für  die  Gebrauchsfähigkeit  der  Gelenke  seiner  unteren  Extre- 
mitäten gegeben. 

Die  Art  und  Weise,  wie  und  an  welcher  Stelle  die  Stiefelsohle  der 
erkrankten  Seite  abgenutzt  ist,  belehrt  uns  über  den  eventuell  modifizierten 
Gang  des  Verletzten. 


Im  allgemeinen  lautet  der  Befund  nach  Schwinden  der  Unfall- 
folgen : 

Der  verletzt  gewesene  Unterschenkel  zeigt  keinerlei  teigige  Schwel  hing. 

Die  Haut  ist  niclit  verfärbt.  Fingerdrnck  läßt  in  ilir  keinen  Eindruck 
(Delle)  zurück.  Das  Fußgelenk  zeigt  normale  Umrisse. 

Die  Sehnen  auf  dem  Fiißrücken  sind  deutlich  sichtbar.  Die  Knöchel  sind 
nicht  verdickt.  Die  Graben  neben  der  xA.cbillessehne  sind  ebenso  deutlich,  wie 
auf  der  unverletzten  Seite 


Die  Hebung  der  Fußspitze  gelingt,  insbesondere  bei  gebeugtem  Knie, 
beiderseits  gleich  weit,  das  Senken  ebenfalls. 

Die  Iiollbewegungen  sind  nicht  beschränkt. 

Heben  des  inneren  wie  des  äußenoi  Fußrandes  ist  ebensoweit  ausführbar, 
wie  auf  der  anderen  Seite. 


Stehen  auf  dem  verletzt  gewesenen  Beine  allein  gelingt  in  sicherer  Weise 
für  längere  Zeit.  Der  Gang  ist  unbehindert.  Der  Verletzte  vermag  sich  auf  die 
Fußspitzen  zu  erbeben  und  auf  dem  verletzt  gewesenen  Fuß  allein  vorwärts 
zu  hüpfen. 


Engel,  Beurteilung  von  Unfallfolgen. 
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Untersuchung  des  Brustkorbes,  der  Wirbelsäule  und  des 

Beckens  auf  Unfallfolgen. 

Untersuchung  des  Brustkorbes. 

Zahlreich  sind  die  Fälle,  wo  nach  Kontusionen  der  Brust  das  ^VJr- 
handensein  von  Bippenbrüchen  oder  Schmerzen  in  der  Brust  mit  Anspruch 
auf  Bentengewährung  behauptet  werden. 

Abweichungen  des  Brustkorbes  infolge  rachitischer  \"eränderungen 
oder  alter  Wirbelsäulenverkrümmungen  lassen  sich  als  solche  erkennen  und 
scheiden  bei  der  Berücksichtigung  der  Unfallfolgen  aus.  Die  Betrachtung 
des  Brustkorbes  zeigt  uns,  ob  beide  Brustkorbhälften  bei  der  Atmung 
gleichmäßig  gehoben  und  gesenkt  werden,  oder  ob  eine  Seite  nachschleppt. 

Auf  das  LHfen'üOhQ  Phänomen  ist  zu  achten. 

Die  Feststellung  der  Atembreite,  der  Differenz  des  Brustumfanges 
in  Brustwarzenhöhe  oder  in  Höhe  des  Ansatzes  der  weiblichen  Brust  bei 
Ein-  und  Ausatmung  darf  nicht  unterbleiben. 

Jetzt  schreiten  wir  zum  Abtasten  der  knöchernen  Bestandteile  des 
Brustkorbes,  indem  wir  mit  beiden  Händen  gleichzeitig  über  die  ent- 
sprechenden Partieen  beider  Seiten  tastend  und  fühlend  fahren.  Sehr  oft 
findet  man,  daß  ein  als  Verletzungsfolge  gedeuteter  Höcker  sich  an  der 
symmetrischen  Stelle  der  anderen  Seite  ebenfalls  findet.  Es  handelt  sich 
dann  natürlich  nur  um  eine  individuelle  Erscheinung. 

Die  Knochenauftreibungen  und  Verbiegungen  müssen  ihrer  Lage  nach 
genau  beschrieben  werden.  Es  ist  auffällig,  wie  oft  sich  Gutachten  in  der 
zahlenmäßigen  Bezeichnung  der  Bippen  widersprechen.  Der  eine  fühlt  den 
Knick  an  der  4.  Bippe,  der  andere  an  der  6.  Und  doch  ist  das  Zählen 
der  Bippen  leicht,  wenn  man  die  durch  den  Angulus  Ludovici  des  Brust- 
beines schnell  zu  erkennende  2.  Bippe  an  der  vorderen  Brustwand  als  Aus- 
gangspunkt wählt  und  beim  Abtasten  der  nächsten  Bippen,  die  man  jedes- 
mal zwischen  zwei  Finger  nimmt,  immer  mehr  nach  außen  geht. 

Haben  wir  eine  regelwidrige  Verdickung  an  einer  Bippe  festgestellt, 
die  wir  als  Unfallfolge  ansprechen  können  und  müssen,  so  folgt  die  Unter- 
suchung auf  Druckschmerz  derselben.  Wir  bezeichnen  die  vom  Verletzten 
als  schmerzhaft  bezeichnete  Stelle  mit  dem  Derniographen  und  prüfen,  ob 
bei  verschiedenen,  über  die  ganze  Thoraxhälfte  sich  erstreckenden  Ver- 
suchen der  Druckschmerz  konstant  am  selben  Ort  erregt  wird. 

Ein  zweiter  Wrsuch  findet  in  der  Weise  statt,  daß  wir  — unter 
Schonung  der  verletzten  Stelle  — einen  seitlich  oder  von  vorn  nach  hinten 
gerichteten  Druck  auf  den  Brustkorb  ausidien.  Durch  Hebelwirkung  muß 
sich  dieser  Druck  auch  auf  die  veränderte  Stelle  fortpflanzen  und  hier 
Schmerzen  erregen. 

Zum  Schlüsse  richten  wir  unser  Augenmerk  auf  die  angeblich  schmerz- 
hafte Stelle  noch  einmal  bei  der  Lungenuntersuchung,  die  gleich  der  Herz- 
untersuchung in  keinem  Falle  von  Insulten  des  BrustkoiBes  unterbleiben 
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darf.  Durch  die  Luugemmtersucliimg  ist  die  Auf  merksau  deeit  des  \ erletzteu 
ahgeleiikt,  und  nur  bei  tatsächlicher  Empfindlichkeit  wird  er  den  mit  dem 
Hörrohr  stärker  ausgeühten  Druck  an  der  betreffenden  Stelle  mit  De- 
schwerdeäuberuugen  oder  Abwehrbewegungen  beantworten. 

Endlich  giebt  uns  die  Durchleuchtung  mit  llöntgenstrahlen  völlige 
Klarheit,  ob  Veränderungen  an  den  Hippen  vorliegen,  und  ob  ihre  gegen- 
seitige iVmiäherung  und  Entfernimg  Iteiin  Atmen  in  regelrechter  Weise 
stattfindet. 

Gelingt  es  auf  keine  dieser  Arten,  eine  greifbare  Veiünderung  nach- 
zuweisen, ergiebt  Auskultation  und  Perkussion  regelrechte  Verhältnisse  der 
Lunge  und  des  Brustfells,  so  schließen  wir  das  Vorhandensein  von  Unfall- 
folgen mit  Piecht  aus. 

Wir  müssen  uns  vergegenwärtigen,  daß  Callusmassen  durch  Druck 
auf  den  benachl)arten  Zwischenrippennerven  noch  einige  Zeit  Neuralgieen 
unterhalten  können.  Ihre  objektive  Feststellung  basiert  auf  unserer  Kenntnis, 
daß  die  Zwischenrippennerven  nicht  in  einer  horizontalen  Ebene  um  den 
Thorax  ziehen,  sondern  eutsprechend  dem  Rippenverlauf  von  vorn  bis 
ungefähr  zur  Knochenknorpelgrenze  sich  senken , um  sich  von  dort  nach 
der  Wirbelsäule  wieder  zu  erheben.  Dem  Verletzten  sind  diese  anatomischen 
Verhältnisse  nicht  bekannt,  und  bei  nicht  vorhandener  Neuralgie  weisen 
seine  x\ngaben  über  den  Verlauf  der  Schmerzlinie  bald  Widersprüche  auf. 

Das  Fehlen  von  Unfallfolgen  nach  Brustkorbverletzungen  ist  im 
Gutachten  ungefähr  in  folgender  Weise  festzulegen : 

Die  Betrachtung  des  Brustkorbes  läßt  keine  Abweichung  von  der  Norm 
erkennen.  Beide  Brustkorbhälften  werden  bei  der  Atmung  gleichmäßig  gehoben 
und  gesenkt,  es  findet  dabei  kein  Nachschleppen  einer  Seite  statt.  Die  Atmung 
selbst  ist  regelmäßig,  ausgiebig  und  nicht  angestrengt.  Der  Brustumfang  in  Höhe 
der  Brustwarzen  mißt  bei  der  Einatmung:  . .cm,  bei  der  Ausatmung:  . .cm. 
Die  Betastung  des  knöchernen  Brustkorbes  ergiebt  keine  Regelwidrigkeit,  ins- 
besondere bestehen  an  der  von  dem  Unfall  betroffen  gewesenen  Stelle  keine 
Knochenauftreibungen  und  keine  Verbiegungen.  Druckschmerz  ist  bei  abgelenkter 
Aufmerksamkeit  nirgends  vorhanden.  Indessen  wird  an  der  verletzt  gewesenen 
Stelle  über  Druckschmerz  geklagt.  Das  hier  so  fest  aufgesetzte  Hörrohr,  daß 
ein  Eindruck  in  der  Haut  entsteht,  löst  aber  keinen  Schmerz  aus.  Seitliches  Zu- 
sammendrücken des  Brustkoihes,  sowie  solches  in  der  Richtung  von  vorn  nach 
hinten,  veranlaßt  keinerlei  Beschwerdeäußerungen.  Die  Untersuchung  der  Lungen 
ergiebt  ül)orall,  auch  im  Bezirk  der  vom  Unfall  betroffenen  Stelle,  reines  Bläschen- 
atmen und  vollen  Schall.  Es  fehlen  alle  krankhaften  Geräusche,  wie  Schaben 
und  Knistern,  aus  welchen  auf  das  Vorhandensein  einer  Rippenfellreizung  ge- 
schlossen werden  könnte.  Während  der  Untersuchung  tritt  auch  beim  tiefen 
Atmen  kein  Hustenreiz  auf. 

Untersuchung  der  Wirbelsäule. 

Die  Untersuchung  der  Wirbelsäule  auf  Verletzungsfolgen  bietet  die 
größten  Schwierigkeiten.  Sofern  sich  Befund  und  Klagen  des  Verletzten 
nicht  in  Einklang  bringen  lassen,  begnüge  man  sich  nicht  mit  einfacher 
Untersuchung,  sondern  empfehle  die  Anfertigung  von  Röntgogrammen,  wie 
die  Beobachtung  in  einer  Krankenanstalt. 
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Die  Hetrachtmi^'  läßt  uns  Abweichungen  von  einem  gewissen  Grade 
an  erkennen.  Da  aber  häufig  ältere  Veränderungen  — bewußt  oder  unbe- 
wußt — einem  Unfall  zur  Last  gelegt  werden,  so  müssen  wir  uns  stets 
die  h'rage  l)eantworten,  ob  eine  alte  Erkrankung  vorliegt  (Verkrümmungen 
infolge  von  Kachitis,  Tuberkulose,  pleuritischen  Schwarten,  Gelenkrheuma- 
tismus, Ischias,  dauernder  Belastung  usf.),  oder  ob  wir  tatsächlich  eine  Un- 
fallfolge vor  uns  haben. 

Die  Untersuchung  hat  zunächst  die  Konfiguration  der  Wirbeldornfort- 
sätze, sowie  die  Echtheit  eines  an  einem  Wirbel  behaupteten  Druckschmerzes 
zu  prüfen.  Dauernd  sich  gleich  bleibende  Lokalisation  spricht  für  denselben; 
noch  mehr  erhärtet  wird  sein  Vorhandensein,  wenn  der  durch  plötzliche 
Belastung  beider  Schultern  oder  einen  Schlußsprung  verursachte  „Stauchungs- 
schmerz“ an  der  nämlichen  Stelle  auftritt  Dauernde  Schmerzen  zwingen 
zu  einer  modifizierten  Haltung  der  Wirbelsäule,  um  die  empfindliche  Stelle 
nach  Kräften  zu  entlasten.  Wir  sehen  dann  einzelne  Muskelgruppen  sich 
stärker  anspannen. 

Die  Bewegungsfähigkeit  der  Wirbelsäule  prüfen  wir  im  Stehen  auf 
Beugen  nach  vorn,  nach  hinten  und  nach  beiden  Seiten.  Sodann  unter- 
suchen wir  die  Drehfähigkeit  um  die  Längsachse. 

Wir  müssen  feststellen,  ob  alle  Abschnitte  gleichmäßig  gebeugt 
werden,  ob  sich  die  Wirbeldornfortsätze  gleichmäßig  voneinander  ent- 
fernen, anderenfalls  ob  immer  die  gleiche  Partie  steif  gehalten  wird. 

Mit  stärkerer  Versteifung  auch  nur  eines  Teiles  der  Wirbelsäule  Be- 
haftete erheben  Gegenstände  vom  Erdboden,  indem  sie  in  tiefe  Kniebeuge 
gehen. 

Wichtige  Aufschlüsse  über  die  Gebrauchsfähigkeit  der  Wirbelsäule  gibt 
uns  die  Beobachtung,  wie  der  auf  dem  Untersuchungstisch  Liegende  sich 
auf  demselben  umdreht,  und  wie  er  die  Bauchlage  erträgt. 

Dabei  ist  man  imstande,  die  Wirbelsäule  zu  Krümmungen  verschiedenen 
Grades  zu  veranlassen,  je  nachdem  man  den  Kopf  teil  des  Untersuchungs- 
tisches höher  oder  niedriger  stellt. 

Die  Halswirbelsäule  ist  auch  vom  Rachen  aus,  Steiß-  und  Kreuzbein 
von  der  Scheide  oder  vom  Vlastdarm  aus  abzutasten. 

Eine  Prüfung  auf  Rückenmarks-  und  sonstige  Nervensymptome  darf 
in  keinem  Falle  unterbleiben.  Bei  dauernder  Steifhaltung  der  Wirbelsäule 
verstreichen  die  Querfalten  am  Bauch. 

Den  negativen  Befund  nach  Wirbelsäulenverletzung  gibt  unser  Gut- 
achten etwa  in  folgender  Form  wieder: 


l)i(i  Wirbelsäule  verläuft  gerade.  Die  Wirheldoriifortsätze  lassen  sich 
deutlich  als  nicht  verändert  ahtasten,  sie  sind  nicht  klopfemptindlich. 

All  den  Halswirbeln  läßt  sicli  keine  regelwidrige  Ahweichiing  feststellen, 
ihre  Betastung  vom  Rachen  ans  ergieht  normale  Verhältnisse. 

Das  Höntgimhild  läßt  keine  Knoclienverändernng  erkennen. 

Die  Rmveglichkeit  der  Wirbelsäule  ist  in  allen  Teilen  erhalten.  Der  Ver- 
h'tzte  vermag  sich  fnnstelieiid  soweit  zu  bücken,  daß  er  mit  den  Fingern  (even- 
tindl  hf'i  gleichz('itig(‘r  kh'iner  Kniebeuge)  di(‘  Fußspitzen  berührt.  Dabei  läßt 
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sich  tVstsU'lleii,  daß  sich  alh‘  Donifortsätzo  gleichmäßig  voneinander  entfernen. 
Das  Sichwiederaufrichten  gelingt  anstandslos  mit  nach  vorn  ausgestr(‘ckt<m 
Armen.  Seitwärtshiegen,  Avie  Drehung  um  die  Körperlängsachs(\  ist  frei  aiis- 
führhar. 

Der  Vm’letzte  lu'süngt  den  Untei’sucluingstisch  ohne  Dehinderiing.  Er  liegt 
auf  demselhen  auf  dem  Dauch,  wie  auf  dem  Ilücken  - mit  in  verschiedenem 
Grade  erhöhtcmi  (U)erkörper.  Der  Ijagewechsel  geht  ohne  erkennbare  Ein- 
schränkung oder  Deschwerde  vor  sich. 

Es  besteht  keine  abnorme  Spannung  eines  Teiles  der  Kückenstreck- 
muskulatur. Stauchungsschmerz  ist  nicht  vorhanden.  Auf  dem  Hauch  zeigen  sich 
■deutlich  ausgeprägte  Querfalten. 

Von  seiten  des  Nervensystems  bestehen  keine  krankhaften  Ai)weichungen. 


Bei  nachgewiesenen,  durch  Unfall  bewirkten  Erkrankungen  der  Wirbel- 
säule ist  die  Messung  der  Körpergröße  unerläßlich,  um  später  eine  Ver- 
schlimmerung des  Leidens  erkennen  und  richtig  beurteilen  zu  können.  Auch 
ist  es  ratsam , sich  mittelst  eines  biegsamen  Bronzedrahtes  ein  ^lodell  des 
festgestellten  Wirbelsänlenverlaufes  anzufertigen. 


Becken. 

Das  knöcherne  Becken  ist  der  Betastung  von  außen  und  innen  (Mast- 
darm, Scheide)  meist  in  ausreichender  Weise  zugänglich.  Schwer  festzu- 
stellen sind  die  Brüche  am  Kreuzbein  sowie  die  Zerreißungen  der  Kreuz- 
hein-Darmbeinfuge, bei  denen  das  Böntgenbild  daher  nicht  entbehrt  werden 
kann.  Seitliches  Zusammendrücken  des  Beckens  in  Quer-  und  Längsrich- 
tung vermag  uns  in  frischen  Fällen  über  die  Echtheit  behaupteter 
Schmerzen  zu  belehren.  Im  übrigen  gleicht  die  Untersuchung  der  oben 
beschriebenen  auf  Verletzungen  am  Hüftgelenk  und  der  Wirbelsäule.  Auf 
etwa  bestehende  Komplikationen  von  seiten  der  Harnorgane  ist  beson- 
deres Gewicht  zu  legen. 


Untersuchung  auf  innere  Erkrankungen  und  nervöse  Störungen 

nach  Unfall. 

Die  Untersuchung  zwecks  Erkennung  innerer  Krankheiten  bei  Unfall- 
verletzten weicht  kaum  von  der  auf  der  inneren  Klinik  gebräuchlichen  ab. 
Schwierigkeiten  macht  hier  im  allgemeinen  weniger  die  Feststellung  der 
Krankheit  als  die  Schlußfolgerung,  ob  dieses  Leiden  durch  den  Unfall  hervor- 
.gerufen  oder  wesentlich  verschlimmert  worden  ist.  Es  muß  besonders  be- 
tont werden,  daß  nur  denjenigen  Se-  und  Exkreten  eine  volle  Beweiskraft 
für  den  einzelnen  Fall  beigelegt  werden  kann,  die  in  Gegenwart  des  xVrztes 
in  einen  von  diesem  dargebotenen  Behälter  entleert  werden.  Bei  der  Pro- 
duktion blutiger  Sputa  trotz  negativen  Lungenbefimdes  versäume  man  nie, 
Nase,  Rachen  und  Kehlkopf  einer  eingehenden  Besichtigung  zu  unterziehen. 

Die  Untersuchung  der  Unfallfolgen  an  Auge  und  Ohr  gebührt  dem 
zuständigen  Facharzt,  wie  die  Beurteilung  schwierigerer  Nerven-  und  Geistes- 
krankheiten dem  Nervenärzte  oder  Psychiatei*  Vorbehalten  bleiben  soll. 
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Deswegen  bedarf  aber  nocli  lange  nicht  jeder  Fall  von  „reizbarer 
Nervensch wache „SchwindeF^  nsf.  einer  fachärztlichen  rrüfimg. 


Kopfschmerz.  Schwindel. 

Zu  den  beliebtesten  Angaben  der  Unfallverletzten  gehört  die  Klage 
über  Kopfschmerzen  und  Schwindel. 


Kopfschmerz. 

Kopfschmerzen  lassen  sich  objektiv  nicht  nachweisen.  Der  allgemeine 
Eindruck  und  das  Verhalten  des  Verletzten  entscheidet,  ob  man  die  Klagen 
über  dauernde,  ihn  niemals  verlassende  Kopfschmerzen  bei  sonst  negativem 
Befunde  glauben  darf.  Eine  regelmäßig  durchgeführte  Betätigung  in  einem 
geräuschvollen  Betriebe  spricht  gegen  dieselben,  ebenso  wie  das  laute, 
polternde  Sprechen  bei  Schilderung  der  Beschwerden  sowie  kräftiges  und 
lautes  Schneuzen  der  Nase.  Freie  Beweglichkeit  des  Kopfes  sowie  das 
Fehlen  einer  Zwangshaltung  des  Kopfes  läßt  dauernde  und  nennenswerte 
Kopfschmerzen  unwahrscheinlich  werden. 

Nächtliche  Kopfschmerzen  müssen  wegen  der  gestörten  Nachtruhe 
den  Körperzustand  allmählich  ungünstig  beeinflussen. 

Bei  den  Klagen  über  Schwindel  müssen  wir  zwischen  tatsächlichen 
Schwindelanfällen  und  Schwindelgefühl  unterscheiden.  Unsere  Frage,  ob 
der  Ptentenbewerber  schon  einmal  dabei  gestürzt  sei  und  sich  verletzt  habe, 
wird  meistens  verneint  mit  dem  Hinweis,  so  weit  käme  es  nicht,  er  könne 
sich  immer  noch  halten. 

Bevor  man  den  Angaben  über  Schwindel  gegenüber  skeptisch  wird, 
muß  man  alle  Veränderungen  ausschließen  können,  die  nach  wissenschaft- 
licher Erfahrung  Schwindelgefühl  oder  Schwindelanfälle  auslösen  können,  so 
Ohrerkrankungen,  materielle  Gehirnveränderungen,  Augenmuskellähmung, 

Hysterie  usf. 

/ 

Rombergsches  Zeichen. 


Das  Romherg^c\\%  Phänomen,  das  Körperschwanken  bei  geschlossenen 
Augen  und  zusammengesetzten  Füßen  (sog.  Augenfußschluß),  erfreut  sich 
bei  begehrlichen  Unfallverletzten  großer  Beliebtheit. 

Derjenige,  bei  dem  es  tatsächlich  vorhanden  ist,  fällt  kaum  um.  Durch 
sofortiges  Öffnen  der  Augen  und  Einnehmen  einer  anderen  Stellung  wird 
er  die  ihm  zu  entschwinden  drohende  Körperbalance  wieder  zu  gewinnen 
suchen.  Die  Vornahme  von  Korrekturbewegungen  spricht  also  für  das  Vor- 
handensein des  Romberg^ohm  Phänomens. 

Derartige  Kranke  stehen  auch  ausreichend  sicher,  wenn  sie  sich  nur 
mit  einem  Finger  gegen  einen  festen  Punkt  stützen  können. 

Anders  der  Übertreibende!  Er  fällt  — manchmal  schon  vor  Schluß 
der  Augen  oder  vor  dem  Zusammensetzen  der  Füße  — um,  wie  ein  ge- 
fällter Baum,  indes  nicht,  ohne  sich  vorher  durch  einen  raschen  Blick  über 
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die  bedrohliche  ^sä he  ihn  umgebender  harter  Gegenstände  orientiert  zu  haben. 
Ihm  vermag  es  selbst  keine  Sicherheit  zu  gewähren,  wenn  man  ihn  hält. 

Bei  dem  Niederstürzen  läßt  sich  meist  beobachten,  dab  der  nach 
liinten  Fallende  den  Kopf  stark  nach  vorn  beugt,  um  den  Hauptstoß  mit 
den  Schultern  aufznfangen.  Der  nach  vorn  Stürzende  hält  noch  zur  rechten 
Zeit  die  Hände  vor.  Je  katastrophaler  das  Fallen  vor  sicli  geht,  um  so 
unwahrscheinlicher  ist  die  Echtheit  der  Erscheinung. 

Den  Lidschluß  kann  man  ersetzen,  wenn  man  dem  Betreffenden  die 
Augen  erst  einzeln  nacheinander,  dann  gleichzeitig  mit  den  Händen  bedeckt. 
Schuster  kleidet  dies  in  den  Vorgang  einer  Sehprüfung  ein.  Man  muß 
sich  dabei  nur  hüten,  die  Stirn  des  zu  Untersuchenden  zu  berühren,  da 
bekanntlich  bei  wirklicher  Unfähigkeit,  mit  geschlossenen  Augen  und  an- 
einander gestellten  Füßen  das  Gleichgewicht  zu  bewahren,  auch  diese  kleine 
Hilfe  genügU  ein  sicheres  Stehen  zu  gewährleisten. 

Zweckmäßig  ist  es,  die  Aufmerksamkeit  von  diesem  Punkte  der  Prü- 
fung abzulenken.  Man  nimmt  den  größten  Teil  der  Untersuchung  der  Ge- 
hirnnervenfunktion  vor , während  der  Patient  mit  aneinandergestellten 
Füßen  vor  einem  steht.  Dabei  prüft  man  scheinbar  das  Vorhandensein  der 
Hornhaut-  und  Biudehautreflexe  auf  beiden  Augen,  gleichzeitig  und  plötz- 
lich mit  Zeige-  und  kleinem  Pünger  einer  Hand.  Hierbei  kommt  es  zu 
dem  am  vollen  Eombergschen  Versuch  noch  fehlenden  Lidschluß  und  der 
Untersuchte  vergißt  meist  bei  dem  reflektorischen  Bestreben,  seine  Augen 
vor  einer  sie  vermeintlich  bedrohenden  Schädigung  zu  schützen,  die  Unsicher- 
heit des  Stehens  zu  inszenieren. 

Ein  weiterer  Kunstgriff  ist  der,  daß  man  den  der  Vortäuschung  Ver- 
dächtigen den  Kopf  hintenüber  beugen  läßt  und  nun  prüft,  ob  er  imstande 
ist,  mit  seinen  Augen  dem  ihm  vorgehaltenen  Finger  zu  folgen.  Wenn  bei 
jemandem  das  Bombergsche  Symptom  tatsächlich  vorhanden  ist,  vermag  er 
während  dieser  Übung  nicht  sicher  zu  stehen. 

Viele  führen  zur  Demonstration  des  Schwindelgefühls  bei  Stehen  mit 
Augenfußschluß  nur  groteske  Wackelbewegungen  mit  dem  Oberkörper  aus, 
während  die  zusammengestellten  Füße  ihren  Platz  nicht  ändern.  Hier  liegt 
Vortäuschung  vor,  ebenso  wie  bei  jemand,  der  erst  nach  beendetem  Versuch 
mit  wiedergeöffneten  Augen  einige  Schritte  zurücktritt  oder  sich  von  vorn- 
herein auf  die  Hacken  stellt. 

Die  Echtheit  des  Bückschwindels  erweist  sich,  wenn  der  Verletzte 
während  des  Entkleidens,  also  bei  abgelenkter  Aufmerksamkeit,  Bückbewe- 
gungen  vermeidet,  wenn  er  nach  den  unsicher  ausgeführten  Bückbewegungen 
ein  kongestioniertes  Gesicht  sowie  Pulsveränderungen  zeigt. 

Prüfung  der  Reflexe. 

Die  Qualität  der  Reflexe  und  die  Echtheit  ihrer  oft  demon- 
strierten Steigerung  prüft  man  bei  abgelenkter  Aufmerksamkeit  und  ge- 
schlossenen Augen  des  lientenbewerbers.  So  löst  man  z.  B.  bei  dem  auf 
dem  Untersuchungstisch  mit  lose  herabhängenden  Beinen  vor  einem  sitzen- 
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den  plötzlich  die  Kniereflexe  ans,  während  man  noch  mit  dem  Untersuchen 
der  Augenhewegnngen  l)eschäftigt  scheint.  Auch  sind  irreführende  Ver- 
suche bei  vermuteter  Ohertreibungssucht  zweckmäßig,  indem  man  z.  B. 
während  der  Untersuchung  der  Kniesehnenreflexe  zunächst  neben  die  Knie- 
sehnen oder  auf  die  Tibia  klopft,  von  wo  aus  sich  bekanntlich  nur  bei 
der  spastischen  Lähmung  der  Kniereflex  erzeugen  läßt.  Wer  den  Reflex 
willkürlich  verstärkt,  tut  dies  meistens  erst,  nachdem  die  eigentliche 
Zuckung  schon  abgelaufen  ist  oder  er  erhebt  den  Oberschenkel. 

Prüfung  auf  Hautgefühlsstörungen. 

Hautgefühlsstörungen  werden  oft  vorgetäuscht.  Es  ist  namentlich 
schwer,  über  ihr  Vorhandensein  Gewißheit  zu  erhalten,  wenn  der  Unter- 
suchte energisch  genug  ist,  bei  Nadelstichen  nicht  zusammenzuzucken. 
Liegen  gegen  seine  Angaben  Bedenken  vor,  so  erklärt  man  ihm,  daß  zu- 
nächst festgestellt  werden  müsse,  ob  er  überhaupt  eine  Berührung  fühle. 
Zu  diesem  Zwecke  soll  er,  wenn  er  die  Berührung  fühle,  mit  „ja^^ , wenn 
er  sie  nicht  fühle,  mit  „nein^^  antworten.  Selbst  ein  „nein^‘  beweist,  daß 
er  die  Berührungsempfindung  noch  nicht  verloren  hat.  Hierbei  bedarf  es 
jedoch  einer  gewissen  Vorsicht.  Man  muß  verschieden  lange  Pausen  machen. 
Folgten  sich  die  ersten  Berührungen  in  gleichmäßigen  Zeitabständen  und 
tritt  nun  eine  Pause  ein,  so  glaubt  der  an  den  Rhythmus  gewöhnte  Patient, 
es  müsse  inzwischen  eine  Berührung  stattgefunden  haben,  und  sagt  in 
gutem  Glauben,  nein. 

Zweckmäßig  ist  es,  zunächst  längere  Zeit  nur  mit  dem  Stecknadel- 
kiiopf  zu  prüfen.  Das  Einerlei  der  Antwort  ,,stumpf^^  langweilt  den  zu  Unter- 
suchenden allmählich,  so  daß  er  die  Gelegenheit  begrüßt,  an  einer  sonst 
angeblich  unterempfindlichen  Stelle  endlich  ,.spitz‘‘  empfinden  zu  dürfen. 
„Spitz“  wird  von  Unaufrichtigen  zuerst  immer  mit  „stumpf“  bezeichnet. 
Bezeichnet  man  sich  die  unterempfindlichen  Punkte  mit  dem  Dermato- 
graphen,  so  wird  man  bei  fortgesetztem  Versuch  bald  feststellen  können, 
ob  die  Angaben  an  demselben  Punkte  sich  gleich  bleiben. 


Prüfung  des  Zitterns  auf  Echtheit. 


Ein  uns  häufig  dargebotenes  Krankheitszeichen  ist  das  Zittern  einer 
verletzt  gewesenen  Extremität.  Die  ^'erhältnisse  des  Zitterns  bei  Neur- 
asthenie, multipler  Sklerose  und  Paralysis  agitans  usf.  müssen  uns  ge- 


läufig sein. 

Die  Eindeutigkeit  des  FuchssdiQW  \"ersuches  wird  von  vielen  Autoren 
bestritten.  Er  besteht  darin,  daß  man  einen  mit  der  Hand  zitternden  Men- 
schen beide  Arme  seitlich  erheben  und  nun  mit  der  gesunden  Hand  Figuren 
oder  Buchstaben  in  der  Luft  beschreiben  läßt.  Ist  das  Zittern  unecht,  so 
sollen  die  Zitterbewegungen  hierbei  stoßweise  LTnterbrechungen  erleiden 
oder  ganz  aufhören.  Demgegenüber  stehen  aber  Beobachtungen,  daß  sich 
die  gleiche  Ablenkbarkeit  des  Zitterns  bei  Hvsterie  sowie  der  Paralvsis 
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a^itaiis  hat  anslösen  lassen.  Immerhin  lohnt  sich  die  Vornahme  des  \'er- 
snehes,  weil  man  bei  positivem  Ausfall  nach  erfolgter  Belehrung  des  Pa- 
tienten über  diese  Verhilltnisse  im  Fiichs&chQw  Sinne  häufig  ein  Ansbleihen 
des  weiteren  Zitterns  beobachten  kann. 

Die  andere  Beobachtnng  bezieht  sich  auf  die  Ermüdbarkeit  der 
zitternden  Extremität,  sofern  das  Zittern  willkürlich  hervorgebracht  wird. 
Bei  einiger  Übung  tritt  die  Ermüdnng  aber  nicht  so  frühzeitig  ein,  wie 
manchmal  angenommen  wird. 

Das  Zittern  der  Beine  stellt  man  anf  die  Probe,  wenn  man  dem 
zitternden  Fuß  seinen  Stützpunkt  nimmt.  Der  Sitzende  muß  das  Bein  er- 
heben. Zn  einem  verläßlichen  Resultat  gelangt  man  auch,  wenn  der  \'er- 
letzte  auf  dem  Untersuchungstisch  die  Bauchlage  einnehmen  muß.  Solange 
die  Zehen  an  der  Tischplatte  ein  Widerlager  finden,  läßt  sich  künstliches 
Zittern  des  Beines  produzieren.  Es  wird  jedoch  zur  Unmöglichkeit,  sobald 
man  dem  Knie  eine  Beugestellung  giebt,  so  daß  der  Fuß  in  der  Luft 
schwebt. 


Fr.  Leppmemn  erklärt,  daß  man  die  Diagnose  „ZittersimulatiorP^  nur 
stellen  dürfe,  wenn  das  Zittern  erstens  simulierbar,  zweitens  ablenkbar, 
drittens  kurzdauernd  bzw.  binnen  kurzem  zur  Ermüdung  führend,  eventuell 
viertens  noch  an  einen  bestimmten  Zustand  der  Muskelspannung  oder  an 
eine  bestimmte  Körperhaltung  gebunden  ist,  endlich,  wenn  kein  Grund- 
leiden zu  finden  ist , durch  welches  das  Zittern  trotz  alledem  begrün- 
det wäre. 


Prüfung  auf  Echtheit  von  Schmerzen. 

Das  7V^^vu^/sche  Phänomen  (Pulsbeschleunigung  bei  Druck  auf  eine 
schmerzhafte  Stelle)  und  das  Mannkopf ?>Qh^  Zeichen  (Pupillenerweiterung 
bei  derselben  Manipulation)  können  bei  positivem  Ausfall  die  Angaben  des 
Patienten  über  Schmerzempfindung  stützen,  ihr  negativer  Ausfall  ist  aber 
allein  nicht  beweisend. 


Prüfung  auf  Hüftbeinnervenweh. 


Das  Vorhandensein  von  Ischias  wird  nach  Betriebsunfällen  von^'erletzten 
so  häufig  behauptet  und  in  vielen  Gutachten  fälschlicherweise  so  oft  be- 
stätigt, daß  eine  besondere  Besprechung  der  Untersuchung  geboten  ist. 

Zunächst  sind  andere  Erkrankungen,  bei  denen  Hüftbeinnervenweh 
als  rein  symptomatisches  Zeichen  auftritt,  auszuschließen. 

Den  sichersten  Anhalt  fiü'  das  Vorhandensein  von  Hüftbeinnervenweh 
ergiebt : 
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1.  Die  zutreffende  Schilderung  des  örtlichen  Verlaufes  der  Schmerzen 
durch  den  Patienten. 

Der  Nachweis  des  Dehnungsphänomens  (L«sc^/<csches  Zeichen). 

Streckung  des  im  Hüft-  und  Kniegelenk  zunächst  stark  gebeugt 
gehaltenen  Beines  im  Knie  allein  löst  Schmerzen  aus,  ebenso  das  Er- 
heben des  im  Knie  gestreckt  gehaltenen  Beines  von  einer  horizon- 
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taleii  Unterlage.  I)ersell)en  Schmerzen  erzeugenden  Bewegung  ent- 
spriclit  (las  aiifreclite  Sitzen  auf  dem  Untersnchungstiscli  mit  horizontal 
gehaltenen  Beinen,  sowie  das  Bücken  bei  durchgedrücktem  Knie. 

3.  Die  zutreffende  Lokalisation  des  Schmerzes  auf  einzelne  Druckpunkte. 
Dieselben  findet  man  an  der  Kreuzbeindarmbeinfuge  unter  dem  hin- 
teren oberen  Darmbeinstachel,  in  der  Mitte  des  Gesäßmuskels  oder 
an  dessen  unterem  Bande,  zwischen  Bollhügel  und  Sitzhöcker,  in  der 
Mitte  des  Oberschenkels  hinten,  in  der  Mitte  der  Kniekehle,  an  der 
Ilmschlagssterie  des  Wadenbeinnerven  unterhalb  des  Wadenbeinköpf- 
chens, endlich  dicht  oberhalb  des  äußeren  Knöchels. 

Bei  der  Untersuchung  tut  man  gut,  erst  fernliegende  Punkte 
auf  Druckschmerz  zu  untersuchen.  Giebt  der  Patient  auch  an  diesen 
Stellen  das  Auftreten  von  Schmerz  bei  Druck  an,  so  kann  von  einer 
Lokalisation  auf  die  für  Hüftbeinnervenweh  kennzeichnenden  Druck- 
punkte nicht  mehr  die  Rede  sein. 

4.  Abschwächung  oder  Fehlen  des  Achillessehnenreflexes. 

5.  Bei  längerem  Bestehen  der  Erkrankung:  x\bmagerung  der  Beinmus- 
kulatur und  Verbiegung  der  Lendenwirbelsäule  (Skoliosis  ischiadica) 
in  einem  nach  der  kranken  Seite  konvexen  Bogen  durch  die  zur  Ent- 
lastung des  schmerzenden  Beines  angenommene  Körperhaltung. 


Im  Gutachten  wäre  ein  normaler  Nervenbefund  etwa  folgendermaßen 
festzulegen : 


Eine  Narbe  ist  am  Kopf  nicht  festziistellen.  Der  Gesichtsausdruck  ist  frei 
imd  natürlich,  nicht  der  eines  dauernd  von  Kopfschmerzen  geplagten  Menschen. 
Der  Kopf  wird  frei  bewegt,  er  steht  nicht  in  Zwangslialtung.  Eine  krankhafte 
Gemütsveränderiing  oder  Intelligenzstörung  ist  nicht  zu  erkennen. 

Beklopfen  und  Drücken  des  Schädels  ist  nicht  schmerzhaft. 

Die  xlugenbewegungen  erfolgen  regelrecht.  Die  Pupillen  sind  gleich  weit 
und  reagieren  prompt  auf  Lichteinfall  und  Naheblick. 

Eine  Gesichtsfeldeinscliränkung  ist  nicht  naclizuweisen. 


Beide  Gesichtshälften  sind  gleich  innerviert.  Das  Runzeln  der  Stirn,  da&i 
Bümpfen  der  Nase,  Spitzen  und  Breitziehen  des  Mundes  wird  beiderseits  gleichmäßig 
ausgeführt.  Die  x\ugenlider  werden  gleichmäßig  fest  geschlossen.  Die  gerade  Iiervor- 
gestreckte  Zunge  zittert  niclit.  Das  Zäpfclien  wird  beim  Anlauten  in  der  Mittel- 
linie gerade  gehoben.  Der  Schluckakt  gellt  regelrecht  vor  sich.  Die  Sprache  ist 
deutlich.  Es  findet  keine  abnorme  Speichelsekretion  statt.  Von  den  Gesichts- 
nervenpunkten ist  keiiK'r  druckschmerzliaft.  Bei  xlugenfußschluß  tritt  — auch 
während  gleiclizeitigen  Kopfschütteins  und  Nickens  — kein  Körperschwanken 
und  kein  Lidschwirren  ein.  Der  Untersuchte  ist  imstande,  sich  mit  geschlossenen 
Augen  soweit  zu  bücken,  daß  er  mit  den  Fingern  die  Fußspitzen  berührt,  ohne 
daß  Schwinde] gefülil  oder  aucli  nur  Kongestionierung  des  Gesichts  dabei  ein- 
treten.  Der  Puls  bleibt  nacli  dem  Versucli  in  seiner  Zahl  und  Qualität  unver- 
ändert. Der 


Verletzte  vermag 


aucli  iii  komplizierter  AVeise  sicher  zu  gehen, 
indem  er  bei  nach  der  Decke  gerichtetem  Gesicht  einen  Hacken  vor  die  Spitze 
des  anderen  Fußes  setzt.  Kehrtwendungen  und  plötzliches  Stehenbleiben  nach 
schnellem  Gehen  gelingen  ohne  Schwanken. 

Di(?  aktive  Beweglichktdt  sämtlicher  Gelenke  ist  nach  allen  Bichtungen 
ausgic'big  frei.  Es  besteht  an  keiner  Extremität  eine  Lähmung  oder  eine  auf- 

Kraft  ist  überall  ('rhalten. 


fällige  Schwäche.  Di( 


grolx' 


Würdigung  objektiv  iicacbgcwicsener  Krankhcitszeichen. 


/ielbow('gungon  mit  den  Fingern  und  den  Ik'inen  w('rden  riclitig  ansge- 
tuhrt.  Fs  besteht  also  kidm'  Störung  der  geordiK'ten  Mnsk(dtätigk('it.  I>ci  ge- 
wolltem Hewegnngem  tritt  kein  Zittern,  aiieh  keine  nnabsielitliclne  Mitbewegiing 
auf.  Die  sedtlieb  gespreizt  gehaltenen  Finger  zittern  nicht. 

Di(‘  den  e'inzelnen  Gliedmatien  freindtiitig  gegehem^  Stellung  vermag  (hu* 
Untersuehte  bei  geschlossenen  Angern  richtig  zu  erkennen. 

Die  Derührungsemptindung  ist  überall  elemtlich  ei’halten.  Spitz  unel  stumpf, 
kalt  und  warm  werelen  prompt  und  eleutlicli  unterschieden. 

(Feldstücke,  Schlüssel,  'J'aschenuhr  usw.  werden  bei  ge'schlossenen  Augen 
elurch  Betasten  als  solche  richtig  erkannt. 

Bei  Bestreichen  der  Haut  tritt  Nachröten  in  gcwöhidichem  Maße  auf.  Es 
besteht  k(dne  abnorme  Schweißsekretion. 

Der  Hornhaut-,  Bindehaut-  und  Bachenretlex  ist  vorhanden.  Die  Bauch- 
decken-. Hoden-,  Kniesehnen-,  Achillessehnenretlexe  sind  regelrecht  auszulösen. 
Die  Sehnen-  und  lvnochenhautretlex(‘  der  oberen  Extremität  erfolgen  bei  der 
Brüfung  in  regelrechter  Weise. 

Kniescheihen-  und  P'ußzitterkrampf  ist  nicht  vorhanden.  Die  Überstreckung 
der  großen  Zehe  nach  Bestreichen  der  Fußsohle  fehl  (Babinskisches  Zeichen). 
Dies  entspricht  regelrechten  Verhältnissen. 

Eine  mechanische  Erregbarkeit  der  Aluskulatur  auf  Beklopfen  ist  nicht 
vorhanden. 

(An  diesen  Befund  ist  das  PFrgebnis  der  Untersuchung  des  Herzens  und 
seiner  Erregharkeit  [nach  Kniebeugen,  wiederholtem  Stuhlbesteigen  im  Liegen, 
im  Stehen,  in  der  Buhe]  anzuschließen.) 


Würdigung  objektiv  nachgewiesener  Krankheitszeichen. 

Wir  wenden  uns  nunmehr  zu  einer  Würdigung  objektiver  Krank- 
heitszeichen, die  für  die  Beurteilung  der  durch  sie  bedingten  Erwerbsein- 
buße von  Wert  sind. 

Geräusche. 

In  zahlreichen  ärztlichen  Attesten  stützt  sich  die  Annahme  der  Er- 
werbsbeschränkung auf  Vorhandensein  von  Geräuschen  in  einem  Gelenk, 
bei  sonst  völlig  negativem  Befund.  Dies  ist  abwegig.  Bedeutung  besitzen 
die  Geräusche  nur,  wenn  sie  an  dem  anderen  gleichen  Gelenk  fehlen,  und 
wenn  die  das  Gelenk  versorgende  Muskulatur  eine  — in  keinem  Falle  von 
Gebrauchsbehinderung  ausbleibende  — Abmagerung  aufweist.  Heller  stellte 
bei  100  Untersuchungen  in  40  PAillen  Gelenkgeräusche  — einseitige  wie 
doppelseitige  — als  völlig  normalen  Befund  fest. 

Das  Scapularkrachen  besitzt  im  allgemeinen  nicht  den  Charakter 
einer  erwerbshindernden  Veränderung.  Es  wird  oft  als  nebensächlicher 
Befund  bei  völlig  Gesunden  bemerkt,  ist  dann  meist  doppelseitig  vorhanden. 

Ebenso  läßt  sich  nicht  selten  bei  völlig  regelrechten  Wrhältriissen 
ein  Knacken  einzelner  Sehnen  und  Gelenke  feststellen,  das  die  Betreffenden 
durch  starke  Muskelspannnng  willkürlich  zu  erzeugen  vermögen. 

Untermaß  der  Muskulatur. 

\'on  der  'Wichtigkeit  der  ümfangsinaße  der  Extremitäten  für  die 
Beurteilung  von  Unfallfolgen  war  schon  oben  die  Rede.  Um  nicht  zu 
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falschen  Schlüssen  zn  kommen,  muß  man  sich  ver^egenwärtigfui,  daß  der 
rechte  Arm  eines  körperlich  ^Arbeitenden  im  allgemeinen  «ein  Übermaß 
von  1 — IV2  gegenül)er  dem  linken  auf  weist.  Ein  Zurückbleiben  des 

linken  Armumfanges  innerhalb  dieser  (h'enzen  beweist  also  noch  keine 
krankhafte  Abweichung,  während  der  gleiche  Umfang  beider  Arme  bei 
einem  arbeitenden  Menschen  bereits  ein  relatives  Untermaß  der  rechten 
Extremität  bedeuten  kann.  Bei  Liidvshändern  sind  die  Maßverhältnisse 
natürlich  umgekehrt. 

Die  Beinmuskulatur  zeigt  im  allgemeinen  beiderseits  den  gleichen 
Umfang.  Nur  bei  Leuten,  die  ein  Bein  vorzugsweise  beanspruchen  — wie 
beim  Treten  einer  Maschine  — wird  dasselbe  mit  der  Zeit  stärker  sein, 
als  das  weniger  beschäftigte. 

Maßdifferenzen  von  V2 — f an  der  B)einmuskulatur  sind  gewöhnlich 

noch  als  individuelle  Abweichung  anzusehen. 

Die  Sclnvere  der  Unfallfolge  an  einem  Gliede  und  ihr  Einfluß  auf 
die  Erwerbsfähigkeit  wird  sich  im  allgemeinen  in  dem  Maße  der  Ab- 
magerung widerspiegeln.  Dabei  muß  aber  die  ein  Mindermaß  zeigende 
Muskulatur  gleichzeitig  eine  weichere  Konsistenz  aufweisen.  Fehlt  eine 
solche,  fühlt  sich  die  dem  beschädigten  Gliede  angehörige  Muskulatur 
ebenso  kräftig  an,  wie  die  des  gesunden,  sind  die  zugehörigen  Gelenke 
frei  bew^eglich,  so  kommt  dem  Mindermaß  allein  keine  ausschlaggebende 
Bedeutung  zu.  Dies  ist  nach  Ablauf  eines  längeren  Zeitraumes  geNvöhnlich 
der  Fall. 

Die  kritiklose,  schematisierende  Verwertung  der  Meßresultate  muß 
demnach  zu  falschen  Schlüssen  führen. 


Feststellung  der  Linkshändigkeit. 


Die  Feststellung,  ob  jemand  Linkshänder  ist,  hat  für  die  Unfall- 
l)egutachtnng  einen  besonderen  Wert.  Viele  Bentenbewerber  mit  Verlet- 
zungen der  linken  oberen  Extremität  treten  mit  der  Behauptung  hervor, 
ihre  linke  Hand  sei  ihre  Gebrauchshand.  Demgemäß  müßte  bei  ihnen  die 
Entschädigung  in  derselben  Weise,  wie  sonst  bei  Verletzungen  der  höher 
bewerteten  rechten  Hand  erfolgen. 

Man  gelangt  schnellstens  zu  einem  verläßlichen  LTteil,  wenn  man 
den  betreffenden  eine  Bleifeder  anspitzen  läßt  oder  ihm  anfgiebt,  auf  Papier 
aufgezeichnete  Figuren  mit  der  Scheere  auszuschneiden.  Man  kann  auch 
Nadeln  einfädeln  oder  die  Bewegung  des  Brotschneidens  ausführen 
lassen. 


Ein  brauchbares  Verfahren  zur  Ermittelung  von  Linkshändern  hat 
Brüning  beschrieben.  Fa'  geht  von  der  Erfahrung  aus,  daß  ohne  längere 
Übung  unsere  beiden  Plände  nicht  gleichzeitig  verschiedene  übnngen  aus- 
führen können.  Je  ähnlicher  diese  Bewegungen  ihrer  Art  nach  sind,  um 
so  schwieriger  ist  es,  den  Unterschied  aufrecht  zu  erhalten.  Läßt  man  den 
zu  Untersuchenden  mit  der  einen  Hand  einen  Kreis  vorwärts,  mit  der 
anderen  Hand  einen  Kreis  rückwärts  schlagen,  so  wird  bei  beschleunigter 


Würiliguiig  objektiv  nachgewiesener  Krankheitszeiclien. 

Bewegung'  die  weniger  geübte  Hand  alsbald  unsicher,  um  endlich  die  Be- 
wegung der  sonst  bevorzugten  Hand  initzuiuachen.  Die  die  Bewegung 
beibehaltende  Hand  ist  die  Gebrauchshand.  Bei  einem  Rechtshänder  wird 
sich  also  die  linke  Hand  der  rechten,  bei  einem  Linkshänder  die  rechte 
Hand  der  linken  alsbald  anschlieben. 

Verschiedene  Arten  der  Muskelatrophie. 

Es  gibt  zwei  Arten  von  Muskelatrophie,  die  wohl  unterschieden 
werden  müssen,  eine  atonische  und  eine  einfache. 

Beide  Arten  gehen  mit  einer  Verringerung  der  Muskelsul)stanz  ein- 
her. Bei  der  atonischen  Atrophie  finden  wir  neben  der  quantitativen  auch 
eine  qualitative  Veränderung.  Der  Muskel  fühlt  sich  schlaff  an,  selbst  bei 
Kontraktionsversuchen.  Die  elektrische  Erregbarkeit  ist  — unter  Umständen 
bis  zum  völligen  Schwinden  — herabgemindert.  Sudek  betont,  dab  dabei 
die  Kraftminderung  keineswegs  nur  der  Umfangsabnahme  des  Muskels 
proportional,  sondern  gewöhnlich  eine  viel  erheblichere  ist.  iVnders  bei 
der  einfachen,  nicht  atonischen  Atrophie.  Hier  weist  der  Muskel  trotz  des 
Mindermaßes  eine  normale  Konsistenz  auf,  und  seine  elektrische  Erreg- 
barkeit ist  annähernd  normal.  Allenfalls  zeigt  sie  eine  geringe  (piantita- 
tive  Herabsetzung,  entsprechend  der  ^"olumenminderung.  Die  Kraftabnahme 
ist  dann  nur  proportional  dem  festzustellenden  Untermaß  und  fällt  dem- 
nach meistens  nicht  sehr  ins  Gewicht. 

In  manchen  Fällen  ist  zu  überlegen,  ol)  die  vorhandene  Muskel- 
atrophie eine  unmittelbare  Lnifallfolge  ist,  oder  nicht  vielmehr  eine  mit 
telbare,  durch  ungebührlich  langes  und  festes  Wickeln  mit  einer  Binde 
verursacht. 

Wele  ^^erletzte  gewöhnen  sich  unnötig  an  die  ihnen  bei  der  Fhit- 
lassung  aus  dem  Heilverfahren  vom  Arzt  überlassene  Binde.  Sie  behaupten, 
der  gebrochen  gewesene  — längst  konsolidierte  — Unterschenkel  besäße 
ohne  dieselbe  nicht  den  richtigen  Halt.  Durch  die  ganz  überflüssige  Kom- 
pression muß  die  Muskulatur  in  ihrer  Ernährung  erheblich  geschädigt 
werden.  Thiem  weist  darauf  hin,  daß  der  ordentliche  Gebrauch  des  un- 
verhüllten Gliedes  für  den  aus  dem  Heilverfahren  entlassenen  Unfall- 
verletzten bei  weitem  besser  ist,  als  alles  Bandagieren, 

Teigige  Schwellungen,  trophische  Störungen. 

Vorhandene  Ödeme  (teigige  Schwellungen)  bedüi’fen  einer  Kontrolle 
hinsichtlich  ihrer  Entstehung. 

Hei'z-  und  Nierenkrankheiten,  Hysterie,  Krampfadern  oder  Schnü- 
rungen — absichtlicher  wie  unabsichtlicher  Art  — müssen  ausgeschlossen 
werden  können,  wenn  wir  dieselben  als  unmittelbare  Unfallfolge  nach 
\'erletzungen  anerkennen  sollen. 

Das  Ödem  des  Handrückens  nötigt  zu  besonderer  Vorsicht,  da  seine 
absichtliche  Erzeugung  — ein  italienischer  Arl)eiter  hat  hierfür  ein  be- 
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soiidei’es  Verfahren  veröffentlicht  — wiederliolt  einwandfrei  nachgewiesen 
worden  ist. 

Ernährungsstörungen. 

Trophische  Hantstörungen  in  ihren  mannigfachen  Abarten  vermögen 
die  geklagten  Beschwerden  eines  Verletzten  objektiv  in  willkommener 
Weise  zu  unterstützen,  sofern  sie  nicht  auf  einer  Erkrankung  des  Nerven- 
systems beruhen,  die  schon  vor  dem  Unfall  bestanden  haben  muß. 


Gallus.  Narben. 

Den  Einfluß  eines  Gallus  auf  die  Erwerbsfähigkeit  bewerten  wir  in 
frischen  Fällen  nach  seiner  Größe  und  seiner  Einwirkung  auf  benachbarte 
Gelenke,  Gefäße  und  Nervenstämme.  Stört  der  Gallus  keine  Funktion,  so 
hat  die  Verdickung  späterhin  lediglich  eine  anatomische,  aber  keine  er- 
werbshindernde Bedeutung. 

Die  Einschätzung  der  Narben  ist  abhängig  von  ihrem  Sitz  und  ihrer 
Beschaffenheit.  Oberflächliche  lineare  Narben  verursachen  überhaupt  keine 
Störung.  Eine  Bedeutung  gewinnen  Narben  erst,  wenn  sie  eine  Bewe- 
gungsl^eschränkung  der  ihnen  benachbarten  Gelenke  verschulden.  So  er- 
heischen die  strangförmigen,  aus  dem  Niveau  herausragenden  geschrumpften 
Narben  der  Hohlhand,  die  den  Finger  in  eine  fehlerhafte  Stellung  drängen, 
stets  ernste  Beachtung.  Befinden  sich  die  Narben  an  Stellen,  die  dem 
Druck  ausgesetzt  sind,  oder  an  Amputationsstümpfen,  so  beschränkt  ihre 
zarte  Beschaffenheit  und  Schmerzhaftigkeit  die  Gebrauchsfähigkeit  des  ver- 
letzten Gliedes  sehr  wesentlich. 

Es  ist  aber  zu  prüfen,  ob  die  Zartheit  solcher  Hautnarben  nicht  durch 
ungebührlich  langes  und  unnötiges  Tragen  einer  Schutzhülse  — Fingerling 
— absichtlich  gepflegt  wird. 

Eine  beachtliche  Gebrauchsstörung  erzeugen  Narben,  die  mit  dem 
Knochen,  mit  Muskeln,  Sehnen  oder  Nerven  verwachsen  sind.  Frei  ver- 
schiebliche, abgeblaßte,  widerstandsfähige  und  nicht  druckschmerzhafte 
Narben,  die  die  Gebrauchsfähigkeit  eines  Gelenkes  nicht  beeinträchtigen, 
verdienen  keine  Berücksichtigung  beim  Abmessen  der  Rente. 


Verkürzung  und  Verstellung  der  Knochen. 

Die  Verkürzung  der  Knochen  nach  Brüchen  spielt  an  den  oberen 
Extremitäten  keine  wesentliche  Rolle.  Wohl  aller  an  den  unteren.  Immer- 
hin ist  zu  bedenken,  daß  geringe  Verkürzungen  eines  Beines  bis  zu  2 
und  ß cm  durch  Beckensenkung  ausgeglichen  zu  werden  pflegen  und  auf 
das  Erwerbsleben  keinen  Schatten  werfen. 

Gröbere  Verbiegungen  der  Knochen  am  Bein  können  sekundäre 
\'eränderungen  in  der  Belastung  der  unterhalb  der  verletzten  Stelle  ge- 
legenen Gelenke  bewirken.  Die  veränderte  Inanspruchnahme  dieser  Organe 
führt  zu  Belastungsschmerzen  und  zu  Deformitäten  derselben  (z.  B.  trau- 
matischer Plattfuß).  Diese  verdienen  also  unsere  volle  Aufmerksamkeit 
als  entferntere  ünfallfolgen . Bilden  sich  derartige  Veränderungen  nicht 
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ans,  so  haben  die  — namentlich  auf  Köntgenhildern  sehr  anlfälligen  - 
Verschiehnngen  der  konsolidierten  Briichstiicke  keine  erwerbshindernde 
lledentnng. 

jManclie  Patienten  mit  Fersenbeinbrnch  gehen  in  der  ersten  Zeit 
nach  Abschluß  des  Heilverfahrens  mit  Vorliebe  anf  dem  Hacken,  was 
widerspruchsvoll  erscheinen  könnte.  Man  mnß  sich  aber  vor  Augen  halten, 
dal.i  sie  bei  einem  bestimmten  Sitz  der  Fersenbein! )rüche  durch  die  ange- 
nommene Haltung  imstande  sind,  das  Schwergewicht  des  Körpers  auf 
eine  hinter  dem  Bruch  liegende  Stelle  wirken  zu  lassen. 

Schwielen. 

Das  Fehlen  von  Schwielen  an  der  Hand  eines  sonst  arbeitenden 
Mannes  beweist  ihre  Schonung,  ihr  A^orhandensein  und  der  Grad  ihrer 
Ausprägung  deutet  auf  fleißigen  Gebrauch. 

Diese  Deutung  durch  den  Arzt  ist  den  Verletzten  bekannt.  Unge- 
schickte entfernen  daher  die  verräterischen  Schwielen  mit  dem  Messer, 
worüber  uns  ein  Blick  belehrt.  Andere  behaupten,  die  Schwielenbildung 
sei  bedingt  durch  den  Zwang,  sich  auf  einen  Stock  zu  stützen. 

In  diesem  Falle  muß  sich  die  Schwielenbildung  auf  der  den  Hand- 
wurzelknochen entsprechenden  Stelle  der  Hohlhand  vorfinden.  Der  Vorder- 
teil der  Hohlhandfläche  darf  aber  keine  Schwielenbildung  aufweisen, 
denn  sie  wird  zum  Auf  stützen  auf  den  Stockgriff  nicht  benützt.  Desgleichen 
dürfen  sich  an  den  Beugeflächen  der  Finger  keine  Schwielen  zeigen,  denn 
das  Heben  des  Stockes  beim  Vorwärtssetzen  desselben  erzeugt  keine  Schwielen. 

Die  Disposition  zur  Schwielenbildung  ist  eine  verschiedene.  Sie  wird 
beeinflußt  durch  Schweißbildung  und  den  Gebrauch  von  Wasser  und  Seife. 

Glatte  Werkzeuggriffe  machen  geringe,  rauhe  erhebliche  Schwielen. 
Die  rechte,  Hammer  und  Kelle  führende  Hand  des  Maurers  ist  gewöhnlich 
schwächer  beschwielt  als  seine  linke,  mit  der  er  die  rauhen  Mauersteine 
ergreift. 

P)ie  stärksten  Schwielen  erscheinen  gewöhnlich  über  den  Grundge- 
lenken des  3. — 5.  Fingers. 

il/fl ^/rcr-Saarbrücken  hat  auch  Beobachtungen  über  die  Rückbildung 
von  Schwielen  bei  Arbeitsenthaltung  angestellt.  Sie  verschwinden  bei  ver- 
schiedenen Menschen  in  ungleicher  Zeit,  bei  Bettlägerigen  schneller  als 
bei  den  ambulant  Behandelten.  Sie  werden  allmählich  weicher  oder  die 
Hornschicht  hebt  sich  blasenförmig  ab.  Nach  4 — 6 Wochen  sind  sie  bei 
ambulanten  Kranken  meistens  verschwunden  oder  doch  sehr  weich. 

Die  Schwielen  der  Fußsohle  sind  individuell  sehr  verschieden.  Ihr 
Ort  hängt  von  der  Bauart  des  Fußes  ab  und  wird  vom  Schuhwerk  be- 
einflußt. Die  Betrachtung  der  Stiefelsohle  giebt  uns  Aufschluß  über  Ausdeh- 
nung und  Art  des  Gehens. 

Eine  gleiche  Bedeutung  besitzt  das  Fehlen  oder  \^orhandensein  von 
Schrunden  oder  kleinen  Nadelstichverletzungen  an  Händen  und  Finger- 
spitzen weiblicher  Personen. 
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Einschätzung  der  durch  Unfallfolgen  bedingten  Erwerbseinbuße. 


Allgemeine  Gesichtspunkte  bei  Einschätzung  der  Erwerbseinbuße. 


Die  Einschätzung  der  durch  Unfallfolgen  bedingten,  meist  in  Pro- 
zenten zu  beziffernden  Minderung  der  Erwerbsfähigkeit  ist  eine  schwierige 
und  verantwortungsvolle  Aufgabe. 


Ein  Spezialarzt  für  Halserkrankangen  schätzte  die  Erwerhseinltulie  eines 
Sclimiedenieisters  durch  einen  Pachenkatariii,  den  dieser  durch  Einatmen  des 
heim  Umlegen  eines  glühenden  Eisenreifens  um  ein  hölzernes  Kad  entstehenden 


(htalmes  erwarb,  auf  öO^/o,  also  auf  die  Hälfte  der  Erwerhsfähigkeit. 
er  gänzlich  aus  dem  Ralimen  der  üblichen  Plinschätzung. 


Damit  fiel 


Vorausgeschickt  muß  werden,  daß  nicht  jede  anatomische  Veränderung 
des  Körpers  notgedrungen  eine  Rentengewährung  nach  sich  ziehen  muß, 
und  daß  einfache  Unbequemlichkeiten  und  Mühewaltungen,  wie  z.  B.  das 
tägliche  Verbinden  eines  kleinen  Unterschenkelgeschwüres,  noch  keine  Er- 
werbseinbuße bedeuten.  Ebensowenig  gewährt  der  Zwang  zu  einer  außerhalb 
der  Arbeitszeit  vorgenommenen  ärztlichen  Behandlung  (Massage,  mechano- 
therapeutische  Maßnahmen  usf.)  Anspruch  auf  Entschädigung. 

Sind  zwei  paarige  Extremitäten  gleichzeitig  verletzt  gewesen,  so  ist 
hier  bei  der  Renteneinschätzung  zu  berücksichtigen,  daß  der  Verletzte 
nicht  in  der  Lage  ist,  das  eine  Glied  durch  erhöhte  Inanspruchnahme  des 
anderen  unverletzten  zu  schonen. 


Geheilter  Speichenbruch.  Keine  Erwerbseinbuße  nach  Abschluß  des 

Heilverfahrens. 

Vorgeschichte. 

Der  Müller  P.  hatte  sich  nach  dem  Akteninhalt  am  2.  Januar  1904  durch 
netriehsunfall  einen  linksseitigen  Speichenhrnch  zugezogen,  indem  ihm  beim  Abneh- 
men einer  Bogenlampe  das  Gegengewicht  auf  den  linken  Arm  fiel. 


Eigene  Angal^en  des  Verletzten. 

„Ich  habe  dauernd  Schmerzen  im  linken  Arm,  vom  Arnigelenk  bis  zur 
Bruchstelle,  mitunter  auch  weiter  hinauf,  bis  zur  Schulter.  Die  Kraft  im  linken 
Arm  ist  herabgesetzt.  Witterungswechsel  merke  ich,  es  tritt  dann  „Reißen ‘‘  im 
Arm  auf.“ 


U n t e r s u c h u n g s h ef  u n d. 


Kräftig  gebauter,  34jähr.  Mann  in  gutem  Ernährungszustände,  dessen  Be- 
wegungen beim  An-  und  Ausziehen  eine  Behinderung  im  Gebrauche  des  linken 
Armes  nicht  erkennen  lassen. 

Bunge,  Herz  und  Bauchorgane  lassen  keine  krankhafte  Abweichung  von 
d(U’  Norm  erkennen.  Der  frisch  entleerti;  Urin  enthält  weder  Eiweiß  noch  Zucker. 
Es  fimhm  sich  weder  EingewcMdebrüche  noch  Anlagen  dazu.  Nervensystem  ohne 
Befund. 


Am  linken  4.  Bänger  fehlt  das 
ül)or  die  Kuppe  des  Stumpfes  laufen 


Nag(d-  und  Vlittelglied.  Obwohl  die  Narben 
und  mit  dei‘  Unterlage  fest  verwachsen  sind, 


Keine  Rente  bei  nur  anatoniischen,  nicht  funktionshinderndeu  Unfallfolgen. 
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resultiert  hieraus  nach  eigener  Angabe  des  Verh'tzten  keine  Krwc'rhslx'scliränkniig. 
Diese  Yerletznng  steht  in  ktdiieni  /nsaninienhang  mit  dem  Unfall  vom  2,  Januar  1904. 

Ungefähr  11  cm  über  dem  GriftVlfortsatz  der  Kilo  fühlt  man  an  der  linken 
Speiche  (dne  ganz  leiclitn  knöcherne  IR'rvorragnng;  die  Weichteilo  ül)er  diesei’ 
Stelle  sind  unverändert.  Die  lU'wegnngcm  im  linken  Handgelenk,  wie  im  linken 
Ellenhügengelenk  sind  völlig  frei,  ohne  Schmerzen  und  ohne  (x(n'änsc]ie  ausführbar. 


Es  beträgt  der  Umfang 

des  Oberarmes: 

um  den  horizontalen  Deltamuskel 

um  den  hängenden  Delta  in  Achselhöhlenhöhe 
um  den  zweiköpfigen  Muskel  (Diceps)  .... 
um  den  zweiköpfigen  gespannten  Muskel , . . . 

handbreit  über  dem  Ellenhogengelenk  .... 

des  Unterarmes : 

an  der  dicksten  Stelle 

in  der  Mitte 

handbreit  über  dem  Handgelenk 

des  Handgelenks 

der  Hand  ohne  Daumen 

der  Hand  mit  Daumen 

Die  Muskulatur  ist  beiderseits  gleich  kräftig  in  ihrer 


R. 

L. 

cm 

cm 

301/2 

301 1 2 

29 

29 

281 /o 

281/2 

291/2 

291/0 

281/2 

29 

251/2 

26 

221/2 

23 

19 

19 

17 

17 

22 

22 

24 

24 

Konsistenz. 

Die  grobe  Kraft  der  linken  Hand  ist  dem  Gefühl  nach  nicht  herabgesetzt, 
beide  Hände  zeigen  gleich  starke  Schwielenbildung.  Die  linke  Hand  ist  also  in 
der  letzten  Zeit  nicht  mehr  geschont  worden. 


Gutachten. 

Es  handelt  sich  um  einen  vorzüglich  verheilten  Hruch  der  linken  Speiche 
an  ungewöhnlicher  Stelle. 

Als  Folgen  des  Unfalles  vom  2.  Januar  1904  bestehen  bei  dem  P.: 

1.  eine  ganz  leichte  knöcherne  Hervorragung  an  der  linken  Speiche  zirka 
11  cm  über  dem  Griffelfortsatz  der  Elle, 

2.  angeblich  Schmerzen  im  linken  Arm, 

3.  angeblich  Herabsetzung  der  Kraft  im  linken  Arm. 

Die  ganz  leichte  Hervorragung  an  der  linken  Speiche  kann  erfahrungsge- 
mäß erwerbsbeschränkende  Folgen  nicht  haben. 

Die  Schmerzen  im  linken  Arm  sind  glaubhaft.  Sie  können  indes  nicht  stark 
sein,  da  sie  sonst  den  Kläger  zum  schonenden  Gebrauch  seines  Armes,  beziehungs- 
weise zu  gänzlicher  Untätigkeit  desselben  veranlassen  würden,  ln  diesem  Falle 
hätte  sich  ein  Untermaß  in  der  Muskulatur  des  linken  Armes  während  der  ver- 
gangenen Zeit  ausbilden  müssen.  Die  oben  angeführten  Messungen  ergeben  aber, 
daß  der  linke  Arm  an  2 von  dem  Gallus  nicht  beeinflußten  Stellen  sogar  um 
V2  cm  stärker  ist  als  der  rechte. 

Die  behaupteten  Schmerzen  können  also  nur  als  Unbeciuemlichkeit  und  nicht 
als  erwerbsbeschränkender  Umstand  angesehen  werden. 

Die  behauptete  Herabsetzung  der  groben  Kraft  kann  als  tatsäclilich  vor- 
handen nicht  anerkannt  werden;  ihrem  Vorliandensein  widerspriclit  die  gute  De- 
schaffenheit  der  Muskulatur  a.m  verletzt  gewesenen  Arm. 

Demnach  muß  zu  dem  Schluß  gelangt  werden; 

P.  ist  durch  Unfallfolgen  seit  dem  3.  April  1904,  also  nacli  Ablauf  der 
13.  Woche,  in  seiner  Erwerl)sfähigkeit  nicht  beschränkt,  da  ('r  den  linken  Arm 
zu  jeder  Leistung,  wie  vor  dem  Unfall,  gebi'auchen  kann. 

Der  Anspruch  wurde  rechtskräftig  abgelelmt. 

Engel,  Beurteilung  von  IJnfallfolgen. 
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Fremdkörper  unter  der  Haut.  Keine  Erwerbseinbuße. 


Vo  rgosch  i chto. 

Dem  Arbeiter  AI.  war  am  1<S.  Afai  1908  ein  von  seincmi  Hammer  absprin- 
geiider  Stahlsplitter  durch  die  Kleidung  unter  die  Haut  ül)or  dem  linken  Kniege- 
lenk gedrungen.  Die  stark  blutende  Verbdzung  war  in  10  Tagen  völlig  verheilt. 
Erst  nach  Jahresfrist  stellte  M.  Entschädigungsansprüche  wegen  angeblich  einge- 
tretener Verschlimmerung. 


Eigene  Angaben  des  Verletzten. 

„Ich  habe  Schmerzen  in  dem  ganzen  linken  Euß,  vom  Knie  an  bis  unten  hin. 
Wenn  ich  beim  Sitzen  das  linke  Knie  rechtwinklig  beuge,  beginnt  in  dem  Knie 
ein  Sh'chen.“ 

Untersuchungsbefund.  (12.  April  1910.) 

26jähriger,  schlanker,  mittelgroßer  Manu  in  genügendem  Ernährungszustände, 
mit  kräftiger  Aluskulatur. 

Das  linke  Kniegelenk  ist  in  seinen  Umrissen  genau  so  deutlich  gezeichnet, 
wie  das  rechte.  In  demselben  treten  bei  Bewegungen  keinerlei  Ueräusche  auf.  Es 
besteht  in  dem  Gelenke  keine  Flüssigkeitsansammlung.  Die  Gelenkkapsel  ist  nicht 
verdickt.  Die  Haut  über  dem  Kniegelenk  ist  unverändert,  sie  zeigt  nur  eine  be- 
deutungslose, nicht  druckempfindliche,  widerstandsfähige  Narbe,  etwas  ül)er  dem 
oberen  Bande  der  Kniescheibe.  Die  Kniescheibe  liegt  dem  Gelenke  fest  auf.  Bei 
erschlaffter  Muskulatur  läßt  sich  die  Kniescheibe  beiderseits  seitlich  leicht  in  nor- 
maler Weise  verschieben.  Das  Kniegelenk  kann  im  Sitzen  bei  horizontal  gehalte- 
nem Oberschenkel  und  im  Stehen  völlig  gestreckt  werden,  die  Beugung  gelingt 
beiderseits  gleich  weit.  Jedoch  sollen  dabei  Schmerzen  auf  treten.  Etwa  einen  Quer- 
finger nach  abwärts  von  dieser  Narbe  fühlt  man  im  Unterhautbindegewebe  — also 
noch  außerhalb  des  Kniegelenkes  — eioen  kleinen  harten,  verschieblichen  Fremd- 
körper, der  als  der  Stahlsplitter  angesprochen  werden  muß. 

Umfang  und  Konsistenz  der  Muskulatur  ist  beiderseits  gleich. 


Begutachtung. 


vom  18.  Alai  1908  ledig- 


Hiernach  besteht  bei  M.  als  Folge  des  Unfalls 
lieh  die  Anwesemheit  eines  Eisensplitters  unter  der  Haut  des  linken  Kniees,  aber 
außerhalb  des  eigentlichen  Gelenkes. 

Daß  bei  bestimmten  Bewegungen  hierdurch  Schmerzen  ausgelöst  werden 
können,  ist  glaubhaft.  Eine  erwerbshindernde  Bedeutung  kann  ihnen  indessen 
nicht  beigemessen  werden,  weil  die  linke  Oberschenkelmuskulatur  nicht  nur  kein 
Untermaß,  sondern  vielmehr  ein  Übermaß  aufweist.  Dies  wäre  nicht  möglich,  wenn 
das  Kniegelenk  infolge  von  Schmerzen  geschont  worden  wäre. 

Infolgedessen  ist  der  Verletzte  seit  dem  1.  September  1909  in  seiner  Erwerbs- 
fähigkeit nicht  beeinträchtigt  gewesen  und  auch  gegenwärtig  nicht  beeinträchtigt. 

Die  Aufnahme  einer  Böntgenphotographie  erübrigt  sich.  Einmal  ist  der  Eisen- 
splitter unter  der  Haut  zu  fühlen,  zweitens  kann  im  linken  Kniegelenk  ein  Fremd- 
körper nicht  vorhanden  sein,  weil  das  Gelenk  keinerlei  Beizerscheinungen  aufweist. 

Die  Entschädigungsansprüche  wurden  in  allen  Instanzen  zurückgewiesen. 


Wasserbnich  (Hydrocele)  durch  Uufall.  Keine  Erwerbseiuhuße. 

0 r g e s c h i c h t e. 

Dei‘  am  26.  September  1874  geborene  Weber  S.  Avill  am  29.  Juni  1910  am 
Webstuhl  eimm  Stoß  gegen  den  linken  Hochm  erlitten  haben,  wodurch  eine  An- 
schwellung d(^sselben  entstanden  sein  soll. 


Keine  Rente  bei  nur  anatomiscbeii,  nicht  funktionshindernden  Unfallfolgen.  9<) 


Kigoiio  Angaben  des  Klägers. 

„^Venn  es  kalt  ist,  zieht  der  Hoden  lieraiif,  wenn  ich  hebe,  zielit  es  ancli. 
Ich  kann  mich  wegen  der  Gescliwnlst  an  den  Wehstulil  nicht  anlehnen. 

Ich  war  im  Unt'allhetriel)e  im  ganzen  10  Monate.  Danacli  halxi  ich  auf 
Metallschleiferei  gearbeitet.  Seit  2 Monaten  hin  ich  hei  der  Wach-  und  Schließ- 
gesellschaft und  beziehe  pro  Monat  80  M.  Lohn  und  Trinkgelder.  Wegem  Krank- 
lieit  habe  ich  die  Arbeit  nicht  ausgesetzt.“ 


Untersuchungsbefund.  (2.  Oktober  1911.) 

37jähriger,  kränklich  aussehender  Mann  in  mäßigem  Krnährungszustande. 
Au  der  rechten  Halsseite  finden  sich  ausgedehnte  Narlxm.  S.  will  an  Skrofulöse 
gelitten  haben  und  mit  Hestrahlung  behandelt  worden  sein. 

Herz,  Lunge  und  Rauchorgane  lassen  keinen  krankhaften  Refund  erkennen. 
Das  seelisclie  Verhalten  ist  einwandfrei.  Der  linke  Hoden  ist  nicht  ahzutasten. 
Derselbe  ist  in  einer  prall-elastischen  Geschwulst  von  etwa  Faustgroße  aufgegan- 
gen.  Diese  Geschwulst  hat  eine  gleichmäßige  eiförmige  Gestalt  mit  glattei-  Ober- 
fläche ohne  jeden  Höcker.  Sie  ist  von  dem  Leistenkanal  deutlich  ahgesetzt.  Es 
handelt  sich  also  weder  um  Tuberkulose  des  Hodens,  noch  um  eine  l)ösartige  Neu- 
bildung, noch  um  einen  ausgetretenen  I.eistenhruch.  Die  Geschwulst  seihst  ist 
transparent.  Rückt  man  durch  das  der  Geschwulst  aufgesetzte  Llöhrrohr,  so  sieht 
man  das  Licht  eines  dahinter  gehaltenen  Zündhölzchens  durchscheinen.  Der  In- 
halt der  Geschwulst  ist  also  AVasser.  Es  handelt  sich  demnach  um  einen  links- 
seitigen AVasserhruch , in  dem  der  linke  Lloden  liegt.  8.  trägt  ein  Suspensorium. 


Regutachtung. 

Rei  dem  Kläger  besteht  demnach  ein  mäßiger  Ernährungszustand  sowie  ein 
faustgroßer  AA^asserbruch  links. 

Nur  dieser  linksseitige  AVasserbruch  könnte  mit  einer  an  Sicherheit  gren- 
zenden AVahrscheinlichkeit  auf  den  Unfall  vom  29.  Juni  1910  zurückgeführt  wer- 
den. Es  ist  aber  zu  beachten,  daß  derartige  AVasserbrüche  sich  oftmals  auch  ohne 
jede  traumatische  Ursache  bilden.  Sie  sind  durch  einen  ganz  einfachen  Eingriff 
— eine  Punktion  — zu  beseitigen.  Tritt  die  Wasseransammlung  danach  wieder 
auf,  so  ist  durch  Exstirpation  der  Scheidenhaut  Dauerheilung  zu  erzielen.  Auch 
dieser  Eingriff  ist  ein  germgfügiger. 

Der  Kläger  ist  in  der  Zeit  vom  29.  September  1910  ab  in  seiner  Erwerbs- 
fähigkeit nicht  beeinträchtigt.  Ein  AVasserbruch  in  dieser  Größe  charakterisiert 
sich  lediglich  als  Unbequemlichkeit  infolge  Zerrens  am  Samenstrange.  Dieser  Zug 
wird  durch  das  Tragen  eines  Suspensoriums  gemildert  oder  ganz  aufgehoben. 
Eine  Erwerbsbeeinträchtigung  bedingt  dieses  Leiden  nicht.  Adele  Männer  gehen 
mit  größeren  AVasserbrüchen  ihrer  Arbeit  nach.  S.  hat  auch  wegen  dieses  I^eidens 
seine  Arbeit  nicht  ausgesetzt. 

Der  Rentenanspruch  wurde  in  allen  Instanzen  abgewiesen. 

Also  nicht  die  A^erkürzimg  und  der  Gallus  des  gebrochen  gewesenen 
(Riedes,  nicht  der  V^erlust  einzelner  Fingerglieder  oder  der  bei  Witterungs- 
wechsel auf  tretende  Schmerz  geheilter  Frakturen  bietet  Anlaß  zu  einer 
Entschädigung,  sondern  einzig  und  allein  die  durch  die  Unfallfolgen  be- 
dingte Funktionsbehinderung,  die  für  das  Erwerbsleben  geminderte  Ge- 
brauchsfähigkeit des  verletzten  Organes. 

Wird  ein  bereits  blindes  Auge  durch  eine  Gewalteinwirkung  derart 
beschädigt,  daß  es  enukleiert  werden  muß,  so  liegt  kein  Anlaß  zu  einer 
Renten  ge  Währung  vor.  Eine  nicht  mehr  vorhandene  Funktion  kann  nicht 
verloren  gehen. 
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Der  Um  stand,  dali  der  Verletzte  bereits  aus  früheren  Unfällen  Rente 
bezieht,  darf  unsere  Einschätzung  nicht  beeinflussen.  Es  kann  daher  Vor- 
kommen, daß  ein  mehrere  Male  Verunglückter  Renten  von  insgesamt  mehr 
als  100®/o  erhält.  In  diesen  Fällen  wird  angenommen,  daß  die  bereits 
gewährten  Renten  in  dem  entsprechenden  geringeren  Jahresarbeits verdienst, 
der  der  neuen  Rente  zugrunde  gelegt  werden  muß,  eine  ausgleichende 
Rerücksichtigung  erfahren. 

Jede  Verletzung,  jeder  Verletzte  muß  unter  strengster  Vermeidung 
eines  Schematismus  hinsichtlich  der  verbleibenden  Erwerbseinbuße  indi- 
viduell beurteilt  werden. 

Der  Feinmechaniker,  der  ß Finger  der  rechten  Hand  verliert,  ist  für 
seinen  Beruf  dauernd  arbeitsunfähig,  aber  er  hat  doch  noch  genug  körper- 
liche Fähigkeiten,  um  sich  auf  dem  allgemeinen  Arbeitsmarkt  einen  Er- 
werb zu  suchen.  Er  kann  Kontordiener  sein,  kann  Botengänge  verrichten, 
er  kann  Aufsicht  üben  u.  dgl.  Der  Postaushelfer , dem  ein  Bein  ampu- 
tiert ist,  wird  für  seinen  speziellen  Beruf  arbeitsunfähig,  aber  erwerbs- 
fähig bleibt  er  für  Arbeiten  im  Sitzen , z.  B.  für  den  Beruf  als  Schreiber, 
als  Zigarrenarbeiter,  als  Arbeiter  in  Kartonfabriken.  Dabei  sei  einge- 
fügt , daß  vom  Arzte  nur  die  Erwerbsfähigkeit  zu  prüfen  ist,  nicht  aber 
die  Möglichkeit  für  den  Verletzten,  sich  diesen  Erwerb  an  seinem  Aufent- 
haltsorte zu  beschaffen.  Nach  Arbeitsgelegenheit  hat  sich  jeder  selbst 
umzutun. 

Für  den  Axzi  ist  also  die  Kenntnis  der  verschiedenen  Berufsarten 
mit  allen  ihren  Unterabteilungen  erforderlich.  Unerläßlich  ist  ferner  die 
Kenntnis  der  Physiologie  der  verschiedenen  Arbeitsleistungen.  Für  das 
Schwingen  des  Vorschlaghammers  kommen  andere  Muskelgruppen  in  be- 
tracht als  für  die  Arbeiten  mit  dem  Tapeziererhammer  oder  die  Verrich- 
tungen des  Bergmanns  mit  dem  Schlägel.  Das  Gehen  und  Stehen  des 
Arbeiters  zu  ebener  Erde  erfordert  nicht  so  intakte  Fußgelenke,  wie  das 
Besteigen  von  Leitern  oder  Arbeiten  auf  Gerüsten  und  Balkenlagen  von 
seiten  des  Zimmermanns  und  der  Maurer.  Das  Mißverhältnis  zwischen  rein 
ärztlichem  Wissen  und  der  Kenntnis  der  praktischen  Arbeitsverhältnisse 
ist  auch  der  Grund,  warum  selbst  Gutachten  unumstrittener  medizinischer 
Autoritäten  oftmals  für  die  Zugrundelegung  bei  Rentenfestsetzungen  völlig 
versagen. 

Solange  ein  Schaden  noch  besserungsfähig  erscheint,  wird  man  nach 
dem  üblichen  Spruchverfahren  seine  Einwirkung  auf  den  besonderen  Beruf 
des  Verletzten  zugrunde  legen  müssen.  Sind  die  Verhältnisse  aller  stetige 
geworden,  so  kommt  ausschließlich  der  allgemeine  Arbeitsmarkt  mit  seiner 
viel  größeren  Erwerbsgelegenheit  in  Betracht. 

Es  sprechen  also  bei  der  ersten  Rentenfestsetzung  gleich  nach  Ab- 
schluß des  Heilverfahrens  andere  Erwägungen  mit,  als  in  späterer  Zeit. 


„Der  Begriff  der  Erwerbsunfähigkeit  auf  dem  Gebiete  des  Versicherungswesens“ 
von  U.  Siefart,  Geh.  lieg.-Rat  und  Senatspräsidenten  im  Reichsversicherungsamt  (Berlin, 
Verlag  Behrendt  & Co.,  1908). 
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Hierzu  treten  noch  weitere  Faktoren.  Man  wird  nicht  Uhersehon 


dürfen,  daÜ  nach  einem  langen  Heilverfahren  der  Verletzte  von  i*egelinä(')iger 


Arheitsverrichtnng  und  ihrem  Zwange  völlig  entwöhnt  ist.  Ist  man  sich 
klar,  daß  die  Ausdauer  bei  der  Arbeit  lediglich  Gewöhnungssache  ist,  so 
wird  man  bei  der  ersten  Einschätzung  daran  denken  müssen,  daß  der 


Verletzte  bei  der  Wiederaufnahme  der  Arbeit  leichter  ermüden  muß,  als 
ein  ununterbrochen  tätig  Gewesener.  Diese  Betrachtungen  führen  dann 
unter  Ibnständen  zu  einer  höheren  Bemessung  der  entstandenen  Erwerbs- 
einbuße, als  sie  den  rein  objektiven  Veränderungen  entspricht.  Wir  müssen 
dies  aber  bei  der  Begründung  des  von  uns  vorgeschlagenen  Prozentsatzes 
in  dem  Gutachten  ausdrücklich  erwähnen  und  die  Rente  in  dieser  Höhe 
durch  die  Bezeichnung  als  Schonungs-  oder  Übergangsrente  besonders 
kenntlich  machen.  Dadurch  wird  an  gedeutet,  daß  nach  Ablauf  einer  ge- 
wissen Zeit  eine  Rentenminderung  eintreten  kann,  wenn  nur  die  sonstigen, 
für  uns  zuerst  maßgebenden  Momente  (relative  Frische  des  Falles,  lange 
Arbeitsentwöhnung  durch  zeitraubendes  Heilverfahren)  fortgefallen  sind. 

\on  weiterem  Einfluß  auf  die  Höhe  der  Einschätzung  ist  das  Alter 
und  die  sonstige  körperliche  Unversehrtheit  und  Rüstigkeit  des  Ver- 
letzten. 

x\lte  gebrechliche  Leute  empfinden  die  Wirkung  der  Unfallfolgen 
auf  ihr  Erwerbsleben  schwerer  als  junge  und  rüstige  Leute,  denen  natur- 
gemäß ein  größeres  Anpassungsvermögen  innewohnt  und  denen  ein  weiterer 
Kreis  von  Arbeitsgelegenheit  offen  steht. 

Rentengewährungen  von  weniger  als  10%  finden  nicht  statt.  Eine 
in  so  geringem  Maße  vorhandene  Erwerbseinbuße  macht  sich  im  wirt- 
schaftlichen Leben  nicht  bemerklich. 

Eintretende  Besserungen  im  objektiven  Befunde  erhöhen  die  Erwerbs- 
fähigkeit des  Verletzten  und  ziehen  dementsprechend  eine  Herabsetzung 
der  Rente  nach  sich. 

Aber  auch  bei  gleichbleibendem  objektiven  Befunde  kann  eine  Besse- 
rung in  der  an  die  Unfallfolgen  eingetretenen  Anpassung  und  Gewöhnung 
erblickt  werden.  Die  Verletzungen  machen  eben  eine  klinische,  funktionelle 
und  ^jWii’Ischaftliche^^  Heilung  durch. 

Hebung  der  Erwerbsunfähigkeit  um  5®/o  gilt  nicht  als  Besserung, 
falls  es  sich  dann  nicht  um  einen  endgültigen  Dauerzustand  handelt. 

In  einer  umfangreichen  Arbeit  \mt  Liniger'^)  die  Rechtsprechung  des 
Reichsversicherungsamtes  bei  dauernden  Unfallschäden  in  trefflicher  und 
übersichtlicher  Weise  zusammengestellt. 

Bei  der  Abschätzung  von  Unfallfolgen  an  den  Extremitäten  gehen 
wir  zunächst  von  den  Entschädigungssätzen  aus,  die  für  den  völligen  Ver- 
lust derselben  gewährt  werden.  Der  Verlust  des  ganzen  rechten  iVrnies  be- 
dingt eine  Rente  von  75%,  der  des  linken  eine  solche  von  60”/o.  Her 
eines  Beines  Beraubte  erhält  eine  ßOVoige  Rente.  Diese  Bewertung  bezieht 


0 Düsseldorf  1912,  Verlag  L.  Schwann 
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sich  auf  (len  glatten  Verlust.  Treten  besondeie  Komplikationen  hinzu,  wie 
ungünstige  Beschaffenheit  des  Stumpfes  und  Schmerzhaftigkeit  seiner 
Narben,  so  erhöht  sich  hierdurch  die  zu  gewährende  Rente.  Wir  werden 
also  bei  Beschädigungen  der  Extremitäten  die  Höhe  des  vorhandenen 
Schadens  zahlenmäßig  finden,  wenn  wir  uns  überlegen,  um  wieviel  der 
Verunglückte  nach  Art  seiner  Verletzung  noch  besser  daran  ist,  als  wenn 
er  das  ganze  Glied  verloren  hätte. 

Daß  der  völlige  Handverlust  nur  wenig  günstiger  für  die  Verrichtung 
von  Arbeiten  ist,  als  die  Absetzung  der  gesamten  Extremität,  leuchtet  ein. 
Derartige  Armstümpfe  können  höchstens  in  der  Ellenbeuge  kleine  Lasten 
tragen,  gegebenenfalls  nach  Maßgabe  ihrer  Beschaffenheit  die  gesunde 
Hand  bei  der  Arbeit  durch  Darbieten  eines  Widerlagers  unterstützen. 
Daher  sind  die  Rentengewährungen  bei  Verlust  der  Hand  nicht  viel  ge- 
ringer, als  beim  Armverlust;  sie  schwanken  zwischen  50  und  60 Vo  rechts, 
40  und  50%  links. 

Völlig  verfehlt  ist  es,  je  nach  der  Länge  des  verbliebenen  Armstumpfes 
einen  mehr  oder  minder  günstigen  Zustand  konstruieren  zu  wollen.  Nicht 
die  Länge  des  abgesetzten  Gliedes  wird  entschädigt,  einzig  und  allein  die 
verbliebene  Verwendbarkeit  für  eine  Arbeitsleistung  kommt  in  betracht. 
Hieraus  folgt,  daß  z.  B.  der  Verlust  sämtlicher  Finger  dem  Fehlen  der 
Hand  wiederum  annähernd  gleich  kommt.  Denn  der  bloße  Handteller  ver- 
mag wenig  zu  schaffen. 

Die  von  einem  Verletzten  nach  seiner  Genesung  erreichten  Lohnver- 
hältnisse können  unsere  Abschätzung  gelegentlich  unterstützen,  doch  nie- 
mals derselben  ohne  weiteres  als  Grundlage  dienen.  Es  ist  zu  beachten, 
daß  für  verschiedene  Gewerbe  Mindesttarife  bestehen,  unter  die  die  Arbeit- 
geber auch  bei  einem  etwas  minderwertigen  Arbeiter  nicht  heruntergehen 
dürfen.  Bei  in  Kolonnen  Arbeitenden  kommt  es  vor,  daß  ihre  verringerte 
Leistungsfähigkeit  durch  erhöhte  Leistung  ihrer  Mitarbeiter  wieder  wett- 
gemacht wird  und  sie  den  vollen  Lohn  wie  vollwertige  Arbeiter  verdienen. 

Immerhin  spricht  ein  langdauernder  hoher  Lohnbezug  gegen  eine 
behauptete  wesentliche  Erwerbsbeschränkung. 

Gänzlich  versagt  die  Berücksichtigung  der  angeblichen  Erwerbsver- 
hältnisse bei  Verletzten,  die  sich  einer  anderen  Beschäftigung  zuwenden, 
z.  B.  bei  Portiers  oder  Männern , die  im  Geschäfte  ihrer  Ehefrau  (Näh- 
und  Plättstuben)  sich  weiter  betätigen  oder  einen  Handel  beginnen. 

Den  Einfluß  durch  Unfälle  erregter  innerer  Erkrankung  auf  die  Erwerbs- 
fähigkeit bemißt  man  nach  allgemeinen  Grundsätzen,  indem  man  einen 
nur  noch  zu  leichter  Betätigung  Fähigen  um  66%%,  einen  für  mittel- 
schwere Arbeiten  noch  Verwendbaren  um  50%,  und  jemand,  der  sich  nur 
von  schwersten,  mit  körpei'licher  Anstrengung  verknüpften  Verrichtungen 
fern  halten  muß,  um  oSVgVo  erwerbsbeeinträchtigt  erklären  wird.  Dabei 
ist  im  Auge  zu  behalten,  daß  manche  Kranke  nicht  die  ganze  ihnen  ver- 
bliebene Arbeitsfähigkeit  erschöpfend  ausnutzen  dürfen,  um  einer  Ver- 
schlimmerung ihres  Leidens  vorzubeugen. 


Erwerbseinbuße  durch  Unt'allfolgen  am  Kopf. 


lOP» 


Erwerbseinbuße  durch  Unfallfolgen  am  Kopf  und  an  der 

Wirbelsäule. 


Verletzungen  des  Kopfes  und  des  Gesichtes. 

Die  Woichteilverlctzmio’en  des  Kopfes  und  Gesichtes  setzen  im  all- 
i>eiiieiiien  keine  Erwerbseinbulie , die  nach  13  Wochen  noch  vorhanden  wäre. 

Durch  Verlust  der  Nase  oder  des  Ohres,  durch  ausgebreitetc  Ver- 
brennungsnarben, durch  Lähmung  des  Gesichtsnerven  kann  eine  Ent- 
stellung herbeigeführt  werden,  die  die  Angebotsfähigkeit  der  davon  Be- 
troffenen auf  den  allgemeinen  Arl)eitsmarkt  beschränkt.  Hierfür  sind 
wiederholt  Kenten  von  10 — in  Fällen,  wo  eine  abstoßend  wirkende 
Entstellung  zurückblieb,  die  ein  gemeinschaftliches  Arbeiten  mit  anderen 
ausschloß,  Kenten  bis  75  und  lOOVo  gewährt  worden. 

Nach  ungünstig  verheilten  Kieferbrüchen,  die  den  Kauakt  und  damit 
die  Ernährung  beeinträchtigen,  sind  Kenten  von  20— 25Vo  wegen  der 
modifizierten  Ernähr ungSAveise  am  Platze. 

Der  Verlust  einzelner  Zähne  Avird  nicht  entschädigt.  Beim  Tragen  eines 
künstlichen  Gebisses  rechtfertigt  sich  mit  der  Zeit  die  Annahme  einer  Ge- 
Avöhnung,  Avie  folgende  Entscheidungen  des  Keichsversicherungsamtes  er- 
geben : 


Bescliädigung  melirerer  Zähne.  Keine  Erwerhseinbuße. 

Die  20  Jahre  alte  Dienstmagd  B.  erlitt  am  2.  April  1906  einen  Unfall, 
durch  den  sie  einen  Schneidezahn  des  Oberkiefers  verlor,  während  drei  andere 
Zähne  des  Oberkiefers  gebrochen  und  einige  Zähne  des  Unterkiefers  gelockert 
Avnrden.  Ihr  Entschädigungsanspruch  Avurde  zurückgewiesen,  weil  die  Erwerbs- 
fähigkeit der  Verletzten  durch  die  Folgen  des  Unfalles  nicht  beeinträchtigt 
Avorden  sei.  Das  Schiedsgericht  sprach  ihr  dagegen  eine  Teilrente  von  lOo/o  zu, 
indem  es  annahm,  daß  durch  die  Beschädigung  der  Zähne  der  Kauakt  beein- 
trächtigt Averde,  die  Verletzte  also  zum  Essen  längere  Zeit  benötige,  auch  die 
Zahnlücken  das  Aussehen  der  Klägerin  ungünstig  beeinflussen,  ein  Umstand,  der 
])ei  jugendlichen  weiblichen  Personen  immerhin  geeignet  sei,  ihr  P'ortkommen,  ins- 
besondere ihre  Versorgung  durch  Verheiratung,  zu  gefährden.  Hierauf  entschied 
das  Reichsversicherungsamt : 

Die  Folgen  der  Verletzung,  Avelche  die  Klägerin  am  2.  April  1906  durch 
Hufschlag  eines  Pferdes  erlitten  hat,  bestanden  nach  dem  Cfutachten  des  Dr.  8. 
vom  5.  Juli  1906  lediglich  darin,  daß  sie  einen  Schneidezahn  des  Oberkiefers  ver- 
loren hatte  und  daß  drei  andere  Zähne  des  Oberkiefers  gebrochen  und  einige 
Zähne  des  Unterkiefers  teihveise  gelockert  waren.  Der  Sachverständige  nahm  an, 
daß  es  sich  lediglich  um  einen  Schönheitsfehler  handle,  der  eine  Beschränkung 
der  Erwerbsunfähigkeit  nicht  verursachen  könne.  Diese  Auffassung  ist  für  zu- 
treffend zu  erachten.  Nach  § 8 LUVO.D  AAÜrd  eine  Unfallentschädigung  nicht  für 
jede  Körperverletzung,  sondern  nur  dann  geAvährt,  Avenn  die  Verletzung  eine  Ein- 
buße an  Erwerbsfähigkeit  herbeigeführt  liat.  Daß  diese  Voraussetzung  im  vor- 
liegenden Falle  zutrifft,  kann  nicht  anerkannt  Averden 
Kauen  Besclnverden  hat  und  etAvas  langsamer  kauen  muß. 


Wenn  die  Klägerin  beim 
als  andere  Arbeiter 


mit  gesundem  Gebiß,  so  ist  daraus  noch  nicht  zu  folgern,  daß  sie  in  ihrer  Er- 
AA^erbsfähigkeit  geschädigt  ist.  Es  erscheint  namentlich  nicht  glaubhaft,  daß  die 
Klägei’in,  Avie  sie  im  Bekurse  behauptet,  Avegen  des  langsameren  Kauens  nicht 


0 Entspricht  dem  § 930  R.  V.  0. 
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iiustaiKb'  sc'iii  sollte',  während  (1(0‘  ihr  f^ewährten  Arbeitspause']!  ehe  eo-forelerliche' 
Nahrung  zn  sich  '/n  nehmen,  nnel  elab  sie  infolgeelesse'ii  einer  üntoi'oi’nährang  und 
eine']-  Verininderiing  ihrer  Leistnngsfähigke'it  ansgeesetzt  wäre'.  Wenn  in  dieser  J>e- 
ziehnng  in  eler  erste'ii  Ze'it  nach  eleni  Unfall  en’hebliche  Ihischwerelen  hestanden 
hahem  mögen,  so  ist  eh)ch  nach  eh'r  Fe'ststelliing  eles  l)r.  S.  anznnelimen,  eiaß  sie 
im  Laute  eler  erstem  18  Woche'ii  elni’ch  (fe^wöhnung  im  we'sentlichen  beseitigt 
waren.  Ks  ist  ancli  nicht  wahi'scheinlich,  eiaß  elie  Klägerin  wegen  eles  in  der  Be?- 
schädigung  ihre's  (iebisses  lie'ge'iidem  Schönlieitsfehlers  leei  iln-er  Ih'we'rlning  um 
eine'  Arlee'itsste'lle  ii'ge'iielwmlche  Schwierigkedten  hahen  könnte  oder  daß  sie  sich 
gar  mit  e'inemi  geu'ingerem  fjohne  be^gnügen  müßte'.  Ob  elie  Zahnlücke  ihre  ^'er- 
hedratnng  erschwert,  ist  hier  unerhehlich,  ela  eine  solche  Krschwerung  als  eine 
Beschränkung  ihrer  „Erwerhsfähigkeit“ , elie  nach  dem  Gesetze  allein  in  Betracht 
kommt,  nicht  gelten  könnte.  Hiernach  wurde  elie  Gewährung  einer  Unfallent- 
schädigung alegelehnt. 


Gewöhmmg  an  das  Tragen  eines  künstlichen  Gebisses. 

ßentenaiifhebiing. 

Der  Heuer  1).  erlitt  am  6.  September  1902  eine  große  Wunde  am  LTnter- 
kiefer,  einen  komplizierten  Bruch  des  Unterkiefers,  einen  Schädelbruch  und 
Kippenbrüche.  Als  dauernde  Unfallfolge  verblieb  der  Verlust  von  18  Zähnen, 
welche  durch  ein  dem  1).  bewilligtes  künstliches  Gel)iß  ersetzt  wurden.  Seit  dem 
1.  August  1907  bezog  D.  noch  eine  Teilrente  von  lO^o,  deren  Aufhebung  die  BG. 
am  6.  August  1908  beantragte,  weil  der  Verletzte  sich  an  den  Gebrauch  des 
künstlichen  Gebisses  völlig  gewöhnt  habe  und  deshalb  nach  ärztlicher  Ansicht 
nicht  mehr  in  seiner  Erwerbsfähigkeit  beschränkt  sei.  Das  Schiedsgericht  wies  diesen 
Antrag  mit  Rücksicht  auf  den  erheblichen  Zahndefekt  zurück,  während  das  Keiclis- 
versicherungsamt  ihm  stattgab.  Gründe: 

Nur  eine  Schmälerung  der  Erwerbsfähigkeit  von  weniger  als  lO^/o  kann  im 
vorliegenden  Falle  noch  in  Frage  kommen.  Nach  dem  übereinstimmenden  Urteil 
des  Dr.  A.  und  des  Dr.  K.  bestehen  die  Folgen  des  Unfalles  vom  6.  September  1902 
nur  noch  in  den  geringfügigen  Unbeciuemlichkeiten,  die  mit  der  Benutzung  auch 
eines  gutsitzenden  künstlichen  Gebisses  immer  verbunden  zu  sein  pflegen.  Daß 
dieses  Urteil  zutrifft,  ist  um  so  überzeugender,  als  schon  zu  der  Zeit,  als  durch 
das  Urteil  des  Reichsversicherungsamtes  vom  31.  Januar  1906  die  Unfallent- 
schädigung  mit  einer  Teilrente  von  20®/o  bestätigt  wurde,  nach  den  damals  vor- 
liegenden ärztlichen  Gutachten  angenommen  werden  mußte,  daß  die  Unfallfolgen 
im  wesentlichen  nur  noch  in  Kaubeschwerden  bestanden,  die  weiteren  Körper- 
schädigungen aber  keine  wesentliche  Beeinträchtigung  mehr  verursachten.  Wenn 
nun  nach  der  Lieferung  eines  neuen  und  zufolge  sachverständigem  Urteil  gut- 
sitzenden künstlichen  Gebisses  die  Rente  vom  1.  August  1907  ab  entsprechend 
dem  ärztlichen  Vorschläge  auf  lO^/o  mit  Rücksicht  darauf  festgesetzt  worden  ist, 
daß  sich  D.  an  den  Gebrauch  des  neuen  Gebisses  noch  werde  gewöhnen  müssen, 
so  erscheint  es  durchaus  einleuchtend,  daß  nach  einjähriger  Gewöhnung  an  den 
Gel)rauch  nur  noch  Unhefpiemlichkeiten,  die  keinen  meßbaren  Schaden  mehr  dar- 
stellen, von  dem  künstlichen  Gebisse  verursacht  werden. 


Eiteraiisammliiiig  in  der  Kieferhöhle  und  Tod  au  eitriger  Gehirn- 
entzündung nicht  Folge  einer  Kopfverletzung. 


Vorgeschichte. 

Der  damals  30jährig(^  Arbeiter  J.  W.  erlitt 
einen  Betriebsunfall,  daß 
ihn  nunnu'hr,  als  er  sich  wiediu'  aufraffh',  die  Deichsc'l  des  VTigens  lu'ini  Zurück- 
schiK'llen  an  der  linken  Kopfseih^  traf. 


am  29.  Januar  1903  dadurch 
er  heim  Schieben  eines  Handwagens  zu  Boden  fiel  und 


Erwerbseiiibußc  durch  Uiifallfolgcii  am  Kopf. 


lOf) 


Dr.  .1.  stollti'  am  30.  daimav  1903  au  <lor  ^otroffoiioii  SK'llo,  (bau  liiikcui 
Soit('mvamlb('in,  ('imm  kloiiioii  niutuvjiiub  unti'V  der  llautO'st.  I'atioiit  war  loiclit  bo- 


uomnuMi 


und 


wios  gorinj^o  Auzi'iclu'ii 


\’ 


Oll  Ooliiruers(diüttoriiiiü’  auf.  Er  klagtu 


foriior  über  horaligesotzb'  llörfähigkidt  d(^s  liuk(‘u  Oliros,  doch  war  hier  kidii  ab- 
normer lUduiul  zu  ('rlu'beii. 

Ilemorkt  soi,  daß  W.  nach  dem  Uufallc'.  das  Ik^wußtsoiii  nicht  verloren  und 
nicht  erhrochen  hat,  daß  er  vielmehr  zunächst  auf  die  Verletzung  nicht  achtete 
und  erst  am  nächsten  Tage  die  Unfallstation  anfsuchte.  AV.  wurde  6 Wochen  in 
seiner  AVohnung  behandelt  und  am  19.  März  1903  einem  Sanatorium  überwiesen. 

.\m  27.  April  1903  stellte  Dr.  d.  mit  den  Ärzten  des  Sanatoriums  fest,  daß 
sich  der  Zustand  AA  .’s  w('sentlich  gebessert  habe,  daß  insbesondere  die  bisher  so 
lästigen  Kopfschmerzen  verschwunden  wären  und  nur  noch  gelegentlich  schwach 
aufträten. 

Am  30.  Alai  1903  wurde  AV.  aus  dem  Sanatorium  entlassen.  Ini  Sanatorium 
wurde  festgestellt:  Infolge  von  Ilornhauttiecken  rechts  ^/7 — , links  nur  die 
Hälfte  der  Sehschärfe,  (lesichtsfeld  und  Augenhintergrund  normal.  Deidcu’seits 
alte  abgelaufene  Alittelohrentzündung  mit  vielen  Narlien  und  Herabsetzung  der 
Hörfunktion,  beiderseits,  links  mehr  als  rechts.  Hinzugesetzt  ist:  „der  vor  der  A'er- 
letzung  schon  hestehende  Ohrhefund  würde  die  Herabsetzung  der  Hörfunktion 
schon  erklären. Der  objektive  Defund  bezüglich  eines  Gehirn-  oder  Nervenleidens 
konnte  als  negativ  bezeichnet  werden. 

Es  wurden  infolge  leichter  Blutkreislaufstörungen  im  Schädelinneren  noch 
Kopfschmerzen  und  Unbehagen  heim  Bücken  und  Aufrichten  für  glaubhaft 
'erachtet.  Die  Erwerbseinbuße  wurde  auf  geschätzt,  weil  AV.  noch  schwere 

und  langdauernde  Arbeit,  sowie,  solche,  hei  der  häufiges  Bücken  erforderlich  war, 
meiden  mußte.  Der  Zustand  wurde  von  den  Ärzten  als  besserungsfähig  bezeichnet. 
Im  Juli  1903  schätzte  Dr.  F.  die  Erwerbsunfähigkeit  auf  50o/o,  weil  AV.  sich  in 
einem  großen  körperlichen  Schwächezustand  befand. 

Im  schiedsgerichtlichen  Termin  vom  15.  September  1903  wurde  dem  AA'. 
eine  Rente  von  öO^/o  zugesprochen,  nachdem  die  Ehefrau  erklärt  hatte,  ihr  Mann 
leide  seit  mehreren  Vlonaten  an  Nervenanfällen,  die  sich  besonders  nachts  ein- 
stellten und  ihn  zeitweise  geistesgestört  machten.  Im  März  1905  wurde  bei  AA'., 
der  wieder  zum  alten  Lohnsatz,  wie  vor  dem  Unfall  arbeitete,  eine  wesentliche 
Besserung  des  Allgemeinzustandes  festgestellt.  Die  Rente  wurde  auf  20o/q  herab- 
gesetzt Berufung  hat  AA".  nicht  eingelegt. 

Mit  dem  1.  Alai  1906  wurde  die  20o/oige  Rente  aufgehol)en.  Die  gegen 
diesen  Aufhebungshescheid  eingelegte  Berufung  wurde  vom  Schiedsgericht  am 
2.  Juli  1906  zurückgewiesen.  Rekurs  wurde  damals  nicht  eingelegt.  5 Jahre  später, 
am  30.  Juli  1911,  ist  AA".  an  „Gehirnhautvereiterung“  gestorben.  Die  Klinik  für 
Ohrenkranke  berichtet , daß  AV.  an 
nach  eitriger  Erkrankung  der  Kieferhöhle  gestorben  ist. 

Die  Krankenkasse  meldet,  daß  AA".  am  21.  Juli  1911  an  Kieferhöhleneiterung 


einer  eitrigen  Entzündung  der  Augenhöhle, 


erkrankte 


vorher  ist  eine  derartige  Erkrankung  nicht  nachgewiesen. 


Bis  dahin 


hatte  AA".  mit  geringen  Unterbrechungen  in  einer  Brauerei  in  Beschäftigung  ge- 
standen. 

Die  Ehefrau  berichtet,  ihr  Mann  sei,  wenn  er  aufgeregt  wurde,  wie  geistes- 


abwesend gewesen. 


Er  hätte  auch  eine  neue  Stellung  angenonmien  und  die  mit 
dieser  Stellung  verl)undenen  Aufregungen 

2 Jahren  sei  er  wöchentlich  1 


hätten  zu  seinem  Leiden  l)eigctragen. 


-2mal  von  Dr.  S.  wegen  Schwer- 


in den  letztfui  3 aanren  sei 
hörigkeit  behandelt  worden.  Frau  \V.  bezieht  auch  diese  auf  den  Unfall.  Auch 
wur  len  zuletzt  Kieferspülungen  vorgenommen,  weil  A\".  seit  langer  Zeit  an  einem 
furchtbar  stinkenden,  aus  der  Nase  ahlaufenden  Eiter  litt.  Am  25.  Juli  wurde  AA". 
operiert.  Die  eitrige  Entzündung  der  Kieferhöhle  ist  laut  Brief  des  Dr.  Sch.  am 
17.  Februar  1904,  also  über  ein  Jahr  nach  dem  Unfälle,  zuerst  konstatiert 
worden.  Nach  ('iinu’  Alitteilung  des  Dr.  S.  ist  das  Nasenleiden , das  vom  Patienten 
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erst  »Tahre  nacli  dem  Unfall  verspürt  worden  ist,  als  völlig  unabhängig  von 
dem  erlittenen  Unfall  anzuseben.  Die  Klinik  für  Ohrenkranke  verneint  auf  Grund 
dieser  Angaben  und  des  erhobenen  Befundes  den  Zusammenhang  zwischen  Tod 
und  Unfall. 

Begutachtung. 

Bei  dem  Unfall  ist  bei  W.  eine  Blutung  aus  dem  Mund,  Nase  oder  Ohr,, 
ein  Oberkieferbruch  o.  dgl.  nicht  festgestellt  worden.  Es  ist  also  auszuschließen, 
daß  damals  eine  Infektion  der  Kieferhöhle  durch  aus  dem  Naseusekret  eindringende 
Eitererreger  stattgefunden  hat.  Ein  derartiger  Krankheitsprozeß  hätte  auch  dem 
ersthehandelnden  Arzte  nicht  entgehen  können.  Nun  hat  IT’of.  B.  festgestellt,  daß 
schon  vor  dem  Unfall  eine  abgelaufene  eitrige  Mittelohrentzündung  bestand,  da 
sich  alte  Narben  zeigten. 

Das  Ohrenleiden  ist  also  durch  den  Unfall  nicht  hervorgerufen  worden: 
eine  Verschlimmerung  desselben  ist  auch  durch  den  Unfall  nicht  bedingt  gewesen, 
da  keine  diesbezüglichen  Feststellungen  von  den  erstbehandelnden  Ärzten  gemacht 
worden  sind. 

Die  Unfallfolgen  l)estanden  in  rein  funktionellen  Störungen  nervöser  Art,. 
ein  materielles  Leiden  ist  nicht  nachgewiesen  worden. 

\V.  selbst  hat  auch  sein  Nasen-  und  Ohrenleideu  nicht  auf  den  Unfall  be- 
zogen, sonst  hätte  er  gegen  das  die  Rente  aufhebende  Schiedsgeiächtsurteil  Rekurs 
eingelegt  und  hätte  in  den  Jahren  1906 — 1911  einmal  eine  Verschlimmerung  an- 
gemeldet. Den  Ärzten  der  Berufsgenossenschaft  hat  W.  von  seinem  Nasen-  und 
Kieferleiden  keine  Mitteilung  gemacht.  Nach  Art  des  Unfalles,  nach  den  Berichten 
des  Dr.  Sch.,  des  Dr.  S.  und  der  Äußerung  der.  Klinik  für  Ohrenkrauke  steht 
daher  das  Nasen-,  Kieferhöhlen-  und  Gehirnleiden  mit  dem  Unfall  in  keinem 
ursächlichen  Zusammenhang.  Ungefähr  am  20.  Juli  1911  ist  dann  der  bei  AV.  vor- 
handene eitrige  Kieferhöhlenkatarrh  aufgetiammt,  sei  es,  daß  neue  Eitererreger 
in  den  vorbereiteten  Boden  der  Kieferhöhle  drangen,  sei  es,  daß  die  alten  dort 
nistenden  Eitererreger  plötzlich  einen  höheren  Grad  von  Giftigkeit  erhielten.  Die 
häutigste  Ursache  derartiger  Kieferhöhleneiterungen  ist  eine  Zahnerkrankung  oder 
eine  Influenza;  ja  ein  Schnupfen  kann  sie  gelegentlich  erzeugen. 

Der  in  der  Kieferhöhle  befindliche  Eiter  kann  nun  leicht  in  die  über  ilir 
liegende  Augenhöhle  auf  dem  Wege  der  Lymph-  und  Blutbahn  gelangen,  von  hier 
aus  findet  er  dem  Verlauf  der  Vena  ophthalmica  folgend  leicht  den  Eingang  in 
die  Schädelhöhle,  wo  er  dann  eine  eitrige  Gehirnhautentzündung  mit  tödlichem 
Ausgange  veranlaßt.  Es  bedarf  hierzu  keiner  äußeren  Gewalteinwirkung,  nament- 
lich aber  ist  eine  über  5 Jahre  zurückliegende  Gewalteinwirkung,  die  nur  das 
äußere  Schädeldach  betraf,  nicht  imstande,  einen  solchen  Vorgang  auszulösen. 

Ich  schließe  mich  daher  der  Auffassung  der  Ohrenklinik  an  und  ge- 
lange zu  dem  Schlüsse:  es  ist  weder  mit  Sicherheit  noch  mit  ausreichender  AVahr- 
scheinlichkeit  anzunehmen,  daß  der  Tod  des  AV.  mit  dem  Betriebsunfall  vom 
29.  Januar  1903  im  mittelbaren  oder  unmittelbaren  ursäclüichen  Zusammen- 
hang steht. 

Hiernach  wurden  die  Hinterbliebenenrentenansprüche  rechtskräftig  abgelehnt. 


Eitriger  Kiefer-^  Stirnliölilen-  und  Mittelohrkatarrli  nicht  Folge 

einer  Kopfverletzung. 

Eigene  Angaben  des  A’erletzten. 

„Bewußtlos  bin  ich  nach  der  Kopfveidetzung  am  3.  Alai  nicht  geworden, 
habe  die  Arbeit  bis  16.  Mai  nicht  ausgesetzt.  Am  17.  Alai  Avurde  ich  von  Dr.  B. 
krank  geschrieben.  Ich  bestreite,  daß  ich  an  Influenza  erkrankt  war. 

Ich  leide  an  Kieferhöhlenerkrankung.  Ich  habe  furchtbare  innere  Kopf- 
schmei’zen  und  muß  Eiter  spucken,  der  anscheinend  aus  dem  Bachen  kommt.'’ 


Krwerbseinbußc  diircli  Uiifallfolgeii  am  Ivopf. 
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niaß  aussohonder  Mann  von  30  dabron  in  gutoin  Krnähningsziislando,  der 
das  Prüt'nngswort  ,,i\Iuinps“  mit  g(‘stopfter  Nasenstimino  spi’iclit. 

Herz  lind  Lunge  lassen  anl’K'r  bdclitein  nronclnalkataiTh  ki'ine  krankhafte 
Veränderung  erkennen. 

Ls  besteht  keine  gesteigerte  mecbanisclie  Muskelern'gbarkeit:  (‘s  liostebt 
kein  unnatürliches  Nachröten  der  Haut.  Hauchdecki'u-,  Hoden-,  Kniesidinenretlexe 
sind  in  normaler  Weise  auszulösim. 

Das  rechte  Trommelfell  zeigt  eine  grobe  Perforation.  Das  linke  zeigt  Trü- 
bung, Verdickung  und  Linziehung.  Das  Gehör  ist  rechts  stark  h('rahg(\setzt.  Das 
innere  Ohr  ist  beiderseits  gesund. 

Die  Kopfhaut  ist  für  Derührung  ühermnpfindlich.  Die  linke  Nasenhöhle  be- 
herbergt grauglänzende,  von  oben  herahhängende  Geschwülste  (J‘olypen).  Die  linke 
Nasenatmung  ist  behindert.  Die  Muscheln  der  rechten  Nasenhälfte  zeigen  Opera- 
tionsnarhen. 

Druck  auf  den  linken  Oberkiefer  ist  schmerzhaft,  Druck  auf  die  Stirn- 
höhlengegend ist  schmerzhaft. 

l'on  seiten  der  Gehirnnerven  bestehen  keinerlei  Störungen. 


Heg  ut  ach  tung. 

S.  leidet  an  Stirn-  und  Kieferhöhlenkatarrh,  Herabsetzung  des  Gehörs 
durch  Zerstörung  des  rechten  Trommelfelles,  Behinderung  der  Nasenatmung  durch 
Polypen  in  der  linken  Nasenhälfte  sowie  an  einer  Überemptindlichkeit  der  Kopf- 
haut. Alle  diese  die  Lrwerhsfähigkeit  schwer  beeinträchtigenden  Erscheinungen 
fügen  sich  zwanglos  in  das  Krankheitshild  einer  Influenza,  an  der  S.  nach  Aus- 
kunft des  Dr.  B.  am  17.  Mai  1906  erkrankt  gewesen  sein  soll.  Die  von  Dr.  B. 
aufgeführten  Krankheitszeichen,  Husten,  Schnupfen,  Fieber,  allgemeine  Glieder- 
und  Kopfschmerzen  lassen  die  Diagnose:  Influenza  als  zweifellos  erscheinen.  Ge- 
stützt wird  diese  Diagnose  durch  die  Komplikationen  (Mittelohrkatarrh,  Stirn- 
höhlen- und  Kieferhöhlenkatarrh),  die  sich  — wie  außerordentlich  häutig  zu  be- 
obachten — bei  S.  an  seine  Erkrankung  angeschlossen  haben.  Diese  Erscheinungen 
erklären  ihrerseits  die  geklagten  Beschwerden,  Kopfschmerzen,  Luftmangel  in  so 
ausreichender  Weise,  daß  nach  einer  anderen  Ursache  nicht  geforscht  zu  wer- 
den braucht. 

Prüft  man  gleichwohl  die  Frage,  ob  der  von  S.  behauptete  Unfall  vom 
3.  Mai  1906  (Stoß  mit  dem  Kopf  gegen  eine  Tür)  imstande  gewesen  wäre,  die 
von  ihm  geäußerten  Beschwerden  auszulösen,  so  ist  dies  entschieden  zu  verneinen. 
Seihst  eine  schwei'e  Gehirnerschütterung  ist  nicht  imstande,  Katarrhe  der  Neben- 
höhlen des  Schädels,  die  auf  infektiöser  Ursache  beruhen,  zu  erzeugen.  Außer 
durch  Induenza  Aväre  die  Vlöglichkeit  solcher  Katarrhe  nur  gegeben,  wenn  S.  einen 
Schädelhruch  erlitten  hätte,  bei  dem  durch  Sprünge  und  Einrisse  eine  abnorme 
Kommunikation  zwischen  der  unter  Umständen  mit  ansteckendem  Material  gefüllten 
Nasenhöhle  und  den  später  erkrankten  Nehenhöhlen  geschaffen  worden  wäre.  Ein 
solcher  Schädelhruch  macht  so  schwere  Erscheinungen,  daß  ein  unmittelhares 
Auf  gehen  der  Arbeit  unbedingte  Folge  sein  muß.  Etwas  derartiges  wurde  im  vor- 
liegenden Falle  nicht  beobachtet,  wird  auch  vom  Kläger  nicht  hehauptd. 

Seihst  unter  der  Voraussetzung  der  Bichtigkeit  des  vom  Kläger  behaup- 
teten Unfalles  und  unter  der  Annahme,  daß  letzterer  ein  viel  schwererer  gewesen 
wäre,  als  Kläger  selbst  behauptet,  ist  nicht  mit  Sicherheit,  aber  noch  nicht  ein- 
mal mit  ausreichender  Wahrscheinlichkeit  anzunehmen,  daß  das  hei  dem  Kläger 
bestehende  I.eiden  durch  den  Unfall  am  3.  Vlai  1906  hervorgerufen  oder  wesent- 
lich verschlimmert  worden  ist. 

Der  Unfall  vom  3.  Mai  1906  hat  also  hei  dein  Kläger  keine  Folgen  hinter- 
lassen. 
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Kläger  ist  (bilu‘r  iiilolge  dos  Uiiftilles  seit  dom  8.  August  1906  um  nichts 
in  s('inor  Krworbsfühigkoit  booiuträchtigt  gowosou  und  gogonwcürtig  um  niclits  bo- 
ointrächtigt. 

Absolut  ist  S.  in  soinor  Krworbsfühigkoit  schwor  geschädigt.  Ks  kommt 
nach  Aufhöron  der  Krankonkassonloistungon  unter  Umständen  die  Gewährung  der 
Krankonronto  in  Uotracht. 

l)i(>  Unfallrontonanspriicho  d(?s  Klägers  wurden  hiernach  r(‘chtskräftig  ;^urück- 
gewiesen. 


Plötzliclier  Tod  nicht  Folg’6  einer  yor  Jahresfrist  erlittenen  Kopf- 

qnetschung. 


0 !•  g e s c h i c h t e. 


Der  57jährige  Droschkenkutscher  11.  M.  starb  gan'/  plötzlich  am  2.  April 
1908,  morgens  4 Uhr.  Er  tiel  anscheinend  bereits  tot  vom  Kutscherbock.  Ärzt- 
licherseits wurde  zunächst  das  Yorliegen  eines  Herzschlages  angenommen.  Da  die 
Ehefrau  indes  behauptete,  es  habe  sich  um  einen  Gehirnschlag  handeln  müssen, 
der  mit  einem  früheren  Unfall  des  M.  in  ursächlichem  Zusammenhang  stehe, 
wurde  eine  Sektion  der  exhumierten  Leiche  vorgenommen. 

Am  25.  März  1907  hatte  M.  gelegentlich  eines  Zusammenstoßes  seiner 
Droschke  eine  starke  Quetschung  der  linken  Kopf-  und  Gesichtshälfte  davonge- 
tragen. 

M.  hatte  während  des  Lebens  über  2 Zentner  gewogen. 

Aus  dem  Sektionsbefund  ist  folgendes  hervorzuheben; 


1.  Die  Leiche  gehört  einem  56  Jahre  alten  Manne  an,  sie  ist  163  cm  lang, 
übermäßig  korpulent.  Wuchs  regelmäßig. 

2.  Hautfarbe,  trotzdem  die  I.eiche  schon  24  Tage  alt  ist,  doch  noch  recht 
frisch,  vorn  graugelblich,  hinten  fleckig  rot;  nirgends  freies  Blut  im  Gewebe. 

3.  Am  Schädel  finden  sich  3 kleine  Verletzungen: 

a)  4 cm  über  dem  linken  Augenbrauenbogen  liegt  an  der  Stirnliaut  eine 
bräunliche  Hautvertrocknung  mit  ganz  minimalem,  kaum  1 mm  tiefem 
Bluterguß  ins  Unterhautgewebe. 

h)  6 cm  über  dem  linken  Ohr  liegt  ebenfalls  eine  pfenniggroße,  rundliche 
Hautvertrocknung;  hier  ist  der  Bluterguß  etwas  größer,  aber  auch  nur 
1 — 2 mm  stark. 

c)  8 cm  oherhalb  des  rechten  Ohres  liegt  in  der  Kopfschwarte  ein  zwei- 
niarkstückgroßer,  flächenhafter  Bluterguß  in  den  tiefen  Schichten  der 
Kopf  schwarte. 


4.  ln  den  Kopföffnungen  kein  fremder  Inhalt. 

5.  D('r  Hals  wie  gewöhnlich  beweglich. 

6.  Die  weichen  Schädeldecken  sind  innen  graurötlich,  mit  einzelnen  punkt- 
förmigen Blutaustritten;  andere  AVrletzungen,  namentlich  älteren  Datums,  nach 
denen  der  Schädel  besonders  abgesucht  wird,  finden  sich  nicht. 

7.  Knochenhaut  und  Schädeldach  unversehrt. 

8.  Die  harte  Hirnhaut  ist  sehr  derb  und  seimig,  innen  etwas  rötlich  ge- 
strichelt. 


9.  Die  weiche  Hirnhaut  ist  diffus  milchig  getrübt  und  ziemlich  derb, 
Gefäße  sind  mittelstark  g('füllt. 

10.  Zwischen  den  Hirnhäuten  liegt  nirgends  eine  Spur  von  Blut. 

11.  Die  Gefäße  der  Gehirnbasis  sind  zartwandig. 

12.  Die  Blutleit('r  am  Schädelgrund  sind  ziemlich  stark  gefüllt. 

13.  Knochen  dort  ganz  unversehrt. 

14.  Das  Fettpolster  am  Stamm  ist  bis  5Qo  cm  dick. 


ihre 
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15.  J^eido  Lungen  sind  seitlich  und  hinten 


ausgedehnt 


und  fest  mit  der 

Lrnstwand  verwachsen. 

16.  LrnstfellsäcUe  leer;  die  laingen  füllen  die  Hrnstfellsäcke  zu  ans. 

17.  Das  Herz  von  der  Größe  der  Faust  der  Leiche,  stark  mit  Fett  be- 
wachsen. Seine  Vorhöfe  sind  strotzend  mit  flüssigem  und  halbgeronnenem  Dl  nt 
gefüllt,  auch  in  beiden  Kammern  liegt  sehr  viel  Jllnt.  Die  Vorhoföffnnngen  von 
gewöhnlicher  Weite:  Schlagaderklappen  schlnßfähig.  Klappen-  und  Innenhant  in- 
takt. Herzheisch  braun,  es  erscheint  auf  frischen  Schnitten  durch  den  Zapfen- 
nmskel  etwas  geheckt. 

18.  Nach  Herausnahme  des  Herzens  sammeln  sich  aus  den  großen 


Brust-  und  Halsgefäßen  noch  mindestens  200  cm^ 
Blutes. 


gen  und  hall)geronnenen 


19.  Die  linke  Lunge  hat  stellenweise  fettigen  Überzug;  sie  ist  sehr  schwer; 
ihre  Farbe  blaurot,  ihr  Luftgehalt  erscheint  etwas  vermindert,  jedoch  nirgends 
aufgehoben;  Durchschnitte  sind  glatt  und  gleichmäßig  tief  dunkelblaurot;  es  kommt 
sehr  viel  Blut  und  sehr  viel  Schaum  zum  Vorschein. 

20.  In  den  Imftröhrenästen  beider  lamgen  liegt  außerordentlich  viel  zäher, 
gelblicher  Schleim:  Schleimhaut  dunkelrot. 

21.  Zunge  und  Mandeln  unversehrt. 

22.  Der  Kehlkopfdeckel  steht  in  Erstickungsstellung. 

23.  Die  Brustschlagader  enthält  sehr  viel  Blut;  Innenwand  wenig  gelblich 
geheckt. 

24.  Die  Leber  graurot,  Läppdienzeichnung  deutlich.  Die  Messerklinge  be- 
schlägt mit  Fett;  das  Organ  ist  mäßig  blutreich. 

25.  Das  Gekröse  ist  ungemein  fettreich. 

26.  Skelett  des  Kumpfes  und  der  Glieder  unversehrt. 

Auf  Grund  dieses  Befundes  gelangte  der  Obduzent  zu  folgendem  Gut- 
achten; 


1.  Die  Leiche  dieses  Mannes  war  noch  wohl  erhalten,  so  daß  sich  so  viel 
sagen  läßt,  daß  ein  Tod  durch  eine  Schädel-  oder  Gehirnverletzung  nicht 
vorliegt. 

2.  Die  in  Xr.  3 erwähnten  oberhächlichen  Verletzungen  am  Schädel  waren 
sämtlich  nur  von  untergeordneter  Bedeutung. 

3.  Was  die  Todesursache  des  M.  ist,  läßt  sich  vorläuhg  nicht  genau  sagen; 
obwohl  die  inneren  Organe  gut  erhalten,  Avaren  sie  es  doch  nicht  in  dem  Grade, 
daß  sie  eine  sofortige  Begutachtung  zuließen;  es  sind  deshalb  Teile  von  Lungen, 
Herz  und  Niere  zur  mikroskopischen  Untersuchung  zurückbehalten  worden.  Erst 
nach  Beendigung  dieser  LTntersuchung  kann  ein  ganz  sicheres  Urteil  über  die 
Todesursache  abgegel)en  werden.  Vermutlich  ist  M.  infolge  der  beschriebenen  er- 
heblichen Veränderungen  an  Herz,  Lungen  und  Luftröhre  gestorben. 

Die  genauere  Untersuchung  der  zurückbehaltenen  Teile  ergab,  daß  sidi  am 
Herzen  eine  ziemlich  beträchtliclie  braune  Atropliie  (übermäßige  Aldagerung 
brännliclier  Farbstoffschollen  in  die  zelligen  Elemente  des  Herzens)  vorfand. 

Hierauf  wurde  folgendes  definitive  Gntacliten  abgegeben; 

Bei  diesem  hochgradig  fettleilngen  Manne  fand  sicli  an  den  weicluMi  Schädel- 
decken (une  Keilie  von  punktförmigen  Blutaustritten.  Die  Vorliöfe  d('s  Ihu'zens 
Avaren  strotzend  mit  flüssigem  und  lialbgeronnenem  Blut  gefüllt  und  auch  in  den 
Ijeiden  Kammern  Avar  sehr  viel  Blut. 

Außerdem  waren  beide  Lungen  sehr  blutreich  und  auch  selir  schaumreich 
(ödematös)  und  in  beiden  Jmftröhrenästen  lag  außi'rordentlich  viel  zälu'r  geli)licher 
Schleim  und  die  Schleimhaut  war  dunkeli’ot,  auch  die  Gefäße  voi‘  der  Wirbel- 
säule (mthielten  sehr  viel  Blut. 

Alle  diese  Festst('llungen  beAveisen,  daß  M.  unter  Erstickiings('rscheinungen 
verstorben  ist.  Die  übermäßige  Blutfülle  d('i’  4 Höhlen  des  Herzens  nnd  der  große 
Blutreichtnm  und  der  sehr  beträchtlicln^  Schaumg('halt  d('r  Lungen  und  die  D('rb- 
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dos  M. 

heißt, 

licher 


heit  d(‘r  Nieren  in  Verbindung-  mit  dem  Illutreiclitiim  di(5ser  Organe  sind  eben 
die  wichtigsten  Merkmale,  die  den  Tod  durcli  Erstickung  kennzeichnen.  Am  aller- 
wichtigsten ist  die  Feststellung  in  Nr.  22,  daß  der  Kelilkopfdeckel  sich  in  P"r- 
stickungsstel hing  befand. 

Ich  habe  demnach  keinen  Zweüel  daran,  daß  in  der  Tat  als  Todesursache 
(dne  Erstickung  anzusehen  ist. 

Die  Erklärungen  hierfür  finden  sich  nun  hauptsächlich  in  Nr.  20,  wo  es 
daß  in  den  Luftröhrenästen  beider  Lungen  außerordentlicli  viel  zäher  geli)- 
Schleim  lag,  und  daß  die  Sclileimhaut  dunkelrot  war.  Es  bestand  also  ein 
chronischer,  mit  einer  Entzündung  der  Sclileimhaut  einhergehender  Luftröhren- 
katarrh, der  dem  Verstorbenen  um  so  verhängnisvoller  wurde,  als  beide  Lungen, 
wie  aus  Nr.  19  hervorgeht,  seitlich  und  hinten  ausgedehnt  und  fest  mit  der  Drust- 
wand  verwachsen  waren. 

Aus  dieser  Feststellung  läßt  sich  nämlich  schließen,  daß  der  Verstorbene 
vor  vielen  Jahren  bereits  eine  doppelseitige  Lungenentzündung  mit  Verwachsung 
der  Lungen  erlitten  hat,  und  wo  dies  der  Fall  ist,  erwächst  dem  Herzen  eine 
ganz  bedeutende  dauernde  Mehrarbeit,  die  schließlich  zu  einer  Erlahmung  des 
Herzens  und  zu  einer  Blutüberfüllung  der  Lungen  führt.  Das  sind  die  Erschei- 
nungen, mit  denen  sich  eine  Erstickung  aus  inneren  Ursachen  (aus  Herzschwäche) 
einleitet. 

Nun  war  das  Herz  des  M.  zwar  in  semer  Substanz  nicht  wesentlich  ver- 
ändert, aller  es  war  immerhin  an  ihm  ein  Zustand  von  brauner  Atrophie  erkenn- 
bar und  auf  frischen  Schnitten  durch  den  Herzzapfenmuskel  erschien  das  Herz 
etwas  gefleckt,  und  außerdem  war  es  stark  mit  Fett  bewachsen,  eine  Feststellung, 
die  den  Schluß  rechtfertigt,  daß  das  Herz  eben,  trotzdem  seine  Muskulatur  nicht 
gerade  arg  verändert  war,  doch  als  ein  funktionell  schwaches  Fettherz  anzusehen 
war,  welches  eine]-  weiteren  Mehrarbeit  nicht  mehr  gewachsen  war. 

Tritt  nun  bei  starker  Verwachsung  beider  Lungen  mit  der  Brustwand  noch 
ein  starker  Luftröhrenkatarrh  ein,  wie  er  bei  M.  ganz  sicher  bestand,  so  werden 
an  das  Herz  ganz  außerordentliche  Mehranforderungen  gestellt,  und  schließlich 
kommt  die  Stunde,  in  der  ein  solches  Herz,  wie  es  M.  hatte,  an  der  Grenze 
seiner  Leistungsfähigkeit  angelangt  ist.  Dann  tritt  unter  Erscheinungen,  die  sehr 
wohl  an  Hei-z-  oder  Gehirnschlag-  denken  lassen,  urplötzlich  der  Tod  ein,  und 
der  Kranke  sinkt  lautlos  um  und  bietet  dann  den  Sektionsbefund,  den  ich  an  der 
I.eiche  des  M.  festgestellt  und  sofort  nach  der  Obduktion  zu  Protokoll  gegeben  habe. 

Es  ist  also  in  letzter  Linie  die  erhebliche,  alte,  auf  innerer  Erkrankung- 
beruhende Veränderung  der  Lungen  (Verwachsungen  alter  und  ausgedeliuter  Art) 
und  des  Herzens  und  der  sehr  beträchtliche  Luftröhrenkatarrli  als  Todesursache 
anzuselien. 

AVas  die  Annahme  der  Frau,  daß  ihr  Mann  einem  Gehirnschlage  erlegen 
sei,  anbetrifft,  so  hat  die  Obduktion  nach  Nr.  6 bis  12  des  Protokolls  Beweise 
für  diese  Annahme  nicht  im  gei-ingsten  geliefert.  Unter  Gehirnschlag  versteht 
man  nämlich  den  Eintritt  von  Blut  in  die  Gehirnsuhstanz  selbst  unter  Zertrüm- 
mei-nng  derselljen  und  ein  solchei*  Zustand  hat  bei  M.  eben  durchaus  niclit  Vor- 
gelegen; das  war,  wie  aus  Nr.  10  des  Protokolls  hervorgeht,  mit  Sicherheit  fest- 
zustellen, obwohl  die  lieiclie  schon  24  Tage  alt  war. 

Auch  Beste  von  einer  Verletzung-,  die  etwa  auf  jenen  Zusammenstoß  mit 
dem  Automobil  vom  25.  März  1907  zurückgeführt  werden  könnten,  hat  die  Ob- 
duktion nicht  ergeben;  mithin  läßt  sich  auch  ein  Zusammenhang  jenes  Unfalles 
mit  dem  Tode  in  keiner  Weise  konstruieren. 

Endlich  ist  die  Frage  zu  prüfen,  oh  etwa  erst  der  Sturz  vom  Bock,  den  AI. 
in  der  Nacht  vom  1./2.  Api-il  erlitt,  als  Ursache  des  Todes  aufzufassen  ist. 

Auch  in  dieser  Beziehung  läßt  die  Obduktion  den  sicheren  Schluß  zu,  daß 
ein  solcher  Zusammenhang  nicht  besteht;  denn  die  in  Nr.  3 unter  uj,  b)  und  c) 
erwähnt]']]  Verä]iderungen  waren  nu]-  oberflächliche  u]]d  unwesentliclu^  u]id  betrafen 


Erwerbseiiibuße  durch  Unfallfolgeii  am  Kopf. 
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mir  die  weichon  Scdiädoldecken,  nicht  aber  dii^  Scliädelknoclion , und  vor  allem 
auch  nicht  das  (tehini.  Ks  handelte  sich  ersichtlich  um  Yerletzungen,  wie  sie  ent- 
stidien,  wenn  ein  Sterbender  bzw.  Toter  vom  Hock  fällt.  Von  irgend  welcher  Inten- 
sität waren  die  Verletzungen  nicht. 

Gegen  die  Annahme  eines  /usammenhanges  zwischen  dem  Tode  und  dem 
Sturz  vom  Kock  spricht  insbesondere  auch  noch  die  Feststellung  in  Nr.  10,  wo 
('S  lieißt,  daß  zwischen  den  Hirnhäuten  sich  nirgends  eine  Spur  von  Blut  fand. 

Nach  allen  diesen  Auseinandersetzungen  ergibt  sich: 

1.  Der  Tod  des  M.  ist  sichei-  nicht  durch  eine  Schädel-  oder  Geliirnver- 
b'tzung  herbeigefülirt. 

2.  Die  an  der  Leiche  gefundenen  Verletzungen  am  linken  Auge  und  über 
dem  linken  Ohr  und  auf  der  Scheitelhöhe  stehen  mit  dem  Eintritt  des  Todes 
nicht  in  ursächlichem  Zusammenhang,  sondern  sind  lediglich  solche  Verletzungen, 
wie  man  sie  sehr  oft  nach  oberflächlichen  Quetschungen  findet. 

3.  Als  eigentliche  Todesursache  ist  die  starke  chronische  Veränderung  der 
Lungen  und  ein  sehr  beträchtlicher  Luftrölirenkatarrh  anzusehen,  Zustände,  die 
geeignet  waren,  bei  dem  übermäßig  fettreichen  und  gedrungen  gebauten  Menschen 
einen  plötzlichen  Tod  unter  Erstickungserscheinungen  zu  bewirken.  Dabei  muß 
man  sich  auch  vergegenwärtigen,  daß  der  Verstorbene,  wie  aus  dem  Gutachten 
des  Dr.  A.  zur  Genüge  ersichtlich,  ein  in  den  letzten  Jahren  überhaupt  von  Krank- 
heiten viel  heimgesuchter  Mensch  war.  So  häutige  Krankheiten,  wie  sie  M.  seit 
der  Mitte  der  40er  Jahre  überstanden  hat,  sind  für  einen  Mann  von  der  Kon- 
stitution des  M.  insofern  von  Bedeutung,  als  die  Summe  aller  dieser  Erkrankungen 
geeignet  war,  den  M.  nach  und  nach  in  seiner  Widerstandsfähigkeit  zu  beein- 
trächtigen, obwohl  jedes  einzelne  dieser  Leiden  an  sich  wenig  bedeutungs- 
voll war. 

4.  Den  Eintritt  des  plötzlichen  Todes  hat  auch  einigermaßen  der  chro- 
nische, wenn  auch  zeitweilig  geringe  Alkoholismus  des  M.  begünstigt. 

Hierauf  hat  die  Berufsgenossenschaft  den  Antrag  auf  Gewährung  einer 
Hinterbliebenenrente  abgelehnt.  Die  Witwe  legte  dagegen  Berufung  beim  Schieds- 
gericht ein,  mit  der  neuen  Begründung,  der  Tod  ilires  Mannes  sei  unter  Erstickungs- 
erscheinungen  eifolgt,  ln  einem  Scliwindelanfall,  vielleicht  auch  im  Schlaf,  sei 
ihr  Mann  vom  Bock  gestürzt  und  gleich  tot  geblieben.  Dieser  sofortige  Tod  sei 
eingetreten,  weil  M.  so  ungünstig  gestürzt  und  zu  liegen  gekommen  sei,  daß  die 
Blutzirkulation  und  die  Luftzufuhr,  sei  es  durch  die  Lage  des  Verletzten  auf 
dem  Bauch  oder  auf  dem  Munde,  sei  es  durch  eine  übernatürliche  Kopfdrehung 
mit  sofortiger  Abschnürung  der  Luft-  oder  Blutwege  am  Halse,  auf  der  Stelle 
und  plötzlich  abgeschnitten  war  und  nunmehr  der  sofortige  Tod  durch  Erstickung 
('intreten  mußte. 


Begutachtung. 

Daß  der  Unfall  vom  25.  Vlärz  1907  weder  direkt  noch  indirekt  den  am 
2.  April  1908  eingetretenen  Tod  des  M.  verursacht  bat,  muß  nach  dem  hierfür 
keinen  Zweifel  offen  lassenden  Obduktionsbefund  unbedingt  zug(3geben  werden. 
Daß  dieser  Unfall  vom  25.  März  1907  etwa  erst  über  ein  Jahr  später  einen 
Schwindelanfall  auslöste,  der  den  tödlichen  Stiii-z  veranlaßte,  ist  gänzlich  unwahr- 
scheinlich. Es  hat  sich  auch  keine  Verletzung  bei  der  Sektion  feststellen  lassen, 
die  den  plötzlichen  Tod  infolge  Sturzes  zu  erklären  veianöchte.  Entgegen  der 
Behauptnng  d('r  Eluf  rau,  ihr  Mann  habe  nach  dem  Zeugnis  des  Dr.  A.  nach  dc'in 
Unfälle  auch  an  Schwindelanfällen  gelitti'.n,  (uithält  dieses  Zeugnis  keim',  diesbe- 
zügliche Angabe. 

Bezüglich  der  Ihdiauptung  der  Klägerin,  ihr  Ehemann  sei  infolge  gewalt- 
samer Erstickung  gestorben,  muß  folgendes  gesagt  werden: 

Unter  Erstickung  im  allgeimdnen  versteht  man  ärztlicherseits  die  Aufludjung 
des  respiratorischen  Gaswechsels,  d.  h.  der  Sauerstoflaufnahme  und  der  Kohlen- 
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säiir(‘abgal)e  von  s('iton  des  Pduti's  beim  Atmiingsvorgaiig.  In  diesem  Sijiiie  (mdet 
jedes  Leben  dnrcli  Erstickung.  Dies  ist  der  Fall,  wenn  der  Eintiitt  df'rAtmnngs- 
Intt  in  die  Lungern  verliindert  wird,  z.  I>.  dni’cb  Zusammensebnüren  des  llalsess 
(Strangulation),  dureb  Ertrinken  in  flüssigen  Mediem,  dui-cb  Verlegung  der  Atem- 
wege vor  dem  Gesicht  oder  innerhalb  derselben,  durch  Hebinderuiig  der  xVtem- 
bewegungen  im  Gedränge,  beim  Verschüttetwerden  usf.  Andererseits  werden  auch 
Störungi'u  von  seiten  des  Illutes,  scüner  Bewegung  oder  seiner  Zusammensetzung 
den  .respiratorischen  Gaswechsel  stören  müssen  und  so  eine  Erstickung  im  medi- 
zinisclu'u  Sinne  herbeiführen. 

Eine  \'erlegung  der  Atemwege;  außer  durch  den  zähen  Schleim  der  Luft- 
röhre hat  nicht  stattgefunden.  Die  Annahme,  daß  M.  nach  dem  Stui-ze  so  ungün- 
stig gelegen  habe,  daß  er  habe  ersticken  müssen,  läßt  sich  nicht  halten.  Wenn 
jemand  mit  dem  Munde  auf  gepflasterten  Boden  zu  liegen  kommt,  so  bleiben  die 
Xasenöffnungen  für  die  Atmung  frei.  Diese  könnten  nur  gleichzeitig  verschlossen 
werden,  wenn  durch  dabei  erfolgende  Zertrümmerung  des  Nasengerüstes  die 
Niveaudiffereiiz  zwischen  Mund-  und  Nasenöffnung  aufgehoben  ist.  Dies  muß  im  vor- 
liegenden Falle  ausgeschlossen  werden,  da  eine  solche  A^erletzung  bei  der  Obduk- 
tion nicht  gefunden  wurde. 

Die  Bauchlage  hebt  die  Atmungsfähigkeit  eines  Menschen  nicht  auf.  Ül)er- 
dies  ist  M.  nur  ganz  kurze  Zeit  in  dieser  Lage  gewesen,  da  seine  beiden  bei  ihm 
stehenden  Kollegen  ihn  sofort  aufhoben.  Gegen  eine  Kompression  des  Brustkorbes 
und  darauf  beruhende  Behinderung  der  Atembewegungen  spricht  das  Fehlen  von 
Gewalteinwirkungen  am  Brustkörbe,  sowie  das  Fehlen  von  Stauungsblutungen  im 
Gesicht. 

Eine  Verlegung  der  Atmungs-  oder  Blutbahn  durch  eine  „übernatürliche 
Kopfdrehung“  kann  nicht  stattgefunden  haben,  da  eine  Verletzung  der  Halswirbel- 
säule nicht  nachgewiesen  ist.  Fehlt  aber  eine  solche,  so  können  die  Drehungen 
des  Kopfes  nur  natürliche  gewesen  sein,  denen  sich,  wenn  sie  auch  noch  so  weit 
ausgeführt  werden,  die  natürliche  Elastizität  der  Luf tröhre  und  der  Blutgefäße  so 
weit  anpaßt,  daß  eine  Sperrung  derselben  nicht  statttindet. 

Nun  findet  sich  im  Sektionsprotokoll  der  Vermerk: 

22.  Der  Kehlkopfdeckel  steht  in  Erstickungsstellung. 

Der  Obduzent  hält  diese  Feststellung  für  die  allerwichtigste.  Indessen  findet 
sich  in  der  ganzen  gerichtlich-medizinischen  Literatur  der  letzten  50  Jahre  keine 
Ansicht  geäußert,  daß  diese  (suffokatorische)  Stellung  des  Kehlkopfdeckels  für  Er- 
stickung spreche.  Vielmehr  gilt  derselbe  als  ganz  bedeutungsloser  Befund. 

Die  Annahme  eines  Erstickungstodes  durch  eine  auf  äußere  Einwirkung 
zurückzuführende  Behinderung  der  Luftzufuhr  muß  daher  zurückgewiesen  werden. 

PTir  die  Behinderung  des  respiratorischen  Gaswechsels  durch  mangelhafte 
Blutbewegung  giebt  aber  der  Obduktionsbefund  ganz  unzweideutige  Beweise.  Das 
Herz  des  M.  zeigte  nämlich  deutliche  Anzeichen  von  sogenannter  brauner  Atro- 
phie, außerdem  war  es  stark  mit  Fett  bewachsen.  Es  muß  also  als  funktionell 
schwaches  Herz  bewertet  werden.  Da  nun  die  Lungen  einen  Zustand  anfwiesen 
(ausgedehnte  A'erwachsungen,  chronischer  Bronchialkatarrh),  der  eine  erhöhte 
Arbeitsleistung  von  seiten  des  Herzens  erforderte,  so  kann  es  nicht  auffallen, 
wenn  bei  M.  das  Herz  ganz  plötzlich  versagte  und  der  Tod  an  Herzschwäche  er- 
folgte. Wie  stets,  ist  auch  hier  die  Beendiguug  des  respiratorischen  Gaswechsels, 
also  eine  Erstickung  (aber  aus  inneren  Gründen  ) die  eigentliche  und  letzte  Todes- 
ursache gewesen. 

Ich  gelange  dalier  zu  dem  Schluß: 

Der  am  2.  April  1908  eingetretene  Tod  des  Droschkenkutschers  B.  AI.  ist 
w('d('r  als  eine  direkte,  noch  als  eine  indirekte  Folge  der  am  25.  März  1907  und  am 
2.  April  1908  erlittnnen  Unfälle  anzusehen. 


Schiedsg('riclit  und 


Beiclisversiclierungsamt  wichsen 


hiernach  die  Ansprüche 


auf  Gewährung  d(u’  Hinterbliebenenrente  zurück. 


E^^\el'bseinl)uße  durch  Uiifallfolgen  au  der  AVirbelsäule. 
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Zwei  KoptVerletzungeii  binnen  zwei  Tagen.  Welclier  Unfall  war  der 


todbringende  ? 


Der  damals  28jälirigo  Arbeiter  (t.  erlitt  am  5.  Mai  1909,  vormittags  10  Ubr, 
dadurch  einen  Detriebsimfall,  daß  ihm  beim  Ausladen  von  vier  Zentner  schweren 
Hallen  eine  abgleitende  Brechstange  an  den  Kopf  schlug.  Er  war  benommen, 
mußte  sich,  da  er  Schwindelanfälle  hatte,  einige  Zeit  (5 — 10  Minuten)  hinsetzen. 
Über  dem  rechten  Auge  hatte  er  eine  blutende  Wunde.  G.  suchte  keinen  Arzt  auf, 
arbeitete  vielmehr  am  selben  Tage  und  am  folgenden,  dem  6.  Mai  1909,  mit  ge- 
ringen Unterbrechungen  weiter. 

Er  klagte  zu  Haus  über  Kopfschmerzen  und  soll  am  Abend  des  6.  Mai  hei 
einer  hauswirtschaftliclien  Verrichtung  — Holzabtragen  in  den  Keller  — infolge 
Schwindelanfalles  die  Kellertreppe  hinabgestürzt  sein.  Er  blutete  stark  im  Gesicht 
und  aus  der  Nase. 

Am  7.  Mai  erschien  er  mit  schweren  Verletzungen  im  Gesicht  an  der  Ar- 
beitsstelle und  erzählte  von  seinem  Sturz.  Mittags  ging  er  nach  Haus,  klagte 
über  Frösteln  und  Kopfschmerz.  Gegen  8 Uhr  abends  veranlaßte  ein  Arzt  seine 
Überführung  in  ein  Krankenhaus,  da  Erbrechen  und  Bewußtlosigkeit  aufgetreten 
waren.  Am  10.  Mai  1909  starb  G. 

Die  Leichenöffnung  ergab:  Allgemeine  eitrige  Hirn-  und  Rückenmarkhaut- 
entzündung, Bruch  des  Siebbeins  und  des  Daches  der  rechten  Augenhöhle.  Es 
wurde  angenommen,  daß  der  Tod  die  direkte  Folge  des  am  6.  Mai  1909  erlitte- 
nen (nicht  versicherten)  Unfalles  durch  Sturz  auf  der  Kellertreppe  sei.  Es  habe 
sich  um  einen  Schädelgrundbruch  gehandelt.  Durch  Hinzutreten  einer  eitrigen 
Hirnhautentzündung  von  dem  Innern  der  Nase  aus  sei  der  Tod  erfolgt.  Spuren 
von  dem  ersten  Unfall  (Schlag  mit  der  Brechstange)  seien  nicht  mehr  festzu- 
stellen gewesen. 

Die  Berufsgenossenschaft  lehnte  die  Gewährung  einer  Hinterbliebenen- 
rente ab. 

Im  Verhandlungstermine  vor  dem  Schiedsgerichte  führte  ich  aus:  Brüche 
der  Siebbeinplatte  seien  stets  mit  Blutaustritt  aus  der  Nase  verbunden.  Da  der 
Verstorbene  am  5.  Mai  kein  Nasenbluten  gehabt  habe,  sei  als  sicher  anzunehmen, 
daß  die  Verletzung  des  Siebbeins  erst  am  6.  Mai  durch  den  Sturz  in  den  Keller 
erfolgt  sei,  da  hierauf  der  Nase  massenhaft  Blut  entströmt  sei.  Mit  Rücksicht  da- 
rauf, daß  G.  am  5.  Mai  1909  — wenn  auch,  wie  die  Mitarbeiter  ausgesagt  haben, 
in  benommenem  Zustande  — weitergearbeitet  hat,  am  nächsten  Tage  auch  wieder 
zur  Arbeit  erschienen  sei,  endlich  sich  nach  Beendigung  der  Arbeit  am  6.  Mai 
noch  so  wohl  gefühlt  habe,  daß  er  das  Zerkleinern  und  Herunterschaffen  des 
Brennholzes  in  den  eigenen  Keller  vorgenommen  hat,  sei  anzunehnien,  daß  die 
Kopfverletzung  vom  5.  Mai  keine  erhebliche  gewesen  sein  könne.  Wäre  der  Ver- 
letzte von  starken  Schwdndelanfällen  heimgesucht  gewesen,  so  hätte  er  am  6.  Mai 
nach  Schluß  der  Betriebsarbeit  sich  in  seiner  Häuslichkeit  nicht  mehr  zu  schaffen 
gemacht.  Ein  ursächlicher  — unmittell)arer  oder  mittelbarer  — Zusammenhang 
der  Kopfverletzung  vom  5.  Mai  1909  (Betriebsunfall)  und  dem  Tode  des  G.  sei 
daher  in  hohem  Grade  unwahrscheinlich. 

Es  wurde  noch  das  Gutachten  des  Medizinalrates  Dr.  H.  eingeholt,  das  in 
seinem  wesentlichen  Teil  folgendermaßen  lautete: 

G.  ist  infolge  einer  eitrigen  Hirnhautentzündung  gestorben.  Diese  war  die 
Folge  eines  Knochenbruches  des  Schädelgrundes.  So  konnten  auf  dem  Wege  durch 
die  Nase  die  Eitererreger  durch  den  zerbrochenen  Schädelgrund  in  das  Gehirn 
gelangen  und  dort  die  tödliche  Krankheit  erzeugen. 

Es  fragt  sich  nun:  Welcher  Unfall  ist  die  Ursache  des  Schädelbruches? 

Ich  glaube,  daß  in  dem  zuletzt  erwähnten  ärztlichen  Gutacliten  durchaus 
das  richtige  getroffen  ist,  daß  nämlich  der  Unfall  vom  6.  Mai  hier  einzig  und 
allein  in  Betracht  kommt.  Zur  Erzeugung  eines  Schädelbruches  gehört  immerhiu 
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eine  zicmliclie  Gowalt,  und  dio  (Tcwalteinwirkung,  die  den  (1.  am  5.  Mai  getroffen 
liat,  ist  nach  der  Schilderung  der  Zeugen  doch  nicht  so  schwer,  um  zur  Zertrüm- 
merung des  Schödelgrundes  zu  füliren.  Deshalb  glaube  ich,  daß  der  Sturz  von 
der  Treppe,  der  ja  ein  beträchtlicher  war,  den  Scliädelbruch  erzeugt  und  somit 
den  Tod  veranlaßt  hat. 

Es  fragt  sich  nun  weiter:  Wodurch  ist  der  Sturz  auf  der  Kellertreppe 
verursacht'? 

Wenn  ein  Fehltritt  auf  der  schlecht  beleuchteten  Treppe  in  Frage  kommt, 
so  ist  weiteres  nicht  anzufiihren.  Wenn  aber  ein  Schwindelanfall  die  Ursache  des 
Sturzes  gewesen  ist,  so  müßte  man  der  Ursache  dieses  Schwindelanfalles  näher- 
zutreten versuchen,  und  nach  dieser  Richtung  hin  müssen  wir  den  Unfall  vom 
5.  Mai  doch  etwas  genauer  prüfen. 

Der  Schlag  mit  der  Brechstange  gegen  den  Kopf  war  immerhin  kräftig  ge- 
nug, daß  sich  G.  5 bis  10  Minuten  „duselig“,  benommen  fühlte,  daß  er  sich  hin- 
setzen mußte,  auszuruhen,  und  daß  er  am  Vormittage  nur  mit  Unterbrechungen 
arbeiten  konnte , weil  Kopfschmerzen  und  Schwindelanfälle  vorhanden  waren. 
Auch  am  Nachmittage  dieses  Tages  war  G.  noch  durch  den  Unfall  des  Vormit- 
tags in  seiner  Arbeitsfähigkeit  beschränkt. 

Klagte  nun  G.  am  5.  Mai  1909  über  Schwindelanfälle  infolge  dieses  Un- 
falles, so  wird  niemand  behaupten  können,  daß  am  6.  Mai  keine  Schwindelan- 
fälle vorhanden  gewesen  wären,  ja  wir  müssen  im  Gegenteil  mit  der  Möglichkeit, 
sogar  mit  der  Wahrscheinlichkeit  rechnen,  daß  auch  am  6.  Mai  noch  Schwindel- 
aufälle infolge  des  Unfalles  vom  5.  Mai  vorhanden  waren,  und  daß  vielleicht 
ein  Scliwiudelanfall  die  Ursache  des  Straucheins  auf  der  Kellertreppe  gewesen 
ist,  und  daß  somit  doch  ein  mittelbarer  Zusammenhang  besteht  zwischen  dem  Tode 
des  G.  und  seinem  Unfall  vom  5.  Mai  1909. 

Ich  beantworte  deshalb  die  mir  gestellte  Frage  dahin;  Mit  Sicherheit 
wird  sich  der  Grund  des  Sturzes  auf  der  Kellertreppe  nicht  feststellen  lassen, 
aber  es  besteht  die  Möglichkeit,  ja  sogar  die  Wahrscheinlichkeit,  daß  ein 
Schwindelanfall  den  Sturz  verursacht  hat  und  daß  dieser  Schwiudelanfall  Folge 
des  Unfalles  vom  5.  Mai  gewesen  ist. 

Das  Schiedsgericht  verurteilte  nunmehr  die  Berufsgenossenschaft  zur  Zahlung 
der  Hinterbliebenenrente  mit  folgender  Begründung; 

Es  kann  nach  den  ärztlichen  Gutachten  keinem  Zweifel  obliegen,  daß  der 
Unfall  vom  5.  Mai  die  direkte  Todesursache  jedenfalls  nicht  darstellt.  Dagegen 
hat  das  Gericht  in  Anlehnung  an  die  Ausführungen  des  Medizinalrates  Dr.  H.  die 
Überzeugung  erlangt,  die  an  Sicherheit  grenzende  Wahrscheinlichkeit  spreche  da- 
für, daß  ein  durch  den  Unfall  vom  5.  Mai  bedingter  Schwindelanfall  den  Sturz 
des  G.  am  6.  Mai  veranlaßt  habe.  Das  Gericht  übersieht  zwar  nicht  die  Tat- 
sache, daß  die  Witwe  des  Verstorbenen  systematisch  ihre  Darstellungen  vom 
Unfall  immerhin  dahin  abgeändert  hat,  daß  ein  durch  Schwindelanfall  bedingtes 
Umfallen  am  6.  Mai  die  Todesursaclie  hervorgerufen  habe.  Das  Gericht  ist  je- 
doch der  Ansicht,  daß  die  Witwe  dies  getan  hat,  ohne  sich  der  Bedeutung  dessen 
bewußt  zu  werden.  Speziell  nimmt  dasselbe  nicht  an,  daß  der  Klägerin  zum  Be- 
wußtsein gekommen  sei,  welches  für  sie  die  günstigere  Sachdarstellung  ist.  Da 
somit  der  Tod  des  G.,  der  durcli  den  Unfall  vom  6.  Mai  bedingt  worden  ist,  in- 
direkt auf  den  Unfall  vom  5.  Mai  zurückgeführt  werden  muß,  so  hat  die  Berufs- 
genossenschaft die  Witwe  beziehungsweise  ihr  Kind  nach  Maßgabe  der  gesetz- 
lichen Bestimmung  zu  entschädigen. 

Gegen  diese  Entscheidung  legte  die  Berufsgenossenschaft  Rekurs  ein  und 
erstritt  ein  ol)siegendes  Urteil,  das  folgende  Begründung  zeigt; 

Das  Reiclisversiclierungsamt  hat  sich  der  Auffassung  des  Schiedsgerichtes 
nicht  anzuschließen  vermocht,  das  sicli  in  seiner  Entscheidung  im  Avesentlichen 
auf  das  Gutacliten  des  Mediziualrates  Dr.  H.  vom  14.  Dezember  1909  stützt.  Dies 
Gutachten  geht  von  der  Annahme  aus,  daß  eine  Möglichkeit,  ja  sogar  Wahr- 
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scheinliclikcit  dafür  bostoho,  daß  ein  Scliwindclanfall  den  Sturz  von  der  Keller- 
treppe am  6.  ]\Iai  1909  vernrsaclit  habe,  und  daß  dieser  Scliwindelanfall  Pk)lgc 
des  Unfalles  vom  5.  ]\lai  1909  gewesen  sei.  Der  Gutachter  kommt  zu  dies(un 
Schluß,  indem  er  annimmt,  daß,  wenn  am  5.  Mai  Scbwindelantälle  autgetreten 
seien,  man  mit  der  Möglichkeit,  ja  Wahrscheinlichkeit  rechnen  müsse,  daß  auch 
am  6.  jMai  Schwindelanfälle  infolge  des  Unfalles  vom  5.  Mai  1909  sich  gezeigt 
hätten  und  ein  solcher  Schwindelanfall  die  Ursache  des  Straucheins  auf  der  Keller- 
treppe gewesen  sei,  daß  somit  ein  mittelbarer  Zusammenhang  zwischen  dem  Tode 
des  G.  und  seinem  Unfälle  vom  5.  Mai  1909  bestehe.  Dieser  Auffassung  ver- 
mochte sich  der  Kekurssenat  nicht  anzuschließen,  da  in  keiner  Weise  wahrschein- 
lich gemacht  ist,  daß  gerade  ein  Schwindelanfall  und  nicht  etwa  ein  einfaches 
Fehltreten  oder  Straucheln  die  Ursache  des  Sturzes  des  G.  auf  der  Treppe  ge- 
wesen ist.  Hierzu  kommt,  daß  das  Auftreten  von  Schwindelanfällen  am  6.  Mai  1909 
deshalb  unwahrscheinlich  ist,  weil  G.  an  diesem  Tage  wieder  zur  Arbeit  gegangen 
ist,  sich  bis  zur  Beendigung  der  Arbeit  wohl  gefühlt  hat  und  noch  nach  Schluß 
der  Arbeit  in  seiner  Häuslichkeit  sich  mit  Zerkleinern  und  Herunterschaffen  des 
Holzes  in  den  Keller  zu  schaffen  gemacht  hat.  Die  Annahme  einer  überwiegenden 
Wahrscheinlichkeit  dafür,  daß,  wenn  am  5.  Alai  1909  sich  Schwindelanfälle  ein- 
gestellt haben,  solche  auch  am  6.  Mai  1909  und  gerade  abends  beim  Sturze  von 
der  Treppe  aufgetreten  sind,  läßt  sich  sonach  nicht  rechtfertigen.  Es  handelt  sich 
sonach  höchstens  um  eine  gewisse  Möglichkeit.  Eine  solche  genügt  aber  nach  der 
ständigen  Rechtsprechung  des  Reichsversicherungsamtes  nicht  zur  Annahme  des 
ursächlichen  Zusammenhanges  zwischen  Unfall  und  der  behaupteten  Unfallfolge. 
Das  Reichsversicherungsamt  hat  daher  kein  Bedenken  getragen,  den  übereinstim- 
menden Gutachten  des  Dr.  de  A.  vom  5.  Juli  1909,  des  Dr.  Engel  vom  23.  No- 
vember 1909  und  des  Sanitätsrates  Dr.  Koehler  vom  30.  Dezember  1909  zu  folgen 
und  hat  mangels  jedw^eden  Nachweises  hierfür  den  ursächlichen  Zusammenhang 
des  Todes  des  G.  mit  dem  Vorgänge  vom  5.  Mai  1909  verneint. 

Im  übrigen  basiert  die  Beurteilung  der  Folgen  von  Kopfverletzungen 
auf  der  Würdigung  der  sich  anschließenden  nervösen,  psychischen  oder  an- 
derweitigen Störungen,  die  bei  den  Nerven-  und  Gefäßerkrankungen,  so- 
wie in  dem  xAbschnitt  über  Zuckerkrankheit  nach  Unfall  besprochen  sind. 

Verletzungen  der  Wirbelsäule. 

Die  Beurteilung  von  Verletzungsfolgen  an  der  Wirbelsäule  mahnt  zu 
ganz  besonderer  Vorsicht.  Die  sinnfälligen  Veränderungen  — Form  Ver- 
änderungen, Mitbeteiligung  des  Rückenmarks  — werden  hinsichtlich  der 
Bewertung  ihres  Einflusses  auf  das  Erwerbsleben  keine  Schwierigkeiten  bieten. 

Anders  aber  die  Zustände,  die  den  Verletzten  dauernd  klagen  lassen, 
ohne  daß  uns  ein  objektiver  Befund  eine  greifbare  Erklärung  bietet. 

Die  Kontusionen  und  Zerquetschungen  der  Zwischenwirbelscheiben 
(Kocher),  Fissuren  der  Wirbel,  Verletzungen  des  Bandapparates  und  der 
kleinen  Gelenke  sind  durch  Betastung  oder  das  Auge  nicht  festzustellen. 
Die  angeblich  gestörte  Funktion  und  die  Klage  über  Schmerzen  sind  mit- 
unter der  einzige  Anhalt.  Sie  in  richtiger  Weise  einzuschätzen,  gelingt 
meistens  nur  nach  längerer  Beobachtung  in  einem  Krankenhausc. 

Außerordentlich  wichtig  ist  die  Anfertigung  von  Röntgenbildern. 

Die  Rentengewährungen  bewegen  sich  zwischen  15  Go  üiid  lOOGo- 
Die  einfachen  Brüche  der  Wirbeldornfortsätze  bedingen  nicht  die  Gewäh- 
rung einer  Dauerrente. 
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xMan  ver^'egenwärtig’c  sich  aber  stets,  daß  auch  nach  schwersten 
Wirbelhrüchen  im  Laufe  der  Zeit  eine  Besserung  möglich  ist.  Andererseits 
ist  auf  die  mögliche  Entwickelung  der  von  Kümmel  beschriebenen  und 
nach  ihm  benannten  Krankheit  Rücksicht  zu  nehmen.  Es  handelt  sich 
dabei  um  scheinbar  nicht  schwere  Verletzungen  der  Wirbelsäule,  die  zunächst 
nur  für  kurze  Zeit  Beschwerden  machen.  Dann  vermögen  die  Vei’letzten 
wieder  eine  Zeitlang  ihrer  Arbeit  nachzugehen.  Darauf  aber  entwickelt 
sich  in  Wochen  oder  Monaten  allmählich  eine  bucklige  Verbiegung  der 
Wirbelsäule  mit  nach  hinten  gerichtetem  Bogen.  Spitzwinklige  Kyphosen 
sind  hierbei  sehr  selten.  Der  gekrümmte  Teil  ist  auf  Stauchung  außeror- 
denthch  schmerzhaft.  Die  dieser  sekundären  traumatischen  Wirbelsäulen- 
verkrümmung zugrunde  liegenden  Vorgänge  sind  noch  nicht  einwandfrei 


erkannt. 

Steißbeinverletzungen  sind  selten.  Isolierte  Schmerzen  am  Steißbein 
sind  häufig  der  Ausdruck  von  Hysterie  oder  Frauenkrankheiten.  Durch 
Unfall  hervorgerufene  Verletzungen  am  Steißbein  werden  vorübergehend 
mit  15Vo  ausreichend  entschädigt. 

Die  in  ihrer  Ätiologie  noch  nicht  geklärte  fortschreitende  Wirbel- 
säulenversteifung kann  durch  eine  Gewalteinwirkung  ausgelöst  oder  ver- 
schlimmert werden  {B echter Kyphose). 


Yerkrümmimg  der  Wirbelsäule  durch  alte,  verknöchernde  Muskel- 
entzündung nicht  Unfallfolge.  Keine  Rentengewährung. 

Unfall:  28.  September  1906.  Kontusion  des  Rückens  durch  Fall. 

Eigene  Angaben  der  Verletzten. 

„Ich  kann  keine  schweren  Arbeiten  machen,  weil  das  Kreuz  nicht  mithält, 
ich  habe  inneres  Brennen.  Wenn  ich  das  Klosett  aiü’suche,  wenn  ich  die  Nase 
schnaube,  habe  ich  Schmerzen  im  Rückgrat.  Urinlassen  ist  in  Ordnung.“ 

Untersuchungsbefund.  (7.  August  1908.) 

Beleibte  weibliche  kleine  Person  von  68  kg  Gewicht  (nur  mit  Rock  beklei- 
det), in  gutem  Ernährungszustände. 

Die  Wirbelsäule  verläuft  im  Brustteil  nach  hinten  gebogen,  dementsprechend 
im  Hals-  und  Lendenteil  nach  vorn  gebogen.  Die  Wirbeldornfortsätze  sind  auf 
Druck  und  Beklopfen  nicht  empfindlich.  Sie  sind  deutlicli  als  nicht  verändert  ab- 
zutasten. Bei  Bewegungen  wird  die  Brustwirbelsäule  steif  gelialten.  Gleichwohl 
ist  Frau  B.  imstande,  sich  soweit  zu  bücken,  daß  sie  mit  den  Fingern  die  Fuß- 
spitzen berührt. 

Die  Kniesehnenreflexe  sind  regelrecht  auszulösen.  Es  besteht  starker  Hän- 
geleib. 

Begutachtung. 

Der  Untersuchungsbefund  seitens  des  behandelnden  Arztes  war  ein  außer- 
ordentlich geringer.  Am  29.  September  1906  — einen  Tag  nach  dem  Unfall  — 
fand  derselbe  Aveder  einen  Bluterguß  auf  dem  Rücken,  noch  Veränderungen  an 
den  Wir))eln,  Rippen  oder  den  Lungen.  Wohl  aber  bestand  sclion  die  Verkrüm- 
mung des  Rückens.  Auch  der  Obergutachter  Dr.  Sein  stellte  dieselbe  unter  dem 
6.  März  1907  fest.  Während  er  al)er  im  ersten  Teile  seines  Gutachtens  das  stark 
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gebückte  Eiiihergehen  der  Frau  als  Folge  schwerer  Arbeit  erklärt  und  äußerlicli 
sichtbare  Folgen  des  Unfalles  nicht  feststellt,  leitet  er  aus  (dner  Uöntgenauf- 
nahme  ab,  daß  die  bei  der  I>,  vorhandene  Versteifung  der  Wirbelsäule  durch  \er- 

als  Folge  des  Trauma  aufgcTaßt  werden 
im  Anschluß  an  eine  Verletzung  oft 


knöcherung  einzelner  Muskelgruppeu 
müßte,  weil  das  Auftreten  dieser 
beobachtet  würde. 


Erkrankung 


Hierbei  ist  völlig  außer  acht  gelassen,  daß  diese  Verkrümmung  der  Wirbel- 
säule schon  am  Tage  nach  dem  Unfall  bestand,  also  nicht  erst  durch  diesen  her- 
vorgerufen sein  kann.  Denn  der  von  Dr.  Sch.  erwähnte  Verknöcherungsprozeß 
der  Muskulatur  (Myositis  ossificans)  ist  ein  Prozeß,  der  zu  seiner  Ausbildung 
immer  eine  gewisse  Zeit  braucht. 

Die  Ixöutgenphotographie  hat  für  das  Vorhandensein  einer  Wirbelverletzung 
keinen  Deweis  erbracht. 

Hei  der  Untersuchung  vom  27.  September  1907  hat  Kreisarzt  Dr.  S.  ob- 
jektive Unfallfolgen  ebenso  wenig  festgestellt,  wie  Dr.  Sch.  am  6.  März  1907. 
Es  ist  nicht  ersichtlich,  für  welche  Unfallfolgen  die  Rente  von  20^Iq  gewährt 
werden  soll. 

Die  Beschwerden  der  Frau  B.  („inneres  Brennen“)  werden  durch  den  Hän- 
gebauch vollkommen  erklärt,  die  Krümmung  und  Versteifung  der  Wirbelsäule  hat 
zweifellos  schon  vor  dem  Unfall  bestanden. 

Ich  gelange  daher  zu  dem  Schlüsse ; 

Bei  der  Klägerin  sind  Folgen  des  Unfalles  vom  28.  September  1906  nicht 
vorhanden. 

Die  Gewährung  einer  Rente  wurde  demnach  von  allen  Instanzen  abgelehnt. 


Steißbeiiisclmierzeii  nicht  Folge  eines  Sturzes  auf  das  Gesäß.  Keine 

Rentengewährung. 

Vorgeschichte. 

Am  22.  Juni  1910  Fall  auf  das  Gesäß  nach  Abrutschen  von  einer  4 m hohen 
Heumiete.  Keine  Kopfverletzung.  Frau  K.  ist  U2  Stunde  weit  nach  Hause  ge- 
gangen. Am  26.  Juni  (also  erst  nach  4 Tagen)  Inanspruchnahme  eines  Arztes, 
der  einen  Bruch  des  Steißbeines  annahm. 

Behandlungsdauer:  14  Tage. 

Eigene  Angaben  der  Verletzten. 

„Am  11.  September  1910  hatte  ich  eine  Fehlgeburt  im  6.  Monate.  Ende 
August  hatten  sich  Blutungen  eingestellt.  Das  Kind  kam  mit  den  Füßen  zuerst. 
Ich  habe  3 lebende  Kinder,  ein  Kind  starb  mit  7 Wochen,  ein  Kind  mit  1/4  Jahre. 

Das  Kreuz  tut  schrecklich  weh.  Manchmal  geht  es.  Seit  dem  22.  Juni  habe 
ich  in  der  Landwirtschaft  nicht  mehr  gearbeitet.  Das  Unwohlsein  ist  alle  4 W^ochen, 
aber  seit  der  Geburt  sehr  stark.“ 

Untersuchungsbefund  (21.  Januar  1911). 

28jährige,  kleine  Frau  in  genügendem  Ernährungszustände  mit  ausreichend 
kräftiger  Muskulatur.  Das  seelische  Verhalten  ist  unauffällig.  Die  Bewegungen 
beim  An-  und  Ausziehen,  Niedersetzen,  Aufstehen,  sich  Bücken  gehen  ohne  jede 
Störung  oder  Beschwerdeäußerung  vor  sich.  Frau  K.  vermag  lange  in  gebückter 
Stellung  zu  stehen,  ohne  daß  Schwindelanfall e oder  Kongestion  des  Gesichtes  be- 
merkbar werden. 

Die  Wirbelsäule  verläuft  gerade.  Die  BeAvegungen  der  Wirbelsäule  sind  nach 
allen  Seiten  hin  frei  und  ohne  Schmerzen  auszuführen.  Es  besteht  keine  abnorme 
Spannung  irgend  einer  Partie  der  Rückenstreckmuskulatur. 

Die  Bauchdecken  sind  sehr  schlaff. 


118 


II.  Teil.  2.  Al)sclmitt. 


Hei  der  iiiiiei’eii  Uiiti'rsiTcduui^i’  zeigt  sieli; 

Es  besteht  leichter  Aiistluti,  der  Miitteniiimd  ist  quer  gestellt  und  fühlt 
sich  erodiert  (seiner  Decklniut  l)(‘ranl)t)  an.  Das  P'renuliiin  ist  riiclit  zerrissen.  Die 
CTebärinutter  ist  von  normaler  Grölcie,  in  regelrecliter  Weise  nach  vornühergelagert. 

Die  Gel)ärniutter  läßt  sich  bewegen,  nur  nacli  links  liin  ist  sie  tixiert.  Dies 
ist  eine  Folge  einer  alten  Eierstocks-  und  Muttertronipetenentzündung  linkerseits. 
Diese  Organe  sind  vergrößert  und  druckschmerzliaft.  Der  Mastdarin  ist  leer.  Von 
der  Scheide  aus  lassen  sich  Kreuzbein  und  Steißbein  genau  abtasten.  Heide  Knochen 
zeigen  regelrechte  Kontiguration.  Druck  auf  das  Steißbein  ist  hierbei  nicht  schmerz- 
haft. Bei  einer  späteren  Untersuchung  soll  Druck  von  außen  auf  das  Steißbein 
schmerzhaft  sein.  Es  findet  aber  keine  Abwelirbewegung  statt,  die  Schmerzäußerung 
ist  gering  und  kommt  sehr  verspätet.  Von  außen  ist  eine  Abweicliimg  am  knöchernen 
Becken  nicht  festzustellen. 


Begutachtung. 

Der  Unfall  vom  22.  Juni  1910  hat  bei  der  Frau  K.  keine  Folgen  hinterlassen. 

Es  ist  auch  ganz  unwahrscheinlich,  daß  bei  einem  Fall  auf  das  Gesäß  auf 
ebenem  Boden  (also  nicht  rittlings  auf  einen  Balken,  Latte  oder  dgl.)  das  Steiß- 
bein verletzt  werden  soll,  da  es  von  den  beiden  massigen  Sitzbeinhöckern  soweit 
überragt  wird,  daß  diese  und  die  darüber  gelagerte  Gesäßmuskulatur  den  Stoß 
auffangen. 

Andererseits  kommen  bei  Frauen  mit  nicht  ganz  intakten  Genitalorganen 
häutig  subjektiv  empfundene,  nach  dem  Steißbein  ausstrahlende  Schmerzen  vor. 
Die  Genitalorgane  der  Frau  sind  nicht  ganz  gesimd,  da  sie  an  einer  chronischen 
linksseitigen  Entzündung  des  Eierstockes  und  des  Eileiters  leidet. 

Auch  diese  sind  nicht  Folge  einer  mechanischen  Verletzung,  sondern  basieren 
auf  infektiösen  Ursachen,  wie  sie  bei  Entbindungen  zahlreich  gegeben  sind. 

Wenn  ich  auch  die  Steißbeinschnierzen  der  Frau  K.  nicht  ganz  in  Abrede 
stellen  will,  so  beruhen  dieselben  nicht  auf  dem  Unfall,  besitzen  aber  auch  keines- 
wegs einen  erwerbshindernden  Grad.  Sie  sind  lediglich  eine  Unbequemlichkeit. 

Die  Verletzte  ist  daher  durch  Folgen  des  Unfalles  seit  dem  28.  September 
1910  nicht  beeinträchtigt. 

Das  zurückliegende  Datum  des  22.  September  1910  konnte  bedenkenfrei  an- 
genommen werden,  da  das  Heilverfahren  schon  Mitte  Juli  beendet  war. 

Die  Bentenansprüche  der  Klägerin  wurden  hiernach  in  allen  Instanzen  ab- 
gewiesen. 


Bruch  des  Doriifortsatzes  des  I.  Lendenwirbels.  Aufhebung:  der 

75Voi&en  Rente  nach  4 Jahren. 

Unfall:  21.  November  04.  Fall  auf  den  Kücken  zu  ebener  Erde. 

Eigene  Angaben  des  Verletzten. 

„Ich  leide  noch  fürchterlich  am  Kücken  und  am  Genick  und  an  Schmerzen 
der  linken  vorderen  Brustseite.  Außerdem  fürchterliche  Kopfschmerzen.  Wenn 
ich  ein  Stückchen  laufen  tue,  schmerzen  die  Füße,  namentlich  rechts,  und 
schwellen  an. 

Zur  Zeit  sind  die  Beine  nicht  geschwollen,  da  ich  die  hauptsächlichste 
Strecke  gefahren  hin. 

Ich  bin  so  aufgeregt,  mich  ärgert  und  wundert  alles  so  sehr.‘* 

Untersuchungsbefund  (3.  November  1908). 

Außerordentlicli  gesund  ausseliender  54jähriger  Mann,  von  sehr  gutem  Er- 
nährungszustände, der  auf  einen  Stock  gestützt,  leicht  nach  vorn  gebeugt  mit 
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ganz  kleinen  selilüifenden  Schritten  das  Untersncbnngsziniiner  betritt.  Die  Atmung 
ist  zunächst  anherordentlich  angestrengt,  keuchend,  wird  aber  zeitweise  ruliig  und 
unhörbar.  S.  vermag  längere  Zeit  zu  sprechen,  ohne  daß  er  außer  Atem  gerät. 
Wenn  die  Atmung  keuchend  wird,  werden  auch  häufig  Schluckhewegungcm  mit 


ausgeführt. 


Heim  selbständigen  Entkleiden  steht  S.  leicht  nach  vornüber  gebeugt,  breit- 
beinig da. 

Er  setzt  sich  zeitweise  und  legt  beim  xViifknöpfen  des  Manschettenknopfes 
den  rechten  Vorderarm  gestreckt  horizontal  auf  den  neben  ihm  sh'henden  Tisch. 
Gefragt,  warum  er  dies  tue,  erklärt  er,  er  müsse  sich  doch  stützen,  da  er  im  Kreuz 


keinen  Halt  habe.  Es  bedarf  keiner  besonderen  Ausführungen,  daß  einem  sitzen- 
den Menschen  ein  horizontal  gestreckt  gehaltener,  nur  mit  der  Hand  aufgestützter 
Vorderarm  keinen  Halt  im  Kücken  zu  geben  vermag. 

Die  Betrachtung  des  Rückens  läßt  keine  Abweichung  von  der  Norm  er- 
kennen. Insbesonders  ist  keine  Einsenkung  in  der  Höhe  des  ersten  Lendenwirbels 
bemerkbar,  ebenso  wenig  eine  abnorme  Spannung  eines  Teiles  der  Streckmusku- 
latur. Druckschmerz  äußert  S.  nur  an  der  linken  Kreuzbein-Darmbeinfuge.  Der- 
selbe wird  sogar  geklagt,  als  die  Stelle  mit  einem  Stift  bezeichnet  wird.  S. 
zuckt  dabei  in  übertriebener  W^eise  zusammen,  wobei  die  Steifhaltung  der  Wir- 
belsäule momentau  vergessen  wird,  und  erklärt  auf  Befragen,  ob  denn  die  Be- 
rührung so  schmerzhaft  sei:  „ja,  es  kratzt  doch.“ 

Nunmehr  wird  die  Beweglichkeit  der  Wirbelsäule  geprüft.  S.  bückt  sich 
um  ein  geringes  und  stützt  dabei  beide  Hände  auf  die  Oberschenkel.  Gefragt, 
warum  er  dies  tue,  erklärt  er,  er  stürze  sofort  nach  vorn  über,  er  würde  sich 
den  Schädel  einschlagen,  wenn  er  sich  nicht  stütze.  Er  wird  nun  veranlaßt,  sich 
auf  einen  niedrigen  Stuhl  zu  stützen  und  sich  zu  bücken.  Er  führt  dies  aus,  krümmt 
aber  die  Arme  nicht,  wie  üim  aufgegeben  war,  sondern  geht  allmählich  auf  die 
Knie^.  Hierbei  läßt  sich  einwandfrei  feststellen,  daß  die  Wirbelsäule  in  keinem 
Teile  steif  gehalten  wird,  daß  sie  gleichmäßig  gebeugt  und  auch  um  die  Längs- 
achse gedreht  wird. 

Auf  Befragen  gibt  S.  an,  daß  er  friere.  Die  Zimmertemperatur  beträgt 
170  Reaumur.  Nachdem  S.  hierauf  hingewiesen  ist,  gibt  er  an,  daß  sei  eine  Zim- 
mertemperatur für  einen  gesunden  Mann,  nicht  für  einen  kranken.  Von  dem 
Stande  des  Thermometers  könne  er  sich  nicht  überzeugen,  da  er  mit  seinen 
schwachen  Augen  nicht  lesen  könne. 

Im  Sitzen  dreht  sich  S.  gewandt  nach  dem  hinter  ihm  auf  der  Stuhllehne 
hängenden  Rock,  um  ilni  sich  überzudecken.  Er  bückt  sich  sitzend  nach  rechts, 
um  einen  Gegenstand  vom  Fußboden  aufzuheben,  wobei  er  sich  mit  der  linken 
Hand  bei  gekrümmtem  Ellenbogen  auf  den  links  neben  ihm  stehenden  Tisch  stützt. 
Dieses  Manöver  ist  nicht  imstande,  der  Wirbelsäule  auch  nur  den  geringsten  Halt 
zu  bieten. 


Starker  Druck  auf  die  Schultern  des  sitzenden  Mannes  ruft  keine  Schnierz- 
äußerungen  hervor.  S.  wird  veranlaßt,  die  Arme  seitwärts  zu  strecken,  darauf 
wird  ihm  aufgegeben,  die  Arme  zu  senken  und  nun  wieder  bis  zur  Horizontalen 
zu  heben,  wobei  ihm  ein  starker  Widerstand  geleistet  wird.  Diese  Bewegungen, 
bei  denen  die  Wirbelsäule  durch  Hebelwirkuug  außerordentlich  in  Anspruch  ge- 
nommen wird,  führt  S.  aus,  ohne  daß  Beschwerden  geklagt  werden. 

Von  seiten  der  Hirnnerven  besteben  keinerlei  Abweichungen.  Die  Bauch- 
decken- und  Hodenreflexe  sind  regelreclit.  Beim  unerwarteten  Prüfen  der  Knie- 
reflexe zeigen  dieselben  völlig  normale  Beschaffenheit.  Nachdem  S.  auf  diesen 
Punkt  der  Untersuchung  aufmerksam  geworden  ist,  begiebt  sich  folgendes: 

Sclilägt  man  bei  horizontaler  Rückenlage  auf  die  Kniescheibe,  oder  an  die 
Seiten  des  Kniegelenkes,  oder  an  das  Scliienhein,  so  wird  das  Bein  emporgeschleu- 
dert, wobei  gleichzeitig  das  andere  Bein  rollende  Bewegungen  ausführt.  Prüft 
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(Ion 


Schlag 


auf  die  (‘ig(^rit- 


Knierodex  (liircli 
normal. 

PTibklonus  sind  nicht  vorhandmi.  Ihr  Feddem 


ganz 


man  aber  zwischondurch  unerwartet 
liehe  Kniesehne,  so  eifolgt  dersell)e 

l)(‘i-  Bahiuskisdw  lief  lex  und 
entspricht  normalen  Verhältnissen. 

Zwischendurch  klagt  S.,  er  müsse  sich  erkälten,  hei  17*^  Ileaumur  köniK* 
man  es  im  Zimmer  nackt  nicht  auslialten. 

Eine  (‘rhöhte  Erregbarkeit  der  Muskulatur  durch  lleklopfen  ist  nicht  fest- 
zustellen. Idine  erhöhte  Schmerzhaftigkeit  ist  nirgends  festzustellen.  Die  seitwärts 
gespreizt  gehaltenen  Finger  zittern  feinschlägig. 

S.  behauptet,  den  Kopf  nicht  ausgiebig  drehen  zu  können.  An  der  Halswir- 
helsäule  sind  — auch  hei  der  Betastung  vom  Piachen  aus  — ebensowenig  Ver- 
änderungen festzustellen,  wie  an  der  Brust-  und  Rückenwirhelsäule. 

Bei  horizontaler  Rückenlage  — während  die  Körperlängsachse  mit  der 
Längsachse  des  Untersuchungstisches  zusammenfällt,  letztere  die  Querachse  des 
Beckens  senkrecht  schneidet  und  während  der  Rücken  der  horizontalen  Tisch- 
platte überall  fest  anliegt  — werden  beide  Beine  gleichmäßig  gehalten. 

Das  Spreizen,  das  Heranführen  und  die  Rollung  der  Beine  im  Hüftgelenk 
ist  allseitig  frei.  Beide  Beine  können  gestreckt  bis  45°  von  der  Horizontalen  ab- 
gehoben werden;  bei  gebeugtem  Kniegelenk  kann  jeder  Oberschenkel  bis  zur 
Vertikalen  erhoben  werden. 

Im  groben  Widerspruch  dazu  steht  es,  daß  S.  bei  der  Aufforderung,  das 
linke  Bein  über  das  rechte  zu  heben,  sich  zunächst  anstellt,  als  wenn  er  das 
linke  Bein  von  der  Tischplatte  nicht  erheben  kann. 

Beim  Stehen  verlegt  der  Untersuchte  die  Körperlast  gleichmäßig  auf  beide 
Beine.  Beide  Beine  zeigen  die  gleiche  Konsistenz  und  messen  im  Umfange:  in 
der  Gesäßfalte  beiderseits  58  em,  in  der  Mitte  der  Oberschenkel  53  cm. 

Irgendwelches  Anzeichen  für  das  Vorhandensein  von  Hüftbeinnervenweh 
links  ist  nicht  vorhanden.  Die  kennzeichnenden  Druckpunkte  sind  nicht  schmerz- 
emphndlich. 

Während  S.  bei  der  Untersuchung  bei  Geh.  Rat  K.  von  dem  Untersuchungs- 
tisch heruntersprang,  ohne  sich  dabei  besonders  vorzusehen,  klagt  er  heute,  nach- 
dem ihm  erklärt  wird,  die  Untersuchung  sei  beendet,  ehe  er  auch  nur  die  An- 
deutung eines  Versuches,  sich  zu  erheben,  unternommen  hat,  er  könne  sich  nicht 
airfrichten,  vom  horizontalen  Liegen  mit  niedriger  Kopfhaltung  sei  ihm 


ganz 


schwindlig. 


Außerdem  friere  er.  Seine  Frau  wurde  angewiesen,  ihn  zuzudecken,  nach 
einiger  Zeit  verließ  er  den  Untersuchungstisch  mit  Hilfe  der  Frau  in  einer  sehr 
ungeschickten  Weise,  die  mit  der  gar  nicht  ungeschickten  Art  des  selbständigen 
Besteigens  seltsam  kontrastierte. 

Beim  Verlassen  des  Zimmers  und  auf  der  Straße  hat  der  Gang  einen  we- 
sentlich anderen  Charakter.  Er  ist  nicht  mehr  schlürfend,  sondern  stampfend, 
d.  h.,  S.  hebt  die  Oberschenkel  weit  hoch  und  setzt  die  Fußsohlen  von  oben 
herab  auf. 

Auf  der  Straße  hat  S.  seine  Frau  mit  der  linken  Hand  untergefaßt,  in  der 
rechten  Hand  trug  er  seinen  Stock  nach  Art  eines  Spaziergängers. 


Begutachtung. 


S.  bezog  durcli  Entscheidung  des  Reichsversicherungsamtes  vom  18.  Fe- 
bruar 1905  eine  Rente  von  75o/o,  weil  ihm,  der  einen  Bruch  des  Dornfort- 
satzes des  ersten  Lendenwirbels,  nicht  des  Wirbel körpers,  erlitten  liatte, 
eine  völlige  Stetigkeit  und  starke  Schmerzhaftigkeit  des  unteren  Teiles  der  Len- 
denwirbelsäule nach  dem  Gutachten  des  Prof.  G.  geglaubt  wurde. 


Eine  versuchte  Rentenminderung 
Schiedsgerichte  zurückgewiesen,  die 
am  22.  August  1907  bestätigt,  auf  Grund 


im  Jahre  1906  auf  SSVs^/o  wurde  vom 
vom  R eichs versicherungsam t 
eines  erneuten  G nächtens  des  Prof. 


Zurückweisung 
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Dr.  (t.,  das  somit  dor  bisherigen  Kentengewährung  von  zugrunde  lag. 

Ich  lasse  einen  Vergleich  des  damaligen  Hefundes  mit  dem  heutigen  folgen,  wo- 
raus sich  die  eingetretene  llesseriing  leicht  erkennen  läßt: 

U n t (U’  s u c 1 1 u n g s b e f u n d 

während  13. — 20.  Juni  1907.  am  3.  November  1908. 

Hie  und  da  setzt  ein  Pulsschlag  aus.  Die  Ihilsschlagfolge  ist  vollkommen 

regelmäßig. 


Diese  Unregelmäßigkeit  nimmt  nach 
körperlichen  Anstrengungen  zu.  Die 
Pulszahl  steigt  dabei  auf  120  Schläge. 

Es  tritt  dabei  öfter  Kopfrötung  ein, 
bisweilen  auch  ein  leichter  Schweißaus- 
bruch. 


An  der  Wirbelsäule  sind  durch  Be- 
tasten keine  Veränderungen  nachzuwei- 
sen. 

Am  meisten  emptindlich  soll  die 
mittlere  Lendenwirbelsäule  und  die  un- 
tere Hälfte  des  Kreuzbeins  sein. 

Bei  Druck  auf  diese  Stellen  tritt 
leichte  Pulsbeschleunigung  ein. 

Der  Gang  ist  breitbeinig,  mit  klei- 
nen, schleppenden  Schritten,  mit  Hilfe 
von  2 Stöcken,  auf  die  sich  S.  fest 
stützt. 


Auch  bei  körperlicher  Anstrengung 
kommt  keine  Unregelmäßigkeit  zur 
Wahrnehmung.  Der  Puls  steigt  nur  bis 
114  Schläge. 

Derartige  Erscheinungen  gelangen 
heute  nicht  mehr  zur  Beobachtung,  ob- 
wohl das  Zimmer  versehentlich  über- 
heizt war  (17°  B). 

Auch  heute,  über  4 Jahre  nach  dem 
Unfall,  ist  an  der  Wirbelsäule  keine 
Abweichung  festzustellen. 

Diese  Stellen  werden  heute  nicht 
mehr  als  druckschnierzhaft  bezeichnet. 


Dies  ist  heute  nicht  mehr  festzu- 
stellen. 

Der  Gang  zeigt  wechselnden  Cha- 
rakter, was  die  Annahme  des  Willkür- 
lichen rechtfertigt.  S.  benutzt  nur  noch 
einen  Stock,  ohne  sich  fest  aufzustüt- 
zen. 


Die  mechanische  Erregbarkeit  der  Eine  erhöhte  Erregbarkeit  besteht 
Muskeln  ist  leicht  erhöht.  nicht  mehr. 

Hieraus  ergiebt  sich,  daß  die  nervösen  Krankheitszeichen,  um  derentwillen 
Geh.  Rat  G.  seinerzeit  der  Rentenherabsetzung  widersprach,  sich  wesentlich  ge- 
bessert haben.  Insbesondere  ist  die  Unregelmäßigkeit  der  Herzschlagfolge  völlig 
l)eseitigt. 

Schon  am  26.  Juni  1907  erklärte  Geh.  Rat  G.  die  Folgen  der  Wirbelver- 
letzung für  teilweise  ausgeglichen. 

Geh.  Rat  Prof.  K.  erklärt  unter  dem  1.  Mai  1908: 

S.  kann  die  Wirbelsäule  in  einem  seinem  Alter  und  seiner  Korpulenz  ent- 
sprechenden Maße  biegen.  Die  bei  der  dortigen  Untersuchung  behauptete  Schmerz- 
haftigkeit des  XI.  Brustwirbels  und  der  XII.  linken  Rippe  wurde  heute  mit  keinem 
Worte  erAvähnt. 

Geh.  Rat  K.  lehnt  einen  Zusammenhang  zwischen  dem  Unfall  und  dem  von 
S.  demonstrierten  schwerfälligen  Gange  aus  wissenschaftlichen  Gründen  ab.  Ich 
muß  mich  dieser  Auffassung  vollkommen  anschließen,  wobei  ich  noch  hinzufüge, 
daß  S.  zwei  ganz  verschiedene  Arten  von  Gang  aufweist,  die  sich  aus  anatomischen 
Gründen  geradezu  widersprechen. 
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Zu  diesem  Widerspruch  kommt  noch  das  Verlialten  des  8.  bei  den  ein- 
zelnen Untersuclmngen.  Ilei  Geh.  Hat  K.  kletterte  der  Mann  mit  dem  unbe- 
holfenen Gange,  ohne  fremde  Hilfe,  nicht  ungewandt,  auf  den  Untersuchungstisch 
und  sprang  von  demselben  wieder  herunter,  ohne  sich  dabei  besonders  vorzusehen. 
Bei  mir  erklärte  er  nach  beendeter  Untersuchung,  sich  vom  Untersuchungs- 
tische nicht  bewegen  zu  können,  da  ilim  scliwindlig  sei.  Als  ich  ihm  dann,  nach- 
dem die  Untersuchung  für  beendet  ei’klärt  war,  weiter  keine  Beachtung  schenkte, 
verließ  er  mit  Hilfe  seiner  Frau  den  Tisch.  Bei  Dr.  R.  führte  er  beim  Prüfen  des 
Pulses  Zitterbewegungen  mit  dem  Arm  aus,  die  auf  Vorhalt  sofort  verschwanden. 

Hier  behauptete  er,  beim  Sitzen  auf  dem  Stuhle,  entlaste  er  die  Wirbel- 
säule durch  seitliches  Aufsetzen  des  Armes.  Beim  Erheben  der  Beine  von  der 
horizontalen  Unterlage  kam  es  zu  groben  Widersprüchen.  Beim  Prüfen  der  Knie- 
sehnenreliexe  geschahen  willkürliche  Bewegungen.  Bei  Dr.  R.  zuckte  er  dabei  schon 
zusammen,  ehe  er  berührt  wurde. 

Ein  objektiver  Befund  ist  hinsichtlich  Unfallfolgen  nicht  mehr  zu  erheben. 

Wieweit  man  den  Angaben  des  S.  über  subjektive  Beschwerden  trauen 
darf,  hängt  ganz  von  dem  Maße  der  Glaubwürdigkeit  ab,  das  S.  auf  Grund  seines 
Verhaltens  bei  den  Untersuchungen  zu  beanspruchen  hat. 

Hiernach  fasse  ich  mein  Gutachten  dahin  zusammen: 

Seit  den  Untersuchungen  am  4.  Mai  1904  bezw.  17.  Januar  1905  ist  in  dem 
Zustande  des  Verletzten  eine  wesentliche  Veränderung  und  infolgedessen  eine  Er- 
höhung der  Arbeitsfähigkeit  eingetreten. 

Die  Veränderung  besteht  in  folgenden: 

a)  Schmerzhaftigkeit  und  Steifheit  des  unteren  Teils  der  Lendenwirbel- 
säule sind,  soweit  sie  auf  objektiver  Basis  beruhen  könnten,  behoben. 
Die  zur  Schau  getragene  Steh'haltung  ist  eine  willkürlich  angenommene. 

h)  Die  nervösen  Symptome,  soweit  sie  durch  den  Unfall  hervorgerufen 
sein  können,  sind  wesentlich  gebessert. 

Wenn  noch  tatsächlich  subjektive  Beschwerden  vorhanden  sein  sollten,  so 
müssen  sie  — wie  schon  Geh.  Rat  G.  angeführt  hat  — auf  die  in  der  Fett- 
leibigkeit, Lungenblähung  und  Alkoholmißbrauch  liegenden  Schädlichkeiten  zurück- 
geführt werden. 

Durch  den  objektiven  Befund  wird  eine  Rentengewährung  nicht  mehr  ge- 
rechtfertigt. S.  ist  durch  Unfallfolgen  in  seiner  Erwerbsfähigkeit  nicht  mehr  be- 
einträchtigt. 

Hiernach  wurde  die  Rente  von  allen  Instanzen  aufgehoben. 

Bruch  des  Doriifortsatzes  des  IX.  Brustwirbels.  I.  Beiiteiifestsetzuiig- : 
66V3V0  (Schonuugsreiite).  Renteiivermiiideruiig  auf  50"/o  und  25®  0 

nach  4 Jahren. 

Vorgeschichte. 

S.  erlitt  am  18.  September  1907  einen  Wirbeldornbruch  ohne  Beteiligung 
des  Rückenmarks  durch  Sturz  aus  2 Etagen  Höhe. 

Eigene  Angaben  des  Verletzten. 

„Ich  kann  absolut  nichts  machen,  ich  kann  nicht  sitzen,  nicht  laufen,  leide 
an  Schwindelanfällen.  Um  die  Gürtelgegend  habe  ich  ein  schmerzhaftes  Gefühl. 
Urinentleerung  und  Stuhlgang  sind  in  Ordnung.“ 

Untersuchungsbefund  (30.  März  1908). 

39jähriger  Mann  von  kräftigem  Knochenbau  und  guter  Muskulatur,  in  gutem 
Ernährungszustände,  der  ein  Stützkorsett  trägt.  Die  Haltung  ist  daher  eine  steife. 


Erwerbseinbiiße  durch  Unfallfolgen  an  der  Wirbelsäule. 
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In  der  Gegend  des  9.  llrustwirbels  springt  der  Dornfortsatz  nacli  links 
und  hinten  hervor.  Derselbe  ist  druckoinpfindlich  und  stark  verdickt.  An  dieser 
Stelle  wird  aucli  Staucliungsschmerz  geklagt. 

S.  verinag  sich  unter  Schmerzen  soweit  zu  bücken,  dab  er  mit  den  Händen 
die  Phißspitzen  berührt.  Er  hält  dabei  aber  den  verletzten  Teil  steif  und  gellt  in 
eine  leichte  Kniebeuge.  Es  tritt  nach  dem  Bückversuch  weder  ein  Schwindel  gef  ühl, 
noch  eine  Kongestionieruug  des  Gesichtes  ein.  Während  der  Untersuchung  steht 
S.  auch  ohne  Korsett  aufrecht  da. 

• Gefühlsstörungen  der  Haut  sind  nicht  festzustellen.  Der  linke  Hauclulecken- 
reflex  erscheint  erhöht,  der  rechte  normal.  Beide  Kniesehnenreflexe  sind  stark 
erhöht.  Es  besteht  kein  Fußzitterkrampf,  kein  Kniescheibenzittern.  Der  Fußsohlen- 
reflex ist  normal,  desgleiclien  der  Hodenreflex.  Nachröten  der  Haut  besteht  in 
gewöhnlichem  Maße. 

An  keiner  Extremität  besteht  eine  Bewegungsbehinderung  oder  eine  sinn- 
fällige Schwäche. 

Begutachtung. 


Als  Folgen  hat  der  Unfall  vom  18.  September  1907  bei  dem  Kläger  hin- 
terlassen : 

a)  Eine  Verbreiterung  des  9.  Brustwirbeldornfortsatzes;  Schmerzhaftigkeit 
dieses  AVirbels,  Bewegungsstörung  der  Wirbelsäule  beim  Bücken. 

h)  Nervöse  Störungen  mäßigen  Grades,  erkennbar  an  den  gesteigerten  Knie- 
sehnenreÜexen  und  den  ungleichen  Bauchreflexen. 

c)  Die  Notwendigkeit,  bis  etwa  Jahresfrist  nach  dem  Unfall  ein  Stützkorsett 
zu  tragen,  um  einer  Verschlimmerung  vorzubeugen. 

Durch  diese  Unfallfolgen  ist  S.  in  seiner  Erwerbsfähigkeit  um  662/3O/0  seit 
dem  19.  Dezember  1907  beeinträchtigt. 

Zu  dieser  hohen  Schätzung,  der  der  objektive  Befund  nicht  entspricht,  führt 
die  Erwägung,  daß  dem  S.  durch  eine  höhere  Rente  Gelegenheit  gegeben  werden 
soll,  sich  mit  leichteren,  geringer  entlohnten  Arbeiten  zu  befassen,  um  die  Wir- 
belsäule zu  entlasten  und  zu  schonen,  damit  nicht  nachträglich  eine  Verschlimme- 
rung eintritt.  Die  Rente  ist  also  in  dieser  Höhe  als  Schonungs-  und  Übergangs- 
rente gedacht.  Wenn  die  Verhältnisse  an  der  Verletzungsstelle  konsolidiert  sein  wer- 
den, wird  die  dem  objektiven  Befund  entsprechende  Rente  festgesetzt  werden  können. 

Von  der  Schätzung  des  Herrn  Dr.  L.  mußte  die  meinige  abweichen,  weil  S. 
inzwischen  ein  Stützkorsett  erhalten  hat,  das  die  freie  Beweglichkeit  des  S.  noch 
behindert. 

Das  Gericht  schloß  sich  dieser  Renteneinschätzung  an  und  hob  den  nur 
dOo/o  bewilligenden  Rentenbescheid  der  Berufsgenossenschaft  auf.  Die  Rente  wurde 
am  1.  Februar  1909  auf  öO^/o,  am  1.  September  1911  auf  25o/o  herabgesetzt. 


Bruch  des  I.  und  II.  Leudenwirbeldornfortsatzes.  Benteu:  100®/o, 

75«/„,  331/3  »/o,  15»/o. 

Unfall:  20.  September  1904.  Wirbelbruch  durch  auffallenden  Mauerstein. 

Eigene  Angaben  des  Verletzten. 

„Ich  kann  nicht  gerade  stehen,  ich  kann  mich  nicht  bücken.  Ich  habe  viel 
Kopfschmerzen  und  Stechen  in  der  rechten  Brustseite.  Nennenswerte  Arbeiten 
habe  ich  nicht  verrichtet.  Um  die  Taillengegend  habe  ich  ein  Gefühl,  als  ob  der 
Schwamm  drinsäße,  als  wenn  Ameisen  darin  liefen.“ 

Untersuchungsbefund  (17.  Februar  1908). 

Mittelgroßer  Mann,  von  gesunder  Gesichtsfarbe,  genügendem  Ernährungs- 
zustände und  kräftiger  Muskulatur,  der  eine  nach  vornüber  gebeugte  Haltung  ('in- 


II.  Teil.  2.  Abschnitt. 
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nimmt.  Das  Körpergewicht  beträgt  60'5  Kilogramm  in  unbekleidetem  Zustande. 
Die  Körperbewegungen  ludin  An-  und  Ausziehen,  beim  Detreten  der  Waage,  beim 
Aufsteben  und  Niedersetzen  sind  behende. 

Nervenbefund  völlig  regelrecht. 

Der  Untersuchte  ist  nur  soweit  imstande  sich  zu  bücken,  daß  die  Finger- 
spitzen 40  cm  vom  Fußboden  entfernt  bleiben,  ohne  daß  aber  Schwindelgefühl  oder 
auch  nur  Kongestionierung  des  Gesichtes  dabei  eintreten.  Der  Puls  bleibt  nach 
dem  Versuch  in  seiner  Zahl  und  Qualität  unverändert.  R.  vermag  in  komplizier- 
ter Weise  sicher  zu  gehen,  indem  er  bei  nach  der  Decke  gerichtetem  Gesicht 
einen  Hacken  vor  die  Spitze  des  anderen  Fußes  setzt. 

Die  Wirbelsäule  verläuft  im  unteren  Brust-  und  Lendenteil  in  einem  nach 
hinten  konvexen  Bogen.  Die  Dornfortsätze  des  I.  und  II.  Lendenwirbels  sind  deut- 
lich als  verändert  abzutasten,  sie  sind  verdickt  und  stehen  nach  hinten  heraus. 
Die  Bewegungen  der  Wirbelsäule  sind  nach  allen  Seiten  hin  beschränkt.  Es  be- 
steht jedoch  keine  abnorme  Spannung  irgend  einer  Partie  der  Rückenstreckmus- 
kulatur. Die  Wirbelkörper  sind  nach  dem  Röntgenbilde  intakt. 

Stauchungsschmerz  wird  nicht  geklagt. 

Der  Puls  beträgt  in  der  Ruhe  114  Schläge;  die  Pulsschlagfolge  ist  regel- 
mäßig. 


Beim  Einnehmen  der  horizontalen  Rückenlage  gleicht  sich  die  nach  hinten 
gerichtete  Biegung  der  Brustwirbelsäule  aus,  ebenso  bei  der  Bauchlage.  Die  Ver- 
biegung in  der  Gegend  der  Lendenwirbelsäule  bleibt  unverändert.  Das  Besteigen 
des  Uutersuchungstisches,  das  Umdrehen  auf  demselben  geschieht  in  gewandter 
Weise. 


Begutachtung. 


Seit  der  Untersuchung  am  7.  Juli  1906  ist  in  dem  Zustande  des  Verletzten 
eine  wesentliche  Veränderung  und  infolgedessen  eine  Erhöhung  der  Arbeitsfähig- 
keit eingetreten. 

Die  Veränderung  besteht  in  folgendem: 

a)  Die  Zuckungen  auf  der  vorgestreckten  Zunge  sind  nunmehr  verschwunden. 

h)  Die  Versteifung  des  oberen  Teiles  der  Brustwirbelsäule  ist  zurückge- 
gangen. Die  Krümmung  gleicht  sich  bei  horizontaler  Lage  aus. 

c)  Seit  dem  Unfall  sind  3 Jahre  und  4 Monate  vergangen.  Der  Zustand  an 
der  Wirbelbruchstelle  ist  also  ein  stetiger  geworden.  Symptome  für 
eine  Mitbeteiligung  des  Rückenmarkes  selbst  sind  nicht  hervorgetreten, 
sind  auch  nicht  mehr  zu  erwarten. 

d)  Vom  ärztlichen  Standpunkt  aus  ist  Gewöhnung  an  den  Zustand  anzu- 
nehmen. 

Der  Verletzte  ist  infolge  des  Unfalles  vom  20.  September  1904  in  der  Zeit 
nach  dem  1.  Januar  1908  in  seiner  Erwerbsfähigkeit  noch  um  3303%  beeinträch- 
tigt gewesen  und  gegenwärtig  noch  um  33V3O/0  beeinträchtigt,  weil  R.  vorläufig 
nur  imstande  ist,  leichte  und  mittelschwere  Arbeiten  auszuführen. 

Die  gerichtliche  Entscheidung  schloß  sich  in  allen  Instanzen  diesem  Gutach- 
ten an.  Am  1.  März  1911  wurde  die  Rente  wegen  eingetretener  weiterer  Besse- 
rung auf  150/0  herabgesetzt. 


WirbelTerscliiebiiiig;*  mit  anfänglicher  Beinlähinnng.  Renten:  lOO^/o, 
8O0/0,  böVsVü?  3BV3V0?  2O0/0.  Rentenanfhebnng  nach  4V4  Jahren. 

l'orgeschichte. 

G.  erlitt  am  31.  August  1903  durch  Betriebsunfall  (Sprung,  bzw.  Sturz  in 
einen  Keller)  eine  durcli  Röntgenl)ild  nachgewiesene  Verschiebung  des  1.  gegen 
den  2.  Lendenwirbel  mit  Beinlähmung.  Er  wurde  bis  28.  September  1903  im 


Krwerbseiiibuße  durch  Untallfolgen  au  der  Wirbelsäule. 
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Kraukenluiuso  beliaiulclt,  erhielt  dann  llenten  in  wecliselmlcr  llölu',  80‘’/o? 

SSVs^/o?  2;uletzt  eine  solche  von  20o/o,  die  jetzt  von  der  Jlerufsgenossonschaft  auf- 
gehoben werden  soll,  wogegen  Cf.  llernfnng  eingelegt  hat. 


Eigene  Angal)en  des  Vorletzten. 


„Ich  habe  iininer  in  der  rechten  Seite  (zeigt  auf  den  rechten  l)arnil)einkainin) 
Schmerzen,  namentlich  bei  schlechter  Witterung.  Wenn  ich  lange  gebückt  stehe, 
kann  ich  mich  nicht  wieder  auf  richten.  Seit  zirka  2 Jahren  arbeite  ich  als  Yer- 
nickler  und  erhalte  50  Pf.  Stundenlolin.“ 


Untersuch  u u|g  s h e f u n d ( 7 . Jan uar  1 908 ) . 

Mittelgroßer  Mann  in  genügendem  Ernährungszustände,  von  etwas  blassem 
Aussehen,  dessen  llewegungsfähigkeit  heim  An-  und  Ausziehen  nicht  beschränkt 
erscheint. 

Der  1.  und  2.  Lendenwirhelfortsatz  tritt  etwas  stärker  nach  hinten  und  rechts 
hervor.  Sonst  ist  am  Eücken  keine  krankhafte  Abweichung  festzustellen.  Insbe- 
sondere besteht  kein  Stauchungsschnierz,  kein  Druckschmerz  der  Wirbeldornfort- 
sätze, keine  abnorme  Spannung  eines  Teiles  der  lUickenstreckmuskulatur.  Funk- 
tionen des  Mastdarms  und  der  Dlase  sind  nach  Angabe  regelrecht.  Dauchdecken-, 
Hoden-,  Kniesehnen-,  Fußsohlenrehexe  sind  regelrecht  auszulösen.  Es  entsteht  bei 
dem  darauf  gerichteten  Versuche  kein  Fußzitterkrampf,  was  der  Norm  entspricht. 

Nachröten  der  Haut  besteht  nur  in  normalem  Maße.  Von  seiten  der  Cfe- 
hirnnerven  bestehen  keine  Störungen. 

G.  vermag  sich  nach  vorn  mühelos  soweit  zu  beugen,  daß  er  bei  durch- 
gedrückten Knieen  mit  seinen  Fingern  die  Fußspitzen  berührt.  Beim  Sichwieder- 
aufrichten  führt  er  indeß  — ohne  sich  mit  den  Händen  zu  stützen  — ■ bei  einer 
gewissen  Höhe  eine  nach  rechts  gerichtete  schraubenförmige  Drehbewegung  aus,  die 
sich  auch  bei  abgeleukter  Aufmerksamkeit  wiederholt.  Seitliche  Biegungen  sind 
frei  ausführbar,  doch  ließ  sich  bei  der  Biegung  nach  links  ein  deutliches  Knacken 
an  der  vom  Unfall  betroffenen  Stelle  feststellen. 

Es  besteht  keine  Atrophie  der  Gesäßmuskulatur,  die  Gesäßfalten  stehen  in 
gleicher  Höhe. 

Hautgefühlsstörungen  sind  nicht  nachweisbar. 


Begutachtung. 

Seit  der  Untersuchung  vom  23.  September  1906  ist  in  dem  Zustande  des 
Verletzten  eine  wesentliche  Veränderung  und  infolgedessen  eine  Erhöhung  der 
Arbeitsfähigkeit  eingetreten. 

Die  Veränderung  besteht  in  folgendem: 

1.  Die  Verhältnisse  in  der  verletzten  Gegend  sind  stabil  geworden,  insbesondere 
ist  auch  in  diesen  Ihh  Jahren  keine  stärkere  Verschiebung  der  Wirbelsäule 
eingetreten. 

2.  Es  sind  keinerlei  Krankheitszeichen  für  ein  organisches  Nervenleiden  hervor- 
getreten. 

3.  Es  ist  nach  Ablauf  von  über  41/4  Jahren  vom  ärztlichen  Standpunkt  aus 
Gewöhnung  an  den  Zustand  anzunehnien,  da  G.  gelernt  hat,  beim  Sichauf- 
richten  die  Unfallfolgen  durch  eine  schraubenförmige  BeAvegung  auszugleichen. 

Die  liierdurch  bedingte  Unbequemlichkeit  dürfte  als  unter  lO^/o  liegend  zu 
erachten  sein. 

Der  Kläger  ist  infolge  des  Unfalles  vom  31.  August  1903  in  der  Zeit  nach 
dem  1.  Dezember  1907  in  seiner  Erwerbsfähigkeit  nicht  beeinträchtigt  ge- 
wesen und  gegenwärtig  nicht  mehr  beeinträchtigt. 

Dementsprechend  gelangte  die  Rente  rechtskräftig  zur  Einstellung. 


im 
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Bnicli  des  ersten  Lemlemvirbelkörpers.  Renten:  lOO'Yo?  '>d7o? 

3^73 Vo,  200/0. 

Unfall:  6.  März  1906.  Sturz  ans  2 Etagen  Hölie. 

PMgeno  Angaben  des  Verletzten. 

„AVenn  es  regnet,  tut  mir  alles  weh.  Bei  schönem  Wetter  kann  ich  in  den 
Bark  gehen  und  mich  eine  Stunde  hinsetzen.  Blase  und  Mastdarm  sind  in  Ord- 
nung. Seit  dem  Unfall  habe  ich  noch  nicht  gearbeitet.  Handreichungen  im  Stehen 
könnte  ich  verrichten.“ 

Untersuchungsbefund  (25.  Mai  1907). 

Blaß  aussehender,  schlanker  Mann  von  mäßigem  Ernährungszustände,  der 
ein  orthopädisches  Korsett  trägt.  Dasselbe  ist  nicht  fest  zugeschnürt;  die  Seiten- 
teile stoßen  vorn  in  der  Mittellinie  nicht  zusammen.  Eine  Entlastung  der  Wirbel- 
säule tindet  durch  das  Korsett  nicht  statt,  da  die  Schultergürtel  nicht  gestützt 
w'erden.  Ohne  Korsett  steht  R.  ebenso  sicher  da,  wie  mit  demselben,  so  daß 
er  also  nach  Abnahme  desselben  nicht  in  sich  zusammensinkt.  Demgemäß  ist  das 
Korsett  entbehrlich  und  dem  R.  geraten,  dasselbe  fortzulassen. 

Die  Kniesehnenreflexe  sind  lebhaft,  Hoden-  und  Bauchdeckenreflexe  von 
normaler  Stärke. 

Vom  12.  Brust-  bis  zum  3.  Lendenwirbel  springt  die  Wirbelsäule  nach 
hinten  als  Höcker  hervor.  Die  Haut  ist  hier  verdickt  und  braun  verfärbt.  Die 
Dornfortsätze  sind  als  verdickt  fühlbar,  links  neben  der  Wirbelsäule  besteht  in 
Höhe  des  1.  Lendenwirbels  ein  druckschmerzhafter  Punkt.  Bei  den  Abw^ehr- 
bewegungen  zeigt  sich,  daß  die  Wirl)elsäule  im  Bereiche  der  Verletzung  steif  ge- 
halten ward;  oberhalb  dieser  Stelle  aber  ist  die  Wirbelsäule  frei  und  ausgiebig 
nach  allen  Richtung  hin  beweglich,  wie  auch  die  später  in  diesem  Punkte  unter- 
nommenen Versuche  ergeben. 

Durch  die  noch  teilw'Cise  bestehende  Versteifung  der  Wirbelsäule  ist  dem  R. 
das  Bücken  nicht  möglich:  will  er  einen  Gregenstand  von  der  Erde  aufheben,  so 
muß  er  in  Kniebeuge  gehen 

Druck  auf  die  Schultern  erregt  noch  Schmerzen  an  der  Veiietzungsstelle 
der  Wirbel  (Stauchungsschmerz). 

Begu’tach'tu’ng. 

Seit  der  Untersuchung  am  12.  Juni  1906,  die  der  Rentengewährung  von 
80®/o  zugrunde  gelegt  war,  ist  in  dem  Zustande  des  Klägers  eine  wesentliche  Ver- 
änderung und  infolgedessen  eine  Erhöhung  der  Arbeitsfähigkeit  eingetreten. 

Die  Veränderung  besteht  in  folgendem: 

1.  Die  Beweglichkeit  der  Brustwirbelsäule  hat  zugenommen. 

2.  Schwdndelgefühl  wird  nicht  mehr  geklagt.  Weder  beim  Nachuntensehen,  noch 
bei  der  Kniebeuge  tritt  Schwindel  auf. 

3.  Das  Korsett  ist  nicht  mehr  notwendig. 

4.  Seit  der  letzten  Untersuchung  sind  über  11  Monate  vergangen,  eine  Zeit, 
die  auch  bei  einer  schweren  Verletzung  als  ausreichend  erscheint,  um  sub- 
jektive Beschwerden  zu  lindern. 

Es  besteht  also  als  Unfallfolge  noch  eine  Versteifung  der  Wirbelsäule  im 
Bezirk  des  12.  Brust-  l)is  3.  Lendenwirbels. 

Der  Kläger  ist  demnach  infolge  des  Unfalles  vom  6.  März  1906  in  der  Zeit 
nach  dem  1.  Mai  1907  in  seiner  Erw^rbsfähigkeit  um  öO^/o  l)eeinträchtigt  gewesen 
und  gegenwärtig  noch  um  bO^jo  l)eeinträchtigt,  da  er  in  Ü])ernahme  schwererer 
Arbeiten  und  solcher,  die  eine  gebückte  Haltung  erfordern,  behindert  ist. 


Erwerbseinbuße  durcb  Unfallfolgcn  an  der  Wirbelsäule. 
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Das  Gericht  entscbied  dciuentsprecbend.  Am  1.  August  190H  wurd(^ 
Heute  auf  1-  November  1910  auf  20^/o  gekürzt. 


die 


Bruch  des  ersten  Leiidemvirbelkörpers.  Renten:  lOOVo?  75Vo?  50”/o? 

33V3V0,  2O0/0. 

Unfall:  2.  Juli  1909.  Yerschüttetwerden  durch  eine  lierabstürzeiide  Touwand.  Heil- 
verfahren: 3 Alonate. 

Eigene  Angaben  des  Klägers. 

„Die  Drust  ist  nicht  so  schlimm,  wie  das  Kreuz.  Ich  kann  nichts  arbeiten. 


Untersuchungshefund  (20.  Dezember  1909). 

59jähriger,  ergrauter  Alaun  mit  kahlem  Scheitel,  in  genügendem  Ernährungs- 
zustände. Für  Störungen  des  Alastdarms  oder  der  Blase  ergiebt  sich  kein  Anhalt. 

Die  Wirbelsäule  zeigt  in  ihrem  Brustteil  eine  nach  rechts  konvexe  Ausbie- 
gung. Der  I.  und  II.  Lendenwirheldornfortsatz  ist  nicht  so  deutlich  im  Niveau 
sichtbar,  wie  die  übrigen.  Die  Lendenwirbelsäule  zeigt  eine  nach  links  konvexe 
Ausbiegung.  Beim  Abtasteu  wird  abwechselnd  jeder  Dornfortsatz  vom  XI.  Brust- 
wirbel bis  zum  letzten  Lendenwirbel,  endlich  auch  das  Kreuzbein  als  isolierter 
Schmerzpunkt  bezeichnet. 

Die  Gesäßfalteu  stehen  in  gleicher  Höhe.  Das  Bücken  nach  vorn  geschieht 
bei  der  hierauf  gerichteten  Untersuchung  und  heim  Erheben  eines  Uringlases  vom 
Boden  in  ausreichender  AYeise,  dabei  werden  alle  Partieen  der  Wirl)elsäule  gleich- 
mäßig gebeugt.  Beim  Sichbücken  erreicht  H.  mit  den  Fingerspitzen  die  Stiefel. 
Beim  AYiederauf richten  stöhnt  er  und  klagt  über  Schmerzen. 

Stauchuugsschmerz  wird  nicht  angegeben.  Beide  Kniesehuenreflexe  sind  gleich- 
mäßig zu  erzielen.  Hautgefühlsstörungen  sind  nicht  nachweisbar. 

Die  Bewegungen  heim  Sichumdrehen  auf  dem  Untersuchungstisch  sind 
schwerfällig  und  angeblich  schmerzhaft. 

Die  aufgenommene  Röntgenphotographie  läßt  deutlich  eine  A^erletzung  des 
I.  Lendenwirbels  erkennen,  wodurch  derselbe  nach  links  geschoben  ist  und  sich 
(piergestellt  hat. 

Das  Rückenmark  selbst  ist  nicht  verletzt,  wie  sich  aus  dem  regelrechten 
A'erhalten  der  Kniesehnenreflexe,  der  Blase  und  des  Alastdarms  ergiebt. 

Begutachtung. 

Der  Unfall  vom  2.  Juli  1909  hat  bei  dem  Kläger  hinterlassen: 

einen  Bruch  des  I.  Lendenwirbels  mit  A^erstellung  der  Bruchstücke  und 
Abweichen  des  unterhalb  gelegenen  Abschnittes  der  Wirbelsäule  ohne  Alitbeteili- 
gung  des  Rückenmarkes. 

Hierdurch  ist  der  Kläger  in  der  Zeit  nach  dem  10.  Oktober  1910  in  seiner 
Erwerbsfähigkeit  beeinträchtigt  gewesen: 

bis  zum  30.  November  1909  um  lOO^/^,  da  die  Wirbelverletzung  eine 
schwere,  wenngleich  noch  glücklich  abgelaufene  war  und  bei  derartigen  A^er- 
letzungen  eine  Arbeitsenthaltung  von  5 Alonaten  bis  zu  G2  Jahr  ärztlich  als 
notwendig  bezeichnet  werden  muß, 

vom  1.  Dezember  bis  31.  Dezember  1909  um  75%,  da  bei  dem  verhältnis- 
mäßig glücklichen  Ablauf  eine  Aufnahme  leichtester  Arbeit  im  Sitzen  als  möglich 
angesehen  werden  muß, 

vom  1.  Januar  1910  und  weiter  um  öO^/q,  da  PI.  Ortsänderuugen  vor- 
nehmen und  leichte  Arbeiten  ausführen  kann. 

Eine  weitere  Herabsetzung  ist  zurzeit  nicht  in  A^orschlag  zu  bringen,  da  H. 
aus  Gründen  der  A^orsicht  (KümmehohQ  Krankheit)  noch  nicht  die  ganze  ihm 
verbliebene  Erwerbsfähigkeit  aiisnutzen  darf. 
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Ant  Crrund  dieses  (Tutachtens  scldossen  beide  Tarteien  einen  entspreclienden 
Vergleicli.  Wegen  weiterer  Besserung  wurde  die  Rente  mit  dem  1.  März  1911  auf 
mit  dem  1.  Juni  1912  auf  20^/o  gemindert. 


Bruch  des  X.  Brustwirbelkörpers.  I.  Rentenfestsetzuiig  80®/o*  Beiiten- 

iiiiiideriing  bis  auf  20Vo  nach  6 Jahren. 

V orge  schiclite. 

K.  erlitt  am  15.  März  1905  durch  Sturz  (I1/2  l^tagen)  einen  Bruch  des 
X.  Brustwirbels,  sowie  eines  darunter  gelegenen  Brustwirbeldornfortsatzes  mit 
nachfolgender  Blasenlälimung. 

Eigene  Angaben  des  Verletzten. 

„Icli  kann  nicht  lange  stehen  wegen  auftretender  Schmerzen  im  Rücken, 
und  zwar  nicht  an  der  verletzten  Stelle,  sondern  weiter  unten.  Der  Schlaf  ist 
gut.  Ich  trage  noch  ein  Korsett.  Wenn  ich  dasselbe  ablege,  zwecks  Badens,  treten 
die  Schmerzen  vermehrt  auf.  Stuhlgang  geht  unwillkürlich  ab.  Urinieren  ist  in 
Ordnung.“ 

Untersuchungsbefund  (23.  Januar  1906J. 

Mittelgroßer  Mann  in  gutem  Ernährungszustände,  von  leidendem  Gesichts- 
ausdruck. Während  des  Krankenexamens  steht  K.  wiederholt  langsam  vom  Stuhle 
auf,  da  er  das  lange  Sitzen  nicht  vertragen  kann.  Er  trägt  zur  Entlastung  der 
Wirbelsäule  ein  Stützkorsett,  von  dem  deutliche  Druckstellen  unter  den  Armen 
und  über  der  Beckenscliaufel  herrühren.  Sie  beweisen,  daß  das  Korsett  dauernd 
getragen  wird. 

Am  X.  Brustwirbel  steht  der  Dornfortsatz  deutlich  nach  hinten  hervor. 
Die  Rückenstrecker  links  neben  der  Wirbelsäule  sind  stärker  gespannt  als  rechts. 
Die  Bruchstelle  wird  nicht  mehr  als  schmerzhaft  bezeichnet.  Dagegen  behauptet  K. 
das  Vorhandensein  von  Schmerzen  am  untersten  Teil  der  Wirbelsäule.  Dieselben 
sind  nach  allgemeiner  klinischer  Erfahrung,  gewonnen  an  Patienten,  die  kein  In- 
teresse an  der  Aggravierung  ihrer  Krankheit  hatten,  mit  Rücksicht  auf  die  bisher 
erst  verflossene  Zeit  von  10  Monaten  durchaus  glaubhaft.  Die  Körperhaltung  des 
K.  ist  wegen  der  steif  gehaltenen  Wirbelsäule  eine  auffällige.  Das  An-  und  Aus- 
kleiden geschieht  vorsichtig  mit  ängstlicher  Vermeidung  jeder  größeren  Exkursion 
der  Wirbelsäule. 

Die  Beugung  der  Wirbelsäule  wird  nach  vorn  sehr  vorsichtig  ausgeführt, 
nach  hinten  gar  nicht,  seitlich  ist  sie  erheblich  beschränkt. 

Die  Kniesehnenretlexe  sind  beiderseits  gleich,  aber  nur  mäßig  zu  erzielen. 
Es  bestehen  keine  Nervenstörungen,  die  einen  Rückschluß  auf  materielle  Verän- 
derungen am  Rückenmark  zulassen. 

Der  Gang  ist  vorsiclitig  und  langsam. 

Beide  Beine  haben  an  den  korrespondierenden  Stellen  gleiche  Umfangs- 
maße. Eine  Beschmutzung  der  Wäsche  durch  unfreiwillig  entleerten  Stuhlgang  ist 
nicht  festzustellen. 


Begutachtung. 

K.  hat  eine  sehr  schwere  Verletzung  (Bruch  eines  Rückenwirbels  mit  Bla- 
senlähmung)  erlitten  und  hat  eine  lange  Krankenhausbehandlung  vom  14.  März 
1905  bis  8.  Juli  1905,  sodann  vom  19.  August  1905  bis  17.  November  1905 
durcligemaclit. 


Erwcrbseinlniße  durch  Unfallfolgen  an  der  Wirbelsäule. 
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Als  Folgen  des  Unfulls  sind  bei  K.  znrückgebli(d)on : 

1.  Eine  Verdickung  des  X.  Hrnstwirbels. 

2.  Cxespanntsein  der  links  neben  der  Wirbelsäule  gelegenen  Streckinusku- 

latiir. 

8.  (xlaubliafte  Scliinerzhaftigkeit  der  Lendenwirbelsäule  ini  untersten  Ab- 
scliidtt. 

4.  Notwendigkeit,  ein  Stützkorsett  zu  tragen. 

5.  Steifigkeit  der  Wirbelsäule. 

6.  Unfähigkeit,  längere  Zeit  zu  sitzen  oder  zu  stehen. 

Der  Verletzte  ist  durch  ünfallfolgen  nach  dem  1.  Dezember  1905  in  seiner 
Erwerbsfähigkeit  um  80‘'/o  beeinträchtigt  gewesen  und  gegenwärtig  noch  um  80®/o 
beeinträchtigt. 

Eine  erschöpfende  Degutachtuug  so  schwerer  Rückgratsverletzungen,  wie 
der  vorliegenden,  ist  erst  in  relativ  später  Zeit,  häufig  erst  nach  einem  Jahre 
möglich.  K.  kann  nicht  andauernd  gehen  und  stehen.  Im  freien  Gebrauch  seiner 
Arme  ist  er  durch  das  Stützkorsett  aufs  schwerste  beeinträchtigt.  Er  ist  erst  vor 
kurzem  aus  dem  Krankenhaus  entlassen.  Es  verbleibt  dadurch  für  K.  nur  ein  stark 
begrenztes  Feld  gewinnbringender  Tätigkeit,  wie  Dütenkleben,  Auslesen  kleinerer 
Gegenstände.  Aber  auch  diese  Tätigkeit  kann  nur  zeitweise  am  Tage  ausgeführt 
werden. 

Die  Eentenfestsetzung  geschah  in  der  vorgeschlagenen  Weise.  Eingetretene 
Besserung  rechtfertigte  im  Laufe  der  Zeit  eine  stufenmäßige  Herabsetzung  der 
Rente,  die  1912  nur  noch  20^Iq  betrug.  K.  war  Hausdiener  geworden. 


Ahsprenguiig  eines  Teiles  TOin  II.  Lendenwirbel. 

I.  Rentenfestsetzung : 207o* 

V orgeschichte. 

K.  erlitt  am  15.  August  1911  durch  Sturz  von  einem  Bretterstapel  eine 
Wirbelsäulenverletzung,  die  im  Krankenhause  als  einfache  Kontusion  angesehen 
wurde.  Bereits  am  31.  August  1911  wurde  er  geheilt  entlassen  und  nahm  am 
4.  September  1911  bei  seinem  früheren  Arbeitgeber  eine  Stelle  als  Aufseher  zu 
einem  etwas  geringeren  Lohnsätze  an. 

Die  Berufsgenossenschaft  lehnte  die  Gewährung  einer  Rente  ab.  Im  Ver- 
handlungstermin fiel  die  Steifhaltung  der  Wirbelsäule  auf,  ich  empfahl  die  Anfer- 
tigung eines  Röntgenbildes,  das  dann  eine  Absprengung  am  II.  Lendenwirbel 
nachwies. 

Eigene  Angaben  des  Verletzten. 

„Ich  habe  Schmerzen  und  kann  mich  nicht  forsch  bücken.“' 

Untersuchungsbefund  (31.  Mai  1912). 

35jähriger,  kräftig  gebauter,  gesund  aussehender  Mann,  der  die  Wirbelsäule 
etwas  steif  hält  und  beim  Entkleiden  das  Bücken  möglichst  vermeidet.  Die  Wir- 
belsäule verläuft  im  Brustteil  in  einem  nach  links  konvexen  leichten  Bogen.  Der 
untere  Teü  der.  Wirbelsäule  verläuft  gerade.  Die  Gegend  zwischen  I.  und  II.  Len- 
denwirbel ist  links  neben  der  Mittellinie  druckschnierzhaft.  Die  Streckmuskulatur 
des  Rückens  ist  hier  stärker  gespannt,  als  rechts.  Bewegungen  der  Wirbelsäule 
werden  in  beschränktem  Maße,  vorsichtig,  nacli  Angabe  mit  Schmerzen  ausge- 
führt. Die  Angaben  sind  glaubhaft.  Die  Körpergröße  beträgt  176  cm.  Das  Rönt- 
genbild zeigt  eine  kleine  Absprengung  am  11.  Lendenwirbel. 

Engel,  Beurteilung  von  Ünfallfolgen. 
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llegulaclituiig. 

Der  Unfall  vom  15.  August  1911  hat  bei  dem  Kläger  hinterlassen: 
Sclimerzliaftigkeit  und  Dewegungsbeliinderung  der  J^endenwii-belsäule  nach 
Absprengung  eines  Stückchens  vom  II.  Lendenwirbel.  Hierdurcli  ist  Kläger  seit 
dem  4.  September  1911  in  seiner  Erwerl)sfähigkeit  um  20‘^'o  beschränkt  gewesen 
und  ist  gegenwärtig  noch  um  2Qo/o  beeinträchtigt. 

Demgemäß  entschied  das  Gericht. 


Bruch  des  VI.  Halswirbels  mit  Halbseiteiilähmuiig. 
Aufhebung  der  Rente  nach  11  Jahren. 

Vorgeschichte. 

D,  erlitt  am  3.  Fehruar  1897  einen  Druch  des  IT.  Halswirbels  mit  nach- 
folgender halbseitiger  Lähmung.  Für  diese  ünf allfolgen  bezog  er  Renten  in  wech- 
selnder Höhe,  zuletzt  eine  solche  von  40<^/o. 


Vor  hem  erkling. 

Am  4.  März  1908  konnte  ich  beim  Kommen  und  Gehen  des  D.  auf  der 
Straße  beobachten,  wie  trotz  Schneefalles  sein  Gang  durchaus  sicher  und  Hott  war, 
er  auch  den  freischwebend  gehaltenen  Schirm  in  keiner  Weise  als  Stütze  gebrauchte. 
Heute,  am  7.  März  1908 , betritt  D.  das  üntersuclmugsziminer  links  schwer 
hinkend. 

Eigene  Angaben  des  Verletzten. 

„Mitunter  kann  ich  nicht  nach  oben  sehen  (D,  demonstriert  die  angeblich 
behinderte  Bewegung,  indem  er  seinen  Kopf  weit  nach  hinten  überbeugt.)  Wenn 
ich  unverhofft  nach  links  sehe  (auch  diese  Bewegung  wird  ohne  Störung  mehrere- 
nial  hintereinander  ausgeführt),  dann  kommt  es  mir  aus  den  Augen  raus.  Im 
linken  Kniegelenk,  in  der  ganzen  linken  Seite  habe  ich  Krampf.  Ich  kann  mit 
der  linken  Hand  nichts  festhalten.  Blase  und  Mastdarm  sind  in  Ordnung. 


Untersuchungsbefund  (7.  März  1908). 


Eine  Bewegungsstörung  ist  am  linken  Arm  nicht  wahrzunehmen.  Die  linke 
Hand  nimmt  am  Entkleiden  in  normaler  Weise  teil.  Das  linke  Bein  wird  dabei 
im  Hüft-  und  Kniegelenk  in  ausgiebigster  Weise  gebeugt. 

D.  ist  ein  kräftig  gebauter,  muskelstarker  Mann  von  45  Jahren,  der  über 
seine  Jahre  gealtert  aussieht. 

Kopf  schütteln  und  Nicken  ist  frei  ausführbar.  Der  Kopf  wird  nicht  in 
Zwangshaltung  gehalten.  Der  Untersuchte  ist  imstande,  sich  mit  geschlossenen 
Augen  soweit  zu  bücken,  daß  er  mit  den  Fingern  die  Fußspitzen  berührt,  ohne 
daß  Schwindelgefühl  oder  auch  nur  Kougestionierung  des  Gesichts  dabei  ein- 
treten.  Der  Puls  bleibt  nach  dem  Versuch  in  seiner  Zahl  und  Qualität  unverän- 
dert, 72. 


allen  Richtungen  aus- 
auffällige 


Die  aktive  Beweglichkeit  sämtlicher  Gelenke  ist  nach 
giebig  frei.  Es  besteht  an  keiner  Extremität  eine  Lähmung  oder  eine 
Schwäche.  Die  grobe  Kraft  ist  überall  erhalten,  insbesondere  entfaltet  die  linke 
Hand  einen  genügend  starken  Druck. 

Zielhewegungen  mit  den  Fingern  und  den  Beinen  werden  richtig  ausgeführt. 
Es  besteht  also  keine  Ataxie.  Bei  gewollten  Bewegungen  tritt  kein  Zittern,  auch 
keine  unahsichtliche  Mitbewegung  auf.  Die  seitlich  gespreizt  gehaltenen  Finger 
zittern  grobschlägig.  Läßt  man  D.  aber  mit  der  anderen  Hand  gleichzeitig  einen 
Buchstal)en  in  der  Luft  beschreiben,  so  hört  das  Zittern  sofort  auf.  Das  Zittern 
ist  also  kein  unwillkürliches. 


Erwei’bseinbuße  diircb  Unfallfolgeii  an  der  Wirbelsäule. 


IHl 


Die  Derülinmgsemptiiidiiiig  ist  iilu'rall  deutlicli  erlialten.  Spitz  und  stumpf 
werden  pi’ompt  und  deutlieJi  nnterscliieden. 

Die  l)ancbdecken-Hod('n-Aeliillesselinenretl('xe  sind  regelreclit  ausznlösen.  Die 
Kniesebnenretlexe  felilen  beiderseits. 

Fnbzitterkrainpf  ist  nielit  vorhanden.  Die  Überstreckung  der  grolkm  Zehe 
nach  Destreichen  der  Fnßsolile  fehlt.  {BahinskisdiGs  Zeiclien.)  Deid('s  entspricht 
regelrechten  Verhältnissen. 

Fine  mechanische  Frregbark(nt  der  IMuskulatur  auf  Deklopfen  ist  nicht 
vorhanden. 

Die  Wirbelsäule  verläuft  im  Drustteil  in  einem  nach  links  konvexen  Do- 
gen. Die  Detastung  der  Halswirbelsänle  vom  Dachen  aus  läßt  keine  krankhaften 
Verhältnisse  erkennen.  Die  Wirbeldornfortsätze  — auch  die  der  Halswirbelsäule 
— sind  deutlich  als  nicht  verändert  abzutasten  und  nicht  klopfempfindlich.  Die 
Dewegungen  der  Wirbelsäule  sind  nach  allen  Dichtungen  hin  frei  und  ohne 
Schmerzen  auszuführen.  Es  besteht  keine  abnorme  Spannung  irgend  einer  Partie 
der  Dückenstreckmuskulatur. 

Das  linke  Dein  zeigt  ein  Untermaß  von  1 cm,  die  Wade  mißt  recht  38i/o  cm, 
links  371 'o  cm.  Die  Muskulatur  hat  beiderseits  dieselbe  Konsistenz.  D.  ist  imstande, 
auf  dem  linken  Bein  allein  zu  stehen  und  auf  demselben  vorwärts  zu  hüpfen. 


Es  beträgt  der  Umfang 


des  Oberarmes: 

Rechts 

Links 

um 

den 

horizontalen  Deltamuskel 

36 

35 

um 

den 

hängenden  Delta  in  Achselhöhlenhöhe  . 

323/4 

31 

um 

den 

zweiköpfigen  Muskel  (Biceps)  .... 

32 

303/4 

um 

den 

zweiköpfigen  gespannten  Muskel . . . 

34 

321/0 

des  Unterarmes; 

an 

der  ' 

dicksten  Stelle 

291/0 

283/4 

Es  besteht  also  ein  Untermaß  der  linksseitigen  Armmuskulatur,  das  noch 
völlig  innerhalb  der  natürlichen  Grenzen  liegt. 

Es  ist  dies  ein  Beweis,  daß  der  linke  Arm  in  der  vergangenen  Zeit,  etwa 
infolge  von  Schmerzen,  nicht  geschont  worden  ist,  da  in  diesem  Falle  sich  ein 
erheblicheres  Untermaß  hätte  herausbilden  müssen. 

Beide  Hohlhandtiächen  machen  einen  gleichmäßig  verarbeiteten  Eindruck. 
Die  Muskulatur  hat  rechts  und  links  dieselbe  Konsistenz. 


Begutachtung. 

Seit  der  Untersuchung  am  8.  September  1900  ist  in  dem  Zustande  des  Ver- 
letzten eine  wesentliche  Veränderung  und  infolgedessen  eine  Erhöhung  der  Arbeits- 
fähigkeit eingetreten. 

Die  Veränderung  besteht  in  folgendem; 

a)  Klagen  über  Schwindel  werden  von  D.  nicht  mehr  vorgebracht.  Die  Unter- 
suchung ergiel)t  auch,  daß  Neigung  zu  Schwindelanfällen  nicht  mehr  besteht. 
bj  Der  linke  Kniereflex  ist  nicht  mehr  erhöht.  Diese  Erhöhung  des  linken  Knie- 
reflexes, bei  gleichzeitigem  Erloschensein  des  rechten,  ist  in  den  früheren 
Gutacliten  als  Deizerscheinung  aufgefaßt  \vorden.  Eine  solche  beshdit  also 
nicht  mehr. 

Beide  Kniesehnenretlexe  sind  erloschen. 

c)  Eine  „gewisse  Schwäclie  der  linken  Körperseite“  ist  nicht  mehr  festzustellen. 
Der  Gang  ist  tlott,  D.  vermag  auf  dem  linken  Bein  allein  sicher  zu  stehen,  die 
linke  Hand  iiimint  an  der  Arbeit  teil  und  vermag  kräftigen  Druck  auszuüben. 

d)  Die  Muskulatur  zeigt  Jetzt  links  dieselbe  Konsistenz,  wie  rechts.  Sie  ist  nicht 
mehr  schlaffer,  wie  es  früher  der  Fall  wai'. 

Cj:i: 
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Der  Verletzte  ist  dalier  infolge  des  Unfalles  vom  3.  Februar  1897  nacli 
dem  1.  Januar  1908  in  seiner  Frwcrbsfäliigkeit  nicht  melir  beeinträclitigt  gewesen 
und  auch  gegenwärtig  nicht  melir  beeinträchtigt. 

Die  geringe  Differenz  im  Umfange  der  Deinmuskulatur  zu  Ungunsten  der 
linken  kann  bei  der  guten  Gebrauchsfähigkeit  des  linken  Deines  niclit  als  erwerbs- 
hinderndes  Moment  ins  Gewicht  fallen.  In  Ül)ereinstimmung  mit  Prof.  K.  und 
Dr.  K.  muß  gesagt  werden,  daß  erwerbshindernde  Folgen  des  Unfalles  nicht  mehr 
vorliegen. 

Auf  Grund  dieses  Gutachtens  wurde  die  Pente  rechtskräftig  aufgehoben. 


Bnicli  des  1.  und  2.  Lendenwirbels  mit  Kompression  des  Rücken- 
markes. I.  Rentenfestsetziinjg:  llOVo* 

Plnfall:  28.  Februar  1910.  Sturz  zwischen  Trieb-  und  Anhängewagen  einer 
elektrischen  Straßenbahn. 

Folge:  Kompression  des  Rückenmarks,  perirekvale  Zerreißung,  Bruch  der 
Wirbelsäule  am  1.  und  2.  Ivcndenwirbel. 

V 0 r g e s c h i c h t e. 

Bei  der  Aufnahme  in  das  Krankenhaus  zeigten  sich  Hautabschürfungen  am 
linken  Ellenbogen  und  an  der  rechten  Kopfseite.  Links  vom  After  bestand  eine 
große  Rißwunde,  die  linke  Mastdarmwand  lag  in  einer  Ausdehnung  von  10cm 
frei.  Der  innere  Schließmuskel  war  erhalten.  Die  Mastdarmwand  war  unversehrt. 
Es  bestanden  keine  Anzeichen  für  eine  Verletzung  der  Bauchorgane  und  der 
Beckenkiiochen.  Der  Urin  war  nicht  blutig.  Während  zunächst  die  Beine  noch 
bewegt  werden  konnten,  war  S.  am  5.  März  nicht  imstande,  die  Beine  zu  bewegen. 
Mit  Ausnahme  der  Zehenbeuger  und  Strecker  waren  beide  Beine  gelähmt.  Die 
Kniescheibenreflexe  fehlten,  die  Sensibilität  war  für  alle  Qualitäten  herabgesetzt. 

Am  15.  März  1910  bestand  völlige  motorische  Lähmung  der  unteren  Ex- 
tremitäten. Das  Röntgenbild  ergab  eine  Verletzung  an  den  linken  Gelenlcfortsätzen 
des  1.  und  2.  Lendenwirbels.  Am  19.  März  1910  wurde  die  Freilegung  des  Rücken- 
markes ausgeführt.  Es  zeigte  sich,  daß  die  Dornfortsätze  der  Lendenwirbelsäule 
nicht  in  einer  Ebene  lagen.  Sie  bildeten  vom  2.  Lendenwirbel  ab  einen  nach  Imks 
offenen  Winkel,  zwischen  dem  Dornfortsatz  des  1.  und  2.  Lendenwirbels  zeigte  sich 
ein  deutlicher  Spalt.  Das  Band  zwischen  beiden  war  zerrissen.  Nach  dem  Entfernen 
des  Bogens  vom  2.  Lendenwirbel  erschien  die  Dura  kaum  pulsierend.  Erst  nach 
dem  Abtragen  des  Wirbelbogens  vom  1.  Lendenwirbel  trat  normale  Pulsation 
ein.  Der  linke  GelenMortsatz  vom  2.  Lendenwirbel  war  beweglich  und  wurde  ent- 
fernt. Die  Wundheilung  verlief  ungestört,  die  Beweguugsfähigkeit  stellte  sich  all- 
mählich wieder  her,  aber  die  Bewegungs-  und  Beugefähigkeit  des  linken  Beines 
blieb  hinter  der  des  rechten  etwas  zurück.  Am  14.  Oktober  1910  wurde  S.  aus 
dem  Krankenhause  mit  einem  Stützkorsett  entlassen.  Er  konnte  wieder  laufen, 
schleifte  aber  das  in  Außendrehung  gehaltene  linke  Bein  etwas  nach.  Die  Beu- 
gungsfähigkeit der  Lendenwirbelsäule  war  wesentlich  beeinträchtigt. 

Bisherige  Rente:  lOO^/o,  die  mit  dem  1.  Juni  1912  auf  herabgesetzt 

werden  soll. 

Eigene  Angaben  des  Verletzten. 

„Furchtbare  Kreuzschmerzen.  Ich  kann  auf  dem  linken  Bein  gar  nicht  vor- 
wärts kommen.  Gearbeitet  habe  ich  noch  nichts.“ 


Untersucliungsbef und  (9.  Juli  1912). 


33jäliriger, 
mit  breitbeinigem 


mittelgroßer  IMann  in  ausr('ichendem  Ernährungszustände,  der 
(iange,  auf  einen  Stock  gestützt,  das  Untersuchungszimmer  be- 


Erwerbseinbuße  diircli  Uiifallfolgen  an  der  Schulter. 


tritt.  Die  Hewogiingon  Ikmui  An-  und  Aiiszielioii  sind  behondo.  Insl)(3Sondore  bückt 
sicli  S.  ini  Sitzen  beim  Öffnen  der  Stiefel  tief  zum  Hoden,  ohne  daß  es  zu  He- 
schwerdeäußerungen  kommt.  Es  besteht  am  Körper  eine  ausgedehnte  Schuppcntlechte. 

Herz  und  Lunge  sind  ohne  erkennbare  krankhafte  Ahweichung.  Das  Gefäß- 
rohr ist  mäßig  hart,  der  Puls  beträgt  84  Schläge  in  der  Minute,  zeitweise  setzt 
ein  Schlag  aus.  Ein  Stützkorsett  wird  nicht  mehr  getragen.  Heim  Gehen  wird  das 
linke  Hein  im  Hüftgelenk  nicht  angehohen,  sondern  gespreizt  gehalten  und  durch 
pendelnde  Hewegungen  des  Heckens  nach  vorn  gebracht.  Die  Körpergröße  beträgt 
166  cm. 

Vom  11.  Hrustwirbel  bis  zum  3.  Lendenwirbel  verläuft  eine  nach  rechts 
unten  schräg  gerichtete  widerstandsfähige,  mit  der  Unterlage  nicht  verwachsene, 
17  an  lange  Operationsnarbe.  Der  Dornfortsatz  des  2.  Lendenwirbels  fehlt.  Die 
Stelle  wird  als  druckschnierzhaft  bezeichnet.  Der  rechte  Oberschenkel  mißt  49V2 
der  linke  44  cm  im  Umfang. 

Eine  mechanische  Erregbarkeit  der  Muskulatur  auf  Beklopfen  ist  nicht  vor- 
handen. Die  Oherschenkelmuskulatur  ist  faradisch  links  nur  schwach  zu  reizen, 
die  Unterschenkelmuskulatur  ist  normal  zu  erregen.  Die  Harnröhrenmündung  ist 
trocken.  Die  Wäsche  ist  trocken.  Urin  wird  in  kräftigem  Strahle  entleert. 

Der  frisch  entleerte  Urin  enthält  kein  Eiweiß  und  keinen  Zucker. 


Begutachtung. 

Seit  Abschluß  des  Heilverfahrens  ist  im  Zustande  des  S.  eine  wesentliche 
Besserung  eingetreten. 

S.  kann  sich  jetzt  ohne  Korsett  bewegen  und  kleine  Wege  zurücklegen. 
Die  Geh-  und  Stehfähigkeit  hat  sich  etwas  gebessert.  Es  ist  in  den  Knochenver- 
hältnissen am  2.  und  3.  Lendenwirbel  eine  Konsolidation  eingetreten. 

Der  Verletzte  ist  infolge  des  Unfalles  vom  20.  Februar  1910  in  der  Zeit 
nach  dem  1.  Juni  1912  in  seiner  Erwerbsfähigkeit  um  90o/o  beeinträchtigt  gewesen 
und  gegenwärtig  noch  um  90o/o  beeinträchtigt. 

Von  der  Schätzung  des  Herrn  Yorgutachters  weiche  ich  ab’,  weil  die  außer- 
ordentliche Schwere  der  Verletzung  und  die  sehr  lange  Arbeitsentwöhnung  zu  be- 
rücksichtigen sind.  Dem  S.  kann  jetzt  nur  zeitweise  ganz  leichte  Arbeit  im  Sitzen 
zugemutet  werden. 

Das  Gericht  entschied  dementsprechend. 


Erwerbseinbuße  durch  Unfallfolgen  an  der  Schulter. 

Soll  eine  gesunde  Hand  ihre  Tätigkeit  unbeschränkt  entfalten,  so 
muß  sie  sich  in  jeder  normalerweise  möglichen  Richtung  nnd  Höhe  be- 
tätigen können.  Dies  ist  nur  möglich,  wenn  die  Armgelenke,  die  Hilfs- 
organe der  Hand,  die  ihr  das  Arbeiten  in  den  verschiedensten  Positionen 
zum  Körper  gestatten,  völlig  funktionsfähig  sind. 

Das  von  unserer  Hände  Tätigkeit  bestrichene  Gebiet  gleicht  dem  Seg- 
ment einer  Hohlkugel  von  verschiedenem  Halbmesser,  der  sich  nach  je- 
weiliger Stellung  des  Ellenbogen-  und  Schultergelenkes  vergrößert  oder 
verringert.  Die  meisten  Arbeiten  spielen  sich  im  unteren  Kugelsegment 
ab,  das  unterhalb  des  horizontal  gestreckten  Armes  liegt.  Gelingt  es,  den 
Oberarm  bis  zur  Horizontalen  zu  erheben,  so  vermag  l)ei  erhaltener  Ro- 
tationsfähigkeit des  Schultergelenkes  und  bei  intaktem  Ellenbogengelenk 
die  Hand  noch  einen  annelimbaren  Teil  des  oberen  Kugelabschnittes  zu 
beherrschen. 


II.  Teil.  2.  Abschnitt 


ia4 


])ie  Unmöglichkeit  , den  sonst  gesunden  Arm  über  die  Horizontale 
zn  erheben,  entwertet  ihn  um  ein  Drittel  seiner  Gebranchsfähigkeit;  dem 
entspricht  rechts  eine  Rente  von  25%,  links  eine  solche  von  2Qo/o. 

TUeibt  ein  sonst  gesunder  Arm  beim  Erheben  nur  wenige  Grade  von 
der  Senkrechten  zurück,  was  bei  älteren  Individuen  ein  physiologischer 
Zustand  ist,  so  liegt  eine  meßbare  Erwerbseinbuße  kaum  vor,  da  es  nur 
wenige  Arbeitsverrichtungen  giebt,  bei  denen  eine  senkrechte  Erhebung 
des  Armes  erforderlich  ist. 

Eine  völlige  Versteifung  des  Schultergelenkes  ist  stets  ein  großes 
Arbeitshindernis,  das  gegebenenfalls  nur  durch  eine  stärkere  Verschiebbar- 
keit des  Schulterblattes  ausgeglichen  wird.  Der  Spielraum  für  die  Hand 
beschränkt  sich  sonst  auf  eine  Kalotte,  die  etwa  dem  vorderen  unteren 
Viertel  der  gedachten  Hohlkugel  entspricht.  Es  treten  hierfür  Rentenge- 
währungen von  30—40%  in  Geltung.  Höhere  von  40 — 50%  sind  am 
Platze,  wenn  an  Stelle  des  normalen  Schultergelenkes  ein  Schlottergelenk 
etabliert  ist,  das  die  Hand  auf  minimale  Leistungen  beschränkt. 


Lähmungen  des  großen  sägeförmigen  Muskels. 

Lähmung  des  großen  sägeförmigen  Muskels  rechts.  I.  Reiiteufest- 

setziing:  33 1/3%. 

Unfall:  2.  Juli  1908.  Kontusion  der  rechten  Brustkorbhälfte  und  Schulter 
durch  Sturz  vom  Wagen.  Beruf:  Droschkenkutscher. 


Eigene  Angaben  des  Verletzten. 

„Ich  kann  den  rechten  Arm  nicht  richtig  hochbringen.  Er  ermüdet  mir 
beim  Arbeiten  leicht.  Wenn  ich  den  rechten  Arm  zur  Senkrechten  erheben  will, 
muß  ich  ihm  einen  Ruck  geben.“ 


Untersuchungsbefund  (3.  Februar  1909). 

56jähriger,  gesund  aussehender  Mann  in  gutem  Ernährungszustände,  von 
kräftiger  Muskulatur. 

Das  rechte  Schulterblatt  steht  höher  als  das  linke,  es  steht  etwas  vom 
Brustkorb  ab  und  ist  mit  dem  unteren  Winkel  der  Wirbelsäule  genähert.  Beim 
wagerechten  Emporheben  der  Arme  nach  vorn  weicht  das  rechte  Schulterblatt 
türÜügelartig  vom  Brustkorb  ab,  so  daß  man  die  VorderÜäche  des  Schulterblattes 
be(piem  betasten  kann,  was  bei  normalen  Verhältnissen  unmöglich  ist. 

Bei  dieser  Bewegung  vermißt  man  an  der  rechten  Bnistkorbbälfte  das 
Muskelspiel  des  vorderen  großen  Sägemuskels,  das  links  deutlich  erkennbar  ist. 

Selbsttätig  kann  der  rechte  Arm  nur  etwas  über  die  Horizontale  erboben 
werden;  mit  einer  schleudernden  Bewegung  kann  er  bis  zur  Senkrechten  erhoben 
werden. 

Begutachtun  g. 


Die  heutige  Untersuchung  ergiebt  das  Yorhandensein  einer 


Lähmung  des 
versorgt 


rechten  großen  vorderen  Sägemusk(ds  (M.  serratus  anticus  major, 
vom  K.  thoracicus  longus).  Ein  Muskelbruch,  wie  ihn  Dr.  L.  behauptet,  besteht 


niclit.  Diese  Annahme  war 


eine  Ihm  dem  bisher  geringen  Uradc 


klärliche  Verwechslung  mit  der  sich  allmäblich 


des  Leidens  er- 
b('rausbild(Mulen  Lähmung.  Es 


Erwerbseinbuße  durch  Lähmung  des  sägeförmigeii  Muskels. 


untorliegt  nach  dom  Aktoninhalt  k('in(mi  Zwcdfol,  daß  das  hont(^  vorharidcmo  Loid(m 
('ino  Folge  des  Unfalles  vom  2.  Juli  1908  ist. 

Diese  Unfallfolge  erfordcnJ  ein  Heilverfahren,  das  gute  Aussichten  aut 
Wiederherstellung  bietet.  Dasselbe  würde  in  Elektrisieren,  Massage,  Hcwegungs- 
übungen  zu  bestehen  haben  und  könnte  ebne  Störung  des  Derufos  in  den  Abend- 
stunden vorgenommen  werden. 

Der  ^'erletzte  ist  infolge  des  Unfalles  vom  2.  Juli  1908  in  der  Zeit  nach 
dem  5.  Dezember  1908  in  seiner  Erwerbsfähigkeit  um  33V3*^/o  beeinträchtigt  ge- 
wesen und  gegenwärtig  noch  um  33i/3®/o  beeinträchtigt,  weil  Arbeiten,  die  ein  Er- 
heben des  Armes  über  die  Horizontale  erfordern  (Aufschirren,  Pferdeputzen, 
AVagenwaschen,  A^erdeck  hochschlagen),  nur  mit  großen  Schwierigkeiten  ansgeführt 
werden  können  und  eine  leichte-  Ermüdbarkeit  des  rechten  Armes  glaubhaft  ist. 

K.  erhielt  l^'o  Jahre  lang  eine  llente  von  331/3%,  die  dann  wegen  einge- 
tretener Besserung  — Zunahme  der  Hubfähigkeit  — auf  15%  herabgesetzt  wurde. 


LäLmiiiig'sartige  Schwäche  des  großen  sägeförmigen  Muskels  links. 

Rente:  lö^/o?  nach  2 Jahren. 

A'orgeschiclite. 

Unfall  28.  Februar  1908.  Quetschung  des  Brustkorbes  zwischen  einem  Wagen 
und  einer  AA”and. 

Die  Berufsgenossenschaft  lehnte  jede  Entschädigung  ab,  mit  der  Begründung, 
die  Schwäche  des  Armes  sei  die  Folge  einer  nachträglich  vorgenommenen  Hals- 
lyinphdrüsenoperation. 

Eigene  Angaben  des  Verletzten. 

.,Ich  kann  mit  dem  linken  Arm  nichts  heben.  Ich  arbeite  als  Schmied  und 
verdiene  pro  AAMche  24 — 26  M.“ 

Untersuchungsbefund  (10.  Mai  1909). 

Kräftiger,  26 jähriger,  gesund  aussehender  junger  Mann. 

Am  linken  Hals  befinden  sich  3 Narben,  entsprechend  dem  Verlauf  des  Kopf- 
nickermuskels  und  dem  des  Kappenniuskels.  Der  linke  Kopfnicker,  der  linke 
Kappenmuskel  im  oberen  Teil  und  die  Muskulatur  der  Grätengruben  sind  leicht 
abgemagert. 

Es  beträgt  der  Umfang: 

rechts  links 


um  den  Delta  hängend  .... 

. 31 

30 

Oberarm  (in  der  Mitte) 

. 29V. 

28  Vo 

A'orderarm  (an  der  stärksten  Stelle 

. 28  V2 

28i/o 

Beide  Hände  sind  mit  starken  Schwielen  bedeckt. 

Die  linke  Schultergegend  läßt  gegenüber  der  rechten  einen  wesentlichen 
Unterschied  bei  der  Beti-achtung  erkennen.  Das  linke  Schulterblatt  steht  höher 
als  das  rechte,  es  ist  von  der  Wirbelsäule  mit  seinem  oberen  inneren  Bande 
lOi/o  cm  entfernt,  das  rechte  nur  9 cm.  Die  linke  Schultermuskulatur  ist  abge- 
magert. Die  die  linke  Schulter  bildenden  Knoclienteile  lassen  keine  A'Vränderung 
erkennen. 

Der  Untersuclite  will  den  linken  Oberarm  im  Schultergelenk  nach  vorn 
und  seitlich  nicht  bis  zur  Senkrechten  erheben  können.  Mit  einer  schleudernden 
Bewegung  vermag  er  dies  jedoch.  Beim  nacli  Vornheben  des  linken  Oberarmes 
entfernt  sich  das  linke  Schulterblatt  etwas  türtlügelartig  vom  Brustkorb. 

Bei  Bewegungen  treten  im  linken  Schultergelenk  keine  Geräusche  auf. 


II.  Teil.  2.  Abschnitt. 
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Die  Dewegungen  des  Olierarmes  im  linken  Scliultergelenk  sind  bis  auf  die 
mangelnde  Erhebung  zur  Senkrechten  allseitig  frei.  N.  vermag  die  linke  Hand 
ins  Genick  zu  legen  und  erreicht  hinten  unten  herum  mit  den  Fingern  das 
Sclmltei-hlatt  der  anderen  Seite.  Bei  senkrecht  hei-ahhängendem  Arm  ist  die  Rol- 
lung des  Oberarmes  nach  außen  und  innen  vollkommen  frei. 

Versucht  man  den  senkrecht  hängenden  Arm  gegen  das  Schultergelenk  zu 
drängen,  werden  keine  Schmerzen  geklagt. 


Begutachtuu,g. 

Hiernach  besteht  bei  N.  im  wesentlichen  eine  leichte  lähmungsartige  Schwäche 
des  linken  großen  sägeförmigen  Brustmuskels,  außerdem  eine  Atrophie  des  linken 
Kopfnickers  und  des  oberen  Teiles  des  linken  Kappenmuskels. 

Diese  Atrophie  halte  auch  ich  für  eine  Folge  der  an  N.  vorgenommenen 
Halsdrüsenoperation,  da  die  diese  Muskeln  versorgenden  Nerven,  die  dem  Hals- 
nervengehecht  entstammen,  infolge  von  Verwachsungen  mit  Drüsen  bei  der  Ope- 
ration häufig  nicht  geschont  werden  können. 

Bei  der  kunstgerechten  Schnittführung,  wie  sie  im  vorliegenden  Falle  ge- 
wählt worden  ist,  kommt  aber  der  den  großen  sägeförmigen  Brustmuskel  ver- 
sorgende Nerv  (Nervus  thoracicus  longus),  der  aus  dem  Armnervengeflecht  ent- 
springt, für  die  Verletzung  bei  der  Halsdrüsenoperation  nicht  in  Frage,  weil  er 
viel  zu  tief  liegt. 

Demgemäß  halte  ich  diese  lähmungsartige  Schwäche  allein  für  eine  Folge 
des  Unfalles  vom  28.  Februar  1908. 

Der  Kläger  ist  durch  Folgen  des  Unfalles  vom  28.  Februar  1908  in  seiner 
Erwerbsfähigkeit  seit  dem  30.  Mai  1908  um  Ib^jo  beeinträchtigt,  da  ein  unbe- 
hindertes Erheben  des  Armes  zur  Senkrechten  noch  nicht  möglich  ist.  Es  handelt 
sich  aber  um  keine  Lähmung,  sondern  nur  um  eine  lähmnngsartige  Schwäche.  Die 
meisten  Arbeiten  ist  N.  anszuführen  imstande,  wie  die  starke  Schwielenbildung 
der  linken  Hand  und  die  günstigen  Muskulaturverhältnisse  des  linken  Armes 
erweisen. 

Das  zurückliegende  Datum  des  30.  Mai  1908  konnte  nach  dem  Bericht  des 
Dr.  B.  über  den  Befund  im  Mai  1908  bedenkenfrei  angenommen  werden. 

N.  bezog  bis  zum  Juli  1910  eine  lö^/oige  Rente.  Wegen  Beseitigung  der 
Unfallfolgen  wurde  sie  dann  aufgehoben. 


Lähmung’  des  großen  sägeförmigen  Muskels  links.  Unfallfolge? 

Rente:  257o- 

Vorgeschichte. 

Unfall;  25.  Oktober  1909.  Sturz  auf  die  Bordwand  eines  Prahmes  mit  der 
linken  Brustseite.  Im  Krankenhause  war  ein  Oberarmbruch  angenommen  worden. 


Eigene  Angaben  des  Verletzten. 

„Ich  kann  die  linke  Schulter  nicht  bewegen.  Vor  dem  Unfall  war  sie  gesund. 
Für  meine  Erkrankung  am  linken  Brustkorb  beziehe  ich  bereits  eine  Rente.  Ich 
arbeite  gar  nichts.“ 

U ntersuchungsbef  und. 


49jähriger,  untersetzter  Mann,  in  mittlerem  Ernährungszustände,  von  mäßig 
kräftiger  Muskulatur. 

Eine  V eränderung  am  knöchernen  Brustkorb  ist  nicht  festzustellen.  Die  At- 
mung ist  beiderseits  gleich,  frei,  nicht  angestrengt,  ausgiebig.  Husten  besteht  nicht. 
Man  hört  überall  reines  Atemgeräusch,  der  Klopfschall  ist  laut.  Die  Bauchorgane 
lassen  keine  krankhafte  Abweichung  erkennen. 


Erwerbseinbuße  durch  llnfallfolgen  am  Schulterblatt. 


Ul 

Die  linke  Sclmlter  ist  nach  außen  und  vorn  herabgesunken.  Das  linke  Schul- 
terblatt ist  mit  seinem  oberen  inneren  llande  von  der  Wirbelsäule  weiter  entfernt 
als  das  rechte. 

Deim  Erheben  des  linken  Armes  weicht  das  linke  Schulterblatt  türflügel- 
artig  vom  Brustkorb  ab,  so  daß  man  es  umfassen  kann.  Das  selbsttätige  Erhel)en 
des  linken  Armes  gelingt  nur  bis  zur  Horizontalen.  Wird  das  linke  Schulterblatt 
fremdtätig  gedreht,  so  gelingt  die  Erhebung  des  Armes  noch  über  die  Horizon- 
tale. Fremdtätig  ist  der  linke  Arm  völlig  frei  beweglich.  Beste  eines  Bruches  sind 
am  linken  Arm  oder  Schulterblatt  nicht  festzustellen. 

Es  besteht  also  eine  Lähmung  des  linken  großen  sägeförmigen  Muskels. 


Es  beträgt  der  Umfang 

des  Oberarmes:  rechts  links 

um  den  abgespreizten  Arm  bei  45® 29  28 V2 

um  den  hängenden  Delta  in  Achselhöhlenhöhe  ...  26  26 

um  den  zweiköpfigen  Muskel  (Biceps) 24  243/4 

des  Unterarmes: 

an  der  dicksten  Stelle 25  231/2 


Begutachtung. 

Der  Unfall  vom  25.  Oktober  1909  hat  bei  dem  Kläger  keine  Folgen  hin- 
terlassen, sofern  erwiesen  wird,  daß  die  Lähmung  des  linken  großen  sägeförmigen 
Muskels  bereits  vor  diesem  Unfälle  bestanden  hat.  Aus  den  vorliegenden  Akten 
war  hierfür  ein  Anhalt  nicht  gegeben.  Aus  der  Unfallanzeige  geht  nicht  hervor, 
daß  M.  vor  diesem  Unfall  bereits  erwerbsbeschränkt  gewesen  sei.  Und  doch  hätte 
diese  Lähmung  bei  dem  Staken  eines  Prahmes  und  ähnlichen  Yerrichtungen  nicht 
unbemerkt  bleiben  können. 

Nimmt  das  Grericht  an,  daß  die  heute  vorhandene  Lähmung  des  linken  säge- 
förmigen  Muskels  durch  den  Unfall  vom  25.  Oktober  1909  hervorgerufen  sei  — 
der  Unfall  war  zu  dieser  Wirkung  wohl  geeignet  — so  ist  der  Kläger  durch  diese 
Unfallfolge  seit  dem  25.  Januar  1910  um  25®/o  in  seiner  Erwerbsfähigkeit  beein- 
trächtigt, andernfalls  aber  gar  nicht. 

Das  Gericht  erkannte  den  ursächlichen  Zusammenhang  an  und  sprach  M. 
eine  25®/oige  Bente  zu. 


Brüche  des  Schulterblattes. 

Ungünstig  geheilter  Schnlterblatthalsbruch. 

I.  Rentenfestsetznng:  50®/o. 

Y orgeschichte. 

Der  damals  59jährige  Arbeiter  Franz  K.  erlitt  am  21.  November  1907  da- 
durch einen  Betriebsunfall,  daß  ihm  ein  ca.  2 Zentner  schweres  Bohr  gegen  die 
rechte  Schulter  schlug.  Das  Heilverfahren  währte  bis  zum  25.  Juli  1908.  Gegen 
die  Festsetzung  einer  Bente  von  33i/3®/o  hat  K.  Berufung  eingelegt. 

Eigene  Angaben  des  Klägers. 

„Der  Knochen  ist  raus,  die  Armmuskel  ist  ruutergeschlagen.  Ich  habe  Beißen 
im  ganzen  Körper. 

Seit  dem  Unfall  habe  ich  noch  nicht  gearbeitet.“ 

Untersuchungsbefund  (7.  Januar  1909). 

Korpulenter  Mann  von  60  Jahren,  dessen  Finger  und  hervorgestreckte  Zunge 
stark  zittern. 
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Die  roclito  Sc]iiilt('rf,^('geii(]  läßt  gegenüber  der  linlcen  insofern  einen  Unter- 
schied bei  der  Betriiclitnng  erkennen,  als  die  Sclnilternmsknlatur,  insbesondere 
der  l)eltainnsk(‘l,  fast  bis  znni  völligen  Schwund  abgeniagert  ist.  Die  die  rechte 
Schulter  bildenden  Knocbenteile  lassen  eine  Veränderung  erkennen : dei‘  Oberarm- 
kopf steht  nicht  am  regelrechten  Ort. 

Der  Untersuchte  will  den  senkrecht  hängenden  rechten  Oberarm  im  Schul- 
tergelenk nach  vorn  nur  bis  60»,  seitlich  sogar  nur  bis  45«  erheben  können. 
Die  Behinderung  ist  glaubhaft.  Beim  Seitwärtsheben  des  rechten  Oberarmes  bewegt 
sich  das  zugehörige  Schulterblatt  sofort  mit.  Es  besteht  also  eine  Beschränkung 
der  Beweglichkeit  im  rechten  Schultergelenk. 

Bei  fremdtätigen  leichten  Bewegungen  des  rechten  Oberarmes  treten  in  der 
Umgebung  des  rechten  Schultergelenkes  auch  dann  laute  krachende  Geräusche  auf, 
wenn  man  das  Schulterblatt  und  den  Oberarmkopf  mit  der  Hand  fixiert. 

Versucht  man  den  senkrecht  hängenden  Arm  gegen  das  Schultergelenk  zu 
drängen,  werden  erhebliche  Schmerzen  geklagt. 

Der  rechte  Arm  wird  etwas  vom  Brustkorb  gespreizt  gehalten.  Drückt  man 
ihn  an  denselben  heran,  so  federt  er  zurück.  Die  Achse  des  rechten  Oberarmes 
trifft  nicht  die  Mitte  der  Schulter,  sondern  zieht  etwas  nach  vorn  und  innen  an 
derselben  vorbei. 


Es  beträgt  der  Umfang 

des  Oberarmes:  rechts  links 

um  den  hängenden  Delta  in  Achselhöhlenhöhe  ...  34  36i/o 

um  den  zweiköpfigen  Muskel  (Biceps) 32^  4 34^ '2 

des  Unterarmes; 

an  der  dicksten  Stelle 31  32 


Es  besteht  also  ein  Untermaß  der  rechtsseitigen  Armmuskulatur,  das  er- 
heblich ins  Gewicht  fällt,  weil  der  rechte  Arm  naturgemäß  ein  Übermaß  von  1 bis 
ll/g  cm  haben  soll. 

Es  ist  dies  ein  Beweis,  daß  der  rechte  Arm  in  der  vergangenen  Zeit  ge- 
schont worden  ist. 

Es  beträgt  die  Länge 

des  Oberarmes;  rechts  links 

von  der  Schulterhöhe  bis  zum  äußeren  Oberamknorren  36  34 


Die  Röntgenphotographie  erweist,  daß  es  sich  um  einen  bindegewebig  ver- 
heilten Bruch  des  rechten  Schnlterblatthalses  handelt.  Der  Bruch  ist  nicht  knö- 
chern verheilt,  wie  das  bei  Bewegungen  auf  tretende  Knirschen  beweist. 


Begutachtung. 

An  Folgen  hat  der  Unfall  vom  21.  November  1907  bei  dem  Kläger  hin- 
terlassen ; 

Einen  nicht  fest  knöchern  verheilten  Bruch  des  rechten  Schnlterblatthalses. 
Hieraus  entspringt  die  Abmagerung  des  rechten  Oberarmes,  sowie  die 
Schmerzhaftigkeit  beim  Versuch  von  Bewegungen,  die  selbst  stark  behindert  sind. 
Durcli  die  Folgen  des  Unfalles  wird  Kläger  seit  dem  26.  Juli  1908  in  sei- 

zum  31.  Oktober  1908  um  60«/o,  seit  dem  1.  Novem- 


ner  Erwerbsfäbigkeit  bis 
ber  1908  um  50«/o  beeinträchtigt. 

Diese  Einschätzung  rechtfertigt  sich  aus  der  Erwägung,  daß  der  rechte  Arm 
zu  schweren  und  mittelschweren  Arbeiten  nicht  verwendbar  ist.  Es  können  nur 
ganz  leiclite  Arbeit('ii  in  Tisddiöhe  ausgefülirt  werden,  da  der  Unterarm  gesund  ist. 

Für  die  ersten  drei  Monate  nach  Abschluß  des  Heilverfahrens  erscheint 
eine  um  10«/o  köhere  Rente  angemessen,  wudl  das  Heilverfahren  ein 
wieriges  wai’,  wodurcli  K.  von  tler  Arbeit  entwöhnt  wurde. 


sehr  lang- 


Erwerbseinbuße  durch  Unfallfolgen  am  Schulterblatt. 


VW) 


Außerdem  ist  der  an  Luugenblähuug  und  Korpulenz  leidende  Mann  durcli 
diese  Unfalltolgen  scliwerer  betroffen  als  ein  gesunder. 

Das  Gericht  trat  dc'r  Einschätzung  bei. 


Längs-  mid  Schräghrüclie  des  Sclmlterblattes  beeinträchtigen  im  all- 
gemeinen die  BeAveglichkeit  des  Schnltergelenkes  nicht.  Auch  die  meist  nur 
fibrös  verheilenden  Brüche  der  Schulterhöhe,  des  Akromion,  mindern  die 
Erwerbsfähigkeit  auf  dem  allgemeinen  iVrbeitsmarkt  nicht,  Avährend  sie 
für  die  spezielle  Arbeitstätigkeit  des  schweren  Lastentragens  infolge  auf- 
tretender Schmerzen  sich  längere  Zeit  störend  erweisen. 


Bruch  des  Sclmlterblattes.  Keine  Erwerbseinbiiße. 

Vorgeschichte. 

K.  erlitt  am  3.  Februar  1905  einen  Schultei’blattbruch  durch  einen  herah- 
fallenden  Ziegelstein. 

Untersuchungsbefund  (1.  Februar  1906). 

Kräftiger  junger  Mann.  In  der  Mitte  des  rechten  äußeren  Schulterblattran- 
des ist  eine  stalaktitenartige  knöcherne  Erhebung  von  der  Größe  eines  kleinen 
Fingergliedes  zu  fühlen.  Es  ist  das  hier  festgeheilte  Bruchstück  des  Schulter- 
blattes. Druck  auf  dasselbe  ist  nicht  schmerzhaft.  Dieser  knöcherne  Auswuchs  giebt 
kein  Hindernis  für  die  Bewegungen  des  Schulterblattes  oder  des  rechten  Armes  ab. 

Der  Brustkorb  ist  gut  gewölbt.  Die  Atmung  erfolgt  beiderseits  gleich,  mühe- 
los und  ausgiebig.  An  den  knöchernen  Bestandteilen  ist  eine  Abweichung  nicht 
festzustellen;  Reste  eines  Rippenbruches  sind  nicht  mehr  vorhanden. 

Das  rechte  Schultergelenk  ist  völlig  frei  beweglich,  ohne  krankhafte  Ge- 
räusche und  Schmerzen. 

Die  Muskulatur  des  rechten  Armes  ist  kräftig  entwickelt  und  zeigt  das  na- 
türliche Übermaß  über  die  des  linken. 

Begutachtung. 

Bei  dem  Kläger  besteht  als  Folge  des  Unfalles  vom  3.  Februar  1905  nur 
eine  knöcherne  Erhebung  am  rechten  äußeren  Schulterblattrande,  die  aber  keine 
erwerbsbeschränkende  Wirkung  ausübt. 

K.  ist  durch  die  Unfallfolgen  in  der  Zeit  nach  dem  11.  März  1905  in  seiner 
Erwerbsfähigkeit  nicht  beeinträchtigt  gewesen  und  gegenwärtig  nicht  mehr  be- 
einträchtigt. 

Eine  Rentengewährung  wurde  demgemäß  abgelehnt. 

Bewegungsbeschränkungen  im  Schultergelenk. 
Bewegiiii^sbeschräukung  des  rechten  Sclmltergelenkes.  Rente: 

Unfall;  Januar  1909,  Fall  auf  die  Scliulter  mit  nachfolgender  Vereiterung 
der  Acliseldrüsen. 

Eigene  Angaben  des  Verletzten. 

„Ich  kann  den  recliten  Arm  nicht  gebrauchen.  Icli  trage  zur  Zeit  Back- 
ware aus.“ 

Untersuchungsbefund  (15.  Dezember  1909). 

50jä]iriger,  mittelgroßer,  gesund  aussehender  Mann  von  kräftiger  Statur. 
Beim  Entkleiden  wird  das  rechte  Schultergelenk  geschont. 
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Am  recliten  Arm  siolit  man,  ontsprocheml  dem  inneren  llande  des  zwei- 
köpfigen Muskels,  an  der  Acliselliölde  eim;  etwa  h an  lange,  längsverlaufende, 
derbe  Narbe,  die  sieb  bei  llewegungen  stark  spannt. 

Die  rechte  Schultergegend  läßt  gegenüber  der  linken  insofern  einen  Unter- 
schied bei  der  Betrachtung  erkennen,  als  die  rechte  Schultermuskulatur  stark 
abgemagert  ist.  Der  rechte  Deltamuskel  ist  fast  völlig  geschwunden.  Die  die  rechte 
Schulter  bildenden  Knochenteile  lassen  keine  Veränderung  erkennen;  insbesondere 
bestellt  keine  sinnfällige  Abweichung  der  straffen  Verbindung  zwischen  äußerem 
Schlüsselbeinende  und  der  Schulterliölie  vom  normalen. 

Der  Untersuchte  will  den  recliten  Oberarm  im  Scliultergelenk  nach  vorn 
bis  zur  Horizontalen,  seitlich  nur  ebensoweit  erheben  können.  Auch  fremdtätig 
gelingt  das  Erheben  nicht  weiter.  Beim  Seitwärtslieben  des  rechten  Oberarmes  be- 
wegt sich  das  zugehörige  Schulterblatt  frühzeitig  mit.  Es  besteht  also  eine  Be- 
schränkung der  Beweglichkeit  im  rechten  Schultergelenk. 

Bei  den  ausführbaren  Bewegungen  treten  in  demselben  keine  Geräusche 
auf.  H.  vermag  die  rechte  Hand  nicht  ins  Genick  zu  legen  und  erreicht  hinten 
unten  herum  mit  den  Fingern  nicht  das  Schulterblatt  der  anderen  Seite.  Bei 
senkrecht  lierabliängendem  Arm  ist  die  Rollung  des  Oberarmes  nach  außen  und 
innen  vollkommen  frei. 


Es  beträgt  der  Umfang 

des  Oberarmes: 

um  den  horizontalen  Deltamuskel  .... 
um  den  hängenden  Delta  in  Acliselliölilenhöhe 
um  den  zweiköpfigen  Muskel  (Biceps) . . . 


rechts 

links 

32 

33 

28 

301/2 

28 

30 

Es  bestellt  also  ein  Untermaß  der  rechtsseitigen  Armmuskulatur,  das  er- 
heblich ins  Gewicht  fällt,  weil  der  rechte  Arm  naturgemäß  ein  Übermaß  von 
1 — haben  soll. 

Es  ist  dies  ein  Beweis,  daß  der  rechte  Arm  in  der  vergangenen  Zeit  nicht 
ausgiebig  gebraucht  worden  ist. 


Begutachtung. 

Der  heutige  Zustand  an  der  rechten  Schulter  ist  Folge  einer  Drüsenver- 
eiterung in  der  Schultergegend,  nicht  einer  Vereiterung  des  Schultergelenkes  selbst. 
Daß  die  Vereiterung  der  Achseldrüsen  infolge  Eindringens  von  Eitererregern  in 
Wunden  der  Finger  ein  tritt,  ist  allgemeine  Erfahrung.  Die  Kontusion  des  Schulter- 
gelenkes seihst  hat  mit  diesen  Erscheinungen  nichts  zu  tun. 

Ob  nun  bei  dem  Unfälle  vom  Januar  1909  eine  Wunde  am  rechten  Daumen 
gesetzt  worden  ist,  kann  vom  ärztlichen  Standpunkt  aus  nicht  gesagt  werden. 
Ich  halte  es  für  glaubhaft,  daß  ein  auf  die  Schulter  fallender  Mensch  sich  am 
Daumen  Abschürfungen  zuzieht.  Ich  halte  es  weiter  für  glaubhaft,  daß  bei  einem 
arbeitenden  Manne  eine  Abschürfung  an  der  Hand  bei  unzweckmäßiger  Behand- 
lung, infolge  wiederholten  Aufspringens,  gelegentlichen  Kratzens  wochenlang  nicht 
zur  endgültigen  Ausheilung  kommt  und  somit  die  Gelegenheit,  daß  in  diese  Wunde 
Eitererreger  eindringen,  bestehen  bleibt. 

Hält  das  Gericht  die  Angal)en  des  Klägers  für  glaubhaft,  so  ist  die  Ver- 
eiterung der  Schultergegend  als  Folge  des  Unfalles  vom  Januar  1909  anzusehen. 
Unter  dieser  Voraussetzung  bestehen  bei  dem  Kläger  als  Folgen  des  Unfalles  vom 
Januar  1909: 

Abmagerung  der  rechten  Schulter-  und  Oherarmmuskulatur, 

Schränkung  der  Schult(U‘gelenksbeweglichkeit.  Der  rechte  Oberarm 
über  die  Horizontale  gehoben  werden. 

Im  Falle  der  gerichtlichen  Anerkennung  des  heutigen  Zustandes 
folge  ist  Kläger  in  seiner  Erwerbsfähigkeit  beeinträchtigt  gewesen 


sowie  Ein- 
vanii  nicht 

als  Unf all- 
dem 


Erwerbs  ei  iibuße  durch  Unfallfolgeii  am  Schultergelenk. 
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6.  April  1909  (dem  'rage  der 
detinitiveii  Vt'rheileii  'der  Wunde 
Arzt  aiigebeu. 


Arbeitseiiistelhiiig)  bis  etwa  14  'Eago  nach  dem 
nm  100<^/o.  Dieses  Datum  müßten  der  behamlelmlo 


Von  diesem  'l'age  an 
30%  beeinträchtigt,  weil  ('r 
heben  kann. 


und  gegenwärtig  ist  II.  in  seiner  Erwerbstähigkeit  nm 
den  rechten  Arm  noch  nicht  über  di(^  Horizontale  er- 


Die  Ansprüche  des  Klägers  wurden  anerkannt. 


Bewegiiiigsbeschränkuiig  des  rechten  Schultergeleiikes  nach 

Kontusion.  Rente:  40%. 

Unfall : 14.  März  1906.  64jähriger  Arbeiter.  Qnetschimg  der  rechten  Brust 
mit  nachfolgender  rechtsseitiger  Sclinltergelenksentzündnng. 

Untersnehnngsbefund  (15.  Dezember  1906). 

An  der  recliten  Schulter  läßt  sich  durch  Betasten  feststellen,  daß  das  dem 
Schulterblatt  benachbarte  Ende  des  Schlüsselbeines  über  das  Niveau  der  Schul ter- 
höhe  erheblich  hervorragt,  sich  aber  durch  Druck  in  das  Niveau  wieder  hinein- 
pressen läßt.  Es  handelt  sich  nm  eine  zum  Teil  erfolgte  Verrenkung  des  Schlüssel- 
beines ans  der  gelenkigen  Verbindung  von  Schlüsselbein  und  Schulterblatt,  die 
nicht  wieder  eingerichtet  worden  ist.  Der  rechte  Arm  kann  selbsttätig,  bei  gerade 
gehaltener  Wirbelsäule,  seitwärts  bis  zur  Horizontalen,  nach  vorn  etwas  über 
die  Horizontale  gehoben  werden.  Rollbewegungen  des  Oberarmes  nm  seine  Längs- 
achse sind  behindert.  Auch  fremdtätig  sind  die  Bewegungen  wegen  mechanischen 
Widerstandes  nicht  weiter  ausznführen.  Im  rechten  Schultergelenk  sind  keine 
krankhaften  Geräusche  wahrnehmbar.  Die  rechte  Schultermuskulatnr  erscheint 
im  Vergleich  zur  linken  abgemagert  und  schlaff.  Beim  An-  und  Anskleiden  ist 
das  rechte  Schultergelenk  sehr  stark  behindert. 

Es  besteht  ein  Untermaß  der  rechten  Armmnsknlatnr  von  V2 — 1^/2  cm,  was 
sehr  erheblich  ins  Gewicht  fällt,  da  die  rechte  Armmnsknlatnr  von  Natur  ans 
ein  Übermaß  haben  soll. 

Begutachtung. 

Als  Folgen  des  Unfalles  vom  14.  März  1906  bestehen  bei  dem  Kläger: 

1.  Eine  nicht  eingerichtete,  zum  Teil  erfolgte  Ausrenkung  des  rechten  Schlüssel- 
beines an  seinem  dem  Schulterblatt  benachbarten  Ende. 

2.  Erhebliche  Bewegungsbeschränkung  im  rechten  Schultergelenk. 

3.  Abmagerung  der  rechten  Armmuskulatur. 

Hierdurch  erscheint  er  in  der  Zeit  nach  dem  1.  Dezember  1906  in  seiner 
Erwerbsfähigkeit  bis  zum  15.  Januar  1907  um  50%,  nach  dieser  Zeit  um  40<^/o 
erwerbsbeeinträchtigt. 

Die  höhere  Einschätzung  rechtfertigt  sich  aus  der  Erwägung,  daß  bei  dem 
alten  Manne  sich  die  Unfallfolgen  schwerer  bemerkbar  machen  und  daß  ein  sehr 
langes  Heilverfahren  eiforderlich  war. 

Auch  sonst  mußte  die  Schätzung  von  der  des  Herrn  Vorgutachters  ab- 
weichen, weil  die  bestehende  teilweise  erfolgte  Verrenkung  des  Scldüsselbeines 
nicht  berücksichtigt  war  und  mit  dem  Aufhören  der  mediko-mechanischen  Behand- 
lung wieder  eine  Abnahme  der  rechten  Armmuskulatur  eingetreten  ist. 

Die  Ansprüche  wurden  anerkannt. 
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Heweg,'iiii!ü;*sbeliiiHleriiii;L»‘  der  rechten  Schulter,  Ahimij^erniiji^  der  Delta- 
imiskulatiir  nach  Ansrenkung.  Renten:  507o> 

Unfall:  Ausrenkung  des  rechten  01)erarmes  am  28.  Oktober  1905. 

Eigene  Angaben  des  Verletzten. 

,.lcb  kann  den  rechten  Arm  nicht  zur  Horizontalen  heben.“ 

Untersuchungsbefund  (22.  Mai  1906). 

Die  rt'clite  Ödiultermuskulatur  ist  stark  abgemagert,  insljcsoudere  Delta- 
muskel und  die  Uräteuumskulatur. 

Das  rechte  Schulterblatt  macht  die  Deweguugeu  beim  Erheljeii  des  rechten 
Armes  sofort  mit.  Aktiv  kann  der  rechte  Arm  bei  gerade  gehaltener  Wirbelsäule 
noch  nicht  bis  zur  Horizontalen  erlioben  werden,  passiv  bis  etwas  über  die  Hori- 
zontale. Dem  Versuche  einer  weiteren  Erhebung  stellt  sich  ein  mechanischer 
Widerstand,  keine  absichtliche  Muskelspannung,  entgegen,  der  ersichtlich  auf  Ver- 
wachsungen in  der  Umgebung  des  rechten  Schultergelenkes  basiert.  Innerhalb  der 
ausführbaren  Bewegungen  sind  im  rechten  Schultergelenk  Geräusche  nicht  er- 
kennbar. Der  Verletzte  kann  die  rechte  Hand  weder  in  das  Genick  legen,  noch 
mit  derselben  unten  hinten  herum  das  Schulterblatt  der  anderen  Seite  erreichen. 

Es  besteht  an  der  rechten  Armmuskulatur  ein  Untermaß  von  3/^ — 3 cm, 
was  sehr  erheblich  ins  Gewicht  fällt,  da  naturgemäß  der  rechte  Arm  ein  Über- 
maß von  1/2 — IV2  zu  zeigen  pflegt. 

Begutachtung. 

Der  Unfall  vom  28.  Oktober  1905  hat  bei  dem  Kläger  als  Folgen  hinter- 
lassen: 

1.  Unfähigkeit,  den  rechten  Arm  bis  zur  Horizontalen  zu  erheben. 

2.  Erhebliche  Abmagerung  der  rechten  Schulter-  und  Armmuskulatur. 

Hierdurch  erscheint  R.  seit  dem  1.  Mai  1906  in  seiner  Erwerbsfähigkeit 
mit  Rücksicht  auf  die  relative  Kürze  der  Zeit  um  mindestens  50®/o  beeinträchtigt, 
da  das  Erheben  des  rechten  Armes  über  die  Horizontale  unmöglich  ist,  eine  er- 
hebliche Schwäche  und  Abmagerung  des  rechten  Armes  besteht  und  eine  Fort- 
führung der  ärztlichen  Behandlung  erforderlich  ist. 

Kläger  bezog  die  vorgeschlagene  Rente  1 Jahr  lang.  Sie  wurde  daun  wegen 
eingetretener  Besserung  auf  331/3^/0,  nach  weiteren  2 Jahren  auf  15^/o  herab- 
gesetzt. 


Fälschlich  behauptete  Rewegimgsbehinderuiig  beider  Schultergeleiike. 

Keine  Erwerbseiiibuße.  Renteiiaufhebung*. 

Unfall:  5.  Mai  1909.  Sturz  von  einer  Fuhre  Heu.  Quetschung  des  Ober- 
körpers, insbesondere  der  Schulterblätter  und  der  Nackenwirbel.  Bisherige 
Rente:  50°/o. 

Eigene  Angaben  des  Klägers. 

„Ich  kann  mich  nicht  seihst  ausziehen.  Schulter  und  Genick  sind  steif.  Ich 
wirtschafte  auf  dem  Hof  rinn  beim  Vieh.“ 


Untersuchungsbefund  (18.  Mai  1912). 

58jähriger,  gesund  aussehender  Mann,  der  bei  verneinenden  Antworten 
lebhaft  den  Kopf  schüttelt  und  sich  zuerst  nicht  ausziehen  können  will.  Nachdem 


eine  Hilfe  nicht  gewährt  wird,  zieht  er  sich 


allein  langsam 


aus,  wobei  er  Brust- 


Knverbseinhuße  durch  Unfallfolgen  am  Scliultergelenk. 
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uiul  llalswirhelsäiilo  ladm  Ühorstroifon  dos  Hcnidos  aiisgiohig  hoiigt.  1)('V  r(5clit(‘ 
Arm  wird  dabei  im  Selmltorgolenk  frei  bewegt,  der  linke  geschont.  Die  Uriist- 
wirbelsäule  ist  altersgekrümmt,  wie  man  es  bei  schwer  arbeitenden  J.eiiten  zu 
sollen  gewohnt  ist.  1).  kniet  auf  dem  Untersuchungstisch.  IA‘  wird  veranlaßt,  sich 
mit  beiden  Händen  an  der  Stirnkante  des  Tisches  festzuhalten  und  sich  nunmehr 
lang  auf  den  Tisch  hinzulegen,  dabei  die  Füße  über  das  Fußende  hinauszuschiel)en. 
Diese  Übung  wird  anstandslos,  ohne  Deschwerden,  ausgefülirt.  Dabei  liegt  D.  end- 
lich horizontal  auf  dem  Tisch  mit  horizontal  gehaltenen  Armen.  Diese  Haltung 
würde  bei  aufrecht  stehendem  Körper  der  Erhebung  der  Arme  zur  Senkrechten 
entsprechen.  Ein  mechanisches  Hindernis  für  die  Schul terbewngimgen  (Gelenkver- 
wachsung, Miiskelverkürzung  usw.)  liegt  daher  nicht  vor. 


Es  beträgt  der  Umfang 


des  Oberarmes: 

rechts 

links 

um  den  horizontalen  Deltamuskel 

35 

35 

um  den  hängenden  Delta  in  Achselhöhlenhöhe 

32 

3U/4 

um  den  zweiköpfigen  Muskel  (Biceps)  . . . 

30 

293/4 

um  den  gespannten  zweiköpfigen  Muskel  . . 

32 

32 

des  Unterarmes : 

an  der  dicksten  Stelle 

27Ü2 

271/0 

in  der  Mitte 

25 

24 

Die  Konsistenz  dei\  Muskulatur  ist  beiderseits  gut. 

Beide  Hände  sind  stark  verschwielt.  D.  gibt  an,  daß  er  jetzt  einen  Bau 
habe  und  dabei  die  Steine  putze. 

Die  Schultergegend  läßt  beiderseits  keine  Regelwidrigkeit  hei  der  Betrach- 
tung erkennen.  Die  Schultermuskulatur  ist  auf  keiner  Seite  abgemagert.  Die  die 
Schultern  bildenden  Knochenteile  lassen  keine  Veränderung  erkennen.  Der  Unter- 
suchte will  die  Oberarme  im  Schultergelenk  nach  vorn  nur  bis  zur  Horizontalen, 
seitlich  nur  ebensoweit  erheben  können.  Hebt  man  ihm  aber  die  Arme  bis  zur 
Senkrechten  und  läßt  ihn  jetzt  dieselben  staffelförmig  senken,  so  vermag  er  die- 
selben in  jedem  beliebigen  Winkel  über  der  Horizontalen  zu  halten.  Tatsächlich 
ist  also  der  zum  Armheben  erforderliche  Bewegungsapparat  an  den  Schultern 
funktionsfähig.  Beim  Seitwärtsheben  der  Oberarme  bewegen  sich  die  zugehörigen 
Schulterblätter  nicht  frühzeitig  mit.  Es  besteht  also  keine  Beschränkung  der  Be- 
weglichkeit in  den  Schultergelenken.  Hebt  man  D.  den  einen  Arm  bis  zur  Senk- 
rechten und  fordert  man  ihn  auf,  den  anderen  Arm  ebensoweit  zu  erheben,  so 
geschieht  das,  wenn  aucli  mit  absichtlicher  Langsamkeit.  Bei  Bewegungen  treten 
im  rechten  Schultergelenk  zeitweise  leise  knackende  Geräusche  auf.  Eine  krank- 
hafte Bedeutung  haben  sie  nicht,  weil  der  rechte  Olierarm  ein  Übermaß  zeigt. 
Die  Bewegungen  der  Oberarme  in  beiden  Schultergelenken  sind  allseitig  frei.  Der 
Untersuchte  vermag  beide  Arme  bis  zur  Senkrechten  zu  erheben  und  bei  ge- 
strecktem Ellenbogen  über  dem  Kopf  in  die  Hände  zu  klatschen.  Er  vermag  beide 
Hände  ins  Genick  zu  legen  und  erreicht  liinten  unten  herum  mit  den  Fingern 
das  Schulterblatt  der  anderen  Seite.  Bei  senkrecht  herabhängendem  Arm  ist  die 
Rollung  des  Oberarmes  nach  außen  und  innen  vollkommen  frei.  Versucht  man, 
den  senkrecht  hängenden  Arm  gegen  das  Schultergelenk  zu  drängen,  werden 
keine  Schmerzen  geklagt.  Die  Bewegliclikeit  der  Halswdrbelsäule  ist  allseitig  frei. 
Es  wird  dies  zuerst  durch  Beobachtung,  dann  durch  fremdtätige  Bewegung  fest- 
gestellt. Endlich  führt  D.  die  Bewegungen  selbst  aus,  damit  ich  mit  dem  Hör- 
rohr die  bei  den  Bewegungen  entstellenden  Geräusche  liöre.  Diese  Geräusche  ent- 
sprechen aber  den  natürliclien.  Durch  Betastung  auch  vom  Munde  aus  ist  eine 
Regelwidrigkeit  an  den  Halswirbeln  nicht  festzustellen. 

I).  zieht  sich  selbständig  an  und  schließt  sogar  die  Krawatte  im  Nacken, 
wie  er  es  auch  schon  am  21.  Februar  1912  bei  der  Untersuchung  durch  Dr.  K. 
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vermocht  hat.  Anzeichen  von  Nervenschwäche  sind  niclit  vorlianden.  llei  Angen- 
fnßschlnß  tritt  kein  Kc)ri)erscliwanken  nnd  kein  Lidschwirren  ein,  die  liervor- 
gestreckte  Zunge  zittert  nicJit,  die  Augenbewegungen  eii'olgen  normal,  die  Pupillen- 
reaktion ist  reg(‘lrecht. 

negutachtung. 

Die  Pewegiicbkeit  beider  xVrme  ist  jetzt  in  den  Schultergelenken  — trotz 
anfänglich  gegenteiliger  Demonstration  — vollkommen  frei.  Die  Kopfbewegungen 
sind  völlig  frei.  Die  Yerkrümmung  der  Brustwirbelsäule  ist  eine  gewöhnliche 
Alterskrümmung.  Sie  ist  ganz  gleichmäßig,  kann  also  durch  eine  Verletzung  nicht 
herbeigeführt  sein. 

Der  Verletzte  ist  infolge  des  Unfalles  vom  5.  Mai  1909  in  seiner  Erwerbs- 
fähigkeit gegenwärtig  nicht  mehr  beeinträchtigt. 

D.  hält  sich  nicht  frei  von  Übertreibung. 

Auf  Grund  dieses  Gutachtens  wurde  dem  Kläger  die  Rente  entzogen. 


Ausrenkungen  des  Schultergelenkes. 

Sofort  reponierte  und  sachgemäß  mit  frühzeitigen  Bewegungen  nach- 
behandelte  Ausrenkungen  des  Schultergelenkes  pflegen  eine  über  13  Wochen 
dauernde  Erwerbseinbuße  nicht  zu  hinterlassen. 

Nicht  wieder  eingerichtete  Ausrenkung*  des  rechten  Schultergelenkes. 

Rente:  -lOVo« 

Eigene  Angaben  des  Verletzten. 

„Der  Arm  schläft  mir  ein.  In  der  Achselhöhle  drückt  es,  ich  mnß  den  Arm 
weit  abhalten  und  während  der  Nacht  ein  Kissen  unter  den  Arm  legen.“ 

Untersuchungsbefund  (24.  Oktober  1906). 

69 jähriger,  gesund  aussehender  Mann  in  genügendem  Ernährungszustände, 
der  beim  Entkleiden  die  rechte  Schulter  sichtlich  schont. 

Die  rechte  Schultergelenksgegend  ist  verbüdet.  Die  natürliche  Rundung  des 
Deltamuskels  ist  verloren  gegangen,  man  kann  seitwärts  unter  der  Schulterhöhe 
tief  in  die  Schultergelenksgegend  mit  den  Fingern  eindringen.  Dieselbe  ist  „leer“. 
Der  normalerweise  hier  befindliche  Oherarmkopf  findet  sich  vorn  unterhalb 
des  Rabenschnabelfortsatzes.  Der  Kopf  steht  in  dieser  widernatürlichen  Stellung 
unverrückbar  fest.  Der  Oberarm  steht  vom  Brustkorb  gespreizt.  Bei  fremdtätigen 
Bewegungen  federt  er  zurück.  Selbstätige  Bewegungen  geringerer  Art  können  mit 
ihm  nur  durch  Lageveränderungen  des  ganzen  Schultergürtels  vorgenommen  wer- 
den. Die  Längsachse  des  Oberarmes  trifft  nicht  die  Schultergelenksgegend,  son- 
dern zieht  an  ihr  nach  vorn  und  nach  der  Mittellinie  des  Körpers  vorbei. 

Die  rechte  Schulter-  und  Oberarmmuskulatur  ist  stark  abgemagert.  (Inak- 
tivitätsatrophie.) 

Es  beträgt  der  Umfang 


des  Oberarmes: 

rechts 

links 

um  den  hängenden  Delta  in  Achselhöhlenhöhe  . 

■ 25V2 

28 

um  den  zweiköpfigen  Muskel  (Biceps)  .... 

. 253/, 

268/4 

um  den  gespannten  „ 

. 26 

28 

des  UnteraruK's  : 

an  der  dicksten  Stelle 

. 2D/2 

241/0 

in  der  Mitte 

. 18i/o 

181/0 

(i6M olniheits-  (habituelle)  Ausrenkungen  des  Schultergelenkes. 
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Ks  l)('st(‘ht  also  ('in  Unt('rmall  d(M’  r(^chtss('itig('n  Ohcruniinmskiilatur,  das 
('i’lu'hlich  ins  Gewicht  fällt,  Aveil  der  ivchte  Ann  natiirg('inäli  ein  ÜlK'rnial’i  von 
1 bis  V n cm  haben  soll.  An  der  rechten  Hand  sind  keim'  Atroplii('(m  doi’  l)au- 
menballen-Kleinfingerballeninuskiilatur  ochn'  der  /wischenknocli('nhandinnskeln  zu 
bemerken,  wie  es  der  Fall  sein  Avürde,  Avenn  der  verlag(U'te  Oberarinkopt  aut 
das  Annnei’vengeflecht  einen  Druck  ausüben  Avürde.  Kb('nsoAV(mig  werden  durch 
ihn  die  Dlutgefäbe  des  Armes  gedrückt,  (h'ini  es  besU'ht  Aveder  an  der  rechten 
Hand,  noch  am  rechten  Arm  eine  ScliAvellung. 

Die  lleAvegungen  der  rechten  Finger  sind  vollkommen  ausführbar. 


Hegutachtung. 

Hiernach  besteht  bei  dem  Verletzten  eine  nicht  zurückgebrachte  Ausrenkung 
des  rechten  Oberarmkopfes,  die  ähnliche  Y('rhältnisse,  Avie  eine  \ ersteifung  des 
Schultergelenkes  setzt. 

Die  ErAverbseinbuße  ist  demnach  auf  40 <^  0 schätzen.  Das  Gericht  er- 
kannte demgemäß. 


Gewohnheits-  (habituelle)  Ausrenkungen  des  Schulter  gelenkes. 
Beziehungen  derselben  zum  Betriebsunfall. 

Bei  der  Beurteilung  der  Folgen  einer  Schulterluxation  erhebt  sich 
oft  die  Frage,  ob  schon  vor  dem  Unfälle  eine  habituelle  Schulterluxation 
bestanden  hat.  In  solchen  Fcällen  ist  die  Ausrenkung  keine  Unfall-,  sondern 
eine  Krankeitsfolge. 

So  Avollte  sich  em  Heizer  Amr  längerer  Zeit  den  linken  Arm  aus  dem  Sclmlterge- 
lenk  ausgerenkt  haben,  als  er  sich  an  einem  Geländer  festhielt,  um  nicht  auszu- 
gleiten. Ein  Mitarbeiter  hatte  ihm  geholfen,  den  Arm  einrenken.  Die  Arbeit  hatte 
er  gar  nicht  unteihrochen.  Nach  etAva  1 bis  2 Jahren  seien  dann  Aviederholt  — 
bis  zu  fünfmal  in  einem  Monat  — Ausrenkungen  vorgekommen.  Die  Einrenkung 
hat  er  jedesmal  mit  einem  Alitarbeiter  vorgenommen,  um  die  Arbeit  nicht  zu  un- 
terbrechen. Dann  suchte  er  einen  Arzt  wegen  ArmbescliAverdeu  auf.  Seine  An- 
sprüche Avurden  vom  Reichsversicherungsamt  mit  folgender  Begründung  zurück- 
geAviesen;  Eine  habituelle  Schulterluxation  ist  dann  als  entschädigungspflichtige 
Unfallfolge  anzuerkennen,  wenn  die  erste  Verrenkung  durch  einen  Betriebsunfall 
verursacht  oder  Avenn  das  Leiden  durch  einen  Unfall  verschlimmert  Avird.  Die  von 
dem  Kläger  gemeldete  Ausrenkung  kann  nicht  die  erste  gewesen  sein.  Nach  ärzt- 
licher Erfahrung  entsteht  eine  Schulterverrenkung  zumeist  durch  eine  außer- 
ordentliche Kraftanstrengung.  Sie  ist  im  allgemeinen  nur  möglich  durch  eine  Zer- 
reißung der  Gelenkskapsel  in  erheblicher  Ausdehnung  und  ist  deshalb  mit  so 
starken  Schmerzen  und  solcher  Bestürzung  der  Verletzten  verbunden,  daß  die- 
selben zum  Arzte  gehen.  Oft  Avird  eine  Narkose  erforderlich.  Ganz  bestimmte 
kunstgerechte  BcAvegungen  sind  zur  Einrenkung  notAvendig  und  die  Schmer- 
zen hindern  den  Verletzten,  in  den  näclisten  Tagen  zu  arbeiten.  Anders  liegt  die 
Sache  bei  einer  Aviederholten  Ausrenkung,  bei  der  die  Hilfeleistung  ohne  Sclnvie- 
rigkeit  auch  von  Laien  vorgenommen  werden  kann,  naclidem  der  Verletzte 'die 
erforderlichen  Handgriffe  kennen  gelernt  hat.  Sie  vollzieht  sicli  ohne  besondere 
Schmerzen,  auch  kann  die  Arbeit  bald  Avieder  fortgesetzt  Averden.  Im  vorliegen- 
den Falle  seien  alle  Merkmale  gegeben,  daß  die  von  dein  Kläger  als  erste  be- 
hauptete Ausrenkung  tatsächlich  nicht  die  erste  geAvesen  ist. 

Engel,  Beurteilung  von  Unfallfolgen. 
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Oewohiiheitsausreiikung:  des  Schultergeleiikes  nicht  Uiifallfolge. 

Kentengewähruiij::  abgelehiit. 

Vorgoscliiclito. 

Der  (lainals  23jährige  Haiiar})citer  K.  erlitt  am  24.  (Jktober  1910  gegen 
5 Ulir  Nachmittag  dadurcli,  daß  er  von  einem  einstürzenden  Stapel  Isolierpappe 
gegen  eine  Bretterwand  gestoßen  wurde,  eine  Ausrenkung  des  linken  Oi)erarmeA 
der  von  seimm  Arbeitsgenossen  wieder  eingerenkt  wurde.  Er  legte  diesem  Unfälle 
keine  Bedeutung  bei  und  arbeitete  am  nächsten  Tage  weiter.  Als  er  wieder  Papp(‘ 
auf  der  Schulter  trug,  rutschte  die  eine  BoHe.  Beim  kurzen  Zufassen  renkte  sich 
der  linke  Oberarm  wieder  aus,  i)r.  F,  in  P,  renkte  denselben  wieder  ein.  Bis 
zum  8.  November  1910  war  K.  im  Krankenhaus  zu  P.,  wo  er  mit  Umscldägen 
und  Massage  behandelt  wurde,  ln  der  Folge  renkte  er  sich  den  Arm  noch  ein- 
mal im  Bette  aus.  Derselbe  wurde  von  seiner  Mutter  in  die  richtige  Lage  zurück- 
gebracht. Am  15.  Dezember  1910  begab  er  sich  zwecks  A'ornahme  einer  Opera- 
tion in  das  Krankenhaus,  wo  er  bis  zum  2.  Februar  1911  war.  Darauf  wurde  er 
von  Dr.  B.  bis  zum  29,  April  1911  mit  Übungen  behandelt.  Im  Jalire  1907  und 
im  März  1910  hatte  sich  K.  den  Arm  ebenfalls  ausgerenkt. 

Eigene  Angaben  des  Klägers. 

„Ich  habe  Zerren  im  linken  Schultergelenk.  Bin  seit  dem  1.  Juni  Postaus- 
helfer.  Ich  hatte  inzwischen  versucht  zu  arbeiten,  es  ging  aber  nicht.“ 


Untersuchungsbefund  (14.  August  1911). 

24jähriger,  großer,  schlanker  Mann  in  genügendem  Ernährungszustände  von 
ausreichend  kräftiger  Muskulatur.  Vor  der  linken  Schulter  läuft  fast  senkrecht 
eine  15  cm  lange,  bis  1 cm  breite  rötliche,  widerstandsfähige,  mit  der  Unterlage 
nicht  verwachsene  Operationsnarbe  nach  dem  Oberarm  zu.  Die  linke  Schulterge- 
gend läßt  gegenüber  der  rechten  einen  Unterscliied  bei  der  Betrachtung  erkennen, 
insofern  der  Deltamuskel,  namentlich  in  seinen  hinteren  Partieen  abgemagert  ist. 
Auch  erscheint  der  linke  Obergrätenmuskel  etwas  ahgemagert.  Die  die  linke  Schul- 
ter bildenden  Knochenteile  lassen  keine  Veränderung  erkennen.  Der  linke  Ober- 
armkopf steht  regelrecht  in  der  Schulterhlattpfanne.  Beim  Seitwärtsheben  des 
linken  Oberarmes  bewegt  sich  das  zugehörige  Schulterblatt  nicht  frühzeitiger  mit, 
als  dies  rechts  der  Fall  ist.  Es  besteht  also  keine  Beschränkung  der  Beweglich- 
keit im  linken  Schultergelenk.  Bei  Bewegungen  treten  in  demselhen  keine  Geräu- 
sche auf.  Die  Bewegungen  des  Oberarmes  im  linken  Scliultergelenk  sind  allseitig 
frei.  Der  Untersuchte  vermag  beide  Arme  gleichmäßig  bis  zur  Senkrechten  zu  er- 
heben und  bei  gestreckten  Ellenbogen  über  dem  Kopf  in  die  Hände  zu  klatschen. 
Er  vermag  die  linke  Hand  ins  Genick  zu  legen  und  erreicht  liinten  unten  herum 
mit  den  Fingern  das  Schulterblatt  der  anderen  Seite.  Doch  erfolgen  diese  Bewegungen 
mit  einer  gewissen  Vorsicht  und  Langsamkeit.  Bei  senkrecht  herabhängendem  Arm 
ist  die  Kollung  des  Oberarmes  nach  außen  und  innen  vollkommen  frei.  Versucht 
man  den  senkrecht  hängenden  Arm  gegen  das  Scliultergelenk  zu  drängen,  werden 
keine  Schmerzen  geklagt. 


Es  beträgt  der  Umfang 

des  Oberarmes; 

rechts 

links 

um  den  horizontalen  Deltamuskel 

331/4 

32 

um  den  hängenden  Delta  in  Achselhöhlenhöhe  . 

. 3O1/0 

281 

um  den  zweiköpfigen  Muskel  (Biceps)  .... 

. 291  0 

27 

(^knapp ) 

des  Unterarmes; 

an  der  dicksten  Stelle 

. 28i/o 

271, 

Gewohnlieits-  (habituelle)  Ausreulvungen  des  Schultergeleulces. 
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l)Cgu  taclituug. 

Aus  der  Tatsache,  daß  K.  sich  den  linken  Oberarm  seit  dem  .lahre  1907 
wiederholt  ansgerenkt  hat,  ergibt  sich,  daß  hier  eine  sogenannte  habituelle  Schul- 
terluxation vorliegt.  Solche  Luxationen  setzen  den  Abbruch  eines  hemmenden  Kno- 
chenvorsprunges voraus,  oder  es  muß  (dne  stark  erweiterte  oder  mit  einem  Loch 
versehene  Gelenkkapsel  vorhanden  sein,  wie  dies  nach  großen  blutigen  oder  ent- 
zündlichen Ergüssen  oder  aber  nach  ausgedehnten,  bei  der  ersten  Verrenkung  ent- 
standenen Kapselrissen  der  Fall  ist.  Lei  solchen  Verhältnissen  kann  schon  nach 
unbedeutenden  Anlässen,  so  durch  willkürlichen  oder  unwillkürlichen  Muskelzug 
die  Ausrenkung  erfolgen.  Im  vorliegenden  Falle  soll  nun  die  Ausrenkung  des 
Armes  dadurch  zustande  gekommen  sein,  daß  K.  nach  einem  von  seiner  Schulter 
gleitenden  Stück  Pappe  „kurz“  zufassen  wollte.  Vom  ärztlichen  Standpunkt  aus 
muß  das  Greifen,  auch  das  schnelle  Zugreifen,  als  eine  gewöhnliche  Arbeitsver- 
richtung angesehen  werden,  eine  übermäßige  Kraftanstrengung  hat  demnach  bei 
dem  Vorgänge  nicht  stattgefunden. 

Sollte  aber  der  Vorgang  doch  als  Betriebsunfall  auf  gef  aßt  werden  dürfen, 
so  wären  die  Folgen  desselben  innerhalb  der  ersten  13  Wochen  nach  dem  Unfall 
sicher  abgeklungen  gewesen.  Wenn  sich  nun  K.  im  Dezember  1910  hat  operieren 
lassen,  so  diente  diese  Operation  nicht  dem  Zwecke,  Unfallfolgen  zu  beseitigen, 
sondern  sie  hatte  die  Aufgabe,  die  bei  K.  schon  vor  dem  Unfall  vorhanden  gewesene 
Disposition  zu  Ausrenkungen  zu  bekämpfen.  Ich  gelange  daher  zu  dem  Schluß; 

Selbst  wenn  die  Ausrenkung  am  25.  Oktober  1910  als  Betriebsunfall  anzu- 
sehen wäre,  hätte  er,  nachdem  die  Einrenkung  erfolgt  war,  über  die  13.  Woche 
dauernde  Folgen  nicht  hinterlassen. 

Die  bei  dem  Kläger  heute  gegebenenfalls  vorhandene  Erwerbseinbuße  ist 
nicht  Folge  des  Unfalles  vom  25.  Oktober  1910,  sondern  Folge  der  Operation, 
die  zur  Beseitigung  einer  krankhaften  Veranlagung  des  Gelenkes  vorgenommen 
worden  ist 

Demgemäß  wurde  der  eine  Kentengewährung  ablehnende  Bescheid  der  Be- 
rufsgenossenschaft gerichtlich  bestätigt. 

Gewohnheitsausreukung  des  Schultergelenkes  als  ünfallfolge  an- 
erkannt. Bewegungsbescliränkung  im  rechten  Schultergelenk. 

Rente:  30o/o* 

Vorgeschichte. 

Unfall:  3.  April  1906.  Sturz  von  der  Treppe  mit  Ausrenkung  der  rechten 
Schulter.  Nach  dieser  Zeit  wiederholte  Ausrenlvungen  bei  geringfügigen  Ursachen, 
so  daß  zu  einer  Operation  geschritten  wurde. 

Eigene  Angaben  des  Verletzten.  , 

„Ich  habe  immer  noch  Schmerzen  im  rechten  Schultergelenk.“ 
Untersuchungsbefund  (25.  März  1907). 

Mittelgroßer  Mann  in  gutem  Ernährungszustände,  seinem  Alter  entsprechend 
aussehend.  An  der  rechten  Schulter  sieht  man  entsprechend  dem  vorderen  Rande 
des  Deltamuskels  eine  senkrecht  gestellte,  widerstandsfähige,  nicht  druckempfind- 
liche, blaßrote  Narbe  von  16  cm  Länge.  Bei  Bewegungen  im  rechten  Schulterge- 
lenk treten  stark  krachende  Geräusche  auf,  die  links  ebenfalls,  aber  in  erheblich 
geringerem  Grade  vorhanden  sind.  Bei  bestimmter  Rollbewegung  tritt  der  Kopf 
des  rechten  Oberarmes  unter  knarrenden  Geräuschen  über  den  vorderen  Rand  der 
Schultergelenkspfanne  hervor.  Auch  fremdtätig  läßt  sich  der  Oberarmkopf  aus 
seiner  normalen  Lage  über  den  vorderen  Pfannenrand  verschieben.  Bei  seitlicher 
Erhebung  des  rechten  Oberarmes  geht  das  Schulterblatt  schon  bei  einem  ganz 


10* 
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geringen  Aussclihigwinla'l  mit;  der  r('e]it('  Arm  kann  selbsttätig  sc'itlicli  niclit  zur 
Horizontalen  gcdiobmi  w('r(len.  (t('gen  End('.  dieser  newegmig  luaigt  S.  den  Ivnmpf 
nach  links  und  ('rliebt  dabei  seluHnbar  den  Arm  zur  Horizontalem.  S.  kann  die 
reichte  Hand  nicht  ins  (iemick  k^gen  und  mit  dersedben  hinten  unten  herum  das 
linke  Schul tei’lelatt  nicht  erreichen.  8.  versucht  zwar,  auch  diese  Hewegungen  aus- 
zufülmm,  indem  (u-  die  linke  Hand  zur  Unterstützung  herbeizieht. 

Es  besteht  also  eine  Nedgung  des  rechtem  Obeu-armkopfe's,  die  Scliulter- 
blatti)fanne  zu  verlassen,  auberelem  eine  erhebliche  Hewegungsbeschränkung  im 
rechten  Schul ter gel e i de . 


Hegutachtung. 


Der  Verletzte'  ist  seit  dem  1.  Dezember  1906  unel  gegenwärtig  durch  die 
Schwäche  seines  rechten  Armes  und  die  Dewegungsbeschränkung  desselben  um 
oOO'o  seiner  Erwerbsfähigkeit  beeinträchtigt.  Derselbe  kann  nur  leichte  Arbeiten 
ausführ('u.  Arbeiten,  die  Erheben  des  rechten  Armes  zur  Horizontalen,  oder  über 
dieselbe  erfordern,  ist  er  zu  leisten  nicht  imstande. 

Die  Schwäche  des  rechten  Armes  und  die  Bewegangsbeschräidaing  desselben 
ist  als  eine  P^olge  des  Unfalles  vom  3.  April  1906  aufzufassen. 

Für  die  von  der  Berufsgenossenschaft  aufgestellte  Behauptung,  daß  der  S. 
schon  vor  dem  Unfall  mit  einer  habituellen  Luxation  der  rechten  Schulter  be- 
haftet war,  ist  aus  den  vorliegenden  Akten  kein  Beweis  zu  entnehmen,  (fegen  die 
Annahme  der  habituellen  Luxation  vor  dem  Unfall  sprechen  folgende  Punkte: 


1.  Der  Zeuge  F.  hat  drei  Vierteljahre,  der  Zeuge  A.  vom  April  bis  Juni  lOOo 
mit  dem  Verletzten  zusammen  gearbeitet,  ohne  daß  sie  vor  dem  3.  April  1906 
eine  Verrenkung  des  rechten  Oberarmes  bemerkt  hätten.  Bei  habituellen  Schul- 
terluxationen ist  es  aber  in  hohem  Cfrade  wahrscheinlich,  daß  es  bei  der 
^>rrichtung  von  schwereren  Arbeiten  im  Zeitraum  von  drei  Vierteljahren  zu 
einer  gelegentlichen  Ausrenkung  kommt,  die  auch  der  Umgebung  zur  Wahr- 
nehmung gelangen  muß. 

2.  Kläger  ist  vom  9.  November  1904  bis  4.  April  1906  hei  der  Ortskranken- 
kasse zu  L.  versichert  gewesen.  Auch  während  dieser  I1/2  Jahre  ist  S.  wegen 
Ausrenkung  der  rechten  Schulter  bei  der  Krankenkasse  nicht  krank  gemel- 
det gewesen. 

3.  Aus  dem  Befunde  des  Dr.  W.  vom  21.  April  1906  geht  dagegen  hervor,  daß- 
am  Tage  nach  dem  Unfall,  dem  4.  April  1906,  die  äußere  Umgebung  des 
luxierten  rechten  Schultergelenkes  sichtlich  angeschwollen  und  auf  Druck  sehr 
schmerzhaft  war.  Dieser  Zustand  entspricht  nicht  den  Verhältnissen,  die  man 
bei  habituellen  Imxationen  findet,  da  bei  derartigen  Verrenkungen  der  Ober- 
armkopf die  Schulterblattpfanne  verläßt,  ohne  daß  es  dabei  zu  Weichteilver- 
letzungen der  Umgebung  kommt,  die  sich  sonst  in  ihrer  Wirkung  als  Schwel- 
lung und  Druckschmerz  präsentieren. 


Der  durch  die  Operation  jetzt  gesetzte  Zustand  der  rechten  Schulter  des 
S.  ist  mithin  mittelbare  Folge  des  Unfalles  vom  3.  April  1906. 

Ich  gelange  daher  zu  dem  Schluß,  daß  die  bei  S.  nach  dem  3.  April  1906 
vorhanden  gewesene  habituelle  Sclmltergelenksluxaiion  Folge  der  am  3.  April  1906 
zum  erstenmal  eingetretenen  Verrenkung  ist. 

Das  Cfericht  schloß  sich  dieser  Auffassung  an. 


Oewohiilieitsausrenkiiiig  des  Schultergeleiikes  als  Uiitalltolge  trotz 
einer  sclion  früher  erlittenen  Luxatio  liumeri  anerkannt.  Rente:  30 Vo- 


y 0 rgeschichte. 


Der  Maim'r 
ptlichtig('n  Unfall, 


S.  erlitt  im  April  oder  Mai  1902  einen  nicht  entschädigungs- 
imh'in  er  sich  durch  Fall  von  der  Straßenbahn  eine  Ausren- 


Gewohnlieits-  (habituelle)  Ausrenkungen  des  Schultcrgelcnkcs. 
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kling  dos  rochti'ii  OlH'rarnu's  im  Sclmltc'rgidoiik'  /ii/og.  (Schn'ilH'ii  d(^s  Dr.  L.  vom 
14.  Septi'mbor  1904.) 

Am  8.  dammr  1904-  rmikti'  ('V  siidi  wimU'r  dmi  n'chtmi  Olx'ranii  ans  und 
zwar  durch  Fall  inl’olgi'  Auftretens  anf  lumm  Mauerstein  währmid  der  Arbeit.  Fr 
erhielt  deswegen  von  dm'  lU'rnfsgmiossmisehaft  ('ine  Honte  von  10°, 'o 
bis  30.  Juni  1904. 

in  d('i‘  Nacht  vom  4.  znm  o.  Jnli  1904  erlitt  (U‘  znni  dritten  Male  eine 
Ansrenknng  d('s  rechten  Oberarmes  im  Sclinlterg'('lenk,  als  er  sich  ans  dom  Hett 
erheben  wollte  und  sich  hierlu'i  auf  die  rechte  Hand  antstiitztt'. 

Seitdem  haben  wiederliolte  Ansrenknng('n  stattgi'tnnden. 


Eigene  Angaben. 

„Ich  kann  den  i'echten  Arm  nicht  richtig  nach  hinten  bringen,  da  ich  dann 
■Schmerzen  habe  und  Gefahr  laufe,  daß  der  Arm  ans  dem  Schnltergelenk  herans- 
springt.  Ich  hahe  dauernd  Schmerzen  am  rechten  Schnltergelenk.“ 

Untersnchiingshefnnd  (1.  Oktober  1904). 

Die  Hetrachtnng  ergiebt  am  rechten  Schnltergelenk  nichts  Auffälliges. 

Die  vorsichtigen  Bewegungen  im  rechten  Schnltergelenk  sind  allseitig  selbst- 
nnd  fremdtätig  frei;  es  entsteht  dabei  ein  starkes  knackendes  Geräusch,  was  in 
schwächerem  IMaße  indeß  ancli  links  anftritt. 


Es  beträgt  der  Umfang: 

rechts 

links 

der  Schulter  ( durch  die  A chselhöhle  gemessen) . 

43 

45 

des  Oherarmes : 

um  den  horizontalen  Deltamuskel 

37 

36 

um  den  hängenden  Delta  in  Achselhöhlenhöhe  . 

30 

33 

um  den  zweiköptigen  Muskel  (Biceps)  .... 

30 

32 

„ ,.  „ gespannten  Muskel  (Biceps) 

31k4 

33 

des  Unterarmes: 

au  der  dicksten  Stelle 

28 

28 

handbreit  unter  dem  Ellenbogengelenk  . . . 

241/2 

241/0 

Be  gilt  ach  tun  g. 

Bei  der  Ansrenknng  vom  4.  Jnli  1904  hat  also  eine  erheblichere  Gewalt- 
Einwirkung  gar  nicht  stattgefnnden.  Seitdem  hat  S.  sich  den  Arm  noch  einige  Alale 
ansgerenkt. 

Wenn  nun  durch  einen  derartigen  nnbedentenden  Anlaß  eine  erneute  Aus- 
renkung eines  Knochens  ans  einem  Gelenk  statttindet,  so  ist  der  Schluß  gerecht- 
fertigt , daß  in  dem  betreffenden  Gelenk  eine  mangelhafte  Festigkeit  und  eine 
unnatürliche  Neigung  des  hetreffenden  Knochens  znm  Anstreten  ans  dem  be- 
treffenden Gelenk  besteht.  Diesen  Zustand  hezeichnet  man  als  „hahituelle  Jm- 
xation“. 

Es  entsteht  nun  die  Frage,  ob  diese  „habituelle  Luxation“  bei  S.  auf  den 
ersten,  nicht  entschädignngspfhehtigen  Unfall  vom  April  (Mai)  1902,  oder  anf  den 
entschädignngsphichtigen  Unfall  vom  8.  Januar  1904  znrückznführen  ist. 

Es  ist  zu  bedenken:  zwischen  April  (Mai)  1902  und  8.  Januar  1904  hat 
keine  Ausrenkung  des  rechten  Oberarmes  stattgefnmh'n.  Und  doch  sind  sicherlich 
zahlreiche  Situationen  bei  dem  arbeitenden  Manne  vorgekommen,  die  als  Ur- 
sache für  eine  Ausrenkung  mindestens  gh>ich,  wenn  niclit  höher  einznschätzen 
sind,  als  das  Aufstützen  anf  die  rechte  Hand  in  der  Nacht  vom  4.  znm  o. 
Juli  1904. 
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Ib'rüclvsicliti 
rmar  1904  wieder 
Selilusse;  dal’i  vor 


gt  man  fc'riier,  dab  di(‘  V(;ranlassung  zur  Aiisronliung  am  8.  Ja- 
oin('  gr’ol)o  (Icnvalteinwirkung  war,  so  kommt  man  zu  dem 
dem  8.  Januar  1904  bei  8.  eine  „habituelle  liUxation“  nicht  Vor- 


gelegen bat. 

Die  jetzt  zwc'ifcllos  vorliandene 
erst  nacli  dem  Unfall  vom  8.  Januar 
diesem  zur  Last  gelegt  werden. 


„habituelle  Luxation“  muß  daher,  weil  sie 
1904  aufgetreten  ist,  auch  ausschließHch 


Als  erwerbsbeschränkende  Folgen  hat  der  Unfall  vom  8.  Januar  1904  l)ei 
dem  Kläger  demnach  hinterlassen: 

1.  Eine  habituelle  Luxation  des  rechten  Oberarmes  im  Schultergelenk. 

2.  Knackende  Geräusche  bei  Bewegungen  im  rechten  Schultergelenk. 

3.  Glaubhafte  Schmerzen  bei  Bewegungen  im  rechten  Schultergelenk. 

4.  Ein  Untermaß  der  Umfänge  der  rechten  Oberarnimuskulatur  von  1 — 3 cm. 


Durch  diese  Unfallfolgen  ist  Kläger  in  der  Zeit  vom  14.  Februar  bis  zum 

5.  Juli  1904  um  20  Prozent  behindert  gewesen.  Zu  dieser  Schätzung  führt  die 
Erwägung,  daß  S.  entsprechend  dem  Befunde  des  Dr.  H.  vom  31.  Mai  1904  in  der 
Übernahme  schwererer  Arbeiten  erheblich  beeinträchtigt  ist,  und  daß  die  von  ihm 
bei  der  Untersuchung  am  31.  Mai  1904  vorgebrachten  Klagen  durch  die  erneute 
Ausrenkung  am  5.  Juli  in  ihrem  Anspruch  auf  Glaubwürdigkeit  wirksam  unter- 
stützt werden. 

Ein  Heilverfahren  ist  zurzeit  nicht  nötig.  Eine  operative  Behandlung 
(Versuch,  dem  Oberarmkopf  durch  Verengerung  der  erschlafften  Kapsel  den  ver- 
lorenen Halt  wiederzugeben)  oder  eine  Bandagenbehandlung  ist  wegen  der  un- 
sicheren Eesultate  nicht  anzuraten. 

Nach  dem  5.  Juli  1904  lag  bei  S.  völlige  Erwerbsunfähigkeit  vor,  sicherlich 
bis  zum  27.  Juli  1904.  Als  Ende  der  völligen  Erwerbsunfähigkeit  ist  der  Tag  an- 
zusehen, an  welchem  S.  nach  dem  5.  Juli  1904  die  Arbeit  wieder  auf  genommen 
hat.  Sollte  dies  innerhalb  8 Wochen  nach  dem  5.  Juli  1904  nicht  der  Fall  gewesen 
sein,  so  wäre  der  letzte  Tag  der  8.  Woche  nach  dem  Unfall,  also  der  30.  August 
1904,  als  der  letzte  Tag  der  völligen  Erwerbsunfähigkeit  anzusehen.  In  den  aller- 
meisten Fällen  stellt  sich  nämlich  während  4 — 8 Wochen  nach  stattgehabter  Ver- 
renkung die  völlige  — in  unserem  Falle  die  relative  — Brauchbarkeit  des  Armes 
wieder  ein.  Auch  bei  seiner  Verrenkung  vom  8.  Januar  1904  ist  S.  nach  acht- 
wöchiger  Behandlung  als  teilweise  arbeitsfähig  aus  der  Behandlung  entlassen  worden. 

Vom  Tage  der  Wiederaufnahme  der  Arbeit  bezw.  vom  31.  August  1904  ist 
bei  S.  eine  Erwerbseinbuße  von  3Qo/o  für  vorliegend  zu  erachten.  Diese  Schätzung 
rechtfertigt  sich  aus  der  Erwägung,  daß  die  habituelle  Luxation  den  Kläger  in 
der  Auswahl  der  Arbeit  erheblich  beschränkt.  Schwere  Lasten  wird  er  auf  der 
rechten  Schulter  nicht  tragen  können  und  die  berechtigte  Besorgnis  vor  einer 
neuen  Ausrenkung  des  rechten  Oberarmes  wird  den  Kläger  zwingen,  die  Bewe- 
gungen des  rechten  Armes  gemessen  und  vorsichtig  auszuführen.  Durch  diese 
Beschränkung  der  Arbeit  wird  aber  auch  eine  gewisse  Schwäche  des  rechten  Ober- 
armes verursacht,  die  ihrerseits  wieder  erwerbsbeschränkend  ins  Gewicht  fällt. 

Das  Gericht  entschied  dementsprechend. 


Schlottergelenk  der  Schulter. 

Auslösung  (Resektion)  des  Schultergeleiikes  mit  Bildung  eines 
Schlottergelenkes.  Renten:  60%?  SSVsVo* 

Unfall:  23.  September  1908.  Ausrenkung  des  Oberarmkopfes  mit  gleich- 
zeitigem Bruch  des  chirurgisclien  (Jb(‘rarmhalses. 

Eigene  Angaben  des  Verletzten. 

„Ich  kann  den  rechten  Arm  nicht  gebrauclien.“ 


Schlottergelenk  der  Schulter. 
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Untersiichinigsbef und  (16.  März  1910). 


35jähriger,  mittelgroßer,  gesund  aiissehendor  Mann,  in  gutem  Ernährungs- 
zustände. 

Die  rechte  Schultergegend  läßt  gegenüber  der  linken  einen  sehr  beträcht- 
lichen Unterschied  bei  der  Detrachtung  erkennen.  Die  rechte  Scbultermuskulatur 
ist  erheblich  abgemagert.  Der  Deltamuskel  und  die  oberen  Fartit^en  des  großen 
Brustnuiskels  sind  völlig  geschwunden.  Die  die  rechte  Schulter  bildenden  Knochen- 
teile lassen  eine  A’eränderung  erkennen,  insotern  der  rechte  Oberarmkopf  fehlt. 

senkrecht  hängenden  Oberarm  im  Er- 
seitlicli  nur  bis  50®  erheben.  Fremd- 


Der  Untersuchte  kann  den  rechten, 
satzschultergelenk  nach  vorn  nur  bis  30*, 
tätig  sind  weitere  Exkursionen  möglich.  K 
gegebenen  höheren  Erhebungswinkel  nidit 


einem  ihm 


(len  Arm  in 
halten.  Das 
den  Oberarmschaft  gegen 


neugebildete 


selbsttätig 

Ersatzschultergelenk  ist  ein  Schlottergelenk.  Man  kann 
das  Schulterblatt  in  allen  möglichen  Kichtungen  — nach  vorn,  hinten,  oben,  un- 
ten, außen,  unten,  selbst  kreisförmig  — in  abnormer  Weise  bewegen.  Beim  A"er- 
sucli  des  selbsttätigen  Seitwärtshebens  des  rechten  Oberarmes  bewegt  sich  das  zu 


gehörige  Schulterblatt  frühzeitig  mit.  E. 


vermag 


die  rechte  Hand  nicht  ins  Genick 


zu  legen  und  erreicht  hinten  unten  herum  mit  den  rechten  Fingern  nicht  das  Schulter- 
blatt der  anderen  Seite.  Bei  rechtwinklig  gebeugtem  Arm  ist  die  Rollung  des  Ober- 
armes nach  außen  aufgehoben,  nach  innen  stark  beschränkt.  A^or  dem  oberen  Ende 
des  rechten  Oberarmes  verläuft  eine  10  cm  lange,  tief  eingezogene,  rötliche  aber 
sonst  reaktionslose  Narbe,  auf  der  Rückseite  sieht  man  eine  2 cm  lange  reak- 
tionslose Narbe. 

Der  Faustschluß  gelingt  rechts  vollkommen. 


Es  beträgt  der  Umfang 


des  Oberarmes: 

rechts 

links 

um  den  hängenden  Delta  in  Achselhöhlenhöhe  . 

28 

30 

um  den  zweiköpfigen  Muskel  (Biceps)  .... 

28 

29 

des  Unterarmes: 

an  der  dicksten  Stelle 

271/2 

28 

Die  Konsistenz  der  rechten  Armmuskulatur  ist  weicher,  als  die  der  linken. 

Es  besteht  also  ein  Untermaß  der  rechtsseitigen  xArmmuskulatur,  das  er- 
heblich ins  Gewicht  fällt,  weil  der  rechte  xArm  naturgemäß  ein  Übermaß  von  1 
bis  11 'o  cm  haben  soll. 

Es  ist  dies  ein  Beweis,  daß  der  rechte  Arm  in  der  vergangenen  Zeit  nicht 
ordnungsgemäß  gebraucht  worden  ist. 


Begutachtung. 

Hiernach  besteht  bei  R.  nach  operativer  Entfernung  des  rechten  Oberarm - 
kopfes  statt  des  normalen  Schultergelenkes  ein  neugebildetes  Schlottergelenk.  R. 
kann  zurzeit  den  rechten  Arm  in  einer  für  die  Arbeit  erforderlichen  AA^eise 
nicht  erheben. 

Seit  der  Untersuchung  am  23.  März  1909  (bisherige  Rente  100®/o)  ist  je- 
doch in  dem  Zustande  des  Yerletzten  eine  wesentliche  Veränderung  und  infolge- 
dessen eine  Erhöhung  der  Arbeitsfähigkeit  eingetreten. 

Die  A'eränderungen  bestehen  in  folgendem; 

Eine  Schwellung  besteht  weder  am  rechten  Oberarm,  noch  an  der  rechten 
Ellenbogengegend. 

Eine  bläuliche  A^erfärbung  der  Finger  besteht  nicht  mehr. 

Eine  weitere  mediko-mechanische  Behandlung  ist  nicht  mehr  erforderlich’, 
womit  das  Heilverfahren  abgeschlossen  ist. 
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Der  Veii(‘tzl('  ist  infolge  d(^s  Unfalles  vom  23.  Sc^ptenibei'  190H  in  der  Zeit 
nach  dem  28.  Februar  1910  in  seiner  Erwerl)sfäliigkeit  nm  beeinti-äclitigt 

gewesen  und  gegenwärtig  noch  um  OO^'o  beeinträchtigt.  K.  kann  nm-  ganz  leichte 
Arbeiten  (Aiish'sen  kh'iner  Gegenstände  im  Schob  oder  in  Tischhöh(')  aiisführen. 

Von  der  Schätzung  des  Herrn  Vorgutachters  weiche  ich  ab,  weil  ich  die 
Funktionsfähigkeit  des  rechten  Armes  als  schwerer  gestört  ansehe  und  meines 
Frachtens  dem  H.  durch  Gewährung  einer  reichlicher  bemessenen  Heute  der 
tibei-gang  zur  Arbeit  ei-leichtert  werden  muß. 

Die  Heilte  wurde  nach  Jahren  auf  herahgesetzt,  da  sich  ein 

gebrauchsfähiges  Gelenk  heransgebildet  hatte. 


Schlüsselbeinbrüche. 

Sclilüsselbeinbrüche  gehören  mit  zu  den  häufigsten,  aber  auch  leich- 
testen Verletzungen  des  menschlichen  Knochensystems.  Nach  halber  Jahres- 
frist hindern  sie  die  freie  Entfaltung  der  Arbeitskraft  nicht  mehr,  sofern 
nicht  ein  starker  Knochencalliis  durch  Druck  auf  Gefäße  oder  Nerven 
eine  entferntere  erwerbshindernde  Wirkung  ausübt,  oder  sein  Sitz  das 
Tragen  von  Schulterlasten  erschwert. 

Die  Verschielmng  der  Bruchenden  allein  und  eine  Verkürzung  des 
Schlüsselbeines  um  1 — 2 cm  ist  bedeutungslos. 


Schlüsselbeinbriich.  Bisherige  Rente:  15"/o»  Reiitenaufhebiiiig,nach 

IV2  Jahren. 

Eigene  Angaben  des  Verletzten. 

„Die  linke  Schulter  tut  mir  weh,  und  zwar  in  unveränderter  Weise.  Meinen 
linken  Daumen  kann  ich  nicht  bewegen,  der  linke  Arm  erlahmt  mir.  Ich  mache 
jetzt  Botengänge  und  erhalte  pro  Stunde  30  Pfennige.“ 

Untersuchungsbefund  (27.  Dezember  1906). 

Am  linken  Schlüsselbein  findet  sich  an  der  Grenze  zwischen  innerem  und 
mittlerem  Drittel  der  mit  leichter  Verschiebung  der  Bruchenden  fest  knöchern 
verheilte  Bruch.  Beim  leisen  Betasten  der  Schlüsselbeinbruchstelle,  der  vom 
Schlüsselbein  entspringenden  Partie  des  linken  großen  Brustmuskels,  sowie  der 
obersten  Partie  des  linken  großen  trapezförmigen  Muskels  werden  von  G.  sehr 
heftige  Abwehrbewegungen  gemacht.  Ebenso  zuckt  er  zunächst  bei  leisem  Druck 
auf  den  linken  Oberarmkopf,  um  gleich  danach  bei  ahgelenkter  Aufmerksamkeit 
und  stärkerem  Druck  keinerlei  Beschwerde  zu  äußern. 

Beim  An-  und  Entkleiden  wird  der  linke  Arm  geschont,  aber  nicht  die 
Schulter,  mit  der  G.  die  dem  Achselzucken  entsprechenden  Bewegungen  beschwerde- 
frei  und  schnell  ausführt. 

An  der  linken  Schultermuskulatur  besteht  gegenüber  der  rechten  keine 
Abflachung.  Beide  Schultern  sind  nur  mit  mäßiger  ^Muskulatur  bedeckü,  so  daß 
die  die  Schulter  zusammensetzenden  Bestandteile  sich  beiderseits 
deutlich  abzeichnen.  Dabei  ist  festzustellen,  daß  an  den 
Schultergelenk  bildenden  Knochen  äußerlich  keine 
vorliegt. 

Selbsttätig  will  G.  den  linken  Arm  nach  vorn 
45®  erhöhen  könmoi.  Man  beobachtet  bei  diesen  A’ersuchen  deutlich,  wie  der  große 
Brustmuskel  und  der  br('it('ste  Hückennuiskel,  die  dem  Erheben  des  Armes  ent- 


Abweichung 


in  gleiclier  Weise 
das  linke 
von  der  Heffel 


übrigen 


und  seitwärts  noch  nicht  bis 
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gejiemvii’koiK 


eiiergiscdi  gespannt  worden.  Auf  die  Aiiffordorung’,  di('  linke  Hand  in 


Froindtätig 


bow('glic*h, 


macht  (h  gar  keinen  Yersncli  dazu. 

linke  Schnltnrgelenk  nach  allen  Dichtungen  hin  trei 
iche  Scbnierzen  aiiftretcn,  für  die  jeder 
tindet  sich  im  linken  Schultei‘gelenk 


ganz 


mu'rträgl 


das  Genick  zu  legen, 

ist  das 
es  sollen  dabei 

objektive  Hefund  fehlt.  Insbesonders 
krankhaftes  Geräusch.  Die  Ihm  gewissen  Schultc'rbeAvegungcn,  in  der  linken  Schul- 
tergegend hinten  auftiH'tendmi  mäßigen  lveib(>geräusche  entstehen,  wie  man  durch 
TIandauflegen  einwandfrei  feststellen  kann,  unter  dem  linken  Schulterblatt.  Si(' 
entstehen  durch  Reiben  der  hier  belogenen  Schleimbeutel  beim  Hin-  und  Her- 
gleiten  des  Schulterblattes  auf  der  hinteren  Rrustkorbhälfte,  haben  keine  krank- 


hafte Hedeutung 


und  geben 


bei  hüchtieem  Untersnehen  häutig  Anlaß  zur  Ver- 


wechslung mit  Schultergelenksentzündungen  oder  Lungenerkrankungen.  Sie  tinden 
sich  häutig  als  Nebenbefund  bei  Leuten,  die  niemals  eine  Verletzung  der  Schulter- 
blattgegend erlitten  haben  (Skapularkrachen). 

Der  senkrecht  hängende  Oberarm  kann  in  ausgedehntester  Weise  um  seine 
Achse  hin-  und  hergedreht  werden,  ohne  daß  krankhafte  Geräusche  oder  Schmerzen 
im  Schnltergelenk  entstehen.  Ebensowenig  entstehen  Schmerzen,  wenn  man  den 
Oberarm  von  unten  her  fest  gegen  die  Schultergelenktläche  des  Schulterblattes 
preßt.  AVenn  bei  diesem  Alanöver,  das  die  Gelenkteile  des  Sclmltergelenkes  stark 
gegeneinander  drückt  und  die  Schultergelenkskapsel  kräftig  zerrt,  keine  Schmerzen 
entstehen,  ist  die  Annahme  eines  krankhaften  Prozesses  im  Schultergelenk  nicht 
zulässig.  Bei  der  LTntersuchung  kann  der  rechte  Ellenbogen  bis  130^,  der  linke 
angeblich  nur  bis  110®  gebeugt  werden,  während  er  vorher  völlig  frei  beweglich 
war.  Der  linke  Ellenbogen  ist  tatsächlich  für  Drehung,  Streckung,  Beugung  voll- 
kommen frei. 

Am  linken  Arm  und  an  der  linken  Hand  besteht  keinerlei  Schwellung. 
Beide  Holilhandflächen  machen  einen  gleichmäßig  verarbeiteten  Eindruck. 

Das  linke  Daumennagelglied  ist  verdickt  und  in  seiner  Beugefähigkeit  be- 
hindert, aber  nicht  druckschmerzhaft.  Die  Daumentastfläche  erreicht  fremd-  und 
selbsttätig  die  Holilhand,  eine  Bewegung,  die  G.  zuerst  angeblich  durchaus  nicht 
ausführen  zu  können  erklärte.  Die  Tasttiäche  des  linken  Daumens  zeigt  ebenfalls 
Spuren  der  Arbeit,  der  linke  Daumen  beteiligt  sich  in  völlig  normaler  Weise  am 
Zuknöpfen  des  rechten  Hemdärmelknöpfchens.  Der  linke  Daumenballen  zeigt  keine 
Abmagerung.  Die  Behinderung  im  Daumennagelgelenk  macht  sich  niemals  so  fühl- 
bar, wie  eine  Behinderung  des  Nagelgelenkes  an  anderen  Fingern,  da  der  Daumen 
durch  sein  Handwurzel-Mittelhandknochengelenk  eine 
besitzt,  als  die  anderen  Finger. 


viel  größere  Beweglichkeit 


Begutachtung. 

Als  Folgen  hat  der  Unfall  vom  1.  Juli  1905  bei  G.  hinterlassen: 

1.  Eine  Knochen verdickung  am  brustbeinbenachbarten  Ende  des  linken  Schlüssel- 
beines, ohne  jede  erwerbsbehindernde  Bedeutung.  Diese  Verdickungen  be- 
dingen nur  dann  ein  Funktionshindernis,  wenn  sie  auf  das,  zwischen  I.  Rippe 
und  Schlüsselbein  hindurchtretende  Armnervengeflecht  (Plexus  brachialis) 
einen  Druck  ausüben.  Dieser  Druck  zeitigt  außer  starken  Schmerzen  und  Lähmun- 
gen einzelner  Muskelgruppen,  eine  Schwellung  des  betreffenden  Armes,  da 
die  Gefäße  mit  dem  Arninervengeflecht  an  der  oben  genannten  Stelle  so  eng 
benachbart  sind,  daß  der  von  einem  Knochencallus  ausgehende  Druck  sich 
auch  ihnen  mitteilen  müßte. 

Schmerzen,  dem  Nervenverlauf  am  Arm  entsprechend,  werden  nicht  ge- 
klagt, Lähmungen  und  Schwellungen  sind  am  linken  Arm  nicht  festzustellen. 
Daß  eine  Knochenverdickung,  wie  die  hier  bestehende  noch  nach  1 Jahr  so 
erhebliche  Schmerzen  machen  soll,  wie  G.  angibt,  widerspricht  der  ärztlichen 
Erfahrung. 
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Überdies  ist  die  Knochenverdickimj?  seit  meiner,  im  Aufträge  des 
Scliiedsgericlits  für  Arl)eiterversiclierung  zu  Berlin  ausgefülirten  Untersuchung 
am  29.  März  1906  meßbar  geringer  geworden,  sie  mißt  Jetzt  3 cm  im  Durch- 
messer, gegen  früher  4 cm.  Der  Satz,  daß  mit  der  Abnahme  einer  Knoclien- 
verdickung  sich  auch  die  durch  dieselbe  gesetzten  Beschwerden  verringern, 
hat  allgemeine  (filtigkeit. 

2.  Eine  Verdickung  und  Beugellinderung  am  Nagelgelenk  des  linken  Daumens. 

Auch  diesem  Unfallrest  kommt  eine  erwerbsbehindernde  Bedeutung 
nicht  zu,  da  der  Daumen  für  praktische  Bedürfnisse  völlig  funktionsfähig  ist 
und  sogar  der  Verlust  des  Nagelgliedcs  am  linken  Daumen  nach  ständiger 
Beclitspreclmng  des  Reiclisversicherungs-Amtes  zu  einer  dauernden  Renten- 
geAvährung  nicht  führt. 

Die  übrigen  Klagen  entbehren  einer  objektiven  Begründung. 

Bei  der  heutigen  Untersuchung  wurde  eine  Hand  auf  die  linke  Schulterhöhe 
bzw.  den  Schultergürtel,  die  andere  unter  den  rechtwinkelig  gebeugten  linken 
Ellenbogen  des  G.  gelegt,  nunmehr  mit  beiden  Händen  ein  sich  gegenseitig  zu- 
strebender Druck  ausgeübt.  Hierbei  wurden  von  G.  keine  Schmerzen  geklagt. 
Deswegen  können  auch  die  von  G.  am  13.  September  1906  dem  Dr.  W.  gegen- 
über geäußerten  Klagen  nicht  für  begründet  erachtet  werden.  In  dem  Winkel 
zwischen  äußerem  Ende  des  linken  Schlüsselbeines  und  dem  oberen  Ende  des 
linken  Schulterblattes  vermochte  ich  heute  ebensowenig  wie  am  29.  März  1906 
überhaupt  ein  Geräusch  wahrzunehmen.  Aus  dem  Gutachten  des  Dr.  F.  vom  26.  No- 
vember 1906  ist  ebenfalls  nicht  abzuleiten,  daß  damals  an  dieser  Stelle  Ge- 
räusche vorhanden  gewesen  wären.  Dr.  F.  konstatiert  nur  die  heute  ebenfalls  ge- 
hörten Geräusche  unter  dem  Schulterblatt,  über  deren  Bedeutungslosigkeit  ich 
mich  schon  oben  geäußert  habe.  Übrigens  hat  Dr.  W.  ähnliche  Geräusche  auch 
am  rechten  Schultergürtel  festgestellt. 

Für  die  Annahme  eines  Einbruches  am  linken  Schulterblatt  ergiebt  die  Be- 
tastung des  leicht  durchzufühlenden  linken  Schulterblattes  keinen  Anhalt.  Es 
hätte  sich  doch  zweifellos  eine  Verdickung  oder  Unregelmäßigkeit  an  demselben 
feststellen  lassen  müssen. 

Die  Annahme,  daß  die  Geräusche  durch  Rauhigkeit  am  Schulterblatt  her- 
vorgerufen seien,  zerfällt  bei  der  Betrachtung,  daß  zwischen  Brustkorb  und  vor- 
derer Schnlterblattfläche  starke  Muskelmassen  liegen,  mithin  keine  Geräusche 
entstehen  können,  wie  wenn  zwei  ranhe  Gelenkenden  aneinander  reiben. 

Das  Gutachten  des  Dr.  W.  stellt  nicht  fest,  wie  weit  G.  den  linken  Arm 
selbsttätig  zu  erheben  vermag.  Dr.  F.  erklärt  unter  dem  26.  November  1906, 
daß  der  linke  Arm  aktiv  bis  znr  Horizontalen  gehoben  werden  kann.  Heute  will 
G.  den  linken  Arm  seitwärts  nnd  nach  vorn  nur  45^  ans  der  Senkrechten  er- 
heben können.  Es  müssen  daher  schwere  Bedenken  dagegen  auftauchen,  daß  G. 
geneigt  ist,  heim  Arniheben  seine  Höchstleistung  zn  zeigen. 

Wenn  schon  diese  Betrachtungen  ergeben,  daß  die  von  G.  in  der  linken 
Schultergegend  behaupteten  Beschwerden  keineswegs  einen  erwerbsbehindernden 
Grad  besitzen  können,  so  werden  alle  etwaigen  Zweifel  in  zwingender  und  beweis- 
kräftiger Art  durch  ein  ganic  objektives  Moment  gelöst;  das  ist  die  Beschaffen- 
heit der  linken  Armmnskulatur. 

Der  Satz,  daß  geschonte  Muskulatur  abmagern  muß,  hat  allgenieiue  Gel- 
tung. Insbesondere  betrifft  dies  neben  der  Oberschenkelstreckmuskulatur,  den 
Deltamuskel.  Die  Abmagerung  ist  bei  letzterem  im  Falle  einer  längeren  Schonung 
so  ausgesprochen,  daß  man  zwischen  Schulterhöhe  und  Oberarnikopf  mit  den 
Fingern  eindringen  kann.  Dies  ist  bei  G.  nicht  der  Fall,  von  keinem  der  Gut- 
achter bezeugt,  auch  von  Dr.  F.  nnd  Dr.  W.,  die  dem  Kläger  eine  Erwerbsein- 
buße von  30  Prozent  zuerkennen,  nicht  beobachtet. 
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Es  betrug  der  Umfang 

d(vs  Oberanm^s : 

am  27.  Dez.  1906  29.  März  1906  26.  Nov.  1906  13.  Sept.  1906 


rechts  links 

rechts  links 

rechts 

links 

rechts  links 

um  den  liorizontalen 
Deltamuskel.  . . 30 

29 

30  29 

um  den  hängenden 
Delta  in  Achselhöh- 
lenhöhe . . . .28 

27 

28  27^/o 

26 

25JA, 

251/4  24 

um  den  zweiköpfigen 
]Muskel  (Biceps)  . 26 

26 

26  25:J/4 

26 

25 

251/4  25 

um  den  gespannten 
zweiköpfigen  Mus- 
kel   29 

28k'o 

29t/o  273/4 

an  der  dicksten  Stelle  27 

des 

26 

Unterarmes : 
27  26 

25 

24 

25  24 

in  der  Mitte  ...  22 

211/.2 

— — 

— 

— 

— — 

handbreit  über  dem 
Handgelenk  ...  — 

I81/0  18 

au  der  Hand  ohne 
Daumen  . . . .23 

22 

— — 

— 

— 

— — 

Bei  keiner  dieser 

Messungen 

erreicht  der 

linke  Arm 

aucli 

nur  das  natür- 

liebe  Untermaß  von  Ib/o  cm,  geschweige  denn  übertrifft  er  dasselbe,  wie  es  sicher 
der  Fall  sein  müßte,  wenn  der  linke  Arm  in  der  nunmelir  zurückliegenden  Zeit  von 
11  o Jahren  etwa  infolge  von  Schmerzen  geschont  worden  wäre.  Die  Muskulatur 
des  linken  Armes  zeigt  also  im  Vergleich  zu  der  des  rechten  einen  sehr  guten 
Zustand  und  widerlegt  die  Annahme  von  erwerbshindernden  Störungen  im  linken 
Arm  oder  an  der  linken  Schulter  in  einer  jeden  Zweifel  ausschließenden  Weise. 

Ich  resümiere  daher: 

Der  Unfall  vom  1.  Juli  1905  hat  bei  G.  erwerbshindernde  Folgen  nicht 
liinterlassen. 

Die  Rente  wurde  demgemäß  aufgehoben. 

Den  Verrenkungen  der  Schlüsselbeingelenke , gegen  das  Brustbein 
empfiehlt  Thiem,  ganz  mit  Recht,  keine  Berücksichtigung  zuteil  werden  zu 
lassen.  Schwerwiegender  sind  die  Loslösungen  des  Schlüsselbeines  aus  der 
straffen  Verbindung  mit  der  Schulterhöhe,  zumal  wenn  sie  sich  mit  einem 
Bruch  der  letzteren  verbinden.  Die  Tragfähigkeit  der  Schulter  und  die 
Beweglichkeit  im  Schultergelenk  erleidet  gewöhnlich  dadurch  eine  Fhnbuße. 


Erwerbseinbuße  durch  Unfallfolgen  am  Oberarm. 

Einfache  Oberarmbrüche,  die  von  den  Gelenken  entfernt  ihren  Sitz 
haben,  bedürfen  im  allgemeinen  nach  etwa  1 — 2 Jahren  keiner  Entschädi- 
gung mehr. 

Die  Einschätzung  der  Erwerbseinbuße  nach  Unfallverletzungen  des 
Oberarmes  berücksichtigt  die  Funktionsbehinderung  der  benachbarten  Ge- 
lenke, den  noch  vorhandenen  Muskelschwund  sowie  etwa  vorhandene  Kom- 
plikationen von  seiten  der  Nerven. 
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Eine  A’erkürzuiig  des  Oberarmes  bis  3 imd  4 m allein  hat  für  die 
Dauer  keine  Erwerbsbeeinträchtignng  iin  Gefolge, 


Nervenlähmungen. 

Der  Speichennerv  (Nervns  radialis)  wird  häufig  in  einen  sich  bildenden 
Gallus  eingezogen  und  erfährt  eine  Lähmung,  die  dann  das  Bild  beherrscht. 

\'öllige  Lähmungen  des  Speichennerven  werden  im  allgemeinen  rechts 
mit  50"/o,  links  mit  407o  entschädigt;  lähmungsartige  Schwächen  erheischen 
niedrigere  Rentensätze.  Ähnliche  Beurteilung  erfahren  die  Funktionsstö- 
rungen des  Mittel-  und  Ellennerven.  Ist  ein  Arm  vollkommen  gelähmt,  so 
ist  der  Zustand  natürlich  seinem  Verlust  gleich  zu  achten. 


Weichteilverletzungen. 

Schwere  Weichteilverletzung-  des  rechten  Oberarmes.  Renten:  lOOVo^ 

6()o/o,  50o/o,  331/3 Vo. 

Vorgeschiclite. 

Der  damals  25jälirige  Steiiulrucker  E.  erlitt  am  11.  April  1907  dadurch 
einen  Betriebsunfall,  daß  er  mit  dem  rechten  Arm  zwischen  zwei  Zylinder  einer 
Steindruckschnellpresse  geriet.  Die  Haut  der  Achselhöhle  war  vollständig  zerrissen, 
die  großen  Gefäße  und  Nerven  waren  freigelegt,  aber  nicht  heschächgt.  Streck- 
und  Beugemuskeln  des  Oberarmes  waren  (|uer  durchrissen.  Knochen  und  Gelenke 
Avaren  nicht  verletzt. 

Das  Heilverfahren  währte  bis  25.  Januar  1908.  Von  diesem  Tage  will  die 
Berufsgenossenschaft  40o/o  Rente  gewähren,  Avogegen  E.  Berufung  eingelegt  hat. 

Eigene  Angaben  des  Verletzten. 

„Ich  habe  andauernd  Schmerzen  im  rechten  Arm,  namentlich  im  Unterarm 
und  Ellenbogengelenk.  Ich  habe  in  demselben  keine  Kraft  und  kann  den  rechten 
Arm  nicht  über  die  Horizontale  heben.“ 


gescliAAUinden.  Auf 
unter  der  Haut  zu 
inneren  Armmuskel 


Untersuchungsbefund  (30.  Juli  1908). 

Blaß  aussehender,  26jähriger  Mann  in  genügendem  Ernälirungszustande. 
Der  rechte  Oberarm  Aveist  gegenüber  dem  linken  einen  erheblichen  Unterschied 
auf,  insofern  statt  der  natürlichen  VorAvölbungen  des  zAveiköptigen  und  dreiköpfigen 
Muskels  sich  tiefe  Einsenlamgcm  finden. 

Der  rechte  zAveiköpfige  Muskel  (M.  biceps)  ist  völlig 
eine  Aveite  Strecke  ist  der  rechte  Oberarniknochen  direkt 
fühlen.  Die  Armbeugung  im  Ellenbogen  Avird  lediglich  vom 
(M.  brachialis  internus)  beAvirkt. 

Von  dem  dreiköpfigen  Muskel  (M.  triceps)  sind  noch  funktionsfähige  Muskel- 
stränge erhalten,  denn  es  gelingt  E.  bei  seitAvärts  horizontal  gehaltenem  Oberarm, 
das  Ellenbogengelenk  zu  strecken. 

Das  reclite  Ellenbogeng(denk  kann  nur  bis  45^  gebeugt  Averden,  Avährend 
dies  links  bis  30o  gelingt. 

Die  innere,  Avie  die  äußere  Sdte  des  rcHditen  Oberarmes  sind  von  längs- 
verlaufenden, tiefen,  unregelmäßigim,  bläulich  verfärbten  und  stark  schmerzhaften 
Narben  eingenommen.  Die  Narlu'  (hu-  Innenseite  greift  auf  die  Achselhöhle  über, 
Avo  sie  eine  derartige  Spannung  beim  Hoben  ('rleidet,  daß  das  Heben  des  Ober- 
armes nur  bis  zur  Horizontalen  gelingt. 


Krwcrbseinbuße  elurcb  Unfallfolgcn  am  Oberarm. 
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Sämtliclu'  lU'wogungon  des  llaml-  niid  d(M‘  Fingorgoleiila^  sind  vollkoiniiicn 
frei  ausfidirbar.  ^V('(k'v  an  den  Mägeln  noch  an  der  Haut  der  Hand  oder  des 
Vorderarmes  zeigen  sich  Krnälirungsstörungen. 

Hie  rechte  SchnlternHiskulatur  w(dst  b'iclite  Abmagerung'  aid. 


Es 

beträgt  der  Umfang 

des  Oberarmes: 

rechts 

links 

um 

den  horizontalen  Deltamuskel 

. 30 

32 

um 

den  hängenden  Delta  in  Achselhöhlcnhöhc  . 

. 233/4 

281/4 

um 

den  zweiköptigen  Muskel  (Biceps)  .... 

. 19 

25 

.,  zweiköptigen  gespannten  Muskel  . . . 

. 191/2 

28 

des  Unterarmes : 

an 

der  dicksten  Stelle 

. 261 /. 

251/0 

handbreit  über  dem  Handgelenk 

. 181 /o 

18 

bestellt  also  ein  Untermaß  der  rechtsseitigen  Oberarmmuskulatur  bis  zu 
8V->  c»/,  das  erheblich  ms  Gewicht  fällt,  weil  der  rechte  Arm  naturgemäß  ein  Über- 
maß von  1 — l^/o  cm  haben  soll. 

Es  ist  dies  ein  Heweis,  daß  der  rechte  Arm  in  der  vergangenen  Zeit  ge- 
schont worden  ist. 


negutachtung. 

Her  Unfall  vom  11.  April  1907  hat  bei  E.  hinterlassen; 

a)  Hie  Unmöglichkeit,  den  rechten  Arm  über  die  Horizontale  zu  heben  (Folge 
der  Farben  in  der  Achselhöhle). 

h)  Kraftlosigkeit  der  Heugebewegungen  im  rechten  Ellenbogengelenk. 

c)  Ausfall  von  Ißo  der  Heugefähigkeit  dieses  Gelenkes. 

d)  Glaubhafte  neuralgische  Schmerzen  im  rechten  Arm.  Hie  anläßlich  der  A"er- 
letzung  freigelegten  Nerven  des  rechten  Armes  sind  jetzt  in  Narben  einge- 
bettet, deren  Druck  und  Zug  naturgemäß  lebhafte  Schmerzen  erzeugen  muß. 

Her  Genannte  ist  demnach  durch  Folgen  des  Unfalles  in  der  Zeit  nach  dem 
25.  Januar  1908  bis  zum  31.  Juli  1908  in  seiner  Erwerbsfähigkeit  um  662/30/^, 
vom  1.  August  an  um  50%  beeinträchtigt  gewesen.  Diese  höhere  Einschätzung 
rechtfertigt  sich  aus  folgenden  Erwägungen: 

Hie  A'erletzung  ist  außerordentlich  schwer  gewesen  und  hat  für  den  rechten 
Oberarm  eine  sehr  schwere  Funktionsstörung  im  Gefolge.  Das  Heilverfahren 
ist  ein  sehr  langwieriges  gewesen  und  hat  % Jahre  in  Anspruch  genommen. 
Nach  Art  der  Verletzung  müssen  außerdem  die  Schmerzen  im  rechten  Arm  liöher 
bewertet  werden,  als  dies  in  einer  40o/oigen  Rente  zum  Ausdruck  gelangt. 

Nach  Abschluß  des  Heilverfahrens  war  der  Zustand  des  rechten  Armes  dem 
völligen  Verluste  auf  etwa  5 — 6 Monate  beinahe  gleich  zu  achten,  da  E.  erst 
lernen  mußte,  den  teilweise  verstümmelten  Arm  in  seiner  gewerbliclien  Beschäftigung 
zu  verwenden.  Nach  Ablauf  dieser  Frist  kann  nach  ärztlichem  Ermessen  angenommen 
werden,  daß  sich  E.  einen  gewissen  Grad  von  Geschickliclikeit  erworben  hat. 

E.  drang  mit  seiner  Berufung  durch.  Hie  Rente  wurde  im  Jahre  1910  wegen 
eingetretener,  durch  Arbeitsleistung  nachgewiesener  Gewöhnung,  auf  SSVsVo  herab- 
gesetzt. 

Brüche  des  Oberarmes. 


Ab  Sprengung'  des  großen  Kuochenliöckers  (Tuberculum  niajiis)  am 

Oberarm.  Reute:  25®/o* 

Unfall;  11.  August  1911.  Fall  auf  die  Schulter. 

Untersuchungsbefund  (22.  Februar  1912). 

4(Jjähriger,  mittelgroßer  Mann  in  genügendem  Ernährungszustände,  der  zu- 
ei'st  den  rechten  Arm  beim  Entkleiden  ostentativ  schont,  ihn  aber  auf  Vorhalt 
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dann  in  roj?el rechter  Weise  niitbenntzt.  Beim  Ausziehen  der  Strümpfe  bückt  er 
sicli  und  zieht  den  rc^cliten  Strnnipf  mit  der  recliten  Hand  aus,  so  dab  bei  diesem 
Vorgang  der  recliti^  Arm  die  der  Elevation  zur  Horizontalen  bei  aufrechter  Körper- 
haltung entsprechende  Stellung  einnimmt. 

Die  rechte  Schultergegend  läßt  gegenüber  der  linken  einen  Unterschied  bei 
der  Betrachtung  insofeioi  erkennen,  als  die  Bartie  unter  dem  äußeren  Ende  des 
rechten  Schlüsselbeins  mehr  gewölbt  erscheint.  Die  rechte  Schultermuskulatur  ist 
leicht  abgemagert.  Die  die  rechte  Schulter  bildenden  Knochenteile  lassen  keine 
Veränderung  erkennen;  insbesondere  besteht  keine  sinnfällige  Abweichung  der 
straffen  Verbindung  zwischen  äußerem  Schlüsselbeinende  und  der  Schulterhöhe 
vom  normalen.  Der  Untersuchte  will  den  rechten  Oberarm  im  Schultergelenk 
nach  vorn  nur  bis  zur  Horizontalen,  seitlich  noch  nicht  soweit  erheben  können. 
Fremdtätig  lassen  sich  größere  Werte  auch  nicht  erzielen.  Beim  Seitwärtsheben 

Es 
Bei 
Be- 
die 
das 


des  rechten  Oberarmes  bewegt  sich  das  zugehörige  Schulterblatt  frühzeitig  mit. 
besteht  also  eine  Beschränkung  der  Beweglichkeit  im  rechten  Schultergelenk, 
den  ausführbaren  Bewegungen  treten  in  demselben  keine  Geräusche  auf.  Die 
wegungen  des  Oberarmes  im  rechten  Schultergelenk  sind  soweit  frei,  daß  B, 
rechte  Hand  ins  Genick  legen  und  hinten  unten  herum  mit  derselben 
Schulterblatt  der  anderen  Seite  erreichen  kann.  Bei  senkrecht  herabhängendem 
Arm  ist  die  Rollung  des  Oberarmes  nach  außen  und  innen  gehemmt.  Versucht 
man  den  senkrecht  hängenden  Arm  gegen  das  Schultergelenk  zu  drängen,  werden 
keine  Schmerzen  geklagt.  Die  lange  Bicepssehne  läßt  keine  krankhafte  Abweichung 
erkennen. 


Es  beträgt  der  Umfang 


des  Oberarmes: 

rechts 

links 

um 

den 

horizontalen  Deltamuskel 

. 33 

34 

um 

den 

hängenden  Delta  in  Achselhöhlenhölie  . 

. 291/4 

301 /o 

um 

den 

zweiköpfigen  Muskel  (Biceps)  .... 

. 29 

291 '4 

um 

den 

gespannten  zweiköpfigen  Muskel  . . . 

. 32 

33 

des  Unterarmes: 

an 

der 

dicksten  Stelle 

. 271/4 

271/0 

Es  besteht  also  ein  Untermaß  der  rechtsseitigen  Armmuskulatur,  das  er- 
heblich ins  Gewicht  fällt,  weil  der  rechte  Arm  naturgemäß  ein  Übermaß  von  1 
bis  lÜ2  haben  soll. 

Es  ist  dies  ein  Beweis,  daß  der  rechte  Arm  in  der  vergangenen  Zeit  ge- 
schont worden  ist. 


Begutachtung. 


Hiernach  besteht  als 


Folge 


des  Unfalles  vom 


12.  August  1911 


bei  dem 


Kläger: 

Eine  mechanische  Behinderung  im  rechten  Schultergelenk  mit  der  Wirkung, 
daß  der  Arm  nur  bis  zur  Horizontalen,  aber  nicht  zur  Senkrechten  erhoben  wer- 
den kann. 

Welche  Ursaclie  die  Behinderung  im  speziellen  hat,  kann  nicht  mit  Siclier- 
heit  gesagt  werden.  Wahrscheinlich  hat  es  sich  um  eine  Absprengung  des  Tuber- 
culum majus  am  rechten  Oberarmknoclieii  gehandelt,  die  in  dem  Röntgenbilde 
nicht  zutage  tritt,  was  aber  nicht  zwingend  dagegen  spricht.  Hat  keine  Knochen- 
verletzung Vorgelegen,  so  käme  mit  hoher  Wahrscheinlichkeit  in  Betracht,  daß 


Blutung 

geführt 


bei  der  Verletzung  eine 
zur  Verödung  desselben 

Diese  A'erletzungen  sind 
spricht  also  nicht  gegen  diese 
ersten  Befund  gering  nennen. 


einen  Schleimbeutel  hinein 


erfolgt 


ist,  die 


in 
liat. 

frischen  Fällen  sehr  schwer  zu  erkennen.  Es 
daß  die  erstbehandeluden  Arzte  den 


in 


Auffassung, 


Eine  Verletzung  an  der  recliten  Scliulter  ist  von 


Erwerbseiiibiiße  durch  Bruch  des  Oberarmes. 


1T)9 


I)r.  F.  gleich  iiacli  dem  Unfall  fostgestcllt.  Vor  dem  Unfall  sind  körperliche  (tO- 
bia'chen  an  B.  nicht  aufgefallen.  Die  heute  vorhandene  Behinderung  hätte  aber 
b('im  Brettertragen  auffallen  müssen,  wenn  sie  schon  damals  bestanden  hätte. 

Der  Kläger  ist  durch  Folgen  des  Unfalles  seit  dem  12.  November  1911  in 
seiner  Erwerbsfähigkeit  um  25%  lu'einträchtigt  gewesen  und  gegenwärtig  noch 
um  250/0  beeinträchtigt,  da  B.  bei  Arbeiten,  die  ein  Erheben  des  rechten  Armes 
über  die  Horizontale  erfordern,  behindert  ist. 

Dem  Kläger  wurde  eine  25o/oige  Rente  zugesprochen. 


Ungünstig  geheilter  Bruch  des  linken  Oberarmes  mit  unvollkommener 
Ausrenkung  desselben  im  Schultergelenk.  Rente:  40®/o  nach  in 

4 Jahren  eingetretener  Gewöhnung. 

Unfall;  22.  Mai  1904.  Bruch  des  linken  Oberarmes  durch  Sturz  vom  AVagen. 

Eigene  Angaben  des  Klägers. 

„Ich  habe  keine  Gewalt  im  linken  Arm;  ich  kann  vor  Schmerzen  im  linken 
Arm  nicht  arbeiten. 

Untersuchungsbefund  (13.  Juli  1908). 

Alter  Mann  von  73  Jahren,  in  mäßigem  Ernährungszustände,  von  schlaffer 
^Muskulatur,  der  die  linke  Hand  beim  Entkleiden  schont. 

Der  linke  Oberarmkopf  tritt  an  der  Vorderseite  der  Schulter  mehr  hervor 
als  der  rechte.  Von  der  Achselhöhle  aus  ist  man  imstande,  links  einen  Teil  der 
Gelenkfläclie  des  Schulterblattes  abzutasten,  was  rechts  unmöglich  ist.  Der  linke 
Oberarmkopf  hat  also  seine  Gelenkpfanne  in  der  Richtung  nach  vorn  etwa  zur 
Hälfte  verlassen  (Subluxation). 

Der  linke  Arm  kann  seitlich  bis  zur  Horizontalen  erhoben  werden,  das 
linke  Schulterblatt  geht  dabei  früher  mit,  als  dies  rechts  der  Fall  ist.  Fremd- 
tätig  kann  der  linke  Arm  noch  um  25^  über  die  Horizontale  erhoben  werden,  weiter 
aber  nicht,  da  der  Oberarmkopf  gegen  ein  mechanisches  Hindernis  stößt.  Der  linke 
Oberarm  zeigt  entsprechend  der  Ansatzstelle  des  Deltamuskels  einen  mit  starker 
Verstellung  der  Knochenenden  geheilten  Bruch.  Die  hierdurch  liervorgerufene 
Verkürzung  des  linken  Oberarmes  beträgt;  2 cm.  Der  rechte  Oberarm  mißt 
von  der  Schulterhöhe  bis  zum  äußeren  Oberarmknorren;  32  cm,  der  linke; 
30  cm.  Bei  Bewegungen  entstehen  im  linken  Schultergelenk  krachende  Geräusche. 

Es  beträgt  der  Umfang 

des  Oberarmes;  rechts  links 

um  den  hängenden  Delta  in  Achselhöhlenhöhe  . . 26  27i/o\) 

um  den  zweiköpfigen  Muskel  (Biceps) 23i/o  24i/o‘-i) 

des  Unterarmes; 

an  der  dicksten  Stelle 25  25 

Das  Nagelgelenk  des  linken  kleinen  Phngers  ist  versteift;  sämtliche  Finger 
— mit  Ausnahme  des  Daumens  — weichen  im  Grundgelenk  kleinfingerwärts  ab. 

Das  Nagelgelenk  des  4.  Fingers  ist  in  der  Beugung  behindert.  Der  4.  und 
5.  Finger  nimmt  am  F'austschluß  nicht  völlig  teil,  der  4.  bleibt  1/0  cm,  der  5.  4 cm 
von  der  Hohlhandfläche  entfernt,  der  2.  und  3.  Finger  erreicht  die  Hohlhandfläche. 
Der  Daumen  ist  frei  beweglich.  Daumen-  und  Kleinfingerballen  sind  nicht  abge- 
magert, wohl  aber  die  Muskeln  zwischen  3,  4 und  5 Mittelhandknochen.  Spreizen 


9 Folge  der  Verlagerung  des  Oberarmkopfes. 
9 Folge  der  Verstellung  der  Bruchstücke. 
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und  Moranfülin'u  der  liuk('ii  Fingen’  gedingt.  L)ie3  linke;  lleehlhand  zengt  ele3utliclie 
Arl)(dtsspui’e'n.  Fs  be'stcdit  kenne'  Nen’veidähinnng  am  linkem  Arni  oder  der  linken 
lliinel,  keine  (Tefühlssinns-  nnel  kenne;  Frniihrnngsstörnng,  lediglich  eine  leichte 
Schwäche  der  vom  Fllennerven  versorgte;!!  Muskeln.  Das  linke  Handgelenk  ist  frei. 


Hegntachtn  n g. 


Als  Unfallfolgen  bestellen!  also  liei  K. : 

1.  Fine;  ieihvense  erfolgte  Ausrenkung  des  linken  Ohei’armkopfes  nach  vorn  mit 
Heliindernng  eler  Frhehnngsfähigkent  des  linken  Armes  über  die  Horizontale. 

2.  Fin  mit  Yerstellnng  geheilter  Bruch  des  linken  Oberarmes  mit  Verkürzung 
desselben  lün  2 cm. 

3.  Fine  Behinderung  des  linken  kleinen  Finge!’s  in  höherem,  des  linken  4.  Fin- 
gers in  geringeren!  Grade  hinsichtlich  der  Beugefähigkeit. 


Seit  der  Untersuchung  an!  17.  Juli  1905  (bisherige  Rente  GOo/q)  ist  in  dem 
Zustande  d('s  Klägers  eine  wesentliche  Veränderung  und  infolgedessen  eine  Er- 
hob ung  der  Arbeitsfähigkeit  eingetreten. 


Die  Veränderung  besteht  in  folgendem: 

a)  Fine  Ijähmung  der  vom  Ellennerven  versorgten  Vluskeln  ist  nicht  mehr  vor- 
handen. 

h)  Es  ist  eine  Gewöhnung  an  den  Zustand  eingetreten,  wie  die  Beschaffenheit 
der  linken  Vorderarnünuskulatur,  die  denselben  Umfang  wie  die  rechte  hat, 
und  die  Arbeitsspuren  der  linken  Hohlhandtläche  beweisen. 

Der  Kläger  ist  infolge  des  Unfalles  vom  22.  Vlai  1904  in  der  Zeit  nach 
dem  31.  Dezember  1907  in  seiner  Erwerbsfähigkeit  nur  noch  um  40®  o beein- 
trächtigt gewesen  und  gegenwärtig  noch  um  40®/o  beeinträchtigt,  weil  Arbeiten, 
die  ein  Erheben  des  rechten  Armes  über  die  Horizontale  erfordern,  nicht  aus- 
führbar sind. 

Die  Schätzung  weicht  von  der  des  Herrn  Vorgutachters  ab,  weil  die  zum 
Teil  erfolgte  Ausrenkung  des  linken  Oberarmkopfes  nicht  in  gebührender  Weise 
berücksichtigt  war. 

Das  Gericht  schloß  sich  diesem  Gutachten  an. 


Bruch  des  rechten  Oberarmes.  Renten:  25®/o,  10®/o^  0%  nach 

2V2  Jahren. 

Unfall:  21.  Januar  1906.  Sturz  vom  Wagen. 

Eigene  Angaben  des  Verletzten. 

„Ich  kann  den  rechten  Arm  nicht  ordentlich  bewegen.  An!  Fuß  verspüre  ich 
nichts  mehr.  Ich  habe  manchmal  Ohrensausen.  Seit  1.  Mai  arbeite  ich  wieder  an 
meiner  alten  Stelle  zum  alten  Lohnsatz.“ 


Untersuchungsbefund  (26.  Januar  1907). 


Kräftiger,  junge!’  Mann  von  28.  Jahren.  Der  rechte  Oberarni knochen  zeigt 
etwa  liandbreit  unter  der  Schulterhöhe  eine  nicht  druckschnierzhafte  Verdickung 
und  eine  nach  vorn  konvexe  Verbiegung,  Der  rechte  Oberarm  ist  ca.  um  1 an 
verkürzt.  Er  mißt  von  der  Schulterhöh(;  bis  zum  äußeren  Knorren  28  cm,  gegen- 
über 29  cm  links.  Die  Verkürzung  bedingt  keine  Einbuße  an  Erwerbsfähigkeit. 

Sämtliche  Gehmke  der  rechten  oluu’en  Extremität  sind  frei  beweglich,  doch 
geschieht  das  Erheben  des  i’ecliten  Armes  zur  Vertikalen  nur  mit  sichtlicher  An- 
strengung. Die  feststellbare 


leichte  Abmagerung  des  rechten  Deltamuskels  läßt  es 


Erwerbseinbuße  tbirch  l'nfallfolgen  am  Elloiibogengeleiik. 


1(51 


auch  glaubliaft  ersclicinon,  dal?i  die  geiiaiiiit(‘  newogung 
von  statten  geht. 

Es  beträgt  der  Umfang 

des  Obei’armes: 

nm  den  horizontalen  Deltanuiskel 

nni  den  hängenden  Delta  in  Aclis('lliüblenbölie  . 

nm  den  zweiköpligen  Muskel  (Biceps)  . . . 

um  den  zweiköpfigen,  gespannten  Muskel  . . . 

des  Unterarmes: 

an  der  dicksten  Stelle 

in  der  Mitte 


nur  unter  Schwierigkeiten 


rechts 

links 

. 60 

81 

. 28 

27 

(( Jilhis) 
. 29 

28 

. 82 

80 

. 28  Vo 

28 

. 23^v'^ 

28 

Es  besteht  also  noch  ein  Unt(‘rmaß  d('s  rechten  Deltamuskels  gegenüber 
ehnn  linken.  Wenn  das  Umfangsmaß  um  den  rechten  hängenden  Deltamuskel  28  cm 
gegenüber  links  27  cm  beträgt,  so  ist  dieses  scheinbare  Übermaß  lediglich  dem 
Knochencallus  zuzuschreiben. 


Begutachtung. 

Seit  der  Untersuchung  vom  21.  Mai  1906  (Rente:  25%)  ist  in  dem  Zu- 
stande des  Klägers  eine  wesentliche  Veränderung  und  infolgedessen  eine  Erhöhung 
der  Arbeitsfähigkeit  eingetreten. 

Die  Veränderung  besteht  in  folgendem: 

Die  rechte  Armmuskulatur  hat  sich  gekräftigt,  ihr  früheres  Untermaß  ist 
beseitigt.  Es  verbleibt  nur  noch  ein  leichtes  Untermaß  der  rechten  Deltamusku- 
latiir.  Dieser  Umstand  macht  es  glaubhaft,  daß  das  Erheben  des  rechten  Armes 
zur  Senkrechten  noch  mit  Schwierigkeiten  verknüpft  ist  und  der  Arm  beim  Ar- 
beiten über  die  Horizontale  noch  leicht  ermüdet.  Der  Fall  ist  noch  relativ  frisch. 

F.  erscheint  demnach  in  der  Zeit  nach  dem  25.  Januar  1907  in  seiner  Er- 
werbsfähigkeit  noch  um  lO^/o  behindert. 

In  diesem  Sinne  entschied  das  Gericht.  Nach  weiteren  l^/o  Jahren  wurde 
die  Rente  völlig  aufgehoben,  weil  sämtliche  Unfallfolgen  geschwunden  waren. 


Erwerbseinbuße  durch  Unfallfolgen  am  Ellenbogengelenk. 

Allgemeines. 

Die  Dignität  einer  vollkommenen  Ellenbogengelenks  Versteifung  richtet 
sich  nach  der  Stellung,  die  dieses  Gelenk  einnimmt.  Die  rechtwinkelige  bei 
nach  oben  gerichteter  Handfläche  ist  die  günstigste.  Ausgiebigere  Ver- 
wendung des  Schultergelenkes  läßt  diese  Behinderung  weniger  fühlbar  wer- 
den. Die  Herabsetzung  der  Erwerbsfähigkeit  dürfte  im  allgemeinen  zwischen 
25^0  (links)  und  oBVsVo  (rechts)  liegen. 

Völlige  Versteifung  in  Strecksteilung,  die  den  Verletzten  zwingt,  den 
von  ihm  zu  bearbeitenden  Gegenstand  weit  von  sich  abzuhalten,  steigert 
die  Erwerbseinbuße  unter  Umständen  auf  40 — öO^o- 

Bei  mäßiger  Versteifung  werden  wir  von  diesen  Zahlen  ausgehen. 
In  dem  Maße,  in  dem  sich  die  Beugefähigkeit  dem  rechten  Winkel  nähert, 
wird  sich  der  Einschätzungsgrad  bis  auf  15“/o  verringern.  Läßt  sich  eine 
Beugung  zwischen  Ober-  und  Unterarm  bis  zu  einem  spitzen  Winkel  von 

Engel,  Beurteilung  von  Unfallfolgen. 
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ausfiihroii,  so  worden  wir  eine  Krworbseiiihuik*  überhaupt  nicht  mehr 
an  nehmen. 

Ein  Defizit  an  der  völligen  Streckung  bis  :-35o  macht  sich  bei  der 
praktischen  Arbeit  nicht  bemerkbar.  Deim  Heben  von  Lasten  pflegen  wir 
selbst  den  unverselirten  Arm  im  Ellenbogen  zu  krümmen.  Aufhebung  dei- 
Pi’o-  und  Supinationsfähigkeit  der  Hand  engt  ihren  Wirkungskreis  erheb- 
lich ein,  'weil  Dreh- und  schraubende  Bewegungen  eine  ungemein  häufig  er- 
forderte Arbeitsleistung  darstellen.  Diese  Behinderung  führt  eine  Bwenten- 
leistung  von  20--25o/o  herbei. 

Ein  Schlottergelenk  nach  Btesektion  des  Ellenbogengelenkes  bedingt 


rechts  eine  Erwerbseinbube  bis  zu  507o'  ^ii^ks  bis  zu  407o- 

Werden  die  anormalen  Exkursionen  durch  eine  geeignete  Prothese 
ausgeschaltet,  so  ist  nach  dem  Eintritt  von  Anpassung  und  Gewöhnung  eine 
Kürzung  der  Rente  um  15 — 20%  zulässig. 

Isolierte  i\.bsprengungen  eines  Oberarmknorrens  berechtigen  nicht 
zum  Bezug  einer  Dauerrente. 


Spezielles. 

Veraltete  Aiisreiikiiiig  des  rechten  Vorderarmes  nach  hinten. 

Rente:  60%. 

Unfall:  6.  Dezember  1902.  Sturz  von  einer  Leiter,  yerschlimmerung.  Bis- 
lierig-e  Rente:  50%. 

Eigene  Angaben  der  Klägerin. 

„Ich  kann  mit  dem  rechten  Arm  gar  nichts  mehr  machen.  Ich  habe  jetzt 
immer  Krampf  in  den  Fingern.“ 

Untersuchungsbefund  (13.  Xovember  1909). 

52jährige,  korpulente  Frau  von  gesundem  Aussehen.  Der  rechte  Vorderarm 
wird  vom  linken  gestützt;  wird  die  Unterstützung  fortgelassen,  so  sinkt  der  rechti‘ 
Vorderarm  herab  und  bildet  zum  Oberarm  einen  Winkel  von  125o.  Eine  weitert* 
Streckung  ist  auch  fremdtätig  nicht  möglich.  Bei  horizontal  gehaltenem  Oberarm 
gelingt  die  selbsttätige  Streckung  nur  bis  llO^;  bei  lierabhängendem  rechten  Arm 
gelingt  die  selbsttätige  Beugung  nur  bis  85®.  Selbsttätige  Drehbewegungen  sind 
nicht  möglich. 

Das  rechte  Ellenbogengelenk  ist  mißstaltet.  Die  beiden  Ellenbog(‘ngelenks- 
enden  der  Vorderarmknochen  sind  nach  außen  von  dem  Ellenbogengelenksendi* 
des  Oberarmes  verlagert,  das  sie  gabelförmig  umfassen.  Daher  ist  der  Umfang 
des  rechten  Vorderarmes  in  der  Nähe  des  Ellenbogengelenkes  um  3 cni  stärker 


als  links. 

Es  beträgt  der  Umfang 

des  Oberarmes:  rechts  links 

um  den  horizontalen  Deltamuskel 39  41 

um  den  hängenden  Delta  in  Achselliöhlenhöhe  . . 39'' o 39i 

um  den  zweiköpfigen  Muskel  (Bice])s) 38i/o  39^  0 

des  Unterarmes: 

an  der  dicksten  Stelle 36  33 


(Spreizstellung  der 
Unterarmknochen.) 
...  29 


in  der  Mitte 


30 


Erwerhseiiibuße  durch  Versteifung  des  Pdleiihogengelenkes. 
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Es  l)ostdit  also  ein  Unternuiß  der  reclitssoitigeii  Arminuskulatiir,  das  er- 
lieblicdi  ins  Gewicht  fällt,  weil  der  rechte  Arm  naturgemäß  ein  Übermaß  von  1 
bis  l^/o  cm  haben  soll. 

Es  ist  di(‘s  ein  lleweis,  daß  der  rechte  Arm  in  der  vergangenen  Zeit*  nicht 
gebraucht  worden  ist. 

Die  Längsachse  des  Oberarmes  trifft  nicht  das  hintere'  Ende  des  Vorder- 
a.rmes.  Die  Oberarmknorren  finden  sich  in  abnormer  Entfernung  von  dem  Olecranon. 

Hiernach  ist  seit  der  Untersuchung  vom  9.  April  1904  (Rente:  50Vo) 
dem  Zustand  der  Verletzten  eine  wesentliche  Veränderung  cingetreten. 

Die  Veränderung  besteht  in  folgendem: 

a)  Die  Rrauchbarkeit  des  Ellenbogengelenkes,  die  damals  wenig,  also  doch  etwas 
gebessert  war,  ist  jetzt  für  praktische  Zwecke  völlig  aufgehoben. 
h)  Es  ist  eine  Muskelabmagerung  des  rechten  Armes  eingetreten.  Während 
früher  (18.  November  1903)  handbreit  über  dem  Ellenbogengelenk  beide  Arme 
denselben  Umfang  aufwiesen,  besteht  heute  rechts  ein  Untermaß  von  1 cm. 
Ein  gleiches  Untermaß  von  1 cm  besteht  heute  in  der  Mitte  des  rechten 
Vorderarmes,  während  er  damals  sogar  ein  Übermaß  von  1 cm  aufwies. 
cj  Der  Arm  ist  in  dem  jetzigen  Zustande  zu  lohnbringender  Arbeit  nicht  zu 
verwenden,  es  können  höchstens  — bei  geeigneter  Lagerung  des  Vorderarmes 
auf  dem  Tische  — geringe  Arbeiten,  wie  Auslesen  kleinerer  Gegenstände  usf. 
ausgeführt  werden.  Durch  die  oben  näher  ausgeführten  Veränderungen  ist 
eine  weitere  Minderung  der  Erwerbsfähigkeit  eingetreten. 

Die  Verletzte  ist  infolge  des  Unfalles  vom  6.  Dezember  1902  in  der  Zeit 
nach  dem  28.  September  1909  in  ihrer  Erwerbsfähigkeit  um  ßO^/o  beeinträchtigt 
gewesen  und  gegenwärtig  noch  um  ßO^/o  beeinträchtigt,  da  der  Zustand  des  rechten 
Armes  dem  völligen  Verlust  desselben  fast  gleich  zu  achten  ist. 

Der  Frau  wurde  die  erhöhte  Rente  von  allen  Instanzen  zugesprochen. 


Versteifung'  im  aiisgelösteii  linken  Ellenbogengelenk.  37jähriger 

Schlosser.  Rente:  45®/o* 

Unfall:  2.  Januar  1909.  Eindringen  eines  Eisensplitters  in  die  Umgebung 
des  linken  Ellenbogengelenkes.  Vereiterung  desselben.  Resektion. 

Eigene  Angaben  des  Klägers. 

„Die  Muskulatur  — namentlich  des  linken  Armes  — ist  noch  schwach.  Die 
Hewegungsfähigkeit  des  linken  Ellenbogens  ist  gering,  die  Schmerzen  sind  stark 
und  ziehen  sich  bis  in  die  Achselhöhle.  Ich  liabe  keine  Tätigkeit.“ 

Untersuchungsbefund  (14.  (Jktober  1909). 

37jähriger,  mittelgroßer  Mann  in  genügendem  Ernährungszustände.  Lunge 
und  Herz  sind  ohne  erkennbare  Abweichung. 

Die  linke  Ellenbogengelenksgegend  ist  mißstaltet;  an  ihrer  äußeren  Seite  ist 
sie  Sitz  zweier  senkrecht  verlaufender,  spitzwinklig  sich  oben  vereinigender  Narben 
von  je  12 — 14  cm  liänge.  ln  ihrem  oberen  Teile  sind  dieselben  auf  der  Unterlage 
frei  verschieblich,  in  ihrem  unteren  nicht.  Auf  der  Innenseite  des  Oberarmes  be- 
finden sich  noch  mehrei'e  Narben,  die  der  Längsrichtung  der  Extremität  folgen 
und  stellenweise  mit  der  Unterlage  verwachsen  sind. 

Hei  der  Retrachtung  und  Betastung  von  der  Seite  läßt  sich  feststellen,  daß 
der  seines  unteren  Gelenkendes  beraubte  Oberarmknochen  nach  außen  und  vorn 
abweicht;  dementsprechend  weichen  die  oberen  Enden  der  ihrer  Gelenktiächen 
('ntkleideten  Vorderarmknochen  nach  innen  und  hinten  ab.  Ober-  und  Unterarm 
stehen  in  einem  Winkel  von  125®  zueinander,  eine  weitere  Streckung  ist  nicht 
möglich,  die  Beugung  gelingt  fremdtätig  bis  107o,  selbsttätig  nur  bis  HO».  Der 
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linke  Unt(n-ann  steht  in  Mittelstellung.  Die  Handtliicho  kann  etwa  ein  Drittel  aus 
dieser  Stellung  aufwärts  gedreht  wcu'den,  eine  Aljwärtsdreliung  ist  nur  in  ganz 
geringem  Grade  möglich.  Beugung  und  Üherstreckung  der  recht(?n  Hand  sind  im 
E-\trem  behindert.  Beim  Faustschluh  bleiben  die  Fingerkuppen  der  linken  Hand 
ca.  1/2 — 1 cm  von  der  Holilhandtläclie  entfernt.  Die  grobe  Kraft  der  linken  Hand 
ist  ganz  gering.  Der  linke  Oberarm  weist  eine  Verkürzung  von  ungefähr  7 cm  auf. 

Es  beträgt  der  Umfang 


des  Oberarmes: 

rechts 

links 

um 

den 

horizontalen  Deltamuskel 

33^  /o 

31 

um 

den 

hängenden  Delta  in  Achselhöhlenhöhe  . 

. 31 

27 

um 

den 

zweiköpfigen  Muskel  (Biceps)  .... 

• 291/4 

24 

des  Unterarmes: 

an 

der 

dicksten  Stelle 

. 271/4 

243/, 

Es  besteht  also  ein  Untermaß  der  linksseitigen  Armmuskulatur  bis  za  4 cm, 
das  erheblich  ins  Gewicht  fällt,  weil  der  rechte  Arm  naturgemäß  nur  ein  Ül)er- 
maß  von  1 — li/o  cm  haben  soll.  Es  ist  dies  ein  Beweis,  daß  der  linke  Arm  in 
der  vergangenen  Zeit  zu  Arbeitsverrichtungen  nicht  hat  verwendet  werden  können. 

Der  Verletzte  vermag  die  linke  Hand  weder  in  das  Genick  zu  legen,  noch 
an  seine  Stirn  zu  führen. 

Entzündungserscheinungen  finden  sich  in  der  linken  Ellenbogengelenks- 
gegend nicht  mehr. 

Begutachtun  g. 

Hiernach  besteht  eine  fast  völlige  Versteifung  in  dem  neugebildeten  linken 
Ellenbogengelenk  in  stumpfwinkliger  Stellung  von  125«  Bewegungen  im  Sinne 
von  Beugung  und  Streckung  sind  nur 'für  einen  Spielraum  von  15o  möglich,  die 
Drehung  des  Vorderarmes  um  die  Längsachse  aus  seiner  Mittelstellung  ist  nur 
in  geringem  Grade  möglich.  Der  Faustschluß  ist  nicht  völlig  möglich. 

Demnach  ist  der  linke  Arm  für  Arbeiten  unbrauchbar,  er  kann  höchstens 
zur  Unterstützung  des  rechten  herangezogen  werden. 

Die  hierdurch  gesetzte  Erwerbseinbuße  ist  auf  45%  schätzen.  Hierbei 
wird  von  der  Erwägung  ausgegangen,  daß  für  den  völligen  Verlust  des  linken 
Armes  eine  Rente  von  60%  gewährt  zu  werden  pflegt,  daß  der  Verletzte  aber 
nicht  so  schwer  an  den  Unfallfolgen  zu  tragen  hat,  wie  ein  Amputierter,  da  die 
linke  Hand  die  rechte  noch  bei  Arbeiten  zu  unterstützen  vermag. 

Dieser  Schätzung  schlossen  sich  die  Instanzen  an. 


Yersteifung  des  rechten  Elleiibogeiigeleiikes.  Reuten:  66V3V0?  0- 

Vorgeschichte. 

D.  erlitt  am  10.  August  1905  durch  Betilebsunfall  eine  Verletzung  des 
rechten  Ellenbogens.  Dr.  C.  sandte  ihn  deswegen  zur  chirurgischen  Universitäts- 
klinik, wo  seines  Wissens  durch  Röntgenaufnahme  das  Bestehen  eines  alten  Bruches 
festgestellt  sein  soll.  Diese  Annahme  ist  irrig,  wie  aus  dem  anliegenden  Briefe 
des  Dr.  Sch.  hervorgeht.  Danach  war  D.  im  August  1905  in  der  chirurgischen 
Poliklinik  wegen  frischen  Bruches  des  Speichenköpfchens  mit  einem  Gipsverband 
behandelt  worden.  Erst  im  Oktober  stellte  sich  D.  wieder  in  der  Klinik  vor:  der 
Zustand  des  rechten  Ellenbogens  ließ  nicht  erkennen,  ob  eine  Ausrenkung  oder 
(‘in  Bruch  des  Speichenköpfchens  Vorgelegen  hatte.  Es  wurde  zur  Operation  ge- 
raten, die  aus  äußeren  Gründen  erst  am  5.  Januar  1906  vorgenommen  werden 
konnte.  Bei  der  Operation  zeigte  sich  dann,  daß  das  Speichenköpfchen  (derjenige 
Teil,  mit  dem  die  Speiche  im  Ellenbogengelenk  mit  dem  Oberarm  zusammenstößt) 


EnverbseiiibiiBe  durch  Versteifung  des  Elleiihogengeleiikes. 
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in  Form  eines  T gc'broelnm  war.  Es  wurde  reseziert.  Nacli  JJekundung  des  I)r.  Scli. 
sind  die  seinerzeit  anfgenoinnu'nen  llüntgenl)ilder  nicht  eindeutig,  sie  könn<m 
also  füi‘  einen  Beweis  nacli  der  einen  oder  der  anderen  Richtung  nicht  herangiv 
zogen  werden,  liier  sei  ('ingefügt,  dah  nach  chirurgischein  Sprachgebrauch  ein 
Bruch  ini  allgeineiiK'n  nur  in  der  ersten  /eit  als  frischer  Bruch  bezeichnet  wird.  Nach 
cS  AVochen  pHegt  man  schon  von  einem  alten  Bruch  zu  sprechen.  Wenn  mithin 
am  14.  November  1905  bei  1).  von  einem  alten  Bruch  die  Rede  war,  so  ist  damit 
nicht  gesagt,  daß  der  Bruch  vor  dem  10.  August  1905,  etwa  im  Jahre  1900  bei 
dem  ('rsteii  Unfall  eingetreten  sein  müsse.  Ein  im  August  1905  entstandener  Bruch 
war  nach  dem  Sprachgc'brauch  im  Oktober  bzw.  November  1905  als  alter  Bruch  an- 
zusprechen. Für  den  vorliegenden  Fall  kommt  es  in  erster  Reihe  darauf  an,  fest- 
zustellen, ob  (h'r  Speichenkopfbruch  hii  Jahre  1900  oder  im  Jahre  1905  (August) 
('ing(‘treten  ist. 

Für  eiiK'  Verletzung  im  Jahre  1900  spricht  eig('iitlich  nur  die  eigene  Er- 
zählung des  1).,  daß  damals  der  ganze  Körper  und  auch  der  rechte  Arm  ge- 
schädigt worden  sei.  (Tegeii  die  Annahme,  daß  die  damalige  Verletzung  eine 
schwei'e  gewesen  sei,  spricht  der  Umstand,  daß  ein  Rentenfestsetzungsverfahren 
überhaupt  nicht  stattgefunden  hat,  obwohl  der  Unfall  der  zuständigen  Berufs- 
genossenschaft gemeldet  war.  Zweifellos  hätte  1).  bei  ernsterer  Verletzung  mit 
nachfolgender  Erwerbseinbuße,  wie  sic  bei  Brüchen  am  Ellenbogen  erwartet 
werden  muß,  auf  Gewährung  einer  Rente  bestanden.  BVrner  spricht  dagegen  die 
Tatsache,  daß  I).  in  der  B''olgezeit  schwere  Arbeit  verrichten  konnte.  Er  ver- 
unglückte 1905  beim  Tragen  einer  Zentnerlast. 

BTir  eine  erhebliche  Verletzung  am  10.  August  1905  spricht; 

1.  Die  Aussage  der  Zeugen,  daß  1).  nach  seinem  Unfall  am  10.  August  1905  so- 
fort die  Arbeit  aussetzen  mußte. 

2.  Der  von  Dr.  C.  mitgeteilte  Befund. 

3.  Die  Tatsache,  daß  dem  D.  in  der  chirurgischen  Klinik  ein  Gipsverband  am 
rechten  Arm  angelegt  wurde.  Unmöglich  würde  hier  bei  der  Annahme  einer 
bloßen  Kontusion  am  Ellenbogen  zum  Gipsverband  geschritten  worden  sein. 

Bei  dieser  Auffassung,  die  durch  die  Ausführung  des  Dr.  Sch.  eine  einwands- 
freie Bestätigung  findet,  ergibt  sich  nur  die  Deutung,  daß  die  Verletzung  vom 
10.  August  1905  die  Veranlassung  zu  der  am  5.  Januar  1906  vorgenommenen 
Operation  wurde. 

Der  heutige  Zustand  des  verletzten  Armes  des  Klägers  ist  mithin  eine 
mittelbare  Folge  des  Unfalles  vom  10.  August  1905. 

Biigene  Angaben  des  Verletzten. 

..Ich  kann  meinen  Arm  nicht  gebrauchen.“ 

Untersuchungsbefund  (2.  BTbruar  1906). 

^Mittelgroßer  Mann  von  mittlerem  Ernährungszustände.  Der  rechte  Arm  ist 
init  einer  Binde  umwickelt.  Nach  deren  Abnahme  zeigt  sich,  daß  der  rechte  Arm 
im  BJlenbogen  stumpfwinklig  gehalten  wird.  Die  gesamte  Pdlenbogengelenksgegeud, 
naimnitlich  aber  an  der  hinteren  Seite  des  Vorderarmes  ist  auffällig  verdickt, 
die  Konturen  sind  verschwommen.  Der  gesamte:  rechte  Unterarm  ist  bis  zur  Hand 
geschwollen.  An  der  daumenwärts  belegenen  Seite  des  rechti'ii  \"orderarmes  zeigt 
sich  in  (h'r  Nähe  des  BJlenbogengc'lenkcs  eine  10  cm  lange,  junge,  gut  geheilte, 
genähte  Operationsnaiäu',  die  mit  der  Unterlage  nicht  verwaciis('ii  ist.  Druck  auf 
dies(‘  Stelle  ist  schmerzhaft. 

Die  Streckung  des  linken  Ellenbogens  grJingt  bis  180*^,  die  des  rechten  nur 
bis  1500,  es  besteht  also  ein  Defizit  von  80o. 

Die  Beugung  des  linken  IGleidjogens  gelingt  bis  50»,  die  des  rechten  nur 
bis  900.  bestc'ht  also  ein  Defizit  von  40o. 
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Der  rechte  Vorderarm  stellt  in  Mittelstellung,  die  HandHäclie  steht  also 
senkrecht.  Aus  dieser  Stellung  kann  der  Vorderarm  nicht  bewegt  werden. 

Die  Verhältnisse  der  das  Ellenhogengelenk  zusammensetzenden  Knochen  zu 
einander  sind  wegen  der  vorhandenen  Weichteilschwellung  durch  Ahtasten  nicht 
testzustellen.  Der  Oherarm  kann  bis  zur  Horizontalen  erhoben  werden. 


Es  beträgt  der  Umfang 

des  Oberarmes; 

um  den  horizontalen  Deltamuskel 

um  den  hängenden  Delta  in  Achselhöhlenhölie  . 
um  den  zweiköptigen  Muskel  (Hiceps)  . . . . 

des  Unterarmes: 

an  der  dicksten  Stelle 

in  der  Mitte 

handbreit  über  dem  Handgelenk 


rechts 

links 

30 

32 

29 

3Ö 

25  Vo 

28 

30 

27 

24 

24 

20 

21 

Degutachtung. 

Als  erwerbsbeschränkende  Folgen  hat  der  Unfall  vom  10.  August  1905  bei 
dem  Kläger  hinterlassen; 

1.  Verlust  des  rechten  Speichenköpfchens. 

2.  Durch  Operation  bedingte  Narbe  und  Schwellung  am  rechten  Ellenbogen- 
gelenk und  rechten  Unterarm. 

3.  Erhebliche  Versteifung  des  rechten  Ellenbogengelenkes,  das  bei  Beugung  und 
Streckung  ein  Detizit  von  70^  gegenüber  dem  linken  aufweist. 

4.  Ein  Untermaß  des  rechten  Oberarmes  von  1 — 2i/o  cm. 

D.  ist  daher  seit  dem  10.  November  1905  und  gegenwärtig  in  seiner  Arbeits- 
fähigkeit um  lOOo/o  beeinträchtigt.  Derselbe  ist  auch  noch  ärztlicher  Behandlung 
dringend  bedürftig.  Das  Heilverfahren  ist  noch  nicht  beendet. 

Da  der  Zustand,  der  die  Operation  bedingte,  am  10.  November  zweifellos 
bestanden  hat,  mit  diesem  Zustande  aber  ein  Arbeiten,  ohne  eine  wesentliche  Ver- 
schlimmung  herbeizuführen,  nicht  möglich  war,  da  das  Heilverfahren  noch  nicht 
abgeschlossen  war,  so  ist  auch  an  diesem  zurückliegenden  Tage  das  Bestehen  der 
völligen  Erwerbsunfähigkeit  anzunehmen. 

Das  Gericht  entschied  dementsprechend. 

Nach  ^/4  Jahr  wurde  die  Beute  auf  50,  nach  zwei  Jahren  auf  35‘>/o  herab- 
gesetzt. 


Versteifung*  des  linken  Ellenbogeugelenkes.  Lälimnug  des  rechten 

Ellennerven.  Rente:  (»OVs^/o* 

Unfall:  3.  März  1910.  Sturz  von  einem  in  Fahrt  betindlichen  Straßenbahn- 
wagen. Partielle  Resektion  des  linken  Ellenbogengelenkes.  Prämie.  Venenthrombose 
des  linken  B(dnes. 

Eigene  Angaben  des  Klägers. 

„Wenn  der  linke  Arm  geruht  hat,  kann  ich  ihn  gut  biegen,  wenn  ich  eim‘ 
Zeitlang  gearbeitet  habe,  kann  ich  ihn  nicht  mehr  bewi'gen.  Ich  habe  furchtbares 
Reißen  darin. 

Das  rechte  Knie  schwillt  noch  an,  ich  kann  manchmal  nicht  laufen,  es  wird 
ganz  steif,  ich  bekomme  den  Krampf  darin.  Die  rechte  Hand  ist  noch  kraftlos. 

AVeiter  habe  ich  keine  Beschwerden. 

Am  19.  September  1910  versuchte  ich  die  Arlunt  wieder  aufzunehmeu.  Es 
ging  alx'r  nur  bis  zum  15.  November,  weil  ich  nicht  genug  laufen  konnte;  icii 


Krwevbseinbußc  durch  Unfallfolgen  am  Elleiibogejigelenk. 
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l)(‘kam  pro  Woche'  mir  cS  M Lohn.  Vom  15.  NovcmlH.'r 
habe  ich  nicht  gcarlH'itot.  Soiteh'in  arbeite  ich  bei  H.  als  I 
noch  nicht  festgesetzten  Lohn  von  vi'nmitlich  cS  M.“ 


bis  ziini  25.  November 
anfbnrsclu^  (hnen 


llntersiichungsbefnml  (1.  De'ze'inlxn’  1910). 

20jähriger,  mittelgroßer,  schlanki'r,  gesund  aussehemh'r  Mann  in  gmiügendem 
Krnährungszustande. 

Heim  Ausziehen  des  Henuh's  muß  ihm  geholfen  werden. 

Die  linke  Ellenbogengelenksgegemd  ist  mißstaltct.  Der  linke  Oberarm  ist 
in  seinem  unteren  Teib^  verdickt.  l)er  linke  innere  Olx'rarmknorren  ist  dem  Ge- 
fühl nach  nicht  deutlich  zu  identitizieri'u.  Der  Hakenfortsatz  der  linken  Elle  ist 
verdickt.  Die  Muskelwülste  der  linkmi  Ellenbogenbeuge  weichen  in  ihrer  Zeichnung 
von  der  der  rechten  ab;  es  hat  ('ine  Umlag('rung  (h'r  Muskulatur  stattgefunden. 

Dei  seitlich  horizontal  gehaltx'iiem  Oberarm  kann  das  neugebildetc'  Ellen- 
bogengelenk nur  bis  130®  gestreckt  wc'rden;  bei  lu'rabhängendem  Oberarm  kann 
es  nur  bis  80®  gebeugt  werden,  und  zwar  nur  mit  Anstrengung.  (Rechts  betragen 
die  AVerte:  180®,  bzw.  33®.)  Im  linki'ii  neugebildeten  Ellenbogengelenk  treten 
dabei  reibende  Geräusche  auf.  Der  linke'  Unterarm  st(,'ht  herabhängend  gegen  den 
linken  Oberarm  bei  der  Ruhigstellung  im  Sinne  einer  Innendrehung.  Rei  recht- 
winkliger Beugung  im  neugebildeten  linken  Ellenbogengelenk  steht  der  linke 
Vorderarm  in  Mittelstellung,  die  Ilohlhandtläche  kann  nur  um  ein  geringes  nach  oben 
oder  abwärts  gedreht  werden.  Am  linken  Vorderarm  innen  zeigt  sich  eine  20  cm 
lange,  breite,  widerstandsfähige,  mit  der  Unterlage  stellenweise  verwachsene  Narbe, 
die  zum  Teil  noch  leicht  schilfert. 

Am  linken  Oberarm  und  Unterarm  linden  sich  außerdem  7 widerstands- 
fähige reaktionslose  Narben.  Beim  Versuch  des  Faustschlusses  bleiben  die  beiden 
letzten  linken  Finger  etwa  je  3 cm  von  d('r  Hohlliandfläche  entfernt.  Fremdtätig 
erreichen  sie  die  Hohlliandfläche. 

Die  rechte  Hand  steht  in  sogenannter  Krallenstellung.  Die  Grundglieder  sind 
überstreckt,  die  Mittel-  und  Endglieder  stehen  in  Beugestellung.  Die  rechte  Hand 
kann  nicht  kräftig  gebeugt  und  nicht  nach  der  Kleinlingerseite  abgelenkt  werden. 

Der  Kleinfingerballen  ist  stark  abgemagert,  ebenso  sind  die  Zwischenräume 
zwischen  den  Zwischeuhandknochen  sehr  vertieft.  Die  nach  Möglichkeit  gestreckten 
Finger  können  nicht  zusammengebracht  werden,  sie  stehen  in  leichter  Spreiz- 
stellung, können  aber  auch  nicht  weiter  gespreizt  werden. 

Die  Beugung  der  letzten  3 Finger  ist  gestört. 

Der  rechte  I)aumenmuskelballen  ist  fast  völlig  geschwunden,  auch  fehlt  die 
^Muskulatur  zwischen  den  Zwischenhandknochen  des  rechten  Daumens  und  des 
rechten  Zeigefingers. 

Der  Händedruck  ist  beiderseits  stark  herabgesetzt. 

Es  beträgt  der  Umfang 

des  Oberarmes: 

um  den  hängenden  Delta  in  Achselhöhlenhöhe  . 

um  den  zweiköpfigen  Muskel  (Bic('ps)  .... 
des  Unterarmes: 

an  der  dicksten  Stelle 27 


rechts 

30 

283,A 


links 

26i/o 

243/, 


25 


Es  besteht  also  ein  Untermaß  der  linksseitigen  Armmuskulatur  bis  zu 
4 cm,  das  erheblich  ins  Gewicht  fällt,  weil  der  linke  Arm  naturgemäß  nur  ein 
Untermaß  von  1 — IV2  cm  haben  soll.  Es  ist  dies  ein  Beweis,  daß  der  linke  Arm 
in  der  vergangenen  Zeit,  anscheinend  infolge  von  Schmerzen  im  Ellenbogen,  g(>- 
schont  worden  ist. 

Der  rechte  Arm  mißt  von  dei-  Schultei-hölu^  bis  zum  äußc'ren  Olx'rarm- 
knorren  34,  d('r  linke  31  c;n. 


II.  Teil.  2.  Abschnitt. 


Das  rechte  Dein  ist  vcndickt.  Der  Obei-scIienkelumfan^(  IxTrägt  in  der  (d*- 
säßfalte  reclits  5.5,  links  53,  in  der  Mitte  rechts  53'5,  links  505.  Di(^  Waden 
messen  reclits  41‘5,  links  37'25.  Jm  inneren  Teile  dei-  rechten  Wade  sind  ein- 
zelne verdickte  Stränge  zu  fühlen,  die  schmerzhaft  sind.  Das  Endglied  des  rechtem 
Mittelfingers  fehlt  infolge  eines  früheren  Unfalles. 


Degutach  tung. 

Dei  dem  Kläger  bestcdien  als  Unfallfolgen; 

Operative  Veränderungen  des  linken  Ellenbogengelenkes,  Dildung  eines  neuen 
Ellenbogengelenkes  mit  verminderter  Dewegliclikeit  für  Ueugung  und  Streckung 
sowie  für  Drehung  des  Vorderarmes  um  seine  Längsachse,  Verkürzung  des  linken 
Oberarmes,  Abmagerung  der  linken  Armmuskulatur,  Unfähigkeit  des  selbsttätigem 
Faustschlusses  für  den  4.  und  5.  linken  Finger. 

Schwäche  des  linken  Armes.  Glaubhafte  Schmerzhaftigkeit  bei  Dewegungen 
in  dem  neugebildeten,  noch  knirschenden  linken  Ellenbogengelenk. 

Hierdurch  ist  die  Gebrauchsfälligkeit  des  linken  Armes  mindestens  auf  die 
Hälfte  seines  auf  ßO^/o  bewerteten  völligen  5'erlustes,  also  mindestens  auf  30®/o 
verringert. 

Ferner  besteht: 


Eine  deutliche  Lähmung  des  rechten  Ellennerven.  Hierdurch  wird  eine  er- 
hebliche Schwäche  und  Ungeschicklichkeit  der  rechten  Hand  bedingt.  Der  Zu- 
sammenhang mit  dem  Unfälle  ist  dadurch  gegeben,  daß  J.  im  Krankenhause  an  Eiter- 
tieber  erkrankte  und  dadurch  vermutlich  eine  toxische  Lähmung  des  Nerven 
verursacht  wurde.  Die  hierdurch  bedingte  Erwerbseinbuße  schätze  ich  auf  30%. 

Eine  Verdickung  des  rechten  Deines,  namentlich  des  Unterschenkels  infolge 
einer  überstandenen  Thrombose  (Blutgerinnung  in  einer  Blutader).  Die  hierdureh 
bedingte  ErAverbseinbuße  ist  auf  etwa  10%)  einzuschätzen. 

Betrachtet  man  die  Eimvirkung  der  Gesamtschädigung  auf  die  Erwerbs- 
fälligkeit des  .T.,  so  ergibt  sich,  daß  derselbe  mit  seinen  kraftlosen  Händen  schwere 
und  mittelschwere  Arbeit  überhaupt  nicht  verrichten  kann,  daß  ihn  der  Zustand 
seines  linken  Beines  an  dauerndem  Stehen  und  Gehen,  also  auch  an  der  Ausführung 
von  Botengängen  behindert.  Demzufolge  ist  vom  ärztlichen  Standpunkt  aus  die 
bei  dem  Kläger  durch  seine  Leiden  in  der  Zeit  nach  dem  1.  Oktober  1910  und 
gegenwärtig  vorhandene  Erwerbseinbuße  insgesamt  auf  ßßVsVo  einzuschätzen. 

Von  der  Sdiätzung  des  Herrn  Vorgutacliters  (50%)  weiche  ich  ab,  weil 
seit  seiner  Untersuchung  vom  13.  September  1910  anscheinend  wieder  eine  Ver- 
schlimmerung im  Zustande  des  Verletzten  eingetreten  ist. 

Dr.  I.  sagt,  daß  am  rechten  Arm  alle  Gelenke  beweglicli  geworden,  die 
LähmuDgserscheinungen  geschwunden  sind,  nur  der  Daumen  könnte  noch  nicht  in 
vollem  Umfang  gebraucht  werden. 

Dieser  damalige  relativ  günstige  Zustand  der  rechten  Hand,  bei  der  dm- 
Bentenvorschlag  von  50%  zweifellos  angemessen  erscheint,  ist  durch  die  fort- 
gesetzte m(?chanische  und  elektrische  Behandlung  erzielt  worden.  Nach  Aufhörtm 


derselben  hat  er  sich  wieder  verschlechtert. 

Im  Interesse  des  Verletzten  ist  eine  Fortsetzung  der 
handlung  in  seiner  arbeitsfreien  Zeit  zu  Avünsclien,  um  einer 


elektrischen  Di'- 
Verschlimmeruiig 


vorzubeugen. 

Dem  Bentenvorsciilage  wurde  gerichtsseitig 


beigetreteu. 


KeugebeliindeiTiiig’  des  reiditeii  Elleiibogeiigeleiikes.  Bruch  beider 

Speichen.  Renten:  6673%,  50^0?  35Vo* 


Unfall:  13.  März  1908.  Sturz  vom  Dach 


eines  (‘instöckigen 


Hauses.  3ßjährig('r 


Dachdecker. 


Erwerbsciiibuße  durch  Unfallfolgeii  am  Ellenbogeiigelcnk. 
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Ei  ge  110  All  gab  011  dos  Voiiotztoii. 

„Ich  liabo  immor  viel  Sclimc'rzon  in  den  Armen,  die  bokoninion  (dn  sclilafondos 
(h'fülil,  wenn  ich  etwas  maclio.“ 

Untorsncliungsbefiind  (15.  F'obruar  1909). 

Mitti'lgroßor  36jälirig(‘r  Mann  in  gimügondem  Ernälirnngszustande,  dessen 
Ih'wegungen  beim  An-  und  Auskloiden  eine  neliinderung  nur  insofern  ei-kennen 
lassi'ii,  als  die  roclito  Hand  gescliont  wird. 

Das  reclite  Ellenbogengelenk  ist  mißstaltet.  Das  Köpfchen  der  Speiche  ist 
nacli  außen  abgewichen,  man  kann  seine  (xelenktläclie  (leutlich  abtasten.  Der 
innen'  Oberarmknorren  ist  verdickt. 

Das  reclite  Ellenbogeiigi'lenk  kann  fast  bis  180°  gc'streckt  werden,  während 
das  linke  üla'rstreckt  werden  kann.  Das  rechte  Ellenbogengelenk  kann  von  180°  nur 
bis  1120  g('beugt  werden , während  dies  links  bis  30o  möglich  ist.  Bei  Bewegungen 
im  ri'chten  l^llenbogengelenk  treten  knirschende  Geräusche  auf. 

Die  rechti^  Ilohlhandtläche  kann  nicht  nach  aufwärts  gedreht  werden,  di(^ 
Hand  nimmt  die  sogenannte  Mittelstellung  ein. 

Die  ri'chte  Hand  ist  gegen  ihren  Vorderarm  nach  daumenwärts  verschoben, 
das  untere  Ende  der  Speiche  ist  verdickt. 

Ebenso  ist  der  linke  Speiclienknochen  am  unteren  Ende  verdickt.  Die  B(‘- 
weglichkeit  im  rechten  Handgelenk  ist  etwas,  im  linken  erheblich  behindert. 

p]s  beträgt  d('r  Umfang 


des  Oberarmes : 

rechts 

links 

um 

den 

horizontalen  Deltamuskel 

. 32 

33 

um 

den 

hängenden  Delta  in  Achselhöhlenhöhe  . 

. 27Vo 

27 

um 

den 

zweiköpfigen  Vluskel  (Biceps)  .... 

• 26V‘. 

28V‘. 

des  Unterarmes: 

an 

der 

dicksten  Stelle 

. 27 

27 

Es  besteht  also  ein  Untermaß  der  rechtseitigen  Oberarmmuskulatur,  das 
('rheblich  ins  Gewicht  fällt,  weil  der  rechte  Arm  naturgemäß  ein  Übermaß  von 
1 — l^/o  cm  haben  soll. 

Es  ist  dies  ein  Beweis,  daß  der  rechte  Arm  in  der  vergangenen  Zeit  g('- 
schont  worden  ist. 

Begutachtung. 

Hiernach  linden  sich  bei  T.  nur  noch  die  bereits  in  dem  früheren  Gut- 
achten beschriebenen  Folgen  der  A^erletzung  am  rechten  Ellenbogengelenk  und  an 
beiden  Handgelenken. 

Gegenüber  dem  Befunde  des  Dr.  E.  vom  16.  Oktober  1908  ist  in  dem  Zu- 
stande' des  Verh'tzten  keim'  Verschlimmerung  und  infolgedessen  auch  keim' 
weitf're'  Minderung  seiner  Erwerbsfähigkeit  eingetreten. 

V.  ('rscheint  durch  die  Folgc'ii  des  Unfalles  auch  nach  dem  14.  Dezember  1908, 
dem  Tage  seines  Antragc^s  auf  pjrhöhung  der  Beute,  um  höchsten  OöVs^'o  seim'r 
Erw('rbsfähigkeit  beeinträchtigt. 

D('r  \ erletzte  l)ezog  die  66^/30/„ige  Beute  danach  weiB'r  bis  zum  1.  Mai  1910, 
wo  si('  aut  50o/o  herabgesetzt  Avurd('.  Am  1.  März  1912  wurde  sie  auf  35o/o  herab- 
gemimlei't. 


Hnicli  des  linken  inneren  Oberarmknorrens,  Keine  ErwerbseinbnÜe. 

Unfall : 30.  März  1906.  Auffallen  ('ines  Ziegelsteim's  auf  das  linke  Ellen- 
bog('ng('h'nk.  Krnnklu'itsdam'i’  7 Wochen. 


170 


II. Teil.  2.  Abschnitt. 


Im  g Clio  All  gab  Oll  dos  Vorletzten. 


„Wenn  ich  schwor  hebe,  habe  ich  Schiiiorzon 
iiK'iiK'r  alti'ii  Stolle  ziim  sollioii  Lohn.“ 


im  linken  Arni.  Ich  arbeite  in 


Untorsuchungsbofnnd  (30.  diili  190(i). 
Ks  iH'trägt  der  Umfang 


des  Oberarmes: 

rechts 

links 

um  den  zweiköpfigen  Muskel  (Biceps)  . 

. ...  31 

301/, 

um  den  zweiköpfigen  gespannten  Musk(d 

(Biceps)  . 331/2 

33 

des  Unterarmes: 

an  der  dicksten  Stelle 

. ...  291/0 

29 

Danach  besteht  kein  die  natürlichen  Orenzen  überschreitendes  ünterinaß  zu 
iingunsten  des  linken  Armes. 

Die  linke  Armmuskulatur  fühlt  sich  ebenso  kräftig  an , wie  die  rechte.  Am 
linken  inneren  Oberarmknorren  ist  eine  nicht  druckempfindliche  haselnußgroße 
Verdickung  festzustellen.  Sonst  zeigt  das  Ellenbogengelenk  regidrechte  ^'('rhält- 
nisse.  Die  Streckung  im  Ellenbogen  gelingt  rechts  bis  170*^,  links  liis  165®,  die 
lleugung  rechts  bis  40®,  links  bis  35®.  Ileugung  und  Streckung  im  linken  Ellen- 
bogengelenk sind  also  um  je  5®  behindert.  Diese  Dehinderung  im  Extrem  bedingt 
keine  in  Prozenten  abschätzbare  Erwerbseinbuße,  da  sie  für  praktische  Arbeit 
nicht  in  Betracht  kommt.  Das  An-  und  Ausziehen  läßt  keine  Behinderung  im  Gf^- 
brauche  des  linken  Armes  erkennen. 


Begutachtung. 

Der  Unfall  vom  30.  März  1906  hat  keine  über  die  13.  Woche  hinaus  b('- 
stelu'uden,  erwerbshindernden  Folgen  hinterlassen. 

Die  Rentenansprüche  des  Klägers  wurden  danach  in  allen  Instanzen  ab- 
gewiesen. 


Erwerbseinbuße  durch  Unfallfolgen  am  Vorderarm  und 

Handgelenk. 

Bei  der  Beurteilung  des  erwerbshindernden  Einflusses  von  Vorder- 
armfrakturen  berücksichtigen  wir  in  erster  Reihe  die  verbliebene  Funktions- 
fähigkeit der  Finger  und  der  benachbarten  Gelenke.  Hierbei  muß  auf  den 
Grad  der  erhaltenen  Pro-  und  Supination  besonders  geachtet  werden. 

Einfache  Verstellung  der  fest  knöchern  verheilten  Bruchstücke,  sowie 
eine  Verkürzung  des  Vorderarmes  ist  ohne  nennenswerten  Einfluß  auf  die 
Erwerbsfähigkeit  eines  Menschen.  Die  Muskulaturverhältnisse  geben  einen 
zuverlässigen  Indikator. 

Brüche  beider  Vorderarmknochen. 

Bruch  beider  Torderarmknocheii. 

Reute : 25®/o,  Aufhebung  nach  Jahren. 

Unfall:  9.  Juni  1906.  Bruch  beider  Vorderarmknoeben  rechts  durch  eine 
auffallende  Last. 

Eigenem  Angaben  des  Verletzten. 

„Wenn  ich  schwer  arbeite,  schmerzt  der  Arm,  ich  muß  den  Hammer  bei- 
seite legen.'‘ 


Erwerbsciiibiiße  durch  Unfallfolgen  am  Vorderarm. 
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U ntc'rsiicb iiiigslx'fund  (18.  F(d)niar  1907). 

Kräftiger  jung(‘r  Mann  von  25  daliren  mit  g(^snndeni  Ausscdien, 

Ungefähr  an  (h‘r  Grenze  zwivsehen  niittlerein  und  oberem  Drittel  (b^s  rechten 
Unterarmes  besteht  ('in  leichter  Knick  durcli  VersUdInng  der  gebi’ocli(3ii  gewese- 
nen, aber  wieder  fest  knöcliern  vc'rlu'ilten  Knochen.  An  der  Elb',  wie  an  der 
Speiche  ist  die  Ilriichstelle  noch  als  nicht  dnickschnK'j’zhafte  Knocbenaiiftreibnng 
zu  fühlen.  Sämtliclu'  Gelenke  (bu’  rechten  oberen  Extnmiität  sind  völlig  frc'i  be- 
weglich, insbesondere  ist  Auf-  und  AbAvärtsdrehen  der  Hand  völlig  frei.  Beide 
Hände  machen  eiiu'n  gleichmäßig  verarbeiteten  Eindruck.  Eine  Schwellung  ist 
weder  an  der  rechten  Hand  noch  am  rechten  Arm  zu  linden,  trotzdein  B.  seit 
dem  8.  Dezemher  1906  dauernd  s<‘ine  Arbeit  als  Schmied  verrichtet. 


Es  beträgt  (b'r  Umfang 

des  Oberarmes:  r('chts  links 

um  den  zweiköpfigen  Vluskel  (Bicc'ps) 291/2  29i '2 

um  den  zweiköptig('ii  gespannten  Muskel  ....  81  81 

des  Unterarmes: 

an  der  dicksti'n  Stelle 29i/o  28^A 

handbreit  unter  dem  Ellenbogengelenk  (Bruchstelle)  28f/2  28 

in  der  Alitte 25i/o  24^  '2 

handbreit  über  dem  Handgelenk 19i  2 ’ 19^  '2 


Die  ^Muskulatur  fühlt  sich  Ix'iderseits  gleich  stark  an. 


Begutachtung. 

Als  Unfallfolge  besteht  bei  R.  lediglich  eine  leichte  Verbiegung  des  rech- 
ten Vorderarmes,  die  aber  auf  die  Erwerbstätigkeit  keinen  beschränkenden  Ein- 
fluß ausübt. 

Die  Übergangsrente  von  sollte  nach  dem  Bescheide  vom  5.  Januar  1907 
gewährt  werden,  bis  der  Verletzte  sich  an  schwerere  Arbeit  gewöhnt  hat.  Dieser 
Zeitpunkt  ist  als  gekommen  zu  erachten,  nachdem  R.  jetzt  annähernd  zweieinhalb 
Monat  als  Schmied  arbeitet,  ohne  daß  sich  erwerbsstörende  Folgen  bemerkbar 
machten. 

R.  arbeitet  auf  dem  gleichen  Posten  und  zum  gleichen  Lohnsatz,  wie  vor 
dem  Unfall. 

Es  muß  daher  Gewöhnung  an  den  Zustand  angenommen  werden. 

R.  ist  durch  Folgen  des  Unfalles  vom  9.  Juni  1906  in  seiner  Erwerbsfähig- 
keit nicht  mehr  beeinträchtigt. 

Hiernach  wurde  die  Rente  rechtskräftig  aiifgehoben. 


Bruch  beider  Vorderarmkiiocheii  mit  aiifäiig:liclier  Bildung’  eines 

falschen  Gelenkes. 

Rente:  30Vo?  nach  4/2  Jahren  nach  0 Jahren  0"  o* 

Vorgeschichte. 

G.  erlitt  am  5.  September  1899  einen  linksseitigen  Unterarmbruch,  der  sehr 
langsam  und  unvollkommen  heilte.  Er  bezog  hierfür  Rennten  in  wechselnder  Höhe, 
zuletzt  vom  1.  Januar  1901  eine  solche  von  SO'^/o- 


Eigen(3  Angaben  des  Verletzten. 

„Bei  Witterungswechsel  hab('  ich  Schmerzen:  beim  Hel)en  ('iiu's  St('ines  über 
die  Horizontale  verlic're  ich  die  Kraft,  so  daß  mir  der  Stein  aus  (h'r  Hand  fällt. 
Ich  kann  nicht  „hoclimauern“.“ 
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Uiit('rsiicliinigsbofnnd  (5.  F(‘.l)nuir  1905). 

Der  linke  Vorderarm  ist  infolge  des  llruehes,  der  l)(‘ide  Knochen  betroffen 
hat,  verbogen,  und  zwar  konk'av  nacli  der  lleugescite  hin.  In  der  Mitte  der  Speiche 
fühlt  man  ('ine  Knoclumverdicknng;  die  Speiche  bildet  hier  einen  nach  der  Elle 
hin  offenen  Winkel. 

ln  derselben  Höhe  fühlt  man  an  der  Pdle  eine  kugelige  Auftreibung  von 
(dwa  Walnußgröße.  Heim  Versuch,  die  beiden  ehemaligen  Hruchstücke  hier  gegen- 
('.inander  zu  v(U’schieben,  läßt  sich  nur  ein  leichtes  P'edern  von  ganz  geringc'in 
Ausschlag  erzielen. 

Drehen  der  Hand  und  des  Yorderarmes  gelingt,  solange  der  Oberarm  her- 
abhängt. Wird  das  Ellenbogengelenk  aber  rechtwinkelig  gebeugt,  so  zeigt  sich  in 
der  Drehung  des  Vorderarmes  eine  leichte  Heschränkung. 


Pis  beträgt  der  Umfang 

am  5.  Dez.  1900  am  2.  Febr.  1906 


rechts 

links 

rechts 

links 

der  Mitte  des  Oberarmes  . . . . 

der  dicksten  Stelle  des  Vorderarmes 

24 

23 

26 

25 

3 Finger  breit  unterhalb  des  Pll- 
lenbogens 

24 

23 

241/0 

24 

der  Gegend  der  Bruchstelle  . . . 

der  dünnsten  Stelle  des  Vorderarmes 

20 

21 

22 

22 

2 Finger  breit  oberhalb  des  Hand- 
gelenkes   

17 

17 

19 

19 

der  Mittelhand 

21i/o 

21 

22 

22 

Druckschmerz  besteht  nirgends  mehr,  Schmerzen  bei  Witterungswechsel  sind 
glaubhaft,  indeß  kommt  ihnen  eine  erwerbshindernde  Bedeutung  nicht  zu. 


B e g u t a c h t u n g. 


Als  ünfallfolgen  bestehen  noch  bei  (f.: 

a)  Eine  winkelige  Yerheiliing  des  Bruchs  der  linken  Speiche  und  eine  nicht  ab- 
solut feste,  sondern  leicht  federnde  Verbindung  der  ehemaligen  Bruchstücke 
der  linken  Elle. 

h)  Eine  durch  letzteren  Umstand  bedingte  Behinderung  im  Gebrauche  des  lin- 
ken Armes. 


Infolge'  des  Unfalles  ist  G.  daher  noch  als  um  lö^/o  erwerbsbeschränkt  an- 
zusehen. 

Zu  dieser  Schätzung  führt*  folgende  Pirwägung; 

Zweifellos  ist  in  dem  Zustande  des  Verletzten  seit  der  zur  letzten  (30'^/q) 
Kentenfestsetzung  führenden  Untersuchung  durch  Professor  W.  eine  Avesentlicho 
Besserung  eingetreten.  Die  Besserung  besteht  zunächst  darin,  daß  es  jetzt  nicht 
mehr,  wie  damals  gelingt,  eine  A'erschiebung  der  Bruchenden  der  Elle  herbeizu- 
führen, sondern  daß  nur  ein  leichtes  Federn  erzeugt  werden  kann.  Pline  wesent- 
liche Besserung  liegt  aber  auch  in  dem  Verhalten  d('r  linken  Vorderarm musku- 
latur,  indem  sie  sich  an  der  dicksten  Stelle  des  linken  Vorderariiu's  um  ^ 'o  ein 
geki'äftigt  hat.  Die  Verdickung  an  der  Bruchstelle  hat  um  1 cm  abgenommen: 
der  Umfang  Ix'lder  Arme  ist  an  dieser  Stelle  jetzt  völlig  gleich.  Wenn  aber  die 
linke  Vorderarmmuskulatur  in  der  verflossenen  Z(dt  nicht  nur  nicht  abgenommen, 
sondern  sogar  an  Umfang  gewonm'ii  hat,  so  ist  damit  volh'r  Beweis  gidiefert, 
daß  der  link('  Arm  an  der  Arbi'it  U'ilgenomuK'u  und  keim'  Schonung  mehr  ge- 
nossen hat. 

Endlich  alun'  lunveist  die  Tatsaclu',  daß  G.  s('it  dem  10.  Septi'inbi'r  1905 


in  ('iiK'm  fn'inden  I>etri('b('  ununUu-broclu'n  zu  dem  Stumh'iilohn  von 


To 


Ptennii; 


Erwerbseinbuße  durch  Bruch  beider  V'orderarniknocben. 


na 


boschäl'rigt  wird,  unzweifelhaft,  daß  keim'  Erwerl)sinindennig  nu'lir  vorlic^gt,  die 
iiocli  eiue  30*^/oig('  Uentc  reell tfertigen  würde. 

Die  Rente  wuirde  demgeinäß  auf  15^ 'o  herabgesetzt  und  gelangte  am  1.  Fe- 
bruar 1908  zur  Aufhebung,  da  alle  erwerlisstönuiden  Unfallfolgen  gi'schwunden 
waren. 


Die  Bewegungsstörungen  des  Handgelenkes  äußern  ihre  Wirkung 
auch  in  einer  Beeinträchtigung  des  Faustschlusses.  Die  mangelhafte  Üher- 
streckung  des  Handgelenkes  (Rückwärtsbiegung)  macht  sich  für  die  Entfaltung 
der  Handkraft  störender  geltend  als  die  beeinträchtigte  Beugung.  Wenn 
man  den  einfachen  Bewegungsbeschränkungen  im  Handgelenk  eine  Er- 
werbseinbuße von  15 — 20%  beimißt,  wird  man  solche  geringeren  Umfan- 
ges bei  ungehindertem  Faustschluß  von  einer  I^ntschädigung  ausschließen 
dürfen. 


Bnicli  beider  Vorderarmkiiocheu,  dicht  über  dem  Handgelenk 

und  Bruch  der  Handwurzel. 

Rente:  60o/„  45%,  0%. 

Unfall ; Sturz  auf  die  vorgostreckte  rechte  Hand  am  6.  Oktober  1906. 

Eigene  Angaben  der  Verletzten. 

„Ich  habe  noch  Schmerzen  in  der  rechten  Hand  und  Schwäche,  ich  kann 
mit  derselben  kein  Brot  schneiden  und  keine  Tür  öffnen.“ 

Untersuchungsbefund  (23.  Dezember  1907). 

Rüstige  Frau  von  61  Jahren  mit  gesundem  Aussehen.  Die  Bewegungen  sind 
zielbewußt  und  sicher.  Die  rechte  Handgelenksgegend  ist  verdickt  und  verscliAvom- 
men  gezeichnet  Auf  der  Ellenseite  springt  die  Handwurzelgegend  nach  der  Streck- 
seite vor,  während  auf  der  Speichenseite  die  Handwurzelgegend  auf  der  Streck- 
seite eine  Vertiefung  erkennen  läßt  und  nach  der  Beugeseite  hervorspringt.  Das 
untere  Speichenende  ist  an  der  rechten  Hand  sicht-  und  fühlbar  verdickt.  Der 
Tiefendurchmesser  der  rechten  unteren  Speiche  mißt  4 mi  (mit  dem  Tasterzirkel 
gemessen)  gegen  3 cm  links;  der  Tiefendurchmesser  des  unteren  Ellenendes 
beträgt  rechts  3^/^  cm,  links  2^/4  cm.  Auch  die  Handwurzelknochen  sind  deutlich 
verdickt.  Diese  Verdickungen  können  nur  als  Gallus  aufgefaßt  werden.  Der  rechte 
Handrücken  ist  in  der  Handwurzelgegend  verdickt,  die  rechte  Hohlhand  macht 
einen  wenig  verarbeiteten,  zarten  Eindruck.  Daumen-  und  Kleinhngerballen  sind 
rechts  deutlich  abgemagert. 

Die  Bewegungen  im  rechten  Handgelenk  sind  selbst-  und  fremdtätig  stark 
beschränkt;  die  Seitwärtsbewegungen  sind  fast  völlig  aufgeboben,  Beugung  und 
Überstreckung  nur  in  geringem  Grade  ausführbar.  Es  treten  sofort  Schmerzen 
auf.  Die  Finger  können  zur  Faust  eingescblagen  werden. 


Es  beträgt  der  Umfang 

des  Oberarmes:  rechts  links 

um  den  zweiköpfigen  Muskel  (Biceps) 25i/o  26 

des  Unterarmes: 

an  der  dicksten  Stelle 23V‘i  24 

handbreit  unter  dem  Ellenbogengelenk  ....  203/^  21^/4 

handbreit  über  dem  Handgelenk 17  17^/o 

des  Handgelenkes 20^  U I6V2 
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Es  l)(\st(‘lit  also  ein  Untermali  der  rcelitsseitigen  Armin nskulatur,  das  er- 
heblich ins  Uewicht  fällt,  vvi'il  der  rechte  Arm  naturgemäß  ein  Übermaß  von  1 bis 
o cm  halum  soll. 

Es  ist  dies  (‘in  I leweis,  daß  der  recht(i  Arm  in  der  vergangenen  Z(‘it  ge- 
schont Avorden  ist. 

Die  rechte  Armmuskiilatnr  fühlt  sich  schlaffer  an,  als  die  linke. 

Das  (irnndgelenk  dos  linken  Mitt(dfing(n‘s  ist  stark  verdickt. 


Begutachtung. 

Nach  dem  heutigen  Befunde  und  dem  Akteninhalt  kann  es  nicht  zweifelhaft 
sein,  daß  der  Unfall  vom  6.  Oktober  1906  hei  der  Frau  J.  in  einem  Bruch  des 
rechten  Vorderarmes  dicht  über  dem  Handgelenk  und  einzelner  HandAvurzel- 
knochen  bestanden  hat.  Nebenbei  hat  auch  eine  Verletzung  des  Grundgelenkes 
am  linken  Mittelfinger  Vorgelegen.  Als  erwerbsbeschränkende  Folgen  hat  der 
Unfall  vom  6.  Oktober  1906  hinterlassen: 


1.  Starke  Bewegungsbehinderung  des  reichten  Handgelenkes,  Schmerzhaftigkeit 
und  Verdickung  der  dass(dbe  zusammensetzenden  knöchernen  Bestandteile. 

2.  Abmagerung  der  rechten  Armmuskulatur  um  1/2  cm. 

3.  Verdickung  des  Grundgelenkes  am  linken  Mittelfinger. 


Nach  Bekundung 


des  San.-Rates  Dr.  Sch.  vom  27.  August  1907  hat  zu  dieser 


Zeit  noch  eine  erhebliche  Behinderung  des  Gebrauches  der  rechten  Hand  bei  der 
J.  bestanden:  eine  Fortsetzung  des  Heilverfahrens  Avurde  empfohlen. 

Bis  dahin  hatte  nur  ein  Heilverfahren  gegen  vermeintlichen  Rheumatismus 
stattgefunden,  Aveil  ('ine  sichere  Diagnose  wegen  der  seltenen  Form  des  Bruches, 

des  Gelenkes  vermutlich  nicht 
ein  Heilverfahren  keinen  nennens- 
in  ihrer  fehlerhaften 


Schwellung 


der  starken 
möglich  gewesen  war. 
Averten  Erfolg  mein 
reits  vereint 


Schmerzhaftigkeit 


gewesen 


und 

Zu  dieser  Zeit  hätte  aber 
gehabt,  da  die  Bruchenden 
sein  werden. 


Stellung  be- 


gangenen 


Genaue  Unterlagen  für  eine  Einschätzung  der  ErAverbseinbuße  in  der  ver- 
Zeit  fehlen.  Es  muß  daher  die  Schätzung  nach  allgemeiner  Erfahrung 
statttinden  unter  der  Berücksichtigung,  daß  es  sich  um  eine  alte  Frau  handelt,  und 
daß  eine  sachgemäße  Behandlung  der  Verletzung  nicht  stattgefunden  hat. 

Hiernach  schätze  ich  die  J.  vom  Beginn  der  14.  Woche,  also  seit  dem 
6.  Januar  1907,  um  OO^V  erAverbsbeschränkt,  Aveil  zu  dieser  Zeit  die  Hand  zu  lohn- 
l)ringender  Arbeit  noch  nicht  zu  benützen  Avar,  Mit  weiterer  Halbjahrsfrist  Avar  aber 
('in  Nachlassen  der  BescliAverden  zu  ei'Avarten,  und  so  dürfte  die  ErAverbseinbuße 
vom  1.  Juli  1907  an  45o^o  betragen.  Vom  1.  Oktober  dürfte  sodann  eine  Renten- 
gewährung  von  angemessen  sein,  da  die  rechte  Hand  zum 

leichter  Gegenstände  benutzt  werden  kann. 

Dementsprechend  wurde  die  Rente  rechtskräftig  festgesetzt. 

1909  wurde  sie  auf  lO'^/o  gemindert,  am  1.  November  1911 


Ergreifen 


Am  1.  Juli 


aufgehoben. 


Bruch  beider  Yorderarmkuocheu  mit  Yersteifuiig  des  Haudgeleukes 
und  Bildung  eines  falschen  Gelenkes  an  der  Speiche.  Rente:  60®/o- 

Unfall : 2.  März  1904.  Sturz  vom  Wagen. 

Eigene  Angaben  d('s  Verletzten. 

„Mdm^  rechte  Hand  ist  unbrauchbar.  Ich  kann  sie  nur  beim  Hacken  als 
Widerlager  für  das  Ende  des  Hackenstiels  benutzen,  indem  ich  die  Hacke  selbst 
mit  d('r  link('u  Hand  führe.  Dadurch  arbeite  ich  langsamer.  Wenn  der  rechte  Arm 
('rmüdet,  Avas  s('hr  bald  eintritt,  muß  ich  das  Stielende  in  die  rechte  Achselhöhle 
klemmen.“ 


Ei'wei'bseinbuße  durch  Ijufallfolgcn  am  Vorderarm  und  Handgelenk. 


ITT) 


ungslu'.t'uiid  (27.  Juni  1908). 

49jülirigcr  Mann  in  giitein  Kinälirungsznstando,  von  starkoin  Knoclnuibau 
und  kräftiger  Miiskiilatur. 

Der  reclite  Vorderarm  zeigt  auf  der  Heiigi'seite  in  d('r  Mitten  z\v(‘i  kl(Mii(‘ 
etwa  3 nnd  2 cm  lange,  bzw.  ^Uem  breite,  belanglos(^  Narb('ii.  In  d(n’  (b^gend 

des  Handgelenkes  sieht  man  eine  nnregelmäbige,  strahligc^  Narlu',  di('  im  wesent- 
lichen in  ('inen  längsgestellten  Hogen  verläuft,  6 cm  lang  ist  nnd  nach  (ha’  Kh'in- 
tingerseite  einen  ([iK'rgestelltcm  8 cm  langx'ii,  nach  der  Str('cks('it('  lautenden 
8chenk('l  zeigt. 

Auf  d('r  Strecksc'ite  sind  2 Narben  mit  Einziehnngc'n  voi’haiuU'.n.  Sämtliche 
Narben  sind  nnempfindlich. 

Die  n'chte  Hand  ist  stark  nach  der  Daunu'nseite  zu  abgebogen.  Das  ursprüng- 
liche Ilandg(']enk  ist  fast  völlig  versteift.  D('r  Ellenknochen  hat  an  seiner  dicht 
üb('r  (U'in  Handgc'lenk  belegenen  Hruclistelle  anscheinend  wieder  knöch(',rne  Vor- 
('inignng  erhaltt'ii.  Das  untere  Speichenende  ist  indessen  mit  dem  oberen  Speichen- 
ende niclit  knöclu'rn  verwaclis(m.  Es  bestcdit  lii(u-  auch  jetzt  noch  (>ine  abnorme 
Hewi'glichkeit. 

Der  Daunu'ii  ist  im  Nagelgelenk  etwas  versteift,  ('r  kann  im  Grundg(denk 
an  die  Hand  herangeführt  werden.  Die  Daumenkuppe  vermag  di(^  Kuppen  der 
anderen  Finger  nicht  zu  erreichen.  Der  2.,  3.,  4.  Finger  ist  in  Strecksteilung  an- 
nähernd steif.  Sie  sind  nur  in  den  Grundgelenken  etwas  beweglich.  Praktischen 
Wert  hat  diese  Heweglichkeit  nicht.  Dasselbe  gilt  von  der  Fähigkeit  des  kleinen 
Fingers,  im  Grundgelenk  um  ein  geringes  gebeugt  zu  werden. 

Schulter-  und  Ellenbogengelenk  sind  frei.  Die  rechte  Hohlhanddäche  zeigt 
Arbeitsspuren,  wie  sie  durch  die  von  K.  angegebene  Hetätigung  der  rechten  Hand 
('1‘klärt  werden. 

Fs  beträgt  der  Umfang 


des  Oberarmes; 

rechts 

links 

um  den 

horizontalen  Deltamuskel 

. 32 

35 

um  den 

hängeuden  Delta  in  Achselhöhlenhöhe  . 

. 29 

31i/o 

lim  den 

zweiköpfigen  Muskel  (Biceps)  .... 

. 28V‘> 

32 

zweiköpfigen  gespannten  Muskel  . . . 

. 311^0 

341/0 

des  Unterarmes: 

an  der 

dicksten  Stelle 

. 27hG 

291/0 

Die  rechte  Armmuskulatur  ist  wesentlich  schlaffer,  als  die  linke. 

Fs  besteht  ein  Untermaß  der  rechtsseitigen  Armmuskulatur,  das  erheblich 
ins  Gewicht  fällt,  weil  der  rechte  Arm  uaturgemäß  ein  Ühermaß  von  1 — fi/o  cm 
haben  soll. 

Fs  ist  dies  ein  Beweis,  daß  der  reclite  Arm  in  der  vergangenen  Zeit  nicht 
gebrauclit  worden  ist. 

I ) e g u t a c h t u n g. 

Seit  der  Untersuchung  des  Klägers  durch  Dr.  A.  am  20.  November  1906 
und  (h'r  Bentengewährung  von  60o/o  ist  in  dem  Zustande  keine  wesentliche  Besse- 
rung und  kfäne  Erhöhung  der  Frwerl)sfäliigkeit  eingetreten. 

Die  rechte  Hand  ist  nach  wie  vor  zu  einer  eigenen  Arbeitsleistung  gebrauchs- 
unfähig. Die  Bewegunpfähigkeit  des  rechten  Daumens  und  des  recliten  kleinen 
Fingers  hat  tür  landwirtschaftliche  Ai'beiten  keineilei  praktische  Bedeutung. 

D('r  rechte'  Arm  zeigt  ininiei'  noch  ein  Untermaß  bis  zu  'd’^j^cm. 

W enn  di('  rechte  Hand  als  Widerlager  für  den  Hackenstiel  benutzt  werden 
kann,  so  ist  zu  betrachten,  daß  diesem  Aufgabe  eim;  Prothese  bei  amputiertem 
\'ord('i-arm  ('benfalls  auszuüben  vermöchte. 


176 


II.  Teil.  2.  Abschnitt. 


I)(Mi  Zustand  (1(U’  rc'cliton  Hand  lialto  icli  für  gloiclibedeutend  ndt  dem 
völlig('n  Verlust  dersellam. 

Eine  (lewdhiiuug  au  den  Zustand  war  zweifellos  schon  hei  der  Uenten- 
Uürzung  auf  60%  am  20.  Novemhc'r  1906,  also  ^ Jahi’e  nach  dem  Unfall  mit  an- 
genommen worden,  jedenfalls  aber  vorhanden  gewesen. 

l)(u-  Kläger  ist  daher  auch  nach  dem  16.  November  1907  noch  um  60o/q 
('rwerl)shceinträchtigt  gewesen  und  gegenwärtig  noch  um  60o/o  erwerbsbeeinträchtigt. 

Der  Zustand  ist  mutmaßlich  dauernd  und  einer  weiteren  Besserung  nicht 
zugängig. 

Dem  Verhdzten  wurde  hiernach  die  frühere  Kente  weitergewährt. 


Brüche  der  Speiche. 

Speiclieiibrucli  rechts.  Rente:  20%?  lOVo*  0%  (nach  2V2 

Unfall;  20.  November  1906.  Sturz  vom  Gerüst. 

Eigene  Angaben  des  Verletzten. 

„Mit  der  rechten  Hand  kann  ich  noch  nicht  arbeiten.  Das  linke  Dein  ist 
dick  geworden.“ 

Untersuchungsbefund  (8.  Juni  1907 j. 

Kräftiger  Mann  in  gutem  Ernährungszustände,  dessen  Bewegungen  beim 
Gehen,  An-  und  Auskleiden  keine  Behinderung  erkennen  lassen. 

Es  beträgt  der  Umfang 


des  Oberarmes; 

1‘echts 

links 

um 

den  horizontalen  Deltamuskel 

39 

373/4 

um 

den  hängenden  Deltamuskel  in  Achselhöhlenhöhe 

34 

331/0 

um 

den  zweiköpfigen  Muskel  (Biceps) 

32 

31 

um 

den  zweiköpfigen  gespannten  Muskel  . . . . 

des  Unterarmes; 

35 

34 

an 

der  dicksten  Stelle 

30 

301 /o 

12  cm  über  dem  Handgelenk 

25 

26 

des  Handgelenkes 

I81/0 

Es  besteht  also  noch  eine  Abmagerung  der  rechten  Amrderarmmuskulatur, 
die  erheblich  ins  Gewicht  fällt,  weil  der  rechte  Arm  naturgemäß  ein  Übermaß 
von  1- — li/o  cm  haben  soll. 

Das  rechte  Handgelenk  ist  verdickt,  seine  Umrisse  sind  verschwommen,  das 
untere  Speichenende  ist  deutlich  verdickt.  Die  Hand  zeigte  eine  ganz  leichte  Ver- 
stellung nach  der  Speichenseite,  da  das  untere  Speichenende  einen  bajonettförmigen 
Knick  aufweist.  Die  Bewegungen  im  rechten  Handgelenk  sind  noch  erheblich  be- 
schränkt, namentlich  die  Beugung.  Der  Faustschluß  ist  frei,  die  hierbei  entwickelt(> 
grobe  Kraft  aber  noch  gering. 

Begutachtung. 

Als  erwerbsbescliränkende  Folgen  hat  der  Unfall  vom  20.  November  1906 
bei  dem  Kläger  hinterlassen: 

Eine  Yerdickung  und  Bewegungsbehinderung  des  rechten  Handgelenkes,  mit 
Abmagerung  der  rechten  Vorderarmmuskulatur. 

Sonst  bestellen  keinerlei  objektiv  nachweisbare  Anzeichen  von  Unfallfolgen. 

Durch  diese  Unfallfolgen  ist  W.  in  seiner  Erwerbsfähigkeit  seit  dem 
20.  Februar  1907  um  20%  behindert,  da  er  mit  dem  rechten  Arm  noch  leicht 
(‘rmüden  wird  und  durch  die  mangelhafte  Beweglichkeit  der  rechten  Hand  zur 
Zeit  ungewandt('r  ist,  als  (ün  Gesunder. 
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Das  ziirückliogende  Datiiiu  des  20.  Februar  konnte  nacli  dein  (lutacliten 
des  l)r.  Ik  vom  21.  Februar  1907  unter  Vergleicb  mit  dem  lieutigen  Befunde  1k‘- 
denkenfrei  angenommen  werden. 

Der  Verletzte  erhielt  demnach  eine  Rente  von  20o/o,  fii'i  1-  1908 

auf  lO^/o  herabgesetzt  und  am  1.  Februar  1909  aufgehoben  wurde,  weil  die  Mus- 
kulatur sich  gekräftigt  hatte  und  die  Bewegungen  des  Handgelenkes  freier  g(i- 
worden  waren. 

Bnicli  der  Speiche  reclits.  Kenten:  20®/o?  0%  nacli  3 JaJiren. 

Eigene  Angaben  des  Klägers. 

„Ich  habe  Schmerzen  im  rechten  Handgelenk,  namentlich  bei  Witterungs- 
wechsel, so  daß  ich  die  Peitsche  nicht  halten  kann.“ 

Untersuchungshefund  (1.  April  1910). 

33jähriger,  mittelgroßer,  gesund  aussehender  Mann,  der  die  rechte  Hand 
beim  Entkleiden  regelrecht  gebraucht. 

Das  rechte  Handgelenk  ist  ebenso  deutlich  gezeichnet,  wie  das  linke.  Der 
Griffelfortsatz  der  rechten  Elle  ist  eine  Spur  mehr  hervorspringend,  als  der  der 
linken.  Die  Sehnen  auf  dem  Handrücken  sind  deutlich. 

Die  Überstreclmng  der  rechten  Hand  — nach  der  Handrückenseite  zu  — 
gelingt  genau  soweit,  wie  die  der  linken;  die  Beugung  — nach  der  Hohlhandtläche 
zu  — ist  gegenüber  links  im  Extrem  behindert.  Das  Seitwärtsablenken  der  rechten 
Hand  gelingt  nach  außen  und  innen  ungehindert. 

Die  rechte  Hohlhandfläche  weist  dieselben  Arbeitsspuren  auf,  wie  die  linke. 
Druckschmerz  besteht  bei  abgelenkter  Aufmerksamkeit  nicht.  Bei  Bewegungen  des 
rechten  Handgelenkes  treten  nur  dann  leise  schabende  Bewegungen  auf,  wenn  M. 
die  MusMatur  stark  spannt.  Mangels  einer  Abmagerung  der  zugehörigen  Mus- 
kulatur sind  diese  Geräusche  nicht  als  Ausdruck  einer  erwerbsbehindernden  krank- 
haften Veränderung  anzusehen. 

Es  besteht  kein  Untermaß  der  rechtsseitigen  Armmuskulatur,  vielmehr  das 
natürliche  Übermaß  von  1/2 — 1 

Es  ist  dies  ein  Beweis,  daß  der  rechte  Arm  in  der  vergangenen  Zeit,  etwa 
infolge  von  Schmerzen,  nicht  geschont  worden  ist,  da  in  diesem  Falle  sich  ein 
Untermaß  hätte  herausbilden  müssen,  keinesfalls  aber  das  Übermaß  vorhanden 
sein  könnte. 

Der  Durchmesser  des  rechten  unteren  Speichenendes  beträgt  mit  dem  Taster- 
zirkel gemessen  rechts  4 cm,  links  31/2 

Begutachtung. 

Seit  der  Untersuchung  am  19.  April  1906  (20o/o)  ist  in  dem  Zustande  des 
Verletzten  eine  wesentliche  Veränderung  und  infolgedessen  eine  Erhöhung  d('r 
Arbeitsfähigkeit  eingetreten. 

Die  Veränderungen  bestehen  in  folgendem: 

1.  Druckschmerz  ist  am  rechten  Handgelenk  nicht  mehr  vorhanden. 

2.  Das  frühere  Untermaß  in  der  Mitte  des  rechten  Oherarmes  von  0‘3  cm  hat 

einem  Übermaß  von  1/2 — 1 Platz  gemacht. 

3.  Nach  Ablauf  von  3 Jahren  ist  Gewöhnung  und  Anpassung  an  den  Zustand 
anzunehmen. 

Die  Maße  in  dem  Gutachten  des  Dr.  B.  kann  ich  nicht! bestätigen,  insbe- 
sondere ist  eine  „ungefüge“  Verdickung  des  unteren  rechten  Speichenendes  (Um- 
fang angehlich  4 cm  größer)  niebt  festzustellen. 

F.  npel,  Beurteilung  von  Unfallfolgen. 
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II.  'reil.  2.  Abschnitt. 


(los  Unfalles  vom 


15.  August  1907 


in  der  Z(‘it 


Der  Verl('t/te  ist  infolge 
nach  dem  28.  Februar  1910  in  seiner  Frwerhsfäliigkeit  nicht  mehr  beeinträchtigt 
gewesen  und  gegenwärtig  nicht  mehr  beeinträchtigt. 

Die  lUmte  wurde  danach  rechtskräftig  eingestellt. 


Kriicli  der  Speiche  reclits.  Keine  Erwerbseinbiiße  nach  Ablauf  von 

13  Woclien. 

Unfall:  21.  Dezember  1909.  P^all  auf  die  vorgestreckte  Hand. 

Eigene  Angaben  des  Klägers. 

„Ich  habe  in  dem  rechten  Arm  Schmerzen,  daß  ich  keine  Arbeit  mehr  aus- 
richten  kann.  Zur  Zeit  fege  ich  der  Gemeinde  E.  die  Straße  und  erhalte  pro 
Stunde  20  Pf.  seit  dem  Mai  1910.“ 

Untersuchungsbefund  (20.  September  1910). 

66 jähriger  Mann  mit  deutlichen  Zeichen  der  Vergreisung.  Die  Gefäßwan- 
dung  ist  härtlich,  der  Puls  klein,  72  in  der  Minute,  der  erste  Herzton  an  der 
Spitze  ist  zeitweise  unrein. 

Der  Brustkorb  ist  im  Tiefeudurchniesser  vergrößert,  starr,  die  Atmung  ist 
angestrengt,  wenig  ausgiebig.  Der  Klopf  schall  ist  laut.  Das  Atemgeräusch  ist  ab- 
gescliwächt,  das  Ausatmungsgeräusch  ist  verlängert.  An  vereinzelten  Stellen  hört 
man  bronchitische  Geräusche.  Es  besteht  Husten. 

Es  tindet  sich  mäßige  Krampfaderentwicklung,  sowie  beiderseits  eine  soge- 
nannte „weiche  Leiste“.  Der  Ernährungszustand  ist  mäßig,  die  Muskulatur  ist  schlaff. 

Beide  Hohlliandflächen  zeigen  deutliche  Arbeitsschwielen.  Gesicht  und  Vorder- 
arme sind  sonnengebräunt. 

Der  rechte  Vorderarm  zeigt  bei  aufwärts  gerichtetem  Handteller  ungefähr 
10  cm  über  dem  Handgelenk  eine  mit  dem  Winkel  nach  außen  offene  Verbiegung. 
Die  Hand  ist  speiclienwärts  verschoben.  Beide  Erscheinungen  sind  schon  vor 
diesem  Unfälle  vorhanden  gewesen.  (Vgl.  Akten  des  Kreisausschusses  N.) 

Durch  diese  Seitwärts  Verschiebung  der  Hand  tritt  der  rechte  Griffelfortsatz 
deutlicher  hervor.  Das  untere  rechte  Speichenende  ist  deutlich  vercückt.  Es  be- 
trägt der  Durchmesser  des  unteren!  Speichenendes  rechts:  3’5  cm,  des  linken: 
3’ 3 cm. 

Die  Bewegungen  des  rechten  Handgelenkes  sind  selbst-  und  fremdtätig  ohne 
Geräusche  frei  ausführbar.  Das  rechte  Ellenbogen-  und  Schultergelenk  ist  voll- 
kommen frei  beweglich. 

Es  besteht  ein  Übermaß  der  rechtsseitigen  Armmuslaüatur,  das  völlig  natür- 
lichen Verhältnissen  entspricht. 

Es  ist  dies  ein  Beweis,  daß  der  rechte  Arm  in  der  vergangenen  Zeit,  etwa 
infolge  von  Schmerzen,  nicht  geschont  worden  ist,  da  sich  in  diesem  Falle  ein 
Untermaß  hätte  herausbilden  müssen,  keinesfalls  aber  das  Übermaß  vorhanden 
sein  könnte. 

Begutachtung. 

Pliernach  besteht  als  Folge  des  Unfalles  vom  21.  Dezember  1909  bei  dem 
Verletzten  eine  Verdickung  des  rechten  unteren  Speichenendes.  Die  beiden  Bruch- 
stücke sind  ohne  Verschiebung  in  ihrer  Achse  fest  verheilt.  Da  die  Beweglichkeit 
des  Handgelenkes  in  keiner  Weise  gehindert  ist  und  die  rechte  Muskulatur  ein 
Übermaß  über  die  linke  zeigt,  so  ist  G.  durch  diese  Unfallfolgen  in  seiner  Er- 
werbsfähigkeit nicht  behindert,  dies  auch  nicht  nach  dem  23.  März  1910  gewesen. 

Zu  dieser  Annahme  berechtigt  der  Vergleich  des  heutigen  Befundes  mit 
(hon  Gutachten  des  Dr.  D.  vom  28.  April  1910. 


Erwerbseinbuße  durch  Verlust  der  Hand. 


179 


Dem  Gutachten  des  l)r.  N.  kann  nicht  beigetreten  werden,  weil  (lassell)e, 
ersiclitlicli  mangels  Akteneinsicht,  ohne  genaue  Kenntnis  der  früheren  Unfallfolgen 
abgegeben  worden  ist. 

Durch  Altersveränderungen  (Lungenblähung,  Aderwandstarre,  Vergreisung) 
ist  G.  vor  dem  Unfälle  mindestens  662/3O/0  erw^erbsbeschränkt  gewesen. 

Die  Ixentenansprüche  wurden  rechtskräftig  abgelehnt. 


Verlust  der  Hand. 


Verlust  der  linken  Hand.  Rente:  757oj  nach  3V2  Jahren.  Herz- 
leiden nicht  Folge  einer  Chloroformnarkose. 


Unfall:  7.  November  1906.  Zerschmetterung  der  linken  Hand  durch  Explosion. 
Amputation. 


Eigene  Angaben  des  Klägers. 


„Ich  beklage  den  Verlust  der  linken  Hand,  der  Stumpf  ist  kalt.  Ich  helfe 
im  Möbelgeschäft  meiner  Frau.“ 


Untersuchungsbefund  (28.  Juni  1910). 

40jähriger,  etwas  blaß  aussehender,  schlanker  Mann  in  genügendem  Er- 
nährungszustalide.  Das  seelische  Verhalten  ist  unauffällig. 

Die  linke  Hand  und  ein  etwa  3 cm  langer  Teil  des  linken  Vorderarmes  ist 
operativ  entfernt.  Der  Stumpf  ist  mäßig,  aber  genügend  mit  Weichteilen  gepolstert. 
Die  Narbe  ist  über  den  Knochen  des  Vorderarmes  frei  verschieblich,  widerstands- 
fähig und  nicht  druckempfindlich. 

Die  Haut  über  dem  Stumpf  ist  blaurot  verfärbt  und  fühlt  sich  kühl  an. 
Eine  teigige  Sclwellung  besteht  am  Vorderarm  nicht  mehr. 

Ellenbogen-  und  Schultergelenk  sind  frei. 

Die  Herzdämpfung  beginnt  oben  am  unteren  Rande  der  3.  Rippe,  über- 
schreitet nach  rechts  den  linken  Brustbeinrand  um  einen  Querfinger,  nach  links 
die  Brustwarzenlinie  um  etwa  2 Querfinger.  Die  Herztätigkeit  ist  über  der  Brust- 
wand fühl-  und  sichtbar.  Der  Spitzenstoß  ist  im  VI.  Zwischenrippenraum,  2 Quer- 
finger außerhalb  der  Brustwarzenlinie  wahrzunehmen. 

Über  sämtlichen  Klappen  hört  man  statt  des  zweiten  Tones  ein  deutliches 
Geräusch.  Die  Herztätigkeit  ist  ruhig,  Schwellung  der  Füße  besteht  nicht. 

Der  Urin  ist  klar,  trübt  sich  leicht  beim  Erwärmen  und  bei  Zusatz  von 
Essigsäure  und  Ferrocyankaliumlösung.  Die  beim  Erwärmen  auftretende  Trübung 
verschwindet  nicht  bei  Zusatz  von  Salpetersäure.  Es  besteht  also  eine  leichte  Ei- 
w^eißausscheidung. 

Begutachtung. 

Seit  der  Untersuchung  am  8.  August  1907  (75o/o)  ist  in  dem  Zustande  des 
V erletzten  eine  w^eseiltliche  Besserung  und  infolgedessen  eine  Erhöhung  der  Arbeits- 
fähigkeit erfolgt. 

Die  Veränderung  besteht  in  folgendem: 

a)  Der  linke  Unterarm  fühlt  sich  nur  noch  bis  handbreit  über  den  Stumpf  kühl 
an,  nicht  mehr  bis  zum  Ellenbogen.  Feucht  fühlt  sich  derselbe  gar  nicht 
mehr  an. 

h)  Es  ist  völlige  Gewöhnung  an  den  verbliebenen  Zustand  nach  Ablauf  von 
31/2  Jahren  anzunehmen. 

Das  Herzleiden  — ein  organischer  Klappenfehler  mit  Vergrößerung  des 
Herzens  — ist  auf  den  Unfall  nicht  zurückzuführen,  auch  nicht  mittelbar,  indem 
es  etwa  durch  die  Chioroformnarkose  hervorgerufen  wäre. 
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n.  Teil.  2.  Absclmitt. 


Der  Verletzte  ist  infolge  des  Unfalles  vom  7.  November  1906  in  der  Zeit 
nach  dem  31.  Mai  1910  in  seiner  Erwerbsfälligkeit  um  ßO^/o  beeinträchtigt  ge- 
wesen und  gegenwärtig  noch  um  60o/o  beeinträchtigt. 

Die  Rente  wurde  rechtskräftig  auf  den  Satz  von  60o/o  herabgemindert,  die 
Anerkennung  des  Herzfehlers  als  Ünfallfolge  von  allen  Instanzen  abgelehnt. 

Erwerbseinbuße  durch  Unfallfolgen  an  den  Fingern. 

Allgemeines. 

Für  die  Wertigkeit  der  Finger  haben  sich  Erfahrimgsgrundsätze 
herausgebildet.  Für  den  durch  keine  ungünstigen  Narbenverhältnisse  kom- 
plizierten Verlust  eines  Ring-  oder  Mittelfingers  wird  im  allgemeinen  nach 
Eintritt  der  Gewöhnung  keine  Rente  gewährt,  während  frischen  Fällen 
eine  Übergangsrente  von  10 — 157o  zukommt.  In  der  Entfernung  eines 
Teiles  des  zugehörigen  Mittelhandknochens  nach  dem  Vorgänge  von  Adel- 
mann liegt  hier  keine  Erschwerung  der  Unfallfolgen,  vielmehr  wird  durch 
das  Aneinanderrücken  der  parallel  stehen  bleibenden  Nachbarfinger  ein 
möglichst  günstiger  Zustand  erreicht.  . 

Anders  liegen  die  Verhältnisse,  wenn  bei  Verlust  des  Daumens  oder 
des  kleinen  Fingers  der  entsprechende  Mittelhandknochen  ebenfalls  dem 
Unfälle  zum  Opfer  fiel. 

Das  Fehlen  des  5.  Mittelhandknochens  verschmälert  die  eigentliche 
Handfläche  in  fühlbarer  Weise,  ihre  Sicherheit  für  das  Festhalten  von 
Werkzeugen  wird  dadurch  erheblich  beeinträchtigt. 

Der  Mittelhandknochen  des  Daumens  nimmt  durch  seine  besondere 
Beweglichkeit  im  Handwurzelmittelhandknochengelenk  einen  besonderen 
Rang  ein.  Beim  glatten  Verlust  des  Daumens  im  Grundgelenk  vermag  der 
verbliebene  Mittelhandknochen  immer  noch  den  übrigen  Fingern  gegenüber- 
gestellt und  beim  Halten  von  Gegenständen  nützlich  verwertet  zu  werden. 
Sein  gleichzeitiges  Fehlen  mindert  daher  die  Gebrauchsfähigkeit  der  Hand 
in  höherem  Grade  als  der  einfache  Verlust  des  Daumens. 

Der  Zeigefinger  hat  die  Aufgabe,  die  Hand  zu  dirigieren  und  besitzt 
in  seinem  Endgliede  allgemein  die  am  höchsten  ausgebildete  Fähigkeit  des 
Fühlens.  Der  Verlust  der  Spitze  macht  sich  daher  bei  einem  Feinarbeiter 
in  störender  Weise  geltend  und  wird  zunächst  eine  auf  10 — 15®/o  einzu- 
schätzende Erwerbseinbuße  im  Gefolge  haben.  Man  darf  aber  nicht  ver- 
gessen, daß  mit  der  Zeit  durch  Übung  und  Gewöhnung  der  dritte  Finger 
die  Funktionen  der  verloren  gegangenen  Zeigefingerkuppe  übernehmen 
lernt.  Der  völlige  Verlust  des  rechten  Zeigefingers  rechtfertigt  beim  Fein- 
arbeiter für  die  erste  Zeit  eine  Rentengewährung  bis  zu  257o5  der  des 
linken  bis  zu  157o-  Bei  Grobarbeitern  findet  aber  die  Gewährung  einer 
Dauerrente  bei  diesen  Verletzungen  nicht  statt. 

Der  Wert  des  kleinen  Fingers  wird  durch  das,  nach  der  Spruch- 
praxis grundsätzliche.  Versagen  einer  Rentengewährung  bei  seinem  völligen 
Verlust  meines  Erachtens  nicht  genügend  gewürdigt.  Diesen  Standpunkt 
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vertritt  auch  Becker,  der xA.ltmeister  der  Unfallbe{.>'utachtuiig.  Wieder  Daumen 
hat  auch  der  kleine  Finger  durch  seine  Stellung  am  Auhenrande  und  durch 
seine  differenzierte  Muskulatur  eine  Sonderstellung.  Sein  Abduktor  leitet 
den  Akt  des  Fingerspreizens  nach  der  Ellenseite  hin  ein.  Sein  Verlust  muß 
daher  mindestens  die  Spreizfähigkeit  der  Hand  ungünstig  beeinflussen. 

Sein  Musculus  opponens  nähert  den  Mittelhandknochen  demjenigen 
des  Daumens  und  trägt  dazu  bei,  der  Handfläche  eine  Hohlform  zu  geben. 
Beim  Heben  einer  röhrenförmigen  Last  saugt  er  sich  durch  diese  Muskel- 
tätigkeit fest  an  dieselbe  an  und  vergrößert  unsere  Kraftentfaltung,  wie 
wir  es  z.  B.  beim  Betrachten  der  ^Arbeitsleistung  eines  Asphaltstampfers 
beobachten  können.  Beim  Regieren  eines  Hammers  verleiht  er  demselben 
nach  den  Hebelgesetzen  den  größten  Schwung,  weil  sein  Angriffspunkt 
von  dem  Hypomochlion  — dem  Zeigefinger  — am  weitestens  entfernt  ist. 

Während  sich  somit  die  Wirkung  des  Ring-  oder  Mittelfingers  ledig- 
lich als  Unterstützung  der  übrigen  Finger  charakterisiert,  kommt  dem 
kleinen  Finger  eine  besondere,  hochwichtige  Funktion  zu,  deren  Ausfall 
sich  beim  Gebrauch  der  Hand  stets  empfindlich  bemerkbar  machen  muß. 

Dem  Verluste  eines  Fingers  kommt  seine  völlige  Versteifung  häufig 
gleich,  wenn  nicht  gar  durch  seine  ungünstige  Stellung  die  Hand  in  ihrer 
Verwendbarkeit  noch  mehr  geschmälert  wird,  als  durch  sein  einfaches 
Fehlen.  Am  störendsten  wirkt  der  in  Überstreckung  versteifte  Finger,  weil 
er  bei  dem  Gebrauch  der  Hand  überall  anstoßen  muß.  In  starker  Beuge- 
stellung heben  sie  die  Fähigkeit  des  Greifens  auf.  Der  fest  in  die  Holil- 
hand  eingeschlagene  Mittelfinger  läßt  auf  der  einen  Seite  nur  Zeigefinger 
und  Daumen , auf  der  anderen  Seite  nur  Ring-  und  Kleinfinger  sich  noch 
ungestört  betätigen.  Beide  Fingergruppen  vermögen  nicht  gleichzeitig  zu 
greifen  und  sich  bei  diesem  Akt  nicht  gegenseitig  zu  unterstützen.  Ihre 
Greiftätigkeit  erschöpft  sich  beim  Halten  kleinerer  Gegenstände.  Beim 
Schieben  und  Stoßen  mit  den  Fingerspitzen,  z.  B.  beim  Dirigieren  eines 
Brettes  an  der  Abrichtemaschine,  macht  sich  indessen  diese  Art  der  Ver- 
krüppelung weniger  bemerkbar.  Ein  in  die  Hohlhand  unbeweglich  einge- 
schlagener Finger  kann  daher  unter  Umständen  eine  Rentengewährung  von 
oO®/o  rechtfertigen.  Am  günstigsten  ist  für  die  Versteifung  eines  Fingers  eine 
leichte  gleichmäßige  Beugestellung  aller  Gelenke,  die  gegebenenfalls  keine 
nennenswerte  Erwerbseinbuße  im  Gefolge  zu  haben  braucht.  Wir  müssen 
uns  aber  erinnern , daß  der  3. , 4.  und  5.  Finger  durch  die  dorsalen  Sehnen- 
anastomosen  miteinander  verbunden  sind.  So  kann  die  Steifheit  des  einen 
die  übrigen,  auch  wenn  sie  unverletzt  und  völlig  normal  sind,  in  ihrer 
Funktion  erheblich  beeinflussen. 

Sind  mehrere  Finger  einer  Hand  verletzt  worden,  so  ist  es  unzu- 
lässig, die  Höhe  des  Schadens  in  der  Weise  ermitteln  zu  wollen,  daß  man 
die  Rentensätze  für  die  einzelnen  Finger  addiert. 

Nur  eine  eingehende  Überlegung,  was  für  nutzbringende  Arbeit  sich 
bei  dem  verbliebenen  Zustande  der  Hand  überhaupt  noch  leisten  läßt,  kann 
uns  den  richtigen  Weg  weisen. 
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Dupuytrensche  Kontraktur. 

Schwei-e  Störungen  verursachen  die  ausgeprägteren  Formen  dei‘ 
Dupuijtren^a:hm  Kontraktur.  Ein  einmaliges  Trauma  ist  aber  bisher  in  der 
Rechtsprechung  noch  nicht  als  Ursache  des  Leidens  anerkannt  worden. 

Diipiiytreiisclie  Kontraktur  nicht  Untallfolge. 

P^igene  Angaben  des  Verletzten. 

„Infolge  Reißens  an  der  scharfen  Kante  eines  mir  entfallenden  (xcgen- 
standes  erlitt  ich  am  27.  Mai  1898  eine  blutende  Wunde  der  rechten  Hohlhand 
im  Verlauf  der  queren  Mittelhandfurche  entsprechend  dem  4.  und  5.  Finger.  Hie 
Wunde  wurde  im  Krankenliause  vernäht.  Am  4.  oder  5.  Tage  wurden  die  beiden 
Nähte  entfernt.  Die  Finger,  namentlich  der  kleine,  blieben  leicht  krumm  stehen. 
Im  Jahre  1907  wurde  die  Verkrümmung  so  stark,  daß  sie  mir  Hindernisse  be- 
reitete. Da  die  medikamentöse  Behandlung  (Fibrolysineinspritzungen)  keinen  Erfolg 
zeitigte,  wurde  Ende  September  eine  Operation  vorgenommen,  bei  der  die  Hand- 
fläche — entsprechend  dem  Verlauf  des  4.  Fingers  — eröffnet  wurde.  Auch  dieser 
Eingriff  hatte  keinen  Erfolg.  Am  6.  Dezember  wurde  mir  der  kleine  Finger  ab- 
genommen. Die  Krümmung  des  4.  Fingers  hat  nach  der  Operation  etwas  zu- 
genommen. 

Der  Zustand  der  Hand  hindert  mich  an  voller  Arbeit.  Sonst  habe  ich  keine 
Leiden  oder  Beschwerden.“ 

(Nach  Angabe  des  Krankenhauses  fand  Behandlung  und  Operation  wegen 
einer  Dupuytrensohm  Kontraktur  statt.) 

Untersuchungsbefund  (9.  Oktober  1908). 

An  der  rechten  Hand  ist  der  kleine  Finger  im  Orundgelenk  ausgelöst.  Der 
Stumpf  ist  genügend  gepolstert,  nicht  druckempfindlich,  die  Narben  sind  über  ilim 
widerstandsfähig  und  reaktionslos.  Der  Ringfinger  kann  im  Grundgelenk  nur  bis  109® 
— statt  bis  180®  — gestreckt  werden.  Das  Hindernis  liegt  in  einer  längs  ver- 
lauf enden,  über  der  Gelenksgegend  stark  geschrumpften  Narbe,  die  von  der  Opera- 
tion herrührt.  Der  Mittelfinger  kann  nur  bis  138®  — statt  bis  180®  — gestreckt 
werden.  Der  Zeigefinger  kann  annähernd  völlig  gestreckt  werden.  Der  Daumen  ist 
völlig  frei  beweglich,  die  verbliebenen  Finger  der  Hand  erreichen  die  Hohlhand- 
fläche in  regelrechter  Weise. 

Eine  Operationsnarbe  zieht  sich  durch  die  Handfläche  vom  Grundglied  des 
4.  Fingers  bis  dicht  an  die  Handwurzel,  sie  ist  nicht  empfindlich,  ln  der  Nähe 
des  Grundgelenkes  zeigt  sie  che  schon  oben  erwähnte  Schrumpfung,  so  daß  sie 
strangförmig  aus  der  Hohlliand  herausragt. 

Die  linke  Hand  kann  völlig  gestreckt  werden.  Man  sieht  in  ihr  über  der 
Mitte  des  3.  Mittelhandknochens  eine  buckelförmige  härtliclie  Geschwulst  von 
ungefähr  Haselnußkerngröße.  Die  Haut  über  ilir  ist  verschieblich  und  läßt  keinen 
Zusammenhang  mit  dem  Selinenapparat  erkennen. 

Der  rechte  Vorderarm  mißt  an  seiner  stärksten  Stelle  251/4,  der  linke  25  cm. 

Begutachtung. 

Über  die  Ursache  der  sogenannten  Dupuytremohm  Kontrakturen  haben 
sich  Czerny  und  Marivedel  in  einem  dem  Reichsversicherungsamte  erstatteten  Gut- 
achten folgendermaßen  ausgesprochen:  „Die  traumatische  Ursache  kann  nicht  be- 
stritten werden,  allein  es  handelt  sich  dabei  um  die  fortdauernde  Einwirkung  eines 
stets  sich  wiederholenden  Traumas.  So  ist  dies  der  Fall  bei  Arbeitern,  die  jahre- 
lag  gestielte  Werkzeuge  (Hammer  etc.)  in  der  Hand  halten,  bei  Kutschern,  die 
mit  gekrümmten  Fingern  die  Zügel  in  der  Hand  halten.  Ähnliche  Punwirkiingon 
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machen  sicli  bei  Klaviorspic'h'rn  goitmnl,  di('  (lurcli  häutiges  Spreizen  der  Hand 
lind  Finger  die  llohlhand  anstremgen.  Man  sbdlt  sich  vor,  dab  durch  die  ver- 
schiedenen, sich  immer  wiederhol('nden  ManipiilatioiHm  Zerrungen  und  Finrisso  in 
die  ralmaraponeurose  (P'ascie  der  llohlhand)  zustamh'.  kommen,  di(^  weibudiin 
zu  lokalisierten  Entzündungen  und  Vm’dickungen  der  Apommrose  mit  nachtolgemh'r 
Schrumpfung  füliren.“ 

Die  Sehnenverkürzung  ist  eine  Folge  dieses  L(üdens. 

Die  Entstehung  des  in  Hed('  stehenden  Leidens  durch  eine  (uninalige  \ er- 
letzung  ist  mit  Sicherheit  noch  niemals  beobachtet  worden. 

Ich  gelange  daher  zu  dem  Sclilub,  daß  die  einmalige  h'ichte  Verhdzung  der 
rechten  Hand  des  A.  am  27.  Alai  1898,  die  ohne  llinzutr(d.en  von  Entzündung 
oder  anderen  Komplikationen  bis  zum  14.  duni  1898  völlig  geheilt  war,  nicht  die 
Ursache  der  später  — nach  dem  außerordentlich  langen  Zeitraum  von  9 Jahren 
— zustande  gekommenen  DujJUi/trensclwn  Kontraktur  sein  kann.  Gestützt  wird  die 
Ablehnung  eines  ursächlichen  Zusammenhanges  noch  durch  die  Tatsache,  daß  sich 
auch  in  der  linken  unverletzten  Hohlhand  des  Klägers  ein  verdächtiger  Knoten 
zeigt,  der  als  Beginn  des  gleichen  Leidens  anzusprechen  ist. 

Demzufolge  ist  auch  der  jetzige  Zustand  der  rechten  Hand  nicht  Folge  des 
Unfalles  vom  27.  Mai  1898. 


Die  Eentenansprüche  des 
gewiesen. 


Klägers 


wurden  darauf  rechtskräftig  zurück- 


Diipuytreiisclie  Kontraktur  nicht  Unfallfolge. 

Unfall;  9.  November  1908.  Quetschung  des  4.  linken  Fingers  durch 
herabfallendes  Kohlenstück. 


ein 


Eigene  Angaben  des  Klägers. 

„Ich  kann  mit  der  linken  Hand  schwerere  Gegenstände  nicht  halten.“ 

Untersuchungsbefund  (9.  November  1910). 

48jähriger,  gesund  aussehender  kräftiger  Mann.  Vom  linken  kleinen  Finger 
sind  die  beiden  vordersten  Glieder  abgesetzt.  Der  Stumpf  ist  gut  gepolstert,  nicht 
druckempfindlich.  Das  verbliebene  Grundglied  steht  rechtwinklig  im  Grundgelenk 
gebeugt  und  kann  weder  gebeugt  noch  gestreckt  werden. 

In  der  linken  Hohlhandfiäclie  verläuft  quer  über  die  Grundgelenke  der 
letzten  3 Finger  eine  widerstandsfähige,  nicht  druckempfindliche  Narbe  bis  zum 
Seitenrande  der  Hand.  Senkrecht  zu  ihr  verläuft  entsprechend  dem  Mittelfinger 
eine  ebensolche  4 cm  lange  Narbe.  Der  4.  Finger  ist  im  Mittelgelenk  krummsteif, 
er  kann  nicht  gestreckt  werden.  Die  verbliebenen  Finger  können  aber  völlig  zur 
Faust  eingeschlagen  werden. 

Das  Streckhindernis  des  3.  und  4.  Fingers  beruht  auf  einem  Verwachsensein 
der  Beugesehnen  mit  der  geschrumpften  Handfascie,  von  der  ('rsichtlich  ein  Teil 
operativ  entfernt  ist. 

Der  rechte  Ringfinger  steht  im  Alittelgelenk  rechtwinklig  gebeugt  und  kann 
weder  selbst-  noch  fremdtätig  weiter  gestreckt  werden.  Die  Handfaszie  tritt  über 
dem  rechten  Ringfinger  als  knotiger  verdickter  Strang  aus  dem  Niveau  der 
Handfläche  heraus. 

Begutachtung. 

Die  Schilderung  des  Leidens  an  der  linken  Hand,  die  daselbst  vorgeiiommene 
Operation  (Entfernung  der  geschrumpften  Handfascie),  sowie  der  Zustand  an  der 
unverletzten  recliten  Hand  läßt  klar  erkennen,  daß  es  sich  hier  um  einen  Fall 
von  Dupuytrenscher  Kontraktur  handelt.  Es  liandelt  sich  dabei  um  die  Schrumpfung 
der  Hohlhandfascie , die  durch  lang  dauermh^  mechanische  Einwirkungen  mit  ihrem 
fortgesetzten  mechanischen  Reiz  entsteht. 
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Mit  einer  einmaligen  Verletzung  hat  das  Leiden  niclits  zu  tun.  Dies  beweist 
liier  auch  das  Vorhandensein  desselben  Leidens  an  der  rechten  Hand,  die  von 
einem  Unfälle  gar  nicht  betroffen  wurde. 

Selbst  wenn  man  eine  Verletzung  für  das  Zustandekommen  des  Leidens 
verantwortlich  machen  wollte,  so  müßte  gefordert  werden,  daß  wenigstens  die 
Ilohlhandtläche  von  derselben,  nicht  aber  nur  ein  Finger  betroffen  wurde,  wie 
es  hier  der  Fall  war. 

Ich  gelange  daher  zu  dem  Schlüsse; 

Kläger  leidet  an  einem  Schrumpfungsprozeß  beider  Hohlhandfascien.  An 
der  nicht  verletzten  Hand  hat  sie  eine  Beugestellung  des  Ringfingers,  an  der 
linken  eine  starke  Beugestellung  des  kleinen  Fingers,  so  daß  dieser  im  Mittel- 
gelenk  abgesetzt  werden  mußte,  und  eine  mäßige  Beugestellung  des  3.  und 
4.  Fingers  herbeigeführt. 

Dieser  Zustand  ist  keine  Folge  des  Unfalles  vom  9.  November  1908,  der 
nach  seiner  Art  gar  nicht  imstande  war,  ein  solches  Leiden  auszulösen. 

Infolge  des  Unfalles  hat  eine  Erwerbseinbuße  demnach  bisher  nicht  Vorge- 
legen, liegt  auch  jetzt  nicht  vor. 

Die  Rentenansprüche  des  Klägers  wurden  demnach  abgewiesen. 


Bewertung  einzelner  Fingerverletzungen  nach  Entscheidungen  des 

Reichsversicherungsamtes. 

Die  nachfolgenden  Rekursentsclieidnngen  des  Reichsversicherungsamtes 
geben  eine  Handhabe  für  die  Bewertung  von  Fingerverletzungen,  nachdem 
die  Gewöhnung  an  den  Zustand  eingetreten  ist. 


I,  Rechter  Daumen, 

1.  Glatter  Yerlust  des  rechten  Daumens.  52jähr.  Arbeiter.  157o  nach 
2 Jahren. 

Gründe;  Nach  dem  einwandfreien  Gutachten  des  Geheimen  Sanitätsrates 
Dr.  B.  in  B.  vom  29.  Mai  1908  ist  in  dem  Zustande  der  verletzten  rechten  Hand 
des  Rekursklägers  seit  Festsetzung  der  Rente  von  30Vo  insofern  eine  Besserung 
eingetreten,  als  der  Zeigefinger  jetzt  völlig  brauchbar  ist,  namentlich  bis  zur  Be- 
rührung des  Handtellers  gebeugt  werden  kann,  und  als  vollkommene  Gewöhnung 
und  Anpassung  an  den  durch  den  Unfall  geschaffenen  Zustand  eingetreten  ist.  Es 
handelt  sich  jetzt  also  nur  noch  um  den  glatten  Yerlust  des  rechten  Dau- 
mens — denn  das  noch  vorhandene  Stumpfende  ist  bei  seiner  gänzlichen  Unbe- 
weglichkeit  für  die  Arbeit  wertlos  — bei  ungehinderter  Brauchbarkeit  der  übrigen 
Hand  und  völliger  Gewöhnung  an  den  bestellenden  Zustand.  Für  die  nur  durch 
den  Verlust  des  rechten  Daumens  herbeigeführte  Minderung  der  Erwerbsfähigkeit 
bildet  aber  eine  Teilrente  von  15%  eine  ausreichende  Entschädigung. 


2.  Glatter  Yerlust  des  Nagelgliedes  des  rechten  Daumens. 
Schreiner.  0%  nach  5 Jahren. 


27jähr. 


Gründe;  Aus  dem  Gutachten  des  Dr.  C.  in  1).  vom  24.  Mai  1909  ergibt 
sicli,  daß  in  dem  Zustande  der  rechten  Hand  des  Klägers  gegenüber  dem  Befunde, 
der  zur  Gewährung  der  liisherigen  Teilrente  von  15o/o  geführt  hat,  insofern  eine 
wesentliche  Besserung  eingetreten  ist,  als  die  Muskulatur  des  rechten  Vorder- 
armes ebenso  kräftig  wie  die  linksseitige  ist  und  sich  eine  gute  Entwickelung  der 
Vluskulatur  des  rechten  Daumenballens  sowie  eine  gute  Verarbeitung  beider  Hand- 
flächen und  auch  der  Beugeseite  des  Daumenstumpfes  zeigt.  Allerdings  hat  es 
Dr.  L.  für  glaubhaft  ei’achtet,  dal.)  die  Absetzungsnarbe  am  Daumenstumpfe  noch 
druckempfindlich  ist,  indessen  hat  der  Schiedsgerichtsarzt  Dr.  K.  in  C.,  der  den 


Erwerbseiiibnße  nach  Uiifallfolgcn  an  den  Fingern. 
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Klägi'v  sclion  früher  uiitersncht  hat,  in  seinem  Gutachten  vom  23.  August  1909 
eine  solche  Druckcmptindliclikeit  niclit  erwähnt,  sondern  vielmelir  im  wesent- 
lichen den  gleichen  llefund  wie  I)r.  C.  festgestellt  und  im  übrigen  ausgeführt,  daß 
der  Stumpf  jetzt  in  Ordnung  sei  und  daß  es  sich  somit  nur  noch  um  den  glatten 
Verlust  des  Nagel  gl  iedes  des  rechten  Daumens  handle.  Daraus  folgt  aber, 
daß  der  Druckemptindlichkeit,  falls  sie  wirklich  besteht,  keine  besondere  Bedeu- 
tung für  die  Frage  der  Beeinträchtigung  der  Erwerbsfähigkeit  des  Klägers  beige- 
messen werden  kann.  In  mehrfachen  Entscheidungen  hat  das  Reichsversicherungs- 
amt aber  bereits  darauf  hingewiesen,  daß  der  glatte  Verlust  des  Nagelgliedes 
eines  Daumens  nach  vollständiger  Angewöhnung  eine  Schmälerung  der  Erwerbs- 
fähigkeit nur  unter  besonderen  Verhältnissen  bedingt.  Solche  liegen  hier  nicht  vor. 
Im  Gegenteile  sind  seit  dem  Unfälle  mehr  als  fünf  Jahre  verhossen,  so  daß 
schon  wegen  des  Zeitablaufs  eine  Angewöhnung  angenommen  werden  muß.  Außer- 
dem ergeben  aber  die  Lohnverhältnisse,  daß  der  Kläger  jetzt  4 Mk.  60  Pf.  gegen 
3 Mk.  30  Pf.  vor  dem  Unfälle  verdient,  daß  er  in  seinem  Lohne  auch  gleichar- 
tigen Arbeitern  nicht  nachsteht;  die  Unfallfolgen  haben  sich  so  wenig  bemerkbar 
gemacht,  daß  der  Arbeitgeber  des  Klägers  nach  seiner  Mitteilung  vom  4.  Mai  1909 
überhaupt  von  dem  Unfälle  nichts  gewußt  hat,  ein  weiterer  Beweis  dafür,  daß  der 
Kläger  in  seiner  Arbeitsfähigkeit  hinter  gleichartigen  Arbeitern  nicht  zurückge- 
blieben sein  kann. 

II.  liechter  Zeigefinger* 

3.  Glatter  Yerlust  toii  2V2  Gliedern  des  rechten  Zeigefingers. 
Schreiner.  0"/o  nach  3 Jahren. 

Gründe:  Aus  dem  ärztlichen  Gutachten  ergibt  sich,  daß  die  Narbe  des 
Zeigetingerstumpfes  schmerz-  und  reizlos,  der  Stumpf  gut  gepolstert,  die  Muslai- 
latur  kräftig  und  das  Grundgelenk  gut  beweglich  ist.  Hierzu  kommt,  daß  im  Laufe 
der  vergangenen  3 Jahre  völlige  Gewöhnung  an  den  nunmehrigen  Zustand  der 
Hand  eingetreten  ist.  Es  ist  mithin  eine  wesentliche  Besserung  seit  der  letzten 
Rentenfestsetzuug  eingetreten.  Denn  es  handelt  sich  jetzt  nur  noch  um  den  glatten 
Verlust  von  21/2  Gliedern  des  rechten  Zeigefingers.  Eine  wirtschaftlich  meßbare 
Einbuße  an  Erwerbsfähigkeit  ist  hierin  aber  nach  den  Erfahrungen  in  gleichlie- 
genden Fällen  nicht  mehr  zu  erblicken.  Die  Beklagte  hat  daher  mit  Recht  die 
Rente  eingestellt. 

4.  Terliist  des  Nagelgliedes  des  rechten  Zeigefingers.  27jähr.  Hobler. 
0®/o  nach  3Va  Jahren. 

Gründe:  Das  Rekursgericht  hat  die  Überzeugung  gewonnen,  daß  der  seit 
dem  Unfälle  verflossene  Zeitraum  von  31/2  Jahren  zur  Anpassung  und  Gewöhnung 
an  einen  Gliedverlust,  wie  er  bei  dem  Kläger  vorhanden  ist,  ausreicht,  und  daß 
ein  solcher  Verlust  bei  dem  Kläger  auf  dem  allgemeinen  Arbeitsmarkte  für  seinen 
Erwerb  nicht  in  Betracht  kommt.  Für  die  Richtigkeit  dieser  Auffassung  spricht 
auch  der  Umstand,  daß  der  Kläger  seiner  eigenen  Angabe  nach  gegenüber  Dr.  H. 
wöchentlich  21  Mk.  jetzt  verdient,  während  er  vor  dem  Unfälle  einen  Jahresver- 
dienst von  914-15  Mk.  erzielt  hat. 


5.  Glatter  Yerlust  zweier  Glieder  des  rechten  Zeigefingers.  48jähr. 
Schneidemüller.  OVo  nach  3 Jahren. 


Gründe:  Es  handelt  sich  um  den  glatten  Verlust  der  beiden  obersten 
Glieder  des  rechten  Zeigefingers  und  eine  gut  verheilte  Amputationswunde,  welche 
dem  Kläger  keine  Beschwerden  macht.  Da  seit  der  Beendigung  der  Heilbehand- 
lung mehr  als  3 Jahre  verflossen  sind,  hat  das  Scliiedsgericht  mit  Recht  ange- 
nommen, daß  sich  der  Kläger  im  Laufe  der  Zeit  an  die  l'erkürzung  des  Fingers 
derartig  gewöhnt  haben  muß,  daß  er  in  seiner  Erwerbsfähigkeit  nicht  mehr  in 


186 


II. Teil.  2.  Abschnitt. 


nenneiiswoitor  Weise  beeinträchtigt  sein  kann.  Auf  den  llericht  des  Arl)eitgel)ers, 
wonach  der  Klägei’  einen  etwas  geringeren  Verdienst  hat,  als  andere  gleichartige 
Arbeiter,  konnte  ein  ausschlaggebendes  Gewicht  nicht  gelegt  werden. 

Hiernach  war  die  Rente  einzustellen. 


III.  Mechter  Mittel finff er. 


6.  Glatter  Verlust  zweier  Glieder  des  recliteu  Mittelfingers.  46.jähr. 
Kreissäger.  O^o  nacli  6V2  Jahren. 


Die  Folgen  des  Betriebsunfalles,  den  der  Kläger  am  14.  September  1894 
erlitten  hat,  bestehen  in  dem  glatten  Verluste  der  beiden  letzten  Glieder  des 
Mittelfingers  der  rechten  Hand.  Der  Fingerstumpf  ist  gut  verheilt  und  auch  nicht 
druckemptindlicli  oder  sonst  schmerzhaft. 

Wenn  nun  auch  der  vorstehend  geschilderte  objektive  Befund  schon  am 
28.  Juni  1895,  als  dem  Kläger  die  Rente  von  7i/2«/o  zugebilligt  war,  in  der  Haupt- 
sache vorhanden  war,  so  ist  in  den  für  die  damalige  Festsetzung  der  Rente  maß- 
gebend gewesenen  Verhältnissen  dennoch  insofern  eine  wesentliche  Veränderung 
eingetreten,  als  der  Kläger  in  der  langen  Zeit,  die  seit  dem  Unfall  verflossen  ist, 
wie  der  Zustand  des  verstümmelten  Fingers  zeigt,  der  derb  und  zur  Arbeit  be- 
nutzt aussieht,  durch  Übung  und  Gewöhnung  sich  dem  jetzigen  Zustande  nunmehr 
völlig  angepaßt  hat  und  eine  Schmälerung  in  seiner  Erwerbsfähigkeit  nicht  mehr 
erleidet.  Es  kommt  dazu,  daß  der  Kläger,  welcher  in  einem  Sägewerk  als  Brett- 
schneider arbeitet,  im  wesentlichen  mit  groben  Arbeiten  befaßt  ist,  bei  denen  er 
in  besonderem  Grade  auf  die  Geschicklichkeit  und  Unversehrtheit  aller  Finger  nicht 
angewiesen  ist.  Hiernach  lag  keine  Veranlassung  vor,  der  Vorinstanz  entgegenzu- 
treten, wenn  sie  angenommen  hat,  daß  die  Erwerbsfälligkeit  des  Klägers  durch 
den  vor  Jahren  erlittenen  Unfall  nicht  mehr  beschränkt  wird.  Der  Kläger  hat 
also  keinen  Anspruch  auf  Unfallrente  mehr.  Der  Rekurs  war  daher  zurück- 
zuweisen. 


7.  Glatter  Verlust  des  rechten  Mittelfingers.  22jähr.  Stahsäger.  0 
nach  3V2  Jahren. 

Gründe:  Nach  dem  einwandfreien  ärztlichen  Gutachten  des  Medizinalrates 
Dr.  M.  in  G.  vom  7.  Dezember  1909  handelt  es  sich  bei  dem  Kläger  als  Folge 
des  Unfalles  vom  6.  März  1907  nur  noch  um  den  glatten  Verlust  des  rechten 
Mittelfingers.  An  den  Verlust  dieses  Fingers  gewöhnt  man  sich  erfahrungsgemäß 
im  Verlauf  einer  gewissen  Zeit  so  vollständig,  daß  die  Hand  zur  Arbeit  wieder 
völlig  gebrauchsfähig  wird,  und  ein  meßbarer  Schaden  auf  dem  allgemeinen  Ar- 
beitsmarkte nicht  mehr  besteht.  Nachdem  seit  Erlaß  des  Schiedsgerichtsurteiles 
wiederum  ein  Jahr  vergangen  ist,  ist  das  Reichsversiclierungsamt  der  Überzeugung, 
daß  die  damals  noch  festgestellte  Emptindlichkeit  der  Narbe  nunmehr  geschwun- 
den ist,  und  der  Kläger  sich  ausreichend  an  den  veränderten  Zustand  seiner  Hand 
gewöhnt  hat.  Da  auch  die  Lohnverhältnisse  des  Klägers  dem  nicht  widersprechen, 
so  erschien  es  gerechtfertigt,  die  Rente  mit  dem  Ablauf  des  Monats  Dezember 
1910  in  Fortfall  zu  bringen. 


IV,  B.echter  Ringfinger, 

8.  Glatter  Verlust  des  rechten  Kiii^fingers.  47jälir.  Tischler.  O'f  o 
nach  2 Jahren. 

Gründe:  Als  Folge  des  Unfalls  vom  17.  Januar  1899  konunt  nur  noch 
der  glatte  Verlust  des  rechten  Ringfingers  in  betracht.  Im  Gegensatz  zum  Schieds- 
gericht hat  das  Reichsversicherungsamt  angenommen,  daß  seit  der  letzten  Ren- 
tenfestsetzung im  Jahre  1900  eine  weitere,  nunmehr  völlige  Gewöhnung  und  An- 
passung an  den  Verlust  des  rechten  Ringfingers  und  damit  eine  wesentliche  Besse- 
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rang  in  der  Gebrauchsfälngkeit  der  recliten  Hand  eingetreten  ist,  und  daß  (bn* 
Verletzte  durch  Folgen  des  Unfalls  in  seiner  Frwerbsfäbigkeit  nicht  niebr  l)eein- 
trächtigt  ist.  Die  Annahnie  des  scliiedsgericlitliclien  Vertrauensarztes,  dab  b(d  d(n* 
llerabsetziing  der  Rente  von  20  anf  10^ Io  völlige  Gewöhming  angenoinriKni  wor- 
den sei,  ist  nach  Inhalt  der  Akten  nicht  zutreffend. 


9.  Glatter  Verlust  vou  Gliedern  des  recliten  Rlni;fingers.  25jälir. 
Mascliinenarbeiter.  0”/o  «ach  2 Jahren. 

Gründe;  Nach  Prüfung  des  gesamten  Sachverhalts  hat  das  Reichsversiche- 
rungsamt  keinen  xVnlab  gefunden,  den  zutreffenden  Gründen  des  Schiedsgerichtes 
entgegenzutreten.  Auch  die  Ausführungen  des  Klägers  in  der  Rekursinstanz  konnten 
nicht  zu  einer  abweichenden  Stellungnahme  führen,  da  durch  sie  die  Gründe  des 
Schiedsgerichtes  in  keiner  AVeise  widerlegt  worden  sind.  Die  geringfügigen  Folgen 
des  Unfalles,  die  in  dem  glatten  Verlust  von  li/o  Gliedern  des  rechten  R,ingting(',rs 
bestehen,  können  eine  irgendwie  wesentliche  Reeinträchtigung  der  Erwerbsfähigkeit 
nach  2 Jahren  wohl  nicht  mehr  bedingen.  Der  Rekurs  mußte  daher  zurückge- 
wiesen werden. 


F.  Rechter  kleiner  Finger. 

10.  Glatter  Verlust  zweier  Glieder  des  rechten  Kleiuflngers.  24jähr. 
Tischler.  0%  nach  2 Jahren. 

Gründe;  Nach  dem  bedenkenfreien  Gutachten  des  Dr.  L.  in  D.  und  des 
l)r.  Pf.  in  D.  bestehen  die  Unfallfolgen  nur  noch  im  glatten  Verlust  der  beiden 
Endglieder  des  rechten  Kleinhngers  des  Klägers.  Den  Unfall  hat  der  Kläger  vor 
mehr  als  zwei  Jahren  als  junger  Mann  von  22  Jahren  erlitten,  er  ist  aber  seinem 
Tischlerberufe  treu  geblieben  und  hat  zudem  jahrelang  eine  Teilrente  von  lO^/o 
bezogen.  In  einem  solchen  Falle  ist  es  nach  den  Erfahrungen  des  täglichen  Le- 
bens und  der  Kenntnis  des  Reichsversicherungsamtes  unwahrscheinlich,  daß  Kraft- 
mangel in  der  Hand  oder  Empfindlichkeit  des  Fingerstumpfes  sich  noch  in  einer 
AVeise  bemerklich  machen,  die  das  Bestehen  einer  abschätzbaren  Einbuße  an  Er- 
werbsfähigkeit annehmen  lassen.  Die  eingetretene  Gewöhnung  rechtfertigt  vielmehr 
trotz  möglicherweise  noch  gelegentlich  auftretender  kleiner  Unbequemlichkeiten 
die  vom  Schiedsgericht  ausgesprochene  Rentenaufhebung.  Der  Rekurs  war  daher 
zurückzuweisen. 


VI.  Linker'  Daumen. 

11.  Glatter  Verlust  des  Nagelgiiedes  und  des  Köpfchens  des  Grund- 
gliedes des  linken  Daumens.  23jähr.  Tischler.  O^o  nach  3 Jahren. 

Gründe;  Nach  dem  Gutachten  des  Arztes  Dr.  K.  in  K.  vom  26.  Oktober 
1907  ist  seit  der  letzten  Rentenfestsetzung  in  dem  Zustande  der  verletzten  Hand 
des  Klägers  insofern  eine  wesentliche  Besserung  eingetreten,  als  der  Stumpf  des 
linken  Daumens  eine  gesunde  Beschaffenheit  seiner  Narbe  darbietet  und  die  Arm- 
muskulatur deutlich  an  Kraft  zugenommen  hat.  Als  Unfallfolge  besteht  nur  noch 
der  glatte  Verlust  des  Nagel gliedes  und  des  Köpfchens  des  Grundgliedes  des  Dau- 
mens ohne  jede  erschwerende  Begleiterscheinung.  Der  Sachverständige  schätzt  die 
durch  die  Folgen  des  Unfalles  herbeigeführte  Beschränkung  der  Erwerbsfähigkeit 
des  Klägers  jetzt  auf  weniger  als  10%.  Das  Rekursgericht  ist  insbesondere  auf 
Grund  des  Ergebnisses  des  von  ihm  eingenommenen  Augenscheines  diesem  Gut- 
achten gefolgt.  Dr.  K.  hat  den  Kläger  bereits  im  Jahre  1906  untersucht  und  ist 
deshalb  wohl  in  der  Lage,  den  Zustand  richtig  zu  beurteilen.  Seit  dem  Unfall 
sind  etwa  3 Jahre  vergangen.  Es  unterliegt  keinem  Zweifel,  daß  bei  dem  22  Jahre 
alten  Kläger  in  dieser  Zeit  Anpassung  und  Gewöhnung  in  vollem  Umfang  einge- 
treten ist,  und  daß  irgendwie  erhebliche  Schmerzen  nicht  mehr  vorhanden  sind. 
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Dniür  sprecluni  {iiicli  die  Lolmverhältnisse  des  Klägers,  der  nach  dem  Unfall  be- 
reits 3 Mk.  40  J’f.  täglich  gegen  2 Mk.  91  Pf.  vor  dem  Unfall  verdient  hat.  Hier- 
nach ist  angenommen  worden,  daß  der  Kläger  auch  als  Tischler  nicht  mehr  in 
meßbarem  Grade  durch  Unfallfolgen  in  seiner  Erwerbsfähigkeit  beeinträchtigt  wird. 


VI  [.  Linker  Zeigefinffer, 


12.  Glatter  Verlust  zweier  Glieder  des  linken  Zei^efln?»ers.  54 j ähr. 
Schreiner.  O^o  nach  2 Jahren. 

Gründe:  Nach  dem  Gutachten  des  Königlichen  Kreisarztes  I)r.  L.  in  K. 
vom  15.  Mai  1906  ist  gegenüber  dem  Befunde  des  Sanitätsrates  Dr.  H.  vom 
18.  Juni  1905,  der  für  Gewährung  der  bisherigen  Teilrente  von  15o/o  maßgebend  ge- 
wesen ist,  insofern  eine  erhebliche  Besserung  in  dem  Zustande  des  Klägers  ein- 
getreten, als  die  Finger  der  linken  Hand  und  mithin  auch  der  Stumpf  des  Zeige- 
fingers jetzt  vollkommen  frei  beweglich  sind,  während  früher  der  Daumen  nur 
mangelhaft  bewegt  werden  konnte.  Außerdem  hat  sich  der  Kläger  jetzt  derartig 
an  den  Verlust  des  Fingerteiles  gewöhnt,  daß  der  Stumpf  bei  der  Arbeit  nicht 
mehr,  wie  früher,  hindernd  im  Wege  steht,  sondern  zur  Ausführung  aller  Ar- 
beiten mit  verwendet  werden  kann.  Dies  ergibt  sich  auch  daraus,  daß  sich  an  der 
Beugeseite  des  Fingerstumpfes  ebenso,  wie  an  den  übrigen  Fingern  Schwielenbil- 
dung zeigt.  Als  Folge  des  Unfalles  besteht  mithin  lediglich  der  glatte  Verlust 
von  zwei  Gliedern  des  linken  Zeigefingers  ohne  nachteilige  Nebenerscheinungen, 
insbesondere  ohne  erhebliche  Schmerzhaftigkeit  der  Fingernarbe  und  ohne  Schwä- 
chung des  Armes.  In  solchem  Falle  wird  aber  nach  der  Ansicht  des  Reichsver- 
sicherungsamtes  nach  dem  Eintritt  der  Gewöhnung  die  Erwerbsfähigkeit  des  Ver- 
letzten in  der  Regel  nicht  meßbar  beeinträchtigt.  Das  Rekursgericht  ist  entgegen 
der  Vorinstanz  unbedenklich  dem  Gutachten  des  Dr.  L.  beigetreten,  daß  auch  im 
vorliegenden  Fall  eine  abschätzbare  Beeinträchtigung  der  Erwerbsfähigkeit  des 
Klägers  nicht  mehr  besteht,  zumal  da  seine  Lohnverhältnisse  in  keiner  Weise 
eine  Minderung  der  Leistungsfähigkeit  erkennen  lassen. 

Demzufolge  war  der  Rentenaufhebungsbescheid  der  Beklagten  wiederher- 
zustellen. 


13.  Glatter  Verlust  des  linken  Zeigefingers.  53jälir.  Arbeiter.  0®/o 
nach  4 Jahren. 


Gründe:  Es  handelt  sich  als  Folge  des  Unfalles  vom  24.  August  1904 
nur  noch  um  den  glatten  Verlust  des  linken  Zeigefingers.  Im  Laufe  der  Jahre, 
welche  seit  dem  Unfall  verflossen  sind,  hat  der  Kläger  sich  an  seinen  Zustand 
gewöhnt  und  gelernt,  den  Mittelfinger  der  linken  Hand  mehr  heranzuziehen.  Der 
angebliche  Minderverdienst  ist  auf  andere  Ursachen  zurückzuführen,  da  es  in  der 
Bescheinigung  des  Amtes  zu  St.  heißt,  daß  der  Verletzte  wegen  Krankheit  die 
Arbeit  häufiger  aussetzen  muß.  Diese  Kranldieit  aber  hängt  mit  den  Unfallfolgen 
offenbar  niclit  zusammen;  auch  in  der  Bescheinigung  ist  dies  nicht  zum  Aus- 
druck gebracht. 

Hiernach  war  anzunehnien,  daß  der  Kläger  über  dem  31.  Juli  1908  durch 
(hm  Verlust  des  linken  Zeigefingers  in  seiner  Erwerbsfähigkeit  nicht  mehr  nennens- 
wert beeinträchtigt  ist. 


14.  Glatter  Verlust  des  linken  Zeigefingers. 
3 Jahren. 


Fräser.  O^o 


Gründe:  Nach  dem  Gutachten  des  Kreisarztes  Medizinalrates  Dr.  S.  vom 
19.  Dezcmiher  1909  kommt  als  Unfallfolge  nur  noch  der  glatte  Verlust  des  Zei- 
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getingers  der  linken  Hand  in  Hetraclit.  Den  Angaben  d(5s  Klägers,  daß  (U’  mudi 
Schmerzen  im  linken  Arme  habe,  konnte  gegenüber  dem  objektiven  Defunde  kein 
Glaube  beigemessen  werden.  Würden  tatsächlich  solche  Sclimerzen  in  einem  ir- 
gendwie erheblicheren  Maße  vorhanden  sein,  so  würde  eine  Abmagerung  der 
Armmuskulatur  die  Folge  sein;  diese  ist  aber  nach  der  einwandfreien  Feststellung 
des  gehörten  ärztlichen  Sachverständigen  nicht  eingetreten.  Wie  die  Deschwielung 
der  Handfläche  erkennen  läßt,  wird  die  linke  Hand  in  ausgiebigem  Maße  zur 
Arbeit  gebraucht.  Es  kann  daher  auch  keinem  Zweifel  unterliegen,  daß  der  Klä- 


ger sich  völlig  an  den  Zustand  der  linken  Hand  gewöhnt  hat.  Unter  Uei’ücksich- 
tigung  der  Umstände  hat  das  Reichs versicherungsamt  die  Überzeugung  er- 
langt, daß  durch  die  noch  vorhandenen  Unfallfolgen  eine  nennenswerte,  im  wirt- 
schaftlichen Leben  als  meßbar  in  Betracht  kommende  Beeinträchtigung  der  Er- 
werbsfähigkeit des  Klägers  nicht  mehr  bedingt  wird.  Auch  die  speziellen  Arbeits- 
verhältnisse des  Klägers  können  die  Fortgewährung  der  Rente  nicht  rechtfertigen; 
denn  gerade  in  seiner  jetzigen  Arbeit  ist  er,  wie  die  Auskunft  des  Arbeitgebers 
vom  18.  Dezember  1909  ergiebt,  nicht  geschädigt;  er  verdient  den  gleichen  liOlm 
wie  gleiclialterige  Arbeiter. 


15.  Glatter  Terliist  des  linken  Zeigefingers.  28jälir.  Drechsler.  O’/o 
nach  *2  Jahren. 

Gründe:  Das  Rekursgericht  war  zwar  in  Übereinstimmung  mit  den  Yor- 
instanzen  der  Überzeugung,  daß  der  mit  krankhaften  Nebenerscheinungen  niclit 
verbundene  Verlust  des  linken  Zeigefingers  nach  Eintritt  des  Dauerzustandes,  be- 
sonders nach  Eintritt  der  Gewöhnung,  die  Erwerbsfähigkeit  in  einem  zur  Ent- 
schädigung berechtigten  Grade  nicht  beeinträchtigt.  Es  war  aber  der  Auffassung, 
daß  im  gegenwärtigen  Falle  der  Eintritt  der  Gewöhnung  noch  nicht,  wie  es  seitens 
der  Vorinstanzen  geschehen  ist,  mit  dem  1.  Mai  1910  angenommen  werden  kann, 
da  es  sich  um  den  Verlust  eines  wichtigen  Fingers  handelt  und  außerdem  auf  die 
Berufsstellung  des  Klägers  billige  Rücksicht  zu  nehmen  ist.  Dem  Kläger  ist  da- 
her die  Teilrente  von  15*^/o  noch  bis  zum  31.  Dezember  1910  belassen  worden. 
Bis  dahin  hat  sich  der  Kläger  sicher  an  den  Verlust  hinreichend  gewöhnt,  so  daß 
die  Rente  von  diesem  Zeitpunkt  an  in  Wegfall  kommen  muß. 


VIII,  Linker  Mittelfinger, 

16.  Verlust  zweier  Glieder  des  linken  Mittelfingers.  25jälir  Tiscliler- 
geselle.  0“/o  nach  3 Jahren. 

Gründe:  Das  Reichs  versicherungsamt  hat  auf  Grund  des  Gutachtens  des 
praktischen  Arztes  Dr.  M.  in  C.  vom  21.  Dezember  1905  die  sichere  Überzeu- 
gung gewonnen,  daß  der  Kläger  wegen  der  Folgen  des  Unfalles  vom  1.  Novem- 
ber 1902  in  seiner  Erwerbsfähigkeit  nennenswert  nicht  mehr  beeinträchtigt  war 
und  zurzeit  nicht  mehr  beeinträchtigt  ist.  Das  Gutachten  des  Dr.  M.  ist  beden- 
kenfrei, denn  er  kannte  den  Zustand  des  Klägers  sehr  genau.  Der  Kläger  hat 
genügend  Zeit  gehabt,  sich  an  den  Zustand  seiner  verletzten  linken  Hand  zu  ge- 
wöhnen, an  der  nur  die  beiden  Vorderglieder  des  Mittelfingers  fehlen.  Nicht  jede 
Folge  eines  Unfalles  giebt  den  Versicherten  noch  einen  Anspruch  auf  Unfallrente 
und  dies  selbst  dann  nicht,  wenn  ihm  infolge  der  Verletzung  gewisse  Unbe- 
([uemlichkeiten  bei  der  Verrichtung  seiner  Arbeiten  erwachsen.  Auf  eine  Rente 
hat  der  Verletzte  nur  noch  Anspruch,  wenn  er  in  seiner  Erwerbsfähigkeit  noch 
in  einem  solchen  Grade  beeinträchtigt  ist,  daß  die  Beeinträchtigung  im  wirt- 
schaftlichen Leben  als  ein  meßbarer  Schaden  in  Betracht  kommt.  Ein  solcher  be- 
steht aber  bei  dem  Kläger  nach  der  Überzeugung  des  Rekurssenats  nicht  melir, 
deshalb  war  die  Rente  aufzuheben. 
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17.  Verlust  des  linken  Mittelfingers  mit  dem  Köpfchen  des  zuj^ehö- 
rigen  Mittelhiindknochens.  44jähr.  Arbeiter.  OVo  nach  2 Jahren. 

Urüiido:  Nach  dem  überzeugenden  Gutacliten  des  Geheimen  Medizinalrates 
l)r.  F.  in  St.  vom  20.  Mai  1908  handelt  es  sicli  als  Folge  des  Unfalles  vom 
27.  April  1906  im  Avesentlichen  nur  noch  um  den  glatten  Verlust  des  linken  Mittel- 
fingers und  des  Ivöpfchens  des  dazu  gehörigen  Mittelhandknocliens.  Die  Finger 
der  linken  Hand  werden  gut  zur  Faust  eingeschlagen,  die  Handfläche,  auch  längs 
der  Finger,  ist  schwielig  und  derb.  Her  linke  Arm  ist  Icräftig  und  völlig  gebrauchs- 
fähig, und  es  ist  demnach  vollständige  Gewöhnung  an  den  Zustand  der  Hand  ein- 
gefreten.  Zieht  man  hierbei  noch  in  Erwägung,  daß  das  Schiedsgericht  den  Klä- 
g('i*  gesehen  hat,  daß  auch  die  gegenwärtigen  Lohnverhältnisse  desselben  als 
günstige  zu  bezeichnen  sind,  so  erschien  die  Weitergewährung  der  bisherigen  Teil- 
rente von  lO^/o  nicht  mehr  am  Platze,  da  nicht  anzunehmen  ist,  daß  noch  eine 
lh‘einträchtigung  der  Erwerbsfähigkeit  des  Klägers  in  meßbarem  Grade  besteht. 
Der  Pekurs  des  Klägers  war  daher  zurückzuweisen. 

18.  Verlust  des  linken  Mittelfingers  und  eines  Teiles  des  zugeliöri- 
gen  Mittelhandknocliens.  27jähr.  Tischler.  0®/o  nach  IV4  Jahren. 

Gründe:  Der  Unfall  vom  27.  Oktober  1908  hat  für  den  Kläger  den  Ver- 
lust des  linken  Mittelfingers  und  eines  kleinen  Teiles  des  zugehörigen  Mittelhand- 
knochens zur  Folge  gehabt.  Nach  dem  Gutachten  des  Geheimen  Sanitätsrates  Prof. 
Dl-.  Th.  in  C.  vom  8.  September  1909  ist  gegenüber  dem  Befunde,  auf  welchem 
die  Festsetzung  der  Teilrente  von  20°/o  beruht,  insofern  eine  wesentliche,  die  Er- 
werbsfähigkeit des  Klägers  erhöhende  Besserung  eingetreten,  als  die  Muskeln  des 
linken  Armes  sich  gekräftigt  haben  und  die  linke  Hand  nunmehr  zur  Faust 
geschlossen  werden  kann.  Der  Sachverständige  ist  der  Ansicht,  daß  die  Unfallfol- 
gen völlig  gehoben  sind. 

Der  Kläger  hat  noch  nicht  den  gleichen  Lohn  wie  vor  dem  Unfälle,  steht 
in  seinem  Verdienste  hinter  einen  gleichartigen  Arbeiter  zurück  und  ist  im  Ge- 
nüsse der  Teilrente  von  20o/o  seit  dem  31.  Dezember  1908;  im  Hinblick  hierauf 
hat  das  Beichsversicherungsamt  angenommen,  daß  sich  der  Kläger  zur  Zeit  der 
Aufhebung  der  Bente  noch  nicht  in  ausreichendem  Maße  an  den  durch  den  Un- 
fall hervorgerufenen  Zustand  der  linken  Hand  gewöhnt  hatte,  sondern  in  ihrer 
Gebrauchsfähigkeit  noch  bis  zum  31.  August  1910  um  20o/o  beschränkt  gewesen 
ist  und  erst  nach  diesem  Zeitpunkt  keine  meßbare,  durch  den  Unfall  bedingte 
Einbuße  der  Erwerbsfähigkeit  mehr  erleidet.  Demgemäß  mußte  der  Bekurs  mit 
der  Maßgabe  zurückgewiesen  werden,  daß  die  Beklagte  die  Teilrente  von  20o/o 
dom  Kläger  noch  bis  zum  31.  August  1910  einschließlich  zu  geAvähren  hat. 

IX.  Linker  Mingfinger. 

19.  Verlust  des  linken  Ringfingers.  32jälir.  Holzbildhauer.  O^/o  nach 
3 Jahren. 

Gründe;  Als  alleinige  Unfallfolge  kommt  nur  der  Verlust  des  linken  Ring- 
fingers in  Betracht.  Das  Beichsversicherungsamt  ist  zu  der  Überzeugung  gelangt, 
daß  in  dem  Zeitraum  von  3 Jahren,  die  seit  dem  Unfälle  verflossen  sind,  der 
Beklagte  sich  soweit  an  den  Verlust  des  Fingers  gewöhnt  hat,  daß  sein  Fehlen 
für  ihn  nicht  mehr  die  Bedeutung  eines  wirtschaftlichen  Schadens  hat.  Diese 
Feststellung  bedeutet  eine  wesentliche  Veränderung  gegenüber  den  Verhältnissen, 
welche  für  die  in  dem  Bescheide  vom  25.  Januar  1906  ausgesprochene  Bewilli- 
gung der  Teilrente  von  lO^/o  maßgebend  waren.  Denn  damals  war  seit  der  Exar- 
tikulation jenes  Fingers  erst  ein  halbes  Jahr  verstrichen,  so  daß  sich  der  günstige 
Einfluß  der  Anpassung  und  Gewöhnung  an  die  veränderten  Verhältnisse  der  ver- 
hetzten Hand  noch  nicht  geltend  machen  konnte.  Wenn  damals  und  auch  noch  in 
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durch  den  \ erlust 


des  Kingtiiigers 


die  Gebi’auclis- 


d('ii  daraut'folgeiideii  Jahren 
taliigkeit  der  linken  Hand  iininerhin  noch  in  ineßbarein  Grade  beeinträchtigt  ge- 
wesen sein  mag,  so  ist  doch  anznneliinen,  daß  es  nnnniehr  dem  Geklagten  gelun- 
gim  ist,  die  fehlende  Mitwirkung  des  Kinghngers  bei  der  llandhabnng  des  Arbeits- 
geräts durch  erhöhte  Inansprnclinahme  der  benachbarten  Finger  zn  ersetzen.  Diese 
Annahme  erscheint  selbst  dann  berechtigt,  wenn  dem  Beklagten  zugegeben  ist, 
daß  sein  Beruf  als  Holzbildhauer  hohe  Anforderungen  an  die  Geschicklichkeit 
beider  Hände  stellt.  Das  Rekursgericht  fand  hiernach  keinen  Anlaß,  der  Auf- 
fassung des  Schiedsgerichts,  daß  der  Beklagte  keinen  Anspruch  mehr  auf  Fort- 
gewährung der  ihm  bisher  in  wohlwollender  Weise  belassenen  Rente  habe,  ent- 
gegenzutreten. Dem  Rekurse  war  daher  der  Erfolg  zu  versagen. 


A".  Verletzung  'mehrerer  Finger, 

20.  Yerhist  des  Nagelgliedes  vom  linken  Daumen  und  zweier  (Glieder 
vom  linken  Zeigefinger.  25jäliriger  Tischler.  lO^o  «ach  Jahren. 

Gründe:  Nach  dem  einwandfreien  Gutachten  des  Dr.N.  vom  4. September  1904 
ist  in  dem  Zustande  des  Klägers  insofern  eine  wesentliche  Besserung  eingetreten,  als 
der  Stumpf  des  Zeigefingers  nicht  mehr  so  druckemptindlich  ist,  wie  früher, 
und  der  Stuüipf  des  Daumens  überhaupt  nicht  mehr  druckemptindlich  ist.  Dr.  N. 
hat  die  jetzt  noch  vorhandene  Minderung  der  Erwerbsfähigkeit  auf  lOo/o  geschätzt. 
Indem  das  Schiedsgericht,  ohne  den  Kläger  gesehen  zu  haben  oder  durch  einen 
anderen  Sachverständigen  untersuchen  zu  lassen,  die  Minderung  auf  15%  schätzte, 
hat  es  den  sicheren  Boden  eigener  Wahrnehmung  oder  derjenigen  eines  Sach- 
verständigen verlasssen  und  somit  ohne  stichhaltigen  Grund  gegen  die  Regel  ver- 
stoßen, daß  Abänderungen  berufsgenossenschaftlich  gewährter  Renten 
um  50  Q nicht  Vorkommen  sollen  (Rekursentscheidung  1582,  Amtliche  Nach- 
richten 1897,  Seite  267).  Das  Rekursgericht  hat  sich  dem  Gutachten  und  der 
Schätzung  des  ihm  als  zuverlässig  bekannten  Dr.  N.  angeschlossen,  und  dies  um  so 
unbedenklicher,  als  es  nach  dem  von  ihm  eingenommenen  Augenschein  feststellen 
konnte,  daß  vollständige  Angewöhnung  an  den  veränderten  Zustand  der  Hand  ein- 
getreten ist.  Das  verarbeitete  Aussehen  der  Hand  und  der  auch  für  H.  nicht  ge- 
ringe Lohn  von  24 — 30  M.,  den  der  Kläger  nach  seiner  eigenen  Angabe  wöchent- 
lich verdient,  lassen  deutlich  erkennen,  daß  der  Kläger  nicht  um  mehr  als  IO^/q 
in  seiner  Erwerbsfähigkeit  durch  die  Folgen  des  Unfalls  vom  8.  Dezember  1900 
behindert  ist. 

21.  Verlust  des  größten  Teiles  des  linken  Mittelfingers  und  Ver- 
krümmung des  linken  Zeigefingers.  24jäliriger  Maschinist.  0®/o 
nach  3 Jahren. 

Gründe:  Nach  dem  bedenkenfrei  begründeten  Gutachten  des  Dr.  H.  in  B. 
vom  9.  Januar  1910  ist  in  den  Folgen  des  Unfalles  vom  4.  September  1906  gegen- 
über dem  der  letzten  Rentenfestsetzung  zugrunde  liegenden  Befunde  des  Dr.  W. 
vom  18.  April  1908  eine  wesentliche  Besserung  insofern  eingetreten,  als  der  Kläger 
sich  an  den  glatten  Verlust  des  größten  Teiles  des  linken  Mittel-  und 
die  Verkrümmung  des  Zeigefingers  völlig  gewöhnt  hat,  wie  die  kräftige 
Verarbeitung  und  Beschwielung  der  linken  Hand,  sowie  die  gute  Entwickelung  der 
Muskulatur  des  linken  Armes  und  der  linken  Hand  zeigt.  Der  vom  Reichsver- 
sicherungsamt eingenommene  Augenschein  hat  die  Richtigkeit  dieser  Auffassung 
bestätigt.  Da  auch  die  Ermittelungen  über  die  Arbeitsverhältnisse  des  Klägers 
ergeben  haben,  daß  dieser  den  ihm  zugewiesenen  Arbeiten  voll  gewachsen  ist  und 
einen  höheren  Verdienst  hat,  wie  vor  dem  Unfälle,  so  konnte  nicht  angenommen 
werden,  daß  der  Kläger  durch  die  Folgen  des  Unfalles  vom  4.  September  1906 
nacli  3 Jahren  noch  meßbar  in  seiner  Erwerbsfähigkeit  bescliränkt  ist.  Hiernach 
war  der  Rekurs  zurückzuweisen. 


192 


II.  Teil.  2.  Abschnitt. 


22.  Yerlust  von  je  2 (irliederii  des  linken  Zeiji;e-  und  Mitte Ifinj^ers. 
48jährij»er  Arbeiter.  20Vo  uacli  2V2  Jahren. 

Gründe:  Das  Reiclisversicherungsamt  hat  im  Hinblicken  auf  das  einwand- 
freie Gutachten  des  Dr.  St.  vom  7.  Dezember  1909,  das  durch  die  Augenscliein- 
einnahnie  des  Schiedsgerichtes  Bestätigung  gefunden  hat,  für  erwiesen  erachtet,  daß 
bei  dem  Kläger  in  den  Folgen  seines  Unfalles  vom  22.  Juli  1907  seit  der  Fest- 
setzung der  Teilrente  von  30%  eine  wesentliche,  die  Frwerbsfähigkeit  erhöhende 
Besserung  eingetreten  ist.  Sie  besteht  darin,  daß  die  Druckemptindlichkeit  der 
Narben  an  den  Stümpfen  des  verletzten  linken  Zeige-  und  Mittelfingers  ge- 
schwunden ist  und  diese  Stümpfe  vollständig  beweglich  geworden  sind.  Die  Herab- 
setzung der  bisherigen  Teilrente  ist  sonach  gemäß  § 88,  Abs.  1 des  Gewerbe-Un- 
fallversiclierungs-Gesetzes\),  gerechtfertigt.  Da  für  die  allein  noch  in  dem  glatten 
Verlust  von  zwei  Gliedern  des  linken  Zeige-  und  Mittelfingers  be- 
stehenden Unfallfolgen  die  dem  Kläger  belassene  Teilrente  von  20o/o  eine  aus- 
reichende Entschädigung  ist,  so  war  dem  Rekurse  der  Erfolg  zu  versagen. 

23.  Yerlust  von  IV2  (jliederii  des  linken  Mittel-  und  Ringfingers. 
46jähriger  Yorarbeiter.  0°/o  nach  2 Jahren. 

Gründe:  Nach  dem  Gutachten  des  Dr.  R.  in  B.  vom  17.  Juni  1910  und 
dem  Augenschein  des  erkennenden  Senats  bestehen  die  Folgen  des  Unfalles  vom 
11.  Januar  1911  nur  noch  in  dem  glatten  Verlust  von  I1/2  Gliedern  des 
Mittel-  und  Ringfingers  der  linken  Hand. 

Aus  diesem  Verluste  mögen  dem  Kläger  noch  gewisse  Unbe(iuemlichkeiten 
bei  der  Arbeit  entstehen;  seine  Erwerbsfähigkeit  ist  dadurch  aber  nach  einge- 
tretener Anpassung  und  Gewöhnung  weniger  als  um  IO^/q  beeinträchtigt.  Ein  so 
geringer  Schaden  kommt  wirtschaftlich  nicht  in  Betracht.  Der  Kläger  hat  also 
keinen  Anspruch  mehr  auf  eine  Unfallrente. 

Brüche  der  Mittelhandknochen. 

Bruch  eines  Mittelhaudkuocheiis. 

Renten:  lOo/o*  0%  nach  einem  Jahre. 

Unfall:  2.  April  1908.  Fall  eines  eisernen  Gewichtes  auf  die  rechte  Hand. 

Eigene  Angaben  des  Verletzten. 

„Ich  habe  noch  furchtbare  ■Schmerzen  in  der  rechten  Hand.  Ich  kann  damit 
nicht  hauen.  Morgens  spannt  dieselbe.  Ich  arbeite  bei  der  Gemeinde  Z.  und  be- 
komme pro  Stunde  35  Pf.“ 

Untersuchungsbefund  (4.  April  1909). 

57jähriger,  kräftiger,  gesund  aussehender  Mann.  Fingerbreit  über  dem  Hand- 
gelenk sieht  man  auf  dem  rechten  Handrücken  eine  (|uerverlauf“ende,  etwa  7 cm 
lange,  völlig  reaktionslose,  mit  der  Unterlage  nicht  verwachsene,  imempfindliche 
Narbe.  Am  rechten  Daumenmuskelballen  ist  eine  ebenso  bedeutungslose  3 cm 
lange  Narbe  zu  sehen.  Am  vorderen  Teile  des  4.  Mittelhandknochens  fühlt  man 
eine  ganz  leichte,  auf  Druck  nicht  schmerzhafte  Verdickung.  Die  von  der  Hohl- 
handfiäche  aus  zu  konstatierende  Verdickung  hindert  die  Gebrauchsfähigkeit  der 
Hand  weder  durdi  ihren  Sitz,  noch  durch  ihre  Beschaffenheit. 

Die  Finger  der  rechten  Hand  können  angeblich  nicht  völlig  gestreckt  wer- 
den. Selbst  wenn  diese  mangelhafte  völlige  Streckfähigkeit  nicht  vorgetäuscht, 
sondern  tatsächlich  vorhanden  ist,  bedingt  sie  keine  Erwerbseinbuße. 

Der  Faustschluß  ist  vollkonmien  möglich,  obwohl  R.  zunächst  auch  hier 
eine  Behinderung  darzutun  sucht.  Das  Spreizen  der  Finger  gelingt  vollkommen. 
Dic!  rechte  Hohlhandfiäche  ist  stark  verarbeitet. 


0 Entspricht  dem  ^ (508  der  RVO. 


Keiiteiitabclleu  für  Viifallfolgcii  an  den  obercji  Extremitäten. 


I9r> 


'chts 

links 

30 

28 

32 

30tA 

27VA 

26i/o 

22 

18Vo 

I8V4 

23 

22 

25^4 

25^/4 

l)('r  ivclito  l)annu'nnuisk('lballcn  /(‘igt  an  s('inor  dem  Vord('rann  /uge- 
wandt('n  Si'iti'  (dne  Icdelitt'  Abmag('i‘img.  l)i(‘  Ki’aft  und  di(‘.  Jbnvc'glielikeit  (l('s 
Dannnms  ist  dadiiiadi  nielit  b('bindort. 

Es  Ix'trägt  (l('r  Umfang 

d('s  ()b(M’armes ; 

um  (bm  zwi'iköptigen  Muskel  (lUceps)  .... 
zweiköpfigen,  g('spannten  Muskid 

(b's  Unti'i’armi's ; 

au  dev  diekstim  Stidli' 

in  dev  Alitte 

liamlbveit  übev  dem  llandgideidx 

dev  Hand  olnie  Daumen 

di'v  Hand  mit  Daumen 

Es  besteht  also  kein  Untevmab  dev  vi'cbtsseitigim  Avmmuskulatuv,  vielmeliv 
das  natüvliche  Übevinalo  von  1—  2 cm. 

Es  ist  dies  ein  Heweis,  daß  dev  vi'clite  Avm  in  di'v  vevgangenen  Zeit,  etwa 
infolgi'  von  Selinievzen,  nielit  gi'seliont  wovden  ist,  da  in  diesem  P^'alle  sich  ein 
Untevmaß  hätti'  lievaushilden  müssen,  keineswegs  ahev  das  Ühevmaß  bestellen 
könnt!'.  ^ 

I » ('  g u t a c li  t u 11  g. 

ln  dem  Zustamh'  des  Vi'vletzten  ist  seit  dev  Fi.'stsetzung  dev  Ilente  auf  lOo  'o 
eine  wesentliche  Hessevung  und  damit  eineEvhöhung  devEvwevhsfäliigkeit  eingetveten. 
Die  Dessevung  besteht  in  folgendem: 

aj  Die  iiuev  übev  die  veclite  Hand  vevlaufende  Navbe  ist  jetzt  vollkommen  fvei 
vi'vscliiehlich,  nicht  nieliv  mit  dev  Unievlage  vevwaclisen. 

b)  Das  unteve  Dvuclistück  des  4.  Alittelliandknocliens  vagt  nach  Schwinden  des 
('allus  nicht  ineliv  huckelfövniig  in  die  Elohlhand  hevvov. 

c)  4'austschluß  ist  jetzt  völlig  mögiieh. 

d)  Die  Aluskulatuv  dev  vechten  Hand  hat  sich  gekväftigt. 

e)  Xach  Ablauf  von  übev  einem  .Tabve  seit  dem  Unfälle  ist  Gewöhnung  an  den 
Zustand  anzunehmen. 

Di'in  Gutachten  des  Dv.  H.  muß  beigetveten  wevden.  Die  Bescheinigung  des 
Dl'.  B.,  dev  füv  seine  Schätzung  auf  25®/o  Evwevbseinbuße  keinen  Gvund  angiebt, 
fällt  völlig  aus  dem  Balimen  dev  Ivechtspvechung  des  rieichsvevsichevungsamtes. 

B.  ist  demnach  zuv  Zeit  duveh  Unfallfolgen  in  seinev  Evwevbsfähigkeit 
nicht  niehv  beeintvächtigt. 

Die  Bente  wuvde  bievnacb  vecbtskväftig  aufgehoben. 


Rententabellen  für  Unfallfolgen  an  den  oberen  Extremitäten. 

Die  nachfolgenden  Tabellen,  die  einer  sehr  inlialtsreichen,  empfehlens- 
werten Zusammenstellung  entnommen  sind^),  können  und  wollen  nur  an- 
nähernd einen  iVnhalt  geben,  damit  man  sich  in  seinen  Abschätzungen 
nicht  allzuweit  von  der  gemeinhin  beobachteten  Praxis  entfernt.  Es  ist 
zu  beachten,  daß  die  Rechtsprechung  der  letzten  Zeit  gegenüber  der  früherer 
Jahre  auf  Grund  der  gesammelten  Erfahrungen  vielfach  eine  strengere 
geworden  ist. 


B Zusaiiimenstelluiig  der  Eiitschädiguiigssätze,  welche  das  Reichsversicheruiigsamt 
bei  dauernden  Unfallschäden  gewährt  hat.  ß.  Aufl.  Groß-Lichtcrfelde , Verlag  der  Ar- 
heiterversorgurg.  A.  Troschel,  1912.  1113  Entscheidungen.  Preis  3 M. 

l'.ni'd].  Vieurteilanf'  von  Unfallfolgen. 
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II.  Teil.  2.  Altscliiiitt. 


Kr 

u , 

-X-  - . - 

2 N 

O) 

N r.  clor 

Arbeits- 

bO  r 7* 

s 

1‘rozel.i- 

Verhältnis  der 

Art  der  \'erletziing 

.OJ 

'S 

liste 

Verletzten 

X CO  _ 

N -Jj;  C 1- 

£ w Sf.-S 

Rentengewährung  bei  ßchulterverletzungen. 

ll 

1 6247/99 

Bergmann 

Durch  Bruch  des  Schlüsselbeins  bedingte 

30 

1 

Unmöglichkeit,  den  r.  Arm  aktiv  höher  als 

t 

. 

l)is  zur  Horizontalen  zu  heben,  sowie 
Schlaffheit  der  Muskulatur  des  r.  Armes 

2 

4590/02 

Scliiffsjunge 

Steifigkeit  des  r.  Schultergelenkes  und  we- 
sentlich beschränkte  Beweglichkeit  des 
r.  Vorderarmes,  geringe  Verkürzung  und 
Muskelschwund  des  Armes 

50 

8| 

91 

10 

ii! 


Rentengewährung  bei  Armverletzungen. 
a)  Rechter  A i in . 


17/86  Maschinenwärter 


20/86 

580/87 

787/87 


Schreiner 

Fabrikarbeiterin 

Lederzurichter 


8/86 

Maurer 

Verlust  des  rechten  Unterarmes 

75 

178/86 

Fabrikarbeiter 

Verlust  des  Unterarmes  im  unteren  Drittel 

75 

1238/89 

Steiger 

Unbrauchbarkeit  des  Armes  durch  Lähmung 

60 

1785/94 

Kutscher 

Vollständige  Gebrauchsunfähigkeit  des 
Armes  infolge  nervöser  Störungen 

70 

265/86 

Papiermaschinen- 

fiihrer 

Exartikulation  des  Armes  im  Schultergelenk 

75 

bj  Linker  Arm. 

Verlast  des  Vorderarmes  | 60 

Amputation  des  Unterarmes  j 60 

Amputation  des  Armes  im  Ellenbogengelenk  i 60 
Verlust  eines  Drittels  des  Vorderarmes  | 50 


Rentengewährung  bei  Handverletzungen. 
a)  Rechte  Hand. 


12 

i 36/88 

Lokomotivführer 

Verlust  der  Hand 

75 

13 

937/87 

Kreissägeschneider 

Verlust  der  Hand  (infolge  eines  früheren 
Unfalles  fehlten  die  beiden  ersten  Glieder 
des  linken  Ringfingers) 

75 

14 

1424/88 

Eisenarheiter 

Verlust  der  Hand 

75 

15 

3949/92 

Bodenmeister 

Verlust  der  Pland  bis  auf  Daumen  und 
Handteller 

60 

16 

4627/94 

Arbeiter 

Dem  Verluste  fast  gleichwertige  Gebrauchs- 
unfähigkeit 

60 

i 

17 

1 

519/95 

Minderjährige 

Fabrikarbeiterin 

Vollständige  Gebrauchsunfähigkeit  der 
Hand 

75  i 

i 

i 

b)  Linke  Hand. 

18j|  40/86|  Dienstknecht  | Verlust  der  Hand  | 50 

Rentengewährung  bei  Fingerverletzungen. 


a)  Rechter  Daumen. 


19: 

3738/95 

Heizer 

Verlust  der  Kuppe 

0 i 

20 

1965/99 

Fördermann 

Verlust  des  oberen  Endes  des  Nagelgliedes 

0 

21 

4428/94 

Taglöhner 

A'erlust  des  Nagelgliedes 

0 : 

22 

9019/05 

Holzarbeiter 

Desgl. 

0 ’ 

23 

9508  DO 

Bi  erfahre!’ 

Geringe  Verdickung  und  völlige  Versteifung 
des  Endgliedes 

0 i 

i 

Rentcntabcllon  für  Uiifallfolgeii  au  den  Fingern. 
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Laufende  Nr. 

Nr.  der 
Prozeß- 
liste 

Arbeits- 
Verhältnis  der 
Verletzten 

Art  der  Verletzunj? 

Prozentsatz  der 
Entschädigun- 
gen in  Proz. 
d^‘r  Vollrente 

24 

1 

6397  98’ 

• 

Heizer 

Geringfügige  Deformation  und  Verkürzung 
des  Grundgliedes  um  1 cm 

0 

25 

4801/95 

Zimmerer 

Verlust  des  größten  Teiles  des  Daumens 

0 

26 

903/00 

Zimmerer 

Mangelhafte  Streckfähigkeit  des  Daumens 

0 

27 

2405  05 

Zimmergeselle 

b) 

Teilweise  Steifheit  des  Daumens.  Endglied 
kann  aktiv  und  passiv  um  45  Grad  ge- 
beugt werden 

Linker  Daumen. 

0 

281 

356/95 

Steiuschläger 

Fehlen  eines  Teiles  des  Nagelgliedes 

0 

29; 

1 

1828/00 

Schriftsetzer 

Verkürzung  des  Daumens  um  Vs  cwi  und 
kolbige  Gestaltung  des  Endgliedes 

0 

30 

3993,99' 

Schleifer 

Verkürzung  des  Daumens  um  2 cm 

0 

31j 

647/94 

Sehiihmacher 

Verlust  des  Daumens 

15 

32 

1 

1780/03 

Steindrucker 

c)  R 

Linker  Daumen  kann  nicht  ganz  abge- 
spreizt werden. 

echter  Zeigefinger. 

0 

33 

4017/94 

Masch. -Meister 

Verstümmelung  der  Kuppe 

0 

34' 

9336/00 

Tiefbauarbeiter 

Verlust  der  Hälfte  des  Nagelgliedes 

0 

35| 

1682/04 

Arbeiter 

Desgl. 

0 

36, 

1882/04 

Arbeiter 

Desgl. 

0 

37| 

109/86 

Packetierer 

Verlust  des  Nagelgliedes 

0 

38 

1 

4132/94 

Minderjähriger 

Bergarbeiter 

Desgl. 

0 

39, 

6861/94 

Bergmann 

Verlust  des  Nagelgliedes 

0 

40 

' 1429/96 

Schreiner 

Desgl. 

0 

41 

i 1450/99 

Arbeiterin  in  Kar- 
tonnagenfabrik 

Desgl. 

0 

42 

2047/01 

Fleischergeselle 

Desgl. 

0 

43 

6369/01 

Schmiedegeselle 

Desgl. 

0 

44 

104/04 

Fleischergeselle 

Desgl. 

0 

45 

7049/06 

Bestmann 

Verlust  des  Nagelgliedes  und  Steifheit  des 
Stumpfes 

0 

46 

10211/05 

1 

Maschinenarbeiter 

Verlust  des  Endgliedes  und  des  Köpfchens 
des  Mittelgliedes 

0 

47 

1 6971/00 

Zuschläger 

Verlust  des  Zeigefingers  bis  auf  einen 
4 cm  langen  Stumpf 

10 

i 48 

1 

7451/00 

Heizer 

Amputation  des  Zeigefingers  in  der  Mitte 
des  Grundgliedes 

10 

1 49 

76/88 

Bergmann 

Verlust  des  Zeigefingers 

10 

50 

i 

' 982/89 

Minderjähriger 

Bergmann 

Desgl. 

10 

i 

I 1933/94 

1 

Minderjähriger 

Goldschläger 

Desgl. 

10 

52 

i 9806/98 

1 

1 

Arb.  d.  Papierbear- 
lieitungsbranche 

Desgl. 

15 

53 

8925/01 

Schlosser 

I)esgl. 

1,^ 

54 

7507/97 

Minderjäliriger 

Arl)eiter 

Beeinträclitigung  der  Streckfähigkeit  des 
Zeigefingers,  Beugefähigkeit  ist  intakt 

0 

55 

2590/03 

Kapitän 

Geringe  Verkrümmung  und  Versteifung 
des  Zeigefingers 

0 

II.  Teil.  2.  Abschnitt. 
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Nr.  der 

Arbeite- 

N .^  £ s 

'S  -ö 

Prozeß- 

Verhältnis  der 

Art  der  Verletzung 

liste 

Verletzten 

S 0 

l’i-oze 

Ents 

gen 

clor 

d)  I 

• 

j i 11  k e r Zeigefinger. 

i 

56 

12487/01 

Zimmermanii 

Verlust  der  Kuppe 

1 

0 i 

57 

72/86 

Arbeiter 

Verlust  des  Nagelgliedes 

0 i 

58 

1366/89 

9748/98 

Gipsbrenner 

Desgl. 

59 

Dreher 

Desgl. 

0 ! 

60 

2587/01 

Bergmann 

Desgl.  (Nebenberuf  als  Musiker  mit  be- 

0 i 

rücksichtigt) 

1 

61 

105/87 

Maschinenfübrer 

Verlust  des  Nagelgliedes  und  Steifheit  der 

10  ! 

übrig  gebliebenen  Fingerglieder 

62 

203 '98 

Bergmann 

Verlust  eines  Nagelgliedes  und  eines  Teiles 

0 

des  Mittelgliedes 

63i 

9679/97 

Heizer 

Verkürzung  des  Zeigefingers  um  etwas  mehr 

0 

i 

als  ein  Glied,  verbunden  mit  geringer 
Beschränkung  der  Beugefähigkeit 

64 

6148/00 

Ziegler 

Verlust  von  I7.2  Gliedern 

0 ; 

65 

5745/02 

Bergmann 

Desgl. 

0 i 

66! 

391/92 

Dienstknecht 

Verlust  des  Nagelgliedes  und  eines  kleinen 

0 

i 

1 

Teiles  des  zweiten  Gliedes,  sowie  Steif- 
heit des  letzteren 

67| 

560/96 

Schlosser 

Verlust  des  Nagelgliedes  und  der  kleineren 

0 

1 

Hälfte  des  Mittelgliedes 

‘ 

()8; 

6781/95 

Arbeiter 

Verkürzung  um  2V4  Glieder 

0 

69 

7942/97 

Schmiedegeselle 

Fast  gänzlicher  Verlust  des  Zeigefingers 

10  ' 

70‘ 

4999/97 

Bergmann 

Beschränkung  der  Beugefähigkeit  des 

0 

1 

Zeigefingers 

1 

71; 

8496/99 

Hauer 

Versteifung  des  Endgliedes  des  Zeigefingers 

0 . 

1 

und  mäßige  Verdünnung  der  beiden 
letzten  Glieder 

j 

72 

4068/00 

Former 

Knochen  des  Nagelgliedes  ist  verdickt. 

0 ' 

das  letzte  Gelenk  ist  bei  geringer  Beuge- 
stellung völlig  steif 

i 

1 

1 

73 

9640/06 

Schiffer 

Bewegungsbeschränkung  im  untersten 

0 '' 

Gliede.  Der  Finger  bleibt  bei  der  Faust- 
bildung 5 cm  vom  Handteller  entfernt 

0 : 

, 

e)  Rechter  Mittelfinger. 

i 

74 

3439/94 

Minderjähriger 

Verlust  des  Endgliedes 

Bergarbeiter 

1 

75 

4136/04 

Bergmann 

Desgl. 

0 ! 

76 

2677/99 

Fleischer 

Verstümmelung  des  Nagels  und  Verstei- 

! 

fung  des  oberen  Gelenkes  in  einem  Winkel 
von  150  Grad. 

77 

876/87 

Arbeiter 

Verlust  des  Nagelgliedes  und  eines  ge- 

0 

ringen  Teiles  des  zweiten  Gliedes 

f)  Linker  Mittelfinger. 

78 

3070/92 

Handlanger 

Verlust  des  Nagelgliedes  und  geringe  Stei- 

0 

figkeit  des  Stumpfes 

79 

3660/98 

Bergarbeiter 

Verlust  des  Endgliedes,  Mißstaltung  des 

0 

verbliebenen  Restes 

80 

O 

CO 

Färber 

Steifheit  und  leichte  Beugestellung  des 

0 

Endgliedes 

81 

5708/01 

Fabrikarbeiter 

Verlust  von  F/o  Gliedern 

0 

! 82 

11545/04 

Bergmann 

\'erlust  des  Mittelfingers 

0 

Reiitentabcllen  fi'ir  Rnfallfolgoii  an  den  Ringern. 
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u 

o 

Nr.  der 

Arbeit.'^- 

U « 

0>  fl  . Ä 

^ S N 

N S 

fl 

Prozeß- 

verliältnis  der 

Art  der  Verletzung 

CO  -r 

ri  fl  O 

' p 
1 Ä 

liste 

Verletzten 

g 

N iS  c j- 

0 d ® ® 
ih  M br.'P 

01 

f 83 

1 

: 660/87 

Maurer 

Vollständige  Steifheit  des  Mittelfingers  in 

0 

dem  Gelenk  zwischen  erster  und  zweiter 
Phalanx  und  erhebliche  Beschränkung 
der  Beweglichkeit  dieses  Fingers 

84 

4956,01 

Schlosser 

Versteifung  des  Mittelfingers  im  ersten 

0 

und  zweiten  Fingergelenk 

85 

10035/05 

Zimmerhaner 

TeilvYeiser  Ausfall  in  der  Streckfähigkeit 

0 

1 

des  Mittelfingers 

1 

gj  Rechter  Ringfinger. 

86 

3646/93 

Minderjähriger 

Verlust  des  Nagelgliedes 

0 

; 

Bergmann 

87 

1920/94 

Hauer 

Desgl. 

0 

88 

; 4963^95 

Bergmann 

Steifheit  des  Nagelgliedes 

0 

89 

107/95 

Presser 

Verlust  der  beiden  ersten  Glieder 

0 

90 

6035/98 

Schlepper 

Desgl. 

0 

91 

982,90 

Eisendreher 

Verlust  des  Ringfingers 

0 

h)  Linker  R i n g f i n g e r. 

92 

7989/00 

Arbeiter 

Verkürzung  des  Endgliedes  und  Zurück- 

0 

» 

1 

1 

1 

bleiben  bei  der  Beugung  um  Finger- 
breite von  der  Handfläche 

! 93 

678 '89 

Hobler 

Verlust  des  Nagelgliedes 

0 

. 94| 

2625/99 

Hauer 

Verlust  der  beiden  ersten  Glieder,  sowie 

0 

1 

6113/96 

des  Köpfchens  des  Grundgliedes 

! 95 

Bauarbeiter 

Verlust  der  beiden  Endglieder 

0 

I 96 
1 

1193/90 

Grubensteiger 

Verlust  des  Ringfingers 

0 

1 

i)  Rechter  kleiner  Finger. 

97 

1911/89 

Maschinenschlosser 

Verlust  eines  Teiles  des  ersten  Gliedes 

0 

98 

7708/98 

Arbeiter 

Verlust  eines  Stückes  der  Spitze 

0 

99 

858/94 

Schreiner 

Verlust  von  1 cm  des  Nagelgliedes  und 

0 

i 

Steifheit  der  Gelenke  zwischen  den  bei- 
den Endgliedern 

100 

624/93 

Ziegeleiarbeiter 

Verlust  von  Gliedern 

0 

101 

4105/94 

Bergmann 

Exartikulation  des  kleinen  Fingers  im 

0 

zweiten  Gelenk 

102 

829/95 

Arbeiter 

Verlust  zweier  Glieder 

0 

103 

2664/00 

Tischler 

Desgl. 

0 

k)  Linker  kleiner  Finge  r. 

104 

983/87 

Modelltischler 

Verlust  des  Nagelgliedes 

0 

105 

5136/93 

Bergmann 

Amputation  in  der  Mitte  des  Mittelgliedes 

0 

106 

8170/97 

Transporteur 

Verlust  des  Nagelgliedes  und  des  größten 

0 

107 

1810/98 

Handlanger 

Teiles  des  zweiten  Gliedes 

0 

108 

3469/00 

Maschinenschreiner 

Verlust  von  L/a  Gliedern  (verbliebener 
Rest  wirkt  beim  Faustschluß  nicht  mit) 

0 

109 

2479/92 

Minderjähr.  Arb. 

Verlust  des  letzten  Gliedes  und  Steifig- 

0 

i 

keit  des  ersten  Gelenkes 
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Laufenclo  Nr. 

Nr.  der 
Prozeß- 
liste 

Arbeits- 
verhältnis der 
Verletzten 

110 

j 

10288/97 

Maschinenarbeiter 

111 

8462/99 

Zimmermann 

112 

11628/04 

Schmied  u.  Schlos- 
ser (qualif.  Arbeit.) 

l)  Meh 

113 

897/98 

Fabriksarbeiter 

114 

1873/00 

Bergarbeiter 

115 

165/86 

Maschinenwärter 

116 

585/87 

Zeichenschreiner 

117 

6602/99 

Landwirtschaft- 
licher Arbeiter 

1 

118 

'13730/02 

Arbeiter 

1 

119 

1 3402/92 

Arbeiter 

120 

1 

! 

! 

6894/05 

i 

Rangierer 

nt)  M 

121 

1 

7312/00 

Heizer 

122 

9005/00 

Arbeiter 

123 

460/87 

Müller 

124 

84/88 

Brettschneider  u. 
Müller 

125 

10383/03 

Schneidemüller 

126 

523/87 

Drechslerlehrling 

127 

2606/97 

Arbeiter 

126 

J 

3610/98 

11 

!i 

0 

1 ! 

1 

Kutscher 

Art  der  Verletzung 


'c  p g 
N bc  £ C 

^ i'  •=  5 

® O K' 

N ü a 
c = ? a 
a ^ bC.^ 
P-  *1 


Verlust  des  kleinen  Fingers 
Desgl. 

Verlust  des  kleinen  Fingers  und  des  zu- 
gehörigen Mittelhandknochens 

rere  Finger  rechts. 

Verlust  des  Daumens,  Zeige-  u.  Mittelfingers 
Verlust  des  Nagelgliedes  des  Zeigefingers 
und  eines  Teiles  des  Mittelfingers 
Behinderung  der  Streckfähigkeit  und  teil- 
weise Kraftlosigkeit  des  Zeige-  und 
Ringfingers,  Verlust  des  Mittelfingers 
Verlust  der  beiden  ersten  Glieder  des 
Zeigefingers  , sowie  des  ganzen  Mittel- 
fingers, Krümmung  des  Ringfingers  und 
fast  vollständige  Gebrauchsiuifähigkeit 
der  Hand 

Die  Grundgelenke  des  2.,  3.  und  4.  Fin- 
gers stehen  in  rechtem  Winkel  steif, 
desgleichen  besteht  Steifheit  des  zw^ei- 
ten  Gelenkes  des  3.  Fingers.  Hand  kann 
nicht  völlig  geschlossen  werden. 

Verlust  der  beiden  ersten  Glieder  des 
Zeige-  und  Mittelfingers,  sowie  des  Na- 
gelgliedes des  Ringfingers 
Verlust  des  Mittel-,  Ring-  und  kleinen 
Fingers  bis  auf  kleine  Stümpfe 
Verlust  des  Ring-  und  kleinen  Fingers 
nebst  den  dazu  gehörigen  Mittelhand- 
knochen 

eh  rere  Finger  links. 

Fast  völliger  Verlust  des  Nagelgliedes  des 
Zeige-  und  Mittelfingers  (Eigenschaft 
als  Linkshänder  mit  berücksichtigt) 
Verlust  der  beiden  obersten  Glieder  des 
Zeige-  und  Mittelfingers 
Narbige  Verkrüppelung  der  letzen  Glieder 
des  Zeige-,  Mittel-  und  Ringfingers,  so- 
wie geringe  Steifigkeit  dieser  Finger 
Verlust  der  drei  Mittelfinger  bis  zur  Mitte 
des  Mittelhandknochens 
Glatter  Verlust  der  Endglieder  des  Mittel- 
und Ringfingers 

Verlust  sämtlicher  Finger  der  linken  Hand 
Geringe  partielle  Lähmung  der  Streckmus- 
keln sämtlicher  Finger  der  linken  Hand 
Gänzlicher  Verlust  des  Mittel-  und  Ring- 
fingers, von  letzterem  auch  Verlust  des 
Köpfchens  des  Mittelhandknochens.  Der 
kleine  Finger  ist  in  gebeugter  Stellung 
versteift,  vom  Zeigefinger  fehlen  die 
beiden  ersten  Glieder,  die  Grundgelenke 
dieses  Fingers  sowie  des  Daumens  nur 
schwer  beweglich 


0 

0 

15 


50 

0 

25 


50 


33’ 


i 


33  Vs 


33‘/3 

40 


10 

10 

0 

45 

0 

50 

0 

40 


l^r\vcrl)seiiil)ulio  diircli  riifallfolgcii  an  den  Fingern. 
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Sdiiicll  orientiert  uns  ein  lUick  ant  die  folgenden  Al)l)ildnngen. 

Dieselben  sind  einer  Zusaininenstelliing’j  der  Sektion  1 der  Nordwest- 
lichen Eisen-  imd  Stahl-Bernfsgenossenschaft  zn  Hannover  entnoininen.  Die 
weihen  Stellen  bezeichnen  die  Ansdehnnng  des  (tliedervcrlnstes.  Dei' ei’ste 
Prozentsatz  entspricht  der  ersten  Pentengewährnng  nach  Abschlnb  des  Heil- 
veidahrens,  der  z^Yeite  der  Einschätzung  nach  Annahme  der  (lewölinnng. 


Rechte  Hand. 


1.  Arbeiter.  ' 

10% : 0»/o. 


O 


Schlosserlebrling’. 

10%:07o- 


3.  Maschinenarbeiter. 
10%  : 0%- 


4.  Arbeiter. 
lO«/o  : 0%. 


5.  Arbeiter. 

15%  : 0%. 


G.  Kreissägensebneider. 

7%%:0%. 


7.  Platzarbeiter. 

i07o : 0%. 


8.  Taglübner. 

107o  : 0%. 


0.  Dreher.  10.  Dreher.  11.  Modelltischler.  12.  Vorarbeiter,  iViiher 

107,:  07„.  257,  :157„.  207„:107„.  Stanzer  207,  : 15%. 


1 3.  Arbeiter. 
00%:  50%. 


14.  Kupferschmied. 

1Ö7.  : 0%. 


15.  Stell nuiclior 
40%:  30%. 


')  Die  Gewölmung  an  Unfallfolgen  als  Besserung  im  Sinne  der  Unfallversicherungs- 
gesetze.  Hannover,  Verlag  der  Gö7?n/«>?;?schen  Bnchdruckerei  (/*>•.  Dierfi).  1010.  I\’.  .Auflage. 
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II.  'Teil.  2.  Absclniitt 


Ijiiike  Hand. 


16.  Schlosser  ((jualif. 
Arbeiter).  ; 0°/o- 


17.  Arbeiter. 

107o  : 07o- 


18.  Schlosser. 

■20«/o : 0«/„. 


19.  Tischler. 

10V„ : 07„ 


24.  Schlosser. 

]07„  : 07o- 


25.  Maschinist. 

357o  : 257o- 


25. 


Maschinenmeister. 

207o  : 107o- 


27.  Arbeiter. 

257o  : 


Beide  Hände. 


Ki’wcrUseinlmße  iliircli  Unf;iIlfoigcii  am  Beckon  ctc. 


i'Ol 


Erwerbseinbuße  durch  Unfallfolgen  am  Becken  und  an  den 

unteren  Extremitäten. 


Allgemeines. 


Die  (lureli  den  glatten  \dndnst  eines  Beines  lierbeigefnlirte  Krwerbs- 
einbnbe  snclit  die  Ultliclie  Reclitsprechnng  l:»eiin  Fehlen  erschwerender 
Koiniflikationen  iin  allgemeinen  mit  60  Prozent  auszugleichen.  Die  Holte, 
in  der  die  Absetzung  stattgefnnden  liat,  spielt  daltei  im  allgemeinen 
keine  Rolle. 


Die  Ibifähigkeit,  längere  Zeit  hintereinander  ohne  Unterbrechung 
zu  stehen  und  zu  gehen,  wird  im  allgemeinen  zuerst  mit  BSV.U/o 
schädigt.  Sobald  die  \'erhältnisse  an  der  Verletzungsstelle  stetige  ge- 
worden sind,  wird  die  erfolgte  Übung  eine  Besserung  des  Zustandes  mit 
sich  bringen. 

Verkürzungen  eines  Beines  bis  zu  2 und  3 cm  werden  durch  Beckeii- 
senknng  ausgeglichen  und  schädigen  nach  Eintritt  der  Gewöhnnng 
nach  2 Jahren)  das  Erwerbsleben  in  keiner  Weise.  Stärkere  ^Vrkürzungen 
beeinträchtigen  die  Leistungsfähigkeit  des  Beines  und  können  Bienten  bis 


zn  25Vo  nach  sich  ziehen. 

Bei  allen  Abschätzungen  von  Unfallschäden  der  unteren  Extremität 
kommt  also  in  Frage: 


1.  ob  der  Verletzte  andauernd  und  sicher  stehen  kann, 

2.  ob  er  auf  ebener  Erde  sich  andauernd  und  sicher  fortbewegen 
kann , 

3.  ob  er  über  Treppen  gehen  und  Leitern  erklimmen  kann, 

4.  ob  er  sich  ungehindert  niedersetzen  und  im  Sitzen  längere  Zeit 
hintereinander  zu  beharren  vermag, 

5.  ol)  ihm  das  Knieen  möglich  ist. 


Neben  dem  Ei’gebnis  dieser  Funktionsprüfung  berücksichtigt  unsere 
Schätzung  noch  das  Vorhandensein  von  Schmerzen,  zeitweise  wiederkeh- 
renden Schwellnngen  und  Entzündungserscheinnngen. 

Wer  zwar  nicht  dauernd  stehen  und  gehen,  wohl  aber  noch  Orts- 
veräuderungen  vornehmen  kann  und  zeitweise  Arbeiten  im  Sitzen  zn  ver- 
richten vermag,  ist  um  60 — 66V3V0  erwerbsbeschränkt.  Ist  die  Gehfähig- 
keit eine  so  gelänge,  dab  der  Verletzte  nur  im  Zimmer  sich  zu  bewegen 
vermag,  um  sich  allenfalls  Arbeitsmaterial  an  seinen  Platz  herbeizuschaffen, 
erscheint  er  um  80^/o  beeinträchtigt.  Demjenigen,  dem  die  Art  der  \'er- 
letzung  auch  anhaltendes  Sitzen  nicht  mehr  gestattet,  gebührt  eine  90‘7oigc 
Entschädigung. 

Da  dei‘  glatte  \'ei’lnst  des  ganzen  Beines  mit  6OV0  entschädigt  wird, 
schätzt  man  Gebi’anchsbeschränknngen  der  erhalten  gebliebenen  unteren 
Exti-omitäten  (leichtere  Ermüdbarkeit  usf.),  von  dem  Gesichtspunkte  ans 


ll.'J’cil.  2.  Abscliiiitt. 


'JO'i 


(‘in,  'um  wieviel  dei’  ^'erletzte  ^üiistif^er  daran  ist,  als  ein  Amputierter. 
Hei  wesentlkdien  Unfallresten  wird  man  die  (jehranchsfähigkeit  des  Beines 
für  hall)  hesehränkt  erachten,  also  eine  llentengewälirnng  von  etwa  30% 
Vorschlägen.  Komplikationen,  wie  Schwellungen,  hochgradige,  durch  Becken- 
seidamg  nicht  anszngleichende  ^^erkürznngen,  starke  Abmagerung  der 
.Mnskiilatnr,  bewirken  gelegentlich  nach  Lage  des  Falles  eine  höhere  Kin- 
schatznng.  Je  mehr  sich  der  Zustand  wieder  der  Noi-m  nähert,  insbesondere, 
sobald  die  Mnsknlatnrverhältnisse  Anpassung  und  Uewöhnung  an  den 
Zustand  annehmen  lassen,  rechtfertigt  sich  die  Bentenmindernng. 

Hieraus  ergibt  sich,  dah  einfache  Verletzungen  des  Beckens,  wie 
Bruch  eines  Schambeinastes  oder  einer  Beckenschaufel,  die  die  Stabilität 
des  Beckenringes  nicht  l)eeinträchtigen,  nur  für  kurze  Zeit  geringe  Renten- 
geweährung  veranlassen  können. 

Man  halte  sich  ferner  vor  Augen,  dab  eingekeilte  Frakturen  des 
( iberschenkellialses,  namentlich  bei  indolenten  Personen,  nicht  sofort  schwere 
Funktionsstörungen  hei’vorzurufen  bi’auchen.  Die  Verletzten  setzen  mit- 
unter, zwar  hinkend  und  unter  Schmerzen,  ihre  Arbeit  noch  eine  Zeit- 
lang fort,  bis  die  dauernde  Belastung  der  verletzten  Stelle  schwerere 
Störungen  zeitigt  und  mitunter  erst  nach  AVochen  zur  Arbeitseinstellung 
zwingt. 

l^benso  können  ( )bei‘schenkelshalsbrüche  anfänglich  übersehen  werden, 
wenn  gleichzeitig  noch  andere  schwerere  A^erletzungen  bestehen,  die  das 
Krankheitsbild  ganz  hervorragend  beherrschen  und  eine  andauernde  Bett- 
ruhe erfordern,  wie  etwa  AAArbelbrüche. 

F.s  ist  also  abwegig,  in  solchen  Fällen  erst  später  einsetzende  Plr- 
werbsbeeinträchtigung  durch  derartige  Frakturen  als  TJnf allfolgen  a li- 
mine ablehnen  zu  wollen. 

Bei  der  Begutachtung  von  geheilten  Oberschenkelbrüchen  ist  auf  das 
N'erhalten  des  Kniegelenkes  genau  zu  achten,  da  die  Streckverbände  häufig 
Lockerungen  des  Kniegelenkbandapparates  herbeiführen. 

Bei  einem  im  jugendlichen  Alter  vor  Al)schlub  des  Knochenwachs- 
tums eintretenden  Beinverlust  werden  die  sich  aus  der  allmählichen  AVr- 
längerung  des  gesund  verbliebenen  Beines  ergebenden  A^eränderungen  mit 
zu  berücksichtigen  sein.  { \^gl.  S.  242.) 

Die  unbegründete  AVeigerung  des  AVuietzten,  einen  Stelzfuß  statt  des 
von  ihm  begehrten  künstlichen  Beines  zu  tragen,  gestattet  gleichwohl  die 
Annahme  einer  wesentlichen  A'eränderung  der  AVrhältnisse. 

Ein  41jälii’ig(‘r  lläiu'r,  dom  infolge  sclnvoror  Z(‘rti1unmcriing  der  linlce  Uii- 
t(‘rschenkel  amputiert  worden  wai’,  erhielt  die  A4)llrente.  Den  ihm  wiederholt  an- 
•ti'hotenen  Stelzfiiö  wi(‘s  ('r  hartnäckio-  zurück,  trotzch'in  (h'r  neinstumpf  nach  An- 


■ö  zurucK, 

sicht  des  Arztes  zur  Aid(‘gung  (‘ines  solchen  geeigiu't  war.  Der  \’(‘rletzte  (‘rach- 
tet(‘  (‘in  Kunstl)(‘in  für  vorteilhafter  und  ('lEielt  schliel’dich  ein  solches  privatim 
von  seine)!!  Ai‘h(‘itg(‘h(‘r  g(‘schenkt.  Nach  (‘in(‘m  halben  Jahre  setzte  die  l)(‘rufs- 
g(‘]!ossenschaft  di(‘  Ih‘nt(‘  h(‘rah  und  das  l{eichsv(‘rsicherungsamt  hestätigt(‘ 


lh‘nt(‘nmindei-ung  auf  ßß-Ap'o. 


ind(‘m  es  sagt(‘ 


r(‘Ut(‘  LU'wähi’t  wo)’(l(‘n.  Di(‘ 


I I(‘i'ahs(‘tzuiig 


die 

Di(‘  Ah)llrent(‘  war  als  tU)(‘i‘gangs- 
war  h(‘r(‘chtigt,  wenn  eine  l)ess(‘rung 


I\eiiteiitiil)cllGn  für  Unfallfolgc'ii  an  »len  unteren  Kxtrcinitätcn. 


insbcsomk'ro  durch  (Jewcdimiu}»'  war,  odi'r  wenn  die  llesserung  Ix'i  an- 

g('m(‘8senein  \'erhalt('u  d(‘s  Klägers  in  d('r  Z('it  bis  zur  Ih'rabsetzung  d('r  Ih'utij 
eiutreten  uiiiss(‘ii.  Die.  (iewöhmiiig  au  (hui  Zustand  und  an  das  Trag('ii  des 
Stelzful'ies  wäi’('  ('iugetr(d(Mi,  wenn  (hu-  \'(‘rl('tzte  den  Stelzful.)  g('ti‘ag('n  liätt('. 
S(Mue  Weigerung  war  unberechtigt,  ('benso  das  Nhu’langen  iiacli  liieterung  ('iiies 
küustliclu'u  Deiiu's.  Denn  unten*  den  obwaltendem  ^'erllältnissen  gemiigte'  die'  lle- 
rufsgenossenschaft  ihrer  Vei'ptlielitung  zur  Gewährung  eler  zur  Krh'ichte'rung  eler 
Uufallfolgen  erforderlichen  llilfsinittel  elurcli  ihre  llereitwilligke'it,  e'ine'ii  Ste'lzfub 
zu  liefern.  Daß  ein  solclier  etwa  wegen  ch's  köi'perlichen  Zustaneles  eles  W'rh'tzten 
ungeeignet  war,  ergiebt  sich  nicht  aus  elein  ärztlichen  Gutachten.  Ini  Derufe'  des 
Klägers  als  Hergniann  würde  ihm  auch  ein  Stelzfuß  mindestens  e'be'iise)gute  Die'iiste^ 
geleistet  haben,  wie  ein  künstliches  Dein. 

Denieiitspredieiid  wird  eine  höhere  als  die  übliche  Rente  von  DOVo 
bis  0 vorznschlagen  sein,  wenn  eine  mangelhafte  Prothese  geliefert 

wird  oder  wenn  die  Stumpfverhältnisse  nngiinstige  sind. 


Rententabellen  für  Unfallfolgen  an  den  unteren  Extremitäten. 


o 

d 

3 . 
d ^ 

o 

Nr.  der 
Prozeß- 
liste 

Arbeits- 
verhältnis des 
Verletzten 

Art  der  Verletzung' 

Prozentsatz  der 
Entschädigun- 
gen in  l’roz.  d. 
Vollrente 

Rentengewährung  bei  Beinverletzungen. 

1 

402/87 

Taglöhiier 

Amputation  des  linken  Beines  unterhalb  des 

50 

Kniees 

2 

889/87 

Arbeiter 

Amputation  des  linken  Beines  unterhalb  des 

60 

Kniegelenkes 

3 

961/87  1 

Bremser 

Verlust  des  linken  Beines  unterhalb  des 

66-/3 

Kniees 

4 

5099/93 

Bergarbeiter 

Linker  Unterschenkel  schief  geheilt 

0 

5 

9120/97 

Maurer 

Geringe  Abmagerung  der  Wadeiigegend  des 

0 

linken  Beines 

6 

7911/01 

Matrose 

Amputation  des  rechten  Beines  oberbalh  des 

70 

Kniegelenkes  (künstliches  Glied  geliefert) 

7 

3396/01 

Schiffer 

Rechter  Unterschenkel  ist  infolge  Bruches  um 

0 

D/o  cm  verkürzt  und  an  der  Bruchstelle 

etwas  verbogen 

8 

2160/98  i 

1 

Maurer 

Verkürzung  des  linken  Beines  um  2 cm- 

0 

Rentengewährung  bei  Knieverletzungen. 

9 

1760/92 

Heizer 

Versteifung  des  rechten  Kniegelenkes 

33  V3 

10 

5006/93 

Arbeiter 

Beschränkung  der  Beugefähigkeit  des  rech- 

20 

teil  Kniegelenkes 

11 

4938  94 

Hütten- 

Schlottergelenk  im  linken  Knie  (Auftreten 

66V3 

arbeiter 

nur  im  Stützapparat  möglich) 

12 

3549/03 

Bremser 

Beschränkung  der  Beugung  des  rechten  Knie- 

20 

gelenkes 

13 

1 5065/03 

i Heizer 

Steifheit  des  Kniegelenkes 

25 

204 


II.  Teil.  2.  Altsclinitt. 


l’ortlaufende 

Nr. 

Nr.  der 
Prozeß- 
liste 

Arbeits- 
verhiiltnis  des 
Verletzten 

Art  der  Verletzuncf 

|i-i 

?o.S  C 
P a a ^ 
— bß 

Rentengewährung  bei  Fußverletzungen. 

a)  Zehe  n. 

14 

1063/87 

Hammer- 

Verlust  eines  Teiles  der  großen  Zehe 

0 

Schmied 

15 

6199/98 

Schlosser- 

Verlust  der  großen  Zehe 

0 

lehrling 

16 

8662/97 

Maschinist 

Verlust  des  Endgliedes  der  großen  und  der 

0 

2.  Zehe 

17 

5441/02 

Bergmann 

Verlust  der  2.  Zehe 

0 

18 

798 '80 

Yorzeichner 

Verlust  der  2.  u.  3.  Zehe  bis  auf  die  ersten 

0 

Glieder 

19 

6214/00 

Bersrmann 

Amputation  der  3.  und  4.  Zehe,  komplizier- 

0 

ter  Bruch  der  5.  Zehe 

20 

7965/96 

Arbeiter 

Verlust  der  4.  Zehe 

0 

21 

6397/97 

Arbeiter 

Verlust  der  4.  und  des  größten  Teiles  der  5. 

0 

Zehe 

22 

13925/03 

Bergmann 

Verlust  der  beiden  Vorderglieder  der  4.  und 

0 

5.  Zehe 

23 

197/88 

Maurer 

Verlust  der  kleinen  Zehe 

0 

Erwerbseinbuße  durch  Unfallfolgen  am  Becken  und  am 

Hüftgelenk. 

Becken. 


Bruch  eines 


Schaiiibeiiiastes  und  Sitzbeinhöckers. 
Renten:  lö®/«« 


Unfall : 


9.  Februar 


1909.  Sturz  vom  (lorüst  auf  das  (xosäl’). 


Eigene  Angaben  des  Verletzten. 

„Ich  habe  bei  jedcun  Schritt  Schmerzen  in  der  rechten  lleckenhälfte,  auch 
nachts,  wenn  ich  darauf  liege.  Ich  heize  Öfen  in  einem  Neubau  bei  meinem  alten 
Meister.“ 

Untersuchungsbefund  (25.  November  1909). 

44jähriger,  blab  aussehender  Mann,  der  rechts  hinkend  das  Untersuchungs- 
zimmer betritt.  Heim  Entkleiden  entstehen  Schwierigkeiten,  weil  das  rechte  Hüft- 
gelenk angeblich  nicht  gebeugt  werden  kann.  Die  Muskulatur  ist  mäßig,  dm-  Er- 
nährungszustand ist  ausreichend. 

Der  rechte  absteigende  Schambeinast  und  der  rechte  Sitzbeinknorren  lassmi 
beim  Abtasten  eine  Vi'rdickung  erkennen,  die  angeblich  druckemptindlicli  ist.  An- 
zeichen von  Hüftbeinnervmiweh  bestelnoi  am  rechten  Dein  nicht.  Dei  horizontaler 
Diick(‘nlag('  — während  die  Kürperlängsachsc  mit  der  Eängsachse  des  Untersuchungs- 
tisclu's  zusamnumfällt , letztere  die  (Querachse  des  Deekens  senkrecht  schneidet 
und  während  d(U’  KilckcMi  der  horizontalen  Tischplatte  ülHU’all  lest  anliegt  — 
werd(Mi  b('id(^  Deine  gh'ichmäßig  gehalten.  Das  Spreizi'ii,  das  lleranführen  und 
die  Hollung  d('s  lleiiu's  im  n'chten  Hüftgelenk  ist  nur  im  Extrem  bi'schränkt. 


Erwei'bseiiibußc  durcb  Uiifallfolgen  am  Becken  und  am  Hüftgelenk. 
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Es  kann  von  d('i‘  Unterlagt'  nur  =^'4  soweit,  wie  das  linkte  abgeliobi'n  werden.  Ib'iin 
Spreizen  gebt  bei  einem  Anssehlagswinkel  von  25®  das  Hecken  mit,  während  dies 
links  erst  bei  45®  eintritt.  Die  reclitx'  Bollliügelgegend  ist  nicht  vtn’dickt.  Die  (Tiaibti 
hinter  dem  rechten  Hollhiigel  ist  dentlich.  Derselbe  steht  mit  seiner  Spitze  regel- 
recht in  der  den  vorderen  oberen  Darmbeinstachel  mit  dem  Sitzbeinhöcker  ver- 
bindenden (I?oser-X<'lafon‘:ii‘]iQn)  länie.  Die  rechte  Gesähfiirche  hängt  tiefer,  als 
die  linke. 

Heim  Stehen  verlegt  der  Untersuchte  die  Körperlast  ansschließlich  auf  das 
linke  flein.  Ein  gegen  die  rechte  Fußsohle  geführter  Stoß  wiial  im  Hecken  schmerz- 
haft empfunden. 

Es  beträgt  der  Umfang 

des  Oberschenkels:  rechts  links 


im  Schritt 52  54 

in  der  31itte 47  49^/2 

oberhalh  der  Kniescheibe 137i/o  37i/o 

um  die  Mitte  des  Kniegelenkes 37V/o  37i/o 


des  Einterschenkels: 

an  der  dicksten  Stelle  der  Wade 35 V2  36^2 

Es  beträgt  die  läinge  des  Beines 92  92 

Die  rechte  Heinmuskulatur  ist  weicher  als  die  linke. 


Hegutachtung. 

Als  erwerbsbeschränkende  Folgen  hat  der  Unfall  vom  9.  Februar  1909  bei 
dem  Kläger  hiuterlassen : 

a)  eine  Bewegungsbeschränkung  im  rechten  Hüftgelenk  im  Extrem, 

h)  eine  Abmagerung  des  rechten  Beines  um  1 — 2^/o  cn?, 

c)  druckschmerzhafte  Verdickungen  am  rechten  Schambeinast  und  am  rechten 

Sitzbeinknorren, 

d)  Tiefstand  der  rechten  Gesäßfalte. 

Hierdurch  erscheint  Sch.  seit  dem  1.  Oktober  1909  in  seiner  Erwerbsfähig- 
keit um  33V3®/o  beeinträchtigt. 

Ich  weiche  von  dem  Herrn  Vorgutacliter  hinsichtlich  der  Schätzung  ab,  weil 
heute  wieder  eine  Behinderung  im  rechten  Hüftgelenk  erkennbar  ist,  die  bei  der 
Entlassung  aus  dem  Heilverfahren  durch  die  fortgesetzten  Übungen  sehr  ge- 
ring war. 

Das  Gericht  folgte  dem  Bentenvorschlage.  Die  Heute  wurde  am  1.  Juli  1911 
auf  15®/o  gemindert. 


Brucli  des  Hüftg;eleiikpfauueiiraii(les.  Renten:  100®/o,  BSVsVo? 

Unfall:  19.  Dezember  1906.  Sturz  in  eine  Baugrube. 

Eigene  Angaben  des  Verletzten. 

„Ich  habe  immer  noch  Schmerzen  im  rechten  Hüftgelenk.  Vom  22.  Mai  bis 
6.  Juli  war  ich  in  der  Klinik,  wo  eine  Operation  an  der  Hüfte  gemacht  wurde.“ 

Untersuchungsbefund  (17.  Juli  1907). 

Magerer  Mann  von  41  Jahren.  Die  Beugung  des  rechten  Hüftgelenkes  ist 
leicht,  die  Seitwärtsspreizung  des  rechten  Beines  ist  stark  behindert.  Bei  einem 
kleinen  Ausschlagswinkel  bewegt  sich  bereits  das  Becken  mit.  Das  Heranführen 
über  die  Mittellinie  geschieht  nur  mit  gleichzeitiger  Mitbewegung  des  Beckens. 

Stoß  gegen  die  Fußsohle  wird  im  Hüftgelenk  schmerzhaft  empfunden. 

In  der  rechten  Ix'istenbeuge  tindet  sich  im  Verlauf  der  Längsachse  des 
Beines  eine  5 cm  lange,  mit  der  unterliegenden  Fascie  leicht  verwachsene  Narb(', 
unter  der  die  Weichteile  noch  etwas  infiltriert  erscheinen. 
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ll/rcil.  2.  Absclmitt. 


Ib'idc'  FUI'k'  z(‘ig('ii  l('iclit('  Kliimpfiibstolluniüf. 

Am  riitorsc‘h(‘nk(‘l  Ix'tiiuUMi  sich  Krumpfa(l(‘ni. 

St('li('ii  auf  (l(uu  r(^cht('u  Iloiii  allein  ft'(‘lin,ijt  noch  unsicher. 


Ks  beträgt  (b'r  Umfang 


des  Ob('rschenk('ls; 

rechts 

links 

im  8chritt 

50 

50 

in  der  Mitte 

43 

45 

oberhalb  d('r  Kniescheib(‘  . . . 

35 

35V-. 

um  di('  Mitt(‘  des  Kniegelenkes  . 

35 

36 

des  Unterschenkels : 

unterhalb  der  Kniescheibe  . . . 

33 

34 

an  der  dickstmi  8telle  den’  AVade  . 

32 

331'. 

Es  beträgt  die  Länge  der  Beine  . 

89 

89 

Der  8itz  der  Narbe  rechtfertigt  die 

Vermutung,  daß  in 

der  Klinik 

das 


Ilüftgeleidv  freigelegt  worden  ist. 

Ans  der  eingeholten,  hier  am  12.  Kovember  vorgelegten  Krankengeschichte 
ergiebt  sich,  daß  im  Krankenliaiise  ajii  17.  Jnni  1907  durch  Piöntgenanfnahme 
eine  Knochenabspfengung  an  der  rechten  Gelenkpfanne  festgestellt  wurde.  Unter 
dem  Poupart^Q\\m  Bande  war  ein  knochenharter,  kirschgroßer  Tumor  zu  fühlen. 
Dieser  wurde  am  17.  Juni  1907  operativ  entfernt,  wobei  die  Gelenkskapsel  er- 
öffnet werden  mußte.  Dieselbe  wurde  mit  Katgutnähten  wieder  vereinigt.  Nach 
14  T agen  (2.  Juli  1907)  begann  8.  aufzustehen,  am  6.  Jul  1907  wurde  er  aus 
der  Behandlung  entlassen.  In  der  Klinik  bestand  der  Eindruck,  daß  die  Be- 
schwerden von  8.  stark  betont  würden. 


Begutachtung. 


Als  erwerbsbeschränkende  Folgen  hat  der  Unfall  vom  19.  Dezember  1906 
bei  dem  Kläger  hinterlassen; 

aj  bis  zur  Aufnahme  in  der  Klinik:  Absprengung  eines  Knochenstückes  vom 
Bfannenrande  der  rechten  Beckenpfanne; 
h)  nach  der  Operation:  eine  leicht  verwachsene  Narbe  in  der  rechten  Eeisten- 
beuge.  Behinderung  der  Beweglichkeit  im  rechten  Hüftgelenk.  Leichte  Ab- 
nahme der  Muskulatur  am  rechten  Bein  von  fG — 1,  IfG — 2 cm,  die  laut 
Akteninhalt  teilweise  schon  bestanden  hat. 


Die  Fortsetzung  des  Heilverfahrens  im  Mai  und  Juni  1907  war  erforderlich 
und  zweckdienlich,  wie  die  Operation  in  einer  jeden  Zweifel  ausschließenden  Weise 
gelehrt  hat. 

8.  Avar  durch  Unfallfolgen  in  seiner  Erwerbsfähigkeit  behindert: 

vom  21.  März  bis  zum  6.  Juli  1907  um  100®/o,  Aveil  das  Heilverfahren  noch 
nicht  abgeschlossen  war, 

vom  6.  Juli  bis  15.  Juli  1907  um  100%  ^ weil  seit  der  Operation  noch  nicht 
ganz  3 Wochen  verstrichen  Avaren  und  dem  8.  Gelegenheit  zur  G('- 
Avöbnung  gegeben  Avorden  mußte, 

vom  15.  Juli  1907  um  Aveil  das  Untermaß  der  rechten  Bein- 

niuskulatur  und  di(;  BeAvegungsbehinderung  des  rechten  Hüftgelenkes  es 
glaubhaft  erscheinen  läßt,  daß  8.  Arbeiten,  die  dauerndes  8tehen  und 
Gelu'n  erfordern,  noch  nicht  verrichten  konnte. 

Die  8cliätzung  mußte  von  d(U'  des  Herrn  AMrgutachters  abAveichen,  weil 
demsi'lbeii  di(‘  Ergebnisse  der  im  Juni  vorgenommenen  Operation  noch  nicht  be- 
kannt Avjireii. 

8.  erhi(dt  die  vorgeschlagenen  Beuten.  Vom  1.  August  1909  bezog  er  nur 
noch  eine  solche  von  Ib^^/y,  die  mit  dem  1.  Januar  1912  in  Fortfall  kam. 


Ei'wcrbsciiilmße  durch  luifallfulf^eii  am  Bcckcu  und  am  Hüftgelenk. 
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Kriicli  der  lliiftgeleiikspfaime  (so^enaimte  Liixatio  coxae  centralis). 

Rente:  öO>/o. 

rntall:  Hl.  duli  1911.  Stur/  aus  1.  Kta.g(‘  Ilölu'. 

KigUMU'  An  gab  (Ml  d('s  ^'(M•l('t/t(Ml. 

„Mir  viM'lahint  das  n'chti'  Ih'iii,  auch  k'anii  ich  mit  dmii  rechten  Aian  nocli 
niclit  schwere  laisti'n  lieben.  Ich  hab('  noch  nicht  g('arbeitet.‘" 

rntiM’snch un gslM'f und  (10.  l\Iai  1911). 

öljahriger , großc'r  ]\Iann,  (b'r  rechts  hinlamd  das  Unti'rsucluingsziinnier  be- 
tritt und  beim  Entkleiden  das  Hüftgelenk  ausgiebig  beugt. 

Hei  horizontaler  Hückenlage  — während  die  Körperlängsaclise  mit  der 


Längsachse  des  Untersuclumgstisclies  /usaninienfällt.  letztere  di(' 


(^)uerachs(' 


des 


Heckens  senkrecht  schneidet  und  während  der  Rücken  der  horizontalen  Tischplatti* 
überall  fest  anli(‘gt  — wird  das  reichte  Hein  im  Hüftgidmik  leicht  gebeugt,  (dwas 
lierangeführt,  nur  wenig  nach  außen  gerollt  gehaltmi. 

Versucht  man  den  im  rechten  Hüftgelenk  gebcnigt  gehaltenen  Obersclumkel 
völlig  der  Unterlage  zu  nähern,  so  bewegt  sich  auch  das  Hecken  mit,  was  daraus 
hervorgeht,  daß  sich  die  Wirladsäule  in  ihrem  unteren  Teile  von  der  Unterlag!' 
abhebt  und  eine  Höhlung  bildet.  Die  Rollung  des  Heines  im  rechten  Hüftgelenk 
ist  stark  beschränkt.  Es  kann  jedoch  von  der  Unterlage  ebensoweit,  wie  das 
linke  abgehoben  werden.  Heim  Spreizen  und  beim  Heranführen  geht  schon  bei 
einem  kleinen  Ausschlagswinkel  das  Hecken  mit.  Die  rechte  Rollhügelgegend  ist 
nicht  so  ausgeprägt,  wie  die  linke.  Die  Grube  hinter  dem  rechten  Rollhügel  ist  tiefer 
<'ingesunken  wie  die  linke.  Derselbe  steht  mit  seiner  Spitze  regelrecht  in  der  den 
vorderen  oberen  Darmbeinstachel  mit  dem  Sitzbeinhöcker  verbindenden  {Boser- 
sehen)  Linie.  Die  rechte  Gesäßfurche  hängt  tiefer  wie  die  linke.  Heim 
Stehen  verlegt  der  Untersuchte  die  Körperlast  gleichmäßig  auf  beide  Heine.  Mit 
dem  Tasterzirkel  gemessen,  beträgt  die  Entfernung  der  Rollhügelspitzi'  von  der 
Mitte  der  Schambeinfuge  rechts:  16c;a,  links:  cm. 

Stehen  auf  dem  rechten  Hein  alh'in  gelingt  noch  sehr  unsiclu'r. 

Es  beträgt  der  Umfang 


des  Oberschenkels: 


im  Schritt  . 
in  der  Mitte 


rechts 

link's 

48 

52 

46 

51]/., 

88 

88 

82 

84 

92 

98 

um  die  Mitte  des  Kniegelenkes 

des  Unterschenkels: 

an  der  dicksten  Stelle  der  Mhide 

Es  bc'trägt  die  Länge  der  Heine  vom  vorderen 
Darmbeinstachel  bis  zur  äußeren  Knöchelspitze  . 

Die  IMuskulatur  ist  rechts  schlaff('r,  als  links. 

H c g u t a c h t u n g. 

Als  Folgen  hat  der  Unfall  hinterlassen: 

Eine  ^ erlagerung  des  rechten  Oberschenkelkopfes  durch  die  Hüftpfanne  iii^ 
Hecken,  wie  durch  eine  Röntgenphotographic'  bestätigt  Avird,  Hcwegungsl)eschrän- 
kung  in  dem  so  neugebildeten  Hüftgelenk,  Abmagerung  des  rechten  Heines. 

Der  Verletzte  ist  durch  Unfallfolgen  in  der  Z('it  nach  dem  Abschluß  des  Heil- 
verfahrens (9.  IMärz  1912)  in  seiner  Erwerbsfähigkeit  um  50^/o  l)eeinträchtigt  gt'- 
wesen  und  gegenwärtig  noch  um  öO'^/o  l)eeinträchtigt.  Di('  GiTrauchsfähigkeit  (h's 
rechten  Heines  ist  noch  eiiu'  sehr  geringe,  es  können  vorläufig  nur  Arb('it('u  übi'r- 
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noinnu'ii  ^v('^(l('ll,  di('  iiielit  läii^('r(‘s  StclK'ii  und  (Ifdicii  ('iford('ni.  A'oii  d(>r 
Scliätzung'  d(‘s  llon-n  \'orgiitacditers  woiclu'  icli  ab,  w(‘il  sieb  nacli  Anfbör(‘ii  d(‘r 
m(Hlikomc(‘haiiisc‘hf'n  lUdiandlimg  d('r  Zustand  wi(>d('r  <'t\vas  v('i-s('Id('(‘btert  liat,  was 
daraus  liorvoi-gcdit,  dab  das  Untcuanaii  d(‘s  naditou  ( )b('rscbeuk(ds  jetzt  h^j^^nn 
beträgt,  gegen  2 cm  am  12.  März  1912. 

Die  Ilerufsgeuosscmscliaft  bewilligte  bic'rnacli  di(‘  (nnviUirung  einer  5()0/Qig(‘n 

Kentc'. 


Bnicli  des  Schambeins  und  des  Kreuzbeins  mit  Yersteif'nng:  der 

Hüfte.  Rente:  GöVsVo* 

Unfall:  Überfaln’enwerdcn  durch  einen  H('uwag(m  (3.  Mai  1<S93). 

Eigene  Angaben  d('s  Verletzten. 

.,lcli  kann  gar  nicbts  nndir  arbeiten.  Seit  1’  o .Taliren  hat  mein  Sohn  die 
M’irtscbaft  übernommen.“ 

Unt('rsnchungsbef und  (14.  April  1908). 

Dlüliend  aussehender  j\Iann  von  60  dahren,  von  starkem  Knocheid)au  und 
gutem  Ernährungszustände,  der  ohne  Stock,  links  hinkend  das  Untersucbnngs- 
zimmer  betritt.  Den  linken  Schnürstiefel  will  sich  A.  nicht  öffnen  können,  da  das 
J »ticken  behindert  ist.  Es  wird  ihm  dahei  aber  keine  Hilfe  geleistet,  worauf  sich 
A.  den  Stiefel,  wie  die  Strümpfe  und  Ihdnkleidc'r  selbst  entfernt,  und  zwar  mit 
Hilfe  des  amh'ren  Fußes. 

Der  linke  Unterschenkcd  ist  mit  einer  (Tninmibinde  so  fest  umwickelt,  daß 
tiefe  Einschnürungen  in  der  Haut  entstanden  sind.  Dasselbe  Verhältnis  besteht 
rechts.  Beide  Unterschenkel  zeigen  Sparen  einer  aufgelegten  weißen  Salbe. 

Die  Binden  sind  7 cm  breit  und  in  abgenutztem  Zustande,  3‘65  cm  lang.  Die 
Binden  tragen  ein  anfgenähtes  Zeichen  ,,l)r.  med.  E.  St.,  Spezialarzt  für  Beinkranke, 
Hamburg,  Brüssel“. 

Der  Gang  ist  hinkend , das  linke  Bein  wird  nach  außen  gerollt  gehalten. 

Beide  Unterschenkel  sind  Sitz  einer  schuppenden  Hautaffektion,  die  Haut 
ist  bräunlich  verfärbt  und  wenig  elastisch. 

Im  linken  Kniegelenk  besteht  kein  Erguß,  keim'  seitliclie  A'erschieblichkeit 
und  kein  krankhaftes  Geräusch;  die  Umrisse  des  linken  Kniegelenkes  sind  wie  die 
des  rechten. 

Der  Urin  enthält  kein  Eiweiß  und  keinen  Zucker. 

Bei  horizontaler  Bückenlag(^  — währc'ud  die  Körperlängsachse  mit  der 
Eängsaclise  des  Untei’suchungstisches  znsammenfällt,  letztere  die  (Querachse  des 
Beckens  senkrecht  schm'idet  und  während  der  Bücken  der  horizontalen  Tischplatte 
überall  fest  aidiegt  --  wird  das  link(^  Bein  im  Hüftgc'h'uk  herangeführt  und  nach 
außen  gerollt  gehalten. 

A.  will  (h'u  linken  Obersclnmkel  nur  ganz  wenig  von  der  Unterlage'  ab- 
heben können.  Fri'mdtätig  gelingt  dies  etwa  l)is  6()o. 

Das  Spreizen,  das  lleranfübren  und  die  Bollung  des  Beines  im  linke'ii  Hüft- 
gf'h'iik  ist  sehr  stark  Ix'schränkt. 

Beim  Spre'ize'ii  und  beim  Heranführen  geht  schon  bei  einem  kleiiu'ii  Aus- 
schlagswinkel das  Ik'cken  mit. 

Die  linke  Bollhüge'lgegend  ist  nicht  vi'rdickt.  Die  Grube  hinter  dem  liidvt'ii 
Bollbüg('l  ist  verwischt.  Derselbe  steht  mit  st'iner  Spitze  regelrecht  in  d('r  di'ii 
vordcn'u  oberen  Darmb('instachel  mit  dem  Sitzlu'iidiöcker  verbindenden  ( //o.s'cr- 
AV/r//n>?sch('n)  Iiini('.  Die  linke  Gesäßfiircln^  bängt  tif'fer,  als  die  rechte.  Die  linkt' 
Gcsäßmnskulatur  ist  schlaff. 

Ih'ini  Stf'lu'u  vcrh'gt  d('i‘  Uut('rsucht('  dit'  Körperlast  ausschließlich  auf  das 
rt'cblt'  Beim 


Erwerbseiiibuße  durch  Unfallfolgcii  am  Becken  und  am  Hüftgelenk. 
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Am  linken  Schainbciniist  (liorizontalen  \vi(‘-  abst(dg('nd('n)  ist  noch  eine  deut- 
liche Verdickung  wabrzAinelinien.  Ebenso  ist  das  Kreuzbein  noch  verdickt. 

Es  beträgt  der  Umfang 


des  Olierschenkels: 

ri'chts 

links 

im  Scliritt 

61 

57 

in  der  Alitte 

56 

51V‘i 

oberhalb  der  Kniescheibe  .... 

44V‘> 

44V‘> 

um  die  Mitte  des  Kniegelenkes  . . . 

. 

44 

44 

des  Unterschenkels: 

unterlialb  d('r  Kniescheibe  .... 

• • • • 

39 

39 

an  der  dicksten  Stelle  der  Wad(^ . . 

• • • • 

371 A 

37 

an  der  dünnsten  Stelle 

24 

24 

Es  beträgt  die  Länge  des  Beines: 

vom  äußeren  Darmbeinstachel  bis  zum 
Knöchel 

äußeren 

93 

93 

vom  Rollhügel  bis  zum  Kniegelenksspalt 

• • • • 

46 

46 

vom  vordefen  oberen  Darmbeinstachel 
Kniegelenksspalt 

bis  zum 

51 

51 

Begutachtung. 

Hiernach  besteht  im  wesentlichen  noch  derselbe  Befund,  wie  er  am 
29.  Mai  1902  durch  den  Kreisarzt  Dr.  B).  festgestellt  worden  ist,  und  wie  er  der 
Entscheidung  des  Reichs  Versicherungsamtes  vom  31.  März  1903  zugrunde  ge- 
legt wurde. 

Es  bestehen  damals,  wie  heute,  Knochenauftreibungen  am  linken  Scham- 
bein und  am  Kreuzbein  als  Folgen  eines  Beckenbruches,  hochgradige  Schwäche 
des  linken  Oberschenkels  und  Funktionsbehinderung  des  linken  Hüftgelenkes. 

Dem  Inhalte  der  Bescheinigung  des  Dr.  R.,  die  eine  Verschlimmerung  be- 
hauptet, kann  nicht  beigetreten  werden. 

Das  von  mir  erforderte  Gutachten  muß  ich  dahin  abgeben: 

Seit  der  Untersuchung  am  29.  Mai  1902  ist  in  dem  Zustande  des  Ver- 
letzten keine  wesentliche  Veränderung  und  infolge  dessen  keine  weitere  Minde- 
rung der  Arbeitsfähigkeit  eingetreten.  Eher  ist  in  den  Verhältnissen  des  linken 
Kniees  eine  Besserung  eingetreten. 

Der  Verletzte  ist  infolge  des  Unfalles  vom  3.  Mai  1893  in  der  Zeit  nach 
dem  31.  Januar  1908  um  66^/30/0  in  seiner  Erwerbsfähigkeit  beeinträchtigt  ge- 
wesen und  gegenwärtig  noch  um  66^/30/0  beeinträchtigt. 

Das  Gericht  entschied  dementsprechend. 


Bruch  der  rechten  Becken  Schaufel  und  des  rechten  Schamheins. 

L Bentenfestsetzung : dO^o- 

Unfall:  2.  Februar  1911.  Quetschung  zwischen  zwei  Lowrys. 

Eigene  Angaben  des  Verletzten. 

„Ich  habe  Schmerzen  in  der  rechten  Beckenseite,  die  nach  der  Leistenbeugef 
zu  ausstrahlen  und  auch  im  Rücken  über  dem  Kreuzbein.  Ich  habe  6 Wochen 
einen  Speisewagen  gefahren,  mußte  es  aber  auf  geben,  weil  ich  es  nicht  aushielt. 
Zur  Zeit  handele  ich  mit  Zeitungen.  Beschwerden  von  der  Rippemiuetschung  habe 
ich  nicht  mehr,  Blut  ist  im  Urin  nicht  mehr  auf  getreten.“ 

Untersuchungsbefund  (14.  August  1911). 

48jähriger  Mann  mit  kahlem  Scheitel,  in  genügendem  Ernährungszustände, 
der  mit  nach  außen  gerolltem  rechten  Bein  etwas  schwerfällig  das  Untersuchungs- 

En  gei,  Beurteilung  von  Unfallfolgen.  1t 
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ziininor  l)otritt.  In  chn’  Mitte  über  dem  rccliten  Darmbein  tindet  sich  eine  nach- 
giebige Stelle  der  Mnskiilatnr,  in  die  man  etwa  3 Finger  hineinlegen  kann.  Deim 
llnstim  wölbt  sich  hier  eine  etwa  kinderfaustgroße  Geschwulst  hervor,  die  auf 

gurrenden  Geräusch  wieder  verschwindet.  P]s  scheint  zwischen 
längsgeiächteter  Spalt  zu  bestehen.  An  dem  Darmbeinkamm 
eine  etwa  6—8  on  lange  Einkerbung.  Anscheinend  ist  hier 
leistenförmig  berausgebrocben. 


Druck  unter  einem 
d('r  Muskulatur  ein 
bemerkt  man  hier 
ein  Stück  Knochen 
Die  Gegend 
besitzt 


V(']'dickung 


des  rechten  vorderen  oberen  Darmbeinstacbels  ist  verdickt.  Die 
rbaumengröße.  Am  rechten  horizontalen  Schambeinast  tindet 
eine  geringe 


sich  ebenfalls  eine  geringe  Verdickung. 

Alle  diese  veränderten  Stellen  sind  nicht  druckschmerzhaft. 

J>ei  horizontaler  Kückenlage  — während  die  Körperlängsachse  mit  der  Längs- 
achse des  Untersuchungstisches  zusammenfällt,  letztere  die  Querachse  des  Beckens 
senkrecht  schneidet  und  während  der  Bücken  der  horizontalen  Tischplatte  überall 
fest  anliegt  — werden  beide  Beine  gleichmäßig  nach  außen  gerollt  gehalten. 

Das  Spreizen,  das  Heranführen  und  die  Rollung  des  Beines  im  rechten  Hüft- 
gelenk ist  allseitig  frei.  Es  kann  von  der  Unterlage  ebensoweit,  wie  das  linke  ab- 
gehoben werden. 

Die  rechte  Rollhügelgegend  ist  nicht  verdickt.  Die  Grube  liinter  dem  rechten 
Rollhügel  ist  deutlich.  Derselbe  steht  mit  seiner  Spitze  regelrecht  in  der  den  vor- 
deren oberen  Darmbeinstachel  mit  dem  Sitzbeinhöcker  verbindenden  (Roser-NMa- 
^onschen)  Linie.  Die  rechte  Gesäßfurche  steht  ebenso  hoch,  wie  die  linke.  Beim 
Stehen  verlegt  der  Untersuchte  die  Körperlast  mehr  auf  das  linke  Bein. 

Es  beträgt  der  Umfang 


des  Oberschenkels:  rechts  links 

im  Schritt 52  52i/o 

in  der  Mitte 45i/o  47i/o 

des  Unterschenkels: 

an  der  dicksten  Stelle  der  Wade 37  35f/2 


Die  Konsistenz  der  rechten  Beinmuskulatur  ist  weicher,  als  die  der  linken. 


Begutachtung. 

Als  Folgen  hat  der  Unfall  vom  28.  Februar  1911  bei  St.  hinterlassen: 
3 Brüche  am  rechten  Becken  (an  der  Darmheinscliaiifel,  am  Darmbeinstachel,  am 
horizontalen  Schambeinast)  sowie  einen  Bauchdeckenbruch  (rechts,  seitlich). 

Der  Verletzte  ist  infolge  des  Unfalles  in  seiner  Erwerbsfähigkeit  um  TOo/q 
beeinträchtigt  gewesen  und  gegenwärtig  noch  um  40%  beeinträchtigt.  Daß  S.  beim 
Gehen  das  rechte  Bein  noch  schont,  beweist  dessen  Untermaß.  Die  hierdurch  be- 
dingte Erwerbseinbuße  ist  auf  25*^/o  einzuschätzen,  da  eine  leichtere  Ermüdbarkeit 
des  rechten  Beines  glaubhaft' ist. 

Es  treten  aber  noch  die  von  dem  Bauchdeckenhruch  ausgehenden  Beschwer- 
den (Schmerzen  im  Kreuz  durch  Zerrung  des  Bauchfelles)  hinzu.  Diese  bedingen 
eine  Enverbseinbuße  von  15®/o,  da  S.  das  Heben  schwerer  Lasten  vermeiden  muß. 

Das  Scliiedsgericht  erkannte  nach  diesem  Gutachten. 


Lockerung  der  linken  Hüftbeindarmbeinfnge. 

I.  Rentenfestsetzung : 30®/o.  Minderung  nach  1 Jahr  auf  lö^/o. 

Unfall:  30.  November  1905.  Sturz  von  der  Leiter  aus  l^'o  m Höhe.  Heil- 
verfahren: 4 Monate. 

Eigene  Angaben  des  Verletzten. 

„Icli  habe  Schmerzen  in  der  linken  Hüftgegend  und  zwar  dauernd,  naineut- 
lich  al)cr  bei  der  Arbeit  und  bei  Witterungswcclisel.  Beim  Heben  von  schweren 


Erwerbseiubuße  durcb  Unfallfolgen  am  Hüftgelenk. 
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Gegenständen  tritt  starkes  Stechen  ein.  Mein  Gang  ist  hinkend  und  ich  ermüde 
leicht.  Urinlassen  und  Stuhlgang  ist  in  Ordnung.“ 

Untersuchungsbefund  (21.  April  1906). 

Sljähriger,  gesund  aussehender  Mann  in  ausreichendem  Ernährungszustände, 
der  links  leicht  hinkend  das  Untersuchungszimmer  betritt  und  beim  Sitzen  das 
linke  Bein  gespreizt  hält. 

Die  Wirbelsäule  zeigt  im  Lendenabschnitt  eine  nach  links  konvexe  Aus- 
biegung. L.  verlegt  seine  Körperlast  vorwiegend  auf  das  rechte  Bein. 

Die  Gegend  der  Verbindung  zwischen  linkem  Hüftbein  und  Kreuzbein  zeigt 
eine  umschriebene,  etwa  fünfmarkstückgroße  teigige  Schwellung  der  Haut.  Unter 
derselben  fühlt  man  eine  leichte  knöcherne  Verdickung,  die  noch  druckschmerz- 
haft ist.  Dieser  Schmerz  wird  auch  angegeben,  wenn  man  gegen  die  Sohle  des 
gestreckt  gehaltenen  linken  Beines  kurze  Stöße  ausführt  oder  wenn  man  beide 
Beckenschaufeln  durch  seitlichen  Druck  einander  zu  nähern  versucht. 

Die  Böntgeuaufnahme  zeigt  links  zwischen  Darmbein  und  Kreuzbein  einen 
weiten  hellen  Spalt,  der  sonst  in  dieser  Weise  nicht  nachweisbar  zu  sein  pflegt. 

Die  Bewegungen  der  Wirbelsäule  und  des  linken  Hüftgelenkes  werden  zwar 
willig  ausgeführt,  aber  vorsichtig,  in  einer  im  Extrem  beschränkten  Weise  und 
nach  Angabe  mit  Schmerzen. 

Es  beträgt  der  Umfang 


des  Oberschenkels:  rechts  links 

im  Schritt 52^/2  52 

in  der  Mitte ^81/2  471/2 


oberhalb  der  Kniescheibe 36  36 

des  Unterschenkels : 

t 

an  der  dicksten  Stelle  der  Wade 351/2  34i/2 

Die  linke  Gesäß-  und  Beinmuskulatur  fühlt  sich  etwas  schlaffer  an,  als 
die  rechte. 

Es  besteht  also  noch  ein  Untermaß  des  linken  Beines  von  1 cm,  woraus 
der  Schluß  gestattet  ist,  daß  das  linke  Bein  noch  infolge  von  Schmerzen  an  der 
Verletzungsstelle  geschont  wird. 

Begutachtung. 

Der  Unfall  vom  30.  November  1905  hat  bei  dem  Kläger  hinterlassen: 

Eine  Lockerung  der  Verbindung  zwischen  linkem  Darm-  und  Kreuzbein, 
Schmerzhaftigkeit  dieser  Stelle,  Abmagerung  der  linken  Beinmuskulatur. 

Diese  Verletzungsfolgen  bedingen  eine  mäßige  Schwerbeweglichkeit  der  Wir- 
belsäule und  eine  leichtere  Ermüdbarkeit  des  linken  Beines,  so  daß  die  Gewandt- 
heit und  Ausdauer  des  auf  schwere  körperliche  Arbeit  angewiesenen  Mannes  noch 
in  merklicher  Weise  beeinträchtigt  ist. 

Durch  diese  Verletzungsfolgen  ist  der  Kläger  in  seiner  Erwerbsfähigkeit 
beeinträchtigt  gewesen : 

vom  Beginn  der  14.  Woche  bis  zum  Abschluß  des  Heilverfahrens  um  lOO^/o, 

vom  25.  März  1906,  dem  Tage  der  Wiederaufnahme  der  Arbeit,  um  30o/o. 

Diese  Rente  wurde  dem  Kläger  in  allen  Instanzen  zugesprochen.  Am  19.  xlpril 
1907  wurde  die  Rente  rechtskräftig  auf  15o/o  herabgesetzt,  weil  die  teigige  Schwel- 
lung an  der  Kreuzbein-Darmbeinfuge  geschwunden  und  das  Untermaß  der  linken 
Beinmuskulatur  beseitigt  war. 

Hüftgelenk. 

Hat  sich  an  Stelle  des  normalen  Hüftgelenkes  ein  Schlottergelenk 
gebildet,  so  daß  sich  der  Oberschenkel  bei  jeder  Belastung  am  Becken 

14* 


212 


II.  Teil.  2.  Abschnitt, 


omporscliiebt , wird  eine'  Rentengewälirung  von  mindestens  öO^/o  Jahre 
lang  am  Platze  sein. 

Völlige  Versteifungen  des  Hüftgelenkes  beeinträchtigen  die  Gehfähig- 
keit in  hohem  Grade,  da  das  Vorwärtssetzen  des  Beines  nur  durch  Pen- 
delbewegimgen  des  Beckens  um  die  Körperlängsachse  bewirkt  werden 
kann. 


Angebliche  Versteifung  im  Hüftgelenk. 

Bisherige  Rente:  SäVsVo*  Aufliebiing  nach  5 Jahren. 

Unfall:  17.  Juni  1902.  Kontusion  der  linken  Hüfte  durch  Fall. 

Eigene  Angaben  des  Verletzten. 

„Ich  kriege  immer  Krampf  im  linken  Bein.“ 

Untersuchungsbefund  (25.  September  1907j. 

Alittelgroßer  Mann  in  mäßigem  Ernährungszustände  betritt  mit  links  steif 
gehaltenem,  seitlich  gespreiztem  Bein  ohne  Stock  das  Untersuclmngszimmer.  Beim 
Entkleiden  wird  der  linke  Oberschenkel  bis  zu  einem  spitzen  Winkel  im  Hüftge- 
lenk außerordentlich  gewandt  gebeugt.  Beim  Stehen  wird  die  Körperlast  auf  das 
rechte  Bein  verlegt. 

Beim  Niederlegen  auf  dem  Untersuchungstisch  wird  das  linke  Bein  frei 
schwebend  ohne  Unterstützung  erhoben.  Während  des  Liegens  wird  das  linke  Bein 
nicht  im  geringsten  gespreizt  gehalten. 

Im  ersten  Teil  der  Untersuchung  wird  das  linke  Bein  im  Hüft-  und  Knie- 
gelenk gebeugt  gehalten.  Angeblich  bestehen  auch  Schmerzen  im  linken  Kniege- 
lenk. Nach  Aufforderung  wird  das  linke  Knie-  und  Hüftgelenk  völlig  gerade  ge- 
streckt gehalten. 

Nach  einiger  Zeit  findet  sich  das  Hüftgelenk  gebeugt  und  der  Oberschenkel 
nach  innen  herangeführt  und  nach  innen  gerollt  gehalten. 

Fuß-  und  Kniegelenke' sind  beiderseits  frei;  das  rechte  Hüftgelenk  ist  eben- 
falls frei.  Als  nun  die  Untersuchung  auf  das  linke  Hüftgelenk  gerichtet  werden 
soll,  tritt  sofort  ein  krampfartiges  Spannen  der  ganzen  linken  Obersclienkel- 
muskeln  ein. 

Läßt  man  das  linke  Bein  seitlich  über  die  Tischplatte  freischwebend  liinaus- 
lialten,  so  ermüdet  L).  leicht,  er  sucht  das  Bein  sofort  wieder  auf  die  Unterlage 
zu  legen  und  hält  es,  als  ihm  dies  untersagt  wird,  in  verschiedener  Höhe.  Es  ist 
dies  ein  Beweis,  daß  die  Muskelspannung  am  linken  Hüftgelenk  eine  willkürliche 
ist,  daß  es  sich  auch  nicht  um  eine  auf  liysterischer  Kontraktur  beruhende  Mus- 
kelspannung handelt. 

Zwischendurch  läßt  sich  bei  den  Versuchen  feststellen,  daß  im  linken  Hüft- 
gelenk keine  Beibegeräusche  entstehen. 

Der  Rollliügel  steht  beiderseits  regelrecht  in  der  den  vorderen  oberen  Darm- 
beinstacliel  mit  dem  Sitzbeinknorren  verbindenden  JRose7--Ne'Iatonsd\ei\  IJnie. 
Beide  Gesäßfalten  stellen  gleich  liocli.  Die  Wirbelsäule  verläuft  gerade. 

D.  wird  veranlaßt  Bauchlage  einzunehnien.  Das  rechte  Kniegelenk  wird  auf 
Aufforderung  anstandslos  bis  zum  rechten  Winkel  gebeugt.  Bei  der  Aufforderungv 
das  linke  Knie  ebenfalls  zu  beugen,  spannt  1).  das  ganze  linke  Bein,  erklärt  das 
ginge  nicht.  Wegen  der  Spannung  ist  das  linke  Knie  aucli  fremdtätig  nicht  zu 
beugmi.  Dasselbe  zeigt  keinerlei  krankhafte  Veränderung. 

Durch  diese  vorgetäuschte  plötzliche  Steifheit  — bei  vorher  festgestellter 
freii'r  Beweglichkeit  — des  linken  Kniegelenkes  wird  der  eventuell  noch  verblie- 
bene Rest  von  Glaubwürdigkeit  des  D.  vollkommen  vernichtet. 


Erwerbseiiibuße  diircb  Unfallfolgen  am  Hüftgelenk. 


Heim  Ankleiden  ist  das  linke  Hüftgelenk  wieder  vollkommen  frei  boweglicli, 
es  wird  ausdrücklich  bemerkt,  dab  Oberschenkel  und  Humpfaclisc  auch  jetzt 
wiederholt  einen  spitzen  ^Vinkel  bilden. 

Das  linke  Hein  soll  überall  schmerzen.  Die  Angaben  sind  unglaubhaft,  weil 
Jede  Andeutung  einer  Abmagerung  am  linken  Hein  fehlt,  das  durchgehend  das 
gleiche  Umfangsmalj  zeigt,  wie  das  rechte.  Anzeichen  für  Hüftbeinnervenweh  sind 
nicht  festzustellen. 

Es  beträgt  der  Umfang 

des  Oberschenkels: 

im  Schritt 

in  der  Mitte 

oberhalb  der  Kniescheibe 

um  die  Mitte  des  Kniegelenkes  (beiderseits  leicht  gebeugt) 

des  Unterschenkels : 

unterhalb  der  Kniescheibe 

an  der  dicksten  Stelle  der  Wade 

an  der  dünnsten  Stelle 

Die  Konsistenz  der  Muskulatur  ist  beiderseits  gleich  kräftig. 

Mehrere  gegen  die  linke  Fußsohle  geführte  Stöße  werden  weder  im  Hüft- 
gelenk, noch  im  Kniegelenk  schmerzhaft  empfunden. 

Wäre  aber  das  linke  Bein  — etwa  infolge  von  Schmerzen  — in  der  ver- 
gangenen Zeit  geschont  worden,  so  hätte  sich  eine  deutliche  Abmagerung  des  linken 
Heines  eiustellen  müssen. 

Auf  der  Straße  ist  der  Gang  des  D.  später  ein  vollkommen  sicherer.  Er 
stützt  sich  nicht  auf  den  Spazierstock,  sondern  benützt  ihn  wie  ein  Spaziergänger: 
er  macht  einen  überflüssigen  Umweg,  und  wendet  sich  sehr  gewandt  um. 


rechts 

44 

41 

34 

36 

32 

31 

20 


links 

44 

41 

34 

36 

32 

31 

20 


Begutachtung. 

Seit  der  Untersuchung  am  23.  Juli  1903,  beziehungsweise  der  Entscheidung 
des  Reichsversicherungsamtes  vom  16.  Oktober  1903  (331/3%)  ist  in  dem  Zustande 
des  Klägers  eine  wesentliche  Veränderung  und  infolgedessen  eine  Erhöhung  der 
Arbeitsfähigkeit  eingetreten. 

Die  Veränderung  besteht  in  folgendem: 

a)  Die  leichte  Abmagerung  des  linken  Oberschenkels  um  1 cm  ist  vollkommen 
ausgeglichen. 

h)  Streckung  und  Beugung  des  linken  Kniegelenkes  sind  vollkommen  frei  und 
ebensoweit  ausführbar,  wie  rechts. 

e)  Heim  An-  und  Auskleiden  ist  die  Bewegung  des  linken  Hüftgelenkes  voll- 
kommen frei,  während  es  bei  der  Untersuchung  so  steif  gehalten  wird,  daß 
es  vollkommen  versteift  sein  müßte. 

d)  Die  Untersuchung  hat  ergehen,  daß  D.  maßlos  übertreibt. 

Der  Kläger  ist  durch  Unfallfolgen  vom  17.  Juni  1902  in  der  Zeit  nach 
dem  1.  August  1907  in  seiner  Erwerhsfähigkeit  nicht  mehr  beeinträchtigt  gewesen 
und  gegenwärtig  nicht  mehr  beeinträchtigt. 

Hiernach  wurde  die  Rente  rechtskräftig  aufgehoben. 


Hüftgeleiiksversteifung  in  Beugestellimg*  und  Kniegelenksversteifung 

nach  Hüftgelenksvereiterung. 

Rente:  662/3 ®/o* 

Unfall:  13.  Februar  1900.  Hautwunde  am  rechten  Untersclienkel  mit  nach- 
folgender Hüftgelenksentzündung. 

Eigene  Angaben  des  Klägers. 

„Icli  habe  immer  noch  Schmerzen  am  rechten  Hein.“ 
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II.  Teil.  2.  Abschnitt. 


Uiitersuc liiingsbef und  (14.  November  1910). 

40jäliriger,  mittelgroßer,  schlanker  Mann  in  mäßigem  Ernährimgszustander 
der  reclits  hinkend  mit  einem  Stock  das  Untersuchungszimmer  betritt.  Heim  Gang 
ist  das  reclite  Hein  nach  außen  gedreht.  Das  Hecken  maclit  pendelnde  Hewegungen 
um  die  Körperlängsachse.  K.  trägt  Schnürstiefel.  Am  rechten  Stiefel  ist  der  Schnür- 
senkel soweit  verlängert,  daß  er  über  der  Wade  dicht  unter  dem  Knie  zusammen- 
geknüpft werden  kann.  Auf  diese  Weise  ist  K.  mit  seinem  versteiften  Hüftge- 
lenk wenigstens  imstande,  den  rechten  Schnürsenkel  selbst  zu  öffnen  und  den 
Senkel  mit  Hülfe  eines  Feuerhakens  oder  Spazierstockes  von  den  Ösen  des  Stie- 
fels zu  lösen. 

Hei  horizontaler  Rückenlage  — während  die  Körperlängsachse  mit  der  Längs- 
achse des  Untersuchungstisches  zusammenfällt,  letztere  die  Queraclise  des  Heckens 
senkrecht  schneidet  und  während  der  Rücken  der  horizontalen  Tischplatte  überall 
fest  anliegt  — wird  das  rechte  Hein  im  Hüftgelenk  gebeugt,  herangeführt,  nach 
außen  gerollt  gehalten. 

Versucht  man  den  im  rechten  Hüftgelenk  gebeugt  gehaltenen  Oberschenkel 
völlig  der  Unterlage  zu  nähern,  so  bewegt  sich  auch  das  Hecken  mit,  was  daraus 
hervorgeht,  daß  sich  die  Wirbelsäule  in  ihrem  unteren  Teile  von  der  Unterlage 
abhebt  und  eine  Höhlung  bildet.  Wenn  dagegen  der  Rücken  der  Unterlage  völlig 
genähert  werden  soll,  so  muß  der  Oberschenkel  etwa  40^  gebeugt  gehalten  wer- 
den. Das  Spreizen,  das  Heranführen  und  die  Rollung  im  rechten  Hüftgelenk  ist 
aufgehoben.  Es  kann  von  der  Unterlage  bis  45  cm  Hackenabstand  abgehoben 
werden,  während  dies  links  bis  75  cm  gelingt.  Heim  Spreizen  und  beim  Heran- 
führen geht  das  Hecken  sofort  mit. 

Die  Grube  hinter  dem  rechten  Rollhügel  ist  verwischt.  Derselbe  steht  mit 
seiner  Spitze  regelrecht  in  der  den  vorderen  oberen  Darmbeinstachel  mit  dem 
Sitzbeinhöcker  verbindenden  {Roser-NelatowacXim)  Linie.  Die  linke  Gesäßfurche 
hängt  tiefer,  wie  die  rechte.  Die  rechte  Gesäßmuskulatur  ist  stark  abgemagert. 
Durch  die  Heugestellung  des  rechten  Oberschenkels  ist  eine  scheinbare  Verkür- 
zung des  rechten  Heines  bedingt. 

Das  rechte  Kniegelenk  ist  in  seinen  Umrissen  genau  so  deutlich  gezeichnet, 
wie  das  linke.  Es  besteht  in  dem  Gelenke  keine  Flüssigkeitsansammlung.  Die  Ge- 
lenkskapsel ist  verdickt.  Die  Haut  über  dem  Kniegelenk  ist  unverändert,  nur  Sitz 
verschiedener  reaktionsloser  Narben.  Die  Kniescheibe  liegt  dem  Gelenke  fest  auf. 
Auch  bei  erschlaffter  Muskulatur  läßt  sich  die  Kniescheibe  seitlich  nicht  ver- 
schieben. Das  Kniegelenk  ist  in  Strecksteilung  annähernd  völlig  versteift. 


Es  beträgt  der  Umfang 

des  Oberschenkels:  rechts  links 

im  Schritt 43i/o  50 

in  der  Mitte 35i/o  46 

des  Unterschenkels: 

an  der  dicksten  Stelle  der  Wade 33 


Der  rechte  Unterschenkel  zeigt  Hraunfärbung  der  Haut  durch  Hlutfarbstoff- 
ablagerung.  Die  Haut  ist  scliilfernd. 

Das  rechte  Fußgelenk  ist  frei  beweglich.  K.  kann  nur  auf  der  linken  Ge- 
säÖhälfte  sitzen  und  muß  dabei  das  rechte  Hein  weit  abhalten. 

Hegutachtun  g. 

Seit  der  Untersucliung  am  23.  Juli  1901  ist  in  dem  Zustande  des  Ver- 
letzten keine  wesentliche  Veränderung  und  infolge  dessen  keine  Erhöhung  der 
Arbeitsfähigkeit  erfolgt.  Der  Zustand  besteht  unverändert.  Von  einer  nennens- 
werten Heweglichkeit  des  rechten  Hüftgelenkes  konnte  ich  mich  nicht  überzeugen. 


Erwerbseiiibuße  diircb  Unfallfolgen  am  Hüftgelenk. 
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Die  Beweglichkeit  wird  durch  Bewegungen  des  Beckens  und  der  Wirbelsäule  vor- 
ge  täuscht. 

Der  Verletzte  ist  infolge  des  Unfalles  vom  13.  Februar  1900  auch  in  der 
Zeit  nach  dem  1.  Dezember  1910  in  seiner  Erwerl)sfähigkeit  um  heein- 

trächtigt  gewesen  und  gegenwärtig  noch  um  ßß-Zs^/o  beeinträchtigt. 

Auf  Grund  dieses  Gutachtens  behielt  der  Kläger  seine  frühere  Bente. 

Nicht  eingerichtete  Ausrenkung  der  Hüfte. 

Reute:  lOO^o?  50®/o. 

Unfall;  4.  November  1902.  Sturz  aus  3 Etagen  Höhe. 

Eigene  cVngahen  des  Verletzten. 

„Ich  habe  immer  noch  Schmerzen  in  der  rechten  Hüfte,  die  sich  bis  zum 
Knie  herabziehen.  Ich  kann  mit  dem  rechten  Bein  nicht  auftreten.  Gearheitet  habe 
icii  noch  gar  nichts.  Ich  kann  höchstens  mit  Stöcken  eine  gute  Viertelstunde  gehen.“ 

Untersuchungsbefund  (30.  März  1903). 

Der  rechte  Oberschenkelkopf  befindet  sich  nicht  in  der  Gelenkpfanne,  son- 
dern ist  nach  außen  und  hinten  getreten.  Das  rechte  Bein  ist  3 cm  kürzer,  als 
das  linke.  Der  Fußrücken  ist  geschwollen,  so  daß  die  Sehnen  nicht  sichtbar  sind. 
Auch  an  den  Fußknöcheln  besteht  teigige  Schwellung.  Der  rechte  Oberschenkel 
läßt  sich  gegen  das  Becken  abnorm  bewegen.  (Bisherige  Rente;  Vollrente.) 

Untersuchungsl)efund  (28.  Mai  190ß). 

In  der  Horizontallage  wird  das  rechte  Bein  etwas  nach  außen  gerollt  und 
gegen  das  Becken  gebeugt.  Läßt  man  den  Oberschenkel  sich  ganz  der  horizontalen 
Unterlage  nähern,  so  bewegt  sich  das  Becken  mit,  indem  der  untere  Rücken  eine 
Höhlung  bildet.  Die  Sohlenfläche  des  rechten  Fußes  ist  an  den  Auf  trittspunkten 
deutlich  verhallt,  ein  Zeichen,  daß  der  rechte  Fuß  gebraucht  worden  ist.  Bei  dem 
Versuch,  das  rechte  Bein  gegen  das  Becken  zu  schieben,  steigt  der  rechte  Roll- 
hügel nicht  höher,  bei  dem  Versuch,  das  rechte  Bein  vom  Becken  abzuziehen, 
steigt  der  rechte  Rollhügel  nicht  herab,  woraus  hervorgeht,  daß  das  rechte  Bein 
am  Becken  einen  festen  Halt  gewonnen  hat.  Der  rechte  Rollhügel  steigt  auch 
nicht  höher,  wenn  B.  beim  Stehen  seine  Körperlast  ausschließlich  auf  das  rechte 
Bein  verlegt. 

In  der  Horizontallage  kann  das  rechte  Bein  in  gestreckter  Haltung  nicht 
von  der  Unterlage  erhoben  werden.  Wohl  aber  gelingt  dies  bei  gleichzeitiger 
Beugung  des  Knies,  wobei  die  Ferse  auf  der  Unterlage  gleitet  und  als  Stütze  ver- 
wandt wird,  bis  zu  einem  Winkel  von  45  Grad.  Hierbei  wird  das  Becken  mitbe- 
wegt. Beim  Versuch  das  rechte  Bein  zu  spreizen,  wird  die  Ferse  ebenfalls  als 
Stützpunkt  benutzt;  jenseits  der  Tischkante  sinkt  der  Unterscbenkel  sofort  herab; 
beim  Heranführen  ergreift  B.  das  Bein  mit  beiden  Händen. 

Die  Achse  des  rechten  Oberschenkelknochens  trifft  den  rechten  Darmbein- 
Stachel,  sie  ist  also  nach  außen  verlagert,  während  die  Achse  des  linken  Ober- 
schenkelknochens normalerweise  die  Mitte  zwischen  linkem  Darmbeinstachel  und 
der  vorderen  Beckenringmitte  trifft.  Das  rechte  Bein  mißt  vom  Darmbeinstachel 
bis  zur  äußeren  Knöchelspitze  871/2  c?u,  das  linke  89  cm.  Die  Gegend  des  rechten 
Hüftgelenkes  fühlt  sich  in  der  rechten  Leistenbeuge  leer  an.  Der  rechte  Rollhügel 
steht  ca.  3 cm  über  der  den  vorderen  Darmbeinstachel  mit  dem  Sitzknorren  ver- 
bindenden Boser-Nelatomc\\%n  Linie,  während  er  regelrecht  in  dieser  Linie  stehen 
soll.  B.  ist  imstande,  zeitweise  ohne  Stock  zu  stehen  und  zu  gehen.  Mit  Hülfe 
des  Stockes  kann  er  auf  je  einem  Bein  stehen.  Beim  An-  und  Auskleiden  wird 
keine  wesentliche  Behinderung  im  Gebi-auche  des  rechten  Beines  erkennbar.  Passiv 
ist  der  rechte  Oberschenkel  gegen  das  Becken  nach  allen  Seiten  beweglich,  doch 
treten  gegen  Ende  der  Bewegungen  angeblich  Schmerzen  auf. 
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Ks  b(‘trägt  der  Uiiifaiim’ 

dos  OlKn’schonlvols: 

im  Schritt 

in  d(‘i‘  Mitt(‘ 

oborhall)  der  Kniosc]ioil)o 

um  die  Mitte  des  Kniegelenkes  . . . . . 

des  Untersclienkels: 

nnterlialb  der  Kniesclieil)e 

an  der  dicksten  Stelle  der  AVade  . . . . 

an  der  dünnsten  Stelle 


rechts 

links 

491 '2 

521/, 

45 

491/, 

371/. 

381', 

36 

36 

32 

33 

32 

331/, 

21 

21 

lieg  u tack  tn  ng. 

Seit  der  Untersucluing  am  30,  März  1903  ist  in  dem  Zustande  des  Klägers 
eine  wesentliche  A'eränderiing  und  infolgedessen  eine  Erhöhung  der  Arbeits- 
fähigkeit eingetreten. 

Die  AAränderung  besteht  in  folgendem: 

a)  Der  rechte  Oberschcnkelkopf  hat  wieder  einen  festen  Halt  am  Decken,  an- 
scheinend durch  Dildung  eines  neuen  Gelenkes. 

b)  Die  teigige  Schwellung  am  rechten  Fußrücken  ist  verschwunden;  ebenso  an 
den  Knöcheln. 

Der  Kläger  ist  demnach  infolge  des  Unfalles  vom  4.  November  1902  in 
der  Zeit  nach  dem  1.  Mai  1905  in  seiner  Erwerbsfähigkeit  nur  noch  um  50o/o 
beeinträchtigt  gewesen  und  gegenwärtig  noch  beeinträchtigt. 

D.  kann  alle  Arbeiten  im  Sitzen  verrichten  und  sich  Arbeitsmaterial  an  die 
Arbeitsstätte  heranholen,  er  kann  auch  zeitweise  stehen  und  gehen. 

Die  Rente  wurde  rechtskräftig  auf  öO^/q  herabgesetzt. 


Erwerbseinbuße  durch  Unfallfolgen  am  Oberschenkel. 

Brüche  des  Oberschenkels. 

Bruch  des  Oberscheiikelhalses. 

I.  Beiiteiifestsetzung ; 40<^/o.  Nach  Jahren  20^^  o* 

Unfall:  31,  Juli  1911,  Sturz  vom  Gerüst. 

Eigene  Angaben  des  Klägers. 

„Ich  habe  Schmerzen  in  der  linken  Hüfte.  Ich  habe  noch  gar  nichts  ge- 
arbeitet.“ 

Untersuchungsbefund  (4.  März  1912). 

34jähriger,  schlanker,  gesund  aussehender  Mann  in  genügendem  Ernährungs- 
zustände, der  links  hinkend  das  Untersuchungszimmer  betritt  und  beim  Stehen 
die  Körperlast  hauptsächlich  auf  das  linke,  beschädigte  Dein  verlegt. 

Dei  horizontaler  Dückeidage  - während  die  Körperlängsachse  mit  der 
Längsachse  des  Untersuchungstisches  zusammenfällt,  letztere  die  Querachse  des 
D(‘ckens  senkreclit  schneidet,  und  wälmuid  der  Kücken  der  horizontalen  Tischplatte 
überall  fest  aidiegt  — winl  das  linke  Dein  im  Hüftgeleidc  leicht  luu-angeführt, 
etwas  nach  innen  gerollt  gehalten. 

Das  S])reizen,  das  Ib'ranfühn'n  di^s  Deines  im  linken  Hüftgelenk  ist  be- 
schränkt. Es  kann  von  der  Unterlag!'  nur  sowc'it  abgi'hoben  werden,  daß  die  Hacke 
23  ron  ül)ei’  der  'risclii)latt('  bh'ibt.  Deim  Spreizen  und  beim  Ileranführen  geht 
schon  bei  einem  kleim'u  Ausschlagswinkel  (h^s  Decken  mit.  Die  Deugefähigkeit 
d('s  linken  lIüftgel('iiU(\s  ist  ('.rlialten.  Die  liidve  Kollhügt'lgegend  ist  verdickt.  Die 


Erwerbseinbuße  durch  Uiifallf eigen  am  Oberseben kelhals. 
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(irul)('  liinti'i'  dem  linken  KollhUgel  ist  verwischt.  lEu'selbe  steht  mit  seiner  Spit/(‘ 
regelwidrig  ungefälir  3 iib('r  der  den  vorderen  ol)eren  l)arml)einstachel  mit 
dem  Sitzheinliöcker  verhindenden  {Roser-Nc/afonsdm'i)  Lini(v  l)i('-  linke  Gesäb- 
furche  hängt  tiefer,  als  die  rechte'.  Heim  Stehen  verh'gt  den*  Untersuchte'  elie^ 
Köi’perlast  ausschlieblich  auf  das  rechte  Bein.  Benin  Ste'hen  auf  elem  rechten  Bein 
allein  berührt  elas  linke  den  Fußboden  nur  mit  eler  Fußspitze;  lienm  Stehen  auf 


dem  linken  Bein  wird  das  andere  im  Kniegcdeidv 

gebeugt  gelialten. 

Der  Gang  ist 

liinkend. 

Es  beträgt  der  Umfang 

des  Oberschenkels : 

rechts 

links 

im  Schritt 

50 

48 

in  der  Mitte 

...  46 

443/4 

um  die  Mitte  des  Kniegelenkes  . . . 

. . . 35 

35 

des  Unterschenkels; 

an  der  dicksten  Stelle  der  Wade 

. . . 341/4 

341 G 

Es  beträgt  die  Länge 

des  Beines; 

vom  vorderen  Darmbeinstachel  bis  zur 

äußeren 

Knöchelspitze 

...  89 

87 

des  Oberschenkels; 

vom  Darmbeinstachel  bis  zum  äußeren 

Kniege- 

lenksspalt 

...  49 

461/2 

von  der  Bollhügelspitze  bis  zum  äußeren 

Kniege- 

lenksspalt 

...  43 

43 

Die  Verkürzung  des  linken  Beines  muß  daher  durch  einen 

Oberschenkel- 

halsbruch  bedingt  sein.  Das  Eöntgenbild  beweist 

das  Vorhandensein 

eines  solchen 

durch  die  rechtwinkelige  Stellung  des  Oberschenkelhalses  zum  Oberschenkelschaft, 
während  diese  regelrechter  Weise  eine  stumpfwinkelige  ist. 

Begutachtung. 

Der  Unfall  vom  31.  Juli  1911  hat  bei  dem  Kläger  hinterlassen; 

Beste  eines  fest  knöchern  verheilten  linksseitigen  Oberschenkelhalsbruches, 
bestehend  in  Verkürzung  und  Abmagerung  des  linken  Beines,  sowie  in  einer  Be- 
wegungsbehinderung des  linken  Hüftgelenkes. 

Der  Verletzte  ist  infolge  des  Unfalles  in  seiner  Erwerbsfähigkeit  um  JO'^'o 
heeinträchtigt  gewesen  und  gegenwärtig  noch  um  40‘^/o  beeinträchtigt.  Der  Zustand 
des  Beines  macht  es  glaubhaft,  daß  Arbeiten,  die  unnnterl)rochenes  Stehen  und 
Gehen  erfordern,  sowie  Leiter-  und  Treppensteigen  noch  nicht  ausgeführt  werden 
können. 

Ich  gelange  zu  einer  höheren  Einscliätzung  der  Unfallfolgen,  als  der  Herr 
\'orgutachter,  weil  ich  die  relative  Frische  des  Falles  berücksichtige. 

Das  Gericht  erkannte  diesem  Vorschläge  gemäß.  Eekurs  wurde  von  keiner 
Seite  eingelegt.  Nach  weiteren  6 Monaten  ^^’urde  die  Bente  reclitskräftig  auf  25^  0 
lierahgesetzt. 

Bruch  des  Oberschenkelhalses,  kompliziert  durch  Kiiiegeleuksver- 

äuderungeu.  Beuten:  75^0?  ddo/o. 

Unfall:  24.  Juni  1908.  Sturz  infolge  Überranntwerdens  durch  einen  sclieu 
gewordenen  Bullen. 

Eigene  Angaben  der  Verletzten. 

„Ich  liabe  starke  Sclimerzen  beim  Gelien.  Wenn  icli  gesessen  habe  und  auf- 
stehe, nelimen  die  Sclimerzc'n  zu.“ 
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Untersucluingsl)ef und  (31.  März  1909). 

20jä]irigo,  gesund  aussehende  weibliclie  Person,  die  links  stark  hinkend  das 
Untersuclmngsziininer  betritt.  Sobald  sie  sich  beim  Entkleiden  bücken  will,  muh 
sie  das  linke  Pein  nacli  hinten  stellen. 

Im  linken  Kniegelenk,  dessen  Umrisse  nicht  so  deutlich  sind,  wie  die  des 
rechten,  ist  ein  kleiner  Erguß  vorhanden.  Die  Kniescheil)e  tanzt.  Auch  besteht 
eine  seitliche  Peweglichkeit  des  linken  Unterschenkels  zum  Oberschenkel  im  ge- 
streckten Knie.  Es  sind  dies  Folgen  des  Streckverbandes,  den  die  Verletzte  an- 
gelegt bekommen  hat. 

Pei  horizontaler  Rückenlage  — während  die  Körperlängsachse  mit  der 
I.ängsachse  des  Untersuchungstisclies  zusaninienfällt,  letztere  die  Querachse  des 
Peckens  senkrecht  schneidet  und  während  der  Rücken  der  horizontalen  Tischplatte 
überall  fest  anliegt  — wird  das  linke  Pein  im  Hüftgelenk  gestreckt  herangeführt, 
nach  außen  gerollt  gehalten. 

Das  Spreizen,  das  Heranführen  und  die  Rollung  des  Peines  im  linken  Hüft- 
gelenk ist  allseitig  beschränkt.  Es  kann  von  der  Unterlage  selbsttätig  nur  um 
ein  geringes  abgehoben  werden. 

Heim  Spreizen  und  beim  Heranführen  geht  schon  bei  einem  kleinen  Aus- 
schlagswinkel das  Hecken  mit. 

Die  linke  Rollhügelgegend  ist  verdickt.  Die  Grube  hinter  dem  linken  Roll- 
hügel ist  verwischt.  Derselbe  steht  mit  seiner  Spitze  regelwidrig  ungefähr  3 cm 
über  der  den  vorderen  oberen  Darmbeiustachel  mit  dem  Sitzbeinhöcker  verbindenden 
(7?oser-A¥Zö'ionschen)  Linie.  Die  linke  Gesäßfurche  hängt  tiefer,  als  die  rechte. 

Reim  Stehen  verlegt  die  Untersuchte  die  Körperlast  ausschließlich  auf  das 
rechte  Pein.  Heim  Stehen  auf  dem  rechten  Pein  allein  berührt  das  linke  den 
Fußboden  nur  mit  der  Fußspitze;  beim  Stehen  auf  dem  linken  Pein  wird  das 
andere  im  Kniegelenk  gebeugt  gehalten.  Der  Gang  ist  hinkend. 

Heim  Treppensteigen  wird  die  Körperlast  ausschließlich  mit  dem  rechten 
Pein  gehoben,  das  linke  Pein  wird  nachgezogen.  Heim  Sichlegen  auf  den  Unter- 
suchungstisch aus  der  sitzenden  Stellung  auf  der  Tischkante  hebt  die  Verletzte 
das  linke  Pein  mit  dem  untergeschobenen  rechten  empor. 


Es  beträgt  der  Umfang 

des  Oberschenkels:  rechts  links 

im  Schritt 60  57 

in  der  Mitte 52f/o  49 

oberhalb  der  Kniescheibe 39  40 

um  die  Mitte  des  Kniegelenkes 36f/o 

des  Unterschenkels: 

unterhalb  der  Kniescheibe 33Ui  34i/2 


an  der  dicksten  Stelle  der  Wade 33 V2  323/^ 

Es  beträgt  die  Länge 

des  Peines: 

vom  vorderen  Darmbeinstachel  bis  zum  äußeren 

Knöchel 89  85 

des  Oberschenkels : 

vom  vorderen  Darmbeinstachel  bis  zum  äußeren 

Kniegelenksspalt 48  44 

vom  oberen  Rollhügelende  bis  zum  äußeren  Knie- 
gelenksspalt   45  45 

Demnach  ist  die  Verkürzung  des  1.  Peines  durch  eine  Veränderung  im  Ober- 
schenkelhals  bedingt. 


Erwerbseinbuße  durch  Unfallfolgen  am  Obcrschenkelhals. 
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]>egiitacb  tiing. 

Als  Folgen  des  Unfalles  vom  24.  Juni  1908  bestehen  bei  der  Verletzten: 

a)  eine  Verkürzung  des  linken  Feines  um 

h)  Abmagerung  des  linken  Feines  um 

c)  eine  Lockerung  des  linken  Kniegelenkes, 

d)  eine  Fewegnngsbeschränknng  im  linken  Hüftgelenk  erlielüiclier  Art. 

AVas  die  Abschätzung  der  Erwerbsbeeinträchtigung  betrifft,  so  ist  zunächst 
zu  bemerken,  daß  nach  dem  Akteninhalt  die  Verletzte  anscheinend  erst  um  den 
20.  September  1908  aus  der  Klinik  entlassen  wurde.  Unter  dem  2.  Dezember  1908 
verneint  l)r.  F.  die  Frage,  ob  das  Heilverfahren  abgeschlossen  sei. 

Yergegemvärtigt  man  sich  diese  beiden  Tatsachen,  so  wird  man  zu  dem 
Schlnsse  kommen,  daß  die  N.  in  der  Zeit  vom  24.  September  1908  nur  eine  ganz 
geringe  Tätigkeit  im  Hause  ausüben  konnte.  Sie  mußte  noch  an  2 Stöcken  gehen, 
sie  war  eben  erst  aus  der  Klinik  entlassen.  Dementsprechend  ist  die  Erwerbsein- 
bnße  für  diese  Zeit  Unter  Berücksichtigung  des  Gutachtens  des  Dr.  Fr.  vom 
2.  Dezember  1908  auf  75°  o zu  schätzen. 

In  diesem  Zustande  ist  dann  bis  zum  12.  Januar  1909  eine  wesentliche 
Besserung  eingetreten.  Dr.  W.  stellte  fest,  daß  die  Verletzte  imstande  war,  nun- 
mehr mit  nur  einem  Stock  zu  gehen.  Die  Besserung  ist  auch  nach  allgemeiner 
ärztlicher  Erfahrung  anzunehnien.  Die  Verletzte  erscheint  daher  nach  dem 
12.  Januar  1909  in  ilirer  Erwerbsfähigkeit  noch  um  60®/o  beeinträchtigt.  Arbeiten 
auf  dem  Felde  waren  für  sie  ganz  ausgeschlossen,  sie  war  weiter  auf  Arbeiten 
im  Hause  angewiesen,  nur  muß  angenommen  werden,  daß  ihr  dieselben  — ent- 
sprechend der  gesteigerten  Gehfähigkeit  — leichter  von  der  Hand  gingen. 

Nach  dieser  Zeit  kann  eine  weitere  Besserung  noch  nicht  festgestellt  werden. 
Wenn  auch  die  teigige  Schwellung  am  linken  Bein  beseitigt  ist,  so  hat  das  Unter- 
maß des  linken  Beines,  das  am  12.  Januar  1909  nur  cm  betrug,  doch  in  der 
Folge  wieder  zugenommen  und  sich  bis  auf  31/2  cm  vermehrt. 

Die  Kenten  wurden  entsprechend  diesem  Vorschläge  festgesetzt. 

Briicli  des  Obersclieiikelhalses  mit  nachträglicher  Lösung  der  ein- 
gekeilt gewesenen  Bruchstücke.  Beuten:  30Vo^-50Vo‘ 

Unfall;  8.  September  1908.  Überfahrenwerden  durch  einen  Biei’Avagen. 

Eigene  Angaben  des  Verletzten. 

„Beim  Gehen  verspüre  ich  eine  Verkürzung  des  rechten  Beines,  habe 
Schmerzen  in  demselben,  kann  nicht  lange  stehen.  Ich  verzapfe  Bier  für  die  Ar- 
beiter in  der  Brauerei.“ 

Untersuchungsbefund  (29.  Mai  1909). 

Korpulenter  Mann,  dessen  Gang  rechts  schwer  hinkend  ist.  Stehen  auf  dem 
rechten  Bein  allein  ist  angeblich  nur  für  ganz  kurze  Zeit  möglich.  Es  läßt  sich 
feststellen,  daß  bei  Belastung  des  rechten  Beines  der  rechte  Kollhügel  am  Becken 
emporsteigt.  Der  rechte  Oberschenkel  entbehrt  also  der  festen  knöchernen  Ver- 
bindung mit  dem  Becken. 

Die  Tiöntgenphotographie  läßt  im  Schenkelhals  einen  weiten,  klaffenden  Spalt 
erkennen. 

Bei  horizontaler  Rückenlage  — während  die  KörpeiTängsachse  mit  der  Längs- 
achse des  Untersuchungstische, s znsammenfällt,  letztere  die  Querachse  des  Beckens 
senkrecht  schneidet  und,  während  der  Kücken  der  horizontalen  Tischplatte  überall 
fest  anliegt  — wird  das  rechte  Bein  im  Hüftgelenk  nach  außen  gerollt  gehalten. 
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Das  Sproizon,  das  Iloranfüliren  und  die  Ivollimg  des  Beines  im  recliten 
llüftgeleidv  ist  nur  mit  großer  Kraftanstrcoignng  und  nur  in  geringem  Maß  auszn- 
fnliren.  Es  kann  von  dei'  Unterlage  kaum  abgehoben  werden. 

I)i('  rechte  liollbüg(dgegend  ist  verdickt.  Die  Grube  hinter  dem  rechten 
Rollbügel  ist  verwischt.  Derselbe  steht  mit  seiner  Spitze  regelwidrig  ungefähr  2 an 
über  der  den  vorderen  oberen  Darmbeinstachel  mit  dem  Sitzbeinhücker  verbindenden 
(Boser-Kelafonschon)  Linie.  Die  rechte  Gesäßfurche  hängt  tiefer,  als  die  linke. 

Beim  Stehen  verlegt  der  Untersuchte  die  Körperlast  ausschließlich  auf 
das  linke  Rein.  Reim  Stehen  auf  dem  liidven  Rein  allein  l)erührt  das  rechte  den 
Fußboden  nur  mit  der  Fußspitze,  beim  Stehen  auf  dem  rechten  Rein  wird  das 
andere  im  Kniegelenk  gebeugt  gehalten.  Der  Gang  ist  hinkend. 

Es  beträgt  der  Umfang 


des  Oberschenkels ; 

im  Schritt 

in  der  Mitte 

Es  beträgt  die  liänge 

des  Keines: 

im  Liegen 

im  Stehen 


rechts  links 

. 62  64 

53  56^  2 

. 88  89 

. 84  88 


Regutachtung. 

Seit  den  Untersuchungen  am  21.  Dezember  1907  und  22.  September  1908 
ist  in  dem  Zustande  des  Yerletzten  eine  wesentliche  Veränderung  und  infolge- 
dessen eine  Minderung  der  Arbeitsfähigkeit  eingetreten. 

Die  Veränderung  besteht  in  folgendem: 

a)  Während  L.  damals  auf  dem  rechten  Rein  sicher  stehen  konnte,  ist  dies 
heute  nicht  der  Fall, 

b)  das  Hinken  ist  zweifellos  echt, 

c)  die  Muskulatur  des  rechten  Oberschenkels  ist  nicht  mehr  etwas  verdünnt, 
sondern  zeigt  ein  Untermaß  von  3f/2  cm  in  der  Mitte. 

Diese  Verschlimmerung  ist  anscheinend  erst  nach  der  Untersuchung  durch 
Dr.  Sch.  eingetreten;  die  frühere  feste  AVrheilung  des  Oberschenkelhalsbruches 
hat  sich  also  nachträglich  wieder  gelockert. 

Der  Verletzte  ist  infolge  des  Unfalles  vom  8.  September  1908  in  der  Zeit 
nach  dem  1.  Januar  1909  in  seiner  Erwerbsfähigkeit  um  50%  beeinträchtigt  ge- 
wesen und  gegenwärtig  noch  um  50o/o  beeinträchtigt,  da  andauerndes  Stehen  und 
Gehen  nicht  möglich  ist,  für  diese  lieistungen  auch  die  notwendige  Sicherheit  fehlt. 

Dem  Verletzten  wurde  vom  Gericht  die  erhöhte  50°  Rente  gewährt. 


Brucli  des  Oberscheiikelhalses  ohne  feste  Yerheiliiiig  der  Bruch- 
stücke. Renten : lOO^/o , 

Unfall:  15.  März  1906.  Linksseitiger  Schenkelhalsbruch,  nicht  knöchern  ver- 
heilt. Risherige  Rente:  100%. 


Eigene  Angaben  des  Klägers. 

„Die  linke  Kugel  kommt  beim  Gehen  immer  raus.  Ich  kann  ohne  Stock  nicht 
gehen.  Die  linke  Seite  ist  kriselig,  das  Reißen  habe  ich  auch  noch  bekommen. 
Iin  ZimiiK'r  trage  ich  den  Apparat  nicht.“ 


einen 

dem 


Untersuchungsbefund  (27.  Mai  1912). 

44jähriger  Mann,  mit  ausg('sprochener  Gelbsucht.  Er  trägt  am  linken  Rein 
Schienenhülsenapparat.  Der  Ei’iiährungszustand  ist  ausreichend. 

Der  linke  Oberschenkelkopf  ist  in  der  Ilüftgelenkspfanne  zu  fühlen.  Mit 
linken  Oberschenkel  lassen  sich  gegen  das  1 lecken  abnorme  Rewegungen 


Envei’bseiiibußc  durcb  Uiifallfolgen  am  Obcrschenkellials. 


221 


ausfüluTii,  wobei  ein  domliclies  Heibeii  entstellt.  Hei  borizontalor  liückenlage 
— wälirend  die  Körperläiigsacbse  mit  dev  Läiigsaclisc'  dos  Uiitersuchungstiscbes 
ziisammeiitallt,  letztere  die  Queracdise  des  Heekens  senkrecht  schneidet,  und  während 
der  Hücken  der  horizontalen  Tischplatte  überall  fest  anliegt,  — liegt  das  linke  Hein 
im  Hüftgelenk  nach  außen  gerollt.  Das  Spreizen,  das  Heranführen  und  die  llollung 
des  Deines  ist  selbsttätig  nur  andeutungsweise  auszufüliren.  Es  kann  von  der 
Unterlage  nicht  ahgehohen  werden.  Die  linke  Dollhügelgegend  ist  verdickt.  Die 
Grube  hinter  dem  linken  Dollhügel  ist  verwischt.  Derselbe  steht  mit  seiner  Spitze 
regelwidrig  ungefähr  2 — 4 cm,  je  nach  Delastung  des  Deines,  über  der  den  vorderen 
oberen  Darmheinstachel  mit  dem  Sitzheinhöcker  verbindenden  {^Roser-Nüaton^oXi^w.) 
Idnie.  Die  linke  Gesäßfurche  hängt  tiefer,  als  die  rechte.  Deini  Stehen  verlegt  der 
Untersuchte  die  Körperlast  ausschließlich  auf  das  rechte  Dein.  Der  Gang  ist 
hinkend.  Deini  Desteigen  und  Verlassen  des  Untersuchungstisches  hebt  er  den 
linken  flherschenkel  mit  der  Hand.  Deim  Stehen  und  Gehen  wird  das  linke  Dein 
gespreizt  gehalten.  Anzeichen  von  Hüftbeinnorvenweh  sind  links  nicht  vorhanden. 


Es  beträgt  der  Umfang 


de's  Oherschenkels ; 


r 


links 


im  Schritt . . 

502 /o 

49 

in  der  Glitte 

46 

423 

• des  Unterschenkels: 

an  der  dicksten  Stelle  der  Wade  . . 

• • • 

36 

33 

an  der  dünnsten  Stelle 

253;A 

20 

Es  beträgt  die  Länge 

des  Deines: 

vom  vorderen  Darmbeinstachel  bis  zur 

äußeren 

Knöchelspitze  in  Duhelage 

• • • 

88 

86 

vom  vorderen  Darmbeinstachel  bis  zur 

äußeren 

Knöchelspitze  bei  Zugwirkung  .... 

88 

88 

beim  Hinaufschieben  des  Keines  gegen  das 

Decken 

88 

83 

Die  linke  Deinmuskulatur  fühlt  sich  schlaff  an. 


Degutachtung. 

Seit  dem  6.  Februar  1907  ist  in  dem  Zustande  des  Verletzten  eine  wesent- 
liche Änderung  und  infolgedessen  eine  Erhöhung  der  Erwerbsfähigkeit  erfolgt. 
Der  objektive  Defiind  am  linken  Oberschenkelhals  hat  sich  zwar  nicht  geändert. 
Nur  sind  die  fremdtätigen  Dewegungen  schmerzloser  geworden  und  es  muß  nach 
Ablauf  von  5 Jahren  ein  bestimmtes  Maß  von  Gewöhnung  an  den  Zustand  an- 
genommen werden.  Die  Forthewegungsfähigkeit  des  K.  ist  auch  ohne  Apparat  mit 
dem  Stock  im  Zimmer  eine  leidliche. 

Der  Verletzte  ist  demnach  infolge  des  Unfalles  vom  15.  März  1905  in  der 
Zeit  nach  dem  1.  April  1912  in  seiner  Erwerbsfähigkeit  um  80^/o  beeinträchtigt 
gewesen  und  gegenwärtig  noch  um  SO^/o  beeinträchtigt,  weil  Stehen  und  Gehen 
außerordentlich  erschwert  ist,  K.  auch  nur  kurze  Zeit  sitzen  kann.  Aus  diesem 
Grunde  weiche  ich  von  der  Schätzung  des  Herrn  Vorgutachters  ab. 

Deide  Parteien  schlossen  auf  Grund  dieses  Gutachtens  einen  Vergleich. 


Bruch  des  Oberscheiikelhalses  ohne  feste  Yereinigimg  der  Bruch- 
stücke. Rente:  757o* 

Unfall:  8.  Dezember  1903.  Ausgleiten  beim  Eisen. 

Eigene  Angaben  des  Verletzten. 

„Ich  habe  Schmerzen  im  ganzen  liidven  Dein  von  der  Hüfte  bis  zur  Zehe. 
Ich  kann  nur  auf  der  rechten  Gesäßhälfte  sitzen.  Ich  kann  höchstens  in  der  Stube, 
aber  nicht  draußen  ohne  Stock  gelien.“ 
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Uiitersuchungsl)of und  (19.  November  1909). 

75jilhriger,  für  seine  Jalire  rüstiger  Mann  von  gesundem  Aussehen  und 
gutem  Ernährungszustände,  der  nur  mit  der  rechten  Gesäßhälfte  auf  dem  Stuhle 
sitzt  und  sich  bei  Aufruf  schwerfällig  mit  Hilfe  eines  Stockes  erhebt,  auf  den  er 
sich  auch  beim  Betreten  des  Untersuchungszimmers  stützt.  Her  Gang  ist  links 
schwer  liinkend. 

Die  Herztöne  sind  leise,  aber  ohne  krankhafte  Geräusche.  Die  Schlagader- 
wandung ist  weich. 

Die  Lungen  befinden  sich  im  Zustande  der  Blähung,  die  Atmung  ist  ange- 
strengt und  nicht  ausgiebig. 

Am  linken  Unterschenkel  findet  sich  eine  leichte  Verfärbung  der  Haut, 
sowie  eine  leichte  Schwellung  infolge  von  Krampfadern.  Dicht  über  dem  Fuß- 
gelenk findet  sich  eine  mit  Schorf  bedeckte  längs  verlauf  ende,  in  Heilung  befind- 
liche Kratzwunde , die  mit  einer  Binde  bedeckt  ist.  S.  kann  sich  den  linken  Strumpf 
nicht  allein  aus-  und  anziehen. 

Bei  horizontaler  Rückenlage  — während  die  Körperlängsachse  mit  der 
Längsachse  des  Untersuchungstisches  zusammenfällt,  letztere  die  Querachse  des 
Beckens  senkrecht  schneidet  und  während  der  Rücken  der  horizontalen  Tischplatte 
überall  fest  anliegt  — wird  das  linke  Bein  im  Hüftgelenk  gebeugt,  herangeführt, 
nach  außen  gerollt  gehalten. 

Das  Spreizen,  das  Heranführen  und  die  Rollung  des  Beines  im  linken  Hüft- 
gelenk ist  stark  beschränkt.  Es  kann  von  der  Unterlage  nur  wenig  abgehoben 
werden. 

Beim  Spreizen  und  beim  Heranführen  geht  das  Becken  sofort  mit.  Die  linke 
Rollhügelgegend  ist  verdickt.  Die  Grube  hinter  dem  linken  Rollhügel  ist  verwischt. 
Derselbe  steht  mit  seiner  Spitze  regelwidrig  ungefähr  3 cm  über  der  den  vorderen 
Darmbeinstachel  mit  dem  Sitzbeinhöcker  verbindenden  {^Roser-NelatonsQhQVi)  Linie. 
Die  linke  Gesäßfurche  steht  höher,  als  die  rechte.  Beim  Stehen  verlegt  der  Unter- 
suchte die  Körperlast  ausschließlich  auf  das  rechte  Bein.  Beim  Stehen  auf  dem 
rechten  Bein  allein  berührt  das  linke  den  Fußboden  nur  mit  der  Fußspitze;  beim 
Stehen  auf  dem  linken  Bein  wird  das  andere  im  Kniegelenk  gebeugt  gehalten. 
Wird  die  Körperlast  auf  das  linke  Bein  allein  verlegt,  so  sinkt  das  Becken  auf 
der  linken  Seite  herab,  der  Rollhügel  steigt  am  Becken  empor.  Die  Verheilung 
der  Bruchstelle  ist  also  keine  knöcherne. 

Es  beträgt  der  Umfang 


des  Oberschenkels: 

rechts 

links 

im  Schritt 

56 

53 

in  der  Mitte 

461 /o 

45 

oberhalb  der  Kniescheibe  . ‘ . . . . 

36 

38 

um  die  Mitte  des  Kniegelenkes  .... 

• • • 

36 

361  0 

des  Unterschenkels; 

unterhalb  der  Kniescheibe 

331/0 

34 

an  der  dicksten  Stelle  der  Wade  . . . 

• • • 

35 

36 

an  der  dünnsten  Stelle 

21 

221/0 

um  die  Knöchel 

Es  beträgt  die  Länge 

25 

25 

der  Beine; 

vom  vorderen  Darmbeinstachel  bis  zur 

äußeren 

Knöchelspitze 

vom  vorderen  Darmbeinstachel  bis  zum 

Kniege- 

91 

881/., 

lenksspalt 

491  0 

47 

von  der  Rollhügelspitze  l)is  zum  Kniegelenksspalt  . 

43 

43 

Die  Verkürzung  ist  also  durch  Veränderungen  im  Obersclienkelhals  bedingt. 


Erwerbseinbuße  durch  Unfallfolgen  am  Oberschenkel. 
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Ho  gutach  tu  ng. 

llioriiach  leidet  S.  an  Lungonblähung  und  au  einer  gewissen  Schwäche  der 
Herztätigkeit.  Heides  sind  Alterserscheinungen.  Außerdem  besteht  ein  nicht  fest 
knöchern  verheilter  linksseitiger  Oberschenkelhalslnmch,  wodurch  Stehen  und  Gehen 
nur  für  ganz  kurze  Zeit  und  nur  mit  Hilfe  eines  Stockes  möglich  ist.  Auch  an- 
haltendes Sitten  ist  gehindert.  Selbständigc^s  An-  und  Ausziehen  des  lirikcn  Heines 
ist  nicht  möglich.  Alle  diese  Erscheinungiui  sind  Folgen  des  Unfalles  vom  8.  De- 
zember 1903. 

Die  Folgen  des  Unfalles  vom  8.  Dt'zember  1903  haben  sich  seit  der  Unter- 
suchung am  18.  Juli  1904  nicht  wesentlich  verändert.  Daß  statt  der  Krücke  jetzt 
ein  Stock  gebraucht  werden  kann,  ist  auf  die  Erwerbsfähigkeit  ohne  Einfluß.  Eine 
Erhöhung  der  Arbeitsfähigkeit  ist  also  nicht  erfolgt. 

Der  A'erletzte  ist  überhaupt  um  lOO^/o  erwerbsbeschränkt.  Hiervon  entfallen 
auf  den  Unfall  vom  8.  Dezember  1903  auch  nach  dem  30.  September  1909  75^/o. 
Hei  dem  75jährigeu  Manne  eine  Gewöhnung  an  den  Zustand  anzunehmen,  erscheint 
nicht  angängig. 

Die  Herufsgenosse'nschaft  wurde  hiernach  zur  Weitergewährung  der  bisher 
gewährten  Kente  verurteilt. 


Weichteilverletzungen  des  Oberschenkels. 

Zerreißung  der  Quadricepssehiie.  Rente:  30®/o 

Unfall:  3.  April  1905.  Zerreißung  der  Sehne  des  vierköpfigen  Obersclienkel- 
muskels  (Quadriceps  femoris)  durch  Sturz. 

Eigene  Angaben  des  Verletzten. 

„Schmerzen  habe  ich  nur  bei  Witterungswechsel.  Leiter-  und  Treppensteigen 
ist  mir  sehr  erschwert:  das  Herabsteigen  ist  noch  schwerer.  Ich  habe  ein  unsicheres 
Gefühl  im  rechten  Bein.“ 

Untersuchungsbefund 


am  12.  Juli  1905 
Das  rechte  Knie  ist  ziemlich  stark 
teigig  geschwollen,  so  daß  Fingerdruck 
längere  Zeit  bestehen  bleibt. 


Die  Messung  ergiebt,  daß  der  Um- 
fang am  rechten  Knie  unterhalb  der 
Kniescheibe  fast  2 cm^  in  der  Mitte 
oberhalb  1cm  größer  als  am 
linken  ist. 


Ebenso  ist  der  Umfang  des  Ober- 
schenkels 10  cm  oberhalb  der  Knie- 
scheibe gemessen  rechts  2 cm  größer 
als  links. 


Im  rechten  Kniegelenk  kann  das 
Bein  nur  bis  zum  rechten  Winkel  ge- 
beugt werden,  passiv  auch  nicht  weiter. 

Ebenso  ist  die  Streckung  des 
Beines  aus  der  Beugestellung  sehr  er- 
schw^ert. 


am  12.  Dezember  1905 
Es  besteht  keine  teigige  Schwel- 
lung mehr. 


Es  beträgt  der  Umfang 


des  Oberschenkels: 

rechts 

links 

im  Schritt 

53 

58 

in  der  Mitte  .... 

50 

54 

oberhalb  d.  Kniescheibe 

(gerollte  Sehne)  . . 

40 

40 

um  die  Mitte  des  Knie- 

gelenkes   

391/2 

37 

des  Unterschenkels: 

unterhalb  der  Knie- 

scheibe   

37 

35 

an  der  dicksten  Stelle 

der  Wade  .... 

381/2 

38 

an  der  dünnsten  Stelle 

22 

22 

Unverändert. 

Die  Streckung  ist  unmöglich. 
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II.  Teil.  2.  Abschnitt. 


Heim  Gehen  zielit  er  das  reclito  Der  liinkendo  Gang  kommt  da- 

Dein  gestreckt  nacli.  durch  zustande,  daß  das  rechte  Dein 

mit  Hilfe  der  Oberschenkelheber  in  einem 
halbkreisförmigen  Dogen  nach  vorn  ge- 
schleudert wird. 

Dei  der  Aufgabe',  den  rechten  Fuß  auf  eine  Stufe  zu  stellen,  wird  das  Dein 
im  Hüftgelenk  erhoben  und  der  Fuß  nach  vorn  geschleudei’t.  Der  Versuch,  mit 
Hilfe  des  nunmehr  auf  die  Stufe  gestellten  Fußes  den  Körper  auf  diese  zu  heben, 
mißlingt  völlig.  Während  in  Horizontallage  das  linke  Dein  (im  Kniegelenk  ge- 
streckt gehalten)  erhoben  werden  kann,  wird  rechts  nur  der  Oberschenkel  erhoben, 
das  Knie  stellt  sich  sofort  in  Deugestellung.  Legt  man  das  rechte  Dein  über  die 
Kante  des  Untersuchungstisches,  so  sinkt  der  Unterschenkel  sofort  herab.  Im 
rechten  Kniegelenk  ist  kein  Frguß,  auch  treten  in  demselben  keine  krankhaften 
Geräusche  auf. 

Etwa  einen  ()uerfinger  breit  oberhalb  der  rechten  Kniescheibe  sieht  man 
eine  (luergestellte  Furche  über  die  Yorderfläche  des  Oberschenkels  verlaufen.  Die- 
selbe verdankt  ihren  Ursprung  der  Dißstelle  der  Strecksehne  des  Kniegelenkes. 
Oberhalb  und  unterhalb  dieser  Bißstelle  fühlt  man  die  aufgerollten  Sehnenenden. 
Die  untersuchenden,  in  diesen  Riß  eindringenden  Finger  gelangen  ohne  weiteres 
auf  die  Vorderfläche  des  Oberschenkelknochens. 

Degutachtung. 

Seit  der  Untersuchung  am  12.  Juli  1905  ist  in  dem  Zustande  des  L.  keine 
wesentliche  Veränderung  und  infolgedessen  keine  Erhöhung  der  Arbeitsfähigkeit 
eingetreten. 

Die  Abnahme  der  Schwellung  am  Kniegelenk  ist  im  vorliegenden  Falle  als 
wesentliche  Veränderung  nicht  aufzufassen,  da  hierdurch  eine  Besserung  der 
Funktion  in  keiner  Weise  herbeigeführt  ist. 

Als  Unfallfolgen  bestehen  bei  dem  L. : 

a)  Ein  Mindermaß  des  rechten  Oberschenkels  um  4 — bcni  infolge  deutlichen 
Schwundes  des  rechten  vierköpfigen  Oberschenkelmuskels  (()uadriceps  femoris), 
h)  eine  Zerreißung  der  Sehne  dieses  Muskels  oberhalb  der  Kniescheibe. 

L.  vermag  daher  seinen  rechten  Unterschenkel  nicht  selbsttätig  in  normaler 
Weise  gegen  den  Oberschenkel  zu  strecken.  Hieraus  ergiebt  sich  eine  Unsicher- 
heit im  Stehen  und  Gehen,  namentlich  beim  Leitern-  und  Treppensteigen,  sowie 
leichte  Ermüdbarkeit  des  rechten  Beines.  Die  hierdurch  bedingte  Erwerbseinbuße 
ist  auf  30*^/o  zu  schätzen. 

Eine  Sehnennaht  dürfte  die  Erwerbsfähigkeit  bedeutend  steigern. 

Kläger  verblieb  daher  im  Genuß  seiner  SOo/oigen  Rente. 


Unvollkommene  Zerreißung:  des  Qiiadriceps.  Yorüber  gehen  de 

Rente : 10%  auf  IV2  Jahre. 

Unfall;  22.  Juni  1907.  Überfahrenwerden. 


Eigene  Angaben  des  Verletzten. 

„AVenn  ich  das  rechte  Knie  beugen  will,  habe  ich  große  Schmerzen  im 
rechten  Knie  und  Oberschenkel.“ 

Untersuchungsbefund  (7.  März  1908). 

Kräftiger,  gesunder  junger  Mann  in  vorzüglichem  Ernährungszustände  mit 
kräftiger  lAIuskulatur.  Beim  Aus-  und  xVnkleiden  gelingt  das  Stehen  auf  dem 
rechten  Dein  allein  in  sicherer  Weise.  Etwa  handbreit  über  dem  rechten  Knie- 
gelenk fühlt  man  im  vierköpfigen  01)erschenkelniuskel  eine  (pier  verlaufende  Ein- 
senkung, als  Ausdruck  eines  Muskelrisses. 


Erwerbsei iibiiße  durch  Bruch  des  Oberscheidvelscliaftes. 
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Das  rechte  Kniegelenk  ist  in  seinen  Uinrissiui  geinin  so  deutlicli  ge/j'icluu't, 
wie  das  linke,  ln  deniselhen  treten  lad  Ikwvegungen  keinerlei  Gei-äuscdu^  mit.  Es 
besteht  in  dem  (relenke  keine  Flüssigkeitsansainnilnng.  Die  Gel('nkskaps('l  ist  nicht 
verdickt.  Die  Haut  über  dem  Kniegehmk  ist  unverändert  gespannt  und  glänzend. 
Die  Kniescheihe  liegt  dem  Gelenke  fest  auf.  Bei  erschlaffter  Muskulatur  läßt  sich 
die  Kniescheihe  hdclit  seitlich  in  normalm“  Weist;  verschieben.  Das  Knieg(d(;nk 
kann  im  Sitzen  hei  horizontal  gehaltenem  Ohersclienkel  völlig  gestreckt  werden, 
lu'iin  Liegen  und  Stehen  angeblich  nicht.  Hierin  liegt  (uii  grober  AViderspruch, 
denn  die  Streckung  des  Kniees  hei  horizontal  gelialt(;nem  Oberschenkel  ward  aus- 
schließlich durch  den  Untersclumkelstrecker  hewdrkt,  während  sie  heim  Liegen 
vor  allem  durch  das  Gewacht  der  Extr(;mität  erfolgt,  heim  Stehen  (mdlich  unter- 
stützen die  Knieheuger  bei  aufgesetztem  Fuß  diese  Ihwvegung.  Die  Beugung  gelingt 
rechts  angeblich  nur  bis  80®.  Bei  der  Untersuchung  setzt  B.  den  BewT.gungs ver- 
suchen des  rechten  Kniegelenkes  stärkt^  Muskelspannung  entgegen  — vielleicht 
uid)ewnßt. 

Es  beträgt  der  Umfang 

des  Oberschenkels:  rechts  links 

im  Schritt 64  64i'o 

in  der  Mitte öOfG 

oberhalb  der  Kniescheihe 451/4  45 

um  die  Mitte  des  Kniegelenkes  .......  431/0  43 

des  Unterschenkels : 

unterhalb  der  Kniescheihe 39  38 

an  der  dicksten  Stelle  der  Wade 44  44 

Das  festgestellte  Untermaß  des  rechten  Oberschenkels  ist  ein  sehr  geringes. 
Aus  diesem  Umstande  muß  geschlossen  w^erden,  daß  die  Schmerzen  im  rechtfm 
Kniegelenk  nicht  sehr  bedeutend  sein  können,  da  bei  dessen  Nichtgebrauch  sich 
unfehlbar  ein  sehr  erhebliches  Untermaß  der  rechten  Oberschenkelmuskulatur 
hätte  herausbilden  müssen. 

In  der  rechten  Kniegegend  will  B.  Nadelstiche  nicht  so  schmerzhaft  emptinden, 
wie  an  anderen  Körperstellen. 

Begutachtung. 

Hiernach  besteht  bei  B.  als  Folge  des  Unfalles  vom  22.  Juni  1907: 

1.  Ein  (pierer,  unvollkommener  Einriß  in  der  rechten  vorderen  Oberscheidv(‘l- 
muskulatur. 

2.  Ein  Untermaß  des  rechten  Oberschenkels  von  ^ o 

3.  Ein  Übermaß  der  rechten  Kniegelenksgegend,  das  nicht  auf  eine  Erkrankung 
des  Gelenkes  zurückzuführen  ist,  sondern  in  einer  Lockerung  der  Streck- 
sehne, die  durch  den  Muskeleinriß  bedingt  ist,  seine  Erklärung  findet. 

Der  Kläger  ist  hierdurch  seit  dem  1.  Oktober  1907  vorübergehend  um  10®'o 
in  seiner  Eiwverbsfähigkeit  beeinträchtigt  gewesen  und  gegenwärtig  noch  um  10®  0 
beeinträchtigt,  wtü  das  leichte  Untermaß  der  Oberschenkelmuskulatur  bcwveist,  daß 
dieselbe  geschont  wmrden  ist,  wmdurch  die  Angaben  des  B.  über  leichte  Fa'inüd- 
barkeit  nnd  Schmerzen  noch  glaubhaft  erscheinen. 

Der  Kläger  bezog  dann  die  Übergangsrente  von  10®  0 bis  1.  Dezember  1908. 

Brüche  des  Oberschenkelschaftes. 

Bruch  des  Obersclieiikelschaftes. 

Reuten:  SSVsVo»  0®/,,  mich  2’  . 2 Jahren. 

Unfall:  Scurz  vom  Dache. 

Eig(!ii(^  An  gab  ('11  d('s  \'(;rl('tzt(;ii. 

„Ich  habe  inimm-  nocli  Schim'rzen  im  linkaoi  Ih'in,  das  liida'  Ilandgi'lenk 
ist  noch  gesclnvollen.  Ich  krieg(;  manclimal  Ko])fschm('rz(‘n.'‘ 

KnRel,  Beurteilung  von  IJnfallfolgen. 
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II.  Teil.  2.  Al»schnitt. 


Un tersuclningsbefund  (26.  F(;l)nuii‘  1907). 


Kriiftiger  Mann  in  gPiiügcndem  Ernährungszustände,  dessen  Gang  beim  Plin- 
tritt  in  das  Untersucliiingszimmer  — olme  Stock  — liinkend  ist.  Das  linke  Bein 
wird  dabei  gespreizt  und  nach  außen  gerollt  gehalten.  Phn  objektiver  Grund  ist 
hierfür  nicht  nachweisbar. 

Beim  An-  und  Entkleiden  wird  das  linke  Bein  im  Hüftgelenk  und  Knie- 
gelenk ausgiebig  gebeugt,  ohne  daß  Beschwerden  auftreten. 

Beim  horizontalen  Liegen  auf  dem  Untersuchungstisch  werden  beide  Beine 
in  völlig  gleicher  Ijage  gehalten.  linkes  Ilüft-,  Knie-  und  P'ußgelenk  sind  für  alle 
Bewegungen  ausgiebig  frei. 

Das  linke  Kniegelenk  ist  frei  von  krankhaften  Veränderungen. 

Der  linke  Unterschenkel  zeigt  keinerlei  teigige  Schwellung. 

Die  Plaut  ist  nicht  verfärbt.  Fingerdruck  läßt  in  ihr  keinen  Eindruck  zu- 
rück. Das  linke  P'ußgelenk  zeigt  normale  Umrisse. 


Es  beträgt  der  Umfang 

des  Oberschenkels:  rechts  links 

im  Schritt ^ . 56  54 

in  der  Mitte 51  48p  o 

oberhalb  der  Kniescheibe 371 '.2  37 

um  die  Mitte  des  Kniegelenkes 38  38 

des  Unterschenkels : 

unterhalb  der  Kniescheibe 333/4  34 


an  der  dicksten  Stelle  der  Wade 37  35 V4 

p]s  beträgt  die  I./änge  der  Beine 91  90^/2 


Die  fest  knöchern  verheilte  Bruchstelle  am  linken  Oberschenkel,  au  der 
Grenze  zwischen  oberem  und  mittlerem  Drittel,  ist  noch  als  Knochenauftreibung 
deutlich  fühlbar.  Sie  soll  druckempfindlich  sein.  S.  ist  imstande,  auf  dem  linken 
Bein  allein  sicher  zu  stehen  und  auf  demselben  allein  vorwärts  zu  hüpfen. 


Begutachtung. 

Der  Unfall  vom  27.  Mai  1907  hat  bei  dem  Kläger  als  erwerbsbeschränkende 
Folgen  hinterlassen : 

1.  Eine  Verdickung  an  der  Bruchstelle  des  linken  Oberschenkels. 

2.  Deutliche  Abmagerung  der  linken  Beinmuskulatur  von  V2 — ^ 

Die  Veränderungen  am  linken  Bein  lassen  es  glaubhaft  erscheinen,  daß 
S.  noch  nicht  dauernd  stehen  und  gehen  kann,  vielmehr  noch  leicht  ermüden  wird. 

S.  ist  durch  diese  Folgen  seit  dem  1.  November  1907  um  331/3%  in  seiner 
P^rwerbsfähigkeit  bescliränkt. 

Diese  Beute  wurde  nach  6 Monaten  auf  20o/o  herabgesetzt,  nach  weiteren 
2 Jahren  aufgelioben. 

Bruch  des  Oberscheiikelschaftes. 

Renten : 40%  ? 20Vo  ? 10%.  0%  nach  4 Jahren. 

Unfall:  8.  Mai  1904.  Bruch  des  rechten  Oberschenkels  durch  Sturz. 


Eigene  Angaben  des  Verletzten. 

„Ich  liabe  solche  Schwäche  im  rechten  Bein.  Auch  werde  ich  schwindelig. 

Untersuchungsbefund  (18.  Juni  1908). 

63jähriger  Mann,  seinen  Jaliren  entsprecliend  aussehend. 

In  der  Mitte  des  recliten  Obersclienkels  fühlt  man  noch  die  alte  Bruchstelle 
als  leichte  Unregelmäßigkeit  des  Knochens,  die  aber  nicht  druckempfindlich  ist. 


Erwerbseiubuße  durch  Bruch  des  Oberschenkelschaftes. 
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Die  Muskulatur  ist  rechts  nicht  schlaffer  als  links.  Die  Bewegungen  des  recdiBui 
Hilft-,  Knie-  und  Fußgelenkes  sind  vollkommen  frei.  S.  vermag  auf  dem  rechtmi 
Bein  allein  zu  stehen. 

An  beiden  Beinen  sind  Krampfadern  wie  riattfußanlagc  vorhanden.  Der 


(fang  ist  nicht  hinkend. 

Es  bc'trägt  der  Umfang 

des  Oberschenkels:  rechts  links 

im  Schritt 51  50 

in  der  Mitte  ungefähr  . 46  45 

oberhalb  der  Kniescheibe 38  37 

um  die  Mitte  des  Kniegelenkes 37  37 

des  Unterschenkels: 

unterhalb  der  Kniescheibe 34  34 V2 

an  der  dicksten  Stelle  der  Wade 35  35 

an  der  dünnsten  Stelle  21  21 


Es  findet  sich  also  kein  nennenswertes  Untermaß  der  rechten  Beinmusku- 
latur, das  vorhanden  sein  müßte,  wenn  das  rechte  Bein  in  der  vergangenen  Zeit 
— etwa  infolge  von  Schmerzen  — geschont  worden  wäre. 

Begutachtung. 

Seit  der  Untersuchung  am  3.  Juni  1907  ist  in  dem  Zustande  des  Verletzten 
eine  weitere  wesentliche  Veränderung  und  infolgedessen  eine  Erhöhung  der  Arbeits- 
fähigkeit eingetreten. 

Die  Veränderung  besteht  in  folgendem: 

Die  Muskulatur  des  rechten  Beines  hat  eine  weitere  Stärkung  erfahren. 

Die  rechte  Wade  zeigte  früher  ein  Untermaß  von  0‘7  cm  (34‘5  : 35*2),  jetzt 
haben  beide  Waden  den  gleichen  Umfang  (35  cm). 

Die  frühere,  mäßige  Knochenverdickung  am  rechten  Oberschenkel  hat  sich 
weiter  verringert,  sie  ist  nur  noch  als  leichte  Unregelmäßigkeit  des  Knochens  er- 
kennbar. 

Nach  Ablauf  von  4 Jahren  seit  dem  Tage  des  Unfalles  ist  nach  Art  der 
Verletzung  Gewöhnung  an  den  Zustand  anzunehmen. 

Der  Verletzte  ist  infolge  des  Unfalles  vom  8.  Mai  1904  in  der  Zeit  nach 
dem  30.  April  1908  in  seiner  Erwerbsfähigkeit  nicht  beeinträchtigt  gewesen  und 
gegenwärtig  nicht  mehr  beeinträchtigt. 

Dem  Kläger  wurde  die  Weitergewährung  einer  Rente  von  allen  Instanzen 
versagt. 

Bruch  des  Oherschenkelschaftes  mit  Versteifung  des  Kniegelenkes. 
Rentenminderung  Yon  öO^/o  auf  30Yo  nach  3 Jahren. 

Unfall:  17.  Januar  1907.  Bruch  des  rechten  Oberschenkels  durch  Sturz  von 
der  Treppe. 

Eigene  Angaben  des  Verletzten. 

„Ich  habe  hauptsächlich  im  rechten  Kniegelenk  seit  V2  Jahre  Schmerzen, 
namentlich  wenn  ich  längere  Zeit  stehen  muß. 

Ich  arbeite  und  verdiene  pro  Stunde  0‘50  M.  bei  lOstündiger  Arbeitszeit.“ 

Untersuchungsbefund  (17.  Februar  1910). 

32jähriger,  schlanker,  mittelgroßer,  aber  etwas  schwächlicher  Mann,  der, 
auf  einen  Stock  gestützt,  rechts  stark  hinkend  das  Untersuchungszimmer  betritt. 
Der  rechte  Stiefel  hat  eine  um  1 cm  erhöhte  Sohle  und  einen  um  1/2  cm  erhöhten 
Absatz. 
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rechts 

links 

86V‘> 

881/., 

431/0 

451  , 

381 /o 

401  0 

Der  (lang  mit  uiil)eklei(leten  Füben  auf  ('bonem  Hoden  ist  oline  Stock 
(‘twas  hinkend,  al)or  aiisreicliend  siclier.  Bei  der  vorhandenen  Verkürzung  von  mir 
2 rnt  ist  das  Tragen  einer  erhöliten  Solde  nicht  erforderlicli. 

Ks  beträgt  die  Länge 

des  Beines; 

vom  Darmbeinstachel  bis  zum  äuPoeren  Knöclnd 

m 

des  Oberschenlads : 

vom  Darmbeinstachel  bis  zum  Kniegelenksspalt 

vom  Ivollhiigel  bis  zuin  Kniegelenksspalt  . . . 

Die  Verkürzung  liegt  also  im  Oberschenkelschaft. 

Die  Bemmuskulatur  ist  beiderseits  schlaff.  Stehen  auf  denn  rechten  Bein  ge- 
lingt sicher. 

Der  rechte  Unterschenkel  zeigt  keinerlei  teigige  Schwellung.  Die  Haut  ist 
nicht  verfärbt.  Fingerdruck  läßt  in  dir  keinen  Eindruck  zurück.  Das  rechte  PTiß- 
gelenk  zeigt  normale  Umrisse.  Die  Sehnen  auf  dem  Fußrücken  sind  deutlich 
sichtbar.  Die  Knöchel  sind  nicht  verdickt.  Die  Gruben  neben  der  Achillessehne 
sind  deutlich.  Die  Hebung  d(u“  rechten  Fußspitze  gelingt  ebensoweit,  wie  die  der 
linken,  das  Senken  ebenfalls  soweit,  wie  links.  Die  Rollbewegungen  sind  nicht 
beschränkt.  Es  besteht  keine  Plattfußanlage.  Das  rechte  Kniegelenk  ist  in  seinen 
Umrissen  verunstaltet.  Tn  demselben  treten  bei  Bewegungen  keinerlei  Geräusche 
auf.  Es  besteht  in  dem  Gelenk  keine  bdüssigkeitsansammlung.  Die  Gelenkskapsel 
ist  nicht  verdickt.  Die  Haut  über  dem  Kniegelenk  ist  unverändert.  Die  Ivniescheibe 
liegt  dem  Gelenke  fest  auf.  Bei  erschlaffter  Muskulatur  läßt  sich  die  rechte  Kni('- 
scheibe  seitlich  nur  schwer  verschieben.  Das  Kniegelenk  kann  im  Sitzen  bei  horizontal 
gehaltenem  Oberschenkel,  im  I^iegen  und  im  Stehen  nur  bis  160®  gestreckt  werden, 
die  Beugung  gelingt  rechts  nur  bis  130®,  während  dies  links  bis  25^  möglich  ist. 
Am  unteren  Ende  des  rechten  Oberschenkels  fühlt  man  noch  die  nicht  druck- 
schmerzhafte,  durch  Ivnochenverdickung  und  Verstellung  der  Bruclienden  kennt- 
liche Bruchstelle. 

Begutachtung. 

Seit  der  Untersuchung  am  2.  Oktober  1907  ist  in  dem  Zustande  des  V(‘i- 
l(dzt('n  eine  wesentliche  Veränderung  und  infolgedessen  eine  Erhöhung  der  Arbeits- 
fähigkeit erfolgt. 

Di(‘  Veränderungen  Ix^stehen  in  folgendem: 

a)  Die  Beugefähigkeit  des  n'chten  Ivniegelenkes  hat  um  20^  zugenommen.  von 
1500  auf  13()o. 

h)  Die  rechte  Oberschenkelmuskulatur  hat  im  Schritt  um  2^/^,  in  der  Mitte  um 
2’  /-2  cm  zugenommen. 

r)  Nach  Ablauf  von  3 Jahren  muß  eine  Gewöhnung  an  den  Zustand  ang(‘- 
nomiiKxi  w('rden. 

Den  jetzigen  Zustand  halte  ich  für  dau(>rnd. 

Es  besteht  also  eine  Verkürzung  des  rechten  Beines  um  2cn/,  eine  Bi'- 
wegungsbeschränkung  des  rechten  Kniegelenkes,  sowie  Abmagerung  der  rechten 
Oberschenkelmuskulatur.  Hierdurch  wird  der  Gang  notwendigerweise  ein  unb(‘- 
lioltener,  Leitei-  und  Treppensteigen  wird  erschwert,  eine  leichte  ErmüdbarkOt 
des  rc'chten  Beiii(‘s  ist  glaubhaft. 

Der  Verletzte'  ist  infolge  des  Unfalles  vom  17.  Januar  1907  in  der  Zeit  nach 
d(‘m  30.  Novembeu’  1909  in  seiner  Erw(nl)sfäliigkeit  um  30o/o  beeinträchtigt  g('- 
w(‘S(Mi  und  gegenwärtig  noch  um  30o/q  bee'inträchtigt. 

D('iiig('mäß  (‘utschied  das  Schiedsgericht. 


Erwcrbseiiibuße  durcl»  Bruch  des  Oberscbenkclscbaftes. 
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Komplizierter  Bruch  des  Oberscheiikelschaftes  mit  Yerkürzuii^^  von 

Sem,  1.  Reiiteiifestsetziiiijj^:  40Vo« 

Enfall:  8.  August  1911.  Sturz  vom  Gerüst. 

Eigeue  Angaben  des  Verletzten. 

.,l)er  linke  Fuß  knickt  ein  beim  Laufen,  er  versagt  vollständig.  Ger  n'clite 
Fuß  ist  ein  Plattfuß,  er  schmerzt  beim  liaufen  und  abends  ist  er  geschwollen. 

Untersuchungsbefund  (19.  Mai  1910). 

dOjähriger,  mittelgroßer  Mann,  der  links  stark  hinkend,  auf  einen  Stock 
gestützt,  das  Untersuchungszimmer  betritt. 

Der  linke  Oberschenkel  ist  sichtlich  verkürzt  und  mißstaltet.  Die  Druch- 
stelle  lu'tindet  sich  an  der  Grenze  zwischen  mittlerem  und  unterem  Drittel.  Si(^ 
ist  fest  knöchern  verheilt.  Das  obere  Druchende  ist  nach  vorn  und  außen  abge- 
wichen. Über  der  Drucfistelle  befindet  sich  an  der  Außenseite  des  Oberschenkels 
eine  etwa  handflächengroße,  ovale,  an  den  Bändern  strahlenförmige  Narbe,  deren 
]\litte  schilfert  und  mit  dem  darunter  liegenden  Knochen  noch  ziemlich  fest  ver- 
bunden ist.  Die  Narbe  ist  jedoch  widerstandsfähig.  Eine  Narbe  au  der  Innen- 
s(‘ite  des  linken  Oberschenkels,  dicht  über  dem  Kniegelenk,  ist  belanglos. 

Die  Druchstelle  des  Oberschenkels  ist  noch  stark  verdickt. 

Das  rechte  Kniegelenk  kann  nur  bis  zum  rechten  AVinkel  gebeugt,  aber  völlig 
gestreckt  werden.  Linkes  Hüft-  und  Fußgelenk  sind  völlig  frei.  Beide  Unter- 
schenkel zeigen  eine  Andeutung  von  teigiger  Schwellung.  Der  linke  Fuß  zeigt 
Plattfußbildung. 

P.  trägt  links  eine  etwa  um  4 cm  erhöhte  Sohle.  Beim  Stehen  verlegt  Jk 
di(‘  Körperlast  auf  den  rechten  Fuß. 

Es  beträgt  der  Umfang 

des  Oberschenkels ; rechts 

im  Schritt 57^2 

oberhalb  der  Kniescheibe dlp/o 

um  die  Mitte  des  Kniegelenkes 41 

des  Unterschenkels : 

au  der  dicksten  Stelle  der  Wade 38 

Es  beträgt  die  Länge  der  Beine 90 


links 

59 

43 

41 


371/0 

82 


Begutachtii  ng. 

Als  Unfallfolgen  bestehen  bei  P. : 
aj  Eine  Verkürzung  des  linken  Oberschenkels  um  8 cm. 

l>)  Eine  Beugebehinderung  des  linken  Kniegelenkes  über  einen  rechten  M'inkel. 

Der  Kläger  ist  durch  diese  Unfall  folgen  in  seiner  Erwerbsfähigkeit  seit  dem 
11.  Januar  1910  um  dO^i/o  beeinträchtigt. 

Es  ist  glaubhaft,  daß  Ik  nur  Arbeiten  verriebten  kann,  die  nicht  dauernd 
Stehen  und  Gehen  eifordern,  auch  ist  noch  Leiter- und  Treppensteigen  erschwert. 
Zu  einer  völligen  Arbeitsenthaltung  liegt  indes  kein  Grund  vor.  Sämtliche  im  Sitzen 
zu  verrichtende  Arbeiten  sind  ausführbar.  P.  kann  aber  auch  AVächterposten  über- 
nehmen. 

Di(‘  Benti'  wurde  hiernach  von  allen  Instanzen  auf  40'i'o  festgesetzt. 


Bruch  des  Oberscheiikelschaftes  dicht  unter  dem  Kollhügel. 

Renten:  lOOVo?  66V3V0?  SOVo- 

Unfall:  23.  Mai  1906  durch  Fall  von  der  Li'ih'r.  Bisherige  Rente:  66-/;.;''/, 
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Eigene  Angaben  des  Verletzten. 

„Ich  kann  vorläutig  nicht  arbeiten,  ich  kann  nicht  sitzen.  Der  linke  Fuli 
ist  immer  kalt;  wenn  ich  eine  Zeit  lang  gesessen  habe,  kann  ich  gar  nicht  fort.-‘ 


Untersnchungsbefund  (7.  Juni  1907). 

Gealterter  hagerer  Mann  von  60  Jahren  in  mäßigem  Ernährungszustände, 
der  schwer  hinkend,  auf  Krücke  und  Stock  gestützt,  das  Untersuchungszimmer 
betritt.  Die  linke  Rollhügelgegend  ist  verbreitert,  die  Grube  hinter  dem  linken 
Kollhügel  ist  flacher  als  rechts;  die  linke  Gesäßmuskulatur  ist  schlaff,  die 
linke  Beinmuskulatur  ist  abgemagert,  der  linke  Oberschenkelschaft  fühlt  sich 
dicht  unter  dem  Rollhügel  verdickt  an  und  soll  hier  noch  druckempfindlich  sein. 


Es  beträgt  der  Umfang 

des  Oberschenkels;  rechts  links 

im  Schritt 45^/2  42 

in  der  Mitte 42  38 

oberhalb  der  Kniescheibe 31  31 

um  die  Mitte  des  Kniegelenkes 33  33 

des  Unterschenkels; 

unterhalb  der  Kniescheibe 30^2  30 


an  der  dicksten  Stelle  der  Wade 33  31 


Das  linke  Bein  zeigt  eine  Verkürzung  von  2 cm.  Der  linke  Oberschenkel- 
schaft von  der  Rollhügelspitze  bis  zum  äußeren  Kniegelenkspalt  zeigt  ebenfalls 
eine  Verkürzung  von  2 cm.  Mithin  hat  der  Bruch  seinen  Sitz  im  Oberschenkel- 
schaft und  nicht  im  Oberschenkelhals  gehabt. 

B.  ist  imstande,  den  linken  Oberschenkel  im  Hüftgelenk  so  weit  zu  beugen, 
daß  er  ihn  über  den  rechten  legen  kann,  das  linke  Hüftgelenk  kann  über  einen 
rechten  Winkel  gebeugt  werden,  Seitwärtsspreizung  ist  fast  aufgehoben,  Außen- 
und  Innenrollung  ist  stark  beschränkt.  Bei  Bewegungen  im  Hüftgelenk  treten 
weder  Schmerzen  noch  Geräusche  auf.  Am  linken  Kniegelenk  besteht  keine  Ab- 
weichung von  der  Norm,  es  fehlt  jedes  krankhafte  Geräusch,  ein  Erguß  ist  nicht 
vorhanden,  die  Beweglichkeit  ist  nicht  behindert.  Während  der  Untersuchung  stellt 
B.  frei  auf  beiden  Beinen  da,  während  er  später  behauptet,  nur  stehen  zu  können, 
wenn  er  sich  stützt.  Bei  der  Aufforderung,  frei  durch  das  Zimmer  zu  gehen,  er- 
klärt B.  das  zunächst  für  unmöglich.  Dann  demonstriert  er  einen  Gang,  der  nicht 
als  Höchstleistung  angesehen  werden  kann.  B.  benutzt  auch  das  rechte  Bein  so 
unvollkommen,  daß  der  Gang  Ähnlichkeit  mit  dem  eines  Rückenmarkskranken 
bekommt.  Relativ  am  besten  ist  der  Gang  in  der  Mitte  des  Zimmers,  wo  keine 
Gegenstände  in  seiner  Nähe  sind.  Gelangt  er  zur  Tür,  so  droht  er  umzusinken, 
hält  sich  am  Türpfosten  fest;  dies  alles  macht  aber  den  Eindruck  dos  absichtlich 
Gewollten,  Mit  Hilfe  eines  Stockes  ist  der  Gang  erheblich  besser,  nur  hebt  B.  zu- 
erst das  linke  Bein  so  hoch  und  so  gestreckt  vom  Erdboden,  wie  es  der  Soldat 
beim  Parademarsch  macht.  Es  ist  dies  einerseits  ein  Zeichen  für  eine  verhältnis- 
mäßig gute  Leistungsfähigkeit  des  linken  Beines,  andererseits  läßt  es  wieder  deut- 
lich die  Absicht  des  Planmäßigen  erkennen.  Die  Hände  sind  gesund. 


Begutachtung. 

Nach  Vorstehendem  leidet  B.  noch  an  folgenden  erwerbsbeschränkenden 
Folgen  des  Unfalles  vom  23.  Mai  1906; 

1.  Versteifung  mittleren  Grades  des  linken  Hüftgelenkes, 

2.  Abmagerung  des  linken  Beines  und  leichte  Verkürzung  desselben  um  2 cm, 

3.  dadurch  bedingter  Unsicherheit  im  Gebrauche  des  linken  Beines,  so  daß 
Arbeiten,  die  dauerndes  Stehen  und  Gehen  erfordern,  nicht  geleistet  werden 
können. 


Enverbseiiibußc  durcb  Briicb  des  Obersclienkelscbaftes. 


2:U 

1).  ist  durch  die  Uiifallfolgen  in  der  Zeit  nach  dein  1.  Dezember  1906  in 
seiner  Erwerbsfähigkeit  um  50**/o  beeinträchtigt  gewesen  und  gegenwärtig  noch  um 
50Vo  beeinträchtigt. 

R.  ist  imstande,  im  Sitzen  jede  Arbeit  zu  verricliteu,  sich  das  Arbeitsmaterial 
heranzuschaffen.  Er  ist  aber  auch  imstande,  Portier-  bezieliungsweise  Wächter- 
dieuste  zu  versehen.  Jedenfalls  ist  er  in  einer  bedeutend  günstigeren  Lage,  wie 
jemand,  dem  das  linke  Rein  amputiert  ist,  wofür  eine  Rente  von  60 — 66‘-^/3<>'o 
währt  zu  werden  ptiegt.  Indessen  ist  auch  noch  die  relative  Frische  des  P'alles  zu 
berücksichtigen. 

R.  ist  belehrt,  daß  er  die  Krücke  nicht  mehr  braucht.  Er  giebt  an,  sie 
heute  nur  genommen  zu  haben,  weil  auf  der  Straße  viel  Schnee  liegt. 

Die  500/oige  Rente  wurde  in  allen  Instanzen  bestätigt. 

lliig:üustig  verheilter  Bruch  des  Oberschenkel  Schaftes  mit  11  cm  Ver- 

' kürziiug.  Beute:  öGVgO/o. 

Unfall;  2.  Februar  1908.  Oberschenkelbruch  durch  Sturz  vom  Heuboden. 

Eigene  Angaben  des  Verletzten. 

„Ich  kann  nicht  sicher  laufen,  auch  mit  Stock  kann  ich  nicht  weitere  Wege 
zurücklegen.  Reim  Sitzen  habe  ich  ebenfalls  Stiche  im  rechten  Bein,  es  schläft 
ein.  Es  ist,  als  wenn  die  Muskeln  rausfallen.  Die  erhöhte  Sohle  hilft  wenig.“ 

Untersuchungsbefund  (29.  November  1909). 

29jähriger,  gesund  aussehender  Mann,  von  kräftiger  Muskulatur,  in  gutem 
Ernährungszustände,  der  rechts  schwer  hinkend  das  Untersuchungszimmer  betritt. 
Herz,  Lunge  und  Bauchorgane  sind  gesund.  Beim  Stehen  verlegt  der  Verletzte 
die  Körperlast  ausschließlich  auf  das  linke  Bein,  dabei  erreicht  das  rechte  Bein 
den  Erdboden  nur  mit  den  Zehenspitzen.  Wird  die  Körperlast  auf  das  rechte 
Bein  verlegt,  so  wird  das  linke  Bein  im  Kniegelenk  gebeugt  gehalten.  Dabei  zeigt 
sich  eine  sehr  starke  Verbiegung  des  rechten  Oberschenkels  nach  hinten ; bei  der 
Belastung  des  rechten  Beines  wird  auch  das  rechte  Knie  stärker  als  normal  nach 
hinten  durchgedrückt.  Infolgedessen  ist  auch  die  Verkürzung  des  rechten  Beines 
bei  Belastung  mit  dem  Körpergewicht  (im  Stehen)  eine  größere  als  bei  der  Nicht- 
belastung (im  Liegen).  Der  rechte  Unterschenkel  ist  infolge  Verstellung  des  unteren 
Bruchendes  um  seine  Längsachse  stark  nach  einwärts  gedreht.  Der  rechte  Absatz  am 
Stiefel  mißt  5 cm,  der  linke  21/0  cm,  die  rechte  Sohle  4:  cm,  die  linke  U/4  Las 
rechte  Kniegelenk  kann  überstreckt,  aber  nicht  soweit  gebeugt  werden,  wie  das  linke, 
immerhin  gelingt  die  Beugung  über  einem  rechten  Winkel.  Das  Kniegelenk  selbst 
ist  intakt,  das  Hindernis  besteht  in  dem  nach  hinten  verbogenen  Oberschenkel- 
knochen. Das  rechte  Hüftgelenk  ist  frei.  Die  Bruchstelle  am  rechten  Oberschenkel 
ist  dicht  über  dem  Kniegelenk  als  Knochen  Verdickung  und  Verbiegung  deutlich 
durchzufühlen.  Der  vierköpfige  Muskel  ist  rechts  stark  geschwunden. 

Es  beträgt  der  Umfang 


des  Oberschenkels: 

rechts 

links 

im  Schritt 

. . 53 

52 

in  der  Mitte  (Höhe  der  Bruchstelle)  . . 

. . 47 

48 

des  Unterschenkels; 

an  der  dicksten  Stelle  der  Wade  . . . 

. . 36  • 

35 

Es  beträgt  die  Länge  der  Beine: 

bei  einzelner  Belastung  derselben  im  Stehen: 

vom  oberen  Darmbeinstachel  bis  zui'  äußeren 

Knöchelspitze 87  98 
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1‘ochts  links 

vom  obei’on  Darmbeinstacliel  bis  ziim  Kuiegelenks- 

spalt 47  54 

im  Liegen: 

vom  oberen  Darmbeinstachel  bis  zur  äußeren  Knö- 
chelspitze   91  98 

D e g u t a c h t u n g. 

Hiernach  besteht  bei  dem  sonst  völlig  gesunden  Manne  aL  Unfallfolge 
ein  sehr  ungünstig  verheilter  rechtsseitiger  Oherschenkelbruch.  Die  Verheilung  ist 
eine  ungünstige  zu  nennen,  weil  die  Bruchenden  mit  einwärts  gerichteter  Ver- 
drehung des  unteren  Bruchstückes  um  seine  Längsachse  verheilt  sind,  weil  in 
der  Bruchstelle  eine  außerordentlich  starke  Verbiegung  nach  hinten  eingetreten 
ist,  weil  das  Kniegelenk  sich  nach  hinten  überstreckt,  weil  eine  relative  Ver- 
kürzung des  rechten  Beines  von  7 rm  und  eine  absolute  Verkürzung  desselben 
von  11  cm  eingetreten  ist.  Diese  Verkürzung  kann  weder  durch  Beckensenkuug 
noch  durch  die  um  nur  cm  erhöhte  Sohle  ausgeglichen  werden.  Um  die  Unfall- 
folgen in  bezug  auf  die  gestörte  Funktion  zu  beseitigen,  ist  das  Tragen  eines 
orthopädischen  Schienenhülsenapparates  erforderlich,  der  die  verlorene  Länge  des 
Beines  ersetzt  und  ein  Durchbiegen  des  Kniegelenkes  verhindert.  Bei  Ge- 
wöhnung an  diesen  Apparat  wird  eine  Erwerbsfähigkeit  von  GO^/o  zu  erzielen 
sein.  Im  übrigen  ist  der  Befund,  wie  er  in  dem  Gutachten  vom  23.  November  1908 
geschildert  und  der  Schiedsgerichtsentscheidung  vom  12.  Dezember  1908  zugrunde 
gelegt  ist. 

Die  dort  angewandte  Meßmethode  im  Liegen  (oberer  Darmbeinstachel  — 
oberer  Kniescheibenrand)  zeigt  nur  die  relative  Verkürzung  von  7 cm,  wie  ich 
sie  heute  auch  feststellte.  Die  absolute  Verkürzung  von  11  cm,  die  bei  Belastung 
des  rechten  Beines  und  bei  der  dadurch  bedingten  Überstreckung  des  rechten  Knie- 
gelenkes bewirkt  wird,  bleibt  aber  dabei  unerkannt.  Ich  gelange  daher  zu  dem 
Schlüsse; 

Seit  der  Untersuchung  am  1.  September  und  23.  November  1908  ist  in  dem 
Zustande  des  Verletzten  keine  wesentliche  Veränderung  und  keine  Erhöhung  der 
Arbeitsfähigkeit  erfolgt,  denn  bei  der  viel  größeren,  als  bisher  anerkannten  Ver- 
kürzung des  rechten  Beines  und  dem  mangelhaften  orthopädischen  Apparat  (unzu- 
reichend erhöhte  Sohle,  statt  Schienenhülsenapparates)  kann  ich  vom  ärztlichen 
Standpunkt  aus,  im  Gegensatz  zum  Herrn  Vorgutachter,  eine  Gewöhnung  und 
Anpassung  an  den  Zustand  noch  nicht  annehmen. 

Der  Kläger  blieb  daher  durch  richterlichen  Spruch  im  vorläufigen  AVeiter- 
genuß  seiner  Rente  von  66-/3*^/o.  Die  Berufsgenossenschaft  verpflichtete  sich  zur 
Ik'schaffung  eines  zweckentsprechenden  orthopädischen  Apparates. 


Hruch  des  Oberselieiikelscliaftes,  kompliziert  diircli  Kiioeheiiiiekrosen 
mit  Fistelbilduiig  imd  Lockeruiijg’  des  Kiiie^eleiiksbandapparates. 

Renten:  90 Vo?  06 -/»Vo« 

Unfall:  16.  November  1908.  Offener  Oberschenkelbruch  durch  Auffallen 
eiiK's  schweren  eisernen  Trägers. 


,Bis 


Eigene  Angaben  des  A’eiTetzten. 
zum  Mittwoch  den  4.  Januar  1910  hatte  ich  8 'läge 


lang 


bei  D. 


täglich 


etwa  7 Stund(m  gearbeitet.  Ich  mußte  daun  wieder  aussetzen,  weil  die 
Schmerzen  zu  groß  wurden.  Ich  ging  damals  einen  Tag  um  den  anderen  zum 
V(Tbandswechsel  (Zeitverlust  2 — 3 Stunden),  j(‘tzt  brauche  ich  erst  nach  6 Tagen 
wi('der  zu  kommen. 


Krwei'bseiiibuße  durch  Bruch  des  Obcrschoukelschaftcs. 


Auf  der  Innenseite  des  unteren  Oberschenkels  habe  ich  Schmerzen,  ebenso 
iin  Kniegelenk.  Wenn  ich  den  PAib  hebe,  ist  es,  als  wenn  ich  zusanimenbrechen 
würde.  Von  der  Kopfwunde  habe  ich  keine  Beschwerden.“ 

Untersuchungsbefund  (16.  Januar  1911). 

36jähriger,  gesund  aussehender  Mann  in  genügendem  Pn-nälirungszustande, 
der  links  hinkend  ohne  Stock  das  Untersuchungszimmer  betritt.  Er  trägt  am 
linken  Bein  einen  Stützapparat. 

Nach  Abnahme  desselben  verlegt  er  das  Körpergewicht  ausschließlich  auf 
das  rechte  Bein  und  hält  sich  am  Tisch  mit  der  Hand  fest.  Das  linke  Knie  wird 
dabei  gebeugt  gehalten,  die  Spitze  des  linken  Fußes  ruht  auf  dem  Bücken  des 
rechten  Fußes. 

Am  unteren  Ende  des  linken  Oberschenkels  tindet  sich  außen  eine  20n/<, 
innen  eine  12  cm  lange,  längsgestellte  Narbe;  beide  sind  widerstandsfähig  und  fest. 
Die  äußere  ist  zu  einen>  großen  Teile  über  der  Unterlage  schwer  verschieblich, 
die  innere  ist  nur  an  einer  kleinen  mit  Schorf  bedeckten  Stelle  nicht  verschieblich. 
Der  Schorf  kennzeichnet  die  Stelle,  wo  bis  vor  einigen  Tagen  eine  Fistel  bestand. 
Dieselbe  ist  mithin  jetzt  geschlossen,  es  wird  aber  noch  ein  Schutzverband  ge- 
tragen. Der  linke  Oberschenkelknochen  ist  in  seinem  unteren  Ende  erheblich  ver- 
dickt, ohne  auf  Druck  wesentlich  schmerzhaft  zu  sein. 

Das  linke  Kniegelenk  ist  in  seinen  Umrissen  nicht  ganz  so  deutlich,  wie  das 
rechte.  Unter  der  linken  Kniesehne  treten  bei  Bewegungen  schabende  Geräusche 
auf.  Es  besteht  in  dem  Gelenke  keine  Flüssigkeitsansammlung.  Die  Gelenkskapsel 
ist  nicht  verdickt.  Die  Haut  über  dem  Kniegelenk  ist  unverändert.  Die  Kniescheibe 
liegt  dem  Gelenke  fest  auf.  Bei  erschlaffter  Muskulatur  läßt  sich  die  Kniescheibe 
beiderseits  leicht  seitlich  in  normaler  Weise  verschieben.  Das  Kniegelenk  kann  im 
Sitzen  bei  horizontal  gehaltenem  Oberschenkel  und  im  Stehen  völlig  gestreckt 
werden,  es  zeigt  sich  sogar  eine  leichte  Überstreckung;  die  Beugung  gelingt  links 
nur  bis  70^,  während  dies  rechts  bis  35o  möglich  ist.  Der  linke  Unterschenkel  ist 
zum  linken  Oberschenkel  bei  Strecksteilung  des  Kniees  seitlich  abnorm  beweglich. 

Es  beträgt  der  Umfang 


des  Oberschenkels : 

rechts 

links 

im  Schritt 

. . . 50 

47 

in  der  Mitte 

46V‘> 

423A 

oberhalb  der  Kniescheibe 

333/4 

um  die  Mitte  des  Kniegelenkes  .... 

...33^  , 

341  4 

des  Unterschenkels : 

unterhalb  der  Kniescheibe 

. . . 31V-> 

311  ,, 

an  der  dicksten  Stelle  der  Wade.  . . 

. . . 36 

34 

an  der  dünnsten  Stelle 

. . . 221 L 

211/., 

Es  beträgt  die  Länge  der  Beine  .... 

. . . 86 

85 

Die  linke  Muskulatur  fühlt  sich  noch  schlaff  an. 

Begutachtung. 

Bei  P.  besteht  zurzeit  als  Unfallfolge  eine  durch  den  Befund  glaubhafte 
Schmerzhaftigkeit  des  linken  Oberschenkels,  Neigung  zur  Fistelbildung  au  der 
Bruchstelle,  Beugebehinderung  und  abnorme  seitliche  Beweglichkeit,  infolgedessen 
Unsicherheit  im  linken  Kniegelenk,  Abnahme  der  Muskulatur  des  linken  Beines, 
Verkürzung  desselben  um  Außerdem  besteht  noch  die  Notwendigkeit, 

einen  Schienenhülsenapparat  zu  tragen. 

Seit  der  Entscheidung  am  1.  September  1910  ist  demnach  in  dem  Zustande 
des  Verletzten  eine  wesentliche  Veränderung  und  infolgedessen  eine  Erhöhung 
d(‘r  Arbeitsfähigk'eit  erfolgt. 


II.  Teil.  2.  Abschnitt. 
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Die  Veränderungen  bestehen  in  folgendem: 

Die  Fisteln  haben  sich  gesclilossen. 

Eine  zeitraubende  Behandlung  ist  nicht  mehr  erforderlich. 

Die  Schwellung  des  linken  Kniegelenkes  ist  erheblich  zurückgegangen. 

Der  Verletzte  ist  daher  infolge  des  Unfalles  vom  16.  November  1908  in 
der  Zeit  nach  dem  1.  November  1910  in  seiner  Erwerbsfähigkeit  behindert  ge- 
wesen: 

bis  zum  31.  Dezember  1910  um  90^^/o , denn  nach  dem  13.  Dezember  ist 
der  Oberschenkel  an  der  Innenseite  noch  einmal  aufgebrochen: 

vom  1.' Januar  1911  bis  auf  weiteres  um  66‘-^/3%.  Hierbei  ist  berück- 
sichtigt: Die  Schwäche  des  linken  Beines,  der  Zwang,  den  Schienenhülsenapparat 
zu  tragen,  sowie  die  glaubhafte  Schmerzhaftigkeit  im  linken  Oberschenkel. 

Das  ihm  tatsächlich  verbliebene  Maß  von  Arbeitsfähigkeit  darf  P.  aber 
noch  nicht  völlig  ausnutzen,  um  die  Verhältnisse  am.  linken  Oberschenkel  zur 
Ruhe  gelangen  zu  lassen. 

Der  Renten  Vorschlag  in  dieser  Höhe  schließt  aber  auch  in  sich,  daß  ge- 
legentlich noch  einmal  eine  Fistel  entsteht  und  P.  abends  nach  der  Arbeit  ärzt- 
lich behandelt  werden  muß. 

Die  beiden  Parteien  verglichen  sich  auf  Grund  dieses  Gutachtens. 

Komplizierter  Brucli  des  Obersclieiikelscliaftes  mit  naclifolg:eHder 
Kiioclieiimarksvereitenmg  und  KiiiegeleiiksTersteifuiig.  Reuten- 
miiideruiig*  von  100  auf  SO^o  wegen  eiiigetreteiier  (lewölinuug  nach 

4 Jahren  2 Monaten. 

Unfall:  15.  Oktober  1904.  Überfahrenwerden. 

Eigene  Angaben  des  Verletzten. 

„Die  Fistel  ist  nicht  geheilt,  der  linke  Unterschenkel  ist  auch  auf  gegangen. 

Ich  bin  jetzt  bei  dem  Herrn,  bei  dem  ich  verunglückt  bin,  ich  helfe  da 
ein  bißchen.  Ich  bekomme  nichts  dafür,  sondern  muß  noch  zuzahlen. 

Ich  kann  nur  etwas  hacken,  Kien  spalten,  beim  Viehbesorgen  helfen,  aber 
nicht  Kartoffeln  auflesen,  nicht  dreschen.“ 

Untersuchungsbefund  (1.  April  1909). 

41jähriger,  gesund  aussehender  Mann  in  gutem  Ernährungszustände,  der 
links  hinkend  das  Untersuchungszimmer  betritt. 

Um  den  linken  Unterschenkel  ist  eine  herabgeglittene  Binde  befestigt. 

Beim  Besteigen  des  Untersuchungstisches  wird  die  Körperlast  nur  mit  dem 
rechten  Bein  gehoben.  Auf  der  Außenseite  des  linken  Oberschenkels  findet  sich 
eine  17  cm,  im  wesentlichen  längs  verlaufende,  tief  eingezogene  Narbe,  deren 
mittlerer  Abschnitt  stark  entzündlich  gerötet  und  mit  Schorf  bedeckt  ist.  Es  ist 
dies  ein  Zeichen,  daß  in  der  Narbe  zeitweise  noch  Sekretion  aus  einer  Fistel 
stattfindet.  Zur  Zeit  ist  dieselbe  geschlossen. 

ln  der  Mitte  ist  die  Narbe  druckschmerzhaft  und  mit  dem  Oberschenkel- 
knochen verwachsen.  In  diesem  fühlt  man  eine  längs  verlaufende,  durch  Operation 
erzeugte  muldenförmige  Vertiefung. 

An  der  Innenseite  des  linken  Oberschenkels,  dicht  über  dem  Kniegelenk, 
finden  sich  3 tief  eingezogene,  quergestellte,  reaktionslose  Narben. 

Der  linke  Oberschenkelknochen  ist  im  unteren  Teile  stark  verdickt.  Hier 
befindet  sich  die  alte  Bruchstelle. 

Die  Muskulatur  des  linken  Oberschenkels  ist  hier  an  der  Innenseite  zum 
Teil  (]uer  durchtrennt  gewesen;  im  ganzen  ist  sie  schlaff. 

Das  linke  Hüftgelenk  ist  nach  allen  Seiten  hin  frei  beweglich. 


Krwerbseiiibuße  durch  Bruch  des  übersclienkelschaftcs. 
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lin  linken,  fast  völlig  versteiften  Kniegelenk,  dessen  Umrisse  nicht  so  deut- 
lich sind,  wie  die  des  rechten,  ist  Überstreckung  und  seitliche  Beweglichkeit  zu 
erzielen.  l)er  Zustand  ist  schwerer,  als  wenn  dasselbe  in  Strecksteilung  versteift 
wäre.  Bei  den  in  geringem  Grade  möglichen  Exkursionen  wird  ein  lautes  Krachen 
wahrnehmbar. 

Es  besteht  ein  linksseitiger  Leistenbruch  ohne  Zusammenhang  mit  dem 
Unfall. 

Stehen  auf  dem  linken  Bein  allein  gelingt  nicht. 

Der  linke  Unterschenkel  zeigt  handbreit  über  den  Knöcheln  eine  starke 
teigige  Schwellung  bis  hinauf  zur  Grenze  zwischen  oberem  und  mittlerem  Drittel. 

Die  Haut  ist  blaurot  verfärbt.  Fingerdruck  läßt  in  ihr  einen  deutlichen  Ein- 
druck zurück.  Zur  Zeit  bestehen  am  Vorderrande  des  Schienbeins  5 verschorfte  Ge- 
schwüre. Das  linke  Fußgelenk  zeigt  nicht  ganz  so  normale  Umrisse  wie  das  rechte. 

Die  Sehnen  auf  dem  Fußrücken  sind  nicht  deutlich  sichtbar.  Die  Knöchel 
sind  nicht  verdickt.  Die  Gruben  neben  der  Achillessehne  sind  links  nicht  ganz  so 
deutlich,  wie  rechts. 

Die  Hebung  der  linken  Fußspitze  gelingt  noch  nicht  bis  zum  rechten  Winkel, 
das  Senken  nur  halb  so  weit  wie  rechts. 

Die  Rollbewegungen  sind  gegenüber  rechts  noch  etwas  beschränkt. 

Heben  des  inneren  Fußrandes  ist  so  weit  möglich,  wie  das  des  äußeren. 


Am  linken  und  rechten  Fuß  besteht  Hohlfußanlage. 

Es  beträgt  der  Umfang 

des  Oberschenkels : rechts 

links 

im  Schritt 

55 

50 

in  der  Mitte 

49 

461/2 

• 

(Knochenver- 

oberhalb  der  Kniescheibe 

36 

dickung  links) 
35^2 

um  die  Mitte  des  Kniegelenkes 

36 

(Knochen  Ver- 
dickung links) 
36 

des  Unterschenkels: 

unterhalb  der  Kniescheibe 

32 

35 

an  der  dicksten  Stelle  der  Wade 

35 

(teigige  Schwel- 
lung links) 
381V 

an  der  dünnsten  Stelle 

20  V- 

22 

Es  beträgt  die  Länge  der  Beine 

86 

81 

Begutachtung. 

Hiernach  besteht  bei  H.  ein  mit  Verkürzung  von  5 cm  geheilter  kompli- 
ziert gewesener,  linksseitiger  Oberschenkelbruch,  der  eine  eitrige  Erkrankung  des 
Knochens  zur  Folge  hatte.  Diese  machte  mehrere  Operationen  notwendig  und 
unterhält  noch  heute  eine  zeitweise  geschlossene  Fistel,  aus  der  es  ver- 
mutlich noch  zum  Ausstößen  von  abgestorbenen  Knochenstücken  kommen  wird. 
Das  linke  Bein  ist  dementsprechend  stark  abgemagert.  Am  linken  Unterschenkel 
bestehen  erhebliche  Ernährungsstörungen  (teigige  Schwellung,  Neigung  zur  Ge- 
schwürsbildung). Das  Knie  ist  annähernd  völlig  versteift,  die  in  geringem  Grade 
ausführbaren  Bewegungen  sind  nur  in  abnormer  Richtung  (nach  hinten  und  seit- 
lich) möglich.  Sie  setzen  die  Stehfähigkeit  des  Beines  noch  weiter  herab,  als  es 
schon  durch  den  Oberschenkelbruch  geschieht,  während  die  Unmöglichkeit,  das  Knie 
zu  beugen,  die  Fähigkeit,  Arbeiten  im  Sitzen  zu  verrichten,  erheblich  beein- 
trächtigt. Die  Beweglichkeit  des  linken  Fußgelenkes  ist  vermindert. 


II.  Teil.  2.  Absclinitt. 
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Seit  d('i-  Untersuchung  um  80.  Mai  1907  ist  in  (hun  Zustande  des  Verletzten 
eine  wesentliclu'  Veränderung  eingetreten  und  infolgedessen  eine  Ph’höhung  der 
Arhi'itsfähigkeit  erfolgt. 

l)i(‘  Veränderung  best(?ht  in  folgendem: 

Us  ist  nach  Ablauf  von  4 Jahren  und  2 Monaten  nach  dem  Unfall  eine 
<l('\vöhnung  an  den  Zustand  eingetreten. 

1m  objektiven  Befunde  ist  zwar  keine  wesentliche  Besserung  zu  verzeichnen. 
Di('  von  d('r  chirurgischen  Klinik  in  G.  gehegte  Hoffnung,  es  werde  durch  selbst- 
tätige Ausstoßung  der  noch  vorhandenen  kleinen  Knochentrümmer  eine  Besserung 
eintreten,  hat  sich  bisher  noch  nicht  erfüllt. 

Zu  dem  Gutachten  des  l)r.  V.  vom  27.  Oktober  1908  ist  zu  l)emerken:  l)i(‘ 
damals  geschlossen  gewesene  Fistel  bricht,  wie  l)r.  A".  am  10.  P'ebruar  1909  fest- 
g('stellt  hat  und  wie  der  heutige  Befund  ergab,  zeitweise  wieder  auf.  Haß  H. 
dauernd  im  Sitzen  aiTeiten  kann,  ist  wegen  der  Aä.'rsteifung  des  Kniegelenkes 
nicht  anzunehmen. 

Her  A^erletzte  ist  infolge  des  Unfalles  vom  15.  Oktober  1904  in  der  Zeit 
nach  dem  31.  Hezember  1908  in  seiner  PA’werbsfähigkeit  um  80^  o beeinträchtigt 
gewesen  und  gegenwärtig  noch  um  80%  beeinträchtigt,  da  er  nur  zeitweise  leichte, 
gering  entlohnte  Arbeiten  — abwechselnd  im  Sitzen  und  im  Stehen  — ver- 
richten kann. 

Her  eine  Rentenminderung  auf  60%  aussprechende  Bescheid  der  Berufs- 
genossenschaft wurde  dementsprechend  vom  Gericht  abgeändert. 

Rekurs  wurde  nicht  eingelegt. 


Brueli  des  linken  Obersclienkelscliaftes  nnd  des  rechten  Unter- 
schenkels. I.  Rentenfestsetznng:  GhVsVo* 


Unfall: 

Gespann 


10.  Januar  1909.  Geschleiftwerden  durch  ein 
Eigene  Angaben  des  Klägers. 


durchgehendes 


„Etwas  besser  ist  es  zwar  geworden,  aber  ich  kann  noch  nicht  dauernd 
stehen  und  gehen,  Schmerzen  habe  ich  auch  noch.  Auf  dem  Felde  kann  ich  noch 
nicht  arbeiten. 

Untersuchungsbefund  (29.  April  1910). 

Gesund  aussehender,  kräftig  gebauter  Mann  von  32  Jahren,  in  überreichem 
Pb'nährungszustande,  der,  auf  einem  Stock  gestützt,  schwer  hinkend  das  Unter- 
suchungszimnier  betritt. 

Beim  Liegen  auf  dem  Untersuchungstisch  zeigt  der  linke  Oberschenkel 
in  seinem  obersten  Teil  eine  starke  Ausbiegung  nach  außen,  der  rechte  Unter- 
schenkel einen  nach  innen  offenen  Winkel. 

Has  untere  Bruchstück  des  rechten  Unterschenkels  ist  nach  innen  abgewichen. 
Hie  Richtungslinie  vom  vorderen  oberen  Harmbeinstachel  über  die  Kniescheibe,  die 
den  Fuß  zwischen  1.  und  2.  Zehe  treffen  sollte,  trifft  diesen  am  äußeren  Fußrand. 
Has  untere  Bruchstück  ist  auch  um  seine  Längsachse  nach  innen  gedreht.  Hie 
Bruchstelle  am  oberen  Ende  des  rechten  Schienbeins  ist  noch  als  nicht  druck- 
sclimerzhafte  Knochenverdickung  zu  fühlen. 

Ilüft-Knie-Fußgelenk  sind  rechts  frei  beweglich.  PjS  findet  sich  am  rechten 
Unterschenkel  keinerlei  teigige  Schwellung. 

Hie  Bruchstelle  am  linken  Oberschenkel  ist  ebenfalls  noch  als  deutliche 
Knochenauftreibung  zu  fühlen.  Sie  ist  indess  nicht  mehr  druckempfindlich.  Linkes 
Knie-  und  PTißgelenk  sind  völlig  frei  beweglich.  Beim  Spreizen  des  linken  Beines 
und  beim  lleranführen  geht  das  Becken  bei  der  extremsten  Bewegung  noch  mit. 
l^s  besteht  also  eine  mäßige  Bewegungsbeschränkung  im  linken  Hüftgelenk. 


Ei'werbseinbuße  durch  Briicb  des  Oberschenkelscbaftes. 


Es  beträgt  die  Länge  der  Beine: 

rechts 

links 

vom  Darmbeinstachel  bis  zur  Knöchelspitze 
Es  beträgt  der  Umfang 

QC 

86 

des  Oberschenkels : 

in  der  Mitte 

um  die  Mitte  des  Kniegelenkes 

. . 51 

. . 37 

451/2 

37 

des  Unterschenkels: 

an  der  dicksten  Stelle  der  Wade  .... 
an  der  dünnsten  Stelle 

. . 35 

. . 21  V‘. 

35  V 
201/0 

Stehen  auf  je  einem  Bein  ist  noch  sehr  unsicher. 

l^egiitachtung. 

Seit  der  Untersuchung  am  10.  Juli  1909  (100^  o)  ist  in  dem  Zustande  des 
Verletzten  eine  vvesentlicli^.  Veränderung,  infolgedessen  eine  Erhöhung  der  Arbeits- 
fähigkeit erfolgt. 

Die  Veränderungen  bestehen  in  folgendem: 

aj  S.  bedarf  nicht  mehr  zweier  Krücken,  sondern  er  kann  sich  mit  einem  Stock 
vorwärts  bewegen. 

h)  Die  Schenkel  werden  nicht  mehr  bandagiert  getragen. 

c)  Die  Druckstellen  sind  nicht  mehr  schmerzhaft. 

d)  Eine  ärztliche  Behandlung  ist  nicht  mehr  erforderlich. 

e)  Die  teigige  Schwellung  der  Unterschenkel  ist  verschwunden. 

Der  Verletzte  ist  infolge  des  Unfalles  vom  10.  Januar  1909  in  der  Zeit 
nach  dem  31.  März  1910  in  seiner  Erwerbsfähigkeit  um  66-/3O/0  beeinträchtigt 
gewesen  und  gegenwärtig  noch  um  beeinträchtigt. 

Von  der  Schätzung  des  Herrn  Vorgutachters  (50o/o)  weiche  ich  ab,  weil 
ich  die  Erwerbsbehinderung  höher  einschätzen  muß.  S.  hatte  beide  Beine  ver- 
letzt, so  daß  er  nicht  imstande  ist,  mit  einem  unverletzten  Bein  das  andere  ver- 
letzte zu  entlasten.  Er  kann  vorläufig  nur  kurze  Zeit  stehen  und  kleine  Strecken 
langsam  zurücklegen.  Gehen  und  Stehen  auf  unebenem  Boden  ist  noch  nicht 
möglich.  Die  Behinderung  im  linken  Hüftgelenk  war  von  dem  Herrn  Vorgutachter 
nicht  mit  in  betracht  gezogen. 

Das  Gericht  machte  dieses  Gutachten  zur  Grundlage  seiner  Entscheidung. 

Bruch  des  linken  Obersclieiikelschaftes^  des  rechten  Schieiiheins,  der 
rechten  Speiche  und  der  linken  Elle.  Ausrenkung’  des  rechten 
Wadenbeinköpfchens.  I.  Rentenfestsetzung:  80®/o‘ 

Vorgeschichte. 

R.  erlitt  durch  Sturz  mit  dem  Fahrstuhl  durch  4 Etagen  am  16.  März  1910 
Brüche  der  rechten  Speiche,  der  linken  Elle,  des  linken  Oberschenkels,  des  rechten 
Schienbeins  und  verschiedener  Gesichtsknochen,  vermutlich  auch  einen  Schädel- 
basisbruch. 

Eigene  Angaben  des  Klägers. 

„Ich  habe  in  beiden  Beinen  Reißen,  namentlich  im  linken,  das  steif  ist.  ln 
den  Armen  habe  ich  auch  Schmerzen.  Außerdem  habe  ich  Kopfschmerzen  und 
kann  zeitweise  nichts  sehen.  Gearbeitet  habe  ich  noch  gar  nichts.“ 

Untersuchungsbefund  (20.  Januar  1910). 

SBjährigei-,  mittelgroßer  Mann  in  mäßigem  Ernährungszustände  (59  Av/  Nackt- 
gewicht), der  auf  einen  Stock  gestützt,  breitbeinig  und  hinkend  das  Untersuchungs- 
zimmer betritt. 
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Die  rechte  Speiche  ist  an  der  untersten  Stelle  verdickt,  die  Bewegungen 
des  rechten  Handgelenkes  sind  völlig  frei  und  ohne  krankhafte  Geräusche  auszu- 
führen. Die  Drehung  des  rechten  Vorderarmes  um  seine  Längsachse  ist  frei  und 
schmerzlos  ausführbar. 

Die  linke  Elle  zeigt  an  der  Grenze  zwischen  oberem  und  mittlerem  Drittel 
die  Reste  eines  mit  Verstellung  geheilten  Bruches.  Der  Gallus  ist  noch  stark,  die 
Elle  zeigt  an  der  Bruchstelle  eine  nach  der  Kleinfingerseite  konvexe  Verbiegung. 
Druck  auf  diese  Stelle  soll  noch  schmerzhaft  sein.  Die  Aufwärtsdrehung  der 
linken  Handtelleroberfiäche  bei  rechtwinkelig  gebeugtem  Ellenbogen  ist  im  Extrem 


behindert. 

Es  beträgt  der  Umfang 

des  Oberarmes:  rechts  links 

um  den  horizontalen  Deltamuskel 31  30^/2 

um  den  hängenden  Delta  in  Achselhöhlenhöhe  . . 27  27 

um  den  zweiköpfigen  Muskel  (Biceps) 25f/4  243/4 

des  Unterarmes : 

an  der  dicksten  Stelle 271/2  271/2 


Am  rechten  Schienbein  findet  sich  eine  Verdickung  des  Schienbeinknochens 
in  der  Gegend  des  Ansatzes  der  Kniestreckmuskulatur.  Dieselbe  soll  auf  Druck 
schmerzhaft  sein.  Das  obere  Ende  des  rechten  Wadenbeins  ist  aus  seiner  ge- 
lenkigen Verbindung  mit  dem  Schienbeinknochen  herausgelöst.  Das  rechte  Knie- 
gelenk ist  überstreckbar  und  zeigt  in  Strecksteilung  eine  leichte  seitliche  Beweg- 
lichkeit, sowie  0-Beinstellung. 

Hilft-  und  Fußgelenk  sind  rechts  regelrecht  zu  bewegen. 

Das  linke  Kniegelenk  ist  verdickt.  Die  Umrisse  sind  verwischt.  Der  Ober- 
schenkelknochen zeigt  an  seinem  Gelenkende  hier  die  durch  Knochenverschiebung  und 
Callusbildung  ausgezeichnete  Bruchstelle,  die  nach  Angabe  druckschmerzhaft  ist. 

Das  linke  Kniegelenk  kann  nur  bis  165o  gestreckt  werden,  die  Beugung 
gelingt  nur  bis  HO«,  es  besteht  also  nur  ein  Spielraum  von  55^. 

Die  linke  Oberschenkelmuskulatur  ist  stark  abgemagert. 


Es  beträgt  der  Umfang 

des  Oberschenkels:  rechts  links 

im  Schritt 50  48 

in  der  Mitte 43V2  40 

oberhalb  der  Kniescheibe 34V2  39 

um  die  Mitte  des  Kniegelenkes 37  39V2 

des  Unterschenkels: 

an  der  dicksten  Stelle  der  Wade 351/9  33V^ 

Es  beträgt  die  Länge  der  Beine: 

vom  vorderen  oberen  Darmbeinstachel  bis  zur 

äußeren  Knöchelspitze 961/2  9I1/2 


Bei  Bewegungen  treten  im  linken  Kniegelenk  schabende  Geräusche  auf. 

Der  Bruch  des  Nasengerüstes  ist  mit  leichter  Verschiebung  reaktionslos 
verheilt,  desgleichen  der  Bruch  des  rechten  Jochbeins.  Der  linke  Unterkiefer 
zeigt  hinter  dem  linken  Mundwinkel  Reste  eines  mit  Verstellung  der  Bruchenden 
und  starker  Gallusbildung  geheilten  Bruches.  Deswegen  bleiben  beim  Kauakt  die 
unteren  Zähne  hinter  den  oberen  stehen,  statt  aufeinander  zu  treffen. 

Der  rechte  Jochbogen  zeigt  eine  belanglose,  reaktionslose  Verdickung. 

An  den  Lippen  und  am  Kinn  sind  reaktionslose  Narben  vorhanden. 

Auf  dem  Scheitel  ist  eine  ovale  buckelförmige  regelmäßige  Erhöhung,  die 
ihrer  Art  nach  nicht  durch  eine  äußere  Gewalteinwirkung  hervorgerufen  sein  kann. 


Krwcrbscinbußc  durch  Amputation  des  Oberscbenkels. 


239 


Befund  am  Nervensystem  negativ. 

Die  Anomalie  der  Augen  (Kurzsichtigkeit  und  unregelmäßige  Krümmung 
der  Hornhaut)  sind  nicht  Unfallfolgen,  sondern  Baufehler  des  Auges. 

Begutac  htu  ng. 

Als  Leiden  bestehen  bei  dem  Kläger: 

1.  Kopfschmerzen.  Dieselben  sind  glaubhaft,  denn  der  Aufnahmebefund  des 
Krankenhauses  führt  an,  daß  R.  leicht  benommen  war  und  aus  dem  äußeren 
rechten  Gehörgang  Blut  quoll.  Die  Annahme  eines  Bruches  des  Schädelgrundes 
ist  daher  gerechtfertigt. 

2.  Reste  von  Brüchen  des  rechten  Jochbeins,  des  Nasengerüstes,  des  linken 
Unterkiefers,  der  rechten  Speiche,  des  rechten  Schienbeins  mit  Ausrenkung 
des  rechten  Wadenbeinköpfchens,  der  linken  Elle,  des  linken  Oberschenkels. 

Alle  diese  Leiden  sind  mit  Sicherheit  durch  den  erlittenen  Unfall  vom 
16.  März  1909  hervorgernfen. 

Durch  diese  Leiden  ist  Kläger  in  seiner  Erwerbsfähigkeit  seit  dem  1.  Januar 
1910  um  80^/o  beeinträchtigt. 

Sein  Geh-  und  Stehvermögen  ist  sehr  stark  herabgesetzt,  beide  Kniegelenke 
sind  in  der  Gebrauchsfähigkeit  beeinträchtigt,  das  linke  Bein  ist  um  5 cm  verkürzt. 
Die  Arme  sind  zu  schweren  Arbeiten  noch  nicht  verwendbar.  Somit  verbleibt  für 
R.  nur  ein  geringes  Feld  lohnbringender  Erwerbstätigkeit;  es  sind  zunächst  nur 
leichte  Arbeiten  zeitweise  im  Sitzen  ausführbar.  Durch  die  noch  glaubhaften  Kopf- 
schmerzen wird  diese  Arbeit  keine  regelmäßige  und  andauernde  sein  können. 

Von  der  Schätzung  der  Herren  Vorgutachter  auf  GO^/o  weiche  ich  ab,  weil 
die  Verletzung  eine  außerordentlich  schwere  und  das  Heilverfahren  ein  langes 
— 9^2  Monat  — war.  Der  Umstand,  daß  beide  Beine  verletzt  waren,  beraubt 
den  Kläger  der  Möglichkeit,  das  eine  Bein  durch  stärkere  Inanspruchnahme  des 
anderen  Beines  zu  entlasten. 

Dem  Kläger  wurde  eine  SO^/oige  Rente  gerichtsseitig  zugesprochen. 

Amputationen. 

Amputation  des  Oberschenkels.  Renten:  80 60^o. 

Unfall:  14.  November  1901.  Starke  Kontusion  des  rechten  Oberschenkels 
durch  eine  einstürzende  Mauer.  Amputation  wegen  binnen  Jahresfrist  sich  ent- 
wickelnden Sarkoms. 

Eigene  Angaben  des  Klägers. 

.,Ich  habe  Schmerzen  im  rechten  Bein  und  in  der  Brust,  weil  der  Gurt  zu 
sehr  drückt.“ 

Untersuchungsbefund  (15.  Dezember  1909). 

41  jähriger,  gesund  aussehender  Mann  in  gutem  Ernährungszustände,  der 
auf  einen  Stock  gestützt,  schwer  hinkend  das  Untersuchungszimmer  betritt. 

Der  rechte  Oberschenkel  ist  etwa  in  der  Mitte  abgesetzt.  Der  Amputations- 
sturapf  ist  gut  gebildet.  Die  Narben  sind  widerstandsfähig  und  reaktionslos.  Am 
Beckenring  finden  sich  an  den  Stellen,  wo  die  Prothese  anliegt,  verdickte  Haut- 
partieen.  Dieselben  sind  weder  gerötet,  noch  entzündet. 

Hände  und  Arme  sind  gesund. 

Begutachtung. 

Somit  besteht  bei  J.  ein  durch  nichts  komplizierter  Zustand  nach  Absetzung 
des  rechten  Oberschenkels.  Seit  dem  Unfälle  sind  über  8 Jahre,  seit  dem  Tage 
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der  Amputation  sind  7 dahre  verstrichen.  Von  der  bösartigen  Geschwulst,  die  zur 
Operation  zwang,  sind  in  der  Zwischenzeit  keine  neuen  Erscheinungen  aufgetreten. 

Seit  der  PVstsetzung  der  Rente  von  80o'o  ist  in  dem  Zustande  des  Ver- 
letzten eine  wesentliche  Veränderung  eingetreten  und  infolgedessen  eine  Erhöhung 
der  Arbeitsfähigkeit  erfolgt. 

Die  Veränderungen  bestehen  in  folgendem  : 

a)  Es  ist  in  der  Beschaffenheit  des  amputierten  Oberschenkels  ein  Ruhestand 
eingetreten. 

b)  p]s  ist  völlige  Gewöhnung  an  den  Zustand  eingetreten. 

Der  Verletzte  ist  infolge  des  Unfalles  vom  14.  November  1901  in  der  Zeit 
nach  dem  1.  Dezember  1909  in  seiner  Erwerbsfähigkeit  um  öO^/q  beeinträchtigt 
gewesen  und  gegenwärtig  noch  um  ßO^/o  beeinträchtigt.  Für  eine  völlige  Arbeits- 
enthaltung während  der  vergangenen  7 Jahre  ist  ein  objektiver  Grund  nicht  vor- 
handen. 

Die  Rentenherabsetzung  auf  60'Vo  wurde  von  allen  Instanzen  bestätigt. 

Aiiiputatioii  des  Oberschenkels. 

Keilte;  (nach  eingetretener  Oewöhniing  wegen  mangelhatter 

Prothese)  75%. 

Unfall : 2.  April  1906.  Zerschmetterung  des  rechten  Oberschenkels  durch 
Überfahrenwerden. 

Eigene  Angaben  des  Verletzten. 

„Ich  kann  den  Stelzfuß  nicht  tragen,  weil  mich  der  Gurt  am  Alagen  und 
an  der  Seite  drückt.“ 


Untersuchungsbefund.  2.  März  1912. 

44jähriger,  großer,  kräftiger,  gesund  aussehender  Mann,  der  auf  2 Krücken 
sich  gewandt  vorwärts  bewegend  das  Untersuchungszimmer  betritt.  Der  rechte 
Oberschenkel  ist  10  cm  unterhalb  der  Leistenbeuge  operativ  entfernt.  Der  ver- 
bliebene Oberschenkelknochen  mißt  von  der  Spitze  des  Rollhügels  bis  zur  Am- 
pufationsstelle  13  cm.  Das  Stumpfende  ist  nur  mit  Haut  und  Unterhautfettgewebe 
gepolstert.  Die  Narbe  ist  fest,  widerstandsfähig,  nicht  druckschmerzhaft,  nur  an 
einer  kleinen  Stelle  in  der  Mitte  mit  dem  Oberschenkelknochen  verwachsen.  p]nt- 
zündliche  Veränderungen  fehlen. 

Der  verbliebene  Oberschenkelstumpf  hat  eine  leichte  Beugestellung  und  kann 
im  Hüftgelenk  noch  weiter  gebeugt  werden. 

G.  war  aufgegeben  worden,  den  ihm  gelieferten  Stelzfuß  mitzubringen.  Der- 
selbe wird  nunmehr  angelegt.  Dabei  ergiebt  sich,  daß  die  Hülse  des  Stelzfußes  für 
G.  nicht  paßt.  Er  sitzt  nicht  auf  dem  Rande  der  Hülse,  die  zu  weit  ist,  so  daß 
G.  mit  seinem  Stumpf  tief  in  dieselbe  hineingleitet. 

Ich  muß  es  daher  für  zutreffend  erklären  (unter  Zustimmung  des  San.- Rat 
Dr.  KoeMer,  der  G.  ebenfalls  besichtigt  hat),  daß  dieser  Stelzfuß  für  G.  nicht 
tauglich  ist.  Vermutlich  hat  sich  der  Oberschenkelstumpf  seit  Gewährung  des 
Stelzfußes  geändert.  Die  Klagen,  daß  der  Tragriemen  den  Magen  drücke,  sind 
allerdings  unbegründet. 

B e g u t a c h t u n g. 

In  dem  Zustande  des  Verletzten  ist  eine  wesentliche  Veränderung  und  in- 
folgedessen eine  Erhöhung  der  Arbeitsfähigkeit  erfolgt.  Das  Heilverfahren  ist 
nunmehr  seit  5^2  Jahr  abgeschlossen. 

Eine  Gewöhnung  an  die  neue  Beschäftigungsart  ist  eingetreten. 

G.  kann  sich  mit  den  beiden  Krücken  gewandt  fortbewegen  und  kann  an- 
haltend sitzen. 


Krwerbseiiibuße  durch  Amputation  des  Oberschenkels. 
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Der  Verletzte  ist  infolge  des  Unfalles  in  seiner  Erwerbsfähigkeit  zuletzt 
um  75%  beeinträchtigt  gewesen  und  gegenwärtig  noch  um  75%  beeinträchtigt. 

Der  Verlust  eines  Beines  wird  mit  60%  entschädigt,  wenn  der  Verletzte 
sich  an  das  Tragen  eines  künstlichen  Beines  oder  Stelzfußes  gewöhnt  hat.  Dieser 
Fall  liegt  hier  nicht  vor,  da  die  gelieferte  Prothese  mangelhaft  und  daher  un- 
brauchbar ist.  Wohl  aber  kann  der  Verletzte  Arbeiten  im  Sitzen  verrichten  und 
sogar  eine  entfernt  liegende  Arbeitsstätte  aufsuchen. 

Das  Glericht  entschied  dementsprechend.  Die  zuständige  Berufsgenossenschaft 
erklärte  sich  bereit,  eine  neue  Prothese  anfertigen  zu  lassen. 


Amputation  des  Oberschenkels  mit  iinj*ünstiger  Stumpfbilduiijg-, 

I.  Kentenfestsetzung:  80 Vo. 

X 

Unfall : 20.  November  1907.  Weichteilwunde  mit  nachfolgender  Phlegmone. 

Eigene  Angaben  des  Klägers. 

„Ich  war  im  Krankenhause  zuerst  vom  20.  November  bis  zum  13.  Mai  1908. 
Zuletzt  war  ich  dort  vom  28.  März  1909  bis  zum  11.  Juni  1910. 

Ich  kann  nicht  lange  sitzen,  der  Stumpf  stirbt  leicht  ab,  ich  kann  es  vor 
Schmerzen  nicht  aushalten.  Gearbeitet  habe  ich  noch  nichts.  Außerdem  wird  mir 
leicht  schwindlig.“ 

Untersuchungsbefund  (20.  September  1910). 

57jähriger,  gesund  und  rüstig  aussehender  Mann  von  kräftiger  Muskulatur, 
der  mit  einem  künstlichen  Bein,  auf  2 Stöcke  gestützt,  das  Untersuchungszimmer 
betritt. 

Der  rechte  Oberschenkel  ist  handbreit  unter  dem  Hüftgelenk  abgesetzt. 

Der  Amputationsstumpf  ist  nicht  günstig  gebildet.  Der  verbliebene  Ober- 
schenkelknochen ist  unregelmäßig,  nicht  glatt  an  der  Sägefläche.  Er  ist  nicht  mit 
einem  Muskellappen,  sondern  nur  mit  Haut  bedeckt. 

Legt  man  U.  das  künstliche  Bein  an,  so  werden  beim  Stehen  auf  demselben 
die  Weichteile  am  Oberschenkelstumpf  nach  oben  gedrängt.  Infolgedessen  spannt 
der  nach  unten  rückende  Knochen  die  ihn  bedeckende  Haut  bis  zur  weißlichen 
Verfärbung  derselben. 

Daß  hierdurch  Schmerzen  entstehen  und  ein  häufigeres  Abnehmen  des  künst- 
lichen Gliedes  erforderlich  ist,  ist  glaubhaft.  Die  Narben  sind  fest,  entzündliche 
Veränderungen  bestehen  am  Stumpf  nicht. 


Begutachtung. 

Der  Verletzte  leidet  an  dem  Verlust  des  rechten  Oberschenkels  mit  un- 
günstigen Stumpfverhältnissen,  die  das  dauernde  Tragen  des  künstlichen  Gliedes 
noch  nicht  gestatten. 

Infolgedessen  ist  der  Verletzte  in  seiner  Erwerbsfähigkeit  seit  dem  1.  August 
1910  durch  Folgen  des  Unfalles  vom  20.  November  1907  um  80%  behindert.  Sein 
Zustand  ist  dem  eines  Amputierten  mit  regelrechtem  Stumpf,  der  die  Prothese 
dauernd  tragen  kann,  nicht  zu  vergleichen.  Infolgedessen  rechtfertigt  sich  der 
Vorschlag  einer  höheren  Rente. 

Er  kann  Arbeiten,  die  längeres  Stehen  und  Gehen  erfordern,  regidmäßig 
noch  nicht  verrichten  und  ist  auf  leichte  Arbeiten,  die  zeitweise  im  Sitzen  statt- 
finden können,  angewiesen. 

Dem  Verletzten  wurde  diese  Rent(?  zug('sprochen. 

I-Jiipel,  Beurteilung  von  Uufallfolgen. 
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Amputation  des  Oberschenkels  bei  einem  jugendlichen  Manne. 

Rente:  75«/o* 

Unfall:  1.  Dezember  1902.  Komplizierte  Oberschenkclfraktur  durch  Über- 
fahrenwerdeii  mit  nachfolgender  Amputation. 

Eigene  Angaben  des  Verletzten. 

„Bei  Witterungswechsel  habe  ich  noch  immer  Schmerzen  im  rechten  Stumpf. 
Ich  kann  nicht  sicher  gehen  ; nur  im  Zimmer  auf  ebenem  Boden,  wo  ich  mich 
jederzeit  an  Gegenständen  festhalten  kann,  kann  ich  allein  eine  kurze  Zeit  gehen.“ 

Untersuchungsbefund  (18.  Mai  1907j. 

Mittelgroßer,  schlanker,  ISjähriger,  junger  Mann  in  mäßigem  Ernährungs- 
zustände. Der  rechte  Oberschenkel  ist  an  der  Grenze  zwischen  oberem  und 
mittlerem  Drittel  amputiert.  Der  Knochen  ist  ganz  dicht  unter  der  Ampu- 
tationsnarbe fühlbar  und  nur  mit  dünner  Haut  bedeckt.  Er  ist  auffallend  unregel- 
mäßig und  zackig.  Die  Polsterung  des  Stumpfes  ist  keine  gute.  Der  aus  den 
Beugemuskeln  des  Kniegelenkes  gebildet  gewesene  Teil  der  Muskelmanschette  ist 
nicht  in  der  ihm  ursprünglich  gegebenen  Lage  über  dem  Stumpf  mit  den  Knie- 
streckmuskeln verheilt,  sondern  hat  sich  nach  hinten  oben  zurückgezogen. 

Aus  den  Kniestreckmuskeln  ist  eine  breite  Muskelschürze  entstanden,  die 
bei  horizontal  gehaltenem  Stumpf  über  denselben  herabfällt,  bei  senkrecht  hän- 
gendem Stumpf  aber  dem  Schwergewicht  folgend,  ebenfalls  senkrecht  herabfällt 
und  dem  Stumpf  bei  dieser  Haltung  keinen  Schutz  gewährt. 

Der  Gang  ist  stark  hinkend,  weil  das  künstliche  Bein  bereits  wieder  zu 
kurz  ist. 

Am  Oberschenkel  zeigen  sich  deutliche  Druckstellen,  ein  Zeichen,  daß  das 
künstliche  Bein  dauernd  getragen  wird.  Druck  auf  den  Nervenstamm  ist  noch 
sehr  schmerzhaft. 

Begutachtung. 

Gegenüber  der  Untersuchung  am  25.  Mai  1903  (75%)  ist  in  dem  Zustande 
des  Klägers  eine  wesentliche  Veränderung  und  infolgedessen  auch  nach  Lieferung 
des  künstlichen  Beines  eine  Erhöhung  der  Arbeitsfähigkeit  nicht  eingetreten. 

Der  Befund  vom  25.  Mai  1903  betont,  daß  das  Amputationsende  des  Knochens 
reichlich  mit  Weichteilen  umhüllt  sei.  Dies  ist  jetzt  nicht  mehr  der  Fall.  Die 
Weichteile  (Muskulatur)  haben  sich  von  dem  Knochen  zurückgezogen  und  nur 
bei  einer  bestimmten  Stellung  hängt  eine  aus  Muskulatur  und  Haut  gebildete 
Weichteilschürze  über  das  Stumpfende  herüber,  nicht  aber  bei  aufrechter  Haltung 
des  Verletzten, 

Aus  dem  Protokoll  der  Kreisausschußsitzung  vom  11.  Februar  1907  ist 
nicht  ersichtlich,  worin  die  Besserung  besteht ; es  hat  hier  nur  eine  neue  Schätzung 
— ohne  Angabe  von  Gründen  — stattgefimden. 

In  dem  Bescheide  vom  23.  Februar  1907  wird  die  Rentenminderung  damit 
begründet,  daß  durch  die  Benutzung  des  von  der  Berufsgenossenschaft  beschafften 
künstlichen  Oberschenkels  (Beines)  sich  die  Erwerbsfähigkeit  gehoben  hat,  so  daß 
nur  noch  eine  Erwerbsbehinderung  von  50%  besteht. 

Dieser  Auffassung  kann  vom  ärztlichen  Standpunkt  nicht  beigetreten  werden. 

Die  ungünstige  Veränderung  am  Stumpf  durch  das  Zurückweichen  der 
Weichteilbedeckung  ist  ganz  außer  acht  gelassen. 

Das  Reichsversicherungsamt  gewährt  für  den  Verlust  eines  Beines  eine 
Rente  von  60%.  Dabei  ist  jedoch  vorausgesetzt,  daß  in  dem  Befunde  eine  ge- 
wisse Stetigkeit  eingetreten  ist,  was  bei  vollkommen  erwachsenen  Menschen  nach 
längerer  Zeit  auch  im  allgemeinen  der  Fall  sein  wird.  Hier  handelt  es  sich  um 
(dnen  zur  Zeit  18jährigen  Menschen,  dessen  Knochenwachstum  noch  nicht  abge- 
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sclilossen  ist.  ln  dem  Maße,  wie  das  gesunde  linke  Bein  wäclist,  muß  sich  dauernd 
ein  relatives  Zukurzsein  des  künstlichen  Beines  bemerkbar  machen,  die  fortwäh- 
rend eine  Änderung  in  den  statischen  Verhältnissen  des  V.  mit  sich  bringt.  Aus 
praktischen  Gründen  ist  daher  von  Zeit  zu  Zeit  eine  Verlängerung  des  künst- 
lichen Beines  vorzunehmen.  Solange  die  Prothese  sich  zur  Umänderung  beim 
Bandagisten  befindet,  wird  sogar  die  Erwerbseinbuße  des  V.  eine  völlige  sein. 

Der  Kläger  ist  infolge  des  Unfalles  vom  1.  Dezember  1902  in  seiner  Er- 
werbsfähigkeit gegenwärtig  noch  um  75%  beeinträchtigt. 

Eine  Herabsetzung  der  Rente  wird  erst  nach  vollendetem  Knochenwachstuin, 
also  nach  Beendigung  des  24.  Lebensjahres,  angängig  sein,  wenn  der  Zustand  des 
A".  als  ein  dauernder  anzusehen  sein  wird. 

Das  Schiedsgericht  erkannte  dementsprechend. 


Erwerbseinbuße  durch  Unfallfolgen  am  Kniegelenk. 

Die  völlige  Versteifung  des  Kniegelenkes  in  Strecksteilung  giebt  dem 
Bein  einen  dem  Stelzbein  ähnlichen  Charakter.  Die  Gewandtheit  des  Ganges 
leidet,  das  Bein  muß  im  Bogen  außen  herum  nach  vorn  geführt  werden, 
beim  Treppen-  und  Leitersteigen  kann  das  behinderte  Bein  nur  nach- 
gezogen, nicht  als  Aul’trittsbein  benutzt  werden.  Sitzen  gelingt  nur  auf  der 
Vorderkante  des  Sitzes,  Knieen  ist  unmöglich.  Eine  solche  Minderung  der 
Gebrauchsfähigkeit  wd  mindestens  bis  zur  Hälfte  der  ungehinderten  — 
also  etwa  auf  BSVsVo  — geschätzt  werden  müssen.  Bei  stärkerer  winkeliger 
Versteifung  tritt  noch  die  Verkürzung  des  Beines  als  erschwerender  Um- 
stand hinzu.  Wird  der  Verletzte  auf  den  Gebrauch  einer  Krücke  oder  eines 
Stelzfußes  angewiesen,  so  ähnelt  der  Zustand  in  seiner  Wirkung  dem  völ- 
ligen Verlust  des  Beines  (60®/o). 

Ein  nicht  festes  Kniegelenk  — mit  abnormer  seitlicher  Beweglich- 
keit oder  Neigung  zur  Überstreckung  — macht  Stehen  und  Gehen 
unsicher  und  bedingt  durch  die  erhöhte  Inanspruchnahme  der  Muskulatur 
eine  vorzeitige  Ermüdung.  Die  Folgen  sind  denen  eines  völlig  ver- 
steiften Kniegelenkes  mindestens  gleich  — wenn  nicht  höher  — zu  er- 
achten. 

Eine  erst  über  120°  hinaus  behinderte  Beugefähigkeit  schließt  das 
Gehen  zu  ebener  Erde  nicht  aus.  Eine  20”/oige  Rente  wird  hierfür  als 
ausreichend  zu  gelten  haben.  Gelingt  die  Beugung  bis  zu  einem  rechten 
Winkel,  so  genügt  dieselbe  außerdem  für  Leiter-  und  Treppensteigen.  Diese 
I'olgen  werden  daher  schon  mit  15®/o  als  Rente  völlig  erfaßt.  Um  unge- 
hindert knieen  zu  können,  muß  jedoch  die  Beweglichkeit  bis  zu  einem 
spitzen  Winkel  erhalten  sein. 

Behinderte  kraftvolle  Streckfähigkeit  des  Kniees  — z.  B.  nach  un- 
günstig verheilten  Kniescheibenbrüchen  — ermüdet  den  Gehenden,  weil 
der  Unterschenkel  nach  vorn  geschleudert  werden  muß.  Außerdem  ist  das 
Bein  nicht  imstande,  die  Körperlast  auf  eine  höhere  Stufe  zu  heben. 

Freie  Gelenkskörper  im  Kniegelenk  unterbrechen  den  ungehinderten 
Gebrauch  zeitweise.  Der  Schaden  wird  gewöhnlich  auf  Ib^/o  geschätzt. 
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Entzündungen  des  Schleimbeutels. 

niroiiische  Sclileimbeuteleiitzüiuluiij»;  vor  dem  rechten  Knie. 

Rente:  lO^o  auf  (i  Monate. 

Unfall:  24.  September  1903.  Stob  mit  einer  Eisenstange  vor  das  rechte 
Knie.  55jähriger  /immermann. 

Eigene  Angaben  des  Verletzten. 

„Mein  rechtes  Knie  und  mein  rechtes  Knöchelgelenk  ist  dauernd  geschwollen; 
bei  Arbeit  schwillt  es  so,  daß  ich  aussetzen  muß.  Ich  kann  vor  Schmerzen  nicht 
knieen.“ 

Untersuchungsbefund  (18.  Juni  1904). 

63jähriger,  mitteikräftiger  Mann,  mit  deutlichen  Zeichen  des  Alters. 

Herzdämpfung  nicht  sicher  zu  bestimmen.  Herztöne  an  der  Herzspitze  (zwei- 
zipflige Klappe)  und  an  der  dreizipfligen  Klappe  (Tricuspidalis)  dumpf,  an  der 
Hauptkörperschlagaderklappe  und  der  Lungenschlagaderklappe  ganz  leise  und 
dumpf.  Die  Gefäße  befinden  sich  im  Zustande  der  Verhärtung.  Herzschlagfolge 
unregelmäßig.  Der  Puls  ist  klein  und  leicht  unterdrückbar. 

Der  in  Gegenwart  des  Untersuchenden  gelassene  Urin  ist  frei  von  Eiweiß. 
Ein  Nierenleiden  scheint  daher  nicht  vorzuliegen. 

An  der  Vorderseite  des  rechten  Kniegelenkes  (dessen  Konturen  nicht  so 
deutlich  sind,  wie  die  des  linken)  befindet  sich  vor  der  Kniescheibe  eine  halb- 
kugelförmige, prall  elastische,  stark  gespannte,  verschiebliche,  mit  der  Haut  nicht 
verwachsene,  hühnereigroße  Geschwulst,  welche  als  abnorm  gefüllter  Schleimbeutel 
(Bursa  praepatellaris)  angesprochen  werden  muß.  Entzündungserscheinungen  fehlen. 

Im  rechten  Kniegelenk  selbst  ist  kein  abnormer  Inhalt,  die  Bewegungen 
sind  frei;  es  fehlen  krankhafte  Geräusche. 

An  beiden  vorderen  Schienbeinflächen  erzeugt  Fingerdruck  Dellen.  Es  be- 
steht beiderseits  leichte  teigige  Schwellung,  die  nicht  Unfallfolge  ist,  vielmehr  - 
mangels  einer  Nierenerkrankung  — in  der  bestehenden  Herzschwäche  ihre  Er- 
klärung finden  dürfte. 

Am  Knöchelgelenk  rechts  ist  keinerlei  Abweichung  festzustellen. 

Begutachtung. 

Der  Unfall  vom  24.  September  1903  hat  bei  dem  Kläger  nachstehende 
Folgen  hinterlassen : 

Abnorme  Füllung  des  vor  dem  rechten  Kniegelenk  gelegenen  Schleimbeutels. 
Hierdurch  erscheinen  die  Angaben  des  Verletzten  über  Schmerzhaftigkeit  beim 
Knieen  glaubhaft. 

Da  durch  diese  Unfallfolgen  der  Verletzte  in  der  Wahl  seiner  Arbeit  be- 
schränkt ist  (anhaltendes  Knieen  ist  zu  vermeiden),  ist  dafür  zu  halten: 

Der  Verletzte  wird  seit  dem  25.  Dezember  1903  in  seiner  Erwerbsfälligkeit 
vorübergehend  um  10%  beeinträchtigt. 

Der  gewöhnlich  gemachte  Einwand,  daß  das  Knieen  nur  auf  der  Kauhig- 
keit  des  Schienbeins  stattfinde  und  die  Vorderseite  der  Kniescheibe  den  Fußboden 
nicht  berühre,  ist  nicht  ganz  richtig.  Wenn  ein  im  Knieen  Arbeitender  sicli 
weit  nach  vorn  überneigt,  ist  dies  doch  der  Fall. 

Der  Kläger  erhielt  eine  Rente  von  10%,  die  er  während  6 Monate  bezog. 

Uliroiiisclie  SclileimbeuteleiitzüiKliiiis»;  am  Knie.  Yorttber^elieiide 

Rente  von  lO^/o. 

Unfall:  20.  April  1903.  Fall  auf  das  Knie  mit  nachfolgender  Schleimbeutel- 
entzündung. 


Erwerbseinbiißc  tlurch  Scbleimbeutelentzündung  am  Iviiic. 
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Eigene  Angaben. 

„Wenn  ich  laufe,  habe  ich  unterhalb  der  rechten  Kniescheibe  Schmerzen; 
beim  Stehen  habe  ich  Schmerzen  an  der  Innenseite  des  Kniegelenkes.  Das  Knie 
ermüdet  leicht.  Keim  Durchdrücken  treten  Schmerzen  auf.  Bis  vor  5 Wochen 
schwoll  die  Kniegeleuksgegend.  Jetzt  nicht.  Seit  4 Wochen  trage  ich  keine  Binde 
mehr.  Wenn  ich  nachts  das  rechte  Bein  im  Knie  gekrümmt  habe,  treten  am 
unteren  Knicgeleuksbande  Schmerzen  auf.  Beim  Kniebeugen  anläßlich  Lastenheben 
treten  sehr  starke  Schmerzen  auf.  Beim  Auf  stehen  nach  Sitzen  tritt  Stechen  ein.“ 

Objektiver  Befund  (26.  Mai  1904). 

Die  Konturen  des  rechten  Kniegelenkes  selbst  sind  nicht  verändert.  Unter 
der  Strecksehne,  die  am  oberen  Schienbein  ansetzt,  fühlt  man  eine  mit  dieser 
verwachsene,  etwa  ptlaumengroße  Geschwulst  von  prall  elastischer  Konsistenz. 
Diese  Geschwulst  läßt  sich  unter  dem  inneren  Rand  hervorwälzen. 

Druck  auf  die  Ränder  der  das  rechte  Kniegelenk  konstituierenden  Knochen 
ist  nicht  schmerzhaft.  Im  Kniegelenk  selbst  befindet  sich  keinerlei  Erguß,  auch 
sind  bei  Bewegungen  in  demselben  keinerlei  krankhafte  Geräusche  wahrnehmbar. 

Auf  dem  Innenrande  der  Strecksehne,  etwa  zwei  Finger  unter  dem  unteren 
Kniescheibenrande,  fühlt  man  eine  warzenartige  Verdickung,  welche  auf  Druck 
schmerzhaft  ist.  In  derselben  Gegend  besteht  eine  etwa  4 cm  lange  unregelmäßige 
Operationsnarbe,  die,  auf  der  Unterlage  gut  verschiebbar,  keinerlei  Beschwerden 
macht. 

Der  Gang  des  P.  ist  normal.  Beim  Gehen  fühlt  sich  P.  wohler,  als  beim  Stehen. 


Es  beträgt  der  Umfang 

des  Oberschenkels;  links  rechts 

im  Schritt 51  511/2 

in  der  Mitte 48  48 

über  dem  Kniegelenk 33i/o  33 Vs 

um  das  Kniegelenk 34  34 

des  Unterschenkels: 

unterhalb  des  Kniegelenkes 33  34 

um  die  Wade 35  35 

an  der  dünnsten  Stelle 221/0  221/2 


Das  rechte  Kniegelenk  läßt  sich,  wie  das  linke  bis  45o  beugen. 

Begutachtung. 

Als  Folgen  hat  der  Unfall  vom  20.  April  1903  bei  dem  Kläger  hinterlassen: 

1.  Eine  etwa  pflaumengroße,  prall  elastische  Geschwulst  unter  dem  Innenrande 
der  am  Schienbein  ansetzenden  Strecksehne  (chronische  Schleimbeutelent- 
zündung). 

2.  Eine  warzenartige  druckempfindliche  Verdickung  am  Innenrande  der  Streck- 
sehne (vermutlich  herrührend  von  dem  notwendig  gewesenen  operativen 
Eingriff). 

3.  Umfangszunahme  des  rechten  Unterschenkels  unterhalb  des  Kniegelenkes  um 
1 cm , verursacht  durch^  den  Schleimbeutel. 

4.  Angeblich  Schmerzen  unter  dem  rechten  Kniegelenk. 

Mit  Rücksicht  darauf,  daß  die  von  P.  behaupteten  Schmerzen  noch  glaub- 
haft sind,  erscheint  derselbe  durch  die  Unfallfolgen  in  der  Zeit  nach  dem  1.  No- 
vember 1903  in  seiner  Erwerbsfähigkeit  um  lO^/o  beeinträchtigt  und  gegenwärtig 
noch  um  lO'^/o  beeinträchtigt. 

Eine  höhere  Einbuße  der  Erwerbsfähigkeit  liegt  nicht  vor,  weil  die  Schmerzen 
nicht  so  hochgradig  sind,  daß  sie  eine  Schonung  und  eine  daraus  resultierende 
Abmagerung  des  verletzt  gewesenen  Beines  bedingt  hätten. 
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Die  Keilte  wird  lediglicli  als  Übergangs-  und  Sclionungsrente  auf  etwa 
weitere  3 Monate  vorgeschlagen. 

Der  Kläger  bezog  danach  eine  10%igo  Rente  bis  zuin  31.  Augu.st  1904. 

Brüche  der  Kniescheibe. 

Bruch  der  Kniescheibe  und  Bluterg;uß  in  das  Kniejgelenk  mit 

ungestörter  Streckfähigkeit. 

Renten:  dO®/o,  40®/o^  20®/o*  ^Vo  nach  10 V2  Jahren. 

V orgeschichte. 

Sch.  erlitt  am  15.  Oktober  1892  eine  Verletzung  des  linken  Kuiees  (Ab- 
sprengung eines  Stückes  der  linken  Kniescheibe  und  starken  Bluterguß  ins  Knie- 
gelenk) durch  Ausgleiteu  und  Fall  auf  das  Knie.  Hierfür  bezog  er  Kenten  in 
wechselnder  Höhe,  zuletzt  eine  solche  von  20%.  Die  Berufsgenossenschaft  bean- 
tragt Aufhebung  der  Rente.  Sch.  widerspricht  dem  Anträge,  sich  auf  ein  Gut- 
achten des  Dr.  B.  stützend,  das  die  Erwerbsminderung  des  Sch.  wegen  des 
schlechten  Zustandes  „seiner  Beine“  jetzt  auf  40%  schätzt.  Es  ist  hieraus  nicht  er- 
sichtlich, ob  Dr.  B.  wegen  des  schlechten  Zustandes  des  von  dem  Unfall  aus- 
schließlich betroffenen  linken  Beines  allein,  oder  beider  Beine  (das  rechte  Bein 
zeigt  erhebliche  Störungen  ohne  Zusammenhang  mit  dem  Unfall)  die  Rente  erhöht 
sehen  möchte. 

Außerdem  bezieht  Sch.  seit  dem  2.  November  1902  eine  Invalidenrente  von 
jährlich  196  Mark.  Die  Invalidität  steht  mit  dem  Unfall  angeblich  nicht  in  Zu- 
sammenhang. Dr.  W.  erklärt  die  Invalidität  mit  einer  Arthritis  deformans  des 
linken  Kniegelenkes  und  rechtseitigem  Lungenspitzenkatarrh,  Dr.  D.  mit  Herab- 
setzung der  geistigen  Fähigkeiten,  Erkrankung  des  linken  Beines  und  der  Lungen, 
sowie  mit  dem  doppelseitigen  Leistenbruch,  Dr.  B.  mit  Unterernährung,  wahrschein- 
lich verursacht  durch  abnorme  Ernährungsverhältnisse  infolge  von  Leberschwellung, 
die  die  Verdauung  benachteiligt.  Aus  alledem  geht  hervor,  daß  der  erlittene  Be- 
triebsunfall an  dein  Herbeiführen  der  Invalidität  nur  in  ganz  geringem  Grade 
beteiligt  ist. 

Sch.  erschien  am  18.  April  zur  vorgeschriebenen  Zeit  bei  dem  Unterzeichneten 
und  gab  auf  Befragen,  ob  er,  wie  vom  Gerichte  angeordnet,  einen  längeren  Weg 
zu  Fuß  zurückgelegt  habe,  an : nein,  er  sei  hauptsächlich  gefahren.  Somit  hatte  er 
nur  einen  Weg  von  etwa  12  Minuten  zu  Fuß  zurückgelegt.  Auf  Vorhaltung  er- 
widert er,  er  hätte  geglaubt,  daß  er  erst  nach  der  Untersuchung  von  hier  aus 
gehen  sollte.  Er  wurde  hierauf  veranlaßt,  vor  der  Untersuchung  noch  einen  Weg 
von  V2  Stunde  zu  machen. 

Eigene  Angaben  des  Verletzten. 

„Der  linke  Fuß  schwillt,  wenn  ich  gehe,  so,  daß  der  Fuß  „zieht".  Es  tut 
mir  in  der  Gegend  der  linken  Kniescheibe  weh,  wenn  ich  das  Knie  krumm  mache.“ 
(Dabei  sitzt  Sch.  mit  rechtwinkelig  gebeugtem  linken  Knie,  während  Leute  mit 
Schmerzen  im  Knie  mit  steif  gehaltenem  Bein  dazusitzen  pflegen.) 

Untersuchungsbefund  (18.  April  1905). 

Beim  Entkleiden  geht  das  Beugen  des  linken  Kniees  ganz  leicht  und  ohne 
Beschwerden  vor  sich.  Beim  Anziehen  des  linken  Schuhes  steht  Sch.  auf  dem 
rechten  Bein,  hebt  den  linken  Fuß  durch  ausgiebige  Beugung  des  linken  Knie- 
und  Hüftgelenkes  ungefähr  bis  zur  Höhe  des  rechten  Kniegelenkes. 

In  dem  linken  Kniegelenk  ist  kein  Flüssigkeitserguß  vorhanden,  bei  den 
Bewegungen  fühlt  die  aufgelegte  Hand  ein  leises  Knarren,  das  indes  in  dem 
rechten  Kniegelenk  viel  stärker  ist,  während  bei  der  Unt(‘rsuchung  am  21.  danuar 
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1901  das  Knarren  beider  Geb'nke  gleich  stark  war  und  am  12.  Dezember  1899 
das  Knarren  des  linken  Kniegelenkes  stärker  war. 

An  der  linken  Kniescheibe  sind  die  Veränderungen  der  Form,  Lage  und 
Beweglichkeit  dieselben,  wie  in  den  Vorgutachten  gcscliildert.  Diese  Veränderungen 
sind  anatomischer  Art  und  behindern  die  Funktion  des  Kniegelenkes  in  keiner  Weise. 

Bei  der  Untersuchung  im  Liegen  findet  das  Erheben  des  linken  Beines"^mit 
gekrümmtem  Knie  ebenso  ausgiebig,  wie  rechts  statt.  Als  jetzt  das  linke  Knie 
in  Streckstellung  gebracht  werden  soll,  erklärt  Sch.  das  Strecken  desselben  für 
schmerzhaft.  Diese  Angabe  steht  mit  seiner  oben  aufgeführten  Bekundung,  wo- 
nach ihm  das  „Krummmachon“  des  linken  Kniegelenkes  Schmerzen  erregte,  [^in 
Widerspruch.  Hierauf  aufmerksam  gemacht,  weiß  Sch.  nichts  zu  erwidern. 

Die  Fußsohlen  sind  beiderseits  gleich  deutlich  verhallt,  woraus  mit  Sicher- 
heit hervorgeht,  daß  beide  Füße  gleichmäßig  benutzt  werden. 


Es  beträgt  der  Umfang  (im  Liegen) 

des  Oberschenkels;  rechts  links 

im  Schritt 47  48V‘j 

in  der  Mitte 45  47^7» 

oberhalb  der  Kniescheibe 33i/.2  35bo 

um  die  Mitte  des  Kniegelenkes 35  37 

des  Unterschenkels: 

unterhalb  der  Kniescheibe 31  32 

an  der  dicksten  Stelle  der  Wade 32  36\  o 

an  der  dünnsten  Stelle 21  23 

um  die  Knöchel 25V‘2  26 

Durchmesser  (mit  dem  Tasterzirkel  gemessen): 

des  Kniegelenkes 10  93,  4 

der  Knöchel 7 7 


Sch.  wird  darauf  aufmerksam  gemacht,  daß  gegenüber  den  früheren  Be- 
funden eine  Anschwellung  nicht  zu  konstatieren  sei.  Er  erklärt  dies  damit,  daß 
er  ja  soeben  gelegen  habe,  wenn  er  stehe  oder  gehe,  komme  die  Schwellung  in 
kürzester  Zeit.  Nunmehr  wird  Sch.  im  Stehen  untersucht: 


Es  beträgt  der  Umfang  (im  Stehen) 


des  Oberschenkels: 

rechts 

links 

im  Schritt 

...  48 

481/ 

in  der  Mitte 

...  45 

471/ 

oberhalb  der  Kniescheibe 

...  34 

36 

um  die  Mitte  des  Kniegelenkes  .... 

...  36 

37 

des  Unterschenkels: 

unterhalb  der  Kniescheibe 

. . . 321/2 

331- 

an  der  dicksten  Stelle  der  Wade  . . . 

. . . 321., 

37 

an  der  dünnsten  Stelle 

...  22 

24 

um  die  Knöchel 

...  26 

26 

Der  Umfang  um  den  Fußrücken  beträgt  beiderseits  26  cm  (gemessen  in 
Höhe  der  Tuberos.  oss.  metatarsi  V). 

Es  ergiebt  sich  aus  einem  Vergleich  beider  Messungeu,  daß  im  Stehen  der 
Umfang  beider  Beine  sich  um  V2 — I V2  vergrößert.  In  einwandfreier  Weise 
ließ  sich  bei  Sch.  nachweisen,  daß  dieser  Mehrunifang  beim  Stehen  lediglich  auf 
stärkerer  Blutfüllung  der  erweiterten  Blutadern  der  Haut  beruht.  Der  Nachweis 
gelang  durch  den  sog.  Tr  endelenhur  Versuch. 

Läßt  man  ein  Bein  mit  erweiterten  Blutadern  eine  Zeitlang  hochliebeu,  so 
daß  die  Blutzufubr  verringert,  die  Blutabführung  vergrößert  wird,  so  erzeugt  man 
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den  geringsten  natürlichen  Blntfüllungszustand  der  Extremität.  Komprimiert  mau 
mm  die  grobe  Kosenvene  (Vena  saphena  magna)  unterhalb  ilirer  Einmündiings- 
stelle  in  die  große  Schenkelvene  (Vena  femoralis)  und  läßt  jetzt  das  Bein  senken, 
so  bleibt  während  der  Fortdauer  der  Kompression  der  Umfang  des  Beines  un- 
verändert. Läßt  man  aber  die  Kompression  fort,  so  füllt  sich  die  Rosenvene  deut- 
lich sichtbar  durch  rückläufiges  Blut  (also  von  dem  oberen  Ende  der  Extremität 
nach  dem  unteren  Ende  derselben).  Hierdurch  wird  alsdann  ein  Mehrumfang  des 
Beines  bedingt.  Diese  Verhältnisse  ließen  sich  bei  Sch.  in  unzweideutiger  Weise 
feststellen. 

Damit  wird  aber  seiner  hartnäckig  wiederkehrenden  Behauptung,  das  linke 
Bein  schwelle  beim  (lehen  und  Stehen,  der  Boden  entzogen.  Unter  Schwellung 
eines  Beines  versteht  man  im  unfallversicherungstechnischen  Sinne  zumeist  eine 
teigige  (ödematöse)  Schwellung.  Von  einer  solchen  ist  hier  schon  seit  1899  nichts 
mehr  nachzuweisen.  Die  Umfangszunahme  des  linken  Unterschenkels  im  Stehen 
beruht  also  auf  den  Krampfadern.  Dieselben  sind  nicht  Unfallfolge,  denn  die- 
selben Verhältnisse  bestehen  auch  rechts  in  gleichem  Maße. 

Es  ergiebt  sich  nun  die  Notwendigkeit,  die  Frage  zu  erörtern,  wodurch  der 
Umfangsunterschied  zu  ungunsten  des  rechten  unverletzten  Beines  (bis  zu  4i/o  cm) 
bedingt  wird.  Die  Vorgutachter  begnügen  sich  mit  Feststellung  des  Maßunter- 
schiedes der  beiden  Unterschenkel,  ohne  sich  über  die  Ursache  zu  erklären.  Im 
Gutachten  des  Medizinalrates  Dr.  L.  vom  26.  Dezember  1898  findet  sich  zum  ersten 
Male  die  Angabe,  daß  die  rechte  Wade  abgemagert  erscheine.  Im  Gutachten  des 
Dr.  K.  und  Prof.  B.  vom  12.  Februar  1899  wird  erwähnt,  daß  bei  dem  Unterschiede 
des  Wadenumfangs  von  5 cm  die  Muskulatur  des  linken  Beines  im  ganzen  stärker 
sei,  als  die  des  rechten,  ganz  besonders  die  des  Unterschenkels,  woraus  die  Dif- 
ferenz wesentlich  resultiere.  Von  entzündlichen  bzw.  rheumatischen  Erscheinungen 
fand  sich  schon  damals  am  linken  Bein  keine  Spur.  Ebenso  betonen  die  Gut- 
achten des  Prof.  B.  vom  21.  Januar  1901  und  des  Dr.  N.  vom  1.  Februar  1905, 
daß  von  einer  ödematösen  Anschwellung  des  linken  Unterschenkels  keine  Rede 
sein  könne. 

Die  heutige  Untersuchung  ergiebt,  daß  eine  entzündliche  oder  teigige  Schwel- 
lung des  linken  Beines  nicht  vorliegt.  Der  Mehrumfang  des  linken  Beines,  im 
Stehen  wie  im  Liegen,  wird  im  wesentlichen  durch  das  A^erhalten  der  Muskulatur 
bewirkt,  die  am  rechten  Bein  erheblich  schwächer  und  schlaffer  ist,  als  am  linken. 
Dasselbe  Verhältnis  findet  sich  an  der  Haut,  die  rechts  bedeutend  dünner  und 
welker  ist  als  links.  Das  Verhältnis  der  Muskulatur  wird  besonders  deutlich,  wenn 
Sch.  beide  Füße  in  Plantarflexion  bringt,  also  sich  auf  die  Fußspitzen  stellen  muß. 
Es  bleibt  dann  bei  Anspannung  der  Wadenmuskulatur  die  rechte  ganz  erheblich 
an  Stärke  und  Konsistenz  zurück.  Die  Gebrauchsfähigkeit  des  linken  Beines  ist 
eine  gute.  Es  muß  demgemäß  gesagt  werden:  Das  rechte  Bein  hat  einen  Minder- 
umfang gegenüber  dem  linken.  Höchstwahrscheinlich  ist  diese  Erkrankung  des 
von  dem  Unfall  nicht  betroffenen  rechten  Beines  auf  eine  frühere  Erkrankung 
des  rechten  Hüftbeinnerven  zurückzuführen. 

Befragt,  wodurch  denn  sein  rechtes  Bein  so  abgemagert  sei,  antwortet  Sch. : 
„Das  weiß  ich  nicht.  Aber  Dr.  L.  hat  von  Anfang  an  gesagt,  daß  das  rechte  Bein 
vertrocknet.“ 

Es  verbleibt  noch  die  Berücksichtigung  des  Gutachtens  des  Dr.  B.  vom 
1.  März  1905. 

Die  Ausführungen  des  Dr.*B.,  daß  es  dem  unbefangenen  Beurteiler  von 
vornherein  schwer  fallen  wird,  anzunehnien,  daß  nach  über  12  Jahren  bei  einem 
mit  beachtenswerten  Folgen  verbundenen  Unfälle  nun  eine  Besserung  eingetreten 
sein  soll,  zumal  der  Verletzte  in  ein  höheres  Alter  eintritt,  in  dem  Unfallfolgen 
sich  für  gewöhnlich  in  erheblicherem  Maße  bemerklicli  machen,  können  allge- 
meine^ Geltung  nicht  beanspruchen.  Insbesondere  entbinden  sie  den  Gutachter  nicht 
davon , objektiv  der  gestellten  Frage  nach  einer  etwaigen  Besserung  näher  zu 
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treten.  Die  Erfahrungen  der  Unfallpraxis  lehren,  daß  auch  bei  liOuten  im  höhe- 
ren Lebensalter  Unfallfolgen  nach  langjährigem  Bestehen  verschwinden  können. 

Wenn  Dr.  B.  dem  Gutachten  Dr.  N.s  entgegenhält,  daß  es  leider  nichts  über 
die  Schwellung  des  linken  Kniegelenkes  aussage,  auch  dieses  sei  um  5 cm  dicker 
als  das  rechte,  so  muß  darauf  gesagt  werden : 

Bei  der  Untersuchung  am  18.  April  fand  sich  am  linken  Kniegelenk  keine 
Schwellung  (insbesondere  kein  Erguß).  Sein  Umfang  betrug  im  Liegen  2 cm,  im 
Stehen  nur  1 cm  mehr,  als  rechts.  Das  Übermaß  ist  bedingt  durch  die  Beschaffen- 
heit der  verdickten  Kniescheibe,  die  verbreitert  ist  und  an  deren  Außenseite  sich 
ein  Höcker  befindet.  Jedenfalls  bestand  bei  der  Untersuchung  durch  Dr.  N.  eben- 
falls kein  Mehrumfang  von  5 an.  Denn  es  ist  nicht  anzunehmen , daß  einem  an 
einem  großen  chirurgischen  Spital  tätigen  Arzte  von  der  Spezialausbildung  des 
Dr.  N.  eine  derartige  Differenz  entgehen  sollte.  Die  Erwähnung  der  Differenz  von 
2 cm  Mehrumfang  des  linken  Kniegelenkes  konnte  in  dem  Gutachten  desselben 
füglich  unterbleiben,  da  daselbst  von  einem  nicht  unbedeutenden  Unterschiede  der 
beiden  Beine  die  Rede  ist,  der  von  1 — 5 cm  variiert. 

Wenn  Dr.  B.  ausführt,  er  habe  den  Sch.  vor  2 Jahren  untersucht  und  könne 
nur  sagen,  daß  die  anatomischen  Verhältnisse  dieselben  sind,  eher  sei  in  dem 
Unterschiede  zwischen  beiden  Beinen  eine  Vergrößerung  eingetreten,  das  rechte 
Bein  sei  atrophischer  und  schwächer,  das  linke  Bein  und  Knie  seien  stärker  ge- 
schwollen, so  ist  hierzu  zu  bemerken: 

Das  betreffende  Gutachten  des  Dr.  B.  vom  24.  Februar  1903  enthält  nur 
den  Vermerk,  der  linke  Unterschenkel  sei  an  Umfang  3— 4cm  stärker,  als 
der  rechte.  Ein  Urteil  über  die  Unterschiede  zwischen  den  Kniegelenken  und  den 
Oberschenkeln  läßt  sich  daher  aus  jenem  Gutachten  nicht  gewinnen,  wie  es  doch 
notwendig  wäre,  wenn  jetzt  von  beiden  Beinen  die  Rede  ist. 

Da  nun  in  den  verflossenen  zwei  Jahren  die  Differenz  von  4 bis  auf  5 cm 
gegangen  ist,  hieran  aber  das  rechte  Bein  durch  Atrophischer-  und  Schwächer- 
werden beteiligt  ist,  so  kann  auf  die  von  Dr.  B.  vermutete  stärkere  Schwellung 
des  linken  Beines  nicht  viel  von  der  Differenz  entfallen.  Überdies  liegt  keine 
Schwellung  des  linken  Beines  vor  und  der  Maßunterschied  beträgt  heute  nur  41/2  cm. 

Aus  dieser  Differenz  im  vorliegenden  Falle  einen  Rückschluß  auf  die 
mangelnde  Funktion  und  die  bestehenden  Schmerzen  des  linken  Beines  zu  ziehen, 
ist  verfehlt.  Im  Gegenteil  beweist  das  seit  dem  18.  Juli  1894  konstant  bleibende 
Maß  des  linken  Wadenumfanges  von  36'5  cm,  daß  in  dem  linken  Bein  weder  durch 
mangelnde  Funktion,  noch  durch  Schmerzen  eine  Beeinträchtigung  der  Gebrauchs- 
fähigkeit stattgefunden  haben  kann.  Denn  sonst  wäre  das  linke  Bein  geschont 
worden,  infolgedessen  hätte  sich  nach  klinischer  Erfahrung  eine  Abnahme  der  Mus- 
kulatur (Inaktivitätsatrophie)  bemerkbar  machen  müssen,  demgemäß  hätten  die 
Umfangsmaße  des  linken  Unterschenkels  sich  verringern  müssen,  was  nicht  der 
Fall  ist. 

Daß  nun  bei  solcher  Abweichung  von  der  Norm  das  Auftreten  von  Schmerzen 
beim  Stehen  und  Gehen  das  gewöhnliche  zu  sein  pflegt,  kann  nicht  zugegeben 
werden.  Eine  kräftig  entwickelte  Muskulatur  erregt  keine  Schmerzen. 

Die  starken  Zweifel,  die  fast  alle  Gutachter,  mit  Einschluß  des  Unter- 
zeichneten, in  die  nicht  einwandfreien  Angaben  des  Sch.  setzen  mußten,  und  die 
durch  die  Bekundung  des  Arbeitgebers  vom  8.  Juni  1901  vollständig  berechtigt 
erscheinen,  stempeln  es  doch  zu  einer  ganz  besonderen  Vertrauensseligkeit,  wenn 
man  dem  Sch.  seine  Angaben  über  Schmerzen  gut  und  gern  glauben  soll,  wie 
Dr.  B.  es  wünscht. 

Die  weiteren  Ausführungen  des  Dr.  B.  über  die  Anstellung  eines  Mannes 
ohne  Invalidenkarte  usf.  konnten  als  den  Rahmen  eines  ärztlichen  Gutachtens 
überschreitend  hier  unberücksichtigt  bleiben.  Der  Behauptung  des  klägerischeu 
Schriftsatzes,  die  Ansicht  des  Dr.  N.  über  Gewöhnung  sei  nicht  richtig  und  wider- 
spreche jeder  Erfahrung,  kann  ein  ärztlicher  Sachverständiger  nicht  beitreten. 
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Begutachtung. 

ln  dem  Zustande  des  Verletzten  ist  seit  der  ünUusuchung  am  21.  .Januar 
1901  eine  wesentliche  Veränderung  und  infolgedessen  eine  Erhöhung  der  Arbeits- 
fähigkeit eingetreten. 

Die  Veränderung  besteht  in  folgendem; 

1.  In  Übereinstimmung  mit  Dr.  N.  muß  mangels  jeglichen  objektiven  Befundes  für 
Schmerz  oder  Funktionsstörung  am  linken  Bein  Gewöhnung  an  den  Zustand 
angenommen  werden. 

2.  Während  früher  bei  den  Bewegungen  in  beiden  Kniegelenken  ein  gleich  starkes 
Knarren  auftrat,  kommt  jetzt  im  linken  Kniegelenk  ein  schwächeres,  als  rechts 
zur  Wahrnehmung.  Hieraus  ergibt  sich,  daß  die  krankhaften  Veränderungen, 
die  das  Knarren  im  linken  Kniegelenk  verursachten,  zurückgegangen  sind. 

3.  Dem  Unterschiede  im  Umfange  der  Muskulatur  zugunsten  des  linken  Beines 
komhit  nach  den  obigen  Ausführungen  eine  erwerbshindernde  Bedeutung 
nicht  zu.  Auch  Prof.  B.  erwähnt  im  Gutachten  vom  21.  .Tanuar  1901  nur  die 
Differenz,  ohne  zu  erklären,  daß  durch  dieselbe  eine  Gebrauchsbeschränkung 
des  linken  Beines  stattfinde. 

4.  Während  Prof.  B.  gegen  die  Angabe  über  das  alltägliche  Schwellen  des  linken 
Beines  nur  seine  Bedenken  äußert,  kann  heute  mit  Sicherheit  festgestellt 
werden:  Eine  regelwidrige  Schwellung  des  linken  Beines  findet  beim  Gehen 
und  Stehen  nicht  mehr  statt. 

5.  Während  der  Gang  des  Sch.  bei  der  Untersuchung  am  21.  Januar  1901  ein 
durchaus  guter,  fast  vollkommen  normaler  ist,  ist  er  jetzt  gänzlich  normal. 
Die  Beobachtung  des  die  Treppe  hinabsteigenden,  wie  die  Straße  passierenden 
Sch.  ergab,  daß  der  Gang,  wie  Dr.  N.  zutreffend  sagt,  nichts  zu  wünschen 
übrig  läßt. 

Der  Verletzte  ist  daher  infolge  des  Unfalles  vom  15.  Oktober  1892  in  der 
Zeit  nach  dem  1.  März  1905  in  seiner  Erwerbsfähigkeit  nicht  mehr  beeinträchtigt 
gewesen  und  gegenwärtig  nicht  mehr  beeinträchtigt. 

Zu  dieser  Schätzung  führt  folgende  Erwägung: 

1.  Die  Angaben  des  Sch.  über  Schwellung  des  linken  Beines  sind  als  unglaub- 
haft durch  die  Besichtigung  am  18.  April  1905  endgültig  abgetan. 

2.  Die  Angaben  über  Schmerz  sind  unglaubhaft,  weil 

a)  keine  Veränderungen  am  linken  Bein,  die  die  Schmerzen  bestätigen  könnten 
(Muskelschwund),  eingetreten  sind, 

b)  Sch.  widersprechend  klagt,  das  Krummmachen  des  Kniegelenkes  tue  weh, 
während  plötzlich  während  der  Untersuchung  das  Strecken  weh  tun  soll, 
Sch.  ferner  mit  fast  über  einen  rechten  Winkel  gebeugtem  Knie  dasitzt. 

3.  Die  vorhandenen  Veränderungen  au  der  linken  Kniescheibe  sind  nur  anato- 
mischer, nicht  aber  funktioneller  Art. 

Die  20<^/oige  Rente  wurde  hiernach  rechtskräftig  aufgehoben. 

Zweimaliger  Bruch  der  rechteu  Kniescheibe  mit  geuügender  Streck- 
fähigkeit. Renten:  I.  lOO^/o?  BOYo,  15%*  Al*  lOOVo?  l»">Vo* 

Unfälle:  10.  Februar  1908  und  1.  Mai  1909.  Bruch  der  recliten  Kniescheibe 
an  verschiedenen  Stellen  durch  Fall  auf  dieselbe. 

Eigene  Angaben  des  Verletzten. 

„Wenn  ich  gehe  — 10  Minuten  oder  1/4  Stunde  — breche  ich  nach  vorne 
durch.  NamentlicJi  Treppensteigen  gelingt  schwer.  Außerdem  knackt  das  Gelenk, 
namentlicli  bei  Treppe  hinuntergehen. 
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Ich  bin  aushilfsweise  in  meinem  alten  Geschäft  mit  Bahnfuhren  beschäftigt 
und  verdiente  pro  Woche  ungefähr  18  M.“ 

Untersuchungsbefund  (11.  Februar  1911). 

Mittelgroßer,  kräftig  gebauter,  gesund  aussehender  Mann,  der  rechts  leicht 
hinkt.  Vor  der  rechten  Kniescheibe  findet  sich  eine  abgeblaßte,  nicht  druck- 
empfindliche, auf  der  Unterlage  verschiebliche,  reaktionslose  Narbe. 

Durch  den  alten,  nicht  fest  knöchern,  sondern  nur  bindegewebig  verheilfim 
Bruch  ist  die  rechte  Kniescheibe  in  einen  oberen,  größeren  und  in  einen  kleineren, 
unteren  Teil  gespalten.  Die  beiden  Bruchstücke  lassen  sich  gegeneinander  seitlich 
verschieben. 

Das  untere  Bruchstück  weist  noch  einen  an  der  Unregelmäßigkeit  erkenn- 
baren, fest  knöchern  verheilten  Bruch  auf'.  Die  hier  zur  Naht  benutzten  Metall- 
drähte sind  reaktionslos  eingeheilt.  Bei  Bewegungen  des  rechten  Kniees  treten 
unter  der  Kniesehne  schabende  Geräusche  auf. 

Im  rechten  Kniegelenk  ist  kein  Flüssigkeitserguß  vorhanden.  Die  Kniescheibe 
liegt  dem  Gelenk  fest  auf.  Die  Umrisse  des  rechten  Kniegelenkes  sind  nicht  ganz 
so  deutlich,  wie  die  des  linken. 

Stehen  auf  dem  rechten  Bein  allein  gelingt  sicher.  Hüpfen  will  S.  aus  Be- 
sorgnis, daß  ein  neuer  Bruch  eintritt.  nicht  wagen.  Er  ist  aber  imstande,  auf 
dem  rechten  Bein  allein  stehend  eine  wippende  Bewegung  auszuführen. 

Der  Gang  auf  ebenem  Boden  ist  unauffällig.  Beide  Kniee  können  gleich 
weit  gebeugt  werden.  Das  rechte  Bein  kann  mit  gestrecktem  Knie  von  der  Unter- 
lage abgehoben  werden.  Das  rechte  Kniegelenk  kann  im  Stehen  und  bei  horizontal 
gehaltenem  Oberschenkel  völlig  gestreckt  werden.  Eine  abnorme  seitliche  Beweg- 
lichkeit des  rechten  Unterschenkels  zum  rechten  Oberschenkel  besteht  nicht. 

Es  beträgt  der  Umfang 
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an 
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Die  Konsistenz  der  Muskulatur  fühlt  sich  beiderseits  gleich  an. 

Begutachtung. 

Seit  der  Untersuchung  am  21.  Dezember  1909  (60%)  ist  in  dem  Zustande 
des  Verletzten  eine  wesentliche  Veränderung  und  infolgedessen  eine  Erhöhung 
der  Arbeitsfähigkeit  erfolgt. 

Die  Veränderungen  bestehen  in  folgendem; 

a)  Eine  Bewegungsbeschränkung  im  rechten  Knie  ist  nicht  mehr  vorhanden,  es 
kann  leicht  und  ohne  Beschwerden  bis  zu  einem  spitzen  AVinkel  gebeugt 
werden,  die  selbsttätige  Streckung  gelingt  vollkommen. 

h)  Abnorme  seitliche  Beweglichkeit  bei  Streckstellung  ist  im  rechten  Kniegelenk 
nicht  mehr  vorhanden. 

c)  Die  rechte  Oberschenkel muskulatur  bleibt  nur  noch  um  1 cm  hinter  der 
linken  an  Umfang  zurück,  sie  hat  also  um  2 cm  zugenommeu. 

Der  Verletzte  ist  daher  infolge  der  Unfälle  vom  10.  Februar  1908  und 
1.  Mai  1909  in  der  Zeit  nach  dem  31.  Dezember  1910  in  seiner  Erwerbsfähigkeit 
nur  noch  um  15‘>/o  beeinträchtigt  gewesen  und  gegenwärtig  noch  um  15^  o beein- 
trächtigt. 
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Zu  dieser  Schätzung  führt  die  Erwägung,  daß  der  Streckapparat  des  Knie- 
gelenkes nicht  völlig  (pier  durchrissen  ist,  da  das  Erheben  des  im  Kniegelenk  ge- 
streckten rechten  Heines  von  der  horizontalen  Unterlage  völlig  auszuführen  ist. 
Das  Kniegelenk  selbst  ist  gesund. 

Eine  gewisse  Schwäche  in  der  Streckfähigkeit  des  rechten  Beines  ist  aber 
nach  den  Verhältnissen  der  rechten  Oberschenkelmuskulatur  noch  glaubhaft,  sio 
wird  sich  beim  Treppensteigen  mit  Lasten  noch  geltend  machen. 

San. -Rat  Dr.  L.  sagt  unter  dem  25.  August  1909,  daß  durch  den  neuen 
Unfall  keine  irgendwie  nennenswerte  Steigerung  der  alten  Unfallfolgen  im  Ver- 
gleich zu  dem  Befunde  vom  20.  April  1908  eingetreten  sei.  Bei  der  zweiten  Un- 
fallverletzung ist  eine  völlige  knöcherne  Vereinigung  der  Bruchenden  eingetreten. 
Erfahrungsgemäß  stellt  sich  dann  auch  eine  genügende  Funktion  wieder  her. 

Von  dem  ersten  Unfall  blieb  der  nur  mit  Bindegewebe  gefüllte  Spalt 
zwischen  den  beiden  ursprünglichen  Bruchstücken  bestehen.  Infolgedessen  muß 
auch  der  Anteil  dieses  Unfalles  an  der  jetzigen  Erwerbseinbuße  als  der  be- 
deutendere eingeschätzt  werden. 

Die  Rente  wurde  dementsprechend  vom  Gericht  auf  15o/o  herabgesetzt. 
Rekurs  wurde  nicht  erhoben. 


Nicht  yeiiieilter  Bruch  der  Kniescheibe  mit  gestörter  Streck- 
fähigkeit. Rente:  SO^/o. 

Unfall:  3.  Februar  1904.  Sturz  auf  das  Knie. 

M.  erlitt  am  3.  Februar  1904  einen  Querbruch  der  linken  Kniescheibe, 
wurde  dann  im  Krankenhaus  angeblich  mit  Heftpflasterverbänden  behandelt  und 
dort  am  28.  März  als  „fast  geheilt“  entlassen.  Danach  Massagebehandlung. 

Eigene  Angaben  des  Verletzten. 

„Ich  knicke  beim  Laufen  oft  ein,  kriege  oft  den  Krampf  im  linken  Bein, 
bin  beim  Treppensteigen  sehr  behindert  und  habe  eine  beträchtliche  Schwäche  im 
linken  Bein.“ 

Untersuchungsbefund  (17.  September  1904). 

Mittelgroßer,  kräftiger  Mann.  Die  Umrisse  des  linken  Kniegelenkes  sind  ver- 
wischt. Es  findet  sich  auch  heute  noch  ein  nicht  verheilter  Querbruch  der  linken 
Kniescheibe.  Das  obere  Bruchstück  ist  31/2  laug  und  61/2  cm  breit,  das  untere 
Bruchstück  ist  41/2  lang  und  6V2  breit.  Zwischen  beiden  Bruchstücken 
klafft  bei  aufrechter  Körperstellung  ein  horizontaler  Spalt  von  Daumenbreite; 
beide  Bruchstücke  lassen  sich  einzeln  frei  verschieben ; die  beiden  Bruchstücke 
können  auch  mühelos  aneinander  gebracht  werden.  Bei  Nachlassen  des  Druckes 
entfernen  sie  sich  jedoch  wieder  sofort  von  einander.  Dieser  daumenbreite  Spalt 
nimmt  bei  Beugung  des  Kniegelenkes  erheblich  zu. 


Es  beträgt  der  Umfang 


des  Oberschenkels : 

rechts 

links 

im  Schritt 

57 

53 

in  der  Mitte 

52 

49 

oberhalb  der  Kniescheibe 

39 

401  0 

um  die  Mitte  des  Kniegelenkes 

361 

391  0 

des  Unterschenkels: 

unterhalb  der  Kniescheibe 

331/0 

341  0 

an  der  dicksten  Stelle  der  Wade 

391/0 

391/0 

an  der  dünnsten  Stelle 

221 '0 

231/0 

um  die  Knöchel 

25 

251/0 

Durchmesser  des  Kniegelenkes  (mit  dem  Tasterzirkel 

gemessen) 

10 

101/4 

Erwerbseiiibußc  durch  Bruch  der  Kuieschoibe.  2r)3 

Der  vierköptige  Muskel  des  linlcen  Oberschenkels  fühlt  sich  w(dk  an.  Die 
rechte  Kniescheibe  ist  5"'  cni  breit. 

Die  Bewegungen  im  linken  Kniegelenk  sind  beschränkt.  Zwar  ist  das  passive 
Strecken  desselben  frei:  auch  kann  M.  bei  aufrechter  Körperstellung  das  linke 
Knie  durchdrücken.  Es  ist  dies  aber  keine  Wirkung  des  stark  behinderten  vier- 
köphgen  Muskels  des  Oberschenkels,  der  eigentlich  die  Streckung  des  Unter- 
schenkels zu  besorgen  hat,  sondern  in  erster  Reihe  eine  Wirkung  des  großen 
Gesäß muskels  (M.  glutaeus  inaximus),  der  bei  fixiertem  Becken  und  fest  aufge- 
setzter Fußsohle  ebenfalls  den  Oberschenkel  in  Strecksteilung  zum  Unterschenkel 
zu  bringen  vermag,  indem  er  ihn  rückwärts  zieht.  Läßt  man  den  sitzenden  M. 
den  linken  Oberschenkel  horizontal  halten  und  gibt  man  ihm  jetzt  auf,  das  linke 
Bein  zu  strecken,  so  fehlen  an  der  völligen  Streckung  45®.  Beugen  des  linken 
Kniegelenkes  gelingt  bis  etwas  über  90^.  Es  treten  dabei  aber  Schmerzen  auf,  die 
glaubhaft  sind. 

Stehen  auf  je  einem  Bein  ist  unbehindert.  Der  Gang  zu  ebener  Erde  ist 
verhältnismäßig  gut.  M.  hat  den  für  die  Verletzung  charakteristischen  Gang,  indem 
er  bei  jedem  Schritt  den  linken  Unterschenkel  durch  Schleudern  vorwärtsbewegt. 
Daß  diese  modifizierte  Art  des  Gehens  das  linke  Bein  leicht  ermüdet  und  ihm 
eine  gewisse  Unsicherheit  verleiht,  ist  zweifellos.  Das  Ersteigen  einer  Stufe  mit  dem 
linken  Bein  ist  unmöglich.  Die  geringe  Streckfähigkeit  des  linken  Unterschenkels 
würde  vollkommen  aufgehoben  sein,  wenn  nicht  von  der  Strecksehne  des  vier- 
köpfigen Oberschenkelmuskels  einige  seitliche,  neben  der  Kniescheibe  herziehende 
Stränge  erhalten  geblieben  wären.  Eine  Besserung  des  Zustandes  des  linken  Beines 
ohne  Eingriff  erscheint  ausgeschlossen.  Wohl  aber  würde  eine  ganz  erhebliche 
Besserung  des  Zustandes,  wenn  nicht  völlige  Funktionsfähigkeit  des  verletzten 
Beines,  durch  eine  ungefährliche  Operation  (Anfrischung  der  Bruchflächen,  Ver- 
nähung  der  Bruchstücke  mit  Bronzedraht)  zu  erzielen  sein.  M.  ist  nach  erfolgter 
Belehrung  heute  bereit,  sich  der  Operation  zu  unterziehen. 

Begutachtung. 

Als  erwerbsbeschränkende  Folgen  hat  der  Unfall  vom  3.  Februar  1904  bei 
dem  Kläger  hinterlassen: 

1.  Einen  ungeheilten  Bruch  der  linken  Kniescheibe,  wobei  die  Bruchstücke 
daumenbreit  von  einander  entfernt  stehen. 

2.  Stark  herabgesetzte  Streckfähigkeit  des  linken  Beines  im  Kniegelenk. 

3.  Verbreiterung  der  gebrochenen  Kniescheibe  um  ca.  1 cm. 

4.  Verdickung  der  das  linke  Kniegelenk  umgebenden  Teile. 

5.  Welken  Zustand  des  vierköpfigen  Muskels  am  linken  Oberschenkel. 

6.  Dadurch  bedingtes  Untermaß  des  linken  Oberschenkelumfanges  um  3—4  cm. 

1.  Glaubhafte  Schmerzen  und  Schwäche  im  linken  Bein. 

8.  Modifizierten  Gang  (Vorwärtsschleudern  des  linken  Unterschenkels),  der 
leichte  Ermüdung  zeitigt. 

9,  Unsicherheit  im  linken  Bein. 

10.  Unmöglichkeit,  mit  dem  linken  Fuß  eine  noch  so  kleine  Stufe  zu  ersteigen. 

Geht  man  von  der  Erwägung  aus,  daß  die  moderne  Chirurgie  eine  operative 
Vereinigung  der  beiden  Bruchenden  anzustreben  hat,  so  ist  das  Heilverfahren  noch 
nicht  beendet.  Sollte  aber  der  Zustand  infolge  Unterlassens  der  Operation  ein 
dauernder  werden,  so  gelangt  man  zu  dem  Schlüsse: 

M.  ist  infolge  des  Unfalles  vom  3.  P'ebruar  1904  in  der  Zeit  nach  dem 
1.  Juni  1904  um  30^0  iQ  seiner  Erwerbsfähigkeit  beschränkt.  Zu  dieser  Schätzung 
führt  folgende  Erwägung:  M.  kann  nicht  Treppen  und  Leitern  steigen,  er  kann 
keinen  Wagen  besteigen,  kann  nicht  ungehindert  knieen  und  sich  nicht  ohne 
Mühe  wieder  aufrichten. 

Da  der  Kläger  die  Operation  später  vei-weigerte,  wurde  ihm  vom  Gericht 
eine  Rente  von  30‘Vo  zugesproclien. 
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15nicli  der  Kuieseheibe  mit  guter  Strecbtähigkeit. 

Renten:  33Va«/o,  15o/o.  OVo  nach  3 Jahren. 

Unfall  : 14.  Juli  1907.  Sturz  von  der  Treppe. 

pjigene  Angaben  der  Klägerin. 

„Ich  kann  das  rechte  Knie  nicht  ordentlich  gebrauchen,  es  schmerzt  bei 
jeder  Gelegenheit.  Meine  Hauswirtschaft  besorge  ich  wieder.“ 

Untersuchungsbefund  (4.  November  1909). 

53jährige  Frau,  in  gutem  Ernährungszustände,  die  rechts  stark  hinkend 
ohne  Stock  das  Untersuchungszimmer  betritt. 

An  der  rechten  Kniescheibe  ist  die  Bruchstelle  noch  als  kleine,  quergestellte 
Delle  erkennbar.  Die  ehemaligen  Bruchstücke  lassen  sich  aber  gegeneinander  nicht 
verschieben,  sie  sind  also  fest  knöchern  verheilt. 

Das  rechte  Kniegelenk  ist  in  seinen  Umrissen  nicht  so  deutlich  gezeichnet, 
wie  das  linke.  In  demselben  treten  bei  Bewegungen  keinerlei  Geräusche  auf,  auch 
besteht  in  dem  Gelenke  keine  Flüssigkeitsansammlung.  Die  Gelenkskapsel  ist  nicht 
verdickt.  Die  Haut  über  dem  Kniegelenk  ist  unverändert.  Die  Kniescheibe  liegt 
dem  Gelenke  fest  auf.  Bei  erschlaffter  Muskulatur  läßt  sich  die  Kniescheibe 
beiderseits  leicht  seitlich  in  normaler  Weise  verschieben.  Das  Kniegelenk  kann  im 
Sitzen  bei  horizontal  gehaltenem  Oberschenkel  und  im  Stehen  völlig  gestreckt 
werden,  die  Beugung  gelingt  rechts  angeblich  nur  bis  90®,  Frau  P.  spannt  aber 
dabei  sehr  die  entgegengesetzt  wirkende  Muskulatur. 

Das  Stehen  auf  dem  rechten  Bein  allein  gelingt  sicher. 


Es  beträgt  der  Umfang 

des  Oberschenkels:  rechts  links 

in  der  Mitte 44  41 

oberhalb  der  Kniescheibe  .........  39  36 

um  die  Mitte  des  Kniegelenkes 37i/o  37 

des  Unterschenkels: 

unterhalb  der  Kniescheibe 35  34 


an  der  dicksten  Stelle  der  Wade 36  34 

Das  bei  diesem  Unfall  verletzte  Bein  zeigt  also  ein  Übermaß. 

Das  rechte  Fuß-  und  Hüftgelenk  ist  vollkommen  frei  beweglich. 

Begutachtung. 

Seit  der  Untersuchung  am  27.  Januar  1908  (33V3%)  ist  in  dem  Zustande 
der  Klägerin  eine  wesentliche  Veränderung  und  infolgedessen  eine  Erhöhung  der 
Arbeitsfähigkeit  eingetreten. 

Die  Veränderung  besteht  in  folgendem : 

a)  Die  Verdickung  des  rechten  Kniees  ist  von  1cm  auf  1/2  cm  zurückgegaugen. 
h)  Schwellungen  außerhalb  des  Gelenkes  bestehen  nicht  mehr. 
c)  Die  Beugung  erreicht  jetzt  den  rechten  Winkel  mühelos. 

Die  Klägerin  ist  daher  infolge  des  Unfalles  vom  14.  Oktober  1907  in  ihrer 
Erwerbsfähigkeit  gegenwärtig  keinesfalls  höher  als  15®/o  beeinträchtigt,  und  das 
nur,  weil  noch  eine  geringere  Leistungsfähigkeit  des  verletzt  gewesenen  Beines 
glaubhaft  ist. 

Die  Rente  wurde  demgemäß  auf  diesen  Prozentsatz  herabgesetzt,  im  Jahre 
1910  aber  völlig  aufgehoben. 


Ei'wci'bseinbiiße  durch  Unfallfolgeii  am  Kniegelenk. 
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Umscliriebene  Kapselyerdickuiij»*  am  Kniegelenk. 

Renten:  lO^/o»  O^o  s/i 

Unfall : 11.  November  1905.  Schlag  mit  einem  Spatenstiel  gegen  das  Knie- 
gelenk. 

Eigene  Angaben  des  Verletzten. 

..Mein  rechtes  Knie  ist  immer  noch  nicht  besser.  Ich  habe  Stiche  in  dem- 
selben bei  Anstrengungen.  Ich  habe  jetzt  längere  Zeit,  ohne  auszusetzen,  gearbeitet 
und  bekomme  denselben  Lohn  wie  die  anderen.“ 

Untersuchungsbefund  (18.  September  1906). 

Kräftiger  Mann  in  gutem  Ernährungszustände.  Beide  Kniegelenke  sind  in 
ihren  Umrissen  völlig  gleich  scharf  gezeichnet. 

Die  rechte  Kniegelenkskapsel  zeigt  nirgends  eine  Verdickung.  Im  rechten 
Kniegelenk  findet  sich  kein  Erguß,  auch  tritt  bei  den  vollkommen  freien  und  un- 
behinderten Bewegungen  in  demselben  kein  krankhaftes  Geräusch  auf.  Es  besteht 
keine  abnorme  seitliche  Beweglichkeit  des  rechten  Oberschenkels  zum  Unterschenkel. 
K.  vermag  auf  dem  rechten  Bein  allein  andauernd  und  sicher  zu  stehen,  sich 
sogar  auf  die  rechte  Fußspitze  allein  zu  erheben.  Beim  wiederholten  Besteigen 
und  beim  Verlassen  einer  ca.  50  cm  hohen  Bank  setzt  K.  jedesmal  den  rechten 
Fuß  voran.  Es  ist  dies  ein  Beweis,  daß  er  dem  rechten  Bein  volle  Leistungsfähig- 
keit zutraut  und  das  Auftreten  von  Schmerzen  in  demselben  nicht  mehr  fürchtet. 

Der  rechte  Unterschenkel  läßt  keine  teigige  Schwellung  erkennen. 

Es  beträgt  der  Umfang 


des  Oberschenkels: 

rechts 

links 

im  Schritt 

. . . 53 

53 

in  der  Mitte 

. . . 51 

51 

oberhalb  der  Kniescheibe 

. . 39 

39 

um  die  Mitte  des  Kniegelenkes 

des  Unterschenkels: 

, . . 38  Vo 

38V2 

unterhalb  der  Kniescheibe 

, . . 34 

34 

an  der  dicksten  Stelle  der  Wade  . . . , 

. . . 35 

35 

an  der  dünnsten  Stelle 

. . 24 

23 

Begutachtung. 

Hiernach  besteht  kein  Untermaß  zu  ungunsten  des  rechten  Beines,  wie  es 
sich  namentlich  an  der  Oberschenkelmuskulatur  während  der  vergangenen  Zeit  hätte 
ausbilden  müssen,  wenn  das  rechte  Kniegelenk  geschont  worden  wäre,  was  im 
Falle  lebhafterer  Schmerzen  zweifellos  nicht  hätte  ausbleiben  können. 

Die  Funktionsfähigkeit  des  rechten  Beines  ist  eine  gute.  Krankhafte  ob- 
jektive Veränderungen  sind  am  rechten  Kniegelenk  nicht  festzustellen. 

K.  gibt  selbst  an,  jetzt  längere  Zeit  ohne  auszusetzen  zu  arbeiten  und 
vollen  Lohn  zu  verdienen. 

Unter  dem  6.  Februar  1906  vermochte  Dr.  B.  noch  eine  Verdickung  der 
Kapsel  an  der  Innenseite  des  rechten  Kniegelenkes  festzustellen,  hier  wurde  auch 
Druck  noch  als  schmerzhaft  empfunden,  was  nach  dem  damaligen  objektiven  Be- 
funde glaubhaft  ist.  Am  2.  März  1906  wurde  K.  als  fast  geheilt  aus  ärztlicher 
Behandlung  entlassen.  Seit  dem  18.  April  1906  arbeitet  K.,  mußte  aber  nach  der 
Aussage  des  Schachtmeisters  P.  wiederholt  halbe  Tage  aussetzen.  Nach  klinischer 
Erfahrung  ist  dies  glaubhaft,  da  es  feststeht,  daß  bei  Kniegelenksverletzungen 
auch  bei  geringem  objektiven  Befunde  noch  eine  Zeitlang  erhebliche  Schmerzen 
bestehen  bleiben,  die  zum  Unterbrechen  der  Arbeit  zwingen,  mithin  einen  wirt- 
schaftlichen Schaden  verursachen. 
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Es  muß  daher  der  Schätzung  des  Dr.  B.  beigetreten  werden. 

Der  Unfall  vom  11.  November  1905  hat  bei  K.  als  Folgen  in  der  ersten 
Zeit,  etwa  bis  zum  1.  August  1906,  eine  Kapselverdickung  hinterlassen,  weshalb 
die  Angabe  über  Schmerzen  im  Gelenk  glaubhaft  erscheinen.  Seit  dem  1.  August 
1906  bestehen  bei  K.  keine  erwerbshindernden  Unfallfolgen  mehr,  wie  aus  dem 
Befunde  vom  10.  September  1906  und  seiner  eigenen  Angabe,  daß  er  seit  längerer 
Zeit,  ohne  auszusetzen,  arbeite,  gefolgert  werden  muß. 

K.  ist  in  der  Zeit  vom  2.  April  1906  bis  1.  August  1906  in  seiner  Erwerbs- 
fähigkeit um  10®/o,  danach  aber  nicht  mehr  beschränkt  gewesen. 

Das  Gericht  entschied  dementsprechend. 


Entzündungen  des  Kniegelenkes. 

Cliroiiisclie  Kiiieg*eleiiksentzüii(liiiig.  I.  Reuteiifestsetziiiig:  BBVsVo- 

Unfall:  6.  Juli  1903.  Kontusion  des  linken  Kniegelenkes  durch  einen  uni- 
fallenden  Steinstapel. 

Eigene  Angaben  des  Verletzten. 

„Auf  der  Innenseite  des  1.  Kniegelenkes  habe  ich  Schmerzen,  namentlich 
beim  Gehen.  Morgens  ist  der  Zustand  besser ; bei  längerem  Gehen  treten  Schmerzen 
auf  und  das  Kniegelenk  schwillt  zeitweise  stärker  an.  Der  Hauptschmerz  sitzt 
hinten  an  den  Sehnen.  Auch  an  der  Kniescheibe  habe  ich  das  Gefühl,  als  wenn 
sie  locker  wäre.  Ich  habe  zu  arbeiten  versucht,  aber  ich  mußte  nach  kurzer  Zeit 
wieder  aufhören.  Ich  ermüde  leicht.  Das  Besteigen  von  Leitern  ist  unmöglich. ‘‘ 

Untersuchungsbefund  (21.  Februar  1904). 

Das  linke  Kniegelenk  ist  augenscheinlich  verdickt,  namentlich  in  den  Teilen 
oberhalb  und  nacli  innen  unterhalb  der  Kniescheibe.  Die  Kniegelenkskapsel  ist 
verdickt.  Die  Kniescheibe  „tanzt“  auf  dem  Gelenk,  es  besteht  also  zurzeit  eine 
Flüssigkeitsansammlung  in  dem  Gelenk. 

Die  aufgelegte  Hand  nimmt  bei  Bewegungen  des  Kniegelenkes  ein  intensives 
Knarren  in  demselben  wahr,  rechts  ist  dasselbe  nicht  vorhanden. 

Ein  völliges  Durchdrücken  des  1.  Kniegelenkes  ist  dem  L.  nicht  möglich. 

Beugung  des  1.  Kniegelenkes  ist  ungefähr  bis  zum  rechten  Winkel  möglich. 

Der  Gang  des  L.  ist  hinkend. 

Stehen  auf  dem  linken  Bein  allein  gelingt  nur  unsicher. 


Es  beträgt  der  Umfang 

des  Oberschenkels:  links  rechts 

im  Schritt 54i/2  56k  o 

in  der  Mitte 5I1/2  54^2 

oberhalb  der  Kniescheibe 421/2  40 

über  der  Mitte  der  Kniescheibe 40  37 

des  Unterschenkels : 

unterhalb  der  Kniescheibe 38  35^2 

an  der  Wade 35^/2  357*2 

um  die  Knöchel 23  23 


Begutachtung. 

■ Als  erwerbsbeschränkende  Folgen  des  Unfalles  vom  6.  Juli  1903  bestehen  beiL.: 

1.  Deutlich  sichtbare  Verdickung  des  linken  Kniegelenkes. 

2.  Flüssigkeitserguß  in  demselben. 

3.  Knarren  in  demselben  bei  Bewegungen. 

4.  Unmöglichkeit,  das  1.  Kniegelenk  durchzudrücken. 


Krwerbscinbußc  durch  Unfallfolgeii  am  Kniegelenk. 
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5.  Unmöglichkeit,  das  1.  Kniegelenk  ausgiebig  /u  beugen. 

6.  Hinkender  Gang. 

7.  Leichtes  Ermüden. 

Es  handelt  sich  um  eine  Kniegelenksentzündung. 

L.,  der  als  geübter  Arbeiter  bezeichnet  wird,  kann  infolge  seines  Leidens 
nicht  längere  Zeit  gehen  oder  stehen.  Treppen  und  Leitersteigen  ist  ihm  zur  Zeit 
unmöglich.  Das  Knie  muß  bandagiert  getragen  werden.  Demgemäß  ist  dafür  zu 
halten: 

L.  ist  infolge  des  Unfalles  vom  6.  Juli  1903  in  der  Zeit  nach  dem  1.  Januar 
1904  in  seiner  Erwerbsfähigkeit  um  SSVa^/o  beeinträchtigt  gewesen  und  gegen- 
wärtig noch  beeinträchtigt. 

Die  Rente  wurde  dementsprechend  festgesetzt. 

Uhrouische  Kiiiegeleukseiitzüiidung-.  Renten:  100®/o^  20Vo* 

Unfall:  2.  Juni  1906.  Zerrung  des  Kniegelenkes  durch  Ausgleiten. 

Eigene  Angaben  der  Verletzten. 

„Ich  habe  in  dem  linken  Knie  innerlich  immer  Schmerzen.  Ich  kann  das 
Stehen  nicht  aushalten.“ 

Untersuchungsbefund  (25.  September  1907). 

Korpulente  Frau  mit  schwerfälligem  Gange,  die  beide  Unterschenkel  um- 
wickelt trägt. 

Beiderseits  besteht  Plattfuß. 

Das  linke  Kniegelenk  ist  in  seinen  Umrissen  nicht  ganz  so  deutlich  gezeichnet, 
wie  das  rechte.  Es  besteht  in  dem  Gelenke  eine  ganz  geringe  Flüssigkeitsansammlung. 
Die  Gelenkskapsel  ist  nicht  verdickt.  Die  Haut  über  dem  Kniegelenk  ist  unver- 
ändert. Die  Kniescheibe  tanzt.  Bei  erschlaffter  Muskulatur  läßt  sich  die  Knie- 
scheibe leicht  seitlich  in  normaler  Weise  verschieben.  Das  linke  Kniegelenk  kann 
im  Sitzen  bei  horizontal  gehaltenem  Oberschenkel  und  im  Stehen  völlig  gestreckt 
werden,  die  Beugung  gelingt  beiderseits  gleich  weit.  Eine  seitliche  Beweglichkeit 
ist  im  linken  Kniegelenk  nicht  vorhanden.  In  demselben  sind  aber  leicht  knarrende 
Geräusche  zu  hören. 


Es  beträgt  der  Umfang 


des  Oberschenkels: 

rechts 

links 

handbreit  über  dem  Kniegelenk  . . . 

. . . . 511/2 

51 

oberhalb  der  Kniescheibe 

. . . . 491/0 

48 

um  die  Mitte  des  Kniegelenkes  . . . 

. ...  44 

44 

des  Unterschenkels: 

unterhalb  der  Kniescheibe 

. ...  40 

39 

an  der  dicksten  Stelle  der  Wade  . . 

. ...  38 

373/, 

Begutachtung. 

Nach  der  Bekundung  des  erstbehandelnden  Arztes  Dr.  K.  hat  bei  der  B. 
nach  dem  Unfälle  eine  Empfindlichkeit  und  zeitweise  auch  eine  Schwellung  des  hnken 
Kniees  bestanden.  Es  ist  von  dem  behandelnden  Arzte  nicht  in  Abrede  gestellt, 
daß  dieses  Leiden  eine  Folge  des  Unfalles  war.  Im  Oktober  1906  wird  im  linken  Knie- 
gelenk noch  ein  Flüssigkeitserguß  durch  Dr.  B.  festgestellt  und  als  Unfallfolge 
angesehen.  Der  ärztliche  Sachverständige  hielt  auch  im  Dezember  1906  noch  Be- 
handlung für  erforderlich,  ebenso  Dr.  Sch.  im  Februar  1907. 

Heute  wurde  wieder  ein  geringer  Flüssigkeitserguß  im  linken  Kniegelenk 
festgestellt.  Da  sich  derartige  Leiden  als  extpiisit  chronische  Prozesse  darstellen, 

Engel,  Beurteilung  von  Unfallfolgen 
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bei  (lenen  Besserung  mit  Verschlimmerung  abwechselt,  so  muß  der  heute  vor- 
liegende Zustand  noch  als  Unfallfolge  anerkannt  werden,  wenn  auch  bei  vorher- 
gehenden Untersuchungen,  zum  Beispiel  durch  Ur.  N.,  eine  Veränderung  am  linken 
Kniegelenk  objektiv  nicht  nachweisbar  war. 

Als  Folgen  hat  der  Unfall  vom  2.  Juni  1906  bei  der  Klägerin  hinterlassen: 

Einen  chronisch  entzündlichen  Keizzustand  des  linken  Kniegelenkes,  nach- 
weisbar durch  zeitweise  vorhandene  leichte  Flüssigkeitsansammlung  in  demselben 
und  durch  ein  leichtes  Untermaß  des  linken  Beines,  das  auf  eine  gewisse  Scho- 
nung desselben  schließen  läßt. 

Nach  dem  Akteninhalt  muß  angenommen  werden,  daß  die  Klägerin  während 
der  Zeit  vom  4.  Oktober  1906  bis  18.  April  1907  behandlungsbedürftig  gewesen  ist. 
Da  aber  eine  sachgemäße  Behandlung  des  Leidens  Ruhelage,  zum  mindesten  aber 
die  größte  Schonung  des  linken  Kniegelenkes  erforderte,  so  ist  die  B.  während 
dieser  Zeit  auch  völlig  erwerbsunfähig  gewesen. 

Die  Klägerin  ist  daher  durch  Unfallfolgen  seit  dem  19.  April  1907  um  20^Iq 
erwerbsbeeinträchtigt,  weil  erfahrungsgemäß  derartig  veränderte  Gelenke  dem 
Träger  ein  Gefühl  von  Unsicherheit  erzeugen  und  ihn  leichter  ermüden  lassen, 
auch  eine  Schonung  zum  Verhüten  einer  Verschlimmerung  erforderlich  ist. 

Das  Gericht  entschied  dementsprechend. 

Terschlimmerung  einer  chronischen  Kniegelenksentzündung. 

I.  Rentenfestsetzung:  20^0. 

Unfall:  27.  Februar  1906.  Kontusion  des  rechten  Kniegelenkes. 

Eigene  Angaben  des  Verletzten. 

„Ich  habe  immer  noch  Schmerzen  im  rechten  Knie,  kann  nicht  Leitern 
steigen,  muß  das  rechte  Knie  gewickelt  tragen.“ 

Untersuchungsbefund  (8.  April  1908). 

60jähriger  Mann  in  gutem  Ernährungszustände,  von  gesundem  Aussehen. 
Der  Gang  ist  nicht  auffällig.  Beim  An-  und  Ausziehen  sind  Behinderungen  im 
Gebrauche  des  rechten  Kniegelenkes  nicht  festzustellen.  D.  verlegt  während  des 
Entkleidens  das  Körpergewicht  ausschließlich  auf  das  rechte  Bein.  Das  rechte 
Kniegelenk  ist  mit  einer  Cambriebinde  umwickelt.  Druck  ist  weder  auf  den  rechten 
Oberschenkel,  noch  auf  den  rechten  Hüftbeinnerven  schmerzhaft. 

Das  rechte  Kniegelenk  ist  in  seinen  Umrissen  im  oberen  Umfange  nicht 
ganz  so  genau  gezeichnet,  wie  das  linke.  In  demselben  treten  bei  Bewegungen 
knirschende  Geräusche  auf,  die  links  ebenfalls,  aber  in  bedeutend  geringerem 
Maße,  vorhanden  sind.  Es  besteht  in  dem  Gelenke  keine  Flüssigkeitsansammlung. 
Die  Gelenkskapsel  ist  nicht  verdickt.  Die  Haut  über  dem  Kniegelenk  ist  unver- 
ändert. Die  Kniescheibe  liegt  dem  Gelenke  fest  auf.  Bei  erschlaffter  Muskulatur 
läßt  sich  die  Kniescheibe  leicht  seitlich  in  normaler  Weise  verschieben.  Das  Knie- 
gelenk kann  im  Sitzen  bei  horizontal  gehaltenem  Oberschenkel  und  im  Stehen 
völlig  gestreckt  werden,  die  Beugung  gelingt  beiderseits  gleich  weit. 

Das  rechte  Hüft-  und  Fußgelenk  ist  vollkommen  frei  beweglich. 

Am  linken  Unterschenkel  linden  sich  Krampfadern.  Eine  abnorme  seitliche 
Beweglichkeit  liegt  im  rechten  Kniegelenk  nicht  vor. 


Es  beträgt  der  Umfang 

der  Oberschenkels:  rechts  links 

im  Schritt 55  55 

in  der  Mitte 50  52 

oberhalb  der  Kniescheibe 37^/o  39 

um  die  Mitte  des  Kniegelenkes 37i/o  38 
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des  Unterschenkels:  rechts  links 

unterhalb  der  Kniescheibe 34  35 


an  der  dicksten  Stelle  der  Wade 39 V2  38 

Die  Muskulatur  des  rechten  Oberschenkels  fühlt  sich  auf  der  Vorderseite 
erheblich  schlaffer  an,  als  links. 


Begutachtung. 

Hiernach  besteht  bei  D.  eine  Schlaffheit  und  ein  Untermaß  der  rechten 
Oberschenkelmuskulatur,  sowie  ein  Übermaß  der  rechten  Wadenmuskulatur,  was 
darauf  hinweist,  daß  das  rechte  Kniegelenk  in  der  vergangenen  Zeit  geschont 
worden  ist.  Da  zudem  die  reibenden  Geräusche  im  rechten  Kniegelenk  stärker 
sind,  als  im  linken,  so  muß  angenommen  werden,  daß  das  rechte  Kniegelenk  durch 
den  Unfall  eine  Verschlimmerung  seines  schon  vorher  vorhanden  gewesenen  ent- 
zündlichen Zustandes  erfahren  hat.  Für  diese  Annahme  spricht  auch  die  lange 
Behandlungszeit  vom  28.  Februar  bis  5.  Oktober  1906,  die  im  wesentlichen  dem 
rechten  Kniegelenk  gewidmet  wurde.  Am  5.  Oktober  1906  bestand  auch  noch  ein 
Erguß  im  rechten  Kniegelenk. 

Ich  gelange  also  zu  dem  Schluß: 

Es  ist  mit  ausreichender  Wahrscheinlichkeit  anzunehmen,  daß  das  bei  dem 
Kläger  vorhandene  Leiden  am  rechten  Knie  durch  den  Unfall  vom  27.  Februar 
1906  wesentlich  verschlimmert  worden  ist. 

Kläger  ist  durch  Unfallfolgen  seit  dem  13.  Juli  1907  und  gegenwärtig  in 
seiner  Erwerbsfähigkeit  um  20®/o  beschränkt,  weil  es  glaubhaft  ist,  daß  er  durch 
den  Zustand  des  rechten  Kniegelenkes  beim  Leitersteigen  behindert  ist  und  leichter 
ermüdet. 

Das  zurückliegende  Datum  des  13.  Juli  1907  konnte  bedenkenfrei  ange- 
nommen werden,  weil  nach  der  Bekundung  des  Dr.  L.  am  4.  Juli  1907  auf  der 
verletzten  rechten  Seite  ein  stärkerer  Entzündungsprozeß  bestand,  wie  links. 

Bei  dem  wechselnden  Befunde,  den  derartige  entzündliche  Kniegelenke  dar- 
bieten, kann  es  nicht  auffallen,  wenn  ich  heute  zu  einem  anderen  Schluß  gelange 
als  der  Herr  Vorgutachter,  der  jede  Erwerbseinbuße  bestreitet. 

Das  Gericht  erkannte  dementsprechend. 

Tuberkulose  des  Kniegelenkes.  Kenten:  lOO^/o^  nach 

4 Jahren. 

Terschlimmerung  und  Amputation  nach  7 Jahren.  lOO^/o? 

66V3V0  dauernd. 

Unfall:  2.  August  1912.  Quetschung  des  Kniegelenkes  zwischen  Wagenrad 
und  Mauer.  Bisherige  Rente:  662/3%. 

Eigene  Angaben  des  Verletzten, 

„Mein  Zustand  ist  unverändert.  Ich  habe  die  Hausverwaltung  nicht  mehr. 
Ich  muß  hin-  und  herlaufen,  da  ich  langes  Sitzen  nicht  vertrage.  Wenn  ich  den 
ganzen  Tag  auf  dem  Hof  herumlaufe,  fühle  ich  abends  solche  Schmerzen,  daß 
ich  nicht  weiß,  wohin.“ 

Untersuchungsbefund  (16.  Juni  1906). 

Die  Umfangsmaße  der  beiden  unteren  Extremitäten  sind  im  wesentlichen 
unverändert  geblieben,  insbesondere  ist  keine  weitere  Abmagerung  der  rechten 
Oberschenkelmuskulatur  eingetreten.  Wohl  aber  ist  eine  Zunahme  der  rechten 
Wadenmuskulatur  um  2 cm  festzustellen,  was  in  diesem  Falle  erheblich  ist,  da 
die  rechte  Wade  bei  der  Untersuchung  am  3.  Oktober  1903  ein  Untermaß  von 

17* 
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1 cm  zeigte.  Dieser  Umstand  spricht  dafür,  daß  das  rechte  Bein  sehr  wohl  zum 
Gehen  und  Stehen  benutzt  worden  ist.  Einen  weiteren  Beweis  für  diese  Annahme 
bietet  der  Zustand  der  rechten  Fußsohle.  Dieselbe  ist  so  stark  verhallt,  daß  unter 
dem  großen  Zehenballen  sich  eine  harte  Schwiele  gebildet  hat. 

Das  rechte  Kniegelenk  zeigt  noch  eine  erhebliche  Verdickung  durcli  Auf- 
treibung der  benachbarten  Knochenenden.  Die  Haut  über  demselben  zeigt  keine 
entzündliche  Veränderung,  ist  nicht  gerötet  und  fühlt  sich  nicht  heißer  an,  als  die  des 
linken,  ln  dom  Gelenk  behndet  sich  kein  Erguß  und  kein  Reibegeräusch.  Die  Knie- 
gelenkskapsel selbst  ist  verdickt.  Das  Kniegelenk  wird  gebeugt  gehalten.  Au  der 
völligen  Streckung  fehlen  50®,  weiter  gebeugt  werden  kann  das  Kniegelenk  bis  70 

Auf  besonderes  Befragen  lokalisiert  P.  seine  Schmerzen  an  einer  Stelle  des 
Schienbeins,  die  nach  außen  von  der  „Rauhigkeit“  desselben  (Tuberositas  tibiae) 
gelegen  ist.  Diese  Stelle  befindet  sich  weit  ab  von  dem  eigentlichen  Kniegelenk. 
Ein  objektiver  Befund  für  diese  Schmerzhaftigkeit  ist  nicht  zu  erheben.  Gegen 
die  rechte  Fußsohle  geführte  kurze  Stöße  lösen  weder  im  Kniegelenk,  noch  am 
Schienbein  Schmerzen  aus.  Am  rechten  Bein  sind  die  für  Hüftbeinnervenweh  bezeich- 
nenden Druckpunkte  nicht  schmerzhaft. 

Begutachtung. 

Es  handelt  sich  bei  P.  anscheinend  um  eine  zum  Stillstand  gekommene 
Tuberkulose  des  Kniegelenkes. 

In  dem  Zustande  des  Verletzten  ist  seit  der  Untersuchung  vom  26.  Januar 
1905  eine  wesentliche  Veränderung  und  damit  eine  Erhöhung  der  Erwerbsfähig- 
keit eingetreten. 

Die  Veränderungen  bestehen  in  folgendem: 

1.  Die  rechte  Wadenmuskulatur,  die  früher  ein  Untermaß  von  1 cm  zeigte,  hat 
sich  weiter  gekräftigt,  so  daß  sie  jetzt  1 cm  stärker  ist  als  die  linke. 

2.  Die  rechte  Fußsohle  zeigt  eine  harte  Schwiele. 

3.  Weitere  Abmagerung  der  rechten  Oberschenkelmuskulatur  ist  nicht  ein- 
getreten. 

4.  Entzündliche  Erscheinungen  sind  nicht  festzustellen. 

5.  Nach  eigener  Bekundung  muß  P.  „hin-  und  herlaufen,  da  er  langes  Sitzen 
nicht  verträgt;  wenn  er  den  ganzen  Tag  auf  dem  Hof  hernmlaufe,  treten 
Schmerzen  auf“.  Hieraus  muß  geschlossen  werden,  daß  er  selbst  seinem 
rechten  Bein  erhebliche  Arbeitsleistungen  zutraut,  was  auch  die  Verände- 
rungen unter  1 und  2 beweisen. 

6.  Seit  dem  Unfälle  sind  4 Jahre  verflossen.  Die  verflossene  Zeit  berechtigt  zur 
Annahme  einer  Gewöhnung  an  den  Zustand,  nachdem  in  der  Erkrankung  des 
rechten  Kniegelenkes  seit  geraumer  Zeit  ein  Stillstand  eingetreten  ist,  ent- 
zündliche Prozesse  zurzeit  nicht  nachweisbar  sind. 

P.  ist  durch  die  Unfallfolgen  vom  16.  Juli  1902  in  seiner  Erwerbsfähigkeit 
um  50'Vo  beeinträchtigt,  weil  er  nicht  dauernd  im  Stehen  und  Gehen  arbeiten 
kann.  Er  ist  wohl  imstande,  längere  Wegestrecken  zurückzulegen.  Für  die  beim 
dauernden  Sitzen  angeblich  auftretenden  Schmerzen  ist  ein  objektiver  Befund 
nicht  zu  erheben.  Nach  dem  Gutachten  des  Prof.  K,  aus  dem  Oktober  1903  be- 
stand schon  damals  nur  eine  Erwerbseinbuße  von  50%,  obwohl  in  dem  Knie- 
gelenk damals  noch  Reibegeräusche  wahrnehmbar  waren,  die  inzwischen  längst 
beseitigt  sind. 

Der  Zustand  ist  praktisch  jetzt  lediglich  als  unvollkommene  Versteifung  des 
rechten  Kniegelenkes  aufzufassen,  für  den  im  allgemeinen  eine  Rente  von  33l'3'Vo 
gewälirt  wird.  Wenn  gleichwohl  eine  höhere  Rente  vorgeschlagen  wird,  so  ge- 
schieht  dies  aus  der  Erwägung,  daß  sich  P.  durch  weitere  Schonung  von  an- 
strengender Arbeit  vor  einer  etwaigen  Verschlimmerung  des  Leidens  bewahren  soll. 

Die  Rente  wurde  von  allen  Instanzen  rechtskräftig  auf  50«  o herabgesetzt. 


Gonorrhoische  Kniegelenksentzüiiduiig  nicht  Unfallfolge. 
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Ini  Jahre  1909  trat  eine  akute  Verschlimmerung  des  Leidens  ein,  die 
meinen  Verdacht  auf  Tuberkulose  bestätigte.  Es  mußte  zur  Amputation  geschritten 
werden.  P.  erhält  nach  Abschluß  des  Heilverfahrens  eine  Dauerrente  von  662/3%. 

Kiiiejieleiikseiitzüiuhing^  bei  Tripper  nicht  Uiifalllblge.  Reiiteii- 

ablehiiiiiig. 

B.  will  sich  am  14.  April  1905  durch  Knieen  eine  Anschwellung  des  rechten 
Kniees  zugezogen  haben. 

Eigene  Angaben  des  Verletzten. 

„Anfangs  Juni  1905  hatte  ich  ein  Blasenleiden  und  eine  linksseitige  Hoden- 
entzündung. Ich  bestreite,  einen  Tripper  gehabt  zu  haben. 

Wenn  ich  jetzt  anstrengend  arbeite,  bekomme  ich  Schmerzen  im  rechten 

Knie.'‘ 

Untersuchungsbefund  (10.  Oktober  1905). 

Kräftiger  Mann  von  starkem  Knochenbau  und  kräftiger  Muskulatur.  Das 
von  dem  Unfall  angeblich  betroffene  rechte  Knie  zeigt  einen  leichten  Erguß  und 
schabende  Geräusche  bei  den  vollkommen  freien  Bewegungen.  Die  Umrisse  des 
rechten  Kniegelenkes  sind  nicht  ganz  so  deutlich,  wie  die  des  linken.  Am  ganzen 
rechten  Bein  ist  keine  Andeutung  von  Schwellung.  Es  besteht  keine  abnorme 


seitliche  Beweglichkeit  im  rechten  Kniegelenk. 

Es  beträgt  der  Umfang 

des  Oberschenkels : rechts  links 

im  Schritt 62  59 

in  der  Mitte  . ^ ....  58  57 

oberhalb  der  Kniescheibe 4I1/2  38 

um  die  Mitte  des  Kniegelenkes 39  37 

des  Unterschenkels : 

unterhalb  der  Kniescheibe 34V2  34 

an  der  dicksten  Stelle  der  Wade 393/^  38^/4 

an  der  dünnsten  Stelle 23  23 

um  die  Knöchel 26  26 


Hieraus  ergiebt  sich  also  ein  Untermaß  des  linken,  nicht  verletzt  gewesenen 
Beines  von  VU — 2—3  cm. 

Begutachtung. 

B.  leidet  an  einer  leichten  Entzündung  des  rechten  Kniegelenkes  (Tripperknie). 

Der  Unfall  vom  14.  April  1905  hat  aber  bei  dem  Kläger  keinerlei  Unfall- 
folgen hinterlassen  und  derselbe  ist  infolgedessen  seit  dem  Beginn  der  14.  Woche 
nach  dem  Unfall  in  seiner  Arbeits-  und  Erwerbsfähigkeit  in  keiner  Weise  be- 
schränkt gewesen. 

Trotz  des  Leugnens  des  Klägers  ist  mit  hoher  Wahrscheinlichkeit  anzu- 
nehmen, daß  er  im  März  1905  an  Tripper  (Gonorrhoe)  gelitten  hat.  Dies  er- 
hellt einmal  aus  der  Krankengeschichte  des  Krankenhauses,  wo  vermerkt  steht, 
daß  B.  vor  6 Wochen  Tripper  gehabt  habe.  Zweitens  spricht  für  die  Annahme 
eines  Trippers  die  eigene  Angabe  des  Verletzten,  daß  er  im  Juni  1905  ein 
Blasenleiden  und  eine  Hodenentzündung  gehabt  habe.  Diese  Erkrankungen  sind 
erfahrungsgemäß  außerordentlich  häufig  Nachkrankheiten  nach  Tripper.  Ebenso 
sind  Gelenksschwellungen,  namentlich  der  Kniegelenke  (Tripperknie)  und  der 
Schultergelenke  häufige  Komplikationen  des  Trippers,  ohne  daß  Gewaltein- 
wirkungen vorhanden  gewesen  zu  sein  brauchen.  Am  16.  April  1905  wurde  aber 
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schon  im  Krankenhaus  festgestellt,  daß  am  rechten  Kniegelenk  Anzeichen  einer 
stattgehabten  Gewalteinwirkung  nicht  vorhanden  waren. 

Eine  schwere  Gewalteinwirkuug,  die  als  auslösendes  Moment  in  Betracht 
kommen  könnte,  hat  demnach  das  rechte  Kniegelenk  des  B.  gar  nicht  betroffen. 

Hieraus  ist  mit  an  Sicherheit  grenzender  Wahrscheinlichkeit  zu  schließen, 
daß  die  Gelenksaffektion  des  B.  infolge  von  Tripper  entstanden  ist  und  mit 
einem  angeblichen  Unfall  in  keinem  ursächlichen  Zusammenhang  steht. 

Die  Ansprüche  des  Klägers  wurden  hiernach  von  allen  Instanzen  zurück- 
gewiesen. 


Blutergüsse  in  das  Kniegelenk. 

Starker  Bluterguß  iu  das  Kniegelenk. 

Reiiteu:  lOO^/o?  15Vo.  0%  nach  1 Jahr  4 Monaten. 

V or  geschickte. 

Frau  Sch.  erlitt  am  18.  Oktober  1906  durch  Betriebsunfall  einen  Bluterguß 
im  linken  Kniegelenk. 

Sie  erhielt  hierfür  Renten  in  wechselnder  Höhe,  zuletzt  eine  solche  von 

SSVsVo- 

Eigene  Angaben. 

„Ich  kann  mit  meinem  linken  Knie  nicht  andauernd  stehen  und  gehen,  weil 
ich  Schmerzen  darin  habe.“ 

Untersuchungsbefund  (17.  Februar  1909). 

Untersetzte,  korpulente  Frau  mit  schwerfälligem,  links  leicht  schonendem 
Gange. 

Das  linke  Kniegelenk  ist  in  seinen  Umrissen  genau  so  deutlich  gezeichnet, 
wie  das  rechte.  In  demselben  treten  bei  Bewegungen  leicht  schabende  Geräusche 
auf,  die  rechts  ebenso  deutlich  vorhanden  sind.  Es  besteht  in  dem  Gelenke  keine 
Flüssigkeitsansammlung.  Die  Gelenkskapsel  ist  nicht  verdickt.  Die  Haut  über  dem 
Kniegelenk  ist  unverändert.  Die  Kniescheibe  liegt  dem  Gelenke  fest  auf.  Bei  er- 
schlaffter Muskulatur  läßt  sich  die  Kniescheibe  leicht  seitlich  nach  beiden  Seiten 
in  normaler  Weise  verschieben.  Das  Kniegelenk  kann  im  Sitzen  bei  horizontal 
gehaltenem  Oberschenkel  und  im  Stehen  völlig  gestreckt  werden,  die  Beugung 
gelingt  beiderseits  gleich  weit. 

Eine  seitliche  Beweglichkeit  des  linken  Unterschenkels  zum  Oberschenkel 
besteht  bei  gestrecktem  Kniegelenk  nicht.  Das  Stehen  auf  je  einem  Bein  gelingt 


sicher. 

Es  beträgt  der  Umfang 

des  Oberschenkels:  rechts  links 

in  der  Mitte 56  56 

oberhalb  der  Kniescheibe 39b'o  39 V2 

um  die  Mitte  des  Kniegelenkes 37 V2  37 1/0 

des  Unterschenkels: 

unterhalb  der  Kniescheibe 34  34 

an  der  dicksten  Stelle  der  Wade 37  37 

an  der  dünnsten  Stelle 22  22 


Es  fehlt  also  jede  Abmagerung  am  linken  Bein,  die  vorhanden  sein  müßte, 
wenn  dasselbe  wegen  Schmerzen  im  linken  Knie  geschont  worden  wäre.  Das  Ge- 
räusch ist  also  nicht  Ausdruck  einer  die  Erwerbsfähigkeit  behindernden  Er- 
krankung. 

Der  linke  Unterschenkel  zeigt  keinerlei  teigige  Schwellung. 


Krwcrbseiiibuße  durch  Bluterguß  im  Kniegelenk. 

Die  Haut  ist  nicht  verfärbt.  Fingerdruck  läßt  in  ihr  keinen  Eindruck  zurück. 
Das  linke  Fußgelenk  zeigt  normale  Umrisse. 

Die  Sehnen  auf  dem  Fußrücken  sind  deutlich  sichtbar.  Die  Gruben  neben 
der  Achillessehne  sind  links  ebenso  deutlich,  wie  rechts. 

An  beiden  Unterschenkeln  bestehen  Krampfadern.  Am  linken  und  rechten 
Fuß  besteht  Plattfußanlage. 

Begutachtung. 

2iur  Zeit  bestehen  bei  Frau  Sch.  außer  der  doppelseitigen  Plattfußanlage, 
die  zu  dem  Unfall  in  keiner  Beziehung  stehen,  keine  Leiden  mehr. 

Aus  dem  Akteninhalt  ergiebt  sich,  daß  Frau  Sch.  bei  dem  Unfall  einen  Blut- 
erguß in  das  linke  Kniegelenk  davongetragen  hat. 

Vom  29.  November  1906  bis  16.  Januar  1907  hat  sie  unter  Beschwerden 
gearbeitet.  Nach  ärztlicher  Erfahrung  muß  bei  dem  in  Rede  stehenden  Leiden 
die  zu  jener  Zeit  vorhandene  Erwerbsunfähigkeit  in  Übereinstimmung  mit  dem 
behandelnden  Arzt  auf  SSi/sVo  geschätzt  werden. 

Vom  16.  Januar  1907  bis  12.  Juni  1907  war  Frau  Sch.  wegen  eingetretener 
Verschlimmerung  völlig  erwerbsunfähig,  da  eine  stationäre  Heilbehandlung  wieder 
aufgenommen  worden  war,  ebenso  war  sie  vom  13.  Juni  bis  20.  Juni  1907  völlig 
arbeitsunfähig,  da  sie  sich  noch  in  ambulanter  Behandlung  des  Kassenarztes  be- 
fand und  der  Krankenkasse  gegenüber  als  arbeitsunfähig  bezeichnet  worden  war. 
Vom  21.  Juni  bis  30.  September  1907  ist  die  Erwerbsunfähigkeit  nach  den  Be- 
kundungen der  behandelnden  Ärzte  und  nach  allgemein  ärztlicher  Anschauung 
auf  331/3V0  zu  schätzen. 

Nach  diesem  Zeitpunkte  ist  die  Erwerbsunfähigkeit  — entsprechend  dem  Gut- 
achten des  Dr.  L.,  gegen  das  ein  ärztliches  Bedenken  nicht  erhoben  werden  kann 
— bis  zum  16.  Februar  1908  auf  15®/o  zu  schätzen. 

Zurzeit  liegt  aber  eine  durch  Unfallfolgen  bedingte  Erwerbsunfähigkeit 
nicht  mehr  vor. 

Das  Gericht  setzte  die  Renten  nach  diesem  Vorschläge  fest. 

Bluterguß  in  das  Kniegelenk.  Renten:  60 50Vo»  0»/o  nach  7 Jahren. 

Vorgeschichte. 

Sch.  erlitt  am  25.  Januar  1901  einen  Bluterguß  im  linken  Knie  durch  Be- 
triebsunfall. Für  die  Folgen  erhielt  er  Renten  in  wechselnder  Höhe,  zuletzt  eine 
solche  von  25o/o. 

Eigene  Angaben  des  Verletzten. 

„Beim  Stehen  habe  ich  Schmerzen  im  linken  Kniegelenk,  beim  Beugen  habe 
ich  hinten  Stiche,  beim  Witterungswechsel  habe  ich  Schmerzen. 

Ich  wickele  Spulen  seit  2 Jahren  und  verdiene  46  Tdennige  pro  Stunde. 

Untersuchungsbefund  (12.  März  1908). 

Kräftig  gebauter  Mann  in  gutem  Ernährungszustände  von  mäßig  frischer 
Gesichtsfarbe,  der  links  leicht  schonend  das  Untersuchungszimmer  betritt.  Die 
Bewegungen  beim  An-  und  Auskleiden  sind  behend  und  lassen  keine  Behinderung 
im  Gebrauche  des  linken  Kniegelenkes  erkennen. 

Es  besteht  ein  linksseitiger  Leistenbruch,  der  durch  ein  Bruchband  gut  zurück- 
gehalten wird  und  doppelseitiger  Plattfuß,  unabhängig  vom  Unfall.  In  der  linken 
Leistengegend  linden  sich  einige  isolierte,  belanglose,  vergrößerte,  nicht  druck- 
empfindliche, höchstens  kleinerbsengroße  Drüsen. 

Von  seiten  des  Herzens,  der  Lunge  und  der  Bauchorgane  sind  krankhafte 
Abweichungen  nicht  erkennbar. 
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II.  Teil.  2.  Abschnitt. 


Das  linke  Kniegelenk  ist  in  seinen  Umrissen  eben  so  deutlich  gezeichnet  wie 
das  rechte,  ln  demselben  treten  bei  Bewegungen  schabende  Geräusche  auf,  die 
rechts  in  geringerem  Grade  ebenfalls  vorhanden  sind.  Es  besteht  in  dem  Gelenke 
keine  Flüssigkeitsansammlung.  Die  Gelenkskapsel  ist  nicht  verdickt.  Die  Haut  über 
dem  Kniegelenk  ist  unverändert.  Die  Kniescheibe  liegt  dem  Gelenke  fest  auf.  Bei 
erschlaffter  Muskulatur  läßt  sich  die  Kniescheibe  leicht  seitlich  in  normaler  Weise 
verschieben.  Das  Kniegelenk  kann  im  Sitzen  bei  horizontal  gehaltenem  Ober- 
schenkel und  im  Stehen  völlig  gestreckt  werden,  die  Beugung  gelingt  beiderseits 
gleich  weit.  Bei  abgelenkter  Aufmerksamkeit  ist  der  Gang  sicher,  Sch.  vermag 
auf  dem  linken  Beine  allein  zu  stehen. 


Es  beträgt  der  Umfang 

des  Oberschenkels;  rechts  links 

im  Schritt 6OV2  60 

in  der  Mitte 59  59 

oberhalb  der  Kniescheibe 38V2  39 

um  die  Mitte  des  Kniegelenkes 38  39 

des  Unterschenkels: 

unterhalb  der  Kniescheibe 35  36 

an  der  dicksten  Stelle  der  Wade 37  37 


Die  Muskulatur  hat  beiderseits  dieselbe  Konsistenz.  Es  ist  also  das  linke 
Bein,  da  es  zudem  denselben  Umfang  besitzt  wie  das  rechte,  etwa  infolge  von 
Schmerzen  im  Kniegelenk,  in  der  letzten  Zeit  nicht  geschont  worden. 

Begutachtung. 

Seit  der  Untersuchung  am  3.  Dezember  1905  (25o/o)  ist  in  dem  Zustande 
des  Verletzten  eine  wesentliche  Veränderung  und  infolgedessen  eine  Erhöhung  der 
Arbeitsfähigkeit  eingetreten. 

Die  Veränderung  besteht  in  folgendem: 

a)  Der  Gang  ist  (bei  abgelenkter  Aufmerksamkeit)  völlig  normal. 
h)  Erwerbshindernde  Folgen  des  Unfalles  sind  völlig  geschwunden. 

An  den  geringen  Best  der  an  sich  nicht  erwerbshindernden  Folgen  ist  nach 
Ablauf  von  sieben  Jahren  Gewöhnung  eingetreten. 

Der  Kläger  ist  daher  infolge  des  Unfalles  vom  25.  Januar  1901  zur  Zeit 
in  seiner  Erwerbsfähigkeit  nicht  mehr  beeinträchtigt. 

Die  Rente  gelangte  darauf  rechtskräftig  zur  Einstellung. 

Gelenkmäuse.  Beziehung  zum  Unfall. 

Geleiikmaiis  im  Kniegelenk  nach  Beilhiebverletzung. 
Renten:  1007o^  höVsVo?  07o  nach  4V2  Jahren. 

Vorgeschichte. 

I.  zog  sich  am  11.  Mai  1903  durch  einen  Beilhieb  eine  Verletzung  des 
rechten  Kniees  mit  Bildung  einer  Gelenkmaus  zu.  Er  bezog  hierfür  Renten  in 
wechselnder  Höhe,  zuletzt  eine  solche  von  33V8®^o  vom  9.  Juli  1905  auf  Grund 
eines  Gutachtens  des  Professor  K. 

Eigene  Angaben  des  Verletzten. 

„Ich  habe  immer  noch  furchtbare  Schmerzen  im  rechten  Knie.  Es  brennt 
in  demselben  bei  jedem  Schritt.  Ich  bin  Hofarbeiter  seit  2 Jahren,  erhalte  pro 
Woche  im  Winter  10-50  M.,  im  Sommer  12  M.“ 


Erwerbseinbuße  durch  Gelen kmaiis  im  Ivniegelenk. 
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Untersuchungsbefund  (22.  Februar  1908). 

Gesund  aussehender,  untersetzter,  fast  korpulenter  Mann,  der  rechts 
hinkend  das  Untersuchungszimmer  betritt.  Beim  Ausziehen  der  Beinkleider  steht  I. 
zeitweise  auf  dem  rechten  Bein  allein  sicher  da,  auch  beugt  er  das  rechte  Knie 
wiederholt  bis  zu  einem  spitzen  Winkel. 

An  der  Innenseite  des  rechten  Kniegelenkes  sieht  man  eine  markstückgroße, 
frei  verschiebliche,  widerstandsfähige,  nicht  druckemptindliche  Narbe,  die  durch 
die  Art  ihres  Sitzes  die  Bewegungen  des  rechten  Kniegelenkes  nicht  hindert. 

Das  rechte  Kniegelenk  ist  in  seinen  Umrissen  genau  so  deutlich  gezeichnet 
wie  das  linke.  In  demselben  treten  bei  Bewegungen  knackende  Geräusche  auf, 
die  links  — wenn  auch  in  geriagerem  Grade  — ebenfalls  festzustellen  sind.  Es 
besteht  in  dem  Gelenke  keine  Flüssigkeitsansammlung.  Die  Gelenkskapsel  ist  nicht 
wesentlich  verdickt.  Die  Haut  über  dem  Kniegelenk  ist  unverändert.  Die  Knie- 
scheibe liegt  dem  Gelenke  fest  auf.  Bei  erschlaffter  Muskulatur  läßt  sich  die 
Kniescheibe  seitlich  in  normaler  Weise  leicht  verschieben.  Das  Kniegelenk  kann 
im  Sitzen  bei  horizontal  gehaltenem  Oberschenkel  und  im  Stehen  völlig  gestreckt 
werden,  die  Beugung  gelingt  beiderseits  gleich  weit.  Seitliche  Beweglichkeit  des 
rechten  Oberschenkels  zum  Unterschenkel  ist  nicht  vorhanden.  Beim  seitlichen 
V erschieben  der  rechten  Kniescheibe  tritt  kein  Knarren  auf. 


Es  beträgt  der  Umfang 

des  Oberschenkels;  rechts  links 

im  Schritt 56  56 

in  der  Mitte 49V2  49i/2 

oberhalb  der  Kniescheibe 41  dOVs 

um  die  Mtte  des  Kniegelenkes 39i/2  39 

des  Unterschenkels; 

unterhalb  der  Kniescheibe 35  35 

an  der  dicksten  Stelle  der  Wade 37  36 V2 


Die  Muskulatur  ist  beiderseits  gleich  stark  entwickelt.  Das  Stehen  auf  je 
einem  Bein  gelingt  sicher.  Es  fehlt  jedes  Untermaß  der  rechten  Oberschenkel- 
muskulatur, das  vorhanden  sein  müßte,  wenn  das  rechte  Bein  in  der  vergangenen 
Zeit  — etwa  infolge  von  Knieschmerzen  — geschont  worden  wäre. 

Begutachtung.' 

Seit  der  Untersuchung  vom  5.  Juli  1905  ist  in  dem  Zustande  des  Ver- 
letzten eine  wesentliche  Veränderung  und  infolgedessen  eine  Erhöhung  der  Arbeits- 
fähigkeit eingetreten. 

Die  Veränderung  besteht  in  folgendem ; 

1.  Die  früher  im  Zentrum  mit  dem  Knochen  verwachsen  gewesene  Narbe  ist 
jetzt  auch  an  dieser  Stelle  frei  verschieblich. 

2.  Der  früher  unter  dem  oberen  Teil  der  Narbe  zeitweise  fühlbar  gewesene, 
verschiebliche,  flache,  linsengroße  Körper  ist  — anscheinend  durch  Aufsaugung 
— verschwunden. 

3.  Das  Reiben  beim  seitlichen  Verschieben  der  rechten  Kniescheibe  ist  verschwunden. 

4.  Ein  Einknicken  beim  Gehen  im  rechten  Kniegelenk  läßt  sich  nicht  mehr  be- 
obachten. 

5.  Für  eine  Schwäche  im  rechten  Kniegelenk  sind  objektive  Zeichen  nicht  mehr 
vorhanden.  Die  vorzügliche  Beschaffenheit  der  rechten  Oberschenkelmuskulatur 
spricht  mit  voller  Beweiskraft  dagegen. 

6.  Eine  Kniestützbandage  wird  nicht  mehr  getragen. 

7.  Beschwerden,  wie  sie  das  Einklemmen  einer  Gelenkmaus  verursacht,  werden 
nicht  mehr  vorgetragen. 
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11.  Teil.  2.  Abschuitt. 


Dor  Kläger  ist  infolge  des  Unfalles  vom  11.  Mai  1903  in  der  Zeit  nach 
dem  1.  Dezember  1907  in  seiner  Erwerbsfähigkeit  nicht  mehr  beeinträchtigt  ge- 
wesen und  gegenwärtig  nicht  mehr  beeinträchtigt. 

Die  Rente  wurde  hierauf  rechtskräftig  aufgehoben. 

Oelenkmaus  im  Kniegelenk  nicht  Folg;e  eines  als  Unfall  anige- 
sprochenen  Ereignisses  (Herabsteigen  vom  Wagen).  Keine  Renten- 

gewähiTing. 

Eigene  Angaben  des  Verletzten. 

„Tragen  darf  ich  gar  nichts.  Ich  habe  immer  Schmerzen  im  rechten  Knie- 
gelenk. Wenn  ich  aufstehe,  habe  ich  das  Gefühl,  als  wenn  das  Bein  zu  kurz  ist. 
Bei  längerem  Gehen  verlahmt  mir  das  Bein.  Manchmal  bleibt  mir  das  Knie  plötz- 
lich stehen  und  ich  kann  es  erst  nach  einiger  Zeit  wieder  krumm  machen. 

Ich  arbeite  bei  meinem  Bruder.“ 

Untersuchungsbefund  (17.  Juni  1908). 

54jähriger,  gesund  aussehender  Mann,  dessen  Bewegungen  beim  An-  und 
ilusziehen  eine  Behinderung  im  Gebrauch  des  rechten  Kniegelenkes  nicht  er- 
kennen lassen. 

Das  rechte  Kniegelenk  ist  in  seinen  Umrissen  nicht  ganz  so  deutlich  ge- 
zeichnet, wie  das  linke.  In  demselben  treten  bei  Bewegungen  knirschende  Geräusche 
auf.  Es  besteht  in  dem  Gelenke  keine  Flüssigkeitsansammlung.  Die  Gelenkskapsel 
ist  nicht  verdickt.  Die  Haut  über  dem  Kniegelenk  ist  unverändert.  Die  Knie- 
scheibe liegt  dem  Gelenke  fest  auf.  Bei  erschlaffter  Muskulatur  läßt  sich  die  Knie- 
scheibe seitlich  in  normaler  Weise  leicht  verschieben.  Das  Kniegelenk  kann  im 
Sitzen  bei  horizontal  gehaltenem  Oberschenkel  und  im  Stehen  nicht  völlig  gestreckt 
werden,  es  fehlen  10^  an  der  völligen  Streckung.  Die  Beugung  gelingt  beider- 
seits gleich  weit. 

An  der  oberen  Außenseite  des  rechten  Kniegelenkes  bemerkt  man  zeitweise 
einen  kleinen  verschieblichen,  auf  Druck  verschwindenden,  etwa  bohnengroßen 
Körper,  der  demnach  seinen  Sitz  im  Gelenk  hat  und  als  Gelenkmaus  angesprochen 
werden  muß. 

Es  beträgt  der  Umfang 


des  Oberschenkels: 

rechts 

links 

im  Schritt 

...  46 

46 

in  der  Mitte 

...  42 

431  .. 

oberhalb  der  Kniescheibe 

. . . 35l'o 

35 

um  die  Mitte  des  Kniegelenkes  . . . . 

des  Unterschenkels: 

36i/o 

36 

unterhalb  der  Kniescheibe 

...  31 

32 

an  der  dicksten  Stelle  der  Wade  . . . 

...  32 

301., 

um  die  Knöchel 

...  27 

27 

Begutachtung. 

Bei  B.  besteht  eine  Gelenkmaus  im  rechten  Kniegelenk.  Die  hierdurch  be- 
dingte Schonung  des  Kniegelenkes  hat  ein  Untermaß  der  rechtsseitigen  Oberschenkel- 
und  ein  Übermaß  der  rechten  Unterschenkelmuskulatur  herbeigeführt.  Es  verbleibt 
aber  zu  untersuchen,  ob  dieser  Zustand  durch  das  als  Unfall  angesprochene 
Ereignis  vom  27.  Januar  1908  verursacht  sein  kann. 

Nach  dem  Herabsteigen  vom  Wagen  auf  weichen  Boden  klagte  B.  über 
Schmerzen  im  rechten  Knie.  Eine  außerordentliche  Gewalteinwirkung  hat  demnach  das 


Erwerbseinbuße  durch  Unfallfolgeii  am  Kniegelenk. 
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rechte  Knie  nicht  betroffen.  Es  ist  also  nicht  zulässig,  anzunehmen,  daß  bei 
diesem  Vorgänge  ein  Knochenstück  aus  dem  Kniegelenk  gewaltsam  losgesprengt 
worden  sei. 

Schon  am  nächsten  Tage  soll  es  zu  Störungen  im  Kniegelenk,  wie  sie  ob(m 
angegeben  sind,  gekommen  sein. 

Nach  Koenig  geht  der  Abstoßungsvorgang  nur  langsam  durch  Bildung  von 
Granulationsgewebe  vor  sich , wenn  nach  Gewalteinwirkungen  eine  gequetschte  oder 
etwas  losgerissene  Stelle  eines  Gelenkknorpels  abstirbt.  Die  auf  diese  Weise  ent- 
standenen Gelenkmäuse  können  lange  Zeit  unbemerkt  in  den  Buchten  der  Knie- 
gelenke liegen,  ohne  Störungen  zu  machen,  bis  sie  sich  plötzlich  — ohne  äußere 
Ursache  — zwischen  Gelenkskapsel,  beziehungsweise  Gelenksbändern  und  knöchernem 
Gelenkende  einklemmen  und  nun  eine  Bewegungsstörung,  sowie  eine  Gelenkent- 
zündung mit  Erguß  in  das  Gelenk  nach  sich  ziehen.  Da  eine  schwere  Gewaltein- 
wirkung das  rechte  Kniegelenk  des  B.  am  27.  Januar  1908  nicht  betroffen  hat, 
da  andererseits  nach  einer  geringen  Gewalteinwirkung  längere  Zeit  vergeht,  bis 
sich  eine  Gelenkmaus  bildet,  so  kann  diese  hier  bereits  am  folgenden  Tage  Er- 
scheinungen machende  nicht  bei  dem  Vorgänge  vom  27.  Januar  1908  entstanden 
sein.  Sie  muß  schon  längere  Zeit  unbemerkt  bestanden  haben  und  ist  erst  bei 
diesem  Vorgänge  bemerkt  worden. 

Ich  komme  daher  zu  dem  Schlüsse: 

Der  Vorgang  vom  27.  Januar  1908  hat  bei  dem  Verletzten  die  Gelenkmaus 
nicht  erzeugt  und  demnach  keine  Folgen  hinterlassen. 

Die  Rentenansprüche  des  Klägers  wurden  demnach  zurückgewiesen. 

Zerreißungen  der  inneren  Kniegelenksbänder. 

Zerreißung  der  inneren  Kniegelenksbänder  mit  Verschiebung  der 
Zwischenknorpelscheihen  (Derangement  interne).  Rente:  ööVsVo* 

Unfall:  18.  Februar  1905.  Hineingeraten  in  ein  Göpelwerk. 

Eigene  Angaben  der  Verletzten. 

„Ich  habe  noch  immer  brennende  Schmerzen  und  Stiche  im  linken  Kuie; 
ich  kann  ohne  Stock  nicht  gehen.  Die  Schmerzen  gehen  vom  Knie  über  die  Wade. 
Beim  Zurücklegen  längerer  Strecken  zu  ebener  Erde  muß  ich  oft  ausruhen.“ 

Untersuchungsbefund  (23.  März  1907). 

49jährige,  ihrem  Alter  entsprechend  aussehende  Frau,  die  auf  Stock  und 
Schirm  gestützt,  links  schwer  hinkend  das  Untersuchungszimmer  betritt. 

Das  linke  Bein  ist  von  den  Zehen  bis  über  das  Kniegelenk  mit  einer  Trikot- 
binde kunstgerecht  umwickelt.  Über  dem  Knie  liegt  ein  Salbenverband  zum 
„Kühlen“.  Am  linken  Unterschenkel  besteht  keine  ausgesprochene  teigige  Schwel- 
lung, indess  heben  sich  von  der  Bindenumwickelung  deutliche  Schnürfurchen  ab. 

Das  linke  Kniegelenk  ist  in  seinen  Umrissen  nicht  so  deutlich  gezeichnet 
wie  das  rechte;  namentlich  oberhalb  und  unterhalb  der  Kniescheibe  besteht  links 
eine  elastische,  mit  der  Haut  nicht  verwachsene  Geschwulst.  Im  Kniegelenk  treten 
bei  Bewegungen  starke,  reibende  Geräusche  auf.  Es  besteht  in  dem  Gelenke  eine 
deutliche  Flüssigkeitsansammlung.  Die  Gelenkskapsel  selbst  ist  nicht  verdickt.  Die 
Haut  über  dem  Kniegelenk  ist  unverändert.  Die  Kniescheibe  „tanzt“.  Bei  er- 
schlaffter Muskulatur  läßt  sich  die  linke  Kniescheibe  nur  unter  Schmerzen  seit- 
lich verschieben.  Das  Kniegelenk  kann  im  Sitzen  bei  horizontal  gehaltenem  Ober- 
schenkel und  im  Stehen  nicht  völlig  gestreckt  werden,  die  Beugung  gelingt  links 
unter  Schmerzen  nur  bis  130^,  während  dies  rechts  bis  zum  spitzen  Winkel  mög- 
lich ist.  Druck  auf  die  Gegend  des  linken  Kniegelenkes  ist  auch  bei  abgelenkter 
Aufmerksamkeit  exzessiv  schmerzhaft.  Bei  der  größtmöglichen  Streckung  laßt  sich 
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eine  regelwidi  ige  seitliche  Bewegung  des  linken  Unterschenkels  zum  Oberschenkel 


erzielen. 

Es  beträgt  der  Umfang 

des  Oberschenkels:  rechts  links 

in  der  Mitte 48^2  46 

oberhalb  der  Kniescheibe 37  38 V2 

um  die  Mitte  des  Kniegelenkes 35  36^2 

des  Unterschenkels: 

unterhalb  der  Kniescheibe 34  35 

an  der  dicksten  Stelle  der  Wade  .......  331/2  31 


Oie  linke  Beinmuskulatur  fühlt  sich  erheblich  schlaffer  an  als  die  rechte. 
Es  besteht  also  noch  eine  Verdickung  des  linken  Kniegelenkes  mit  Beschränkung 
der  normalen  und  mit  Erzielbarkeit  regelwidriger  Beweglichkeit,  ein  Erguß  in  dem- 
selben nebst  krankhaftem  Geräusche  sowie  ein  Untermaß  des  linken  Beines  bis 
21 /2  cm,  ein  Zeichen,  daß  das  linke  Bein  in  der  vergangenen  Zeit  infolge  von 
Schmerzen  noch  geschont  worden  ist. 

Begutachtung. 

ln  dem  Zustande  der  Verletzten  ist  seit  den  Untersuchungen  durch  Or.  K. 
vom  30.  Januar  1906  und  Dr.  R.  vom  5.  Februar  1906  eine  wesentliche  Besserung 
und  dadurch  eine  Erhöhung  der  Erwerbsfähigkeit  noch  nicht  eingetreten. 

Gewöhnung  an  den  Zustand  kann  noch  nicht  angenommen  werden.  Es 
handelt  sich  nach  den  Röntgenbildern  und  dem  Befunde  um  eine  innere  Knie- 
gelenksverletzung (Zerreißung  der  sich  kreuzenden  Kniegelenksbänder  und  Ver- 
schiebung der  Zwischenknorpelscheiben,  sogenanntes  Dörangement  interne),  ein 
Leiden,  das  erfahrungsgemäß  über  Jahre  hinaus  Störungen  verursacht.  Die  B.  ist 
zurzeit  noch  um  662/3%  in  ihrer  Erwerbsfähigkeit  beeinträchtigt,  da  sie  dauernde, 
wenn  auch  leichteste  Lohnarbeit  im  Stehen  und  Gehen  noch  nicht  zu  verrichten 
vermag. 

Das  Gericht  entschied  dementsprechend. 

Um  ollkommeiie  Terreiikiiiig;  des  Unterschenkels  im  Kniegelenk  nach 

innen.  Rente:  50%. 

Unfall:  3.  Februar  1910.  Sturz  von  einer  Lokomotive  in  eine  zwischen  den 
Schienen  befindliche  Grube.  Dauer  des  Heilverfahrens:  1 Jahr. 

Eigene  Angaben  des  Verletzten. 

„Wenn  ich  gehe,  knurpst  es  in  dem  Knie,  das  schmerzt  sehr.  Der  ganze 
Fuß  schläft  mir  ein.  Nach  dem  Unfälle  habe  ich  nur  versuchsweise  gearbeitet. 
Als  Kind  hatte  ich  Knochenfraß,  der  operiert  wurde.“ 

Untersuchungsbefund  (2.  Juli  1911). 

65jähriger,  gesund  und  seinen  Jatiren  entsprechend  aussehender  Mann  in 
gutem  Ernährungszustände,  der  auf  2 Stöcke  gestützt,  schwerfällig  und  hinkend 
das  Untersuchungszimmer  betritt. 

Er  trägt  einen  Kniehülsenapparat.  Nach  dessen  Abnahme  ist  der  Gang  im 
Zimmer  mit  nur  einem  Stock  noch  ausreichend  sicher.  Der  rechte  Oberschenkel 
ist  nach  auswärts  gebogen.  Der  untere  Teil  des  Oberschenkelknochens  fühlt  sich 
verdickt  an.  Am  inneren  unteren  Teile  des  linken  Oberschenkels  sieht  man  eine 
lochförmige,  tief  eingezogene  Narbe.  An  der  äußeren  Seite  sieht  man  eine  längs- 
verlaiifende  Narbe  von  10^«/  Länge.  Unter  ihr  läßt  sich  eine  muldenförmige 
l’ertiefung  des  Oberschenkelknochens  feststellen. 


Ei'werbseiiilmße  durch  Versteifung  des  Kniegelenkes.  2(^9 

Ersichtlich  handelt  es  sich  um  die  Reste  einer  in  der  Jugend  operativ  b«'- 
handelten  Knocheninarksvereiteriing. 

Es  beträgt  der  Umfang 


des  Oberschenkels : 

rechts 

links 

im  Schritt 

....  60 

58 

in  der  Mitte 

....  50 

501/4 

oberhalb  der  Kniescheibe 

....  41 

41V2 

um  die  Mitte  des  Kniegelenkes  . . . 

....  391/2 

41’/2 

des  Unterschenkels; 

unterhalb  der  Kniescheibe 

....  381/2 

401/4 

an  der  dicksten  Stelle  der  Wade.  . . 

....  38 

351/2 

Beim  Beugen  des  linken  Kniegelenkes  weicht  die  Achse  des  linken  Unter- 
schenkels von  der  des  Oberschenkels  erheblich  nach  außen  ab. 

Betrachtet  man  den  auf  dem  Untersuchungstisch  mit  gebeugten  Knieen 
liegenden  K.  von  vorn,  so  verdeckt  der  rechte  Unterschenkel  den  rechten  Ober- 
schenkel, während  der  linke  Oberschenkel  nach  innen  von  dem  linken  Unter- 
schenkel sichtbar  wird. 

Der  innere  Rand  des  linken  Schienbeinkopfes  tritt  stärker  hervor,  als  dies 
rechts  der  Fall  ist.  Der  untersuchende  Finger  kann  hier  die  Gelenkfläche  des 
Schienbeines  teilweise  abtasten.  Dementsprechend  kann  man  auch  die  untere  Ge- 
lenkfläche des  Oberschenkels  an  der  Außenseite  abtasten.  Der  linke  Unterschenkel 
ist  also  aus  seiner  regelrechten  Lage  gegenüber  dem  linken  Oberschenkel  etwas 
nach  innen  abgewichen.  Es  handelt  sich  um  eine  zum  Teil  erfolgte  Verrenkung 
des  linken  Unterschenkels  nach  innen  (Subluxation).  Dieselbe  ist  nur  in  Streck- 
steilung festzustellen.  Bei  Beugebewegung  gleicht  sich  diese  Subluxationssteilurig 
aus.  Während  der  Streckstellung  läßt  sich  am  linken  Kniegelenk  abnorme  seit- 
liche Beweglichkeit  feststellen. 

Stehen  auf  dem  linken  Bein  allein  gelingt  nicht.  Das  linke  Kniegelenk  ist 
mißstaltet.  In  demselben  treten  bei  Bewegungen  starke  Reibegeräusche  auf. 

Begutachtung. 

Der  Unfall  vom  3.  Februar  1910  hat  als  Folgen  bei  K.  hinterlassen; 

Eine  teilweise  erfolgte  Verrenkung  des  linken  Unterschenkels  nach  innen 
(Subluxation)  infolge  Zerreißung  der  inneren  Kniegelenksbänder,  sowie  eine  chro- 
nische Entzündung  des  linken  Kniegelenkes. 

Die  Folge  davon  ist  die  Unmöglichkeit,  andauernd  zu  stehen  und  zu  gehen, 
auch  muß  eine  Kniegelenkskappe,  sowie  ein  Stock  getragen  werden. 

Infolgedessen  ist  K.  seit  dem  17.  Februar  1911  in  seiner  Erwerbsfähigkeit 
um  50^/o  erwerbsbeschränkt,  da  auch  die  Länge  des  Heilverfahrens  zu  berück- 
sichtigen ist. 

Dem  Kläger  wurde  danach  eine  öO^/oige  Rente  zugesprochen. 

Versteifungen  des  Kniegelenkes. 

Versteitimg  des  Kniegelenkes.  Rentenminderung  von  auf 

331/3  Vo  nach  13  Jahren. 

Vorgeschichte. 

Der  damals  21jährige  Arbeiter  M.  erlitt  am  27.  Oktober  1895  durch  Sprung 
von  einem  Wagen  eine  Verletzung  des  linken  Kniegelenkes,  die  zu  dauernder  Ver- 
steifung desselben  führte.  Er  erhielt  hierfür  Renten  in  wechselnder  Höhe,  zuletzt 
eine  solche  von  öO^/o,  Gegen  die  von  der  Berufsgenossenschaft  vorgenommene 
Herabsetzung  auf  33V3%  Berufung  beim  Schiedsgericht  zu  S.  eingelegt. 
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Eigene  Angaben  des  Verletzten. 

,,Ich  habe  hantig  Schmerzen  Tm  linken  Bein,  hauptsächlicli  im  Oberschenkel, 
so  daß  ich  manche  Nacht  nicht  schlafen  kann.  Ich  bin  dann  tagsüber  müde  und 
muß  die  Arbeit  aussetzen.  Das  letzte  Mal  habe  ich  vor  3 Monaten  8 Tage  lang 
ausgesetzt.  Wann  ich  vorher  ausgesetzt  habe  — es  war  im  Winter  — , kann  ich 
nicht  genau  sagen. 

Ich  bin  seit  1903  Zigarrenmacher.  Ich  arbeite  bei  S.  in  T.  und  verdiene 
pro  Woche  13  M.,  während  andere  18  M.  beziehen,  einzelne  verdienen  allerdings 
weniger.“ 

Untersuchungsbefund  (12.  September  1908). 

Mittelgroßer  Mann  in  gutem  Ernährungszustände,  von  etwas  blassem  Aus- 
sehen. Die  Lungen,  das  Herz  und  die  Bauchorgane  lassen  keine  Abweichung  von 
der  Regel  erkennen.  Der  Gang  ist  links  hinkend.  Das  linke  Bein  ist  im  Knie- 
gelenk versteift. 

An  der  Innenseite  des  linken  Kniegelenkes  befindet  sich  eine  senkrecht  ver- 
laufende, 25  cm  lange,  tief  eingezogene,  reaktionslose,  aber  nach  Angabe  auf  Druck 
empfindliche  Narbe,  ln  der  Umgebung  des  linken  Kniegelenkes  finden  sich  — in 
der  Kniekehle,  am  Außenrande  der  Kniesehne  — kleine  völlig  bedeutungslose 
Narben. 

Die  linke  Kniegelenksgegend  ist  aufgetrieben.  Die  Kniescheibe  ist  mit  der 
Unterlage  vollkommen  fest  verwachsen.  Druck  auf  die  Kniegelenksgegend  ist  nicht 
schmerzhaft.  Das  Bein  steht  in  Streckstellung  mit  leichter  0-Beinneigung.  M.  trägt 
um  das  linke  Kniegelenk  eine  Schutzbinde. 

Es  beträgt  der  Umfang 


des  Oberschenkels: 

rechts 

links 

im  Schritt 

. . . 57Vo 

54 

in  der  Mitte 

. . . 541/2 

501/2 

um  die  Mitte  des  Kniegelenkes  .... 

. . . 373/4 

381/2 

des  Unterschenkels: 

an  der  dicksten  Stelle  der  Wade  . . . 

...  38 

38 

Die  Abmagerung  der  linken  Oberschenkelmuskulatur  ist  eine  natürliche 
Folge  der  Unbeweglichkeit  des  Kniegelenkes.  Die  Wadenmuskulatur  zeigt  beider- 
seits den  gleichen  Umfang. 

Der  linke  Unterschenkel  zeigt  keinerlei  teigige  Schwellung. 

Die  Haut  ist  nicht  verfärbt.  Fingerdruck  läßt  in  ihr  keinen  Eindruck  zurück. 
Das  linke  Fußgelenk  zeigt  normale  Umrisse.  Die  Sehnen  auf  dem  Fußrücken 
sind  deutlich  sichtbar.  Die  Gruben  neben  der  Achillessehne  sind  ebenso  deutlich, 
wie  rechts. 

Das  linke  Fuß-  und  Hüftgelenk  ist  vollkommen  frei  beweglich.  M.  vermag 
auf  dem  linken  Bein  allein  sicher  zu  stehen. 

Begutachtung. 

Hiernach  besteht  bei  M.  als  Folge  des  Unfalles  lediglich  eine  Versteifung 
des  linken  Kniegelenkes  in  Streckstellung.  Gehen  und  Stehen  ist  mit  dem  steifen 
linken  Bein  ausführbar.  Beim  Sitzen  ist  M.  insofern  behindert,  als  er  das  linke 
Bein  nur  gestreckt  halten  kann.  Die  Verhältnisse  am  linken  Bein  sind  gegen- 
wärtig zur  Ruhe  gekommen. 

Es  bestehen  keine  Anzeichen,  daß  sich  in  absehbarer  Zeit  ein  Knochen- 
splitter abstoßen  wird.  Gegenüber  dem  Befunde  im  Gutachten  des  Dr.  A.  vom 
19.  Juni  1906,  der  zur  Gewährung  der  50%igen  Rente  führte,  ist  eine  wesent- 
liche Besserung  und  damit  eine  Erhöhung  der  Erwerbsfähigkeit  eingetreten. 


Erwerbsei iibuße  cliircb  Resektion  des  Kniegelenkes. 
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Die  Besserung  besteht  in  folgendem: 

a)  Während  damals  das  ganze  linke  Bein  ein  Mindermab  von  4 — 5 cm  aufvvies, 
besteht  jetzt  ein  solches  von  3^2 — 4 cwi  nur  für  den  Oberschenkel,  als  natür- 
liche Folge  der  Untätigkeit  des  Kniegelenkes.  Beide  Unterschenkel  zeigen 
gleiche  Umfangsmaße. 

b)  Nach  Ablauf  von  über  zwei  Jahren  seit  der  letzten  Operation  und  von  fast 
13  Jahren  seit  dem  Unfall  muß  nach  ärztlichem  Dafürhalten  eine  Gewöhnung 
an  den  Zustand  angenommen  werden. 

Die  Erwerbseinbuße  durch  die  verbliebenen  Unfallfolgen  schätze  ich  in 
Übereinstimmung  mit  dem  Herrn  Vorgutachter  auf  33^/3%.  Der  Zustand  wird 
ein  dauernder  sein. 

Das  Gericht  bestätigte  darauf  den  rentenmindernden  Bescheid  der  Berufs- 
genossenschaft. 

Ausrottung:  des  rechten  Kniegelenkes.  Doppelseitiger  Uiiterschenkel- 
brncli.  Renteuminderuug  von  100%  auf  80%  wegen  eingetretener  Ge- 
wöhnung nach  4^2  Jahren. 

Unfall:  11.  Dezember  1905.  Doppelseitiger  Unterschenkelbruch,  Eröffnung 
des  rechten  Kniegelenkes  mit  nachfolgender  Vereiterung  desselben  infolge  Über- 
fahrenwerdens durch  eine  Lokomotive.  Resektion. 

Eigene  Angaben  des  Verletzten. 

„Ich  habe  nachts  oft  Krämpfe  in  den  Beinen,  daß  ich  aus  dem  Bett  muß. 
Im  rechten  Fuß  habe  ich  das  Gefühl,  als  wenn  der  Mareks  raus  geht.  Im  linken 
Fuß  fängt  es  unter  dem  Knöchel  an,  geht  unter  den  Fuß  und  zieht  die  Zehen. 
Ich  habe  seit  1907  noch  keine  Beschäftigung  gehabt.  Meine  Frau  näht,  aber  ich 
helfe  ihr  nicht.“ 

Untersuchungsbefund  (2.  Juni  1910). 

56jähriger,  ergrauter  Mann,  in  gutem  Ernährungszustände,  der  auf  2 Stöcke 
gestützt,  mit  einem  rechten  Schuh , dessen  Sohle  um  ca.  10  cm  erhöht  ist,  stark 
hinkend  das  Untersuchungszimmer  betritt. 

Das  seelische  Verhalten  ist  unauffällig. 

Der  linke  Unterschenkel  zeigt  dicht  über  dem  Knöchel  eine  mit  dem  Scheitel 
nach  außen  gerichtete  Verbiegung.  Außerdem  ist  der  Fuß  gegen  die  Längsachse 
des  linken  Unterschenkels  nach  innen  verschoben.  Das  linke  Fußgelenk  ist  an- 
nähernd frei  beweglich. 

Das  rechte  Kniegelenk  ist  operativ  entfernt.  Ober-  und  Unterschenkel  sind 
vollkommen  fest  knöchern  in  gerader  Richtung  verheilt.  Die  Narbe  am  Knie  ist 
völlig  frei  verschieblich  und  reaktionslos. 

Etwas  mehr  als  handbreit  über  den  Knöcheln  findet  man  rechts  die  Bruch- 
stelle des  Unterschenkels  als  Unregelmäßigkeit  des  Knochens.  Der  rechte  innere 
Knöchel  ist  mäßig  verdickt,  die  Bewegungen  des  rechten  Fußgelenkes  sind  noch 
beschränkt.  Der  rechte  Unterschenkel  zeigt  leichte  teigige  Schwellung  und  leichte 
Braunfärbung. 


Es  beträgt  der  Umfang 

des  Oberschenkels:  rechts  links 

in  der  Mitte 54  53 

der  Wade 37  35 V2 


Stehen,  ohne  sich  zu  stützen,  gelingt  nicht.  Beim  Sitzen  muß  das  rechte 
Bein  hochgelegt  werden.  Die  oberen  Extremitäten  sind  völlig  gesund. 
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llegiitachtung. 

Seit  der  Untersuchung  am  5.  November  1907  (lOOo/oj  ist  in  dem  Zustande 
des  Verletzten  eine  wesentliche  Veränderung  und  infolgedessen  eine  Erhöhung 
der  Arbeitsfähigkeit  eingetreten. 

Die  Veränderungen  bestehen  in  folgendem: 

Die  erheblichen  Störungen  des  Blutkreislaufes  am  rechten  Unterschenkel 
sind  beseitigt.  Die  Haut  ist  nicht  mehr  glänzend  und  prall  gespannt,  auch  nicht 
mehr  nässend. 

Eine  erhebliche  Versteifung  des  linken  Fußgelenkes  besteht  nicht  mehr. 

Die  Narbe  über  dem  linken  Knie  ist  beweglich  geworden. 

Die  Verdickung  des  rechten  inneren  Knöchels  hat  abgenommen. 

Es  ist  eine  Gewöhnung  an  den  Zustand  eingetreten. 

Der  Verletzte  ist  infolge  des  Unfalles  vom  11.  Dezember  1905  in  der  Zeit 
nach  dem  1.  Mai  1910  in  seiner  Erwerbsfähigkeit  um  80%  beeinträchtigt  gewesen 
und  gegenwärtig  noch  um  80%  beeinträchtigt.  M.  ist  jetzt  imstande,  Arbeiten 
zeitweise  im  Sitzen  auszuüben  und  Ortsveränderungen  vorzunehmen. 

Die  Rentenminderung  auf  80%  wurde  von  allen  Instanzen  bestätigt. 

Aiisrottiiug’  des  Kniegelenkes  mit  mäßiger  Yersteifnng  der  Hüfte. 

I.  Rentenfestsetzung:  dO^/o* 

Unfall:  23.  Oktober  1905.  Offene  Verletzung  des  Kniegelenkes  mit  nach- 
folgender Vereiterung  und  Hüftgelenksentzündung. 

Eigene  Angaben  des  Verletzten. 

„Ich  habe  in  der  rechten  Hüfte  starke  Schmerzen,  ebenso  im  rechten 
Knöchelgelenk.  Ich  bin  sehr  unsicher  auf  dem  rechten  Bein,  kann  ohne  zwei 
Stöcke  nicht  gehen ; weite  Strecken  gehen  oder  längere  Zeit  stehen  kann  ich 
überhaupt  nicht.“ 


Untersuchungsbefund  (20.  September  1907). 

Mittelgroßer,  starkknochiger  Mann,  der  auf  2 Stöcke  gestützt,  mit  einem 
Schienenhülsenapparat,  schwer  hinkend  das  Untersuchungszimmer  betritt. 

Das  rechte  Bein  ist  gegenüber  dem  linken  um  8 cm  verkürzt  (84 : 92  cm). 
Das  rechte  Kniegelenk  ist  operativ  entfernt.  Die  aufeinander  gestellten  Knochen- 
enden des  Ober-  und  Unterschenkels  sind  knöchern  und  fest  verheilt.  Das  rechte 
Bein  wird  in  horizontaler  Rückenlage  etwas  nach  außen  gerollt  gehalten.  Beide 
Unterschenkel  zeigen  erhebliche  Krampfaderbildung.  Die  Muskulatur  des  rechten 
Oberschenkels  ist  naturgemäß  erheblich  abgemagert  und  welk.  Die  rechte  Wade 
mißt  36  cm  im  Umfang,  die  linke  39. 

Sch.  will  das  rechte  Bein  selbsttätig  nicht  von  der  horizontalen  Unterlage 
abheben  können.  Er  hebt  es  mit  dem  untergeschobenen  linken  Fuß.  Freindtätig 
kann  das  rechte  Hüftgelenk  ebensoweit  gebeugt  werden,  wie  das  linke.  Seitwärts- 
spreizen des  rechten  Beines  im  Hüftgelenk  ist  nicht  möglich;  bei  dem  geringsten 
Ausschlagswinkel  dreht  sich  das  Becken  mit. 

Bei  der  Aufforderung,  den  Untersuchungstisch  zu  verlassen,  hebt  Sch.  das 
rechte  Bein  mit  der  Hand  herunter.  Der  rechte  Rollhügel  steht  regelrecht  in 
der  den  Darmbeinstachel  mit  dem  Sitzbeinhöcker  verbindenden  Boser-NHaton- 
schen  Linie. 

In  der  Gegend,  die  dem  entfernten  rechten  Kniegelenk  entspricht,  sieht 
man  eine  bogenförmig  verlaufende,  quergestellte,  ca.  15  cm  lange,  etwas  mit  der 
Unterlage  verwachsene  Narbe.  Außerdem  finden  sich  vorn  und  an  der  Außenseite 
dieser  Stelle  zwei  kleinere  belanglose  Narben. 


Krwerltseinbußc  durch  Iliifallfolgon  am  Unterschenkel. 


27:-’> 

Das  rechte  Fußgelenk  zeigt  in  der  Streckung  eine  Behinderung,  wird  aher 
im  rechten  Winkel  zum  Unterschenkel  gehalten. 

Der  dem  Sch.  gelieferte  Stiefel  hat  eine  Sohle  von  8 cm  Dicke. 

Begutachtung. 

Der  Unfall  vom  23.  Oktober  1905  hat  bei  dem  Kläger  hinterlassen: 
a)  Verlust  des  rechten  Kniegelenkes. 

h)  Verkürzung  des  rechten  Beines  um  8 cn/  und  x\bmagerung  desselben. 
c)  Eine  teilweise  vorhandene  Versteifung  des  rechten  Hüftgelenkes. 

Alle  diese  Veränderungen  zeitigen  bei  dem  Kläger  die  Unfähigkeit,  an- 
dauernd zu  stehen  und  zu  gehen.  Er  kann  aber  Arbeiten  im  Sitzen  dauernd  ver- 
richten, wenn  er  auch  noch  für  das  rechte  Bein  eine  Stütze  suchen  muß.  Der 
Zustand  gleicht  zurzeit  fast  dem  Verluste  des  Beines,  nur  daß  Sch.  in  seinem 
verbliebenen  Beine  eine  natürliche  Prothese  besitzt. 

Durch  diese  Unfallfolgen  war  Sch.  in  seiner  Erwerbsfähigkeit  beschränkt: 

a)  Nach  Ablauf  der  dreizehnten  Woche  von  dem  Tage  des  Unfalles  bis  zum 
4.  Dezember  1906  um  lOOVo,  weil  bis  zu  diesem  Tage  Krankenhausaufenthalt 
notwendig  war. 

h)  Vom  5.  Dezember  1906  bis  zum  31.  Januar  1907  ebenfalls  um  100%,  weil 
Sch.  über  ein  Jahr  lang  im  Heilverfahren  gestanden  hat  und  weil  der  Hei- 
lungsprozeß ersichtlich  ein  auffällig  langsamer  gewesen  ist,  was  erfahrungs- 
gemäß nicht  nur  die  körperlichen,  sondern  auch  die  seelischen  Kräfte  eines 
Kranken  aufs  stärkste  angreift.  Die  Rente  für  diese  Zeit  ist  als  Übergangs- 
rente und  Schonungsrente  aufzufassen. 

A^om  1.  Februar  an  und  gegenwärtig  erscheint  Sch.  in  seiner  Erwerbs- 
fähigkeit um  60^/o  beeinträchtigt,  da  er  nur  zeitweise  stehen  und  gehen  kann. 

Das  Gericht  machte  dieses  Gutachten  zur  Grundlage  seiner  Entscheidung. 

Erwerbseinbuße  durch  Unfallfolgen  am  Unterschenkel. 

Einfache  Brüche  des  Unterschenkels. 

Einbruch  des  Wadenbeines.  Keine  Rentengwähriing-. 

A^orgeschichte. 

AA'.  erlitt  am  25.  Mai  1908  durch  einen  Stoß  mit  der  Stiefelspitze  von  seiten 
eines  anderen  Mannes  eine  Verletzung  seines  linken  Fußes.  Er  war  deshalb  vom 
25.  Mai  bis  1.  Juni  1908,  also  6 Tage,  im  Krankenhaus  zu  R.  Das  Röntgenbild 
hatte,  wie  mir  jetzt  mitgeteilt  wird,  eine  Infraktion  des  untersten  AVadenbeinendes 
ergeben.  Am  27.  August  1908  vermochte  Dr.  N.  eine  wesentliche  Schädigung  am 
linken  Unterschenkel  nicht  mehr  festzustellen. 

Eigene  Angaben  des  Klägers. 

„A'on  Zeit  zu  Zeit  habe  ich  noch  Stiche  im  linken  Fuß.“ 

Untersuchungsbefund  (12.  Januar  1910). 

45jähriger,  blaß  aussehender  Mann  in  mäßigem  Ernährungszustände. 

Der  linke  Unterschenkel  zeigt  keinerlei  teigige  Schwellung. 

Die  Haut  ist  nirgends  verfärbt.  Selbst  starker  Fingerdruck  läßt  in  ihr 
keinen  Eindruck  zurück.  Das  linke  Fußgelenk  zeigt  normale  Umrisse. 

Die  Sehnen  auf  dem  Fußrücken  sind  deutlich  sichtbar.  Die  Knöchel  sind 
nicht  verdickt,  insbesondere  weist  der  linke  äußere  Knöchel  keinen  Unterschied 
gegenüber  dem  rechten  auf.  Die  Gruben  neben  der  Achillessehne  sind  links  ebenso 
deutlich,  wie  rechts. 

Engel,  Beurteilung  von  Unfallfolgen. 
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Die  Hebung  der  linken  Fußspitze  gelingt  genau  so  weit,  wie  die  der  rechten, 
das  Senken  ebenfalls  so  weit,  wie  rechts.  Die  Rollbewegungen  sind  völlig  frei. 

lieben  des  inneren  Fußrandes  ist  links  ebensoweit  möglich,  wie  rechts,  das 
des  äußeren  ebenfalls. 

Stehen  und  Hüpfen  auf  dem  linken  Bein  allein  gelingt  vollkommen  sicher. 
Es  beträgt  der  Umfang 


des  Oberschenkels: 

rechts 

links 

im  Schritt 

in  der  Mitte 

oberhalb  der  Kniescheibe 

um  die  Mitte  des  Kniegelenkes 

48 
45  Vo 

32 

33 

48 

451/0 

32 

33 

des  Unterschenkels: 

unterhalb  der  Kniescheibe 

an  der  dicksten  Stelle  der  Wade 

an  der  dünnsten  Stelle 

um  die  Knöchel 

31 

34 

20 

24f/o 

31 

34 

20 

241/2 

Durchmesser  (mit  dem  Tasterzirkel 
gemessen) : 

der  Knöchel 

363/, 

Die  Konsistenz  der  Muskulatur  ist  beiderseits  gleich  kräftig. 

Begutachtung. 

Somit  stimmt  der  heute  erhobene  Befund  im  wesentlichen  mit  dem  von  mir 
vor  dem  Schiedsgericht  für  Arbeiterversicherung  am  18.  Februar  1909  festge- 
stellten überein.  Die  damals  von  mir  abgegebene  Erklärung,  ein  vollkommener 
Knöchelbruch  habe  am  linken  Bein  nicht  Vorgelegen,  wird  durch  die  nachräglich 
vorgelegte  Krankengeschichte  des  Krankenhauses  zu  R.  vollkommen  gestützt.  In 
demselben  wird  angegeben,  daß  das  Röntgenbild  eine  Infraktion  (also  einen  Ein- 
bruch, einen  Sprung)  des  unteren  Wadenbeinendes  gezeigt  habe. 

Dies  Röntgenbild  könnte  volle  Beweiskraft  nur  haben,  wenn  gleichzeitig  von 
dem  nicht  verletzten  rechten  Wadenbein  ein  Röntgenbild  zum  Vergleich  an- 
gefertigt worden  wäre,  denn  es  ist  nicht  ausgeschlossen,  daß  die  von  mir  in 
meinem  Gutachten  vom  18.  Februar,  1909  erwähnte  unregelmäßige  Gestaltung  des 
linken  Wadenbeines,  ungefähr  4 Querfinger  über  dem  äußeren  Knöchel,  die  sich 
rechts  in  gleicher  Weise  findet,  auf  dem  Röntgenbilde  zur  irrtümlichen  Annahme 
einer  Infraktion  geführt  hätte. 

Gleichwohl  soll  zugunsten  des  Verletzten  unterstellt  werden,  er  habe  am 
25.  Mai  1908  einen  Einbruch  des  linken  Wadenbeines  davongetragen. 

Derartige  Verletzungen  sind  ganz  leichter  Art.  Die  überwiegende  Zahl  derartig 
Verletzter  legt  die  Arbeit  überhaupt  nicht  nieder  und  erst  nach  einiger  Zeit  wird 
dann  durch  zufälliges  Auffinden  des  Knochenkallus  durch  einen  Arzt  festgestellt, 
daß  hier  vorher  eine  leichte  Knochenverletzung  Vorgelegen  habe.  In  6 — 8 Wochen 
pflegen  derartige  Verletzungen  restlos  geheilt  zu  sein. 

Am  Ende  der  13.  Woche  vermochte  Dr.  H.  einen  nennenswerten  Befund,  der 
für  eine  Erwerbsbehinderung  sprach,  nicht  festzustellen.  Das  Untermaß  von  V2 
zu  ungunsten  der  linken  Wade  kann  als  erwerbshinderndes  Moment  nicht  in  Be- 
tracht kommen. 

Somit  muß  ich  nach  nochmaliger  Untersuchung  des  Verletzten  und  nach  er- 
folgter Kenntnisnahme  der  Krankengeschichte  des  Krankenhauses  zu  R. , wonach 
es  sich  um  eine  Infraktion,  aber  nicht  um  eine  Fraktur  (Bruch)  des  untersten 
Wadenbeinendes  gehandelt  hat,  mein  Gutachten  vom  18.  Februar  1909  in  allen 
Punkten  aufrecht  erhalten. 


Ki'werbseinbuße  durch  Bruch  des  Unterschenkels. 
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Der  Vorgang  vom  25.  Mai  1908  hat  bei  W.  keine  erwerbsbeschränkenden 
Folgen  hinterlassen.  Er  ist  infolgedessen  durch  Unfallfolgen  seit  dem  25.  August 
1908  in  seiner  Erwerbsfähigkeit  nicht  beeinträchtigt  gewesen  und  gegenwärtig 
nicht  beeinträchtigt. 

Auf  Grund  dieses  Gutachtens  wies  auch  das  Keichsversiclierungsamt  die 
Kentenansprüche  des  Klägers  ab. 

Bruch  des  ruterscheiikels.  Aufhebung-  der  25o/oigeii  Rente  nach 

10  Monaten. 

Unfall:  11.  Januar  1907.  Bruch  des  linken  Unterschenkels  durch  Ausgleiten 
am  Brunnen. 

Eigene  Angaben  der  Klägerin. 

„Ich  kann  nicht  aushalten,  namentlich  wenn  ich  den  Lederschuli  anhabe. 
Wenn  ich  an  die  Bruchstelle  mit  dem  Finger  komme,  möchte  ich  Feuer  schreien. 
Bei  Witterungswechsel  kann  ich  es  nicht  aushalten.  Ich  besorge  nur  meine  Haus- 
wirtschaft. Von  seiten  der  Lunge  und  des  Herzens  habe  ich  keine  Beschwerden.“ 

Untersuchungsbefund  (18.  April  1908). 

34jährige  Frau  in  genügendem  Ernährungszustände,  deren  Gang  nichts  Auf- 
fälliges darbietet. 

Der  linke  Unterschenkel  zeigt  keinerlei  Schwellung  und  unterscheidet  sich 
äußerlich  in  nichts  vom  rechten.  Etwa  handbreit  über  dem  inneren  linken  Knöchel 
fühlt  man  am  Schienbein  die  fest  knöchern  ohne  Verschiebung  verheilte  Bruch- 
stelle, als  leichte  Knochenauftreibung,  die  nicht  druckempfindlich  ist.  Am  Waden- 
bein ist  die  Bruchstelle  nur  noch  ganz  undeutlich  zu  erkennen. 

Die  Haut  ist  nicht  verfärbt.  Fingerdruck  läßt  in  ihr  keinen  Eindruck  zu- 
rück. Das  linke  Fußgelenk  zeigt  normale  Umrisse. 

Die  Sehnen  auf  dem  Fußrücken  sind  deutlich  sichtbar.  Die  Gruben  neben 
der  Achillessehne  sind  links  genau  so  deutlich,  wie  rechts. 

Die  Hebung  der  linken  Fußspitze  gelingt  ebenso  weit  wie  rechts,  das 
Senken  ebenfalls. 

Die  Rollbewegungen  sind  vollkommen  frei. 

Heben  des  inneren  linken  Fußrandes  ist  ebensoweit  möglich,  wie  rechts,  das 
des  äußeren  ebenfalls. 


Es  beträgt  der  Umfang 

rechts 

links 

des  Kniegelenkes 

des  Unterschenkels: 

...  34 

34 

unterhalb  der  Kniescheibe 

. . . 303/4 

31  (knapp) 

an  der  dicksten  Stelle  der  Wade  . . . 

. . . 3IV2 

311/4 

an  der  dünnsten  Stelle 

. 211/2 

211/2 

Die  Konsistenz  der  Muskulatur  ist  beiderseits  gleich.  Das  Stehen  auf  je 
einem  Bein  gelingt  andauernd  und  sicher.  Angesichts  der  guten  Konsistenz  der 
Muskulatur  kann  das  geringe  Untermaß  von  1/4  cm  nicht  in  Betracht  kommen. 

Begutachtung. 

Gegenüber  dem  Befunde,  der  zur  Rentenfestsetzung  von  25o/o  geführt  hat, 
ist  eine  wesentliche  Besserung  eingetreten. 

Dieselbe  besteht  in  folgendem: 

1.  Während  bei  der  Untersuchung  vom  2.  Juni  1907  der  linke  Fuß,  das  Fuß- 
gelenk und  der  Unterschenkel  bis  etwa  zur  Mitte  leicht  wässerig  durchträukt 
waren,  ist  heute  auch  nicht  mehr  die  Andeutung  einer  derartigen  Verände- 
rung festzustellen. 

18* 


276 


II.  Teil.  2.  Abschnitt. 


2.  Damals  hatte  der  linke  Unterschenkel  an  der  stärksten  Stelle  ein  Untermaß 

von  (32 ; 28'5  cm).  Heute  beträgt  das  Untermaß  nur  das  bei 

der  vorzüglichen  Konsistenz  der  Muskulatur  keine  Bedeutung  mehr  hat. 

3.  Die  Bewegungen  des  linken  Fußgelenkes,  die  damals  etwa  V4  beschränkt 
waren,  sind  heute  vollkommen  frei. 

Die  von  Dr.  F.  am  2.  Juni  1907  in  einem  halben  Jahre  erwartete  wesent- 
liche Besserung  ist  in  der  Tat  eingetreten. 

Es  handelt  sich  um  einen  vorzüglich  verheilten  Unterschenkelbruch,  ohne 
Beteiligung  von  Gelenken. 

Die  Zunahme  der  Muskulatur  beweist,  daß  die  von  der  N.  geklagten 
Schmerzen  nicht  so  stark  sein  können,  daß  sie  eine  Schonung  des  Fußes  be- 
dingen, da  sonst  das  Untermaß  bestehen  geblieben  wärö.  Die  Schmerzen  bei 
Witterungswechsel  haben  keinen  erwerbshindernden  Einfluß,  sie  stellen  sich  ledig- 
lich als  Unbequemlichkeit  dar. 

Diese  Besserung  besteht  nach  dem  bedenkenfreien  Gutachten  des  Med.-Rat 
Dr.  J.  sicher  seit  dem  28.  Dezember  1907. 

Der  von  Dr.  S.  in  dem  von  der  Klägerin  beigebrachten  Attest  vom  8.  März 
1908  niedergelegte  objektive  Befund  deckt  sich  völlig  mit  den  Ausführungen 
des  Dr.  J. 

Die  Klägerin  ist  durch  Unfallfolgen  seit  dem  27.  Dezember  1907  nicht 
mehr  erwerbsbeschränkt. 

Hierauf  wurde  die  Rente  rechtskräftig  aufgehoben. 


Bruch  des  Uiitersclieiikels.  Reiiteiiaufhelbiiug  nach  3 Jahren. 

Unfall:  29.  August  1903.  Unterschenkelbruch  durch  Sturz  in  einen  Laderaum. 

Eigene  Angaben  des  A^erletzten. 

„Ich  habe  noch  dauernd  Schmerzen  im  linken  Unterschenkel;  ich  ermüde 
sehr  leicht. 

Ich  bin  auf  dem  Dampfer  von  M.  als  Führer  und  habe  pro  Monat  100  M. 
Gehalt.“ 

Untersuchungsbefund. 

am  4.  März  1904. 

Das  linke  Bein  zeigt: 

a)  eine  Verkürzung  um  IV2 
h)  eine  Verkrümmung  des  linken 
Unterschenkels  in  der  Richtung  von 
oben  nach  unten,  derart,  daß  die 
Konkavität  nach  vorn  gerichtet  ist 
und  die  Spitze  der  Konkavität  der 
Bruchstelle  entspricht, 
c)  Schwund  der  Muskulatur  am  linken 
Bein. 


Es  beträgt  der  Umfang 

des  Oberschenkels: 


rechts 

links 

rechts 

links 

o2 

öO 

im  Schritt  . 

571/0 

571  0 

' 

in  der  Mitte 

52 

521/2 

oberhalb  der 

Kniescheibe ...  40 

391/0 

um  die  Mitte 

des  Kniegelenkes  381/4 

381 

am  5.  Oktober  1906. 

Unverändert. 

Unverändert.  Die  Verkrümmung  ist 
nicht  als  sehr  erheblich  zu  bezeichnen. 
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rechts 

links 

des  Unterschenkels: 

rechts 

links 

31 

30  V‘) 

unterhalb  der  Kniescheibe  . . 

35 

341/3 

an  der  dicksten  Stelle  der  Wade 

35 

35 

20  V» 

2OV0 

dicht  oberhalb  der  Bruchstelle 

38 

37 

an  der  dünnsten  Stelle  . . . 

24 

24 

Die  Muskulatur  beider  Beine  fühlt  sich  gleich  derb  an. 

Danach  ist  eine  erhebliche  Zunahme  der  Muskulaturumfänge  am  linken  Beine 
zu  verzeichnen,  und  zwar  im  Schritt  um  2 cm^  unterhalb  der  Kniescheibe  um  V2 
au  der  dicksten  Stelle  der  Wade  um  2/3  cm.  Am  linken  Unterschenkel  besteht  keine 
teigige  Schwellung,  obwohl  0.  eine  längere  Reise  hinter  sich  hat.  Das  linke 
Fuß-,  Hilft-  und  Kniegelenk  ist  völlig  frei. 

Es  besteht  auch  kein  Genu  recurvatum  (rückwärts  durchgebogenes  Knie, 
zumeist  bei  Erschlaffung  des  Kniegelenksbandapparates),  wie  Dr.  N.  in  seinem 
von  0.  vorgelegten  Attest  behauptet,  sondern  nur  ein  nach  hinten  etwas  durch- 
gebogener Unterschenkel.  Der  Gang  ist  leicht  hinkend,  aber  Hott.  0.  vermag  auf 
je  einem  Bein  andauernd  und  sicher  zu  stehen,  er  vermag  sich  sogar  auf  die 
linke  Fußspitze  zu  erheben  und  auf  dem  linken  Fuß  allein  vorwärts  zu  hüpfen. 

Begutachtung. 

Seit  der  Untersuchung  am  4.  März  1904  ist  in  dem  Zustande  des  Klägers 
eine  wesentliche  Veränderung  und  infolgedessen  eine  Erhöhung  der  Arbeitsfähig- 
keit eingetreten. 

Die  Veränderung  besteht  in  folgendem : 

Die  linke  Beinmuskulatur  hat  im  Umfange  um  2/3  bis  2 cm  zugenommen 
und  fühlt  sich  nicht  mehr  weicher  an,  als  die  rechte. 

Von  einem  Schwund  der  Beinmuskulatur  kann  füglich  nicht  mehr  gesprochen 
werden. 

Der  Kläger  ist  infolge  des  Unfalles  vom  29.  August  1903  in  der  Zeit  nach 
dem  1.  August  1906  in  seiner  Erwerbsfähigkeit  nicht  beeinträchtigt  gewesen  und 
gegenwärtig  nicht  mehr  beeinträchtigt. 

Daß  es  sich  um  einen  Schrägbruch  des  Unterschenkels  gehandelt  hat,  be- 
dingt keine  schwerere  Beurteilung  der  Verletzung.  Sie  hatte  nur  die  Verkürzung 
von  VUcm  zur  Folge.  Die  meisten  Unterschenkelbrüche  in  der  Mitte  sind  Schräg- 
brüche. 

Auch  die  Ausbiegung  des  Unterschenkels  nach  hinten  hat  keine  weiteren 
erwerbsbeschränkenden  Folgen.  Die  Deduktion,  daß  eine  getragene  Last  nicht 
lotrecht  den  Fuß  treffe,  sondern  die  Ausbiegung,  ist  abwegig.  Geltung  hat  diese 
Betrachtung  nur,  solange  der  Knochenkitt  noch  weich  ist,  die  Bruchstelle  bei  Be- 
lastungen also  noch  nachgiebt.  Der  normale  Unterschenkel  ist  niemals  eine  gerade 
Linie  in  geometrischem  Sinne;  zahlreiche  Leute  mit  0-  oder  X-Beinen  werden 
durch  diese  Deformität  in  ihrer  Erwerbsfähigkeit  nicht  behindert.  Es  handelt  sich 
um  einen  relativ  gut  geheilten  Unterschenkelbruch.  Die  Verkürzung  von  1 1/2  cm 
ist  durch  Beckensenkung  ausgeglichen.  Nach  einem  Verlauf  von  3 Jahren  ist  mit 
Sicherheit  Gewöhnung  an  den  Zustand  eingetreten,  wie  die  gute  Beschaffenheit 
der  Muskulatur  zweifellos  nachweist. 

Die  bisher  gewährte  Rente  von  25'’/o  wurde  hierauf  durch  gerichtliche  Ent- 
scheidung rechtskräftig  aufgehoben. 

Briieli  des  Uiitersclieiikels.  Aufliebuug  der  15o/oigeii  Rente  mich 

4 Jahren. 

Unfall:  13.  Dezember  1902.  Bruch  des  linken  Unterschenkels  durch  Fall. 
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Eigene  Angaben  des  Verletzten. 

„Icli  habe  dieselben  Beschwerden  wie  im  November  1903 . Ich  bekomme 
Schmerzen  im  linken  Fuß,  wenn  ich  den  ganzen  Tag  stehe.  Meine  Arbeit  ist  so, 
daß  ich  den  ganzen  Tag  stehen  muß.  Ich  arbeite  bei  50  Pf.  Stundenlohn.“ 

Untersuchungsbefund  (8.  Februar  1906.  Nachm.  41/2). 

Der  linke  Unterschenkel  ist  in  seiner  Mitte  mit  einer  Verstellung  der  Bruch- 
enden verheilt,  so  daß  derselbe  eine  Ausbiegung  nach  außen  und  hinten  zeigt. 

Der  rechte  Unterschenkel  mißt  von  der  Kniegelenksspalte  bis  zum  inneren 
Knöchel  40  cm,  der  linke  38  cm.  Es  besteht  also  lediglich  eine  Verkürzung  von 
2 cm,  die  durch  Beckensenkung  vollkommen  ausgeglichen  wird.  Der  Uang  ist  nicht 
hinkend  und  Sch.  tritt  mit  dem  linken  Fuß  auf  der  ganzen  Sohlenfläche  und 
nicht  mehr,  wie  früher  vorzugsweise  mit  dem  äußeren  Fußrande  auf.  Sch.  kann 
auf  je  einem  Bein  andauernd  und  sicher  stehen.  Beim  An-  und  Auskleiden  ist 


keine  Behinderung  bemerkbar. 

Es  beträgt  der  Umfang 

des  Oberschenkels:  rechts  links 

in  der  Mitte 49 V2  49^  2 

des  Unterschenkels: 

an  der  dünnsten  Stelle 23  23 

um  die  Knöchel 25  25 


Danach  besteht  kein  Untermaß  des  linken  Unterschenkels  mehr. 

Hierdurch  und  durch  die  normale  Art  des  Auftretens  mit  der  ganzen  linken 
Sohlenfläche  ist  eine  wesentliche  Änderung  in  dem  Zustande  des  Verletzten  ein- 
getreten, die  auf  mindestens  15Vo  zu  veranschlagen  ist. 

Begutachtun  g. 

Als  Unfallfolgen  bestehen  noch  bei  dem  Sch.:  eine  Verbiegung  des  linken 
Unterschenkels  und  Verkürzung  desselben  um  2 cm. 

Sch.  ist  infolge  des  Unfalles  nicht  als  erwerbsbeschränkt  anzusehen,  da  die 
Verkürzung  durch  die  Beckensenkung  ausgeglichen  wird,  im  übrigen  aber  nach 
einem  Zeitraum  von  über  4 Jahren  eine  Gewöhnung  an  den  Zustand  einge- 
treten ist. 

Demgemäß  wurde  die  Aufhebung  der  Rente  von  allen  Instanzen  bestätigt. 

Bruch  des  Unterschenkels.  Muskelahmagerung:  als  Folge  unzweck- 
mäßiger Binden  Wickelung.  Renten  auf  hebung  nach  6 Jahren. 

Unfall:  28.  Oktober  1904.  Sturz  von  einer  Treppe. 

Eigene  Angaben  des  Kläger^. 

„Ich  klage  über  Schmerzen  im  Unterschenkel  beim  Stehen  und  beim  Treppen- 
steigen, die  Zehengelenke  sind  verändert.  Ich  bin  in  einem  Teegeschäft  als  Packer 
und  verdiene  pro  Woche  15  M.“ 

Untersuchungsbefund  (24.  November  1910.  lll/o  Vorm.). 

45jähriger,  gesund  aussehender,  mittelgroßer,  kräftig  gebauter  Manu  in 
gutem  Ernährungszustände,  dessen  Gang  und  Bewegungen  beim  An-  und  Aus- 
ziehen keine  Besonderheiten  darbieten. 

Er  trägt  um  den  Unterschenkel  eine  fest  ungezogene  Trikofschlauchbinde, 
die  quergestellte,  tiefe  Schnürfurchen  der  Haut  erzeugt  hat.  Er  giebt  auf  Be- 
fragen an,  dieselbe  sei  ihm  vom  Arzt  in  .1.  verordnet,  weil  er  in  der  Kellerei 
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gestanden  hätte  — in  der  Nässe  und  Kälte  — und  auch  an  Reißen  gelitten  habe. 
Ohne  die  Binde  schwelle  das  Bein  an.  Im  Sommer  lasse  er  sie  fort,  weil  sie 
durch  die  Hitze  lästig  falle. 

M.  ist  heute  morgen  um  6 Uhr  aufgestanden,  hat  von  7 — 10  Uhr  im  Sitzen 
gearbeitet,  ist  dann  zur  Untersuchung  gefahren,  wo  er  eine  Stunde  im  Warte- 
zimmer gesessen  hat. 

Trotzdem  zeigt  der  rechte  Unterschenkel  keinerlei  teigige  Schwellung.  Die 
Haut  ist  nicht  verfärbt.  Fiugerdruck  läßt  in  ihr  keinen  Eindruck  zurück.  Das 
rechte  Fußgelenk  zeigt  normale  Umrisse.  Die  Sehnen  auf  dem  Fußrücken  sind 
deutlich  sichtbar.  Die  Knöchel  sind  nicht  verdickt.  Die  Gruben  neben  der  Achilles- 
sehne sind  rechts  ebenso  deutlich,  wie  links. 

Die  rechte  Fußsohle  ist  ebenso  kräftig  verhallt  und  mit  dicken  Schwielen 
versehen,  wie  die  linke. 

Der  rechte  Unterschenkel  zeigt  eine  leichte  Ausbiegung  nach  hinten.  Die 
Bruchstelle  ist  ungefähr  in  der  Mitte  am  Schienbein  als  mäßige,  nicht  druck- 
schmerzhafte Knochenauftreibung  zu  fühlen;  in  der  Mitte  des  Wadenbeines  zeigt 
sie  sich  an  durch  die  fühlbare  Verstellung  der  früheren  Knochenbruchstücke,  in- 
dem das  frühere,  obere  Bruchstück*  nach  außen  und  etwas  nach  hinten  abge- 
wichen ist.  Auch  diese  Stelle  ist  nicht  mehr  druckempfindlich. 

In  der  Nähe  des  Wadenbeinbruches  findet  sich  eine  etwa  pfenniggroße,  ober- 
flächliche, nicht  druckschmerzhafte,  völlig  bedeutungslose  Narbe,  die  aber  nach 
Angabe  dauernd  schmerzen  soll. 


Es  beträgt  der  Umfang 


des  Oberschenkels: 

rechts 

links 

in  der  Mitte 

...  47 

47 

des  Unterschenkels: 

an  der  dicksten  Stelle  der  Wade  . . . 

. . . 3UA 

331/, 

an  der  dünnsten  Stelle 

. . . 211/4 

211/0 

um  die  Knöchel 

...  26 

26 

Der  rechte  Unterschenkel  ist  etwa  IV2  verkürzt. 


Die  Muskulatur  des  rechten  Unterschenkels  fühlt  sich  nicht  ganz  so  kräftig 
an,  wie  die  des  linken. 

M.  vermag  auf  dem  rechten  Bein  allein  zu  stehen  und  auf  demselben  allein 
vorwärts  zu  hüpfen,  obwohl  er  sich  dabei  zuerst  übertrieben  ungeschickt  anstellt. 
Beim  Ankleiden  legt  M.  die  Unterschenkelbinde  nicht  wieder  an. 

Begutachtung. 

Gegenüber  den  Verhältnissen,  die  für  die  Gewährung  der  250/oigen  Rente 
maßgebend  gewesen  sind,  ist  in  dem  Zustande  des  Klägers  eine  wesentliche  Bes- 
serung und  damit  eine  Erhöhung  der  Erwerbsfähigkeit  eingetreten. 

Die  Veränderung  besteht  in  folgendem; 

Der  Gang  ist  nicht  mehr  gezwungen,  sondern  völlig  unauffällig. 

Daß  das  rechte  Bein  ausgiebig  benutzt  wird,  beweist  das  Verballtsein  der 
rechten  Fußsohle  sowie  der  vorzügliche  Zustand  der  rechten  Oberschenkelmus- 
kulatur. Schmerzen  können  nach  Ablauf  von  6 Jahren  in  erwerbshinderndem  Grade 
nicht  mehr  angenommen  werden. 

p]ine  Schwellfähigkeit  des  rechten  Unterschenkels  ist  nicht  mehr  anzunehmen. 

Das  Wickeln  des  rechten  Unterschenkels  ist  sinnlos,  zumal  M.  jetzt  mit 
Nässe  und  Kälte  im  Keller  nichts  mehr  zu  tun  hat.  Wenn  aber  M.  durch 
festes  Wickeln  des  rechten  Unterschenkels  die  Blutzufuhr  in  demselben  sperrt 
und  so  die  Ernährung  der  Muskulatur  hindert,  so  ist  das  Untermaß  derselben 
nicht  mehr  allein  auf  den  Unfall,  sondern  zum  Teil  auf  dieses  unzweckmäßige, 
von  anderer  sachverständiger  Seite  ihm  bereits  untersagte  A^erhalten  zu  beziehen. 
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Somit  verbleibt  als  Unfallfolge  lediglich  die  durch  Beckensenkung  ausge- 
glichene Verkürzung  des  rechten  Unterschenkels  von  IVu  cm  und  die  anatomische 
Veränderung  an  der  Bruchstelle. 

An  diese  verhältnismäßig  geringen  Unfallfolgen  darf  nach  Ablauf  von 
6 dahren  völlige  Gewöhnung  angenommen  werden. 

Auf  dem  allgemeinen  Arbeitsmarkte  bedingen  sic  keine  Erwerbsein- 
buße mehr. 

Infolgedessen  ist  M.  durch  Unfallfolgen  zurzeit  in  seiner  Erwerbsfähigkeit 
nicht  mehr  beeinträchtigt. 

Die  Aufhebung  der  Rente  wurde  von  allen  Instanzen  bestätigt. 

Bruch  des  recliteii  Unterschenkels  und  des  linken  äußeren  Knöchels. 

Renten:  45Vo^  25o/o» 

Unfall:  23.  Oktober  1907.  Sturz  in  eine  Baugrube. 

Eigene  Angaben  des  Klägers. 

„Wenn  ich  laufe  — ohne  Stock  geht  es  nicht  — etwa  I/2  Stunde,  dann 
bekomme  ich  Stechen  im  rechten  Unterschenkel  bis  oben  zum  Hüftgelenk.  Bei 
Anstrengungen  treten  Wadenkrämpfe  in  beiden  Beinen  auf,  rechts  mehr,  als  links.“ 

Untersuchungsbefund  (10.  Oktober  1908.  Vorm.  10^/2). 

Mittelgroßer  Mann  in  genügendem  Ernährungszustände  ohne  erkennbare  Ver- 
änderungen der  Intelligenz  oder  des  Gemütszustandes.  Er  trägt  zwei  orthopädische 
Stiefel. 

Der  rechte  Unterschenkel  zeigt  an  der  Grenze  zwischen  mittlerem  und 
unterem  Drittel  den  mit  Verstellung,  aber  fest  knöchern  verheilten  Bruch  des 
Schienbeines;  der  Bruch  des  Wadenbeines  sitzt  2 Querfinger  höher.  Die  Bruch- 
enden weisen  eine  Verschiebung  auf  derart,  daß  das  obere  Schienbeinende  nach 
vorn  und  innen  abgewichen  ist.  Die  Bruchstelle  des  AVadenbeines  soll  noch  druck- 


empfindlich sein. 

Es  beträgt  der  Umfang 

des  Oberschenkels:  rechts  links 

in  der  Mitte 44  44 

um  die  Mitte  des  Kniegelenkes 35  35 

des  Unterschenkels: 

an  der  dicksten  Stelle  der  AVade 28  Sli/^ 

an  der  dünnsten  Stelle 211A  2IU2 

um  die  Knöchel 25  26 

Es  beträgt  die  Länge  der  Beine  84V2  ^7Vo 


Die  rechte  Unterschenkelmuskulatur  ist  noch  sehr  schlaff. 

Die  Unterschenkel  zeigen  keinerlei  teigige  Schwellung. 

Die  Haut  ist  nicht  verfärbt.  Fingerdruck  läßt  in  ihr  keinen  Eindruck  zu- 
rück. Die  Fußgelenke  zeigen  normale  Umrisse,  nur  ist  der  linke  äußere  Knöchel 
leicht  verdickt. 

Die  Sehnen  auf  dem  Fußrücken  sind  beiderseits  deutlich  sichtbar.  Die 
Gruben  neben  der  Achillessehne  sind  beiderseits  deutlich. 

Die  Hebung  der  linken  Fußspitze  gelingt  nicht  so  Aveit,  wie  die  der  rechten, 
das  Senken  gelingt  jedoch  beiderseits  gleich  weit.  Die  Rollbewegungen  sind  links 
noch  etwas  beschränkt. 

Der  Gang  ist  hinkend.  Stehen  auf  je  einem  Bein  ist  noch  unsicher. 


Krwerbsoinbiiße  durch  Bruch  des  Ibiterscbeiikcls. 
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Begutachtung-. 

Als  erwerbsbescliränkende  Folgen  des  Unfalles  vom  25.  Oktober  1907  be- 
stehen bei  V.  nach  Abschluß  des  Heilverfahrens: 

a)  Eine  Verkürzung  des  rechten  Beines  um  3 cm. 
h)  Ein  Untermaß  der  rechten  Beinmuskulatur  um  V‘2 — ^V4 
c)  Fine  Verdickung  des  linken  äußeren  Knöchels  mit  leichter  Bewegungsbe- 
schränkung des  linken  Knöchelgelenkes. 

Hierdurch  ist  V.  in  der  Zeit  nach  dem  1.  August  1908  in  seiner  Erwerbs- 
fähigkeit um  45‘Vo  beeinträchtigt.  Zu  dieser  Schätzung  führt  die  Erwägung,  daß 
Veränderungen,  wie  sie  das  rechte  Bein  aufweist,  nach  Abschluß  des  Heilver- 
fahrens, im  allgemeinen  mit  entschädigt  werden.  Im  vorliegenden  Falle 

konnte  aber  das  linke  Bein  nicht  ausreichend  zur  Entlastung  des  rechten  verwandt 
werden,  da  es  selbst  bescheädigt  ist  und  Unfallfolgen  aufweist,  die  ihrerseits  noch 
eine  Rentengewährung  von  10%  rechtfertigen.  I)a  sich  beide  Unfallfolgen  in  ihrer 
Wirkung  summieren,  erscheint  eine  Rentengewährung  von  45o/o  — im  wesent- 
lichen als  Übergangs-  und  Schonungsrente  für  die  erste  Zeit  — gerechtfertigt. 

Die  gerichtlichen  Entscheidungen  bestätigten  diesen  Rentenvorschlag.  Am 
1.  Dezember  1908  wurde  die  Rente  auf  33Vs%?  am  1.  März  1910  auf  25% 
herabgesetzt. 

Offene  (komplizierte)  Brüche  des  Unterschenkels. 

Offener  Uuterscheukelbnich  mit  Terkürzung-  von  5 cm  und  Yer- 
steifnng:  des  Knöchelgelenkes  (Fractiira  cruris  supramalleolaris  com- 
plicata mit  Resektion  der  oberen  Briichenden). 

Renten:  100®/o, 

Unfall:  2.  November  1908.  Sturz  zwischen  die  Sprossen  einer  Leiter.  Dauer 
des  Heilverfahrens:  15  Monate. 

Eigene  Angaben  des  Verletzten. 

„Ich  kann  nicht  dauernd  stehen  und  gehen.  Wenn  ich  gesessen  habe  und 
aufstehen  will,  habe  ich  das  Gefühl,  als  wenn  der  Fuß  abbrechen  will.  Ich  habe 
ständig  Beschwerden  in  demselben.  In  der  Brust  habe  ich  dauernd  Schmerzen, 
namentlich  nachts,  so  daß  mir  der  Schlaf  gestört  wird.“ 

Untersuchungsbefund  (7.  März  1910.  Vorm.  11). 

41jähriger,  gesund  aussehender,  korpulenter  Mann,  der  mit  2 Stöcken,  links 
stark  hinkend  das  Untersuchungszimmer  betritt.  Das  Körpergewicht  beträgt  (nur 
mit  Hemd)  88'5  hg.  St.  trägt  links  einen  Stiefel  mit  erhöhter  Sohle.  Beim  Sitzen 
hält  St.  den  linken  Unterschenkel  erhoben.  Um  das  linke  Knöchelgelenk  trägt  er 
eine  Binde.  Der  linke  Unterschenkel  zeigt  eine  teigige  Schwellung  bis  hinauf  zur 
Grenze  zwischen  oberem  und  mittlerem  Drittel.  Neben  beiden  Knöcheln  linden  sich 
längs  verlaufende  Narben  von  je  8 cni  Länge.  Die  innere  Narbe  ist  in  ihrem 
untersten  Teile  mit  dem  Knochen  verwachsen.  Von  hier  verläuft  rechtwinkelig 
eine  reaktionslose  Narbe  nach  der  Achillessehne  zu.  Die  Narben  sind  angeblich 
sehr  druckempfindlich.  Oberhalb  der  Narben  ist  die  fest  verheilte  Bruchstelle  als 
unregelmäßige  Knochenverdickung  zu  fühlen.  Die  Haut  ist  leicht  bläulich  verfärbt. 
Fingerdruck  läßt  in  ihr  eine  deutliche  Delle  zurück.  Das  linke  Fußgelenk 
zeigt  keine  normalen  Umrisse.  Die  Sehnen  auf  dem  Fußrücken  sind  nicht  ganz 
deutlich  sichtbar.  Die  Knöchel  selbst  sind  nicht  verdickt.  Die  Gruben  neben  der 
Achillessehne  sind  links  ausgefüllt.  Die  Hebung  der  linken  Fußspitze  gelingt  nur 
in  ganz  geringer  Weise,  das  Senken  ebenfalls  nur  in  ganz  beschränktem  Maße. 
Die  Rollbewegungen  sind  aufgehoben.  Heben  des  inneren  Fußrandes,  wie  das  des 
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äußeren,  ist  aufgehoben.  Für  praktische  Verhältnisse  ist  das  linke  Fußgelenk  als 
versteift  zu  betrachten.  Heide  Unterschenkelknochen  sind  in  ihrem  untersten 
Drittel  erheblich  verdickt  und  unregelmäßig  gestaltet. 

Es  beträgt  der  Umfang 

des  Oberschenkels: 

im  Schritt 

in  der  Mitte 

oberhalb  der  Kniescheibe  . . . 

um  die  Mitte  des  Kniegelenkes  . 

des  Unterschenkels: 

unterhalb  der  Kniescheibe 37 V2  37b  o 

an  der  dicksten  Stelle  der  Wade 381/2  37 

an  der  dünnsten  Stelle 25  26b  2 

um  die  Knöchel 27  28 

Es  beträgt  die  Länge  der  Beine 91  86 

Die  Herztöne  sind  rein,  etwas  leise.  Der  Puls  beträgt  in  der  Ruhe  beim 
Liegen  96  Schläge,  nach  mehrmaligem  Aufrichten  aus  der  horizontalen  Lage  114, 
im  Stehen  nach  dem  Ankleiden  120.  Die  Herzdämpfungsfigur  ist  nach  rechts  und 
links  um  je  einen  Querfinger  verbreitert.  Die  Gefäß wandung  ist  elastisch. 

Begutachtung 

Der  Unfall  vom  2.  November  1908  hat  bei  dem  Kläger  unmittelbar  hinter- 
lassen: 

a)  Eine  Verkürzung  des  linken  Unterschenkels  um  5 cm. 

h)  Eine  fast  völlige  Versteifung  des  linken  Fußgelenkes  in  annähernd  recht- 
winkeliger Stellung. 

c)  Ernährungsstörungen  des  linken  Unterschenkels  (teigige  Schwellung,  Muskel- 
abmagerung). 

Hieraus  ergiebt  sich  eine  Unfähigkeit,  Arbeiten,  die  Stehen  oder  Gehen 
erfordern,  zu  verrichten. 

Als  mittelbare  Folgen  hat  der  Unfall  vom  2.  November  1908  hinter- 
lassen : 

d)  Eine  durch  das  lange  Krankenlager  und  durch  die  behinderte  Gehfähigkeit 
bedingte  Korpulenz,  sowie  als  deren  Folge  eine  relative  Herzschwäche. 

Durch  diese  Unfallfolgen  ist  S.  seit  dem  1.  Dezember  1909  in  seiner  Er- 
werbsfähigkeit beeinträchtigt : 

a)  bis  zum  28.  Februar  1910  um  IOO^/q. 

Das  Heilverfahren  hat  über  ein  Jahr  gedauert.  Die  Verletzung  war 
eine  außerordentlich  schwere.  Durch  die  unfreiwillige  Muße  hat  sich  eine 
hinderliche  Korpulenz  herausgebildet.  Demzufolge  mußte  dem  Verletzten  auch 
für  die  Aufnahme  leichtester  Arbeit  eine  Schonungs-  und  Übergangszeit  von 
3 Monaten  gegönnt  werden,  während  der  er  seine  Geh-  und  Stehfähigkeit 
zu  bessern  versuchen  konnte. 

h)  Vom  1.  März  1910  ab,  um  80%,  da  gegenwärtig  nur  zeitweise  leichte  Ar- 
beiten im  Sitzen  verrichtet  werden  können. 

Von  dem  Herrn  A^orgutachter  weiche  in  der  Schätzung  ab,  weil  ich  dem 
langen  Heilverfahren  eine  besondere  Berücksichtigung  zuteil  werden  lasse. 

Auf  der  Basis  dieses  Gutachtens  schlossen  beide  Parteien  einen  Vergleich. 
Im  Oktober  1910  wurde  der  Kläger  in  einem  neuen  Rentenstreitverfahren 
von  mir  untersucht. 


i’echts 

links 

. 591/2 

58 

. 531/9 

51 

. 42 

42 

. 41 

41 
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Eigene  Angaben  des  Verletzten. 

„l)er  Fnß!  Icli  muß  immer  eine  Binde  tragen,  sonst  kann  ich  nicht  laufen. 
Schmerzen  habe  ich  immer.  Ich  kann  nur  mit  2 Stöcken  laufen. 

Die  Brustschmerzen  sind  noch  so  wie  damals,  hin  und  wieder  treten  sie 
schärfer  auf,  manchmal  weniger.  Ich  habe  vergeblich  versucht,  einen  Wächter- 
posten zu  übernehmen.“ 

Un tei’suchun gsbef und  (27.  Oktober  1910.  Vorm.  llVs)- 

41  jähriger,  gesund  ausseheuder  Mann,  in  gutem  Ernährungszustände,  von 
86*5  kg  Körpergewicht  (nur  mit  Hemd  bekleidet),  der  auf  2 Stöcke  gestützt,  links 
hinkend  das  Untersuchungszimmer  betritt.  Der  linke  Stiefel  hat  eine  erhöhte  Sohle, 
um  das  linke  Knöchelgelenk  trägt  S.  eine  Binde.  Beim  Sitzen  läßt  er  heute  das 
linke  Bein  beschwerdefrei  herunterhäugen. 

Eine  teigige  Schwellung  ist  am  linken  Unterschenkel  nicht  mehr  vorhanden. 
Fingerdruck  läßt  keinen  Eindruck  mehr  zurück.  Die  früher  beschriebenen  Narben, 
sowie  die  Bruchstelle  bestehen  unverändert.  Sie  sollen  noch  sehr  druckschmerzhaft 
sein.  Eine  bläuliche  Verfärbung  der  Haut  ist  nicht  mehr  vorhanden.  Die  Umrisse 
des  linken  Fußgelenkes  sind  noch  undeutlich.  Die  Sehnen  auf  dem  linken  Fuß- 
rücken sind  indess  jetzt  sichtbar,  wenngleich  noch  nicht  ganz  so  deutlich,  wie  rechts. 

Die  Achillessehnengruben  sind  links  noch  ausgefüllt,  die  Beweglichkeit  des 
Fußgelenkes  ist  schwer  behindert.  Es  besteht  eine  leichte  Spitzfußstellung.  Die 
linke  Fußsohle  zeigt  Verballung. 

Die  Herztöne  sind  rein,  etwas  leise.  Der  Puls  beträgt  120  Schläge,  nach 
mehrmaligem  Bücken  ebenfalls  120  Schläge.  Eine  Verbreiterung  der  Herzdämpfung 
ist  nicht  mehr  nachweisbar. 

Lunge  und  Bauchorgane  lassen  keinen  krankhaften  Befund  erkennen.  Es 


besteht  kein  Husten. 

Es  beträgt  der  Umfang 

des  Oberschenkels:  rechts  links 

im  Schritt 60  58i/<. 

in  der  Mitte 55Vo  53k/o 

oberhalb  der  Kniescheibe 41 V2  41i/o 

um  die  Mitte  des  Kniegelenkes 40  40 

des  Unterschenkels : 

unterhalb  der  Kniescheibe 35  35 

an  der  dicksten  Stelle  der  Wade 38  362/o 

an  der  dünnsten  Stelle 23  25f/2 

um  die  Knöchel 251/2  28 


Die  Verkürzung  des  linken  Beines  beträgt  noch  5 cm. 

Begutachtung. 

Seit  der  Untersuchung  im  März  1910  ist  in  dem  Zustande  des  l'erletzten 
eine  wesentliche  Veränderung  und  infolgedessen  eine  Erhöhung  der  Arbeitsfähig- 
keit erfolgt. 

Die  Veränderungen  bestehen  in  folgendem: 

a)  Die  teigige  Schwellung  am  linken  Unterschenkel  ist  geschwunden. 

h)  Die  bläuliche  Verfärbung  der  Haut  ist  beseitigt. 

c)  Die  Verbreiterung  der  Herzdämpfungsfigur  ist  beseitigt,  Anzeiclien  von  Herz- 
schwäche sind  nicht  mehr  vorhanden. 

d)  Eine  weitere  Abmagerung  der  linken  Beinmuskulatur  hat  nicht  stattgefiiuden. 

e)  Das  übermäßige  Körpergewicht  ist  von  88*5  kg  auf  86*5  kg  zurückgegangen. 

Der  Verletzte  ist  daher  infolge  des  Unfalles  vom  2.  November  1908 
in  der  Zeit  nach  dem  1.  Oktober  1910  in  seiner  Erwerbsfähigkeit  nur  noch  um 
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öO%  beeinträchtigt  gewesen  und  gegenwärtig  noch  um  50%  beeinträchtigt.  Die 
häufigen  Reparaturen  des  linken  Absatzes  (vgl.  Akteninhalt)  beweisen,  daß  der 
linke  Fuß  beim  Gehen  benutzt  wird.  Von  der  Notwendigkeit,  daß  immer  noch 
2 Stöcke  getragen  werden  müssen,  vermag  ich  mich  nicht  mehr  zu  überzeugen. 

Die  Einschätzung  rechtfertigt  sich  aus  der  Erwägung,  daß  S.  durch  seinen 
Zustand  jetzt  nicht  mehr  so  schwer  betroffen  ist  wie  jemand,  der  sein  ganzes 
linkes  Rein  verloren  hat,  wofür  eine  Rente  von  60%  gewährt  zu  werden  pflegt. 

Schiedsgericht  und  Reichs  versicherungsamt  entschieden  demgemäß. 

Offener  Bruch  des  Unterschenkels  mit  Versteifung-  des  Knie-  und 
Fußgelenkes,  Spitzfußstellung.  Rente:  lOO^o^  80 Vo. 

Unfall:  10.  September  1903.  Komplizierter  Splitterbruch  des  rechten  Unter- 
schenkels durch  Sturz  vom  Mast  auf  das  Verdeck.  Heilverfahren  mit  Unter- 
brechungen bis  12.  April  1906. 

PHgene  Angaben  des  Verletzten. 

„Ich  kann  nicht  ordentlich  laufen,  der  rechte  Fuß  ist  im  Knie  und  Fuß- 
gelenk steif.“ 

Untersuchungsbefund  (3.  Juli  1906.  Vorm.  11). 

K.  betritt  das  Untersuchungszimmer  schwer  hinkend  auf  2 Stöcke  gestützt. 
Au-  und  Auskleiden  läßt  im  Gebrauch  des  rechten  Armes  keine  wesentliche  Be- 
hinderung erkennen. 

Der  rechte  Unterschenkel  zeigt  über  dem  Schienbein  mehrere  feste,  mit 
der  Unterlage  verwachsene,  von  mehreren  nach  dem  Unfall  notwendig  gewordenen 
Operationen  herrührende  Narben.  Die  Haut  des  rechten  Unterschenkels  ist  zum 
größten  Teil  bräunlich  verfärbt  und  bis  zur  Mitte  teigig  geschwollen.  Der  Unter- 
schenkelbruch in  der  Nähe  des  Kniegelenkes  ist  mit  Verstellung  der  Eruchenden 
und  mit  einer  Verkürzung  um  etwa  3 cm  völlig  verheilt.  Die  Bruchstellen  sind 
noch  erheblich  verdickt,  unregelmäßig  und  schmerzempfindlich. 

Das  rechte  Kniegelenk  ist  erheblich  verdickt  (l^/o  cm  Mehrumfang)  und 
nur  in  so  geringen  Grenzen  beweglich,  daß  es  praktisch  als  völlig  versteift  in 
Streckstellung  anzusehen  ist.  Dem  Ausfall  seiner  Funktion  entspricht  ein  Minder- 
maß der  rechten  Oberschenkelmuskulatur  von  3 — 5 cm. 


Es  beträgt  der  Umfang: 

des  Oberschenkels : rechts  links 

im  Schritt 59  62 

in  der  Mitte 50  55 

um  die  Mitte  des  Kniegelenkes 44 


Der  rechte  Fuß  ist  im  rechten  Knöchelgelenk  rechtwinkelig  versteift.  Die 
ersten  drei  Zehen  sind  im  Grundgelenk  amputiert.  Die  Narben  zeigen  eine  gute 
Beschaffenheit.  Das  Fußgewölbe  ist  durch  Kontraktur  der  Beugesehuen  stark 
gewölbt,  so  daß  eine  Art  Spitzfuß  resultiert,  auf  dem  K.  nicht  stehen  kann  und 
der  beim  Voransetzen  in  halbkreisförmigem  Bogen  herumgeführt  werden  muß. 

Durch  Druck  der  Krücke  auf  das  Armnervengeflecht  ist  der  rechte  Arm 
zur  Zeit  schwächer  als  der  linke. 

]^s  beträgt  der  Umfang 


des  Oberarmes: 

rechts 

links 

um 

den 

horizontalen  Deltamuskel 

. 36 

37 

um 

den 

hängenden  Delta  in  Achselhölilenhöhe  . 

33^  .) 

34 

um 

den 

zweiköpfigen  Muskel  (Biceps)  .... 

. 33 

33 

des  Unterarmes: 

an 

der 

dicksten  Stelle 

. 291/., 

30V-J 

Die  grobe  Kraft  der  rechten  Hand  ist  noch  deutlich  herabgesetzt. 
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l)Cgiitachtung. 

Als  erwerbsbescliränkendo  Folgen  hat  der  Unfall  vom  10.  September  1908 
bei  dem  Kläger  hinterlassen: 

1.  Versteifung  des  i-echten  Knie-  und  Knöcbelgelenkes  mit  Verdickung  des 
ersteren. 

2.  Verdickung  und  Schwellungsfähigkeit  des  rechten  Unterschenkels. 

3.  Verkürzung  des  rechten  Beines  um  3 cm. 

4.  Erhebliche  Schwäche  der  rechten  Oberschenkelmuskulatur. 

5.  Verlust  der  ersten  drei  Zehen  rechts. 

6.  Ungünstige  Stellung  des  Vorderteiles  des  rechten  Fußes. 

7.  Glaubhafte  Schmerzen  im  rechten  Bein. 

8.  Leichte  Schwäche  des  rechten  Armes. 

Aus  diesem  Zustande  ergiebt  sich  für  K.  eine  außerordentliche  Erschwerung 
des  Platzwechsels,  den  er  nur  auf  ebener  Erde  mit  Hilfe  von  2 Stöcken  vor- 
nehmen kann.  Dauerndes  Sitzen  macht  wegen  der  Versteifung  des  Kniegelenkes 
Beschwerden.  Der  Zustand  des  rechten  Beines  ist  für  schwerer  zu  erachten  als 
der  glatte  ^"erlust  des  Unterschenkels,  da  K.  mit  einem  Stelzfuß  sicherlich  besser 
und  leichter  gehen  könnte.  Eine  Besserung  der  Funktion  wird  durch  Absetzung 
des  Vorderfußes  zu  erzielen  sein,  mit  der  K.  einverstanden  erscheint. 

Für  die  Einschätzung  der  Erwerbsunfähigkeit  ist  zu  berücksichtigen: 

a)  daß  K.  vom  10.  September  1903  bis  12.  April  1906  in  ärztlicher  Behandlung 
gewesen  ist,  während  dieser  Zeit  von  gewinnbringender  Arbeit  entwöhnt  ist. 

h)  daß  für  K.  nach  seiner  Ausbildung  als  Steuermann  ein  sehr  geringes  Feld 
gewinnbringender  Tätigkeit  verbleibt. 

c)  daß  dem  K.  billigerweise  nicht  zugeniutet  werden  kann,  nach  über  2i/ojähriger 
Behandlung  am  Tage  nach  der  Entlassung  aus  der  Anstalt  mit  lohubringender 
Arbeit,  die  zumal  für  ihn  sehr  schwer  zu  beschaffen  ist,  zu  beginnen. 

Aus  diesen  Erwägungen  heraus  erscheint  K.  durch  die  Unfallfolgen  in  der 
Zeit  nach  dem  13.  April  1906  bis  1.  Juni  1906  um  lOQVo  beeinträchtigt  (Über- 
gangs- und  Gewöhnungsrente),  nach  dem  1.  Juni  1906  aber  um  SO^/o-  kann 
nur  zeitweise  im  Sitzen  arbeiten,  kann  sich  Arbeitsmaterial  nur  sehr  schwer  an 
seinen  Arbeitsplatz  holen  und  hat  außerdem  noch  eine  objektiv  nachweisbare 
Schwäche  im  rechten  Arm. 

Das  Gericht  sprach  dem  Verletzten  die  vorgeschlagenen  Renten  zu. 

Brüche  des  Unterschenkels  mit  Bildung  eines  falschen  Gelenkes. 
Bruch  des  Uiitersclieiikels  mit  Bildung-  eines  falschen  Gelenkes. 

Beute:  100<^/o,  SO^/o* 

Unfall:  6.  Juni  1906.  Überfahrung. 

Eigene  Angaben  des  Verletzten. 

„Ich  kann  mit  dem  linken  Bein  nicht  auftreten,  manchmal  geht  es,  manch- 
mal nicht.  Ich  habe  keine  Sicherheit  in  dem  linken  Bein.  Gearbeitet  habe  icii 
noch  nichts.“ 

Untersuchungsbefund  (22.  November  1906.  Nm.  12i/o). 

M.  betritt  das  Untersuchungszimmer  schwer  hinkend,  auf  einen  Stock  ge- 
stützt. Am  linken  Unterschenkel  trägt  derselbe  eine  Gipshülse,  die  abnehmbar  ist 
und  nur  vom  Knöchelgelenk  bis  zum  Kniegelenk  reicht.  Da  die  Gelenke  in  diesen 
Stützapparat  nicht  einbezogen  sind,  kann  demselben  eine  wesentliche  Bedeutung 
nicht  beigelegt  werden.  Die  Haut  des  linken  Unterschenkels  zeigt  deutliclio  Ein- 
drücke, die  darauf  hinweisen,  daß  die  Hülse  dauernd  getragen  wird. 
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Der  etwa  13  cm  oberhalb  des  Fußgelenkes  belegene  Bruch  beider  Unter- 
schenkelknochen ist  nicht  knöchern  und  nicht  fest  verheilt.  An  der  Bruchstelle 
zeigt  sich  nur  eine  ganz  geringe  Knochenverdickung.  Das  untere  Bruchstück  kann 
gegen  das  obere  seitlich  abgebogen  werden. 


Es  beträgt  der  Umfang 

des  Oberschenkels : rechts  links 

in  der  Mitte 49  47 

um  die  Mitte  des  Kniegelenkes 39  40 

des  Unterschenkels: 

an  der  dicksten  Stelle  der  Wade 38  35 


Der  linke  Unterschenkel  ist  bis  zur  Mitte  bläulich  verfärbt  und  zeigt  in 
derselben  Ausdehnung  eine  leichte  teigige  Schwellung.  Fingerdruck  erzeugt  deut- 
liche Dellen. 

Soll  M.  sitzend  das  linke  Kniegelenk  strecken,  so  unterstützt  er  den  linken 
Unterschenkel  mit  der  Hand.  Stützt  M.  sitzend  den  linken  Unterschenkel  auf  die 
Ferse,  so  entsteht  an  der  Bruchstelle  eine  deutliche  Durchbiegung  nach  hinten. 

Auf  dem  linken  Bein  allein  kann  M.  nicht  stehen. 

Am  linken  Kniegelenk  zeigt  sich  der  vor  der  Kniescheibe  liegende  Schleim- 
beutel vergrößert.  Diese  Erscheinung  ist  nicht  Unfallfolge. 

Begutachtung. 

Als  Folgen  hat  der  Unfall  vom  6.  Juni  1906  bei  dem  Verletzten  hinter- 
lassen: 

a)  Einen  unvollkommen  (nicht  knöchern,  sondern  nur  bindegewebigj  verheilten 
Bruch  des  linken  Unterschenkels  mit  Bildung  eines  falschen  Gelenkes. 

h)  Eine  Abmagerung  der  linken  Wade,  Ernährungsstörungen  des  linken  Unter- 
schenkels. 

c)  Unfähigkeit,  selbst  zu  ebener  Erde  längere  Wegstrecken  in  bestimmter  Zeit 
zurückzulegen. 

Nach  diesem  Befunde  verbleibt  dem  M.  ein  sehr  geringes  Feld  lohnbrin- 
gender Tätigkeit,  da  er  auf  Arbeiten  im  Sitzen  beschränkt  ist. 

Eine  Besserung  des  Zustandes  ist  zu  erwarten  durch  eine  im  allgemeinen 
ungefährliche  Operation  (Anfrischung  der  Bruchstelle,  Knochennaht,  Stauung), 
zu  der  M.  geneigt  erscheint,  oder  durch  Gewährung  eines  Schienenhülsenapparates. 

Durch  diese  Unfallfolgen  erscheint  M.  seit  der  Beendigung  des  Heilver- 
fahrens vom  8.  November  1906  bis  30.  November  1906  um  lOO^o?  nach  dieser 
Zeit  aber  vorübergehend  um  80%  iQ  seiner  Erwerbsfähigkeit  beeinträchtigt.  Der 
Vorschlag  der  Vollrente  für  die  erste  Zeit  nach  der  Entlassung  aus  dem  Kranken- 
hause rechtfertigt  sich  aus  der  Erwägung,  daß  dem  M.  Gelegenheit  gegeben  wer- 
den muß,  sich  auf  einem  ihm  bisher  fremden  Gebiete  Arbeitsgelegenheit  zu  suchen. 

Das  Gericht  folgte  diesem  Renten  vorschlage. 

Bruch  des  Untersclieiikels  mit  Bildung-  eines  falschen  Gelenkes. 

Reute:  80%. 

Unfall : 14.  Juni  1904.  Komplizierter  rechtsseitiger  Unterschenkelbruch 
durch  Sturz  von  der  Leiter  und  Hängenbleiben  zwischen  zwei  Sprossen. 

Eigene  Angaben  des  Verletzten. 

„Ich  kann  nichts  arbeiten.“ 


Erwerbseinbuße  durch  Bruch  des  llutorsclienkels. 
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Untersuchiiugsbefu  nd 


am  24.  November  1904. 

Von  den  beiden  gebrochen  ge- 
wesenen Knochen  des  rccliten  Unter- 
schenkels scheinen  die  Wadenbeinbruch- 
stücke im  unteren  Drittel  fest  verheilt 
zu  sein. 

....  am  Hauptknochen,  dem 
Schienbein  ist  noch  keine  feste  Ver- 
bindung eingetreten;  man  kann  die 
Stücke  noch  gegen  einander  bewegen. 

Es  besteht  vom  Fußrücken  an 
bis  über  das  Knie  noch  beträchtliche 
Schwellung  bei  Abnahme  der  Waden- 
muskulatur (Differenz  5 cm). 


Die  aktiven  Bewegungen  im  Knie- 
und  Fußgelenk  sind  ebenfalls  beträcht- 
lich eingeschränkt. 

W.  trägt  einen  unzureichenden 
am  rechten  Unterschenkel,  der  nur  bis 


am  20.  November  1906. 

Die  Verheilung  ist  keine  feste,  das 
untere  Stück  des  Unterschenkels  ist 
gegen  das  obere  abnorm  zu  bewegen. 
Es  hat  sich  ein  falsches  Gelenk  (Pseud- 
arthrose)  gebildet. 

Unverändert. 


Die  Schwellung  hat  abgenommen. 
Fingerdruck  erzeugt  bis  zur  Mitte  der 
Wade  noch  leichte  Dellen. 

Es  beträgt  der  Umfang 

des  Oberschenkels  : rechts  links 


im  Schritt 

61 

63 

in  der  Mitte 

58V2 

61 

oberh.  d.  Kniescheibe  . . 

471/2 

44 

um  die  Mitte  des  Kniege- 

lenkes 

41 

391/2 

des  Unterschenkels; 

unterhalb  der  Kniescheibe 

351/2 

37 

an  der  dicksten  Stelle  der 

Wade 

341/2 

411/2 

Es  beträgt  die  Länge  der 

Beine 

80 

84 

Kniegelenksbeugungen 

sind  behin- 

dert.  Fußgelenksbewegungen  sind  aufge- 
hoben. 

Die  Narbe  am  inneren  Knöchel 
ist  stark  druck einptindlich. 

zu  kurzen  — orthopädischen  Apparat 
iterhalb  des  Kniegelenkes  reicht. 


Begutachtung. 

Seit  der  Untersuchung  am  2.  und  24.  November  1904  ist  in  dem  Zustande 
des  Klägers  keine  wesentliche  V eränderung  und  infolgedessen  auch  keine  Erhöhung 
der  Arbeitsfähigkeit  eingetreten. 

Die  eingetretene  Abnahme  der  Schwellung  bedeutet  im  vorliegenden  Falle 
keine  Zunahme  der  Erwerbsfähigkeit. 

Kläger  ist  infolge  des  Unfalles  vom  14.  Juni  1904  in  der  Zeit  nach  dem 
1.  November  1905  in  seiner  Erwerbsfähigkeit  um  100%  beeinträchtigt  gewesen 
und  gegenwärtig  noch  um  100%  beeinträchtigt. 

Der  sehr  korpulente  Mann  ist  gezwungen,  trotz  des  — zu  kurzen  — 
Schienenapparates  beim  Gehen  sich  auf  zwei  Stöcke  zu  stützen.  Hierbei  wird  die 
Armmuskulatur  so  stark  angestrengt,  daß  die  Hände  zu  zittern  beginnen  und 
auch  zu  leichter  ilrbeit  im  Sitzen  nicht  verwendet  werden  können. 

Eine  Besserung  des  Zustandes  wäre  zu  erwarten  durch  eine  ungefährliche 
Operation  (Anfrischung  der  Bruchstellen  und  Knochennaht)  oder  durch  Gebrauch 
eines  Schienenhülsenapparates,  der  bis  zum  Becken  hinauf  reicht. 
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Das  Scliiedsgericht  schloß  sich  diesem  Gutachten  an  und  hob  den  die  Voll- 
rente auf  80%  herabsetzenden  Descheid  der  Derufsgenossenschaft  auf.  Das  Reichs- 
versicherungsaint  stellte  aber  den  Bescheid  der  Berufsgenossenschaft  wieder  her, 
indem  es  die  Behinderung  der  Arme  nicht  als  erwerbsstörend  anerkannte. 

Statt  des  unzweckmäßigen  orthopädischen  Apparates  wurde  dem  Verletzten 
ein  Beinschienenhülsenapparat  geliefert,  den  er  dauernd  bemängelte.  Im  JuiiT907 
behauptete  er,  es  sei  eine  Verschlimmerung  seines  Zustandes  eingetreten,  begehrte 
die  Gewährung  der  Vollrente  sowie  die  Lieferung  eines  neuen  Stützapparates. 

Es  kam  zu  einer  erneuten  Untersuchung. 

Eigene  Angaben  des  Verletzten. 

„Es  ist  schlimmer  geworden. 

Ich  habe  heftige  Schmerzen  an  der  Bruchstelle  und  im  rechten  Unterbein. 
Außerdem  habe  ich  jetzt  Schmerzen  im  Kopf.  Ich  habe  Schreibarbeit  versucht, 
aber  ich  halte  es  nicht  aus.“ 

Untersuchungsbefund  (26.  Oktober  1907). 

Korpulenter  Mann,  der  auf  zwei  Stöcke  gestützt,  stark  hinkend  das  Unter- 
suchungszimmer betritt.  Er  trägt  auch  heute  einen  rechtsseitigen  orthopädischen 
Stiefel,  bei  dem  unter  dem  Knie  am  Unterschenkel  zwei  Wangen  angreifeu,  die 
durch  seitliche  Schienen  mit  der  Stiefelsohle  verbunden  sind.  (Den  großen  Schienen- 
hülsenapparat könne  er  nicht  tragen,  er  passe  nicht.) 

Die  Klagen  werden  in  lebhafter,  aber  sachlicher  Form  vorgebracht.  Die 
Narbe  über  dem  inneren  Knöchel  soll  schon  bei  leisester  Berührung  außerordent- 
lich schmerzhaft  sein,  bei  abgelenkter  Aufmerksamkeit  wird  später  selbst  stärkerer 
Druck  nicht  schmerzhaft  empfunden.  Die  Narbe  über  dem  äußeren  Knöchel 
ist  belanglos.  Die  Achillessehnengruben  des  rechten  Beines  sind  noch  ausgefüllt. 
Das  rechte  Fußgelenk  ist  im  Sinne  der  Hebung  und  Senkung  der  Fußspitze  etwas 
beweglich  geworden.  Das  falsche  Gelenk  am  rechten  Unterschenkel  besteht  un- 
verändert. W.  vermag  auf  dem  rechten  Bein  allein  nicht  zu  stehen. 

Für  die  behaupteten  Kopfschmerzen  ist  ein  objektiver  Befund  nicht  nach- 
weisbar. Die  allgemeine  Nervosität  beruht  auf  der  Erregung,  in  die  W.  durch 
seinen  Kampf  um  die  Rente  geraten  ist.  Die  bei  der  letzten  Röntgenaufnahme 
festgestellten  Knochenwucherungen  sind  auch  schon  auf  früheren  Bildern  wahr- 


nehmbar. 

Es  beträgt  der  Umfang 

des  Oberschenkels:  rechts  links 

im  Schritt 65 

in  der  Mitte 57  59 

oberhalb  der  Kniescheibe 46  46 


des  Unterschenkels: 

an  der  dicksten  Stelle  der  Wade 37  41% 

Begutachtung. 

Seit  der  Untersuchung  am  20.  November  1905  ist  in  dem  Zustande  des 
Verletzten  keine  wesentliche  Veränderung  eingetreten,  infolgedessen  auch  keine 
weitere  Minderung  der  Arbeitsfähigkeit  erfolgt. 

Der  Verletzte  ist  demnach  infolge  des  Unfalles  vom  14.  .luni  1904  auch  in 
derzeit  nach  dem  5.  Juli  1907  in  seiner  Erwerbsfähigkeit  um  SO^'o  beeinträchtigt 
gewesen  und  gegenwärtig  um  80%  beeinträchtigt. 

Bezüglich  des  neuen  von  der  Berufsgenossenschaft  gelieferten  Stützapparates 
ist  zu  bemerken,  daß  derselbe  genau  nach  denselben  ITinzipien  gefertigt  worden 
ist,  wie  sie  von  mir  angegeben  worden  sind. 


Erwerbseinbuße  dureb  Amputation  des  Unterscbcidvels. 
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Xacli  ärztlicher  Ert'abruug  muß  angenommen  worden,  daß  der  von  der 
Firma  W.  ursprünglich  gelielerto  Apparat  zweckmäßig  gewesen  ist.  Über  den 
Wert  der  W. 'sehen  Apparate  wäire  im  Streitfälle  ein  teclinischer  Sacbverständig('r 
zu  hören. 

W.  hat  aber,  anscheinend  gestützt  auf  die  Angaben  eines  ange))lich  sach- 
verständigen Freundes,  fortAvährend  Änderungen  an  dem  Apparat  gewünscht  und 
hat  sich  sachverständiger  Belehrung  durchaus  unzugänglich  gezeigt. 

Trotz  eindringlichsten  Abredens  hat  er  sogar  verlangt,  daß  das  .Kniegelenk- 
scharnier am  Apparat  festgestellt  wurde.  Heute  macht  er  diese  auf  seinen  aus- 
drücklichen Wunsch  erfolgte  Abänderung  des  Apparates  dem  Fabrikanten  zum 
Vorwurf. 


Von  vornherein  hat  W.  erklärt,  er  halte  den  Druck  des  Apparates  am 
Becken  nicht  aus.  Dieser  Druck  ist  aber  unvermeidlich,  und  es  muß  von  jedem 
Verletzten  verlangt  werden,  daß  er  sich  mit  gutem  Willen  und  Energie  an  diesen 


Druck  geAvöhut. 

Nach  alledem  habe  ich  den  Eindruck  gewonnen,  daß  es  bei  W.  infolge 
mangelnden  guten  Willens  nicht  möglich  ist,  mit  dem  von  mir  vorgeschlagenen 
Apparat  einen  Nutzen  zu  erzielen;  es  kann  der  Berufsgenossenschaft  also  nicht 
auferlegt  Averden,  einen  neuen  Apparat  zu  liefern. 

Die  Anträge  des  W.  Avurden  von  allen  Instanzen  abgelehnt. 

W.  trug  später  den  Apparat. 


Amputationen  des  Unterschenkels. 

Aniputation  des  Uiitersclieiikels.  Minderung  der  70Voi^Tii  Rente  auf 

507o  wach  41/2  Jahren. 

Unfall;  28.  Februar  1903.  Zerschmetterung  des  linken  Unterschenkels  durch 
ÜberfahrenAverden. 

Eigene  Angaben  des  Klägers. 

„Ich  kann  nur  zeitweise  arbeiten;  schwere  Arbeiten  kann  ich  nicht  ver- 
richten.“ 

Untersuchungsbefund  (20.  Oktober  1908). 

Kräftiger  Mann  von  50  Jahren,  dessen  linker  Unterschenkel  handbreit 
unter  dem  Kniegelenk  amputiert  ist.  Der  Stumpf  ist  genügend  gepolstert.  Die 
Narben  sind  nicht  mehr  druckempfindlich. 

Der  Stumpf  steht  rechtwinkelig  im  Kniegelenk  zum  Oberschenkel  gebeugt. 
Die  Körperlast  wird  im  Stelzfuß  vom  Knie,  nicht  vom  Stumpfende,  getragen. 
Dies  ist  der  erstrebenswerteste  Zustand.  Die  Haut  vor  dem  Kniegelenk  zeigt  dem- 
entsprechend Druckstellen.  Der  Gang  mit  dem  Stelzfuß  ist  sicher. 

Begutachtung. 

Seit  der  Untersuchung  am  9.  Juni  1904  ist  in  dem  Zustande  des  Klägers 
eine  Avesentliche  Veränderung  und  infolgedessen  eine  Erhöhung  der  Arbeitsfähig- 
keit eingetreten. 

Die  Veränderung  besteht  in  folgendem; 

a)  Die  VerAvachsung  der  Narben  mit  dem  Knochen  besteht  nicht  mehr. 

b)  Die  Druckschmerzhaftigkeit  der  Narben  ist  beseitigt. 

cj  Die  Stützstelle  am  Knie  ist  nicht  mehr  gerötet,  sondern  zeigt  eine  gute  — 
durch  die  verdickte  Haut  zweckmäßig  angepaßte  — Beschaffenheit. 
d)  Nach  Ablauf  von  41/2  Jahren  ist  Gewöhnung  an  den  Zustand  eingetreten. 
Der  Kläger  ist  daher  infolge  des  Unfalles  vom  28.  Februar  1903  in  der 
Zeit  nach  dem  1.  September  1908  in  seiner  Erwerbsfähigkeit  nur  um  50Vo 
einträchtigt  gewesen  und  gegenAvärtig  noch  um  50"'',)  l)eeinträchtigt 

Engel,  Beurteilung  von  Ilnfallfolgen. 
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Es  ist  der  Dauerzustand  eingetreten.  Eine  weitere  Desserung  steht  nicht  zu 
erwarten. 

Die  Rente  wurde  demgemäß  von  allen  Instanzen  auf  herabgesetzt. 

Amputation  des  Unterschenkels.  Renten : <>0%  nach 

ID/2  Jahren. 

Unfall:  2.  August  1907.  Komplizierter  Bruch  des  Unterschenkels  mit  nach- 
folgendem Brandigwerden. 

Eigene  Angaben  des  Verletzten. 

,Jch  habe  Schmerzen  und  Krämpfe  im  linken  Bein.“ 

Untersuchungsbefund  (23.  März  1911). 

44jähriger,  gesund  aussehender,  kräftig  gebauter  Mann  in  ausreichendem 
Ernährungszustände,  der  links  hinkend  das  Untersuchungszimmer  betritt.  Der 
linke  Unterschenkel  ist  im  oberen  Drittel  operativ  abgesetzt.  Die  Stumpflänge 
beträgt  nur  11  cm.  Der  Stumpf  ist  nur  mit  Haut  und  Unterhautfettgewebe  ge- 
polstert, ein  Muskelpolster  besteht  nicht.  Die  Stumpfbedeckung  ist  überreichlich, 
so  daß  ein  hängender  Hautlappen  entstanden  ist.  Druck  auf  den  Knochenstumpf 
soll  schmerzhaft  sein.  Die  Narbe  ist  fest,  widerstandsfähig,  frei  von  Geschwüren. 
Der  rechte  Oberschenkel  mißt  in  der  Mitte  50  na  , der  linke  38  Die  linke 
Oberschenkelmuskulatur  ist  also  stark  abgemagert.  Am  linken  Bein  sind  Druck- 
stellen vom  Tragen  des  künstlichen  Beines  vorhanden.  Das  künstliche  Bein  ist 
bis  zum  Becken  herangeführt,  es  wird  um  den  Oberschenkel  geschnallt  und  an 
einem  Schultergurt  getragen.  Der  Gang  ist  ausreichend  sicher.  B.  war  imstande, 
in  gewandter  Weise  vom  Straßenbahnwagen  abzusteigen. 

B e g u t a c h t u n g. 

In  dem  Zustande  des  Verletzten  ist  seit  Gewährung  der  80^  oigen  Rente 
eine  wesentliche  Veränderung  und  infolgedessen  eine  Erhöhung  der  Arbeitsfähig- 
keit eingetreten. 

Die  Veränderungen  bestehen  in  folgendem: 

Geschwüre  sind  nicht  wieder  aufgetreten. 

Es  ist  nach  Ablauf  von  über  3V2  fahren  eine  Gewöhnung  an  den  Zustand 
eingetreten. 

Der  Verletzte  ist  in  seiner  Erwerbsfähigkeit  seit  dem  1.  Februar  1911  um 
60<^/o  beeinträchtigt  gewesen  und  gegenwärtig  noch  um  60*^  0 beeinträchtigt. 

Wenn  die  Amputation  auch  im  Unterschenkel  gemacht  ist,  so  ist  B.  doch 
nicht  wesentlich  besser  daran,  als  wenn  er  im  Oberschenkel  amputiert  wäre.  Auch 
dieses  künstliche  Bein  reicht  bis  zum  Becken  hinauf.  Die  Oberschenkelmuskulatur 
ist  stark  abgemagert.  Infolgedessen  schätze  ich  die  Erwerbseinbuße  höher  als  der 
Herr  Vorgutachter. 

Das  Gericht  schloß  sich  diesen  Ausführungen  an. 

Lähmung  der  Wadenbeinnerven. 

Lälimiin^'  des  Wadeiibeiinierveii.  Renten : 25o/o , 15^/q. 

Unfall:  21.  März  1907.  Erfaßtwerden  des  rechten  Unterschenkels  durch 
eine  Transmission. 

Eigene  Angaben  des  Verletzten. 

,,lch  habe  Schmerzen  im  rechten  Bein,  namentlich  in  dem  Knie.“ 


Ervvcrbscinbiißc  durch  Uiifallfolgeii  am  Kndchelgeleiik  und  Euß. 
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U ntersuclningsbefund  (18.  Juli  1908). 

Blühend  aussehender  Mann  von  82  Jahren,  in  gutem  Ernährungszustände, 
von  kräftiger  JMuskulatur  und  09  ky  Nacktgewicht. 

Das  rechte  Kniegelenk  ist  vollkommen  normal. 


Es  beträgt  der  Umfang 

des  Oberschenkels: 

rechts 

links 

in  der  Mitte 

oberhalb  der  Kniescheibe 

...  49 

. . . 3(0/. 

491 

37 

des  Unterschenkels: 

unterhalb  der  Kniescheibe 

an  der  dicksten  Stelle  der  Wade  . . . 

an  der  dünnsten  Stelle  ....... 

. . . 3r0'o 

. . . 351/0 

. . . 241/0 

351/0 

38 

241 ; 2 

Die  rechte  Fußspitze  hängt  schlaft  herab.  Beim  Gehen  bleibt  dieselbe  am 
Fußboden  hängen , wenn  B.  den  rechten  Oberschenkel  nicht  stärker  hebt  und  den 
rechten  P'uß  tappend  aufsetzt.  Heben  der  Fußspitze  sowie  des  äußeren  Fußrandes 
gelingt  nicht.  Die  fehlenden  Bewegungen  sind  auch  mittelst  des  elektrischen 
Stromes  weder  vom  Nerven , noch  vom  Muskel  aus  auszulösen.  Es  besteht  also 
eine  Lähmung  des  rechten  Wadenbeinnerven. 

Begutachtung. 

Der  Unfall  hat  bei  dem  A'erletzten  hinterlassen:  eine  Lähmung  des  rechten 
Wadenbeinnerven. 

Der  Kläger  ist  infolge  des  Unfalles  vom  21.  März  1907  in  der  Zeit  nach 
dem  1.  Mai  1908  in  seiner  Erwerbsfähigkeit  um  25%  beeinträchtigt  gewesen  und 
gegenwärtig  noch  um  25o/o  beeinträchtigt,  weil  seine  Gehfähigkeit  behindert  ist. 

Kläger  erhielt  vom  Gericht  eine  25%ige  Rente  zugesprochen,  die  im 
Jahre  1910  wegen  eingetretener  Gewöhnung  und  Anpassung  auf  15o/o  herab- 
gesetzt wurde. 

Erwerbseinbuße  durch  Unfallfolgen  am  Knöchelgelenk  und  Fuß. 

Die  Verletzungen  am  Knöchelgeleiik  und  Fuß  liinterlassen  häufig 
Bewegungsstörungen,  die  ein  normales  Abwickeln  der  Fußsohle  vom  Fuß- 
l)oden  verhindern;  sie  machen  für  längere  Zeit  Schmerzen  und  leichtere  Er- 
müdbarkeit des  verletzt  gewesenen  Beines  glaubhaft.  Sie  werden  im  allge- 
meinen nach  Abschluß  des  Heilverfahrens  in  unkomplizierten  Fällen  mit 
25 — 30%iger  Rente  entschädigt. 

So  beurteilen  wir  die  teilweise  bestehenden  Versteifungen  im  Fuß- 
gelenk nach  Knöchelbruch,  nach  Frakturen  des  Talus  und  des  Fersenbeins, 
Letztere  — die  überraschend  häufig  nicht  erkannt  werden  — sind  im 
ersten  Jahre  auf  40 — 50%  zu  schätzen  und  machen  ihren  ungünstigen 
Einfluß  Jahre  hindurch  geltend,  sofern  es  sich  nicht  nur  um  isolierte 
Brüche  der  Knochen  ohne  Beteiligung  eines  Gelenkes  handelt. 

Eine  unbewegliche  Steifheit  des  Fußgelenkes  in  Spitzfußstellung  fordert 
zu  einer  höheren  Bewerlung  der  Folgen,  etwa  bis  zu  40%,  auf,  denn  der 
Gang  wird  wegen  der  erforderlichen  Auswärtsdrehung  des  Fußes  und 
Spreizstellung  des  Beines  ein  unbeholfener. 

Verlust  des  Vorderfußes  mit  Erhaltenbleiben  einer  Auftrittsfläche  am 
Hacken  {Pirogoff^ohQ  Exartikulation)  erheischt  die  Gewährung  einer  Rente 
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von  oO”  0.  gleiche  Heurteiliiiig  orfährt  der  (\\^  Mikulirz-  Wladi- 

»«'ro^rsche  Hesektioii  hei’beigeführte  Spitzful).  Auch  die  Auslösungen  des 
Vorderfuhes  iiu  Chopart^Q\\^\\  oder  Li9/Wmcscheii  (Jolenk  bedingen  keine 
höhere  Kinschätznug.  In  allen  diesen  Fällen  ist  wohl  die  Art  des  Ganges 
beeinträchtigt,  dessen  gleichmäßige  und  elastische  Heschaffenheit  durch 
das  ungestörte  Abwickeln  der  Fußsohle  vom  Boden  bedingt  wird ; die 
P'ähigkeit  aber,  sich  fortznbewegen  odei*  zu  stehen,  ist  nicht  verloren  ge- 


gangen. 

Der  Verlust  einer  Zehe,  sogar  der  großen,  oder  mehrerer  bewirkt 
keine  meßbare  Erwerbsminderung.  Selbst  die  Einbuße  sämtlicher  Zehen 
verun schönt  nur  den  Gang,  behindert  ihn  aber  nicht. 


Brüche  der  Knöchel. 

l iivollkoinineiier  Bruch  (iiiliaktioii)  des  recJiten  iniiereii  iiud 
äußeren  Knöchels.  Reuten:  ßß’/sVo?  o nach  1^  4 Jahr. 

Unfall:  19.  Jidi  1910.  Umknicken  beim  Auftreten  anf  einen  Stein. 

Eigene  Angaben  des  Klägers. 

„Der  Knochen  ist,  als  wenn  er  auf-  und  zugeht.  Nachts  kann  ich  vor 
Schmerzen  nicht  sclilafen.  Morgens  kann  icli  nicht  in  Gang  kommen.  Seit  einer 
Woche  arbeite  ich  in  den  Ausstellungshallen,  zu  welchem  Lohnsatz  weiß  ich  nicht. 
Seit  dem  19.  Oktober  1910  habe  ich  erst  kurz  nach  Neujahr  4 Wochen  in  den 
Ausstellungshallen  gearbeitet  und  sogar  Überstunden  gemacht;  ich  habe  die  AVoche 
ca.  45  M.  verdient.“ 


Untersuchungsbefund  (22.  März  1911). 

Mittelgroßer,  gesund  aussehender  Mann  in  gutem  Ernährungszustände  von 
75  k(j  Nacktgewicht,  mit  kräftiger  Muskulatur.  Die  rechte  Hohlhand  ist  stärker  ver- 
schwielt, als  die  linke. 

Beiderseits  besteht  Plattfuß.  Beim  Gehen  setzt  B.  den  rechten  Fuß  stärker 
auswärts,  als  den  linken.  Beide  Fußsohlen  sind  stark  verhallt.  Die  rechten  Zehen 
sind  frei  beweglich. 

Der  rechte  Unterschenkel  zeigt  keinerlei  teigige  ISchwellung.  Die  Haut  ist 
nicht  verfärbt.  Fingerdruck  läßt  in  ihr  keinen  Eindruck  zurück.  Das  rechte  Fuß- 
gelenk zeigt  nicht  ganz  normale  Umrisse.  Die  Sehnen  auf  dem  Fußrücken  sind 
deutlich  sichtbar.  Der  äußere  Knöchel  ist  verdickt.  Die  Gruben  neben  der  Achilles- 
sehne sind  rechts  nicht  so  deutlich,  wie  links. 

Die  Hebung  der  rechten  Fußspitze  gelingt  ebenso  weit,  wie  die  der  linken, 
das  Senken  nur  -/g  soweit,  wie  links.  Die  Rollbewegungen  sind  noch  gering  gegen- 
über links  beschränkt.  Heben  des  inneren  Fußrandes  ist  rechts  beschränkt,  das 
des  äußeren  nicht. 


Es  beträgt  der  Umfang 


des  Oberschenkels: 

rechts 

links 

im  Schritt 

57 

5Gh  ‘2 

in  der  Mitte 

. 5(9 

52  V 4 

um  die  Mitte  des  Kniegelenkes 

. 58 

58 

des  Unterschenkels: 

(reichlich) 

an  dei‘  dicksten  Stcdle  der  Wade 

. 57ßo 

58 

an  der  dünnsten  Stelle; 

. 22 

22 

um  die  Knöchel 

. 28 

27 

(reuchlich) 

Krwcrbsoilibul.k'  durch  Bruch  der  Knöchel. 
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Die  rechte  Beiiiiimskulatur  fühlt  sicli  etwas  schlaffer  an,  als  die  linke. 
Diirchiiiesser  (mit  dem  Tasterzirkel 


gemessen):  rechts  links 

der  Knöchel «T'h  4-7 

des  Fersenbeines 4 4 


Das  rechte  Hüft-  und  Kniegelenk  ist  frei  beweglich.  Anzeichen  künstlicher 
Schnürung  sind  am  rechten  Unterschenkel  nicht  vorhanden. 

Begutachtung. 

Der  Unfall  vom  19.  duli  1910  hat  bei  dem  Kläger  hintorlassen: 

a)  Eine  mäßige  Verdickung  des  rechten  äußeren  Knöchels. 

h)  Mäßige  Bewegungsstörungen  des  rechten  Fußgelenkes. 

c)  Abmagerung  der  rechten  Wade  um  etwas  über  1 cm,  des  rechten  Ober- 
schenkels um  l'^T  rm,  sowie  weichere  Beschaffenheit  der  rechten  Beinmus- 
kulatur. 

Auf  Grund  des  klinischen  Befundes  sowie  der  Röntgenaufnahme  des  Dr.  I. 
nehme  ich  au,  daß  bei  B.  ein  Sprung  (Einbruch)  in  dem  rechten  äußeren  Knöchel, 
sowie  eine  Absprenguug  eines  winzigen  Teilchens  vom  hinteren  Rande  des  inneren 
Knöchels  bestanden  hat.  Trotz  der  anatomischen  Geringfügigkeit  der  Verletzung 
ist  dieselbe  bei  ihrer  Beziehung  zum  Gelenk  doch  imstande,  eine  in  Betracht 
kommende  Gebrauchsstörung  des  rechten  Fußes  zu  erzeugen. 

Durch  diese  Unfallfolgen  ist  B.  seit  dem  19.  Oktober  1910  in  seiner  Er- 
werbsfähigkeit beeinträchtigt : 

bis  31.  Dezember  1910  um  33V3<^/o. 

Diese  Rentengewährung  entspricht  dem  Zustande,  wie  er  bei  Knöchelbrüchen 
in  der  ersten  Zeit  besteht. 

Ich  fuße  hierbei  auf  dem  Befund  des  Prof.  Dr.  N.  vom  19.  Oktober  1910 
unter  Vergleich  mit  dem  heute  von  mir  erhobenen  Befunde.  In  jenem  wird  die 
Knöchelverdickuug  erwähnt.  Das  damals  vorliegende  Röntgenbild  ließ  die  Ver- 
änderungen nicht  deutlich  erkennen,  dies  wird  erst  durch  die  vom  Schiedsgericht 
veraulaßte  Röntgenaufnahme  des  Dr.  1.  möglich.  Aus  diesem  Grunde  erklärt  sich 
auch  mein  Abweichen  von  Schätzung  und  Auffassung  der  Herren  Vorgutachter. 
Auch  ließen  sich  heute  Bewegungsbeschränkungeu  des  rechten  Fußes  objektiv 
feststellen. 

Für  eine  völlige  Arbeitsenthaltung  war  indess  kein  Grund  vorhanden.  In- 
zwischen ist  auch  eine  Besserung  eingetreten,  wie  daraus  hervorgeht,  daß  B.  vom 
Januar  an  imstande  war,  zu  vollem  Lohn  und  mit  Überstunden  zu  arbeiten.  Ein 
Nachlassen  der  Beschwerden  entspricht  auch  ärztlicher  Erfahrung. 

Da  aber  bei  dem  vorhandenen  Untermaße  des  Beines  eine  leichtere  Ermüd- 
barkeit desselben  glaubhaft  ist,  so  halte  ich  dafür,  daß  B.  vom  1.  Januar  1911 
noch  um  in  seiner  Erwerbsfähigkeit  beeinträchtigt  gewesen  ist  und  jetzt 

noch  um  lö^/o  beeinträchtigt  ist. 

Auf  Grund  dieses  Gutachtens  wurden  dem  Kläger  die  Renten  von  30% 
und  15"  0 zugesprochen.  Vlit  dem  1.  Oktober  1911  wurde  die  letztere  aufgehoben. 


Hnich  beider  Knöchel. 


Heih  erfahren  % Jiihr.  I.  Rentenfestsetzung* 5 
dannfl5%.  0"/o  nach  51/2  J^hr. 


Vorgeschichte. 

Sch.  (;rlitt  am  b.  Juni  1904  durch  Betriebsunfall,  indem  er  über  einen  Stein 
stolperte,  einen  Knöchelbruch  am  rechten  Fuß.  Kr  wurde  im  Krankenhaus  bis  26.  Juli 
1904  behandelt,  trat  dann  in  die  Behandlung  des  Dr.  B.,  endlich  in  die  des  Dr.  R. 
Er  bezog  während  der  Dauer  der  ärztlichen  Behandlung  von  der  Berufsgenossen- 
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Schaft  die  Vollrente,  die  am  1.  März  1905  nach  Abschluß  des  Heilverfahrens  auf 
herabgesetzt  wurde.  Hiergegen  hat  Sch.  Berufung  eingelegt  und  verlangt 
weitere  ärztliche  Hehandlung. 

Eigene  Angaben  des  Verletzten. 

„Ich  habe  stets  Schmerzen  im  rechten  Fußgelenk,  die  beim  Gehen  zu- 
nehmen. Jetzt  habe  ich  auch  Schmerzen  auf  dem  Blatt. 

Der  Fuß  schwillt  noch  und  ist  abends  stärker  wie  morgens.  Ich  habe  jetzt 
einen  Weg  von  V2  Stunde  zurückgelegt.  Gearbeitet  habe  ich  noch  gar  nicht.“ 

Untersuchungsbefund  (2.  Juli  1905). 

Großer,  kräftiger  Mann.  Das  Gehen  im  Zimmer  geht  leicht  und  ohne  auf- 
fällige Symptome  vor  sich.  Die  Gegend  des  rechten  Fußgelenkes  ist  sichtlich  ver- 
dickt. Die  Verdickung  wird  veranlaßt  durch  die  verdickte  Gelenkskapsel  und  die 
beiden  verdickten  Knöchel  (namentlich  den  inneren).  Die  Knöchel  sind  nicht  druck- 
empfindlich, wohl  aber  soll  eine  Stelle  am  rechten  Schienbein,  dicht  oberhalb  der 
Knöchel  druckempfindlich  sein. 

Am  rechten  Unterschenkel  besteht  keinerlei  teigige  Schwellung ; es  läßt 
sich  durch  Fingerdruck  keine  Delle  erzeugen. 

Heben  und  Senken  der  rechten  Fußspitze  ist  frei,  die  Drehbewegungen  im 
rechten  Fußgelenk  sind  behindert ; die  Hebung  des  inneren  und  äußeren  rechten 
Fußrandes  ist  behindert.  Während  der  Bewegungen  entstehen  im  rechten  Fuß- 
gelenk leichte  regelwidrige  Geräusche.  Die  Muskulatur  fühlt  sich  rechts  noch 
etwas  weicher  an,  als  links. 


Es  beträgt  der  Umfang 


des  Oberschenkels ; 

rechts 

links 

im  Schritt 

, 58 

58 

in  der  Mitte 

. 54^/0 

541 

oberhalb  der  Kniescheibe 

. 45 

45 

um  die  Mitte  des  Kniegelenkes 

, 42 

42 

des  Unterschenkels; 

unterhalb  der  Kniescheibe 

, 86 

86 

an  der  dicksten  Stelle  der  Wade 

. 38 

40 

an  der  dünnsten  Stelle 

, 25 

24 

um  die  Knöchel 

, 26 

24 

Durchmesser  (mit  dem  Tasterzirkel 

gemessen) : 

der  Knöchel : 

73/4 

7 

Begutachtung. 

Als  erwerbsbeschränkende  Folgen  hat  der  Unfall  vom  6.  Juni  1904  bei  Sch. 
hinterlassen; 

1.  Beschränkung  der  Beweglichkeit  des  rechten  Fußgelenkes. 

2.  Verdickung  der  rechten  Fußgelenkskapsel  und  der  beiden  rechten  Knöchel 
mit  glaubhafter  Druckschmerzhaftigkeit  einer  Stelle  des  rechten  Schienbeines. 

8.  Untermaß  der  rechten  Wadenmuskulatur  um  2 cm. 

In  dem  Zustande  des  Klägers  ist  durch  die  Heilbehandlung  insofern  eine 
Besserung  erzielt  worden,  als; 

1.  die  frühere  teigige  Schwellung  am  rechten  Unterschenkel  zum  Schwinden 
gebracht  worden  ist, 

2.  die  früher  behinderten  Bewegungen  im  rechten  Fußgelenk  erheblich  freier 
geworden  sind. 


Erwerbseinbuße  durch  Bruch  der  Knöchel. 
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3.  die  Muskulatur  des  rechten  Unterschenkels  sich  gekräftigt  hat, 

4.  der  früher  hinkende  Gang  annähernd  wieder  normal  geworden  ist. 

Ärztliche  Behandlung  erscheint  zurzeit  nicht  mehr  notwendig,  da  die  noch 
vorhandenen  Reste  der  Verletzung  bei  fleißigem  Gebrauch  des  rechten  Beines  sich 
in  absehbarer  Zeit  verlieren  werden. 

Sch.  ist  durch  die  Unfallfolgen  seit  dem  1.  März  1905  in  seiner  Erwerbs- 
fähigkeit um  33^  ^3 beeinträchtigt. 

Zu  dieser  mit  der  des  Herrn  Vorgutachters  übereinstimmenden  Schätzung 
führt  die  Erwägung: 

daß  Sch.  durch  die  erkennbaren  Reste  der  Verletzung  in  dem  ungehinderten 
Gebrauch  der  rechten  P^xtremität  nocli  beeinträchtigt  ist  und  daß  er  noch  nicht 
andauernd  stehen  und  gehen  kann. 

Die  Gerichtsentscheidung  lautet(>  dementsprechend.  Die  Rente  wurde  am 
1.  duli  1907  auf  gemindert  und  am  1.  Dezember  1909  aufgehoben. 

Bruch  beider  Knöchel  mit  erheblicher  Versteifung;  des  Knöchel- 
g;elenkes.  Reiitenmiiideruiig*  tou  30%  20%  i»ach  IIV2  Jahren. 

Vorgeschichte. 

Sch.  erlitt  am  28.  September  1894  einen  linksseitigen  Bruch  beider  Knöchel 
und  bezog  hierfür,  zuletzt  seit  1.  Mai  1898,  eine  Rente  von  30*^/o. 

Eigene  Angaben  des  Verletzten. 

„Ich  bin  Wächter  auf  dem  Platze  eines  Zimmermeisters  und  bekomme  pro 
Nacht  2-75  M. 

Wenn  ich  laufe,  habe  ich  unter  dem  äußeren  linken  Knöchel  Schmerzen.“ 

Untersuchungsbefund  (13.  Februar  1906). 

Das  linke  Knöchelgelenk  ist  noch  erheblich  verdickt.  Bewegungen  in  dem- 
selben sind  stark  beschränkt.  Der  linke  Fuß  kann  aus  seiner  rechtwinkeligen 
Stellung  zum  Unterschenkel  bis  60^,  also  um  30*^,  gestreckt  werden.  Er  kann 
aber  aus  seiner  Stellung  gar  nicht  gebeugt  werden.  Rollbewegungen  in  demselben 
sind  gänzlich  aufgehoben.  Die  Klumpfußstellung  des  linken  Fußes,  die  darin  be- 
stand, daß  Sch.  hauptsächlich  mit  dem  äußeren  Fußrande  auftrat,  hat  sich  inso- 
fern gebessert,  als  jetzt  auch  der  innere  Rand  dem  Fußboden  aufliegt.  Beide 
Sohlenflächen  sind  gleichmäßig  verhallt.  Sch.  kann  auf  je  einem  Bein  andauernd 


und  sicher  stehen. 

Es  beträgt  der  Umfang 

des  Oberschenkels:  rechts  links 

im  Schritt 57  57 

in  der  Mitte 54  54 


des  Unterschenkels: 

an  der  dicksten  Stelle  der  Wade 37 Vo  36 

Ks  besteht  also  immer  noch  ein  Untermaß  der  linken  Wade  von  1'  o ein. 
Der  Gang  ist  schwerfällig  und  leicht  liinkend,  da  die  linke  Fußsohle  vom  PAd- 
boden  nicht  abgewickelt  wird. 

Begutachtung. 

Gegenüber  dem  Befunde,  der  zur  Gewährung  der  ;'10"/oigen  Rrnte  führte, 
ist  insofern  eine  wesentliche  Änderung  eingetreten,  als  die  frühere  Kluinpfußstellung 
(das  vorzugsweise  mit  dem  äußeren  Fußrande  stattfindende  Aufti-et('n)  sich  aus- 
geglichen hat.  Diese  Besserung  ist  auf  10%  zu  schätzen. 


ir.  Teil.  2,  Al)scliiiitt, 


2!r(> 


Als  rnfallfolgcn  iM'steheii  daher  noch  hei  8cli.: 

a)  N'erdickiuig'  des  linken  Knöchelgelenkes. 

h)  Krhebliche  IleAvegiingsheschränkmig  desselben. 

<■)  Untennab  der  liidven  Wade  von  Vu^cni. 

(!)  Hinkender  (lang. 

Sch.  ist  infolge  des  Unfalles  noch  als  iiin  höchstens  2(J'Vo  erwerbsbeschränkt 
anziisehen,  zumal  seit  dem  Unfälle  lld/o  Jahre  vergangen  sind. 

Zu  dieser  Schätzung  führt  die  Krwägung,  daß  Sch.  Jetzt  dauernd  stehe» 
und  gehen  kann,  daß  er  aber  durch  die  Versteifung  im  linken  Fuß  am  Leiter- 
steigen behindert  ist  und  sich  langsamer  fortbewegen  wird,  als  ein  gesunder. 

Eine  weitere  Besserung  steht  kaum  zu  erwarten. 

Dementsprechend  wurde  die  Rente  rechtskräftig  auf  20o/o  herabgesetzt. 

üriicli  beider  Knöchel.  Anfhebimg'  der  Rente  von  3(U/o  nacli 

9 Jahren. 

0 r g e s c h i c h t e. 

R.  erlitt  am  25.  Alärz  1897  einen  rechtsseitigen  Knöchelbruch.  Er  erhielt 
hierfür  Renten  in  wechselnder  Höhe,  zuletzt  eine  solche  von  SO^/o  vom  1.  Januar 
1899  ab. 

Eigene  Angaben  des  Verletzten. 

„Wenn  ich  sitze  oder  stehe,  ist  der  rechte  Fuß  lahm,  an  der  Sohle  vorn 
habe  ich  ein  furchtbares  Brennen  und  Schmerzen.  Dadurch  kommt  Schwäche  und 
Müdigkeit.  Ich  kann  nicht  arbeiten.  leb  habe  Zeitungen  verkauft  (im  Umhergeheu). 
Ich  habe  eine  Hausreinigungsstelle.“ 

Würdigung  der  eigenen  Angaben. 

Ein  objektiver  Befund  für  diese  Beschwerden  ist  nicht  zu  erheben.  Furcht- 
bares Brennen  und  Schmerzen  ini  Fuß  würden  Abmagerung  der  Muskulatur  und 
Ernährungsstörungen  der  Haut  im  Verlauf  von  fast  9 Jahren  gezeitigt  haben. 
Solche  sind  aber  nicht  erkennbar. 

Untersuchungsbefund  (27.  Januar  1906). 

Das  x\n-  und  Auskleiden  läßt  keine  Behinderung  im  Gebrauch  des  rechten 
Beines  erkennen:  während  dieser  Akte  steht  R.  wiederholt  in  sehr  gewandter  und 
schneller  Weise  vom  Stuhl  auf,  ohne  eine  Schonung  des  rechten  Beines  zu  zeigen. 
Während  des  Sitzens  wird  der  linke  Unterschenkel  so  weit  unter  dem  Stuhl 
zurückgeschoben  gehalten,  daß  der  Fuß  in  einem  nach  vorn  spitzen  Winkel  zum 
Unterschenkel  steht.  Es  beweist  diese  Haltung,  daß  auch  bei  dieser  Beanspruchung 
des  Fußgelenkes  keinerlei  Beschwerden  entstehen.  Die  Achse  des  rechten  Fußes 
zeigt  von  der  des  rechten  Unterschenkels  ein  Abweichen  nach  innen,  der  innere  Fuß- 
rand steht  bei  frei  schwebend  gehaltenem  Fuß  höher,  als  der  äußere.  Es  sind  dies 
lediglich  anatomische  Veränderungen,  die  die  Funktion  in  keiner  Weise  beein- 
flussen. Beim  Stehen  wird  der  rechte  Fuß  mit  der  Sohle  gleichmäßig  aufgesetzt. 
Der  Knöclndumfang  beträgt  beiderseits  28  cn/  , eine  Verdickung  der  rechten  Knöchel 
besteht  nicht  mehr.  Am  rechten  Unterschenkel  besteht  keine  wassersüchtige  Schwel- 
lung. Heben  und  Senken  der  rechten  Fußspitze  gelingt  fast  ebensoweit  wie  der 
linken:  die  Rollbewegungen  des  rechten  Fußes  sind  leicht  beschränkt. 

R.  vermag  auf  je  einem  Bein  andauernd  und  sicher  zu  stehen:  er  erhebt 
sich  auf  beide  Fußspitzen  und  hüpft  auf  je  einer  Fußspitze  allein  einen  Schritt 
vorwärts. 

R.  hat  das  Untersuchungsziinmer  ohne  Stock  betreten,  auf  der  Straße  geht 
er  fast  wie  ein  Gesunder,  ohne  den  Stock  zur  Unterstützung  zu  gebrauchen. 


Krwerbseinlmße  durcli  Bruch  der  Kiuichel, 
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Boiiii  Auftrag,  iin  Zimmer  mit  bloßen  Füßen  zn  gehen,  d<'inonstriert 
-einen  Gang,  der  bei  Beurteilung  seiner  Fähigkeiten  nicht  zu  verwerten  ist.  Er 
„klebF*  mit  beiden  Fußsohlen  am  Erdboden,  also  auch  mit  der  Solile  des  linken 
Fußes,  der  von  dem  Unfall  gar  nicht  betroffen  wurde.  Er  schiebt  sie,  sie  leicht 
auhebeud,  in  horizontaler  Haltung  über  den  Fußboden  hin.  Und  doch  kann  l>ei 
der  Aufforderung,  schneller  zu  gehen,  festgestellt  werden,  daß  11.  die  rechte  Fuß- 
sohle gut  abzurollen  vermag.  An  dem  hinteren  Teil  des  rechten  Fußes  — also 
an  der  Hackenpartie  - tritt  K.  mehr  mit  dem  Außenrande  auf.  Wie  wenig  aber 
diese  Haltung  des  Fußes  B.  behindert  oder  belästigt,  beweist  der  von  ihm  ge- 
tragene rechte  Stiefel.  Derselbe  enthält  keine  Einlage.  Da  R.  die  Außenseite  der 
rechten  Stiefelsohle  stärker  beansprucht  als  die  Innenseite,  so  ist  dieselbe  mehr 
abgenutzt,  und  R.  hat  deswegen  auf  die  Außenseite  einen  Sohlenriester  aufsetzen 
lassen,  der,  sich  nach  der  Mittellinie  der  Sohle  keilförmig  verjüngend,  am  Außen- 
rande am  stärksten  ist.  Hierdurch  ist  die  Stiefelsohle  auf  der  Außenseite  IV2 
stark,  während  sie  auf  der  Innenseite  nur  1/2  cm  mißt.  Es  wird  also  beim  Gehen 
die  rechte  äußere  Sohlenhälfte,  mit  der  ja  R.  stärker  auftritt,  als  mit  der 
inneren,  vom  Fußboden  wieder  abgedrängt,  so  daß  eine  Innendrehung  des 
Fußes  um  seine  Längsachse  erzeugt  wird,  die  der  ursprünglichen  Stellung  ent- 
gegengesetzt ist.  Es  kann  dies  keineswegs  als  zufälliger  Ersatz  für  eine  ortho- 
pädische Maßnahme  aufgefaßt  werden,  denn  bei  der  vorhandenen  Auswärts- 
drehung des  rechten  Fußes  um  seine  Längsachse  würde  man  die  liöherstehende 
Innenkante  des  Fußes  durch  eine  untergelegte  Einlage  stützen;  man  würde  sich 
den  bestehenden  Verhältnissen  anpassen  und  ihnen  — jetzt  nach  fast  9 Jahren 
— nicht  entgegenarbeiten.  Die  drei  Auftrittspunkte  der  rechten  Sohle  sind  in 
vollkommen  regelrechtem  Zustande. 

Es  beträgt  der  Umfang 

des  Oberschenkels; 

im  Schritt 

in  der  Mitte 46 

oberhalb  der  Kniescheibe 35 

um  die  Mitte  des  Kniegelenkes 

des  Unterschenkels; 

unterhalb  der  Kniescheibe 34 

an  der  dicksten  Stelle  der  Wade 

an  der  dünnsten  Stelle 23 

um  die  Knöchel 

Es  besteht  also  lediglich  ein  Untermaß  der  rechten  Wadenmuskulatur  von 
cm,  das  nach  fast  neunjährigem  Bestehen  in  Hinsicht  auf  die  vorzügliche,  straffe 
Beschaffenheit  der  rechten  AVadenmuskulatur  als  erwerbshindernd  nicht  in  Betracht 
kommen  kann.  Sonst  sind  beide  Beine  gleich  stark  entwickelt,  ein  sicherer  Be- 
daß  sie  in  der  verflossenen  Zeit  gleich  stark  gel)raucht  worden  sind.  Es 


rechts 

links 

47 

47 

46 

46 

35 

35 

36 

36 

34 

34 

33  b 0 

34 

23  ' 

23 

28 

28 

weis , 


hat  also  keine  Schonung  des  rechten  Beines  stattgefunden,  die  etwa  durch 
Brennen  oder  Schmerzen  in  demselben  bedingt  wäre.  Denn  in  diesem  Falle  hätte 
■föne  Abmagerung  der  recliten  Beinmuskulatur  stattffnden  müssen. 

B e g u t a c h t Li  n g 

Als  Unfallfolgen  bestehen  noch  bei  R.: 

1.  Ein  Abweichen  der  rechten  Fußlängsachse  von  der  Unterschenkelachse  nacli 
innen  ohne  erwerbshindernde  Bedeutung. 

2.  Zeitweise  eine  leichte  Drehung  des  rechten  Fußes  um  seine  Längsachse  nach 
außen  ohne  crweiUshindernde  Bedeutung. 

3.  Eine  leichte  Beschränkung  der  Rollbewegungen  des  rechten  Fußgelenkes.  Die 

hierdurch  gesetzte  Ervverbseinbiiße  liegt  unter  sie  zeitigt  also  keinen 

wirtschaftlichen  Schaden. 
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IJ.  Teil.  2.  Absclinitt. 


Gegenüber  dem  in  den  (Gutachten  des  l)r.  B.  vom  29.  November  1898  und 
d(‘s  Dr.  St.  vom  25.  Februar  1899  niedergelegten  Befunde  ist  in  dem  Zustande  des 
^'erletzten  eine  wesentliche  Änderung  eingetreten.  Dieselbe  besteht  in  folgendem: 

1.  Die  früher  etwa  zur  Hälfte  behinderte  Beugung  und  Streckung  im  rechten 
Fußgelenk  ist  jetzt  fast  völlig  frei. 

2.  Die  früher  fast  gänzlich  aufgehobenen  Seitwärtsbewegungen  sind  jetzt  nur 
noch  mäßig  beschränkt,  wie  bei  den  Bollbewegimgen  erkennbar. 

;3.  Die  rechte  Beinmuskulatur  hat  sich  erheblich  gekräftigt,  sie  ist  jetzt  ebenso 
stark  wie  die  linke,  während  früher  im  Schritt  ein  Untermaß  von  2V'o  cm  vorlag. 

4.  Während  R.  am  25.  Februar  1899  mit  einem  Stock  hinkend  im  Zimmer 
schritt  und  einen  Stiefel  mit  erhöhter  Einlage  trug,  braucht  er  jetzt  keinen 
Stock,  der  Gang  ist  kaum  hinkend  und  R.  trägt  jetzt  nicht  nur  einen  ge- 
wöhnlichen Stiefel  ohne  Einlage,  sondern  einen  solchen,  der  durch  sein  auf- 
gelegtes Sohlenstück  unter  dem  Außenrande  die  Beschwerden  geradezu 
steigern  müßte. 

5.  Nach  Ablauf  von  fast  9 -Jahren  ist  Gewöhnung  an  den  Zustand  mit  Sicherheit 
anzunehmen. 

Die  Erwerbsbeschränkung  des  R.  durch  die  leichte  Verstellung  des  Fußes 
und  die  mäßige  Behinderung  im  rechten  Fußgelenk  liegt  unter  R.  ist  jetzt 

wohl  imstande,  auf  Leitern  und  Gerüsten  zu  arbeiten,  sowie  dauernd  zu  stehen  und 
zu  gehen. 

Auf  Grund  dieses  Gutachtens  wurde  die  Rente  rechtskräftig  aufgehoben. 

Bruch  beider  Knöchel  beiderseits.  Bruch  und  Ausreiikuiig  des  linken 
8i)rnng:beines.  Mehrere  NebeiiTerletznngen.  I.Renteiifestsetzuiig::  80o/o» 

Unfall:  27.  -Juli  1908.  Sturz  von  einer  Leiter. 

Heilverfahren:  9 Monate.  Exartikulatioii  des  Sprungbeines. 

Eigene  Angaben  des  Klägers. 

.,Wenn  ich  U2  Stunde  gelaufen  bin,  kann  ich  mit  dem  linken  Fuß  nicht 
mehr  auftreten.  Ich  kann  höchstens  eine  Stunde  sitzen,  da  der  Beckenknochen 
schmerzt.“ 

Untersuchungsbefund  (18.  -Juni  1909). 

37jähriger,  gesund  aussehender  Mann,  in  gutem  Ernährungszustände,  der 
auf  einen  Stock  gestützt,  links  stark  hinkend,  das  Untersuchungszimmer  betritt. 
Er  trägt  links  einen  Schienenstiefel. 

Am  rechten  Unterschenkel  sieht  und  fühlt  man  etwa  handbreit  über  den 
Knöcheln  die  fest  knöchern  verheilte,  nicht  mehr  druckemplindliche  Bruchstelle. 
Das  rechte  Fußgelenk  ist  frei  beweglich. 

Die  linke  Knöchelgegend  ist  verdickt  und  läßt  normale  Zeichnung  des 
Fußgelenkes  nicht  mehr  erkennen.  Vor  dem  äußeren  Knöchel  verläuft  eine  bogen- 
förmige, reaktionslose,  mit  der  Unterlage  niclit  verwachsene  Narbe.  Beide  Knöchel 
sind  deutlich  als  verdickt  abzutasten.  Der  Raum  zwischen  den  Knöcheln  fühlt 
sich  vorn  leer  an.  Der  linke,  im  ganzen  verkürzte  Fuß  weicht  mit  seiner  Achse 
von  der  des  Unterschenkels  nach  innen  ab.  Der  Fuß  ist  außerdem  um  seine  liängs- 
achse  gedreht,  so  daß  der  innere  Rand  höher  steht,  als  der  äußere.  8t.  geht  nur 
auf  dem  äußeren  Rand. 

Die  linke  äußere  Knöchelspitze  steht  nur  4f  4 cm  über  dem  Fußboden,  während 
die  rechte  äußere  Knöchelspitze  mehr  als  6 o)i  über  demselben  steht. 

Das  verbliebene  linke  Fußgelenk  ist  nur  zu  ganz  geringen  Exkursionen 
fähig,  in  praktischer  Beziehung  ist  das  Fußgelenk  als  rechtwinkelig  versteift  zu 
erachten.  Der  linke  Fuß  zeigt  noch  eine  erhebliche  Weichteilschwellung.  Die 
beiden  linken  Knöchel  zeigen  Reste  eines  Bruches. 


Erwerbseinbiiße  durch  Bruch  der  Fiißwurzelknochcii. 
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Beide  Hüft-  und  Kniegelenke  sind  frei  beweglicli.  Stellen  auf  dem  rechten 
Bein  allein  gelingt,  auf  dem  linken  ist  dies  nicht  möglich. 

Durchmesser  (mit  dem  Tasterzirkel 


gemessen)  rechts  links 

der  Knöchel ß’/o 

des  Fersenbeines ß’/o  ßh  ‘2 


Es  beträgt  die  Länge  der  Beine 85  . 8ß 

Beim  Stehen  verlegt  St.  die  Körperlast  hauptsächlich  auf  das  i’echto  Bein. 
Die  Wirbelsäule  zeigt  eine  nach  links  konvexe  Verbiegung  im  Brustteil,  eine  nach 
rechts  konvexe  im  Lendenteil.  Das  Kreuzbein  erscheint  nach  rechts  verschoben 
und  in  seinem  linken  Teile  verdickt.  Hier  besteht  auch  Druckschmerz. 

Die  Afterspalte  verläuft  bogenförmig,  die  linke  Gesäßfurche  steht  tiefer, 
als  die  rechte.  Die  linke  Gesäßmuskulatur,  wie  die  linke  Beinmuskulatur  fühlt 
sich  weicher  au,  als  die  rechte. 

Die  Kniesehnenredexe  sind  regelrecht.  Stuhlgang  und  ßlasenfunktion  sind 
nach  eigener  Angabe  ungestört.  Eine  Verletzung  des  Rückenmarkes  hat  demnach 
nicht  stattgefunden. 

Begutachtung. 

Nach  obigem  Befunde  besteht  bei  St.  als  erwerbsbeschränkende  Folge  des 
Unfalles  vom  27.  Juli  1908: 

a)  Ein  rechtsseitiger,  ziemlich  günstig  verheilter  Unterschenkelbruch,  etwa  hand- 
breit über  dem  Knöchel. 

h)  Ein  linksseitiger,  mit  einiger  Verstellung  verheilter  Knöchelbruch. 

c)  Operative  Entfernung  des  ausgereukt  und  gebrochen  gewesenen  linken  Sprung- 
beines; hierdurch  bedingte  Deformität  des  linken  Fußes  und  Unbeweglichkeit 
des  verbliebenen  Fußgelenkes,  die  allein  mit  40^/o  einzuschätzen  ist. 

d)  Eine  Verbildung  des  Kreuzbeines,  anscheinend  infolge  eines  Bruches,  der  die 
Ausläufer  des  Rückenmarkes  nicht  in  Mitleidenschaft  gezogen  hat. 

Durch  alle  diese  Unfallfolgen  ist  für  St.  vorderhand  längeres  Stehen  und 
Gehen  nicht  möglich.  Auch  ist  durch  die  Veränderungen  am  Kreuzbein  die  Fähig- 
keit des  Sitzens  auf  kurze  Zeit  beschränkt. 

Die  hierdurch  bedingte  Erwerbseinbuße  schätze  ich  seit  dem  1.  Mai  1909 
auf  80o/o,  da  vorerst  nur  zeitweise  Arbeiten  im  Sitzen  ausgeführt  werden  können. 

Von  dem  Herrn  Vorgutachter  (ßß^s^/o)  weiche  ich  ab,  weil  sich  in  der 
Zwischenzeit  wieder  eine  Weichteilschwellung  am  linken  Unterschenkel  eingestellt 
hat  und  weil  jetzt  am  Kreuzbein  krankhafte  Abweichungen  festzustellen  sind,  die 
dem  Unfälle  zur  Last  gelegt  werden  müssen,  da  St.  Soldat  war. 

Dem  Kläger  wurde  die  80o/oige  Rente  zugesprochen. 

Brüche  der  Fußwurzelknochen. 

Bruch  des  Sprungbeines.  1.  Bentenfestsetzuiig:  50Vo* 

Unfall:  27.  März  1908.  Fall  von  der  Treppe. 

Eigene  Angaben  der  Verletzten. 

„Wenn  ich  eine  Weile  gesessen  habe,  kann  ich  nicht  aufstehen.  Auf  dem  Pflaster 
kann  ich  ohne  Stütze  nicht  gehen;  ich  kann  überhaupt  nicht  längerstehen  und  gehen. 

Von  der  Brust  sind  die  Beschwerden  gering,  sie  treten  nur  bei  Anstren- 
gungen auf.“ 

Untersuchungsbefund. 

54jährige  untersetzte,  etwas  korpulente  weibliche  Person,  die  mit  schwer- 
fälligem Gange  das  Untersuchungszimmer  betritt. 
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J)ie  Kniegelenke  lassen  keine  Abweichung  von  der  Norm  erkennen.  vSie 
enthalten  keinen  Krgub,  bei  Bewegungen  entstehen  in  ihnen  keine  krankhaften 
(reräusche. 

Die  rechte  Fubsolile  erscheint  in  ihrem  hinteren  Teile  gegenüber  der  linken 
verbreitert.  Unterhalb  des  rechten  inneren  Knöchels  ist  eine  knöcherne  Verbreite- 
rung des  Sprungbeines  zu  fühlen.  Diese  Stelle  ist  druckempfindlich. 

Die  Unterschenkel  zeigen  keinerlei  teigige  Schwellung. 

Die  Haut  ist  nicht  verfärbt.  Fingerdruck  läßt  in  ihr  keinen  Eindruck  zurück. 
Das  linke  Fußgelenk  zeigt  normale  Umrisse,  das  rechte  hingegen  nicht. 

Die  Sehnen  auf  dem  Fußrücken  sind  rechts  nicht  so  deutlich  sichtbar,  wie 
links.  Die  Knöchel  selbst  sind  nicht  verdickt.  Die  Gruben  neben  der  Achilles- 
sehne sind  rechts  nicht  ganz  so  deutlich,  wie  links. 

Heben  und  Senken  der  P^ißspitze,  sowie  die  Rollbewegungen  sind  rechts 
stark  l)eschränkt. 

Es  beträgt  der  Durchmesser  (mit 


dem  Tasterzirkel  gemessen)  rechts  links 

der  Knöchel 6*4  6 


Begutachtung. 

Als  Folgen  hat  der  Unfall  vom  27.  März  1908  bei  der  N'erletzten  hinter- 
lassen: 

Einen  rechtsseitigen  Sprungbeinbruch. 

Hierdurch  ist  die  Klägerin  seit  dem  1.  November'1908  in  ihrer  Erwerbs- 
fähigkeit um  50*^,  0 beeinträchtigt  gewesen  und  gegenwärtig  noch  um  50«  o beein- 
trächtigt, da  erfahrungsgemäß  derartige  Brüche  auf  lange  Zeit  Beschwerden  ver- 
ursachen und  die  Geh-  und  Stehfähigkeit  erheblich  beeinträchtigen. 

Bei  der  Einschätzung  war  mit  zu  berücksichtigen,  daß  das  vorangegangene 
Heilverfahren  ein  sehr  langwieriges  gewesen  war. 

Diese  Rente  wurde  gerichtsseitig  festgesetzt.  Im  Juli  1909  wurde  sie  auf 
40o/y,  im  Dezember  1911  auf  25«/o  gemindert. 

Briicli  beider  Fersenbeine.  1.  Rentenfestsetznng;-  60°/o*  naeh 

weiteren  5 Monaten. 

Unfall:  2.  August  1909.  Sturz  vom  Gerüst  auf  beide  Füße.  Dauer  des  Heil- 
verfahrens: 7 Monate. 


Eigene  Angaben  des  Verletzten. 


„Ich  kann  keine  schwere  Arbeit,  leichte  Arbeit  nicht  dauernd  machen.  Es 
treten  starke  Schmerzen  in  beiden  Beinen  auf.“ 


Herz.  Luiiüre 


Unters  u c h u n g s b e f u n d (2.  A pril  1910). 

42jähriger,  kräftig  gebauter  Mann  von  gesundem  Aussehen, 
und  Bauchorgane  sind  ohne  krankhaften  Befund. 

Die  Untersclnnikel  zeig('u  keinerlei  teigige  Schwellung,  am  linken  finden 
sich  Krampfadern.  Die  Haut  ist  nicht  verfärbt.  Fingerdruck  läßt  in  ihr  keinen 
Eindruck  zurück.  Die  Fußgelenke  zeigen  keine  normalen  Umrisse.  Die  Sehnen 
auf  dem  linken  Fußrücken  sind  nicht  ganz  deutlich  sichtbar.  Die  Gruben  neben 


der  Achillessehne 


sind  an  beiden  Füßen  aiisgefüllt. 


Die  Hebung  der  Fußspitze 


gelingt  beiderseits  ungehindert,  das  Senken  ebenfalls.  Die  Rollbewegungen  sind, 
namentlich  rechts,  noch  etwas  beschränkt.  Heben  des  inneren  Fußrandes,  wie  das 
<les  äußeren  ist  beiderseits  beschränkt.  Beide  Fersenbeine,  namentlich  das  rechte, 
frdden  sich  verdickt  an.  Auf  Druck  solh'ii  sie  schmerzhaft  sein.  Der  Gang  ist 
uid)eholfen. 


Envoibsoinbußo  diirdi  Bruch  des  Fersenhoiiies.  BOI 

Es  beträgt  der  Umfang 


d('s  Oberschenkels: 

rechts 

links 

im  Schritt 

. . . . . 53 

52 

in  der  Mitte 

48 

47 

um  die  Mitte  des  Kniegelenkes  . . 

37V2 

37 

des  Unterschenkels: 

an  der  dicksten  Stelle  der  Wade 

.'if>V4 

35  Vr 

an  der  dünnsten  Stelle 

2VA 

2IV4 

um  die  Knöchel 

271 B 

27 

Durchmesser  (mit  dem 

Tasterzirkel 

gemessen) 

des  Fersenbeines 

DJ 

7 

Die  Miiskiilatiir  fühlt  sich  beiderseits  weich  an,  Knie-  und  Hüftgelenke  sind 
völlig  frei  beweglich. 

Begutachtung. 

Hiernach  hat  der  Unfall  vom  2.  August  1909  bei  dem  Kläger  als  erwerbs- 
hindernde Folgen  hinterlassen: 

Verdickung  beider  Fersenbeine  und  Bewegungsbeschränkimgen  beider  Fuß- 
gelenke. Die  behaupteten  Schmerzen  sind  nach  ärztlicher  Erfahrung  glaubhaft. 
Hierdurch  erscheint  S.  seit  dem  1.  März  1910  um  6Qo/o  in  seiner  Erwerbsfähig- 
keit behindert. 

Im  allgemeinen  wird  ein  einseitiger  Fersenbeinbruch  nach  Abschluß  des 
Heilverfahrens  mit  30 — 40%  entschädigt.  Im  vorliegenden  Falle  sind  beide  Fersen- 
beine gebrochen  gewesen,  so  daß  S.  über  keinen  gesunden  Fuß  verfügte,  durch 
dessen  höhere  Inanspruchnahme  er  den  anderen  verletzten  hätte  schonen  können. 
Aus  dieser  Erwägung  heraus  weiche  ich  auch  von  der  Schätzung  des  Herrn  Vor- 
gutachters ab. 

Das  Gericht  folgte  diesem  Gutachten.  Mit  dem  1.  August  1910  wurde  die 
Rente  auf  40o/o  herabgesetzt.  Der  Verletzte  hatte  inzwischen  seine  Arbeit  wieder 
aufgenommen  und  erzielte  einen  Stundenlohn  von  45  Pfennig. 

Bruch  des  linken  Sprung-  und  Fersenbeines.  I.  Bentenfestsetznng;: 

50^/o.  33V3V0  ^»acli  IV2  Jahren. 

Unfall:  28.  Mai  1908.  Sturz  von  einem  zusammenbrechenden  Gerüst.  Heil- 
verfahren: 6 Monate. 

Untersuchungsbefund  (17.  Februar  1909). 

Junger,  gesund  aussehender  Mann  von  24  Jahren,  der  das  Untersuchungs- 
zimnier  links  hinkend  betritt. 

Der  linke  Unterschenkel  zeigt  keinerlei  teigige  Schwellung. 

Die  Haut  ist  nicht  verfärbt.  Fingerdruck  läßt  in  ihr  keinen  Eindruck  zurück. 
Das  linke  Fußgelenk  zeigt  keine  normalen  Umrisse,  es  ist  stark  verdickt.  Die 
linke  Fußsohle  ist  in  ihrem  hinteren  Teil  stark  verbreitert.  Das  linke  Fersenbein 
ist  unregelmäßig  verdickt. 

Die  Sehnen  auf  dem  linken  Fußrücken  sind  nicht  so  deutlich  sichtbar,  wie 
rechts.  Die  Knöchel  sind  nicht  verdickt,  aber  auseinander  getrieben.  Die  Gruben 
neben  der  linken  Achillessehne  sind  völlig  ausgefüllt. 

Die  Hebung  der  linken  Fußspitze  gelingt  gar  nicht,  das  Senken  nur  halb 
so  weit,  wie  rechts.  Für  Hebung  und  Senkung  besteht  ein  Spielraum  von  etwa  25*’. 

Die  Rollbewegungen  sind  links  noch  aufgehoben. 

Hebe]i  des  inneren  wie  des  äußeren  Fußrandes  ist  fast  unmöglich. 

Beim  Gehen  wird  der  linke  Fuß  nach  außen  gehalten. 


A 3:ilji;Är2  )^  \ 


IJ.  Teil.  2.  Abschnitt. 


}\02 


Ks  beträgt  der  Umfang 

des  Oberschenkels: 

im  Schritt 

in  der  Mitte 

oberhalb  der  Kniescheibe  . . 

des  Unterschenkels: 
an  der  dicksten  Stelle  der  Wade 
an  der  dünnsten  Stelle  . . . 

um  die  Knöchel 


rechts 

links 

. 51 

48 

. 45b., 

43 

34 

. 351 

33 

. 211/4 

23 

. 26 

28 

Durchmesser : (mit  dem  T asterzirkel  gemessen) 

der  Knöchel 6^/4  Tk'o 

(reichlich) 

des  Fersenbeines 5^2  6b2 

Der  Abstand  der  inneren  Knöchelspitze  vom  Erd- 
boden beträgt 6O0  5 


Begutachtung. 

Nach  dem  Untersuchungsbefund,  dem  Röntgenbild  und  dem  Akteninhalt 
kann  es  keinem  Zweifel  unterliegen,  daß  N.  an  den  Folgen  eines  Fersenbein-  und 
Sprungbeinbruches  leidet.  Diese  Brüche  sind  schwere,  da  die  Bruchstellen  beim 
Stehen  und  Gehen  dauernd  von  dem  Körpergewicht  belastet  werden  und  Schmerzen 
erregen.  Wie  stets  in  solchen  Fällen  war  auch  hier  das  Heilverfahren  ein  lang- 
wieriges und  währte  annähernd  ein  halbes  Jahr.  Während  dieser  Zeit  entwöhnen 
sich  die  Verletzten  erfahrungsgemäß  von  der  Arbeit,  so  daß  ihnen  bei  der  Ent- 
lassung aus  dem  Heilverfahren  nicht  zugemutet  werden  kann,  sofort  Lohnarbeit 
aufzunehmen.  Infolgedessen  empfiehlt  sich  die  vorübergehende  Gewährung  einer 
höheren  Rente,  als  sie  dem  objektiven  Befunde  entspricht,  um  den  Übergang  zur 
Lohnarbeit  zu  erleichtern  (Übergangs-  und  Gewöhnungsrente). 

Mit  Dr.  N.  stimme  ich  darin  überein,  daß  N.  verhindert  ist,  Arbeiten  zu 
verrichten,  die  beständiges  Stehen  und  Gehen  erfordern.  Nach  der  Praxis  des 
Reichsversicherungsamtes  ist  in  vorliegendem  Falle,  da  noch  eine  Besserung  im 
Zustande  zu  erwarten  steht,  nicht  der  allgemeine  Arbeitsmarkt,  sondern  der  eigene 
Beruf  des  Verletzten  (Maurer)  zu  berücksichtigen.  In  demselben  kommt  zurzeit 
lediglich  die  Tätigkeit  als  Bauwächter  in  Betracht. 

Alle  diese  Erwägungen  lassen  mich  zu  dem  Schlüsse  gelangen: 

N.  ist  in  der  Zeit  vom  18.  November  1908  bis  zum  15.  Dezember  1908  in 
seiner  Erwerbsfähigkeit  um  66-/3'^  0 beeinträchtigt  gewesen.  Diese  Rente  stellt 
eine  Übergangs-  und  Schonungsrente  dar. 

Vom  IB.  Dezember  1908  an  und  gegenwärtig  ist  N.  um  50%  seiner  Er- 
werbsfähigkeit beeinträchtigt. 

Von  der  Schätzung  des  Herrn  Vorgutachters  weiche  ich  ab,  w^eil  nach 
meiner  Erfahrung  die  Störungen  nach  Fersenbein-  und  Sprungbeinbrüchen  in  der 
ersten  Zeit  erheblicher  sind,  als  dies  eine  33I  3O  oige  Rente  zum  Ausdruck  bringt. 

Überdies  ist  der  Zustand  nach  Aufhören  der  mechanisch-therapeutischen 
Behandlung  weniger  günstig,  als  bei  der  Entlassung  aus  dem  Heilverfahren, 
insbesondere  ist  die  Beweglichkeit  des  linken  Fußgelenkes  wieder  geringer  geworden. 

Das  Gericht  bestätigte  diese  Renteneinschätzung.  Im  November  1909  wurde 
die  Rente  auf  33\/3<>  0 herabgesetzt. 


Verlust  der  vorderen  Fiißwurzelkiioclieu.  Kenten : 100®/o,  50%,  -10%. 

15%  nach  7 Jahren. 

Vorgeschichte. 

Nach  Umknicken  am  16.  Januar  1906  entwickelte  sich  am  linken  Fuß  des 
W.  eine  Tuberkulose,  derentwegen  er  verschiedenen  Operationen  (Entfernung  der 


Ervverbseinbuße  durch  linfallfolgeii  am  Fuß. 


vorderen  Fußwurzelknoclien)  untcrworlen  wurde.  Das  Heilverfahren  währte  bis 
h.  Oktober  1907.  W.  bezog  100-  und  öO^^oig®  Rente. 

Eigene  Angaben  des  Klägers. 

„Wenn  ich  den  ganzen  Tag  arbeite,  habe  ich  Schmerzen  im  linken  Fuß, 
namentlich  aber  abends.  Wegen  meines  liOidens  muß  ich  statt  in  Pantinen  in 
Stiefeln  arbeiten. 

Zur  Zeit  arbeite  ich  bei  einem  Maurermeister,  seit  April  1906,  und  verdiene 
pro  Stunde  oO  Pf.‘* 

Untersuchungsbefund  (25.  September  1908). 

Mittelgroßer,  schlanker,  etwas  blaß  aussehender  junger  Mann  von  21  Jahren 
in  genügendem  Ernährungszustände  von  63-5  kg  Körpergewicht  (nur  mit  Hemd 
bekleidet). 

Der  linke  Fuß  ist  gegenüber  dem  rechten  stark  verkürzt.  Von  der  Ferse 
bis  zur  großen  Zehenspitze  mißt  er  22  cm,  gegenüber  27  cm  rechts.  Der  linke 
Vorderfuß  ist  nach  auswärts  gedreht:  die  Fußwölbung  ist  geschwunden.  Es  be- 
steht ausgesprochener  Plattfuß. 

Über  den  Spann  verläuft  eine  Narbe  von  Knöchel  zu  Knöchel,  die  fest  und 
widerstandsfähig,  nicht  mehr  druckschmerzhaft  ist.  Sie  läßt  sich  auf  der  Unter- 
lage leicht  verschieben. 

Das  Sprunggelenk  ist  in  seiner  Beweglichkeit  beschränkt;  nur  Heben  und 
Senken  der  Fußspitze  ist  frei. 

Der  Vorderfuß  ist  durch  die  Entfernung  der  vorderen  Fußwurzelknochen 
gegenüber  dem  Sprungbein  und  Fersenbein  abnorm  beweglich.  Der  linke  Vorder- 


fuß giebt  dem  Fuß  keinen  Halt. 

Es  beträgt  der  Umfang 

des  Oberschenkels:  rechts  links 

im  Schritt 55  52 

in  der  Mitte 48  46 

oberhalb  der  Kniescheibe 36  36 

um  die  Mitte  des  Kniegelenkes 36  36 

des  Unterschenkels: 

unterhalb  der  Kniescheibe 32-5  32‘5 

an  der  dicksten  Stelle  der  Wade 35  31 

um  die  Knöchel 20  19 


W.  tritt  beim  Gehen,  das  ohne  Stiefel  leicht  hinkend  stattfindet,  nur  mit 
dem  linken  xYbsatz  auf.  Er  bemüht  sich  dabei  die  Zehen  zu  heben,  damit  er  nicht 
mit  ihnen  am  Fußboden  hängen  bleibt.  Es  ist  dem  W.  nicht  möglich,  sich  auf 
die  linke  Fußspitze  zu  erheben.  Der  vordere  Teil  der  linken  Sohle  ist  weich  und 
wird  anscheinend  zum  Gehen  nicht  benutzt. 

W.  trägt  einen  ortliopädischen  Stiefel,  in  dem  der  Gang  nur  ein  wenig 
ungleich  ist. 

Begutaclitung. 

Seit  der  Untersuchung  am  30.  Oktober  1907  ist  in  dem  Zustande  des 
Klägers  eine  wesentliche  Veränderung  und  infolgedessen  eine  Phhöhung  der  Arbeits- 
fähigkeit eingetreten. 

Die  Veränderung  besteht  in  folgendem: 

a)  Das  Mindermaß  des  linken  Oberschenkels  in  der  Mitte  ist  von  3^  *2  cm 
{hl -Al '0  cm)  auf  2 cm  (48:46)  zurückgogangen. 
h)  Ihn  gewisser  Grad  von  Gewöhnung  ist  nach  Ablauf  von  10  Monaten  seit  der 
Rentenfestsetzung  auf  50'’ ,,  anzunehmen,  wird  auch  durch  die  Tatsache  be- 
wiesen, daß  W.  seit  ca.  6 Monaten  ununterbrochen  arbeitet. 


o04 
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Der  Kläger  ist  infolge  des  Unfalles  vom  16.  Januar  1906  in  der  Zeit  nach 
dem  1.  September  1908  in  seiner  Erwerbsfahigkeit  um  TO'^/o  beeinträchtigt  ge- 
wesen ninl  gegenwärtig  noch  um  40%  beeinträchtigt,  weil  sicheres  Stehen  und 
Gehen  durch  die  Veränderungen  am  linken  Fuß  behindert  ist. 

Von  der  Schätzung  des  Herrn  Vorgutachters  mußte  ich  abweichen,  weil  die 
Zeit  von  noch  nicht  einem  Jahre  seit  der  Entlassung  aus  dem  Krankenhause  ange- 
sichts des  langwierierigen  Heilverfahrens  (1  Jahr  8 Monate)  und  des  schweren 
Eingriffes  noch  nicht  ausreichend  erscheint,  um  bereits  eine  völlige  Gewöhnung 
an  den  Zustand  zu  rechtfertigen. 

Die  Rente  wurde  rechtskräftig  auf  40o/o  herabgesetzt. 

Im  Dezember  1912  konnte  die  Rente  auf  15o/o  herabgesetzt  werden,  weil 
der  Fuß  einen  festen  Halt  in  sich  gewonnen  hatte  und  W.  dauernd  zu  vollem 
Imhne  schwere  Arbeit  verrichtete. 


Brüche  der  Mittelfußknochen. 

Hnicli  des  2.  Mittelfußkiioclieiis.  Keine  Keiitengewälirnnj^-. 

Unfall;  22.  Kovember  1908.  Mittelfußknochenbruch  durch  ein  auffallendes 
Stück  Eisen. 

Eigene  Angaben  des  Klägers. 

..Ich  kann  wegen  des  Hruches  am  rechten  II.  Mittelfußknochen  nicht  gehen. 
Die  übrigen  Veränderungen  stammen  von  früher.  Das  jetzt  über  dem  inneren 
Knöchel  befindliche  Geschwür  ist  durch  Abscheuern  mit  dem  Stiefel  entstanden. ‘‘ 

Untersuchungsbefund  (11.  September  1909). 

o9jähriger,  großer,  gesund  aussehender  Manu  von  100  kg  Nacktgewicht. 
Der  linke  Unterschenkel  zeigt  blaurote  Verfärbung  und  eine  längsverlaufende 
Narbe  auf  dem  Schienbein;  dieser  Zustand  ist  unabhängig  von  dem  jetzt  in  Rede 
stehenden  Unfall. 

Die  Stelle  an  der  Basis  des  rechten  II.  Mittelfußknochens  ist  angeblich  noch 
druckschmerzhaft.  Eine  regelwidrige  Abweichung  ist  au  den  Mittelfußknochen 
des  rechten  Fußes  durch  Betasten  nicht  festzustellen. 

Der  rechte  Unterschenkel  zeigt  keinerlei  teigige  Schwellung. 

Die  Haut  ist  von  früher  fast  bis  zur  Mitte  blaurot  verfärbt.  Fingerdruck 
läßt  in  ihr  keinen  Eindruck  zurück.  Das  rechte  Fußgelenk  ist  von  früher  her 
stark  verdickt  und  rechtwinkelig  versteift. 

Die  Sehnen  auf  dem  Fußrücken  sind  nicht  ganz  so  deutlich,  wie  links  sicht- 
bar. Die  Gruben  neben  der  Achillessehne  sind  ausgefüllt. 

Über  dem  rechten  inneren  Knöchel  findet  sich  ein  flaches,  etwa  halbmark- 
stückgroßes Geschwür,  das  mit  dem  Unfälle  in  keinem  ursächlichen  Zusammen- 
hang steht.  Das  untere  Ende  des  Schienbeinknocheus  ist  aufgebrochen,  ebenso  ist 
die  Fußwurzel  verdickt.  Diese  Veränderungen  stammen  von  einer  in  der  Jugend 
überstandenen  Erkrankung  (mit  hoher  WahrscheinlichkeitKuochenmarksentzündung). 

Begutachtung. 

Als  Folge  des  Unfalles  vom  22.  November  1906  besteht  bei  dom  Kläger 
eine  bei  der  Untersuchung  nicht  fühlbare,  aber  durch  Röutgenbild  festgestellte 
Unregelmäßigkeit  an  der  Basis  des  rechten  zweiten  Vlittelfußknochens.  Dieselbe 
besitzt  keinen  erwerbshindernden  Einfluß.  Sofern  es  sich  nicht  auch  hier  schon 
um  eine  alte  Veränderung  handelt,  sondern  - wie  zugunsten  des  Verletzten 
angenommen  werden  soll  — tatsächlich  am  22.  November  1908  ein  Knochenbruch 
stattgehabt  hat,  muß  derselbe  als  außerordentlich  gut  verheilt  bezeichnet  werden. 
Nach  chirurgischer  Erfahrung  muß  auch  ein  Zeitraum  von  13  Wochen  als  für 
die  AViederhorstellung  ausreichend  b(‘zeichnet  werden. 
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Demzufolge  ist  Klüger  durch  Unfallfolgen  seit  dem  22.  Fehruar  1909  in 
seiner  Erwerbsfälligkeit  nicht  beeinträchtigt.  Die  von  der  Berufsgenossenschaft 
eingeleitete  Behandlung  diente  lediglich  Feststellungszwecken. 

Kläger  wurde  mit  seinen  Bentenansprüchen  in  allen  Instanzen  rechtskräftig 
abgewiesen. 

Verluste  einzelner  Zehen. 

Verlust  der  großen  Zehe.  Rente  von  30«/o  auf  3 Monate. 

Unfall:  3.  April  1908.  Quetschung  der  großen  Zehe.  Exartikulation  der- 
selben im  Juni  1910. 

Eigene  Angaben  des  Klägers. 

„Die  Schmerzen  sind  etwas  geringer  geworden,  aber  Schmerzen  habe  ich 
immer  noch.  Seit  1903  habe  ich  auf  dem  Bau  gearbeitet. 

Seit  Mai  1910  habe  ich  nichts  gearbeitet.  Ich  mache  zu  Hause  Pantoffeln.“ 

Untersuchungsbefund  (3.  Dezember  1910). 

48jähriger,  mittelgroßer  Manu  in  genügendem  Ernährungszustände,  mit  er- 
grautem Haar.  Die  hervorgestreckte  Zunge  zeigt  Faserzucken.  Die  seitlich  ge- 
spreizt gehaltenen  Finger  zittern.  Dem  Munde  entströmt  ein  Mißduft  nach  Alkohol. 

K.  giebt  zu,  heute,  morgens  bereits  ein  kleines  Glas  Bier  getrunken  zu 
haben.  Am  rechten  Unterschenkel  finden  sich  belanglose  Reste  des  früheren 
Unterschenkelbruches  und  des  früheren  Knöchelbruches. 

Es  beträgt  der  Umfang 
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Die  Konsistenz  der  Muskulatur  ist  beiderseits  gleich. 

Beide  Fußsohlen  sind  gleichmäßig  verhallt.  Die  linke  große  Zehe  ist  im 
Grundgelenk  ausgelöst.  Der  Stumpf  ist  mit  einem  der  Sohlenseite  entnommenen 
Lappen  bedeckt.  Dieser  Lappen  trägt  eine  deutliche  Schwiele.  Der  Stumpf  ist 
nicht  druckempfindlich.  Die  nach  dem  Fußrücken  zu  liegende  Narbe  ist  vollkommen 
reizlos  und  widerstandsfähig.  K.  vermag  sich  ohne  Beschwerden  auf  die  linke  Fuß- 
spitze zu  erheben  und  auf  dem  linken  Fuß  allein  vorwärts  zu  hüpfen. 

Bei  Augenfußschluß  tritt  Lidschwirren,  sowie  leichtes  Körperschwanken  ein. 
Es  besteht  deutliches  Quinquaudsoh^^  Zeichen,  d.  h.,  läßt  sich  der  Untersucher 
die  Fingerspitzen  der  gestreckten  Hand  auf  seine  eigene  Handfläche  setzen,  so 
nimmt  er  nach  einiger  Zeit  deutliches  Sehnenknacken  in  den  Handsehnen  des 
Untersuchten  wahr. 

Das  Gefäßrohr  ist  etwas  härtlich,  der  Puls  zeigt  in  der  Minute  102  Schläge, 
ist  etwas  unregelmäßig.  Die  Herztöne  sind  stark  betont.  Die  Lungen  und  Bauch- 
organe sind  gesund. 

Anzeichen  von  Neuralgie  sind  am  linken  Bein  niclit  vorhanden. 

Begutachtung. 

K.  erlitt  am  3.  April  1903  durch  eine  schwere  Eisenplatte  eine  Quetschung 
der  linken  großen  Zehe.  Am  7.  Juni  1903  wurde  er  als  erwerbsfähig  aus  der 
ärztlichen  Behandlung  entlassen.  Es  war  ein  Bruch  des  Eudgliedknöchels  der 

Engel,  Beurteilung  von  Unfallfolgen.  OQ 
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linken  großen  Zehe  ini  Bereiche  des  Gelenkes  festgestellt  worden.  Eine  Rente  be- 
zog er  nicht,  obwohl  die  Schmerzen  immer  noch  weiter  bestanden  haben  sollen. 
Ende  April  1907  legte  er  die  Arbeit  nieder,  wegen  zunehmender  Beschwerden 
an  der  linken  großen  Zehe.  Es  wurde  damals  eine  Verbreiterung  des  Endglied- 
knochens und  der  ganzen  Zehe  festgestellt  mit  Versteif ung  de s En dgelenkes 
und  Druckempfindlichkeit  desselben.  Vom  24.  Juni  1907  bis  Ende  Mai  1910 
arbeitete  K.  wieder. 

Im  Laufe  der  letzten  Jahre  hatten  die  Schmerzen  an  Dauer  und  Intensität 
angeblich  bedeutend  zugenoinmen,  so  daß  er  dieselben  kaum  mehr  ertragen  konnte. 
Er  erschien  daher  am  31.  Mai  1910  wieder  in  der  Klinik,  um  sich  behandeln, 
respektive  sich  die  linke  große  Zehe  abnehmen  zu  lassen. 

Die  Röntgenuntersuchung  ließ  eine  deformierende  Gelenksentzündung  am 
Endgelenk  erkennen.  Da  eine  örtliche  Behandlung  keinen  Erfolg  zeitigte,  so 
wurde  dem  Wunsche  des  Verletzten  gemäß  im  Juni  1910  die  große  Zehe  im 
Grundgelenk  ausgelöst.  Der  anatomische  Befund  an  der  schmerzenden  Stelle  er- 
gab chronisch-entzündliche  Veränderungen  im  ganzen  Gelenke. 

Der  Heilungsverlauf  war  ein  normaler. 

Nach  Art  der  Verletzung,  dem  Ergebnis  der  röntgenographischen  und 
anatomischen  Untersuchung  wird  der  Ansicht  des  Dr.  J.  beigetreten,  daß  das 
Leiden,  welches  zur  Auslösung  der  linken  großen  Zehe  führte  und  jetzt  den  Ver- 
lust derselben  bedingt,  mit  ausreichender  Wahrscheinlichkeit  mit  dem  Unfall  vom 
3.  April  1903  in  ursächlichem  Zusammenhang  steht. 

Es  muß  aber  hinzugefügt  werden,  daß  die  Erkrankung,  die  deformierende 
Gelenksentzündung  sich  nach  Art  der  Verletzung  schon  im  Jahre  1903  entwickelt 
haben  muß  und  daß  sie  ganz  zweifellos  Ende  April  1907  schon  bestanden  hat. 
Auch  muß  es  zweifelhaft  sein,  ob  K.  durch  Schmerzen  im  Jahre  1910  völlig  er- 
werbsunfähig war  und  ob  die  Operation  notwendig  war  im  Sinne  des  Gewerbe- 
imfallversicherungsgesetzes.  Daß  sie  im  Sinne  des  Krankenkassenversicherungs- 
gesetzes  zulässig  war,  kann  nicht  bezweifelt  werden.  Die  von  K.  behaupteten, 
unerträglichen  Beschwerden  rechtfertigten  beim  Versagen  anderer  Behandlungs- 
methoden den  von  dem  Patienten  gewünschten  Eingriff  im  Sinne  des  Kranken- 
kassenversicherungsgesetzes. 

Eine  stärkere  Schonung  des  Beines  hatte  anscheinend  nicht  bestanden , denn 
bei  dem  Aufnahniebefund  ist  eine  Abmagerung  der  linken  Wadenmuslmlatur  nicht 
erwähnt.  Bei  der  Untersuchung  am  9.  August  war  die  Wadenmuskulatur  beider 
Unterschenkel  gleichmäßig  kräftig  entwickelt,  also  trotz  der  infolge  des  Kranken- 
lagers vorangegangenen  Ruhigstellung  des  linken  Beines. 

Durch  diese  Unfallfolgen  ist  K.  vom  Tage  der  Operation  bis  nach  Beendigung 
des  Heilverfahrens  auf  3 Monate  zum  Zwecke  der  Gewöhnung  um  30o/o,  nach 
dieser  Zeit  aber  nicht  mehr  in  seiner  Erwerbsfähigkeit  beschränkt,  weil  inzwischen 
eine  weitere  wesentliche  Besseruog  eingetreten  ist  durch  Aufhören  der  Empfind- 
lichkeit am  Operationsstumpf  und  an  der  Narbe  sowie  durch  Eintreten  der  Ge- 
wöhnung. 

Das  Gericht  erkannte  demgemäß. 

Verlust  der  kleinen  Zehe.  Reute:  25°/o*  0®/o  nach  3 Monaten. 

Unfall:  9.  Januar  1911.  Quetschung  der  rechten  kleinen  Zehe  mit  nach- 
folgender Auslösung  derselben  aus  dem  Grundgelenk  wegen  Knochentuberkulose. 

Dauer  des  Heilverfahrens  bis  21.  September  1911. 

Eigene  Angaben  des  Verletzten. 

„Ich  kann  nicht  laufen,  nicht  richtig  auftreten,  nicht  die  Treppe  öfter 
passieren.  Ich  habe  Schmerzen.  Seit  Ende  Februar  habe  ich  als  Scharwerker  ge- 
arbeitet, zeitweise  zum  Stundenlohn  von  75  und  80  Pfennig.“ 


Erwerbseinbuße  durch  Verlust  einzelner  Zehen. 
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’ Untersuchungsbefund  (29.  Juni  1912). 

34jähriger,  gesund  aussehender,  kräftig  gebauter  Mann  in  ausreichendem 
Ernährungszustände,  der,  ohne  zu  hinken,  ohne  Stock,  mit  normalem  Gange  das 
Untersuchungszimmer  betritt. 

Am  rechten  Fuß  fehlt  die  kleine  Zehe,  die  im  Grundgelenk  ausgelöst  ist. 
Die  Narbe  liegt  auf  dem  Fußrücken,  sie  ist  fest  und  widerstandsfähig,  nicht 
druckemptindlich , auf  der  Unterlage  verschiebbar.  Der  Stumpf  ist  gut  gepolstert. 
Die  Fußsohle  ist  in  normaler  Weise  verhallt.  Die  rechte  Wade  mißt  35  cm  im 
Umfange,  die  linke  Sb'^locm.  Die  Konsistenz  der  Muskulatur  ist  beiderseits  gleich. 
L.  vermag  auf  den  Fußspitzen  zu  gehen,  auf  dem  rechten  Fuß  allein  zu  stehen. 
Die  Bewegungen  im  rechten  Fußgelenk  sind  frei.  Die  Beweglichkeit  der  ver- 
bliebenen Zehen  ist  ungestört.  Teigige  Schwellung  ist  am  rechten  Fuß  nicht  vor- 
handen, die  Sehnen  auf  dem  Fußrücken  sind  deutlich. 

Begutachtung. 

Als  Folge  hat  der  Unfall  vom  9.  Januar  1911  liinterlassen:  den  gänzlich 
unkomplizierten  Verlust  der  rechten  kleinen  Zehe.  Kläger  ist  dadurch  seit  dem 
Beginn  der  14.  Woche  in  seiner  Erwerbsfähigkeit  beeinträchtigt  gewesen: 

Bis  zum  21.  September  1911  um  100%,  weil  bis  zu  diesem  Tage  das 
Heilverfahren  im  Krankenhause  dauerte.  L.  wurde  als  geheilt  und  schonungs- 
bedürftig entlassen.  Ende  September  1911  erkrankte  L.  an  einer  Lungen-  und 
Brustfellentzündung.  Die  Arbeitsenthaltung  ist  zu  jener  Zeit  also  nicht  durch  Un- 
fallfolgen bedingt  gewesen. 

Am  9.  Januar  1912  stellte  Prof.  N.  bei  L.  noch  Unfallfolgen  fest.  Die  Narbe 
war  fest  verheilt,  aber  die  Sehnen  traten  auf  dem  rechten  Fußrücken  noch  nicht 
so  plastisch  hervor,  wie  links.  Die  Muskulatur  der  linken  Wade  war  noch  schlaffer 
und  2 cm  dünner,  als  die  linke.  L.  ist  demnach  in  der  Zeit  vom  22.  September 
1911  bis  zum  28.  Februar  1912  um  25%  erwerbsbeschränkt  gewesen.  Die  vom 
Krankenhause  empfohlene  Schonung  wird  durch  eine  Rentengewährung  von  25% 
gewährleistet.  Der  Einschätzung  des  Prof.  N.  auf  25%  muß  nach  dem  in  seinem 
Gutachten  vom  9.  Januar  1912  niedergelegten  Befunde  beigetreten  werden.  Vom 
1.  März  1912  ist  L.  in  seiner  Erwerbsfähigkeit  nicht  mehr  beeinträchtigt.  Ende  Fe- 
bruar hat  er  die  Arbeit  wieder  aufgenommen  und  dabei  zum  Teil  einen  höheren 
Lohnsatz  erzielt,  als  vor  dem  Unfall  (80  Pfennig  gegen  75  Pfennig). 

In  dem  objektiven  Befunde  ist  seit  dem  9.  Januar  1912  insofern  eine 
wesentliche  Besserung  eingetreten,  als  die  rechte  Wade  jetzt  dieselbe  Konsistenz 
hat  wie  die  linke  und  um  IV2  an  Umfang  zugenommen  hat. 

Das  Oberversicherungsamt  entschied  demgemäß. 

Eing:ewach8eiier  Nagel  nicht  mittelbare  Folge  eines  Unterschenkel- 

brnches. 

V Urgeschichte. 

W.  erlitt  am  20.  April  1907  einen  Bruch  des  linken  Unterschenkels.  Das 
Heilverfahren  währte  bis  12.  Oktober  1907.  W.  wurde  eine  Rente  von  25%  bewilligt. 

In  den  ersten  Wochen  war  er  arbeitslos,  arbeitete  dann  bei  einem  Gerichts- 
vollzieher und  dann  als  Hilfsschreiber  beim  Landgericht.  Ende  März  1908  ließ 
er  sich  links  einen  eingewachsenen  Nagel  operieren  und  behauptete  Verschlim- 
merung seines  Leidens  mit  dem  Anträge  auf  Rentenerhöhung. 

Eigene  Angaben  des  Verletzten. 

„Ich  habe  noch  Schmerzen  bei  Witterungswechsel  an  der  Bruchstelle.  Ich 
bin  nervös  durch  Morphiumeinspritzungen.  Durch  den  gelieferten  Stiefel  habe  ich 
einen  eingewachsenen  Nagel  bekommen,  den  ich  operieren  lassen  mußte.“ 

Untersuchungsbefund  (30.  April  1908). 

Kräftiger,  19jähriger,  junger  Mann  in  gutem  Ernährungszustände,  der,  ohne 
zu  hinken,  das  Untersuchungszimmer  betritt. 
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lü  der  Mitte  des  linken  Unterschenkels  sieht  man  am  Schienbein  die  Bruch- 
stelle, die  als  leichte,  etwas  unregelmäßige  Auftreibung  fühlbar  ist.  Am  Wadenbein 
ist  die  Bruchstelle  nicht  durchzutasten.  Die  Bruchstelle  ist  nicht  druckschmerzhaft. 
Eine  längsgestellte  Operationsnarbe,  7 cm  lang,  etwas  unterhalb  der  Bruchstelle, 
ist  völlig  reaktionslos. 

An  der  linken  großen  Zehe  findet  sich  eine  in  Heilung  befindliche  Wunde, 
herrührend  von  einer  typischen  Operation  des  eingewachsenen  Nagels  am  inneren 
Bande.  Ganz  dieselbe  — aber  bereits  fest  verheilte  — Operationsnarbe  findet 
sich  an  der  rechten  großen  Zehe,  wo  auch  heute  noch  der  Nagel  stark  verkrüppelt 
ist,  während  an  der  linken  großen  Zehe  der  Nagel  in  gesunder  Neubildung  be- 
griffen ist.  Die  rechtsseitige  Operation  ist  angeblich  vor  zwei  Jahren  gemacht. 

Die  linke  zweite  Zehe  hat  leichte  Hammerzehstellung.  Sämtliche  Zehen  beider 
Füße  zeigen  leichte  Verkrüppelung  durch  Schuhwerk  in  gewöhnlichem  Maße.  Es 
ist  ausgeschlossen,  daß  die  Hammerzehstellung  der  zweiten  linken  Zehe  erst  nach 
dem  Unfall  entstanden  sein  soll,  denn  zu  ihrer  Entwickelung  gehört  eine  längere  Zeit. 

Der  linke  Unterschenkel  zeigt  keinerlei  teigige  Schwellung.  Das  linke  Fuß- 
gelenk ist  intakt. 

W.  vermag  auf  dem  linken  Bein  allein  andauernd  und  sicher  zu  stehen. 

An  der  linken  Ferse  ist  eine  Abweichung  von  der  Norm  nicht  festzustellen. 

Das  linke  Bein  zeigt  ein  Untermaß  bis  zu  V4 

Die  Konsistenz  der  Muskulatur  ist  beiderseits  gleich  kräftig. 

Das  rechte  Bein  mißt  vom  oberen  vorderen  Darmbeinstachel  bis  zur  äußeren 
Knöchelspitze  94  cm,  das  linke  92  cm.  Die  Verkürzung  des  linken  Unterschenkels 
wird  durch  Beckensenkung  völlig  ausgeglichen. 

Nervensystem  im  wesentlichen  ohne  regelwidrigen  Befund. 

Begutachtung. 

Als  Folgen  hat  der  Unfall  vom  20.  April  1907  hinterlassen : 

a)  Eine  nicht  mehr  druckempfindliche  Knochenverdickung  an  der  ehemaligen 

Bruchstelle  in  der  Mitte  des  linken  Unterschenkels. 
h)  Eine  durch  Beckensenkung  ausgeglichene  Verkürzung  des  linken  Beines  um  2 c;w. 
c)  Ein  Untermaß  des  linken  Beines  von  1/2  cm  am  Oberschenkel,  von  cm 

an  der  Wade. 

Die  nachträgliche  Erkrankung  der  großen  linken  Zehe,  der  eingewachsene 
Nagel,  ist  weder  mit  Sicherheit,  noch  mit  ausreichender  Wahrscheinlichkeit  mittel- 
bar oder  unmittelbar  mit  der  Unfallverletzung  in  ursächlichen  Zusammenhang 
zu  bringen. 

Die  Erkrankung  hat  doppelseitig  bestanden,  sie  gehört  zu  den  alltäg- 
lichen Leiden.  Es  muß  für  die  Erkrankung  eine  Prädisposition  angenommen 
werden;  dieselbe  besteht,  wenn  die  Nägel  in  querer  Richtung  stark  konvex  sind, 
oder  wenn  ihre  Ränder  bei  flacher  Beschaffenheit  des  Nagels  selbst  scharf  geknickt 
sind  und  senkrecht  in  den  Nagel  übergehen,  vor  allem  aber,  wenn  die  Nägel  im 
Falz  sehr  beweglich  sind  und  ihr  freier  Rand  weit  nach  hinten  reicht.  Als  mittel- 
bare Ursache  werden  zu  enge  oder  zu  weite  Schuhe  beschuldigt,  indeß  sieht  man 
dies  Leiden  auch  bei  bettlägerigen  Kranken  auftreten.  Dies  und  die  Tatsache, 
daß  die  Erkrankung  hauptsächlich  junge  Individuen  befällt,  beweist,  daß  eine  be- 
sondere Disposition  der  Gewebe  bestehen  muß.  Unzweckmäßiges  Beschneiden  der 
Nägel  fördert  die  Erkrankung. 

Ein  Nervenleiden  besteht  bei  W.  überhaupt  nicht.  Die  leichten  Abweichungen 
von  der  Norm,  wie  das  Fehlen  des  Rachenreflexes,  die  Lebhaftigkeit  der  Reflexe 
haben  für  die  Erwerbsfähigkeit  gar  keine  Bedeutung. 

Selbst  wenn  man  diese  geringen  Symptome  als  den  Ausdruck  eines  Nerven- 
leidens auffassen  wollte,  oder  wenn  gar  ein  Nervenleiden  bestünde,  würde  auch 
dieses  mit  dem  Unfälle  weder  mittelbar  noch  unmittelbar  in  ursächlichem  Zu- 
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sanimenhange  stehen.  Als  Ursache  die  erforderlich  gewesenen  Morphiumeinsprit- 
zimgen  anschuldigeu  zu  wollen,  wie  dies  der  Kläger  tut,  ist  eine  völlig  aus  der 
Luft  gegriffene  Behauptung,  die  in  der  wissenschaftlichen  Erfahrung  keinerlei 
Stütze  linden  kann. 

Durch  die  Unfallfolgen  ist  der  Kläger  seit  dem  14.  Oktober  1907  unter 
Vergleich  des  seinerzeit  von  Dr.  Z.  festgestellten  Befundes  mit  dem  heute  er- 
hobenen um  höchstens  25  Prozent  in  seiner  Erwerbsfähigkeit  beeinträchtigt  ge- 
wesen. Seit  jener  Untersuchung,  am  12.  Oktober  1907,  ist  aber  schon  wieder  eine 
weitere  wesentliche  Besserung  eingetreten,  indem  die  linksseitige  Wadenmuskulatur 
sich  weiter  gekräftigt  hat;  ihr  Untermaß  ist  von  I1/2  (33*ö  : 35)  auf  cm 

(36  : 36^  4cn/)  zurückgegangen  und  die  damals  noch  unscharfen  Umrisse  des  linken 
Fußgelenkes  sind  jetzt  vollkommen  deutlich,  die  linke  Wadenmuskulatur  ist  jetzt 
nicht  mehr  schlaff.  Es  ist  daher  eine  Steigerung  der  Funktionsfähigkeit  anzunehmen 
und  die  PAwerbseinbuße  vom  30.  April  1908  an  nur  noch  auf  15  Prozent  ein- 
zuschätzen. 

Auf  Grund  dieses  Gutachtens  fügte  die  zuständige  Berufsgenossenschaft 
ihrem  Antrag  auf  Ablehnung  der  begehrten  Rentenerhöhung  einen  die  Minderung 
auf  15  Prozent  anssprechenden  Bescheid  hinzu. 

Das  Gericht  erkannte  demgemäß. 

Plattfuß  und  X-Fuß.  Beziehung  zum  Unfall. 

Unter  Plattfuß  (Pes  planus)  verstehen  wir  das  Einsinken  des  natür- 
lichen Fußgewölbes,  unter  X-Fuß  die  Verschiebung  des  ganzen  Fußes  bei 
erhaltenem  Fußgewölbe  um  seine  Längsachse  nach  innen  bei  gleichzeitiger 
Abduktion.  Der  X-Fuß  kann  die  Ausbildung  eines  Plattfußes  nach  sich  ziehen. 

Jede  nicht  sachgemäße  Behandlung  einer  Verletzung  am  Fuß  oder 
Unterschenkel  kann  mittelbar  oder  unmittelbar  einen  Plattfuß  erzeugen.  Zu 
beachten  ist,  daß  der  beginnende  Plattfuß  in  der  Regel  größere  Be- 
schwerden macht,  als  der  ausgebildete. 

Grobe  Fehler  der  Behandlung  sind  z.  B.  mangelhafte  Korrektur 
eines  Knöchelbruches,  bei  denen  stets  eine  ausgiebige  Supinationsstellung 
im  Verbände  anzustreben  ist,  ferner  eine  zu  frühzeitige  Belastung  des 
Fußes  durch  ambulantes  Heilverfahren,  durch  Verzicht  auf  feste  Verbände 
und  durch  vorzeitige  Gehversuche. 

Wenn  ein  nach  Unfall  entstandener  Plattfuß  nicht  von  vornherein 
durch  einen  kunstwidrigen  Verband  oder  durch  die  Schwere  der  Ver- 
letzung (Zertrümmerung  der  Fußknochen)  erzeugt  ist,  dann  entwickelt  er 
sich  erst  allmählich,  nach  Beginn  der  Belastung.  In  gewissen  Fällen 
wird  man  daher  sagen  müssen,  daß  ein  bei  Abschluß  eines  kunstgerecht 
durchgeführten  Heilverfahrens  vorhandener  Plattfuß  auch  schon  vor  dem 
LInfall  bestanden  hat.  In  solchen  Fällen  wird  zumeist  auch  auf  der  nicht 
verletzten  Seite  ein  Plattfuß  bestehen  und  es  werden  sich  noch  andere 
Belastungsdeformitäten,  wie  Genu  valgum,  Wirbelsäuleverbiegungen  usf. 
nachweisen  lassen. 

Schwierig  ist  die  Entscheidung,  ob  ein  schon  vorher  vorhanden  ge- 
wesener Plattfluß  durch  einen  Unfall  verschlimmert,  so  z.  B.  in  einen  ent- 
zündlichen über  geführt  worden  ist.  Die  Möglichkeit  ist  ohne  weiteres  klar, 
die  Flrklärung  der  Wahrscheinlichkeit  ist  schwer. 
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Es  empfiehlt  sich,  durch  möglichst  lange  und  reichliche  Rente nge- 
währung  (33Vs  bis  50®/o)  einem  mit  Pes  planus  oder  valgus  traumaticus  be- 
hafteten Verletzten  die  Gelegenheit  zur  Schonung  seines  kranken  Fulies  zu  geben. 

X-  und  Plattfuß  nach  Kuöchelbruch  als  Unfallfolge  anerkannt. 

I.  Rentenfestsetzung:  100%^  dann  SSVaVo* 

Unfall:  2,  Oktober  1909.  Fall  von  der  Treppe.  Arbeitsbeginn:  5.  Februar 
1910.  Arbeitseinstellung:  21.  Mai  1910. 

Eigene  Angaben  des  Klägers. 

„Ich  habe  Schmerzen  im  linken  Fuß  und  arbeite  seit  dem  21.  Mai  niclit 
mehr.  Vorher  hatte  ich  vom  5.  Februar  an  gearbeitet.“ 

Untersuchungsbefund  (15.  Oktober  1910). 

Mittelgroßer,  gesund  aussehender,  kräftiger,  33jähriger  Mann  mit  behenden 
Bewegungen,  dessen  Gang  links  leicht  schonend  ist. 

Der  linke  Unterschenkel  zeigt  keinerlei  teigige  Schwellung.  Die  Haut  ist 
nicht  verfärbt.  Fingerdruck  läßt  in  ihr  keinen  Eindruck  zurück.  Das  linke  Fuß- 
gelenk weist  keine  normalen  Umrisse  auf,  es  zeigt  an  der  Innenseite  unter  dem  Knöchel 
eine  regelwidrige  Vorwölbung.  Hier  tritt  das  Sprungbein  in  abnormer  Weise  hervor. 

Die  Sehnen  auf  dem  Fußrücken  sind  deutlich  sichtbar.  Der  innere  Knöchel 
ist  verdickt.  Die  Grube  neben  der  Achillessehne  ist  links  innen  nicht  ganz  so 
deutlich,  wie  rechts. 

Die  Hebung  der  linken  Fußspitze  gelingt  nicht  ganz  so  weit,  wie  die  der 
rechten,  das  Senken  der  linken  ebenfalls  nicht  so  weit,  wie  das  der  rechten.  Die 
Rollbewegungen  sind  noch  erheblich  gegenüber  rechts  beschränkt.  Heben  des  inneren 
Fußrandes  ist,  wie  das  des  äußeren,  links  erheblich  beschränkt.  Der  linke  Fuß 
ist  um  seine  Längsachse  nach  innen  gedreht,  er  steht  auch  in  Abduktionsstellung. 
Die  linke  Achillessehne  zeigt  einen  deutlichen  mit  dem  Scheitel  nach  innen  gerich- 


teten Knick. 

Es  beträgt  der  Umfang 

des  Oberschenkels:  * rechts  links 

im  Schritt 5 7 1/2  58 

in  der  Mitte 56  55^  2 

des  Unterschenkels: 

an  der  dicksten  Stelle  der  Wade 37i/2  37^ '2 

um  die  Knöchel 25  26 


Die  linke  Fußwölbung  ist  verstrichen,  während  sie  rechts  gut  ausgeprägt 
ist.  Beide  Kniegelenke  zeigen  normale  Stellung  (kein  Genu  valgum).  Die  Wirbel- 
säule verläuft  gerade. 

Begutachtung. 

Als  Folgen  hat  der  Unfall  vom  2. Oktober  1909  bei  dem  Kläger  zurückgelassen: 
aj  Einen  Abrißbruch  am  linken  inneren  Knöchel. 

bj  Eine  Subluxation  des  linken  Sprungbeines  nach  innen  (Abgleiteu  vom  Fersen- 
bein). Hieraus  ist  durch  die  Belastung  beim  Arbeiten  ein  X-Fuß  (Pes  Valgus) 
und  auch  ein  Plattfuß  (Pes  planus)  entstanden. 

Der  Kläger  ist  infolge  des  Unfalles  vom  2.  Oktober  1909  seitdem  2.  danuar 
1910  in  der  Zeit,  in  der  er  gearbeitet  hat,  um  33V3%,  io  der  Zeit,  in  der  er  nicht 
gearbeitet  hat,  um  lOO^/o  in  seiner  Erwerbsfähigkeit  beeinträchtigt  gewesen. 

Ein  Heilverfahren  ist  erforderlich. 

Das  Schiedsgericht  verurteilte  auf  Grund  dieses  Gutachtens  die  Berufsge- 
nossenscliaft,  die  jede  Rentengewährung  abgelehnt  hatte. 


Beziehimeen  von  Platt-  und  X-Fuß  zum  Unfall. 
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Plattfuii  iiiclit  Uiif*allfolg*e.  Keine  Reiiteiii»evväliruii^'. 

Vorgeschichte. 

Der  damals  14jährige  Schlosserlehrling  K.  erlitt  angeblich  am  18.  Oktober 
1909  durch  Ausgleiten  eine  Verletzung  des  linken  Pkißes.  Erst  am  10.  Dezember, 
also  nach  über  8 Wochen,  suchte  er  einen  Arzt  auf.  Er  setzte  einige  Tage  die 
Arbeit  aus.  Dann  arbeitete  er  — mit  Unterbrechung  aus  anderen  Ursachen  — 
bis  zum  August  1910  fort,  wo  er  an  Typhus  erkrankte.  Als  er  nun  wieder  Geh- 
versuche machte,  schmerzte  der  linke  Fuß,  den  der  Arzt  als  einen  durch  Unfall 
erzeugten  Plattfuß  ansah. 

Eigene  Angaben  des  Verletzten. 

„Mein  linker  Fuß  ist  verrenkt.  Ich  habe  nach  dem  Typlius  wieder  gearbeitet 
und  habe  wegen  des  Fußes  etwa  8 Tage  zu  Hause  bleiben  müssen.  Der  linke  Fuß 
tut  immer  weh,  ich  trage  sonst  eine  Plattfußeinlage.“ 

Untersuchungsbefund  (21.  Januar  1911). 

Kleiner,  löjähriger  Knabe,  in  mittlerem  Ernährungszustände  von  155  Kör- 
perlänge bei  42’5  kg  Körpergewicht,  von  mittlerer  Entwickelung. 

Der  Gaumen  ist  hochgewölbt.  Die  Zähne  zeigen  leichte,  senkrecht  verlaufende 
Riffelung.  Die  Wirbelsäule  zeigt  im  Lendenteil  eine  leichte,  links  konvexe  Aus- 
biegung. Die  Ossifikationspunkte  an  der  Stirn  sind  stark  ausgeprägt.  An  der 
Knochenknorpelgrenze  der  Rippen  zeigen  sich  noch  deutliche  Auftreibungen  (Reste 
von  sog.  Rosenkranz). 

Es  besteht  eine  leichte  Vergrößerung  der  Schilddrüse.  Der  linke  Fuß  ist 
um  seine  Längsachse  nach  innen  gedreht,  seine  Längsachse  weicht  von  der  des 
Unterschenkels  nach  außen  ab.  Der  linke  innere  Knöchel  tritt  stärker  hervor. 
Das  linke  Kahnbein  (Fußwurzelknochen)  ist  herabgesunken.  Die  natürliclie  Fuß- 
wölbung ist  verschwunden.  Die  linke  Achillessehne  zeigt  in  ihrem  unteren  Teile 
einen  nach  außen  offenen  Knick. 

Ähnliche  Verhältnisse  finden  sich  rechts.  Die  Beweglichkeit  des  linken  Fuß- 
gelenkes ist  erheblich  beschränkt.  K.  geht  mit  linkem,  nach  auswärts  gerichtetem 
Fuß,  ohne  die  Fußsohle  vom  Boden  abzuwickeln.  Die  rechte  Wade  mißt:  2S  cm, 
die  linke:  261/4  cm.  Beide  Kniegelenke  zeigen  Valgusstellung. 

Es  besteht  also  bei  K.  ein  doppelseitiger  Plattfuß  mittleren  Grades. 

Begutachtung. 

Plattfußbildung  bei  jugendlichen  Menschen  ist  während  der  Knochenwachs- 
tumsperiode eine  häufig  auftretende  Erkrankung,  namentlich  wenn  bei  nicht  sehr 
kräftigen  jungen  Personen  eine  oft  wiederkehrende  schwere  Belastung  des  Körpers 
eintritt.  Ein  solcher  Fall  liegt  hier  vor.  Soll  ein  Plattfuß  durch  eine  Gewaltein- 
wirkung erzeugt  sein,  so  muß  diese  eine  immerhin  schwere  sein,  es  muß  zu 
Knochenbrüchen,  Bänderzerreißungen  und  dergleichen  gekommen  sein.  Unter- 
brechung der  Arbeit  wird  in  derartigen  Fällen  stets  die  Folge  sein.  Eine  solche 
hat  hier  nicht  Vorgelegen. 

Eine  Disposition  zur  Plattfußbildung  ist  aber  bei  K.  vorhanden,  indem  ver- 
schiedene Anzeichen  (hoher  Gaumen,  Riffelung  der  Zähne,  Reste  des  sog.  Rosen- 
kranzes) darauf  hinweisen,  daß  K.  in  seiner  ersten  Kindheit  an  englischer  Krank- 
heit gelitten  hat. 

Ich  gelange  daher  zu  dem  Schlüsse: 

Das  Fußleiden  (der  linksseitige  Plattfuß)  steht  nicht  mit  dem  Unfälle  in 
Zusammenhang,  den  K.  am  13.  Oktober  1909  erlitten  Jiaben  will.  Es  ist  aucli  eine 
vorhanden  gewesene  Anlage  nicl)t  verschlimmert  worden. 

Demgemäß  ist  K.  auch  durch  Unfallfolgen  nach  dem  13.  Oktober  1909  in  seiner 
Erwerbsfähigkeit  nicht  beeinträchtigt  gewesen  und  gegenwärtig  nicht  beeinträchtigt. 

Demgemäß  wurde  der  Plattfuß  nicht  als  Unfallfolge  anerkannt  und  eine 
Rentengewährung  von  allen  Instanzen  versagt. 


n.  l’eil.  3.  Absclmitt. 
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3.  Abschnitt. 


Der  ursächliche  Zusammenhang  zwischen  Erkrankungen  und 

Unfall.  Verletzung  innerer  Organe. 

Die  Frage,  ob  die  Entstehung  eines  Leidens  mit  überwiegender 
Wahrscheinlichkeit  auf  einen  erlittenen  Betriebsunfall  zurückgeführt  werden 
kann,  wird  dem  ärztlichen  Sachverständigen  häufig  vorgelegt. 

Es  giebt  wohl  kaum  eine  Erkrankung,  die  nicht  von  Verletzten  oder 
ihren  Hinterbliebenen,  wenn  irgend  möglich,  mit  einem  erlittenen  Unfall 
in  Beziehung  gebracht  wird.  Da  bedarf  es  der  gewissenhaften  Überlegung 
des  Sachverständigen,  ob  nach  Art  und  Ort  der  Verletzung,  nach  dem 
zeitigen  Auftreten  des  Leidens  und  den  sonstigen,  kritisch  zu  erwägenden 
Verhältnissen,  bei  Gegenüberstellung  mit  gleichen,  ohne  Gewalteinwirkung 
entstandenen' Erkrankungen  der  ursächliche  Zusammenhang  einen  hohen 
Grad  von  Wahrscheinlichkeit  besitzt.  Die  Möglichkeit  eines  Zusammen- 
hanges genügt  den  Spruchbehörden  nicht,  sie  kann  als  Grundlage  für  die 
Gewährung  einer  Entschädigung  niemals  verwertet  werden. 

In  welcher  Ausdehnung  ein  derartiger  Zusammenhang  zuweilen  an- 
genommen wird,  beweist  ein  meiner  Erinnerung  vorschwebender  Fall,  in 
dem  eine  tödlich  verlaufende  Lungentuberkulose  eines  72jährigen  Mannes 
auf  eine  vor  18  Jahren  erlittene  leichte  Daumenquetschung  bezogen  wurde, 
die  nicht  einmal  zur  Arbeitsunterbrechung  geführt  hatte.  Die  Angehörigen 
verfolgten  ihre  vermeintlichen  Ansprüche  bis  zur  höchsten  Instanz. 

Es  finden  sich  aber  auch  leider  noch  immer  vereinzelte  Ärzte , die 
mit  Sophistik  oder  beispiellosem  Mangel  an  Kritik  den  erforderlichen  Zu- 
sammenhang zu  konstruieren  versuchen. 

Allgemein  gehaltene,  vage  Deduktionen,  wie  die,  daß  ein  Unfall  durch 
Blutverlust,  langes  Krankenlager,  wiederholte  Narkosen,  Sorge  um  die  Zu- 
kunft, Aufregung  beim  Rentenfestsetzungsverfahren  einen  Körper  so  ge- 
schwächt habe,  daß  sich  eine  von  der  Verletzung  nicht  unmittelbar  her- 
vorgerufene erschöpfende  Krankheit  in  späterer  Zeit  entwickeln  konnte, 
dürfen  in  der  Unfallspruchpraxis  keinen  unbedingten  Anspruch  auf  Berück- 
sichtigung erheben. 


Tod  an  Herzschwäche  nicht  Folge  eines  last  2 Jahre  zurückliegen- 
den Knöchelbriiclies  oder  der  mit  dem  Heilverfahren  und  dem  Ren- 
tenfestsetznngsverfahren  verknüpften  Umstände. 


V 0 r g e s c h i c h t e : 


Der  damals  50jährige  Arbeiter  R.  erlitt  am  6.  April  1910  durch  Undmicken 
auf  d eil  untersten  Treppimstufen  - Avi(‘  er  seihst  bei  seiner  polizeihclien 
Vernehmung  bestätigte  — einen  rechtsseitigen  doppelten  Knöchelbrnch.  Bereits 


Der  ursächliche  Zusammenhang  zwischen  Erkrankungen  und  Unfall. 


Hin 

am  31.  IMai  1910  — also  nach  etwa,  acht  Woclien  — wurde  er  aus  dem  Kran- 
kenhause entlassen.  Er  ging  schon  damals  „nahezu  ohne  den  rechten  Fuß  zu 
schonen“. 

Über  die  erfolgten  Nachbehandlungen  und  Untersuchungen  geben  die  bei 
den  Akten  betindlichen  Äußerungen  und  Gutachten  der  Ärzte  eine  eingehende 
Darstellung,  wesAvegen  auf  dieselben  Itezug  genommen  wird. 

R.  verstarb  am  19.  hÄbniar  1912. 

^^'ährend  nun  Dr.  K.  in  seinem  Gutachten  auf  Grund  vorauf  gegangener 
Akteneinsicht  und  der  von  ihm  vorgenommenen  Sektion  zu  dem  Sclduß  gelangt; 

ad  1.  Der  Tod  des  R.  ist  durch  Herzlähmung  verursacht  worden. 

ad  2.  Ein  ursächlicher  Zusammenhang  dieser  Herzlähmung  respektive  der 
zur  schließlichen  Erlahmung  der  Herztätigkeit  führenden  Verände- 
rungen der  Herzmuskulatur  mit  dem  Unfälle  vom  6.  April  1910  ist 
auszuschließen, 

kommt  Dr.  (-.  auf  Grund  der  ihm  gewährten  Einsicht  in  die  Akten  der  Berufs- 
genossenschaft zu  dem  Ergebnis: 

Der  Unfall  muß  als  eine  beim  Tode  des  R.  mitwirkende  Ursache  angesehen 
werden. 

Er  begründet  dies  damit,  daß  er  sagt; 

„Es  geht  aus  den  vorstehend  angeführten  Gutachten  hervor,  daß  R.  bald 
nach  dem  Unfälle  Erscheinungen  eines  nervösen  Leidens,  welches  wohl  als  Ner- 
venschwäche mit  hypochondrischen  Vorstellungen  zu  bezeichnen  ist,  aufwies.  Es 
ist  dabei  nicht  von  Bedeutung,  ob  dieses  Leiden  schon  vorher  bestanden  hat 
und  ob  es  durch  andere  Ursachen  bedingt  ist,  wie  einige  Gutachter  annehmen. 
Es  ist  jedenfalls  sicher,  daß  er  durch  das  Leiden,  selbst  wenn  es  vorher  be- 
standen haben  sollte,  in  seiner  Tätigkeit  nicht  behindert  worden  ist.  Bekannt 
ist  aber,  daß  bei  nervösen  Menschen  selbst  verhältnismäßig  geringfügige  Unfälle 
einen  schädigenden  Einßuß  haben  und  daß  diese  die  nervösen  Beschwerden  hinterher 
ins  Ungemessene  steigern  können.  Es  ist  teils  der  Unfall  als  solcher,  welcher 
diese  Schädigung  bewirkt,  teils  sind  es  die  Aufregungen,  die  durch  ein  langes 
und  intensives  Heilverfahren,  durch  vielfache  Untersuchungen,  durch  Abweisung, 
selbst  völlig  berechtigte,  von  Ansprüchen,  durch  die  Sorge  um  die  Zukunft  be- 
dingt werden.  Daß  derartige  Einwirkungen  hier  stattgefunden  haben,  geht  aus 
den  Akten  hervor.  Das  Heilverfahren  hat  sehr  lange,  bis  zum  Januar  1911, 
gedauert.  R.  ist  dann  von  einem  Nervenarzt  sehr  gründlich  untersucht,  dann 
wieder  aus  seinen  gewohnten  Verhältnissen  durch  einen  zweimaligen  Aufenthalt 
in  ausAvärtigen  Heilanstalten  herausgerissen  worden;  in  den  Anstalten  fanden 
eingehende  und  durch  das  berechtigte  Mißtrauen,  welches  man  seinen  Angaben 
entgegenbrachte,  für  ihn  aufregende  Beobachtungen  und  Untersuchungen  statt. 
Wie  sehr  ihn  der  Unfall  beschäftigt  hat,  geht  aus  den  zahlreichen  Schreiben, 
die  meist  in  einem  verärgerten  Ton  gehalten  sind,  und  aus  seinen  wiederholten 
Beschwerden  an  das  Reichsversicherungsamt  hervor.  Es  ist  ja  auch  charakte- 
ristisch, daß  Professor  T.  wegen  der  Beunruhigung  des  Mannes  empfahl,  eine 
Nachuntersuchung  erst  in  2 Jahren  eintreten  zu  lassen.  Es  ist  nun  einleuchtend, 
daß  derartige  sich  immer  wiederholende  Aufregungen  auf  das  Herz  einwirken 
müssen,  besonders  wenn  es  sich  um  ein  schon  geschwächtes  und  nicht  mehr 
ganz  leistungsfähiges  Herz  gehandelt  hat.  Stern,  einer  der  besten  Kenner  der 
durch  Unfälle  bedingten  inneren  Leiden,  sagt  in  seinem  Buche;  Über  die  trau- 
matische Entstehung  innerer  Krankheiten,  Seite  78;  „Schon  beim  Gesunden  er- 
zeugen Gemütsbewegungen  häutig  Irregularität  der  Herzaktion  und  Störung  der 
Gefäßinnervation;  es  ist  daher  begreißieh,  daß  ein  erkranktes  Herz  durch  der- 
artige Einwirkungen  viel  schwerer  und  für  längere  Zeit  geschädigt  werden 
kann.“  Dieses  seelische  Moment  scheint  mir  in  dem  Gutachten  des  Dr.  K.  nicht 
genügend  gewürdigt  worchm  zu  sein. 
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Ich  glaube  in  Vorstehendem  nachgewiesen  zu  haben,  daß  der  Unfall  bzw. 
die  mit  ihm  verbundenen  Aufregungen  eine  so  schädigende  Einwirkung  auf  das 
Herz  ausgeübt  haben,  daß  es  früher  erlahmt  ist,  als  es  sonst  der  Fall  gewe- 
sen wäre.“ 


Begutachtung. 


Es  bedarf  in  folgendem  lediglich  der  Nachprüfung,  ob  die  Ausführungen  des 
Dr.  C.  zu  liecht  bestehen. 

l)er  Unfall  ist  kein  schwerer  gewesen.  Die  Sektion  des  rechten  Fußgelenkes 
ergab  keine  Besonderheiten.  Das  Gelenk  war  also  durch  den  Knöchelbrucli  nicht 
mitbetroffen.  Auf  der  frontalen  Sägeschnittfläche  war  zu  erkennen,  wenn  auch  nur 
bei  genauer  Betrachtung,  daß  die  schwammige  Substanz  am  Wadenbein  von  einer 
schräg  verlaufenden,  schmalen  Zone  festen  Knochens  durchsetzt  war,  und  daß  sich 
in  ähnlicher  Weise  am  Schienbein  eine  mehr  quer  verlaufende,  gleiche  Zone  zeigte. 
Außer  diesen  beiden  Verdichtungen  waren  keine  Anzeichen  eines  ehemaligen  Bru- 
ches erkennbar. 


Hiernach  hat  es  sich  bei  R.  also  um  einen  vorzüglich  verheilten,  einfachen 
Knöchelbruch  ohne  Beteiligung  des  Gelenkes  gehandelt,  wie  auch  aus  der  Tat- 
sache hervorgeht,  daß  R.  bereits  nach  acht  Wochen  aus  dem  Krankenhause  ent- 
lassen worden  war,  während  der  Befund  vom  3.  Oktober  1910  feststeht,  daß  die  Wa- 
denmuskulatur beiderseits  28V2  cm,  die  Oberschenkelmuskulatur  beiderseits  in  der 
Mitte  43 V2  cm  mißt. 


Bei  einem  derartigen  Befunde  pflegen  nicht  versicherte  Personen  nach  drei 
Monaten  ihre  Tätigkeit  wieder  aufzunehmen. 

Dr.  F.  stellte  bei  R.  am  16.  Dezember  1910  eine  hypochondrische  Verstim- 
mung fest,  die  man  im  Beginn  des  Greisenalters  oftmals  findet,  und  hier  vielleicht 
mit  der  Derbheit  der  Schlagadern  in  Beziehung  zu  setzen  war.  Eine  Beschädigung 
der  nervösen  Zentralorgane  nahm  er  nicht  an,  weil  die  Fallhöhe  zu  gering  war, 
R.  auch  keine  Anzeichen  von  Gehirnerschütterung  geboten  hatte.  Es  wurde  außer- 
dem eine  nicht  sehr  erhebliche  Derbheit  der  Schlagadern,  Schlängelung  der 
Schläfenschlagader  festgestellt.  Der  Puls  betrug  84,  nach  dem  Ankleiden  120, 
durch  zehnmaliges  Bücken  wurde  die  Pulszahl  nicht  verändert. 

Es  waren  also  im  Dezember  1910  keinerlei  Erscheinungen  vorhanden,  die 
eine  dauernde  erhöhte  Inanspruchnahme  des  Herzens  durch  dauernde  enorme  Puls- 
besclileunigung,  wie  sie  bei  der  sogenannten  traumatischen  Neurose  zur  Beobach- 
tung gelangt  und  bei  jahrelangem  Bestehen  zu  Veränderungen  am  Herzen  führen 
kann,  erkennen  ließen. 


Am  9.  Januar  1911  war  der  Puls  bei  R.  ziemlich  schwach  und  nicht  ganz 
regelmäßig,  98  Schläge  in  der  Minute.  Im  Februar  1911  war  der  Puls  ebenfalls 
schwach,  92,  aber  regelmäßig.  Das  Gewicht  hatte  0’5  kg  zugenommen,  im  ahge- 
meinen  Befinden  war  entschieden  etwas  Besserung  eingetreten. 

Auch  jetzt  wurden  die  nervösen  Beschwerden  auf  das  Alter  des  Patienten, 
die  zweifellos  etwas  vorhandene  Aderverkalkung,  sowie  auf  die  im  Pulse  sich  aus- 
prägende Schwäche  der  Herzmuskulatur  bezogen. 

Im  April  1911  zeigte  sich  an  dem  verletzt  gewesenen  rechten  Bein  sogar 
ein  Übermaß  von  V2  bis  1 cm,  was  zwingend  gegen  Schmerzen  in  demselben  spricht, 
da  in  diesem  Falle  durch  die  Schonung  des  Beines  sich  ein  Untermaß  liätte  her- 
aussteilen müssen.  Der  Puls  war  klein,  90  bis  110  regelmäßige  Schläge,  die 
Schlagaderwände  waren  in  geringem  Grade  verhärtet,  der  Blutdruck  etwas  herab- 
gesetzt (115  mm  Quecksilber  Riva-Rocci). 


Demnach  ist  bis  nach  einem  Jahre  nach  dem  Unfall  keine  andauernde  ab- 
norme Pulsbeschleunigung  und  keine  Erhöhung  des  Blutdruckes  nachgewiesen. 
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Damit  entfällt  aber  auch  die  Annahme,  daß  bei  II.  Aufregungen,  di(5  das 
Herz  schädigten,  vorhanden  gewesen  wären. 

Die  sänitlichen  Gutachter  stimmen  darin  überein,  daß  R.  seine  Beschwerden 
— wenngleich  unbewußt  — stark  übertrieb  und  es  mit  der  Wahrheit  nicht  genau 
nahm.  Man  könnte  aber  doch  eine  — im  vorliegenden  Falle  gar  nicht  erwiesene  — 
Herzschädigung  nur  mit  tatsächlich  vorhandenen  Beschwerden  und  nicht  mit  üb(U- 
triebenen  Beschwerdeäußeriingen  erklären. 

Dr.  C.  nennt  das  Heilverfahren  ein  langes  und  intensives. 

K.  giebt  am  22.  März  1911  selbst  an,  daß  er  in  der  Zeit  vom  21.  Juli  1910 
bis  7.  Januar  1911  an  jedem  Wochentage  — nicht,  wie  später  behauptet,  auch 
Sonntags  — etwa  eine  Stunde  lang  im  mediko-mechanisclien  Institut  gewesen 
sei.  Er  habe  an  jedem  Tage  vier  verschiedene  Apparate  benutzt.  Bedient  sei 
er  dabei  nicht  worden.  Ferner  habe  er  sich  jeden  Tag  mittels  Apparates 
selbst  massiert  und  auch  selbst  elektrisiert.  Nur  drei-  oder  viermal  sei  es  vor- 
gekommen, daß  ihn  die  Wärterin  massiert  habe.  Gleichfalls  habe  er  täglich  Heiß- 
luftbäder genommen. 

Bei  diesem  reichhaltigen,  innerhalb  einer  Stunde  zu  absolvierenden  Bro- 
gramme,  bei  dem  sich  R.  obendrein  fast  immer  selbst  behandelte,  kann  von  einem 
intensiven,  Schmerzen  erzeugenden  Heilverfahren  nicht  die  Rede  sein. 

Auch  die  im  Genesungsheim  zu  B.  vorgenommene  Behandlung  im  Sinne 
einer  Karlsbader  Kur  nebst  Packungen  und  Sitzdämpfen  kann  nicht  als  intensive 
bezeichnet  werden. 

Bei  diesen  Behandlungen  wurden  weder  die  Kräfte  des  R.  nennenswert  in 
Anspruch  genommen,  noch  wurden  Schmerzen  erregt. 

In  der  Anstalt  des  Prof.  Dr.  T.  hat  eine  Behandlung  überhaupt  nicht  stattgefun- 
den. R.  erklärte  auch  selbst,  tlie  Einweisung  in  diese  Anstalt  sei  nicht  zum  Zwecke 
der  Kur,  sondern  lediglich  zur  Beobachtung  und  Feststellung  erfolgt. 

Daß  das  Heilverfahren  aber  bis  zum  Januar  1911  dauerte,  hat  zum  großen 
Teil  seinen  Grund  darin,  daß  R.  dauernd  klagte  und  weder  damals,  noch  später 
zu  bewegen  war,  die  durch  den  objektiven  Befund  erwiesenen  Besserungen 
zuzugeben. 

Nach  dem  objektiven  Befunde  vom  3.  Oktober  1910  hätte  es  schon  damals 
eingestellt  werden  können,  wenn  nicht  nach  dem  Vorschläge  des  Dr.  F.  durch  die 
weiteren  Übungen  R.  von  der  Leistungsfähigkeit  seines  Fußes  hätte  überzeugt 
werden  sollen. 

Vom  1.  Juli  1910  an  war  das  Heilverfahren  obendrein  ein  ambulantes. 

Daß  die  sehr  gründliche  Untersuchung  durch  Dr.  F.  bei  R.  eine  Auf- 
regung hervorgerufen  haben  sollte,  ist  nicht  anzunehmen,  da  derartige  Hypo- 
chonder nach  ihren  Wünschen  bekanntlich  gar  nicht  lange  und  oft  genug  ärzt- 
lich untersucht  werden  können.  Eine  Beschwerde  darüber  ist  auch  von  R.  gar 
nicht  eingereicht  worden.  Dasselbe  gilt  von  den  in  den  Anstalten  vorgenommenen 
Untersuchungen. 

Der  Aufenthalt  in  B.  dauerte  vom  9.  Januar  bis  25.  Februar  1910,  der  in 
C.  vom  3.  bis  13.  April.  Daß  die  hygienischen  Verhältnisse  in  derartigen  Anstal- 
ten bessere  sind,  als  in  einer  Berliner  Hofwohnung,  ist  unbestritten.  Wenn  ein 
56jähriger  Mann  in  dieser  Weise  aus  seinen  gewohnten  Verhältnissen  herausge- 
rissen wird,  kann  von  einer  schädigenden  Wirkung  nicht  wohl  gesprochen  werden. 
Ich  kann  also  aucli  in  diesem  Punkte  Dr.  C.  nicht  beitreten. 

Es  bleibt  noch  zu  untersuchen,  welcher  Einfluß  der  — von  Dr.  C.  selbst 
als  berechtigt  anerkannten  — Abweisung  der  Ansprüche  des  R.  und  der  durch  das 
— nach  Dr.  U.  ebenfalls  berechtigte  — Mißtrauen  für  ihn  aufregenden  Beob- 
achtung zuzuerkennen  ist. 
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Die  Frage  ist  diircli  die  Ilckursentscheiduiig  des  Keiclisversiclieningsamtes 
vom  17.  Juni  1902  beantwortet,  in  der  es  heißt: 

indeß  die  Geltendmachung  der  Entschädigungsan- 
sprüche nur  deshalb  auf  den  Seelen-  und  Geisteszustand  des 
Verletzten  einen  nachteiligen  Einfluß  ausübt,  weil  er  von  der 
irrigen  Vorstellung  ausgeht,  er  müsse  ohne  Rücksicht  auf 
das  Vorhandensein  oder  den  Grad  einer  durch  den  Unfall 
verursachten  Beeintr  ächtigung  der  Erwerbsfähigkeit  unter 
allen  Umständen  schon  dafür  eine  Entschädigung  erhalten 
und  fortbeziehen,  daß  er  überhaupt  einen  Unfall  erlitten  hat, 
kann  an  sich  nicht  der  Unfall,  wenn  auch  nur  mittelbar,  für 
jenen  nachteiligen  Einfluß  verantwortlich  gemacht  werden, 
sondern  muß  dessen  Ursache  der  Regel  nach  in  der  Person 
des  Verletzten  selbst  und  in  der  Verkehrtheit  seiner  sub- 
jektiven Auffassung  erblickt  werden.^^ 

Diese  von  I)r.  C.  angenommenen  Aufregungen  — erwiesen  sind  sie  überhaupt 
nicht  — scheiden  mithin  als  mittelbare  Unfallfolge  aus. 

Es  soll  nun  aber  zugunsten  der  Hinterbliebenenansprüche  unterstellt  wer- 
den, daß  bei  R.  nicht  nur  eine  Hypochondrie,  sondern  auch  eine  mit  Aufregungs- 
zuständen verknüpfte  Neurasthenie  bestanden  habe. 

Eine  Schädigung  des  Herzens  kann  bei  seelischen  Erregungszuständen  an- 
genoinmen  werden,  wenn  durch  dieselben  eine  dauernde  Erhöhung  der  Herztätigkeit 
mit  dauernder  Erhöhung  des  Blutdruckes  erzeugt  wird.  Dies  ist  im  vorliegenden 
Falle  niemals  nachgewiesen  worden.  Daß  das  Herz  durch  den  Unfall  unmittelbar 
erkrankt  sei,  wird  selbst  von  Dr.  C.  nicht  behauptet,  ist  auch  nach  Lage  des 
Falles  und  der  Art  des  Unfalles  durchaus  unwahrscheinlich. 

Das  Lebensalter  des  R.,  seine  früheren  Strapazen  als  Hausierer  und  der 
gewohnte  Genuß  von  Schnaps  dürften  für  das  Eintreten  der  Herzlähmung,  wie 
Dr.  K.  zutreffend  bemerkt,  eine  völlig  ausreichende  Erklärung  bieten. 

Ich  kann  mich  daher  den  Ausführungen  des  Dr.  C.  in  seinem  Gutachten  vom 
9.  -luni  1912  durchaus  nicht  anschließen,  muß  vielmehr  dem  Gutachten  des  Pro- 
fessor Dr.  T.  vom  13.  April  1911  und  dem  Gutachten  des  Prosektors  Dr.  K.  vom 
16.  März  1912  vollkommen  beitreten  und  gelange  somit  zu  dem  Schluß: 

Der  an  Herzlähmung  erfolgte  Tod  des  R.  am  19.  Februar  1912  ist  weder 
unmittell)ar  noch  mittelbar  auf  den  Unfall  vom  6.  April  1911  zurückzuführen. 

Das  Oberversicherungsamt  folgte  diesem  Gutachten. 

Infektion  und  Unfall. 

Die  höchste  praktische  Bedeutung  für  den  Werktätigen  hat  die  an 
seinen  Fingern  beginnende  Infektion  mit  ihren  häufig  unberechenbaren 
Wirkungen.  Sie  muß  unbedingt  Folge  einer  — wenngleich  oft  unbemerkten 
- Kontinuitätstrennung  der  äußeren  Haut  sein.  Sie  stellt  sich  demnach 
als  Folge  einer  Verletzung,  eines  Unfalles  dar.  Zweifel  entstehen  nur  bei 
der  Frage,  ob  diese  Verletzung  durch  die  Betriebsarbeit  oder  außerhalb 
derselben,  bei  anderer  Gelegenheit  entstand,  ob  es  sich  also  um  einen 
1 »etriebsunfall  handelt. 
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Die  meisten  imbefan^eneii  Patienten,  die  ein  Panaritium  zum  Arzte 
führt,  erklären  irrigerweise,  ihr  Leiden  sei  ganz  von  sellist  entstanden.  Die 
kleinen  alltäglichen  Verletzungen  der  Finger  werden  wenig  beachtet;  ehe 
sich  ernstere  Folgen  einstellen,  sind  sie  schon  oftmals  vergessen. 

Die  Unkenntnis  der  Vorgänge  bei  einer  derartigen  Infektion  darf 
aber  dem  Erkrankten  nicht  wirtschaftliche  Nachteile  bringen. 

Wir  werden  daher  in  jedem  Falle  zu  prüfen  haben , ob  nach  Art 
der  geleisteten  Arbeit  und  nach  den  zeitlichen  Verhältnissen  eine  Infektion 
mit  Wahrscheinlichkeit  als  Folge  eines  Betriebsunfalles  anzusehen  ist. 
Verletzung  und  Infektion  brauchen  nicht  gleichzeitig  zu  erfolgen.  Eine 
vernachlässigte  Wunde  kann  nachträglich  infiziert  werden. 

Eine  stumpfe  Ge walteiii Wirkung , sowie  eine  Überanstrengung  der 
Hand  (Prellschlag,  Verdröhnung)  kann  keine  Infektion  erzeugen. 


Örtliche  Infektionen. 

Infektion  (Wundrose)  mit  nachfolgender  allgemeiner  Blutvergiftung 

(Sepsis)  als  Unfallfolge  anerkannt. 

V orgeschichte. 

Der  damals  57jährige  Arbeiter  L.  erkrankte  am  18.  November  1911  unter 
Schüttelfrost  und  Fieber  an  einer  Schwellung  der  Drüsen  der  rechten  Achsel- 
höhle. Dem  erstbehandelnden  Arzte  gab  er  an,  sich  mit  der  rechten  Hand  an 
einer  scharfen  eisernen  Kante  gestoßen  zu  haben.  Dieser  stellte  auch  eine  fünf- 
pfennigstückgroße Abschürfung  an  dem  Knöchel  des  rechten  Zeigefingers  fest.  In 
den  nächsten  Tagen  wurde  L.  unruhig,  verließ  sein  Bett,  war  schlaflos  und  ver- 
weigerte die  NahruDg.  Er  lieberte  hoch,  der  Zustand  verschlimmerte  sich  so, 
daß  L.  am  23.  November  1911  dem  Krankenhause  überwiesen  werden  mußte. 
Hier  traf  er  in  sterbendem  Zustande  ein.  Der  rechte  Vorder-  und  Oberarm  be- 
fand sich  im  Zustande  starker  Schwellung,  Hautauflockerung  und  ausgebreiteter 
heller  Rötung,  die  bis  an  die  Schulter  und  abwärts  bis  ans  Handgelenk  hinreichte. 
Die  Lymphdrüsen  in  der  rechten  Ellenbeuge  und  rechten  Achselhöhle  waren  an- 
geschwollen und  schmerzhaft. 

Eine  Wunde  war  an  der  rechten  Hand  bei  der  Aufnahme  des  Kranken 
nicht  mehr  festzustellen. 

Alle  Maßnahmen  zur  Kräftigung  der  Herztätigkeit  blieben  erfolglos.  Bereits 
am  24.  November  1911  trat  der  Tod  ein. 

Die  Berufsgenossenschaft  lehnt  die  Gewährung  der  Hinterbliebenenrente  ab 
mit  der  Begründung,  daß  ein  Betriebsunfall  nicht  nachgewiesen  sei. 


Begutachtung. 

Es  ist  unzweifelhaft,  daß  L.  an  einer  Blutvergiftung  gestorben  ist,  die  von 
der  rechten  Hand  ihren  Ausgang  genommen  hat  und  zunächst  am  rechten  Arm 
lokale  Erscheinungen  gemacht  hat.  Die  Erreger  einer  Blutvergiftung  — • z.  B.  Strepto- 
kokken — bedürfen,  um  in  die  Lymph-  und  Blutbahn  des  menschlichen  Körpers 
eindringen  zu  können,  nur  einer  winzigen  Eingangspforte  durch  die  irgendwie 
verletzte  Haut,  die  sich  oftmals  der  Erkennung  mit  dem  bloßen  Auge  entzieht, 
andererseits  aber  sich  wegen  ihrer  Geringfügigkeit  häutig  so  schnell  schließt,  dal.i 
sie  nach  kurzer  Zeit  nicht  mehr  festzustellen  ist. 
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Es  vorsclilägt  also  nichts,  wenn  damals  im  Krankenhause  bereits  nach 
o Tagen  an  der  Hand  des  L.  eine  Verletzung  nicht  mehr  zu  sehen  war. 

l)r.  H.  bestätigt  aber,  daß  L.  am  18.  November  mit  einer  fünfpfennigstück- 
großen  AbschüiTung  am  rechten  Zeigefinger  zu  ihm  gekommen  sei  und  ihm  damals 
— also  ehe  die  Schwere  der  Erkrankung  vorauszusehen  war  — angegeben  habe, 
(>r  habe  sich  mit  der  rechten  Hand  an  einer  scharfen  eisernen  Kante  verletzt. 

Wenn  nun  die  mit  L.  zusammen  arbeitenden  Zeugen  von  einer  Verletzung 
nichts  gesellen  halien,  so  erklärt  sich  dies  daraus,  daß  L.,  wie  die  meisten  anderen 
Arbeiter,  der  an  sich  unbedeutenden  Verletzung,  die  sich  im  Leben  oft  ohne 
ernstere  Folgen  wiederholt,  keine  Bedeutung  beigelegt  hat,  da  er  den  ernsten 
Ausgang  nicht  ahnen  konnte. 

Haß  aber  die  Gelegenheit,  sich  derartige  kleine  Verletzungen  zuzuziehen,  in 
der  Werkstatt  bei  der  Bearbeitung  von  Eisen  eine  viel  reichere  ist,  als  außer- 
halb der  Arbeit,  ist  unstreitig.  Auch  ist  es  viel  wahrscheinlicher,  daß  sich  in 
einer  Werkstatt  bei  dem  daselbst  unvermeidlichen  Schmutz  Krankheitserreger,  wie 
Streptokokken,  vorfinden,  als  in  einer  Privatwohnung.  Hie  Gefahr,  sich  eine  Blut- 
vergiftung durch  eine  Verletzung  zuzuziehen,  ist  daher  bei  der  Betriebsarbeit  eine 
ungleich  höhere,  als  bei  den  sonstigen  Verrichtungen  des  täglichen  Lebens. 

Wenn  nun  L.  obendrein  noch  seinem  Arzte  angegeben  hat,  er  habe  sich 
mit  der  rechten  Hand  an  einer  scharfen  eisernen  Kante  gestoßen,  so  spricht  dies 
mit  großer  Wahrscheinlichkeit  dafür,  daß  die  Verletzung  bei  der  Betriebsarbeit 
entstanden  ist,  da  es  weniger  wahrscheinlich  ist,  daß  L.  außerhalb  der  Arbeit 
mit  scharfen  eisernen  Kanten  in  Berührung  kam. 

Ich  gelange  daher  zu  dem  Schlüsse: 

Es  ist  mit  hoher  Wahrscheinlichkeit  anzunehmen,  daß  der  am  24.  November 
1911  eingetretene  Tod  des  L.  eine  unmittelbare  Folge  eines  kurz  vor  dem  18.  No- 
vember 1911  erlittenen  Unfalles  war. 

Hie  Ansprüche  der  Witwe  wurden  hiernach  vom  Oberversicherungsamte 
anerkannt.  Hie  Berufgenossenschaft  verzichtete  auf  Einlegung  eines  Rekurses. 

Rose  (Erysipel)  nicht  als  Uiifallfolge  anerkannt. 

V orgeschichte. 

Her  damals  48jährige  Hroschkenkutscher  B.  will  am  12.  November  1908, 
abends  11  Va  Uhr,  dadurch  einen  Betriebsunfall  erlitten  haben,  daß  er  sich  beim 
Herabsteigen  von  seinem  Wagen  das  rechte  Schienbein  stieß.  Hierdurch  soll  eine 
Hautabschürfung  entstanden  sein,  die  ungefährlich  aussah  und  der  B.  gar  keine 
Bedeutung  beilegte.  Erst  am  20.  November  1908,  also  8 Tage  nach  dem  Unfall, 
zwangen  ihn  auftretende  Schmerzen,  die  ärztliche  Hilfe  des  Hr.  P.  aufzusuchen, 
der  „Rose“  feststellte  und  die  Überführung  des  B.  in  das  Krankenhaus  anordnete. 

Hie  Originalkrankengeschichte  ist  in  den  Akten  nicht  vorhanden.  Hr.  W. 
erklärt;  ,,B.  gab  damals  (bei  der  Aufnahme  in  das  Krankenhaus,  21.  November 
1908)  an,  daß  er  an  Krampfadern  und  Unterschenkelgeschwüren  leide.  Von  einem 
Unfall  erwähnte  er,  soweit  ich  mich  erinnere  und  wie  aus  der  Krankengeschichte 
hervorgeht,  nichts.  Bei  der  ersten  Untersuchung  fanden  sich  an  beiden  Unter- 
schenkeln Anzeichen  von  Geschwüren,  die  von  Krampfadern  herrührten  und  mehr 
oder  weniger  verheilt  waren.  Am  rechten  Unterschenkel  fand  sich  eine  ausge- 
dehnte Rötung  und  Schwellung  bei  hoher  Temperatursteigerung.“ 

Begutachtung. 

Unzweifelhaft  hat  bei  B.  am  20.  November  1908  eine  Wundrose  (Erysipel) 
bestanden.  Her  Erreger  dieser  Erkrankung  ist  der  Streptococcus  erysipelatis.  Vom 


Infektion  und  Unfall. 
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Eiiulriiigen  dieser  Spaltpilze  durch  die  — vielleicht  mir  minimal  verletzte  — Haut 
in  die  Lymphgefäße  bis  zum  erkennbaren  Einsetzen  der  Krankheit  vergeht  eine 
sogenannte  Inkuhationszeit  von  15 — 60  Stunden.  Hieraus  folgt,  daß  die  am  20.  No- 
vember 1908  auftretende  Wundrose  mit  dem  vor  8 Tagen  angeblich  erlittenen  Un- 
fall nicht  in  einem  unmittelbaren  Zusammenhang  gestanden  haben  kann. 

Es  verbleibt  demnach  zu  prüfen,  oh  ein  mittelbarer  Zusammenhang  inso- 
fern anzunehmen  ist,  als  die  am  12.  November  1908  angeblich  gesetzte  Hautver- 
letzung bis  zum  20.  November  1908  offen  geblieben  war  und  so  den  eindringenden 
Mikroorganismen  noch  in  der  Zeit  vom  18.  bis  20.  November  eine  Eingangspforte 
dargeboten  haben  könnte.  Es  ist  dies  unwahrscheinlich,  weil  eine  nicht  heihmde 
Abschürfung  den  B.  wohl  früher  zum  Arzt  geführt  hätte,  in  diesem  Falle  aber 
auch  der  Ausgangspunkt  der  Erkrankung  — eben  diese  nicht  verheilte  und  bei 
dem  Vorhandensein  von  Krampfadern  sicherlich  deutlich  erkennbare  Verletzung  — 
weder  dem  Dr.  P.  noch  den  Ärzten  des  Krankenhauses  entgangen  wäre. 

Erwiesen  ist  — aus  dem  Inhalt  der  Krankengeschichte  — , daß  B.  schon 
vor  dem  Unfälle  an  Krampfadern  gelitten  hat.  Daß  Leute  mit  Krampfadern  durch 
von  selbst  auftretende  Entblößung  der  Haut  von  der  schützenden  Oberhaut 
(Ekzeme  usw.)  oder  aber  durch  sich  selbst  beigebrachte  Kratzeffekte  häufig  an 
Wundrose  erkranken,  ist  eine  feststehende  Tatsache. 

Diese  an  sich  dauernd  bestehende  Gefahr  wird  noch  vergrößert,  wenn  es 
derartige  Kranke  an  der  erforderlichen  Sauberkeit  fehlen  lassen. 

Nun  findet  sich  in  den  Akten  eine  Notiz,  daß  B.  bei  der  später  von  dem 
Vertrauensarzt  der  Berufsgenossenschaft  vorgenommenen  Untersuchung  vor  Schmutz 
starrte  und  sein  verletztes  Bein  völlig  vernachlässigt  hatte. 

Wenn  jemand,  der  ein  so  schmerzhaftes  und  langwieriges  Krankenlager 
durchgemacht  hat,  dem  Orte  seiner  Erkrankung  so  wenig  Pflege  angedeihen  läßt, 
so  ist  die  Annahme  berechtigt,  daß  er  es  vor  'der  Erkrankung  erst  recht  nicht 
getan  hat,  daß  er  sich  also  dieser  gegenüber  in  erhöhter  Gefahr  befand.  Es  be- 
darf also  unter  solchen  Umständen  gar  nicht  erst  der  Annahme  eines  Unfalles, 
um  die  Erkrankung  des  B.  zu  erklären. 

Ich  gelange  daher  zu  dem  Schlüsse; 

Es  ist  nicht  wahrscheinlich,  aber  auch  nicht  mit  ausreichender  Sicherheit 
anzunehraen,  daß  der  behauptete  Vorgang  vom  12.  November  1908  mit  der  Er- 
krankung vom  20.  November  1908  in  einem  ursächlichen  Zusammenhang  steht. 
Demnach  hat  der  vom  Kläger  behauptete  Betriebsvorgang  vom  12.  November  1908 
keine  Folgen  hinterlassen. 

Demzufolge  ist  der  Kläger  auch  durch  unmittelbare  oder  mittelbare  Folgen 
des  Betriebsvorganges  vom  12.  November  1908  seit  dem  12.  Februar  1909  in  seiner 
Erwerbsfähigkeit  nicht  beeinträchtigt. 

Die  Ansprüche  des  Klägers  wurden  in  allen  Instanzen  zurückgewiesen. 

Spätere  Infektion  einer  Schnittwunde  als  Unfallfolge  anerkannt. 

V orgeschichte. 

Die  damals  42jährige  D.  hatte  sich  am  5.  September  1909  beim  Fische- 
reinigen eine  Schnittverletzung  am  linken  Daumen  zugezogen.  Sie  verband  sich 
die  Wunde  mit  einem  Leinwandlappen  und  trug  bei  der  Arbeit  darüber  einen 
Däumling.  Am  16.  September  1909  begann  die  Wunde  beim  Arbeiten  (Strohbinden) 
wieder  zu  bluten,  am  17.  September  klagte  die  D.  einer  Zeugin  gegenüber  über 
Schmerzen  der  linken  Hand.  Nach  2 Tagen  mußte  sie  die  Arbeit  aussetzen.  Erst 
am  24.  September  suchte  sie  einen  Arzt  auf,  der  einen  derartigen  Befund  der 
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linken  Hand  feststelltc',  daß  er  Frau  1).  zur  sofortigen  Operation  nach  Ilerlin 
sandte.  Hier  mußte  der  linke  Oberarm  amputiert  werden. 

Begutachtung. 

Daß  der  linke  Arm  wegen  einer  durch  zu  spätes  Auf  suchen  des  Arztes 
verschlimmerten  eitrigen  Zellgewebsentzündung  (Blutvergiftung)  amputiert  werden 
mußte,  steht  nach  dem  Akteninhalt  außer  Zweifel.  Daß  bei  der  ursprünglichen 
Verletzung  am  5.  September  1909  die  schuldigen  Eitererreger  nicht  in  die  Wunde 
gelangt  sein  können,  muß  deshalb  angenommen  werden,  weil  die  Frau  D.  noch 
am  14.  September  fähig  war,  Erntearbeit  zu  verrichten.  Am  17.  September  1909 
hat  die  Wunde  während  der  Arbeit  zu  bluten  begonnen.  Es  bestand  also  an 
diesem  Tage  wieder  eine  offene  Wunde,  durch  die  Eitererreger  in  die  Blutbahn 
und  in  die  Gewebe  eindringen  konnten. 

Wenn  von  keiner  Seite  festgestellt  ist,  daß  an  diesem  Tage  ein  Fremd- 
körper in  die  Wunde  eingedrungen  sei,  so  will  dies  nichts  sagen.  Die  Eitererreger, 
die  in  dem  Staube  massenhaft  Vorkommen,  sind  eben  nur  mikroskopisch  erkenn- 
bare, kleinste  Lebewesen,  die  sich  der  Beobachtung  und  dem  Erkennen  durch  das 
unbewaffnete  Auge  entziehen.  Daß  Frau  D.  während  der  Arbeit  des  Binden s auf 
dem  verletzten  Daumen  einen  Däumling  trug,  macht  es  nicht  unwahrscheinlich, 
daß  während  dieser  Arbeit  die  Eitererreger  in  die  Wunde  drangen.  Im  Gegen- 
teil ist  anzunehmen,  daß  die  an  der  Öffnung  des  Däumlings  auf  die  Haut  ge- 
ratenden Eitererreger  bei  den  Bewegungen  des  Daumens  zwischen  diesem  und 
dem  Däumling  emporgeschoben  und  somit  direkt  in  die  Wunde  verrieben  wurden. 
Daß  bei  der  Erntearbeit  eine  größere  Menge  von  Eitererregern  sich  auf'  der 
Haut  ansiedeln  kann,  als  bei  der  Hausarbeit,  ist  mit  einem  hohen  Grade  von 
Wahrscheinlichkeit  anzunehmen. 

Ich  gelange  daher  zu  dem  Schlüsse; 

Es  ist  mit  ausreichender  Wahrscheinlichkeit  anzunehmen,  daß  die  am 
5.  September  1909  erfolgte  Verletzung  des  linken  Daumens  der  Klägerin  durch 
die  Arbeit  des  Strohbindens  in  der  Zeit  vom  14.  bis  19.  September  1909  ver- 
schlimmert worden  ist.  Demzufolge  ist  der  Verlust  des  linken  Armes  als  ünfall- 
folge  anzusehen. 

Die  Ansprüche  der  Klägerin  wurden  anerkannt. 


Infektion  (Phlegmone,  Zellgewebsvereiteriing)  der  Hand  und  des 
Armes  nicht  Folge  eines  Stoßes  gegen  den  Vorderarm. 


V orgeschichte. 


Dem  damals  72jährigen  Schniiedemeister  J.  soll  nach  seiner  Angabe  am 
21.  Dezember  1910  ein  Stück  Eisen  an  den  Arm  geflogen  sein.  Anfangs  habe  er 
wenig  Schmerzen  wahrgenommen.  Die  Unfallanzeige  ist  erst  am  3.  Mai  1911  er- 
stattet. J.  erklärt,  ein  auf  dem  Amboß  liegendes  Stück  Eisen  sei  ihm  damals 
auf  den  Unterarm  gefallen.  Er  habe  keine  großen  Schmerzen  verspürt  und  weiter 
gearbeitet.  Nach  Weihnachten  wurden  die  Schmerzen  stärker,  so  daß  er  am 
3.  Januar  1911  ärztliche  Hilfe  in  xVnspruch  nehmen  mußte.  Der  Zeuge  L.  be- 
stätigt, daß  dem  J.  seinerzeit  ein  Stück  Flacheisen  auf  den  rechten  Unterarm 
gefallen  sei. 


Dr.  R. , der  erstbehandelnde  Arzt,  giebt  an,  J. 
seine  Behandlung  eingetreten  wegen  einer  schweren 
Zellgewebsvereiterung),  die  sich  von  der  Hand  bis 


sei  am  3.  Januar  1911  in 
Phlegmone  profunda  (tiefe 
über  das  Ellenbogengelenk 
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hinaus  aiisgubreitot  liatte  mul  mit  Howulotscinsstüriiiigon  vorknüptt  war.  Dio  von 
dem  Unfall  betroffene  Stolle  befand  sich  auf  der  Jiückentläclu'.  des  Unteraianes. 
Unter  dem  2.  Dezembcn’  1911  giebt  .1.  an,  dalo  ei’  bis  znm  23.  Dc'zember  1910 
ohne  erliebliclu^  Schmerzen  weitergearbeitet  habe  und  dem  Unfalh;  keine  Jleden- 
tung  beigelegt  habe.  Dann  habe  er  seim;  Schmiede  verkauft  und  sei  auf  lleisen 
gegangen,  ohne  zu  arbeiten.  Am  29.  Dezember  habe  sich  sein  Zustand  derart 
verschlimmert  — er  habe  einen  Schilthdfrost  bekommen  — , daß  er  sich  in 
ärztliche  Dehandlung  (aber  erst  am  3.  Januar  1911)  habe  begeben  müssen.  Uleich 
darauf  habe  er  das  llewnßtsein  verloren. 

Degutachtnng. 

Vom  ärztlichen  Standpunkt  muß  es  als  sehr  nnwahrscheinlich  bezeichnet 
werden,  daß  der  Vorgang  vom  21.  Dezember  1910  den  späteren  Zustand  der 
rechten  Hand  (völlige  Versteifung)  verursacht  hat.  Aus  den  Akten  geht  nicht 
hervor,  daß  J.  eine  blutende  Wunde,  also  eine  Hautdnrchtrennung  am  rechten 
Unterarm  davongetragen  hat.  Er  achtete  den  Unfall  für  gering  und  arbeitete  bis 
zum  23.  Dezember,  also  volle  zwei  Tage,  weiter,  einen  Verband  brauchte  er  nicht 
anzulegen.  Nach  seiner  Angabe  „ist  es  auf  dem  Handrücken  auf  gekommen“. 

Infektionen  an  den  Extremitäten  verbreiten  sich  dem  Lymphstrom  folgend 
nach  dem  Herzen  hin,  aber  nicht  umgekehrt.  Da  der  Prozeß  am  Handrücken  nach- 
zuweisen war,  so  muß  er  auch  von  hier  seinen  Ausgang  genommen  haben. 

Die  Giftigkeit  der  Eitererreger  ist  nach  dem  Befund  des  Dr.  R.  eine  sehr 
hochgradige  gewesen.  Derartige  Eitererreger  bedürfen  zu  ihrer  Entwickelung  und 
zur  Ausbildung  des  Krankheitsprozesses  einer  verhältnismäßig  kurzen  Zeit, 
höchstens  2 — 3 Tage.  Der  Krankheitsbeginn  ist  also  höchstens  bis  Ende  Dezember 
zurückzudatieren,  er  wird  gekennzeichnet  durch  den  Schüttelfrost.  Bis  zum 
29.  Dezember  hat  J.  keinen  Schüttelfrost  gehabt,  folglich  kann  die  Infektion  auch 
nicht  lange  vor  diesem  Tage  stattgefunden  haben. 


aber 


Seit  dem  24.  Dezember 
hatte  er  gefeiert  und  keinerlei  Betriebsarbeit  verrichtet. 

Es  bestellt  daher  die  größere  Wahrscheinlichkeit,  daß  J.  sich  während 
seiner  Ferien  eine  anfänglich  nicht  beachtete  Fingerverletzung  zugezogen  hat, 
die  zu  einer  schweren,  sogenannten  „Blutvergiftung“  führte. 


Fiiig:erwurm  (Paiiaritiiim)  nicht  Folge  eines  Prellschlages. 


Vorgeschichte. 

Der  damals  39jährige  Maurer  S.  will  am  4.  September  1908  dadurch  einen 
Betriebsunfall  erlitten  haben,  daß  er  beim  Versetzen  von  Granitsteinen  beim  Re- 
gieren eines  großen  Hammers  einen  Prellsclilag  erlitt,  ivodurcli  er  sich  die  linke 
Hand  „verdröhnte“  bzw.  verletzte. 

Am  9.  September  1908  trat  S.  in  die  Behandlung  des  Dr.  W.,  dem  er  an- 
gegeben haben  soll,  er  habe  am  4.  September  1908  beim  Meißeln  allmählich 
Schmerzen  im  linken  Ringfinger  bekommen.  Von  einer  Wunde  oder  Verletzung 
sei  ihm  nichts  bekannt. 

Es  zeigte  sich  an  der  Beugeseite  des  Mittelgelenkes  des  linken  Ringfingers 
eine  linsengroße  AVunde.  Ein  Einschnitt  entleerte  Eiter. 

Am  5.  September  1908  war  S.  bereits  in  die  Behandlung  des  Dr.  B.  ge- 
treten, der  am  linken  Ringfinger  die  Anzeichen  einer  ausgeprägten  Zellgewebs- 
entzündung festgestellt  und  einen  Eiter  herausbefördernden  Einschnitt  gemacht 
hatte.  Diesem  Arzt  gegenüber  hat  S.  von  einem  Unfälle  nichts  ei-wähnt. 

Am  7.  Oktober  1908  mußte  der  linke  Ringfinger  im  Grundgelenk  ausgelöst 
werden. 


B e g u t a c h t u n g. 

Nach  dem  Akteninhalt  kann  es  keinem  Zweifel  unterliegen,  daß  am  5.  Sep- 
tember 1908  bei  S.  eine  ausgebildete  Zellgewebsvereiterung  am  linken  Ringfinger 


Engel,  Beurteilung  von  Unfallfolgen. 
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Derartige 


Erkrankungen  können  mir  durcli  Eindringen  von  Eitererregern 


gewiesen. 


Verletzung  dei 


bestand. 

dureb  eine  — wenn  auch  nocli  so  winzige  — Ilautverletzung  in  die  tiefer  gele- 
genen Gewebe  entstehen.  Eine  stumpfe  Gewalteinwirknng  ohne  Durchtrennung  der 
Haut  kann  nur  unter  gewissen  Umständen,  bei  einer  schon  bestehenden  ander- 
weitigen Eiter([nelle  zu  einer  Eiterung  führen.  Eine  solche  ist  hier  nicht  nach- 
Verletzung  der  Knochenhaut  durch  einen  Prellhieb  — also  ohne 
äußeren  Haut  — kann  gegebenenfalls  zu  einer  Wucherung  der 
Knochenhaut,  nicht  aber  — wie  von  S.  behauptet  — zu  einer  Pliterbildung  führen. 

Ich  gelange  daher  zu  dem  Schlüsse; 

Es  ist  nicht  mit  Sicherheit,  aber  auch  nicht  einmal  mit  an  Sicherheit 
grenzender  Wahrscheinlichkeit  anzunehmen,  daß  bei  dem  Kläger  durch  einen  Prell- 
hieb eine  (eventuell  äußerlich  nicht  hervortretendej  Verletzung  der  Knochenhaut 
entstanden  ist,  die  die  Eiterung  erzeugte.  Da  Kläger  bis  zum  4.  September  nicht 
gearbeitet  hatte,  am  5.  September  aber  schon  ein  Zustand  festzustellen  war,  der 
zu  seiner  Entwickelung  einen  längeren  Zeitraum  als  einen  Tag  brauchte,  so  muß 
die  zugrunde  liegende  Verletzung  schon  vor  dem  4.  September  — also  außer- 
halb der  Betriebsarbeit  — stattgefunden  haben. 

Die  Bentenansprüche  des  Klägers  wurden  hiernach  rechtskräftig  zurück- 
gewiesen. 


Vereiterung'  der  Wade  nicht  Folge  einer  stumpfen  KnieTerletzuiig. 

V orgeschichte. 

H.  will  dadurch  einen  Unfall  erlitten  haben,  daß  er  sich  beim  Knieen  durch 
Stoß  das  Fleisch  am  rechten  Knie  „losgedrückt“  habe,  wodurch  eine  Vereiterung 
der  rechten  Wade  eingetreteu  sei,  welche  eine  Operation  notwendig  machte. 

Die  Berufsgenossenschaft  erkennt  einen  Betriebsunfall  nicht  an,  mit  der  Be- 
gründung, daß  die  Erkrankung  des  rechten  Kniees  von  einer  Entzündung  des 
vorderen  Knieschleimbeutels  ausgegangen  sei.  Da  bei  der  Untersuchung  im  Termin 
vor  dem  Schiedsgericht  eine  Erkrankung  des  rechten  Kniees  und  des  rechten  Knie- 
schleimbeutels nicht  zu  erkennen  war,  auch  keine  Anzeichen  vorhanden  waren, 
daß  eine  solche  je  zuvor  bestanden  hätte,  so  wurde  nachträglich  festgestellt: 

Am  23.  Februar  1904,  als  H.  in  die  Behandlung  des  Dr.  W.  trat,  hat  bei 
ersterem  eine  Knieschleimbeutelentzündung,  insbesondere  eine  eitrige,  überhaupt 
nicht  bestanden. 

Bei  der  Übernahme  der  Behandlung  des  H.  war  dem  Dr.  W.  nach  seiner 
Bekundung  die  Entstehung  des  Leidens  durch  einen  Unfall  mehr  als  zweifelhaft. 

Begutachtung. 

Hat  eine  Knieschleimbeutelentzünduiig  nicht  bestanden,  so  kann  cbe  Ver- 
eiterung der  Wadenmuskulatur  auch  nicht  von  einer  Erkrankung  der  Kniegegend 
ausgegangen  sein. 

Kach  klinischer  Erfahrung  muß  aiigenommen  werden,  daß  die  vom  Kläger 
selbst  nicht  beobachtete  Eingangspforte  für  die  die  Eiterung  an  der  Wade  be- 
dingenden Erreger  unterhalb  dieser  Stelle,  etwa  in  der  Fußsohle  oder  an  den 
Zehen  gelegen  habe,  da  Eiterungen  dem  Lymphstrome  folgend,  sich  zumeist  zentral- 
wärts  — dem  Herzen  zu  — von  der  Eingangspforte  zu  etablieren  pflegen. 

Mein  Gutachten  gebe  ich  dahin  ab: 

Es  ist  vom  ärztlichen  Standpunkte  aus  nicht  anzunehmen,  daß  die  bei  II. 
am  19.  Februar  1904  aufgetretene  Entzündung  des  rechten  Kniegelenkes,  bzw. 
Vereiterung  der  rechten  Wadengegend  durch  ein  einmaliges  starkes  Auf  setzen 
des  betroffenen  Kniees  beim  Arbeiten  bei  dem  stattgehabten  Verlegen  von  Treppen- 
stufen verursacht  sei. 

Es  ist  aber  auch  nicht  wahrscheinlich,  daß  die  Erkrankung  ihre  Entstehung 
einer  Entzündung  des  vorderen  Knieschleimbeutels  verdankt,  die  sich  allmählich 


Panaritium  nicht  Unfallfolge. 


entwickelt  hat  und  als  deren  Entstelmngsgnmd  der  dauernde  Druck  bei  Arbeiten 
in  knieender  Stelking  anzusehen  ist,  denn  eine  Erkrankung  des  Kniegelenkes  oder 
Kniesclileimbeutels  hat  überhaupt  nicht  Vorgelegen.  Die  Schwellung  der  Knie- 
gelenksgegend ist  seinerzeit  wahrscheinlich  eine  teigige  (Ödem)  gewesen,  bedingt 
durcli  den  Eiterungsprozeß  in  der  Wadengegend. 

Vielmehr  muß  vom  cärztlichen  Standpunkt  aus  angenommen  werden: 

Die  am  19.  Februar  1904  bei  H.  aufgetretene  Entzündung  des  rechten  Knie- 
gelenkes — richtiger  Schwellung  der  rechten  Kniegelenksgegend  — war  bedingt 
durch  eine  sich  entwickelnde  Eiterung  in  der  rechten  Wadengegend,  welche  ihrer- 
seits höchstwahrscheinlich  verursacht  war  durch  Eindringen  von  Eitererregern 
unter  die  Haut  an  einer  peripher  gelegenen  Stelle  (etwa  Fußsohle  oder  Zehen). 
Daß  diese  Erkrankung  durch  ein  einmaliges  starkes  Auf  setzen  des  betroffenen 
Kniees  beim  Arbeiten  hervorgerufen  sei,  ist  nach  ärztlicher  Erfahrung  mit  Sicher- 
heit auszuschließen. 

Der  Kläger  wurde  mit  seinen  Ansprüchen  abgewiesen. 

Fiiig;’erwiirin  (Panaritium)  nicht  Unfallfolge. 

Vorgeschichte. 

Nach  dem  Akteninhalt  und  der  eigenen  Angabe  der  Frau  S.  hat  dieselbe 
am  9.  Dezember  1909  schwere  Bücher  in  einer  Tasche  getragen,  die  sie  an  einem 
Lederriemen  hielt.  Sie  will  sich  dabei  den  4.  rechten  Finger  in  Höhe  des  Nagelgelenkes 
(sie  bezeichnet  hier  die  Stelle  „soweit,  wie  der  kleine  Finger  reicht“)  beschädigt 
haben,  gegen  Abend  hätte  sich  der  4.  Finger  entzündet.  Am  20.  Dezember  mußte 
derselbe  ausgelöst  werden. 

Begutachtung. 

Beim  Tragen  einer  Last  wird  der  Haltegriff  (Riemen)  in  der  Gegend  der 
Grundgelenke  gehalten.  Ermüden  die  Finger,  so  pflegt  man  die  Last  mit  dem 
Unterarm  über  dem  gebeugten  Handgelenk  zu  tragen.  Die  von  Frau  S.  gemachte 
Angabe,  sie  habe  die  Tasche,  weil  sie  ilir  zu  schwer  geworden  war,  mit  den 
Fingerspitzen  getragen,  entspricht  nicht  der  täglichen  Erfahrung.  Denn  gerade  das 
Tragen  mit  den  Fingerspitzen  erfordert  eine  viel  größere  Kraftentfaltung,  ist  also 
bei  ermüdeten  Fingern  unwahrscheinlich. 

Aber  auch  zugegeben,  Frau  S.  hätte  die  Last  mit  den  Fingerspitzen  ge- 
tragen, so  ist  nicht  ersichtlich,  wie  der  Riemen  — plötzlich  — eine  Verletzung 
am  4.  Finger  bewirken  soll,  durch  den  die  Eitererreger  in  die  Gewebe  eindringen 
konnten.  Denn  ohne  eine  solche  Verletzung  ist  die  Entwickelnng  des  nachfolgen- 
den Eiterungsprozesses  nicht  denkbar.  Es  ist  nicht  anzunehmen,  daß  der  Riemen 
so  hart  und  scharfrandig  war,  daß  er  eine  Schnittverletzung  erzeugte.  Diese  hätte 
dann  schon  gleich  beim  Beginn  des  Tragens  eintreten  müssen,  Frau  S.  hätte  dieselbe 
bemerken  müssen. 

Daß  durch  einfachen  Druck  (Schwere  der  Traglast)  die  Eiterung  entstehen 
kann,  ist  ausgeschlossen;  eine  Quetschung  ist  auszuschließen,  weil  beim  Tragen 
die  Finger  auf  der  Streckseite  auf  keinem  Widerlager  rulien. 

Nun  wäre  noch  die  an  sich  unwahrscheinliche  Möglichkeit  gegeben,  daß 
sich  Frau  S.  den  4.  Finger  allmählich  durchgescheuert  habe,  und  daß  nachträglich 
Eitererreger  in  die  wundgescheuerte  Stelle  eingedrungen  wären. 

Es  ist  dabei  nicht  zu  verstehen,  warum  allein  der  4.  Finger  durchgescheuert 
werden  sollte,  da  der  Riemen  doch  über  die  letzten  4 Finger  gleichmäßig  läuft. 
Das  Durclischeuern  würde  Frau  S.  auch  bemerkt  haben,  die  schmerzhafte  Stelle 
durch  einen  Verband  vor  weiterem  Gescheuertwerden  geschützt  und  so  das  nach- 
trägliche Eindringen  von  Eitererregern  nach  Kräften  verhindert  haben. 

Aber  aucli  wenn  ich  alle  diese  Bedenken  beiseite  lasse,  so  würde  dem  all- 
mählichen Durclischeuern  des  Fingers  bei  der  Arbeit  nach  den  Entscheidungen 
des  Reichsversicherungsamtes  der  Charakter  eines  Betriebsunfalles  fehlen. 
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Es  bestellt  eine  viel  gröbere  Wahrschcinliclikeit  dafür,  dab  sich  Fi’an  S.  bei 
einer  der  vielen  täglicben  Verrichtungen  in  ilireni  Haushalte  eine  von  ibi-  zunäclist 
nicht  bemerkte  Stichwunde  am  4.  Finger  zugezogen  hat,  die  zu  der  Eiterung 
und  dem  Phnger Verlust  geführt  hat. 

Ich  gelange  daher  zu  dem  Schlüsse:  Ein  Betriebsunfall  liegt  im  Sinne  des  Ge- 
setzes und  nach  der  Rechtsprechung  des  Reichsversicherungsamtes  nicht  vor. 

Die  Ansprüclie  der  Khägerin  wurden  hiernach  abgewiesen. 


Allgemeininfektion. 

(Tegeuüber  diesen  lokalen  Infektionen  ist  die  Beurteilung  der  allge- 
meinen Infektionen  hinsichtlich  ihres  Zusammenhanges  mit  einem  Betriebs- 
unfall schwieriger. 

p]rkrankt  ein  wegen  eines  Unfallleidens,  z.  B.  wegen  eines  Knochen- 
bruches in  einem  Kraukenhause  Verpflegter  an  einer  Infektionskrankheit 
(Angina,  Diphtherie,  Erysipel  usf.),  so  ist  die  Mögüchkeit  eines  mittelbaren 
Zusammenhanges  dieser  neuen  Erkrankung  mit  dem  Betriebsunfall  gegeben, 
da  die  Infektionsgefahr  im  Hospital  eine  ungleich  gröbere  ist,  als  in  der 
Privat  Wohnung.  Die  Möghchkeit  verdichtet  sich  zur  Wahrscheinlichkeit, 
wenn  in  dem  Raume,  in  dem  der  Verletzte  untergebracht  war,  kurz  vor- 
her oder  gleichzeitig  Patienten  mit  der  betreffenden  Infektionskrankheit 
verpflegt  worden  waren. 


Typhus  nicht  Betriebsunfallfolge. 


Infektioiismöglichkeit  sei 


ln  mehreren  Prallen  ist  der  ursächliche  Zusammenhang  zwischen 
Typhus  und  Betriebsarbeit  nicht  anerkannt  worden. 

Eine  Witwe  führte  den  an  Typhus  erfolgten  Tod  ihres  Mannes  auf  sehr 
nasse  Arbeit  an  einem  zugigen  Orte  auf  einer  Grube  zurück.  Aus  einer  alten 
Durchbruchstelle  im  Schachte  waren  Wasser  herausgeflossen,  Avelche  nach  An- 
nahme der  Witwe  mit  dem  möglicherweise  durch  Typhuserreger  verseuchten 
Dorfbach  in  Verbindung  gestanden  hätten.  Diese  Annahme  wurde  widerlegt.  Außer- 
dem sei  kein  anderer  Arbeiter  an  Typhus  erkrankt,  während  der  Verstorbene  im 
oberen  Teile  des  Dorfes  R.  gewohnt  hätte,  in  dem  alljährlich  — namentlich  im 
Sommer  — Typhuserkrankungen  vorkamen.  Letztere 
aber  die  wahrscheinlichere. 

Hinterbliebene  eines  an  Typhus  verstorbenen  59jährigen  Vlaurers  führten 
seine  tödliche  Erkrankung  auf  seine  Beschäftigung  mit  der  Vergrößerung  eines 
alten  Jauchenloches  und  dem  Umbau  von  Viehställen  auf  einem  Gute  zurück, 
auf  dem  früher  mehrfach  Typhuserkrankungen  vorgekommen  waren.  Das  aus- 
schlaggebende Gutachten  hatte  ausgeführt,  daß  es  sich  in  keiner  Weise  beweisen 
lasse,  auch  keine  Wahrscheinlichkeit  dafür  bestände,  daß  der  Verstorbene  sich 
durch  die  Arbeit  oder  bei  der  Arbeit  auf  dem  Gute  mit  Typhusbacillen  angesteckt 
habe.  Es  wurde  darauf  hingewiesen,  daß  der  letzte  Typhusfall  auf  dem  Gute 
7^2  Jahre  vor  der  Plrkrankung  des  Verstorbenen  gelegen  hatte.  Deshalb  hätten 
'rvphusherde  bei  der  verhältnismäßig  kurzen  l.ebensfähigkeit  der  I'yphusbacillen 
nicht  mehr  in  dem  Boden  des  Gutes  vorhanden  sein  können. 


Cholera  als  Betriebsunfallfolge  anerkannt. 


riihruiig- 


Dagegen  wurde  die  Plrkraiikuiig  eines  P^lößers  an  Cholera  infolge  Be- 
init  versenchtein  Wasser  als  Betriebsunfall  anerkannt,  da  nach 


Stralilenpilzkrankheit  (Actinomykose)  nicht  Unfallfolge. 
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wissenschaftlicher  Erfahrung'  die  eiunialige  Aufnahme  sell)st  geringer  Mengen 
von  choleravibrionenhaltigem  Materiale  zur  Erzeugung  einer  ausgesprochenen 
Choleraerkrankung  beim  Menschen  genügt. 

Strahlenpilzkrankheit  nicht  als  Unfallfolge  anerkannt. 

Der  /Aisammenhaug  einer  Erkrankung  an  Strahlenpilz  (Actinomykose) 
mit  einem  Betriebsunfall  wurde  vom  Reichsversicherungsamt  in  folgendem 
Ealle  verneint. 

Der  Lokomotivputzer  K.  fiel  in  der  Nacht  vom  6.  zum  7.  November  1903 
rückwärts  von  einer  Lokomotive  herab  und  behauptete,  seitdem  immer  Schmerzen 
in  der  linken  Bauchgegend  verspürt  zu  haben.  Er  arbeitete  zunächst  weiter  und 
suchte  erst  am  8.  Januar  1904,  als  sich  eine  faustgroße  Geschwulst  in  der  linken 
Bauchgegend  zeigte,  das  Krankenhaus  in  S.  auf.  Später  wurde  er  in  das  Kranken- 
haus B.  zu  H.  gebracht,  wo  er  am  5.  Januar  1905  starb.  K.  litt  an  einer  Strahlen- 
pilzerkrankung, die  nach  Ansicht  der  Ärzte,  die  ihn  untersucht  hatten,  schon  vor 
dem  Unfälle  vorhanden  war.  Nachdem  sich  nach  dem  Tode  des  Verletzten 
Dr.  W.  vom  Krankenhause  B.  dahin  ausgesprochen  hatte,  daß  die  Leichenöffnung 
Anhaltspunkte  für  den  Zusammenhang  der  Strahlenpilzerkrankung  mit  dem  Un- 
fälle nicht  ergeben  hätte,  lehnte  die  Berufsgenossenschaft  die  Ansprüche  der  Hinter- 
bliebenen auf  Entschädigung  ab.  Das  Schiedsgericht,  welches  die  Hinterbliebenen 
anriefen,  holte  von  seinem  Vertrauensarzt  Dr.  Th.  ein  Gutachten  ein,  in 
welchem  dieser,  unter  Anwendung  der  bisherigen  Erfahrungen  aut  dem  schwierigen 
Gebiete  der  Strahlenpilzerkrankungen,  zu  dem  Schlüsse  kam,  daß  der  Unfall  des 
K.  nicht  nur  ein  schon  vorhandenes  Leiden  verschlimmert  und  in  seinem  Verlaufe 
beschleunigt  habe,  sondern  sogar  zur  Entstehung  des  Leidens  in  der  Weise  bei- 
getragen habe,  daß  die  Strahlenpilzkeime,  die  bei  einem  gesunden  Menschen  meist 
ohne  schädigende  Wirkung  auf  natürlichem  Wege  wieder  abgingen  , durch  eine 
bei  dem  heftigen  Fall  von  der  Maschine  erfolgte  Verletzung  der  Darmschleimhaut 
in  das  Blut  gelaugt  und  damit  entwicklungsfähig  geworden  seien.  Das  Schiedsge- 
richt schloß  sich  diesem  Gutachten  an  und  verurteilte  die  Berufsgenossenschaft 
zur  Entschädigung  der  Hinterbliebenen. 

Gegen  diese  Entscheidung  legte  die  Berufsgenossetischaft  Rekurs  ein;  sie 
beantragte,  unter  Bezugnahme  auf  ein  Gutachten  von  Prof.  Dr.  0.,  ihren  Ableh- 
nungsbescheid wieder  herzustellen.  Der  Assistenzarzt  Dr.  L.  von  der  Medizinischen 
Universitätsklinik,  welcher  vom  Reichsversicherungsamt  um  eine  gutachtliche 
Äußerung  ersucht  wurde,  erklärte  den  Zusammenhang  der  Strahlenpilzerkrankung 
des  K.  mit  dem  Fall  von  einer  Lokomotive  für  höchst  unwahrscheinlich.  Das  Rekurs- 
gericht ersuchte  noch  die  Direktion  einer  chirurgischen  Universitätsklinik  um  Er- 
stattung eines  Gutachtens , welches  von  Professor  Dr.  K.  erstattet  wurde  und  im 
wesentlichen  folgendermaßen  lautete:  „Wie  die  ärztlichen  Gutachten  ergeben,  hat  sich 
der  Unfall  des  K.  am  6.  November  1903  dadurch  zugetragen,  daß  er  von  der  Loko- 
motive auf  die  linke  Seite  gefallen  ist.  Seitdem  hat  er  an  Schmerzen  der  linken  Seite 
gelitten,  auf  die  er  anfangs  nichts  gab,  bis  er  eine  Verhärtung  in  der  linken  Bauch- 
seite fand.  Dieselbe  wurde  zuerst  ärztlicherseits  als  eine  etwa  handtlächengroße,  fast 
kreisrunde,  derbe  Geschwulst  in  den  Bauclidecken  festgestellt,  die  sich  nur  sehr  wenig 
verschieben  ließ,  und  deren  genauer  Sitz  etwa  in  der  Mitte  zwischen  linkem  Hüft- 
beinkamm und  Schambein  lag.  Durch  die  erste  Operation  ist  dann  festgestellt,  daß  es 
sich  um  eine  Eiterung  handelte,  welche  durch  Strahlenpilzerkrankung  hervorgerufen 
war,  und  zwar  wurde  die  letztere  durch  mikroskopische  Untersuchung  des  Eiters  fest- 
gestellt.  Späterhin  sind  an  mehreren  Stellen  der  vorderen  Bauchseite  und  auch  in 
der  rechten  Lendengegend  Eiterungen  aufgetreten,  welche  sämtlich  auf  Strahlen- 
pilzerkrankung beruhten  und  zu  deren  Beseitigung  zahlreiche  Operationen  gemacht 
wurden.  Der  ganze  Krankheitsprozeß  ließ  sich  jedoch  nicht  aufhalten,  so  daß  der 
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Tod  schließlich  am  5.  Januar  1905  erfolgte.  Das  ßild  der  Strahlenpilzerkrankung 
ist  gewöhnlich  so,  daß  der  Strahlenpilz  durch  Nahrungsstoffe  (vielfach  Getreide- 
spelzen) in  die  Nahrungswege  eingeführt  wird.  Die  Erkrankung  siedelt  sich  dann 
in  der  Nähe  des  Mundes  (der  Schleimhaut,  Zahnfleisch,  Kiefer),  im  Rachen  oder 
Speiseröhre  und  schließlich  auch  in  der  Bauchhöhle  an.  Von  den  Organen  der 
Bauchhöhle,  vor  allem  vom  Darmkanal  aus,  greift  die  Erkrankung  auf  die  Bauch- 
decken über.  Das  Wesen  der  Erkrankung  besteht  in  lokalen,  durch  den  Strahlen- 
pilz hervorgerufenen  Entzündungen,  Verdichtungen,  Abszeßbildungen  des  Gewebes. 
Es  fragt  sich  nun,  ob  der  Stoß  gegen  den  Bauch  die  Strahlenpilzerkrankung  an 
dieser  Stelle  zum  Ausbruch  gebracht  hat  und  zu  einer  Verschlimmerung  des  Lei- 
dens geführt  haben  könnte.  Demgegenüber  muß  daran  festgehalten  werden,  daß 
die  Strahlenpilzerkrankung,  wie  durch  die  Sektion  festgestellt  wurde,  von  den 
Organen  der  Bauchhöhle  ihren  Ausgang  genommen  und  nach  und  nach  auch 
ohne  Unfall  an  den  verschiedensten  Stellen  der  Bauchdecke  zum  Ausbruch  gekommen 
ist.  Viel  wahrscheinlicher  als  die  lokale  Verschlimmerung  durch  den  Stoß  ist  die 
Annahme,  daß  K.  erst  später  durch  die  Verdichtung  der  Abszeßbildung  in  den 
Bauchdecken  aufmerksam  gemacht  wurde  und  sich  seines  früheren  Unfalles  erinnerte. 
Die  Strahlenpilzerkrankung  nimmt  gewöhnlich  denselben  Verlauf  wie  im  Falle  K. 
Ich  muß  mich  deshalb  dem  Gutachten  des  Dr.  W.  anschließen  und  spreche  meine 
Ansicht  dahin  aus,  daß  der  Tod  des  K.  durch  den  Strahlenpilz  und  seine  Aus- 
breitung in  Darm  und  Leber  erfolgt  ist,  daß  auch  ohne  den  Unfall  das  Übergreifen 
des  Strahlenpilzprozesses  auf  die  Bauchdecken  erfolgt  wäre,  und  daß  die  Ver- 
schlimmerung eines  schon  vorhandenen  Leidens  mit  großer  Wahrscheinlichkeit 
nicht  vorliegt.“ 

Das  Reichsversicherungsamt  gab  dem  Rekurse  der  Berufsgenossenschaft 
statt  und  stellte  den  Ablehnungsbescheid  wieder  her.  Gründe: 

Die  eingehenden  Beweiserhebungen  des  Reichsversicherungsamtes  haben  nicht 
eine  hinreichende  Wahrscheinlichkeit  dafür  ergeben,  daß  der  Tod  des  K.  in  Zu- 
sammenhang mit  seinem  Unfälle  vom  November  1903  steht,  sei  es,  daß  dieser 
Unfall  sein  Leiden  hervorgerufen,  sei  es,  daß  er  es  nur  in  seinem  Verlaufe  un- 
günstig beeinflußt  hätte.  Sämtliche  von  dem  Reichsversicherungsamt  gehörten  Sach- 
verständigen haben  sich  in  diesem  für  die  Kläger  ungünstigen  Sinne  ausgesprochen. 
Demgegenüber  können,  zumal  auch  die  Ärzte  des  Krankenhauses  in  B.  denselben 
Standpunkt  vertreten,  ^ie  davon  abweichenden  Gutachten  des  Dr.  Th.  und  des 
Professors  Dr.  J.  nicht  ins  Gewicht  fallen.  Namentlich  der  letzte  Sachver- 
ständige giebt  eine  Begründung  für  seine  Ansicht,  daß  der  Unfall  auf  den  Verlauf 
des  Leidens  ungünstig  eingewirkt  habe,  überhaupt  nicht , sondern  führt  in 
seinem  Gutachten  nur  aus,  daß  die  Entstehung  des  Leidens  durch  den  Unfall 
auszuschließen  sei.  Überdies  widersprechen  sich  Dr.  Th.  und  Professor  Dr.  J. 
untereinander  auch  wieder,  indem  der  erstere  die  Entstehung  des  Leidens  auf  den 
Unfall  zurückführt,  der  letztere  dagegen  nur  eine  Verschlimmerung  des  Leidens 
annimmt.  Es  ist  daher  nicht  eine  ausreichende  Wahrscheinlichkeit  für  den  Zusam- 
menhang zwischen  dem  Tode  des  K.  und  seinem  Unfälle  dargetan. 

Gelenkrheumatismus  und  Unfall. 

Der  Gelenkrheumatismus  wird  allgemein  als  eine  Infektionskrankheit 
aufgefaßt,  bei  der  mit  hoher  Wahrscheinlichkeit  die  Mandeln  die  Eingangs- 
pforte für  die  Krankheitserreger  darstellen.  Gelegentlich  kann  eine  plötz- 
liche und  starke  Abkühlung  den  Ausbruch  der  Krankheit  zeitigen.  Besitzt 
diese  „Erkältung^^  den  Charakter  eines  Betriebsunfalles,  so  kommt  dieser  als 
auslösende  Ursache  in  Betracht. 

Eine  Gelenkverletzung  kann  einen  Gelenkrheumatismus  nicht  er- 
zeugen, sie  vermag  nur  die  eventuelle  Lokalisation  der  Erkrankung  in  dem 
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betroffenen  Gelenke  zn  bedingen.  Nur  der  Zustand  des  insultierten  Gelenkes 
ist  Uuf allfolge ; die  Veränderangen  an  anderen,  gleichzeitig  erkrankten  Ge- 
lenken verdanken  ihre  Entstehung  der  Grundkrankheit.  Erkrankt  das  ver- 
letzte Gelenk  zuerst  und  folgen  ihm  andere  Gelenke  oder  das  Herz  alsbald 
nach,  so  ist  die  gesamte  Erkraidvung  als  durch  den  Unfall  ausgelöst  anzu- 
erkennen. Denn  es  besteht  die  Möglichkeit,  daß  die  in  dem  Körper  vor- 
handenen Erreger  des  Gelenkrheumatismus  durch  die  natürlichen  Schutz- 
kräfte vernichtet  worden  wären,  ohne  weiteren  Schaden  anzurichten,  wenn 
sie  nicht  in  dem  verletzten  Gelenke  günstige  Siedelungsbedingungen  fanden, 
die  sie  erstarken  und  ansteckungstüchtig  werden  ließen.  Von  hier  aus 
fand  dann  vermutlich  die  weitere  Überschwemmung  des  Körpers  mit  den 
giftiger  gewordenen  Krankheitskeimen  statt. 

Die  in  Betracht  kommenden  Verhältnisse  sind  in  einem  (futachten 
besprochen,  auf  Grund  dessen  das  Reichsversicherungsamt  zur  Ablehnung 
des  ursächlichen  Zusammenhanges  zwischen  Gelenkrheumatismus  und  Un- 
fall gelangt. 

Oeleiikrlieumatismus  nicht  als  Uiifallfolge  anerkannt. 

A^orgeschichte. 

Der  Zimmermann  M.  behauptet,  daß  er  am  26.  Juli  1905  im  Betriebe 
seines  Arbeitgebers  auf  folgende  AA^eise  einen  Betriebsunfall  erlitten  habe.  Er 
habe  an  jenem  Tage  einen  AVageu  mit  Bauholz  beladen  und  sei  nach  Beendigung 
dieses  Geschäftes  aus  einer  Höhe  von  2 m von  dem  beladenen  AVagen  hinab- 
gesprungen. Er  habe  nach  cbesem  Sprunge  keine  Schmerzen  verspürt,  sei  bis  zum 
Abend  noch  tätig  gewesen  und  habe  dann  ein  kaltes  Bad  genommen.  Am  anderen 
Morgen  seien  die  Füße  geschwollen  gewesen,  er  sei  aber  trotzdem  noch  zur  Arbeit 
gegangen.  Die  Schwellung  habe  dann  rasch  zugenommen,  und  er  habe  dies  seinen 
Mitarbeitern  mitgeteilt.  Diese  erklärten  bei  ilirer  Vernehmung,  von  dem  frag- 
lichen Sprunge  nichts  zu  wissen;  nur  einer  sagte  aus,  daß  M.  über  Schmerzen 
und  Schwellung  am  Fuße  geklagt  und  diese  Beschwerden  auf  das  Abspringen 
von  einem  AVagen  zurückgeführt  habe.  Der  frühere  Arbeitgeber  des  M.,  Zimmer- 
meister B.,  bekundete,  daß  M.  wegen  Rheumatismus  Ende  Juli  1905  die  Arbeit 
niedergelegt  habe;  von  einem  Unfall  habe  er  nichts  erfahren.  Die  BG.  wies  den 
Entschädigungsanspruch  des  M.  zurück,  weil  ein  Betriebsunfall  niclit  erwiesen  sei. 
M.  legte  deshalb  Berufung  ein;  er  behauptete,  daß  er  sich  durch  den  Absprung 
am  26.  Juli  1905  eine  Fußverstauchung  zugezogen  habe  und  daß  der  Rheumatismus 
sich  infolge  der  Behandlung  der  Fußschwellung  mit  Eisaufschlägen  entwickelt 
habe.  Das  SchG,  vernahm  den  behandelnden  Arzt  Dr.  H. , welcher  bekundete : Er 
sei  am  27.  Juli  1905  zu  M.  gerufen  worden  mit  der  Angabe,  daß  dieser  am  Tage 
zuvor  beim  Abspringen  von  einem  AA^agen  einen  Unfall  erlitten  habe.  Fuß-  und 
Sprunggelenk  am  linken  Bein  seien  sehr  schmerzhaft  und  die  Knöchelgegend  sei 
etwas  geschwollen  gewesen.  In  den  nächsten  Tagen  liabe  die  Schwellung,  blaue 
A^erfärbung  und  Sclimerzhaftigkeit  zagcnommen.  Er  habe  diese  A^eränderungen 
für  die  Folgen  einer  Verstauchung  angesehen  und  die  entsprechenden  Mittel  (Eis- 
beutel, Hochlagerung  des  Beines  usw.)  verordnet.  Nach  14  Tagen  sei  eine  Ver- 
schlimmerung eingetreten:  an  den  Knieen  und  am  Fußgelenk  des  rechten  Heines 
hätten  sich  ebenfalls  Anschwellungen  eingestellt,  und  Patient  habe  gehebert.  Es 
habe  sich  also  an  die  A^erstauchung  ein  akuter  Gelenkrheumatismus  angeschlossen, 
der  von  hartnäckigem  Charakter  und  langer  Dauer  gewesen  und  wahrscheinlich 
nicht  durch  die  Verstauchung  oder  di(^  Behandlung  mit  Eisbeutel  verursacht 
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wüi’don  s('i.  ])i(‘s('r  Aiisiclit  schloß  sich  der  Vertrauensarzt  des  8chG.  an,  er  gab 
aber  die  Möglichkeit  zu,  daß  die  Durchnässung  des  Klägers  bei  Anwendung  des 
Kisbeutels  den  Ivheuinatismus  hervorgerufen  haben  könne.  Das  SchG,  erachtete 
den  Unfall  für  erwiesen,  hielt  auch  den  ui-sächlichen  Zusammenhang  des  rheuma- 
tisclu'n  Leidens  mit  der  Verstauchung  und  der  nachfolgenden  Erkältung  für  wahr- 
scheinlich, weil  der  Kheumatismus  sich  unmittelbar  an  den  Unfall  und  seine 
Folgen  angeschlossen  habe  und  eine  andere'  Ursache  des  Leidens  nicht  festgestellt 
sei.  Die  Heklagte  legte  gegen  diese  Entscheidung  Kekurs  ein.  Das  von  Professor 
Dr.  1>.  unter  dem  1.  September  1907  erstattete  Gutachten  lautete  im  wesentlichen: 

„Wenn  in  den  Akten  von  „Verstauchung“  die  Kede  ist,  so  ist  dies  eine 
irreführende  Dezeichnung.  Von  Verstauchung  kann  nur  gesprochen  werden,  wenn 
in  unmittelbarstem  Anschluß  an  einen  Sprung  oder  eine  andei’e  Bewegung,  bei 
der  die  ein  Gelenk  bildenden  Knochenteile  oder  die  Gelenkknorpel  gewaltsam 
gegeneinander  gestoßen  oder  aus  ihrer  Lage  über  das  gewöhnliche  Maß  hinaus 
verschoben  werden,  in  dieselbe  aber  wieder  zurückkehren,  oder  wenn  die  Bänder, 
welche  ein  Gelenk  befestigen,  übermäßig  gedehnt  oder  zerrissen  werden,  oder 
wenn  durch  Zerreißung  zarter  Blutgefäße,  wie  sie  sich  in  der  ein  Gelenk  teilweise 
auskleidenden  feinen  Haut  (Synovialmembran)  finden,  ein  Bluterguß  in  das  Ge- 
lenk oder  unter  Umständen  auch  in  die  das  Gelenk  umgebenden  Gewebe,  auch 
die  Haut,  stattgefunden  hat.  Es  können  bei  einem  Sprung  oder  bei  einem  Fehl- 
tritt alle  diese  Veränderungen  gleichzeitig  herbeigeführt  worden  sein.  Jede  der- 
selben für  sich,  um  so  mehr  aber  mehrere  derselben  zusammen,  werden  sofort 
und  unmittelbar  mehr  oder  weniger  heftige  Schmerzen  und,  je  nach  dem  Grade 
der  Verletzung,  sehr  schnell  Anschwellung  durch  Blutaustritt  in  das  Gelenk  oder 
dessen  Umgebung  oder  durch  Austritt  von  Blutwasser  in  die  Gewebe  infolge  von 
Störung  des  Blutumlaufes  oder  eintretender  Entzündung  hervorrufen.  Unter  keinen 
Umständen  wird  von  Verstauchung  gesprochen  werden  können,  wenn,  wie  im 
vorliegenden  Falle,  der  Betroffene  zunächst  gar  keinen  Schmerz  irgendwo  emp- 
findet, sondern  beschwerdefrei  noch  3 Stunden  laug  fortarbeitet,  auch  in  der 
Nacht  nichts  besonderes  empfindet  und  erst  am  anderen  Morgen  Schmerzen  be- 
kommt. Nun  ist  allerdings  auch  denkbar  und  kommt  es  tatsächlich  vor,  daß  nach 
einer  ganz  geringfügigen,  zunächst  sich  durch  keinerlei  äußere  Zeichen  oder  durch 
irgendwelche  Beschwerden  kundgebenden  stärkeren  mechanischen  Einwirkung, 
welche  die  ein  Gelenk  zusammensetzenden  Knochen  oder  andere  Teile  des  Ge- 
lenkes getroffen  hat,  erst  nach  einiger  Zeit  entzündliche  Erscheinungen  und 
Schmerzen  auftreten.  Diesen  Fall  hat  Dr.  H.  im  Auge,  wenn  er  von  einer  tuber- 
kulösen Erkrankung  in  einem  Gelenk  nach  vorausgegangener  Verletzung  desselben 
durch  einen  Unfall  spricht.  In  einem  solchen  Falle  haben  zwei  Dinge  zusammen- 
gewirkt,  um  eine  tuberkulöse  Herderkrankung  in  dem  Gelenkknochen  herbeizu- 
führen : 

1.  Im  Körper  des  Verletzten  bereits  vorher  vorhandene,  in  seinem  Blute 
von  Zeit  zu  Zeit  kreisende  Krankheitserreger  dei‘  Tuberkulose,  die  Tuberkel- 
bacillen; 

2.  eine  länger  dauernde  Erweiterung  der  Blutgefäße  in  dem  betroffenen 
Gebiete  durch  die  Verletzung  bei  dem  Unfälle. 

In  den  so  für  einige  Zeit  erweiterten,  mehr  oder  weniger  gelähmten 
feinsten  Blutgefäßen,  in  welchen  dann  infolge  ihrer  Erweiterung  das  Blut  lang- 
samer strömt,  vielleicht  an  einzelnen  Stellen  ganz  zum  Stocken  kommt,  können 
die  im  Blute  kreisenden,  aus  einem  älteren,  vielleicht  schon  lange  bestehenden 
Herde  stammenden  Krankheitserreger  der  Tuberkulose  festgehalten  werden,  sich 
vermehren  und  die  ihnen  zukommenden  Wirkungen  auf  die  Umgebuug  ausübeu. 
Es  bikh't  sich  so  am  häufigsten  ein  Knochentuberkel,  der  allmählich  das  Ge- 
lenk in  Mitleidenschaft  zieht  und  oft  erst  nach  Wochen  oder  Monaten  starke 
Schwellung  und  ander(^  Folgen  d('r  Entzündung  hervorrufen  kann.  Wenn  also  in 
einem  d(‘rartig(>n  Falle  ein  „Unfall“,  i)oi  Avc'lchem  di('  betreffende  Gegend,  z.  B. 
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ein  G(d('nk,  nachweislich  besonders  in  Mitleidenschaft  gezogen  wurde,  voraus- 
gegangen ist,  wird  man  auch  die  wochenlang  nach  dem  Unfall  an  dem  l)Otreffen- 
den  Gelenk  anftretenden  Erscheinungen  auf  den  Unfall  zurückführen  dürfen. 

Wie  hei  der  Tuberkulose  können  aber  auch  bei  anderen,  auf  Jhikterien- 
einÜnf)  beruhenden,  Krankheiten  schwererem  und  leichtere  Verletzungen  zu  einer 
Ansiedelung  der  in  Jletracht  kommenden  Bakterien  an  verletzten  Körperstellen 
Veranlassung  geben.  Zu  solchen  Krankheiten  gehört  auch  der  akute  Gelenk- 
rheumatismus. Dafür,  daß  es  sich  im  vorliegenden  Falle  um  diese  Krankheit  ge- 
handelt hat,  spricht,  daß  nacheinander  verschiedene  Gelenke  befallen  wurden 
und  daß  \'eränderungen , welche  den  Gebrauch  der  Gelenke  beeinträchtigen,  nicht 
zurückgeblieben  sind.  — Ungemein  häutig  wird  beim  akuten  Gelenkrheumatismus 
das  Herz  in  Mitleidenschaft  gezogen,  niclit  selten  ist  dasselbe  sogar  das  zuerst 
befallene  Organ,  nachdem  die  Krankheitserreger  durch  die  Ilachenorgane  in  den 
Körper  eingedrnngen  sind.  Alanche  nehmen  sogar  an,  daß  die  hlntzündung  der 
Gelenke  erst  sekundär  vom  Herzen  aus,  dessen  Klappen  Sitz  einer  Bakterienan- 
siedelung geworden  sind,  durch  Verschleppung  der  Krankheitserreger  auf  dem 
Blutwege  zustande  kommt.  Nun  ist  es  bemerkenswert,  daß  bei  AI.  sich  am  Herzen 
gewisse  A'eränderungen  und  Eigentümlichkeiten  der  Schlagfolge  finden,  welche  den 
Verdacht  erwecken,  daß  bei  jenem  Gelenkrheumatismus  das  Herz  in  vielleicht 
nur  wenig  deutlicher  AVeise  in  Mitleidenschaft  gezogen  war,  wenn  nicht  etwa 
schon  bei  einer  früheren  Erkrankung  — M.  will  früher  eine  Brustfellentzündung 
gehabt  haben  — das  Herz  beteiligt  gewesen  ist,  so  daß  die  jetzt  nachweisbaren 
A'eränderungen  schon  von  früher  her  zurückgeblieben  wären.  Wenn  es  sich  nun, 
wie  es  höchst  wahrscheinlich  ist,  bei  der  Gelenksentzündung,  die  am  27.  Juli  1905 
zuerst  sich  durch  Schmerzen  im  linken  Fußgelenk  äußerte,  die  jedoch  das  Ar- 
beiten bis  in  die  späteren  Nachmittagsstunden  nicht  unmöglich  machte,  um  den 
Beginn  des  akuten  Gelenkrheumatismus  handelte,  dann  müssen  die  Erreger  des- 
selben schon  vor  dem  27.  Juli  im  Körper  des  M.  vorhanden  gewesen  sein.  Es  ist 
möglich,  daß  Bakterien,  die  weiterhin  zu  Erregern  eines  akuten  Gelenkrheuma- 
tismus werden,  im  Halse  (Alandein  mit  ihren  Buchten,  Nasenrachenraum)  lange 
verweilen,  ohne  Erscheinungen  hervorzurufen,  weil  die  Gewebe  sich  an  sie  ge- 
wöhnt haben,  Schutzstoffe  in  genügender  Menge  erzeugten,  bis  sie  selbst  oder 
andere  Körperteile  eine  Schädigung  ihrer  Widerstandsfähigkeit  (durch  Er- 
kältung u.  a.)  erleiden.  Auch  eine  zweite  Station  der  Erkrankung,  innerhalb  des  ' 
Herzens,  braucht  noch  nicht  notwendigerweise  erhebliche,  den  Träger  derselben 
sofort  schwer  krank  machende  Erscheinungen  hervorzurufen.  Auch  in  den  Lungen 
können  bei  chronischen,  mit  Erweiterung  von  Luftröhrenästen  und  Ansammlung 
von  Eiter  in  denselben  einhergehenden  Erkrankungen  Bakterien,  die  von  außen 
durch  Jmiatmung  hineingelangt  sind,  sich  vermehren,  wenn  der  Auswurf  stockt, 
und  dann  in  die  Blutbahn  gelangend  und  mit  dem  Blute  kreisend,  in  solchen 
Geweben,  die  eine  besondere  Empfindlichkeit  ihnen  gegenüber  besitzen,  wie  z.  B. 
in  der  Synovialmembran  der  Gelenke,  sich  festsetzen  und  Entzündung  hervor- 
rufen.  Auch  hier  wurden  Hilfsursaclien,  namentlich  bezüglich  der  Lokalisation  in 
diesem  oder  jenem  Gelenke,  eine  Bolle  spielen.  In  diesem  Sinne  also,  und  nur 
in  diesem,  könnte  die  Erkrankung,  die  am  27.  Juli  1905  in  dem  Fußgelenk  des 
AI.  sich  zuerst  kundgab,  als  eine  Folge  einer  sehr  leichten,  weil  zunächst  gänzlich 
schmerzlosen,  vielleicht  bei  dem  Herabspringen  zustande  gekommenen  Verletzung 
des  Fußgelenkes  auf  gefaßt  werden.  Allein  der  Nachwuis  einer  Verletzung  au  dem 
linken  Fußgelenk  durch  das  Herabspringen,  also  eines  Betriebsunfalles,  kann  da- 
durch nicht  geliefert  werden,  da  nicht  bewiesen  werden  kann,  daß  das  linke  Fuß- 
gelenk dabei  stärker  erschüttert  Avurde  als  das  rechte.  — In  den  Verhandlungen 
ist  viel  die  Rede  von  Durchnässungen,  welche  M.  nach  seiner  sicher  sehr  über- 
triebenen Schilderung  durch  das  Rinnen  einer  undichten  Eisblase  erlitten  haben 
will,  und  von  der  P'rage,  ob  der  Gelenkrheumatismus  infolge  dieser  PAkältung 
oder  vielleicht  auch  durch  das  kalte  Bad,  w'olches  AI.  am  26.  Juli  abends  nach 


330 


IT.  Teil.  3.  Abschnitt. 


Fcicrabeiul  genoiiinien  liat,  entstanden  sein  könnte.  Es  kann  zugegeben  werden, 
daP),  wenn  einmal  die  Erreger  des  Gelenkrlioumatismiis  im  Körper  vorhanden 
sind,  auch  eine  Erkältuog  dazu  führen  kann,  daß  in  den  Gelenken  die  Ilakterien 
sich  ansiedeln  und  ihre  Wirkungen  entfalten.  Aber,  auf  den  vorliegenden  Fall  an- 
gewendet, muß  betreffs  der  PT’age  nach  etwaiger  Erkältung  durch  die  Eisbehandlung 
und  llervorrufung  des  Gelenkrheumatismus  durch  dieselbe  hervorgehoben  werden, 
daß,  schon  ehe  mit  der  Eisbehandlung  begonnen  wurde,  die  Entzündung,  also  der 
Gelenkrheumatismus,  in  dem  linken  Fußgelenk  bestanden  hatte.  Die  Durchnässung, 
wenn  sie  überhaupt  so  war,  wie  M.  angiebt,  könnte  also  möglicherweise  nur  zur 
Steigerung  der  bereits  bestehenden  Krankheit  etwas  beigetragen  haben.  Da  der 
Arzt  den  Kranken  öfter  sah,  würde  er,  wenn  es  sich  so  verhalten  hätte,  wie  M. 
angiebt,  doch  sicher  alsbald  dafür  gesorgt  haben,  daß  der  Durchnässung  Einhalt 
getan  worden  wäre. 

Nach  sorgfältiger  Durchsicht  der  Akten  und  auf  Grund  der  Deobachtung 
und  Untersuchung  des  M.  komme  ich  zu  folgenden  Schlüssen; 

1.  Bei  dem  Sprung  vom  Wagen  hat  sich  M.  keine,  durch  irgendeine  un- 
mittelbar oder  innerhalb  der  nächsten  Stunden  aufgetretene  Erscheinung  Inind- 
gebende  Verletzung  zugezogen.  Eine  Verstauchung  des  Fußgelenkes  hat  also  nicht 
stattgefunden. 

2.  Die  Entzündung  des  linken  Fußgelenkes,  die  sich  zuerst  durch  Schmer- 
zen am  Morgen  des  27.  Juli  kundgab,  ist  als  die  erste  nachweisbare  Erscheinung 
eines  akuten  Gelenkrheumatismus  zu  betrachten. 

3.  Die  Ursache  dieser  Erkrankung  war  weder  der  Sprung  vom  Wagen, 
noch  das  am  26.  Juli  abends  genommene  Bad,  sie  ist  vielmehr  in  den  bereits 
vorher  im  Körper  des  M.  irgendwo  vorhandenen  Erregern  (Bakterien)  der  Krank- 
heit zu  suchen.  Es  ist  möglich,  daß  das  Aufspringen  mit  dem  linken  Fuß,  viel- 
leicht ein  kurzes  Zeitteilchen  früher  als  mit  dem  rechten,  und  vielleicht  auch  das 
kalte  Bad  am  Abend  als  Hilfsursachen  für  die  Lokalisation  der  Krankheit  zuerst 
im  linken  Fußgelenk  mitgewirkt  haben. 

4.  Die  nach  der  bereits  eingetretenen  Krankheit  von  einem  undichten  Eis- 
beutel verursachte  Durchnässung  des  Kranken  kann  möglicherweise  dazu  beige- 
tragen haben,  daß  die  Krankheit  an  den  befallenen  Gelenken  und  im  allge- 
meinen hartnäckiger  verlaufen  ist,  als  es  sonst  unter  sorgfältigerer  Pflege  der 
Fall  gewesen  wäre. 

5.  Ob  die  jetzt  nachweisbare  Herz  Veränderung  mit  der  am  27.  Juli  1905 
zuerst  sich  kundgebenden  Erkrankung  der  Gelenke  in  einem  und  in  welchem  Zu- 
sammenhang stellt,  läßt  sich  nicht  sagen.“  — Auf  Grund  dieses  Obergutachtens 
hat  das  RVA.  unter  Aufhebung  der  Vorentscheidung  den  Kläger  mit  seinem  Ent- 
schädigungsansprüche abgewiesen. 

Gründe. 

Aus  der  Lohnliste  des  Arbeitgebers  des  Klägers  ergiebt  sich,  daß  dieser 
zuletzt  am  27.  Juli  1905  im  Betriebe  des  B.  gearbeitet  hat.  Vom  27.  Juli  ist 
auch  das  erste  Rezept  des  Medizinal rates  Dr.  St.  datiert.  Der  Sprung  vom 
Wagen,  den  der  Kläger  als  die  Ursache  seines  Leidens  ansieht,  muß  daher 
am  26.  Juli  1905  stattgefunden  haben,  und  der  Kläger  hat  das  auch  in  dem 
Schriftsatz  vom  14.  Juli  1907  zugegeben.  Wie  die  Akten  weiterhin  erkennen 
lassen,  hat  der  Kläger  von  der  Ortskrankenkasse  D.  auf  die  Dauer  von 
26  Wochen,  d.  h.  bis  24.  Januar  1906,  Unterstützung  empfangen,  und  der  be- 
handelnde Dr.  H.  hat  die  Krankheit  für  eine  starke  Verstauchung  des  linken 
Fußes  gehalten,  zu  der  im  Laufe  von  1 — 2 Wochen  ein  akuter  Gelenkrheuma- 
tismus hinzutrat.  Der  Sprung  vom  Wagen  hat  nach  Angabe  des  Klägers  nach- 
mittags 3 Uhr  stattgefunden.  Es  handelte  sich  um  eine  Höhe  von  2 — 2 5 m.  Nach 
dem  Sprung  hat  der  Kläger  noch  bis  6 oder  7 Uhr  gearbeitet,  ohne  Schmerzen 
zu  fühlen,  hat  nach  Feierabend  ein  kaltes  Bad  genommen  und  die  ganze  Nacht 
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ohne  Schmerzen  zugebraclit.  Erst  am  andern  Morgen  heim  Aiifstehen  bemerkte 
er,  dal^  sein  linker  Fuß  geschwollen  war,  auch  spürte  er  im  Fußgelenk  stechende 
Schmerzen.  Gleichwohl  ging  er  wieder  zur  Arbeit  und  setzte  diese  bis  nachmittags 
3^2  Uhr  fort.  Um  diese  Zeit  mußte  er  wegen  Verschlimmerung  seines  Zustandes 
die  Arbeitsstätte  verlassen  und  ärztliche  Hilfe  in  Anspruch  nehmen.  Hei  dieser 
zeitlichen  Folge  der  Ereignisse  muß  schon  dem  Laien  der  Zweifel  auftauchen,  ob 
es  sich  hier  wirklich  um  eine  Verstauchung  gehandelt  haben  kann.  Denn  nach 
allgemeiner  Erfahrung  machen  sich  Verstauchungen  — und  nach  Dr.  II.  soll  es 
eine  starke  Verstauchung  gewesen  sein  — alsbald  durch  heftige  Schmerzen  und 
sehr  schnelle  Anschwellung  der  betroffenen  Körperteile  bemerklich  und  treten 
nicht  erst  nach  mehr  als  12  Stunden  in  die  Erscheinung.  Diese  Erfahrung  wird 
im  vorliegenden  Falle  von  dem  Obergutachter  ausdrücklich  bestätigt,  und  es  muß 
daher  für  die  weitere  Heurteilung  der  Sache  davon  ausgegangen  werden,  daß 
eine  Fußgelenkverstauchung  des  Klägers  durch  den  Sprung  vom  Wagen  nicht 
eingetreten  ist.  Zweifellos  ist  dagegen  der  Kläger  weiterhin  an  einem  akuten  Ge- 
lenkrheumatismus erkrankt,  und  es  bleibt  zu  prüfen,  ob  etwa  dieser  als  eine  un- 
mittelbare oder  mittelbare  Folge  des  Abspringens  vom  Wagen  anzusehen  ist. 
Nach  dem  gegenwärtigen  Stande  der  klinischen  Erfahrung  ist  die  Annahme  ge- 
rechtfertigt, daß  beim  Vorhandensein  von  Gelenkrheumatismuserregern  im  mensch- 
lichen Körper  selbst  eine  leichte  mechanische  Einwirkung  auf  ein  Gelenk  genügt, 
um  dort  eine  Ansiedelung  der  Krankheitserreger  und  weiterhin  eine  Entzündung 
hervorzurufen.  In  einem  solchen  Falle  kann  der  ursächliche  Zusammenhang  der 
Erkrankung  mit  einer  im  Betriebe  erlittenen  Verletzung  (Stoß,  Schlag,  Quetschung 
usw.)  angenommen  werden,  vorausgesetzt,  daß  dieses  Betriebsereignis  in  einwand- 
freier Weise  dargetan  ist.  An  dieser  Voraussetzung  fehlt  es  hier.  Zeugen,  die  den 
Kläger  vom  Wagen  haben  springen  sehen,  sind  nicht  ermittelt.  Der  vor  dem 
SchG,  vernommene  Zeuge  Sch.  weiß  nur,  daß  ihm  der  Kläger  am  Tage  seines 
Ausscheidens  aus  dem  B.schen  Betriebe  gesagt  hat,  er  sei  Tags  zuvor  von  einem 
beladenen  Wagen  gesprungen  und  habe  sich  den  Fuß  verstaucht.  Es  gebricht 
also  an  einem  einigermaßen  sicheren  Nachweis  dafür,  daß  der  linke  Fuß  des 
Klägers  bei  dem  Sprung  irgendwie  betroffen  worden  ist.  Ohne  den  guten  Glauben 
des  Klägers  im  mindesten  anzutasten,  muß  doch  damit  gerechnet  werden,  daß  er 
selbst  sich  nicht  sicher  erinnern  kann,  auf  welchen  Fuß  er  zunächst  aufgesprungen 
ist;  denn  irgendwelche  unangenehme  Empfindungen  hatte  er  ja  bei  dem  Sprung 
nicht.  Es  bleibt  also  nur  noch  die  Möglichkeit  zu  erörtern,  auf  die  auch  der 
Kläger  besonderen  Wert  legt,  ob  nämlich  der  Gelenkrheumatismus  durch  die  von 
Dr.  H.  angeordnete  Auflegung  eines  Eisbeutels,  der  undicht  war  und  infolgedessen 
das  Bett  des  Klägers  durchnäßte,  entstanden  oder  doch  wesentlich  verschlimmert 
worden  ist.  Entstanden  ist  die  Krankheit  auf  diese  Weise  jedenfalls  nicht,  da  es 
sich  nach  der  Ansicht  des  Obergutachters  von  Anfang  an  um  Gelenkrheumatismus 
gehandelt  hat.  Aber  auch  die  wesentliche  Verschlimmerung  des  Leidens  infolge 
von  Durchnässung  des  Bettes  gibt  der  Obergutachter  nur  als  möglich  zu,  er  be- 
zeichnet sie  nicht  als  wahrscheinlich,  und  zwar  deswegen  nicht,  weil  nach  seiner 
Überzeugung  weder  Dr.  H.  vom  ärztlichen  Standpunkte  aus,  noch  die  Frau  H.  als 
Eigentümerin  der  Bettstücke  die  fernere  Benutzung  des  Eisbeutels  gestattet  haben 
würde,  wenn  dieser  in  erheblichem  Maße  durchlässig  gewesen  wäre.  Das  Gewicht 
dieser  Gründe  ist  nicht  zu  verkennen.  Es  kann  daher  auch  die  Frage  unerörtert 
bleiben,  ob  eine  BG.  für  die  schädlichen  Folgen  einer  Heilbehandlung  einzutreten 
hat,  die  ärztlicherseits  wegen  einer  vermeintlichen,  in  Wirklichkeit  aber  nicht 
bestehenden  Unfallfolge  angeordnet  worden  ist.  xiuch  wenn  man  übrigens  die 
ursprüngliche  Erkrankung  an  Gelenkrheumatismus  als  Unfallfolge  ansehen  wollte, 
so  könnte  dem  Kläger  doch  gegenwärtig  eine  Rente  nicht  zugesprochen  werden, 
weil  nach  dem  Obergutachten  bei  dem  Kläger  zurzeit  nur  eine  leichte  Unregel- 
mäßigkeit des  Herzens  nachweisbar  ist.  Diese  nötigt  ihn  zwar,  sich  von  schwerer 
Zimmermannsarbeit  fern  zu  halten ; es  läßt  sich  aber  nicht  bestimmen,  ob  diese 
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Herzvcräiiderimg  sclion  vor  dem  26.  Juli  1905  vorlmnden  gewesen  oder  erst  durch 
di(^  daun  ciiisetzeude  Erkrankung  liervorgerufen  worden  ist.  Hiernach  mußte  das 
SchG.-Urteil  aufgehoben  und  der  ablehnende  Bescheid  der  BG.  wiederhergestellt 
werden. 

Gelenkentzündungen  bei  Tripper  und  Unfall. 

Ähnlich  liegen  die  Verhältnisse  bei  Trippererkrankungen  der  Gelenke. 
Unbedingt  erforderlich  ist  der  gesicherte  Nachweis  einer  Gewalteinwirkung, 
wobei  zu  beachten  ist,  daß  die  gern  angeschuldigten  Überanstrengungen 
das  betriebsübliche  Maß  überschritten  haben  müssen.  (Siehe  das  Beispiel 
auf  S.  261.) 

Zur  Beurteilung  infektiöser  Metastasen. 

Hinsichtlich  der  Beurteilung  metastatischer  Eiterungen  bringt  das 
nachstehende  Gutachten  einige  wesentliche  Gesichtspunkte. 

Tod  an  eitriger  Hirnentzündung  nacli  Luiigeneiitzüiiduiig  nicht 
mittelbare  Folge  einer  Scliiilterverletzung. 

Vorgeschichte. 

Der  damals  56jährige  Arbeiter  M.  R.  erlitt  am  20.  Oktober  1909  dadurch 
einen  Betriebsunfall,  daß  er  von  einer  zusainmenbrechenden  Leiter  stürzte  und 
mit  seinem  Kopfe  auf  Messingrohre  aufschlug.  Außerdem  zog  er  sich  eine 
Quetschung  der  rechten  Schulter  zu. 

Dem  erstbehandelnden  Arzte  Dr.  B.  hatte  R.  mitgeteilt,  er  sei  bei  dem 
Sturze  auf  die  rechte  Seite  gefallen  und  habe  sich  den  Kopf  blutig  geschlagen. 
Neben  einer  Kopfwunde  wurde  festgestellt,  daß  der  rechte  Arm  passiv  frei,  aber 
unter  Schmerzen  im  ganzen  Oberarm,  besonders  unter  der  Schiüterhöhe  bewegt 
werden  konnte.  Handbreit  über  dem  Ellenbogen  fanden  sich  Blutunterlaufungen 
auf  der  Außenseite  des  Unterarmes.  Die  Gegend  des  Schultergelenkes  war  nicht 
wesentlich  geschwollen,  aber  auf  Druck,  besonders  an  der  Außenseite  schmerzhaft. 

Am  26.  November  1909  hat  R.  seine  frühere  Beschäftigung  wieder  ver- 
suchsweise aufgenommen.  Im  Januar  1910  konnte  der  rechte  Arm  aktiv  frei  ge- 
dreht und  nach  hinten  bewegt  werden,  nach  seitwärts  und  vorwärts  nur  unter 
abnormer  Mitbewegung  des  Schulterblattes  und  mit  Zuhilfenahme  einer  gewissen 
Schleuderbewegung.  Anfang  März  1910  wurde  R.  durch  Dr.  Z.  untersucht.  Eine 
Untersuchung  mit  Röntgenstrablen  hatte  ergeben,  daß  eine  Knochenverletzung 
der  rechten  Schulter  bei  dem  Unfälle  nicht  stattgefunden  hatte.  Das  rechte 
Schultergelenk  war  noch  nicht  ganz  frei  beweglich,  es  fehlten  an  der  Hebung  des 
Armes  bis  zur  Senkrechten  noch  ungefähr  20®.  Bei  Bewegungen  fühlte  man  keinerlei 
Geräusche  im  Gelenke.  R.  sollte  eine  Rente  von  20®/o  erhalten,  wovon  10®/o  auf 
die  Folgen  der  Kopfverletzung  und  10®/o  auf  die  behinderte  Beweglichkeit  des 
rechten  Schultergelenkes  bezogen  wurden. 

Unter  dem  1.  Juni  1910  teilte  die  Ehefrau  des  R.  mit,  daß  ilir  Manu  an 
den  Folgen  des  erlittenen  Unfalles  verstorben  sei.  Der  Assistenzarzt  des  Kraukeii- 
hauses  hatte  eine  Bescheinigung  ausgestellt,  wonach  R.  vom  3.  März  1910  bis 
2.  Mai  1910  wegen  Imngenentzündung  im  Krankenhause  behandelt  wurde  und 
an  diesem  Leiden  am  letztgenannten  Tage  gestorben  sei. 

Die  Berufsgenossenschaft  lehnte  die  Gewährung  der  Hinterbliebeneni-ente 
al),  weil  ein  Zusammenhang  der  Verletzungen  mit  der  fast  5 Monate  später  zum 
'rode  führenden  I aingenentzündung  ausgeschlossen  sei.  Hiergegen  legte  die  Witwe 
Ibu'ufung  ein  mit  der  Begründung,  aus  der  Quetschung  habe  sich  bei  dem  siechen 
Körpc'r  ibi’es  Mannes  wolil  allmäblicb  die  Lungenentzündung  gebildet. 


Infektion  und  Unfall. 


*)  *) 


Das  Schiedsgericht  holte  ein  Gutacht(‘-n  des  Kra iiken luuises  ein. 
Dasselbe  bekniidet:  R.  erkrankte  am  2.  März  1910  an  rechtsseitige!'  laingencnt- 
zündimg  and  wurde  Tags  darauf  in  das  Krankenhaus  eingeliefert.  Wenige  Tage 
nach  der  Aufnahme  stellte  sich  Schwellung  und  Schmerzhaftigkeit  im  rechten 
Schultergelenke  ein.  Es  handelte  sich  um  einen  eitrigen  Erguß  ins  reclite  Schulter- 
gelenk und  der  Eiter  mußte  durch  Einschnitt  entleert  werden.  Eine  hinzutretende 
Wundrose  zog  den  Heilungsverlauf  der  Operationswunde  in  die  Länge.  Das 
Krankheitsbild  wurde  später  noch  durch  einen  eitrigen  Erguß  in  den  rechten 
Hrustfellraum  und  schließlich  durch  eine  eitrige  Gehirnhautentzündung  kompliziert. 
Am  2.  Mai  1910  trat  der  Tod  ein  und  die  Sektion  bestätigte  die  oben  aufgeführten 
Erscheinungen. 

Der  Krankheitsprozeß  des  R.  sei  daher  folgendermaßen  zu  erklären : R. 
erkrankte  an  einer  rechtsseitigen  Lungenentzündung,  die  mit  dem  erlittenen  Un- 
fall in  keinem  ursächlichen  Zusammenhang  stünde.  Es  käme  jedoch  im  Verlaufe 
von  Lungenentzündungen  vor,  daß  dieselben  Krankheitserreger,  welche  die  Lungen- 
entzündung verursacht  haben,  auch  Gelenkentzündungen  hervorrufen,  besonders 
dann,  wenn  das  Gelenk  schon  vorher  geschädigt  war.  Im  vorliegenden  Falle  sei 
nun  das  betreffende  Schultergelenk  vorher  durch  einen  Unfall  verletzt  worden, 
dessen  Folgen  nach  dem  am  5.  März  1910  vom  Vertrauensarzt  der  Rerufsge- 
nossenschaft  abgegebenen  Gutachten  zur  Zeit  der  Erkrankung  an  Lungenentzün- 
dung noch  nicht  vollständig  behoben  waren.  Das  Gelenk  hätte  für  die  dasselbe 
angreifenden  Krankheitserreger  eine  Stelle  mit  verminderter  Widerstandsfähigkeit 
(einen  Locus  minoris  resistentiae)  gebildet. 

Die  eitrige  Schultergelenksentzündung  müsse  deshalb  als  mittelbare 
Unfallfolge  angesehen  werden.  Sie  müsse  ferner  als  eine  schwere,  den  Tod  mit 
herbeiführende  Komplikation  betrachtet  werden,  denn  an  die  Gelenkseiterung  hätte 
sich  nicht  nur  eine  Wundrose  angeschlossen,  es  seien  vielmehr  auch  die  Eiterungen 
im  rechten  Brustfellraum  und  an  den  Gehirnhäuten,  die  schließlich  den  Tod  des 
Kranken  herbeiführten,  als  Folgen  der  ersten  Eiterung,  das  heißt  der  Schulter- 
gelenkseiterung anzusehen.  Es  müsse  deshalb  mit  hoher  Wahrscheinlichkeit  ange- 
nommen werden,  daß  der  am  2.  Mai  1910  eingetretene  Tod  des  R.  mittelbar  durch 
den  Unfall  vom  20.  Oktober  1909  verursacht  worden  ist. 


Begutachtung. 

Dieser  Auffassung  vermag  ich  nicht  beizutreten.  In  der  Krankengeschichte 
wird  R.,  dessen  Körper  die  eigene  Ehefrau  in  der  Berufungsschrift  einen  „siechen“ 
nennt,  am  3.  März  1910  als  mittelgroßer,  schwächlicher  Mann  beschrieben.  Über 
den  Lungen  bestand  rechts  hinten  unten  Dämpfung  und  Bronchialatmen.  Am 
13.  März  1910  — also  nach  10  Tagen  — stellte  sich  eine  starke  Schwellung  und 
Schmerzhaftigkeit  des  rechten  Schultergelenkes  ein.  Ein  plötzliches  Ansteigen  der 
schon  vorher  dauernd  erhöht  gebliebenen  Körpertemperatur  läßt  die  Fieberkur\e 
an  diesem  Tage  nicht  erkennen.  Sie  stieg  von  38^,  38'8<^  an  den  vorhergehenden 
Tagen  auf  39^  während  sie  in  den  ersten  drei  Tagen  der  Erkrankung  überhaupt 
39‘3o,  39^  39'5o  gezeigt  hatte.  Es  wurde  in  der  chirurgischen  Abteilung  über  die 
Höhe  der  Schwellung  in  der  Längsrichtung  ein  Einschnitt  vorgenommen,  aus  dem 
sich  reichlich  gelbrahmiger  Eiter  entleerte.  Eine  Kommunikation  mit  dem  Gelenke 
schien  nicht  zu  bestehen.  Der  Lungenbefund  änderte  sich  nicht.  Die  Temperatur 
sank  am  nächsten  und  übernächsten  Tage,  dann  blieb  sie  aber  wieder  mit  Aus- 
nahme vereinzelter  Tage  dauernd  über  38^. 

Ara  31.  März  1910  befand  sich  die  Wunde  in  guter  Granulation.  Patient 
wurde  wieder  auf  die  innere  Abteilung  verlegt.  Am  4.  April  1910  bestand  eine 
Dämpfung  rechts  hinten  unten  über  den  Lungen  noch  fort.  Über  der  Dämpfung 
hörte  man  Bronchialatmen.  (Am  8.  März  war  nach  der  Fiebertabclle  bereits  eine 
Probepunktion  gemacht-  worden,  über  deren  Ergebnis  die  Krankheitsgeschichte 
nichts  enthält.)  Es  zeigte  sich  dann  in  der  Umgebung  der  Wunde  eine  erysipela- 
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tose  Rötung.  In  diesen  Tagen  — bis  zum  4,  April  1910  - war  die  Temperatur 
wieder  über  39®  gestiegen,  was  vermutlich  auf  die  Wundrose  bezogen  werden 
muß.  Daiiacb  sank  die  Temperatur  und  bewegte  sich  vom  5.  April  bis  12.  April 
zwischen  36  und  37®.  Hieraus  muß  geschlossen  werden,  daß  die  Wundrose  und 
die  Eiterung  der  Schultergegend  beseitigt  war.  Am  14.  April  1910  war  das  Ery- 
sipel (die  Wundrose)  völlig  zurückgegangeu  und  hatte  sich  die  Dämpfung  rechts 
hinten  unten  etwas  aufgehellt.  Bereits  am  12.  April  1910  war  R.  aufgestanden. 
Da  aber  die  Temperatur  jetzt  wieder  stieg  — über  39®  — , blieb  er  wieder  vom 
15.  bis  24.  April  im  Bett  liegen.  Zu  dieser  Zeit  bestand  die  Dämpfung  über  den 
lamgen  noch  immer.  Auch  im  oberen  Bereich  der  rechten  Lunge  war  der  Per- 
kussionsschall jetzt  gedämpft.  Es  fanden  sich  zahlreiche  mittelgroßblasige  Rassel- 
geräusche. Der  Auswurf  war  reichlich.  Am  24.  April  1910  stand  R.  wieder  auf. 
Am  26.  April  begann  die  Temperatur  wieder  sich  zu  erhöhen,  sie  stieg  auf  38-5®, 
am  27.  April  trat  ein  Schüttelfrost  ein,  am  28.  April  betrug  die  Morgentemperatur 
40-1®,  am  2.  Mai  1910  trat  unter  Bewußtlosigkeit  der  Tod  ein. 

Die  Sektiousdiagnose  lautete:  „Empyem,  eitrige  Schultergelenksentzün- 
dung, metastatische  Konvexitätsmeningitis.“ 

Es  kann  keinem  Zweifel  unterliegen,  daß  R.  an  einer  schweren  Form  der 
Lungenentzündung  gelitten  hat,  deren  Verlauf  ein  vom  normalen  abweichender 
war.  Die  rechtsseitige  eitrige  Schultergelenksentzündung  halte  auch  ich  für  eine 
Folge  der  Lungenentzündung.  Will  man  aber  zu  der  Lokalisation  der  Eiterung 
auf  das  rechte  Schultergelenk  den  Unfall  vom  20.  Oktober  1909  in  Beziehung 
bringen,  so  erscheint  dies  nicht  ungezwungen.  Es  ist  doch  viel  näher  liegend,  daß 
die  von  einer  rechtsseitigen  Lungenentzündung  in  die  Blut-  bzw.  die  Lymphbahn 
emtretenden  Krankheitserreger  sich  in  einem  dem  Krankheitsherde  am  nächsten 
liegenden  Gelenke  ansiedeln. 

Andererseits  kann  nicht  zugegeben  werden,  daß  das  eigentliche  knöcherne 
rechte  Schultergeleuk  selbst  bei  dem  Unfall  beschädigt  worden  war.  Die  Röntgen- 
photographie ließ  eine  knöcherne  Verletzung  ausschließen.  Die  Beschreibungen 
des  Dr.  Z.  und  insbesondere  des  Dr.  B.  lassen  es  sehr  wahrscheinlich  werden, 
daß  R.  bei  dem  Fall  auf  die  rechte  Seite  eine  Quetschung  des  vorderen  Brust- 
nerven (N.  thoracicus  longus)  akquiriert  hatte.  Dem  fügt  sich  die  Beschreibung 
des  Dr.  B.  zwanglos  ein , nämlich  daß  der  Arm  nach  seitwärts  und  vorwärts  nur  unter 
abnormer  Mitbewegung  des  Schulterblattes  und  mit  Zuhilfenahme  einer  gewissen 
Schleuderbewegung  bewegt  werden  konnte.  Dies  ist  charakteristisch  für  eine  durch 
Verletzung  des  oben  genannten  Nerven  verursachte  Lähmung  des  großen  säge- 
förmigen Muskels  (M.  serratus  anticus  major),  der  durch  entsprechende  Bewe- 
gung des  Schulterblattes  die  Erhebung  des  Armes  über  die  Horizontale  zu  be- 
sorgen hat.  Dr.  Z.  hatte  anfangs  März  keinerlei  Geräusche  im  Gelenk  festgestellt. 
Der  Hebung  des  Armes  bis  zur  Senkrechten  fehlten  20®. 

Danach  kann  mit  größter  Wahrscheinlichkeit  gesagt  werden,  daß  bei  dem 
Unfall  nicht  das  rechte  Schultergelenk,  sondern  der  zum  Heben  des  rechten  Armes 
dienende  Bewegungsapparat  zu  Schaden  gekommen  war.  Eine  derartige  auf  ner- 
vösen Einflüssen  beruhende  lähmungsartige  Schwäche  einer  Extremität  kann  für 
die  Lokalisation  verschleppter  Eiterungsprozesse  in  dem  so  in  seiner  Beweglich- 
keit beschränkten  Gelenke  nicht  verantwortlich  gemacht  werden. 

Ich  halte  es  also  lediglich  für  ein  zufälliges  Zusammentreffen,  daß  Unfall, 
Lungenentzündung  und  die  daran  anschließende  Schultergelenksvereiterung  rechts 
ihren  Sitz  hatten. 

Wenn  man  aber  zugunsten  der  Kläger  unterstellen  wollte,  die  Lungen- 
entzündung führte  zu  einer  Vereiterung  des  rechten  Schultergelenkes,  weil  sein 
Bewogungsapparat  fast  5 Monate  vorher  durch  einen  Unfall  beschädigt  worden 
war,  so  ergeben  sich  doch  gegen  die  Schlußfolgerungen  des  Herrn  Vorgutachters 
noch  einige  andere  schwerwiegende  Bedenken. 
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Es  kann  nicdit  bostritten  Averdon,  daß  die  rechte,  von  der  Entzündung 
ergriffene  liUnge  das  Depot  derjenigen  Krankheitserreger  darstellte,  die  die 
Schiiltergelenksvereiterung,  den  (dtrigen  Erguß  iin  rechten  Drustfellraum  sowie  die 
eitrige  Gehirnhautentzündung  verursacliten. 

Die  Schultergelenksentzündung  spielt  in  der  Krankheitsgeschichte  eine  Kolle 
nur  in  der  Zeit  vom  13.  März  bis  zum  4.  April,  die  Wundrose  an  der  Schulter 
eine  solche  vom  4.  bis  14.  April.  Am  7.  April  finden  wir  in  der  Fiebertabelle 
zum  letzten  Male  verzeichnet;  „Rechter  Arm  feuchter  Verband.“  Nach  dem  14.  April 
finden  wir  auch  in  der  Krankengeschichte  keinen  Vermerk  mehr  über  die  rechte 
Schulter.  Am  31.  März  war  R.  bereits  von  der  chirurgischen  auf  die  innere  Station 
wieder  zurückverlegt  worden,  ein  Zeichen,  daß  der  Zustand  der  Schulter  chirur- 
gische Rehandluug  nicht  mehr  erheischte. 

Die  Erkrankung  der  Schulter  war  somit  spätestens  am  14.  April  abgelaufen. 
Sie  bedeutet  lediglich  eine  Episode.  Während  der  ganzen  Zeit  war  aber  der 
Lungenbefund  fast  unverändert  geblieben.  Es  ist  daher  die  Annahme  nicht  nur 
gerechtfertigt,  sondern  sogar  zwingend,  daß  während  dieser  ganzen  Zeit  die  in 
der  lainge  vorhandenen  Krankheitserreger  wirksam  waren. 

Man  kann  also  nicht  etwa  den  Satz  aufstellen,  die  Krankheitserreger 
wurden  gegen  den  13.  März  aus  der  Lunge  in  das  rechte  Schultergelenk  ver- 
schleppt, die  Lunge  war  danach  von  ihnen  frei.  Wenn  nun  später  wieder  auf 
dem  Wege  der  Verschleppung  Krankheitserrreger  auf  das  Brustfell  und  in  die 
Hirnhaut  gelangten,  so  könnten  diese  jetzt  nicht  mehr  aus  der  gesunden  Lunge, 
sondern  müßten  aus  dem  rechten  Schultergelenk  gestammt  haben. 

Das  Gezwungene  einer  derartigen  Erklärung  liegt  auf  der  Hand. 

Vielmehr  muß  nach  allgemeiner  ärztlicher  Erfahrung  angenommen  werden: 
die  Krankheitserreger,  die  gegen  den  13.  März  1910  die  Schultergelenksentzündung, 
gegen  den  27.  März  1910  den  eitrigen  Erguß  in  den  Brustfellraum  (Schüttelfrost, 
Zunahme  der  Dämpfung !),  endlich  etwa  gegen  den  30.  März  die  eitrige  Hirnhaut- 
entzündung (Temperaturanstieg  auf  39'2o  und  40'lo  und  Bewußtlosigkeit!)  verur- 
sachten, sie  alle  entstammten  demselben  Herde,  der  rechten  Lunge. 

Von  diesen  Komplikationen  war  nur  die  Schultergelenksentzündung  chirur- 
gischen Eingriffen  zugänglich  gemacht  worden.  Sie  war  zur  Ausheilung  gelangt. 
Auf  den  weiteren  Verlauf  der  Erkrankung  hat  sie  keinen  wesentlichen  Einßuß 
gehabt.  Nun  ist  aber  bei  einer  gewissen  Art  von  Lungenentzündungen  die  Er- 
krankung des  Brustfells  eine  ganz  geläufige  und  die  Erkrankung  der  Hirnhaut 
keine  ungewöhnliche  Komplikation.  Mit  hoher  Wahrscheinlichkeit  wären  sie  im 
vorliegenden  Falle  auch  aufgetreten,  wenn  das  rechte  Schultergelenk  überhaupt 
nie  insultiert  worden  wäre.  Die  todbringende  Komplikation  war  die  eitrige  Gehirn- 
hautentzündung. Diese  war  eine  Folge  der  Lungenentzündung,  die  mit  dem  Unfälle 
in  keinem  ursächlichen  Zusammenhänge  steht. 

Ich  gelange  daher  zu  dem  Schluß:  Es  kann  nicht  mit  Sicherheit,  aber 

auch  noch  nicht  einmal  mit  hoher  Wahrscheinlichkeit  angenommen  werden,  daß 
der  am  2.  Mai  1910  eingetretene  Tod  des  R.  durch  den  Unfall  vom  20.  Oktober 
1909  verursacht  oder  wesentlich  beschleunigt  worden  sei. 

Es  wurde  noch  ein  Obergutacliten  von  dem  Geh.  Med.-Rat  Prof.  Dr.  H.  ein- 
geholt, das  in  seinen  wesentlichen  Punkten  folgendermaßen  lautet: 

„Unter  genauer  Berücksichtigung  der  Krankheitsgeschichte,  der  Fieberkurven 
und  des  Sektionsergebnisses  und  an  der  Hand  wissenschaftlicher  und  ärztlicher 
Erfahrungen  läßt  sich  der  Krankheitsverlauf  bei  R.  mit  größter  Wahrscheinlich- 
keit folgendermaßen  auffassen:  Es  handelt  sich  um  eine  durch  die  Erreger  der 

Tmngenentzündung  (Pneumokokken)  hervorgerufene  Blutvergiftung  (Pneumokokken- 
Sepsis).  Die  Pneumokokken  waren  zunächst  wirksam  im  Unterlappen  der  rechten 
Lunge,  dort  das  klinische  Bild  einer  Lungenentzündung  mit  typischem  Auswurf 
hervorrufend;  von  dort  aus  verbreiteten  sie  sich,  wie  bei  einer  Blutvergiftung,  auf 
dem  Blutwege  im  Körper  und  erzeugten  an  verschiedenen  Stellen  sogenannte 
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motastntisclio,  d.  Ii.  dm'cli  Verschleppung  der  JvninkJieitserreger  entstandene  Knt- 
Zündungen:  ini  8cliult('rgelenk,  iin  recliten  nrustfellrauni , in  den  Hirnhäuten. 

Diese  Entzündungen  waren,  Avie  Operation  und  Sektion  ergaben,  eitriger  Natur, 
die  |•neuulokokk(Ul  hatten  also  eitererzeugende  Eigenscliaften. 

Es  lag  deinnacli  von  vornherein  keine  gewöhnliche  Lungenentzündung  voi', 
sondern  eine  Ansteckung  (Infektion)  zunäclist  der  Lunge,  dann  des  Körpers  mit 
eitererregeuden  Hakterien  (Pneumokokken). 

Dieser  Auffassung  gegenüber  läßt  sich  die  Ansicht  des  Krankenliauses  über 
die  ursäcliliclie  Dedeutung  der  eitrigen  Schultergelenksentzündung  für  das  Auftreten 
der  tödlichen  Hirnhautentzündung  nicht  aufrecht  erlialten,  selbst  wenn  zugegeben  wird, 
daß  die  Entzündung  des  rechten  Scluütergelenkes  durcli  die  Unfallbeschädigung 
begünstigt  worden  wäre.  Nicht  die  Geleidiseiterung  war  die  Ursache  der  P^iterungen 
im  rechten  Brustfellraum  und  an  den  Hirnhäuten,  sondern  die  im  Blute  kreisen- 
den, zuerst  in  der  Lunge  wirksam  geAvesenen,  offenbar  von  vornherein  sehr  an- 
steckungstüchtigen, eitererregenden  Bakterien  (Pneumokokken).  Man  kann  es  auch 
so  ausdrücken,  daß  die  tödliche  Hirnhautcuitzünduug  zu  der  ursprünglichen  Lungen- 
entzündung in  demselben  ursächlichen  Verhältnis  steht  Avie  die  Schultergelenks- 
entzündung; Schultergelenksentzündung  und  Hirnhautentzündung  sind  beides  selbst- 
ständige, von  einander  ursächlich  nicht  abhängige  Folgen  der  auf  dem  Wege 
über  die  Lunge  erfolgten  BakterieneiiiAvanderung. 

Der  Unfall  vom  20.  Oktober  1909  hat  Aveder  unmittel-  noch  mittelbar  ur- 
sächlich etAvas  mit  dieser  BakterieneinAvanderung  und  mit  dem  ursprünglichen 
Befallenwerden  der  Lunge,  der  „Lungenentzündung“  — Avie  letzteres  auch 
Krankenhaus  und  Dr.  Engel  aiinehnien  — etAvas  zu  tun,  liat  also  auch  den  Tod 
des  Pi.  weder  verursaclit  noch  beschleunigt. 

Noch  aus  (dner  anderen  Envagung  lieraus  ist  die  Ansicht  des  Kranken- 
hauses, daß  die  tödliche  Hirnhautentzündung  die  Folge  der  Eiterung  im  unfall- 
geschädigten rechten  Schultergelenk  sei,  nicht  haltbar.  Diese  Ansicht  geht  von 
der  Voraussetzung  aus,  daß  die  Reilienfolge  der  auf  getretenen  Entzündungen  die  ge- 
wesen sei,  daß  nach  der  Lungenentzündung  zuerst  das  rechte  Schultergelenk  erkrankte, 
dann  die  Eiterungen  im  Brustfellraum  und  in  den  (jehirnhäuteu  aufgetreteu  seien. 


Ein  Beweis  für  diese  Reihenfolge  der  Entzündungen  ist  nicht  erbracht.  Auch 
geht  sie  aus  der  Krankheitsgeschichte  und  Fieberkurve  nicht  hervor;  im  Gegen- 
teil: beide  Aveisen  mit  größerer  Wahrscheinlichkeit  darauf  hin,  daß  nicht  das  rechte 
Schultergelenk,  sondern  das  rechte  Brustfell  zuerst  nach  der  Lungenentzündung 
in  eitrige  Entzündung  geraten  ist,  und  zAvar  aus  folgenden  Gründen : 

1.  Am  6.  Krankheitstage,  also  vor  dem  Auftreten  von  Schmerzen  im  rechten 
Scliultergelenk,  Avurde  ein  Probeeinstich  in  den  rechten  Brustfellraum  vorgenommen: 
es  müssen  also  Anzeichen  für  das  Bestehen  eines  Ergusses  im  rechten  Brustfell- 
raum Vorgelegen  haben.  Das  MitergriffeiiAverden  des  Brustfells  bei  einer  Lungen- 
entzündung ist  außerdem  eine  ganz  geAvöhnliche  Komplikation.  Der  negative  Aus- 
fall des  Probeeinstichs  spricht  durchaus  nicht  dagegen,  daß  schon  damals  ein 
durch  die  Pneumokokken  erzeugter  eitriger  PK’guß  bestanden  hat;  im  Gegenteil: 
gerade  bei  eitrigen  Brustfellergüssen  ergeben  die  Probepunktionen  oft  erst  nach 
vielfaclien  Wiederholungen  ein  positives  Resultat,  manchmal  überhaupt  keines, 
trotzdem  die  nachfolgende  Operation  (Phi tfernung  eines  Rippenstückes)  einen  eitrigen 
P]rguß  zeigt. 

2.  Aus  der  Krankengescliichte  geht  hervor,  daß  sich  der  PAingeiibefund 
nacli  dem  Auftreten  der  Schultergelenksentzündung  niclit  ändert.  Am  13.  April, 
Avo  nach  helierfreien  Tagen  erneut  steile  Fieberzacken  auftreten,  die  an  ein  Ein- 
wandern der  Pätererreger  aus  dem  Schultergelenk  in  den  Brustfellraum  denken 
lassen  könnten,  ist  die  laingendämpfung  sogar  geringer  geAvorden,  Avas  gegen  das 
Auftreten  einer  frischen  Bnistfelleiterung  spricht.  Und  der  starke  Pheberanstieg 
am  26.  April  mit  Schütt(dfrösten  Avird  durch  die  Krankenbhittiiotiz  erklärt,  daß 
aucli  im  Oberlappen  jetzt  Dämpfung  mit  zahlreichen  Rasselgeräuschen  und  reich- 
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liclieni  Auswiirf  aufgetreten  sei.  Der  Fieberanstieg  am  3Ü.  April  weist  offenbar 
auf  die  beginnende  Hirnhautentzündung  hin. 

Also  nirgends  ein  ausreichend  walirscheinlicher  (frund  für  di(i  Annahme 
des  Krankenhauses,  daß  die  Schultergelenksentzündung  die  erste  Komplikation 
der  Lungenentzündung  gewesen  sei,  und  daß  von  ihr  aus  erst  die  Brustfell'  und 
dann  die  tödliche  Hirnhauteiterung  ihren  Ausgang  genommen  Inätten. 

Scheidet  somit  auch  auf  Grund  dieser  Erwägungen  die  eitrige  Entzündung 
des  durch  den  Unfall  vom  20.  Oktober  1909  geschädigten  rechten  Schultergelenkes 
als  Quelle  der  todbringenden  Eiterung  an  den  Hirnhäuten  aus,  so  ergiebt  sich 
daraus  der  Schluß,  daß  Aveder  mit  Sicherheit,  noch  mit  hoher  Wahrscheinlichkeit 
angenommen  werden  kann,  daß  der  am  2.  Mai  1910  eingetretene  Tod  des  E. 
durch  den  Unfall  vom  20.  Oktober  1909  verursacht  oder  wesentlich  beschleunigt 
worden  ist.“ 

Hierauf  wurden  die  Ansprüche  auf  Hinterbliebenenrente  rechtskräftig  zu- 
rückgewiesen. 


Konstitutionskrankheiten. 


Zuckerharnruhr  (Diabetes),  einfache  Harnruhr 
(Diabetes  insipidus)  und  Unfall.  Gicht  und  Unfall. 

Es  ist  feststehendes  Ergebnis  wissenschaftlicher  Forschung,  daß  starke 
psychische  Alterationen  sowie  Verletzungen  des  Kopfes,  der  Leber  und 
der  Bauchspeicheldrüse  Zuckerharuruhr  auslösen  können,  während  den 
einfachen  peripheren  Verletzungen  eine  solche  Wirkung  nicht  zuerkannt 
wird.  Dieselbe  tritt  nach  Stern  und  Thiem  sofort  oder  spätestens  in  ein 
bis  zwei  Tagen  nach  dem  Unfall,  und  zwar  zuerst  in  größerer  Stärke 
(1*5 — 2®/o)  auf,  um  allmählich  abzunehmen  und  gewöhnheh  spätestens  nach 
5 — 8 Tagen  zu  verschwinden.  Störungen  des  Gesamtorganismus  sollen 
nicht  zm’ückbleiben.  Eine  vorher  bestehende  Veranlagung  zum  derartigen 
Erkranken  muß  angenommen  werden. 

Sou  der  UnfaU  als  auslösendes  Moment  anerkannt  werden,  so  bedarf 
es  des  — aUerdings  gewöhnlich  nur  durch  ZufaU  zu  führenden  — Be- 
weises, daß  der  Urin  kurz  vor  dem  LTnfall  fi*ei  von  Zucker  war.  Mangelt 
eine  derartige  Unterlage,  so  dürfen  wenigstens  vor  dem  UnfaU  keine  Er- 
scheinungen bestanden  haben,  die  begründeten  Verdacht  auf  bestehende 
Zuckerkrankheit  rechtfertigen. 

Eine  nach  geeigneten  Verletzungen  erst  später  und  allmählich  auf- 
tretende Zuckerkrankheit  ist  nur  innerhalb  der  ersten  zwei  Jahre  als 
Unfallfolge  anzuerkennen. 

Bei  dieser  der  Rechtsprechung  zugrunde  liegenden  Anschauung  wird 
die  nach  einer  geeigneten  Verletzung  auftretende  Vermehrung  des  Zucker- 
gehaltes, der  Übergang  der  bis  dahin  leichten  Erkrankung  in  eine  schwe- 
rere Form,  das  Auftreten  von  Aceton  und  Acetessigsäure , das  Einsetzen 
eines  Coma  diabeticum  als  durch  UnfaU  herbeigeführte  Verschlimmerung 
der  Krankheit  anzuerkennen  sein. 

Eine  ähnUche  Beurteilung  erfahren  die  Verhältnisse  beim  Auftreten 
der  einfachen  Harnruhr  (Bolyurie  oder  Dialietes  insipidus)  nach  ITifall. 

Engel,  Beurteilung  von  Unfallfolgen.  22 
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Es  sei  noch  erwälint,  dah  Zuckerhariiruhr  nach  Kolilenoxydveigiftung, 
nach  Kohlensä urevergiftung  und  nach  schwerer  Verbrennung  als  Unfall- 
folge anerkannt  worden  ist. 

Wie  aber  nicht  jede  anatomische,  durch  Unfall  bedingte  Veränderung 
des  Körpers  eine  Rentengewährung  zur  Folge  hat,  so  ist  auch  der  Nach- 
weis von  Zucker  ^allein  noch  nicht  Verajdassung,  dem  Verletzten  eine  Rente 
zu  gewähren.  Erst  die  Einwirkung  der  Zuckerkrankheit  auf  den  Allgemein- 
zustand, die  tatsächlich  nachweisbare  Erwerbsminderung  giebt  einen  Anspruch 
auf  entsprechenden  Rentenbezug.  Leichte  Fälle  werden  mit  15 — 
entschädigt,  schwerere  entsprechend  höher.  Im  allgemeinen  ist  es  nur  er- 
forderlich, daß  sich  die  Kranken  vor  Überanstrengung  hüten,  nicht  aber, 
daß  sie  sich  jeglicher  Arbeit  enthalten,  jedenfalls  vermögen  die  meisten 
leichte  Arbeit,  die  keine  besondere  Anstrengung  erfordert,  zu  verrichten. 

Gicht. 

Daß  Gicht  nicht  durch  eine  äußere  Gewalteinwirkung  entstehen  kann, 
bedarf  keiner  besonderen  Auseinandersetzung.  Jedoch  werden  Gicht anf alle, 
die  bei  einem  Gichtiker  in  einem  ganz  kurz  vorher  verletzt  gewesenen  Gelenk 
sich  lokalisieren^  als  durch  den  Unfall  ausgelöst  anerkannt  werden  dürfen. 

Wird  dieses  Gelenk  später  wieder  Sitz  eines  akuten  Gichtanfalles 
oder  erkranken  andere  Gelenke,  so  handelt  es  sich  hier  nicht  mehr  um 
Wirkungen  des  Unfalles,  sondern  um  Erscheinungen  der  Grundkrankheit. 

Erkrankungen  des  Blutes  und  Unfall. 

Perniziöse  Anämie  nicht  Unfallfolge. 

Vorgeschichte. 

Der  damals  55jährige  Gartenarbeiter  K.  S.  zu  P.  erlitt  am  11.  Mai  1909 
durch  Betriebsunfall  (Stoß  gegen  eine  Einfriedung)  einige  WTmden  am  linken 
Schienbein.  Seine  Frau  verband  die  Wunden.  Am  nächsten  Tage  ging  S.  wieder 
zur  Arbeit.  Zwei  Tage  später  mußte  er  den  Kassenarzt  aufsuchen,  der  ihn  am 
27.  Juli  1909  dem  Krankenhaus  überwies.  Hier  verstarb  S.  am  2.  August  1909. 

Dr.  M.,  Assistenzarzt  des  Krankenhauses,  teilt  mit,  daß  S.  an  perniziöser 
Anämie  gelitten  habe.  Er  lehnt  den  ursächlichen  Zusammenhang  zwischen  Tod  und 
Unfall  ab. 

Ur.  N.,  der  den  Kranken  nach  seiner  Verletzung  wiederholt  gesehen  hat, 
erklärt  — ohne  Kenntnis  der  klinischen  mikroskopischen  Untersuchungsergebnisse  — , 
für  ihn  sei  es  feststehend,  daß  S.  an  einer  von  den  Wunden  ausgegangenen  Blut- 
vergiftung (Sepsis)  gestorben  sei.  Die  Berufsgenossenschaft  lehnt  die  Hinterbliebenen- 
rentenansprüche auf  Grund  des  Ur.  M.schen  Gutachtens  ab. 

Begutachtung. 

Dr.  M.  begründet  seine  Diagnose:  „perniziöse  Anämie“  mit  den  kenn- 
zeichnenden Symptomen,  sehr  bedeutende  Verminderung  des  Blutfarbstoffes,  ebenso 
beträchtliche  Verminderung  der  roten  Blutkörperchen,  deren  Gestalt  auch  krank- 
haft verändert  war. 

Damit  und  ans  dem  klinischen  Befund  ist  — zumal  sich  bei  der  Sektion 
nichts  Besonderes  fand  — die  Diagnose  „perniziöse  Anämie“  sichergestellt.  Die 
Annahme  einer  Sepsis  (Blutvergiftung)  muß  damit  fallen  gelassen  werden. 
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Diese  Erkrankung  ist  eine  ohne  nachweisbare  Ursache  sich  entwickelnde, 
meist  tödlich  verlaufende,  seltene,  selbständige  Krankheitsform,  hei  der  die  roten 
Ulntkörperchen  zugrunde  gehen.  Daß  eine  Verletzung  imstande  sei,  diese  PJrkran- 
kung  hervorzurnfen,  ist  noch  von  keiner  Seite  behauptet  worden.  Sehr  häutig 
entwickelt  sich  die  Krankheit  gerade  bei  Leuten,  die  in  günstigen  äußeren  Ver- 
hältnissen leben,  also  Betriebsunfällen  im  allgemeinen  nicht  ausgesetzt  sind.  Dem- 
nach ist  der  zeitliche  Zusammenhang  zwischen  dem  Unfälle  des  S.  und  seiner 
Erkrankung  an  perniziöser  Anämie  ein  rein  zufälliger. 

Ich  gelange  daher  zu  dem  Schluß; 

Es  ist  nicht  mit  Sicherheit,  aber  auch  noch  nicht  mit  an  Sicherheit  gren- 
zender Wahrscheinlichkeit  anzunehmen,  daß  der  Tod  des  S.  in  ursächlichem  Zu- 
sammenhänge mit  dem  Unfälle  vom  11.  Mai  1909  steht. 

Hierauf  lehnte  das  Schiedsgericht  den  Anspruch  der  Witwe  ab.  Derselben 
gelang  es  aber,  sich  ein  den  Zusammenhang  anerkennendes  Gutachten  des  Prof.  M. 
in  Berlin  zu  verschaffen,  auf  Grund  dessen  sie  Rekurs  beim  Reichsversicherungs- 
amt  einlegte,  ln  diesem  Verfahren  wurde  noch  ein  mir  im  wesentlichen  beistim- 
mendes Obergutachten  des  Geh.  Med  .-Rat  Prof.  Dr.  0.  eingeholt,  welches  unter 
anderni  noch  folgendes  ausführt : 

„Ich  habe  bereits  in  früheren  Gutachten  die  Möglichkeit  eines  Zusammen- 
hangs zwischen  Unfallverletzung  und  bösartiger  Blutarmut  nicht  völlig  zurück- 
gewiesen, sondern  im  Gegenteil  geschrieben,  daß  auch  Verletzungen  unter  den 
Ursachen  der  bösartigen  Blutarmut  eine  Rolle  spielen,  wenn  sie  mit  größeren 
Blutungen  verbunden  waren.  Diese  Vorbedingung  ist  aber  hier  durchaus  nicht 
erfüllt,  denn  eine  nennenswerte  Blutung  hat  bei  S.  überhaupt  nicht  stattgefunden. 
Nun  könnte  man  sagen,  wenn  auch  bisher  eine  Verletzung  ohne  Blutung  nicht 
in  ursächliche  Beziehung  zu  einer  bösartigen  Blutarmut  gebracht  worden  ist,  so 
liegt  hier  der  erste  Fall  einer  solchen  Beziehung  vor,  es  muß  ja  doch  schließlich 
immer  ein  Fall  der  erste  gewesen  sein,  bei  dem  gewisse  ursächliche  Beziehungen 
beobachtet  wurden.  Ich  weise  deshalb  auf  die  Angabe  des  zuerst  behandelnden 
Arztes,  Dr.  K.,  hin,  daß  ihm  schon  in  der  ersten  Zeit  der  Behandlung  die  blaß- 
graue Gesichtsfarbe  des  Patienten  aufgefallen  sei.  Wäre  die  angebliche  Angabe 
der  Ehefrau,  ihr  Mann  habe  schon  im  Februar  1909  grau  im  Gesicht  ausgesehen, 
zu  Recht  bestehen  geblieben,  so  wäre  wohl  mit  Sicherheit  anzunehmen  gewesen, 
daß  die  Blutarmut  schon  lange  vor  dem  Unfälle  bestand.  Aber  auch  so  muß  aus 
der  Bekundung  des  Arztes  mit  großer  Wahrscheinlichkeit  der  Schluß  gezogen 
werden,  daß  die  zum  Tode  führende  Krankheit  schon  vor  dem  Unfälle  bestand, 
und  es  liegt  gewiß  der  Gedanke  nicht  allzu  fern,  daß  vielleicht  ein  schon  vor- 
handener Kräfteverfall  bei  der  Entstehung  des  Unfalles  mitgewirkt  hat.  Auf  jeden 
Fall  kann  mit  einem  hohen  Grade  von  Wahrscheinlichkeit  abgelehnt  werden,  daß 
der  Unfall  die  Todeskrankheit  bewirkt  habe. 

Nun  bleibt  aber  immer  noch  die  Möglichkeit,  daß  der  Unfall  etwa  den  Ver- 
lauf der  Krankheit  ungünstig  beeinflußt  hat. 

Der  Unfall  an  sich  war  ein  unbedeutender.  Verletzungen  über  dem  Schien- 
bein sind  bekanntlich  immer  sehr  schmerzhaft,  aber  daß  hier  eine  größere  Ge- 
websschädigung nicht  vorlag,  dafür  spricht,  daß  im  Krankenhaus  eine  bewegliche 
Narbe  und  ein  glattes  Schienbein  festgestellt  wurde. 

Freilich  ist  eine  zeitliche  Beziehung  zwischen  deutlich  zutage  tretenden  Er- 
scheinungen der  Blutarmut  und  dem  Unfälle  nicht  zu  verkennen,  aber  daraus 
allein  kann  man  noch  nicht  eine  ursächliche  Beziehung  ableiten,  um  so  weniger, 
wenn  man  die  sicherlich  zulässige  Annahme  macht,  daß  S.  beim  Überschreiten 
der  Raseneinfriedung  mit  dem  Stiefelabsätze  hängen  geblieben  ist,  weil  er  durch 
eine  schon  bestehende  Blutarmut  bereits  einen  Kräfteverlust  erfahren  hatte. 

Aber  selbst  wenn  man  von  der  letzten  Möglichkeit  ganz  absieht,  so 
ist  es  so  bekannt,  daß  ein  Teil  der  Fälle  von  bösartiger  Blutarmut  an  und  für 
sich  so  schnell  verläuft,  daß  man  nicht  nötig  hat,  auf  den  an  sich  wenig  be- 
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deutenden  Unt'nll  zuvückziif^i'eifen , um  den  Verlauf  der  Kranklieit  bei  S.  zu 
ei’klären. 

Auf  keinen  Fall  kann  von  einer  irgendwie  höheren  Wahrscheinlichkeit  einer 
solchen  Hedeutung  des  Unfalles  die  Rede  sein.“ 

Das  Reichsversicherungsamt  wies  hierauf  den  Rekurs  zurück. 

Geschwülste  und  Unfall. 

Bösartige  Geschwülste. 

Die  Frage,  ob  durch  einen  Betriebsunfall  eine  bösartige  Geschwulst 
hervorgerufen  oder  in  ihrer  Entwickelung  wesentlich  beeinflußt  werden 
kann,  wd  nach  den  voin.Reichsversicherungsamt  festgelegten  Grundsätzen 
für  die  Rechtsprechung  ungefähr  in  folgender  Weise  gelöst: 

Bei  dem  heutigen  Stande  der  Wissenschaft  kann  nicht  gesagt  werden, 
daß  eine  einmalige  Gewalteinwirkung  das  Entstehen  einer  Geschwulst  her- 
beizuführen vermag.  Wenn  sich  aber  an  eine  Verletzung  an  der  von  dieser 
Gewalteinwirkung  betroffenen  Stelle  die  Entwickelung  einer  Geschwulst  zeit- 
lich anschließt,  so  ist  ein  gewisser  Zusammenhang  immerhin  wahrschein- 
lich. Ebenso  wird  ein  Zusammenhang  anzuerkennen  sein,  wenn  eine  bereits 
bestehende  kleine  Geschwulst  nach  dem  Ein  wirken  des  Traumas  ein  auf- 
fällig rapides  Wachstum  aufweist.  Der  Verletzung  kommt  der  Charakter 
einer  Gelegenheitsursache  zu. 

Verlangt  wird  also,  daß  der  Sitz  der  Geschwulst  mit  der  Verletzungs- 
stelle in  örtlicher  Beziehung  steht,  ohne  daß  es  gerade  die  Verletzungs- 
stelle selbst  zu  sein  braucht.  Eine  Fernwirkung  — etwa  durch  Erschütte- 
rung des  Körpers  — wird  nicht  anerkannt.  Daß  durch  einen  Stoß  auf  die 
Wirbelsäule  z.  B.  ein  Magenkrebs  entstehen  könnte , ist  in  vielfachen 
der  Abweisung  unterlegenen  Fällen  als  gänzlich  unwahrscheinlich  und  als 
durch  keine  einwandfreie  Beobachtung  erwiesen  bezeichnet  worden.  Weiter 
ist  die  Forderung  aufgestellt  worden,  daß  der  angeschuldigte  Stoß  oder 
die  Quetschung  einen  nicht  unbedeutenden  Grad  von  Intensität  besitzt.  Sie 
müßten  befähigt  sein,  eingreifende  und  länger  dauernde  Veränderungen 
an  der  Stelle  hervorzurufen,  an  dem  später  die  Geschwulstbildung  vor  sich 
geht.  Es  müssen  also  Anzeichen  einer  schwereren  Verletzung,  wie  Sugil- 
lationen,  Ödem,  Kontinuitätstrennungen,  Schmerzen,  die  zur  Arbeitseinstel- 
lung zwangen,  gleich  nach  dem  Unfall  bemerkbar  gewesen  sein. 

Kleine  unbedeutende  Verletzungen,  die  jeder  in  seinem  Leben  un- 
zählige Male  akquiriert,  genügen  nicht,  um  sie  als  die  mitauslösende  Ur- 
sache einer  Geschwulstentwickelung  beschuldigen  zu  können.  Es  ist  auffällig, 
daß  grade  die  Insulten  am  häufigsten  ausgesetzten  Stellen  wie  Finger. 
Ellenbogen,  Schienbein  verhältnismäßig  selten  der  Sitz  von  bösartigen 
( Jeschwülsten  sind. 

Je  ferner  der  Verletzte  noch  dem  Alter  steht,  dem  nach  unserer  Er- 
fahrung die  Geschwulstentwickelung  eigen  ist,  um  so  höher  ist  der  Grad 
der  Wahrscheinlichkeit,  daß  eine  erhebliche  Körperbeschädigung  das  Aui- 
treten  des  Tumors  auslöste. 


Geschwülste  und  Unfall. 
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Die  Entwickelung  der  Geschwülste  bedingt  den  Ablaut'  einer  gewissen 
Zeit.  Läbt  sich  bereits  am  Unfalltage  das  Vorhandensein  einer  bis  dahin 
latenten  (leschwulst  nachweisen,  so  wird  der  Unfall  gegebenenfalls  für  einen 
ungünstigen  Ansgang  nur  noch  soweit  verantwortlich  zu  machen  sein,  als 
die  jetzt  eintretende  Verschlimmerung  oder  das  auffallend  schnellere  Wachs- 
tum von  dem  uns  sonst  bekannten  Verlauf  der  Krankheit  wesentlich  ab- 
weicht. 

Da  die  erste  Entwickelung  einer  Krebsgeschwulst  eine  sehr  langsame, 
ihre  sichere  Erkennung  im  Anfangsstadium  eine  sehr  schwierige  ist,  wird 
man  die  zeitliche  Grenze  zwischen  Verletzung  und  Manifestwerden  des 
Carcinoms  etwas  weiter  stecken  dürfen.  Innerhalb  eines  Zeitraumes  von 
spätestens  1 — 2 Jahren  müssen  indeb  die  ersten  hlrkennungszeichen  vorliegen. 

Der  Verlauf  beträgt  in  der  Regel  2 — Jahre.  Die  Carcinome  des 
jugendlichen  oder  mittleren  Alters  übertreffen  gemeinhin  die  des  höheren 
Alters  an  Bösartigkeit.  Eine  längere  Dauer  beobachten  Avir  nur  bei  den 
Fibrosarkomen,  den  flachen  Hautcarcinomen  und  den  schrumpfenden  Krebsen. 
Es  kommt  also  auf  die  vorliegende  Unterart  der  Geschwulst  an.  Lubarsch 
verlangt  daher  mit  Recht  eine  genaue  Feststellung  der  histologischen  Struktur 
des  im  Einzelfalle  vorliegenden  Gewächses.  In  dem  Maße,  in  dem  sich  dieser 
Zeitraum  nach  der  Gewaltein wii*kung  auf  eine  bereits  vorhandene,  aber 
noch  keine  wesentlichen  Erscheinungen  setzende  Krebsgeschwulst  verringert, 
erhöht  sich  die  Wahrscheinlichkeit  für  die  mitbestimmende  Einwirkung  des 
Unfalles  im  Sinne  einer  hervorgerufenen  Verschlimmerung  und  der  Be- 
schleunigung des  eingetretenen  Todes. 

Beim  Sarkom  sind  die  Fristen  wesentüch  kürzer.  Die  von  Thiem 
aufgestellte  untere  Grenze  von  3 Wochen  und  als  obere  mit  2 Jahren  an- 
gegebene Grenze  bis  zur  Entstehung  eines  Sarkoms  ist  von  allen  Sachver- 
ständigen anerkannt  worden.  Die  obere  Grenze  bis  zu  2 Jahren  erscheint 
mir  indeß  bei  dem  rapiden  Wachstum  und  der  Bösartigkeit  der  meisten  Sar- 
kome immer  noch  sehr  weit  gefaßt.  Werden  aber  diese  oberen  Grenzen 
überschritten,  so  kann  eine  Jahre  zurückliegende  Verletzung,  die  keine 
Residuen  hinterlassen  hat,  niemals  als  Ursache  einer  Geschwulst  angesehen 
werden,  die  sich  zufällig  an  derselben  Stelle  oder  in  deren  Nachbarschaft 
entwickelt.  Es  muß  also  zwischen  Trauma  und  Offenbarwerden  der  Ge- 
schwulst ein  Zeitraum  liegen,  der  mit  Größe,  Art  und  histologischem  Bau 
der  Neubildung  in  Einklang  gebracht  werden  kann. 

I^brigens  darf  man  nicht  vergessen,  daß  mancher  Knochenbruch  sich 
bei  näherem  Zusehen  als  Spontanfraktur  infolge  eines  bereits  bestehenden 
Knochentumors  erweist.  In  solchen  Fällen  kann  die  Verrichtung,  bei  der 
der  Bruch  eintrat,  häufig  nicht  als  Unfall  anerkannt  werden. 

Die  Beschleunigung  des  Geschwulstwachstums  durch  ein  Trauma  ist 
vom  theoretischen  Standpunkt  aus  nicht  abzulehnen.  Der  Beweis  ist  aber 
schwierig,  weil  keine  Geschwulst  in  gleichmäßigem  Tempo  kontinuierhch 
wächst,  sondern  Zeiten  des  Wachstums  durch  solche  des  Stillstandes  abge- 
löst werden.  Für  einen  derartigen  Einfluß  spricht  abei*  die  Erwägung,  daß 
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selbst  einmalige  Traumen  in  den  Geschwülsten  Blutungen  und  Nekrosen  her- 
beiführen können.  Gestützt  scheint  sie  ferner  durch  die  häufig  zu  beobach- 
tende klinische  Erfahrung,  dab  ihrer  völhgen  Entfernung  sich  widersetzende, 
zurückbleibende  Geschwulstteile  (sogenannte  „ anoperierte Geschwülste)  gern 
ein  galoppierendes  Weiter  wuchern  zeigen. 

Den  Statistiken  über  traumatische  Entstehung  der  Geschwülste,  die 
sich  oft  genug  lediglich  auf  unerwiesene  Angaben  der  Patienten  stützt, 
mißt  Lubarsch  berechtigter  Weise  keinen  Wert  bei.  Mindestens  müßte  eine 
Statistik  danebengestellt  werden,  welche  erkennen  läßt,  wie  oft  dieselbe 
Körpergegend  auf  Verletzungen  nicht  mit  einer  Geschwulstbildung  reagiert. 

Die  Verschümmerung  des  durch  eine  bösartige  Geschwulst  gesetzten 
Zustandes  kann  durch  ein  Trauma  aber  noch  in  dem  Sinne  erfolgen,  daß 
es  die  Bildung  von  Metastasen  herbeiführt.  Zuzugeben  ist  dies  gelegentlich 
für  die  Metastasenbüdung  bei  Sarkomen,  wo  wii*  den  Einbruch  der  Ge- 
schwulst in  eine  Vene  häufig  auf  dem  Sektionstisch  zu  Gesicht  bekommen. 
Da  aber  ein  Durchbruch  der  Sarkome  in  die  Venen  auch  spontan  vorkommt, 
so  wird  man  für  die  Anerkennung  der  traumatischen  Metastasenbildung 
verlangen  müssen,  daß  dieselbe  sich  in  ganz  kurzer  Zeit  8 — 14  Tage  nach 
dem  Unfall  zu  präsentieren  beginnt. 

Die  regionären  Drüsenmetastasen  bei  Krebs  sind  eine  mit  der  Krank- 
heit so  fest  verknüpfte  Erscheinung,  daß  man  das  Trauma  als  protegierende 
Ursache  ausschalten  muß.  Gelangen  doch  nicht  allzu  selten  Krebsmetastasen 
in  den  Drüsen  zur  Beobachtung,  noch  ehe  der  primäre  Herd  Beschwerden 
macht  und  erkennbar  ist,  auch  ohne  daß  ein  Trauma  Vorgelegen  hat. 

Weiter  kann  ein  Trauma  bei  bestehender  Geschwulst  für  den  Ort 
einer  Metastase  mitbestimmend  sein. 


Krebs  der  weiblichen  Brustdrüse  nicht  als  Uiifallfolge  aiierkaiiiit. 

V orgeschichte. 

Die  damals  56jährige  Näherin  D.  erlitt  Ende  April  1910  beim  sicli  Bücken 
nach  einer  herabgefallenen  Scheere  einen  Stoß  mit  der  Tisclikante  gegen  die 
rechte  Brust.  Sie  legte  dem  Stoß  zuerst  keine  Bedeutung  bei.  Nach  einigen  Tagen 
bekam  sie  Schmerzen  in  der  rechten  Brust,  ein  Teil,  etwa  zweitingerbreit  nach 
außen  von  der  Brustwarze,  wurde  hart  unter  gleichzeitiger  Rötung.  Sie  suchte 
keinen  Arzt  auf,  setzte  einige  Tage  die  Arbeit  aus,  um  daun  wieder  3 — 4 Tage 
zu  arbeiten.  Am  9.  Mai  suchte  sie  den  Arzt  auf.  Dieser  stellte  eine  apfelgroße, 
bösartige  Geschwulst  im  oberen  äußeren  Quadranten  der  rechten  Brustdrüse  fest. 
Dieselbe  war  an  einer  zweimarkstückgroßen  Stelle  schon  in  die  Haut  hineinge- 
wuchert und  hier  dem  Zerfalle  nahe.  In  der  rechten  Achselhöhle  waren  liarte, 
geschwollene  Lymphdrüsen  zu  fühlen. 

Die  kranke  Brustdrüse  wurde  mit  den  Achseldrüsen  am  11.  Mai  1910  ope- 
rativ entfernt,  Patientin  am  18.  Juni  1910  mit  geheilter  Wunde  aus  der  Klinik 
entlassen.  Im  November  1910  und  im  Januar  1911  mußten  neugebildete  Geschwülste 
der  Narbe  operativ  entfernt  werden.  Dem  Arzt  hat  die  D.  bei  der  ersten  Unter- 
suchung gesagt,  daß  sie  seit  einigen  Monaten  einen  harten  Knoten  in  der  Brust- 
drüse gefühlt  habe.  Von  einem  Unfall  hat  sie  demselben  nichts  erzählt.  Die  Un- 
fallanzeige ist  erst  am  8.  November  1910  erstattet. 


Mammacarcinom  nicht  Unfallfolge. 
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Kigeiic  Angaben  der  Verletzten. 

„Arbeiten  kann  ich  nicht  mehr.  Ich  kann  nicht  sitzen.  Das  Kreuz  tut  mir 
weh.  Ich  kann  den  rechten  xirm  nicht  heben.“ 

Untersuchungsbefund  (29.  April  1911). 

56jährige,  mittelgroße  Frau  von  blassem  Aussehen,  in  mäßigem  Ernährungs- 
zustände. Die  rechte  weibliche  Brust  ist  amputiert.  Über  dem  rechten  oberen 
Brustkorb  verläuft  eine  von  unten  innen  nach  oben  außen  in  die  Achselhöhle 
hinein  verlaufende,  etwa  30  cm  lange,  bis  41/2  cm  breite  Narbe,  die  mit  dem  Knochen 
nicht  verwachsen  ist.  In  der  Achselhöhle  fühlt  man  in  der  Narbe  eine  etwa 
pflaumenkerngroße,  harte  Lymphdrüse,  die  frei  beweglich  ist.  Ihre  sofortige  ope- 
rative Entfernung  ist  der  D.  dringend  angeraten. 

Begutachtung. 

Nach  dem  Akteninhalt  und  dem  heutigen  Befund  handelte  es  sich  bei  der 
D.  um  eine  bösartige  Geschwulst  (Carcinom)  der  rechten  Brustdrüse. 

Daß  diese  Geschwulst  durch  den  Unfall  hervorgerufen  worden  sei,  ist  aus 
wissenschaftlichen  Gründen  auszuschließen,  braucht  aber  auch  deswegen  nicht 
weiter  erörtert  zu  werden,  weil  die  D.  dem  ersten  Arzt,  den  sie  etwa  10 — 14  Tage 
nach  dem  angeblichen  Unfall  aufsuchte,  erklärt  hat,  sie  bemerke  seit  einigen  Mo- 
naten einen  harten  Knoten  in  der  rechten  Brust. 

Es  kann  daher  nur  noch  die  Frage  entstehen,  ob  die  bei  der  D.  Ende  April 
1910  zweifellos  bereits  vorhanden  gewesene  Geschwulst  durch  den  angeblichen 
Unfall  in  ihrem  Wachstum  beschleunigt  worden  ist. 

Auch  diese  Frage  ist  zu  verneinen.  Es  handelte  sich  um  eine  apfelgroße 
Geschwulst,  die  zum  Teil  mit  der  Haut  verwachsen  war.  Die  Lymphdrüsen  der 
Achselhöhle  waren  bereits  von  der  Krankheit  mitergriffen. 

Wenn  nun  die  I).  selbst  seit  einigen  Monaten  einen  Knoten  gefühlt  hat,  so 
ist  einerseits  anzunehmen,  daß  dieser  Knoten  schon  viel  früher  entstanden  sei,  da 
solche  sich  erfahrungsgemäß  zuerst  unbemerkt  zu  entwickeln  pflegen.  Andererseits  aber 
ist  der  Zustand,  wie  ihn  der  erstbehandelnde  Arzt  am  9.  Mai  1910  feststellte,  ein 
solcher,  wie  er  sich  nach  von  den  Patienten  selbst  monatelang  bemerktem,  tatsächlich 
aber  noch  längerem  Bestehen  darzustellen  pflegt.  Es  spricht  nichts  dafür,  daß 
die  Entwickelung  der  Geschwulst  nach  dem  April  1910  eine  sprungweise  vor- 
schreitende, beschleunigte  gewesen  sei.  Außerdem  ist  zu  bemerken,  daß  es  sich 
bei  dem  angeblichen  Unfall  um  ein  ganz  geringfügiges,  auch  nicht  einmal  außer- 
gewöhnliches Ereignis  handelte,  dem  die  Klägerin  selbst  zunächst  gar  keine  Be- 
deutung beilegte.  Spuren  einer  Verletzung,  wie  Bluterguß  unter  die  Haut,  sind 
vom  erstbehandelnden  Arzt  nicht  festgestellt.  Daraus  geht  hervor,  daß  der  Stoß, 
falls  er  überhaupt  stattgefunden  hat,  nur  eine  ganz  geringe  Intensität  besessen 
haben  kann.  Einem  solchen  Vorkommnis  kann  aber  eine  beschleunigende  Einwir- 
kung auf  das  Wachstum  einer  bösartigen  Geschwulst  nicht  beigemessen  werden. 

Für  die  Erklärung  der  Erkrankung  der  D.  bedarf  es  aber  gar  nicht  des 
unterstützenden  Momentes  einer  stattgehabten  Gewalteinwirkung.  Wissen  wir  doch, 
daß  derartige  bösartige  Geschwülste  in  der  weiblichen  Brust  außerordentlich  häufig 
ohne  äußere  Veranlassung  auf  treten,  und  steht  doch  die  D.  mit  ihren  56  Jahren 
in  einem  Lebensalter,  in  dem  diese  Erkrankung  vorzugsweise  aufzutreten  pflegt. 

Ich  gelange  daher  zu  dem  Schlüsse: 

Es  ist  mit  Sicherheit  auszuschließen,  daß  die  bösartige  Geschwulst  der 
rechten  Brustdrüse  durch  den  Vorgang  vom  April  1910  entstanden  ist. 

Es  ist  auch  nicht  wahrscheinlich,  daß  das  bei  der  D.  im  April  1910  bereits 
vorhandene  Leiden  durch  den  Vorgang  vom  April  1910  verschlimmert  oder  in 
seiner  Entwickelung  beschleunigt  worden  sei. 

Die  Ansprüche  der  Klägerin  wurden  hierauf  in  allen  Instanzen  zurückgewiosen. 
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Krebs  des  Magens  nicht  als  Unfallfolge  anerkannt. 

Vorgeschichte. 

Der  damals  63jährige  Brenner  J.  /.  erlitt  am  26.  April  1909  durch  Betriebs- 
unfall beim  Sturz  von  einer  Leiter  eine  Quetschung  des  linken  Fußes  sowie  einen 
Bruch  des  Fersenbeines.  Das  Heilverfahren  währte  bis  zum  2.  Juni  1909,  an 
welchem  Tage  Z.  die  Arbeit  wieder  aufnalim.  Es  wurde  ihm  von  der  Berufs- 
genossenschaft eine  Rente  in  Höhe  von  20o/o  zugesprochen.  Am  6.  August  1909 
verstarb  Z.,  nachdem  er  seit  dem  12.  Juli  1909  unter  den  Erscheinungen  eines 
Magenkrebses  in  ärztlicher  Behandlung  gewesen  war. 

In  der  Magengegend  war  eine  nicht  genau  zu  umgreifende  Härte  fühlbar 
gewesen.  Im  Vordergründe  des  Krankheitsbildes  stand:  stetes  Erbrechen  nach  fast 
jeder  Nahrungsaufnahme,  mangelhafter  Appetit  sowie  ein  reißender  Verfall  der 
Kräfte,  welcher  den  Kranken  in  der  angegebenen  kurzen  Zeit  zum  Gerippe  ab- 
magern ließ. 

Auf  Ersuchen  der  Witwe  des  p.  Z.  um  ein  Gutachten,  welches  den  Zu- 
sammenhang der  Todeskrankheit  mit  dem  Unfall  erörtern  sollte,  hat  Dr.  K.  unter 
dem  23.  September  1909  folgendes  ausgeführt: 

„Wenn  auch  mir  persönliche  Erfahrungen  über  solche  Zusammenhänge  nicht 
zur  Verfügung  stehen,  so  sind  mir  doch  aus  der  Litteratur  verschiedene  derartige 
Fälle  bekannt,  in  denen  die  Entstehung  eines  Magenkrebses  oder,  ganz  allgemein 
gesagt,  ein  tödliches  Magenleiden  oder  wenigstens  eine  Verschlimmerung  eines 
solchen  Leidens  und  eine  dadurch  bedingte  Beschleunigung  des  tödhchen  Aus- 
ganges dieser  Leiden  durch  den  Unfall  als  erwiesen  angenommen  und  somit  die 
Ansprüche  der  Witwe  auf  Unfallentschädigung  anerkannt  worden  sind. 

Ich  verweise  auf  die  Sammlung  „Ärztliche  Obergutachten  aus  der  Unfall- 
versicherungspraxis“, Leipzig  1903,  Verlag  der  Fachschrift  „Die  Unfallversiche- 
rungspraxis“; insbesondere  auf  ein  Obergutachten  des  Geh.  Medizinalrates  Pro- 
fessor Senator  (S.  94  ff.).  Senator  faßt  sein  Gutachten  mit  folgenden  Worten 
zusammen  (S.  99)  wörtlich: 

1.  Hat  das  Krebsleiden  schon  vor  dem  Unfall  bestanden  in  seinen  aller- 
ersten Anfängen,  so  ist  durch  den  Unfall,  das  heißt  durch  die  starke  Erschütte- 
rung, welche  der  Rumpf  und  ohne  Zweifel  auch  der  Magen  dabei  erlitten  hat, 
höchstwahrscheinlich  sein  Verlauf  beschleunigt  worden. 

2.  Hat  es  erst  nach  dem  Unfall  sich  zu  entwickeln  begonnen,  so  kann 
dieser  die  anregende  Ursache  zur  Krebsbildung  geworden  sein. 

ln  unserem  Falle  Z.  ist  der  Tod  noch  nicht  ganz  15  Wochen  nach  dem 
Unfall  eingetreten;  es  ist  daher  höchstwahrscheinlich,  daß  die  allerersten  Anfänge 
des  Magenleidens  schon  vor  dem  Unfall  vorhanden  gewesen  sind,  ohne  Erschei- 
nungen zu  machen. 

Wenn  nun  auch  p.  Z.  mir  gegenüber  niemals  behauptet  hat,  beim  Sturz  von 
der  Leiter  auf  Brust  oder  Leib  gefallen  zu  sein  — er  wußte  nicht,  wie  er  her- 
untergefallen sei  — , ja,  wenn  er  auch  nie  über  Magenbeschwerden  während  der 
Unfallbehandlung  geklagt  hat,  so  glaube  ich  doch  im  Anschluß  an  Senator  u.  a., 
daß  die  Erschütterung  des  Rumpfes  und  somit  des  Magens  eine  Verschlimmerung 
des  bis  dahin  unbemerkten  Leidens  hervorgerufen  und  so  eine  Beschleunigung 
des  tödlichen  Ausganges  des  Leidens  herbeigeführt  hat. 

Sollte  aber  das  Leiden  erst  nach  dem  Unfall  entstanden  sein,  so  ist  die 
Annahme,  daß  durch  den  Sturz  und  die  Erschütterung  eventuell  Zerrung  des 
Magens  eine  vielleicht  an  sich  geringe  Läsion  des  Magens  stattgefunden  hat, 
welche  ihrerseits  zur  Krebsbildung  die  Ursache  geworden  ist,  ebenso  wahr- 
scheinlich. 

Damit  ist  in  beiden  Fällen  ein  ursächlicher  Zusammenhang  des  Unfalles 
mit  dem  Tode  des  p.  Z.  gegeben.“ 
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Hegutachtung. 

Das  zitierte  Giitacliteii  ist  am  18.  Februar  1898  erstattet  (S.  100  der  ärzt- 
lichen Obergiitacliten  aus  der  ünfallversicherungspraxis,  1906).  Es  wird  schon 
aus  zeitlichen  Gründen  nicht  als  Grundlage  für  die  Beurteilung  des  vorliegenden 
Falles  zu  verwenden  sein,  da  in  der  verflossenen  Zeit  von  12  Jahren  die  Anscliau- 
img  der  Gutachter  und  die  Spruchpraxis  des  Reichsversicherungsamtes  sich  er- 
heblich vertieft  und  geändert  haben.  Insbesondere  werden  heute  für  die  Aner- 
kennung der  traumatischen  Entstehung  eines  Magenkrebses  präzisere  Anforde- 
rungen gestellt,  als  es  seinerzeit  der  Fall  war.  Des  weiteren  ist  der  spezielle, 
damals  begutachtete  Fall  mit  dem  vorliegenden  nicht  in  Parallele  zu  setzen,  denn 
damals  handelte  es  sich  um  einen  Sturz  aus  3 m Höhe  auf  die  rechte  Rumpf- 
hälfte mit  Verletzungen  am  Kopf,  Bruch  der  4. — 8.  Rippe  rechts  und  einer  Ver- 
letzung des  linken  Armes.  Damit  ist  die  Einwirkung  der  Gewalt  auf  die  Magen- 
gegend immerhin  wahrscheinlich. 

Endlich  kann  das  angezogene  Gutachten  nicht  als  Paradigma  gelten,  weil 
es,  um  zu  seinem  Schlußurteil  zu  gelangen,  3 Möglichkeiten  voraussetzt,  die 
durch  nichts  bewiesen  oder  auch  nur  wahrscheinlich  gemacht  sind. 

Die  für  die  Anerkennung  der  traumatischen  Entstehung  einer  bösartigen 
Geschwulst  von  Fachärzten  der  Unfallheilkunde  aufgestellten  Forderungen  sind 
im  wesentlichen: 

a)  Die  Verletzungsstelle  muß  mit  dem  Orte  der  Geschwulstentwickelung 
identisch  sein. 

V)  Die  örtliche  Gewalteinwirkung  muß  eine  gewisse  Intensität  besessen 
haben,  wie  sie  im  Blutunterlaufensein  der  betroffenen  Stelle,  in  Funktionsstörung, 
starken  Schmerzen,  Arbeitseinstellung  zum  Ausdruck  kommt. 

c)  Das  Auftreten  der  Geschwulst  nach  dem  Unfall  muß  in  einem  mit  den 
wissenschaftlichen  Erfahrungen  in  Einklang  zu  bringenden  Zeitabschnitt  erfolgen. 

Die  erste  Bedingung  ist  in  keiner  Weise  erfüllt.  Die  Verletzung  betraf  den 
linken  Fuß.  Selbst  wenn  man  Bein,  Becken  und  Wirbelsäule  als  ein  starres  Sy- 
stem auffassen  wollte,  durch  das  sich  ein  Stoß  ungehindert  fortsetzt  — in  Wirk- 
lichkeit wird  durch  Gelenksbewegungen  im  Falle  einer  Gewalteinwirkung  ein  ge- 
wisses Federn  der  einzelnen  Abschnitte  erfolgen  und  so  die  Kraft  des  Stoßes  ab- 
geschwächt — , so  ist  nicht  verständlich,  wie  der  den  Fuß  treffende  Stoß  auf  den 
in  der  Bauchhöhle  an  elastischen  Anfhaltevorrichtungen  schwebenden  Magen  sich 
fortsetzen  soll. 

In  seinem  im  Reichsversicherungsamt  am  23.  November  1907  gehaltenen 
Vortrag:  „Über  den  Einfluß  von  Unfällen  auf  Bildung  und  Veränderung  von  Ge- 
schwülsten“ (Amtliche  Nachrichten  des  Reichsversicherungsamtes  Nr.  4 vom 
15.  April  1908)  hat  Thiem  die  über  die  vorliegende  Frage  bei  den  Fachärzten 
jetzt  allgemein  anerkannte  Anschauung  dahin  zusammengefaßt:  „Daß  durch  eine 
Erschütterung  unter  Fernwirkung  auf  ein  Organ  in  diesem  Krebsentwickelung  ver- 
anlaßt werden  konnte,  also  z.  B.  durch  Fall  auf  den  Rücken  ein  Magenkrebs  ent- 
stehen kann,  ist  gänzlich  unwahrscheinlich  und  noch  durch  keine  einzige  sichere 
Beobachtung  erwiesen.“ 

Damit  ist  im  vorliegenden  Falle  ein  Zusammenhang  zwischen  dem  Betriebs- 
unfall und  dem  tödlich  verlaufenen  Magenkrebs  gänzlich  unwahrscheinlich. 

Während  der  Unfallbehandlung  hat  Z.  nie  behauptet,  bei  dem  Unfall  auf 
Brust  oder  Magen  gefallen  zu  sein.  Er  hat  auch  niemals  über  Magenbeschwerden 
während  der  Unfallbehandlung  geklagt. 

Damit  ist  erwiesen,  daß  das  Trauma,  das  möglicherweise  die  Magengegend 
betroffen  haben  könnte,  überhaupt  nur  eine  ganz  geringe  Intensität  besessen  haben 
muß,  so  daß  auch  die  unter  h)  angeführte  Forderung  in  keiner  Weise  erfüllt  ist. 

Etwa  10  Wochen  nach  dem  Unfall  — am  12.  Juli  1909  — traten  die  Er- 
scheinungen des  Magenkrebses  auf.  Diese  Spanne  ist  eine  so  kurze,  daß  der  Be- 
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ginn  des  Leidens  unzweifelhaft  in  die  Zeit  vor  dem  Unfall  verlegt  werden  muß, 
so  daß  dasselbe  also  nicht  durch  diesen  ausgelöst  sein  kann. 

Wenn  andererseits  Z.  während  der  ünfallbehandlung  bis  zum  4.  Juni  1909 
nie  über  Magenbeschwerden  geklagt  hat,  sondern  erst  am  12.  Juli  1909  an  solchen 
erkrankte,  so  ist  der  Intervall  wieder  zu  lang,  um  eine  unmittelbare  Verschlim- 
merung der  Krebskrankheit  anzunehmen,  selbst  wenn  die  Magengegend  von  einer 
Gewalteinwirkung  betroffen  worden  wäre. 

Ich  gebe  daher  das  von  mir  geforderte  Gutachten  dahin  ab: 

Nach  dem  Stande  der  medizinischen  Wissenschaft  ist  ein  indirekter  Zu- 
sammenhang des  zum  Tode  des  Z.  führenden  Leidens  — Magenkrebs  — mit 
seinem  Unfall  vom  26.  April  1909  nicht  anzunehmen. 

Dieses  Gutachten  nahmen  die  Instanzen  zur  Grundlage  ihrer  Entscheidung. 

Krebs  des  Magens  nicht  als  Unfallfolge  anerkannt. 

V orgeschichte. 

Der  damals  50jährige  Fuhrmann  K.  in  S.  soll  am  17.  Mai  1909,  vormittags 
zwischen  8 und  9 Uhr,  dadurch  einen  Betriebsunfall  erlitten  haben,  daß  er  beim 
Holen  der  Scliutzdecke  seines  Pferdes  mit  seinem  Körper  gegen  das  Wagenbrett 
lief  und  sich  so  den  Magen  drückte. 

Zuerst  will  er  die  Schmerzen  nicht  beachtet  haben,  am  26.  Mai  stellte  er 
die  Arbeit  ein.  Der  erstbeliandelnde  Arzt  Dr.  B.  soll  Leberanschwellung  und 
Influenza  festgestellt  haben.  Der  Arzt  selbst  giebt  an,  daß  er,  soweit  erinnerlich, 
eine  sichtbare  Verletzung  nicht  festgestellt  habe. 

Am  21.  Juni  1909  trat  K.  in  die  Behandlung  des  Dr.  K.,  der  Magen-  und 
Leberkrebs  feststellte.  Am  11.  September  1909  ist  K.  verstorben. 

Begutachtung. 

Daß  die  Gewalteinwirkung,  die  den  K.  in  dßr  Magengegend  betroffen  haben 
soll,  keine  erhebliche  gewesen  sein  kann,  geht  daraus  hervor,  daß  er  die  Arbeit 
nicht  sofort  unterbrochen  hat,  daß  keine  Magenblutung  unmittelbar  nach  dem 
Unfall  stattgefunden  hat,  daß  K.  dem  Ereignis  selbst  so  wenig  Bedeutung  bei- 
legte, daß  er  dem  erstbehandelnden  Arzt  keine  Mitteilung  von  dem  Unfall  machte. 

Bereits  am  26.  Mai  1909,  also  neun  Tage  nach  dem  Unfall,  stellte  Dr.  B. 
bei  K.  eine  Leberschwellung  fest.  Am  21.  Juni  1909,  also  bereits  fünf  Wochen 
nach  dem  Ereignis,  stellte  Dr.  K.  Magenkrebs  fest.  In  seinem  Gutachten  vom 
5.  Oktober  1909  stellte  letzterer  noch  die  IVIöglichkeit  auf,  daß  K.  an  einem 
Gallenblasenkrebs  verstorben  sei. 

Für  die  Beurteilung  des  vorliegenden  Falles  ist  es  von  untergeordneter 
Bedeutung,  ob  die  bei  K.  festgestellte  gut  umgreifbare,  anfangs  apfelgroße  Ge- 
schwulst in  der  Gallenblasengegend  ein  primärer  Gallenblasenkrebs  oder  eine 
Krebstochtergeschwulst  (Metastase)  der  Leber  bei  ursprünglichem  IMagenkrebs 
gewesen  ist. 

Beide  Erkrankungen  entwickeln  sich  schleichend  und  die  Deutung  der  vor- 
handenen Beschwerden  verschließt  sich  der  Erkenntnis  des  Arztes  längere  Zeit, 
da  ein  objektiver  lokaler  Befund  naturgemäß  zunächst  nicht  zu  erheben  ist. 

Wenn  nun  der  eine  Arzt  bereits  am  neunten  Tage  eine  Lebervergrößeruug 
feststellt,  der  andere  Arzt  schon  nach  fünf  Wochen  Magenkrebs  zu  diagnosti- 
zieren vermag,  so  ergibt  sich  ganz  zwingend,  daß  der  Beginn  der  Erkrankung 
schon  eine  geraume  Zeit  vor  dem  17.  Mai  1909  zu  suchen  ist. 

Ganz  abgesehen  hiervon,  ist  die  Gewalteinwirkung  eine  viel  zu  geringe, 
als  daß  auf  sie  die  Entstehung  eines  Gallenblasen-  oder  Magenkrebses  mit  Bildung 
von  Tochtergeschwülsten  in  der  Leber  zurückgeführt  werden  könnte.  Der  Aus- 
führung des  Dr.  K.,  von  autoritativer  Seite  sei  wiederholt  anerkannt,  daß  auch 
Gewaltein  Wirkungen  leichterer  Art,  welche  die  Magengegend  oder  die  Leber 
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treffen,  ernste  Krankheiten  dieser  Oi'gane  (n’zengen  und  bösartige  Nenbildmigen 
in  ihnen  zum  mindesten  ungünstig  beeintlnssen  können,  ninö  (mtgegongetreten 
werden.  Gerade  Autoritäten  Avie  Franz  König  und  Thiem  fordern  für  die 
Anerkennung  eines  ursächlichen  Zusammenhanges  zwischen  Trauma  und  bös- 
artiger Geschwulst,  daß  ersteres  eine  in  seinen  unmittelbaren  Folgen  nicht  zu 
übersehende  Intensität  besitzt.  Von  einer  solchen  kann  aber  hier  nicht  die  Rede  sein. 

Es  verbleibt  demnach  nur  noch  zu  erörtern,  ob  durch  die  Gewalteinwirkung 
der  bis  dahin  noch  nicht  erkannte,  jedoch  zweifellos  bestehende  Krebs  deraiä 
ungünstig  beeinflußt  worden  ist,  daß  der  Ablauf  des  Leidens  und  damit  der  Ein- 
tritt des  Todes  beschleunigt  wurde. 


Zwischen  dem  Erkennen  der  Erkrankung  und  dem  Tode  liegt  ein  Zeitraum 
von  fast  vier  Monaten.  Diese  Zeit  ist  eine  zu  lange,  um  einer  Gewalteinwirkung, 
die  kurz  vor  der  Erkenntnis  des  Leidens  eintrat,  eine  beschleunigende  Wirkung 
beizulegen.  Es  entspricht  dem  gewöhnlichen  Verlauf  der  Krankheit,  daß  von 
dem  unzw^eifelhaften  Deutlich  werden  der  Symptome  bis  zum  Tode  eine  Frist 
von  1/4  bis  1/2  Jahr  verstreicht. 

Ich  gelange  daher  zu  dem  Schlüsse;  Es  ist  nicht  mit  an  Sicherheit  grenzender 
Wahrscheinlichkeit  anzunehmen,  daß  der  Tod  des  K.  mit  dem  Vorgang  am 
17.  Mai  1909  in  einem  ursächlichen  Zusammenhang  steht  oder  sein  Eintritt  durch 
denselben  wesentlich  beschleunigt  worden  wäre. 

x\uf  Grund  dieses  Gutachtens  bestätigten  Scliiedsgericht  und  Reichsver- 
sicherungsamt den  die  Entschädigungsansprüche  ablehnenden  Bescheid  der  Berufs- 
genossenschaft. 


Krebs  des  Magens  nicht  als  Unfallfolge  anerkannt. 

Vorgeschichte. 

Der  damals  56jährige  Kolonnenführer  G.  erlitt  am  6.  Mai  1908,  nach- 
mittags 3 Uhr,  dadurch  einen  Betriebsunfall,  daß  ihm  ein  Rad  von  118  cm  Durch- 
messer und  92  kg  Gewicht  gegen  die  Herzgegend  schlug,  als  er  es  mit  Hilfe 
eines  anderen  Arbeiters  auf  die  Achse  stecken  wollte.  Er  faßte  sich  sofort  nach 
der  Seite  und  unterbrach  die  Arbeit  für  einige  Zeit,  nachdem  er  das  Rad  vorher 
noch  auf  die  Achse  hatte  stecken  helfen.  Am  9.  Mai  suchte  der  Verletzte  den  Arzt 
Dr.  G.  auf,  der  eine  druckempfindliche  Stelle  in  der  Magengegend  sowie  eine  leicht 
bläulich  verfärbte  Stelle  unter  dem  Schwertfortsatz  des  Brustbeines  feststellte. 
Bis  zum  16.  Oktober  1908  hat  G.  noch  mit  Schmerzen  gearbeitet.  Im  Oktober 
1908  wurde  bei  ilmi  das  Vorhandensein  eines  Magenkrebses  festgestellt.  Am 
20.  April  1909  ist  der  Verletzte  gestorben.  Die  Sektion  bestätigte  die  Diagnose 
des  Magenkrebses.  Dr.  G.  nimmt  einen  Zusammenhang  zwischen  dem  Unfall  und 
dem  Tod  als  mit  hoher  Wahrscheinlichkeit  bestehend  an.  Die  beiden  Obduzenten, 
Kreisärzte  Dr.  med.  Sch.  und  Geh.  Med.-Rat  Dr.  E.,  vermissen  genügende  Anhalts- 
punkte für  die  Annahme  eines  ursächlichen  Zusammenhanges  zwischen  Magenkrebs 
und  Unfall. 

Die  Berufsgenossenschaft  lehnt  die  Gewährung  einer  Hinterbliebenenrente  ab. 

Begutachtung. 

Daß  eine  bösartige  Geschwulst,  wie  ein  Magenkrebs,  durch  eine  Gewalt- 
einwirkung zur  Entwickelung  angeregt  werden  kann,  wird  von  der  Wissenschaft 
nach  ihrem  heutigen  Stande  bejaht.  Für  Krebsbildung  trifft  dies  ungefähr  in  2o'o 
aller  Fälle,  also  außerordentlich  selten,  zu.  Um  die  Annahme  zwischen  Unfall 
und  einer  bösartigen  Geschwulstbildimg  berechtigt  erscheinen  zu  lassen,  muß: 

1.  der  Unfall  sicher  nachgewiesen  sein; 

2.  eine  derartige  Intensität  der  Gewalteinwirkung  vorhanden  sein,  daß  An- 
zeichen der  Verletzung  vorhanden  sind,  Funktionsstörung  und  Arbeitseinstellung 
erfolgen; 
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3.  dir  Vorlot/imgsstrlle  mit  dem  Pmtwickelungsorte  der  Geschwulst  iden- 
tisch sein; 

4.  das  Auftreten  der  Geschwulst  nach  dem  Unfall  im  Zeitpunkt  mit  den 
wiss('nschaftlichen  Erfahrungen  in  Einklang  zu  bringen  sein. 

Uie  Iledingung  zu  2 ist  im  vorliegenden  Falle  nicht  erfüllt.  Die  Gewaltein- 
wirkung kann  keine  starke  gewesen  sein.  Ein  Rad,  das  ein  Mann  anhebt,  befindet 
sich  so  nah  vor  dessen  Brust,  daß  es  beim  Umkippen  keinen  weiten  Weg  be- 
schreibt, also  keine  erhebliche  Wucht  ausüben  kann.  Fällt  das  Rad  mit  der  Breit- 
seite gegen  den  Brustkasten,  so  ist  nicht  zu  verstehen,  daß  nur  ein  kleiner  Be- 
zirk des  Brustkastens  gedrückt  werden  soll,  vielmehr  muß  der  ganze  Brustkasten 
von  der  oberen  Peripherie  des  Rades  betroffen  werden.  Fällt  das  Rad  mit  der 
Schmalseite  gegen  einen  Menschen,  so  muß  die  angreifende  Stelle  der  diesem  zu- 
nächst liegende  Punkt  sein,  das  ist  diejenige  Stelle  des  Radumfanges,  die  dem 
liorizontalen  Durchmesser  entspricht  (hier  also  59  cm  über  dem  untersten  Punkt 
des  Rades).  Da  G.  166  cm  groß  war,  hätte  ihn  diese  Stelle  an  den  Oberschenkeln 
oder  am  Unterleibe  treffen  müssen.  Stand  G.  bei  der  Arbeit  mit  gebeugtem  Ober- 
körper, so  konnte  die  Gewalteinwirkuug  schon  deshalb  nicht  so  erheblich  sein, 
weil  sie  in  jedem  Falle  den  Oberkörper  tangential  traf. 

Es  ist  also  außerdem  die  Forderung  zu  3 nicht  erfüllt,  weil  die  Identität  der 
Verletzungsstelle  mit  dem  Entwicklungsorte  der  Geschwulst  nicht  einwandfrei  nach- 
gewiesen ist.  Endlich  bleibt  die  Forderung  zu  4 offen.  Schon  fünf  Monate  nach 
dem  Unfälle  war  ein  Magenkrebs  deutlich  festzustellen.  Diese  Zeit  ist  aber  zu 
kurz,  um  einen  Magenkrebs  sich  soweit  entwickeln  zu  lassen,  daß  er  durch  äußere 
Untersuchung  erkennbar  wird.  Sein  Entstehen  muß  daher  in  die  Zeit  vor  dem 
Unfall  verlegt  werden.  Durch  Zeugen  ist  auch  festgestellt,  daß  G.  bereits  vor  dem 
Unfall  über  Magenbeschwerden  geklagt  hat. 

Kann  somit  der  Unfall  als  auslösende  Ursache  für  die  Entstehung  des 
Magenkrebses  nicht  angesehen  werden,  so  verbleibt  zu  erörtern,  ob  das  bereits 
bei  dem  Unfall  vorhanden  gewesene,  aber  nicht  mit  Sicherheit  festgestellte  Krebs- 
leiden  durch  diesen  verschlimmert  oder  in  seinem  Ablauf  beschleunigt  worden  sei. 

Auch  diese  Frage  muß  verneint  werden,  da  einmal  eine  akute  Verschlimme- 
rung des  Leidens  unmittelbar  nach  dem  Unfall  nicht  eingetreten  ist,  G.  seine 
Arbeit  vielmehr  noch  mindestens  fünf  Monate  fortgesetzt  hat.  Andererseits  ist 
der  Zeitraum  zwischen  dem  Unfall  am  6.  Mai  1908  und  dem  am  20.  April  1909 
— also  fast  ein  Jahr  später  — erfolgten  Tode  ein  zu  langer,  um  eine  Beschleu- 
nigung im  Ablaufe  des  vor  dem  5.  Mai  1908  vorhanden  gewesenen  Krebsleidens 
annehmen  zu  dürfen. 

Ich  gelange  daher  zu  dem  Schluß: 

Es  ist  ein  ursächlicher  Zusammenhang  zwischen  dem  als  Todesursache  fest- 
gestellten Magenkrebs  des  G.  und  dem  am  6.  Mai  1908  erlittenen  Unfälle  mit  an 
Sicherheit  grenzender  Wahrscheinlichkeit  nicht  gegeben.  Ebensowenig  besteht  ein 
gleicher  Grad  von  Wahrscheinlichkeit,  daß  der  Unfall  ein  bereits  früher  vor- 
handen gewesenes  Magenleiden  des  Verstorbenen  wesentlich  verschlimmert  und 
dadurch  den  Tod  erheblich  beschleunigt  habe. 

Schiedsgericht  und  Reichsversicherungsamt  wiesen  die  gegen  den  ablehnen- 
den Pescheid  eingelegten  Rechtsmittel  zurück. 

Krebs  des  Maj»ens  iiiclit  als  Uiifallfolge  anerkannt. 

Vorgeschichte. 

Der  damals  70jährige  Büdner  H.  zu  W.  erlitt  am  2.  Januar  1904  dadurch 
(‘inen  Betriebsunfall,  daß  er  beim  Dungfahren  von  seinem  Wagen  an  Brust  und 
rechtem  Arm  überfahren  wurde. 

Der  behandelnde  Arzt,  Dr.  W.,  bekundet  unter  dem  28.  Mai  1904,  daß  die 
Ril)pen(iuetschung,  bzw.  Einknickung  verheilt  sei,  daß  jedoch  ein  Katarrh  der  Luft- 


Magenkrebs  und  Unfall. 


H49 


röhren  bestünde.  Durch  Husten  und  Auswurf  würden  zeitweise  Scliniorzen  in  der 
Brust  verursacht.  Die  Quetschung  des  Annes  sei  geheilt,  nur  bestände  noch  eine 
gewisse  Schwäche  in  demselben. 

H.  erhielt  eine  Rente  von  50o/o,  die  durch  Entsclieidung  des  Schiedsgericlites 
vom  22.  Dezember  1906  und  des  Reichsversicherungsamtes  vom  15.  April  1907  auf 
20o/o  herabgesetzt  wurde.  Am  20.  Juni  1908  wurde  die  Rente  auf  10‘^/o  herab- 
gesetzt. 

Am  7.  August  1908  ist  H.  verstorben.  Dr.  W.  bezeichnet  als  Todesursache: 
Krebs  der  Leber  und  des  rechtsseitigen  Rippenfelles.  Er  hält  es  ferner  für  wahr- 
scheinlich, daß  die  Quetschung  der  rechten  Seite  vor  vier  Jahren  das  Leiden  mit- 
verschuldet habe,  und  schließt  daraus,  daß  somit  der  Unfall  als  mitwirkende  Ur- 
sache anzusehen  sei. 

Die  Witwe  erklärt,  ihr  Mann  habe  keine  schweren  Speisen  mehr  zu  sich 
nehmen  können  und  habe  zuletzt  Blut  gebrochen. 

Die  Berufsgenossenschaft  lehnt  die  Glewährung  der  Hinterbliebenenrente  ab. 
Im  Berufungsverfahren  hat  Dr.  W.  nachstehende  Erklärung  abgegeben: 

„Der  verstorbene  Büdner  H.  klagte  nach  dem  Unfälle  stets  über  Schmerzen 
im  rechtsseitigen  Rippenfelle,  die  dann  später  auf  die  Leber-  und  Magengegend 
sich  ausdehnten.  Zeitweise  traten  heftige  Magenschmerzen  sowie  Erbrechen  auf. 
In  den  letzten  Monaten  war  deutliche  Verhärtung  des  Magens  und  der  Leber  zu 
fühlen,  auch  bildete  sich  Gelbsucht.  Die  genauen  Zeiten,  wann  vom  Rippenfell 
aus  ein  Übergreifen  des  Krebses  auf  Magen  und  Leber  stattfand,  vermag  ich  nicht 
mehr  anzugeben.“ 


Begutachtung. 

Dr.  W.  giebt  in  seinem  Berichte  keine  Auskunft  darüber,  was  ihn  zu  der 
Diagnose  „Krebs  des  Rippenfelles“  veranlaßte. 

Am  Rippenfell  selbst  entstehende  Krebse  sind  außerordentlich  selten.  Sie 
machen  im  Laufe  der  Zeit  erkennbare  Krankheitszeichen,  wie  gewöhnliche  Brust- 
fellentzündungen (Schaben,  Knistern,  Dämpfung).  Auch  tritt  häufig  eine  seröse 
Ausschwitzung  auf. 

Die  Mehrzahl  der  am  Rippenfell  beobachteten  Krebse  sind  aber  nach  dort 
durch  direktes  Fortwachsen  von  anderen  Stellen  her  (Leber,  Lunge)  verpflanzt. 

Die  Krebse  der  Leber  entstehen  wiederum  gewöhnlich  nicht  zuerst  in  der 
Leber,  sondern  sind  in  der  überwiegenden  Mehrzahl  der  Fälle  Tochtergeschwülste 
eines  Magenkrebses. 

Die  Lokalisation  des  Krebses  am  Magen  ist  die  häufigste  Form  dieses 
Leidens  im  höheren  Lebensalter.  Die  Ehefrau  des  Verstorbenen  bekundet  Er- 
scheinungen, die  auf  einen  Magenkrebs  bei  H.  schließen  lassen.  Auch  giebt  Dr.  W. 
an,  daß  in  den  letzten  Monaten  deutlich  Verhärtung  des  Magens  und  an  der  Leber 
zu  fühlen  war. 

Da  ist  es  ungezwungen,  anzunehmen,  das  ursprüngliche,  zum  Tode  führende 
Leiden  des  H.  war  ein  Magenkrebs,  der  in  der  Folgezeit  Tochtergeschwülste  in 
der  Leber  und  — falls  derartige  überhaupt  vorhanden  — auch  solche  infolge 
Übergreifeos  durch  das  Zwerchfell  auf  dem  Rippenfell  verursacht  hat. 

Die  Annahme,  daß  ein  Rippenfellkrebs  auf  den  Magen  übergreift,  ist  nach 
den  bisherigen  Feststellungen  der  Wissenshaft  unhaltbar. 

Trotz  alledem  soll  die  Auffassung  des  Dr.  W.  als  zutreffend  unterstellt 
werden. 

Es  ergiebt  sich  dann  aus  dem  Akteninhalt,  daß  das  Krebsleiden,  das  im  all- 
gemeinen innerhalb  IV2  bis  2 Jahren  zum  Tode  führt,  in  seinen  ersten  Anfängen 
frühestens  im  Sommer  1906  aufgetreten  sein  kann.  Von  den  Ärzten,  die  H.  in 
dieser  Zeit  gesehen  haben,  ist  aber  davon  noch  nichts  bemerkt  worden,  so  daß  der 
Beginn  der  Krankheit  noch  in  eine  spätere  Zeit  verlegt  werden  muß. 
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Die  traumatische  Entstehung  eines  Krebsleidens  wird  aber  nach  der  stän- 
digen Spruchpraxis  des  Reichsversicherungsamtes  nur  dann  anerkannt,  wenn  die 
ersten  Anzeichen  des  Leidens  binnen  Jahresfrist  nach  dem  Unfall  erkennbar  werden. 
Im  vorliegenden  Falle  ist  der  Zeitraum  ein  viel  zu  großer  — mindestens  2^2  Jahre  — 
um  zwischen  dem  zum  Tode  führenden  Leiden  und  dem  Unfall  einen  Zusammen- 
hang zu  konstruieren. 

Ich  gelange  daher  zu  dem  Schluß: 

Zu  1.  Auf  Grund  des  Akteninhaltes  und  der  Äußerungen  des  Dr.  W.  kann 
angenommen  werden,  daß  bei  dem  Verstorbenen  Krebs  bestanden  hat. 

Zu  2.  Es  kann  aber  nicht  mit  einer  an  Gewißheit  grenzenden  Wahrschein- 
lichkeit angenommen  werden,  daß  zwischen  dem  Tode  des  H.  und  dem  Unfall  ein 
ursächlicher  Zusammenhang  besteht. 

Diese  Annahme  ist  vielmehr  völlig  unwahrscheinlich. 

Auf  Grund  dieses  Gutachtens  wies  das  Schiedsgericht  die  Berufung  gegen 
den  ablehnenden  Bescheid  der  Berufsgenossenschaft  zurück.  Der  beim  Reichsver- 
sicherungsamte eingelegte  Rekurs  wurde  zurückgewiesen  mit  der  Erwägung,  daß 
ein  zu  großer  Zeitraum  zwischen  dem  Unfall  vom  2.  Januar  1904  und  dem  Beginn 
des  Krebsleidens  bei  dem  Verstorbenen  liege.  Es  könnte  auch  dann  kein  ursäch- 
licher Zusammenhang  angenommen  werden,  selbst  wenn  von  einem  anderen  Arzt 
die  Möglichkeit  eines  solchen  Zusammenhanges  bescheinigt  würde.  Das  hohe 
Alter,  welches  der  Verstorbene  erreicht  hat,  spreche  dafür,  daß  sein  Krebsleiden 
ohne  den  Unfall  aus  einer  anderen  Ursache  entstanden  sei. 

Krebs  des  Magens  und  der  Leber  nicht  als  Unfallfblge  anerkannt. 

V orgeschichte. 

Der  damals  68jährige  Hobler  U.  soll  am  27.  Juli  1907  dadurch  einen  Be- 
triebsunfall erlitten  haben,  daß  ihm  ein  80  Pfund  schwerer  Fraiser  auf  den  Leib 
gefallen  sei. 

Dr.  D.  sah  U.  am  6.  August  1907.  Dieser  klagte  über  heftige  Leibschmerzen 
und  gab  an,  in  den  letzten  Monaten  sei  ihm  sein  Leib  so  fest  gewesen.  U.  sah 
blaß  und  krank  aus,  der  Leib  war  erheblich  aufgetrieben,  in  der  Magen-  und 
Lebergegend  bestand  hochgradige  Druckschmerzhaftigkeit.  Das  Fettpolster  war 
geschwunden,  die  Muskulatur  war  schlaff.  Dr.  D.  kam  zu  dem  Schlüsse,  daß  U. 
an  einer  bösartigen  krebsigen  Erkrankung  des  Magens  und  der  Leber  litt.  Am 
8.  Mai  1908,  also  9 Monate  nach  dem  Unfälle,  ist  U.  verstorben. 

Die  Berufsgenossenschaft  lehnte  die  Gewährung  einer  Hinterbliebenenrente 
ab,  weil  der  Tod  mit  dem  Unfälle  in  keinem  ursächlichen  Zusammenhang  stände. 
Die  Witwe  hat  gegen  den  ablehnenden  Bescheid  Berufung  eingelegt. 

Begutachtung. 

Aus  dem  von  Dr.  D.  am  6.  August  1907  erhobenen  Befunde  ergiebt  sich, 
daß  U.  damals,  also  bereits  10  Tage  nach  dem  Unfälle,  an  einem  vorgeschrittenen 
Krebsleiden  des  Magens  und  der  Leber  erkrankt  war.  Hieraus  ist  zu  schließen,  daß 
das  Krebsleiden  bereits  vor  dem  Unfall  bestanden  haben  muß,  nicht  also  durch  diesen 
erst  erzeugt  sein  kann.  Denn  das  in  Rede  stehende  Krebsleiden  bedarf  einer  län- 
geren Entwicklung,  etwa  einer  solchen  von  halber  bis  ganzer  Jahresfrist,  ehe 
es  sich  durch  Betasten  vom  untersuchenden  Arzte  sicher  erkennen  läßt. 

Vorgeschritten  muß  das  Krebsleiden  im  vorliegenden  Falle  genannt  werden, 
weil  von  demselben  auch  schon  die  Leber  ergriffen  war.  Die  selbständige  Ent- 
wickelung eines  Krebses  in  der  Leber  ist  eine  außerordentliche  Seltenheit.  Der  hier 
auftretende  Krebs  ist  fast  in  allen  Fällen  die  Tochtergeschwulst  einer  in  einem 
anderen  Organ  — am  häufigsten  im  Magen  — vorhandenen  Krebserkrankung. 
Die  Tochtergeschwülste  beweisen,  daß  das  ursprüngliche,  primäre  Krebsleiden  schon 
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gcraiiinc  Zeit  bestehen  inuiJ,  denn  sie  bilden  sich  erst,  wenn  dieses  eine  gewisse 
Stufe  der  Entwickelung  erreicht  hat. 

Wenn  von  dem  Tage,  an  welchem  das  Bestehen  der  vorgeschrittenen  Krebs- 
geschwulst vom  Arzte  festgestellt  wurde,  U.  noch  volle  9 Monate  gelebt  hat,  so  kann 
von  einem  beschleunigten  Verlauf  des  Leidens  nicht  die  Rede  sein.  Dasselbe  hat 
vielmehr  den  gewöhnlichen  Verlauf  genommen. 

Ich  gelange  daher  zu  dem  Schlüsse; 

Es  ist  weder  mit  Sicherheit  noch  mit  ausreichender  Wahrscheinlichkeit  an- 
zunehmen,  daß  der  Unfall  vom  27.  .luli  1907  den  Tod  des  U.  verursacht  oder  ihn 
doch  wesentlich  beschleunigt  hat. 

Diesem  Gutachten  schlossen  sich  die  Spruchbehörden  an. 

Krel>s  des  Magenpförtners  nicht  Folge  einer  9 Jahre  zurückliegenden 

Brustqiietschnng. 

Vorgeschichte. 

D.  hatte  am  20.  August  1897  durch  Betriebsunfall  eine  Quetschung  des 
Brustbeines  und  eine  Einknickung  einer  Rippe  erfahren,  ß.  war  damals  56^2  Jahre 
alt,  er  hatte  einen  eingesunkenen,  starren  Brustkorb  und  war  mit  einem  alten 
Lungenleiden  behaftet.  In  der  dreizehnten  Krankheitswoche  wurde  bei  B.  eine 
Rippenfellentzündung  (hinten,  links)  wahrgenommen,  die  von  den  begutachtenden 
Ärzten  als  Unfallfolge  anerkannt  wurde. 

Professor  Gerhardt  stellte  am  15.  Juni  1898  bei  B.  fest:  Erweiterung  des 
Herzens  und  der  Hauptkörperschlagader.  Diese  Abweichungen  wurden  als  Unfall- 
folgen angesehen.  Mit  Wahrscheinlichkeit  wurde  aus  einer  vermuteten  Lähmung 
des  linken  Stimmbandes,  aus  Pulsation  und  Dämpfung  am  Ursprung  der  großen 
Hauptkörperschlagader  eine  sich  entwickelnde  Erweiterung  dieser  Ader  (Aorten- 
aneurysma) angenommen.  Professor  Gerhardt  schätzte  die  Erwerbseinbuße  auf 
80  Prozent.  Vom  Schiedsgericht  und  von  dem  Reichsversicherungsamt  wurde  dem 
B.  eine  Rente  in  dieser  Höhe  zugesprochen.  Ein  späterer  Antrag  auf  Erhöhung 
der  Rente  wegen  Verschlimmerung  wurde  abgelehnt. 

Vom  28.  Juli  bis  2.  August  1906  war  der  nunmehr  65jährige  Patient  im 
Krankenhaus  in  Behandlung.  Bei  dem  überaus  elenden  Patienten  wurde  eine  Ma- 
gengeschwulst von  wahrscheinlich  bösartigem  Charakter  festgestellt.  Daneben  be- 
stand starke  Arteriosklerose,  Herzfehler,  Lungenüberdehnung.  Alle  Speisen  wurden 
kurz  nach  dem  Genüsse  wieder  erbrochen.  An  dem  6.  September  1906  ist  B.  ver- 
storben. Als  Todesursache  wurde  die  Magengeschwulst  angesehen. 

Die  Sektion  ergab:  Verdickung  der  weichen  Hirnhaut,  geringfügige  Ver- 
kalkung der  Arterienwanduug,  ein  schlaffes  Herz,  Entartung  des  Herzfleisches  und 
der  Nieren,  endlich  tuberkulöse  Veränderungen  in  beiden  Lungen,  eine  Lungen- 
entzündung der  rechten  Lunge  und  eine  Verhärtung  des  Pförtners.  Todesursache 
war  in  letzter  Linie  die  Lungenentzündung. 

Begutachtung. 

Die  von  Professor  Gerhardt  angenommene  Erweiterung  der  Hauptkörper- 
schlagader, die  als  wesentlichste  Unfallfolge  im  Jahre  1898  festgestellt  wurde,  ist 
durch  die  Sektion  nicht  bestätigt.  Die  Veränderungen  an  der  weichen  Hirnhaut, 
die  Arterienverkalkung,  die  Entartung  des  Herzfleisches  und  der  Nieren,  sowie 
die  Verhärtung  des  Pförtners  sind  mit  Sicherheit  nicht  als  Unfallfolgen  anzusehen. 

Wenn  der  Obduzent  die  tuberkulösen  Veränderungen  der  Lunge  als  mög- 
liche Unfallfölgen  ansieht,  so  besteht  eben  nur  eine  Möglichkeit,  aber  gar  keine 
Wahrscheinlichkeit.  Denn  einmal  haben  bereits  die  Ärzte  im  Jahre  1897  und  1898 
bei  B.  ein  altes  Lungenleiden  als  vorliegend  betrachtet.  Andererseits  darf  man, 
wenn  bei  einem  sehr  schwächlichen,  alten  Manne,  der  mit  mannigfachen  anderen  er- 
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schöpfenden  Krankheiten  behaftet  ist,  sich  ein  Lungenleiden  über  neun  Jahre  hinzieht, 
nicht  wohl  von  der  Verschlimmerung  eines  Lungenleidens  sprechen.  Es  kann  auch 
nicht  anerkannt  werden,  daß  der  Unfall  eine  wesentliche  Beschleunigung  im  Ver- 
laufe des  Leidens  herbeigeführt  habe.  Die  seinerzeit  festgestellte  Rippenfellentzün- 
dung saß  links,  die  unmittelbar  zum  Tode  führende  Lungenentzündung  rechts; 
schließt  schon  dieser  Umstand  den  Zusammenhang  aus,  so  wird  diese  Ablehnung 
durch  zeitliche  Gründe  (neun  Jahre)  nocli  gestützt. 

In  seiner  letzten  Lebenszeit  litt  B.,  wie  unstreitig  feststeht,  an  Verengerung 
des  Magenpförtners,  so  daß  er  alle  Speisen  sofort  nach  dem  Genüsse  wieder  erbrach. 
Daß  hierdurch  die  Ernährung  des  Patienten  fast  völlig  aufgehoben  werden  mußte, 
ist  ohne  weiteres  einleuchtend,  wird  auch  durch  den  Befund  „Die  Leiche  sieht  voll- 
ständig abgemagert  und  elend  aus“  bestätigt.  Daß  bei  derartigen,  körperlich 
herabgekommenen  Patienten,  bei  der  Herzschwäche,  durch  langwährendes  Kran- 
kenlager und  das  bei  dem  häufigen  Erbrechen  unvermeidbare  Hineingeraten  von 
Speiseteilchen  in  die  Luftwege  endlich  eine  Lungenentzündurg  — auch  bei 
bestem  Gesundheitszustände  der  Lunge  — zu  entstehen  pflegt,  ja  beinahe  notwendig 
entstehen  muß,  entspricht  klinischer  Erfahrung.  Daß  endlich  bei  einem  so  ge- 
schwächten Körper,  namentlich  bei  dem  schlaffen  Herzmuskel,  eine  Lungenentzün- 
dung zum  Tode  führen  muß,  entspricht  ebenfalls  weitester  ärztlicher  Erfahrung. 

Die  Frage  endlich,  ob  der  das  Brustbein  treffende  Unfall  die  Magengeschwulst 
hervorgerufen  hat,  ist  mit  Sicherheit  zu  verneinen.  Es  ist  bei  dem  heutigen  Stande 
der  Wissenschaft  nicht  mit  Bestimmtheit  zu  sagen,  ob  ein  Unfall  das  direkte  Ent- 
stehen einer  Geschwulst  herbeiführen  kann.  Ein  Zusammenhang  wird  indeß  an- 
erkannt, wenn  die  Geschwulst  sich  in  einem  begrenzten  Zeiträume  von  ein  bis 
eineinhalb  Jahren  nach  dem  Unfall  entwickelt.  Hier  sind  mindestens  acht  Jahre 
verflossen,  bis  die  Geschwulst  die  ersten  Erscheinungen  machte. 

Ich  komme  daher  zu  dem  Schlüsse: 

Es  ist  nicht  mit  Sicherheit,  aber  auch  nicht  einmal  mit  ausreichender  Wahr- 
scheinlichkeit anzunehmen,  daß  der  Tod  des  B.  durch  die  Folgen  des  Unfalles  vom 
20.  August  1897  verursacht  oder  doch  wesentlich  beschleunigt  worden  ist. 

Diesem  Gutachten  entsprechend  wurden  die  Hinterbliebenenrentenansprüche 
abgelehnt. 

Beschleiinigimg  des  Todes  au  Magen-  und  Leberkrebs  durch  einen 
6 Wochen  vor  dem  Tode  erfolgten  Schlag  in  die  Mageugegend. 

Ein  bis  dahin  anscheinend  gesunder,  seiner  Arbeit  dauernd  nachgehender 
GOjähriger  Taglöhner  erhielt  am  20.  Februar  1906  von  der  Kreissäge  durch  ein 
zurückschlagendes  Stück  Holz  einen  Schlag  in  die  Magengegend.  Er  suchte  noch 
am  selben  Tage  wegen  der  Schmerzen  den  Arzt  auf,  der  eine  starke  Vergröße- 
rung der  Leber  und  einen  kleinen  Tumor  der  Magengegend  mit  dem  Verdacht 
auf  Carcinom  feststellte.  Die  Arbeit  konnte  der  Verletzte  nicht  wieder  aufnehmen. 
Am  3.  April  1906,  also  6 Wochen  nach  dem  Ereignis,  trat  der  Tod  ein.  Die 
Sektion  bestätigte  die  Diagnose.  Das  Schiedsgericht  bestätigte  die  von  der  Berufs- 
genossenschaft erfolgte  Ablehnung  der  Entschädigungspflicht,  obwohl  zwei  Ärzte 
sich  dahin  ausgesprochen  hatten,  daß  das  Carcinom  durch  das  Trauma  zwar  nicht 
hervorgerufen,  aber  in  seinem  tödlichen  Verlauf  doch  wesentlich  beschleunigt 
worden  sei.  Das  Reichsversicherungsamt  verurteilte  die  Berufsgenossenschaft  zur 
Gewährung  der  Hinterbliebenenrente  auf  Grund  eines  Gutachtens  des  Prof.  Cz. 
Dasselbe  lautete  im  wesentlichen:  Wenn  die  Berufsgenossenschaft  darauf  hinweist, 
daß  der  Unfall  ein  leichter  gewesen  und  die  alsbald  auf  tretenden  Schmerzen  bald 
wieder  verschwunden  seien,  so  sei  dies  alltägliche  Erfahrung.  Ein  späteres  Auf- 
treten derselben  sei  Folge  des  raschen  Fortschreitens  des  Krebsleidens.  Daß  die 
Krebsgeschwülste  auch  nach  leichten  Verletzungen  in  beschleunigtem  Tempo  wach- 
sen, sei  häufig  beobachtet.  Daher  sei  auch  hier  eine  durch  den  LTnfall  hervorge- 
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rufeiK'  U(‘selil('unigmig  d('s  tüdlielnni  Yi'rlautVs  ^valu•sellcinlieIl.  \\'i('vi(d  Zeit  das 
Knd)sl('id('H  oluio  di('S('  ’W'rh'tziuig  luaiötigt  hiittv,  um  tödlich  zu  (mden,  ließe,'  sich 
nicht  sag('u.  Nach  Lage  ch's  Falh's  dürfte'  ('in  halhe'S  Jahr  elas  Maximum  dar- 
ste'lh'u,  we'lches  de'r  Ve'rstorhe'iu'  e)hue  ehe'  Ve'rle'tzuug  noch  hätte  lehe'ii  köuue'ii. 


Las  lle'ichsve'rsicluTuugsamt  bewi 


ligto  hie'ruach  elie^ 


Ilinte'rldieheue'iire'iite. 


yerschlimiiieriiiig:  eines  Majgeiikrebses  nicht  als  Folge  einer  Briist- 


n a n d qn etschun g a nerk an  n t. 


Ein  Ochseume'iste'r  e'rlitt  am  5.  Se'pte'uiher  1907  durch  e'iii  ausse-hlagemle's 
Fohlen  e'iue'  (^>uetschuug  der  linken  Brustwand  in  de'r  Gege'iul  eh's  Rippenhoge'us, 
die'  in  3 ^Fonate'u  (bis  10.  De'zemher  1907)  i’estlos  abgehe'ilt  war.  Ein  hf'i  dem 
Verletzte'!!  he'ste'he'iieles  Mage'uleielen  wiii’de  nicht  als  Unfallfolge  anerkannt,  auch 
Avnreh'  elie'  AVahrscheinlichke'it  einen'  Verschlimmerung  eles  Magenh'idens  elin'ch  eien 
Unfall  vom  behandelndem  Arzt  vernc'int.  Am  9.  Juni  1908  starb  der  Veu'letzte  an 
Klagen  krebs.  Die  Universitätsklinik  erklärte  e's  für  aiisge'schlossen,  daß  eler 
Kred)S  elurch  de'ii  Unfall  ve'rursacht  worelen  se'i,  dage'ge'n  für  wahrsclu'inlich , daß 
eh'r  Tod  durch  die  ^A'rletznng  einige,'  Monate  früher  e'rfolgt  se'i,  als  dies  sonst 
eler  Fall  gewesen  wäre.  Das  Bcichsversicherungsamt  wie's  die'  geste'llten  Entse'häeli- 
gungsansprüche  ab.  Nach  Art  des  Unfalles  müsse  e's  als  unwahrscheinlich  gelten, 
eiaß  e'r  überhaupt  jemals  eine'  Aä'rschlimmerung  des  unheilbaren  Magenkrebslei- 
dens zur  Folge  ge'habt  habe,  elas  bei  elem  Verstoi'benen  zwe'itellos  schon  ve)r  de'in 
Unfälle  am  5.  September  1907  bestanelen  hat.  Es  sei  nach  Lage  eles  Falles 
mit  Sicherheit  anzunehmen,  daß  bei  dem  Lhifall  die  Vlage'nge'ge'iiel  nicht  unmit- 
telbar getroffen  worden  sei.  Die  Verletzung  sei  überdies  geringfügige'!'  Natur  ge- 
wesen; der  Ah'i'letzte  suchte  ei'st  am  11.  Tage  eien  Ae'zt  auf,  dieser  faiiel  nur 
geu'inge  Hautabschürfungen.  Selbst  wenn  nian  eine  Verschlimmei'ung  eles  Leidens 
in  der  Ze'it  nach  eh'ni  Unfälle  und  infolgedessen  durch  eliesen  anne'hmen  wolle, 
so  könne  dieselbe  nur  vorübergehend  gewesen  sein.  Daher  sei  nicht  anzuerkennen, 
eiaß  eler  Eintritt  des  Todes  beschleunigt  worden  sei.  Aus  dem  Gutachten  der  Uni- 
ve'i'sitätskiinik  ergiebt  sich,  daß  die  Verschlimmei'ung  diü'ch  eh'i'en  Be'hanellung 
wieeh'!'  ausgeglichen  war.  De!'  Ve'!'h'tzte'  hatte  in  de'r  Zeit  vom  14.  Nove'uibe'r  bis 
(i.  De'zembei'  1907  an  Körpea'gewicht  3'5  kg  zugenommen.  Danach  müßte  ange'- 
nommen  werden,  daß  im  Anfaug  Dezembe'i'  1907  eine  Vei'schlimmei'ung  eh's  Zu- 
staneles  eles  Verstorbe'nen  durch  elie  Unfallfeilgen  jedenfalls  nicht  meli!'  vorge'h'ge'n 
und  eiaß  sich  elas  Leiden  in  eie!'  Folgezeit  seine!'  Natur  nach,  unabhängig  von  eh'in 
Unfall,  we'ite!'  entwicke'lt  und  zum  Tode  gefülu't  habe. 


Krebs  der  Speiser  röhre  nicht  Folge  einer  Brnstkontiision. 

Voi'ge'schi  eilte'. 

De'!'  damals  54jährige'  Arbe'iter  S.  e'rlitt  am  l(i.  Se'ptember  1911,  vormittags 
11  Uhr  dadurch  einen  Betriebsunfall,  daß  er  einen  Fehltritt  tat,  dadurch  ohne 
Wucht  zu  Fall  kam  und  sich  mit  den  Armen  stützte.  Er  hat  bei  diesem  Vorfall 
weder  einen  Ruf  des  Schmerzes  ausgestoßen,  noch  hat  er  eine  Bause  gemacht, 
vielmehr  seine  Arbeit  ohne  Klageworte  fortgesetzt. 

Am  Abend  auf  dem  Nachhausewege  klagte  er  einem  Mitarbeiter  über 
Schmerzen  in  der  Brust  und  im  linken  Arm. 

Am  17.  September  trat  S.  in  die  Behandlung  des  Di'.  B.,  dem  er  angab, 
daß  er  sich  bei  dem  Unfall  auch  die  linke  Hand  ge(|uetscht  habe.  Es  bestand 
eine  Schwellung  der  linken  Bi'usthälfte,  sowie  ein  Zurückbleiben  derselben  bei  der 
Atmung,  die  unteren  linken  Rippen  waren  druckemptindlich.  Die  Beschwerden  des 
Kranken  höi'ten  aber  schnell  auf,  die  V('i'letzung('n  der  Brust  hc'ilti'ii  binnen 
vier  Tag('n. 

l'.ni'bl,  neurfeilang  von  Unfallfolgon. 
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Am  22.  Sc'ptc'mbor  cntstmid  oine  sich  in  der  Folgezeit  vergröbernde  Schwellung 
der  linken  Hand.  Einschnitte  ('iitlecrten  Eiter,  vermochten  aber  das  Fortschreiten 
des  krank'haften  Trozesses  nicht  autznlialüm,  so  dalJ  am  6.  Noveinber  zur  Am- 
putation dos  linken  Oberarmes  geschritten  werden  mußte. 

I)r.  1).  beneidet,  daß  schon  im  Septembei-  1911  die  Nalirungsaul'nahme 
des  S.  durch  (dne  Ei'krankung  der  Speiseröhre  (sackartige  Erweiterung)  er- 
schwert war. 

Dom  Dr.  St.  gab  S.  am  24.  Oktohei-  1911  an,  daß  er  seit  Mai  1911  an 
Schluckl)eschwerden  leide  und  seit  Juni  nur  noch  tliissige  Nahiamg  zu  sich  ge- 
nommen habe.  Seit  dem  Sommer  1911  sei  cj‘  stark  abgemagert. 

Am  3.  Februar  1912  wurde  S.  aus  der  Klinik  entlassen. 

Während  S.  bei  seiner  Aul'nahme  in  die  Klinik  am  24.  Oktober  1911  den 
Eindruck  eines  hohen  Sechzigers  machte,  dem  man  infolge  Altersschwäche  nur 
noch  eine  Ivurze  Lebensfrist  zusprechen  konnte,  war  bei  der  Entlassung  am 
3.  Februar  1912  das  Allgemeinbotinden  wesentlich  gebesseid,  seine  Kräfte  waren 
aber  durch  das  lange  Ki-ankeidagei'  noch  stark  geschwächt. 

Dr.  1).  berichtet,  daß  im  März  1912  dei’  Eimährungs-  und  Kj-äftezustand 
des  S.  sich  gehoben,  das  Allgemeinhetinden  sich  wesentlich  gebessert  hatte.  Sogar 
die  lleschwerden  seitens  der  Speiseröhre  wanm  behoben,  so  daß  der  Kranke  auch 
wieder  feste  Speisen  zu  sich  nehmen  konnt('. 

Am  15.  März  1912  ist  S.  verstorl)en. 

Hei  seiner  Aufnahme  in  das  Krankenhaus  am  12.  März  1912  gab  er  an. 
daß  er  seit  dem  Mai  1911  über  Schlingbeschwerden  klage.  Später  sei  schlechter 
Appetit,  Husten  und  Auswurf  hinzugetreten.  Seit  einer  Woche  sei  das  Erbrechen 
blutig.  Das  Körpergewicht  betrug  nur  77  Pfund.  In  der  i-echten  Achselhöhle  und 
an  der  rechten  Halsseite  fanden  sich  vereinzelte  Drüsen.  Hechts  hinten  unten  fand 
sich  über  den  Lungen  vom  VI.  bis  zum  IX.  Drustwirbeldornfortsatz  eine  Schall- 
verkürzung. 

Nahrungsaufnahme  vom  Munde  aus  war  unmöglich,  da  der  Patient  alles 
sofort  wieder  erbrach.  Die  Plrnährung  mußte  daher  mit  Nährklystieren  vorge- 
nommen werden. 

Die  Krankenhausärzte  nahmen  das  Yorliegen  eines  Speiseröhrenkrebses  an. 

Begutachtung. 

Der  Auffassung  der  Krankenhausärzte,  daß  bei  S.  ein  Speiseröhrenkrebs 
bestanden  habe,  trete  ich  bei. 

Derartige  ringförmig  in  der  Speiseröhre  sitzende  Krebsgeschwülste  heben 
ihrcun  AVachstum  entsprechend  die  Durchgängigkeit  der  Speiseröhre  allmählich 
auf.  Meistens  bildet  sich  oberhalb  der  verengten  Stelle  eim'  Ausbuchtung,  so  daß 
auch  die  Auffassung  des  Dr.  B.  und  des  Dr.  St.,  es  handide  sicli  um  eine  Aus- 
buchtung der  Speiseröhre,  zu  i’eclit  besteht. 

Wenn  eine  derartige,  die  Passage  hindernde  Kia'bsgeschwulst  geschwürig 
zerfällt,  so  vergrößert  sich  dadurch  wieder  die  lichte  Weite  der  Speiseröhre  und 
(,‘S  ist  für  einige  Z(‘it  wieder  die  Aufnahnu'  festerer  Nahrung  möglich.  Es  ist 
also  nicht  auffällig,  wenn  Dr.  B.  berichtet,  daß  Ende  lYbruar  bis  Anfang  März 
1912  die  Beschwerden  von  seiten  der  Speiseröhi-e  sich  behoben  hätten. 

Eine  solche  Bessei'ung  ist  indessen  nur  eine  scheinbare.  Nur  die  Passage 
wird  frei.  Das  Grundleiden  ist  aber  fortgeschritten  und  hat  sich  verschlimmert. 

Ein  von  Speiseröhrenkrebs  befallener  Mensch  ist  unrettbar  dem  Tode  ver- 
fallen. \T)ii  den  ersten  Schlingbeschwerden  bis  zum  Tode  vergehen  in  langsam 
vei’laufeiulen  Fällen  sechs  Monate  bis  ein  Jahr. 

Nach  eigener  Angabe  hat  S.  bereits  im  jMai  1911  an  Schlingbeschwerden 
gelitten.  Damals  muß  sein  Speiseröhrenkrebs  sich  also  schon  im  vorgeschrittenen 
Stadium  befunden  haben,  da  der  lu'ginnendc  Speiseröhrenkrebs  noch  keine  Kana- 
lisationsstörungen  setzt. 


lü’cl'S  der  Speiseröhre  iiicdit  Utifullfolge. 


Dal>>  der  Unfall  vom  1(3.  September  1913  den  bei’eits  im  Mai  1911  vorhan- 
den gewesenen  Speiseröhrenkrebs  zum  Aiisbrueli  gebraclit  hab(',  ist  schon  aus 
zeitliclien  Gründen  abzulelinen. 

Daß  ein  die  linke  untere  Drustkorbhälfte  treffender  Stoß  die  Speiseröhn^ 
mit  ('rreicht,  ist  aus  anatomischen  Gründen  auszuschlii'lhm.  Daß  die  Gewaltein- 
wirkung, die  den  Brustkorb  betraf,  eiiu'  geringe  war,  erhellt  daraus,  daß  S.  seinem 
Ihifall  selbst  zunächst  keine  wesentliche  Bedeutung  beilegte,  die  Arbeit  zunächst 
nicht  aussetzte  und  daß  die  Vorh'tzungen  des  Brustlcorbes  bereits  in  vier  Tagen 
geheilt  waren.  Die  Kontusion  des  Brustkorbes  kann  danach  die  Speiseröhie  nicht 
erreicht  und  die  dort  betindliclie  Krebsgeschwulst  nicht  zu  schind lerem  Wrchstum 
angeregt  haben. 

Der  Unfall  gewann  erst  Bedeutung  durch  die  Infektion,  die  S.  vermutlich 
durch  llautschrammen  an  der  linken  Hand  davontrug.  Daß  derartige  Infektionen 
eine  bösartige  Geschwulst  zu  schnellerem  Wachstum  anregen,  ist  noch  von  kidner 
Seite  beobachtet  oder  behauptet  worden.  Im  Gegenteil  hat  man  versucht,  ober- 
flächlich liegende  Krebsgeschwüre  durch  absichtliche  Infektion  (mit  Streptokokken) 
im  Sinne  eines  Heilversuches  günstig  zu  beeinflussen. 

\\'enn  nun  der  Tod  infolge  der  aufgehobenen  natürlichen  Ernährungsweise 
erst  über  Jahre  nach  den  ersten  Anzeichen  der  Weiterentwicklung  des  Spei- 
s('röhrenkrebses  erfolgt,  so  ist  dieser  Zeitraum  ein  der  gewöhnlichen  Beobachtung 
entsprechender,  so  daß  von  einer  durch  irgend  eine  Ursache  herbeigeführten  Be- 
schleunigung des  tödlichen  Verlaufes  nicht  die  Bede  sein  kann. 

Ich  gebe  daher  mein  Gutachten  dahin  ab: 

Der  Tod  des  S.  ist  durch  den  Unfall  vom  16.  Septemlier  1911  weder 
herb('igeführt  noch  dui’ch  ihn  wesentlich  beschleunigt  worden. 

Die  Hinterbliebenenansprüche  wurden  hierauf  zurückgewiesen. 


Krebs  der  Speiseröhre  nicht  Folge  einer  Rückenkontiision. 


Vorgeschichte. 


F.,  am  15.  März  1853  geboren,  erlitt  am  29-  November  190T  durch  Betriebs- 
unfall (Sturz  über  eine  5 — 6 m hohe  Böschung)  eine  Kontusion  des  Rückens  und 
der  Wirbelsäule.  Nach  einem  vergeblichen  Arbeit  sversuch  am  14.  und  15.  Dezember 
blieb  er  bis  zum  16.  Januar  1905  krank  und  arbeitsunfähig.  Später  arbeitete  F. 
wieder  in  seiner  alten  Stelle  zum  alten  Lohne.  Eine  Unfallrente  hat  er  aus 
diesem  Unfall  nicht  bezogen. 

Am  23.  September  1905  erlitt  F.  durch  einen  zweiten  Betriebsunfall  eine 
Verletzung  der  rechten  Hand,  für  die  er  nach  beendetem  Heilverfahren  eine 
Rente  von  33V3®/o  bezog.  Die  beantragte  Erhöhung  der  Rente  war  auch  vom 
Reichsversicherungsamt  zurückgewiesen,  weil  die  beim  Kläger  jetzt  festgestellte 
..Halserkrankuug"  nicht  als  Folge  seines  Betriebsunfalles  vom  23.  September  1905 
anzusehen  war. 

Die  Witwe  tritt  nun  mit  dem  Ansprüche  auf  Hinterbliebenenrente  hervor, 
indem  sie  unterstellt,  daß  das  Krebsleiden  ihres  verstorbenen  Mannes  im  Alai  1906 
auf  den  ersten  Betriebsunfall  vom  29.  November  1904  (Kontusion  des  Rückens 
und  der  Wirbelsäule)  zurückzuführen  sei. 


Beguta'chtung. 

Nach  der  zeugeneidlichen  Bekundung  des  Dr.  H.  steht  unzweifelhaft  fest, 
daß  der  F.  ungefähr  im  März  1906  seine  wieder  aufgenommene  Tätigkeit  in  der 
Fabrik  nicht  fortsetzen  konnte,  weil  er  Schmerzen  in  der  rechten  unteren  Hals- 
gegend und  in  der  oberen  Schlüsselbeingrube  bekam,  wo  sich  eine  Anschwellung 
entwickelt  hatte,  die  schon  während  des  auf  Wiederherstellung  der  Hand  ge- 
richteten Heilverfahrens  ungefähr  im  Januar  1906  bemerkt  worden  war.  ln  der 
chirurgischen  Ivlinik  zu  Iv.  wurde  dem  F.  eine  Magentistel  angelegt. 
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Aus  (lii'scr  Operation  gelit  unzweifelhaft  hervor,  dali  bei  F.  eine  Speiseröliren- 
v(U'ongeruug  bestanden  liat.  Sofern  dieselben  nicht  durch  narbige  Kontrakturen  infolge 
von  Veriitzung  oder  infolge^  vonSyphilis  entstehen,  sind  sie  durcli  bösartige  Geschwülste 
b(,'dingt,  die  in  der  Speiseröhre  selbst  oder  in  deren  Umgebung  ihren  Sitz  haben. 
Von  einer  Verätzung  der  Speiseröhre  ist  nichts  bekannt  geworden.  Das  Alter 
des  F.  (53  .fahre)  läßt  die  Vermutung  eines  Speiseröhrenkrebses  als  hoch  wahr- 
scheinlich gelten.  Die  in  der  oberen  Schlüsselbeingrube  rechts  außen  fühlbar  ge- 
wordene, brottharte  Anschwellung  ist  mit  hoher  Wahrscheinlichkeit  als  ein  Paket 
krebsig  entarteter  llalslymphdrüsen  anzusprechen,  da  es  nach  klinischer  Erfahrung 
zu  den  Eigentümlichkeiten  der  Krebse  gehört,  in  den  regionären  Lymphdrüsen 
(hier  llalslymphdrüsen)  des  erkrankten  Organes  (Speiseröhre)  durch  Keimver- 
schleppung Tochtergeschwülste  zu  etablieren.  In  das  Krankheitsbild  paßt  der 
Umstand,  daß  nach  Bekundung  des  Dr.  H.  bei  F.  eine  Erweiterung  der  rechten 
Pupille  sowie  ein  Herabhängen  des  oberen  Augenlides  bestand.  Diese  Erscheinungen 
werden  bedingt  durch  eine  Lähmung  des  dritten  Gehirnnerven  (N.  oculomotorius), 
die  ihrerseits  mit  hoher  Wahrscheinlichkeit  durch  eine  auf  denselben  drückende 
krebsige  Tochtergeschwulst  (Metastase)  veranlaßt  war,  die  sich  an  der  Schädel- 
basis entwickelte. 

Wird  demgemäß  davon  ausgegangen,  daß  F.  an  einem  Speiseröhreukrebs 
erkrankt  war,  so  ergic'bt  sich  die  Frage,  ob  dieses  Krebsleiden  durch  einen  Be- 
triebsunfall hervorgerufen  w^orden  ist.  Daß  die  Handverletzung  vom  ‘23.  Sep- 
tember 1905  das  in  der  Brusthöhle  auftretende  Krebsleiden  verursacht  habe,  ist 
nach  klinischer  Erfahrung  vollkomimm  auszuschlicßen.  Nebenbei  ist  durch  rechts- 
kräftige Entscheidung  des  lleichsversicherungsamtes  dieser  Zusammenhang  bereits 
abgelehnt.  Es  verbleibt  daher  nur  die  Erörterung,  ob  der  Unfall  vom  29.  No- 
vember 1904  (Bückenkontusion)  das  Krebsleiden  herbeigeführt  habe. 

Es  ist  bei  dem  heutigen  Stande  der  Wissenschaft  nicht  mit  Sicherheit  zu 
sag(Mi,  ob  ein  Unfall  überhaupt  eine  bösartige  Geschwulst  zur  Entwickelung  bringen 
kann,  ln  den  Fällen,  wo  dies  angenommen  wird,  muß  aber  verlangt  Averden,  daß 
die  Verletzung  das  erkrankte  Organs  direkt  angreift,  und  daß  ein  zeitlicher  Zu- 
sammenhang gewahrt  ist,  d.  h.,  daß  binnen  .Jahresfrist  das  Geschwulstleiden  er- 
k('nnbar  wird. 

Die  Speiseröhre  liegt  aber  in  der  Brusthöhle  vor  den  großen  Gefäßen 
und  ist  gegen  vom  Rücken  angreifende  Gewalten  durch  die  massige  Wirbelsäule 
geschützt.  Ein  trotzdem  die  Spdseröhre  treffender  Insult  müßte  aus  anatomischen 
Gründen  eine  Verletzung  der  großen  Blutgefäße  mit  sich  führen,  deren  lebens- 
bedrohende Wirkung  nicht  unerkannt  bleiben  kann.  Eine  Verletzung  der  Speise- 
röhre durch  ('ine  Rückenkontusion  ist  daher  auszuschließeu.  Ein  zeitlicher  Zu- 
sammenhang in  dem  Sinne,  daß  sich  das  Krebsleiden  unmittelbar  an  den  Unfall 
angeschlossen  habe,  ist  nicht  erwiesen,  denn  frühestens  sind  die  ersten  Symptome 
des  Krebses  im  Dezember  1905,  also  ungefähr  13  Monate  nach  dem  Unfall,  auf- 
getreten. 

Das  erforderte  Gutachten  geb('  ich  dahin  ab; 

1.  Nach  Art  der  ausgiTÜhrten  Operation  hat  bei  F.  eine  Speiseröhren- 
verengc'rung,  hervorgerufen  durch  eine  bösartige  Geschwulst,  bestanden. 

2.  Die  am  Halse  in  der  Schlüsselbeingrube  hervorgetretene  Geschwulst  ist 
nicht  die  Haupterkrankung,  auch  keine  selbständige  Erkrankung,  sondern  sie  ist 
die  Folge  (sekundäre  Erkrankung)  des  in  der  Speiseröhre  (primär)  sitzenden 
Krebses. 

3.  Mit  einem  an  Sicherheit  grenzenden  Grade  von  Wahrscheinlichkeit  ist 
auszuschließen,  daß  das  zum  Tode  führende  Krebsleiden  des  F.  mit  einem  der 
beid('n  Betriebsunfälle  in  einem  ursächlichen  Zusammenhang  steht  oder  durch 
einen  derselben  eine  Verschlimmerung  erfahren  habe,  so  daß  der  Tod  des  F. 
dadurch  b('sch1eunigt  worden  wäre. 

Die  llint('rbli(.d)oiienansprüche  wurden  in  allen  Instanzen  abgewiesen. 


riClierlvTclis  nicht  üiifallfolgc. 
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Krebs  der  Leber  nicht  Fol^e  einer  2’/2  Moniite  vorher  erfolgten 

Urnst-  nini  Leben|iietsehnn^:. 

V orgosc  h icli  to. 

Der  damals  öO  Jahre  alte  Arbeiter  S.  erlitt  am  10.  Juli  1905  angeblich 
eiu('  ]>rust(iuetschung  dadurch,  daß  er  beim  llcsteigcn  einer  Leiter  mit  der  vierbm 
Sprosse,  von  unten  an  gezählt,  durchbrach.  Die  Sclnlderung  d(^s  Unfalles  in  den 
Genossenschaftsaktmi,  wonach  S.  mit  dem  Oberkörper  zwischen  die  Sprossen  der 
L(‘iter  hindurcbgestürzt  sein  soll,  so  daß  er  mit  der  Lebergegend  auf  (une  Sprosse 
aufschlug’  und  auf  dieser  Sprosse  hängen  blieb,  und  zwar  mit  dem  Oberkörper 
nach  der  hinteiam  Seite,  mit  dem  Unterkörper  nach  der  vorderen  Seite  der  rauter 
zu.  ist  aus  im'hrfachen  (xründen  unverständlich.  Lin  objektiver  Befund  bei  Beginn 
d('r  Behandlung  ist  von  dem  behandelnden  Arzt  l)r.  K.  in  der  gutachtlichen 
Äußt'i’ung  vom  6.  November  1905  nicht  niedergelegt.  Es  heißt  in  derselben:  Die 
Sclnmn’zen  in  der  liebergend  blieben  bestehen,  cs  entwickelte  sich  eine  stets  zu- 
nehnnmde  Schwellung  der  lieber,  welche  als  Leberkrebs  erkannt  wurde.  An  dieser 
Krankheit  ist  S.  am  27.  September  1905  gestorbeif. 

Bei  der  Erhebung  ihrer  Ansprüche  auf  Hinterbliebenenrente  stützt  sich  die 
^^'itwe  S.  auf  das  Gutachten  d(^s  Dr.  K.,  welcher  ausführt: 

„Ich  bin  daher  der  Ansicht,  daß  sich  bei  S.  infolge  seines  Anfang  Juli 
dieses  Jahres  erlittenen  Unfalles  ein  Leberkrebs  entwickelte,  und  daß  S.  an  dieser 
Krankheit  am  27.  September  1905  gestorben  ist.“ 

Begutachtung. 

Diesem  Gutachten  kann  nicht  beigetreten  werden.  Die  primären,  das  heißt 
die  in  der  Leber  selbst  sich  entwickelnden  und  nicht  von  anderen  Organen  durch 
Lymph-  oder  Blutstrom  hierher  verschleppten  (sekundären)  Krebse  sind  außer- 
ordc'iitlich  selten.  Ferner  besteht  der  primäre  Leberkrebs  zumeist  aus  einer 
einzigen  kugeligen  Geschwulst.  Die  von  diesem  abgerissenen  verschleppten  Krebs- 
teile würden  dem  Blutstrom  der  Leber vene  folgen  und  durch  die  untere  Hohl- 
blutader, durch  das  rechte  Herz  in  die  Lungen  gelangen,  wo  sie  sich  als  verschleppte 
K('ime  (Aletastasen)  ansiedeln  und  weiter  entwickeln  würden.  Niemals  aber  können 
Geschwulstteile  aus  der  Leber  in  die  Magenwandung  gelangen,  da  sie  sonst  dem 
Strom  der  i’fortader  entgegen  sich  fortbewegen  müßten,  was  nicht  angenommen 
werden  kann.  Umgekehrt  ist  es  aber  eine  regelmäßig  zu  beobachtende  Erscheinung, 
daß  ein  ursprünglicher  Magenkrebs,  der,  wie  im  vorliegenden  Falle,  gern  in  der 
Nähe  des  INIagenausganges,  ■ an  der  kleinen  Krümmung,  seinen  Sitz  hat,  Tochter- 
geschwülste in  der  Leber  erzeugt,  indem  losgerissene  Geschwulstteile  durch  das 
Sti’omgebiet  (1(T  Pfortader,  das  teilweise  auch  in  den  Magenblutadern  seine  Quelle 
bat,  vom  Magen  nach  der  Leber  geschleppt  werden.  Daß  hier  ein  Magenkrebs 
Vorgelegen  hat,  geht  aus  dem  Sektionsprotokoll  hervor,  wo  es  heißt:  Nahe  dem 
IMagenausgange  findet  sich  an  der  kleinen  Krümmung  eine  gelbliche,  geschwürige 
Aufwulstung  mit  erhabenen  Rändern  und  körnigem  Grunde,  in  Länge  von 
und  Breite  von  2 cm.  Die  in  der  Bauchspeicheldrüse  aufgefundenen  verhärteten 
Knot('ii,  welche  die  ganze  Drüse  durchsetzen,  sind  ebenfalls  als  Töchterge- 
schwülste des  Magenkrebses  aufzufassen,  die  hierher  durch  direkte  Übertragung 
())er  contiguitatem)  oder  durch  verbindende  Lymphwege  gelangt  sind. 

Daß  der  Leberkrebs  ein  sekundärer  ist,  wird  durch  die  Besclmffeidieit  der 
Leber  nach  dem  Sektionsbefund  zur  Gewißheit.  Es  heißt  hier: 

Die  Leber  ist  mehr  wie  noch  einmal  so  groß;  ihre  Länge  ist  8o  cm,  Breite 
2ty  cm  und  Dicke  14  cm.  An  der  Obertläcbe  ist  sie  glatt,  glänzend,  grünrot  mit 
zahlreichen  durchscheinenden  Knoten,  welche  der  Oberfläche  eine  höckerige  Be- 
schaffenheit geben.  Auf  dem  Durchschnitte  zeigt  sich  das  Gewebe  mit  außer- 
ordentlich zahlreichen,  das  ganze  Organ  durchsetzenden,  erbsen-  bis  apfelgroßen 
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Knoten  (Imrlisetzt.  wc'lclu'  sieh  deiitlicli  von  (hon  j4c]l)(‘n  Lcliergf'wcbe  durcli  etwas 
Fiirhiing  abzeielinen.  Aiii  Druck  ei'gif'ßt  sicli  aus  den  durclisclinittenen 
größeren  Detaßen  etwas  Blut  auf  die  SclinitttläcJie. 

ln  dieser  Form  ])tlegen  sekundäre  Jiel)erkrel)se  in  die  Ei^sclnnnung  zu  treten.  Fs 
bestand  also  ursprünglich  ein  Alagenkrebs,  der  Leberkrebs  ist  sekundärei-  Xatiii-. 

Der  Satz  iu  der  gutaclitliclien  Äußerung  des  Dr.  K.:  „J)aß  sich  im  An- 
schluß an  einmaliges  Trauma  ein  (hircinom  (Krebs)  entwickeln  kann,  wird  in  d<*r 
Unfallpraxis  nicht  mein-  bestritten“,  bat  zweifellos  allgemeine  Giltigkeit.  .L'doch 
wird  ein  Gutachter  auf  diesem  Satze  nur  fußen,  wenn  im  Ansebluß  an  ein  'Lrauma 
(Gewalteinwirkung)  sich  binnen  Jahresfrist  Anzeichen  eines  sieb  entwickelnden 
Krebses  in  dem  b('troffenen  Organe  bemerkbar  macben,  um  den  ursäcblicben  Zu- 
sammenhang zwischen  J'rauma  und  Erkrankung  zu  begründen.  Er  wird  sieb  aber 
auf  diese  Erfahrung  nicht  stützen  können  und  wollen,  wenn  nach  einem  'rrauma 
in  kürzester  Zeit  ein  Krebsleiden  erkennbai’  wird,  das  zweifellos  schon  vor  dem 
Trauma  bestanden  haben  muß.  Für  die  nachfolgende  Betrachtung  ist  es  gleicb, 
ob  man  primären  Magen-  oder  Leberkrebs  annehmen  will. 

Am  12.  Juli  1905  war  d»er  LTnfall,  bereits  am  27.  September,  also  nacb 
2U2  jMonaten  erlag  der  Verletzte  seinem  Ki’ebsleiden.  Strümpell  nimmt  als  J)auei' 
eines  Krebsleidens  ein  bis  zwei  Jahre,  Lexer  eine  solche  von  zwei  bis  drei  Jabren 
an.  Nach  allgemeiner  klinischer  Erfahrung  läßt  sich  ein  in  dei’  Entwickelung  be- 
tindliches  Krebsleiden  in  der  Bauchhöhle  erst  nach  Verlauf  von  Monaten  über- 


haupt erkennen,  weil  der  heginnende  Krebs  noch  keine  alarmierenden  Erschei- 
nungen macht,  die  Geschwulst  vielmehr  erst  einen  gewissen  Grad  von  Größe  er- 
reicht haben  muß,  ehe  sie  der  untersuchenden  Hand  des  Arztes  wahrnehmbar 
wird.  Die  Entwickelung  eines  Krebses  vom  Beginn  des  Leidens  bis  zum  Tode  inner- 
halb von  21/2  Monaten  gehört  geradezu  zu  den  Unwabrscheinlichkeiten.  Zumal 
zur  Entwuckelung  so  großer  Tochtergeschwülste,  wie  im  vorliegenden  Falle,  gehört 
zweifellos  ein  längerer  Zeitraum  als  2 — 3 Monate,  wie  sich  bei  der  klinischen 
Beobachtung  von  Magenkrebskranken  ergiebt. 

Daß  S.  bis  zu  seinem  Unfall  stets  gesund  war , kann  nach  dem  Sektions- 
hefund  in  dieser  Bestimmtheit  nicht  gesagt  Averden.  Er  ist  eben  nur  scheinbar 
gesund  gewesen.  Daß  er  vorher  noch  schwer  gearbeitet  und  nie  Krankengeld 
bezogen  hat,  vermag  meine  Auffassung  der  Sachlage  nicht  zu  ändern,  weil  diesen 
Angaben  jede  Beweiskraft  gegen  die  Annahme  eines  sich  schleichend  entwickelnden 
Krebses  fehlt.  Wäre  S.  früher  zum  Arzt  gegangen,  so  wäre  diesem  vermutlich 
das  Leiden  nicht  lange  verborgen  geblieben. 

Auch  die  Annahme  einer  Verschlimmerung  oder  wesentliche  Beschleunigung 
des  Leidens  durch  den  Unfall  ist  von  der  Hand  zu  weisen,  da  das  Krebsleiden 
des  Alagens  bzw.  der  Leber  mit  Sicherheit  zum  JVde  führen  muß,  der  Tod  also 
nur  das  Endglied  in  der  Kette  der  natürlichen  Krankheitsentwickelung  darstellt. 

31  ein  Gutachten  gebe  ich  dahin  ab: 

Es  ist  vom  ärztlichen  Standpunkt  aus  nicht  mit  Sicherheit,  aber  auch  noch 
nicht  einmal  mit  ausreichender  Wahrscheinlichk('it  anzunehmen,  daß: 
a)  das  Krebsleiden  durch  den  Unfall  vom  10.  Juli  1905  hervorgerufeii  ist: 
h)  der  am  27.  September  1905  eingetretene  Tod  durch  den  Unfall  vom  10.  Juli 
1905  verursacht  oder  doch  mindestens  durch  denselben  wesentlich  beschleunigt 
Avorden  ist.  Die  Zeit  vom  10.  Juli  1905  his  24.  September  1905  ist  nicht  für 
ausreichend  zu  erachten,  um  die  ausgedeknte  Krebsbildung  zu  ermöglichen. 

Die  Spruchb(Jiöi’den  legten  di(‘s(‘s  Gutachten  ihrioi  ablehmoiden  Entscheidun- 
g(‘ii  zugrunde. 

Krebs  des  üickdarmes  (Flexiira  coli  dextra)  nicht  als  Foli;e  eines 
5 Monate  yorher  erlittenen  mäßigen  Druckes  des  Bauches  anerkannt. 

Ein  3Iann  verstarb  am  15.  Septembi'r  190S  an  Darmkrebs.  Wie  iiu'ist  in 
solchen  Fällen,  trat<ui  auch  liicu-  die  Hinterbliebenen  mit  der  Behauptung  hervor, 


Krebs  (los  Dickdarnics  nicht  biil'iillfol.u'e. 


(l(T  Tod  sei  ursäidilicli  auf  einen  rnfall  vom  15.  April  190S  znrückzufiihre/i.  Der 
Veidetzte  habe  sieh  beim  Defördern  einer  Treppe  über  ein  (feliimb'r  hinweg  die 
reelite  Seite  geclriudct.  Dureb  diesen  Dniek  sei  ein  „Uesehwür“  entstanden.  Am 
7.  dnni  190S  sei  er  operiert  worden.  Der  erstbehandelnde  Arzt  hatte  bei  der 
ersten  Konsultation  am  21.  iMai  190<S  eine  Darm-  odei‘  rjebergesehwulst  ti'Stge- 
stellt.  Die  Klinik  erklärte,  es  habe  sieh  um  eine  bösartige  Neubildung  des  Diek- 
darnies  gehandelt,  für  die  eine  Ursache  nicht  angegeben  werden  könne.  Der  \ er- 
traueiisarzt  der  Derufsgenossenschaft  schloß  den  ursächlichen  Zusammenhang  aus, 
weil  der  Krebs  schon  lange  bestanden  haben  müsse  und  durch  einen  Unfall  nicht 
hätte  h('i‘vorg('rufeii  werden  können.  D('r  Schiedsgeri(d]tsarzt  trat  diesem  Uiitaiditen 
bei  und  fügte  noch  hinzu,  es  sei  nach  Art  des  Unfalles  ebensowenig  walu'scheiii- 
lich,  daß  der  Unfall  die  schon  bestehende  Geschwulst  zu  schnellerem  W achstum 
angeregt  und  so  den  Tod  mittelbar  beschleunigt  habe.  Der  Verstorbene  habe  lad 
der  Detriebstätigkeit  am  15.  April  1908  lediglich  das  verborgene  Ueiden  gespürt. 
Derufsgenossenschaft  und  Schiedsgericht  lehnten  die  llinterbliebencnansprüche  ab. 
Den  Angehörigen  gelang  es,  sich  das  Gutachten  eines  Assistenzarztes  /u  ver- 
schaffen, der  den  N'erstorbenen  die  letzten  8 Tage  vor  seinem  Ablelam  behandelt 
hatte,  ln  demselben  war  ausgeführt,  daß  der  Unfall  das  schon  vorhandene  Krebs- 
leiden erheblich  verschlimmert  und  den  Tod  des  Verletzten  beschleunigt  habe.  - - 
Das  Reichsversicherungsamt  holte  nunmehr  noch  ein  Obergutachten  von  Thiem 
ein,  das  an  seiner  Spitze  die  bekannten  Vorbedingungen  für  die  Anerkennung  der 
traumatischen  Entstehung  einer  bösartigen  Geschwulst,  wie  folgt,  präzisiert:  1.  Die 
eigentliche  Ursache  der  Krebsentstehung  ist  noch  unbekannt.  2.  ln  ganz  verein- 


zelten Fällen  — etwa  2^'o  — sind  der  Krebsentstehung  Gewalteinwirkungen  vor- 
ausgegangen, und  zwar  sehr  selten  einmalige.  Meistens  sind  es  öfters  wiederkeh- 
rende Traumen,  an  die  sich  die  Gescbwulstentwickelung  in  einer  WVdse  angeschlossen 
hat,  daß  man  einen  ursächlichen  Zusammenhang  mit  der  Gewalteinwirkung  für  wahr- 
scheinlich halten  darf.  3.  Die  Gewalteinwirkung  muß  erwiesen  und  von  einer  gewissen 
Erheblichkeit  gewesen  sein  (sichtbare  Spuren,  Arbeitseinstellung).  Nach  diesen 
primären  Verletzungsfolgen  kann  ein  sogenanntes  freies  Intervall  eintreten,  in  dem 
sich  wieder  Wohlbefinden  und  Arbeitsfähigkeit  finden.  Diese  Zeit  braucht  die  Krebs- 
geschwulst, um  sich  soweit  zu  entwickeln,  daß  sie  merkliche  und  erkennbare  Krank- 
heitserscheinungen  macht.  4.  Die  Krebsgeschwulst  muß  sich  am  Orte  der  Gewalt- 
einwirkung zeigen.  5.  Zwischen  Unfall  und  dem  deutlichen  Auftreten  der  Geschwulst 
muß  ein  Zeitraum  liegen,  innerhalb  dessen  nach  wissenschaftlichen  Erfahrungen 
die  Gescbwulstentwickelung  vor  sich  zu  gehen  pflegt.  B(‘i  der  Krebsgeschwulst 
kann  man  die  untere  Grenze  auf  einen  Monat,  die  obere  auf  2 Jahre  rechnen. 
6.  Verschlimmerungen  eines  beim  Unfälle  schon  vorhanden  gewesenen  Krebsge- 
wächses müssen  sich,  falls  sie  mit  Wahrscheinlichkeit  ursächlich  auf  den  Unfall 
geschoben  werden  sollen,  in  einer  viel  früheren  Frist  bemerkbar  machen,  als  zur 

Gewächses  notwendig  ist,  etwa  schon  in  einem 


Entwickelung 


eines 


bösartigen 


Viertel  der  durchscboittlichen  Entwickelungsdauer.  Im  vorliegenden  Falle  war  das 
Unfallereignis  unerwiesen.  Ein  starker  Druck  oder  Stoß  gegen  den  Leib  konnte 
nicht  statt  gefunden  haben,  weil  solche  sehr  schmerzhaft  sind,  Obnmachtsanwand- 
lungen  auslösen,  keinesfalls  aber  dem  davon  Betroffenen  gestatten,  die  Arbeit  ohne 
Unterbrechung  noch  5 Wochen  fortzusetzen.  Die  Sektion  hatte  als  Ausmimis- 


5 

punkt  der  ringförmigen  Geschwulst  die  Flexura  coli  dextra  festgestellt.  Diese  Darm- 
ecke liegt  bekanntlich  tief  im  Bauchraume  hinten  der  Niere  auf,  überdacht  von 
oben  her  von  der  Leber  und  dem  Rippenbogen,  von  vorn  überlagert  von  dem 
großen  Netz.  Nun  lagern  sich  oft  Dünndarmschlingen  vor  den  aufsteigenden  Ast 
des  Dickdarmes,  dazu  treten  noch  die  Muskel-  und  Fettschicht  der  Baucbdecken. 
Stellt  man  diese  Betrachtung  an,  so  wird  es  ungemein  schwer  zu  glauben,  daß 
selbst  ein  senkrecht  in  die  Tiefe  wirkender  Druck  gerade  an  dieser  tiefliegenden 

Reaktion  oder 
Daß  an  dii'ser 


Darmecke  eine  Verletzung  setzen  soll,  aus  deren  entzündliclmn 
Narbenbildung  sich  eine  ringförmige  Krebsgeschwulst  entwickelt. 


II.  'l’eil.  3.  Abscliiiitt. 


H60 

Stelle  (lurcli  schweres  liehen  eine  Zerrung  ausgeübt  werden  könnte,  hält  dnr 


Oberu'utachter  ebenfalls  für  ausgeschlossen. 


Ihrei-  zeitlichen  Pintwickelun'f 


nach  muß  der  Ileginn  der  Neubildung  weit  vor  den  lö.  April  1908  zurückverlegt 
werden,  da  diese  schon  am  21.  Mai  1908  von  dem  erstbehandelnden  Arzte  deut- 
lich festgestellt  wurde  und  bei  der  Operation  am  9.  Juni  sich  als  bereits  auf  IJauch- 
fell  und  Drüsen  übergegangen  erwies.  Die  Annahme  eines  rascheren  M'achstums 
ist  zwar  nicht  als  unmöglich,  doch  als  unwahrscheinlich  zu  erachten,  weil  die 
Gewalteinwirkung,  die  nicht  einmal  eine  Arbeitsimterbrechung  herbeiführte,  zu 
geringfügig  war.  Ein  so  zerstörendes,  wildwucherndes  Gewächs,  das  die  Drüsen 
infiziert,  Bauchfell  und  Bauchdeckeii  ergriffen  und  zahlreiche  Tochtergeschwülste 
in  der  lieber  erzeugt  hat,  birgt  die  Bedingungen  eines  unheilvollen  Verlaufes  in 
sich  selbst  und  bedarf  keiner  Unterstützung  und  Anregung  durch  eine,  wenn  über- 
haupt eingetretene,  so  doch  nur  ganz  geringfügige  Schädigung.  Bei  diesem  Sitze 
der  Geschwulst  und  seiner  gewaltigen  Ausdehnung  war  das  Schicksal  des  Ver- 
storbenen besiegelt,  auch  ohne  Hinzutreten  eines  Unfalles.  Auch  das  Beichsver- 
sicherungsamt  lehnte  daraufhin  die  Ansprüche  der  Hinterbliebenen  ab,  wobei  es 
ausführte,  daß  dem  Gutachten  des  Assistenzarztes,  das  überdies  von  unrichtigen 
tatsächlichen  Voraussetzungen  ausginge,  ein  ausschlaggebendes  Gewicht  nicht  bei- 
gelegt werden  konnte. 


Krebs  der  Bjuiclispeicheldrüse  nicht  Folge  einer  leichten  Bancli- 

verletzung. 

Vorgeschichte. 

Der  damals  öOjährige  Flaschenarbeiter  B.  ('rlitt  am  9.  August  1910  einen 
Betriebsunfall,  der  nach  der  Unfallanzeige  durch  Ausgleitim  entstand  und  eine 
.Muskelzerrung  zur  Folge  hatte.  B.  stand  deshalb  vom  10.  bis  1-4.  August  1910 
— also  5 Tage  — in  ärztlicher  Behandlung  (Sprechstundenbeliandlung)  nnd  nahm 
seine  frühere^  Beschäftigung  als  Kellerarbeiter  wieder  auf.  Er  hatte  währemd  der 
ärztlichen  Behandlung  von  8 — 12  und  .3 — 6 Ausgehzeit. 

Bei  der  polizeilichen  Untersuchungsverhandlung  am  27.  Oktober  1911  gab 
die  Witwe  des  am  12.  Oktober  1911  verstorbenen  B.  an:  Ihr  IMann  sei  am 
9.  August  1910  beim  Aufstapeln  von  Bierkästen,  von  denen  er  di(>  einzelnen 
vor  di(i  Brust  nahm  und  hoch  stemmte,  infolge  Zurückgleitens  eines  Kastens  aus- 
geglitt(Mi  und  hingefallen,  ob  nach  vorn  oder  hinten,  wisse  sie  nicht.  Ihr  .Mann 
habe  über  Schmerzen  in  d('r  rechten  Hüftgegend  geklagt.  Nach  einigen  Tagen 
hätte  sich  ein  blaugrüner  Fleck  gebildet,  der  sich  aber  nach  einigen  d'agen 
wiedei-  verzogen  hatt('.  Es  wurden  warme  Umschläge  gemacht. 

Anfangs  Oktolu'r  1910  hätte  B.,  nachdem  er  zu  Mittag 
plötzlich  über  starkes  Unwohlsein  geklagt,  er  hätte  sich  übergeben 
IJlut  ('i-brochen.  Trotzdem  sei  er  zur  Arbeit  gegangen,  bis  er  am 
1910  in  der  Nacht  einen  ähnlichen  Anfall  erlitt.  Einen  Arzt  suchtt 
somb'rn  arbeitete  weiter,  bis  er  am  9.  Januar  1911  wi'gen 
schlimmernng  die  Arbeit  endgiltig  aussetzen  mußte.  Der  hinzugerufene  Arzt  soll 
Ischias  für  vorliegend  erachtid  haben. 

\'om  1.  März  bis  13.  April  weilte  B.  im  Krankcndiaus,  wo  sich  ('iiu'  stärkt' 
Schwt'lliing  des  Leibes,  namentlich  in  der  Lebergegend  einstellte. 

Am  25.  August  1911  wurde  an  B.  wegen  der  immer  stärker  werdenden 
Schwellung  eine  Operation  vorgenommen,  nach  welcher  der  Patient  eine  bedmitende 
Erleichterung  verspürb'  (ansclK'inend  Punktion  des  Leibes). 

Am  13.  Juli  1911  wurde  für  B.  Antrag  auf  Bewilligung  eimn’  Invalidtm- 
1‘ente  gesbdlt.  W(‘der  hat  him-bei  die  Ehefrau,  noch  bd  der  ärztlichen  Untm- 
suclmng  der  Ehmnann  das  Leidim  auf  ('inen  Bi'triebsunfall  zurückgeführt. 

l)ie  Krankt'ukasse  hat  II.  2(i  Wochen  lang  unterstützt. 


gegessc'ii 


latt«'. 
und  auch 
27.  Dezember 
er  nicht  auf, 
eingetretem'r  Vor- 


Krebs  der  Bauchspeicheldrüse  iiicl)t  Uiit'allfolge. 
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Am  12.  Oktolu'r  11)11  ist  II.  verstorlxMi.  Dlm’  'rotciisclu’in  vorzc'ichiiet  als 
Tod('siirsaclu' : 1 a'bi'rUia'bs.  als  Daiu'r  (U'r  Krankheit:  dahi’('. 

Dr.  1\.  ('rkliirt  nachträglich,  dal.»  (‘s  sich  bei  (bmi  Unt'alb'  um  ('iiu'  Miisku'l- 
z('iTung  in  der  rochtim  llanchseite  gehnmb'lt  lialu',  di('  St('ll(‘  s('i  blutig  v('itärbt 
g('\ves('n.  und  es  s('i(m  rmscldägi'  in  (b'r  recht('n  l»anchs('it('  gfunacht  worden. 

Ans  (bmi  Obduktionsprotokoll  ist  lu'rvorzuhebc'n ; In  d('r  Ilaucbböbb'  laucb- 
lich  slinloMidi's  (las  und  (dwa  TöOrnC’'  rötlicbei-  Flüssigk('it. 

I nter  d(Mii  BijjptMibogen  tiätt  Ix'idi'rseits  die  außm’oiaU'ntlicb  vcu’gröl.iert»' 
Lt'ber  hervor,  an  di'r  schon  Ihm  der  änl.h'mi  Besichtigung  große  gellx',  (dwas 
luM'vorragende.  tab'r-  bis  tunfmarlcstUckgroße  Flächen  auffalhMi. 

l)(‘r  Magen  ist  mäßig  groß,  mit  (las  gefüllt  seine  M"and  UlH'rall  glatt  und 
dünn.  l)i(‘  Leber  ist  mit  der  llaucbsiH'iclK'ldrüse  durch  voluminöse,  gelblicbgraiu' 
Alass(Mi  verbunden.  Zwölftingi'rdarm  von  den  von  der  Bauchspeicheldrüse  bis  zur 
Leb(M‘  sich  erstn'ckiMiden  (r(‘websmass(Mi  umwachsen.  Die  Leber  ist  vielfach  dureb- 
s(dzt  von  großiMi  gelblichen  Oewt'bsmassmi,  die  sich  ülHU'all  zwischen  das  braun- 
rötliclu'  Lebergewebe  einschieben  und  sich  im  allgcuneinen  durch  härt(»re  Konsi- 
stenz miterscluMden.  Auch  di(‘  Gewc'bsmassen,  Avelche  von  der  L(d»er  bis  zur  Bauch- 
sp(Mch(ddi-üse  hinunt(M’geben.  bestehen  aus  demsellHMi  Gewebe,  in  welclu's  auch  in 
ganzm-  Ausdehnung  die  BauchspiMcbeldrüse  verwandelt  ist. 

Di'i“  Obduzent  gab  s(mii  Gutachtim  dahin  ab: 

l)i(‘  gelblicluMi  iMassmi.  welche  di(>  Leber  vielfach  durchwachsend  vorgefunden 
wurd(Mi  und  Avelche  auch  an  Stelh'  des  normalen  Bauchsp(Mcheldrüsengeweb('s  an- 
g(droff(Mi  wurden,  sind  Krebsmassim.  Der  Ausgangspunkt  des  Krebses  ist  höchst- 
wahrscheinlich di('  Bauchspeicheldrüse  gewt^sem.  D('r  Tod  ist  di('  Folge  ditvsi's 
Krebs('s  gewes(Mi.  Dm'  Unfall,  der  nach  Angabe  der  Ehefrau  des  ^'erstorben(Ml 
sich  im  August  1910  ereignet  hat  und  in  einem  Stoß  gegen  die  n'cbte  Baueb- 
s(‘ite  bestanden  haben  soll,  hat  den  Krebs  nicht  hervorgerufen  und  st('ht  in 
k(‘in('rlei  Zusammenhang  mit  dem  Tode  d('s  Obduzierten. 


B e g u t a c b t u n g. 

Daß  sich  ein  Krebs  von  vornheriMii,  also  primär,  in  der  lieber  entwick(dt, 
ist  <‘in  sehr  seltenes  Ereignis.  Dagegen  siedeln  sich  verschleppte  Krebsteilchen 
w(‘gen  der  liangsamkeit  des  IllutstronK's  in  der  Leber  sein*  häutig  an  (sekundär 
odei'  metastatisch).  Voi'zugsweisc'  gelangt  dies  zur  Beobachtung,  wenn  (b'r  ur- 
sprüngliche Krebs  seinen  Sitz  in  ('inem  Organ  hat,  das  zum  Pfortadergebiet  gehört, 
aUo  z.  B.  in  der  Bauchpeicheldrüse.  J’ankreas.  In  dieser  entwickeln  sich  Knd)s- 
g(‘scbwülste  häutig  primär.  Es  ist  demnach  anzunehmen,  daß  der  ursprüngliche 
Fntwickelungsort  des  Krebsc's  die  Bauchspeicheldrüse  war. 

Die  Bauchspeich(ddrüs('  liegt  nun  in  dm’  Bauchhöhle  in  Höhe  des  I.  Lenden- 
wirlxds,  hinter  dem  Alagen.  Die  Lage  ist  (unc'  so  versteckte,  daß  das  Organ  für 
klinisclu'  Untersuchungen  oder  chirurgische  Eingriffe  kaum  zugänglich  ist. 

Für  die  Anerkennung  (mih^s  ursächlichen  Zusammenhanges  zwisclum  ^'(‘r- 
h'tzung  und  Entwickelung  einer  bösartigen  Geschwulst  bestehen  in  d(M'  Bi'clit- 
sproebung  d(‘s  Beichsyersicherungsamtes  u.  a.  di(‘  Fonh'rungen : 

1.  daß  der  VcM'letzung  eine  gewisse  Intensität  innegewohnt  hat, 

2.  daß  der  Ort  der  Vei'letzung  und  Ort  der  Geschwulstentwickelung 
idcMitisch  sind. 

.led(‘  Gesclnvulstentwickelnng  ist  in  der  ersten  Zeit  bekanntlich  eiiu'  strmig 
lokalisiert(‘  Erkrankung. 

Di(^  \A‘rletzung  ist  im  vorliegenden  Falle  eine  leichte  gewesen.  Wenn  (dn 
Pati(Mit  nur  fünf  d'ag(‘  erwerbsunfähig  krank  ist,  wenn  er  seinen  Arzt  in  dei' 
SpiM'chstunde  aufsuchen  kann  und  als  Kassenpati(mt  eim‘  auf  7 Stunden  täglich 
bomessene  Ausgehzeit  vom  ('rsten  Tage  an  (‘rhält.  kami  von  ('iiu'r  schwert'ren 
Gowalteinwirkung  füglich  nicht  g(‘sprocben  w('rden. 


JI.  Teil.  T.  Absclinitt. 
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I)i(‘  ^'('^l('t/(lll^■  soll  (li(‘  i'('clit('  llüft(',  l)z\v.  di(‘  ivclilo  l)tniclifi(‘‘icii(l  iHTroft'oii 
IuiIhmi.  l in  <li('  r>;niclis])('icli(‘l(lrüso  iili('rlimi])t  troffen  zu  kOiiiKoi , iiiii(it(‘  die  (io- 
\vnlt(dii\virkiiii^’  in  der  i\la^('n^('jii('nd  iin^rcdlon.  Tni  dann  di('  nanclisjudclioldriiso 
in  ihrer,  hint('r  d('in  Maiii’en  v(‘rsteekt('n  J.a^('  seihst  zu  ('n'eielu'n,  niüljt('  di(‘  Ver- 
liTziinii'  ('iiK'  s('hr  starku'  Int('nsilät  h('sitz('ii,  wobei  (‘s  nnnuttcdhar  nach  dem  Tn- 
lalh'  zu  Erseheinnn^en  eiiu'r  AIa^i;(m-Darinv(n'letznn^  (inmna'  l>hitnn^((‘n , Shoek- 
wirkiini>-,  Kid)reeh('ii ) hätt('  koinnum  inüss('ii.  Anh(‘i‘d(']n  pflegt  nach  Verh‘tznn,i''en 
(h'r  r>aiiC‘hsp(Meh('ldriis('  Zuck('r  iin  Urin  ant‘zuti‘et('n.  Ihn  (h'rarti^^-en  Krkranknn.üen 
Mieht  der  Patient  (hm  Arzt  nicht  in  dm-  Sprechstunde  auf,  er  ei’hält  keim'  sif'hc'n- 
,^tiindi.U('  Ausg('hz('it  und  ist  nach  5 Tai>en  noch  nicht  wiedf'r  arbeitsfähige 

I)i('se  heidi'ii  Uordi'run^ii'n  sind  also  ini  voi'lif'^emh'ii  Ualh'  nicht  ('rfiillt. 

Ich  ,^('lang('  daher  zu  dein  Schl  uh: 

Es  ist  weder  mit  Sicherheit,  noch  mit  hoher  AVahrsch('inlichk('it  anzunehmen, 
dal’)  der  am  12.  Oktolu'r  1911  ('ingi'tri'teiu'  d’od  d(‘s  p.  1>.  Eolge  des  am  9.  Angu~t 
1910  ('rlittemm  angehliclu'n  Unfalles  ist. 

I)emznfolg(' wurden  di('  Ilinterhlii'heneniaaitenansprfiche  von  allen  Instanzen 
ahe'('lehnt. 


Krebs  des  (Oberkiefers  iiiclit  Folge  einer  zwei  Jahre  ziirückliegemlen 

Yerletziim»-  der  Wange. 


Eine  AVeherin  ('rlitt  Dezi'inher  1904  durch  ('inen  AVehschützen  d('S  Xach- 
!)arstuhles  eine  blutende  AA'uiuh'  der. ix'chteii  AA'ange.  Sie  arbeitete  trotz  wieder- 
holt auftretende]’,  äi'ztlich  b('handelt('r  Kopfschmei’zeii  bis  September  1906.  also 
fast  2 dahre,  w('it('r.  Dann  muhte  sie  sich  wi'geii  Kiefereiterung  und  Kri'bses 
mehrfachen  Operationen  an  der  Kieferhöhh'  unt('rzielien,  die  der  beliandeliub' Arzt 
(h'iii  Unfälle  zur  laist  legte,  w('il  er  bei  einer  der  Operationen  einen  Knochen- 
d('f('kt  festgestellt  hatte.  Dem  gegi'iiüber  machte  ein  anderer  Gutachter  gx'ltend, 
der  gefundene  Knochendefekt  sei  nicht  die  Folge  eines  angenommenen  Splitti'r- 
bruches,  sondern  ein  Se(|uester,  der  entweder  durch  die  andauernde  Eiterung 
oder  durch  Alisplittei'aag  bei  einer  Operation  sich  losgelöst  halu'.  Ein  vom  Iieichs- 
vi'i’sicherungsamt  eingeholtes  Obergutachten  sprach  sich  dahin  aus.  dah  A'erh'tzungen. 
w('un  überhaupt,  nur  ganz  ausnahmsw('ise  und  höchst  selten  als  Ah'ranlassung 
einer  Ki’ebsbildung  in  lletracht  käuu'u.  Selbst  in  diesen  seltenen  Eälh'ii  s(‘i  di(' 
Alöglichkeit  bzw.  Wahrsclu'inlichkeit  ehu's  ursächlichen  Zusainmenhanges  in  wenig- 
stichhaltiger  AAh'ise  einzig  und  allein  damit  zu  l)egründen,  dah  zwisclu'u  A'erh'tzung 
und  Krel)sg('schwulst  bestimmte  öi’tliche  und  zeitliche  lleziehungen  besti'lu'ii.  S('lbst 
w('nn  man  die  .Vnsicht  d(‘s  behandelnden  Ai’ztes,  die  Absplitterung  (h's  Knochen- 
stückes sei  bei  dem  Unfälle  erfolgt,  als  zutr('ffend  unterst('lh'.  beweisi'  dies  lo'iiu's- 
wegs,  dah  dieser  auch  den  Krebs  lu'rvoi’gei’ufeii  habe.  Die  nächste  Eolge  der- 
artiger Knoclu'nverh'tzungen  s('ien  immer  A'orgängo  der  Kegi'iieration,  d.  h.  Ersatz 
des  ('utstandenen  Defektes  durch  neugebihh'ti's,  gleichartiges  Gewel)('.  Dah  infolge 
der  möglicherweise  traumatisclu'n  Knoch('nablösung  di('  (lie  Ki('f('rhöhh'm'it('rung 
])('gl('itenden  Granulationen  karzinomatös  ('iitarttm  sollti'ii,  ist  abzulehnen,  w('il 
di('s('  aus  g('wuchert('m  I)ind('g('webe  zusammengesetzt  sind,  während  das  Karzinom 
di('  Folge  ('iiK'r  at_vi)isch('ii  Ei)ith('lwuchening  ist.  Dii'se  ('i’folgt  unabhängig  von  d('ii 
G('setz('Ji  des  Physiologisclu'ii  und  hat  mit  den  Epitlu'lwuclu'rungen  reg('ii('rativ('r 
Ai’t,  wi('  si(',  auf  entzümh't('n  Schleimhäuten  häutig  Vorkommen,  nicht  das  geringste 
zu  tun.  Dies('m  Gutachten  folgb'  das  Ih'ichsvt'rsicherungsamt.  Es  verneinte,  dah 
(h'r  Unfall  ('im'  w('S('ntlich  initwirkemh'  Ursaclu'  für  di('  Pildung  oder  di('  b('- 
>chl('unigt('  Entwicku'lung  der  bösai’tig('n  \\’uch('rung  in  d('i’  Kic'lerhöhle  abg('- 
g('l)cn  hab('. 


Ivrclts  (los  Gehirnes  nicht  Unfallfolge. 
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Krebs^i'esclnviilst  des  (leliirnes  und  Halslyinpiidrüsoiikrebs  nicht 

l'iifallfol^e. 

\'()rg('S(*hi(*lito. 

Ot'r  (lainnls  48jähi’ig('  ArlH'itei’  Ih  erlitt  Anfang  Fehiiiar  1907  dadurch 
(‘imui  lh'tri(d)sunfall,  (laii  er  sicli  mit  dem  Kopfe  an  (hm'r  Alasclnne  sti('ß,  wo- 
dureli  ('im^  hlntemh'  ^d‘rletzung  (mtstaml.  Der  Verletzte  setzte  di(i  Arbeit  nicht 
aus.  meldc'te  sich  auch  nicht  kraidc.  Am  21.  Februar  1907,  also  spätestens  8 Woclien 
nach  dem  Unfall,  wurd('  er  \Y('g('n  ('imu'  Halsdriisengeschwulst  in  ein  Kranken- 
liaus  aufgenommen. 

id)er  die  Fntstehung  di('ser  (b^schwulst  vermochte  er  gcmaiKn’e  Angaben 
nicht  zu  machen.  Von  dem  erlittenen  Unfall  erwähnte  weder  ('r,  noch  seiiu'  ihn 
bi'gleitende  Ehefrau  etwas. 

Die  Aufnahmeuntersuchung  ergab,  dab  der  Geisteszustand  des  11.  kein  nor- 
maler war:  er  gab  vc'rworrene  und  unklare  Antworten  und  bot  ül)erdies  die  An- 
zeichen  eines  chronisclien  Alkoholismus  dar.  An  beiden  llalsseiten  rechts  mehr, 
als  links  — Avaren  dicke,  derbe  Drüsenpakete  naclnveisbar,  Avelcln^  auf  Druck 
etwas  sclimerzliaft  Avaren.  Von  einer  KopfAvunde  oder  li(^sten  (diier  solclnm  konnte 
nichts  bemerkt  AATrden. 

ln  den  näclisten  Tagen  stellten  sich  Hirnerscheinungen  ein,  die  Sprache 
Avurde  stotternd,  der  Gang  Avurde  taumelnd,  Angstzustände  machten  sich  be- 
merkbar. 

Die  Augenuntersuchung  ergab  das  Voi'handensein  einer  doppelsi'itigen 
Stauungspapille. 

Hiernach  mußte  die  Diagnose  auf  bösartige  GescliAvulst  innerhalb  des  Gc'hirnes 
gestellt  Averden.  Die  vergrößerten  Halslymphdrüsen  mußten  als  TochtergescliAvülste 
infolge  von  Keimverschleppuug  angesprochen  Averden.  Die  mikroskopische  Unter- 
suchung einer  exstirpierten  Halslymphdrüse  ergab  carcinomatösen  Bau  des  Tumors. 

Unter  Zunahme  der  Demenz  und  der  allgemeinen  Gehirnerscheinungen 
trat  am  14.  März  1907  der  Tod  des  Patienten  ein. 

Die  Ehefrau  des  Verstorbenen  brachte  den  Tod  ihres  Mannes  mit  einer 
infolge  des  gegen  den  Kopf  gerichtet  geAvesenen  Stoßes  eingetretenen  „Gehirn- 
anschAvellung“  in  ursächlichen  Zusammenhajig  und  beanspruchte  die  Hiiiterblieb(men- 
rente:  die  zuständige  Krankenkasse  verlangte  Ersatz  des  Sterbegeldes. 

Der  Sektionsbericht  stellt  folgenden  Befund  fest: 

An  verschiedenen  Stellen  des  Gehirnes  — im  linken  Stirnhirn,  im  linken 
Schläfenlappen,  in  beiden  Hinterhauptslappen,  im  rechten  Sehhügel  und  im  linken 


Kleinhirn 


tinden  sich  KrebsgeschAvülste  von  Haselnuß-  bis  Hühnereigröße.  Di(' 


Eymphdrüsen  zu  beiden  Seiten  des  Halses  Avaren  krebsig  entartet.  Die  Sektion 
des  übrigen  Körpers  bot  keine  Besonderheit  dar. 

Die  mikroskopische  Untersuchung  der  GelnrngeschAvülste  bestätigte'  die 
Diagnose  des  Carcinoms. 

Be  gutachtung. 

Hiernach  muß  mit  Sicherheit  gesagt  Averden,  daß  ZAvischen  der  Erkrankung 
bezieliungsAveise  dem  Tode  des  B.  und  dem  anfangs  Februar  1907  angeblich  er- 
littenen Unfall  ein  ursächlicher  Zusammenhang  nicht  besteht.  Selbst  Avenn  man 
die  Angaben  über  den  Unfall  als  Avahr  unterstellte',  müßte  sogar  die  Möglich- 
keit eines  ursächlichen  Zusammenhanges  abgelehnt  Averden,  denn  das  Heiden 
des  B.  \vai‘  bei  seim'r  Aufnahme  am  21.  Februar  1907  bereits  soAveit  vorge- 
schritten, daß  es  sicher  vor  dem  angeblichen  Unfall  bestanden  haben  muß. 
Aus  dem  ganzen  Veiäauf  der  Erkrankung  kann  aucli  nicht  angenommen  Avi'rden, 
daß  ('tAva  durcli  den  (Tifall  eine  Avesentliclu'  Verschlimmerung  d('s  Leidens  oder 
eine  n('schleunigung  (h's  d'odes  vei-ursacht  Avorch'ii  Aväia'.  Zumal  ist  nicht  anzu- 
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noluiH'ii,  (laß  (li(‘  Driiseimu'tastaseii  am  Ilalso  mit  d('i-  !\()|)fv(‘rl(‘t/iiii'.,^ 
einem  ursäclilichen  Zusammenluing  stellen. 

l)i('sem  Gutaehten  tratim  die  Spriiehbeliördmi  bei. 


in  irgend 


Fleiscligiescli  Willst 


lies  Oberarmes  (Sarkom)  als  l iifallfolg:e  aner- 
kannt. 


Einem  18jährigen  Arbeiter  ^va^  am  19.  Dezember  1905  die  Hälfte  eines 
sclnveren  Feldsteines  auf  die  rechte  Ellenbogengegend  gefallen.  Die  vom  Arzte 
am  dritten  Tage  festgestellte  Quetschung  besserte  sich  unter  der  üblichen  Be- 
handlung binnen  14  Tagen,  der  Verletzte  nahm  die  Arbeit  wieder  auf,  obwohl 
der  Arm  noch  schmerzte  und  geschwollen  war,  bis  er  am  5.  März  1906,  also 
etwa  3^2  ^tonate  nach  dem  Unfälle,  einem  Krankenhause  überwiesen  wurde,  wo 
wegen  Sarkoms  die  Amputation  des  Armes  erfolgte.  Der  erstbehandelnde  Arzt 
bejahte  den  Zusammenhang  zwischen  Tumor  und  Unfall.  Der  Verletzte  sei  bis  zum 
Unfall  gesund  und  arbeitsfähig  gew^esen,  die  erkrankte  Stelle  sei  sicher  von  dem 
Unfall  betroffen  worden,  auch  habe  sich  die  Erkrankung  unmittelbar  an  den  Un- 
fall angeschlossen.  Der  Operateur  lehnte  den  ursächlichen  Zusammenhang  ab.  Die 
Ursachen  der  Sarkome  seien  wissenschaftlich  noch  unbekannt;  sie  kämen  zw^ar 
auch  nach  Verletzungen  vor,  zumeist  aber  w^erde  der  bereits  Erkrankte  durch 
die  V erletzung  erst  auf  sein  Leiden  aufmerksam  gemacht.  Xachdem  noch  zwei 
Ärzte  sich  gegen  die  Entstehung  des  Sarkoms  durch  Trauma  ausgesprochen 
hatten,  lehnten  Berufsgenossenschaft  und  Schiedsgericht  dieEntschädigungsansprüclie 
ab.  Das  Reichsversicherungsamt  gelangte  auf  Grund  eines  weiteren  Gutachtens 
zur  Anerkennung  der  Schadenersatzpflicht.  Wenngleich  nicht  zu  verkennen  sei, 
daß  die  Entstehung  derartiger  bösartiger  Geschwülste  noch  dunkel  sei  und  in 
den  meisten  Fällen  nicht  mit  ausreichender  Sicherheit  auf  einen  Unfall  zurück- 
geführt w^erdcn  könne,  sei  doch  nach  dem  heutigen  Stande  der  Wissenschaft  unter 
bestimmten  Voraussetzungen  der  ursächliche  Zusammenhang  als  gegeben  zu  be- 
trachten. So  im  vorliegenden  Falle.  Eine  Verletzung  war  nachgewiesen.  Nachdem 
die  unmittelbaren  Folgen  in  verhältnismäßig  kurzer  Zeit  beseitigt  waren,  folgte 
eine  Zeit  mit  geringen  Schmerzen,  die  die  Arbeit  nicht  hinderten,  bis  dann  nach 
etwa  3Vo  Monaten  die  Zunahme  der  Beschwerden  den  Patienten  zum  Arzt  führte, 
wo  dann  genau  an  der  von  dem  Stein  betroffen  gewesenen  Stelle  das  Sarkom 
festgestellt  wurde.  Eine  w^eitere  ErwTigung  war,  daß  der  Kläger  sich  in  dem  für 
Sarkombildung  prädisponierenden  Alter  befand,  daß  er  bis  zum  Unfall  völlig  ge- 
sund war  und  namentlich  am  rechten  Unterarm  nie  irgendwelche  Beschwerden 
gehabt  hatte. 


Kesclileuiiigtes  Wachstum  einer  rieischi»esch  willst  (Sarkom)  am  Yor- 

derarm  als  l iifallfolge  aiierkaimt. 

Der  damals  43jährige  Tischler  Sch.  erlitt  angeblich  im  März  1903  - das 
genaue  Datum  ließ  sich  nicht  mehr  feststellen  — - einen  Betriebsunfall  dadurch, 
daß  er  sich  die  Beugeseite  des  linken  Vorderarmes  an  einer  Schraubbockspindel 
stieß.  Dr.  C.  stellte  in  der  Muskulatur  im  mittleren  Drittel  der  Beugeseite  des 
linken  Unterarmes  eine  pflaumengroße  Geschwulst  fest,  in  derer  äußeren  Umgebung 
sich  eine  Sclnvellung  befand,  die  größer  w^ar,  als  erstere. 

Am  13.  April  1903  stellte  Dr.  W.  fest,  daß  die  Geschwmlst  kleinapfelgroß 
war,  eine  w^eiche  Konsistenz  besaß  und  unter  der  Haut  gut  verschieblich  w'ar. 
Eine  Probepunktion  ergab  ein  negatives  Resultat.  Der  Versuch,  die  Gesclnvulst 
ohne  Allgemeinnarkose  zu  entfernen,  mußte  wegen  starker  Schmerzhaftigkeit  auf- 
gegeben  werden.  Der  gesetzte  Einschnitt  verheilte  und  am  19.  Mai  1903  nahm  Sch. 
die  Arbeit  wieder  auf.  Am  30.  Juli  1904,  also  1 Jahr  4 IMouate  nach  dem  an- 
geblichen Lnfall,  wurde  in  der  Klinik  des  Dr.  F.  folgender  Befund  erhoben:  TTi- 
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nior  von  Kindskopfgröflc  mit  l’seudotluktiiation,  kidne  Drüsen.  Keine  llewegungs- 
störnngen  am  Arm.  Anfang  Septennber  zeigt  di(‘  nunmehr  s])in(lelförmige,  Uber 
den  ganzen  Voiab'rarm  sieb  erstreckende  Geschwulst  einen  ('liarakter,  dab  die 
Diagnose  Sarkom  (bösartige  Fleiscligescbwulst)  gestellt  werden  mußte.  Der  größte 
Umfang  zeigte  sieb  am  oberen  Drittel  des  Unterarmes,  die  Drebbewogungen  des- 
selben Avarmi  völlig  aufgehoben.  Streck-  und  Beugebewegungen  im  Ullenbogenge- 
lenk  waren  gehemmt.  Die  Konsistenz  der  Geschwulst  war  prall  elastisch.  Alle 
Weichteile  waren  an  die  Knochen  unverrückbar  angeheftet.  Demzufolge  wurde 
am  1(1.  September  1904  zur  Absetzung  des  linken  Oberarmes  im  unteren  Drittel 
geschritten.  Am  19.  Oktober  1904  war  infolge  glatter  Heilung  das  Heilverfahren 
abgeschlossen.  Ül)er  die  Kntstehung  seines  Leidens  vermochte  auch  damals  der 
Patient  noch  kidne  bestimmten  Angaben  zu  machen.  Die  Berufsgenossenschaft 
stellte  noch  weitgehende  Erhebungen  durch  Zeugenvernehmung  an.  ob  denn  tat- 
sächlich ein  Unfall  stattgefunden  habe,  wie  der  Verletzte  ihn  behauptete.  Das 
nicht  ganz  schlüssige  Material  wurde  dem  Vertrauensarzt  der  Berufsgenossen- 
schaft unterbreitet,  derselbe  erstattete  unter  dem  (S.  April  1905  das  nachstehende 
Gutachten: 

„Daß  ein  Unfall,  wie  er  von  Sch.  behauptet  wird,  ein  Stoß  mit  der  Beuge- 
seite des  linken  Unterarmes  gegen  den  Kopf  einer  Schraubspindel,  stattgefundeii 
hat,  ist  nicht  erwiesen.  Augenzeugen  dieses  angegebenen  Vorganges  sind  nicht 
vorhanden,  der  Zeuge  H.  und  auch  der  Betriebsunternehmer  geben  nur  an,  daß 
Sch.  ihnen  später  eine  kleine  gerötete  Stelle,  die  angeblich  schmerzte,  gezeigt 
habe  mit  der  ]Mitteilung,  daß  diese  von  einem  Stoß  herrühre.  Dr.  U.,  der  den 
Sch.  einige  Zeit  darauf  untersuchte,  fand  eine  Geschwulst  in  der  Tiefe  der  Mus- 
kulatur im  mittleren  Drittel  des  linken  Unterarmes,  welche  zirka  pflaumengroß 
war,  und  außerdem  stellte  er  eine  Schwellung  der  Umgebung  fest,  die  etwas  größer 
war.  als  die  eigentliche  Geschwulst.  Sichere  Angaben  über  die  Entstehung  der 
Geschwulst  wurden  zunächst  nicht  gemacht,  auch  konnte  Dr.  ('.  Zeichen  eines 
frischen  Stoßes  nicht  feststellen. 

Aus  diesen  Angaben  geht  hervor,  daß  der  behauptete  Stoß , wenn  ein  solcher 
überhaupt  stattgefunden  hat,  nur  leicht  gewesen  sein  und  nur  in  einer  einfachen 
Weichteihjuetschiing  bestanden  haben  kann,  die  nicht  geeignet  erscheint,  die  Ur- 
sache der  erwähnten  Geschwulst  in  der  Tiefe  gewesen  zu  sein,  daß  diese  Ge- 
schwulst vielmehr  schon  vorher  bestanden  hat  und  wohl  nur  gelegentlich  der 
Uutei'suchung  zuerst  bemerkt  Avorden  ist.  Für  die  Geringfügigkkeit  der  behaup- 
teten Verletzung  spricht  auch  der  Umstand,  daß  Sch.  nachher  noch  längere  Zeit 
weiter  gearbeitet  hat  und  erst,  nachdem  die  Geschwulst  stärker  gewachsen  war, 
die  Arbeit  aussetzte. 

Der  Zeuge  H.  und  der  Betiäebsunternehmer  bezeichnen  zwar  ebenso, 

Sch.  selbst,  in  den  in  den  Akten  befindlichen  Armskizzen  dieselbe  Stelle  als 
Sitz  des  Leidens,  sie  können  aber  unmöglich  angeben,  daß  diese  Stelle  auch 
Punkt  bezeichnet,  an  welchem  der  Arm  den  angeblichen  Stoß  erlitten  hat,  da  sie 
ja  den  Stoß  selbst  nicht  gesehen  haben  und  somit  nur  auf  die  Vlitteilungen  des 
Sch.  angewiesen  waren,  der  ihnen  diese  Stelle  als  die  gestoßene  angab. 

Sollte  aber  wirklich,  was,  wie  gesagt,  nicht  erwiesen  ist,  eine  derartige  Ver- 
letzung statfgefunden  und  zufällig  gerade  die  damals  bereits  in  ihren  Anfängen  vor- 
handen gewesene  Geschwulst  g(*troffen  haben,  so  kommt  die  Frage  in  Betracht,  ob 
dadurch  ein  beschleunigter  oder  sonst  ungünstiger  Einfluß  auf  die  weitere  Eut- 
wickelung  und  die  Entstehung  des  später  festgestellten  bösartigen  ('harakters  der 

woj’den  ist.  Ein  solcher  Einfluß  ist  allerdings  im  Bereiche 


wie 

den 

den 


(iesch  willst 


ausgeübt 


der  Möglichkeit  und  jedenfalls  nicht  mit  Sicherheit  auszuschließen,  da  durch  einen 


äußeren  Insult  eine 
zelnei'  Gewebsteile,  ivelche 
zu  einer  entzündlichen 
Gi'webe  gebracht  weialen  kann. 


lisher  langsame  iVusbildung  der  krankhaften  Entartung  ein- 
durch  die  bestehende  Gescliwulst  angedeutet  wurde. 


Reizung 


und  zu  schnellerem  Waclistum  der 
Notwendig  ist  ein  solclier  Zusammenhang 


kranidiaften 
und  ein 
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tk'rartigor  Kiiiliul.)  aber  nicht,  im  (i(3^oiitoil  wird  in  den  meistern  Fällen  eine  krank- 
hafte  (iewebsentartnni»',  (dne  (lesclnviilst,  nur  dann  einen  bösartigen  Verlauf  neh- 
men, wenn  sie  schon  von  vornhe'i'nein  von  bösartigem  ('harakter  war,  auch  wird 
sie  sich  mit  der  Zeit  spontan  und  ohne  äuberen  Insult  in  derselben  Weise  weiter 
entwickeln,  wie  dies  bei  dem  Sein  gesebehen  ist.  Auch  die  Zeit  von  1^  o Jahren, 
welche  die  Kraiddieit  des  Sch.  gedauert  hat,  bis  die  Amputation  des  ei-krankten 
Gliedes  notwendig  wurde,  entspricht  der  gewöhnlichen  Erfahrung  bei  der  natür- 
lichen und  durchaus  nicht  etwa  durch  äußere,  besondere  Umstände  beschleunigten 
Entwick('lung  eines  Sarkoms,  als  welches  die  bei  Sch.  das  Eeiden  verursachende 
Geschwulst  dui’ch  den  letztl)ehandelndcn  und  operierenden  .\rzt,  I)r.  F.,  festge- 
stellt wurde. 

Ich  kann  mein  Urteil  über  den  vorliegenden  Fall  danach  schließlich  dahin 
zusammenfassen,  daß  ein  Unfall,  wie  der  angegebene  nicht  erwiesen  ist;  daß  aber 
auch,  wenn  ein  solcher  stattgefunden  haben  sollte,  durch  ihn  die  bösartige  Ge- 
schwulst nicht  entstanden  ist  und  daß  endlich  unter  derselben  Voraussetzung  einer 
erlittenen  Verletzung  ein  ungünstiger,  besonders  schädlicher  Einfluß  eines  solchen 
Insultes  aut  die  Weiterentwickelung  der  später  als  Sarkom  erkannten  Geschwulst 
zwar  möglich  und  nicht  mit  Sicherheit  auszuschließen,  aber  doch  nicht  in  dem 
Grade  wahrscheinlich  ist,  daß  angenommen  werden  könnte,  es  wäre  ohne  das 
Hinzutreten  eines  besonderen  Ereignisses  eine  wesentlich  langsamere  und  weniger 
bösartige  Entwickelung  des  Leidens  erfolgt.“ 


Die  Berufsgenossenschaft  lehnte  hiernach 


die  Gewährung  einer  Entschädi- 


gung ab. 


Untersuchungsbefund  (21.  September  1905). 


Der  linke  Oberarm  ist  an  der  Grenze  zwischen  mittlerem  und  unterem 
Drittel  abgesetzt.  Der  Stumpf  ist  genügend  mit  Weichteilen  bedeckt,  wenngleich 
die  feste,  schmerzlose  Narbe  an  einer  Stelle  mit  dem  Knochen  verwachsen  ist. 
Die  Muskulatur  des  verbliebenen  Stumpfes,  wie  des  linken  Schultergürtels  ist 
außerordentlich  abgemagert;  der  Stumpf  kann  nur  in  geringem  Grade  bewegt 
werden,  und  zwar  nur  durch  Bewegungen  des  Schultergürtels. 


Beguta  chtung. 

Im  vorliegenden  Falle  wurde  im  März  1903  von  Dr.  C.  am  linken  Vorder- 
arm des  Klägers  neben  einer  in  der  Tiefe  vorhandenen,  pllaumengroßen  Geschwulst 
eine  äußere  Schwellung  wahrgenommen,  die  größer  war  als  die  Geschwulst  selbst. 
Übereinstimmend  wird  von  sämtlichen  Vorgutachtern  angenommen,  daß  die  Ge- 
schwulst in  der  Tiefe  schon  vor  dem  Unfall  bestanden  hat.  Dieser  Annahme  muß 
beigetreten  werden.  Während  aus  dem  Auszug  aus  den  Umlagelohnlisten  hervor- 
geht, daß  Sch,  vor  dem  Unfall  regelmäßig  gearbeitet  hat,  steigerten  sich  nach 
demselben  die  Schmerzen  im  linken  Arm  so,  daß  er  sich  am  13.  April  lb03  krank 
schreiben  ließ.  Der  jetzt  untersuchende  Arzt  Dr.  W.  berichtet,  daß  der  Patient 
sich  in  der  Bewegungsfähigkeit  des  linken  Armgelenkes  beschränkt  fühlte  und 
dort  Schmerzen  empfand.  Die  im  März  1903  als  pdaumengroß  bezeichnete  Ge- 
schwulst war  inzwischen  kleinapfelgroß  geworden,  sie  hatte  sich  also  vergrößert. 
Am  30.  Juli  1904  war  die  Geschwulst  bis  Kindskopfgröße  gewachsen,  im  Sep- 
tember 1904  Avar  die  Diagnose  so  unzweifelhaft,  daß  die  Amputation  des  Armes 
vorgenommen  werden  mußte.  Das  GrößerAverden  der  GescliAvulst  von  Pßaimien- 
auf  Kleiuapfelgröße  schließt  sich  so  unmittelbar  an  den  behaupteten  Unfall  an, 
daß  mit  einer  an  Sicherheit  grenzenden  Wahrscheinlichkeit  gesagt  AA^erden  muß: 
Der  im  März  1903  erlittene  Unfall  hat  ein  Wachsen  der  bereits  vorher  bestehen- 
den GeschAvulst  angeregt.  Wenngleich  bei  dem  heutigen  Stande  der  Wissenschaft 
über  das  Entstehen  einer  bösartigen  Geschwulst  nichts  Sicheres  gesagt  Averden 
kann,  so  steht  doch  so  viel  fest,  daß  Unfälle  bereits  bestehende,  noch  kleine, 
schlummernde  GescliAvülste  zu  einem  Wachstum  anfachen  und  damit  eine  ^'el■- 


Sarkom  und  Unfall. 


s(‘hlimmenmg  des  verheerenden  Prozesses  bewirken  können.  Ist  ab('r  danach  das 
erste  Wachsen  der  Geschwulst  dem  Unfall  zur  Last  zu  legen,  so  gelangt  man 
ohne  Zwang  dahin,  auch  für  die  fortschreitende  Zunahme  derselben  den  Unfall 
als  Ursache  zu  beschuldigen,  olme  daß  die  längere  Dauer  des  Leidens  diese  An- 
nahme entkräftet.  Denn  es  ist  durch  klinische  Idrfahrung  ebenfalls  festgestellt, 
daß  bösartige  Geschwülste  in  ihrem  Fortschreiten  zeitwadse  Halt  machen  können. 
Unzweifelhaft  hat  wegen  dieser  später  als  bösartig  erkannten  Gesclnvulst  der  linke 
Arm  abgesetzt  werden  müssen. 

Man  gelaugt  daher  zu  dem  Schlüsse:  Mit  au  Sicherheit  grenzender  Wahr- 
scheinlichkeit ist  anzimehmen,  daß  der  Verlust  des  linken  Armes  des  Sch. 
mit  der  Ende  März  1903  erlittenen  Verletzung  in  einei’  Verbindung  steht,  und 
zwar,  daß  sie  die  Gelegenheitsursache  gewesen  ist,  die  die  schon  vorher  be- 
stehende Gesclnvulst  zum  Wachsen  und  zur  Annahme  eines  bösartigen  Charakters 
brachte. 


Als  Folgen  hat  der  Unfall  von  Ende  März  1903  bei  Sch.  hinterlassen:  Ver- 
lust des  linken  Armes,  oberhalb  des  Ellenbogens. 

Da  Sch.  bis  3.  September  1904  gearbeitet  hat,  ist  anzunehmen,  daß  er 
durch  Unfallfolgeu  in  seiner  Eiwverbsfähigkeit  vom  Beginne  der  14.  Woche  nach 
dem  Unfall  (Ende  Juni  1903)  bis  3.  September  1904  überhaupt  nicht  beeinträch- 
tigt w’ar.  Vom  4.  September  1904  bis  18.  November  1904  ist  er  zweifellos  um 
lOO'^/o  beeinträchtigt  gewiesen.  Vom  19.  November  1904  und  gegenwdirtig  ist  Sch. 
um  66-/3°  0 beeinträchtigt.  Eine  höhere  Puwverbseinbuße  ist  in  der  ersten  Zeit 
nach  der  Entlassung  aus  der  Klinik  nicht  anzuuehmeu,  weil  zu  jener  Zeit  seit  der 
glatt  heilenden  Amputation  (10.  September  1904)  bereits  eine  Spanne  von  zehn 
Wochen  verflossen  wuar. 

Das  Schiedsgericht  verurteilte  die  Berufsgeuossenscliaft  zur  Gewährung  der 
Vollrente  vom  4.  September  1904  bis  18,  November  1904  und  vom  19.  November 
1904  zur  Gewährung  einer  Teilrente  von  66-/3O/0,  nachdem  der  im  AV^rhandlungs- 
termin  anwesende  Schiedsgerichtsarzt  San. -Bat  Dr.  Köhler  sich  meinen  Aus- 
füliruugen  angeschlossen  hatte. 

(jegeu  dieses  Urteil  legte  die  Berufsgenossenschaft  Rekurs  beim  Beichs- 
versicherungsamt  ein,  indem  sie  sich  im  w^esentlichen  auf  das  oben  wiedergegebene 
(nitachten  ihres  Vertrauensarztes  bezog.  Im  Laufe  dieses  Verfahrens  wurde  noch 
ein  Gutachten  von  seiten  eines  pathologischen  Anatomen  eingeholt.  Dasselbe  hatte 
in  seinen  w'esentlichen  Teilen  folgenden  Wortlaut: 

„Es  kann  als  feststehend  angenommen  werden,  daß  eine  Verletzung  — auch 
eine  durch  stumpfe  Gew^alt  bewirkte  — den  Anstoß  zu  einer  Geschwulstbilduug 
oder,  wenn  eine  solche  schon  vorhanden  wmr,  zu  einem  schnelleren  AVachstum 
geben  kann.  Bei  Sch.  w^ar  eine  Gesclnvulst  von  einer  solchen  Art  vorhanden,  wde 
sie  gerade  bei  der  Möglichkeit  einer  Gesclrvulstentstehung  durch  A'erletzung  in 
betracht  kommt;  auch  darüber  kann  irgend  ein  Zw^eifel  nicht  bestehen,  es  bleiben 
also  nur  die  beiden  Fragen  zur  Entscheidung  übrig: 

1.  \Var  hier  überhaupt  eine  derartige  Verletzung  zustande  gekommen,  daß 
sie  geeignet  sein  konnte,  Ursache  für  eine  Geschwmlstbildung  oder  eine  AVachs- 
tumsbeschleunigung  abzugeben  V 

2.  Im  Falle  der  Bejahung:  Sind  Gründe  vorhanden,  welche  einen  Zusam- 
meuhang  zwischen  dem  Unfall  und  der  Geschwulst  möglich,  wahrscheinlich  oder 
sicher  erscheinen  lassen? 

Zu  1.  Zunächst  ist  festzustellen,  ob  denn  überhaupt  ein  Unfall  stattgcfuudeii 
hat.  Ich  sehe  keinen  Grund,  die  Angabe  des  Sch.  zu  bezweifeln,  besonders  da  er 
zuerst  gar  nicht  AVert  auf  den  Unfall  legte  und  erst  lange  Zeit,  nachdem  er 
seinem  Mitarbeiter  IL  gegenüber  den  Unfall  erwähnt  hatte,  in  ihm  die  Ursache 
seines  Leidens  zu  erkennen  glaubte.  Zeuge  IL  hat  den  Unfall  nicht  gesehen,  aber 
<*r  hat  am  Tage  nachher,  auf  seine  xDifragc  hin,  von  Sch.  davon  erfahren  und 
keinen  Zweifel  an  der  AVahrheit  dieser  Angabe  gehabt,  da  er,  wie  er  wiederholt 
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orkiiirt  liat,  den  Kindnick  liatte,  dal'i  Sch.  sich  an  der  vorgezeigten  roten  Stelle 
an  der  Innenseite  des  linken  Vorderarnies  stark  gestoben  haben  milbte. 

Wie  stark  eine  Verletzung  sein  inub,  um  eine  Geschwulstbildung  oder  ein 
stärkeres  Gesclnvulstwachstum  erzeugen  zu  k'önnen.  wissen  wir  nicht,  eine  ganz 
oberdächliche  Verletzung  wird  man  nicht  für  eine  in  der  Tiefe  sitzende  Ge- 
schwulst verantwortlich  machen  wollen,  eine  derartige  Verletzung  lag  hier  aber 
nicht  vor,  denn  abgesehen  davon,  dab  Zeuge  II.,  wie  erwähnt  wurde,  den  Kin- 
druck einer  Verletzung  durch  einen  stark'en  Stoß  erhalten  hatte,  weist  darauf 
auch  der  Umstand  hin,  dab  Sch.,  der  vor  dem  Unfall  weder  in  ärztlicher  T>e- 
handlung  gestanden,  noch  Krankengeld  bezogen  hat,  schon  am  d’age  nach  dem 
Stöbe  solche  Schmerzen  hatte  beziehungsweise  sich  so  kraftlos  im  linken  Arm 
fühlte,  dab  er  die  Hilfe  eines  Mitarbeiters  erbitten  mubte.  Ks  liegt  nicht  der  min- 
deste Grund  vor,  anzunehmen,  dab  Sch,  dabei  simuliert  habe,  da  er  keinerlei 
Veranlassung  dazu  hatte  und  damals  auch  nicht  im  entferntesten  daran  dachte, 
dab  der  Unfall  und  seine  Folgen  für  ihn  von  Wichtigkeit  werden  konnten,  hat 
er  ja  doch  nicht  einmal  eine  Meldung  von  dem  Unfall  gemacht. 

Ich  muß  demnach  annehmen,  daß  ein  Stoß  stattgefunden  hat.  und  daß  die 
Verletzung  an  sich  die  Möglichkeit  nicht  ansschliebt,  dab  durch  sie  eine  Ge- 
schwulstbildung angeregt  oder  das  Wachstum  einer  schon  vorhandenen  Geschwulst 
beschleunigt  worden  sei. 

Zu  2.  Soll  ein  Zusammenhang  der  angedenteten  Art  zwischen  Verletzung 


und  Geschwulstbildung  oder  -Wachstum  in  einem  gegebenen  Falle 


angenommen 


werden,  so  ist  zunäebst  im  allgemeinen  zu  verlangen,  dab  zwischen  Verletzung 


und 

Zeit 


Übereinstimmung 


des  Ortes  und  Übereinstimmung  der 


Geschwulstwachstum 
nachgewiesen  werde. 

W^as  in  unserem  Falle  den  Ort  betrifft,  so  stimmen  alle  Angaben,  nicht 
die  des  Verletzten  selbst,  sondern  auch  die  des  Zeugen  H.  sowie  der  Arzte 

der  Tat  am  Orte  der  Verletzung  auch  die  Geschwulst  ge- 
für  eine  Ilejahung  des  Zusammenhanges  ist  dem- 


Bedingung 


nur 

darin  überein,  daß  in 
sessen  habe.  Diese 
nach  erfüllt. 

Dasselbe  gilt  aber  auch  für  die  Zeit,  denn  als  Dr.  C.  den  Patienten  zum 
erstenmale  sah  (Ende  März  1903)  — es  war  wohl  nicht  mehr  als  eine  Woche  seit 
dem  Unfall  vergangen  - da  konnte  er  eine  pflaumengroße  Geschwulst  feststellen. 
Dr.  W.  fand  14  Tage  später  bereits  eine  kleinapfelgroße,  1 Jahr  und  5 Monat»' 
später  war  sie  schon  kindskopfgroß.  Also  auch  die  zeitliche  Übereinstimmung 
zwischen  Unfall  und  Geschwulstwachstum  ist  vorhanden. 

Nun  fragt  es  sich  zunächst  weiter,  ist  die  Geschwulst  erst  nach  der  Ver- 
letzung entstanden  oder  war  sic  schon  vorher,  Avenn  auch  erst  in  den  Anfängen, 
vorhanden?  Diese  Frage  läßt  sich  nicht  sicher  entscheiden,  da  nicht  feststeht,  wie 
lange  vor  der  ersten  ärztlichen  Untersuchung  der  Unfall  stattgefunden  hatte. 
Sollte  Dr.  ('.  mit  seiner  Annahme  „geraume  Zeit“  Recht  haben,  so  halte  ich  c'S 
für  möglich,  dab  die  Geschwulst  erst  nach  der  Verletzung  entstanden  ist,  denn 
da  sie  innerhalb  14  Tagen  von  Ptlauniengröbe  bis  zu  Kleinapfelgröße  sich  ent- 
wickelt hatte,  so  kann  sie  Avohl  auch  innerhalb  14  Tagen  aus  dem  Nichts  zu 
Phaumengröbe  herangeAvachsen  sein;  trifft  aber  die  Angabe  des  Sch.  „einige  Tage" 
zu,  so  muß  angenommen  Averden,  Avie  es  die  übrigen  Gutachter  auch  getan  haben, 
dab  die  GescliAvulst  schon  vor  der  Verletzung  vorhanden,  Avenn  auch  noch  nicht 
beiiK'rkt  worden  Avar. 

Ks  bleibt  also  die  Frage  übrig: 

Unfall  und  dem  Verlust  des  Armes 


Besteht  ein  Zusammenhang  ZAvischen  dem 
bösartiger  GescliAvulst  des  linken 


Avegen 


Vorderarmes?  Da  sei  zunächst  festgestellt,  dab  nichts  darauf  hiinveist,  daß  die 
Geschwulst  ursprünglich  eine  andere  Avar.  Avic  später;  ihr  rasches  Wachstum  von 
der  Zeit  an,  aao  sie  überhaupt  Ix'merkt  Avorden  Avar,  bcAveist,  dab  sie  von  Anfang 
an  ein  bösartiges  Sarkom  Avar. 


Sarkom  uiul  Unfall. 
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Dr.  I).  hat  in  seinem  (lutaehten  angeführt,  daß  die  Annahnu'  eines  ursäch- 
lichen Zusammenhanges  eines  Insultes  mit  der  Entwickelung  einer  bösartigen  Ge- 
schwulst oder  die  Annahme  der  Beschleunigung  des  Wachstumes  einer  solchen 
nicht  notwendig  sei,  daß  im  Gegenteile  in  den  meisten  Fällen  eine  krankhafte 
Gewebsentartung,  eine  Geschwulst  nur  dann  einen  bösartigen  Verlauf  nehmen 
werde,  wenn  sie  schon  von  vornherein  von  bösartigem  ('harakter  war,  auch  werden 
sie  sich  mit  der  Zeit  spontan  und  ohne  äußeren  Insult  in  derselben  W('ise  weiter- 
entwickeln, wie  dies  bei  dem  Sch.  geschehen  ist.  Auch  di(i  Zeit  von  etwa  1^/2  .lahren, 
welche  die  Krankheit  des  Sch.  gedauert  hat,  bis  die  Ami)utation  des  erkrankten 
Gliedes  notwendig  wurde,  entspräche  der  gewöhnlichen  Erfahrung  bei  der  natür- 
lichen und  durchaus  nicht  etwa  durch  besondere  äußere  Umstände  beschleunigten 
Entwickelung  d('s  Sarkomes. 

Es  ist  völlig  /uzugeben,  daß  ein  Sarkom  einen  ähnlichen  Verlauf  hätte 
nehmen  können  wie  bei  Sch.,  auch  wenn  kein  Unfall  stattgefnnden  hätte,  denn  es 
giebt  an  sich  schnell  und  langsam  wachsende  Sarkome  und  es  giebt  auch  Sarkome, 
welche  in  wechselndem  Tempo,  bald  langsamer,  bald  schneller,  wachsen.  Die  Gründe, 
warum  das  eine  oder  das  andere,  oder  warum  bald  das  eine,  bald  das  andere 
statthat,  kennen  wir  noch  nicht,  da  uns  die  Bedingungen  für  das  Wachstum  der 
(ieschwülste  nur  sehr  unvollkommen  bekannt  sind.  Nur  das  eine  kann  gesagt 
werden,  daß  unter  den  Ursachen  für  schnelles,  bzw.  b('schleimigtes  Wachstum 
auch  Verletzungen,  welche  die  Geschwulst  selbst  oder  ihre  nächste  Umgebung  be- 
troffen haben,  aufgezählt  werden  müssen.  Die  Geschwulst  des  Sch.  war,  besonders 
in  der  nächsten  Zeit  nach  der  Verletzung  eine  sehr  schnell  wachsende,  eine 
Verletzung  war  in  ihrem  Gebiete  zustande  gekommen;  also  kann  nicht  ausge- 
schlossen werden,  daß  hier  die  Verletzung  für  das  schnelle  Wachstum  maßgebend 
gewesen  ist. 

Also  die  Möglichkeit  (ünes  ursächlichen  Zusammenhanges  zwischen  dem  Un- 
fall und  der  Entstehung  oder  doch  dem  schnellen  Wachstum  der  Geschwulst  kann 
nicht  geleugnet  werden.  Wenn  man  aber  berücksichtigt,  daß  der  bis  dahin  völlig 
gesunde  Mann  von  dem  Augenblick  der  Verletzung  an  eine  Veränderung  an  der 
gestoßenen  Stelle  behalten  hat,  daß  der  erste  Untersucher,  Dr.  G.,  neben  der  Ge- 
schwulst eine  Veränderung  der  anstoßenden  Weichteile  fand,  welche  er  später, 
wie  mir  scheint  mit  vollem  Rechte,  als  die  Folge  der  Verletzung,  von  der  er 
sonst  gar  nichts  mehr  wahrgenoinmen  hätte,  ansah,  wenn  man  weiter  beachtet, 
daß  die  Schmerzen,  welche  vorher  völlig  fehlten,  nach  der  Verletzung  nicht  mehr 
aufhörten,  denn  sie  führten  den  p.  Sch.  einige  Zeit  nach  der  Verletzung  zu  Dr.  C. 
und  weitere  14  Tage  später  zu  Dr.  W.,  so  luuß  mau  meines  Erachtens  übei‘  die 
Anerkennung  der  Möglichkeit  eines  ursächlichen  Zusammenhanges  zwischen  Unfall 
und  Geschwulstwachstum  hinausgehen  und  eine  nicht  geringe  Wahrscheinlichkeit 
eines  solchen  Zusammenhanges  zulassen. 

Somit  schließe  ich  mich  im  großen  und  ganzen  den  Gutachten  dei-  DDr.  Enijel 
und  Köhler  an,  indem  ich  erkläre: 

1.  Es  hat  ein  Unfall  stattgehabt,  der  an  sich  geeignet  war,  die  Entstehung 
einer  Geschwulst  odei‘  die  Verschlimmerung  einer  schon  vorhandenen  zu  ver- 
anlassen. 


2.  Wegen  der  örtlichen  und  zeitlichen  Übereinstimmung  zv.ischen  Verletzung 
und  Geschwulstwachstum  einerseits  und  wegen  des  plötzlichen  Einsetzens  und  un- 
aufhaltsamen Fortschi-eitens  der  krankhaften  Erscheinungen  nach  der  Verletzung 
andererseits  ist  mit  einer  nicht  geringen  Wahrscheinlichkeit  anzunehmen,  daß  di(' 
Entwickelung,  bzw.  das  schnelle  Wachstum  des  Sarkomes  am  linken  Vorderarm 
des  Klägers  in  ursächlichen  Zusammenhang  mit  jener  Verletzung  vom  IMärz  1903 
g(^standen  hat. 

Das  Reichsvei'sicheningsamt  bestätigte  di('  Entsclnädung  d('S  Schi('(lsgericlites. 


Eii{?el.  Beurteilung  von  Unfallfolgen. 
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Fleiscli^eschwiilst  (Siirkom)  des  l iitersclieiikels  als  l iit*allfolj:;e 

anerkannt. 

Vorgoscli  i eilte*. 

Der  mn  10.  Mai  1889  geboreiK*  J)roh(*i'  8.  will  am  26.  8(‘i)t('mb(',r  1906  durch 
S})riing  von  einer  Dri'hbank  eine*  \ ('iTetzmig  des  r('cbt<*n  Ib'im'S  (*rlitten  bab<*n. 
Am  15.  Nov('mb(*r  1907  ist  S.  v(‘rstorb(*n. 


Degutaebtung. 

l)i‘.  E.  hat  am  8.  Oktober  1906  bei  dem  S.  eine  leichte  Knocheuhautentzün- 
dnng  am  Schienbein  festgestellt,  während  dieser  s(*lbst  über  Schmerzen  an  und 
über  dem  inm'ren  Knöchel  des  einc'n  Unterschenkels  klagte.  Dr.  II.  hatte*  d(*n  S. 
im  S(*ptember  1906  au  „Rheumatismus“  behandelt.  Bei  keinem  der  Arzte  bat  S. 
Angabe*!!  über  einen  erlittenen  Unfall  gemacht.  l)e*rselhe*  kann  mithin  nicht  e*rhe*b- 
lich  ge* wesen  se*in. 


Dr.  R.  konstatierte  am  8.  Oktober  1906  eine  sehr  schmerzhafte  Knochen- 
e*.rkrankung'  am  rechten  Unterschenkel,  knapp  an  der  Außenseite  unter  dem  Knie- 
g(*h*nlc.  Diese  Erkrankung  erwies  sich  später  als  Sarkom  (bösartige,  krebsähnliclK* 
(J('schwulst),  das  die  Oberschenkelamputation  notwendig  machte  und  am  15.  Xo- 
vi'mber  1907  den  Tod  des  S.  herbeiführte. 

Sarkome  sind  wohl  die  bösartigsten  Xeubildungen,  die  beobachtet  werd(U!. 
Knodu'iisarkome  befallen  vorzugsw(*ise  das  jugendliche  Alt(*r,  sie  sind  durch 
schm'lles  Wachstum  ausgezeichnet:  ihre  Prognose  ist  — auch  bei  frühzeitig  vor- 
g('nomnienen  hohen  Amputationen  --  sehr  ungünstig,  weit  sich  besonders  häutig 
3Ietastasen  (Verschleppung  von  Geschwulstkeimen)  in  anderen  Organen  entwickeln. 

Die  Art  der  Entstehung  der  Sarkome  entzieht  sich  unserem  Wissen.  Es  ist  ab(*r 
nach  klinischer  Erfahrung  anzunehmen,  daß  zuweilen  ein  Trauma  die  Gelegenheits- 
ursache abgiebt,  die  (ünen  bis  dahin  rul!enden  Geschwulstherd  zu  schnellerem  Wachs- 
tum anregt. 


Als  klinische  Erscheinungen  sind  die  ersten  Symptome:  Ziehende  Schmerzen, 
die  zunächst  leiclit  als  Rheumatismus  gedeutet  werden  können,  sodann  wachs(*u(h* 
Knocl!enauftreibungen. 

Beides  ist  hier  kurz  nach  dem  als  Betriebsunfall  angesproclienen  Ereignis 
beobachtet  worden.  Wird  dieser  als  erwiesen  angesehen,  so  muß  auf  Grund  des 
Akteninhaltes  gesagt  werden: 

Mit  ausreichender  Wahrscheinlichkeit  hat  der  als  Betriebsunfall  behauptete 
Vorgang  vom  26.  September  1906  bei  dem  hierzu  disponierten  rechten  Schienbein 
des  S.  die  Entstehung  der  Sarkomgeschwulst  als  Gelegenheitsursache  ausgelöst, 
bzw.  beschleunigt,  da  der  hei  dem  Sprung  entstehende  Stoß  sicli  auf  den  ganzen 
Unterschenkel  fortpflanzen  mußte.  Der  Verlust  des  Beines  sowie  der  Tod  sind 
Folgen  dieser  Geschwulstbildung. 

Bis  16.  August  1907  war  S.  nach  dem  Gutachten  des  Dr.  L.  zweifellos  völlig 
erwerbsunfähig.  Da  S.  bereits  3 Monate  später  verstorben  ist  und  das  todbringende 
Rezidiv  bzw.  die  Metastasen  einige  Zeit  zu  ihrer  Entwickelung  gebraucht  haben 
müssen,  so  ist  auch  anzunehmen,  daß  S.  während  dieser  Zeit  voll  erwerbsunfähig 
und  ärztlicher  Behandlung  bedürftig  war. 

Die  Beweisaufnahme  ergab,  daß  S.  nach  dem  Sprung  von  der  Bank  einem 
Mitarbeiter  gegenüber  über  Schmerzen  geklagt  hatte. 

Die  Spruchbehörden  erkannten  demnach  den  ursächlichen  Zusammenhang 
zwischen  Unfall  und  Geschwulstbildung  an. 


Bösartige  (teseh willst  (Osteosarkom)  des  Wadenbeines  nicht  als  Un- 

Tallfolge  anerkannt. 


ln  einem  anderen  Falle  gelangte 
h'hm*nden  Entscheidung  l»ezüglich  des 


das  Beichsversicherungsamt  zu 
ui'sächlicheu  Zusammenhang(*s 


einer  ab- 
z wisch  (*n 


Sarkom  und  Unfall. 
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Sarkom  ('ini's  Uiit('rtic*li(Mik('ls  (Ostoosarkom  des  W adonluMUCs  iiml  dei‘ Wadeii- 
imiskulatur)  und  (dnem  8 Monate  vorlnu’  ('rfolgtmi  Sturz  mit  der  L(dt('r.  Das  von 
77#/6u/-Kottl)us  ('rstatt('t(‘  Dutaehtim  tulirt('  im  w(‘s('ntlieho]i  aus:  Äuloei'e  Ver- 
h'tzungen  sind  so  s(dten  di('  Ui'saclie  zur  Ilildung  echter  (T('schwülste,  dah  Borst 
sagt:  ..Uei’ade  das  spontane  Entst(dum  eimu'  N(Md)ildung  ohne  nachwcdsbare  Ur- 
saclu'  darf  vom  Ai‘zt(‘  vorsichtigerw('is('  zur  Diagnose'  einer  ('cliteii  Gesclnvulst  mit 
v('r\vend('t  evt'iah'n.“  Statistisch  ist  nachgewiese'ii , dalo  bei  der  Sarkombildung  ehva 

2*^/0  eine  mechanisclui  Verletzung  als  auslösende^ 


in  0 


0,  bei  der  Ki-ebsbildimg  in 


Ursache'  angi'se'lu'ii  we'rde'ii  darf.  Zur  berechtigte'n  Annahme'  einer  ti’aumatischem 
Ui'sache  ist  e'rforelerlich : 1.  Siclu're'r  Nachweis  des  Unfalb's.  2.  Eine  gewisse  in 
ihre'ii  Folge'ii  (Sugillatiem,  Funktionsstörung,  Schmerz,  Arbeitseinsti'llung)  bemerk- 
bare Inte'iisität  der  (fe'walteinwii-kung.  8.  Identität  der  Verledzungsstelle'  mit  elem 
Kntwickelungsorte  der  (fescliwulst.  4.  Das  Auftreten  der  Gesclnvulst  nach  elem 
Unfalb'  mub  in  e'inem  mit  eb'ii  wissenschaftlichen  Frfahrungeu  in  Einklang  zu 
bringemb'u  Ze'itabschnitt  erfolgen.  (Heim  Sarkom  untere'  Grenze':  8 Wochen,  obere 
Grenze:  2 Jahre.)  Nach  dem  Akteninhalt  war  elii'  Forelerung  2 nicht  erfüllt.  Der 
Unfall  wai-  unbedingt  e'in  leichter  gewesen,  elenn  der  Vi'rleAzte  hat  nicht  nui'  am 
selben  Tage  bis  zum  Abe'ud,  sondern  noch  volle'  4 Weiche'ii  eihiu'  Unterbre'cdiung 
weiter  gearbeitet.  Auberdem  wurde  der  Foi’derung  8 nicht  genügt.  Die'  Geschwulst 
hatte  ihren''  Sitz  innerhalb  der  Alitte  der  Wade'.  Die'se  Stelle'  konnte  bei  dem 
Sturz  von  eler  Ja'itei’  unmittelbar  nicht  getreiften  werden,  es  ist  vielmehr  wahr- 
scheinlich, elab  die  Kniescheibe  ge'schlagen  wurele.  Diese  abe'r  war  nicht  Sitz  der 
(feschwulstbildung.  Alithin  war  auber  elem  Nachweis  des  Unfalles  nur  eine  Forde- 
rung e'rfüllt:  das  zeitliche'  Zusammentreffen.  Dies  kann  aber  ebensogut  ein  zu- 
fälliges sein. 


Fleiscli^esclnviilst  (Sarkom)  der  Lunge  nicht  als  Folge  einer 

Erkältung  anerkannt. 


Zwei  Tage 


nach  einer 


starken  Erkältung 


erkrankte  ein  Arbeiter  W.  am 
6.  Alärz  1908  an  Husten.  Schon  nach  5 Monaten  starb  er  an  einem  Sarkom  der 
linken  lainge,  das  von  den  Iwmphdrüsen  der  linken  latngenwurzel  ausging,  auf 
den  linken  A'orhof  des  Herzens  übergegangen  war  und  zahlreiche  Tochterge- 
schwülste in  den  Nieren,  im  Hauchfell  und  Rippenfell  erzeugt  hatte. 

Es  wurde  vom  ReiclisYersicherungsamte  auf  Grund  der  erstatteten  Gutachten 
angenommen. 


bestanden 


daß  das  Sarkom  schon  vor  der  schadenbringenden  Hetriebsarbeit 
hatte  und  letztere  selbst  olnu'  jeden  Einfluß  auf  den  Verlauf  des 


Leidens  geblieben  war. 


Fleischgeschwiilst  (Sarkom)  der  Bauch  decken  nicht  als  Unfallfolge 

anerkannt. 

0 r g e s c h i c h t e. 

Der  damals  38jährige  Schlosser  F.  soll  in  der  Zeit  zwischen  dem  17.  und 
24.  April  1906  dadurch  einen  Hetriebsunfall  erlitten  haben,  daß  er  sich  beim 
Arbeiten  die  Hauch  decken  drückte.  Die  Arbeit  hat  er  nicht  ausgesetzt.  Erst  nach 
Weihnachtc'ii  1906  suchte  er  einen  Arzt  auf,  dem  er  über  Schmerzen  und  An- 
schwellung der  linken  oberen  Leibeshälfte  klagte.  Nach  Angabe  des  Arztes  be- 
stand eine  mäßige,  schmerzhafte  Anschwellung  in  der  linken  oberen  Leibeshälfte, 
die  von  der  Alilz  auszugehen  schien.  F.  wünschte  die  Arbeit  nicht  auszusetzen. 
Er  machte  auch  nicht  den  Eindruck  eines  schwer  kranken  Alannes,  es  wurde 
Streichmassage  durch  einen  Heilgehilfen  ausgeübt.  F.  stellte  sich  dem  Arzte  sehr 
unregelmäßig  und  unpünktlich  vor. 

Am  28.  Mai  1907  wurde  er  in  ein  Krankenhaus  aufgenommen,  wo  er  angab, 
daß  er  seit  Weihnachten  1906  eine  an  Größe  zunehmende  Geschwulst  der  linken 
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lUiuchseiti'  \valir^’(‘iioiiiinen  habe.  l)i('  (Tcscbwulst  war  j(Tzt  kindskopfgroß , sie 
inaclite  wenig  Ik'scliwerden.  Man  spiaich  sie  für  (dn  Sarkom  (Fleischgeschwiilst) 
an.  l)i(^  Entferming  derselben  auf  operativem  Wege  gelang  nicht  völlig,  da  si(^ 
schon  zn  weit  vorgeschritten  war.  Am  22.  August  1907  starb  F. , nachdeni  sich 
noch  in  anderen  Organen  Tochterg(eschwülstf'  etabliert  hatten. 

G utachtehi. 

i 

Wenngleich  es  bis  heute  der  Wissenscliaft  noch  niclit  gelungen  ist,  eine 
eindeutige  Erklärung  zu  geben,  wodurch  denn  eine  Geschwulst  entsteht,  wird  im 
Interesse  von  Unfallverletzten  allgemein  angenommen,  daß  ein  bereits  vorhandener 
Geschwulstkeim  durch  ein  Trauma  zur  Wucherung  angeregt  werden  und  somit 
zur  Jlildung  einer  bösartigen  Geschwulst  V'eranlassung  geb('n  kann. 

^'oraussetzung  für  eine  derartige  Anerkennung  des  Trauma  als  veranlassende 
Ursache  ist  indeß,  daß  dasselbe  eine  gewisse  Intensität  besitzt,  daß  sichere  An- 
zeichen eines  stattgehabten  Insultes,  wie  Ulutunterlaufensein , Schwellung,  Schmerz- 
haftigkeit, Funktionsbehinderung  des  betroffenen  Körperteiles  nachweisbar  sind. 
Denn  Stöß(',  Uüffe,  plötzlicher  Druck  und  andere  leichte  Yeiletzungen  des  Körpers 
gehören  so  sehr  zu  den  Akquisiten  des  täglichen  Lebens,  namentlich  bei  Kindern 
und  den  körpcndich  Arbeitenden,  daß  kaum  ein  ^Mensch  vor  der  Entwickelung 
einer  bösartigen  Geschwulst  in  seinem  Leben  verschont  bleiben  könnte. 

Andererseits  sehen  wir  bösartige  Geschwülste  sich  ohne  jede  nachweisbare 
Ursache  entwick(dn,  wo  auch  das  leichteste  Trauma  völlig  auszuschließen  ist. 

Im  vorli('genden  Falle  ist  die  Gewalteinwirkung  auf  den  Lauch  des  F.  im 
April  190(1  — falls  sie  tatsächlich  stattgefunden  hat  — eine  so  geringe  gewesen, 
daß  er  die  Arbeit  überhaupt  nicht  ausgesetzt  hat.  Erst  im  Januar  1907  suchte 
F.  einen  Arzt  auf. 

oder  einer  Geschwulst  von  seiten  eines 


Die  Leurteilung 


einer  Schwellung 


Laien  kann  nicht  als  be^veiskräftig  angesehen  werden.  Auffällig  muß  außerdem 
erscheinen,  daß  F.  zunächst  eines  Unfalles  überhaupt  nicht  Erwähnung  getan  hat. 
Daß  eine  um  die  Weihnachtszeit  1906  entdeckte  bösartige  Geschwulst  (Sarkom) 
bereits  8 Monate  später  zum  Tode  führt,  ist  bei  dem  Charakter  der  Geschwulst 
nicht  als  auffällig  schneller  Yerlauf  zu  bezeichnen. 

Ich  gebe  daher  das  von  mir  erforderte  Gutachten  dahin  ab: 

.Es  ist  nicht  mit  Sicherheit,  aber  auch  noch  nicht  einmal 
reichender  Wahrscheinlichkeit  anzunehmen , 
geblichen  Unfall  vom  April  1906  in  einem 


daß  der  Tod 
ursächlichen 


mit  aus- 
des  F.  mit  dem  an- 
Zusammenhang  steht 


oder  aber  durch  diesen  wesentlich  beschleunigt  worden  ist. 


Die  Lerufung  wurde  zurückgewiesen,  llekurs  wurde  nicht  eingelegt. 


iHeschleiiiiig;iiiig:  des  Wachstums  einer  Cteliirii^escliwiilst  (Sarkom) 

durch  einen  Unfall. 

Y 0 r g e s c h i c h t e. 

Der  T2jährige  Expedient  Ernst  II.  hatte  nach  der  Unfallanzeige  vom 
11.  Mai  1906  am  27.  April  1906  im  Betriebe  einer  Maschinenfabrik  dadurch 
einen  Unfall  erlitten,  daß  er  sich  beim  Signieren  von  Kollis  aus  gebückter  Stellung 
erhob  und  hierbei  mit  dem  Kopf  an  eine  über  ihm  hängende  Kranwagc  stieß. 
Es  wird  bei  der  Unfallanzeige  vermerkt,  daß  H.  seit  dieser  Zeit  über  heftige 
Kopfschmerzen  geklagt  habe  und  daß  er  am  4.  Mai  dieserhalb  seine  Beschäftigung 
(3instellen  und  äi’ztliche  Hilfe  in  Anspruch  nehmen  mußte. 

Bei  der  polizeilichen  ITiitersuchung  dos  Unfalles  am  10.  -Umi  hat  11.  bezüg- 
lich des  Unfallherganges  di(3  gleichen  Angaben  gemacht.  Er  hat  hinzugefügt,  daß 
(ir  sich  am  4.  Mai  in  Behandlung  des  Nervenarztes  Dr.  M.  begeben  habe.  Im  Juli 
beantragte  II.  bei  der  Berufsgenossenschaft  die  Gewährung  einer  Unfallreute,  weil 


Sarkom  und  knfall. 


;>  i ;> 


er  sich  infolge  des  Unfalles  in  stationärer  Behandlung  der  Klinik  befände,  ln  der 
Klinik  ist  H.  am  31.  Juli  verstorben,  nach  Angabe  der  Ehefrau  an  den  Folgen 
des  Unfalles. 

Dr.  B.  aus  der  Klinik  hat  auf  Befragen  der  betreffenden  Berufsgenossen- 
schaft über  den  Krankheitsverlauf  und  die  Todesursache  des  H.  den  nachfolgen- 
den Bericht  gegeben : Expedient  Ernst  11.  ist  am  30.  Juni  1906  in  die  Klinik 
aufgenommen  worden.  Sein  Zustand  war  ein  derartiger,  daß  er  nicht  in  der  Lage 
war,  über  Entstehung  und  Verlauf  seines  Leidens  selbst  Angaben  zu  machen. 
Nach  iMitteiluug  seiner  Frau  erlitt  H.  im  April  einen  Unfall,  indem  er  seinen 
Kopf  gegen  eine  eiserne  Kranwage  schlug.  Im  Anschluß  an  diesen  Unfall  seien 
die  ersten  Krankheitserscheinungen  aufgetreten.  Der  Krankheitsbefund  war  folgen- 
der: Verlust  des  Bewußtseins,  Lähmung  beider  Beine,  der  Blase  und  des  Mast- 
darnies.  Sprachstörung.  Diagnose;  Hirngeschwulst.  Bei  dem  weit  vorgeschrittenen 
Leiden  wurde  wegen  der  Zwecklosigkeit  einer  Operation  von  einer  solchen  Ab- 
stand genommen.  Die  Sektion  ergab  eine  Geschwulst  des  linken  Stirnlappens.  Ein 
ursächlicher  Zusammenhang  zwischen  Unfall  und  Entstehung  der  Geschwulst  be- 
steht nicht.  Vielmehr  handelt  es  sich  nach  dem  klinischen  Befund  und  dem 
Sektionsergebnis  um  eine  bösartige  Neubildung,  die  unabhängig  vom  Unfall  ent- 
standen ist. 

Der  Nervenarzt,  Dr.  AL,  welcher  11.  vom  4.  Alai  an  behandelt  hatte,  gab 
der  Berufsgenossenschaft  auf  Befragen  die  folgende  Schilderung  der  Krankheit 
des  II.:  H.  sei  zuerst  am  9.  Februar  1903  wegen  Rückenschmerzen  und  zeit- 
weiser Kopfschmerzen  in  seine  Behandlung  getreten.  Der  damalige  objektive 
Befund  sei  negativ  gewesen.  Die  Diagnose  habe  auf  „Nervenschwäche“  gelautet. 
Es  seien  keinerlei  Anzeichen  für  ein  organisches  Hirnleiden  vorhanden  gewesen, 
und  H.  sei  am  27.  Februar  1903  geheilt  entlassen  worden.  Am  7.  Alai  1906  sei 
H.  wieder  zu  Dr.  AL  gekommen,  und  zwar  mit  Klagen  über  Kopfschmerzen, 
welche  seit  zirka  2 Wochen  beständen.  Er  sei  gleichgültig  und  niedergeschlagen 
gewesen  nnd  habe  schlechter  gesprochen.  Er  gab  an,  schon  vor  zwei  Alonaten  Kopf- 
schmerzen gehabt  zu  haben.  Die  Untersuchung  ergab  nach  Dr.  ALs  Angabe  objektiv 
zwar  nichts  Krankhaftes.  Der  psychische  Zustand  des  H.  und  seine  Sprachbeschwer- 
den  ließen  aber  sofort  an  ein  beginnendes  organisches  Hirnleiden  denken.  Als 
Entstehungsursache  des  Leidens  wurde  von  LI.  „viel  Ärger“  angegeben.  Von  einer 
Verletzung  wurde  zuerst  nichts  erwähnt.  Der  Verletzung  geschah  erst  am  28.  Alai 
I:lrwähnnng,  zu  einer  Zeit,  als  das  typische  Bild  einer  Geschwulst  im  Schädel- 
innern  bereits  vorhanden  war.  Dr.  AL  verordnete  eine  Schmierknr:  nach  vorüber- 
gehender Besserung  trat  jedoch  schnell  Verschlimmerung  nnd  am  31.  Juli  der 
Tod  ein.  Dr.  AL  urteilt,  daß  der  Unfall  die  Hirngeschwulst  nicht  direkt  verursacht  — 
denn  schon  im  Alärz  1906  habe  H.  Kopfschmerzen  gehabt,  die  ein  Zeichen  des 
bestehenden  Leidens  waren  -,  wohl  aber  die  Krankheit  verschlimmert  und  ihren 
Verlauf  beschleunigt  habe. 

Der  Vertrauensarzt  der  Berufsgenossenschaft,  Dr.  Z.,  gab  auf  Grund  der 
Akten  sein  Gutachten  dahin  ab,  daß  die  Geschwulst  mit  dem  Unfall  nicht  in 
Zusammenhang  stehen  könne.  Der  Unfall  sei  ein  leichter  gewesen,  H.  habe  seine 
Arbeit  nicht  aiisgesetzt,  sondern  so  lange  noch  gearbeitet,  bis  eben  sein  fort- 
schreitendes Grundleideu  ihn  zum  Aiissetzen  der  Arbeit  veranlaßt  habe.  Auch 
dem  behandelnden  Arzt  habe  er  erst  später  von  dem  Unfall  Kenntnis  gegeben. 
Hierauf  lehnte  es  die  Berufsgenossenschaft  ab,  entschädigend  für  den  LTnfall 
einzntreten. 

Gegen  den  ablehnenden  Bescheid  der  Berufsgenossenschaft  legte  die  Witwe 
Berufung  ein  und  überreichte  gleichzeitig  ein  Attest  des  Dr.  K.  folgenden  Inhaltes: 
Der  Frau  des  verstorbenen  Lagerverwalters  Ernst  11.  bescheinige  ich  hiermit,  daß 
ich  ihren  Alaun  in  der  Zeit  vom  13.  Alai  bis  22.  Juni  1906  wegen  eines  Gehirn- 
leidens, welches  ich  als  Gehirngeschwulst  diagnostizierte,  behandelt  habe.  Nach 
Angabe  des  Kranken  nnd  seiner  Ehefrau  ist  er,  abgesehen  von  einer  Influenza 
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ini  Februar  1906,  die  8 Tage  dauerte,  nie  wesentlich  krank  gewesen.  Iin  besondei’t'H 
hat  er  seinen  anstreugcnden  Ik'ruf  l)is  zum  27.  April  ohne  Beschwerden  seitens 
des  (tehirns  ausühf'ii  können.  Am  27.  April  1906  erlitt  (‘r  einen  heftigen  Scldag 
gegen  den  Kopf,  seitdem  traten  Kopfschmerzcui  auf,  di('  ihn  zwangen,  am  4.  Alai 
die  Arbeit  zu  unterbrochen.  Die;  Beschwerden  verschlimmerten  sich  von  Tag  zu 
Tag,  bis  (?r  am  31.  -luli  1906  an  einer  Gehirngesclnviüst  verstarb.  Nach  dem  oben  ge- 
schilderten Verlauf  der  Kranklndt  halte  ich  die  Möglichkeit  für  nicht  ausgeschlossen, 
dalo  die  Entstehung  der  Geschwulst  auf  den  Unfall  zurückzuführen  ist,  für  sicher 
aber  halte  ich  es,  dab,  sollte  auch  die  Geschwulst  schon  vorher  b(‘standen  haben, 
der  ungünstige  Verlauf  durch  den  Unfall  wesentlich  beschleunigt  worden  ist. 

In  einem  hierauf  von  der  llerufsgeuossenschaft  nochmals  eingeforderten 
Gutachten  des  Nervenarztes  Dr.  M.  kam  derselbe  wiederum  zu  dem  Schlub,  daß 
der  Unfall  vom  27.  April  19o6  die  Hirngeschwulst  des  H.  zwar  nicht  verursacht, 
wohl  aber  das  schon  bestehende  Leiden  hochgradig  verschlimmert  und  seinen 
Verlauf  beschleunigt  habe. 

B e g n t a c h t u n g. 

Bei  dem  heutigen  Stande  der  Wissenschaft  kann  nicht  mit  Sicherheit  gesagt 
werden,  ob  ein  Unfall  das  unmittelbare  Entstehen  einer  Geschwuilst  herbeiführen 
kann.  Soviel  steht  aber  nach  klinischer  Erfahrung  fest  — und  der  vorliegende 


P'all  ist  ein  neues  Beispiid  hierfür 


dab  Verletzungen,  die  in  der  Nähe  de; 


Sitzes  der  Erkrankung  angreifen,  bereits  bestehende,  noch  kleine  Geschwülste  zu 
rapidem  Wachstum  anfachen  und  damit  eine  beträchtliche  Verschlimmerung  und 
Beschleunigung  des  verheerenden  Prozesses  bewirken  können.  Im  vorliegenden  Falle 
ist  diese  rapide  Verschlimmerung  in  unverkennbarem  Zusammenhang  mit  dem  am 

27.  April  1906  erfolgten  Unfalh'  eingetreten,  denn  bereits  am  4.  Mai  setzte  11.  die 
Arbeit  aus,  während  er  in  der  kurzen  Zwischenzeit  dauernd  über  Kopfschmerzen 
geklagt  hatte.  Am  7.  Mai  1906  wurden  psychische  und  Sprachstörungen,  am 

28.  Mai  bereits  Stauungspapille  und  das  typische  Bild  einer  Gehirngeschwulst 
festgestellt  Alag  man  den  Keim  der  Geschwulst  in  das  dahr  1903  zurückverlegen, 
so  lehrt  ebenfalls  die  klinische  Erfahrung,  daß  selbst  bösartige  Geschw'ülste  kein 
kontinuierliches  Wachstum  zeigen,  sondern  zeitweise  Stillstand  in  der  Entwickelung 
zu  beobachten  ist.  Hier  hat  sich  mindestens  die  Weiterentwickelung  der  Geschwulst 
an  die  Verletzung  angeschlossen;  die  Verletzung  hat  also  mindestens  den  Charakter 
einer  Gelegenheitsursache  bezüglich  der  Weiterentwickelung  der  Geschwulst  und 
damit  für  den  am  31.  Juli  1906  erfolgten  Tod  des  11. 

Daraufhin  verurteilte  das  Schiedsgericht  die  Berufsgenossenschaft  zur  Ent- 
schädigung der  Witwe. 

Gegen  dieses  Schiedsgerichtsurteil  hat  die  Berufsgenossenschaft  beim  It.  V.A. 
mit  folgender  Begründung  Rekurs  eingelegt:  Der  Vorstand  vermag  nicht  die  Über- 
zeugung zu  gewinnen,  daß  im  Sinne  des  Schiedsgeiächtsurteiles  ein  ursächlicher 
Zusammenhang  zwisclien  dem  Tode  des  11.  und  dessen  leichtem  Unfall  b('steht, 
dab  — nach  den  Ausführungen  des  Dr.  M.  und  Dr.  E.  — eine  Verschlimmerung 
des  Leidens  des  11.  (Gebirngeschwulst)  durch  den  Unfall  hervorgerufen  worden 
sein  soll.  Der  Vorstand  muß  vielmehr  seinen  Standpuidd.  festhalten,  wie  er  in  den 
Gutachti'ii  der  Klinik  vertreten  wird,  daß  II.  an  einem  Gehirnsarkom  gestorben 
ist  und  sein  'fod  keim.'swegs  mit  dem  leichten  Unfälle  in  ursächlichem  Zusammen- 

hat  damals  auch  unser  ^'ertrau('nsarzt  Dr.  Z.  vertreten. 

Gehirn- 


Diese  Ansicht 


hang  steht. 

Auch  er  hält  es  für  unerwiesen,  daß  das  Wachstum  der  bösartigen 
geschwulst  durch  den  geringfügigen  Unfall  vom  27.  April  1906  beschleunigt 
worden  ist  und  dtm  Tod  des  11.  herbeigeführt  hat. 

Das  R.  V.A.  hat  jedoch  diesem  Rekurs  nicht  stattgegeben,  vielmehr  auch 
seinerseits  die  Berufsgenossenschaft  zur  Entschädigung  verurteilt.  Aus  den  Urteils- 
gründen ist  folgendes  hervorzuhoben  : „Der  Senat  hat  die  Zweifelhaftigkeit  der 
Entscheidung  nicht  verkannt,  da  vor  allem  Dr.  B.  von  der  Klinik  in  Berlin,  wo 


Sarkom  und  riifall. 
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auch  die  Sektion  dev  Leiche  des  11.  vovgenoinmcn  woiahni  ist,  sich  gegen  einen 
ursächlichen  Zusaininenhaug  zwischen  dem  Unfalh'  vom  27.  April  1906  und  der 
tödlich  verlaufenen  Erkrankung  des  11.  ausspricht.  Es  muß  auch  angenommen 
werden,  daß  bei  11.  bereits  eine  bösartige  (xeschwulst  im  linken  Gehirnlappen  be- 
stand. llis  zum  Unfall  hatten  sich  jedoch  erlmbliche  Symptome  der  Krankheit 
nicht  gezeigt,  während  bald  nach  demselben  eine  schnell  fortschreitende  Ver- 
schlimmerung einsetzte,  welche  binnen  kurzer  Zeit  zum  Tode  führte.  Wenn  hier- 
nach drei  Ärzte,  Dr.  M.,  Dr.  K.  und  Dr.  E.,  von  denen  ersterer  und  letzterer  als 
in  Uufallsachen  erfahrene  Sachverständige  bekannt  sind,  eine  wesentliche  lle- 
schleimigung  des  Leidens  infolge  des  Unfalles  bejahen,  und  das  Schiedsgericht 
sich  dieser  Auffassung  angeschlossen  hat,  so  lag  kein  ausreichender  Anlaß  vor, 
dies  zu  beanstanden.  Der  Kekurs  ist  daher  zurückgewiesen  worden.“ 


Oesclnviilstbildiiiig,'  (Sarkom)  im  (Teliirn  nicht  Unfallfol^e. 

A'  0 r g e s c h i c h t e. 

Der  damals  42jährige  Arl)eitei‘  G.  erlitt  im  März  1910  dadurch  einen  Ih'- 
triehsunfall,  daß  ihm  der  hochgelegte  Hebel  einer  Messingscheere  auf  den  Kopf 
am  hinteren  Scheitel  fiel.  G.  bekam  davon  eine  große  Beule,  die  ihm  auf  sein 
Ansuchen  ein  Arbeitsgenosse  mit  einem  Messer  drückte.  Die  Arbeit  setzte  er 
dann  fort,  soll  aber  öfter  ül)er  Kopfschmerzen  geklagt  haben. 

Anfang  Juli  1910  trat  er  in  die  Behandlung  des  Dr.  G.,  dem  (*r  über  einen 
Unfall  keine  xVngaben  machte.  Am  6.  August  meldete  sich  der  Patient  krank  und 
arbeitsunfähig.  Am  3.  September  1910  wurde  er  in  ein  Krankenhaus  überwiesen. 

Der  Patient  war  zu  benommen,  als  daß  er  hätte  xVngaben  machen  können. 
Die  Frau  erwähnte  bei  der  Einlieferung  nichts  von  einem  Unfall.  Bei  dem  Pat. 
zeigte  sich  starke  Benommenheit,  er  lag  meist  apathisch  im  Bette.  Die  Spraclu' 
war  gut.  Pupillenr('aktion  war  gut.  Die  linken  Extremitäten  zeigten  etwas  ge- 
ringere Ki'aft  als  die  rechten.  Die  Sehnenreflexe  waren  links  gesteigert. 

Die  Benommenheit  ualmi  zu,  der  linke  Gesichtsnerv  zeigte  eine  deutliche 
Schwäche.  Auffallend  war  eine  mäßige  Nackensteifigkeit.  Anzeichen  einer  A"er- 
letzung  waren  nicht  vorhanden.  Am  11.  September  1910  verstarb  Patient.  Die 
Sektion  ergab  als  Kranklieitsursache  eine  Gescliwulst  der  rechten  Großliirnrinde, 
und  zwar  eine  sarkomatöse  Gescliwulst  des  rechten  hinteren  Froiitallappens 
(Stirnlappens).  Die  Arzte  des  Krankenhauses  leimen  den  ursächliclien  Zusammen- 
hang  zwischen  Unfall  und  Tod  ab,  weil  die  ATrletzung  eine  zu  geringfügige  ivar. 


Be  gut  ach  tu  ng. 


Das  Sarkom  gehört  zu  denjenigen  Geschwülsten,  ivelche  im  Gehirn  neben 
den  Gliomen  am  häutigsten  Vorkommen.  Soll  das  Entstehen  einer  Gehirnge- 
schwulst auf  eine  Kopfverletzung  zurückgeführt  werden,  so  muß  die  Fordi'rung 
erfüllt  sein,  daß  bei  dem  Unfall  eine  Schädigung  des  Gehirnes  seihst  stattge- 
funden hat.  Eine  solche  läßt  sich  hier  vermissen.  G.  ist  weder  bewußtlos  g(wveseu, 
noch  hat  er  sonst  Erscheinungen  einer  Gehirnerschütterung  gezeigt.  Er  hatte 
lediglich  eine  Beuh'  auf  dem  Kopf,  deren  leichte  EntstehungswT.ise  auch  Nicht- 
iii’zten  liekannt  zu  sein  pflegt.  Die  Arbeit  hat  G.  zunächst  nicht  ausgesetzt.  Wohl 
^ucht(!  er  im  Juli  (änen  x4rzt  wegen  Kopfschmerzi'n  auf.  Dieselben  tveixlen  mit 
großer  Wahrscheinlichkeit  als  Vorboten  der  sich  ('iitwickelnden  Gehirngesclnvulst 
aiifznfassen  sein,  die  zu  d(*r  Zeit  bereits  eine  l)('stimmf('  raumbeengende  Grölh' 
en-eiclit  haben  muß.  AVenn  aber  der  Mann  schon  sinmn'  Ehefrau  kurz  nach 
Ostern  1910  üb(*r  luTtige  Kopfschmerzen  und  Ihüßen  im  linken  Arm  klagte,  dann 
mußte  schon  zu  jener  Zeit  die  Hirngeschwulsf  eine  erhebliche  Größe  haben,  so  daß 
der  Ih'ginn  ihr('r  Entwickelung  in  die  Zeit  vor  dem  Unfall  vm-legt  werden  muß. 
Die  Zeit  vom  Alärz  bis  Znm  Sei)tenib(‘r  ist  ahei-  für  ('in  wachsendes  Sai-kom  des 
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II.  Toil.  3.  Ahscliiiitt. 


(ic'liinu's  ('iiK'  so  dal)  von  (mikmii  bosclili'nni^ti'n  Ablauf  d(‘S  Ii(dd('iis  iiacli 

doiii  Unfall  nicht  liosprocbcn  wco’don  kann. 

Da  hol'  kann  d<‘r  /iisaniinoidian^'  zwiscluMi  (rcscbwnlstbildnnj»'  und  dom  Un- 
fall nni'  ('in  zufälli^('i\  zf'itliclior,  ab('r  koin  nrsäcblicboi-  sein,  weil  die  Kopfvor- 
lotznnjj:  ('iiK'  zu  ^n'ringfUj'if.^i'  war, ‘als  dafi  das  Gebirii  dadm-cli  betroffen  wniab'. 

Di('  d’atsaclu',  dab  di(i  Deiilo  am  binten'ii  Scbeitel,  die  (fescliwulst  ab(>,r  in 
('iiK'r  Stirnwindunj>'  sab,  V('rma|i'  di('  Annabim'  ('ines  nrsäcblicben  /nsammenhangc's 
nicht  zu  stützen. 

Ich  g('lange  dalu'i’  zu  d('in  Scdilub: 

Die  Todesursache  des  Lagerarbeiters  (L  war  (dne  Gebirngi'schwulst  im  hin- 
t('r('U  rechti'ii  Stirnlappc'u. 

Ks  ist  nicht  mit  Sicherluht,  aber  noch  nicht  ('in mal  mit  ausreichender  Wahr- 
sch('inlichk'('it  anzunehmen,  dab  das  tödliche  I.eiden  durch  den  Unfall  im  März 
1910  h(M'vorg('rufen  od('r  ungünstig  beeinflubt  wurde. 

Di('  llinterl)lieben('iir('nt(mans])rüche  wurden  hierauf  in  alh'ii  Instanzen  ab- 
g('wies('n. 


Kiiorpelgeschwiilst  (Eiicliondroni)  des  Oberarmes  als  Uiifallfolge 

aiierkaiiiit. 

Lin  1 Zentner  schweres  Stück  wai'  am  11.  Juli  1907  dem  Maniu'  aus  etwa 
1^2^^^  Höhe  auf  die  Schulter  gefallen.  Er  fühlte  lu'ftige  Schmerzen,  verrichtet(' 
indeb  seine  Arbeit  weiter,  wobei  er  den  rechten  Aimi  schonte.  Am  30.  Januar  1908 
wnrd('  das  llestelu'n  eiiu'r  Knochengeschwulst  am  n'chten  Oberarm  festgesti'llt, 
('S  kam  zur  Amputation.  führte  in  einem  OlK'rgiitachten  aus:  Diese  Knorpel- 

geschwülst('  gehen  von  Knorpel  gebliebenen  Inseln  aus,  die  aus  ('iner  Zeit  stam- 
iiK'n,  in  der  der  ganz('  Knochen  noch  Knorp('l  war.  Si('  sind  eigentlich  schon  Ge- 
schwülste. Den  Anstob  zu  erneuter  Aurgröberung  von  Enchondromen  nach  be- 
('iidetem  Knochenwachstum  geben  oft  Traumen.  Ohne  den  Schlag  gegen  den 
recht('n  OlK'rarmkopf  wäre  die  Knorpelinsel  in  diesem  Knochenteile  als  solche 
unverändert  sitzen  gehlielK'ii.  D('mzufolge  war  das  Auftreten  (nicht  das  Entst('hen) 
d('i‘  G('schwulst  dem  Unfall  zur  Last  zu  h'gen. 


Gutartige  Geschwülste  und  Unfall. 

Die  Entstellung' gutartiger  Geschwülste  diircli  ITifall  hat  naturgeinäli 
eine  geringe  praktische  Bedeutung.  Ansprüche,  die  wegen  eines  angehlich 
nach  Trauma  entstandenen  Lipoms,  Atheroms,  einer  durch  Größe  und  Sitz 
nicht  hinderlichen  Exostose  tisf.  erhoben  werden,  unterliegen  verdienter- 
maßen der  Altweisung. 

Schwieriger  ist  die  Frage  nach  dei-  Entstehung  eines  Ganglion  zu 
beurteilen,  das  häufig  als  Thif allfolge  dargestellt  wird. 


Ganglion  nicht  als  Unfallfolge  anerkannt. 

V orgcschich  t('. 

D('r  damalige  49jährig('  Arlu'iter  ('.  Sch.  erlitt  am  22.  .lamiar  190ß,  4 Uhr 
imchmittags,  durch  l)('tri('bsuufall  (Umkiitpeii  ('iiu'r  Wollt  rage)  ('iiie  Quetschung  d('r 
r('cht('ii  AVaih'.  Er  arb('it('te  bis  alx'iids  7 Uhr  w('it('r  und  sucht('  erst  am  nächsten 
'rag('  den  Arzt  auf.  Dieser  vermocht('  an  (h'r  Wad('  einen  objektiven  lU'fund  nicht 
zu  erhelx'ii,  schri('b  alx'r  d('u  Lati('uten  mit  Uücksicht  auf  die  Schnu'rzen  his 
3L  danuar  1906  kraidv.  An  di('s('m  J'age  nahm  Sch.  die  Arbeit  wi('d('r  auf,  di('  vv 
bis  zum  12.  "März  1906  forts('tzt(',  wo  ('r  in  di('  Ih'handlung  (h's  Sp('zialarzti's  für 


(Jaiigliou  nicht  rnfallfolge. 
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( liinirgit'  Dr.  11.  trat,  (h'r  ihm  iinti'r  (Umi  26.  Juni  190H  tolgeiidrs  .Vttcist,  olnm 
K(‘niitiiis  (li'r  Akton,  aiisst('Ilt<^; 

.. I)('r  Arbeiter  Sei»,  vermigiüekte  am  22.  .laniiai’  1906  in  d('i‘  W(dsc,  dal.i 
(‘»-  mit  ('iiK'i-  Trag»'  nasse»’  Wolle  in  der  Färberei,  wo  er  arbeitete,  bintiel  iii»d 
i»»it  d('»n  i’eebtm»  Fnb  iintei’  die  Trag»'  zu  li('g»m  kam.  Patient  konnte  sofoi’t  nicht 
i»»('l»»’  g’('b('i».  erholt»'  sich  aber  si»äter  und  vei’spUrt»'  an»  rechten  Fnbgelenk  h»'t‘tig»' 
Sch»»»('»’Z('»i.  2 T:»,g»'  dai’auf  b»'m»'i‘kte  er,  »lab  :»»»  »I»'»’  Jni»enseite  unter  dem  Kiiöchel 
('i»»  ., K»iu»ld('l  ’ l»ei‘voi’trat,  »ler  allmählich  a»i  (liröbe  zui»ahm.  Pati»»i»t  wui’»l»'  zu- 
»»ächst  »i»it  iMassag'»'  ui»»l  Umschläge»»  behandelt,  worauf  abei’  keii»e  l)esserui»g  »'in- 
Trat.  Als  i»d»  de»»  Patienten  ai»»  16.  März  zuerst  sah,  koi»nte  ich  unterhalb  ui»»l  etwas 
imch  v»)rn  vom  ]\Ialleol.  int.  eine  gut  walnubgrobe,  zii’kumski’ipte,  6uktiii»'i’»'iid»' 
Ues»’bwulst  teststelle»»,  die  ihivr  ganzen  Beschaffenheit  »»ach  wie  ein  Ganglion  aus- 
sah. Al»»  14.  Mäi’z  schritt  ich  zuerst  untei’  Lokalanästhesie,  späte»’  Clilorofor»»»- 
nai’kos»'  zni’  0]»e»’ation  und  legte  die  Geschwust  frei.  Fs  stellte  sich  heraus,  »lab 
<'s  sich  u»n  »'in  tyjiisches,  mit  synoviale»’  Flüssigkeit  g»'fülltes  Ganglion  handelt»', 
das  mit  einem  dünnen  Stiel  mit  dem  Gehnike  kommunizierte.  Lei’  Stiel  wurd»' 
abg»'bunden.  Di»'  Wunde  ist  jetzt  vollk»)»»»men  geheilt.  Patient  kam»  wieder  besse»’ 
gehen,  doch  bem»'»’kt  »'»’  l)ei  längerem  Gehen  noch  leichte  Schmerzen  u»id  An- 
s»‘]»wellu»»g  im  Fubgele»ik. 

Es  steht  für  mich  als  ganz  sicher  fest,  daß  es  sich  in  »liesem  Falle 
n»n  ein  durch  den  Unfall  vom  22.  Januai’  1906  entstande»ies,  also  traumatisches 
G»'l »'iik ganglion  handelt.“ 

Die  zuständige  Beruf sgenossenschaft  übersandte  »liesem  Ai’zte  nunmehr  ihr»' 
Akte»»  mit  den  darin  betindlichen,  von  anderer  Seite  bereits  erstatteten  Gutachten 
und  fragt»'  an,  ob  er  bei  seinem  Gutachten  verbleibe.  Die  Antwort  lautete: 

„In  der  Unfallsache  »les  Arbeiters  Sch.  erwidei’e  ich  auf  Ihr  Sclireibei» 
vom  3.  Juli  1906  ergebenst,  »lab  ich  nach  Einsicht  der  mir  zugesaiidten  Akte»», 
ii»sbeso»»dei’»'  auch  der  ärztliche»»  Gutachten  durchaus  meinen  im  Gutachten 
von»  9.  F»'l)i’uar  dieses  Jahres  vertretenen  Standpunkt  aufrecht  erhalte.  Alir 
schikh'i’te  Patient  an»  13.  Mäi’z  die  Entstehung  seines  Unfalles  in  der  Weise,  daß 
»'»•  mit  ('inei’  2 Zentner  schwei’en  Trage  nasser  Wolle  in  der  Färberei  gefallen  und 
»nit  (h'in  i’»'cht»'n  Fuß  unter  die  Trage  zu  liege»»  kam.  Die  Anschwellui»g  a»»  der 
l»ine»»seit»'  des  Fußes  will  »'r  sehr  bald  nach  dem  Unfälle  bemerkt  haben  ii»id 
weiß  Ix'stiinmt,  daß  frühe»’  ei»»e  solche  nicl»t  Vorhände»»  war.  Wei»n  ei’  in  »l»'»’ 
♦'»’ste»»  Unfalla»izeig’»‘  und  späte»’  »len  Arzte»»  gegenübei’  von  (n»ier  „Quetschung 
»ler  Wad»'"  g»'spi’(»»‘h('»i  hat,  s»)  ist  dies»'  Angahe  s»)  zu  erkläre»»,  daß  gleichzeitig 
]»»it  »len»  Fub»'  auch  de»’  ga»»ze  U»»tei’sche»)lvel  mit  unte»’  der  Trage  gelegen  hat. 
l\Iei»»er  Ansicht  »lach  ist  a»»f  dies»'  A]»gabe  des  Patiente»»  überhaupt  in  bezug  auf 
die  Ei»tstehu»ig  de»’  Geschwulst  kein  großer  AVert  zu  lege»».  Patient  gab  selbst 
ii»  seine»’  Ui»falla»»zeig('  a»i,  daß  er  i»»it  seine»’  i’echten  Pantine  umgekippt  ist.  Es 
unterliegt  nu»)  keii»»'»»»  Zweitel,  »laß  das  U»»»kipi>»a»  eines  AIai»»»es  »nit  einer  der- 
»»rtig  scl»Ave»’e»i  t.ast  auf  den  Scbult»'»’»»  allei»»  g»*»»ügen  kann,  um  ei»»e  e»’heblich»' 
Zeri’ung,  resjU'ktive  Z»'i’»’eibi»»»g  »ler  Geh'nksbä»»»!»'»’  ui»»l  Gele»»kskapsel  be»’b»nzu- 
fühi’ei»,  auch  oh»»»'  daß  spätei’hin  noch  eine  (»)uets»‘hui»g  hi»»zukommt.  Dazu  kon»»»»t, 
»laß  G»dei»ksga»igii»'n  g('i’a»le  an  »lieser  Stelle  des  Fuß»'s  zu  de»»  große»»  Seltenheite»» 
gehöi’e»»,  und  »li»'  E»’tah»’u»»g  lehi’t,  »laß  sie  fast  i»n»»ie»’  t»’aumatischei’  Natu»’  si»»d. 
Di»'  Opei’atio»!  hat  »'»’wi('s('i»,  daß  es  sich  ui»»  ein  echtes  Gele»»ksgai»glion,  e»itstande»i 
»lurch  ei»»»'  Ausstülpu»»g  d»'»’  Gele»ikskaps»'l,  nicht  tun  »nn  te»idi»»öses  Ga»iglioi»  ge- 
han»l(’lt  hat.  Ei»i  »lei’a»’tig»'s  Ga»iglion  ka»»»i  anfai»gs  sehr  i»i»bedeute»»»l  u»»»l  we»»ig 
i»i  di(‘  Augtni  spi’i»ig»'nd  sein  — so  erkläi’t  es  sich  wohl,  daß  die  Ai»schw»'llu»»g 
(hm  frühe»’»'»»  U»»t»'»’suche»’n  ('»»tga»»ge»i  ist  t»»id  ptl»'gt  da»»»»  spät»'»’  allmählich 
zu  wachse»». 

Nach  »le»n  Ausgefüh»’t»m  halte  ich  du»’chaus  an  »!»'»’  A»»sicht  lest,  (h»ß  das 
Gel(mksga»iglio»i  als  »'in»'  Folg»'  »h's  am  22.  Ja»»uar  »'i’litt»'»»»'ii  Unfalles  anzu- 
sprech»'»)  ist.“ 
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11.  Teil.  3.  Absclinitt. 


Kill  amk'iHM“  (’liii’iirg-,  der  den  \'(‘rl(dzt(*ii  am  ö.  Fidn-nar  1906  ^esidimi  liatti', 
jLial)  l‘()li>('nden  llerielit; 

„Seil,  gal)  sofort  an,  vor  14  ddigim  dadureli  einen  Unfall  i'rlittiai  zu  liaben, 
dalj  ('r  mit  dem  r^ebten  Fnlj  iintc'r  die  d'ragi'  gdalkm  sei.  leb  notimlf'  damals: 
„Untm-balb  des  roehten  inneren  Fußknöchels  tindet  sieb  (dne  kk'inwalnußgroßi* 
Geselnvnlst.‘‘  leb  nahm  an,  daß  es  sieb  nni  eine  Sebnensebeid(‘nansstüli)nng  liandole. 
ließ  Llmsebläge  maelum  und  massii'rmi.  Am  25.  Fi'brnar  1906  konnte  ]).  Sein  als 
arlieitsfähig  entlassen  werdim. 

Über  das  reebte  Hein  hat  \).  Seh.  mir  niebt  geklagt,  da  ich  sonst  <‘inen 
llefnnd  in  meinem  donrnal  notiert  hiilte.  J)ie  sulijektiven  Angabmi  über  di(‘ 
empfundenen  Uesebwerden  werdmi  nicht  notieiT.  Da  nach  Zerrnngmi  odm-  (,»uet- 
schimgcm  sehr  häutig  Sehnenseheidenausstülpungmi  entstehen,  so  habe  ich  (dnen 
Zusammenhang  zwisclum  seiueiu  jidzigen  Leiden  und  (hmi  lletriebsnnfall  vom 
22.  dannar  1906  angenommen. ‘‘ 

Der  noch  einmal  gehörte  Vertrauensarzt  d('r  Beruf sgenossensehaft  ('rstattide 
folgendes  Gutachten  unter  dem  11.  Juli  1906: 

„Bei  dem  Arbeiter  Seh.  habe  ich  bei  der  Untersuchung  am  10.  Februar  d.  J.. 
wie  bereits  in  nndneni  Dericlite  vom  selben  'fage  (Blatt  3 dm-  Akten)  angegoben 
ist,  ein  sogenanntes  Überbein  odi'r  Ganglion  in  der  Gegmid  des  ri'chten  innei’en 
Knöchels  gefundmi.  Aleiner  bestimmten  Erinnerung  nach  habe'  ich  dejii  Unter- 
suchten sofort  erklärt,  daß  die  ('hvaigen  Desehwerdeu  im  Ikdn,  über  die  ('r  zu 
klagen  hatte,  nicht  von  der  in  d(‘r  Unfallanzeige  ('rwähntnn  (Quetschung  der  AVad<‘ 
heiTührten,  sondern  von  diesem  Übi'rbein,  daß  das  letztere  aber  nndm'r  Ansicht 
nach  nicht  von  dem  F'nfall  herrühre.  Daß  ich  das  Überbein  nicht  auf  den  Un- 
fall vom  22.  Januar.  1906  zurückführe,  geschieht  auf  Gnind  meiiu'r  Erfahrung, 
daß  traumatisch  entstandene  Ganglien  sich  sidir  rasch  nach  (kun  'rrauma,  längstens 
binnen  24  Stundtm  ])ilden  und  sofort  derartige  Beschwerden  auslösen,  daß  si«' 
nicht  übei’sehen  -werden  können.  Der  Sch.  aber  wußte  bei  jener  UnteiMichuiig 
am  10.  Februar  1906  überhaupt  noch  nichts  von  seinem  Übi'rhein.  bis  ich  ihn 
darauf  aufmerksam  machte.  Ich  nehme  deshalb  an,  daß  diesi'  Kranklndtserscbei- 
nuug  sich  schon  vor  dem  Unfälle  ganz  allmählich  gebildet  hatte.  FJne  Destätigung 
hierfür  glaube  ich  darin  zu  tinden,  daß  der  von  dem  ratienten  ziu'rst  zugi'zogein' 
Arzt  Dr.  K.  in  seinmn  Derichte  vom  22.  Alai  1906  i'rklärt  hat,  er  könne  über 
ein  Überbein  keine  Auskunft  geben,  weil  sich  darauf  bezüglicln'  Angaben  in  seiner 
List('  nicht  tinden.  Hiernach  ersclndnt  es  ausgeschlossen,  daß  Sch.  in  den  T'agen 
vom  23.-  31.  Januar  1906  dem  Dr.  K.  übi'r  Bi'schwi'rdmt  in  der  Gegmid  des 
inneren  Knöclnds  d('s  riH-hten  Fußi's  geklagt  habe,  da  sonst  das  Übi'rbdn  unbe- 
dingt hätte  entdeckt  werden  müssen. 

Wenn  ich  trotz  iiK'iner  Überzeugung,  daß  man  (\s  him-  nicht  mit  einer  Folg(‘ 
des  Unfalles  zu  tun  habe,  die  Übernahme  der  Fürsorge  für  das  lleilvmTahren 
auf  di(‘  Ik'riifsgenossmischaft  empfahl,  so  gi'schah  dii's,  wcdl  ich  es  für  ratsam 
hielt,  (k'ii  Fall  unti'r  sorgfältige  Ih'obachtung  zu  mdimmi,  um  späti'ren  ungerecht- 
tertigten  Bmitenansprüchen  entgegmitreten  zu  können.  Der  auf  nndnen  Bat  seitmis 
der  Beruf sgmiossenschaft  an  den  Sch.  ergangemm  Auffordi'rnng,  in  nn'im'  Bidiand- 
lung  ('inziitiM'bm,  ist  er  aber,  wie  auf  Dlatt  8 der  Aktmi  lu'richttü  wunh'.  nicht 
naciigi'kommen.  Als  m-  sich  mir  spätc'r,  am  28.  April,  zur  Unti'rsuchnng  vorzu- 
stellen hatte',  nnd  ich  ihm  Vorhaltnnge'ii  über  s('in  Ansl)leib('n  tnachte'.  gi'brauchte 
('!•  unzi('inlich('  Beek'iisarti'n.  wii'  die:  „Das  wäre'  noeb  schöiK'r,  daß  ich.  wenn  ich 
bere'its  in  Behandlung  eiiu's  Arzti's  sti'lie,  auf  Vi'rlangen  der  Ik'fiif sgenossensehaft 
in  di('  ('iiK's  anderi'ii  Arztc's  übc'rtreb'n  solB',  „Ich  wi'i'di'  überhaupt  (k'r  De- 
rufsg('noss('nschaft  schon  zi'ige'ii,  was  ('ine  llarki'  isO‘ : und  „ich  wi'iß,  wo  ich  iiu'in 
B('cht  zu  tindi'n  habe“.  Ffir  (h'ii  Wortlaut  di('s('r  Auß('rnng('n  dos  Sch.  kann  ich 
natürlich  nicht  ('intri'ten,  wohl  alx'r,  daß  ihr  Sinn  hi('r  richtig  wit'di'rgege'ben  ist. 
Ich  hab('  di('  Üb('i-z('iignng,  daß  Sch.,  nacluh'in  ich  ihn  anf  das  Üherla'in  anfmei’k- 
sain  gi'niacht  hatte',  nnd  nachek'm  diese's  sjiäte'r  Be'schwe'rek'ii  ve'rursachte',  anf  den 
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(iedankon  gckoiuniiMi  ist,  es  aut'  den  llid'all  zu  schieben,  und  daß  (M‘  vielh.'icht 
gerade'  we'gen  ineiiu'r  Äußerung  vom  10.  Februar  die'ses  .lalires,  wonacli  ein  /u- 
samnienhang  mit  (h'iii  Unt'alh'  nicld  bestünde,  der  Aufforderung  zum  Fintritt  in 
iiH'ine  Ih'handlung  (len  Gidiorsam  schuldig 


gel)liel)('ii 


ist.  Durcli  di('  leeiden  Gut- 
acldc'ii  des  Dr.  11.  kann  ich  midi  nicht  davon  üb(‘rzeugen,  daß  Scli.’s  Überbein 
eine  Folge  d('s  Unfalles  vom  22.  Januar  dieses  Jahres  s(u.  Der  Ansicht  des  Dr.  H., 


daß  das  Ganglion  sich  infolge  (dner  bei  dem  Unfälle  eingetreteiu'n  (jtiudschung 
von  Gewebsteileii  allmäldich  gebildet  habe,  widerspricht  di('  J'atsache,  daß  ich 
schon  am  10.  Februar  dieses  Jahres,  31  Tage  vor  Sch. ’s  Fintritt  in  die  Hehand- 
lung  des  Dr.  FL,  das  Überbein  ungefähr  in  derselben  Grüße  einer  Walnuß  ge- 
sidien  habe,  in  der  es  Dr.  H.  zum  ersten  Alale  zu  sehen  bekam.  Dei  allmählichem 
Wachstum  nach  einem  auf  den  22.  Januar  dieses  Jahres  zu  datierenden  ersten 
Anfänge  hätte  die  Geschwulst  in  der  Zeit  vom  10.  Februar  bis  13.  Alärz  dieses 
Jahres  meiner  Ansicht  nach  bedeutend  größer  werden  müssen.“ 

Da  die  Sache  noch  nicht  geklärt  schien,  holte  die  Berufsgenossenschaft  noch 
ein  Gutachten  von  Prof.  B.  ein,  das  im  wesentlichen  folgendes  ausführte ; 

..Sch.  ist  ein  über  mittelgroßer  Mann  in  mittlerem  Frnährungszustande.  Fs 
bestf'ht  Tremor  der  Lider  uncl  der  ausgestreckten  Plände  (Alkoholismus?).  Er 
gieht  an,  infolge  des  Unfalles  und  der  Operation  schwere  Arbeiten  (Tragen  schwere]' 
I.asten  usw.)  nicht  mehr  verrichten  zu  können.  Objektiv  ist  folgendes  festzustellen : 
Unterhalb  des  rechten  inneren  Knöchels  findet  sich  eine  (]uer  verlaufende,  4 cm 
etwas 


lange 


eingezogene  und  leicht  adhärente  Narbe.  Dieselbe  ist  reizlos  und 


nicht  druckemptindlich,  w'enn  man  durch  Unterhaltung  die  Aufmerksamkeit  des 
p.  Sch.  ablenkt.  Es  besteht  beiderseits  Plattfuß,  links  ist  derselbe  jedoch  stärker, 
als  rechts.  Das  Fußgelenk  ist  vollständig  frei  beweglich.  Die  Sehnen  spielen  frei. 
Es  besteht  keine  ödematöse  Schwellung  am  Fuße.  An  der  recliten  Wade  sind 
keim'i'lei  k'rankhafte  Veränderungen  nachweisbar.  Der  Gang  ist  normal. 


Die 


Messung  ergibt: 


rechts 

links 

. 49^2 

49 

. 47Vo 

46 

33’/9 

32 

. 26 

26 

Was  nun  die  Beurteilung  des  Falles  anlangt,  so  ist  die  Frage,  ob  das  weg- 
operierte Ganglion  schon  vor  dem  Unfall  entstanden  ist  oder  erst  nach  dem- 
selben in  die  Erscheinung  trat,  mit  Sicherheit  aus  dem  Akteninhalt  nicht  zu 
beantworten.  Sch.  behauptete  auf  ausdrückliches  Befragen,  daß  Dr.  W.  schon  am 
5.  Februar  das  Überbein  in  Behandlung  genommen  habe,  und  dasselbe  giebt  auch 
Dr.  W.  in  seinem  Attest  an.  Damit  ist  die  Angabe  des  beruf sgenossenschaftiiehen 
Vertrauensarztes,  er  habe  am  10.  Februar  den  Sch.  erst  auf  das  Überbein  auf- 
merksam gemacht,  nicht  zu  vereinigen.  Wann  dasselbe  auch  immer  bemerkt  sein 
mag,  so  halte  ich  doch  einen  ursächlichen  Zusammenhang  zwischen  dem  Unfall 
und  dem  Entstehen  eines  Überbeines  nicht  für  wahrscheinlich.  Denn  Ganglien  ent- 
stehen erfahrungsgemäß  nicht  durch  ein  einmaliges  Trauma,  sondern  gewöhn- 
lich durch  häufig  wiederholte  chronische  Beize,  wie  z.  B.  Anstrengungen  bei  ge- 
wissen Beschäftigungen,  beim  Turnen  usw.  Es  ist  aber  immer  noch  sehr  fraglich, 
ob  überhaupt  Ganglien  traumatisch  entstehen  oder  ob  sie  bloß  bei  Ver- 
letzungen gelegentlich  bemerkt  werden.  Andererseits  scheint  mir  auch  der  Un- 
fall dos  Sch.  an  und  für  sich  sehr  wenig  geeignet  zu  sein,  eine  so  zirkumskripte 
Stelle,  wie  die  Partie  unterhalb  des  Knöchels,  derartig  traumatisch  zu  beein- 
husseu,  daß  dadurch  eine  Gelenkskapselausstülpung  hervorgerufen  werden  könnte. 
Viel  eher  wäre  doch  ein  Knöchelbruch  oder  eine  Bänderzerreißung  eingetreten. 
Jedenfalls  ist  aber  die  Gegend  unterhalb  des  inneren  Knöchels  ein  äußerst  sel- 
tener Sitz  eines  (felenksganglions.  — Aus  allen  diesen  Gründen  neige  ich  daher 
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mehr  der  Ansicht  zu,  daß  ein  ursächlicher  Zusammenliang  zwischen  dem  Unfall 
und  dem  Überbein  nicht  wahrscheinlich  ist. 

Die  zweite  Frage  ist  dahin  zu  beantworten,  daß  von  der  angeblichen 
Üuets(‘hung  der  Wade  keinerlei  Folgen  zurückgeblieben  sind,  vielmehr  ist  die 
rechte  W^ide  ganz  normal. 

Als  einzige  Folge  der  Operation  ist  die  kleine  reizlose  iXarbe  zurückge- 
blieben, die  jedoch  keinerlei  erwerbsbeschränkenden  Einfluß  haben  kann;  denn  sie 
ist  weder  druckempfindlich,  noch  ist  die  Bewegung  des  Fußgelenkes  und  der 
Sehnen  in  irgend  einer  W^eise  beeinflußt.  Schon  bei  der  äußeren  Besichtigung 
fällt  die  stärkeie  Entwickelung  des  rechten  vierköpfigen  Oberschenkelmuskels 
(Quadriceps)  auf,  ebenso  die  der  Wadenmuskulatur.  Wenn  nun  auch  vielleicht 
behauptet  werden  könnte,  daß  das  Übermaß  der  Wade  als  Folge  des  Unfalles  zu 
betrachten  sei,  so  stimmt  dieses  keineswegs  überein  mit  der  gleichzeitig  vorhan- 
denen Hypertrophie  der  Oberschenkelmuskulatur;  denn  wenn  die  Wade  infolge 
entzündlicher  oder  anderer  krankhafter  Vorgänge  noch  geschwollen  wäre,  dann 
müßte  der  Oberschenkel  ein  Untermaß  aufweisen.  Es  ist  daher  anzunehmen,  daß 
das  ganze  rechte  Bein  schon  von  Natur  aus  kräftiger  ist,  als  das  linke. 

Alles  in  allem  gebe  ich  daher  mein  (jutachten  dahin  ab,  daß  ein  ursäch- 
licher Zusammenhang  zwischen  dem  Unfall  und  dem  Überbein  meiner  Ansicht 
nach  nicht  wahrscheinlich  ist  und  daß  ich  den  p.  Sch.  jetzt  für  vollständig 
erwerbsfähig  halte. 

Alle  seine  Angaben  sind  ohne  jegliche  objektive  Unterlagen  und  offenbar 
übertrieben.“ 

Hierauf  lehnte  die  Berufsgenossenschaft  die  Gewährung  einer  Rente  ab, 
weil  nicht  anerkannt  werden  könne,  daß  das  „Überbein“  am  inneren  Knöchel  des 
rechten  Fußes  eine  Folge  des  Unfalles  gewesen  sei,  bei  dem  sich  Sch.  nach  akten- 
mäßiger  Feststellung  nur  eine  Quetschung  der  rechten  Wade  zugezogen  habe. 
Von  der  Wadenciuetschung  sei  indeß  irgend  eine  Beeinträchtigung  der  Erwerbs- 
fähigkeit nicht  zurückgeblieben. 

Hiergegen  legte  Sch.  Berufung  beim  Schiedsgericht  ein,  die  er  im  wesent- 
lichen auf  das  am  Anfang  wiedergegebene  Attest  des  Dr.  IT.  stützte. 


Untersuchungsbefund  (7.  November  1906). 

Kleiner  Mann  in  mäßigem  Ernährungszustände.  Sein  Gang  ist  völlig  unbe- 
hindert. Sch.  vermag  auf  je  einem  Bein  andauernd  und  sicher  zu  stehen  und  sich 
auf  die  Fußspitzen  zu  erheben.  Beiderseits  besteht  Plattfuß. 


Es  beträgt  der  Umfang; 

des  Oberschenkels:  rechts  links 

im  Schritt 50  49 

in  der  Alitte döf 46 

oberhalb  der  Kniescheibe 36  36 

um  die  Mitte  des  Kniegelenkes 34  34 

des  Unterschenkels: 

unterlialb  der  Kniescheibe 32  32 

an  der  dicksten  Stelle  der  Wade 33^  ).  31^  j 

an  der  dünnsten  Stelle  23  22i  .j 

um  die  Knöchel 24  24 


Das  verletzt  gewesene  Bein  zeigt  also  ein  Übermaß  gegenüber  dem  nicht- 
verletzten,  das  ausschließlich  auf  die  gute  Beschaffenheit  der  rechtsseitigen  Bein- 
muskulatur zu  beziehen  ist. 

Am  rechten  Unterschenkel  und  am  rechten  Fuß  besteht  keinerlei  teigige 
Schwellung,  die  linke  Unterschenkelmuskulatur  ist  schlaff  gegenüber  der  vorzüg- 
licli  entwickelten  am  rechten  Unterscheidcel. 
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Das  rechte  Fiilogelcnk  ist  deutlich  Umrissen,  nach  allen  Seiten  hin  frei  be- 
weglich, ohne  daß  Schmerzen  oder  krankhafte  Geräusche  auftreten. 

Dicht  unterhalb  des  rechten  inneren  Knöchels  verläuft  eine  annähernd  hori- 
zontale, widerstandsfähige,  nicht  druckemptindliche,  4 cm  lange  Narbe,  die  die  Be- 
weglichkeit des  Fußgelenkes  in  keiner  Weise  behindert.  Sie  ist  auf  der  Unterlage 
mäßig  verschieblich. 


Begutachtung. 

Fs  bleibt  noch  zu  betrachten,  ob  das  Überbein  (G-anglion),  das  seinerzeit 
unterhalb  des  rechten  inneren  Knöchels  bestand  und  operativ  entfernt  wurde,  mit 
dem  Unfall  in  mittelbarem  oder  unmittelbarem  Zusammenhang  stellt.  Wissen- 
schaftliche Untersuchungen  1)  haben  ergeben,  daß  es  sich  bei  der  Entstehung  von 
Gelenksganglien  um  Degenerationsvorgänge  in  den  Gelenkskapseln  handelt,  welche 
durch  Ernährungsstörungen  infolge  von  Gefäßveränderungen  (Endarteriitis  oblite- 
rans)  nach  wiederholten  und  lang  andauernden  traumatischen  Einflüssen  ausge- 
löst werden.  Das  prägnanteste  Beispiel  bildet  das  Auftreten  von  Ganglien  an  den 
Händen  von  Klavierspielern,  Ruderern,  Fechtern.  Die  ersten  Erscheinungen  sind 
verborgen  und  äußern  sich  in  leichten  Bewegungsstörungen  und  neuralgischen 
Schmerzen.  Das  weitere  Wachstum  ist  langsam,  oft  von  Stillstand  oder  zeitwei- 
ligem Rückgang  unterbrochen. 

Alle  diese  Voraussetzungen  sind  im  vorliegenden  Falle  nicht  gegeben.  Sch. 
selbst  hat  behauptet,  2 Tage  nach  dem  Unfälle  habe  er  am  inneren  Knöchel  einen 
„Knuddel“  bemerkt;  Dr.  H.  stellte  am  13.  März  1906,  also  lb‘2  Monate  nach  dem 
Unfälle  vom  22.  Januar  1906,  an  dieser  Stelle  ein  gut  walnußgroßes  Ganglion  fest. 
Der  Genossenschaftsarzt  fand  bereits  am  10.  Februar  1906  dasselbe  Ganglion.  Die 
Zeit  vom  22.  Januar  bis  zu  den  genannten  Daten  ist  zu  kurz,  um  ein  echtes 
Ganglion,  dessen  Entwickelung  eine  langsame  ist,  entstehen  zu  lassen. 

Nach  allgemein  anerkannter  wissenschaftlicher  neuer  Erfahrung  ist  die  Ent- 
stehung eines  Ganglions  durch  einmaliges  Trauma  überhaupt  höchst  unwahrschein- 
lich. Thiem  (Handbuch  der  Unfallerkrankungen)  kennt  keinen  Fall,  in  welchem 
ein  Ganglion  nach  einmaligem  Trauma  entstanden  wäre.  Der  gegenteiligen  An- 
schauung des  Dr.  H.  kann  nicht  beigetreten  werden. 

Zu  a)  Der  Betriebsunfall  vom  22.  Januar  1906  hat  bei  dem  Kläger  keine 
Folgen  hinterlassen.  Es  ist  nicht  mit  Sicherheit,  aber  auch  nicht  einmal  mit  aus- 
reichender Wahrscheinlichkeit  anzunehmen,  daß  das  Überbein  mit  dem  Unfälle  in 
mittelbarem  oder  unmittelbarem  Zusammenhang  stehe. 

Zu  h)  Kläger  ist  durch  Folgen  des  Unfalles  seit  dem  Beginn  der  14.  Woche 
nach  dem  Unfälle,  dem  24.  April  1906,  und  gegenwärtig  in  seiner  Erwerbsfähig- 
keit nicht  beeinträchtigt. 

Das  zurückliegende  Datum  des  24.  April  1906  konnte  bedenkenfrei  ange- 
nommen werden,  weil  der  erstbehandelnde  Arzt  Dr.  K.  am  23.  Januar  1906  ob- 
jektive Unfallfolgen  an  der  Wade  nicht  feststellen  konnte  und  der  Vertrauens- 
arzt der  Berufsgenossenschaft  am  26.  April  1906  andere  Veränderungen,  als  die 
durch  die  Operation  des  Überbeines  gesetzten,  am  rechten  Bein  des  Klägers  nicht 
mehr  vorfand.  Das  Ül)erbein  und  die  Folgen  seiner  Exstirpation  sind  aber  ohne 
Zusammenhang  mit  dem  Unfall. 

Dieses  Gutachten  wurde  vom  Gericht  dem  Dr.  H.  vorgelegt  mit  dem  Er- 
suchen, sich  über  die  von  mir  gemachten  Ausführungen  betreffend  den  nrsäch- 


0 Ledderhofie , Die  Ätiologie  der  karpileii  Ganglien.  (Deutsche  Ztschr.  f.  Chir.. 
1893,  Bd.  37.)  — Beiträge  zum  feineren  Bau  und  der  Entstehung  der  karpalen 

Ganglien.  (Deutsche  Ztschr.  f.  Chir..  1899,  Bd.  49.)  — Ritschl,  Beitrag  zur  Tathogenese 
der  Ganglien.  (Beitr.  z.  Chir.,  1895,  Bd.  14.)  — Tho)'n , Über  die  Entstehung  der  Gan- 
glien (A.  f.  kl.  Chir.,  Bd.  52),  außerdem  in  ilrbeiten  aus  der  chirurgischen  Klinik 
Fj.  V.  lißrffmnnu  (1897,  Bd.  11). 
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(Jelenksgangiion 


lind  Unfall  zu  äuiicrn.  Dies  ge- 


liehen Ziisaininenhang  zwischen 
scliah  in  folgender  Weise: 

„Ich  niüchte  meinen  diesbezüglichen  Krörternngen  die  Erklärung  voraus- 
schicken, daß  ich  nach  Kenntnisnahme  des  Gutachtens  von  Dr.  E.  und  nach  noch- 
maligem eingehenden  Studium  der  mir  übersandten  Akten  zu  einer  prinzipiellen 
Änderung  meiner  in  den  früheren  Gutachten  niedergelegten  Auffnssung  nicht  ge- 
langen konnte. 

Zunächst  möchte  ich  auf  die  wissenschaftlichen  Gründe  eingehen,  die  I)r.  E. 
anführt,  um  zu  beweisen,  daß  das  Ganglion  am  Fuße  „nicht  mit  Sicherheit,  aber 
auch  nicht  einmal  mit  ausreichender  Wahrscheinlichkeit  mit  dem  Unfälle  in  mittel- 
barem oder  unmittelbarem  Zusammenhang  stehe“.  Er  sagt,  nach  den  neuesten 
wissenschaftlichen  Forschungen  handle  es  sich  bei  den  Ganglien  um  „Uegene- 
rationsvorgänge  in  den  Gelenkskapseln,  welche  durch  Ernährungs- 
störungen infolge  von  Gef äß veränderunge n nach  wiederholten  und 
lang  andauernden  traumatischen  Einflüssen  ausgelöst  werden“,  und  an 
anderer  Stelle:  „Nach  allgemein  anerkannter  wissenschaftlicher  neuer  Erfalirung 
sei  die  Entstehung  eines  Ganglion  durch  einmaliges  Trauma  überhaupt  höchst 
unwahrscheinlich“.  Auch  nach  meiner  Überzeugung,  wie  ich  sie  aus  eigener  Er- 
fahrung und  aus  dem  Studium  der  von  Dr.  E.  und  Prof.  R.  angeführten  wissen- 
schaftlichen Arbeiten  gewonnen  habe,  handelt  es  sich  bei 
palen  Ganglien  und  der  selteneren  Ganglien  in  der  Nähe 
um  einfache  Ausstülpungen  der  Sehnenscheiden  oder  der 
um  geschwulstartige,-  sich  langsam  entwickelnde,  paraartikuläre  oder  paratendinöse 
Bildungen.  Neben  dieser  häufigsten  Entstehungsart  wird  aber  von  einer  Pieihe  von 
liervorragenden  Forschern  an  der  Möglichkeit  plötzlicher,  durch  ein  einmaliges 
Trauma  hervorgerufener,  Bildung  insbesondere  der  Gelenksganglien  festgehalteu. 
So  sagt  Albert^)  (Realenzyklopädie  der  gesamten  Heilkunde,  3.  Aufl.,  Bd.  8)  in 
der  Abhandlung  über  „Ganglien“:  „Unter  Zutun  großer  Anstrengungen  oder  Dis- 
torsionen entsteht  ein  Ganglion  mitunter  in  akuter  Weise  mit  bedeutenden 
Schmerzen  und  vollständiger  Funktionsstörung  der  Hand,  oder  es  springt  förmlich 
auf,  ohne  daß  nennenswerte  Schmerzen  vorhanden  sind.“  In  dem  auch  von  Dr. 
Engel  in  seinem  Gutachten  zitierten  Aufsatz  von  Thiem  (Handbuch  der  Unfall- 
erkrankungen) wird  hingewiesen  auf  den  von  Ledderhose  auf  dem  Chirurgen- 
kongreß 1889^)  erstatteten  Bericht  über  traumatisch  entstandene  Ganglien 
am  Kniegelenk,  die  auf  Grund  eines  histologisch  genau  untersuchten  Falles 
auf  Einschmelzungsprozesse  des  Bindegewebes,  Zusammenfließeiis  mehrerer  kleiner 
Höhlen  zu  einer  größeren  usw.  zurückgeführt  werden.  Es  heißt  dann  wörtlich 
weiter:  .^König  will  an  diese  Entstehungsursache  nicht  recht  glauben  und  denkt 
an  frühzeitige  Abschnürung  von  Gelenkskapselteilen.  Im  übrigen  giebt  auch  König 
zu,  daß  manchmal  die  Ganglien,  auch  die  der  Hand,  nach  Kontusionen  und  Di- 
storsionen auftreten  können“),  wdihrend  sie  meist  ohne  nachweisbare  Ursachen 
entstehen.“  Dann  folgt  der  von  Dr.  E.  zitierte  Satz:  „Aus  eigener  Anschauung 
kenne  ich  keinen  Fall,  in  dem  ein  Ganglion  nach  einmaligem  Trauma  entstanden 


der  Mehrzahl  der  kar- 
des  Fußgelenkes  nicht 
Gelenkskapsel , sondern 


wäre.“  ln  diesem  Zusammenhang 


gewinnt 


dieser  Satz  doch  eine  etwas  andere, 


weniger  apodiktische  Färbung. 

Aber  selbst  die  eifrigsten  Verfechter  der  neuen  Auffassung  von  der  Ent- 
stehung der  Ganglien,  wie  Ledderhose , stehen  nicht  auf  dem  exklusiven  Stand- 
punkt, den  Einfiuß  eines  plötzlichen  Traumas  ganz  zu  leugnen,  wenn  sie  auch 
den  Zusammenhang  zwischen  Trauma  und  Ganglion  in  anderer  Weise  deuten.  So 
sagt  Ledderhose:  „Man  hört  von  mit  Ganglien  behafteten  Patienten  nicht  selten 


T Diese  Arbeiten  liegen  lange  Zeit  vor  der  unwidersprochen  geblieheneii  Unter- 
suchung 7'horns.  Will  man  ihnen  auch  jetzt  noch  absolute  Geltung  beimessen,  so  muß 
man  sich  schon  der  Mühe  unterziehen,  zunächst  Thorn  zu  widerlegen. 

-)  „Können“! 


(iaiiLjlion  niclit  Unfallfol<je. 
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die  Angabe,  daU  die  (k'sclnvulst  plötzlich  nach  einer  gewaltsamen  Anstrengung 
der  Hand  oder  nach  Verstaiiclinng  zum  erstenmal  sich  gezeigt  habe.  Hier  han- 
delt es  sich  jedentalls  nicht  um  dii'  primäre  Entstehung  des  heti'effenden  Gan- 
glions, vielmehr  mulj  man  annelimen,  daß  dasselbe  schon  vorher  in  der  Tiefe 
vorhanden  war,  aber  (‘rst  durch  eine  j)lötzliche  Pressung  bei  einei-  dm-  genannten 
Veranlassungen  zum  ^’ortreten  zwischen  den  Sehnen  und  vor  dem  Lig.  carp.  trans- 
dorsale  veranlaßt  wurde.“')  Schlit'ßlich  möchte  ich  auch  noch  auf  das  (Gutachten 
des  (kmossenschaftsarztes  liinweisen,  der  ebenfalls  traumatisch  entstandene  Gan- 
glien anerkennt,  die  nach  seinen  Erfahrungen  sich  sehr  rasch,  längstens  binnen 
*24  Stunden  bilden  und  sofort  derartige  Ileschwerden  auslösen,  daß  sie  nicht  über- 
sehen werden  können. 

Nach  dem  Ansgefiihrten  läßt  sich  also  die  Theorie  traumatischer  Ent- 
stehung von  Ganglien  oder  Verschlimmerungen  respektive  Vortreten  solcher  Bil- 
dungen durch  einmalige  Traumen  nicht  ohne  weitei-es  abtun  und  ist  immer  noch 
Gegenstand  wissenschaftlicher  Kontroverse.  Prüfen  wir  nun  weiter,  ob  die  zu 
einer  solchen  Annahme  erforderlichen  Voraussetzungen  bei  der  Entstehung  des 
Unfalles  des  Sch.  und  seiner  späteren  Erkrankung  zutreffen.  Zunächst  läßt  es  sich 
wohl  nicht  leugnen^  daß  das  Umkippen  und  Hinfallen  eines  mit  einer  2 Zentner 
schweren  Trage  belasteten  Mannes,  der  Pantinen  trug,  dessen  Fußgelenk  also  un- 
geschützt war,  ein  recht  erhebliches  Trauma  darstellt,  welches  wohl  imstande  war, 
schädigend  auf  das  Fußgelenk  einzuwirken.  Durch  übermäßige  Valguslage  des 
PTißes  kann-)  es  dabei  zu  Dehnungen  der  Gelenksbänder  und  partiellen  Einrissen 
derselben  gekommen  sein.  Da  Sch.  noch  nach  dem  Unfall  8 Stunden  Aveiter  seine 
Arbeit  verrichtete,  so  kann-)  in  dieser  Zeit  sich  sekundär  die  Gelenkskapsel 
durch  einen  solchen  Riß  allmählich  mehr  vorgestülpt  haben.  Xatürlich  ist  auch 
mit  der  Möglichkeit-')  zu  rechnen,  daß  die  Ausstülpung  sofort  beim  Unfall  ent- 
stand und  durch  nachherige  Belastung  des  Fußes  vergrößert  wurde.  Der  ganze 
Vorgang  braucht  (vergleiche  das  frühere  Zitat  von  Albert)  nicht  notAvendiger- 
weise  mit  erheblichen  Schmerzen  verbunden  zu  sein,  und  kann  allein  aus  dem 
Pklileu  derartiger  subjektiver  Erscheinungen  keineswegs,  wie  es  geschehen  ist, 
gefolgert  Averden,  daß  keine  traumatische  Entstehung  voiiiegt.  So  erklärt  es  sich 
vielleicht  auch,  daß  Sch.  in  der  ersten  Zeit  nach  dem  Unfall  nur  über  Schmerzen 
in  der  rechten  Wade  geklagt  und  den  erstbehandelnden  Arzt  auf  eine  etwaige 
Quetschung  des  Fußgelenkes  nicht  aufmerksam  gemacht  hat.Q  Sch.  selbst  hat 
Aviederholt  auch  mir  gegenüber  behauptet,  daß  er  einen  „Knuddel“  am  inneren 
Knöchel  erst  2 Tage  nach  dem  Unfall  bemerkt  habe.  Den  nächsten  Arzt,  den  er 
konsultierte,  Plerrn  Dr.  W.,  hat  er  am  5.  Februar  1906  auf  die  GescliAvulst  am 
Fuße  aufmerksam  gemacht.  Wenn  damals  die  GescliAvulst  als  klcinAvalnußgroß 
notiert  Avurde  und  nach  Ansicht  des  Sch.  in  der  letzten  Zeit  größer  geAAorden 
Avar,  so  muß  dabei  berücksichtigt  Averden,  daß  Sch.  am  31.  Januar,  8 Tage  nach 
dem  Unfall,  seine  Arbeit  Avieder  aufgenommen  hatte  und  dabei  auf  die  erfolgende 
stärkere  Anstrengung  seines  rechten  Fußgelenkes  möglicherweise  das  schnellere 
Wachstum  der  Gesell  willst  zurückzuführen  ist.  Daß  er  am  10.  Februar,  also  fünf 
Tage  nach  der  Untersuchung  durch  Herrn  Dr.  W.,  dem  Vertrauensarzt  gegen- 
über nichts  von  dieser  GeschAvulst  erAvähnt  haben  soll,  erscheint  auch  mir,  eben- 
so Avie  Herrn  Prof.  R.  sehr  AAäderspruchsvoll. 

Die  Seltenheit  des  Vorkommens  derartiger  Ganglien  in  Gegend  des  innermi 

an  der 


Knöchels,  Avähi-end  dieselben  sich  sonst  gewöhnlich 


äußeren  P^ußgelenks- 


0 Damit  lehnt  doch  Ledderhose  den  Zusammenhang  zwischen  dem  Entstehen 
des  Ganglion  und  einem  einmaligen  Trauma  ab.  Zwischen  Entstehen  und  zum  ATn- 
scheinkommen  ist  doch  ein  erhebliclier  Unterschied,  den  wir  namentlich  bei  der  Beur- 
teilung von  Leistenbrüchen  zu  beachten  gewohnt  sind. 

'-)  „Kann“! 

•*)  „Möglichkeit“! 

Sollten  die  Anzeichen  einer  Kontusion  am  Fußgelenk  dem  Arzt  entgangen  sein? 
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oiit\vi(‘k('lii,  spricht  iiK'iiior  Ansiclit  iiacli,  nicht  wi(>  Herr  J’rot'essor  It.  {in- 
iiiinint,  ('ine  tniumatiscln?  Kntstelinng,  sondei-n  ini  (iegenteil  für  dieselbe. 

d:i  h('i  ,i>anz  iingeAVölmlichein  Sitz  einer  (lescliwulst  ancli  nn  eine  Ursache  d('rselh('ii 
,U('dacIit  w('rden  mul’),  die  von  der  sonst  ühliclien  — also  iiiclit  tr;mniatiseli(,‘ii  hei 
(h'ii  nieist('n  Gangliini  — al)weicht.  Us  koniint  in  uns(n-('in  Falle  noch  ('iiie  Tat- 
sache hinzu,  dei’  eine'  ganz  hesondei’e  Hedeutiing  füi’  die  Jtenrteilnng  desselhen 
zukoninit,  nämlich  die,  daß  die  (ieschwiilst  in  ihrem  anatomischen  Han  sich  in 
wesc'ntlichmi  HnnkH'ii  von  der  sonst  gewöhnlichen  Form  der  Uangli('ii  iinterschei- 
d('t.  Hei  der  am  14.  März  1906  von  mir  voi'genommenen  Opemtion  za'igte  sich 
das  Innere  der  Geschwulst  nicht,  wie  üblich  von  kolloiden  Massen,  sondern  von 
synovialer  Flüssigkeit  gefüllt.  Das  Zystmikavnm  kommilniziert('  ferm'i-  mit  einem 
für  eine  f('ine  Knopfsonde  durchgängigen  Stiel  ganz  (hmtlich  mit  (h'iii  Synovial- 
sack('  des  Fnßgelenkc's.  Ein  solches  Vorkommnis  ist  ganz  ungewöhnlich.  So  sagt 
Ledderhose  (I).  Ztschr.  f.  Ghir.  Hd.  37);  Eine  sichere  anatomische  Heohachtung 
ülx'r  das  Hestehen  der  Kommunikation  eines  Ganglion  mit  der  Ix'nachharten  Ge- 
h'nkhöhle  ist  incht  bekannt.  Auch  Thm'n  (Lau gen hec ks  Archiv,  Hd.  52)  wai’ 
('S  h('i  seinen  sämtlichen  opei’ieiTen  Fällen  nicht  möglich,  eine  oftem^  Kommuni- 
kation zwischen  Ganglion  und  G(4enk  festzustellen.  Aus  dem  Operationshefnnd 
geht  jedenfalls  das  hervor,  dah  wii-  ('s  hier  mit  einer  imgewölndichen  Form  von 
Gelenksganglion  zu  tun  hahe]i,  einer  Form,  die  einer  Gelenksausstül|)ung  näher 
steht,  als  einer  Geschwulstbilclung.  Ich  muß  daher  in  di('ser  Heziehung  da>  in 
meinem  ärztlichen  Att('st  ausgesprochene  Urteil,  daß  ('s  sich  um  ('in  „typisches" 
Ganglion  gehamh'lt  hat,  modihzieren.  Eine  derartige,  von  der  gewöhnlichen  Form 
des  Ganglion  ahwcdchende  Geschwulst  kann  natürlich  auch  nicht  nach  den  Ge- 
sichtspunkten beurteilt  werden,  die  für  die  typischen  Foianen  gelt(m.  Aus  der 
Größe  der  Geschwulst  zum  Beispiel  kann  nicht  geschlossen  werden,  daß  ihn'  Ent- 
st('hung  lange  vor  den  Unfall  zurückzudatieren  ist,  da  ja  ein  langsames  Wachs- 
tum nur  für  die  typischen  Ganglien  festgestellt  ist.  Daß  das  Ganglion  schon  voi- 
dein  Unfälle  hestanden  habe,  widerspricht  auch  deii  ganz  hestimmten  Angahc'ii  des 
Sch.,  an  deren  Zuverlässigkeit  zu  zweifeln  ich  persönlich  knnne  Veranlassung 
habe.  Sch.  hat  auf  mich  stets  einen  durchaus  glauhwürdigen  Eindruck  gemacht. 

Zum  Schluß  möchte  ich  noch  darauf  hinweisen,  daß  HiaMessor  H.  in  seinem 
Dutachten  keineswegs  mit  der  Hestimmtheit  eine  Ahlehnung  des  Zusammenhangs 
zwischen  Trauma  und  Gelenkgangiion  ausspricht,  wie  Dr.  E.  in  (h'in  s('inigen. 
Er  sagt:  ,,aus  allen  diesen  Gründen  neige  ich  mich  daher  mehr  der  .Vnsicht  zu. 
daß  ein  ursächlicher  Zusammenhang  nicht  wahrscheinlich D ist.“'  kleinen  Stand- 
juinkt  möchte  ich  noch  einmal  dahin  zusammenfassen,  daß  ich  einen  solchen  Zu- 
sammenhang zwischen  dem  am  22.  Januar  1906  erlittenen  Unfalh'  und  d('r  Ent- 
stehung des  Ganglion  nicht  nur  für  möglich,  somh'rn  durchaus  für  wahischein- 
lich  halte.“ 

Das  Schi('(lsg('richt  wies  di('  Berufung  des  Kläg('rs  zurück,  nachdem  der 
zur  Spruchsitzung  hinzugezogene  Schiedsgerichtsarzt  Geheinu'r  Rat  .Dr.  Berker 
s('ine  völlig('  tJheiM'instimnuing  mit  imnmm  Ausführungen  erklärt  hatt('. 

Das  lv('ichsv(‘rsicherungsamt  stützte  seiiu'  den  Hekui's  zurückw('isende  Ent- 
scheidung außer  auf  das  von  Professor  R.  und  mir  ('rstattet('  noch  auf  folgendes 
Gutachten  des  (h'heimen  Rat  Professor  K.  vom  I.  Juli  1907: 

„Xach  d('i'  Art  des  Unfalh's  - durch  ('ine  zirka  120  Pfund  schwere  Woll- 
trage  soll  die  i’echte  Wade  gmiuetscht  worden  sein  — ist  es  mir  sehr  unwahr- 
scheinlich, daß  hierdurch  das  Ganglion  unterhalb  des  rechten  innei'cn  Knöchels 
('iitstanden  ist.  Wenn  lu'i  dem  Unfall  wirklich  eiiu'  Ausstülpung  oder  Za'rreißung 
(h'i*  Gelenkskapsel  stattgefunden  hätte,  so  nuißt('  dahei  ('ine  stärkei“('  Schwellung 
lind  Hlutunterhuifimg  zustamh^  g('k'omm('n  sein;  solches  ist  aber  hei  Sch.  in  dei' 
('rsh'ii  Z('it  nach  (h'in  Unfalh'  nicht  R'ohachtet  worden.  Da.  sich  di('  (h'schwulst  bei 


) Beide  Gutachten  negieren  nur  die  Wahrscheinlichkeit. 


Krkraiikiiiigeii  der  Knochen  nnd  Unfall. 
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doi'  Opi'rntioii  f('ni(‘r  als  ..,i»'(‘sti(dt”  orwi(>s,  so  spi‘ielit  das  auch 
inali^('  Ausstülpung-  und  viid  (du'r  für  ciuc  alluiäldiclu'  lAitwicklung.  /auhuii 
cutst(du'u  (fangli('ii  naidi  iikmikui  Krfahrungi'u  nie  durch  ciu  (duiualigcs  d’rauiiia, 
>omlmi  iuuiK'r  mir  durch  wii'dcrholtc  (chronische)  Ivcize  hei  gi'wisseii  IK'schäfti- 
gungeu,  beim  Turnen,  Klavierspielen  nsw. 

Wie  sehr  häutig,  so  erscheint  es  mir  im  vorliegenden  Fall  als  sehr  wahr- 
scheinlich, dal')  das  (fanglion  schon  vor  dem  Unfalh'  bestanden,  aber  erst  gelegimt- 
lich  dess('lben  bemerkt  worden  ist. 

Ich  stimnu'  in  der  lleurtxMlnng  des  Falles  vollkommen  mit  l’rotessor  //. 
nnd  Dr.  Eni/d  ühm-idn  nnd  halt(‘  es  für  ziemlich  ausgeschlossen,  dal.)  die  Fnt- 
stehnng  di's  (fanglions  mit  dtmi  Unfälle  in  irgendwelchem  ursächliclum  Zusammen- 
hang st(dit. 

Fine  8chädigung  iufolgi'  d('i*  i'rlittc'mm  (^luetschung  der  Wade  ist  auch  nicht 
zurückg(d)lieben.  die  iNJnskulatur  an  dem  vi'rlotzten  Hein  ist  sogar  straffi'r  nnd 
kräftig('r  entwiidodt,  als  an  dem  andermi. 

Zud('in  glaub(‘  ich  übei-haupt  nicht,  dab  der  ]>.  Sch.  jetzt  nach  der  Opi'ra- 
tion  noch  derartige  Ih'schwerden  hat,  dab  sie  ihn  in  nennenswertem  Gradi'  in 
sf'iuer  Erwerbsfähigkeit  beeinträchtigen. ‘‘ 

Ans  dem  Für  nnd  Wider  ergeben  sich  folgende  Sätze : 

1.  (ianglien  entstehen  allmählich  durch  Degenerationsvorgänge  in  der 
Ka})sel  nnd  im  paraartiknlären  Dewebe  (seltenei’  im  paratendinösen  oder 
tendinöseii),  welche  ineinander  fliehende  Hohlräume  entstehen  lassen. 

2.  Eine  Kommunikation  zwischen  Helenk  und  (ianglion  stellt  den 
l)öchsten  Drad  der  Entwickelung  des  Leidens  an  der  von  der  \ eräiidernng 
jirsprünglich  ergriffenen  Kapselstelle  dar. 

ij.  Helenksganglien  entstehen  nicht  durch  eineinmaliges  Trauma;  sie 
sind  niclit  ITifallfolge  im  Sinne  des  Hewerbennfallversichernngsgesetzes. 


Erkrankungen  der  Knochen  und  Unfall. 

Knochenmarkseiterung  und  Unfall. 

Der  Zusammenhang  zwischen  einer  eitrigen  Knochenmarksentznndniig 
( Osteom velitis)  nnd  einem  Trauma  wird  häufig  — zu  Unrecht  — von 
Ärzten  abgelehnt,  wenn  die  angeschuldigte  Gewalteinwirknng keine  Konti- 
nuitätstrennnng  der  Haut  verursachte. 

Wir  müssen  uns  voi‘  Angen  lialten,  dab  die  eitrige  Entzündung  am 
Knochensystem  auf  di’ei  verschiedenen  Wegen  erfolgen  kann.  Erstens  nn- 
mittelbar  durch  die  Verletzung,  wenn  der  in  der  Wunde  freiliegende  Kno- 
chen infiziert  wurde,  zweitens  durch  Übergreifen  eines  eitrigen  Prozesses 
der  Weichteile  auf  den  Knochen,  endlich  auf  hämatogenem  AVege. 

Letztere  ist  die  wichtigste,  aber  auch  am  schwersten  zu  beurteilende 
Form,  die  naimmtlicli  durch  die  experimentellen  ITitersnchnngmi  Lc./rrs 
nnsei’em  \'erständnis  näher  gerückt  ist.  Diese  haben  gidehrt,  dah  die  Eiter- 
erreger vom  Hlntwege  ans  in  jngendliclien  Knochen  Eiterungen  hervor- 
rnfVn,  die  in  metaphysären  Dezirken  der  langen  Pöhrenknochen  nnd  da. 
wo  ein  Trauma  eine  Dlntung  im  Knochen  hervorrief  und  sein  Gewebe 
.schädigte,  lokalisiert  sind,  ln  die  Llntbahn  gelang('ii  die  Mikroorganismen 


10  n e I , Eeui-tfiluiig  von  l'nfiillfolKen. 
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(lurch  Kesorptioii  von  jedem  noch  so  kleinen  Entzündungsherde  ( Fnrnnkel, 
Kratzwunde  usw.)  aus.  oder  mit  kleinen  Blutgerinnseln  aus  den  thromho- 
sierten  ^"onen  irgendwo  belegener  Eiterherde.  Lexer  hat  noch  zu  zeigen 
vermocht,  dati  die  imverletzten  Schleimhäute  (z.  B.  der  Tonsillen)  hei  In- 
vasion von  sehr  virulenten  Erregern  eine  ähnlich  rasche  Resorption  auf- 
weisen, wie  frische  Wunden.  Es  wird  daher  in  manchen  Fällen  gar  nicht 
möglich  sein,  die  Eingangspforte  nachzuweisen. 

Die  Beziehung  zwischen  Osteomyelitis  und  Trauma  kann  eine  ver- 
schiedene sein.  Entweder  siedeln  sich  die  in  der  Bluthahn  kreisenden 
Eitererreger  an  dem  Locus  minoris  resistentiae,  da,  wo  durch  die  Gewalt- 
einwirkung eine  Gewehsschädigung  auftrat,  an,  oder  die  Verletzung  trifft 
einen  Knochen,  in  dessen  Mark  gerade  resorbierte  Eitererreger  zurückge- 
halten wurden,  oder  aber  das  Trauma  sprengte  einen  alten  abgekapselten 
Herd;  es  war  der  Funke,  der  ins  Pulverfab  flog.  Die  akute  eitrige  Osteo- 
myelitis zeichnet  akuter  Beginn  und  schwerer  Verlauf  aus.  Der  Prozeß 
entwickelt  sich  innerhalb  eines  oder  mehrerer  Tage  zu  voller  Höhe. 

Handelt  es  sich  um  weniger  virulente  Bakterien , so  nimmt  die  Er- 
krankung einen  nicht  so  stürmischen  Verlauf.  Dei-  Verletzte  arbeitet  zu- 
nächst ungeachtet  der  Schmerzen  weiter,  und  Arzt  wie  Patient  beruhigen 
sich  in  der  ersten  Zeit  bei  der  Diagnose  „Rheumatismus“,  bis  sich  der 
wahre  Charakter  des  Leidens  unverkennbar  äußert.  Zwischen  Trauma  und 
diesem  Zeitpunkt  kann  eine  Spanne  von  5 — 6 Wochen  liegen.  Da  aber  in 
solchen  Fällen  der  zeitliche  Zusammenhang  gewahrt  ist,  wird  man  keine 
Bedenken  tragen,  auch  den  ursächlichen  anzuerkennen.  Ein  Überschreiten 
dieser  oberen  Grenze  macht  den  Zusammenhang  ebenso  unwahrscheinlich, 
wie  eine  Osteomyelitis,  bei  der  in  den  ersten  14  Tagen  nach  dem  Unfall 
überhaupt  keine  Erscheinungen  auftraten.  Ebenso  ist  ein  ursächlicher  Zu- 
sammenhang abzulehnen,  wenn  sich  gleich  nach  dem  Unfall  ein  Befund 
erheben  läßt,  der  auf  ein  längeres  Vorbestehen  des  Leidens  liinweist. 

Die  von  der  Erkrankung  bevorzugten  Punkte  des  Skelettes  sind:  das 
untere  Diaphysenende  des  Femur,  das  obere  der  Tibia,  das  obere  des  Humerus, 
das  untere  der  Tibia.  In  den  Epiphysen  der  langen  Röhrenknochen,  in  den 
kurzen  und  glatten  Knochen  kommt  die  eitrige  Osteomyelitis  seltener  vor. 


Für  die  Anerkennung  eines  ursächlichen  Zusammenhanges  zwischen 
einer  Osteomyelitis  und  einem  Betriebsunfall  muß  also  gefordert  werden: 

1.  daß  ein  Unfall  erwiesen  ist  und  die  Gewalteinwirkung  eine  gewisse 
Intensität  mit  unmittelbaren  VeiTetzungsfolgen  besessen  hat; 

2.  daß  der  Ort  der  Erkrankung  mit  der  Verletzuiigsstelle  identisch  ist: 

3.  daß  das  Tempo  der  Entwickelung  und  der  Grad  der . bestehenden 
krankhaften  Veränderungen  sich  mit  unseren  Erfahrungen  über  die 
Zeitdauer  und  den  Verlauf  der  Erkrankung  in  Einklang  bringen  läßt. 
Es  ist  zu  fordern,  daß  die  ersten  Erscheinungen,  wenn  sie  auch  ihrem 
C'harakter  nach  noch  nicht  einwandfrei  zu  erkenneu  sind,  sich  in  aller- 
spätestens  1-2  Wochen  einstellen,  die  Erkrankung  selbst  innerhall) 
ß Wochen  erkennbar  ist. 


Knochenmarkseiterunii’  (Osteomyelitis)  und  Unfall. 


Da  die  Ätiologie  wegen  der  in  Hetraelit  kommenden  schwierigen 
Verhältnisse  den  Laien  erst  recht  iinbekannt  zu  sein  pflegt,  so  (‘rlel)en 
wir  es  öfters,  dati  der  Verletzte  selbst  der  Anschanimg  lebt,  sein 
schweres  Knochenleiden  sei  „von  selbst^’’  entstanden.  Ebenso  urteilen  dann 
leicht  die  Laienorgane,  die  zunächst  mit  dem  Festsetzen  der  ünfallent- 
schädiniing  betraut  sind. 


Knocheiimarkseiteruiig’  iiacli  stumpfer  Gewaltein  Wirkung  als 

Betriebsunfallfolge  anerkannt. 

Vorgeschichte. 

Der  damals  24jälirige  Packer  H.  P.  erlitt  am  1.  September  1905  beim  Auf- 
lad(oi  eines  4 bis  5 Zentner  schweren  Teppichballens  auf  eine  zweirädrige  Karre  plötz- 
lich einen  Schlag  gegen  die  rechte  Kniegelenksgegend.  Er  empfand  zunächst 
einen  heftigen  Schmerz,  der  sich  aber  allmählich  bis  zur  Erträglichkeit  inilderte. 
Ph'  arbeitete  deswegen  noch  die  übrige  kurze  Zeit  bis  zum  Feierabend  weiter. 
Am  nächsten  Morgen  zeigte  sich  an  der  betroffenen  Stelle  eine  mäßige  Schwellung, 
die  Schmerzen  steigerten  sich,  so  daß  dem  P.  das  Gehen  und  Tragen  schwer  tiel. 
Am  Sonntag  den  3.  September  1905  blieb  P.  wegen  LTnmöglichkeit  des  Gehens 
im  Pett  liegen.  Der  zuerst  hinzugezogene  Arzt  nahm  einen  akuten  Gelenkrheuma- 
tismus an  und  sandte  den  Kranken  am  fünften  Tage  in  ein  Krankenhaus,  wo 
(dne  Vereiterung  des  rechten  Kniegelenkes,  allgemeine  Blutvergiftung  und  große 
Fnrunkel  an  den  Backen  festgestellt  wurden.  Es  wurden  mehrfache  Operationen 
nötig.  P.  blieb  bis  zum  Mai  1906  im  Krankenhaus. 

Mährend  dieser  Zeit  richtete  er  an  die  zuständige  Landes  Versicherungs- 
anstalt ein  Gesuch  um  Gewährung  der  Krankenrente,  die  ihm  vom  3.  März  1906 
an  gewährt  wurde.  Bei  der  Begründung  dieses  Gesuches  führte  P.  ausdrücklich 
an,  daß  er  sein  Leiden  auf  keinen  Betriebsunfall  zurückführen  könne.  Nach  Be- 
lehrung von  seiten  der  Krankenhausärzte  stellte  P.  im  Oktober  1906  den  Antrag 
auf  Gewährung  einer  Unfallrente,  den  die  zuständige  Berufsgenossenschaft  ablehnte, 
weil  der  Verletzte  selber  in  seiner  Eingabe  an  die  Landesversicherungsanstalt 
angegeben  hatte,  daß  sein  Ijeiden  auf  keinen  Unfall  zurückzuführen  sei,  weil  sich 
ferner  aus  den  Anstaltsakten  ergab,  daß  P.  seit  Juli  1905  an  Furunkeln  auf 
beiden  Wangen  gelitten  hatte  und  die  Vereiterung  des  Kniegelenkes  auf  allgemeiner 
Blutvergiftung  basierte,  da  der  an  und  für  sich  leichte  Unfall  nicht  die  Ursache 
der  vorher  bestehenden  Furunkel  und  des  späteren  Zustandes  sei. 

Untersuchungsbefund  (1.  Juli  1907). 

Das  rechte  Kniegelenk  ist  in  leichter  Beugestellung  vollkommen  V(u‘steift. 
Neben  der  Kniescheibe  verläuft  in  der  Längsachse  jederseits  eine  Narbe,  die 
außen  10  cm  lang,  innen  14  cm  lang  ist.  Die  Kniescheibe,  die  unbeweglich  aufliegt, 
der  obere  Teil  des  Uuterschenkelknochens  sowie  der  untere  Teil  des  Oberschenkel- 
knochens ist  sicht-  und  fühlbar  verdickt.  Am  unteren  Ende  des  r.  Oberschenkels 
besteht  beiderseits  eine  belanglose,  widerstandsfähige,  mit  dem  Knochen  oder  der 
Unterlage  nicht  verwachsene  Narbe.  Nirgends  besteht  eine  akute  Entzündiingser- 
scheinung  oder  eine  Fistel. 

Der  rechte  Oberschenkel  ist  naturgemäß  stark  abgemagert,  er  mißt  in  der 
Mitte  391/2  gegenüber  41  cm  rechts. 

Durch  die  leichte  Beugestellung  ist  das  rechte  Bein  verkürzt  und  d(u’  Gang 
hink(md. 

B e g u t a c h t n n g. 

Es  ist  zunächst  zn  erörtern,  ob  das  bei  dem  Kläger  hauptsächlich  bestehende 
Leiden  mit  Sicherheit  auf  den  Betriebsunfall  vom  1.  September  1905  znrückzu- 
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führi'ii  ist.  Nach  dri'  Ib'kimdmi”'  d(‘S  Di'.  I).  vom  7.  dmii  UIOü  Imt  I'.  seit  duli 
lilOö  dniKTiid  :m  h'imiidodn  j.^'olitt(‘ii , di(^  nicht  iil)li('il(‘ii  wollten.  Ks  hcstandcMi 
also  h('i  I'.  Kiii.uaiijLi'spt'ortmi  Inr  Kit(T(nT<'f''(n'  in  di<‘  lUnthahii.  Whnin  nun  im  S('j)- 
tcnilxM'  IDOö  iiil'oluT  ('incs  Stohes  das  ri'chtc'  Knie  da.ssolhc  v('r(dtcrt  niid 

die  an.urim/.eiidoii  Knochen  ahsterheii,  so  hiidc't  der  Fall  ärztlich  keim;  Schwieriir- 
keit  in  doi'  1 )(Mitiinii'.  Fs  Iiamhdt  siidi  um  Kiiocheiimai'ksveri'itormi"  am  Ohei- 
mid  rntorschoiiki'l  ( ( )st('omy(ditis)  mit  Fiterdiirchhruch  in  das  Knieji'idmik. 

Zahlreiclu'  ('.xpio'imentcdh'  Untersnchnngim  jLe.rers  liahen  ergehen:  Dringt 

man  eimmi  jnngmi  d'im'i'  im  Stadium  d('s  Knoclnoiwachstnins  auf  irgend  eimmi 
\Veg(‘  Fit('rorreg('r  in  di('  Dlnthahn,  so  genügt  ein  khdm'r  Schlag  gegen  hestimmto 
Stelhm  d(‘s  Knoclnms  ( Fi)i))hysenlini(‘,  sogtmannte  Wachstnmszone),  nm  nach 
kurzi'i'  /(dt  (hm  Aiishrnch  (diuo'  hi('r  lokalisierten  Kn()ch(mniarlvS(mtznndung  luo'vor- 
znrideii.  l)i('  klinische  Jk'ohaclitung  hat  di(^  \"ollgiltigk(dt  diesi'r  Frg(!hniss('  auch 
1‘ür  (hm  numschliclnm  Körp(o'  dargetan.  Im  vorlic'genden  hhille  sind  di('  IhMlingnngen 
für  das  /ustandi'kommen  (dmo'  Knoch(mmarksY('r(dternng  ga'gelxm.  Fs  handelt 
sich  nm  (dmm  zur  /(dt  d(‘s  Unfalles  23U2jdlii'igen  iMvmsclnm,  also  nm  (dmm 
jungen  iMann.  d('ss(m  Knoclnrnwaclistum  noch  nicht  Ixamdet  ist.  Fingangsjiforten 
für  Fit(M'('rr(‘g(M'  in  di(^  Dlnthahn  lu'standen  in  s(dn(m  Fnriink(dn  an  d(‘r  Wang(‘. 
Fin  'rranma  ti'af  (hm  für  di('se  Frki'ank'iing(m  In^sonders  h(‘voi'zngt(m  Ohersclnmkod 
an  s(dnem  unter(m  Fmh'.  sowi('  (hm  Unt('rsch(mk(d  an  s(dnem  olKO'en  Fnde.  ln 
inimitt(dharem  Anschlnh  an  den  Unfall  — nnter  den  Augen  s('iner  Arzt(‘  — 
(mtwickodt  sich  das  Kraidclndtshild  in  ty[)isclu‘r  W(dse  (Schnn'rzam  im  r(‘chten 
Ihdn.  D('W(‘gnngsh('schränk'iing  des  r('cht(m  Knieg(d(mk(‘s.  Ph'ost  nnd  Hitze). 

Fin  derartiger  /nsammenhang  zwisclnm  Unfall  mul  Krankludt  kann  (hmi 
Kläg('r  natnrg(miäL)  nicht  hekannt  s(dn.  S(dn(‘.  ursprüngliche  Angalu',  das  ladden 
s(d  nicht  auf  (dmm  D('tri(d)snnfall  zui'ückziiführen , kann  daher  nicht  g('g(m  ihn 
V(‘i'W(‘i'tet  werd(m. 

Als  F(d(hm  h('st(di(m  lud  (hmi  Kläg(‘r:  Krnmmstcdfludt  des  rechten  Knie- 

g(d('idv'es  mit  dadurch  luulingter  Ahmag(‘rung  des  i'(a‘ht(m  ( )hers(dumk(ds  nnd  V('r- 
kürznng  d('s  r(!clit(m  Jh'iiu's. 

l)i('S('s  F(dd(m  ist  mit  hohei'  Wahrscludnlichkeit  auf  den  Detri('hsnnfall 
vom  1.  S('ptemh('r  190o  znrückzufühnm. 

Durch  (li('S(‘  Uufallfolgen  ist  Klägon'  in  der  Zeit  nach  (hmi  2.  D('Z(miher 
1900  in  s(dnei'  Frwerhsfähiglveit  luudnträclitigt  g(‘W(^sen:  bis  zum  21.  ^lai  1909 
(Fnde  (h's  Heil \('rfahi'ens  im  Kraid{(mhans(')  nm  lOO^/o  und  weiter  bis  zum 
ol.  duli  1909  um  lOlU^o^  Kläg(‘r  nach  dem  heinalu'  ^’/Jährigen  Kranken- 

lager di(‘  Aufnahme  irg(md  (diu'r  Arludt  noch  nicht  zng(miutet  werd(m  konnt(‘. 
auch  (dm^  ])olik'linische  Jhdiandlung  noch  notw(m(lig  war:  vom  1.  August  1909 
his  Hl.  I)(*z(mih(U'  1909  um  SO«/,),  da  nunmehr  Arl)eiten  im  Sitzen  vorg(momni(m 
w('r(hm  konnt(m;  vom  1.  Jannai'  1907  his  1.  dnni  1907  nm  96-/;U/o:  Ai'h(dten. 

di('  andamn'iides  Stelum  nnd  (ndum  vei'langt(m,  noch  incht  g(d(dstet  wenhm 
konnten:  vom  1.  -Inni  1907  nm  ^O^o'  <l‘<  Ai'beiten.  di('  Z(dtw(dlig('s  St(dum  und 
(hdum  eiford(‘rn,  nunimdir  verrichtiü  W('rd(m  konnten. 

Das  (fericlit  schloß  sich  di(^sem  Uutacht(m  vollkommen  an  nnd  vernrt(dlt(' 
di('  Derufsg(moss(mschaft  zur  (o'währung  (h'r  D(mt('  an  (hm  ^’erh‘tzt(m.  Auf  Dekurs 
wurde  verzicht(‘t. 


Wiederkelireiide  Kiioclieiiinarkseiteruii^  nicht  als  Untalllolg;e 

anerkannt. 

\’  o i'ge  Schicht  ('. 

Der  damals  J9i  ojähi'ige  Fedei'arh(dt('r  O.  U.  trat  am  4.  .Vju'il  1909  mit 
de]'  Ihdiauptung  hei'voi'.  er  halu'  am  22.  F(d)iuar  1909.  naclimittags  3 Ohr.  dadurch 
(dnen  D('tii(d»sunfall  (U'litt(m,  daß  ei'  ludin  Da.ssiei'cn  einer  'ri'('ppe  nut  (hmi  Absatz 
hiineen  g(d)li(d)en.  dadui'ch  zu  Falb'  u(d<omui(m  und  mit  (hmi  linkmi  Scliienludn 


Knoclioiiminkseiterimg  (Ostpomyolitis)  mul  Unfall. 


auf  ('iiu'  l’iH'pptuistutV  g(‘schlag('n  s('i.  Kin  /('Ug('  hatte  um'  g('S('luMi,  dal.i  sich  U. 
aut  dm'  Trei)p('  ('ine  hlutcud('  Stcdh'  aii  (Miiem  SchiciduMii  vci’hand.  tduu’  die  Uiit- 
>tehuiig  der  V(M'h‘t/ung  hatt('  (‘r  nichts  eifalirim.  Ani  28.  F(d)i'uar  suchte  U. 
('iiu'u  Arzt  aut.  dm'  att(\sti('rt<'.  dati  ('s  sich  uni  ('iu(^  Quetschwunde'  (h's  linkmi 
Schie'uheins  22  rin  über  (h'in  iniu're'u  Knöclu'l  haiuhdte  und  daß  sonst  an 
(h'in  Verl('tzt('U  amh're'  (ö'hrc'clu'ii.  we'lclu'  lu're'its  vor  (h'r  \ ('i’h'tznng  voi'hamh'u 
g('W('scn  s('i('ii.  nicht  te'stznsti'lh'ii  ware'ii.  Nach  se'iiu'i'  Fi’iinu'rung  hah(^  U.  in 
>eiiH'ni  tüntte'ii  Li'lu'iisjahre'  ('iiu'  Knoclu'iu'rkrankung  am  linke'ii  Ih'in  durchge'inacht. 
r.  wurde'  e'ine'in  Kranke'uhause'  ühe'rwiese'ii,  wo  e'r  tunt  AVoche'ii  ve'rhlie'h,  ke'hrtei 
dann  zu  se'iiu'in  .Viv.t  zurück,  siu'hte  iu)ch  e'inmal  e'in  Ki’anke'iihaus  aut  nnel  ve'r- 
hlie'h bis  zum  24.  Juni  in  ärztlicher  nelianellung.  Die'se'r  Arzt  nahm  nae'h  Al)se*hluß 
eles  lle'ilve'ifahre'ns  an.  eiaß  elie'  Ki'krankung  eh's  U.  aut  eli'U  Unfall  vom  22.  Ue'- 
brnar  1908  zurückzutühre'ii  se'i,  nnel  bi’aclite'  e'iiu'  Rente'  von  lö®/«  A orschbig. 

Die  Ih'rntsge'nossenschatt  h'hnte  elie*  (b'wähi'ung  e'iiu'r  Rente'  ab,  da  de'i’ 
Unfall  als  solclu'r  nicht  michge'wie'se'ii  sei,  auch  habe'  eb'r  Verh'tzte'  sche)ii  in 
seine'iu  tüntte'ii  Le'bensjahi'e'  e'iiU'  Kimchene'rkranknng  dnrchge'macht , inögliedu'i- 
we'ise^  se'i  eliese'  Erkrankung  je'tzt  wie'eh'r  akut  gewe)rele'n. 

(lege'ii  h'tztere'  Anschauung  wandte'  sich  eh'r  VeiJrete'r  eles  Rentenbe'we'i'be*rs 
im  lle'rutnngsve'rfahre'n  mit  ele'ii  Ansfühi  unge'n , lA  sei  bis  zum  ti’aglichen  Unfall 
ohne  irgend  wedche  Reschwerde'u  se'ine'in  Reiaite'  nachgegangen,  alse)  seit  lö  Jahrem 
sei  elie  Krankheit  ve'rschwnneh'ii  gewesen. 

Eige'iH'  Angabeen  eles  A'erletztem. 

„Ich  habe  immer  noch  Schmerzen  im  linken  Knie-  und  Fußgelenk,  seiwie'  im 
Schie'iibein.  Sedt  Juni  1906  arbeite'  ich  lu'i  U.  AV.  A Co.,  AVollwaren,  als  Hanselie'iuT 
ge'gc'ii  ('inen  Lohn  ve>n  20  Mark  wöchentlich.“ 

Unte'rsnchungsbetnnel  (14.  Iddiruar  1907). 

Krättige'r.  junge'r  Mann  von  20  Jahrem,  eler  elas  Untersuchungszimnu'r 
eihiu'  Stock  nnel  ohne  zu  hinken  betiltt.  An-  und  Ausziehen  läßt  keine  Rehinderung 
im  (b'hi-anch  eles  linken  Reines  e'rkemien. 

De'r  linke  Unte'i’schenke'l  zeigt  etwa  hanelbrc'it  über  eb'in  Knöchelgele'jdv 
e'iiU'  spinde'ltörmige  Aiiftre'ibiing  eU's  Schienbeinknochens,  währenel  sich  am  Wade'ii- 
beun  eine'  eh'railige'  ^'el•änelerung  nicht  feststellen  läßt.  Es  entfällt  damit  elie  An- 
nahme' e'ines  R-ühere'n  Unterschenke'lbrnches,  ela  im  Falle  elas  Schieid)ein  gehre)chen 
war,  das  vie'l  schwäclu'i-e'  AVaelenlu'in  ebenfalls  hätte  brechen  müssen.  Daß  elas 
Scliie'iihe'in  dui’ch  e'iiu'  direkte  Gewalt,  etwa  Hammei'schlag  oeler  elergleiche'ii,  be^- 
Troften  we)i-de'ii  wäi’e',  wodurch  ('s  isoliert  hätte  brechen  können,  wird  voin  \'e'r- 
h'tzte'ii  ve'ime'int.  Nach  innen  von  eU'r  Rauhigkeit  des  Schienbeins  zeigt  sich  ('ine^ 
bem  lange,  2 ent  biH'ite*  oberflächliche',  mit  eler  Haut  nicht  ve'rwachse'ne  Narbe',  die  am 
eibe're'ii  Eneh'  in  Rte'iinigstückgi'öße'  nicht  üherhäute't  ist.  Ein  Erwerhshindernis  wird 
hici'dni-e'h  nicht  ge'schaffen. 

An  eb'r  Grenze'  zwisclu'ii  mitth'rem  nnel  oberem  Drittel  des  linken  Schie'u- 
be'ins  tineb't  sie-h  e'ine'  längs  verlantenele,  12  eui  lange',  bis  8’/o  eui  breite  glänze'iiele', 
mit  eb'r  Unterlage  fest  v(']'wachse'iie  Narbe',  in  eb'ren  oberem  Dritted  sich  edne  e'twa 
mai’kstückgre)ße'  \'e'rti('tung,  veni  ('iner  ge^schle)sse'iien  Fistel  he'iTührend,  iK'bneb't. 

Der  Schienbc'.inknocben  zeigt  unter  der  langen  Narbe  eine  muldenförmige 
\'ertiefnng,  die  darauf  hinwmist,  eiaß  bei  dem  Kläger  während  der  angegebeiu'n 
Erkrankung  im  fünften  Lebensjahre  eine  typische  Operation,  elie  sich  gege'u 
Knoc-henmarkseiterung  richtete  (Aufmeißelung  und  breite  Eröffnung  des  Schien- 
beinknochens), vorgenommen  worden  ist.  Daß  diese  Operation  erst  im  Februar 
1906  im  Kraidvenhaus  vorgenommen  sein  sollte,  ist  nicht  anzunehmen,  weil  dann 
die  AVunde  in  ihrer  ganzen  Rreite  und  Länge  nnndestens  dn'i  Monate  zur  Hei- 
lung gebraucht  hätte.  Am  21.  April  1906  w^ar  aber  U.  vom  behandelnden  Arzt 
bereits  wieder  eiwverbstähig  geschrieben  worden. 
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Das  linke  Fubgelenk  ist  iin  Sinne  der  Hebung  der  Fußspitze  in 


>e'W('gungsfähigk('it  beschränkt.  Stehern  auf  je 

einem  Bein  gelingt 

sicher. 

Es  beträgt  dei-  Umfang 

des  Oberschenkels: 

rechts 

links 

im  Schritt 

. . . . 561 'o 

52U-. 

in  der  IMitte 

. . . . 521 L 

50 

oberhalb  der  Kniescheibe  .... 

. ...  38 

361 /o 

um  elie  Mitte  des  Kniegelenkes  . . 

. ...  37 

36 -74 

des  Unterschenkels: 

unterhalb  der  Kniescheibe  .... 

331/0 

an  der  dicksten  Stelle  der  Wade  . 

. . . . 37^4 

351/0 

Es  besteht  also  ein  bedeutendes  Untermaß  des  linken  Beines. 


Es  betrügt  die  Länge  des  Beines  • reclits  links 


vom  Darmbeinstachel  bis  zum  äußeren  Knöchel  97  97 

des  Oberschenkels; 

vom  Darmbeinstachel  bis  zum  (jelenksspalt 

des  Kuiees 54  51 

des  Unterschenkels: 

vom  Uelenksspalt  des  Kniees  bis  zum  äußeren 

Knöchel 45  48 


s(‘iu(‘r 


Hiernach  besteht  eine  Verkürzung  des  linken  Unterschenkels,  die  durch  eine 
Verlängerung  des  linken  Oberschenkels  wieder  ausgeglichen  ist.  Beides  weist  auf 
Knochenwachstumsstörungen  hin,  die  mit  hoher  Wahrscheinlichkeit  in  frühester  Ju- 
gend ihre  Entstehung  gehabt  haben  und  außer  der  typischen  Karbe  auf  dem  Unter- 
schenkel beweisen,  daß  es  sich  um  eine  Osteomyelitis  (eitrige  Knochenmarksent- 
zündung) gehandelt  haben  muß.  KTin  gehört  es  zu  den  Eigentümlichkeiten  dieser 
Krankheit,  daß  sich  abgekapselte  Eiterherde  in  den  Knochen  bilden  oder  Kuochen- 
stücke  absterben,  die  jahrelang  unbemerkt  bestehen,  um  dann  mehr  oder  minder 
plötzlich,  auch  ohne  äußere  Veranlassung  (Trauma)  Erscheinungen  zu  machen. 
Eine  häutige  Veranlassung  ist  das  Überstehen  einer  Mandelentzündung,  wodurch 
frische  Eitererreger  in  die  Blutbahn  gelangen.  Es  soll  aber  auch  zugegeben  werdcm, 
daß  ('in  schweres  Trauma,  welches  einen  so  erkrankten  Knochen  trifft,  die  in  ihm 
schlummernde  krankhafte  Veränderung  zum  Auftlackern  bringen  kann.  Es  ver- 
geht dann  aber  eine  gewisse  Zeit,  bis  der  Eiter  odei'  der  Knochensplitt('r 
sich  aus  der  Tiefe  des  Knochens  seinen  Weg  bis  an  die  Oberfläche  bahnt  und 
eine  Fistid  entsteht.  Im  vorliegenden  Falle  geschah  der  Unfall  am  22.  Februar 
1906.  Nach  der  am  9.  März  1907  nachträglich  hier  vorgelegten  Krankengt*schichte 
des  Krankenhauses  bestanden  bereits  am  24.  Februar  1906  zw(m  Fisteln,  die  auf 
den  Knochen  führten. 

Die  Diagnose  lautete  im  Krankenhaus  auf  chronische  Knochenmarksvc'reite- 
rung;  es  wurde  damals  also  das  Leiden  so  beurteilt,  wie  ich  es  lu'ieits  ohne 
Kenntnis  der  Krankengeschichte  vermutet  habe. 

Die  Angaben  des  U.,  die  er  im  Krankenhaus  gemacht  hat,  di'ckeii  sich  nicht 
mit  d('n  bei  der  Unfall  Untersuchung  gemachten. 


B e g u t a c h t u n g ; 


Sollte  sich  tatsächlich  ein  Unfall  am  22.  F(^bruar  1906  zugetragen  haben, 
wi(‘  ihn  U.  b(diauptet,  so  ist  diesen'  nicht  für  das  am  liidieu  Bein  des  U.  wienhu' 
aufgeti'eteme  Lendem  verantwortlich  zu  machen.  Dagegen  spreclnni  zunächst  zeit- 
HcIk^  Gründe'.  Im  iauifee  von  2 bis  3 Tagem  könne'ii  sich  nach  ennem  Stoß  ke'iiu' 
bis  auf  d(‘n  Knoche'ii  gehe'iide'  Pästeln  e'tablie'i'e'ii.  Da  U.  schon  vor  de'iu  l ntall 


Knocliciiniai'ksoiteruii.ir  (Osteomyelitis)  mul  1 iifall. 


:;oi 


krank  aussali,  ist  vic'lnu'hr  anzmu'lniu'ii , dal/t  d(‘i‘  iin  Knochmi  b(^tindliclio  Eit(‘i‘ 
schon  länji('n'  Zi'it  vor  d('in  22.  F('bruar  1906  sicli  soinon  Wog  an  die  OborHäclu! 
sncht('.  Ert‘alirnngsg('iniil’t  tritt  (‘in  doi'artigos  Akntwordon  alter  Knochonabscossc' 
nach  lvnoch('nmarksv('reit(‘rnng  auch  ohne  äußc'ro  Vi'ranlassnng  auf. 

I)(‘r  Unfall  vom  22.  F(‘bruai‘  19(,)6  hat  also  b(‘i  U.  koimuFd  Folgen  hinterlass('n. 
r.  ist  (h'innach  durch  Unfallfolgt'ii  nicht  (U’W(U‘bsbe(hnträchtigt. 

Oas  Schi(‘dsg(‘richt  schloß  sich  in  seinem  di(^  rh'rufung  zurückw(‘isend('n 
Urt('il  di(‘S('m  Gutacht(‘n  an,  womit  sich  d(‘r  Klägei’  b(‘ruhigte. 


Knoclieiiniarkseiteniiig:  als  Uiilallfolge  anerkannt. 


0 r g e s e h i c h t e. 

W.  geriet  am  12.  September  1907  versehentlich  mit  der  rechten  Hand 
g(‘g(‘u  eine  elektrische  Schalttafel,  zog  durch  einen  elektrischen  Schlag  erschreckt 
die  Hand  sofort  zurück  und  schlug  hierbei  mit  dem  rechten  Oberarm  lu'ftig  g('gcn 
eine  eiserne  Schutzstange.  Die  anfänglich  stärkeren  Schmerzen  milderten  sich,  AV. 
hielt  sie  in  der  Folge  für  Rheumatismus,  ebenso  der  am  3.  Oktober  1907,  also 
nach  3 Wochen,  konsultierte  Arzt,  der  ihn  hauptsächlich  wegen  eines  vermeint- 
lichen Unterschenkelrheumatismus  behandelte. 

Spätestens  Ende  Oktober  — also  nach  etwa  6 Wochen  — bildete  sich  am 
rechten  Oberarm  in  der  Gegend  des  Deltamuskelansatzes  eine  harte,  Hach  gewölbte 
und  stark  druckempfindliche  Geschwulst. 

W.  wurde  einem  Krankenhause  überwiesen,  wo  nach  weiteren  2—3  Wochen 
wegen  eitriger  Kuochenmarksentzündung  der  rechte  Oberarm  im  Schultergelenk 
ausgelöst  wurde. 

Der  erstbehandelnde  Arzt  hielt  den  Zusammenhang  zwischen  Unfall  und 
Erkrankung  für  möglich. 

Der  Vertrauensarzt  der  Berufgenossenschaft  hält  den  Zusammenhang  nicht 
für  gegeben,  weil  eine  zu  lange  Zeit  vergangen  sei,  bis  die  Knochenmarksentzün- 
dung zum  Ausbruch  gelaugt  sei. 


Eigene  Angaben  des  Verletzten. 

..Wir  fehlt  der  rechte  Arm.  Ich  habe  noch  lebhafte  Schmerzen  in  der  Xarbe 
und  einplinde  Schmerzen,  als  wenn  der- Arm  noch  vorhanden  wäre.“ 

Untersuchungsbefund  (25.  September  1908j. 

28jähriger,  junger  Mann  von  kräftigem  Körperbau  und  gesundem  Aussehen. 
Der  rechte  Arm  ist  im  Schultergelenk  ausgelöst.  Die  Narben  sind  stark  gerötet 
und  druckempfindlich.  Am  linken  Unterschenkel  zeigen  sich  keine  Veränderungen. 

B e g u t a c h t u n g. 

Nach  dem  ärztlichen  Bericht  kann  es  keinem  Zweifel  unterliegen  , daß  die 
Veranlassung  zur  Auslösung  des  rechten  Oberarmes  im  Schultergeleuk  eine  Kno- 
chenmarksvereiterung (Osteomyelitis)  gewesen  ist.  Nach  chirurgischer  Erfahrung 
entsteht  dieser  Krankheitsprozeß  an  bestimmten  bevorzugten  Knochen  unseres  Ske- 
lettes, wenn  Eitererreger  in  der  Blutbahn  zirkulieren  und  an  irgend  einem  Funkte 
einen  für  ihre  Ansiedelung  und  Vermehrung  günstigen, Boden  finden.  Ein  solcher 
Boden  wird  vorbereitet,  w^enn  (‘ine  durch  ihre  sonstige  anatomische  Beschaffen- 
heit (Knochenwachstumszone)  schon  prädestinierte  — Stelle  von  einer  Gewaltein- 
wirkung betroffen  wird,  die  hier  eine  leichte  Gefäßveiietzung  mit  Blutaustritt  zur 
Folge  hat.  ln  diesem  Blutaustritt  finden  die  Eitererreger  die  günstigste  Gelegen- 
heit für  ihre  Eebensbedingungen,  so  daß  sie  ihre  zerstörende  Tätigkeit  in  ('n(‘rgisch- 
ster  Weise  entfalten  können.  Welche  Zeit  zwischen  der  Gewalteinwirkung  und  dem 
Offenbarwerden  der  Knocheninarksvereiterung  verstreicht,  hängt  im  w^esentlichen 
von  dem  Giftigkeitsgrad  (Virulenz)  der  schuldigen  Eiterena'ger  ab.  Nach  meinen 


II.  'l’eil.  3.  Abschnitt. 


Erfahrungen  ist  cin('  Zeit  von  (i  Wochen  noch  niclit  zu  lang,  um  den  Ziisaniinen- 
hang  ausznschließen.  Scliwachgiftige  Mikroorganismen  zeitigen  (.'inen  langsamen, 
schleichenden  Vc'iiauf.  lli('rzn  kommt,  daß  eine  Knochenmarksentzündung  sich  im 
IJeginne  und  im  ('rsten  Stadium  ihres  Verlaufes  — zumal  ohne  Zuhilfenahnn^  von 
Ivöntgendurchleuchtiiiig  der  ärztlichen  Erkennnung  zu  verschlielh'ii  pflegt.  Sie 
gieht  am  häutigsten  auch  dem  geübtesten  Arzte  — zu  der  Fehldiagnose  Jlheu- 


inatisnuis  Veranlassung. 

Elin  Nachweis,  wo  die  Eitererreger  in  die  Eluthahn  eingedrungen  sind,  ist 
nicht  immer  möglich.  EN  genügen  dafür  winzige  Hautschrunden,  und  experimentell 
ist  nachgewiesen  worden,  daß  giftige  Eitererreger  selbst  durch  die  unversehrte 
Schleimhaut  der  Mandeln  in  die  Eymph-  und  Eluthahn  eintreten  können. 

Im  vorliegenden  Fall  hat  ein  junger  Mann  von  28  Jahren  3 Wochen,  nach- 
dem er  einen  Schlag  gegen  den  rechten  Oberarm  erhalten  hatte,  zunächst  wegen 
rheumatischer  Eesch werden  im  rechh'n  Unterschenkel,  alsdann  aber  — spätestens 
in  einem  Zeitraum  von  5 6 Wochen  — wegen  rheumatischer  Schmerzen  in  dem 

vom  Unfall  betroffenen  Arm  si'inen  Arzt  konsultiert. 

Phir  das  vorliegende  Gutachten  kann  es  dahingestellt  bleiben,  um  was  für 
einen  Krankheitsprozeß  (>s  sich  am  rechten  Unterschenkel  gehandelt  hat.  Sehr  wahr- 
scheinlich ist  die  Annahme,  daß  auch  hier  die  Eitererreger  den  krankhaften  Ero- 
zeß  verursachten,  aber  zu  keinem  zerstörenden  Eanfluß  gelangten.  Der  Nährboden 
war  hier  nicht  günstig,  weil  den  Unterschenkel  keine  Verletzung  betroffen  hatt(', 
und  so  genügte  die  dem  Einte  innewohnende  Heilkraft,  sie  hier  unschädlich  zu 
machen.  Der  rechte  Oberarm  aber,  der  einen  durch  Trauma  gesetzten  günstigen 
Nährboden  darbot,  erlag  ihrer  verderblichen  Eetätigung. 

Der  Verlauf  hat  gelehrt,  daß  die  zuerst  als  Rheumatismus  gedeuteten  Schmer- 
zen im  rechten  Oberarm  bereits  das  Vorhandensein  der  Knochenmarkvereiterung 
andeuteten.  \. 

Ich  gelange  daher  zu  dem  Schlüsse; 

Es  ist  im  hohen  Grade  wahrscheinlich,  daß  die  Erkrankung  des  rechten 
Armes  mit  dem  Unfalh'  vom  12.  September  1907  in  einem  ursächlichen  Zusammen- 
hang steht. 

Kläger  ist  daher  in  seiner  Erwerbsfähigkeit  beeinträchtigt  gewesen: 

vom  13.  Dezember  1907  beziehungsweise  vom  EAide  des  Heilverfahrens  bis  zum 
1.  Februar  1908  um  100  Prozent,  weil  bei  dem  Verluste  des  rechten  Armes 
dem  Verletzten  nach  Schluß  des  Heilverfahrens  die  Wiederaufnahme  von  Lohn- 
arbeit während  6 — 8 Wochen  noch  nicht  zugemutet  werden  kann. 

Vom  1.  Februar  1908  und  gegenwärtig  ist  W.  um  75‘^/o  erwerbsbeein- 
trächtigt. 

Nachdem  sich  der  vom  Eeichsversicherungsamt  noch  gehörte  Geh.  ]Med.-Rat 
Prof.  Dr.  K.  meiner  Auffassung  angeschlossen  hat,  wurde  di('  Erkrankung  des 
W.  als  Unfallfolg('  anerkannt. 


Kiiocheiiiiiarkseiteruiig:  als  lTifalll*oli;e  aiierkaimt. 

\'orge  schichte. 

D('r  damals  45jährig('  Pri'sser  M.  fiel  am  b.  Eä'bruar  1910  von  ('iiu'r  3Iaii('r 
In'i’ab,  als  ('i‘  wähi’c'iid  (dnes  Streik('s  — um  (h'ii  Ih'lästigungi'ii  d('r  Stn'ikposten 
zu  ('ntg('hen  ~ s('iu('  Ai'heitssti'lh'  über  dies('  iMaiu'r.  di('  nach  dem  Nachbai- 
gnindstück  führte*  — vi'rlassen  wollte'.  Er  litt  zu  diese*!'  Ze'it  an  e'iiu'r  Gonorrhöe'. 
>t('Ilt('  am  9.  E’ebi'uai'  1911  wegen  Schnie'rze'n  im  i'echte'ii  ( tbe'rsche'uki'l , die*  für 
i'he'umatische'  gehalte'ii  wnrde'ii,  die*  Ai'beit  e'in.  De'i'  Zustand  verschlimmerte'  sich, 
('S  entwie'ke'lte*  sich  ('ine*  schwe'i'e*  Knoche'iimai'ksve're'ite'i'ung  eU's  i'echte'ii  Obe'r- 
se'Iienke'ls.  de're'utwe'gen  am  7.  Mai  1910  zur  Exartikulatiou  eh's  re'chte'ii  Obe'i'- 


Knocliemnarkseitcruiig  (Osteomyelitis)  und  1 nfall. 


sclH'iik('ls  im  1 Iiit'tg('l('iik'  g('scliritt(Mi  wc'rdi'ii  miil.it('.  Dio  (l(‘ii()ss('iiscliatt  Icliiito 
di('  (i ('Währung  ('iiu'r  rnfallia'iiti'  ah. 

Kig('n('  Angalx'ii  d('s  V('rl('t/ t('ii. 

..Ich  liattc'  zur  Z('it  (h's  rufalh's  am  5.  h’el)ruar  11)10  ('itrigi'ii  Ausliuri  aus 
d('r  llarurülna'.  Oh'icli  iiacli  (h'iu  Uut'all  liatt('  ich  SchuK'iva'ii  im  la'chti'ii  Oher- 
sch('iik('l.  Ks  trat  daiiu  allgcuu'iiu'.s  riilH'hagcii , FiAsti'lii.  ApjM'titlosigka'it  ('in.  I)i(' 
Scliuu'r/('ii  im  Ih'iii  wurch'ii  stärkc'r,  so  dal.»  icli  aiu  11.  Fc'hruar  1910  di('  Arbeit 
ciustc'lh'u  mubt(‘.  Dr.  AV.  st('llt('  Ivlu'uma  tost.  l)i‘.  I*.  machti'  ('im'ii  Eiiischnitt  in 
di('  Vorst('lu'rdriiso.  wo  sicdi  Kiti'r  ('iith'('rt('.  Am  2-1.  Miii’z  suchte  icii  das  Kraiikcii- 
haus  aut'.  Dasc'lhst  wurde'  dc'r  ri'(dit('  ( tlu'rsclu'uke'l  ausgt'löst.“ 

Uut('rsucliuugsl)('t'uud  (22.  Miii’z  1911). 
ig('r,  gf'suml  ausselu'mh'r  Manu  mit  ki'ät'tigc'r  Muskulatui'  in  gute'm 


Kruäliruugszustamh'.  l)('i-s('lh('  Ix'tritt  mit  zwei  Krücke'u  gc'waudt  das  Tute'!'- 
suchuugszimiiK'r.  I)('r  i’i'cditi'  Ola'rsclu'uka'l  ist  im  lliit‘tg('leuk  aiisgf'löst.  I)i('  Naida^ 
ist  lest  und  widerstandsfähig.  Die'  Haut  ülu'r  dem  r('cht('u  Sitzhciidiöcke'r  ist  leiclit 
g('reizt,  gei’ötc't , als  Folge  (h'S  Drucka's  (h's  sonst  ge'trageiK'ii  Stelzlu'iiu's.  Fs 
hamh'lt  sich  um  (h'ii  glatti'ii  \’('idust  des  rc'chten  Ih'iiu's  hei  völlig  unkoinplizi('rt('ii 
V('rhältniss('n. 

Jli'gutachtung. 

Durch  Z('ugenaussag('n  ist  f('stg('stellt,  dab  M.  am  ö.  Ft'hruar  1910  ('im'ii 
Fall  g('tan  hat  und  seiiu'n  Alitarlu'itern  über  Schnu'rzen  g(*klagt  hat.  Am  11.  F('- 
bruar  1910  wui‘d(>  vy  arbeitsunfähig  w('g('ii  Schmerz(m  im  rechten  Obc'rsclu'nke'l, 
di('  mang('ls  ('ines  objektiven  Ih'fundes  als  Ilheuma  ang(\spi-ochen  wurden.  Aelu'nbi'i 
botand  eitriger  AusHul.i  aus  der  llarnrrehn',  sowie  eine'  akute  Vorsti'hei’driisc'u- 
(‘ntzündung.  L('tzt('i‘('  soll  nach  Angab('  des  M.  in  Fiterung  übergf'gangen  sein  und 
in  j('ii('r  Zeit  zu  ('im'in  Finschnitt  geführt  hahen.  Am  18.  März  1910  Avai'  ('iiu' 
"tark('  funktionelh'  Ih'i'inträchtigung  des  r('chten  Heines  vorhanden. 

^’om  24.  Mäi’z  bis  8.  Oktober  1910  wai‘  M.  im  Krankenhaus.  Hei  der  Auf- 
nahnu'  fand  sich  am  reclit('n  ( )b('i'sch('nkel  eine  unregolmäbige,  höckerig^' , auf 
Dnick  emptindliclu'  Vi'rdickung.  Dii'  Höntgenbilder  zeigten  eiiu'  weitga'lu'ude  Z('r- 
^t()riing  (h's  r('cht('n  Obersclu'idvelknoclu'iis.  Am  7.  Mai  1910  wuixh'  (h'swegen  das 
rechte*  H('in  im  Hüftgelenk  ausgc'löst.  Die  mikroskopische  Unti'rsuchung  ('i’gab, 
(lab  ('ine  ('itrige  Knoclu'nmai‘ks('ntzündung  voidag. 

Aub('r('  Anzeichen  eiiU']-  Ve'i-h'tzung  am  rechten  Olu'rschenke'l  ware'ii  von  ke'iiu'm 
der  Ai’zte  iH'obachtet  wonh'ii. 

AVi('  di('  \Viss('nschaft  f('stg('st('llt  hat  und  durch  zahlreiclu'  Fxperinn'ute'  an 
Ticre'ii  erhäi't('t  i^t,  kommt  (*s  zu  ('iner  eitrige'ii  Knoclu'nmarksentzündung,  we'iin 
Fit('r('i-]'('g('i'  in  das  Knochenmai-k  ('inzudringen  und  sich  hier  unter  günstige'n  H('- 
dingung('n  anzusi('d('ln  und  zu  ('iitwicke'ln  v('i'mög('U.  Fin  direktes  Findiänge'u  von 
Fit('i’('n‘('gern  von  aub('ii  h('i‘  in  (h'ii  Knoclu'n  hat  im  vorli('g('nd('ii  Falb'  nicht 
"tattge'fumh'n , da  ('in  komj)liziert(n‘  Hruch  des  OlH'rselu'idvels  o(l('i‘ ('iiu'  \h'rl('tzung 
(h'r  äubei‘('n  Hautbed('ckungen  iiicht  stattgefundi'ii  hat.  In  (h'r  Hlutbahn  (h's  AI. 
ki'('ist('ii  alx'r  g('i‘ad('  zur  Z('it  des  Unfalh's  Fite'iH'rreger , wie*  aus  der  'l'atsaclu' 
h('i'voi'g('ht,  dab  dei‘  Ix'i  AI.  be'stehende  eitrige'  Aushub  de'r  Harnröhre'  eine'  Absce'- 
dieiung  dei’  Vorst('he]-(li-üs('  im  Gefolge'  hatte'.  Derartige'  Freignisse^  tre^ten  aid', 
we'iin  ne'be'ii  dei-  six'zihsclu'n  Infektion  mit  Gonokokken  e'ine'  Alischinfektion  mit 
Fite're'rre'ge']')!  (zumeist  Staj)hylokokk('iO  vorlie'gt.  Fs  hat  nun  e'im'n  holu'ii  Grad 
von  Wahi'sclK'inlichkeit  für  sich,  dab  b('i  eh'in  Sturz  vom  b.  Fe'bruar  1910  e'ine 
('ibe'bliche'  (^)u('tschung  eh's  i'echte'ii  ( tberschendvelknoclums  stattgedunde'n  hat  und 
dab  ('S  dalK'i  zu  kh'ine'ii  Hlutiinge'u  in  und  an  elemse'lbe'n  ge'komme'ii  ist.  Die'se' 
kb'ine'ii  duirh  d('n  Fufall  erzeugte'ii  Hlutaustritte'  bote'ii  nun  de'ii  mit  dem  Hlut- 
'ti-om  dorthin  ge'lange'nde'ii  Fite're'rre'gei'ii  ('ine'ii  günstige'ii  Hoeh'ii  für  ihre'  Ansie'de'- 


n.'J'cil.  3.  Abschnitt. 


lmi^%  \V<'it('r('iitw  ick('lunii’  und  \’unn(‘liniiig.  I}(‘i  ('iiiuiii  Mcnsclicii , wie  M. 


US  ist.  s])i(d('u  sich  di('  Folgc'vorgiingc'  luiigsaiiK'r 


\viilir('ii(l  (l(T  Knocli(‘invaHistunis])('i’iod(‘. 


ab, 

Ks  vei’scblägt 


als  bei  ('iiiein  ^Mensclieii 
dalu'r  ]iiclits,  daß  31.  in 


(bni  (‘|•st(‘n  Tag('ii  di('  Aidn-it  noch  niclit  a,nss(;tzte  und  daß  die  Xatni-  d(‘S  sich 
an  seinem  ( )bersLdu'iik(d  abspi('lend('n  Prozesscvs  ärztlicli('i-s(>its  znnäclist  noch  nicht 
]iiit  SiclK'i’lu'it  erkannt  wa'rden  koniiti'.  .Imh'nfaJls  sind  di(>  Scliimn-zen  im  iM'cbten 
Ob('rsclH'nk('l  sclioii  vom  6.  Tag('  nach  d(mi  Unfälle  an  äi-ztlich  begianl)igt. 

Somit  best(dit  zwisclnm  dem  Unfalb'  und  (b'in  im  März  1910  im  Krankc'ii- 
ha.ns  ('rhobem'ii  llefunde,  d('r  zur  Anslösnng  (b's  (ilied('s  führt(',  ('ine  Bi-iickf'. 

Ich  gelange  daher  zu  dem  Schlüsse: 

Auf  (frnnd  d('s  Akteninhaltes  ist  mit  ansreichender 
znm'hmen,  daß  die  Knoclienmarksvereiterung  durch  den 
1910  venii-saclit  wordt'ii  ist. 

Durch  di('se  Folgen  d('s  Unfalles  ist  der  Kläg('r  in 
In'einträchtigt  gewes('n ; 

Vom  7.  3Iai  1910  bis  znni  8.  Oktober  1910  um  lOO^/o,  da  er  Aväbr('nd 
di('ser  Z('it  sich  zuletzt  infolge  verspäteter  Liefeiaing  der  Prothese  - - im 
Krankenhanse  befunden  hat,  vom  9.  Oktober  1910  auf  etwa  3 3Ionate,  also  bis 
zum  15.  Januar  1911,  um  80o/o,  da  nach  der  Bekundung  d('s  l)r.  S.  31.  lau  s('iner 
Fntlassnng  ans  dem  Krankenhanse  sitzende  Beschäftigung  ausführen  Iconnte. 

ln  der  ZAvischenzeit  hat  31.  nun  auch  Gelegeidieit  gehabt,  sich  ('ine 
giölh're  Fortbewegnngsfäliigkeit  anzueignen.  Fs  ist  demnach  in  seinem  Zustande 
('-ine  weib're  Besserung  eingetreten,  so  daß  31.  vom  16.  Januar  1911  und  g('gen- 
wärtig  in  seiner  Erwerbsfähigkeit  um  ßO^/o  beschränkt  ist  und  bleibt. 


Wahrscheinlichk('it  an- 
Unfall  vom  5.  F('biaiar 


s ( ' i n ( ' r Ih’AN’  e r 1)  sf ä h igk  (d  t 


Nach  diesem  (futachten  gewährte 


di('  BG, 


dem  Kläger 


die  vorgeschhu>('ne 


B('nte. 


Wiederkehrende  Kiioclieiimarkseiteruiig  als  Unfallfolge  anerkannt. 

Vorgeschichte. 

Der  damals  56jährige  Formenputzer  R.  erlitt  am  30.  Xoveiuber  1908  dadurch 
einen  Betriebsunfall,  daß  er  sich  durch  Uinknicken  einen  Flüssigkeitserguß  im 
linken  Kniegelenk  zuzog.  Das  Heilverfahren  währte  bis  zum  24.  Januar  1909. 
Unter  dem  11.  3Iärz  1909  giebt  Sau. -Rat  Dr.  K.  der  Anschauung  Ausdruck,  daß 
Folgen  des  Unfalles  vom  30.  Xoveinber  1908,  „insofern  sie  die  Erwerhsfähigkeit 
des  R.  noch  Aveiter  beeinträchtigen“,  zurzeit  nicht  mehr  vorliegen.  Damit  ist 
demnach  nicht  ausgeschlossen,  daß  an  sich  Unfallfolgen  noch  bestanden.  Im  iMai 
1909  wurde  R.  Avegen  Knochenmarkseiterung  des  linken  Oberschenkels  im  Kraidven- 
haus  behandelt.  Am  3.  Juni  1909  Avurde  R.  Avieder  in  ein  Krankenhaus  aufge- 
nomnien,  avo  die  Punktion  des  linken  Kniegelenkes  das  Vorhandensein  von  bös- 
artigem Eiter  in  demselben  ergab.  Am  14.  Juni  1909  mußte  der  linke  Oberschenkel 
amputiert  Averden. 

Die  Sektion  des  abgesetzten  Gliedes  ergab:  scliAvere,  alte  Knochenmarks- 
v('reiterung  des  linken  Oberschenkels  (Osteomyelitis),  in  dem  große  abgestoßene 
Knochenstücke  (Se([uester)  lagen.  Die  Eiterung  Avar  ins  Kniegelenk  durchgebrochen. 


Begutacht  u n g. 

Fs  ist  unstreitig,  daß  R.  seit  seinem  11.  Lebensjahre  an  einer  chronischen 
Knoclu'nmarkseiterung  des  linken  Oberschenkels  gelitten  hat. 

b's  muß  also  angenommen  Averden,  daß  sich  im  Knochenmark  des  liidcen 
Oberschenkels  abgekapselte  Eiterherde  befanden,  und  daß  die  dieselben  erzeugenden 
Eitererreger  einen  ziemlich  abgeschwächten  Giftigkeitsgrad  besaßen,  da  sonst  das 
Leiden  nicht  einen  so  chronischen  \>rlauf  hätte  nehmen  können.  Durch  den  Un- 
fall am  30.  November  1908  Avurde  im  linken  Kniegelenk  ein  Flüssigk'eitserguß  ge- 


Kiiocliciimai'kscitcriing'  (Osteomyelitis)  und  luifall. 


setzt.  Ximmelir  bestand  die  Oefahr,  dal.i  dieser  Ergab,  der  einen  vorzüglichen 
Nährboden  für  die  Eitererreger  darstellte,  vereiterte.  Auf  dem  Wege  der  Lymph- 
bahnen  konnten  dieselben  jederzeit  in  das  benachbarte  Gelenk  gelangen.  Dab  bei 
der  Gewalteinwirknng,  die  das  Kniegelenk  betraf,  ein  im  benachbarten  Oberschenkel- 
knochen liegender,  bis  dahin  abgekapselter  Eiterherd  gesprengt  wurde,  kann  nach 
den  heutigen  Anschauungen  der  Wissenschaft  über  das  Wesen  der  Knochenmarks- 
vereiterung angenommen  werden.  AVenn  nun  der  Ergub  im  Kniegelenk  nicht  sofort 
vereiterte,  so  giebt  es  auch  hierfür  eine  ausreichende  Erklärung.  Die  Eitererreger 

keit  (Virulenz);  somit  waren  die  dem  Körper 


besaben  eine  abgeschwächte 


(Gftigi 


innewohnenden  Schutzkräfte  völlig  imstande,  den  in  den  Kniegelenksergub  eindrin- 
genden  Eitererregern  ein  Gegengewicht  zu  halten,  bis  bei  dem  Kampfe  die  Eiter- 
erreger allmählich  einen  höheren  Giftigkeitsgrad  erreichten.  Dann  kam  eine  Zeit, 
wo  die  bei  dem  Kampfe  verbrauchten  Schutzkräfte  erlahmten,  so  dab  die  viru- 
lenter gewordenen  Eitererreger  die  Oberhand  gewannen  und  eine  A^ereiterung  des 
Kniegelenksergusses  herbeiführten.  Dieselbe  machte  die  Absetzung  der  Extremität 
erforderlich. 

Dem  steht  nicht  im  AVege,  dab  nach  dem  24.  Januar  1909  der  Kniegelenks- 
ergub anscheinend  gröbtenteils  aufgesaugt  war,  so  dab  R.  seine  im  Sitzen  zu  ver- 
richtende Arbeit  wieder  aufnehmen  zu  dürfen  glaubte.  Denn  es  genügt  eine  geringe 
Menge  von  Erguß  dazu,  um  den  Eitererregern  einen  Nährboden  zu  gewähren. 

Es  kommt  noch  hinzu,  daß  der  krankhafte  Prozeß  am  linken  Oberschenkel 
bereits  45  Jahre  bestand,  ohne  in  das  Kniegelenk  durchzubrechen.  Derartige  Durch- 
brüche erfolgen  sehr  wohl  auch  im  gewöhnlichen,  durch  äußere  Gewalteinwirkun- 
gen nicht  beeiiitlubten  Ablauf  der  Knochenmarksvereiterung.  Dann  handelt  es  sich 
aber  fast  immer  um  sehr  jugendliche  Individuen  und  um  sehr  stark  giftige  (hoch- 
virulente)  Eitererreger.  Demzufolge  sehen  wir  dies  Ereignis  dann  auch  sehr  früh- 
zeitig auftretim.  Derartige  Verhältnisse  sind  im  vorliegenden  Falle  nicht  gegeben. 
Daß  die  im  Kniegelenk  vermehrten  und 


läufig 


gewordenen  Eitererreger  rück- 
wieder  größere  Zerstörungen  im  Oberschenkel  setzen  müßten,  entspricht 


giftiger 


d(*n 


gewöhnlichen  Beobachtungen. 
Ich  gelange  daher  zu 


mit 


dem  Schluß: 

Es  ist  ausreichend  wahrscheinlich,  daß  die  A^ereiteruiig  des  linken  Kniegelenkes 
dem  Unfall  vom  30.  November  1908  in  ursächlichem  Zusammenhang  steht. 

Kläger  ist  demnach  seit  dem  14.  Alai  1909  in  seiner  Erwerbsfähigkeit  um 
bO^*  0 beeinträchtigt  gtnvesen  und  g(‘g(mwärtig  nocli  um  bO^/o  beeinträchtigt,  da 
es  sich  um  den  Viulust  des  linken  Oberschenkids  mit  regelrechten  Stumpf  Verhält- 
nissen handelt. 

Auf  Grund  dieses  Gutachtens  wurd( 
der  Rente  verurtdlt. 


die  Rerufsgenossenschaft  zur  Gewährung 


KiKK'heimiarkseiteruiig:  nicht  als  Uiifallfolu:e  aiierkaiiiit. 


A'orgeschi  eilte. 

D(‘r  damals  14jäbrigeMitfahrerV.  soll  nach  di'rUnfallanzeige  am  21. November 
1908  dadurch  einen  Unfall  erlitten  haben,  daß  er  sich  beim  Besteigen  des  Tritt- 
brettes eines  Alilchwagens  das  linke  Knie  stii'ß.  Zeugen  für  den  Unfall  sind  nicht 
vorhanden.  Am  folgenden  Tage  erst  ('rzählte  er  dem  Kutscher,  daß  (U‘  sich  ge- 
stoßen habe;  wo  d(>r  Stoß  angegriffem  haben  sollti',  hat  er  nicht  gesagt.  V.  setztii 
seine  Arbiüt  noch  4 l'age  lang  fort.  Am  26.  Novmnber  1908,  also  am  5.  Tage  nach 
dem  angeblichen  Unfall,  stellte  Dr.  ('.  bei  ihm  (>ine  schmerzhafte  Schwellung  des 
rechten  Untei-scheiik(ds  unterhalb  des  Kni(>es  fc^st.  Der  Arzt  hatte  sich  keine 
Notiz  darübei-  gemacht,  daß  von  V.  ein  Unfall  als  Ursaclu'  di'S  Lddmis  ange- 
geben worden  sei,  wie*  er  es  sonst  regelmäßig  tat.  In  der  gvrichtliclnm  W'rhand- 
Inng  vom  16.  November  1909  hat  d(‘i'  Vat(‘i-  (h'S  AOnletztcm  ang('g('b(m,  m-  liabi'. 


II.  Teil.  3.  Absclmitt. 


am  Dii'iistaii'  nach  (lci‘  \'(a’l('tzim,4',  das  ist  der  24-.  November  190<S,  d('ii  Fuß 
s('b('ii.  Er  s('i  l)lau  verfärbt  ^cwes(m  und  lialu'  k(Miie  X'ei’letziiii^’  auf^ewiesim. 

Am  29.  Novembi'i’  190M  ist  V.  in  das  Krankcmbaus  aufmmommcn  woideii, 
Avo  ('!•  bi'i  dm-  AufiiahiiK'  aiif>ab,  ('r  Iiab('  sieb  vor  etwa  8 Taigen  den  recbti'u 
rnt('rsciumk(d  gestoßen.  Vor  5 'l’ag«m  s(>i  er  mit  8ebütt('lfi‘ost  und  starken  Sehmerzmi 
im  n'ehtmi  Fnterschenk('l  erkrankt.  Am  30.  Nov(mib(‘r  mußte  w('g(‘ii  d(‘r  f(‘stge- 
ste]lt('ii  akut('n  Knochonmarksentzündung  des  Scliienbeins  ('ine  Opi'ration,  am  6.  März 
1909  wi('d('r  ('iiu'  Xachoperation  vorgenoimm'n  w('i‘d('ii. 

Beg  u t ae  li  t u n g. 

Die  in  das  Veifalirc'ii  hineing('t)‘ag(me  Frage,  ob  bei  V.  nicht  eine  tuberku- 
los('  Knochem'rki’aidiung  vorliege,  verneim^  ich  mit  l)v.  Ij.  4’ub('rkulös(‘  Knochen- 
erkranlciingen  entwick('ln  sich  langsam,  hic'i’  hand('lt  (>s  sich  um  ('iiu'ii  akuten  Jh(- 
ginn  mit  Schüttx'lfrost,  also  hoher  Fiebertemperatur,  mit  Schnu'rzen  und  ('iitzünd- 
lich('i‘  Schwellung  d('s  erkrankten  Knochens,  wi(^  er  für  d('ii  Ausbruch  ('iner  Knochen- 
('utzündung  typisch  ist.  I)i('  akut('  Knochenniarksentzündung  ist  vorwiegend  ('ine 
ErlAi'ankung  d('s  jugvmdliclnm  Altei’s,  solange  die  Wachstumsperiod('  der  Knoclu'u 
noch  nicht  abgeschlossen  ist,  was  allgemein  in  das  24.  Leb('nsjahi-  verlegt  wiixl. 
Das  \V('S(']i  dei‘  Erkraidvung  b('st('ht  darin,  daß  sich  Eiten'i’rc'ger  im  Knoch('n  an- 
si('(U'ln  und  hier  ('iiu'  Eiterung  mit  allen  ihnm  Folgen  provoci(n’en.  ln  den  Knochen 
köniH'ii  die  Eiter('rreg('r  auf  3 V('i'schi('dene  Arten  g('lang('ii.  Erstens  können  sic! 
unmitt('lbar  von  außen  dahin  gelang('ii,  wenn  der  in  einer  Wunde  freiliegeiub^ 
Knocln'ii  dirc'kt  intiziei't  wird.  ZAveitens  kann  ein  ('itriger  Di’ozeß  der  Weicht('ih^ 
auf  d('ii  b('iiachbarten  Knochen  übergreiten.  Beide  Arten  sind  im  vorliegc'iulen  Fall(^ 
auszuschließ('D,  denn  es  hat  wed(u‘  eine  die  Hautobertläche  durchtrennende  Vt'rletzung 
an  (U'r  spät('r  ('i'ki'aidcten  Stc'lh^  vorgeh'gen,  noch  bc'fand  sich  in  d('r('ii  Nachbar- 
schaft ein  ('itrig('r  Proz('ß. 

Hi('rb('i  wiixl  von  äi'ztlicher  Seite  kein  Versuch  gt'inacht,  den  Wid('rspruch 
in  d('r  Unfallanzeig('  üb('r  den  Sitz  der  Verletzung  (liidis)  und  den  der  spät('ren 
E)‘krankiing  (rechts)  aufzuklären,  vielmehr  muß  dies  richterlicluu’ Entscheidung  an- 
lK'img('st(‘llt  w('rd('n.  Ich  unterstelle  aber  für  die  weiti'rfolgende  Auseinandersc'tzung 
di('  Annahme,  gcuichtlicherseits  sei  eine  V(uletzung  d('r  n'chten  Kniegegend  am 
21.  Nov('mb('i‘  1908  als  tatsächlich  anerkannt. 

Ein  dritt('r  W(^g,  wie  die  Eit('rerreger  in  ('iiu'n  Knoclu'ii  gc'langen  könm'ii, 
wo  si('  ihr('  verderbliclu'  Wirkung  ('iitfalBm,  ist  di('  Blutbahn  selbst.  So  köniu'u 
si('  von  ('iitfi'i'nten  Bezirk('ii,  von  ('iner  Kratzwunde,  ('iiu'm  kaum  beachtet('u  Fu- 
runk('l  aus.  von  eiiu'r  ('itrig  entzünd(d('ii  INIandel , g('g('b('nenfalls  abi'r  auch  aus 
d('i;  Mundhöhh'  durch  di('  g('sunden  Mandeln  hinduirh  in  di('  Blutbahn  tret('ii 
und  vom  strönu'nden  Blut('  nach  dem  Knochen  hin  gelang('n,  wo  si(‘  infolge  ('ig('u- 
ai'tig('i‘  B('S(*haff('idi('it  d('r  Blutg(Täßv('rteilung  festgehalten  w('rd('u,  sich  mass('n- 
haft  v('rm('hr('ii  und  di(^  schw('r('  Erkraidvung  herb('iführen.  In  solchen  Fällen  ist 
('S  häutig  unmöglich,  di('  Eingangspfoi'te  der  Eitererreg('r  in  die  Blutbahn  zu  rr- 
keniK'u.  Di('  von  di('sei‘  Erkrankung  b(^vorzugten  Punkt('  di's  menschliclK'u  Knoclu'u- 
sk('lett('S  sind:  das  obeia'  und  unteia^  End(^  des  Schieid)einknochens,  das  unt('r(' 
End('  d('S  Olx'rschenkels,  das  oben'  Ende  d(^s  Oberarmknoclu'ns.  Bei  V.  ist  d('r- 
j('iiig('  Knoclu'n  (oberes  Schi('nbeinend(^)  (U’kraidvt,  der  nach  (h'ii  Zusammenstel- 
lungen am  all('rhäutigsten  bidallen  wird.  Insofern  b('steht  gar  keim'  Schwi('rigk('it, 
zu  v('rstehen,  daß  ein  junger  Mensch  von  14  Jahi-en,  also  iniu'rhalb  d('r  Knoclu'ii- 
wachstumsp('riod(' , aucli  ohn('  Jed('  äußei’e  CKuvalteiuwirkung  von  der  hi('r  b('ol)- 
achtet('n  Erkrankung  Lu'fallen  werden  kann. 

Nun  ist  es  ab('r  ('iiu'  allgemein  gemachti'  und  wiss('nschaftlich  aiu'rkannte 
Erfahrung,  daß  sich  die  in  d('r  Blutbahn  unter  Umständen  kreisenden  Eit('r('i‘reg('r 
voi-zugsw('is('  dort  in  den  Knoclu'n  ansi(ul(dn,  wo  durch  G('walt('inwirkung  ein  Blut- 
('rgid/)  etabli('i't  ist.  Wenn  dalu'r  zu  der  ob('ii  ('rwähnt('n  l’rädispo.'^itiou  g('wiss('r 
Kiioch('nabschnitt('  für  di('  Ansi('delung  von  Eiter('rregern  noch  ein  Illuti'i'guß  in 
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densolben  tritt,  so  tiiidcni  vlie  jetzt  liii'rlier  v(vrschl('i)pt('n  llaktcnien  ganz  h('r\or- 
ragend  günstig!'  JbHlingnngcn  für  ihr  Fostg('lialt('n\ve]'don  und  füi'  ihi'C  Fortent- 
\viekolnng.  ln  solchen  Fällen  wird  dci’  den  Blntcrgnh  bedingendi'ii  Gewalteinwir- 
knng  di'i'  Uharakt('V  einer  dii'  Frkranknng  bei  vorhandener  Disposition  aiislösi'n- 
(h'u  G('legenheitsnrsach('  beiznlegi'n  sein. 

Eine  (fewalteinwirkung,  di('  eini'  Ifliitnng  inneiFalb  eini's  Knochens  ini  Ge- 
folge haben  soll,  nuiLi  indeti  ein('  gewisse  Intensität  besitz('n.  Der  Getroffene  innL’i 
den  Stoß  wahi’m'hnii'n,  dei’  Schnierz  und  dei’  Sehi'cck  wird  ihn  v('ianlass('n,  Anße- 
rnngi'n  desselbi'ii  von  sich  zu  gebt'ii  und  nach  dei‘  Stelle  des  Schmerzes  zu  fass('n, 
sie  zu  ri'ilu'u.  Die  betroffene  Extremität  wird  in  ihrer  Funktion  b('('inträehtigt, 
der  am  Knie  Vc'rletzte  wird  hinki'u.  Wenn  von  allen  dies('ii  Merkmalen  eines  statt- 
gehahten  Stoßc'S  hiei‘  kein  Zeuge  ('twas  wahi’genommen  hat,  so  muß  vom  ärztliclu'ii 
Standpunkt  aus  angenommen  werden,  daß  die  Gewalteinwirkimg,  sofern  sie  über- 
haupt stattgefunden  hat,  eine  so  geringe  war,  daß  ihr  ein  Einfluß  auf  die  Kno(di('n- 
marksentzündung,  die  ja  auch  ohne  solche  'rraumen  auftritt,  nicht  znga'stamh'n 
werden  kann. 

Ich  gelange  daher  zu  dem  Schluß: 

Es  ist  nicht  mit  ausreichender  Sicherheit  anzunehmen,  daß  die  Knoclu'u- 
marksentzündung  des  V.  durch  den  Unfall  vom  21.  Xoveinber  1908  entstanden 
ist,  wenn  dieser  nur  in  einem  geringfügigen  Stoße  hestanden  hat.  Die  Knoehen- 
entzündung  ist  in  letzterem  Falle  mit  einem  höhi'ren  Grade  von  Wahrscheinlich- 
keit durch  Ansiedelung  von  im  Blute  kreisenden  Eitererregern  an  der  für  diese 
Erkrankung  prädisponierti'ii  Stelle  entstanden. 

Das  Gericht  gelangte  nicht  zu  der  Überzeugung,  daß  V.  eine  erhebliche 
Verletzung  am  rechten  Knie  bei  di'in  ang(*blichen  Unfälle  davongetrag('n  habe. 
Demgemäß  wurde  die  Gewähi’ung  einer  Beute  rechtskräftig  abgelehnt. 


Kiiochenmarkseiteriiiig  nicht  als  BetriehsiiHfallfolge  aiierkaiiiit. 

0 r g e s c h i c h t ('. 

D('r  damals  21jährige  Maler  D.  will  laut  Anzeige  vom  19.  Juli  1910  am 
b.  Juni  1910  dadurch  ('inen  Unfall  erlitten  haben,  daß  ihm  eini'  Leiter  auf  den 
linken  Arm  fiel.  Er  bezeichnet  heute  selbst  als  Stelle  des  Aufschlagens  (dnen 
Punkt  etwa  handbreit  unterhalb  des  Ellenbogens  am  linken  Unterarm  anß('n,  ent- 
sprechend dem  ol)eren  Ende  der  Speiche.  Er  setzte  die  Arbeit  zunächst  nicht  aus. 

Am  15.  Juni  1910  trat  ei-  in  ärztliche  Ihdiandlung,  wob('i  ('r  angab,  seit 
2 Tagen  Schnierzen  im  linken  Handg('l('nk  zu  haben,  ohne  dafür  eine  Ursache 
beneniK'ii  zu  können.  Es  bestand  Bötung  und  Schw('llung  der  Streckseite  des 
linken  Handgeh'iikes. 

Am  17.  Juni  1910  trat  D.  in  das  Krankenhaus  zu  L. , wo  i'r  angab,  die 
Schw('llung  habe  vor  8 'fagen  ('ingesetzt,  sei  zunächst  oberhalb  des  Ilaudrücki'us 
an  der  Strecks('ite  des  Unterarmes  aufgetreten  und  habe  sich  dann  in  d('u 
nächsten  Tagen  auf  den  Unterarm  weiter  nach  obi'n  ausg('dehnt.  Ülx'r  di('  Ur- 
saclie  des  Leidens  wußte  1).  nichts  anzug('ben,  im  besonderen  war  er  sieh  eim'r 
vorausgegangenen  Verletzung  nicht  bewußt.  Eine  äuß('r('  A'erk'tzung  war  nicht  zu 
sehen.  Es  zeigt('  sich  ('iiK'  diffus('  h'icht  teigige  Schwellung  ülx'r  der  unteia'n  Hälft(' 
d(-r  Streckseite  des  linken  Laitcrarmes,  Inä'r  war  auch  di('  Haut  g('röt('t.  Auf 
Druck  wär  besoiuh'rs  die  Parti('  über  der  Speiclu'  olx'rhalb  des  Handg('h'nk('s 
em[)tindlich. 

Es  mußt!'  im  Laute  dei‘  Zeit  ein  großc'r  'IVil  d('r  linken  Sp('iche  entfernt  werdi'n. 

EigeiK'  Anga  ben  des  V erl('tzt('n. 

„Ich  sjM’ang  von  (h'r  abgl('it(*nden  L('it('r  nach  rc'chts  h('runt('r,  sank  in 
Knieb(‘ug(':  di(*  Leit('r  ti('I  mir  mit  ihrem  ob('i'st('n  Emh'  auf  den  linki'u  \'ord('r- 
arm.  etwa  handbreit  von  dom  Elh'nbogengeh'nk  ('iitfernt.'^ 


II.  'J’eil.  H.  Abschnitt. 


rntersiicliuii,i;sl)efun(l  (2.  Mai  1911). 

I).  ist  ein  22jäliriger,  gesund  aussidicnder  Manu  in  genügcnidem  Eniährmigs- 
zustande.  Der  linke  Arm  wird  im  Pdlenbogengelenk  rechtwinkelig  gebeugt  gehalten, 
wobei  der  Vorderarm  in  iMittelstellung  steht. 

Linkes  Hand-  und  Ellenbogengelenk  sind  v(;rsteift.  Die  Fingergehmke  sind 
fast  völlig  versteift.  Die  verbliebene  ganz  geringe  Beweglichkeit  ist  ohne  prak- 
tische Bedeutung.  Von  der  linken  Speiche  fehlt  ein  mittleres  Stück  von  (*twa 
13  cm  Länge. 

Über  der  Speichenseite  linden  sich  eine  Iß  on  und  eine  U)  cm  lange,  3^2 
bzw.  2 cm  breite,  rote,  noch  schilfernde  Xarben.  ln  beiden  Narben  besteht  je 
eine  mäßig  absondernde  Fistel.  Diese  Narben  sind  noch  rot  und  mit  der  Unter- 
lage verwachsen.  Sonst  finden  sich  in  der  Ellenbogengegend  noch  5 — 6 kleinere, 
belanglose  Narben,  desgleichen  mehrere  am  Vorderarm  und  eine  auf  dem  Hand- 
rücken. Der  Zustand  des  linken  Armes  ist  zurzeit  dem  völligen  Verlust  gleich 
zu  erachten. 

Begutachtung. 


Nach  dem  Akteninhalt  und  dem  heutigen  Befunde  kann  es  keinem  Zweifel 
unterliegen,  daß  D.  Anfang  Juni  1910  an  einer  eitrigen  Knochenmarksentzündung 
der  linken  Speiche,  die  dicht  über  dem  Handgelenk  begann,  erkrankt  ist.  Der 
heutige  Zustand  des  linken  Armes  ist  eine  Folge  dieser  operativ  behandelten 
Krankheit. 


Die  Knochenmarkseiterung  ist  eine  dem  jugendlichen  Alter  — solange  das 
Knochenwachstum  noch  nicht  abgeschlossen  ist  — eigentümliche  Erkrankung.  I). 
stand  damals  im  Alter  von  21  Jahren. 

In  diesem  Alter  finden  die  auf  irgend  eine  Weise  (z.  B.  von  einem  Furunkel, 
von  einer  Mandelentzündung,  von  einem  Hautritz  aus)  in  die  Blutbahn  gelangten 
und  in  derselben  kreisenden  Eitererreger  in  den  Knochenwachstumszonen  infolge 
der  dort  bestehenden  eigentümlichen  Gefäßordnung  vorzügliche  Verhältnisse,  sich 
hier  anzusiedeln  und  ihre  zerstörende  Wirkung  auszuüben. 


Ähnliche 


günstige 


Verhältnisse  für  Ansiedelung  und  Weiterentwickelung  der 


linge 


Setzungen 


Eitererreger  werden  auch  durch  eine  Gewalteinwirkung  erzeugt,  wenn  nämlich  in 
den  Knochen  durch  irgend  ein  Trauma  ein  Bluterguß  gesetzt  wird,  den  die  Schäd- 
als  Nist-  und  Brutstätte  benutzen  können. 

Diese  durch  Tierexperiniente  erhärtete  Pufahrung  hat  aber  zwei  Voraus- 
Einmal  muß  die  Gewalteinwirkung  wenigstens  eine  so  kräftige  sein, 
daß  dadurch  auch  eine  Knochenblutung  entstehen  kann.  Andererseits  muß  der  An- 
griffspunkt des  Traumas  mit  der  Entwickelungsstelle  der  Erkrankung  iden- 
tisch sein. 


Letzterem  Bunkt  wird  aber  in  vorliegendem  P'alle  keineswegs  Genüge  ge- 
tan. Der  Angriffspunkt  der  umstürzenden  Leiter  war  hier  eine  Stelle,  handbreit 
unter  dem  linken  Ellenbogengelenk. 

Es  würde  also  keine  Schwierigkeiten  für  die  Anerkennung  des  ursächlichen 
Zusammenhanges  zwischen  Trauma  und  Erkrankung  bieten,  wenn  letztere  an  der 
oberen  Knochenwachstumszone  der  Speiche,  also  nahe  dem  Ellenbogengelenk, 
zum  Ausbruch  gekommen  wäre.  Dies  war  aber  nicht  der  PAll.  Aus  dem 
Akteninhalt  ergiebt  sich,  daß  die  Erkrankung 
gang  nahm. 

Demzufolge  kann  die  Gewalteinwirkung, 
gelegene  Speichenende  betraf,  die  Lokalisation 
bewirkt  haben.  Außerdem  ist  die  Gewalteinwirkung 
I).  hat  ihr  zunächst  gar  keine  Beachtung 
Ärzten  gegenüber 


vom  linken  Handgelenk  ihren  Aus- 


geschenkt 


die  das  obere,  dem  Ellenbogen  zu 
der  Paterung  am  Handgelenk  nicht 
eine  leichte  gewesen,  denn 
und  sic  seinen  behandelndi'u 


nicht  erwähnt.  Die  Arzte  haben  auch  äußere  Zeichen  einer 
G(‘walteinwirkung  bei  der  ersten  Untersuchung  nicht  festzustellen  vermocht.  Erst 


gar 


Knochenniarkseitoruii]^’  (Osteomyelitis)  und  Lnfiill. 


* ) 
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später  ist  D.  mit  der  Angabe,  sieh  gestorien  zu  liabcn,  liorvorgetrcbm.  l)i('  l iihill- 
anzeige  ist  erst  6 Woclien  iiacli  dem  angeblichen  Unfall  erstattet  wordem. 

Um  die  vorliegende  Erkrankung,  Knochenmarkseiternng  bei  einem  jugend- 
lichen Patienten,  zu  erklären,  bedarf  es  nicht  der  Heranziehung  eines  besoiidenm 
^Momentes,  wie  das  einer  Gewalteinwirkung.  Wenn  die  Gewalteinwirknng  überhaupt 
erfolgt  ist,  so  hat  sie  doch  nicht  diejenige  Stelle  getroffen,  an  der  die  Erkrankung 
znm  Ansbruch  gekommen  ist. 

Ich  gelange  daher  zu  dem  Schluß: 

Es  ist  nicht  mit  an  Sicherheit  grenzender  Wahrscheinliclikeit  anznindimen, 
daß  das  Leiden  des  D.  mit  dem  angeblichen  Unfälle  am  6.  Juni  1910  in  ursäch- 
lichem Zusammenhänge  steht. 

Die  Pentenansprüche  des  Klägers  wurden  hierauf  zurückgewiesen. 


Knoclieiimarkseiterum;’  nicht  als  Uiifallfolge  anerkannt. 

Vorgeschichte  nach  den  eigenen  Angaben  des  Klägers. 

„Am  9.  August  1909,  morgens  um  V28  Uhr,  habe  ich  bereits  auf  dem  Hin- 
wege nach  der  Arbeitsstelle  Stiche  im  rechten  äußeren  Knöchel  und  darüber  ver- 
spürt. Trotzdem  bin  ich  zur  Arbeit  gegangen,  habe  dort  Wasser  geholt  und  Wände 
abgewaschen.  Die  Schmerzen  wurden  stärker.  Am  Dienstag  Abend  wurde  es  schlecht. 
Mittwoch  vormittags  ging  ich  noch  einmal  zur  Arbeit,  es  wurde  aber  so  schlimm, 
daß  ich  mittags  nach  Hause  gehen  mußte. 

Ob  ich  in  dieser  Zeit  Halsschmerzen  gehabt  habe,  weiß  ich  nicht.  Erüher 
hatte  ich  öfter  Halsschmerzen.  In  meinem  4.  Jahre  sind  mir  die  Halsmandeln 
entfernt  worden.“ 

Untersuchungsbefund  (28.  April  1910). 

IGjähriger,  blasser  Jüngling  in  mäßigem  Ernährungszustände,  der  stark  hin- 
kend das  Untersuchungszimmer  betritt.  Der  rechte  Unterschenkel  trägt  einen  Ver- 
band. Der  rechte  Fuß  steht  in  ausgesprochener  Spitzfußstellung.  Das  Fußgelenk 
ist  nur  in  ganz  geringem,  praktisch  nicht  verwendbarem  Grade  zu  bewegen. 
Die  Zehen  stehen  in  starker  Beugestellung.  Die  Längsachse  des  Fußes  weicht  von 
der  des  Unterschenkels  nach  innen  ab. 

Über  das  rechte  Schienbein  verläuft  von  der  Grenze  zwischen  oberem 
und  mittlerem  Drittel  bis  zum  Fußgelenk  eine  breite , fast  völlig  verheilte,  mit 
einem  gelblichen  Pulver  bestreute,  eingezogene  Narbe,  unter  der  eine  durch  die 
Operation  entstandene  muldenförmige  Vertiefung  des  Schienbeinknochens  erk'enn- 
bar  ist. 

1 j e g u t a c h t u n g. 

Hiernach  leidet  K.  an  den  Folgen  einer  überstandenen  eitrigen  Knochen- 
inarksentzündung  (Osteomyelitis)  des  rechten  Schienbeins.  Dieses  Leiden  ist  eine 
dem  jugendlichen  Älter  — während  der  Knochen  Wachstumsperiode  — eigentümliche 
Erkrankung,  die  dadurch  entsteht,  daß  in  der  Blutbahn  kreisende  Eitererreger  sich 
an  bestiinmten,  bevorzugten  Stellen  des  Knochenskelettes  — Knochenwaclistumszonen 
— ansiedeln,  vermehren  und  so  ihre  verderbliche  Wirkung  entfalten.  Hierzu  bedarf 
es  keiner  äußeren  Gewalteinwirkung.  Zweifellos  befinden  sich  aber  öfters  in  dem 
Pkute  eines  Menschens  Eitererreger,  die  infolge  ihres  geringen  Giftigkeitsgrados 
von  den  natürlichen  Schutzkräften  des  Blutes  abgetötet  und  unschädlich  gemacht 
werden  würden,  wenn  sie  nicht  auf  einem  durch  eine  Gewalteinwirkung  — Blut- 
erguß, Gewebszertrümmerung  — zu  ihrer  Ansiedelung  und  Fortentwickelung  gün- 
stig gestalteten  Boden  vorzügliche  Lebensbedingungen  fänden.  In  solchen  Fällen  ist 
die  Gewalteinwirkung  lediglich  die  Gelegenheitsursache  zur  Lokalisation  der  Krank- 
heit. Dann  muß  aber  gefordert  werden,  daß  diese  Verletzung  eine  bestimmte  In- 
tensität besitzt.  Dem  Verletzten  muß  ein  solcher  Vorgang  zum  Bewußtsein  kommen, 
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II.  'reil.  3.  Abschnitt. 


Spuren  (b'r  W'rlctzuii”'  — niutunteiiaufensoin  der  Haut  - niüssen  dein  Aii^e 
erkennbar  sein. 

Diese  VoranssetzunjJii'n  sind  ini  vorliegenden  Falle  nicht  erfüllt.  Die  von  ein- 
ander abweichenden  Angaben  des  Verletzten  und  seines  Vertreters  lassen  ein 
'('igentliches  Unfallereignis  (dne  Gewalteinwirkung  - nicht  mit  Sicherheit  er- 
kennen. Die  heutigi'n  Angaben  des  K.  winsen  sogar  darauf  hin,  dali  das  Leiden 
verhältnismäßig  allmählich  entstanden  und  von  ihm  zuerst  auf  dem  Wege  zur  Ar- 
beitsstelle bemerkt  worden  ist.  Der  erstbehandelnde  Arzt  konnte  die  Ui'sache  der 
(Geschwulst  nicht  feststellen,  demnach  können  Spurim  einer  äußeren  Gewalteinwir- 
kung  am  rechten  Schienbein  nicht  bestanden  haben. 

Auf  welchem  Wege  die  Eitererreger  in  die  lUutbahn  gelangen,  läßt  sich 
nicht  immer  einwandfrei  feststellen.  Am  häutigsten  wandern  sie  durch  die  Mandeln 
ein.  Ob  K.  kurz  vor  der  Erkrankung  an  einer  Mandelentzündung  gelitten  hat,  ver- 
mag er  heute  nicht  anzugeben.  Daß  er  aber  früher  häufiger  an  den  Mandeln  ge- 
littmi  hat  und  deshalb  sogar  hat  operiert  werden  müssen,  ergiebt  seine  eigene 
Aussage. 

Ich  gelange  daher  zu  dem  Schlüsse: 

Der  angebliche  Unfall  hat  das  jetzt  beshdiende  lleinleiden  nicht  herbeigeführt. 

Dementsprechend  wurde  den  (‘rhobeneu  Ansiirüchen  die  Anerkennung  versagt. 


Wiederkelirende  Kiiocheiimarkseiteruiis»  am  Oberschenkel  als  Uiifall- 
fol^e  aiierkaniit.  Renten : 100‘*/o,  307o* 

Unfall:  20.  31ai  1901.  Kontusion  des  Oberschenkels  durch  Sturz  mit  dem 
PtVrdi'. 

Ei g (']!('  Angab(Mi  d('s  VerD'tzten. 

,,Stnt  8 Tagen  ist  es  wieder  auf.  Es  schließt  sich , dann  ist  der  Fuß  dick'. 
Hricht  es  dann  auf,  dann  habe  ich  Linderung.  ]M(dn  Gang  wird  immer  schwäche]-. 
Ich  kann  das  Kni('  nicht  durchbiegmi. 

]Mein('  Frau  hat  ein  Alilchgeschäft.  Dafür  zahlt  sie  12(X)  3Ik.  Jahre>miet('." 

t"nt('rsuchungsb(‘f  und  .(6.  Api'il  1909). 

öljähriger,  (>twas  blaß  aussc'hendor , kräftig  gi'bauter  Mann  in  gutimi  Er- 
nährungszustamh',  der  ri'chts  stark  hinkend  das  Unti'rsuchung.szimmer  betritt. 
Auf  d('r  Straße  ist  der  Gang  imh'ß  nur  bücht  schonend. 

Der  recht!'  OU'rsclK'iiki'lknoclu'n  fühlt  sich  verdickt  an.  An  der  Innensi'ito 
z('igt  sich  in  d('r  Mitt('  d('s  0bersch('id\els  ('iiu'  tief  <'ing('zogen('  Xarlx',  an  der 
Außenseite  ('ine  längsverlautende,  in  d('r  Mitti'  ('ingezogt'iie,  14  cm  lang!'  Xarbi', 
w('it('i‘  timh'ii  sich  auf  der  llückseite  (h's  ( )b('rschenk('ls  in  dor  .Mitte  und  dicht 
fib('r  d('iu  Kni('  noch  einzc'lm'  Xarben.  Sie  sind  sämtlich  völlig  rt'aktionslos. 

.Vn  (b'r  Gi'('nz('  zwisclu'n  \ Ordi'r-  und  .Viiß('us('it(',  etwa  liandbi‘('it  unt('r 
d('r  L('ist('nb('Ug(',  ist  ('im'  10  cm  lang!'  ('ing('Zog('n('  Xarlx',  di('  in  ihr('m  unteri'ii 
5 cm  lang('n  T('il('  ('iitzündlich  g('rötet  ist.  l)i('  Haut  schillert  ('twas,  aus  (b'r  lief(' 
([uillt  ('iiK'  s('rös-('itrige  Flüssigkeit,  di('  mit  ('im'iu  (iaz('tui)l('r  ('utf('rnt  wird,  nach 
kurz('r  Z('it  alu'r  schon  wieder  von  m'uom  an  di('  Oberfläche  tritt. 

Hei  horizontaler  Hück('nlage  — wähia'iid  di('  Körperlängsachs!'  mit  der 
Längsachs!'  d('s  Unt('i'suchungstisch('s  zusamnu'nfällt,  h'tzti'ia'  di('  ()uerachs('  dos 
l>eck('iis  s('ukr('cht  schiu'idet  und  währ('nd  (b'r  lvück('n  (b'r  horizontalen  iisch- 
platt!'  ülH'rall  fest  anli('gt  — w('rd('ii  b('id('  Ih'im'  gh'ichmäßig  g('halt('ii. 

Das  Spr('izen,  das  H('raiifrdir('n  und  di('  Kollung  (b's  lU'iiu's  im  la'chtt'ii 
11  üftg('b'nk'  ist  allseitig  fri'i.  Es  kann  von  (b'r  Unt('rlag('  ('Ih'Iiso  weit  wii'  das 
linkt'  emporg('h()b('n  AV('rd('U. 

Das  r('cht('  Kni('g('b'nk  ist  in  st'int'n  Umrissen  nicht  ganz  so  d('utlich  g('- 
zeicliiK't.  wi('  das  liido'.  In  d('ms('lb('ii  tr('ten  Ix'i  Hew('gung('n  kt'im'rh'i  (it'räusclu' 


Wiedcrkoliremle  Ivnoclionmarkseitciimg  und  Unfall. 
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auf.  Ks  l)(‘st(dif  in  d(>ui  (Udcuiki'.  kt'iiio  FlUssi^ki'ifsaiisaniiulimg.  Di('  Gcdciikskapsol 
ist  nicht  verdickt.  l)i('  Haut  ülu'v  dem  Kiii('fj[('l(aik  ist  uiivei’ändert.  Die  Knie- 
scheihe  liegt  dem  (lidenke  fest  auf.  Ik'i  erschlafftc'r  Muskulatui’  läßt  sich  die 
Kuiescheihe  heiders('its  leicht  seitlich  in  normaler  Weise  v(']’schi(djen.  Das  Knie- 
gelenk kann  im  Sitzen  lud  horizontal  gehaltenem  Ohei’schenlvel  und  im  Stehen 
völlig  gestri'ckt  wc'rdmi,  die  Heugung  gelingt  angeblich  rechts  nur  bis  fKU,  ,,  weil 
dann  Schmerzen  auftriden.  Stehen  auf  j('  (dmun  Bein  alhu'n  gelingt  sicher. 

Ks  beträgt  der  Umfang 

d('s  ()herschenk(ds : rechts  links 

im  Schritt H3  65 

in  der  5Iitte 56 VU  59 

olu'rhalh  der  Knic'scludlu' 42  41 

um  die  5Iitt(‘  d('s  Kni('gelenk('s o9  40 

des  Unterschenkels  : 

an  (h'r  dickstc'n  St('lle  der  Wade 390*2  38'/2 

an  (h'r  dünnstc'ii  Stelle 24  2304 

l)i('  rechte  Muskulatur  zeigt  dieselbe  Konsistenz,  wi(‘  die  linke. 

Der  rechte  Unterschenkel  zeigt  keinerlei  teigige  Schwellung. 

Die  Haut  ist  nicht  verfärbt.  Fingerdruck  läßt  in  ihr  keinen  Eindruck  zu- 
rück. Das  rechte  Fußgelenk  zeigt  normale  Umrisse. 

Die  Sehnen  auf  dem  Fußrücken  sind  deutlich  sichtbar.  Die  Knöchel  sind 
nicht  v(‘rdickt.  Die  Gruben  neben  der  Achillessehne  sind  dcmtlich. 

Die  Bewegungen  des  rechten  Fußgelenkes  sind  frei. 


Begutachtung. 


Hiernach  handelt  es  sich  bei  S.  nach  dem  Akteninhalt  um  einen  aus  der 
Jugendzeit  stammenden  Knoclienmarksvereiterungsprozeß,  der^ durch  den  Unfall 
vom  20.  Mai  1901  wieder  zum  Aufflackern  gelangt  ist.  Wie  es  im  Wesen  der 
Erkrankung  liegt,  ist  es  in  der  Folge  noch  zeitweise  zu  Verschlimmerungen  ge- 
kommen, die  im  wesentlichen  im  Aufflackern  der  Entzündungserscheinungen  mit 
Ausstoßuug  von  abgestorbenen  Knochenstücken  und  Fistelbildung  bestanden. 

Heute  besteht  als  üufallfolge: 

1.  Ein  Untermaß  der  rechten  Beinmuskulatur  um  ^ 0 Ins  2^0  cm.  Es  ist  daher 
eine  leichtere  Ermüdbarkeit  des  Beines  glaubhaft. 

2.  Eine  mäßige  Bewegungsbeschränkung  des  rechten  Kniegelenkes  im  Sinne  der 
Beugung.  Da  die  Beugungsfähigkeit  bis  zum  rechten  Winkel  zweifellos  er- 
halten ist,  ist  das  Gehen  und  Treppensteigen  nicht  gehindert.  Für  praktische 
Verhältnisse  kommt  also  diese  Einschränkung  der  Beweglichkeit  nicht  in 
Betracht. 

3.  Eine  Absonderung  von  eitrigem  Wundsekret  an  der  letzten  Operationsnarbe. 
Dieser  Zustand  besitzt  keinen  besonderen  erwerbshindernden  Einfluß,  er  be- 
darf keiner  regelmäßigen  ärztlichen  Behandlung.  Der  Patient  kann  sich  diese 
Stelle  durch  Auflegen  kleiner,  ti'ockener  Gazestücke  sell)st  verbinden.  Ein 
wesentlicher  Zeitverlust  ist  damit  nicht  verknüpft.  Es  liegt  somit  nur  (une 
Unbequemlichkeit  darin. 


Der  Befund  deckt  sich  demnach  im  wesentlichen  mit  dem  von  Dr.  K.  am 
28.  Februar  1909  eiKobenen. 

Durch  diese  Unfallfolgen  ist  S.  in  seiner  Erwerhsfähigkeit  beeinträchtigt 
gewesen : 

a)  vom  26.  Juni  1908  bis  15.  Januar  1909  um  lOO^/o,  weil  stationäre  Jlehand- 
lung  (ufoi’dei’lich  war; 

h)  voni  16.  Januar  1909  bis  28.  Februar  1909  höchsbrns  um  60'’/o,  weil  noch 
eine  mit  Zeitverlust  verknüpfte,  tägliclu',  ärztliclu'  Behandlung  (nfordc'ilich  war: 


Enge],  Ueurteilung  von  Unfallfolgen. 
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1 1.  Toil.  3.  AbsHinitt. 


f)  vojii  1.  Mürz  JlKli)  liöchstc'iis  um  30'^'o»  <‘4ig  h'icliteiM'  KriiiüdbarkiHt  d<‘> 

i’iHditGii  Ib'iiK's  iiocli  .u'liiiibliaft  , aidialtciidos  St(‘hoii  imd  G(*li(ui  aber  noch 
('Tsclnvi'rt  ist. 

\ (.i'opgemväi‘ti^t  iiiaii  sidi,  dab  für  d('ii  völlipui  N'eidiist  eines  I)('iii(\s  (‘inr 
lJ('iit('  von  6()o/ü  gewälirt  wird,  so  iniib  die  Kent('ng(?wübrung  von  sogai’  als 

wolil wollend  erscdieiinm. 

J)as  (feriebt  (U’kannte  diesoni  (Oitacditiui  geniäl.i. 

Tuberkulose  der  Knochen  und  Unfall. 

Dali  'ruberkiilose  an  oiiiein  dafüi'  disponierten  Knoehen  (seldnniinej'n- 
dei'  Ih'i’d)  dnreli  eine  stninpfe  ( iewalteinwirknnp’  znni  Anshrneli  gelangen 
kann,  wiial  allgemein  zngegeben. 

Für  den  Fall,  dati  si(*li  di(‘  kliniselnMi  Zeiehen  dc'r  Knoehentnberknlose 
im  Ans(ddnl)  an  eine  (ie\valtein\virknng  (mtwiekeln.  ist  zumeist  anznnelimen, 
(lab  ein  daselbst  beivits  voidianden  geweseiKM',  abgekapselter,  bislang  ei- 
selu'innngsloser  Herd  gespi’engt  wei'de. 

Dab  eine  Versehleppnng  von  Hakterien  anf  dem  Wege  der  iAmph- 
babn  ans  benachbarten  Hei’den  stattfindet,  ist  dann  walii’scheinlieh.  wenn 
aneh  dieser  von  dem  Trauma  betj’offen  wurde. 

Aneh  füi’  diese  Knoelienerkranknng  mnb  die  Fordeinng  anfgestellt 
werden,  dab  der  Frozeb  sieh  an  der  nämlichen  Stelle  entwickelt,  die  die 
W'iii'tznng  akquirierte.  Fine  ganz  besomhu-s  schwere  Intensität  braucht  das 
'rranma  nicht  zn  besitzen.  Wir  'wissen,  dab  auch  die  kleiueu.  nicht  immei' 
näher  diagnostizierten  (lewebsti-ennungen  ( Iländerzerreibnngen.  kleine  Hlu- 
tungen  in  die  Gelenke.  Quetsch-  und  llibbrüclie  dej‘  Gelenkflächen  usw.i. 
(li(‘  schlechthin  untei’  der  unzureichenden  Bezeichnnng  ..\'erstauchung"  das 
äi’ztliche  Spi-echzimmer  passiei’en , den  Hodeu  für  die  genannten  Leiden 
bilden  können. 

Wenn  soeben  gesagt  wurde,  dab  die  Traumen  nicht  immer  ganz  he- 
sonders  schwerer  Art  zn  sein  bi-auchen.  so  ist  es  doch  zn  weit  gegangen, 
wenn  (‘ine  Zeitlang  beliauptet  wiii'de.  gerade  ganz  leichte  A'eiietzungen 
hätten  die  FigentUmlichkeit . örtliche  Tnberknlose  anszulösen.  Die  Gewalt- 
einwirkung mub  wenigstens  die  Stobkj’ai't  lu'sitzen,  dab  sie  dui'cb  die  Weich- 
teile hindni’ch  den  Knochen  und  seine  Hilfsapparate  Avirksam  eri’eicht. 

Die  Flrkrankung'  mnb  ihrer  Art  nach  binnen  dahresfrist  eiTennbar 
werden,  und  es  darf  andererseits  kein  Zweifel  hei’rschen,  dab  bis  zu  dem  Unfall 
keim'  sichtbaren  Z(4chen  einer  Tuberkulose  an  dei‘ verletzten  Stelle  bestanden. 

ü’ritt  eine  LokaltulHU'knlose  bereits  vor  dem  fünften  4'age  nach  einer 
\'ei‘letznng  in  die  Frscheinung.  so  ist  anznnehmen.  dab  dej‘  tnberknlöse 
Ib'ozeb  bej'eits  ein  floihlei’  war.  Fs  kommt  hier  also  höchstens  die  De- 
schleuniming  des  \’erlanfes  in  Heti’aclit. 


Tuberkulose  der  Fuüwurzelknoclieii  als  l iifalUolge  aiierkauut. 

V o rg('scli  ic  li  t(‘. 

Der  seit  längerer  /(vit  an  tuberkulösem  Lungenspitzenkatarrh  leidemle  ]\Ion- 
teur  W.  erlitt  am  31.  dauuar  1908  durch  8])rung  von  einer  umstürztmden  lioiter 


'l'uhoilailosc  der  , Knochen  mul  Unfall. 
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i'ine  „ Verstaiuduing“  des  rechten  Fuhes.  Fr  hinkte  in  der  Folgezeit  und  behan- 
delte sich  selbst  mit  Umschlägen  und  Finreibungen.  l)i(!  Schwellung  und  Schmeiv.- 
haftigkeit  nahmen  indeb  zu,  so  daß  er  sich  nach  7 Wociien  krank'  melden  mußt''. 

Fig('U('  Angalx'u  d('s  V('r  1 e tzt (' n. 

„Ich  kann  wegen  des  Zustandes  meines  rechten  Fußes  weder  gehen  noch 
stehen.  Seit  August  1909  habe  ich  meine  Wohnung  niclit  verlassen.  In  der  lUdl- 
stätte  II.  war  ich  ungefähr  nur  14  Tage,  bis  5.  duni  1909;  ich  wurde  von  dort 
meines  Fußes  wegen  entlassen.  Vom  3.  August  1908  bis  8.  Dezember  1908  habe 
ich  zu  voller  Löhnung  — bei  Schonung  — gearbeitet.“ 


Untc'rsuchungsbef u nd  (28.  Dezember  1909). 

29jähriger,  blaß  aussehender  Mann  in  mangelhaftem  Frnährungszustaiide. 
Die  rechte  ]Mittelfußgegend  ist  stark  verdickt.  Die  Achse  des  Fußes  ist  nach  außen 
abgewichen,  der  äußere  Fußrand  ist  erhoben.  Der  Fuß  steht  in  Spitzfußstellung: 
seine  Deweglichkeit  im  Knöchelgelenk  ist  gering.  Selbsttätig  kann  der  Fuß  nicht 
in  einen  rechten  Winkel  zum  Unterschenkel  gebracht  werden.  Aut  dem  Fuß- 
rückeu  linden  sich  vor  dem  äußeren  Knöchel  mehrere  unregelmäßig  gestaltete 
(Teschwüre,  die  mit  mißfarbenen  Fleischwärzchen  bedeckt  sind.  Aus  der  Tiefe 
(juillt  eine  dünne,  eitrige  Flüssigkeit.  Die  Haut  der  Umgebung  ist  hier  in  etwa 
llaudAächengröße  entzündlich  gerötet  und  stellenweise  dunkelblaurot  verfärbt. 
Über  dem  rechten  Kahnbeiii  findet  sich  auf  dem  Fußrücken  ein  flaches.  Fiter  ab- 
sonderndes Geschwür.  Die  ganze  Fußwurzelgegend  ist  ebenfalls  verdickt.  Fs  be- 
steht also  eine  Tuberkulose  der  rechten  Fußwurzelknochen.  Die  Wade  ist  natur- 
gemäß rechts  stark  abgemagert,  sie  mißt  25^/^ : cm  links. 

Der  Klopfschall  über  der  rechten  Lungenspitze  ist  verkürzt.  Über  beiden 
Lungenspitzen  ist  das  Finatmungsgeräusch  verschärft,  das  Ausatmungsgeräusch 
verlängert  und  hauchend,  rechts  zeitweise  von  trockenen,  knackenden  Geräuschen 
begleitet. 

Degutachtu  ng. 

Bei  "W.  besteht  ein  in  Ausheilung  begriffener  rechtsseitiger  Lungenspitzen- 
katarrh. soAvie  eine  Tuberkulose  der  rechten  Fußwurzelknochen. 

Fs  ist  mit  an  Sicherheit  grenzender  Wahrscheinlichkeit  anzunehmen,  daß 
die  Tuberkulose  der  Fußwurzelknochen  unmittelbar  mit  dem  Unfall  vom  31.  Ja- 
nuar 1908  (l'erstauchung  des  rechten  Fußes)  zusammenhängt.  Nach  der  Bekun- 
dung des  Dr.  R.  ist  W.  am  22.  März  1908  bei  ihm  gewesen.  Dr.  R.  stellte  eine 
..Verstauchung“  des  rechten  Fußes  fest,  der  rechte  Fuß  war  etwas  augeschwollen. 
Die  Tatsächlichkeit  des  Unfalles  vom  31.  Januar  1908  vorausgesetzt,  ist  es  vom 
ärztlichen  Standpunkt  aus  durchaus  glaubhaft,  daß  W.  nach  demselben  — wie  er 
augiebt,  unter  Schmerzen  mit  Schonung  — noch  bis  zum  22.  März  1908  seine  Ar- 
beit weiter  verrichtet  liat. 

Daß  nach  verhältnismäßig  leichten  Verletzungen  (Verstauchungen,  Bänder- 
zerrung, Quetschung  mit  kleinen  Blutungen)  bei  einem  hierfür  disponierten  Men- 
schen eine  Knochentuberkulose  auftritt,  entspricht  allgemeiner  ärztlicher  Frfah- 
rung.  Diese  Knochentuberkulosen  entwickeln  sich  schleichend,  die  von  dieser  Er- 
krankung ausgehenden  Beschwerchm  sind  meistens  zunächst  gering,  werden  daher 
bäufig  zunächst  nicht  beachtet  und  nötigen  erst  nach  einiger  Zeit,  wenn  ihre  In- 
tensität zunimmt,  zur  Arbeitseinstellung.  Der  Verlauf  des  Leidens  ist  ein  schwan- 
kendf'r,  Verscblimmerung  wechselt  mit  Besserung  ab,  so  daß  zeitweise  ein  Still- 
stand des  Leidens  vorzuliegen  scheint.  Fs  kann  daher  auch  nicht  auffallen,  wenn 
W.  in  der  Zeit  vom  3.  August  1908  bis  8.  Dezember  1908  wieder  gearbeitet  hat. 
Die  Weiterentwickelung  des  Leidens  läßt  es  als  sehr  wahrscheinlich  gelten,  daß 
die  von  Dr.  R.  festgestellte  Sclnvellung  des  recliten  Fußes  bereits  der  Ausdruck' 
des  tuberkulösiin  Leidens  war. 
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Jl/reil.  B.  Abschnitt, 


DenigüDiäß  ist  Kläger  diircli  Unfallfolgen  (Tuberkulose  der  rechten  Fiiß- 
wurzelknochen)  in  der  Z(ht  nach  dem  2.  Mai  1908  in  seiner  Ervverbsfähigkeit  be- 
einträchtigt gewesen : 

bis  zum  2.  August  1908  um  lOO'^/o, 

vom  10.  Dezember  1908  bis  jetzt  und  gegenwärtig  weiter  um  100'» 

Ein  Heilverfahren  (Absetzung  des  A'orderfußes)  ist  erforderlich.  Ich  kann 
dem  Dr.  1).  darin  nicht  beitreten,  daß  das  Fehlen  erheblicherer  Beschwerden  nach 
dem  Unfall  gegen  den  Zusammenhang  zwischen  dem  l.eidon  und  dem  Unfall 
spräche. 

Da  der  Unfall  einwandfrei  nachgewiesen  wurde  und  die  Zeugen  bekundeten, 
daß  W.  nach  dem  Unfall  mehr  weniger  gehinkt,  aber  dauernd  über  Schmerzen 
in  seinem  Fuße  geklagt  habe,  schloß  sich  das  Schiedsgericht  vorstehendem  Gut- 
achten an.  Die  Berufsgenossenschaft  verzichtete  auf  Einlegung  des  Rekurses,  ge- 
währte vielmehr  noch  das  erforderliche  Heilverfahren,  nach  dessen  Beendigung 
eine  Prothese. 

Am  1.  Oktober  wurde  die  Rente  auf  ßO^/,)  herabgesetzt.  Auch  das  Allge- 
meinbefinden des  Verletzten  hatte  sich  wesentlich  gebessert. 


HaiMlg:eleiikstiiberkiilose  uiul  späterer  Tod  an  Lungen-  und  Darni- 

tuberkulose  als  ünfallfolge  anerkannt. 

Vorgeschichte. 

Der  damals  BTjährige  Maschinenbauer  Z.  zog  sich  am  1.  März  1909  durch 
Betriebsunfall  — festes  Zugreifen  b(dm  Anheben  eines  Schwungrades  — eim' 
\'erletzung  des  linken  Handgelenkes  zu,  welche  sich  in  einem  plötzlich  auf  tretenden, 
stechenden  Schmerz  und  in  einer  Schwellung  bemerkbar  machte.  Die  Schmerzen 
waren  zuerst  gering.  Z.  arbeitete  weiter.  Als  aber  Anfang  April  1909  die  An- 
schwellung stärker  wurde,  suchte  Z.  einen  Arzt  und  am  9.  Mai  1909  einen 
Chirurgen  auf.  Derselbe  stellte  Schwellung  des  linken  Handgelenkes  und  Schmerz- 
haftigkeit bei  Bewegungen  fest.  Am  22.  Juni  erfolgte  Aufnahme  in  die  Klinik  des 
Dr.  S.,  da  der  Verdacht  auf  eine  tuberkulöse  Erkrankung  des  Handgelenkes  auf- 
getaucht war.  Bis  zum  27.  Juli  l)esserte  sich  der  Zustand  unter  Anwendung  von 
Jodoformglyzerininjektionen,  um  dann  einer  Verschlimmerung  Platz  zu  machen, 
so  daß  am  28.  September  eine  Resektion  des  linken  Handgelenkes  mit  Exstirpation 
der  Handgelenksknöchelchen  vorgenommen  werden  mußte. 

Es  bestaiuhm  damals  bei  Z.  beiderseits  deutliche  Lung('nspitzenaffektioneu. 
Die  Wunde  zeigte  Tendenz  zur  Heilung.  Ende  Dezember  1909  hatte  sich  indeß 
die  tuberkulöse  Erkrankung  des  linken  Handgelenkes  weitc'r  ausgebreitet.  Das  Ge- 
h'nk  und  sämtliche  Finger  waren  versteift. 

Afärz  1910  bestanden  am  linken  Handgelenk  des  Z.  zwei  Fisteln  und  eim‘ 
linsengroße  geschwürige  Stelh'.  Sämtliche  Finger  waren  in  Streckst('llung  völlig 
versteift.  Der  linke 


Di‘.  M.  sagt  in 

Unabhängig 
Manne  schon  s('it 
Auswurf. 


Arm  war  völlig  uid)rauchbar. 

seinem  Gutachten  vom  14.  Alärz  1910: 

vom  Unfall  besteht  bei  dem  blaß  aussehenden,  mageren 
•labren  (un  vorgeschrittemes  raingenleideu  mit  Hust('ii  und 


Dr.  S.  (U'klärt  unter  dmn  28.  April  1910,  daß  eiiu'  IliMlung  der  Handgtdenks- 
tub('rkulos('  dui'cb  kons(u'vafive  Behandlung  so  gut  wie  ausgeschlossen  s('i.  Das 
llandg('leidvsl('id(m  beginiu'  auch  auf  Z.s  Allgemeinzustand  einen  ungünstigen  Einfluß 
auszuüben  ( Abmag('rung,  katarrhalisclu'  ErscluMnungcMi  von  seiten  (h'r  Atmungs- 
orgaiie). 


Iliuuliicleiikstuberkuloso  und  (Inkill. 
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regelmäßig'  und  an- 


Uiiter  dem  13.  .Iimi  1910  weist  l)r.  H.  auf  die  Gefahr  des  Kntst(di(‘ns  eiiu'r 
laiiig('u-  und  l)armtnl)erknlos(^  liiu.  Die  Operation  konnte  ■wegen  ungünstigen  All- 
gemeinznstandes  (hohes  Fitduu’,  Dnrclifälle)  nicht  vorgenommcm  werden.  Am 
9.  August  1910  verstarl)  Z. , nacluhuu  nocli  im  Juli  der  linke  Yoi'derarm  ampu- 
tiert Avorden  war.  D('r  ludiandelmh'  Arzt  l)r.  \\.  bezeichnet  als  Todesursaclu' : 
lamgeu-  und  Darmtuberkulos('. 

Ileguta  chtung. 

Nach  wissenschaftlicher  Krfahrung  kann  die  Tuberkulose  des  linken  Hand- 
gelenkes durch  den  Unfall  nicht  erzeugt  sein.  Es  muß  dasell)st  schon  vorher  ein 
tuberkulöser  Herd  bestamhm  haben,  der  durch  die  Verletzung  zum  Auftlackern 
gidangt  ist.  Insofern  ist  di('  'ruberkulose  d('s  liuk('n  hiandgelenkes  eine  mittelbare 
Folge  des  Unfalles.  Xun  bestanden  bei  Z.  im  Oktobei'  ]909  deutliche'  Euugen- 
>pitz('naffektiom'u.  Auf  l)r.  M.  machte  Z.  am  16.  Oktoleei'  1909  den  Eindruck  vor- 
geschrittener Tuberkulose.  Am  20.  Oktolu'r  1909  wurde'ii  im  AusAvurf  Tul)erkel- 
bacilh'U  festg('stellt. 

Es  muß  danach  angenommen  Averde'ii,  daß  Z.  zui'  Z('it  des  Unfalles  auch 
tubf'rkulöse  Herde  in  den  Lungen  hatte. 

Es  ergieht  sich  nun  die  Frage,  ob  der  durch  den  Unfall  in  die  Erscheinung 
gerufene  und  als  Unfallfolge  anerkannte  tuberkulöse  Prozeß  am  linken  Hand- 
gelenk den  ATrlauf  des  Lungenleidens  Avesentlich  beeinflußt  oder  beschleunigt  hat. 

Diese  PT’age  bejahe  ich. 

Nach  der  LohnnacliAveisung  hat  Z.  vor  dem  Unfälle 
scheinend  nicht  leicht  gearbeitet. 

Der  Fabriksbesitzer  E.  zu  IL  bekundet,  er  habe  den  Z.  vor  dem  Unfälle 
in  stets  guter,  kräftiger  Verfassung  gesehen,  er  sei  auch  am  Uiifallstage  durchaus 
gesund  und  kräftig  gCAvesen. 

Es  kann  nun  keinem  ZAveifel  unterliegen,  daß  der  langwierige  Prozeß  am 
linken  Handgelenk  den  Z.  außerordentlich  entkräftet  hat.  Setzte  aber  eine  der- 
artige ScliAvächung  des  Körpers  seine  allgejneine  Widerstandskraft  erheblich  herab, 
so  vermochten  auch  die  in  den  lAmgenherden  enthaltenen  Tuberkelbacillen  ihre 
zerstörende  Wirkung  freier  zu  entfalten.  Es  kommt  noch  hinzu,  daß  von  dem 
tuberkulösen  Herde  am  Handgelenk,  nachdem  die  dort  betindlichen  Tuberkel- 
l)acillen  und  die  mit  ihnen  vermutlich  vergesellschafteten  anderen  Krankheits- 
erroger  eine  stärkere  Giftigkeit  erlangt  hatten,  jederzeit  Krankheitskeime  in  die 
Lunge  verschleppt  Averden  konnten  und  so  die  hier  etablierten  Prozesse  Avesentlich 
zu  verschlimmei'u  in  der  Jaige  Avaren. 

Daß  solche  Vorgänge  Avahi-scheinlich  sind,  vermag  man  aus  der  umgekehrten 
Erfahrungstatsache  hei'zul('ite]i,  nämlich,  daß  nach  völliger  Entfernung  eines 
tuberkulösen  Knochenhei'des  sich  häufig  tuberkulöse  Prozesse  der  Lunge  zu  bessern 
pflegen. 

Im  vorliegenden  Falle  ist  die  Verschlimmerung  d(^s  Lungenleidens,  be- 
zieliungsAveise  das  Auftreten  der  von  diesem  abhängigen  Darmtuberkulose  erst 
(‘ingetreten,  nachdem  Z.  schon  längere  Zeit  an  der  ihn  scliAvächenden  Handgelenks- 
tuberkulosc  litt.  Es  muß  also  dei-  letzteren  eim'  Avesentliche  ungünstige  P>eein- 
fiussung  der  zum  Tode  führemh'ii  Krankheit  beigemessen  Averden. 

Ich  vei’kenne  keinesAvegs  die  ScliAviei'igkeiten  der  voi'liegenden  Frage,  aber 
so  sicher,  Avie  Dr.  M.  es  tut,  läßt  sich  hier  der  mittelbai'e  Zusammenhang 
zwischen  Unfall  und  Tod  nicht  ausschließc'n. 

Ich  gelange  dahei'  zu  dein  Schlüsse: 

Hit  an  Sicherheit  grenzender  Wahrscheinlichkeit  ist  aji'zunehmen , daß  der 
f'od  des  Z.  eine  (mittelbar(')  Folge  des  am  1.  März  erlittenen  Unfalles  ist. 

Schiedsgericht  und  Peichsversicheruugsamt  verurteilten  hiernach  die  Herufs- 
g(‘)iossenschaft  zur  GeAvälmiiig  der  Hintei-bliebeneni’enti'. 


II.  Teil.  3.  Abschnitt. 


Wirbeltiiberkiilose  nicht  als  niittelhare  Folge  einer  durch  Unfall 
aiisgelösten  Hodentnberkulose  anerkannt. 


V 0 r g e s c li  i c li  t e. 


Der  Arbeiter  F.,  dainals  30  .lahre  alt,  erlitt  am  26.  November  1901  da- 
durch einen  Betriebsunfall,  daß  ihm  beim  Abladen  von  Eisenbahnschienen  eine 
solche  gegen  den  Unterleib  schlug  und  eine  (»iuetschimg  des  linken  Hodens  herbei- 
fUhrte.  Ob  er  dabei  zu  Boden  gefallen  ist,  wie  er  später  behauptete,  ist  durch 
die  Zeugen  nicht  festznstellen  gewesen.  Er  hat  die  Arbeit  nicht  sogleich  eingestellt, 
dieselbe  vielmehr  noch  einige  Tage  fortgeführt.  Am  11.  Dezember  1901  begab  er 
sich  in  das  Krankenhaus  zu  (’.,  nachdem  er  schon  einige  Tage  so  starke  Schmerzen 
gehabt  hatte,  daß  er  nicht  gehen  konnte.  Der  Aufnahmebefund  schildert  ihn  als 
einen  blaß  und  elend  aussehenden  Mann,  bei  dem  Fieber  bestand.  Der  linke 
Hoden  war  sehr  stark  geschwollen  und  außerordentlich  druckemptindlich.  Tripper 
bestand  nicht,  die  Lungen  waren  gesund.  Die  Schwellung  und  Entzündung  betraf 
zwar  den  ganzen  Hoden  und  seine  Häute,  nanientlich  war  der  untei'e  Teil  des 
Hodens  befallen,  der  mindestens  gänseeigroß  war.  Dabei  bestanden  große  Schmerzen. 
F.  war  bettlägerig.  Gegen  Ende  des  Jahres  1901  kam  es  zn  einer  Erweichung 
der  Geschwulst,  so  daß  in  der  ersten  Hälfte  des  Monats  .Tanuar  1902  durch 
einen  langen  Schnitt  ein  breiartiger  Eiter  entleert  werden  mußte.  Am  8.  Alärz  1902 
kam  der  Verletzte  zur  Entlassung.  Der  linke  Hoden  war  noch  ums  Doppelte  ver- 
größert, aber  wenig  empfindlich.  Es  mußte  noch  ein  Suspensorium  getragen  w<‘rden. 
Das  Allgemeinbefinden  hatte  sich  wesentlich  gebessert. 

Es  bestand  zwar  damals  der  Verdacht  auf  tuberkulösen  Charakter  des 
Leidens,  aber  der  negative  Ausfall  einer  mikroskopischen  Untersuchung  des 
Eiters  auf  Tuberkelbacillen,  der  gute  und  schnelle  Heilverlauf  und  das  Fehlen 
von  tuberkulösen  Erscheinungen  in  den  Lungen  schien  dieser  Annahme  zu  wider- 
sprechen. (Ich  möchte  noch  hinzufügen,  daß  auch  der  Umstand,  daß  der  ganze 
Hoden  von  dem  krankhaften  Prozeß  ergriffen  wurde,  gegen  Tuberkulose  spricht, 
da  bei  dieser  Erkrankung  zunächst  fast  ausschließlich  der  Nebeidioden  er- 
krankt.) Äußere  Verletzungen  des  Hodens  infolge  des  Unfalles  waren  nicht  vor- 
handen, auch  deuteten  weder  Klagen  des  F.  noch  sonst  ein  Umstand  darauf  hin, 
daß  derselbe  sich  bei  seinem  Unfall  auch  noch  einen  Bruch  der  12.  rechten  Hippe 
zugezogen  oder  andere  Verletzungen  erlitten  habe,  wie  später  behauptet  wurde. 
Dem  F.  wurde  vom  Tage  seiner  Entlassung  aus  dem  Krankenhause  eine  Bente 


von  20<^/o  gewährt. 

Im  Februar  1903  stellte  F.  bei  der  zuständigen  Landesversichernngsanstalt 
einen  Antrag  auf  Bewilligung  einer  Invalidenrente.  Das  zu  diesem  Zwecke  ein- 
gei’eichte  ärztliche  Gutachten  verzeichnet  Klagen  des  F.  über  Schimu’zi'n  in  den 
Hoden  und  im  Unterleib.  Er  hätte  auch  Schmerzen  in  den  Seiten  in  der  Gegend 
der  Enden  der  12.  Rippen.  Infolge  dieser  Beschwerden  sei  er  arbeits-  und  erwerbs- 
unfähig. F.  wurde  am  27.  Mai  1903  zur  Beobachtung  dem  Diakonissenhanse  zu 
T.  überwiesen.  Er  wird  als  auffällig  blaß  geschildert,  trotz  ausreichenden  Körper- 
gewichts von  68  h-<j  bei  169  cm  Körperlänge.  Während  des  Krankenhausanfent- 


irgend  welche 


haltes  entstand  ohne 
Hodens  und  Samenstranges,  die, 
verschwunden  war,  eine  A'erhärtui 
sich  fortsetzend  hinterließ.  Seim 


Veranlassung  eine  Entzündung  des  rechten 
nachdem  die 
g der 

Erwerbseinbnße  wurde  auf  75*^ 


Schmerzhaftigkeit 
genannten  Organe  bis  in  den  Leistenkanal 


anfangs 


große 


/O 


angenommen. 


Am  24.  .luni  1903  wurde  er  aus 


Das  i.eiden  wurde  als  tuberkulös  angesprochen, 
dem  Krankenhause  entlassen. 

Am  30.  Juli  1903  wurde  F.  von  dem  zuständigen  Kreisarzt  untersucht.  Die 
Klag('u  bezogen  sich  auf  Schmerzen  im  Hodensack  und  Unterleib,  sowie'  allgemeim' 
Schwäche.  Objektiv  war  festzustellen,  daß  die  nachträglich  entstandene  rechts- 
seitige Hodenentzündung  sieh  zurückgebildet  hatte  und  daß  im  wesentliclu'ii  nur 


Bc/ioluiiig  einer  Moden-  zn  luielit'olgcnder  Wirbeltnlterknlose. 
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Dor  Gutachter  golaiigto 


nocli  die  frühere  linksseitige  Ilodenverdickung  bestand, 
zu  dem  Scldnb,  dab  eine  Verschlimmerung  der  durch  den  Unfall  bewirkten  Folgen 
keinesfalls  angenommen  werden  könne,  daß  die  rechtsseitige  Modenentzündung 
nicht  tuberkulöser  Art  gewesen  sei,  und  daß  ihr  Zusammenhang  mit  der  links- 
seitigen Modenverdickung  sich  nieht  erweisen  lasse.  Der  Untersuchte  sähe  auch 
nicht  mehr  blutarm  und  blaß  aus,  sondern  sei  kräftig  und  gut  genährt.  Auch 
verrichte  er  wieder  leichtere  Arbeit.  Erwerbsunfähigkeit  im  Sinne  des  Invaliden- 
versicheruugsgesetzes  läge  nicht  vor.  Auf  Grund  dieses  Gutachtens,  dem  sich 
Sanitätsrat  Dr.  W.  in  T.  im  wesentlichen  anschloß,  lehnte  die  Landesversicherungs- 
anstalt die  (Bewährung  der  Invalidenrente  ah.  Am  24.  Mai  1905  wandte  si(di  F. 
mit  einem  neuen  Antrag  auf  (iewährung  der  Invalidenrente  an  das  Landratsamt 
in  T.,  weil  er  wegen  Schmerzen  im  Kücken,  in  den  Seiten  und  im  Hoden  nicht 
mehr  arbeiten  könne.  Ein  gleichzeitig  vorgelegtes  ärztliches  Zeugnis  stellte  eine 
chronische  Nierenentzündung  und  eine  chronische  Entzündung  des  Flerzens  fest. 
F.  wurde  nunmehr  vom  27.  bis  50.  duni  1904  im  Diakonissenhause  zu  T.  beobachtet. 
In  seinem  Harn  wurden  einwandfiad  Tuberkelbacillen  festgestellt.  Es  bestand  also 
eine  Tuberkulose  in  den  Harn-  und  Geschlechtsorganen.  Hierauf  erhiidt  F.  die 
Invalidenrente. 

Am  29.  duli  1905  wurde  F.  wiederum  von  dem  Kridsarzt  untersucht.  F.  gab 
an,  er  habe  Schmerzen  im  Kücken  und  in  beiden  Seiten  der  Brust,  ausstrahlend 
nach  dem  Magen.  Der  Hodensack  und  die  Hoden  seien  selbst  bei  Druck  nicht 
mehr  emphndlich.  Weder  am  linken  noch  am  rechten  Hoden  war  eine  Verdickung^; 
Schwellung  oder  Druckemplindlichkeit  vorhanden.  Der  Hodens«ck  verhielt  sich 
normal.  Ein  Suspensorium  wurde  nicht  mehr  getragen,  war  auch  nicht  mehr 
erforderlich.  Die  x^nnahme  des  früheren  Gutachtens,  daß  es  sich  um  eine  Hoden- 
tuberkulose gehandelt  halu',  schien  dem  Untersuchenden  durch  den  Verlauf  voll- 
ständig widerlegt.  F.  sah  aber  sehr  elend  aus,  war  sehr  hinfällig  und  schwach. 
Ihes  sollte  von  einer  Erkrankung  der  Wirb(dsäuh‘  im  Brustteil  herrühiam,  (üin'r 
chronischen  Krankheit,  die  nicht  mit  dem  Unfälle  in  ursächlichem  Zusamim'nbang 
stünde.  Die  Unfallfolgen  s(äen  geschwunden.  Die  20o/oige  Kent('  wurde  mit  d(mi 
1.  September  1905  eingestellt.  Das  Schiedsgericht  zu  M.  wies  di('  dngegem  ein- 
gelegte Berufung  als  unlx^gründet  zurück,  ln  seiner  Kekursschrift  vom  2.  D(‘- 
zember  1905  trat  F.  mit  der  unbewiesen- gebliebenen  Behauptung  lu'rvor,  bei  dem 
Itefalle  im  November  1901  sei  sein  Kückgrat  verletzt  wordmi. 

Am  28.  April  1906  wurde  F.  in  das  Krankenhaus  zu  C.  aufgenommeu.  Es 
bestand  eine  ausgesprochene  J^ottsdw  Kyphose  (winkelige  ^4n■biegung  d('r  Wirlad- 
säule  nach  hinten)  zwischen  Brust-  und  Bauchwirbel,  außerdem  Lähmung  d(*r 
unteren  Extremitäten,  Zuckungen,  Kontrakturen  und  andauernd  ('rhöhte  K('d(‘xe 
in  dem  gelähmten  Gebiete.  Der  Gesamtzustand  war  ein  sehr  herabgekommener. 
Am  6.  August  1906  wurde  F.  auf  Wunsch  ungeheilt  aus  dem  Krankimhaus  ent- 
lassen. Am  2.  Februar  1907  ist  er  verstorben. 

Die  Witwe  erhebt  Ansprüclu;  auf  Hinterbliebenenrente,  indimi  sie'  dem  Tod 
ihri'S  Manm?s  mit  dem  Unfall  vom  25.  November  1901  in  ursäcblicben  Zusammen- 
hang bringt. 

Die  eigentliche  Todesursaclu'  ist  in  den  Akhm  nicht  angegebim.  Mit  liolun’ 
Wabrscheinlichkeit  ist  diesellu^  in  d(‘r  Wirbelerkrankung  zu  such(>u. 

Es  (Tgibt  sich  daher  die  Frage,  ob  die  von  dmn  letzten  bidiandelndim  Arzt 
als  tuberkulöse  Wirlielentzündung  bezeichm'h'.  todbringinuh'  Erkrankung  mit  dom 
Unfälle  vom  25.  NovembiT  1901,  (h'r  zu  (üner  linkssiätigim  Hochmimtzündung  führte, 
in  (‘imun  ursächlichen  Zusammenhang  steht. 


50.  -lanuar  1907  gab  d(n-  Krankimbausarzt 


S('in  Gutachten 


Unter  dem 
folg(mdermaß('n  ab: 

„Die  Frag(‘,  ob  die  zweifellos  tuberkulöse  Erkrankung  der  Wirbel,  durch 
die  di(!  dauernd«',  vollständige  Erwerbsunfähigkuüt  des  F.  herbeigeführt  ist,  im 
ursäcblicben  Zusammenhang  mit  S('inem  Unfall  am  25.  November  1901  steht,  muß 
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II.  Teil.  Abschnitt. 


vc'rnciiit  wMu-tb'ii.  Nacli  Kntsteliiiiigs\v(Mso  und  \'erlaiii'  der  Hodenentziindniiji-  infolf3^e 
des  Trnuinas  wird  jetzt  wolil  kaum  melir  darüber  ein  Zweifid  bestellen,  dab  die- 
sellx'  tuberkulöser  Natur  war.  Eine  sogenannte  Iinpftitberkulose  war  ausgesclilossen, 


da  durch  den  Unfall  auch  nicht  die  geringste  IJautverletzung  entstanden 


die 


1^  'J  J J l>0  LC*-IH  l\  J1 

man  auch  bei  der  Aufnahme  ins  Krankenhaus  noch  hätten  hemerkem  müssen,  da 
dies('  Pforti'  für  die  Infektion  sicher  nicht  zugeheilt  wäre.  Nun  ist  bekannt,  dal.i 
auch  d('.r  Hoden  zu  den  Lieblingsplätzen  einer  häufig  sehr  lange  latenten  Tuber- 


kulose gidiört, 


die  oft  durch 


geradezu 


•anz  uniMaleutende  Gewalteinwirkungen 


zum  Ausbruch  kommt.  So  ist  erklärlich,  dati  E.  in  den  dem  Unfall  folgendmi 
'Pagen  noch  zur  Arbeit  gekommen  ist,  dab  sich  aber  trotzdem  (äne  bösartige,  mit 
Vereiterung  einhergehende  Entzündung  ausbildete,  die  noch  viele  .lahre  in  ihren 
Folgen  bestand.  Dabei  liegt  nichts  außergewöhnliches  darin,  daß  sich  diese  tuber- 
k'ulöse  Entzündung  wieder  allmählich  zurückbildete,  das  kommt  häutig  genug  vor. 
Während  seines  Aufenthaltes  im  Krankenhause  zu  G.  1901 — 1902  sind  aber 
Klagen  über  Verletzung  der  Wirbelsäule  oder  der  Brust  von  F.  nie  geäußert, 
auch  kein  Symptom  beobachtet,  das  sich  darauf  beziehen  lieb.  Erst  fast  ein  Jahr 
später  traten  die  ersten  Symptome  der  Wirbelerkrankung  auf,  auch  diese  ist 
tulierkulöser  Natur,  aber  wir  wissen  ebenfalls,  daß  auch  die  Wirbelkörper  häutig 
der  Sitz  von  Tuberkulose  sind. 

Ich  kann  nach  obigen  Ausführungen  mich  nur  dahin  aussprechen,  daß,  nach- 
dem die  Tatsache  des  stattgehabten  Unfalles  festgestellt  ist,  eine  hohe  Wahrschein- 
lichkeit eines  ursächlichen  Zusammenhanges  zwischen  dem  Schlag  einer  Eisenbahn- 
schiene gegen  flen  Unterleib  und  der  Hodenentzündung  besteht,  daß  aber  die 
tuberkulöse  Phitzündung  der  Wirbelkörper  mit  dem  Unfall  nichts  zu  tun  hat,  sondern 
daß  diese  sich  durch  unbekannte  Veranlassung,  aber  sicherlich  auch  auf  tuber- 
kulösem Boden  entwickelt  hat.‘‘ 

Vom  Beichsversicherungsamt  wurde  nunmehr  Prof.  Dr.  St.  zu  einem  Gut- 
achten aufgefordert,  das  in  seinem  wesentlichen  Bestandteil  folgenden  Wortlaut  hat: 
„Den  Zusammenhang  zwischen  dem  Unfall  und  der  Hodenerkrankung,  deren 


tuberkulöse  Natur  durch  den  ganzen  Verlauf  und  den  Nachweis  der 


Erreger  ge- 


sichert ist,  bejahen  wir  in  Übereinstimmung  mit  den  früheren  Gutachtern.  Daß  F. 
zunächst  noch  arbeitete,  und  daß  sich  die  örtliche  Erkrankung  erst  im  Laufe  der 
nächsten  Wochen  entwickelte,  spricht  nicht  gegen  einen  direkten  Zusammenhan 


sich  erfahrungsgemäß  örtliche  Tuberkulosen 


da 

kungen  anschließen. 
I )a  es  sich 

nicht 


O’ 


gerade  an  kleine  Gewalteinwir- 


im  vorliegenden 


um  eine  Einführung 


Falle  bei  dem  Fehlen  einer  offenen  Wiwide 
der  JTiberkelbacillen  von  außen  gehandelt  haben  kann, 
so  kann  man  die  Entstehung  der  tuberkulösen  Hodenerkrankung  auf  folgende 
Weise  erklären.  Entweder  es  hat  sich  schon  vor  dem  Unfall  in  dem  betreffenden 
Hoden  ein  latenter,  das  heißt  ein  ruhender,  keine  Krankbeitserscheinungen  machen- 
d(‘r  Herd  befunden.  Dieser  ist  wie  das  erfahrungsgemäß  durch  Verletzungen 
häufig  geschieht  durch  die  Quetschung  aufgehackert.  Oder  alun-,  es  halxm  sich 
von  einem  an  anderer  Stelle  befindlichen  latenten  Herde  aus  (siehe  oben)  'Tuberkel- 
bacillen in  den  durch  die  Verletzung  in  ihrer  Widerstandskraft  geschwächten  Gi'- 
weben  angesiiHlelt.  Schließlich  wäre  noch  eine  für  derartige  Fälle  geäußerte  uns 
allerdings  wenig  wahrscheinliche  — Ansicht  zu  erwähnen:  Danach  könnten,  gerade 
wie  andere  Krankheitserreger,  so  auch  Tuberkelbacillen  im  Blut  zirkulieren.  Diese 
würden  normalerweise  abgetötet,  respektive  ausgeschieden.  Nur  wenn  sie  i'inen  für 
ihre  Ansiedelung  besonders  geeigneten  Ort,  einen  locus  miuoris  resistentiae , fän- 
den wie  ihn  hier  die  (Lluetscbung  geschafteii  setzen  sie  sich  fest  und  kommen 
zur  W eitorentwicki'lnng. 

Auf  welcJiem  Weg('  abiu’  auch  iinuu'r  di('  Erkrankung  im  vorlii'gi'uden  Falle 
zustande  gekomimm  sein  mag:  Jediaifalls  ist  sii'  eine  P^olgi'  des  Unfalh's.  Und 
diese  zugegi'ben,  muß  man  unsi'ri's  Eracbtiais  d('u  Unfall  auch  als  mitti'lbari'  ITr- 
sacbe  für  die  Wirbelsäuleiierkrankung  und  damit  di'ii  Tod  d('s  F.  ansidum. 


Beziehung  einer  Hoden-  zu  nachfolgender  Wirheltuherkiilose. 
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Dt'uii  selbst  wenn  sclion  vor  dem  Unfall  in  dem  llodtm  oder  an  einer  and('ren 
St('lle  d('s  Körpers  ein  latenter  (siehe  oben)  Tubc'rkulosehercl  vorhanden  gew('sen 
ist.  so  hätte  von  diesem  ans  keine  Verschleppung  von  Keimen  nacli  anderem  Or- 
gamm  statttinden  brauchen.  Unsere  klinischen  und  pathologisch-anatomisclu'n  Kr- 
fahrungen  bdiren  uns  vielmehr,  dati  bei  kräftigen  Menschen  wie^  F.  vor  seimun 
Unfall  zwi'ifelsohne  war  — solche'  latenten  Tul)erkuloseherde'  sehr  häutig  zur  Aus- 
heilung ge'langen. 

Frst  der  infolge'  de's  Unfalles  eingetrete'ne  e'itrige'.  Zen’fall  des  Krankheitshe'U'des 
erh'iclite'i'te'.  re'spektive'  verursachte  die  Verschleppung  nach  andena'n  Stellen.  Und 
dali  die  Wirbelsäulenerkrankung  eles  F.  als  solche  Verschlejepung  (inetastatische  Fr- 
krankung)  aufzufassen  ist,  beweist  die  Tatsache,  dab  in  den  ersten  Monaten  nach 
<lem  Unfall  keinerlei  Anzeichen  für  diese  Krankheit  vorhanden  waren,  sondern  dab 
die  ersten  Frscheinungen,  Schmerzen  im  Ilücken,  ausstrahlend  nach  Brust  und 
Leib,  leichte  Ermüdbarkeit  usw.  erst  ungefähr  1 bis  VU  Jahre  nacli  der  Hoden- 
tulu'rkulose  aufgetreten  sind. 

Wir  fassen  unser  (Tiitachten  demnach  dahin  zusammen: 

1.  F.  hat  infolge  seines  Unfalles  an  einer  tuberkulösen  Erkrankung  des 
linken  Hodens  gelitten. 

2.  Diese  Erkrankung  hat  das  Rückenwirb('lleideii  und  infolgedessen  den  Tod 
des  Klägers  unmittelbar  verursacht.“ 

(Gutachten. 

Prof.  St.  führt  aus,  dab  'durch  den  Unfall  die  Tuberkelbacillen  nicht  in  den 
Körper  eingeführt  sein  können,  sondern  dab  dieselben  schon  vor  dem  Ereignis 
als  im  Körper  — gleichgiltig  ob  im  Hoden  oder  an  einer  anderen  Stelle  - vor- 
handen zu  betrachten  sind. 

Bei  Zugrundelegen  dieser,  den  jc'tzigen  Standpunkt  der  Wissenschaft  wider- 
spiegelnden Anschauung  kann  als  Unfallfolge  nur  die  Lokalisation  der  Tuber- 
kulose in  dem  vom  Unfall  betroffenen  Ploden  gelten. 

Es  bh'ibt  danach  zu  prüfen,  welch  weiterer  Zusammenhang  zwischen  dieser 
im  Hoden  lokalisierten  und  der  später  in  einem  Wirbel  aufgetretenen  Tuberkulose, 
die  d(‘ii  Tod  veranlabte,  besteht. 

Prof.  St.  giebt  selbst  zu,  dab  vor  dem  Unfall  in  dem  Hoden  oder  an  einer 
anderen  Körperstelle  ein  latenter  Tuberkuloseherd  vorhanden  gewesen  s('in 
kann:  er  betont  sogar  ausdrücklich  die  Möglichkeit,  dab  die  Tuberkelbacillen  von 
einem  aii  ander('r  Stelle  befindlichen  latenten  Herde  aus  sich  erst  in  den  durch 
die  Terletzuug  in  ihia'r  AViderstandskraft  geschwächten  (leweben  (des  Plodens)  an- 
gesif'delt  haben.  Es  ist  hierdurch  zugegeben,  dab  die  Tuberkelbacillen  einen  ruhen- 


den Herd,  den  k('ine  A'erletzung  und  kein  Reiz  getroffen  hatte,  verlassen  und  sich 
gewissermaben  auf  Wanderschaft  beg('ben. 

Damit  ist  die  s])ätere  Annahme  nicht  zu  vereinen,  dab  von  einem  Herd 
aus  k('ine  V^ei‘schlep))ung  von  Keimen  nach  anderen  Organen  stattzutinden  braucht, 
11)1(1  dab  an  diesem  erst  ('in  eiti’ig('i‘  Zerfall  statttinden  mub,  um  die  A’erschleppung 
zu  ennöglichen. 

Letzteres  Ereignis,  das  wohl  vorkommt,  führt  im  allgemeinen  zum  Ent- 
stehen dei‘  sogenannten  Miliartuberkulose.  Diese  Erkrankung  ist  dadurch  clia- 
rakteiäsiert,  dab  in  verhältnismäßig  kurzer  Zeit  eine  äußerst  reichliche  Entwicke- 
lung miliarei’  'rubeikel  in  zahlreichen  Organen  des  Körpers  stattfindet.  Eine 
Miliai'tuberkulos('  hat  im  vorliegenden  Falle  nicht  bestanden,  sondern  es  war 
neben  der  tubeikulösen  Plrkrankung  des  Oeschlechtsapparates  ('in  neuer  isolierter 
tubei’kulösei'  Herd  in  ('inem  Wirbel köi‘])ei‘  entstanden. 

Diese  Ei-krankung  des  P\  faßt  Prof.  St.  als  eiiu'  metastatische  auf,  das  heißt, 
er  nimmt  au,  daß  aus  dem  TulKu-kuloseherd  des  Hodens  Tuberkel bazillen  nach 
dem  AVirbelköi-per  fortgoschwe^mmt  worden  seien,  und  zwar  infolge  eitrigen  Zer- 
falles d('s  Kinnklieitsherdes. 
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II.  Teil.  3.  Al.sclniitt. 


.Vus  dom  Opevationslx'j’iclit  d('s  (‘rsteii  Ix'lmndeJiidcii  Ai’ztf'S  ,o('lit  lioi'vor, 
dal.)  der  tiil)('rkulös('  Pi^ozoIj  im  Hoden  in  akute  Eiterung  aus^nng.  Ks  mul.ite  also 
(dm'  IMiseliinfektion  eingetnden  sein,  indem  sieli  zu  den  im  ei'kTankt(m  Hoden- 
gc'webe  t:itig('n  Tuberkerbazillen  noch  eiten'rregende  { böebstwabj-selK'iidicb  Stapliylo- 
kokken)  g('sellten.  ]>ei  dieser  Saclilagi'  ist  (‘s  nicbt  vei-ständlicli,  dab  gelegcmtlich 
('iiu'r  Ausstreuung  diesei-  Keime  ( Metastasen bildung)  nui‘  die  'Idiberlcelbacillcn 
und  nicbt  gleicbz('itig  di('  mit  ilmen  vergesellsdiafteten  Eitei’C'rregf'i“  (Sta})bylo- 
kokken)  v('rschleppt  werden  sollen.  Eine  dei’artige  d'renming  ist  nicbt  denkbai-. 
Es  bätt('  also,  wenn  von  d(un  vereitf'rten  tuberkulösen  H('i‘d  Partik('l  losgelöst 
und  ]iach  einem  Wirbel  transportiert  werdcui  konnten,  sich  in  dein  Transport 
auch  Eitererreger  betinden  müssen,  die  wie  wissenschaftlich  feststellt  im 
Ivnoclien  ziemlich  akute  Vi'reiteriingen  schaffen  und  in  einigen  Tagen,  spätestens 
Wochen  unverkennbare  Krankheitserscheinungen  setzen.  Die  erst('n  Anzeichen  der 
Wirbeh'rkrankung  sind  aber  frühestens  1 — l^/o  Jahre  nach  der  Hodentuherkulos)* 
aufgetreten.  Die  Wirbelerkrankung  nabni  zudem  einen  langsamen,  schleicln'nden 
Verlauf,  was  weiter  gegen  die  Ansied('lung  von  Eitererregern,  di('  gleichzeitig  mit 
den  Tuberkelbacillen  ans  dem  erkrankten  Hochm  kommen  mul.iten,  in  dem  Wirbel 
spricht.  D('im  derartige  Knocheneiterungen  ptlc'gen  auch  in  ihrem  Ablauf  schnell 
zu  sein. 

Ich  kann  daher  aus  dem  klinischen  Verlauf  nicht  für  erwiesen  erachten, 
daß  aus  dem  als  Unfallfolge  anerkannten  vereiterten  Tuberkuloseherd  im  linken 
Hoden  eine  Keimverschh'ppnng  nach  dem  Wirbel  stattgefunden  habe,  muß  dies 
vielmehr  als  außerordentlich  umvahrscheinlich , wenn  nicht  für  gänzlich  ausg(‘- 
schlossen  erachten. 

Will  man  aber  dessc'iiungeachtet  untersh'llen , die  Tuberkelbacillen  hätten 
sich  in  dem  vereiterten  Herd  von  ihren  Gefährten,  den  Eitererregern,  getrennt 
und  wären  allein  nach  dem  Wirbel  verschleppt  worden,  so  bleibt  die  Ei’age  zu 
beantworten,  auf  welchem  Wege  sie  d('un  dorthin  gelangc'n  konntf'ii.  Zwei  Babm'n 
stehen  ihnen  hierfür  zur  Verfügung,  die  Dlutbahn  und  die  Lympbbahn. 

Knochen  erkranken  an  Tuberkulose  vorzugsweise’!  auf  (U'in  V'ege  der  Dlut- 
bahn, doch  ist  die  Verschleppung  der  Bacillen  durch  die  Bymphwege  aus  einem 
nali  egel('g('nen  Herde  nicht  ausgc'schlossen.  Letzteri'r  Modus  schließt  sich  im 
vorliegenden  Falle  aus  örtlichen  Grümhm  von  selbst  aus.  Ziuh'in  ist  zu  lu'tracliten : 
Die  an  ii’gend  einer  Stelle  des  Körpers  in  die  Lymph bahnen  ('indringenden  g('- 
foianten  Krankheitserreger  wcTden  in  den  zugehörigen  Lymphdrüst'ii  — di(' 
g('wissermaßen  als  Filtrationsapparat  dienen  — festgehalt('n  und  ('iitfalten  hier 
ihre  zerstörende  Wirksamkeit.  Die  von  d('ii  Hoden  ausgehenden  Lymphgefäß(' 
münden  in  die  im  kh'inen  Becken  gelegenen  Drüs('ii  des  Plexus  hypogastricU'. 
Hiei’  würden  also  di('  Tuberkc'lbacillen  testgehalten  worden  sein,  bi('r  hätten  sie 
zuerst  ihi’('  z('rstör('nd('  AVirkung  entfaltet.  Darauf  hinweisend('  Anzeichen  sind  aber 
nicht  zur  Beobachtung  g('langt.  Somit  v('rbleibt  die  Blutbabn  als  'l'ransportweg. 
Da  di('  Tuberkelbacilhm  keine  Eig('id)ewegung  haben,  so  können  si(‘  sich  nicht 
d(‘m  Blutstrom  entgeg(‘ng('setzt  bewc'gen,  sie  müssen  sich  von  ihm  tragen  lassen. 
Si(;  können  vom  Hoden  aus  also  nur  d('ii  Weg  bescbreit('ii , den  das  aus  dem 
Hoden  hei'ausströmende,  nicht  das  in  densc'lben  als  Endstation  hineinströniende 
Blut  nimmt,  nlso  den  W('g  des  venös('ii,  nicht  den  d(>s  arteri('lh'n  Blutes.  Ein 
('infacher  Blick  auf  di('  anatomischen  AT'rhältniss('  Ix'h'brt  nns,  daß  das  v(mö.'(' 
Blut  nach  dem  r('cbt('n  Herzen  strömt,  um  von  hier  in  di('  Lungen  zu  gx'langt'n. 
Ein  vom  rechten  Il('i‘Z('ii  aus  hier  eintretender  'rub('rk('lbacillenhaufen  würde 
zw('if('llos  ('iiK'ii  Luugeniufarkt  mit  seiiu'n  schweren  unv('rk('nnbar('ii  Folgen  her- 
vorrufen.  Derai‘tig('s  ist  b('i  F.,  der  la'inabe  ständig  unt('r  ärztlicher  .Aufsicht  stand. 
iii('mals  b('()bacht('t  worden. 

Die  Bevorzugung  der  Blutbahn  durch  di('  'rub('rk('lbacill(']i  lu'im  Zustamh'- 
Uommen  tub('rkulös('r  Knocb('nb('i‘d('  wird  mit  Ib'stimmtlu'it  v('rraten  durch  di(' 
iiifai'ktförmige  (L'.staltuug  (b'r  l('tzt('r('ii.  Müller  bat  di('s('u  Vorgang  ('xperim('nt('ll 
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(lim-li  Killspritzen  von  tnberkniösein  Mati'rial  in  Kxtreinitiit(Miart('ri('ii  imdige- 
wieseii.  1M('  HliitlK'wi'gnng  fand  also  bei  dii'sen  \’('rsneb('n  vom  Herzem  nach  (b'in 
Körper  zn  statt,  niclit  ningekebrt,  vom  Körper  (Hoden)  nacli  dmii  IL'rzen,  \vi('. 
('S  bei  der  von  Hrof.  St.  geänberP'n  Anschauung  hätte  der  Fall  s('in  müssi'ii. 

König,  (h'r  liervorragendsti'  lü'iiner  der  Knocbentuberkulos(',  bat  nanu'ntlicb 
für  di('  sogenannti'ii  keilförmigi'n  Herd(',  di('  an  den  Wirlx'ln  nicht  si'lten  b('ob- 
achtet  werden,  die  Frklärnng’  g('g('b('n,  daß  diese  Prozessi'  auf  gröberi'u  Fmboliia'n 
beruhen,  das  beißt,  daß  ('benfalls  auf  arteriellem  Weg(',  d('r  vom  IK'rzen  nach 
dem  Körper  führenden  Hlutbabn,  mit  Tuberkelbacillen  lu'ladene  Pfröpte  in  den 
Wirbt'l  bineing(4angen.  Dii's  ist  — wi('  schon  ausgefübrt  — vom  Hoden  nach 
dem  Wirbel  bin  nicht  möglich. 

Erkrankungen  d('r  Hoden  an  Tuberknlos('  sind  nicht  selten  und  vii'Jfacb 
beobachtet.  Häubg  bestehen  nelx'ii  der  Hodentub('rkulos('.  noch  tuberkulöse  Herde' 
in  der  Lunge,  den  Di’üsen  oder  di'ii  Knoclu'n,  die  vor,  gh'ichzeitig  mit  oder  erst 
nach  der  Plodentuberknlose'  ibi’('rs('its  Erscheinung('n  machen.  Wenn  min  nach 
einer  Ilodeiituberknlose  ein  anderes  Organ  - nut  Ansnahim'  des  hi('r  für  den 
tödlichen  Ansgang  nicht  interessiere'iiden  Plarn-  und  Geschlecbtsapparate's  — an 
Tuberkulose  erkrankt,  nann'ntlicb  aber,  wenn  dies  ('in  Organ  ist,  in  dem  wir 
häutig  auch  ohne  Hodentuberkulosc'  diesen  Prozeß  auftlammen  sc'lnni,  also  z.  H. 
den  Wirbeln,  so  kann  kein  zwingender  Grund  dafür  angenommen  werden,  daß 
di('  in  dem  Wirbel  aufgetretene  'rnberkulose  von  dem  Hoden  ans  dorthin  ver- 
pflanzt worden  wäre.  Yi('lniehr  muß  angenommeu  wc'Tden,  daß  der  tuberkulösi^ 
Herd  im  Wirbel  schon  latent  bestanden  hat  und  daß  der  Kranklu'itsprozeß  hier 
auch  zum  Aufdackern  gelangt  wärt',  wenn  eine  andere  Tuberkulose  im  Körper, 
insbesondere  die  Hodentuberkulose  nicht  in  die  Erscheinung  getreten  wäre.  Prof. 
St.  hat  ausdrücklich  in  seinem  Gutachten  auf  die  Möglichkeit  hingewieseu,  daß 
die  im  Hoden  des  F.  sich  ansiedelnden  Tulx'rkelbacillen  erst  von  eim'iii  anderen 
Herde  dorthin  gelangt  wären. 

Im  vorliegenden  Falle  ist  von  keiner  Seite  bestritten  wmrden,  daß  F.  schon 
vor  dem  Unfälle  vom  26.  November  1901  in  sich  dis  Disposition  zur  Tuberkulose 
getragen  hat.  Nur  der  Umstand,  daß  der  Erkrank'ung  des  linken  Hodens  an 
Tuberkulose  ein  Stoß  gegen  dieses  Organ  kurze  Zeit  vorher  vorangegangen  war, 
hat  dies  Leiden  als  Unfallfolge  erscheinen  lassen;  also  nicht  die  Tnberkulose  als 
solche,  sondern  die  Lokalisation  dieser  Tuberkulose  in  dem  vom  Unfall  betroffenen 
Hoden  war  Unfallfolge. 

Ich  fasse  mein  Urteil  dahin  zusammen; 

1.  Es  ist  unwahrscheinlich,  daß  von  einem  vereiterh'n  tnberknlösen  Krankheits- 
herde (Mischinfektion)  nur  die  Tuberkelbacillen,  nicht  aber  auch  die  nnt 
ihnen  vergesellschafteten  Flitererreger  in  die  Hlntbahn  übertreten  und  nach 
anderen  Körpei’gegendcn  verschleppt  werden  solh'ii. 

2.  Es  ist  vom  anatomiseben  Standpunkt  aus  ausgescblossen , daß  Krankheits- 
erreger vom  Hoden  auf  direktem  Wege  nach  einem  Wirbel  verscbh'ppt 
wei’den. 

3.  Eine  Verschleppung  auf  indirekTem  Weg(i  — v(')iöse  Hlutbabn  bis  zur  Lunge, 
hier  Durchbruch  in  die  zum  linken  PL'rzen  führenden  AVege  und  W eiter- 
transport auf  arteriellem  Wege  - ist  im  vorliegemh'ii  Falle  auszuscblielh'u, 
weil  von  seiten  d('r  Lunge  die  in  (lic'sem  Falle  unerläßlichen  stürmisclu'n 
Erscheinungen  niemals  anfg('tret('ii  sind. 

4.  Es  ist  wahrscheinlich,  daß  der  tub('rknlös('  Herd  im  Wirbel  schon  vor  dem 
Unfall  bestand. 

5.  Es  ist  wahrscheinlicb,  daß  auch  obiu'  die  (b'iii  Unfall  zur  Last  geh'gte  ILuh'n- 
tubei'kulose  sieb  bei  F.  eine  \Virbeltuberkulos('  berausgebihh't  hätti',  daß  also 
zwischen  beiden  Erkrankungen  eine  direkte  ursäcblicln^  Ih'ziebung  Jiicht  b('st('bt. 

6.  Es  ist  unwalirscbeiniich,  daß  ein  am  26.  Novend)er  1901  (3rbaltener  Stoß  der 
liMiclv('ng('gend  — der  an  sieb  nicht  nacbg('wi('s('n  ist,  falls  aber  als  tatsäcb- 
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lidi  jnij^enoimiieii  überhaupt  mir  ein  geringer  gewesen  sein  kann  die  in 
ihren  ersten  Aniiingen  (‘rst  IV2  Jahre  später  dunkel  in  die  Ersclieinung 
tretende  Wirbidtiiherkulose  direkt  ausgelost  hat.  Denn  zur  Tulierkulose  dis- 
ponierte Knochen  erkranken  nach  erlialtener  Verletzung  meist  in  einer  b('- 
Zeit  von  spätestens  8 — 6 Monaten.  Nach  diesen  Ausführungen  g<*- 
nian  zu  dem  Schlüsse: 


grenzten 


langt 


Zwischen  dem  am  2.  P'ehruar  1907  an  Wirbeltulierkulose  erfolgten  Tode 
des  Arbeiters  xl.  F.  und  dem  am  26.  November  1901  von  demselben  erlittenen 
Betriebsunfall,  der  eine  tulierkulöse  Hodenentzündung  nach  sicli  zog,  bestellt  kein 
ursächlicher  Zusammenliang  mit  ausreichender  Wahrscheinlichkeit. 

Auch  liesteht  keine  ausreichende  Wahrscheinlichkeit  für  die  Annahme,  daß 
der  Unfall  in  irgend  einer  Form  als  wesentlich  mitwirkende  Ursache  an  dem 
'fode  des  F.  anzusehen  ist. 

Das  zuständige  Schiedsgericht  hat  diesem  Gutachten  folgend  die  Benten- 
ansiirüche  der  Hinterbliebenen  abgelehnt.  Die  Fntscheiduug  ist,  da  von  den  Klägern 
ein  Eekurs  nicht  eingelegt  wurde,  rechtskräftig  geworden. 


Tuberkulose  des  Hüftgelenkes  nicht  Unfallfolge. 


Eigene  Angaben  des  Klägers. 

„Am  5.  September  1910  kurz  vor  2 Uhr  bin  ich  mit  dem  linken  Fuß  um- 
geknickt und  habe  mir  denselben  verstaucht  im  Knöchelgelenk.  Ich  habe  eine 
halbe  Stunde  Dause  gemacht  und  dann  weitergearbeitet.  Von  Dr.  P.  erhielt  ich 
essigsaure  Tonerde  zu  Umschlägen,  womit  ich  den  linken  Spann  kühlte,  auch 
rieb  ich  mir  das  linke  Hüftgelenk  mit  Vaseline  ein.  Am  14.  September  1910 
ging  ich  in  das  Krankenhaus. 

Seit  7.  März  1911  flicke  ich  Säcke.“ 


Untersuchungsbefund  (21.  Juli  1911). 

33jähriger,  mittelgroßer,  kräftig  gebauter  Manu  in  genügendem  Frnährungs- 
zustaiide  mit  genügend  kräftiger  Muskulatur.  Fr  betritt  links  hinkend  das  Unter- 
suchungszimmer. 

Die  Lungen  zeigen  einen  tuberkulösen  Prozeß  der  linken  Spitze.  Das  Herz, 
wie  die  Bauchorgane  lassen  keine  krankhafte  Abweichung  erkennen.  Die  Gefäß- 
wandung ist  leicht  härtlich.  Puls  72. 

Bei  horizontaler  Piückenlage  — während  die  Körperlängsachse  mit  der  Längs- 
achsi'  des  Untersuchungstisches  zusammenfällt,  letztere  die  Querachse  des  Beckens 
senkrecht  schneidet  und  während  der  Bücken  der  horizontalen  Tischplatte  überall 
fest  anliegt  — wird  das  linke  Bein  im  Hüftgelenk  leicht  gi'beiigt,  etwas  heran- 
geführt, gehalten. 

AArsucht  man  den  im  linken  Hüftgelenk  leicht  gebeugt  gehaltenen  Ober- 
schenkel völlig  der  Unterlage  zu  nähern,  so  bewegt  sich  auch  das  Becken  mit, 
was  daraus  hervorgeht,  daß  sich  die  AVirbelsäule  in  ihrem  unteren  Teile  von  der 
Unterlage  abhebt  und  eine  Höhlung  bildet. 

Fs  besteht  also  eine  Beugekontraktur  im  linken  Hüftgelenk. 

Das  Spreizen,  das  Heranführen  und  die  Rollung  des  Beines  im  linken  Hüft- 
gelenk ist  völlig  aufgehobmi.  Fs  kann  von  der  Unterlage  ohne  gleichzeitig(‘  Alit- 
bewegung  des  Beckens  gar  nicht  abgehoben  werden. 

Bm'm  Spriüzen  und  beim  Heranführen  geht  das  Becken  sofort  mit. 

Die  linlce  Rollhügelgegend  ist  etwas  verdickt.  Die  Grube  hinter  dem  linken 
Rollhügel  ist  verwischt.  Derselbe  steht  mit  seiner  Spitze  regelrecht  in  der  den 
vorderen  oberen  Darmbeinstachel  mit  dem  Sitzbeinhöcker  vm'bimh'iiden  (L*oser- 
Nf'laton^^i'hvn)  länii'.  Di('  linke  Gesäßfurche  ist  verstrichen. 


Tuberkulose  des  Hüftgelenkes.  Kuocbeusyphilis  und  riifall. 


) 
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lU'im  Stidu'ii  vorlegt  der  IJiitorsnoliti'  die  Köi’piudast  vorzugsvveds«'  uiif  das 
n'olito  Ilciii. 

1)(U’  reolito  Obersdienkel  mißt  in  dm’  Mitte  dt),  d('r  liiikc'  TH’/u 
linke  (lesiißliiilfte  ist  abgeinagfud. 

I ) e g n t a c li  t n n g. 

lliernacli  besti'ht  bei  L.  eine  völlige  Versteifung  d('s  linken  Iluftgidiuikes  in 
relativ  günstiger  Stellung. 

Mit  dem  (Intaelitmi  des  l)r.  H.  stimnu'  icb  überein.  Es  ist  mit  hoher  ^^T^llr- 
sclieinlichkeit  anznnehmen,  daß  bei  dem  (dend  ausseJienden , stai’k  fiebernden 
Patienten  am  14.  September  1910  eine  tiilx'rkulöse  HüftgelenksentyÄindung  be- 
standen hat.  Derartige  Gelenlvsentzündnngen  iKnlürfen,  da  ilire  Entwickelung  eine 
außerordentlich  schleichende  und  langsame  ist,  zu  einer  Ausbildung,  wie  sie  am 
14.  September  1910  beobachtet  wuirdc,  eimu-  über  Wochen,  ja  mitunter  über 
Vlonate  sich  erstreckenden  /eit.  Der  Krankheitsprozeß  muß  also  schon  bei  Tj. 
längere  Zeit  vor  dem  4.  oder  5.  September  bestanden  liaben,  kann  also  nicht 
durch  den  Unfall  erzeugt  sein. 

Es  bliebe  daher  nur  noch  zu  erörtern,  ob  ein  bei  L.  zu  jener  Zeit  be- 
stehendes linksseitiges  Hüftgelenksleiden  durch  den  Unfall  verscliliinmert  odei-  in 
seiner  Entwickelung  beschleunigt  worden  ist. 

Auch  diese  Ei'age  ist  zu  verneinen.  Heim  Fußumknicken  entstcdieii  nur 
örtliche  Verletzungen.  Eine  Übertragung  der  Grewaltein Wirkung  auf  das  entfernte 
Hüftgelenk  kommt  dabei  nicht  vor,  zumal  wenn  das  dazwischen  liegende  Knie- 
gelenk nicht  geschädigt  wird.  Von  einem  Fall  auf  die  Hüftgelenksgegend,  der  zu 
einer  Verschlimmerung  des  Leidens  geeignet  gewesen  wäre,  ist  aus  den  Akten 
nichts  bekannt. 

Anscheinend  hat  sich  in  jener  Zeit  das  I.eiden  von  selbst  verschlimmert. 

Ich  gelange  daher  zu  dem  Schluß: 

Es  ist  nicht  mit  Sicherheit,  aber  auch  nicht  mit  ausreichender  AVahrscheinlich- 
keit  anzunehmen,  daß  die  linksseitige  Hüftgelenksentzündung  mit  dem  am  5.  Sep- 
tember 1910  erlittenen  Unfall  in  einem  ursächlichen  Zusammenhänge  steht. 

Schiedsgericht  und  Heichsversicherungsamt  wiesen  hiernach  die  Ansprüclie 
des  Klägers  zurück. 


Syphilis  der  Knochen  und  Unfall. 


Syphilitische  beschiüdig-en  als  Ursache  der  bei  ihnen  auf  tretenden 
spezifischen  Knochenerkrankungsn  gern  ein  Trauma. 

Das  syphilitische  Gift  erzeugt  aber  auch  spontan  eine  spezifische 
Knochenhantentzündnng.  Solche  erscheinen  — manchmal  gleichzeitig  an 
verschiedenen  Punkten  — mit  Vorliebe  am  Stirn-  und  Scheitelbein , am 
Schienbein,  am  Brust-  und  Schlüsselbein  unter  lebhaften  Schmerzen  als 
elastische  Buckel  von  Uhrglasform.  Es  kommt  aber  auch  zu  diffusen  Er- 
krankungen, die  namentlich  an  den  langen  Röhrenknochen  starke  Hyper- 
ostosen erzeugt.  Manche  Knochen  werden  durch  den  Prozeß  so  brüchig, 
daß  geringe  Gewalteinwirkungen,  selbst  plötzliche  Muskelspannnngen, 
schwere  Frakturen  erzeugen.  Selbst  Spontanbrüclie  werden  häufig  be- 
obachtet. 


Für  die  Praxis  liegen  die  Verhältnisse  so,  daß  das  Grundleiden  — 
die  Syphilis  — die  Anerkennung  der  Ansprüche  nicht  ausschließt.  Jedoch 
ist  eine  sichere  Feststellung  erforderlich,  ob  überhaupt  ein  TTnfall  von 


414 


ll.'J'cil.  3.  Abscliiiitt. 


hoaclitoiiswcrter  Iiitoiisität  vorlaj^',  ol>  ()i4  der  Erkrankung'  mit  der  Stelle 
der  (t('walteinwirknn^'  sieh  deckt  und  oh  die  zwischen  Enfall  und  Auf- 
treten (h'r  Erkraidvim^'  liegende  Zeit  einen  Zusammenhang  noch  wahr- 
scheinlich macht.  Man  wird  diesen  Zeiti'aum  aid'  14  'Faae  his  4 Wochen 


einarenzen  mnsseu. 


Sypliilitisclie  KiiochenhauteiitzüiKiiiiig  nicht  Unfallfolge. 

0 r a e s c h i c h t e. 

S.  (U'litt  am  22.  .Dezemher  1906  dadurcli  einen  Jletric'bsunfall,  dali  ihm  eine 
I’lansclu'ilu'  geg('u  das  linke  Schienbein  ti(d.  Eine  äuhere  Vi'rletziing  entstand  nicht. 
S.  s('tzt('  di(‘  Arbeit  fort.  Erst  am  20.  März  1907  snclite  er  einen  .\rzt  wegen 
Schmerzen  im  linken  Unterschenkel  auf.  Es  wiii'de  durch  Einpinsehingen  eine 
llessernng  (‘rzielt.  Das  Leiden  verschlimmerte  sich  aber  wieder,  so  dah  er  vom 
19.  August  1907  his  5.  Oktober  1907  die  Arbeit  aussetzen  mubte.  Er  wurde  von 
Dr.  S.  mit  Ichthyol('in])inselung  und  Jodnatrium  inuerlicb  behandelt. 

Eigt'ut'  An  gal)  ('11  des  Klägers. 

„Jetzt  gellt  es  besser.  Ich  hatte  immer  Scbnierzen  im  linken  Unterschenkel. 
Seit  Oktober  arbeite  ich  ununterbrochen  b('i  meiner  alten  Stelle  zum  alten  liOhn. 

Im  Jahre  189(S  halu'  ich  einen  Schanker  gehabt,  wonach  ich  Hautausscliläge 
bekam  und  mehiTre  Qiu'cksilberkuren  durchmaclite.“ 

Untersuchungsbefund  (2.  November  1907). 

Mittelgrober  Mann  in  genügendem  Ernährungszustände.  Herz  und  Lunge 
lassen  keine  krankhafte  Abweichung  erkennen,  ebensowenig  die  Jlaucliorgane.  Es 
besteluui  keine  Eingeweidebrüche.  Der  (lang  bietet  nichts  auffälliges  dar. 

Der  untere  Teil  des  linken  Schienbeines  ist  deutlich  verdickt.  Die  Vi'rdickung 
ist  nicht  druckemptiiidlich.  Die  Haut  ist  nicht  verändert. 

Sämtliche  Oelenke  der  linken  unteren  Extremität  sind  fr^i  beweglich.  S. 
kann  auf  je  einem  Lein  andauernd  und  sicher  stehen. 

Es  beträgt  der  Umfang 

des  Oberschenk('ls; 

im  Schritt 

in  der  Mitte 

des  Unterschenkels ; 

an  d('r  dicksten  Stelle  der  Wade 

an  der  dünnsten  Stelle 213  4 

Dies  Unti'rmab  d('r  linken  Leinmuskulatur  beweist,  dab  das  linke  Lein  in 
der  v('rgangen('n  Zeit  g('schont  worden  ist. 

L(>gutachtung. 

Di('  am  linken  Schienbein  des  S.  vorhandene  Knochenverdickuug  nuib  als 
eine  auf  spezifischer  (syphilitischer)  Ursaclu'  beruhende  angesehen  werden.  Zu  die- 
sem Schlüsse  zwingt  dii'  Angabe  des  S.  über  di('  von  ihm  im  Jahre  1898  durch- 
gemachti'  Erkrankung. 

Auch  Dr.  S.  scheint  zu  dieser  Diagnose  zu  neigen,  da  er  eine  Lehandlung 
mir  Jodnatrium  eingeh'it('t  hat.  Di('se  Medikation  hat  auch  eiiu'  Lesserung  lu'r- 
Ix'igeführt,  wodurch  das  Li'ia'chtigtc'  d('r  Diagnos('  weiter  bewiesen  wird. 

Nun  ist  es  sichei',  dab  bei  (h'iu  \'orhandensein  i'im'r  Disposition  dii'  Kno- 
clu'ii  durch  eine'  Verh'tzung  sein-  h'icht  zu  einer  Erkrankung,  wie  der  vorlii'gen- 
deii  (Wuclu'rung),  ang('r('gt  wc'rdi'ii  könm'ii.  ln  solclu'ii  Fälh'ii  tritt  aber  di('  Vi'r- 
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dickuu,ii’  kurze  /a'it,  i'twa  i-1-  d’a|t'(‘  bis  8 Woclu'ii  iiacli  (l('iu  L ntail  aut.  S.  hat 
aber  (>rst  8 iMoiiati'  naeli  dem  als  Unfall  auiii'sproelu'iK'ii  hh'('i,n'iii>  (bm  Arzt  aut- 
ues  liebt. 

leb  gelange  daher  zu  dem  Schlüsse; 

S.  badet  au  eiiu'r  siiezifisclum  Knoclumhautmitziimluiig  ib's  liiikim  Schieii- 
bt'ius  mit  AVuclu'rungsvorgäiigim. 

Di(>ses  Li'iden  ist  nicht  auf  dmi  Unfall  vom  22.  Dezember  1906  zurüekzu- 
fülnam,  steht  viidnu'hr  höchstwahrscheinlich  mit  (b'r  Erkraidvung  im  Jahre  JSlkS 
in  Zusammenhang. 

J)urch  Unfallfolgen  ist  Kläger  demnacli  in*  der  Zeit  nach  dem  24.  iMäi'z 
1907  in  seiiu'r  Erwerbsfähigkeit  nicht  luH'inträchtigt  gewi'sen. 

Dmn  Kläger  wurde  die  (lewährung  einer  Ibmti'  versagt. 


Coxa  vara. 

Die  Uoxa  vara  war  bis  Ende  der  achtziger  Jahre  des  vorigen  Jahr- 
hunderts nur  vereinzelt  und  dann  zumeist  als  pathologische  Rarität  be- 
schrieben worden.  Dies  änderte  sicli,  nachdem  E.  Müller  mu\  Hofmeister 
ihre  Fälle  veröffentlicht  liatteiu  mit  dem  Hinweis,  dab  diese  Deformität 
nicht  ganz  so  selttm  sei  und  dab  sie  in  praktischer,  wit'  differentialdiagno- 
stischer Hinsicht  besondere  Hedeutung  besähe. 

In  der  Uraxis  des  Arztes  sind  derartige  Fälle  immerhin  selten.  8ie 
können  in  iler  Unfallbegiitachtnng  leicht  zu  Fehlschlüssen  führen,  wenn  die 
Untersuchung  nicht  mit  allen  zu  Hebote  stehenden  diagnostischen  Hilfs- 
mitteln voraenommen  wird. 


Uoxa  vara  adolesceHtium  nicht  als  Uiifallfolge  aiierkaiiiit. 

Vorgeschichte. 

Der  damals  17jährige  Malerlehrling  Georg  W.  will  im  Juni  1907  dadurch 
einen  Retriebsinifall  erlitten  haben,  daß  er  von  einer  Leiter  tiel  und  sich  angeb- 
lich einen  Hüftgelenksbrucli  zuzog.  W.  hat  die  Arbeit  zunächst  nicht  ausgesetzt, 
auch  einer  zuerst  hinzugekommenen  Zeugin  nicht  über  Schmerzen  geklagt.  Die 
Arbeit  hat  er  regelmäßig  bis  15.  Februar  1908  — also  über  7 Monate  — fort- 
gesetzt. Am  17.  Februar  1908  hat  er  einen  Arzt  aufgesucht.  Die  Unfallanzeige  ist 
am  5.  Alärz  1908  erstattet. 

Der  Meister  des  AArletzten,  J.,  erklärt  in  der  Unfallanzeige,  daß  W.  schon 
bei  Antritt  der  Lehre  im  Jahre  1905  gehinkt  habe.  Dassellie  bestätigt  der  Zeuge 
R.,  während  der  Zeuge  G.  angegeben  hat,  daß  der  Verletzte  schon  im  Sommer 
1906  gehinkt  habe.  Die  Eltern  gaben  nach  dieser  Zeugenaussage  zu,  daß  der  Ver- 
letzte bereits  im  Jahre  1906  das  linke  Rein  etwas  nachgezogen  habe.  Auf  Er- 
mahnung sei  dies  aber  unterblieben.  Der  im  Jahre  1906  hinzugezogene  Arzt  nimmt 
an,  daß  W.  damals  schon  gehinkt  habe.  Er  glaubte,  daß  es  sich  um  „ReißeiV* 
handelte. 

Eigene  Angaben  des  Verletzti'ii. 

„ich  habe  Schmerzen  in  der  linken  Hüfte,  kann  mich  nicht  selbständig  an- 
ziehen  und  kann  nicht  arbeiten.“ 

U ntersucb  ungsbefund. 

Junger,  blaß  ausseliender  Mann  von  18  Jahren,  der,  links  stark  hinkend, 
das  Untersuchungszimmer  betritt.  Er  trägt  einen  llülsenapparat  am  linkiui  Rein, 
bei  dessen  Abnahme  und  Anlegung  ihm  geholfen  werden  muß. 
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Die  Lung('n  lassen  keim'  krankhafte  Abwoiclinng  erkcmnen,  insbesondere 
bestellen  beim  Atmen  k(Mno  regelwidrigen  Gei’täusche.  Der  Klopfschall  ist  nirgends 
verküi'zt. 

Das  Herz  und  die  Leiborgane  sind  gesund. 

Hei  horizontaler  Rückenlage  — während  die  Körpeiiängsachse  mit  dei- 
Längsachse  des  Untersuchungstisches  zusammenfällt,  letztere  die  Quei-achse  des 
Heckens  senkrecht  schneidet  und  während  der  Rücken  der  horizontalen  'rischplatto 
überall  fest  anliegt  — wird  das  linke  Hein  in  der  Hüftgegend  gestreckt,  heran- 
geführt und  nach  außen  gerollt  gehalten.  Di(?.  Schenkelachse  ist  nach  außen  ge- 
lagert. 

Das  Röntgenbild  ergiebt:  Der  Schenkellialswinkel,  der  normalerweise  120  bis 
130"  beträgt,  ist  auf  90"  vermindert.  Im  Hüftgelenk  selbst  bestehen  Verwach- 
sungen. 

Das  Spreizen,  das  Heranfüliren  und  die  Rollung  des  Heines  in  dem  linken 
Hüftgelenk  ist  aufgehoben.  Es  kann  von  der  Unterlage  nicht  abgehoben  werden. 
Die  Fixation  ist  eine  federnde. 

Heim  Spreizen  und  beim  Heranführen  bewegt  sich  das  Hecken  sofort  mit. 

Die  linke  Rollhügelgegcnd  ist  durch  stärkeres  Hervortreten  des  Rollhügels 
auffa  lend.  Die  (Truhe  hinter  dem  linken  Rollhügel  ist  durch  eine  tiefe  Furche 
markiert.  Der  Rollhügel  selbst  steht  mit  seiner  Spitze  regelwidrig  ungefähr  3 an 
über  der  den  vorderen  oberen  Darmbeinstachel  mit  dem  Sitzbeinliöcker  verbinden- 
den {Roser-Nelatonsd\\m)  länie.  Die  linke  Gesäßfurche  steht  höher,  als  die  rechte. 

ln  der  Nähe  der  vorderen  linken  Hüftgelenksgegend  fühlt  man  einen  Kno- 
chenvorsprung, den  man  für  den  ausgerenkten  Oberschenkelkopf  halten  könnte, 
wenn  dessen  regelrechtes  Vorhandensein  in  der  Llüftgelenkspfanne  nicht  durch  die 
Höntgenphotographie  nachgewiesen  wäre.  So  muß  dieser  Vorsprung  dem  defor- 
inierten  Obersclienkelhals  angehören. 

Heim  Stehen  verlegt  der  Untersuchte  die  Körperlast  ausschließlich  auf  das 
rechte  Hein.  Heim  Stehen  auf  dem  rechten  Bein  allein  berührt  das  linke  den  Fuß- 
boden nur  mit  der  Fußspitze;  beim  Stehen  auf  dem  linken  Hein  wird  das  rechte 
im  Kniegelenk  gebeugt  gehalten.  Der  Gang  ist  in  unbekleidetem  Zustande  schwer 
hinkend;  mit  angelegtem  Scliienenstiefel  ist  er  auf  der  Straße  ziemlich  Hott. 


Es  beträgt  der  Umfang 

des  Oberschenkels:  rechts  links 

im  Schritt 5D  39 

in  der  Mitte 46  37 

oberhalb  der  Kniescheibe 34  33 

um  die  Mitte  des  Kniegelenkes 94V-2  94 

des  Unterschenkels : 

an  der  dicksten  Stelle  der  Wade 33'^/o  30 

Die  linke  Hein-  und  Gesäßmuskulatur  ist  schlaff. 

Es  beträgt  die  Länge 

des  Heines:  rechts  links 

vom  oberen  Darmbeinstachel  bis  zur  äußeren  Knö- 
chelspitze   97'i/o  94('.j 

des  Oberschenkels: 

vom  oberen  Darmbeinstachel  bis  zum  äußeren 

Kniegelenksspalt Mü/o  47üL 

von  der  Rollhügelspitze  bis  zum  äußeren  Knie- 

g('leidcsspalt 44bo  44^ 

d('s  Untersclumkids: 

vom  äußeren  Kniegelenksspalt  bis  zur  äußeren 

Knöchelsi)itze  45  45 


vara  niclit  l ’iit'allfolge. 
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IU‘gutacIitu  11  g. 


I)i(>  Vin'kürzimg  d(\s  linkoii 


l)Oiii('s  ist  (lomiiacli  diirdi 


oin(‘  Veräiidormig 


iin  Sflu'iikcdlials  bedingt. 

Das  wesentlichste  im  Defimde  am  linken  l^ein  ist  demnacli:  der  Hoclistand 
des  Rollliügels,  die  Anßonrollung  und  Verkürzung  des  linken  Beines.  Für  einen 
derartigen  Zustand  kommen  3 Erkrankungen  in  betracht: 


a)  Verrenkung  des  Oberschenkels  aus  der  Ilüftpfanne, 
h)  ungünstig  verheilter  Obersclienkelhalsbriich, 
c)  die  Coxa  vara. 

Eine  Verrenkung  des  Oberschenkels  ist  nach  dem  Ergebnis  des  Böntgen- 
bildes  auszuschließen,  da  der  Oberschenkelkopf  in  der  Hüftpfanne  deutlich  sicht- 
bar ist. 

Gegen  die  Annahme  eines  Oberschenkelhalsbruches  spricht  zunächst  das 
Alter  des  Verletzten.  Bei  Kindern  und  jugendlichen  Individuen  sind  dieselben 
seltene  Erscheinungen;  erst  jenseits  der  fünfziger  Jalire  nehmen  sie  au  Häufigkeit 
zu.  Schmerzen  sind  bei  Sclienkelhalsbrüchen  immer  vorhanden.  Sie  hindern  unbe- 
dingt das  Weiterarbeiten.  Daß  eingekeilte  Schenkelhalsbrüche  zunächst  übersehen 
werden,  kommt  wohl  vor.  Es  handelt  sich  dann  aber  in  der  Mehrzahl  der  Fälle 
um  gleichzeitige  anderweitige  Verletzungen,  die  sich  dem  Untersucher  vorzugs- 
weise aufdrängen  und  für  sich  allein  schon  ein  Krankenlager  bedingen,  während- 
dessen dann  die  Beschwerden  von  seiten  des  Scheukelhalsbruches  ohne  besondere 
Therapie  wieder  schwinden.  Die  Tatsache  , daß  W.  nach  dem  angeblichen  Un- 
fälle die  Arbeit  nicht  eingestellt,  vielmehr  mindestens  noch  7V2 — 8 Monate  un- 
unterbrochen weitergearbeitet  hat,  spricht  gegen  die  Annahme  eines  Oberschenkel- 
halsbruches. 

Nun  ist  durch  Zeugen  erwiesen  und  von  den  Eltern  selbst  zugegeben,  daß 
W.  schon  im  Jahre  1905  gehinkt  und  im  Jahre  1906  das  Bein  geschont  hat. 
Auf  Zureden  wurde  der  Gang  angeblich  normal.  Zeitweise  ist  demnach  das 
Hinken  geringer  gewesen. 

Ein  solcher  Verlauf  spricht  unter  Vergleich  mit  dem  jetzt  erhobenen  Be- 
funde dafür,  daß  es  sich  hier  um  einen  Fall  von  Coxa  vara  adolescentium  han- 
delt. Dies  — eine  Verbiegung  des  Schenkelhalses  — ist  eine  Erkrankung  des 
Pubertätsalters,  die  ganz  allmählich  ohne  bedeutendere  subjektive  Beschwerden 
sich  entwickelt,  bis  die  zuletzt  eintretende  Deformität  mit  den  sich  hieran  an- 
schließenden Funktionsstörungen  des  Hüftgelenkes  die  Aufmerksamkeit  erregt. 
Bisweilen  treten  schmerzhafte  Zustände  im  Bereiche  des  Gelenkes  auf,  so  daß 
der  Verdacht  auf  „Reißen“  oder  Gelenksentzündungen  rege  wird,  wie  es  auch  im 
vorliegenden  Falle  geschehen  ist.  Dieses  Leiden  kann  im  vorliegenden  Falle  schon 
deshalb  nicht  Unfallfolge  sein,  weil  seine  Anfänge  sicher  bis  1905  zurückreichen. 

Es  ist  demnach  nur  noch  die  Frage  zu  erörtern,  ob  das  schon  vor  dem 
Unfall  bestehende  — nur  durch  zeitweiliges  Hinken  erkennbar  gewesene  — Leiden 
etwa  durch  den  angeblichen  Unfall  verschlimmert  sein  könnte.  Auch  diese  Frage 
ist  zu  verneinen.  Eine  durch  ein  Trauma  bedingte  Verschlimmerung  hätte  in  ab- 
sehbarer Zeit  nach  demselben  eintreten  müssen.  Eine  Zeit  von  7V« — 8 Monaten, 
während  der  regelmäßig  gearbeitet  wird,  ist  zweifellos  zu  lang,  um  einen-  Zu- 
sammenhang zwisclicn  diesem  Trauma  und  der  Verschlimmerung  anerkennen  zu 
können. 


Ich  gelange  daher  zu  dem  Schlüsse: 

a)  Der  Unfall  vom  Juni  1907  hat  bei  W.  keine  Folgen  hinterlassen.  Das  heute 
bei  ihm  vorhandene  Leiden  hat  in  seinen  Anfängen  schon  vor  dem  Unfall 
bestanden,  ist  durch  denselben  in  seinem  Verlauf  nicht  beschleunigt  und 
nicht  verschlimmert  worden. 


Engel,  Eeurteilung  von  Unfall  folgen. 


27 
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h)  Dciimacli  ist  W.  durch  die  Folgen  des  erlittenen  Unfalles  in  der  Zeit  nach 
dem  17.  Februar  1908  in  seiner  Erwerbstahigkeit  nicht  beeinträchtigt  ge- 
wesen und  gegenwärtig  nicht  beeinträchtigt. 

Durch  seine  vom  Unfall  unabhängige  Erkrankung  ist  er  mindestens 
um  60%  beschränkt. 

Auf  Grund  dieses  Gutachtens  wurden  die  Ansprüche  des  Klägers  auf  Renten- 
gewährung und  Ersatz  der  Kosten  für  den  Ffcssm^scheu  Schienenhülsenapparat 
vom  Schiedsgericht  und  Reichsversicherungsamt  zurückgewiesen. 


Coxa  vara  adolescentiiiiii  iiiclit  als  Unfallfolge  anznsehen. 

Yo  r ge  schi  eilte. 

Der  damals  18jährige  Schlosser  G.  AI.  trat  im  Juli  1911  mit  der  Rehaup- 
tuug  hervor,  er  habe  sich  am  3.  April  1911  beim  Zusammenstellen  von  Ilalkon- 
gittern  ein  Leiden  zugezogen.  Dasselbe  wurde  abwechselnd  als  Oberschenkelhals- 
bruch und  Knochenhautentzündung  bezeichnet. 

Ein  Zeuge  gab  au,  daß  AI.  bei  der  gewohnten  Arbeit  plötzlich  über 
Schmerzen  im  Oberschenkel  klagte  und  nach  einigen  Stunden  die  Arbeit  einstellte. 
Der  Rentenbewerber  erklärte  bei  der  polizeilichen  Untersuchungsverhandlung,  er 
habe  schon  14  Tage  vor  dem  3.  April  1911  Schmerzen  im  rechten  Oberschenkel 
verspürt,  habe  denselben  aber  keine  große  Bedeutung  beigelegt.  Am  letztgenannten 
Tage  hätte  er  beim  Anlieben  eines  Balkongitters  plötzlich  so  starke  Schmerzen  im 
rechten  Oberschenkel  gespürt,  daß  er  den  rechten  Fuß  fast  gar  nicht  mehr  ge- 
brauchen konnte.  Ein  Fall  oder  Fehltritt  wäre  nicht  vorgekommen. 

Bei  der  Aufnahme  in  das  Krankenhaus  war  die  Gegend  des  rechten  Roll- 
hügels außerordentlich  druckschmerzhaft.  Das  rechte  Bein  war  stark  nach  außen 
gedreht  und  etwa  2 cm  kürzer,  als  das  linke.  Abnorme  Beweglichkeit  wurde  nicht 
festgestellt.  Alan  nahm  auf  Grund  eines  Röutgenbildes  einen  spontanen  Ober- 
schenkelhalsbruch an.  Ein  weiteres  Röutgenbild  widersprach  aber  dieser  Annahme 
und  ließ  höchstens  das  Vorliegen  eines  Einbruches  wahrscheinlich  werden. 

Begutachtiin  g. 

Nach  den  Vorgängen  muß  das  Leiden  als  Coxa  vara  adolescentium  ange- 
sprochen  werden.  Seine  allmähliche  Entwickelung  ist  durch  die  eigenen  Angaben 
des  Klägers,  daß  er  schon  seit  14  Tagen  in  dem  erkrankten  Bein  Schmerzen  ver- 
spürt habe,  belegt.  Ein  unfallähnliches  Ereignis  hat  AI.  trotz  wiederholten  Be- 
fragens nicht  anzugeben  vermocht. 

Demnach  muß  angenommen  werden,  daß  das  Leiden  sich  in  kontinuierlicher 
Weise  bis  zu  dem  Grade  entwickelte,  daß  AI.  vor  Schmerzen  die  Arbeit  einstellen 
mußte.  Da  kein  Unfallereignis  nachgewiesen  war , und  AI.  nur  seine  gewohnte, 
betriebsübliche  Arbeit  verrichtet  hatte,  so  war  auch  die  Annahme  nicht  gerecht- 
fertigt, daß  durch  ein  Unfallereiguis  eine  Verschlimmerung  des  schon  vorher  be- 
stehenden Leidens  herbeigeführt  worden  sei. 

Das  Gericht  lehnte  auf  Grund  dieser  Ausführungen  die  Entschädigungs- 
ansprüche ab. 


Yerscliliniiiieruiig’ 


der  Bewegungsbescliräukuiig  bei  (h)xa  yara  als 
Unfall  folge  aiierkaiiiit. 


Der  damals  32jährige  Kutscher  Sch.  erlitt  am  27.  Januar  1905  durch  Be- 
triebsunfall (Sturz  von  einem  kochbeladenen  Wagen  — drei  Aleter  — auf  das 
Gesäß)  eine  angebliche  Verstauchung  beider  Beine.  Patient  war  drei  Alonate  bett- 
lägerig. Die  ihn  behandelnden  Arzte  stellten  eine  „lähmungsartige  Schwäche‘'  der 


\'ersclilimincruiig  einer  coxa  vara  durch  l'nfall. 
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lieiiie  fest.  Das  Heilverfahren  währte  bis  24.  August  1907.  Während  desselben 
waren  die  anfänglich  beobachteten  hysterischen  Momente  abgeklungen.  Die  Derufs- 
genossenschaft  will  vom  1.  September  1907  keine  Rente  mehr  gewähren,  wogegen 
Sch.  Berufung  beim  Schiedsgericht  eingelegt  hat. 

PHgene  Angaben  des  Verletzten. 

„Wenn  ich  eine  Zeitlang  sitze  und  dann  wieder  gehe,  habe  ich  furchtbare 
Schmerzen  oberhalb  der  Kniee.  Ich  muß  immer  auf  Kissen  sitzen.  Seit  dem  Unfall 
habe  ich  noch  nicht  gearbeitet.“ 

Untersuchungsbefund  (15.  November  1907). 

Kleiner  Mann  in  mäßigem  Ernährungszustände,  der  mit  einem  eigentümlich 
watschelnden  — dem  spastisch-paretischen  ähnlichen  — Gang,  auf  zwei  Stöcke 
gestützt,  das  Untersuchungszimmer  betritt.  M^ährend  des  unvollkommenen  Sitzens 
in  unbekleidetem  Zustande  tritt  wiederholt  ein  feinschlägiges  Zittern  des  ganzen 
Körpers  auf,  trotzdem  im  Zimmer  eine  Temperatur  von  17<^  R herrscht.  Stehen 
ohne  Stöcke  ist  unsicher,  Sch.  greift  nach  einem  Halt. 

Der  abnorme  Gang  wird  dadurch  erzeugt,  daß  Sch.  die  Oberschenkel  im 
Hüftgelenk  nicht  beugt,  sondern  bei  festgestellten  Hüftgelenken  durch  Pendeln  des 
Beckens  um  eine  senkrechte  Achse  die  Vorwärtsbewegung  bewirkt. 

Die  beiden  Rollhügel  stehen  regelwidrig  oberhalb  der  den  vorderen  Darmbein- 
stachel mit  dem  Sitzbeinhöcker  verbindenden  JRoser-NelatomQ\wA\  Linie. 

Sie  stehen  auffällig  nach  hinten  gerichtet. 

Beim  nur  beschränkt  ausführbaren  Heben  der  Oberschenkel  in  aufrechter 
Stellung  machen  die  beiden  Rollhügelspitzen  nicht  pendelnde,  sondern  schrauben- 
artige Bewegungen.  Der  Schenkelkopf  steht  beiderseits  in  der  Pfanne,  das  Zentrum 
der  noch  möglichen  Gelenksbewegungen  entpricht  der  Pfanne. 

Bei  der  Untersuchung  in  horizontaler  Rückenlage  zeigt  sich  die  Beweglich- 
keit beider  Hüftgelenke  für  Strecken,  Beugen,  Heranführen,  Spreizen  der  Ober- 
schenkel sehr  erheblich  beschränkt.  Die  Beine  werden  beim  Liegen  in  Außenrollung 
herangeführt  gehalten.  Schon  bei  geringem  Ausschlag  geht  das  Becken  früh- 
zeitig mit.  Der  ganze  Körper  gerät  dabei  in  heftige,  schütternde  Bewegung.  Sch. 
ist  nicht  imstande,  sich  in  gewöhnlicher  Weise  die  Strümpfe  und  Stiefel  anzuziehen, 
er  bedient  sich  dazu  seiner  Stöcke,  da  er  die  Hüften  nicht  beugen  kann. 

Die  Gesäßmuskulatur  ist  beiderseits  schlaff.  Die  Wirbelsäule  zeigt  in  ihrem 
untersten  Abschnitt  eine  Ausbiegung  nach  vorn  (Lordose).  Das  Besteigen  des  Un- 
tersuchungstisches sowie  Wechsel  der  Rückenlage  in  Bauchlage  geschieht  außer- 
ordentlich unbeholfen. 

Hornhaut-,  Bindehaut-,  Rachenreflex  fehlen  vollständig.  Die  Kniesehnen-, 
Hoden-,  Bauchdeckenreflexe  sind  gesteigert.  Es  besteht  kein  BahinskhoXiQs  Zeichen 
und  kein  Fußzitterkrampf.  Der  Puls  beträgt  in  der  Ruhe  90  Schläge,  ist  voll,  von 
guter  Spannung  und  Füllung,  aber  unregelmäßig.  Nachröten  der  Haut  besteht  in 
normaler  Weise.  Nirgends  finden  sich  Störungen  des  Hautgefühlssinnes.  Die  inneren 
fJrgane  lassen  keine  regelwidrigen  Abweichungen  erkennen. 

Begutachtung. 

Durch  eine  Röntgenaufnahme  ist  festgestellt  worden:  Es  besteht  eine  hoch- 
gradige Vei’kleinerung  des  Winkels,  welchen  der  Oberschenkelhals  mit  dem  Ober- 
schenkel bildet,  und  zwar  ist  dieser  Winkei  rechts  zirka  90  Grad,  links  80  Grad, 
während  er  normal  130  bis  135  Grad  beträgt.  Der  Kopf  ist  abgeflacht. 

Die  Corticalis  des  Schenkelhalses  und  ihr  Übergang  zum  Schaft  zeigt  nir- 
gendwo eine  Unterbrechung,  woraus  man  auf  eine  stattgehabte  Verletzung  (Fraktur 
oder  Infraktion)  schließen  könnte. 

27*' 
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Da  der  Kläger  außerdem  an  einer  Verkrümmung  der  Ober-  und  Unter- 
schenkel leidet,  die  als  Reste  überstandener  Rachitis  gedeutet  werden  müssen,  so 
iHU’echtigt  der  heutige  klinische  Befund  in  Verbindung  mit  dem  Röntgenbilde  zu 
der  Annahme : T3ei  Sch.  besteht  zunächst  doppelseitig  eine  abnorme  Verbie- 
gung des  Schenkelhalses,  eine  Ahnormität,  die  unter  der  Bezeichnung  „Coxa  vara“ 
vielfach  beschrieben  worden  ist. 

Daß  diese  Deformität  bei  Scb.  durcli  den  Unfall  vom  27.  Januar  1905  lier- 
vorgerufen  worden  sein  soll,  ist  nach  dem  Ergebnis  der  Röntgenaufnahme  auszu- 
schließen. Es  ist  auch  nicht  eine  Andeutung  von  Bruch  oder  Einknickung  der 
Oberschenkelhälse  festzustellen. 

Sieht  man  von  den  selteneren  Veranlassungen  für  das  Zustandekommen  der 
Coxa  vara  (Ivnochenmarkseiterung-Osteomyelitis  und  Ivnochenerweichung-Osteoma- 
lacie),  als  hier  mit  Sicherheit  auszuschließen,  ab,  so  bleiben  nur  die  beiden  liäufi- 
geren  Formen,  die  in  der  Kindheit  durch  englische  Krankheit  oder  im  Jünglings- 
alter sich  entwickelnden  übrig.  Wie  schon  oben  ausgeführt,  scheint  im  vorliegen- 
den Falle  die  Annahme  einer  durch  englische  Krankheit  veranlaßten  Coxa  vara 
berechtigt. 

In  jedem  Falle  fällt  die  ursprüngliche  Entwickelung  der  Erkrankung  in  das 
jugendliche  Alter. 

Hoffa  gibt  in  seiner  Arbeit  über  die  Erkrankungen  der  Hüfte  im  „Hand- 
buch der  praktischen  Chirurgie“  au,  daß  in  Ausnahmefällen  zeitweilig  auftre- 
tende Schmerzperioden  bis  in  das  späteste  Mannesalter  bestehen  bleiben. 

Wenn  nun  ein  derartig  Kranker  durch  Aufschlagen  auf  das  Gesäß  aus  drei 
Meter  Höhe  drei  Monate  bettlägerig  wird,  so  tritt  zweifellos  in  dieser  Zeit  infolge 
der  Untätigkeit  noch  ein  weiterer  Grad  von  Muskelspannung  auf,  der  den  bisher 
für  praktische  Zwecke  noch  gut  verwendbaren  Rest  von  Gelenksbeweglichkeit  noch 
weiter  mindert.  Dieser  Fall  ist  bei  Sch.  mit  einem  hohen  Grade  von  Wahrschein- 
lichkeit eingetreten.  Vor  dem  Unfälle  hat  Sch.  eine  nicht  leichte  Lohnarbeit  ver- 
richtet, bei  der  er  auf  den  Gebrauch  seiner  Beine  angewiesen  war.  Nach  dem  Un- 
fälle ist  von  seinen  behandelnden  Ärzten  die  Gebrauchsunfähigkeit  der  Beine  als 
Unfallfolge  festgestellt  und  anerkannt  worden. 

Bei  der  relativen  Seltenheit  des  Leidens,  das  erst  in  den  letzten  20  Jahren 
wissenschaftlich  näher  erforscht  ist,  bei  dem  Umstande,  daß  die  erheblichen  Schwel- 
lungen zunächst  eine  genauere  Untersuchung  nicht  möglich  machten,  daß  eine 
Röntgenaufnahme  früher  unterblieben  ist,  kann  es  nicht  auffallen,  wenn  die  Art  des 
L('idens  von  seiten  der  erstbehandelnden  Ärzte  keine  zutreffende  Deutung  erfuhr. 
Jedenfalls  ist  die  schwere  Behinderung  im  Gebrauch  der  Beine  von  ihnen  als  Un- 
fallfolge anerkannt  und  als  „lähmungsartige  Schwäche“  beschrieben  worden. 

Ob  die  von  mir  angenommene,  durch  das  lange  Krankenlager  vermehrte 
Muskelspannung  allein  die  Behinderung  der  Hüftgelenke  verursacht,  oder  ob  sich 
zu  diesen  letzteren  noch  ein  Entzündungsprozeß  hinzugesellt  hat,  kann  mit  Sicher- 
heit nicht  entschieden  werden,  erscheint  aber  für  die  liösung  der  vorliegenden 
Frage  belanglos,  ebenso  wie  die  Erwägung,  in  welchem  Grade  die  auch  hier  be- 
obachtete Hysterie  an  der  Gebrauchsbehinderung  der  beiden  unteren  Extremitäten 
beteiligt  ist. 


Ich  gelange  daher  zu  dem  Schlüsse: 

Als  Folgen  des  Unfalles  vom  27.  Januar  1905  bestehen  bei  dem  schon  von 
früher  Iht  mit  doppelseitiger  Schenkelhalsverbiegung  behafteten  Manne,  der  bis 
dahin  noch  schwererer  Lohnarbeit  nachgehen  konnte: 

Eine  hochgradige  Gebrauchsunfähigkeit  beider  Beine,  bedingt 
durch  Bewegungsbeschränkung  beider  Hüftgelenke  im  Sinne  der  Beu- 
gung, der  Spreizung  und  Einwärtsrollung. 


Diese  Verhältnisse  berauben  den  Kläger  der  Fähigkeit,  in  einer  für  Erwerbs- 


zwecke brauchbaren  Weise  zu  gelum,  zu  stellen  oder 


wegen  mangelnder 


Beuge- 


Kiioclieiierkrankuiigen  nach  Unfall  bei  Nervenleiden. 


421 


fäliigkeit  in  den  Hüftgelenken  längere  Zeit  zu  sitzen.  Damit  entfällt  auch  die 
Möglichkeit,  Arbeiten  iin  Sitzen  zu  verrichten. 

Durch  diese  Unfallfolgen  ist  Sch.  seit  dem  24.  August  1907  völlig  erwerbs- 
unfähig. 

Und  Aveiter: 

In  den  Verhältnissen,  welche  seinerzeit  zur  Gewährung  der  Vollrente  führ- 
ten, ist  keine  wesentliche  \A‘ränderung,  mithin  auch  keine  Erhöhung  der  Arbeits- 
fähigkeit eingetreten. 

Sch.  erhielt  demnach  die  Vollrente  weiter.  Das  Schiedsgerichtsurteil  wurde 
vom  Reichsversicherungsamt  bestätigt. 

Erkraiikiiiig;en  der  Knochen  nach  Unfall  hei  hestehenden  Nervenleiden. 

Hekaiiiitlich  besteht  bei  der  RückeiimarksdaiTe  (Tabes)  imd  der  Höhleii- 
bildiing  ini  Rückenmark  (Syringomyelie)  auch  häufig  eine  krankhafte  Ver- 
änderung und  enorm  erhöhte  Verletzbarkeit  der  Knochen  und  Gelenke. 

Wr  in  einschlägigen  Fällen  nicht  nach  dem  Vorhandensein  eines 
solchen  Nervenleidens  forscht,  wird  vor  dem  Rätsel  stehen,  warum  eine  leichte 
Verletzung  so  überaus  schwere  Folgen  zeitigen  konnte.  Diese  Verletzungen 
zeichnen  sich  durch  das  Fehlen  von  Schmerzen  auffällig  aus. 

Bruch  des  Schieubeiiikuaufes  und  Kuiegeleiikserkrankuug  hei  Bückeu- 

marksdarre  Folge  eines  leichten  Unfalles.  Eente:  40«/o. 

Unfall:  28.  Februar  1911.  Abgleiten  von  einer  Leitersprosse  beim  Tragen 
einer  Last. 

Eigene  Angaben  des  Untersuchten. 

„Ich  habe  immer  noch  Schmerzen  im  rechten  Knie,  namentlich,  wenn  ich 
gehe.  Gearbeitet  habe  ich  nicht.  Ich  bin  früher  wegen  eines  harten  Schankers 
mit  dreizehn  Quecksilbereinspritzungen  behandelt  worden.“ 

Untersuchungsbefund  (2.  September  1911). 

35jähriger,  mittelgroßer,  schlanker  Mann  in  mäßigem  Ernährungszustände  mit 
genügend  kräftiger  Muskulatur,  der  rechts  hinkend  das  Untersuchungszimmer  betritt. 

Das  rechte  Kniegelenk  ist  ballonartig  aufgetrieben  und  in  seinen  Umrissen 
verschwommen.  In  demselben  treten  bei  Bewegungen  knirschende  Geräusche  auf. 
Es  besteht  in  dem  Gelenke  eine  Flüssigkeitsansammlung.  Die  Gelenkskapsel  ist 
mäßig  verdickt.  Die  Haut  über  dem  Kniegelenk  ist  unverändert.  Die  Kniescheibe 
tanzt.  Bei  erschlaffter  Muskulatur  läßt  sich  die  Kniescheibe  leicht  seitlich  in  nor- 
maler Weise  verschieben.  Das  Kniegelenk  kann  im  Sitzen  bei  horizontal  gehaltenem 
Oberschenkel  und  im  Stehen  völlig  gestreckt  werden,  die  Beugung  gelingt  beider- 
seits gleich  weit. 

Fs  besteht  eine  abnorme  seitliche  Beweglichkeit  im  gestreckt  gehaltenen 
rechten  Knie.  Druck  auf  das  Knie  ist  nicht  schmerzhaft.  Entzündungserschei- 


nungen fehlen. 

Es  beträgt  der  Umfang 

des  Oberschenkels:  rechts  links 

im  Schritt 45 47 

in  der  Mitte 44  44 

oberhalb  der  Kniescheibe; 38  35V-2 


um  die  Mitte  des  Kniegelenkes 39  36 
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dos  Unterschenkels; 

nnterlialb  der  Kniescheibe 39  35 

an  der  dünnsten  Stelle 33 V2  34 

Der  rechte  Schienbeinknauf  ist  stark  verdickt  und  springt  als  fest  knöcherne 
Geschwulst  nach  der  Innenseite  hervor.  Er  ist  nicht  druckschmerzhaft. 

Die  rechte  Kniegelenksgegend  fühlt  sich  nicht  heißer  an,  als  die  linke. 

Die  Augenbewegungen  erfolgen  regelrecht.  Die  Pupillen  sind  gleich  eng  und 
reagieren  nicht  auf  Lichteinfall  und  Naheblick. 

Bei  Augen-Fußschluß  tritt  starkes,  echtes  Körperschwanken  ein.  K.  vermag 
in  komplizierter  Weise  nicht  sicher  zu  gehen.  Wenn  er  bei  nach  der  Decke  ge- 
richtetem Gesicht  einen  Hacken  vor  die  Spitze  des  anderen  Fußes  setzt,  taumelt 
er.  Auch  beim  einfachen  Gehen  mit  geschlossenen  Augen  ist  der  Gang  ganz  unsicher. 

Die  aktive  Beweglichkeit  sämtlicher  Gelenke  ist  nach  allen  Bichtungen  aus- 
giebig frei.  Es  besteht  an  keiner  Extremität  eine  Lähmung  oder  eine  auffällige 
Schwäche,  außer  am  rechten  Bein. 

Zielbewegungen  mit  den  Fingern  und  den  Beinen  werden  bei  geschlossenen 
Augen  unsicher  und  erst  tastend  ausgeführt.  Es  besteht  also  eine  Störung  der 
geordneten  Muskeltätigkeit.  Bei  gewollten  Bewegungen  tritt  kein  Zittern,  auch 
keine  unabsichtliche  Mitbewegung  auf.  Die  seitlich  gespreizt  gehaltenen  Finger 
zittern  erheblich. 

Die  Berührungsempfindung  ist  überall  erhalten.  Spitz  und  stumpf  werden 
deutlich  unterschieden.  Die  Schmerzempfindung  ist  eine  verzögerte.  Bei  Bestreichen 
der  Haut  tritt  Nachröten  in  gewöhnlichem  Maße  auf.  Es  besteht  keine  abnornn^ 
Schweißsekretion. 

Der  Hornhaut-,  Bindehaut-  und  Rachenrefiex  sind  vorhanden.  Die  Knie- 
sehnen- und  Achillessehnenreflexe  sind  gar  nicht  auszulösen.  Bauchdecken-  und 
Hodenrefiexe  sind  rechts  lebhafter,  als  links. 

Fußzitterkrampf  ist  nicht  vorhanden.  Die  Üborstreckung  der  großen  Zehe 
nach  Bestreichen  der  Fußsohle  fehlt  (Babinski sches  Zeichen).  Beides  entspricht 
regelrechten  Verhältnissen. 

Eine  mechanische  Erregbarkeit  der  Muskulatur  auf  Beklopfen  ist  nicht 
vorhanden. 

Begutachtung. 

Bei  K.  besteht  ein  Erguß  im  rechten  Kniegelenk  sowie  eine  Knochenauf- 
treibung am  rechten  Schienbeinknauf.  Auffällig  ist  die  Schmerzlosigkeit  und  die 
unbehinderte  Beweglichkeit  des  rechten  Kniegelenkes. 

Bei  K.  bestehen  aber  außerdem  Anzeichen  einer  materiellen  Nervenerkran- 
kung, wie  Pupillenstarre,  Fehlen  der  Knie-  und  Achillessehnenrefiexe,  Schwanken 
bei  Augenfußschluß,  Störungen  der  geordneten  Muskeltätigkeit,  die  als  zentrales 
Rückenmarksleiden  (Tabes)  aufgefaßt  Averden  müssen,  zumal  K.  zugestandener- 
maßen an  Syphilis  gelitten  hat. 

Diese  Rückenmarkserkrankung  selbst  hat  mit  dem  Unfälle  nichts  zu  tun, 
sie  muß  schon  vorher  bestanden  haben,  K.  bemerkt  auch  schon  seit  Jahren,  daß 
er  im  Dunklen  nicht  sicher  gehen  kann. 

Es  ist  aber  eine  bekannte  Tatsache,  daß  bei  diesem  Leiden  die  Knochen 
eine  ganz  unverhältnismäßig  starke  Brüchigkeit  besitzen  und  daß  oft  ein  kleiner 
Stoß  genügt,  um  einen  Bruch  oder  Sprung  eines  Knochens  herbeizuführeii,  der 
dann  oft  einen  außerordentlich  starken  Gallus  im  Gefolge  hat. 

Bei  der  Natur  des  Leidens  war  es  in  der  ersten  Zeit  dem  erstbehamhdnden 
Arzte  nicht  möglich,  eine  genaue  Diagnose  zu  stellen. 

Nun  hat  K.  dem  Dachdecker  C.  schon  am  Tage  des  Unfalles,  als  er  noch 
gar  nicht  wissen  konnte,  welche  Folgen  ihm  aus  dem  leichten  Stoß  erwachsen 
würden,  von  dem  Vorgang  erzählt.  Einige  Tage  später  stellte  Dr.  A.  eine  starke 
Schwellung  des  linken  Kniegelenkes  fest. 


Iviioclicnci'kranknngon  nach  Unfall  hoi  Nervcnleidon. 
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Dor  Kvankheitsvoi’laiif  spricht  dafür,  dal.)  bei  schon  vorhandener  Disposition 
('rahes)  K.  sich  durch  einen  leichten  Stof)  gegen  die  linke  Kniegelenksgegend 
mit  hoher  Wahrscheinlichkeit  (hnen  Sprung  (Kinbrucli)  iin  linken  Schienbeinknaut 


zugezogen 


hat,  der  mit  mächtiger  ('alluswucherun} 


geheilt 


ist  und  daß 


gleich- 


zeitig eine  neuropathische  Kniegelenksentzündung  entstanden  ist. 

Durch  diese  P'olgen  ist  K.  seit  dem  31.  Mai  1911  in  seiner  Krwerbsfähig- 
keit  beeinträchtigt: 

bis  zum  11.  Juli  1911  um  lOO^/o,  da  solange  das  lleilveifahren  währte, 

vom  12.  Juli  1911  ab  um  40''  'o,  da  der  Zustand  des  linken  Kniees  Gehen 
und  Stehen  unsicher  macht  und  Arbeiten,  die  diese  Verrichtungen  erfordern, 
verbietet. 

Nur  diese  lokalen  Krscheinungen  fallen  dem  Unfälle  zur  Last.  Line  et- 
waige Verschlimmerung  des  ursprünglichen  Leidens  in  späterer  Zeit  steht  mit 
dem  Unfälle  in  keinem  ursächlichen  Zusammenhang. 

Das  Gericht  entschied  dementsprechend.  Die  llerufsgenossenschaft  gewährte 
dem  K.  außerdem  eine  Kniehülse. 


Kiiiegeleukserkraiikung  bei  Kückeiimarksdarrc  (Arthropatbia  tabica) 
als  Unfallfolge  aiierkaiiiit.  I.  Reiitenfestsetzuiig:  SSVaVo» 

Eigene  Angaben  des  Verletzten. 

„Ich  habe  Unsicherheit  im  linken  Dein,  ich  kann  nicht  sicher  stehen,  mit 
Stock  kann  ich  etwas  laufen.  Bei  dem  Unfall  fiel  ich  auf  das  linke  Knie.“ 

Untersuchungsbefund. 

38jähriger,  kleiner  Mann  in  ausreichendem  Ernährungszustände,  Die  Knie- 
sehnenreflexe sind  links  fast  gar  nicht,  rechts  nur  ganz  schwach  zu  erzielen.  Die 
Achillessehnenretlexe  fehlen.  Hoden-  und  Bauchdeckenreflexe  sind  gesteigert.  Die 
Pupillen  ziehen  sich  auf  Lichteinfall  nicht  zusammen.  Der  Raumsinn  ist  an  den 
unteren  Extremitäten  erhalten.  Am  linken  Unterschenkel  wird  Nadelstich  nicht  als 
spitz  empfunden. 

Bei  Eußaugenschluß  tritt  echtes  Körperschwanken  ein. 

Das  linke  Kniegelenk  ist  in  seinen  Umrissen  nicht  so  deutlich  gezeichnet, 
wie  das  rechte,  es  ist  ballonartig  aufgetrieben.  Die  Zeichnung  ist  völlig  verwischt. 
In  demselben  treten  bei  Bewegungen  knirschende  Geräusche  auf.  Es  besteht  in 
dem  Gelenke  eine  Elüssigkeitsansammlung.  Die  Gelenkskapsel  ist  verdickt,  auch 
der  Scliienbeinkopf  fühlt  sich  verdickt  an.  Die  Haut  über  dem  Kniegelenk  ist  ge- 
spannt und  glänzend.  Die  Kniescheibe  tanzt.  Bei  erschlaffter  Muskulatur  läßt  sich 
die  Kniescheibe  beiderseits  leicht  seitlich  in  normaler  Weise  verschieben.  Das  Kniege- 
lenk kann  im  Sitzen  bei  horizontal  gehaltenem  Oberschenkel  und  im  Stehen  völlig  ge- 
streckt werden.  Es  besteht  im  linken  Kniegelenk  eine  abnorme  seitliche  Beweg- 
lichkeit,  der  linke  Unterschenkel  weicht  von  der  Axe  des  Oberschenkels  nach  außen 
ab.  Das  Kniegelenk  ist  auffällig  unempfindlich. 


Es  beträgt  der  Umfang 

des  Oberschenkels:  rechts  links 

im  Schritt 50  48 

in  der  Mitte 48  47 


um  die  Mitte  des  Kniegelenkes 35  43 

des  Unterschenkels: 

an  der  dicksten  Stelle  der  AVade 33U4  3(3 

Begutaclitung. 

Nach  diesem  Befunde  ist  es  nicht  zweifelhaft,  daß  bei  B.  (dn  zentrales 
Nervenleiden  voi’liegt,  in  dessen  Verlauf  es  häufig  zu  schmeizlosen  Ergüssen  in 
(dnem  Kniegelenk  mit  Lockerung  des  Bandappyimtes  konimt. 
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II.  Teil.  3.  Aljsclinitt. 


Iloi  (l(M-  b('steli(;i](l('ii  Disposition  zu  solclicii  Krgüssoji  kann  aber  aiicJi  ein 
rrauina,  das  das  (lolonk  trifft,  leiclit  einon  solclion  auslöson.  Nach  dom  Akten- 
inlialt  bat  nun  II.  am  13.  Oktober  1911  eine  Quetschung'  der  linken  Wade  erlitten. 
\'on  einer  Kniev(>rletzung  berichtet  der  (‘rstb(diandelnde  Arzt  nichts,  er  spricht 
nur  davon,  dab  der  linke  UnterscJienkel  vom  Knöcliel  bis  zum  Knie  ausgedehnt(^ 
blutige  Verfärbung  aufwies.  Jlej-eits  am  3.  November  1911  stellten  die  Arzte  des 
Krankeidiaus(is  einen  llefund  fY^st,  wie  er  aucli  heute  vorhanden  ist. 

Nun  hat  aber  II.  nach  der  Lolndiste  vom  30.  Dezember  1910  bis  zum  Loi- 
fallstag(5  fast  regelmäbig  im  Akkord  und  zum  Lohnsatz  von  78  Pfennig  pi-o  Stunde 
gearbeihd.  Ks  kann  daluu'  nicht  angenommen  werden,  dab  das  linke  Kniegelenk  des  D. 
zu  dieser  Z(üt  bereits  (mheblich  erkrankt  war.  Auch  wenn  das  Kniegelenk  durch 
den  Inifall  nicht  direkt  betroffen  wurde,  so  wai‘  doch  die  Art'  d(‘r  nicht  unerheb- 
lichen, am  Unterschenkel  angreifenden  G('.walteimvirkuug  sehr  wohl  imstande,  durch 
seitlichen  Zug  eine  mittelbare  Einwirkung  auf  das  Kniegelenk  auszuüben  und  so 
den  sich  in  kurzer  Zeit  entwickelnden  Zustand  heraufzubeschwören. 

Als  Folge  hat  d(unnach  der  Unfall  vom  13.  Oktober  1911  bei  dem  Kläger 
hinterlassen : 

Eine  Entartung  des  linken  Kniegelenkes  bei  schon  vorhandener  Disposition 
( A r thro p a thi a tabi ca ) . 

Nur  diese  lokale  Erscheinung  ist  als  Unfallfolgc^  anzusehen.  Eine  etwaige 
A^erschliinmerung  des  Grundleidens  ist  dem  Unfalh'  auch  später  nicht  zur  Last 
zu  legen. 

Der  Kläg('r  ist  daher  durch  Unfallfolgen  seit  dem  Beginn  der  14.  Woche 
in  sc'iner  Erwerbsfähigkeit  um  331/sO'o  beeinträchtigt  gewesen  und  gegenwärtig 
noch  um  beeinträchtigt. 

Dem  Gutachten  trat  das  Schiedsgericht  bei.  Die  Beruf sgenossenschaft  gewährte 
dem  \A]-h'tzten  einen  Schienenhülsenapparat. 


Kiiiegeleiikserkraiikiiiig’  bei  Rücken  mark  sdarre  diircli  Unfall  yer- 

schlimmert. 


V 0 r g e s c h i c h t ('. 

Der  damals  59jährige  Färbermeister  S.  erlitt  am  29.  Oktober  1909,  nach- 
mittags gegen  4 Ldir,  angeblich  dadurch  eiium  Betriebsunfall,  dab  er  in  der  Nähe 
einer  groben  Färbekute  ausglitt,  ohne  zu  fallen.  Abends  7 Ilir  verspürte  vv 
heftige  Schmerzen  im  ri'chten  Kniegelenk.  Dem  behandelnden  Arzte  Dr.  I..  hat  S. 
angegeben,  dab  das  rechte  Kniegelen Ic  schon  immer  etwas  angeschwollen  gewesen 
sei.  Von  dem  Arheitgebei'  ist  eine  Ik'kundung  niedi'rgelegt,  wonach  S.  schon  vor 
dem  Unfälle  aii  Hheumatismus  gcditten  und  einen  unsicheren  Gang  geliaht  habe. 
Der  frühere  behandelnde  Arzt  des  S.  b'ilt  mit,  dab  ('r  denselben  seit  -Tahren  an 
Syphilis  behandelt  habe  und  dab  (u-  die  allmähliclu'  Entwickelung  einer  Bücken- 
markserkrankung  (Tabes  dorsalis),  die  in  der  letzten  Zeit  schon  zu  erheblichen 
Gehstörungen  (Ataxie)  geführt  habe,  bei  ihm  beobachtete. 

KigeiH'  Angaben  des  A'eiTetzten. 

„Ich  kann  nicht  laufen.  Schmerzen  halu'  ich  nicht.  Anfangs  der  achtziger 
.Iahr('  hab('  ich  an  Syphilis  gelitten.“ 

U n t e r s u c 1»  u n g s b e f u n d. 

öOjährigei'  Mann  in  genügendem  Ernährungszustände.  PN  bestehen  deutliche 
Zeichen  einer  Bückenmarkserkrankung  (Tabes  dorsalis),  nämlich  Pupillenstarre, 
Unfähigkeit,  bei  geschlosscmen  Augen  sicher  zu  stehen,  PNhlen  der  Kniesehnen- 
rehex(‘,  Gefühlsstörungen  an  den  Unterschenkeln.  Das  i-echte  Kniegehmk  ist 
ballonförmig  aufgetrielnm.  PN  mibt  47  gegen  39  cn/  links  im  Umfang,  ln  dem- 


Ivnochcnerkraiikiingen  nach  rnfall  hei  Nervcnleidoii. 
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yell)oii  treU'ii  bei  lieweguiigen  reilunule  Geriiusclio  auf.  i)i(^  (lelciikskapstd  ist  nicht 
verdickt.  Die  Haut  über  dein  Kniegelenk  ist  uiiveräiidert.  Es  bi'steht  in  (hnn 
(lelenke  idne  grobe  Flüssigkeitsansaiuiulung.  Die  Kniescheibe  tanzt.  Hei  erschlaffter 
'Mnsknlatnr  läßt  sich  die  Kniescheibe  beiderseits  leiclit  seitlich  in  normaler  Weise 
verscliieben.  Das  Kniegelenk  ist  nach  allen  lAichtnngen  abnorm  beweglich. 
Schmerzen  bestehen  in  demselben  nicht.  Der  Gang  ist  nnbelioJfen. 

liegntach  tnng. 

loistreitig  hat  S.  an  Syphilis  gelitten,  als  deren  Folge  sich  ein  K’ücken- 
marksleidmi  entwickelt  hat.  Bereits  vor  dem  angeblichen  Unfälle  hatte  S.  einen 
unsicheren  Gang,  das  rechte  Kniegelenk  war  schon  imnuu'  etwas  geschwollen. 
Hiernach  muß  angenommen  werden,  daß  zur  Zeit  <les  angeblichen  Unfalles  bereits 
eine  dem  in  Rede  stehenden  Rückenmarksleiden  eigentümliche  Erkrankung  des 
rechten  Kniegelenkes  (Arthropathia  tabica)  bestand.  Diese  auf  nervösen  Störungen 
beruhende  Komplikation  ist  eine  häutige  Teilerscheinung  der  genannten  Rücken- 
markserki’aukung.  Sie  zeigt  oft  einen  scheinbar  ganz  akutem  Anfang,  indem 
plötzlich  ein  sehr  starker  Erguß  in  der  Gelenkshöhle  auftritt. 

Hiei’zu  bedarf  es  keiner  besonderen  Gewalteinwirkung.  Wäre  nun  S.  über 
eine  seifige  oder  feuchte  Stelle  des  Fußbodens  ausgeglitten,  so  wäre  er  bei  seiner 
schon  vorhandenen  Unsicherheit  des  Gehens  zweifellos  zu  Falle  gekommen.  Dies 
ist  aber  nicht  der  Fall  gewesen. 

Andererseits  muß  man  betrachten,  daß  derartige  Rückeiimarkskranke  einen 
unsicheren  Gang  haben  und  zweifellos  oftmals  ausgleiten,  beziehungsweise  zu- 
sammenknicken, ohne  daß  sich  an  diese  Ereignisse  jedesmal  eine  Gelenksent- 
artung in  akuter  Weise  anschließt.  Der  stapfende  Gang  ist  ja  gleichfalls  eine 
dauernde  Gewalteinwirkung.  Die  Gelenksentartung  besteht  aber  in  Wucherungen 
des  Knochen  und  Knorpels,  sowie  in  Schwund  dieser  Gewebe  an  den  freien  Ge- 
lenkenden. Es  gehört  immer  eine  längere  Zeit  dazu,  bis  die  Yeräuderungeu  so- 
weit vorgeschritten  sind,  daß  plötzlich  ein  Erguß  in  dem  erkrankten  Gelenke 
auftritt. 

So  sehr  das  Leiden  des  S.  zum  Mitleid  herausfordert,  so  besteht  doch  vom 
wissenschaftlichen  Standpunkt  aus  die  bei  weitem  überwiegende  Wahrscheinlich- 
keit, daß  auch  ohne  den  als  Unfall  bezeichneten  geringfügigen  Vorgang  sich  bei 
S.  d(.‘r  Kniegelenkserguß  als  weiteres  Glied  in  der  Kette  seiner  Erkrankung  ein- 
gestellt hätte,  und  daß  das  Einknicken  lediglich  eine  Folge  der  gesamten  Er- 
kranlmng,  insbesondere  aber  der  im  Kniegelenk  schon  bis  zu  einem  hohen  Grade 
(mtwickeiten  Zerstörungen  war,  nicht  aber  umgekehrt. 

Ich  gelange  daher  zu  dem  Schlüsse: 

Bei  dem  Kläger  besteht  als  Haupterkrankung  eine  Systemerkrankung  des 
Rückenmarkes  (Tabes  dorsalis).  Als  besonderes  Krankheitszeichen  weist  dieselbe 
eine  Veränderung  des  rechten  Kniegelenkes  (Arthropathia  tal)ica)  auf. 

Von  diesem  Leiden  ist  keines  mit  Sicherheit  oder  auch  um-  mit  an  Sicher- 
heit grenzender  Wahrscheinlichkeit  auf  den  Unfall  vom  29.  (Oktober  1909  zurück- 
zufübren,  da  derselbe  sich  als  eine  zu  geringe  Einwirkung  darstellt. 

Demnacb  ist  der  Kläger  durch  ein  diesem  Unfall  zur  Last  zu  legendes 
Leiden  in  der  Zeit  vom  29.  Januar  1910  in  seiner  Erwerbsfähigkeit  nicht  be- 
schränkt gewesen,  auch  hat  das  Ereignis  eine  Verschlimmerung  des  schon  be- 
stehenden Leidens  nicht  herbeigeführt. 

Hingegen  ist  S.  völlig  erwerbsunfähig  im  Sinne  des  Invalidenversicherungs- 
gesetzes. 

Das  Schiedsgericht  lehnte  hiernach  die  Gewährung  einer  Unfallentschädi- 
gung ab.  Das  Reichsversicherungsamt  sprach  S.  jedoch  eine  Rente  von  88^/3 0;o 
zu,  indem  es  in  freier  Beweiswürdigung  annahni,  daß  das  Ausgleiten  auf  dem 
nassen  und  glatten  Boden  sich  als  lletriebsunfall  darstelle  und  das  schon  vor- 
handene Kniegelenksleiden  durch  diesen  Vorgang  erheblicli  verschlimmert  worden  sei. 


II.  Teil.  ;3.  Absclinitt. 
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Schwerer  Elleiiboj;eiiii'eleiiksbiTicJi  nach  leichter  Yerletzun^  bei 
Syringomyelie  als  Unfallfoli^e  anerkannt. 

Vo  rge  s eil  i eilte. 

Der  Arbeit!'!-  AI.  .stieb  am  20.  Feliniar  1905  wiihreml  der  Arlieit  in  niclit 
allzu  heftiger  Weise  mit  dem  linken  Ellenbogen  gegen  einen  Kalkkasten.  Er  verspüi-te 
('in  Summen“  im  linken  Arm,  setzte  aber  seine  Arbeit,  da  er  denselben  bierlx'i 
zu  schonen  vermochte,  noch  2i/o  Tag  fort.  Als  er  dann  schwerere  Arbeit  zu  ver- 
richten bekam,  sah  er  sich  genötigt,  (lies(‘lbe  niederzulegen.  Einige  Zeit  vor  diesem 
Unfall  hatte  er  sich  am  linken  ATirderarm  eine  Verbrennung  zugezogen,  die  er 
selbst  behandelt  hatte.  Anfang  März  1906  stellte  der  Kassenarzt  am  linken  Ellen- 
bogen eine  starke  eitrige  Zellgewebsentzündung  fest;  der  Iconsultierte  Chirurg 
nahm  nach  dem  von  ihm  erhobenen  Defunde  eine  von  einer  infizierten  Hautwunde 
( Verbrennung)  der  linken  Ellenbogengegend  ausgehende  akute  Vereiterung  des  Ellen- 
bogengelenkes an.  Es  bestand  am  h^llenbogengelenk  eine  rahmigen  Eiter  produ- 
zierende Öffnung,  durch  die  die  eingeführte  Sonde  in  das  (lelenk  selbst  eindrang. 
Drainage,  Gegenöffnung,  Suspension.  Die  Tempei-atur  fiel  ab,  die  entzündliche 
Schwellung  schwand  und  es  stellte  sich  wieder  eine  Heweglichkeit  des  erkrankten 
Gelenkes  ein.  Nach  ca.  drei  Monaten  war  die  eine  Wunde  vernarbt,  während  die 
andere  immer  noch  stark  eiterte;  auberdem  wurde  mit  der  Sonde  rauher  harter 
Knochense(]uester  gefühlt. 

Eine  jetzt  vorgenommene  Köntgenaufnahme  ließ  nun  erkennen,  daß  eine 
Absprengung  des  Condyk  ext.  humeri  und  des  Proc.  coronoideus  ulnae 
vorlag.  Man  schritt  zur  operativen  Entfernung  der  Se(|uester  und  vermochte  fest- 
zustellen, dab  nirgends  weiche  Seriuester  wie  bei  der  Tuberkulose,  sondern  dab 
spitze,  rauhe,  harte  Knochenstückchen  vorhanden  waren;  schlaffe  Granulationen, 
käsige  Produkte  oder  Verkalkung  waren  nirgends  zu  sehen.  Am  26.  Juli  1906 
wurcle  der  Verletzte  mit  fast  verheilter  Wunde  entlassen. 

Der  Vertrauensarzt  der  in  Anspruch  genommenen  Derufsgenossenschaft  er- 
klärte, daß  es  sich  im  vorliegenden  Falle  zweifellos  um  eine  Tuberkulose  des 
linken  Ellenbogengelenkes  handele,  die  bereits  vor  dem  Unfall  in  erheblichem  Maße 
bestanden  haben  müsse,  wie  das  von  ihm  auf  genommene  Pöntgenbild  zweifellos 
('rgebe.  Die  Derufsgenossenschaft  lehnte  demgemäß  die  Gewährung  einer  Unfall- 
rente al). 

Untersuchungsbefund  (21.  September  1905). 

Dei  dem  mittelki’äftig  gebauten  Alanne  liegt  weder  eine  Erkrankung  der 
Lunge  noch  des  Herzens  vor.  Die  Familienanamnese  ist  hezüglich  Tuberkulos(' 
vollkommen  negativ.  Der  linke  Ellenbogen  ist  mit  einem  kunstgerechten  Verhande 
versehen,  nach  dessen  Entfernung  sich  die  gesamte  Gelenksgegend  stark  geschwollen, 
die  Haut  gerötet  und  glänzend  präsentiert.  Die  Operationssclinitte  sind  vernarbt, 
(‘ine  Fistel  besteht  nicht.  Eine  genaue  Abtastung  der  das  Ellenbogengelenk  zu- 
sammensetzenden Knochen  und  eine  Prüfung,  wie  die  Gelenkskapsel  beschaffen  sei, 
ist  wegen  dei-  Schwellung  der  umgebenden  Weichteile  und  der  starken  Schmerz- 
haftigkeit nicht  möglich.  Das  Ellenbogengelenk  steht  in  einem  Winkel  von  140*^ 
gebeugt,  eine  weitere'  Deugung  gelingt  nur  bis  130^. 


P)  e g ii  t a c h t u n g. 


Auffällig  erscheint,  dab  ein  verhältnismäbig  leichtes  Trauma  zu  einem  Bruch 


des  Ellenbogengelenkes  geführt  haben  sollte.  Es  mubte  dies  den  Verdacht  einer 
neuropathischen  Gedenkserkrankung  nahelegen.  Daß  von  einem  früheren  Unfall 
zwei  Gliedei-  des  linken  Mitt(dfingei-s  fehlten,  kann  bei  einem  Bauarbeiter  nicht 
besonders  auffallen. 


dem 


Ich  gc'lange  - im  Gegensätze  zum  iK'rufsgenossenschaftlichen  Arzte  — zu 
Schlüsse,  (laß  der  \ erlauf  nicht  für  die  Annahnu'  einer  tubei-kulösen  Ent- 


Ivnocliencrkrankimgen  nacb  Unfall  bei  Nervenleiden. 
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steluingsursaehc  d('r  vorliogCMidoii  Erkraukung  spricht.  Tnb('rkiilös('  (i(d(Miks(;r- 
krankuiigcii  pflegen  sich  meist  schleichend  zu  entwickeln  und  zeigen  in  der  Jl('g(d 
als  erstes  Symptom  einen  Flüssigkeitserguh  in  dem  l)efallenen  Gelenk.  Die  starke' 
Spannung  läht  dann  durch  die  Schmerzen  allmählich  die  Beweglichkeit  des  Ge- 
lenkes leiden.  Nun  hat  aber  der  \'erletzte,  wie  unzwe'ifelhat't  nachgewiesen  war, 
bis  21/2  T.age  nach  der  Kontusion  des  linken  Ellenhogengelenkes  dauernd  Lohn- 
arbeit verrichtet.  Vor  dem  LTnfall  ist  also  eine  Behinderung  im  Gebi-auche  des 
verletzten  Gelenkes  nicht  festgestellt,  was  doch  heim  Destehen  eines  tubei’kulös('n 
l'rozesses  mit  hoher  AVahrscheinlichkeit  der  Fall  gewesen  wäre. 

ln  den  späteren  Stadien  der  Fistelbildung  und  Vereiterung  ist  das  klinische 
Bild  einer  Gelenkstuberkulose  nicht  wohl  zu  verkennen.  Der  Operateur,  ein  wohl- 
renommierter  Chirurg,  hätte  hei  Ühernahme  dei'  Behandlung  die  Diagnose  auf 
Tuberkulose  gestellt,  diese  hätte  sich  ihm  aber  spätestens  bei  der  Operation  mit 
Sicherheit  aufgedrängt,  denn  die  klinischen  A^eränderungen  eines  ei'öffneten  tuber- 
kulösen Gelenkes  sind  für  das  Auge  wohl  ohne  weiteres  als  solche  erkennbar. 

Der  Chirurg  hatt('  aber  der  Berufsgenossenschaft  ausdrücklich  ei’klärt,  daß 
die  Erkrankung  seines  Patienten  nicht  auf  Tuherkulose  beruhe. 

Auch  der  Verlauf  nach  der  Operation  scheint  mir  gegen  die  Annahme 
einer  Tuherkulose  zu  sprechen.  Gegenüber  einer  tuberkulösen  Erkrankung  wäre 
die  Operation  (die  in  Spaltung  und  Drainage  sowie  in  der  Entfernung  einiger, 
loser  Se(iuester  bestand)  in  ihrer  Anlage  zu  klein  gewesen,  um  schon  nach  kurzer 
Zeit  eine  wesentliche  Besserung  herheizuführen.  Lag  Tuberkulose  vor,  mußte  zu 
einer  Kesektion  des  Gelenkes  geschritten  werden:  unterblieb  dieselbe,  so  wäre  es 
nachträglich  mit  hoher  AVahrscheinlichkeit  zur  Fistelbildung  gekommen.  Eine 
solche  war  aber  nicht  eingetreten. 

Die  Kontusion  am  20.  Februar  1905  mußte  demnach  als  geeignet  ange- 
sehen werden,  einen  Bruch  im  Ellenbogengelenk  zu  erzeugen.  Daß  der  A^erletzte 
damit  noch  2y'2Tage  gearbeitet  hat,  scheint  dem  nicht  zu  Avidersprechen,  Avenn  es 
Avahr  Avar,  daß  er  in  jener  Zeit  nur  mit  leichten  Arbeiten  beschäftigt  Avurde,  hei 
denen  er  den  linken  Arm  schonen  konnte.  Daß  dann  der  Bruch  zur  A'er- 
eiterung  kam,  erklärt!'  sich  einfach,  da  in  der  betroffenen  Ellenbogengelenksge- 
gend eine  A’ernachlässigte  BrandAvunde  bestand,  von  der  aus  leicht  Eitererreger 
in  das  vom  Unfall  l)etroffene,  in  seiner  Ernährung  gestörte  Gelenk  gelangen 
konnten. 

Ich  vermag  nickt  zuzugeben,  daß  das  im  Aufträge  der  Berufsgenossenschaft 
angefertigte  Röntgenhild  ZAveif eilos  Tuherkulose  beAveise. 

Alein  Gutachten  lautet  demgemäß: 

Alit  an  Sicheikeit  grenzender  AVahrscheinlichkeit  ist  anzunehmen,  daß  die 
bei  dem  Kläger  bestehende  Erkrankung  des  linken  Ellenbogens  nicht  eine  tuber- 
kulöse, sondern  eine  traumatische  Entstehungsursache  hat,  ferner,  daß  die  am 
20.  Februar  1905  von  dem  Kläger  erlittene  Kontusion  des  linken  Armes  mit 
dieser  Erkrankung  ii]  einem  unmittelbaren  Zusammenhang  steht. 

Anscheinend  liegt  hei  M.  ein  zentrales,  noch  nicht  näher  erkennbares  Ner- 
venleiden vor. 

Das  Schiedsgericht  trat  der  in  obigem  Gutachten  ausgesprochenen  An- 
schauung bei  und  verurteilte  die  Berufsgenossenschaft  zur  Zahlung  einer  Rente 
an  den  Veiletzten. 

Die  Berufsgenossenschaft  holte  nun  Aveitere  Gutachten  ein.  Das  erst('  am 
5.  Dezember  1905  erstattete  lautet: 


„Ich  brauche  nicht  lange  Zitate  aus  der  Literatur  zu  berichten,  um  zu 
bcAveisen,  daß  die  Ansicht  des  Dr.  E.  total  falsch  ist.  Lc'diglich  die  Ansicht  des 
berufsgenossenschaftlichen  A^ertrauensarztes  ist  die  richtige.  Es  ist  in  dieser  Be- 
ziehung auf  die  Aufsätze  des  Professors  Dr.  Th.  und  des  Dr.  K.  üher  tuberkulöse 
Pi'ozesse  hinzmveisen. 
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Ich  gebe  mein  Giitacliten  daliin  ab,  (lab  die*  d’ubei’knlose  des  Ellenb(jgeiis  sicher 
bereits  lange  Zeit  bestand  mul  nicht  auf  den  angeblichen  Unfall  ziirückznf Uhren 
ist.  Wi(^  d('r  Kläger  selben“  angiebt,  hat  er  nach  dem  angeschuldigten  Unfall  nocli 
zwei  Tage  gearbeited,  den  Arm  nur  schonend.  Dies  konnte  der  Mann  auch  längere 
Zeit  tun.  Jedenfalls  halte  ich  es  Im“  ausgeschlossen,  daß  die  Tuberkulose  des 
Klbmbogens  durch  den  angeblichen  Unfall  entstanden  ist.  Auch  verschlimmert 
ist  das  Leiden,  welches  sicher  bennts  längere  Zeit  bestand,  nicht  worden.  Der  an- 
gebliche Stob  ist  siclu'i“  unschuldig“  an  dem  heutigen  Zustande  des  Ellenbogens.“ 

Das  andere  von  der  Derufsgenossenschaft  eingeholte  Gutachten  eines 
('hirurgen  lautcd: 

„Kach  dem  Unfall  vom  20.  Februar  1905  arbeitete  der  Verletzte  noch  fast 
drei  l’age  weiter,  ging  dann  zum  Arzte,  der  ihn  wegen  „Weichteilsvereiteriing“  ins 
Kraidvenliaus  schickte.  Dort  wurden  Einschnitte  gemacht  und  Eiter  entleert.  Eine 
Gelenksresektion  wurde  nicht  gemacht.  Längere  Alonate  haben  dann  nocli  eiternde 
ATinden  bestanden,  die  sicli  allmählich  geschlossen  haben. 

Aus  diesen  feststehenden  Daten  geht  jedenfalls  hervoi“,  dab  es  sich  un- 
möglicli  um  (dne  durch  die  Verletzung  herbeigeführte  Zertrümmerung  der  Knochen 
gehandelt  hat.  Vleines  Erachtens  ist  es  ausgeschlossen,  dab  Jemand  weiter  arbeiten 
kann,  der  eine  traumatische  Knochenzerstorung  von  der  Ausdcdiniing  hat,  wie  sie 
das  Röntgenbild  zeigt. 

Dab  es  sich  also  um  eine  tuberkulöse  Entzündung  (h's  (h'hmkes  handelt, 
halte'  ich  auch  aus  diesem  Grunde  für  das  Wahrscheinlichste. 

Es  geht  aus  häutigen  Deobachtungen  hervor,  daß  sich  eine  solclu'  an  einen 
Stob  usw.  anschlieben  kann  und  auch  durcli  einen  solchen  iiiit  AVahrscheinlichkeit 
verursacht  ist.  Dab  abei“  im  vorliegenden  Fall  die  Gelenkstuberkulose  durch  den 
Unfall  verursaclit  war,  kann  ich  nicht  glauben.  Denn  die  A'ereiterung  des  Gelenkes 
war  sclion  ca.  drei  AVochen  nach  dem  Unfall  so  stark,  daß  Einschnitte  gemacht 
wurden.  Die  Gelenkstuberkulose  ist  aber  eine  sehr  clironisclu'  Erkrankung,  die 
sich  über  Jahre  hinzuzieheii  ptlegt.  Auf  der  anderen  Seite  steht  lest,  dab  häuhg 
Leute  mit  einer  beginnenden  Gelenkstuberkulose,  so  lauge  nur  Schwellung  und 
ein  Erguß  nicht  eitriger  Art  besteht,  arbeiten  können  und  kaum  wissen,  daß  sie 
krank  sind.  Deshalb  gluube  ich,  daß  der  Verletzte  schon  vor  dem  Unfall  vom 
20.  PVbruai“  (une  latente,  d.  h.  nicht  erhebliche  Erscheinungen  machende  Gelenks- 
tuberkiüose  gehabt  hat,  mit  der  er  ohne  Jleschwerden  gearl)eitet  hat.  AATihrschein- 
lich  ist  daun  eine  Eiterbildung  in  dem  Gelenk  ('rfolgt,  als  Patient  sich  die  AAr- 
brennung  zugezogen  hatte,  mit  der  ('r  weite]“  gearbeitet  hat,  die  ärztlich  nicht 
behandelt  wurde  und  so  das  Eindringen  eitererregender  Dakterien  ins  Gelenk 
möglich  machte. 

AVie  oben  ausgeführt,  halte  ich  es  weder  für  erwiesen,  noch  für  wahr- 
scheinlich, daß  der  leichte  Stoß  gegen  den  Ellenbogen  di('  Gelenksentzündung 
liervorgerufen , oder  auch  wesentlich  verschlimmert  hat.  Denn  in  beiden  Fällen 
müßten  in  unmittelbarer  Folge  des  Unfalles  stärkere  Erscheinung(m  liervorge- 
treten  sein.“ 

Im  Februar  1906  machte  sich  eine  neue  Operation  erforderlich,  die  von 
demselben  C'hirurgen  ausgeführt  wurde,  der  den  AArletzten  zuerst  behandelt  hatte. 
Nahe  am  Olecranon,  an  der  Innenseite  des  linken  Ellenbogengelenkes,  war  eine 
circumscripte  Hervorwölbung  von  etwa  I’Haumengröße  aufgetreten,  während  im 
übrigen  das  Gelenk  sonst  keine  stärkere  Schwellung  als  gewöhidich  zeigte.  Eine  Probe- 
punktion  an  dieserStelle  ergab  blutig-seröse  Flüssigkeit,  wobei  ein  Hohlraum  von  etwa 
AValnußgröße  am  M.  tlexor  carpi  ulnaris  eröffnet  wurde;  es  bestand  eine  Kom- 
munikation mit  dem  Gelenk,  dasselbe  wurde  deshalb  eröffnet.  Nunmehr  fand  sich 
am  Condylus  intei“nus  eine  kaum  pfenniggroße  Stelle  vom  Periost  entblößt.  Der 
Meißel  kam  auf  harten  Knochen,  die  ganze  Stelle  Avurde  durch  einige  Aleißel- 
schläge  geglättet,  ein  Seiiuester  war  nicht  zu  tinden;  schwammige  Granulationen 
waren  nirgends  sichtbar,  nii“gends  war  dünnflüssiger  Eiter  zu  sc'hen,  die  reichlich 


Jvnocliciici'kraiikiuigoii  nach  I nfall  bei  Nervenleiden. 
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austliel’KMido  Syiiovialtliissigkoit  war 


vlar,  leiclit  blutig  tingi('rt,  olim^  jegliclu'  S[)iii- 
von  Kitorboiimnigiing.  Nabt  der  etwa  Sciii  langen  Wunde  mit  isolicndor  Kai)sel- 
naht,  Ilt'ransleiten  eins  Jodoformdi’ains. 

Die  mikroskopische  Untersnclinng  der  lieransgenH'il.i('lt(m  Kiiocbenspäne, 
sowie  eines  Stückchens  der  (xelenkskapsel  ergab  (xrannlatioiis-  resp.  sklei'osieides 


Dindegewebe,  in  dem  sich  iiirgemh 
zellen  nachweisen  lieb.  Die  Nekrosen  waren  nicht  wie 


eine  Einlagerung  von 


Tuberkeln  oder  Hiesen- 
bei  Tnberknlos('  klein 


rundlich  abgeschlitfen,  sondern  kantig  spitz;  nirgends,  w('der  in  der  (leien ksnm- 
gebung  noch  in  der  (lelenkskapsel,  fanden  sich  käsige  Herde  oder  alte  ATrkalknngen; 
der  Eiter  war  nicht  dünnflüssig  oder  käsig,  kiäimelig,  sondern  liatti'  die  Merkmale 
des  Pns  bonnm  et  landabile,  anfänglich  war  er  übelriechend  und  zeigte  Illntbei- 
mischnng.  Die  Knochen  hatten  eine  harte  Deschaffenheit,  so  dab  an  keiner  Stelle 
die  Substanz  dei’selben  mit  dem  scharfen  fdiffel  zu  entfernen  war.  Dazu  kam 
die  auffallend  schnelle  Heilung  des  schweren  Prozesses  nach  einer  relativ  ein- 
fachen Operation,  die  Herbeiführung  eines  fuidctionell • befriedigenden  Zustandes, 
endlich  die  Tnspektion  des  (lelenkes  bei  der  2.  Operation  im  FMbrnar  1906,  avo 
ebenfalls  alle  Merkzeichen  eines  tuberkulösen  Prozesses  fehlten  und  der  Ausfall 
der  mikroskopischen  Untersuchung,  die  ein  (xrannlationsgewel)e  ohne  Tuberkel 
und  Kiesenzellen  erwies,  schließlich  auch  der  günstige  Erfolg  der  zweiten  Operation. 

Alle  diese  ^Momente,  so  argumentierte  der  Operateur,  sprachen  dafür,  dab 
ursprünglich  kein  tuberkulöser  Prozeß  im  linken  Ellenbogengelenk  vorlag.  Sein 
erschöpfendes  Gutachten  resümierte  derselbe  dahin,  daß  er  — in  tibereinstimmnng 
mit  mir  — mit  einer  an  Sicherheit  grenzenden  Wahrscheiidichkeit  annehme,  daß 
die  Ellenbogenerkrankung  des  Verletzten  auf  einen  Unfall  am  20.  Februar  1905 
zurückzuführen  sei,  und  daß  Tuberkulose  weder  bei  der  ersten  Untersuchung, 
noch  bei  einer  einjährigen  Behandlung  festgestellt  sei. 

Dem  mit  dem  ersten  Obergutachten  betrauten  Chirurgen  wurde  dieses  Gut- 
achten yorgelegt.  Seine  Antwort  lautete: 

„Ich  sehe  mich  nicht  veranlaßt,  auf  Grund  des  Gutachtens  des  Operateurs 
meine  in  meinem  Gutachten  ausgesprochenen  Ansichten  zu  ändern.  Ich  bleibe 
dabei,  daß  erstens  ein  leichter  Stoß  gegen  den  Ellenbogen,  der  dem  Verletzten 
gestattete,  272  Tage  weiterzuarbeiten,  unmöglicherweise  eine  Knochenzertiüimme- 
rung  hervorgerufen  haben  kann,  wie  sie  das  Köntgenbild  zeigt. 

Was  nun  die  mikroskopische  Untersuchung  der  Gewebsteile  aus  dem  Gelenk 
im  Februar  1906  anbetrifft,  so  ist  der  negative  Befund  nicht  ])eweiscnd.  Es 
gelingt  liäulig  bei  ganz  sicherer  Tuberkulose  nicht,  diese  mikroskopiscli  nachzu- 
weisen, wenn  niclit  spezifisch  veränderte  Gewebsteile  aus  dem  Gelenk  entfernt 
werden. 

Bei  der  Untersuchung  am  18.  Dezember  1905  machte  das  spindelförmig 


angeschwollene  linke  Ellenbogengelenk  bei  der 


Betrachtung 


den  Eindruck  eines 


gegen  den 


tuberkulös  erkrankten. 

Ich  halte  es  nach  wie  vor  für  höchstwahrscheinlich,  daß  der  Stoß 
Kalkkasten  nicht  einen  Bruch  des  Oberarmknochens  im  EI len))ogongelenk  herbei- 
geführt hat,  und  daß  ferner  die  Gclenksvereiterung  niclit  die  P^olge  des  Stoßes 
gewesen  ist. 


Die  größte  Wahrscheinlichkeit  über  den  Verlauf  und  die  Ursache  dner  Er- 
krankung bzw.  Verletzung,  welche  man  nicht  selbst  gesehen  und  untersucht  hat, 
läßt  sich  eben  nur  mit  Wahrscheinlichkeit  nach  allgemeinen  Erfahrungsgrundsätzim 
auf  stellen.“  P 

Ange.sichts  dieser  sich  unvereinbar  gegenüberstehenden  ärztlichen  Anschau- 
ungen holte  das  Keichsversicherungsamt  während  des  Kekursverfahrens  noch  das 
Obergutachten  eines  chirurgischen  Universitätslehrers  ein.  Dessen  Untersuchung, 
ca.  V/2  dahr  nach  dem  Unfall  vorgeuommen,  vermochte  jetzt  einen  Befund  zu 
erheben,  der  jeden  Zweifel  in  bedenkenlVeier  Weise  löste.  Das  Gutachten  lautet: 
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^Sclion  di('  Hiiclitigo  Uiit(‘rsucJuing  des  AriiK^s  des  N'erletzten  beweist,  daß 
die  Itiagnose,  di('  von  einzelnen  Yoruntersncliern  gestellt  wurde,  nicht  richtig  ist. 
Es  handelt  sich  um  keine  tuberkulöse  Erkrankung.  iJie  ganze  Form  des  Gelenkes, 
die  mächtigen  Knochenniassen,  der  Mangel  jeglicher  Kapselschwellung  beweisen, 
dalj  hier  keine  Tuberkulose  bestehen  kann.  Andererseits  kann  aber  ein  solcher 
Zustand  der  Knochen,  wie  der  Arm  und  das  Röntgenbild  aufweisen,  bei  normaler 
Beschaffenheit  der  Knochen  unmöglich  durch  einen  so  geringen  Unfall  zustande 
gekommen  sein.  Entweder  niub  der  Unfall  viel  schwerer  gewescm  sein  oder  der 
Knochen  anormal.  Ersteres  ist  aber  nicht  der  Fall  gewesen.  Das  Bild  stimmt 
aber  absolut  mit  dem  einer  sogenannten  neuropathischen  Gelenkserkrankung,  d.  h. 
einer  Gelenkserkrankung,  der  eine  Erkrankung  des  Zentralnervensystems,  in  diesem 
Falle  des  Rückenmarks  zugrunde  liegt.  Diese  Erkrankungen  der  Gelenke  sind 
ganz  typische,  sie  sind  durch  Syringomyelie  bedingt  und  dieser  Fall  entspricht 
dem  Typus.  Die  Untersuchung  des  Nervensystems  ergiebt  nun  überdies  folgenden 
sehr  charakteristischen  Befund.  An  der  rechten,  also  der  unverletzten  Hand,  sind 
die  Zwischenräume  zwischen  den  Knochen  auf  dem  Handrücken  abnorm  tief  in- 
folgt^  von  Muskelschwund.  Dies  ist  noch  besonders  ausgeprägt  zwischen  Daumen 
und  Zeigefinger.  Elektrisch  findet  sich  hier  eine  gewisse  Herabsetzung  für  beide 
Stromarten.  Der  Adduktor  reagiert  überhaupt  nicht  auf  den  elektrischen  Strom, 
die  Zwischenknochenmuskeln  nur  teilweise  und  bei  sehr  starken  Strömen.  Am 
ganzen  Rumpf  und  au  den  oberen  Extremitäten,  zum  Teil  auch  noch  etwas  auf 
die  Oberschenkel  übergehend,  besteht  eine  gewisse  Störung  des  Schmerz-  und 
Temperatursiuues;  die  Schmerzempfiudung  ist  beträchtlich  herabgesetzt,  warm  und 
kalt  werden  an  den  Armen  vielfach  verwechselt,  ebenso  spitz  und  stumpf.  Somit 
kann  über  die  Diagnose  kein  Zweifel  bestehen.  Nimmt  man  aber  dies(‘  Diagnose 
an,  so  erklären  sich  jene  schwierigen  Punkte  in  einfacher  Weise.  Es  ist  begreif- 
lich, dab  der  Verletzte  nach  dem  Stoß,  auch  wenn  dessen  Folgen  schwere  waren, 
noch  tagelang  arbeiten  konnte.  Es  ist  damit  erklärt,  wie  solche  Knochen- 
zerstörungen zustande  kommen  konnten,  ohne  daß  der  Unfall  eine  entsprechende 
Gewalt  hatte,  da  der  Knochen  bei  diesem  Leiden  besonders  brüchig  ist;  es  ist 
erklärt,  daß  der  operierende  Arzt  kein  tuberkulöses  Gewebe  im  Gelenk  fand,  es  ist 
erklärt,  daß  nach  der  Inzision  des  Gelenkes  die  Wunde  ohne  Fistelbildung  heilte. 

Die  Hauptfrage,  die  jetzt  noch  zu  beantworten  wäre,  ist  die,  in  welchem 
Verhältnis  steht  die  A'erletzung  zu  der  Entwickelung  des  Gelenksleidens.  Wie  das 
Rückenniarksleiden  entstanden  ist,  läßt  sich  nicht  sagen.  Es  ist  aber  durch  dieses 
und  die  hierdurch  bedingten  vasomotorischen  Störungen  eine  solche  Veränderung 
der  Ernährung  und  der  Widerstandskraft  des  Gelenkes  erzeugt,  daß  äußere 
traumatische  Einflüsse  viel  intensiver  einwirken  können  als  unter  normalen  A^er- 
hältnissen,  ganz  abgesehen  davon,  daß  bei  Störungen  in  der  Schmerzemptindung 
die  betreffenden  ihre  Glieder  viel  leichter 
setzen.  Die  A^erletzung  hndet  hier  aber  einen  sehr 


intensiv  wirkenden  A^iietzungen 


günstigen  Böden. 


aus- 

.g,  XX XX.XXX  ÖXXXX..Xg,XXX  ^ XX  V X . XX  . lU  VielOn 

Fällen  wird  daher  ein  Zusammenhang  in  dem  Sinne  angenommen,  daß,  wenn  bald 
nach  einer  Verletzung  die  erste  Schwellung  des  Gelenkes  eintrat,  daß  jene  den 
ersten  Anstoß  zur  Entwickelung  der  Gelenkskrankheit  auf  disponiertem  Boden 
abgab,  daß  ohne  die  Verletzung  das  Gelenk  noch  einige  Zeit  gesund  geblieben 
wäre.  Daß  außerdem  bei  vorhandenem  Gelenksleiden  die  Verletzung  eine  Ver- 
schlimmerung hervorrufen  kann,  unterliegt  keinem  Zweifel.  Es  ergiebt  sich  somit, 
daß  unter  den  obwaltenden  Verhältnissen  die  AT'rletzung  schuld  an  dem  Ausbruch 
des  Gelenksleidens  hat. 

Demgemäß  wurde  vom  Reichsversicherungsamt  der  Rekurs  der  Berufs- 
genossenschaft zurückgewiesen  und  dieselbe  verurteilt,  die  Erkrankung  des  Ellen- 
bogengelonkes  l)ei  dem  Arbeiter  M.  als  Unfallfolge  anzmn-kennen. 

Der  geschilderte  Fall  scheint  mir  die  xVn schau uiig  jener  Autoren  zu 
unterstützen,  die  eine  Entstehung  der  Syringomyelie  nach  peripheren  Yer- 


Eiitartemle  Gelenksciitzündimg  mul  Unfall. 


letzAmgeii  durcli  eine  anfsteigende,  sich  bis  ins  Rnckennicirk  fortleiteiide 
Neuritis  ablehnen  und  zu  der  Ansicht  neigen,  daß  hei  Fällen  von  Syringo- 
myelie nach  peripheren  Verletzungen  die  erstere  schon  bestanden  hat  und 
lediglich  durch  den  Unfall  eine  \'erschliinmernng  erfuhr. 

Gerade  der  Umstand,  daß  hier  ein  ganz  leichtes,  Hunderte  von  Malen 
spurlos  vorübergehendes,  ja  häufig  kaum  beobachtetes  Trauma  zu  einem 
(ielenksbruch  führte,  läßt  die  Annahme  als  sicher  gelten,  daß  die  Syringo- 
myelie schon  damals  bestand , wenn  auch  ihr  Erkennen  zunächst 
schwer  war. 

Wenn  dann  nach  Verlauf  von  17  Monaten  die  Syringomyelie  sicher 
festgestellt  werden  konnte,  so  läßt  dies  nur  die  Deutung  zu,  daß  dieselbe 
in  der  verflossenen  Zeit  eine  erhebliche  Verschlimmernng  erfahren  hat. 

Knochencysten. 

Kuochencysten  bedürfen  zu  ihrer  Entwickelung  einer  längeren  Zeit. 
Sie  führen  dann  selbst  bei  leichten  Traumen  zu  Brüchen  der  Knochen.  Ist 
auch  nur  solch  ein  leichtes  Trauma  nachgewiesen  und  tritt  der  Bruch  so- 
fort ein,  so  ist  derselbe  als  Betriebsunfall  anzuerkennen.  Die  vorhandene 
Disposition  ersetzt  die  fehlende  Schwere  der  Gewalteinwirkung. 

In  einem  von  mir  begutachteten  Falle  war  ein  Platzaufseher  von  einem 
lierabf allenden  Brett  am  Oberschenkel  getroffen  worden,  ohne  daß  sich  äußere 
Erscheinungen  darboten  oder  die  Arbeit  ausgesetzt  werden  brauchte.  6 Wochen 
später  brach  er  plötzlich  beim  Aufschließen  seiner  Haustür  zusammen.  Im  Kran- 
kenhause wurde  ein  Oberschenkelhalsbruch  festgestellt,  als  dessen  Ursache  eine 
Knochencyste  angesprochen  werden  mußte.  Ein  auch  nur  mittelbarer  Zusammen- 
hang zwischen  dem  gar  nicht  beachteten  Unfall,  der  Entwickelung  der  Knochen- 
cyste und  der  durch  sie  herbeigeführten  Spontanfraktur  wurde  von  mir  aus  zeit- 
lichen Gründen  abgelehnt. 


Entartende  Gelenksentzündung  und  Unfall. 


Ledderhose  erklärt  die  unklare  und  widersprechende  Auffassung  von 
dem  Wesen  dieser  Erkrankung  aus  zwei  Gründen.  Einmal,  weil  man  das 
Ki'ankheitsbild  vielfach  nur  aus  seltenen,  weit  vorgeschrittenen  Stadien  ab- 
leite, zweitens,  weil  man  vielfach  jede  proliferierende  Veränderung  an  den 
Gelenksenden  diesem  Leiden  l)eizählt.  Sie  muß  als  Allgemeinleiden  aufge- 
faßt werden.  Auch  nach  längerem  Bestehen  an  einem  einzelnen  Gelenk 
greift  sie  auf  andere  über.  Sie  beruht  auf  einer  arthritischen  Diathese, 
verursacht  durch  Abnutzung  der  Gefäßwand,  also  meist  durch  Arterioskle- 
rose. Ledderhose  betont,  daß  sich  gleichzeitig  fast  regelmäßig  Verände- 
rungen in  der  Palmar-,  seltener  in  der  Plantaraponeurose  finden. 

Die  Erkrankung  entsteht  in  den  weitaus  meisten  Fällen  spontan.  Sie 
entwickelt  sich  — bei  der  arbeitenden  Bevölkerung  schon  häufig  im  vierten 
Lebensjahrzehnt  sehr  schleichend  und  langsam,  ohne  in  der  ersten  Zeit 
zu  stören.  Stillstand,*  Besserung,  ja  völlige  Rückbildung  lassen  sich  beob- 
achten. 


452 


II.  Teil.  2.  Abschnitt. 


Bei  völlig  gesunden  Menschen,  denen  jede  Di.sposition  hierfür  man- 
gelt, kann  eine  deformierende  Gelenksentzündnng  durch  einen  Unfall  nicht 
erzeugt  werden. 

Wenn  aber  bei  einem  arthritisch  vei’anlagten  Menschen  mit  bis  da- 
hin absolut  gesunden  Gelenken  sich  an  eine  geringe,  bei  nicht  Disponierten 
spurlos  vorübergehende  Gelenksverletzung  eine  deformierende,  progrediente, 
später  auch  andere  Gelenke  ergreifende  Gelejiksentzündung  anschlietU,  so  ist 
die  lokale  Erkrankung  als  Unfallfolge  anzuerkennen.  Wenn  dann  durch  sta- 
tische Störungen  noch  andere  Gelenke  erkranken,  wird  dies  als  mittelbare 
Unfallfolge  zu  gelten  haben. 

Pis  kann  aber  nicht  anerkannt  werden,  daß  die  angeblich  erhöhte  In- 
anspruchnahme des  paarigen  Gelenkes  es  ist,  was  dieses  gegebenenfalls 
erkranken  läßt.  Gerade  die  Ruhe  und  Inaktivität  ist  es,  die  die  artluitisch 
veränderten  oder  disponierten  Gelenke  schwerer  erkranken  läßt. 

Plei  bereits  bestehender,  noch  nicht  beachteter  Arthritis  deformans 
vermag  eine  Gewalteinwirkung  den  Prozeß  insofern  zu  verschlimmern,  als 
er  nunmehr  schmerzhaft  wird  und  sich  Funktionsstörungen  einstellen. 

Bevorzugt  werden  von  dieser  Erkrankung  außer  dem  Schultergelenk 
Knie  und  Hüftgelenk,  sowie  die  Gelenke  der  Wirbelsäule. 

Für  die  Anerkennung  eines  ursächlichen  Zusammenhanges  ist  erfor- 
derlich, erstens  daß  ein  Trauma  - wenn  auch  mit  anfangs  nur  geringen 
Folgen  — nachgewiesen  ist,  zweitens  daß  sich  Störungen  der  Funktion  in 
nicht  allzu  langer  Zeit  nach  dem  Ereignis  einzustellen  beginnen,  ohne  daß 
vorläufig  ein  Aussetzen  der  iVrbeit  stattzufinden  braucht. 

Eiitartende  Eiitzüiidiiiig  des  rechten  Scluiltergeleiikes.  Reute : 25%. 

Unfall;  17.  August  1907.  Kontusion  der  rechten  Schulter. 

Eigene  Angaben  des  Klägers. 

„Ich  klage  nur  über  die  rechte  Schulter,  sonst  habe  ich  keine  Beschwerden. 
Vom  9.  September  1907  bis  26.  Juli  1908  habe  ich  gearbeitet.  Seit  22.  September 
arbeite  ich  wieder.“ 

U n t e r s u c h u n g s b ef  u n d. 

öljähriger  Alann  in  genügendem  Ernährungszustände,  der  beim  An-  und 
Ausziehen  den  rechten  Arm  etwas  schont. 

Die  rechte  Schultergegend  läßt  gegenüber  der  linken  keinen  Unterschied 
bei  der  Betrachtung  erkennen.  Die  rechte  Schultermuskulatur  ist  nicht  mehr  ab- 
gemagert, als  die  linke.  Die  die  rechte  Schulter  bildenden  Knochenteile  lassen  keine 
Veränderung  erkennen. 

Der  Untersuchte  will  den  rechten  Oberarm  im  Schultergelenk  nach  vorn 
nur  bis  45^,  seitlich  ebenfalls  nur  bis  45<>  erheben  können.  Hebt  man  ihm  den 
rechten  Arm  bis  über  die  Horizontale,  so  vermag  er  denselben  nicht  in  dieser 
Lage  zu  halten.  Er  sinkt  kraftlos  herab.  Beim  Seitwärtsheben  des  rechten  Ober- 
armes bewegt  sich  das  zugehörige  Schulterblatt  etwas  frühzeitiger  mit,  als  dies 
links  der  PAll  ist.  Pis  besteht  also  eine  gewisse  Beschränkung  der  Beweglichkeit 
im  rechten  Schultergelenk. 

Bei  Bewegungen  treten  in  dems('lben  schabende  Geräusche  auf. 


Kntarteiulc  Grleuksontzrmdung-  und  l'iifall. 
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K.  vermag  die  rechte  Hand  ins  Genick  zu  legen  nnd  erreiclit  hinten  unten 
hemm  mit  den  Fingern  das  Schulterblatt  der  anderen  Seite.  Bei  senkrecht  lierab- 
häugendem  Arm  ist  die  Rollung  des  Oberarmes  nach  aiiBen  nnd  innen  voll- 
kommen frei. 

Versucht  man  den  senkrecht  hängenden  rechten  Arm  gegen  das  Schulter- 
gtdenk  zu  drängen,  so  werden  Schmerzen  geklagt. 

Bei  allen  selbsttätigen  Bewegungen  erweckt  K.  den  Eindruck,  als  wenn  ihm 
die  Bewegungen  nur  mit  Mühe  möglich  sind. 

Es  beträgt  der  Umfang 


des  Oberarmes : 

rechts 

links 

um 

den  horizontalen  Deltamuskel 

. 80 

30V« 

um 

den  hängenden  Delta,  in  Achselhöhlenhöhe  . 

. 27 

273/4 

um 

den  zweiköpfigen  iMuskel  (Biceps)  .... 

. 26 

26V‘) 

',1 

,,  zweiköpfigen  gespannten  ]\rus]c(J  . 

. 28 

28Vo 

des  Unterarmes : 

an 

der  dicksten  Stelle 

. 26 

28 

handbreit  über  dem  Handgelenk 

. 171/0 

191/0 

Es  besteht  also  ein  Untermaß  der  rechtsseitigen  Armmuskulatur,  das  er- 
heblich ins  Gewicht  fällt,  weil  der  rechte  Arm  naturgemäß  ein  Übermaß  von  1 bis 
l^/.T  cm  haben  soll. 

Es  ist  dies  ein  Ideweis,  daß  der  rechte  Arm  in  der  vergangenen  Zeit  ge- 
schont worden  ist,  die  schabenden  Geräusche  im  Schultergelenk  haben  demnach 
die  Bedeutung  eines  krankhaften  Prozesses. 

Die  sämtlichen  übrigen  Gelenke  des  Körpers  sind  zurzeit  frei  beweglich. 

B e g u t a,  c h t u n g. 

Aach  dem  Ergebnis  der  Untersuchung  kann  es  nicht  zweifelhaft  sein,  daß 
sich  im  rechten  Schultergelenk  des  K.  ein  entzündlicher  Zustand  befindet,  der  den 
rechten  Arm  leichter  ermüden  läßt. 

Eine  Quetschung  der  Schulter  hat  bei  dem  Unfall  erwiesenermaßen  statt- 
gefunden. Nach  derartigen  Verletzungen  pflegt  sich  bei  hierzu  disponierten  Leuten 
allmählich  und  schleichend  eine  chronische  (deformierende)  Gelenksentzündung  an- 
zuschließen, deren  erwerbshindernder  Einfluß  sich  erst  nach  und  nach  geltend 
macht.  Es  ist  demnach  nicht  auffällig,  wenn  K.  nach  dem  Unfall  noch  eine 
längere  Zeit  gearbeitet  hat.  Dies  ist  mit  Aufgebot  aller  Kräfte  in  solchen  Fällen 
wohl  möglich. 

(Tegen  die  Annahme  einer  rheumatischen  Schultergelenkseutzündung  spricht 
die  Tatsache,  daß  der  Krankheitsprozeß  auf  dieses  Gelenk  beschränkt  geblieben 
ist,  während  der  Gelenkrheumatismns  in  der  Regel  mehrere  Gelenke  befällt. 
Fiebererscheinungen  sind  zudem  nicht  beobachtet  worden. 

Als  Folgen  des  Unfalles  vom  17!  August  1907  finden  sich  bei  dem  Kläger: 
aj  ein  chronisch-entzündlicher  Zustand  des  rechten  Schultergelenkes, 
hj  ein  Untermaß  der  rechten  Armmuskulatur, 

c)  ein  glaubhaftes  Schwächegefühl  des  rechten  Armes, 

d)  eine  tatsächliche  Bewegungsbeschränkung  des  rechten  Schultergelenkes  für 
das  selbsttätige  Erheben  zur  Senkrechten. 

Hierdurch  ist  der  Kläger  in  seiner  Erwerbsfähigkeit  seit  dem  Beginn  der 
14.  Woche  — 17.  November  1907  — bis  zum  26.  Juli  1908  nicht  beeinträchtigt 
gewesen,  da  er  in  dieser  Zeit  gearbeitet  hat. 

l'om  27.  Juli  an  ist  er  für  die  Dauer  des  Heilverfahrens  durch  Dr.  B.  um 
100^'/,,  beeinträchtigt  gewesen. 

Seit  der  erneuten  Wiederaufnahme  der  Arbeit  nach  Abschluß  dieses  Heil- 
verfahrens ist  K.  in  seiner  Erwerbsfähigkeit  um  25o'„  erwerbsbeschränkt,  weil 

PJnpel,  Ueuiteilung  von  ÜTifallfnlffon.  28 
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zurzeit  noch  Arbeiten,  die  ein  Erheben  des  Annes  über  die  Horizontale  er- 
lieiscben,  nicht  aiisgeführt  werden  können  und  die  Abmagerung  des  Annes  eine 
Schwäche  sowie  leichtere  Ermüdbarkeit  desselben  glaubhaft  macht. 

Das  Gericht  entschied  in  diesem  Sinne. 


Eiitarteiide  Hüftg’eleiiltseiitzümlimj* 


als  tJiifallfolge. 


Reute: 


250/0. 


Eigene  Angal)en  des  Yeidetzten. 

„Ich  habe  große  Schmerzen  im  linken  Hein,  namentlich  in  der  llüftgegend. 
Ich  arbeite  in  einer  Fabifk  für  Eisenkonstruktionen  und  verdieiu'  pro  Stunde 
35  Pfennig. 

V 0 r g 0 s c h i c h t e. 

P.  erlitt  am  8.  April  1905  einen  Hetriel)sunfall,  indem  er  mit  dem  rechten 
Hein  durch  einen  Hohlenbelag  durchbrach,  wobei  ihm  der  linke  Karreubaum  eines 
von  ihm  geschobenen  Karrens  gegen  die  linke  Plüfte  schlug.  P.  setzte  — wie  ('r 
behauptet,  mit  lel)haften  Schmerzen  die  Arbeit  fort,  ging  aber  in  den  nächsten 
AVochen  lahm,  wie  durch  Zeugenaussagen  festgestellt  ist.  Am  17.  Mai  1905  wurde 
durch  Dr.  H.  eine  Verbreiterung  des  linken  Hüftgelenkes  und  Hinken  beobachtet. 
Di('  Krankengeschichte  des  Krankenhauses  zu  B.,  in  welchem  P.  vom  19.  Juli  bis 
24.  -luli  verweilte,  läßt  nicht  erkennen,  daß  eine  eingehende  Untersuchung  des 
linken  Hüftgelenkes  stattgefunden  habe,  ist  daher  für  die  Beurteilung  des  vor- 
liegenden Falles  nicht  verwertbar. 


Untersuchungsbefund  (11.  Xovember  1906). 

Alittelgroßer  Mann  in  mittlerem  Ernährungszustände,  von  gesundem  Aus- 
sehen. Der  Gang  ist  hinkend. 

Hei  der  Betrachtung  fällt  ohne  weiteres  eine  Abmagerung  des  rechten 


Heines  auf,  die  sich  auch  zahlenmäßig  feststellen  läßt. 

Es  beträgt  der  Umfang 

des  Oberschenkels:  rechts  links 

im  Schritt 50  47 

in  der  Mitte 42  39 

oberhalb  der  Kniescheibe 340-2  33b.2 

um  die  Mitte  des  Kniegelenkes 350-2  35^  o 

des  Unterschenkels: 

unterhalb  der  Kniescheibe 33  32^ 

an  der  dicksten  Stelle  der  AVade 34  33 

an  der  dünnsten  Stelle 21i  o 21 


Hiernach  besteht  ein  Untermaß  des  linken  Heines  um  O2 — 3 cm.  Die  linke 
Heinnmskulatur  fühlt  sich  schlaff  an. 

Hei  der  Untersucliung  in  Hückenlage  kann  das  rechte  Hein  im  Hüftgelenk 
nicht  frei  ('rhoben  werden.  Spreizen  des  rechten  Heines  und  kleranführen  über 
die  Mittellinie  gelingt  wohl  unter  Schmerzen,  aber  das  Hecken  bewegt  sich  sofort 
mit.  Hei  frenidtätigen  Ih'wegungen,  die  stark  schmerzhaft  waren,  ließen  sich 
wiedeifiolt  knarrende  Geräusche  im  linken  Hüftgelenk  feststellen. 

Hinaufschi(d)en  des  linken  Heines  gegen  den  Humpf,  sowie  gegen  die  Fuß- 
sohle geführte  kurze  Stöße  werdi'u  im  Hüftgelenk  als  schmerzhaft  empfunden. 
Heim  Stehen  verlegt  V.  die  Körperlast  auf  das  gesunde  rechte  Hein,  die  linke 
I Jeckenhälfte  wird  dabei  gehoben  gehalten.  Heim  A'erlassen  des  Untersuchungs- 
tisches unterstützt  P.  den  linken  Oberschenkel  mit  der  Hand. 

Die  für  llüftbeinnervenweh  bezeichnenden  Druckpunkte  sind  nicht  schmerz- 
haft, OS  b('st(‘ht  also  keim'  Ischias.  Druck  auf  den  Hollhügel  ist  schmerzhaft. 


Kntartemle  Gcleiiksontzündung  und  Unfall. 
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])io  von  J)r.  1.  gefertigto  Höiitgonaiitnalinic  dos  linken  Iliittgolenkes  läßt  in 
\'erl)indnng  mit  dem  klinisclnm  Uefiinde  einwandfrei  erkennen,  daß  bei  P.  eine 
Krki’ankiing  des  linken  Iliiftgelenkes  vorliegt,  die  als  eine  deformierende  Gelenks- 
entznndnng  anznspreclien  ist.  Ihr  den  (’liarakter  einer  gichtischen  beiznlegen,  liegt 
kein  zwingende!’  (Trund  vor,  da  für  das  Pestehen  eines  Gichtleidens  bei  P.  kein(^ 
sonst ig('ii  Anzeichen  vorhanden  sind. 

Der  Annahme  einer  deformierenden  G(denkscntzüiidnng  widerspricht  auch 
nicht  die  Tatsache,  daß  P.  nach  dem  Unfälle  noch  weiter  gearbeitet  hat,  denn 
di(‘  Entwickelung  dieser  Erkrankung  ist  stets  eine  schleichende.  Die  letztem  Ur- 
sachen sind  dunkel.  Nur  ist  feststehend,  daß  Gelenksverletznngen  eine  wesentliche 
Holle  spielen. 

Die  Yoranssetznngen  für  eine'  tranmatische  Entstehimg  des  Eeidens  sind 
hii'i’  gegeben. 

Pegntachtnng. 


Als  Folgen  hat  der  Unfall  vom  8.  Api’il  1905  bei  dem  \Arletzten  hinter- 
lassen: 

1.  Eine  deformierende  Hüftgelenksentzündnng  links. 

2.  Hierdurch  bedingte  Abmagerung  des  linken  Peines,  glaubhafte  leichte  Er- 
müdbarkeit desselben. 

o.  Hinkenden  Gang. 

Der  Verletzte  ist  demnach  durch  Unfallfolgen  seit  dem  9.  Juli  1905  in 
seiner  Erwerbsfähigkeit  um  25Vo  beeinträchtigt,  weil  anhaltendes  Stehen  und 
Gehen  nicht  — oder  doch  nur  unter  Schmerzen  — - ausführbar  ist. 

Das  zurückliegende  Datum  des  9.  Juli  1905  konnte  bedenkenfrei  ange- 
nommen werden,  weil  bereits  am  17.  Mai  1905  durch  Dr.  P.  ein  Hüftgelenksleiden 
festgestellt  worden  ist,  dessen  Charakter  aber  damals  mangels  vorgeschrittener 
Symptome  noch  nicht  eindeutig  erkannt  werden  konnte.  P.  ist  leichter  ermüd- 
bai’,  als  ein  gesunder  Arbeiter  und  kann  den  Transport  schwerer  Lasten  nicht 
übernehmen. 

Das  Gericht  schloß  sich  diesem  Gutachten  an. 


Versclilimmeriiiig  einer  entartenden  Gelenksentznndiing:  des  Kniees. 

Rente:  20^0* 

Unfall:  1.  März  1907.  Verschüttung  des  rechten  Peines  durch  herabstürzende 
Erdmassen. 

Eigene  Angaben  des  Verletzten. 


„Ich  kann  mit  meinem  rechten  Knie  nicht  arbeiten,  nicht  dauernd  gehen 
und  stehen.“ 

Untersuchungsbefund  (2.  Febi’uar  1907). 

Kräftiger  Mann  in  gutem  Ernährungszustände.  Das  rechte  Kniegelenk  ist 
in  seinen  Umrissen  nicht  ganz  deutlich  gezeichnet.  Jm  Gelenke  besteht  keine 
Flüssigkeitsansammlung  und  keine  abnorme  seitliche  Peweglichkeit  des  Unter- 
schenkels gegen  den  Oberschenkel. 

Pei  Pewegnngen  wird  Schaben  und  Knarren  wahrnehmbar,  das  in  dem 
linken  Knie,  wenn  auch  nur  in  geringem  Grade,  ebenfalls  vorhanden  ist.  Die 
rechte  Kniegelenkskapsel  ist  dem  Gefühl  nach  verdickt.  Die  Peugnng  gelingt 
rechts  nur  bis  etwas  über  einen  rechten  Winkel,  links  bis  etwa  50®. 

Das  rechte  Knie  kann  nicht  völlig  gestreckt  wei’den;  der  fehlende  Pest  an 
Streckung  ist  jedoch  für  praktische  Pedürfnisse  ohne  Pelang. 
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Ks  beträfet  der  Unit'aiig 

des  ()bersclieidv('ls;  rechts  links 

im  Scliritt 64  64 

in  der  Mitte 56  57 

olM'rhalb  der  Kniescheibe 45  451/2 

des  UntersclK'idvels : 

an  der  (Heilsten  Stelle  der  Wade 40i/o  4(P/2 

nni  die  Mitte  des  Kniegelenkes 43  42’ /.i 


Ihe  Mnsknlatnr  ist  beiderseits  gleich  kräftig. 

Begutachtung. 

Hiernach  best(äien  in  beiden  Kniegelenken  Anzeichen  einer  chronischen 
leichten  Gelenksentzündimg,  die  im  i’echten,  also  dem  von  dem  Unfälle  betroffen 
gewesenen  deutlicher  ausgeprägt  sind,  als  links.  Demzufolge  ist  eine  Yerschlim- 
merung  des  früheren  Leidens  durch  den  Unfall  anzunehmen. 

Hierdurch  wird  der  Kläger  in  der  Zeit  nach  dem  2.  Juni  1906  und  gegen- 
wärtig in  seiner  Krwerbsfähigkeit  um  20^/o  beeinträchtigt,  weil  die  Erscheinungen 
ein  leichtes  Ermüden  des  verletzt  gewesenen  Beines  nach  anhaltendem  Stehen 
und  Gehen  glaubliaft  erscheinen  lassen. 

Das  Gericht  entschied  demei)tspreche]id. 


Keine  Verschlimmerung’  einer  doppelseitigen  deformierenden  Knie- 
gelenksentznndnng  durch  angebliche  Verletzung  des  einen  Knie- 
gelenkes. 

Unfall:  8.  November  1905.  Angeblich  heftiges  Stauchen  des  rechten  Knie- 
geleidves  durch  Treten  in  (iine  kleine  Vertiefung. 

Eigene  Angaben  des  Verletzten. 

„Ich  kann  mit  dem  rechten  Fuß  schlecht  weg,  die  Hände  haben  Reißen: 
gearbeitet  habe  ich  nicht  mehr.“ 


Untersuchungsbefund  (3.  März  1906). 

Blaß  aussehender  Mann  in  elendem  Ernährungszustände,  von  schlaffer  Mus- 
kulatur. Der  Gang  ist  schwerfällig  und  hinkend.  Die  Lungen  behnden  sich  im  Zu- 
stande der  Blähung;  das  Herz  läßt  eine  starke  Verbi-eit(n’ung  der  Dämpfung  er- 
kennen; die  Gefäßwandungem  sind  verhärtet. 

Beide  Kniee  zeigen  X-Beinstellung.  Beide  Knii^gelenke  sind  verdickt,  lassen 
stai’kes  Reiben  und  Knarren  erkennen,  enthalten  aber  keinen  Erguß.  Die  Bewegungs- 
fähigkeit beide]’  Kniegelenken  ist  stark  besclnlinkt.  Am  linken  Fuß  besteht  ausge- 
prägte Plattfußbildnng;  die  liidce  großen  Zehen  ist  veuanistaltet. 

Fs  besteht  doppedseitiger  lanistenbruch. 


B e g u t acht  u n g. 

Aus  den  Akten  der  Berufsgemossenschaft  geht  hervoi’,  elaß  11.  schon  vor 
1900  längere  Zeit  durcli  Di’.  Z.  an  eMiier  Fntzünduug  elees  rechten  Kniegelenkes 
behandelt  worden  ist.  Unten’  dem  17.  Januar  1902  ist  durch  Dr.  B.  elerselbe  Befund 
en’hoben,  wie  er  sich  hemte'  darbieded.  Fine  Verschlimmen’ung  des  Leidens  ist  zur 
Zent  nicht  festzustelleii. 

Fs  kann  aber  auch  niclit  angenommen]  wereleni,  elaß  eler  Gelenkserguß,  der 
am  11.  November  1905  in  benelen  Knie'geh'uken  festgestellt  wurde,  durch  den  Un- 
fall beelingt  war,  elenr  nui’  das  rechte  Kniegelenk  getroffen  hatte.  Erfahrungsgemäß 
ti’eden  bei  der  chrennschen  Erkraidaiiig  des  II.  (eled'ormien’eniele'  Gelenksentzündung') 
häuHg  obm^  äulhn’e  Finwirkungini  G(denkei’güss(‘  auf. 


Entartende  (jelenUsentzi'mdiin,n-  und  Unfall. 


4r,7 


Klüger 


k(dn(^  ('rw(^rbsb(‘ 


Man  gelangt  daher  zu  dein  Schlussi'; 

Der  Unfall  vom  8.  November  1905  hat  lud  (Umi 
sehränkenden  Folgen  hinterlassen. 

11.  war  vor  dem  llnfalh>  in  seiiu'r  Arbeitstahigkidt  schon  stark  beeinträcli- 
tigt  gewesen,  ist  aber  infolge  des  Unfalles  nicht  stärker  beeinträchtigt.  11.  ist  aber 
daiienid  völlig  erwerbsunfähig  im  8inu(‘  des  I.  (t.  und  IxHlurfte  wegmi  seinei' 
Hinfälligkeit  für  die  Reise  nach  Rerlin  einer  Hegleitung. 

Die  Rentenansprüche  wurden  danach  rechtskräftig  zurückgewiesen. 


Eiitarteiide  Eiitzüiiduiij»  des  (TrroßzelieiigTuiidg;eleiilies  als  Uiifallfolge 

aiierkaiiiit.  Rente:  15®/o* 

Unfall;  18.  Mai  1908.  Quetschung  durch  (dnen  luu’abfallemhm  Mauerstein. 

Eigene  Angab('n  des  Klägers. 

„Ich  habe  Schmerzen  im  rechten  Phiß  und  kann  nicht  laufen.  Zurzeit  habe 
ich  keine  Arbeit.  1910  habe  ich  vom  Juli  bis  Oktober  noch  zu  vollem  Lohn  ge- 
arbeitet. Seitdem  habe  ich  nicht  mehr  g(^arheitet.“ 

Untersuchungsbefund  (3.  April  1911). 

59jähriger  Mann  mit  ergrautem  Kopfhaar.  Der  Ernährungszustand  ist  aus- 
reichend. Die  Muskulatur  ist  schlaff.  Das  seelische  Verhalten  ist  unauffällig. 

Es  besteht  doppelseitig!'  Rruchaulagi'  sowie  links  ein  Wasserbruch  des 
Samenstranges. 

Die  Ih'wegungen  sind  kraftlos.  An  beiden  Unterschenkeln  b(^stehen  Krampf- 
adern, auch  ist  doppelseitige  Plattfußanlage  vorhanden.  K.  trägt  ein  linksseitiges 
Eeistenbrucld)and.  Der  Brustkorb  ist  faßförmig  erweitert,  die  Atmung  ist  leicht 
angestrei]gt.  Das  Atemgeräusch  ist  bläschenförmig,  das  Ausatmungsgei-äusch  ist  ver- 


längert. Der  Klopfschall  ist  sehr  laut. 

l)i('  Herzdämpfung  ist  durch  Überlagerung  mit  Lungengewebe  verkleinert. 
Di('  Herztöne  sind  dumpf  und  leise,  aber  rein.  Die  Gefäßwandung  ist  hart.  Der 
Puls  beträgt  96  Schläge.  Die  Magengrubengegend  zeigt  erweiterte  Hautvenen.  Die 
Bauchorgane  sind  olnu'  erkennbare  krankhafte  Abweichung.  Auf  der  Hornhaut 
finden  sich  beiderseits  Trübungen.  Zeige-  und  Ringtinger  der  linken  Hand  sind 
infolge  früherer  Unfälle  verstümmelt.  Mit  Ausnahme  des  Grundgelenkes  der  rechten 
großen  Zehe  sind  sämtliche  Gelenke  des  Körp(n‘s,  insbesonderi^  die  der  Finger 
frei  beweglich,  ohne  krankhafte  Geräusche,  ohne  Ablagerungen,  ohm^  Verdickung. 
In  den  Sehnensclieiden  der  Vorderarmmuskeln  finden  sich  ebenfalls  keine  auf  gich- 
tische Ablagerungen  hinweisenden  Veränderungen.  Auch  sind  an  den  Ohrmuscheln 
keine  Gichtknoten  vorhanden. 

Der  friscli  entleerte  Urin  enthält  kein  Eiweiß  , keinen  Zucker.  Auch  sind 
in  ihm  keine  überschüssigen  harnsauren  Salze  nachweisbar.  Die  Gegend  des  Grund- 
gelenkes der  rechten  großen  Zehe  ist  verdickt.  Bei  Bewegungen  nimmt  die  auf- 
gelegte Hand  ein  ganz  leises  Knirschen  wahr.  Die  rechte  Wade  mißt  38  cm,  die 
linke  37  cm  im  Umfang.  Die  Konsistenz  der  Muskulatur  ist  beiderseits  gleicli.  Die 
Haut  unt('r  dem  großen  Zehenballen  ist  rechts  nicht  so  verhallt,  wie  links. 

Die  reclite  große  Zehe  erscheint  verkürzt.  Die  Röntgenaufnahme  zeigt  ('ine 
Zerstörung  des  Grundgelenkes  der  großen  rechten  Zelie. 

Beim  Gehen  tritt  K.  hauptsäcJilich  rechts  mit  dem  Hacken  und  d('r  Außen- 
s('ite  der  rechten  Fußsohle  auf.  Hierdurch  wird  der 


Gang  leicht  sclionend. 


Begutaclituii'''. 


Das  vorliegende  Leiden  halte  icli  im  Gegensatz  zu  den  Ärzten  der  Be- 
rufsgenossenschaft niclit  für  (*in  giclitisciu's,  da  sicli  sonst  an  keiner  Körperstelle 


Jl.  'J'eil.  3.  Abschnitt. 


Aiizinchoii  von  (riclit  aufrindon  lass(ni.  ln  Übonnnstimmung  mit  Dr.  Sch.  spreche 
icli  die  V(‘ränd(0‘iing-  als  (dne  chronisclni  deformiei'endc;  GelenksentzUndung  an. 
Solche  entwickeln  sich  häufig  im  Anschlul.)  an  eine  V(u‘letzung,  und  zwar  in  sehr 
schleichender  und  langsamer  Weise.  Es  ist  demnach  nicht  auffällig,  wenn  K.  nach 
dem  Unfall  zunächst  die  Arbeit  nicht  längere  Zeit  auss(ffzte  und  die  Beschwerden 
sich  erst  allmählich  (unst(dlten  und  verstärkten.  Der  Unfall  seihst  ist  erwies(Mi. 

Ich  gelange'  daher  zu  dem  Schlüsse: 

Das  Leiden  (defoi’mierende  Gelenksentzündung  der  rechten  grolh'ii  Zehe  ira 
Grundgelenk)  des  Klägers  steht  höchstwahrscheinlich  mit  dem  Unfälle  vom  18.  Mai 
1908  in  ursächlichem  Zusammenhänge,  weil  iiach  dem  Akteninhaltc^  Drückener- 
scheinungen (Klagen  über  Schmerzen,  zeitweiliges  Hinken)  erwiesen  sind. 

Hierdurch  ist  K.  etwa  um  15^ 'o  in  seiner  Erwc'ihsfähigkeit  beeinträchtigt, 
da  die  gezwungene,  zur  Schonung  der  rechten  großen  Zehe  bestimmte  Haltung  des 
laichten  Fußes  eine  leichtere  Ermüdbarkeit  des  Deines  wahrscheinlich  macht. 

Als  Beginn  der  Erwerbsbeeinträchtigung  bezeichne  ich  den  1.  Oktober  1910, 
da  bis  zu  dieser  Zeit  K.  noc 
ausgeführt  hat. 

Gegen  eine  höhere  Beeinträchtigung  als  löo'o  spricht  die  i'elativ  gute  Be- 
schaffenheit der  rechten  Wadenmuskulatur. 

Das  Gericht  entschied  dementsprechend. 


seim^  frühere  Tätigkeit  zu  demselben  Lohnsätze 


Eingeweidebrüche  (Hernien)  und  Unfall. 

Leistenbrüche. 

Demjenigen,  der  ans  einem  Leistenbruche  Entscliädigungsansprüclie 
lierleiten  will,  ist  eine  strenge  Beweispflicht  aiiferlegt.  Bekanntlich  wird 
für  die  Anerkennung  der  Entstehung  eines  Leistenbruches  durch  Unfall 
gefordert : 

1.  daß  das  beschuldigte  Betriebsereignis  mit  mehr  als  betriebsüblicher 
Anstrengung  verbunden  war, 

2.  daß  der  von  dem  angeblichen  1 mfall  Betroffene  unmittelbar  oder 
doch  bald  nach  demselben  die  Arbeit  einstellte, 

3.  daß  er  in  kürzester  Zeit,  möglichst  noch  an  demselben  Tage  einen 
Arzt  zu  Rate  zog,  und 

4.  daß  dieser  endlich  einen  Befund  aufnehmen  konnte,  der  bei  der 
ersten  Untersuchung  nach  dem  Unfall  für  einen  plötzlich  und  frisch  ent- 
standenen Bruch,  zum  mindesten  aber  nicht  offenbar  gegen  einen  solchen 
sprach. 

Diese  Forderungen  des  Beichsversicherungsamtes  werden  von  sach- 
verständiger ärztlicher  Seite  keinen  Widerspruch  erfahren. 

Für  die  einschlägigen  ^'erhältnisse  ist  es  von  Wichtigkeit,  den  Unter- 
' schied  zwischen  „Leistenbruchanlage“  und  ..Leistenbruclr“  festzulegen. 

Unter  einem  Leistenbruch  darf  nur  das  Hervortreten  eines  Bauch- 
eingeweides aus  dem  Bereich  der  Bauchhöhle  in  eine  Ausstülpung  des 
parietalen  Bauchfells  durch  den  Leistenkanal  verstanden  werden.  An  dem 
ausge))ildeten  Bruch  muß  sich  Bruchpforte,  Bruchsack  und  Bruchinhalt 
deutlich  nachweisen  lassen.  Bei  der  Feststellung  des  Begriffes  „Leisten- 
bruchanlage“ hat  man  sich  vor  Augen  zu  halten,  daß  theoretisch  eine 


Kingowoidebrüclie  (iloriiicn)  und  Unfall. 
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Lcistenbrucha Illage  mit  imlividuclleii  Schwankungen  bei  jedem  Menschen 
besteht.  Es  handelt  sich  eben  bei  der  Leistengegend  um  Teile  der  Hauch- 
wand, deren  Festigkeit  und  Widerstandskraft  gegen  andrängende  (Gewalten 
dadurch  herabgesetzt  ist,  daß  beim  Manne  der  Samenstrang,  bei  der  Frau 
das  vordere  Ende  des  Ligamentum  rotundnm  durch  den  Leistenkanal  hin- 
durchziehen. Unter  einer  wirklichen  Leistenbrnchanlage  — sensu  strictiori 
— werden  wir  einen  Zustand  verstehen,  bei  dem  das  parietale  Hauchfell 
in  der  Gegend  des  Leistenkanales  eine  abnorme  Dehnungsfähigkeit  besitzt, 
so  daß  es  sich  in  den  Leistenkanal  hineinstiilpen  läßt,  falls  dieser  norm- 
widrig eine  Weite  annimmt,  die  neben  dem  hindurchtretenden  Samenstrang 
noch  anderen  Gebilden  Aufnahme  gewährt.  Es  gehören  also  zu  dieser 
Hruchanlage  im  wesentlichen  zwei  Momente:  Neigung  des  Hauchfelles  zu 
abnormer  Ausstülpung  und  Erweiterung  des  Leistenkanales.  In  solchen  Fällen 
wird  der  untersuchende  Finger  in  den  erweiterten  Leistenkanal  eindringen 
können,  und  er  vird  beim  Pressen , Husten  oder  Niesen  des  Unter- 
suchten Hauchinhalt  durch  den  inneren  Leistenring  sich  hervorstülpen 
fühlen,  der  lieim  Nachlassen  der  Bauchpresse  wieder  znrücktritt. 

Hat  das  Hauchfell  keine  Tendenz  zur  Ausstülpung,  sondern  zieht  es 
regelrecht  straff  über  die  innere  Leistenöffnung  hinweg,  so  wird  auch  bei 
erweitertem  Leistenkanal  sich  kein  Hanchinhalt  in  denselben  hineindrängen, 
es  besteht  eben  der  erweiterte  Leistenkanal  für  sich  allein  ohne  weitere 
Folgen.  Besitzt  andererseits  das  Peritoneum  diese  Neigung,  ohne  daß  der 
Leistenkanal  erweitert  ist  und  für  die  Beherbergung  fremder  Gebilde  Raum 
gewährt,  so  besteht  wiederum  keine  Hruchanlage,  sondern  eine  abnorme 
Nachgiebigkeit  des  Bauchfells,  die  zu  wahrnehmbaren  krankhaften  Er- 
scheinungen nicht  führen  wird,  da  sie  sich  naturgemäß  der  Erkenntnis 
des  Untersuchers  entziehen  muß. 

Werden  die  oben  angeführten  Bedingungen  von  einem  an  einem 
Leistenbrnch  Leidenden  nicht  erfüllt,  so  liegt  — nach  der  dauernden 
Rechtsprechung  des  Heichsversicherungsamtes  — die  Vermutung  nahe, 
daß  die  x\rbeit,  bei  welcher  der  Bruch  ausgetreten  ist,  nur  die  Gelegen- 
heit, nicht  aber  die  Ursache  für  den  Bruchaustritt  gebildet  hat  und  daher 
nur  als  Ursache  für  die  Entdeckung,  nicht  für  die  Entstehung  des  Bruch- 
leidens anzusehen  ist. 

Hegen  die  traumatische  Entstehung  eines  Leistenbruches  spricht  es, 
wenn  bei  dem  Träger  desselben  noch  andere  Brüche  oder  Bruchanlagen 
zu  finden  sind.  Fehlen  von  Phnkerbungen,  Zacken  und  anderen  Unregel- 
mäßigkeiten an  den  glatten  Leistenringen  läßt  die  spontane,  allmähliche 
Entwickelung  des  Leidens  wahrscheinlich  werden. 

Daß  das  Leiden  schon  längere  Zeit  besteht  und  nicht  erst  vor  kurzem 
entstanden  ist,  wird  bewiesen,  wenn  der  Leistenkanal  kurz  und  weit  ist, 
ferner,  wenn  er  einen  geraden  Verlauf  durch  die  Bauchwand  erkennen 
läßt  und  der  Bruch  eine  erhebliche  Größe  l)esitzt. 

Die  größten  Schmerzen  verursacht  ein  sich  erst  entwickelnder  Leisten- 
bruch durch  das  Zerren  am  Bauchfell.  Ist  der  Bruch  feidig  ausgebildet. 
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IT.  'Teil.  3.  Absclinitt. 


SO  cjilält  der  ßnidisiick  mit  der  Zeit  dnrcli  \'erwcichsuiigen  einen  genügen- 
den Halt  an  seiner  Umgebung,  so  dab  die  Zerrung  des  oberhalb  belegenen 
nanchfelles  aufhört  und  die  Schmerzen  nachlassen  müssen.  Ich  habe  viele 
Ai’beiter  mit  Leistenbrüchen  gesehen  darunter  einen  mit  einem  manns- 
kopfgroben, irreponibelen  Leistenbruch  — welche  jahrelang  schwerste  Arbeit 
bei  vollem  Lohn  verrichteten.  Man  ist  also  zweifellos  l)erechtigt,  auch  bei 
lange  bestehenden  Leistenbrüchen  eine  (iewöhnung  an  die  ^'erhältnisse 
anzunehmen. 

Durch  LTiifall  entstandene  Leistenbrüche  werden  nach  der  dauernden 
liechtsprechung  des  Leichs  Versicherungsamtes  gewöhnlich  mit  lOAo 
schädigt. 


Leisteiibriich  nicht  als  Untal Ifolge  anerkannt. 


Vorgeschiclite. 

Dem  damals  26jälirigeii  Gärtner  K.  fiel  am  28.  Januar  19U8,  vormittag.s 
9t/o  Uhr,  eine  etwa  12  Pfund  schwere  Stangenschere  auf  den  Unterleib.  Er  Imtte 
augeblicli  sofort  einen  heftigen,  stechenden  Schmerz  in  der  linken  Leistengegend. 
Xach  3 Stunden  setzte  er  leichte  Arbeit  wieder  fort.  Abends  bemerkte  er  an  der 
schmerzenden  Stelle  eine  Beule,  die  er  für  eine  Drüse  hielt.  Er  rieb  die  G('- 
scliwulst  mit  Fett  ein.  Durch  die  Bettruhe  minderten  sich  die  Sebmerzen  und  die 
Geschwulst  ging  zurück.  Beim  Arbeiten  nahm  aber  beides  wieder  zu.  Am  3.  F('- 
bruar  suchte  er  den  Arzt  auf. 


Eigene  Angaben  des  Klägers. 

„Beim  schweren  Heben  und  heim  Hochlangen,  wie  beim  Husten  habe  ich 
Schmerzen  in  der  linken  Bauchseite. 

Der  Unfall  fand  vormittags  statt,  die  Arbeit  habe  ich  weder  an  dem  Tagt* 
noch  später  ausgesetzt.  Den  Arzt  habe  ich  frühestens  am  6.  Tage  aufgi'sucht.'^ 


Untersuchungsbefund  (19.  November  1908). 

Bei  horizontaler  Bückenlage  des  Klägers  vermag  der  untersuchende  Zeigt*- 
finger  beiderseits  in  d(*n  etwa  für  l^/^  hünger  durchgängigen  Leistenkanal  einzu- 
dringen. Die  Bänder  der  Leistenringe  sind  glatt,  lassen  weder  Einkerbungen,  noch 
Zacken  erkennen.  Der  Leistenkanal  ist  beiderseits  kurz  und  zeigt  keinen  schrägen, 
sondern  einen  geraden,  von  hinten  nach  vorn  gerichteten  Yerlauf.  Beim  Husten  und 
Pressen  tritt  links  Bauchinlialt  in  den  kurzen  Leistenkanal,  der  beim  Nachlassen 
des  Pi’essens  von  selbst  wieder  in  die  Bauchhöhle  zurücktritt.  Rechts  fülilt  der 
eingeführte  Finger  bei  denselben  Bewegungen  Bauchinlmlt  anschlagen,  aber  noch 
nicht  in  den  Leistenkanal  eintreten. 

Beim  Stehen  fühlt  man  links  Bauchinhalt  vor  den  äußeren  Linstenring  tri*- 
ten,  wodurch  eine  Geschwulst  von  Ptlaumengröße  entsteht. 

Diese  Geschwulst  läßt  sich  durch  sanften  Druck  in  die  Rauchhöhle  zu- 
rückdrängen. 

Es  besteht  somit  ein  linksseitiger  Leistenbruch  und  eine  rechtsseitige  Leisten- 
bruchanlage. 

Durcli  das  getragene  Leistenbruchband  wird  dieser  Rruch  gut  zurück- 


g(‘halten. 


I ) (*  g u t a c h t u n n. 


Nach  der  ständigen  Becbtsprechuug  des  R(*iclisv(‘rsicherungsamt('s  wird  (*in 
Ij(‘istenbruch  als  durch  Betriebsunfall  ('utstandt'u  nur  anerkannt: 


Kingeweidebiiiche  (Ilernien)  und  Unfall. 
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a)  wc'im  eiiin  das  lu'triobsüblidic  Mal’)  UbcrschrcitcinU^  Icörpnriiclu'  Ansti'(‘Jigimg 
V 0 ra u sgega i igeii  ist; 

bj  wenn  der  von  dinn  vcriiieiiitlichen  Unfallereignis  Uetroffnie  die  Arbeit  nn- 
inittelbar  nach  dein  beschuldigten  Vorgänge  einstellt; 

c)  wenn  ein  Arzt  bald  darauf,  spätestens  aber  am  folgimden  'fage  zu  Kate  ge- 
zogen wird: 

d)  wenn  dieser  Arzt  Anzeichen  eines  gewaltsam  entstandenen  Kriicbes  (Klutun- 
terlaufensein  der  r.eistengegend,  erliölite  Schmerzempfindlichkeit  des  liidsten- 
kanales,  Einrisse  des  äul’ieren  Jieistenringes)  festzustellen  vermag,  zum  min- 
desten aber  keinen  Kefund  erbeben  kann  , d('r  gegen  eine  solche  Entstehung 
spricht. 

Von  diesen  Anforderungen  ist  nur  die  zweit('  — Aussetzen  der  Arbeit  — 
teilweise  erfüllt,  denn  K,  hat  nach  3 Stunden  di('  Arludt  wieder  aufgenomimm 
und  in  der  Folgezeit  nicht  wieder  unterlirochen. 

Eine  das  betriebsübliche  Maß  üb('rschreitende  köriH'rliche  Anstrengung  hat 
nicht  stattgefunden.  Daß  eine  am  äußeriui  Leib  begrenzt  ('inwirkemh'  Gewalt  einen 
I.eistenbruch  hervorbringen  kann,  muß  überhaupt  abgehäint  werden. 

Ein  Arzt  ist  frühestens  am  6.  Tage  hinzugezogen  worden. 

Dessmi  Kericht  läßt  keine  Anzeichen  für  einen  gewaltsam  (mtstandenen 
Kruch  erkennen. 

Die  Anforderungen  des  Keichsversicherungsamtes  sind  also  nicht  eifüllt. 

Außerdem  spricht  das  Vorhandensein  einer  rechtsseitigen  Kriichanlage  zwin- 
g(md  gegen  die  Annahme  eines  gewaltsam  entstandenen  linkssintigen  Leisten- 
bruches, vielmehr  muß  auch  hier  eine  vorher  bestehende  Aiilagi'  angenommen 
werden. 

Ich  gebe  daher  das  von  mir  erforderte  Gutachten  dahin  ab: 

Es  ist  nicht  anzunehmen,  daß  bei  K.  das  Kruchleiden  plötzlich  und  gewaltsam 
durch  Unfall  entstanden  sei.  Vielmehr  hat  es  sich  allmählich  auf  Grund  natür- 
licher Anlage  entwickelt  und  ist  bei  der  Tätigkeit  am  28.  Januar  1908  in  die 
Erscheinung  getreten. 

Demgemäß  hat  das  als  Unfall  angesproch(me  Ereignis  vom  28.  Januar  1908  ‘ 
bei  dem  Kläger  keine  Folgen  hinterlassen. 

Daher  ist  derselbe  durch  Unfallfolgen  auch  seit  dem  29.  April  1908 
in  seiner  Erwerbsfähigkeit  nicht  beeinträchtigt  gewesen  und  gegenwärtig  nicht  lu'- 
einträchtigt. 

Eine  Rentengewährung  wurde  demnach  von  allen  Instanzen  almelehnt. 


Leisteiibnicli  nicht  als  Folge  einer  durch  Erdmassen  erfolgten  Yer- 

schnttiing  anerkannt. 

Vorgeschichte. 

Der  in  einer  schmalen  Kaugrube  stehendi^  Arbeit(u-  K.  wurde  durcli  von 
allen  Seiten  lierabstürzende  weiche  Erdmassen  bis  an  den  Hals  verschüttet.  Er 
blieb  wegen  Krustschmerzen  6 Wochen  krank  und  trat  dann  mit  der  Kehauptung 
hervo)',  durch  den  Unfall  einen  Leistenbruch  davongetragen  zu  haben. 

Untersuchungsbefund  (30.  Juli  1906). 

Kräftiger  Vlann,  dessen  Bewegungen,  namentlich  das  Kücken  beim  Ausziehen 
keine  Kehinderung  erkennen  lassen.  Das  sicli  Erlieben  aus  liorizontaler  Lage,  wo- 
bei die  Kauchpress(‘  stark  gespannt  wird,  findet  ohne  jede  K(‘scliwerdeäuße- 
i’ung  statt. 

Das  Kruchl)and  wird  oline  Schenkelriemen  g(‘trag(m,  die  K(dott(‘  sitzt  an 
eimo'  nanz  falsclnm  Stelle. 


11.  'I’cil.  8.  Ahschiiitt. 


44‘i 

I)(M'  L(Mst(‘nriiig  iiiimnt  di('  ganz(^  Kuppe*  dos  untoi’sucJioiidoii  /oif?o- 

tiii.u'i'rs  auf,  d(*r  I!aucli(*iu}Tow(‘id(*  wolil  aiisclihift(*n,  aber  uiclit  durch  den  L(*iston- 
kaual  himlurchtrot('u  fUlilt. 

l)(*r  linke*  l.oiste'uriuji'  ist  weit,  aus  iinn  ist  eän  etwa  hasc*luubgrobe*r  Kiuge*- 
w(*id('bruc*h  ]iorausg(*tre*ton,  dor  iui  Laoge*u  von  selbst  zurücktritt,  beim  aufre'cht(*ii 
Ste*lie*n  abe*r  herausti’itt. 

I)e*giita  cb  tung. 

Ks  ist  die  Frage  zu  erörte'rn,  ob  eler  lieute  zweifellos  vorliandene*  liiiks- 
seitige  Leistenbruch  durch  den  Unfall  e*ntstanelen  ist  oder  nicht,  (legen  eine* 
deraidige  Entstehung  spricht  der  Umstand,  daß  sich  im  llericht  eles  erstem  Arzte*s 
keine*  Andeutung  tindet,  die  den  Le‘iste‘nbruch  als  einen  frisch  entstanele)ie*n  er- 
kennen läßt.  Der  Mechanismus  des  Unfalles  spricht  auch  gegen  ehe*  Wahrscln*in- 
lichkeit  ('iner  solchen  Unfallfolge.  l)(*nn,  wemn  ein  in  einer  (trübe  sich  betiuelen- 
eler  AIe*nsch  von  Erdmassen  verschüttet  wird,  so  belasten  ehe  he*rabstürzenden 
Erdmassen  den  betreffenden  zunächst  nach  der  zeitlichen  Folge  und  Richtimg  von 
unten  nach  oben.  Es  werden  also  auch  die  am  tiefst(*n  gelegeiu'ii  St<*lh*n  d(*s 
Leibes,  die  Lruchpfortengegend,  zuerst  von  dem  durch  die  Erdmassen  ausgeübten 
Druck  betroffen.  Durch  diese  Einwirkung  müssen  die  Leistenkanäle  nach  ihrer 
anatomischen  Anlage  — schräger  Verlauf  durch  die  Dauchwand  — geradezu  ver- 
schlossen werden,  während  der  auf  die  Daucheingeweide  fortgesetzte  Druck  di<*- 
selben  zum  Ausweichen  nach  oben,  also  von  den  Bruchpforten  fort,  veranlassen 
wird.  Außerdem  aber  best(*ht  eine  deutliche  Bruchanlage  auf  der  rechten  Seite;. 

Alle  diese  Alomente  sprechen  gegen  eine  Entstehung  des  linksseitigen  Lei- 
ste*!! bruches  durch  LTnfall. 

Der  Unfall  voni  6.  Februar  1906  hat  dahe*r  bei  dem  Kläger  keine  Folgen 
hinteilassen. 

Kläger  ist  daher  auch  durch  Llnfallfolgen  in  seiner  Erwerbsfähigkeit  voni 
Be*ginne  der  14.  Woche  nicht  beeinträchtigt  gewesen  und  gegenwärtig  nicht  be^- 
e*inträchtigt. 

Die  klägerischen  Ansprüche  wurden  in  allen  Instanzen  zurückgewiesen. 


Leisteiibrüche  als  Uiifallfoli^e  abgelehiit. 

A'orgesch  ichte. 

Der  damals  23jährige  Chauffeur  H.  will  sich  durch  2 Unfälle  — in!  3Iai- 
Juni  1907  und  am  22.  September  1908  — je  einen  Leistenbruch  zugezogen  haben. 
Jedesnial  war  er  mit  deni  Ankurl)eln  i'ines  Motoromnibusses  beschäftigt. 

Bei  deni  ersten  Unfall  soll  ihn  die  Kurbel  gegen  den  Unt(*rleib  getroffen  haben. 
<*r  will  gleich  heftige  Schmerzen  im  Unterleibe  verspürt  und  Kopfschmerzen  niit 
Schwindelanfällen  bekommen  haben,  setzte  aber  seine  Arbeit  nicht  aus,  (*rwähnte 
auch  von  einem  „Unfälle“  nichts.  Am  nächsten  Tage  suchte  (*v  einen  Arzt  auf. 


der  einen  rechtsseitigen  Leistenbruch  feststellte  und  ein  Bruchband  versci 

Am  22.  September  1908  will  er  sich  auf  die  gleiche  Art  t*in(*n  linksseitigen 
Leistenbruch  zugezogen  haben.  Er  setzte  die  Arbeit  nicht  sofort  aus,  sondern 
!i!eldete  sich  abends  wegen  Intlucnza  krank.  Der  behandelnde  Arzt,  deni  er  von 
diesetu  „Unfall“  keine  Mitteilung  macht!*,  stellte  nebenbei  einen  linksseitigen 
Leist(*nbi’uch  fest  und  verordnete  ein  doppelseitiges  Bruchband. 

Die  Anzeige  der  beiden  Unfälle  erfolgte  (*rst  ani  15.  Oktober  1908. 

Eig('n(;  Angaben  des  Verletzten. 

Augenblicklich  hab(*  ich  keine;  Schmerzen.  Ich  habe  Honiöopathie  gebraucht, 
da  ist  der  linkt*  zurückgegangen,  (h'r  rechte*  rückt  und  rührt  sich  nicht.  Ich  kann 
nachts  nicht  schlafen  ohne  llruchbanel.  Ich  ai‘be*ite  auf  ele‘U!  (lüterboden  eles 
( lüterbahnhofes.“ 


iMiigcweidebrüche  (Hernien)  und  Hnfall. 
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V nt('rsuc‘liuugsl)('t'nnd  (4.  Februar  1901)). 


o: 


öjabrigc'r,  kräftiger,  inittelgrolj('r  Mann,  (b'r  inieh  Aiigalx'  \v(‘g('ii  nia)ig('l- 


hafter  Selikraft  niebt  Soldat  geworden  ist.  l)(‘r  Kniäbrinigszustand  ist  gut. 


Fi  in 

und  zwei  (,)uerting(n*  ül)er  dein  Nabel  tindi'u  sich  in  (h'r  Mittellinie'  (b's  l»aueb('s 
zwei  kleine  Hrüelu'  von  noeh  niebt  Frbsengröbe,  die'  nur  auf  Druck  web  tun.  ln 
der  rechten  F4ank('  siebt  man  eiiu'  lange,  schräg  ve'rlanfendo  Narbe',  die'  von 
einer  vor  9 Jahren  vorgenonnnenen  Hlinelelai  nieiperatieni  berrnbren  seill.  Der  re'cbte 
liedstenriiig  ist  glattrandig,  ohne  Finkerbnnge'n.  De'r  rechte  Leisteiikanal  ist  für 
einen  Fiiige'r  zu  passieren,  er  ist  kurz.  Sein  Verlauf  ist  gerade,  von  hinten  nach 
vorn.  Die  beiden  letzten  Umstände  spreedien  für  ein  längere\s  Deste.'be'n  eb's 
Drnches. 

Heim  Hre'sse'ii  tritt  ein  etwa  hübnereigroßer  Hrnch  hervor,  der  sich  unter 
gurn'uden  Ueräuschen  in  die  Hauchhöhle  zurückbringen  läßt. 

Links  besteht  eine  Anlage  zum  Li'istenbrucb.  Der  in  d(ui  Leisti'nkanal  ('in- 
geführte Fänger  fühlt  Haucheingeweide  anschlagen,  die  aber  nicht  in  oder  vor 
d('n  Leistenkanal  tri'ten.  Auch  hier  ist  der  Leistenring  glattrandig. 

I ) e g u t a c h t u n g. 

Hei  11.  besteht  zurz('it  ein  rechtsseitiger  Li'istenbruch  und  ('ine  linksseitige 


Leistenbruchanlage.  Flin  herausgetretener  l.eistenbruch  ist  links  zurz('it  nicht 

c.  ^ 

vorhanden. 

Es  ist  nicht  anzunehnum,  daß  der  Leistenbruch  plötzlich  und  giwvaltsam 
- durch  den  angeblichen  Unfall  vom  22.  September  1908  — entstanden  ist,  da 
vom  Sanitätsrat  Dr.  K.  berc'its  am  12.  September  1908  ein  doppelseitiger  Leisten- 
brueb  bei  H.  festgestellt  wurde.  FAir  die  gwaltsame  Entsh'bung  spricht  nichts. 
H.  hat  den  Dienst  am  22.  September  1908  wegen  Influenza  aufgegeben,  s('inem 
Arzte  von  (dnem  Unfall  nichts  ('.rwähnt,  er  hat  die  Arbeit  nicht  unmittelbar  nach 
dem  L'nfall  eingestellt:  der  Arzt  hat  keinen  Hefund  erholxm,  (h'r  für  eine  friscln', 
gewaltsame  Entstehung  kennzeichnend  wäre. 

Das  Andrehen  des  Motors  ist  für  den  Motorführer  keine  das  betriebsübliche 
Maß  überschrc'itemh'  Anstrengung.  Die  Verhältnisse  an  beiden  Hrnchpforten  sowie 
das  l'orhandensein  (h'r  kleinen  Hauchbrüche  in  der  Mittellinie  weisen  darauf  hin, 
daß  bei  H.  Hruchanlagen  von  Natur  aus  bestehen,  daß  sich  demgemäß,  auch  falls 
am  12.  September  1908  der  linksseitige  Leistenbruch  wirklich  zuerst  ausgetreten 
war,  die  beiden  Hrüche  allmählich  entwickelt  haben. 

Das  Schiedsgericht  bestätigte  hierauf  den  die  Hentengewährung  abhdinenden 


Ih'scheid  der  Herufsgenossenschaft.  Rekurs  wurde 


nicht  eingdegt. 


Brüche  der  weißen  Linie. 

Einei’  älinliclien  Beurteihmg  liiiisichtlich  ihrer  Fhitstehung  unterliegen 
mich  den  einschlägigen  und  maßgebenden  Ohergutachten  die  Brüche 

der  weißen  Linie  einschließlich  der  Nabelhrüche. 


Angeblicher  Bruch  der  weißen  Linie,  Leistenbrncli  links  und  Leisten- 
brnchanlage  rechts  nicht  als  LTiifalltolge  anerkannt. 

Voi’geschi  eilte. 

Der  47jährige  Hronzeur  Sch.  erlitt  am  15.  November  1906  durch  Hetriebs- 
iinfall  (Sturz  von  der  Leiter)  eine  Quetschung  des  Leibes,  wodurch  angeblich  ein 
Hauchbruch,  ('in  linksseitiger  Leistenbruch  und  eine  rechtsseitige  Leistenbruch- 
aiilag<5  entstanden  s(än  soll.  Sch.  suchte  erst  am  18.  Novemb('r  1906  den  Arzt 
auf.  Er  arbeitete  noch  bis  zum  28.  Nov(unber  1906  weiter.  Am  11.  Dezember  1906 
suchte  ('r  ein  Krankenhaus  auf. 
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II.  Teil.  3.  Absclniitt. 


Kig(ni('  Angaben  dos  Verlotzt(^n. 

.,lcli  liabo  Sclinierzen  im  Jjanclibrucli,  habe  richtiges  Ueiben.  Icli  darf  niclit 
vi(d  ess('ii,  darf  midi  nicht  bewegen.  Ich  liabci  auch  Sclimerzen  im  linkni  J.eisten- 
brneh,  reclits  habe  icii  eine  Leistenbriiclianlage.“ 


U n t e r s u c h ii  n g s b ef  u n d. 

Die  [.('berdämpfmig  beginnt  in  der  recliten  Brustwarzenlinie  am  oberim 
Hände  der  VI.  Kippe  und  überragt  den  Rippenbogen  um  1 (jluerfinger.  Die  IMilz 
ist  nicht  als  vi'rgröl.iert  nachzuweisen.  Die  rechte  Unterbauchgegend  (Blinddarm) 
zeigt  keine  krankhafte  Abweichung.  In  liorizontaler  Rückenlage  ist  am  Baucli  des 
Sch.  nichts  auffälliges  wahrzunehmen.  Er  wird  bei  der  Atmung  ruhig  und  gleich- 
mäßig bewegt.  Ein  Eindringen  mit  der  Hand  zwischen  die  geraden  Bauchmuskel 
gelingt  nicht.  Bei  stärkstem  Pressen  bildet  sich  keine  abnorme  Vorwölbung  am 
Hauch.  Durch  den  linken  Leistenkanal  treten  beim  Pressen  Baucheingeweide  hin- 
durch. im  rechten  Leistenkanal  fühlt  der  eingeführte  Finger  Baucheingeweide 
anschlagen. 

Bei  der  Untersuchung  im  Stehen  läßt  sich  durch  Betasten  unterhalb  des 
Schwertfortsatzes  auf  dem  Bauclie  eine  etwa  fünfmarkstückgroße  „weiche  Stelle“ 
nachweisen.  Es  läßt  sich  aber  kein  scharfer  freier  Rand  der  geraden  Bauchmuskeln 
feststellen , wie  es  bei  einem  Auseinanderweichen  der  geraden  Bauchmuskeln  dm* 
Fall  sein  müßte.  Wird  Sch.  veranlaßt,  die  Banchpresse  in  Tätigkeit  zu  setzen,  so 
nimmt  auch  diese  weiche  Stelle  eine  festere  Konsistenz  an;  es  tritt  aber  keine 
auffällige  Vorwölbung  von  Eingeweiden  ein,  auch  nicht,  wenn  Sch.  aus  der  hori- 
zontalen Lage  in  di<‘  sitzende  übergelit  man  ist  auch  bei  dem  stehenden  iManne 
nicht  imstande,  zwischen  den  geraden  Bauchmuskeln  mit  der  Hand  in  die  Tiefe 
zu  dringen. 

Sch.  giebt  selbst  zu,  daß  heute  eine  Vorwölbung  sich  nicht  bildet. 

Ein  sogenannter  Bruch  in  der  weißen  Linie  läßt  sich  also  nicht  feststellen,  eben- 
sowmiig  ein  Auseinanderweiclien  der  geraden  Bauchmuskeln.  Die  fühlbare  „weiche 
Stelle“  scheint  auf  einer  hier  mehr  lockeren  Anordnung  des  P'ettgewebes  zu  be- 
ruhen. Beim  Pressen  fühlt  man  in  der  Tiefe  dieser  Stelle  den  von  den  zusammen- 
gezogenen geraden  Bauchmuskeln  gebildeten  festen  Widerstand  genau  wie  an  an- 
deren Stellen  des  Bauches. 

Die  bei  den  Akten  befindlichen  Gutachten  der  Kraukenhausärzte  bi'gnügen 
sich  mit  der  Angabe  der  Diagnose;  sie  lassen  die  Schilderung  der  objektiven  Krank- 
heitszeichen, die  eine  Xachprüfung  der  Diagnose  ermöglichen  würde,  vermissen. 
Gehen  wir  von  der  Voraussetzung  aus,  daß  bei  der  Untersuchung  durch  Dr.  S. 
am  11.  Dezember  1906  unter  anderem  sich  bei  Sch.  ein  Bruch  in  dm* 
Mittellinie  oberhalb  des  Nabels,  bei  der  Untersuchung  durch  Dr.  B.  am 
12.  Juni  1907  sich  ein  sehr  erhebliches  Auseinanderweichen  der  geraden  Bauch- 
muskeln (Diastase  der  VIm.  recti),  das  den  Austritt  eines  kindsfaustgroßen  Einge- 
w(‘idebruches  gestattete,  ergeben  hat,  so  muß  es  auffällig  erscheinen,  daß  heute 
nach  halber  Jahresfrist  sich  weder  das  eine,  noch  das  andere  Leiden  feststellen 
läßt.  Denn  wenn  auch  bei  dem  angeborenen  Auseinanderweichen  der  geraden 
Bauchmuski'ln  bei  Kindern  ein  allmähliches  Verwachsen  der  klaffenden  Aliiskulatur 
in  dm*  Mittellinie  beobachtet  wird,  so  ist  dodi  ein  derartiger  Vorgang  bei  trau- 
matischen Bauchbrüchen  Erwachsener  bisher  mit  Sicherheit  nicht  beobachtet. 

Da  aber  die  von  mir  festgestellte  „weiche  Stelle“,  die  dem  Fettpolster  an- 
gehört, einer  Verw(‘chselung  mit  einem  Bauchbruch  leicht  Tür  und  Tor  öffmd,  so 
muß  es  BediMiken  erregen,  den  Vorgutachtern  in  der  Diagnose  zu  folgen. 

Zu  viel  erheblicheren  Bedenken  giebt  aber  das  Verhalten  des  Klägers  nach 
dem  Unfälle  Veranlassung.  Derselbe  hat  nach  dem  Unfall  noch  volle  13  Tagt* 
(vom  15.  November  bis  28.  Novt'mber  1906)  weitergearbeitet.  Erst  am  18.  NovtMiiber 
1906,  also  3 Tage  nacli  diun  Unfall,  suchte  m*  den  Arzt  auf. 


Eingeweidcbri'iche  (Hernien)  und  l iifall. 
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Tliiein  vi'rüfiVntlichtt'  in  der  Monntssdirit't  fiii’  l5ifaJlli(Mlkinid(‘  1895,  II (4t  2, 
y.wvi  trnninntisfh  ontstandeno  HanclibrUclu'.  ln  ])oid(‘n  Fiillc'n  luil)on  di('  Voi’l('tzt('ii 
gl(Mcb  nacli  (b'in  Unfälle  boftigst(‘  Schnn'rzon  enipfniub'n  nnd  noch  am  gleichen 
'l'age  (li(‘  Arbeit  eingestellt.  Heide  baben.  in  ihrer  Hehansnng  (Mng('ti‘offen,  sofort 
das  Hett  aufgesiicht. 

In  der  „Sammlung  ärztliclun’  Obergntacliten“,  lieransg('geben  von  (bmi  Ib'icbs- 
V('rsicheningsamt,  Berlin  1903.  sind  mehrere  einschlägigem  Fälle  anfgefiihrt. 

Fall  1 (Stob  mit  (dner  Bohle  vor  die  Ma.g(mg('g('nd)  zeigt  folgenden  Ibd'und: 
6 cn/  oberhalb  des  Nabels,  genau  in  der  Mittedlinie,  sieht  man  eine  halbkugelige 
IkuTorragung.  Beim  Husten  tritt  dieselbe  noch  melir  liervor,  ist  dann  ungefähr 
ß nu  lang  und  4^  cm  breit.  Bei  Druck  auf  diese  Hervorragung  verscliwindet  unter 
gurrenden  (Teräuschen  ein  Teil  des  Inhaltes  in  der  Tiefe.  Man  kann  fühlen,  dab 
die  Bauchwand  (4ne  zirka  3 cm  lange  Spalte  hat. 

Aus  dem  Umstande,  dab  der  Verletzte  bis  zu  dem  Unfall  schwere  Arbeiten 
verrichtet  hatti',  wurde  geschlossen,  dab  er  einen  irgendwie  erheblicheren  Bauch- 
bruch noch  nicht  gehabt  haben  konnte,  dab  derselbe  also  durch  den  angeschul- 
digten Unfall  entstanden  sei.  Der  Verletzte  scheint  in  diesem  Falle  die  Arbeit 
frühzeitig  niedergelegt  zu  haben. 

Fall  2 scbildert,  dab  der  Verletzte  beim  4’ragen  scbw(U'('r  Holzdielen  einen 
plötzlichen  Schmerz  in  der  Magengegend  empfumhm  habe.  Er  habe  dann  den 
liest  des  Tages  weiter  Dielen  getragen  und  vom  nächsten  Tage  an  7 Wochen  lang 
leichtere  Arbeitern  verrichtet.  Der  Obergutachter  deduziert,  dab  dieser  Tatbestand 
positiv  gegen  die  traumatische  Entstehung  des  Bauchbruches  spreche,  und  hält  es 
für  ausgeschlossen,  dab  der  Verletzte  noch  hätte  weiter  ai’beiten  können,  wenn 
d(‘r  Bruch  plötzlich  entstanden  wäre. 

In  diesem  Falle  wurde  eine  plötzliche  und  g('waltsame  Entstellung  des  Bauch- 
bruches vom  Reichsvc'rsicherungsamt  nicht  als  erwiesen  erachtet. 

Fall  3.  Ein  36Jähriger  Vlann  bekommt  beim  Zuschlägen  mit  (4nem  b'bkg 
schweren  Hammer  plötzlich  Leibschmerzen,  er  kann  über  Mittag  niclit  essen,  die 
Nachmittagsarbeit  wird  ihm  sauer,  er  mub  dieselbe  aufgeben  und  sich  krank  melden. 
Der  Arzt  stellte  einen  kleinapfelgroben  Bauclibrucli  fest.  Auf  Grund  des  Ober- 
gutachtens von  König  liielt  das  Reichsversiclierungsamt  den  Beweis  für  einen  Zu- 
sammenliang  zwischen  Bauclibrucli  und  Betriebsunfall  nicht  für  erbracht. 

In  diesem  Obergutachten  findet  sich  auch  der  Gedanke  ausgesprochen:  Eiiu' 
starke  Verkleinerung  der  Bruchpfort('  k'omnit  so  gut  wie  nie  vor,  fast  immer  ver- 
gröberte sich  die  Pforte. 

An  der  Hand  dieser  5 Fälle  lassen  sich  folgende  Leitsätze  anfstellen: 

1.  Die  Entstehung  von  Bauchbrüchen  durch  Trauma  mub  als  möglich  zu- 
gegeben werden. 

2.  Bei  der  tranniatischen  Entstehung  eines  Bauchbruches  zwingen  lieftige 
Schmerzen  zu  alsbaldiger  i\.rb(Mtseinstellung. 

3.  Eine  spontane  Heilung  von  Bauchbrüclien  b(4  Erwachsen (m  ist  nicht  be- 
obachtet und  darf  nicht  als  wahrscheinlicli  gelten. 

Im  vorliegenden  Falle  hat  nun  der  Verletzte  erst  am  3.  Tage  den  Arzt  auf- 
gesucht  und  erst  13  Tage  nach  dem  Unfall  die  Ailieit  eingestellt.  Hieraus  würde' 
sich  ergeben,  dab  ein  ('twa  in  dieser  Zeit  vorhanden  gewesener  Bauclibrucli  dem 
Unfall  nicht  zur  Last  gelegt  werden  könnte,  sondern  lediglich  gelegentlich  des 
Betriebsvorgaiiges  in  die  Erscheinung  getreten  wäre,  nachdem  er  schon  vorlu'r 
ujdiemerkt  vorgebildet  bestanden  liat. 

Bei  der  heute  vorgenominenen  Untersuchung  des  Sch.  war  es  aber  nicht 
möglich,  einen  Bauchbruch  (weder  Hernia  epigastrica,  noch  Diastase  der  Alm.  r('cti) 
festziisti'llen.  Da  eine  Spontanheilung  ziemlich  ausgeschlossen  erscheint,  so  gi'winnt 
die  Vermutung  Boden,  dab  die  abnorme  Beschaffenheit  des  Fettpolsters  d('r  Bauch- 
decken in  der  Magengrube  d(‘S  Sch.  zu  ('iner  nah('li('genden  unrichtigen  Di'utung 
des  Befumh'S  gefiilnf  hat. 
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11.  Teil.  3.  Abscliiiitt. 


Ich  v('niia^'  also  zunächst  nicht  aiizn(‘rk('nncn,  dah  (hn*  Unt'all  vom  15.  Xo- 
v(Mnh('i'  IhOli  hei  (hnn  Sch.  (‘inen  nanchhrncli  hinterlass(‘ii  hat. 

D(‘r  Annahme  (h's  l)r.  S.,  dati  I)('i  denn  Unfälle  noch  molin'rc'  nicht 
iiaclnv(‘ishar(‘  Z('n-('il’)iing(‘n  im  g(n-ad('n  nauchmii.sknd  stattgvfnnden  Iiätt(m,  kann 
niclit  l)(‘ig(‘tr(‘t('ii  wH'rch'ii,  da  derartigf'  Mnskc'lzem'ihnngen  lu'ftigsto  Sclimerzcm 
s(dz(‘ii.  zur  Arh('its(änst('llnng  und  znin  Rnliigvi'i’halten  zwingi'u.  Dnrcli  Einrisse; 
in  d(‘i'  llanchmnsknlatnr  g('S(‘tzt(‘  Schm(‘rz(‘n  vei’aidassen  d(‘n  Pati(;iiten,  seinem 
At('nitypns  zn  äiidc'rn,  d.  li.  d(‘n  Ilanclitypns  d('r  Atninng  dnrcli  den  Briisttypiis 
zn  (‘rst'tz(‘n.  Alles  di(‘s  liätt('  di'in  (‘rstbi'handelnden  Arzt  nicht  entgehen  könmm 
lind  i‘S  ist  nnwahrscheinlicli.  dal.)  d(‘rsell)(;  es  dann  mit  eini'r  amhnlanten  Tlehand- 
Inng  hei  gh'ichzi'itigi'r  Arlx'it  hätt(‘  bewenden  lassen. 

I)i(‘  Frage,  oh  der  linksseitige  I.eistenhruch  und  dii'  ri'chtsseitige  Leisten- 
hrnchanlagi'  diindi  (U'ii  Unfall  hervorgi'rnfen  s(‘in  kann,  ist  kürzer  zn  beantworten. 
Die  Fordernng(‘n,  di'ri'n  Erfüllung  das  Ileichsv(‘i-sich('rnngsa.mt  verlangt,  wenn  ein 
Leistenhriich  als  durch  Unfall  entstanden  aiK'rkannt  wei'den  soll,  sind  folgende: 

1.  Der  Verl('tzt(‘  mnl.)  unmittelbar  nach  d(‘m  Unfalh'  oih'r  doch  bald  nach 
di'iiisi'lben  di(‘  Arbeit  eingestellt  haben. 

2.  Fr  inid.)  bald,  wenn  möglich  noch  an  demselben  Tage,  eini'u  Arzt  zu  Rate 
gezogen  haben. 

3.  Dieser  Arzt  mul.)  eini'n  Refund  ('rheben  können,  der  für  einen  plötzlich 
und  frisch  (‘iitstandenen  Druch  spricht,  wi'uigstens  aber  nicht  offenbar  dagegen 
spricht. 

Aus  den  Akten  ist  nicht  ersichtlich,  ob  Sch.  unmittelbar  oder  doch  bald 
nach  dem  Unfall  die  Arbeit  eingestellt  hat.  Wenn  es  tatsäclilich  am  Unfalltage 
geschelnm  i.st,  so  ist  dieser  Umstand  im  vorliegenden  Falle  nicht  zu  verwerten, 
weil  der  Unfall  sich  erst  abends  9’  'o  Uhr  — ■ also  vermutlich  gegen  Ende  der 


Arbeit  — 


ereignete 


und  Sch.  am  nächsten 


Tage 


l)is  zum  dreizehnten  darauffol- 


genden däige  weiter  gearbeitet  hat. 

Der  Arzt  ist  nicht  bald,  nicht  an  demselben,  nicht  einmal  am  folgenden, 
sondern  erst  am  dritten  Tage  ziigezogen  worden. 

Die  Tatsache,  dal.)  neben  dem  linksseitigen  Leistenbruch  noch  eine  rechts- 
seitige Leistenbruchanlage  besteht,  spricht  offeid)ar  gegen  das  plötzliche  und  ge- 
waltsame Entstehen  dieses  Hrnches. 

Demnach  gelangt  man  zu  dem  Schlüsse: 
a)  Der  Unfall  vom  15.  November  1906  hat  bei  dem  Ivlägi'r  keine  Folgen  hinti'i’- 
lassen. 

Der  Kläger  ist  in  der  Zeit  nach  dem  1.  Novimiber  1907  in  seiner  Erwerbs- 
fähigkeit durch  Unfallfolgen  vom  15.  November  1906  nicht  beeinträchtigt 
gewesen  und  gegenwärtig  nicht  mehr  beeinträchtigt. 


h) 


wiesen. 


Di(^  Rentenansprüche  des  Klägers  Avurihui  danach  in  allen  Instanzi'ii  abgi'- 

IJrucli  der  weißen  Linie  niclit  Unfallfol^e. 

\'orgeschichte. 

Der  damals  42jährige  Straßenbahnschaffner  M.  will  am  29.  August  1907, 
nachmittags  4 Uhr  40  Min.,  durch  Betriebsunfall  (Ausgleiten  beim  Schieben  eines 
leeren  Anhängewagens)  einen  Nabelbruch  erlitten  haben.  Er  verspürte  sofort 
einen  drückenden  Schmerz  in  der  Nabelgegend.  Er  versah  noch  seinen  Dienst 
weiter,  machte  angeblich  während  dieser  Zeit  einem  Kollegen  IMitteilung  von 
seinem  vermeintlichen  Unfall  und  begab  sich  um 


V 'o 


Uhr 


nach  Dienstbe- 


endigung 


in  seine  Wohnung.  Am  nächsten  4’age  war  er  dienstfrei.  Er  suchte 


einen  Arzt  auf,  der  einen  Nabelbruch  feststellte.  Am  folgenden  Tage  nahm  M. 
seinen  planmäßigen  Dienst  wieder  auf.  Erst  am  1.  September  meldete  er  sich 
k'rank,  am  9.  September  nahm  er,  nachdem  ihm  ein  Bruchband  verschrieben 


Eiligewcidebrüclie  (Hernien)  uml  Unfall. 
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worden  war,  den  Dienst  wieder  auf.  \ oni  3.  bis  10.  Oktober  war  er  wieder  dienst- 
nnt'ähig,  ebenso  vom  25.  Oktober  bis  2.  November.  Seitdem  arbeitet  er  wiedei”. 

Der  erstbeliandelnde  Arzt  hat  auf  die  Frage  des  Schiedsgoriclites,  ob  und 
aus  welchen  (iriindon  auzunehmen  wäre,  dab  der  Nabelbruch  plötzlich  und  ge- 
waltsam — durch  Unfall  — entstanden  sei,  oder  ob  die  Annahme  gerechtfertigt 
Sri,  dal’i  der  Bruch  allmählich  und  lediglich  infolge  der 


täglichen  Berufsarbeit 


oder  auch  der  gewöhnlichen  Lebensbetätiguui 


ausgetreten  ist,  geanwortet: 


.Beim  Schieben  eines  schweren  Wagens  werden  durch  die  Tätigkeit  der 


Bauchpresse  die  geraden  Bauchmuskeln,  weihe  Linie  und  Nabelgegend  angestrengt 
und  gedehnt.  Diese  Anstrengung  und  Dehnung  wird  durch  Ausrutschen  des 
Körpers  noch  erhöht.  Es  kann  dabei  leicht  zu  einem  Auseinanderweichen  der 
3Iuskel-  und  Sehnenfasern  und  zum  Austritt  von  Bauchinhalt  kommen.  Wenn 
auch  angenommen  werden  muh,  dab  es  bei  der  täglichen  Berufsarbeit  des  p.  M., 
/..  B.  dem  Anlegen  der  Leitungsstange , häutig  zu  Anstrengung  und  Dehnung  der 
Bauchdecken  kommt,  so  dürfte  im  vorliegenden  Falle  der  Bruch  doch  plötzlich 
und  gewaltsam  entstanden  sein,  besonders  unter  Würdigung  des  Umstandes,  dab 
p.  M.  gleich  nach  dem  Unfall  Schmerzen  verspürte  und  vorher  niemals  welche 
gehabt  haben  will.'“ 

Die  zuständige  Berufsgenossenschaft  lehnte  die  CTewährung  einer  Rente  ab. 


Eigene  Angaben  des  Verletzten. 

.,  Beim  Stangeanlegen  und  beim  Wagenschieben  habe  ich  Schmerzen.“ 

U ntersuch  ungsbefund. 

Untersetzter,  etwas  korpulenter  Mann,  von  gesundem  Aussehen,  mit 
starkem  Leib. 

Etwas  oberhalb  des  Nabels  fühlt  mau  in  der  weiben  Linie  des  Bauches  eine 
etwa  für  einen  Bleistift  durchgängige  Öffnung.  Beim  Pressen  tritt  aus  dieser  eine 
Oeschwulst  hervor,  etwa  bis  zur  Kirschgroße,  welche  beim  Nachlassen  sich  wieder 
verkleinert. 

Etwa  zwei  Quertinger  unter  dem  Schwertfortsatz  des  Brustbeines  fühlt  man 
in  der  Mittellinie  eine  etwa  haselnußkcrngroße  Geschwulst,  deren  Basis  mit  der 
weißen  Linie  fest  verbunden  ist.  Eine  ähnliche  Geschwulst  von  Schrotkorngröße 
findet  sich  in  der  Mitte  zwischen  Nabel  und  Schwertfortsatz  des  Brustbeines. 

Druck  auf  die  Stelle  über  dem  Nabel  ist  sehr  empfindlich,  auf  die  Stelle 
unterhalb  des  Brustbeines  mäßig  empfindlich,  auf  die  in  der  Mitte  gelegene 
Stelle  gar  nicht  emphudlich.  Beide  Leistenkanäle  sind  weit  und  für  einen  Finger 
durchgängig,  der  reclite  mehr  als  der  linke. 


lU'gutachtuni*-. 


Hiernach  bestehen  b(d  M.  drei  Brüche  der  weißen  Linie.  Der  in  der  Nähe 
des  Nabels  befindliche  Bruch  besteht  im  wesentlichen  aus  einer  Bruchpforte, 
durch  die  sich  beim  Pressen  Bauchinhalt  lunworwölbt.  Die  beiden  oberen  Brüche 
lassen  noch  deutlich  die  Entstehungsweise  dieser  Art  Brüche  erkennen.  Es  sind 
sogenannte  präperitoneale  Lipome,  d.  h.  vor  dem  Bauchfell  sitzende  Fettgeschwülste, 
hinter  denen  das  Bauchfell  tricliterförmig  vorgezogen  wird.  Das  Fett  wächst 
zwischen  den  Fasern  d(T  w(dben  Lini(^  nach  außen  hervor  und  schafft  in  diesen“ 
einen  immer  grüßen-  we^rdenden  Spalt,  dessen  Ränder  mit  der  Zent  derben’  und 
fester  werden  und  emdlich  einem  Bruchring  bilden.  Das  mehrfache  ^'orkommen 
den’artiger  flrüche  an  ennenn  und  demsedben  Indivieluum  beweist,  daß  es  sich  um 
(‘ine‘  fehlerhafte  Anlage;  handelt. 

Auch  im  vorliegenden  Falle*  muß  dahe-r  angenommen  wereh'n,  daß  den“  bei 
*M.  am  meiste;n  ausgebildeTe;  Bauchbruch  sich  im  Laufe  der  Zeit  unbeme'rkt  ent- 

eine'ii  gewissen  Grad  der  Entwickelung  erreicht 


wickelt  hat  und  erst,  nachde;m  er 
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hat,  I)Oschw('r(icn  zu  maclum  anfing-.  Dali  solche  Drücln*  unbf'inerkt  l)este]i(‘n  und 
selbst  von  Ärzten  übersidien  werd(‘n,  ergiebt  sicli  ans  der  d’atsaclu',  dati  dem  jVI. 
das  Vorhandnisein  der  beiden  oberen  Ilrüche  d(T  weihen  Linie  erst  durcli  die 
lu'utige  Untersuchung  bekannt  wurd(‘.  Für  die  allmähliche  Entstehung  dieser 
llrüche  b('i  M.  spricht  auch  d('r  Umstand,  daß  diesen-  ein  korpulenten-  Mann 
mit  Hängebaucli  ist.  Hei  einem  den-artigen  Fettreiclitum  in  der  J.eibeshöhh'  werden 
die'  Hauchde^cke'n  stark  gedehnt  unel  in  ihrer  Widerstandskraft  geschwäclit.  Der 
Zug  eles  vor  den  Hauchde'cken  sich  ve'rgröße'rnde'n  und  am  Hauchfell  ze'rre'iide'n 
Fe'ttklüinpchens  wird  elurcli  eien  Druck  der  von  liinten  andrängende'ii  Fettmasse'ii 
ve'i’inehrt.  Die  Stelle  dicht  übe'r  dem  Nabel  ist  e'ine  typische,  sie  gelangt  als  Sitz 
de'r  Hauchbrüche  am  häutigsten  zur  Heobachtung,  vermutlich  weil  ein  konstant 
hie'r  die  Hauchwand  durchsetzendes  Hlutgefäß  dem  Phänomen  günstige  \'erhält- 
nisse  schafft.  Es  ist  ohne  weiteres  ersichtlicli,  daß  die  tägliclu'  Ih'rufsarix'it  (das 
Schieben  des  Straßenbahnwagens  ist  für  ('in('n  Schaffner  kein  ungewöhnliclu'S 
Hetriebsereignis)  oder  auch  dii'  gewöhnliche  Ih'tätigung  des  Lebens  (Atmen,  Husten, 
Ni('sen,  Pressen  beim  Stuhlgang),  die  mit  einer  Anstrengung  der  Jlauchpresse 
einhergeht,  ein  weiteres  die  Hildung  ('ines  derartigen  Hauchbruches  förderndes 
^loment  darbietet. 

Die  traumatisch  und  plötzlich  entstandenen  Hrüche,  sofern  solche  über- 
haupt Vorkommen,  würden  unerträgliclu'  Schmerzen  machen,  so  daß  selbst  einem 
Willensstärken  Mann('  die  Fortsetzung  d('r  Arbeit  von  Stunde  an  unmöglich  ist. 
M.  hat  aber  nicht  nur  am  29.  August,  sondern  noch  am  31.  August  seinen  Dienst 
verselu'n. 

Der  ('rstbehandelnde  .Vrzt  hat  keinerlei  Zeichen  festgestellt,  die  für  die  An- 
nahme eines  gewaltsam  entstandenen  Jlruches  verwertet  werden  könnten.  Hei 
(‘im'r  plötzliclien  Zerreißung  der  Gewebe  ist  ein  Hluterguß  unvermeidlich  und  ein 
solcher  hätte  sich  durch  entsprechende  Verfärbung  der  Hauchhaut  kenntlich 
machen  müssen. 

Ich  gelange  daher  zu  dem  Schlüsse: 

Es  ist  nicht  mit  Sicherheit,  aber  auch  nicht  einmal  mit  an  Sicherheit 
grenzender  Wahrscheinlichkeit  anzunehinen,  daß  der  bei  dem  Kläger  bestehende 
Nabelbruch,  bzw.  die  drei  bestehenden  Hrüche  der  weißen  Linie  durch  den  Unfall 
vom  29.  August  1907  hervorgerufen  sind,  denn: 

1.  ptiegen  sich  derartige  Hrüche  allmählich  zu  entwickeln, 

2.  lag  keine  außergewöhnliche,  über  das  sonst  betriebsübliche  Maß  hinaus- 
g('hende  Anstrengung  vor, 

3.  hat  M.  den  Dienst  nicht  sofort  eingestellt, 

4.  hat  der  erstbehandelnde  Arzt  keinerlei  Anzeichen  festgestellt,  die  für 
eine  gewaltsame  Entstehung  der  Hrüche  sprechen. 

Demzufolge  Avurdo  d('m  Kläger  die  (P'Avährung  einer  Rente  von  allen  In- 


stanzen 


versagt. 


Hrucli  der  weißen  Linie  nieiit  Unfall  folge. 

Ein  Arbeiter  hatte  etAva  15 — 20  Minuten  nach  Anheben  i'ines  Fasses  auf 
einen  Wagen  geäußert,  es  sei  ihm  nicht  recht  Avohl.  Er  arbeitete  dann  beim  Ein- 
schottern  eines  Geleises  bis  zum  Abend  mit,  äußerte  aber,  daß  er  Schmerzen  ver- 
spüre und  sich  zum  Arzt  begeben  müsse.  Der  Arzt  stellte  am  nächsten  Tag  ('inen 
nicht  ('Ingeklemmten  Hauchbruch  von  der  Größe  eines  kleinen  Hühnereies  ober- 
halb des  Nabels  zAvischen  den  gi'oßen  Hauchmuskeln  fest:  die  Spalte  war  3p'o  au 
lang;  ein  eigentlicher  Hruchsack  Avar  nicht  vorhanden.  Der  Hruch  Avar  nicht 
zurückbringbar.  Hlutunterlaufungen  oder  Hautabschürfungen  Avurden  nicht  vor- 
gefunden.  Hei  Avidersprechenden  ärztlichen  Gutachten  gelangte  das  Königlich 


Hayerisclu'  Landesversicherungsamt  zu  eimm  Ablehnung  des  ursächlichen  Zu- 
saminenbanges  mit  folgemh'r  Ik'gründung:  Die  an  sich  b(‘tri('bsüblichc!  Arb('it  im 
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/usamin(Mihaiig(‘  mit  (h'v  'ratsach(',  dal’)  der  Roiitoiiboworb(‘r  k('in('  Hliituiitor- 
laufiingim  erlitten,  sich  nicht  erbroclien  und  die  Arbeit  iiiclit  eingost(5llt  liattci 
und  eim'  Gewebslücke,  durcli  die  der  Hrucli  austreten  konnte',  bei’oits  vor  dem 
Unfälle  vorhanden  war,  spriclit  gegen  die  Annahme  eines  plötzlich  und  ge'waltsam 
entstande'nen  Hauchbruches. 


Nabelbruch. 


Nabelbriicli  iiiclit  als  Xliifalltblge  anerkaiiiit. 

Ein  Arbeiter  erhielt  am  5.  März  1907  beim  Auskippen  einer  Lowiy  infolge 
Abbreebens  eines  llebebaumes  einen  Schlag  gegen  den  Unterleib.  Er  verspürti; 
sofort  Schmerzen  und  brachte  den  Rest  der  Arbeitszeit  — etwa  l^/o  Stunden  - 
sitzend  auf  der  Arb('itsstätte  zu.  ln  der  Folge  verrichtete  er  nur  leichtere  Ar- 
lunten  und  suchte  am  11.  April  1907  den  l)r.  S.  auf,  weil  die  Schmerzen  Zunahmen 
und  am  Unterleib  eine  Geschwulst  sichtbar  geworden  war.  Der  Arzt  bescheinigte 
das  A'orliegen  einer  Unfallwirkung,  während  der  A^ertrauensarzt  und  der  Schieds- 
gerichtsarzt dies  ablehnten.  Der  Obergutachter  stellte  einen  Nabelbruch,  sowie 
eine  kleine  Lücke  in  der  weißen  Linie  fest.  Er  führte  aus,  daß  Nabelbrüche  im 
allgemeinen  auf  eine  angeborene  Anlage  zurückzuführen  seien  und  sicli  allmäh- 
lich zu  entwickeln  pflegen.  Gleichwohl  sei  die  Alöglichkeit  gegeben,  daß  die  statt- 
gehabte Gewalteinwirkung  die  Entstehung  des  Nabelbriiches  aus  der  vorhandenen 
Anlage  eingeleitet  oder  auch  eine  A’^erschlimmerung  des  etwa  zuvor  bereits  vor- 
bandenen  Rruchleidens  herbeigeführt  habe.  Der  Umstand,  daß  Besebwerden  er- 
beblicheren  Grades  erst  mehrere  Wochen  nach  dem  Unfall  auf  getreten  waren, 
ließ('  einen  derartigen  Zusammenhang  keineswegs  mit  Sicherheit  ausschließen. 

Das  Reichsversicherungsamt  kam  gleichwohl  zu  einer  Zurückweisung  der 
erhobenen  Entschädigungsansprüche,  indem  es  etwa  folgendes  ausführte:  Daß  die 
Entstehung  des  Nabelbruches  auf  den  erlittenen  Schlag  gegen  den  Unterleib 
zurückzuführen  sei,  habe  Aveder  der  Obergutachter,  noch  der  behandelnde  Arzt 
anf  Grund  der  von  ihnen  vorgenommenen  Untersuchungen  mit  Bestimmtheit  oder 
nur  überwiegender  AVahrscheinlichkeit  anzunehmen  vermocht.  Das  A^erhalten  des 
Klägers  nach  dem  Unfälle  läßt  auch  die  Annahme  einer  plötzlichen  Entstehung 
nicht  gerechtfertigt  erscheinen.  Denn  abgesehen  von  gewissen  Schmerzen,  haben 
sich  schwerere  Krankheitserscheinungen,  wie  sie  nach  plötzlich  verursachten  Bruch - 
austritten  erfahrungsgemäß  einzutreten  pflegen,  in  diesem  Falle  nicht  bemerkbar 
gemacht.  Der  Kläger  hat  noch  IU2  Stunden  in  der  Betriebsstelle  gesessen,  ohne 
daß  es  einer  sofortigen  Behandlung  des  Bruchleidens  bedurft  hätte.  Der  Bruch 
ist  überhaupt  nach  eigener  Angabe  des  Klägers  garnicht  sofort  vsichtbar  gewesen, 
sondern  ist  erst  einige  Tage  später  als  kleine  Geschwulst  aufgetreten.  Bei  dieser 
Sachlage  konnten  die  AMraussetzungen  eines  Unfalles,  d.  h.  eines  plötzlichen  oder 
doeb  in  einen  bestimmt  begrenzten  Zeitraum  eingescblossenen  Ereignisses,  das  ge- 
('ignet  gewesen  Aväre,  einen  Bruch  zu  verursachen,  nicht  als  vorliegend  angesehen 
werden. 

Schenkelbruch. 

Ziisainmeiiliaii^  zwisclieii  Unfall  und  Sclienkelbrucli  abg^elelmt. 

(Gutachten  von  Geb.  Med.-Rat  Brof.  Dr.  Rinne.) 

\ 0 rgeschiebte. 

Fräubnn  Scb.  transportiertem  am  8.  April  1908  Triko tagen  vom  5.  Stock  ins 
Parterre  mit  Hilfe  eines  AVagens.  Beim  Ziehen  — bestimmtere  Angaben  fehlen 
verspürte  sie  plötzlich  einen  Schmerz  in  der  linken  Seite  dos  Olmerschenkels.  Eine 
besondere  Ursache  weiß  Fräulein  Sch.  nicht  anzugeben.  Anfangs  beachtete  sie 
nach  eigener  Aussage  den  Schmerz  nicht  weiter  nnd  erzählte  ihren  Kolleginnen 
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('i'st  si)iit('r  iiacli  Sdiliil.)  (l('i‘  Arl)('it  davon.  Auf  (hon  Xacliliausowc'go,  spozi(dI 
\viilir(Mi(l  (l('r  Kistnibaliiifahrt,  naliinen  dio  Sclmioiy>on  so  zu,  daß  si(‘  zu  Hause  so- 
fort d('ii  Arzt  rufen  li(‘ß.  I)i('S('r  konstatierte  einen  eingeklemmten  Sclienkelhrucli, 
rei)oni('rt('  ihn  und  veroi'dmdi'  ein  Ilruehband.  Xaeh  2^2  Taften  llulie  tat  Fräiikdn 
Seil.  wiecU'r  ihrem  Dienst.  Vom  3.  Septemhei-  bis  5.  Oktolxu-  1908  war  Fräule'in 
Seil,  im  Krankenhaus  zwecks  Operation  des  Sehenkelbruelu's  und  nahm  am 
16.  Oktobi'r  ihre  Arbdt  wieder  auf,  in  den'  sie  laut  ärztlichem  Attest  vom 
27.  Dezember  1908  infolfte  lokaler,  durch  die  Operationsnarben  bedinffteu- Sehnnu-zen, 
sowit'  durch  nervöse  Jle'schwerden  noch  um  l(y%  erwerbsbeschränkt  ist. 

Fntgeften  der  Herufsftemossenscliaft  erkannte  das  Schiedsgeilcht  am  25.  Xo- 
vember  1908  an,  „daß  das  Hruchleiden  der  Klägerin  zwar  nicht  in  dein  frag- 
lichen A'organg  s('iu(m  IJi-sprimg  hat,  wohl  aber,  daß  die  vorhanden  geweseiu' 
Druchanlage  durch  den  fraglichen  Detriebsunfall  gewaltsam  und  vorzeitig  zu  einem 
('ingeklemintcm  Druch,  so  daß  eine  Operation  erforderlich  Avurde,  geföj-dert  wor- 
den ist,  mithin  eine  wesentliche  Verschlimmerung  diii’ch  denselben  erfahren  hat". 

Das  Gericht  war  dem  Urteil  i'ines  Arztes  gefolgt,  der  folgendes  Gutachten 
abgegeben  hatte: 

„Es  ist  möglich  , daß  lii(U'  ein  'J’rauma  vorliegt.  Heim  Ziehen  des  Wagens 
wird  der  Bauch  eingezogen  nnd  die  Eingeweide  zusammengedrückt,  Avodiii'cli  der 
Bruch  ausgetreten  ist.“ 

Begutaclitu  ng. 

Laut  ärztlichem  Attest  wurde  bei  Fräulein  Sch.  am  8.  April  1908  vin  links- 
seitiger, eingeklemmter  Schenkelbruch  konstatiert,  der  durch  den  angeblichen  Un- 
fall am  gleichen  Tage  entstanden  sein  soll. 

Bezüglich  der  Entstehung  der  Scheidvclbrüche  nach  wissenschaftlicher  An- 
schauung sei  folgendes  hervorgehoben:  Die  Schenkelbrüche  entwickeln  sich  zu- 
nächst vor  allem  beim  weiblichen  Geschlecht.  Die  Anlage  und  der  anatomisclu' 
Ban  des  Schenkelkanales,  durch  welchen  die  Schenkelbrüche  austreten,  bringt  es 
mit  sich,  daß  ihre  Entstehung  fast  durchweg  eine  langsame  und  allmähliche  ist. 
Die  zur  Entwickelung  des  Bruches  zunächst  erforderliche  Bildung  eines  Bruch- 
sackes kann  auf  zweierlei  Art  Zustandekommen.  Der  Schenkelkanal  stellt  keines- 
wegs einen  wirklichen  Kanal  dar,  wie  d('r  Leistenkanal,  sondern  ist  von  lockerem 
Binde-  und  Fettgewebe  ausgefüllt.  Gerade  die  beim  Aveibliclien  Geschlecht  häutigste 
Entstehung  ist  nun  die,  daß  das  den  Schenkel kanal  ausfüllende  P\dtgewel)e  durch 
die  Bew('gung  im  Llüftgelenk  und  durch  di('  Aluskelkontraktionen  zum  Tcül  all- 
mählich  aus  dem  Schenkelkanal  heraus  und  unter  die  Haut  gedrängt  Avird.  Da 
solche  Fettklümpchen  dm'  Bauchfellauskleidung  des  Beckens  an  der  Durchtritts- 
stelle der  großen  Gefäße  außen  häutig  anhaften,  so  ziehen  sie  auf  diese  Weise 
einen  Bauchfellzipfel  hinter  sich  her.  ln  den  so  entstandenen  Bauchfelltrichter 
drücken  nun  fortAvährend  die  EingeAV('ide,  vergrößern  und  vertiefen  ihn.  So  ent- 
steht zunächst  der  leere  Bruchsack. 

Eine  zAveite  Entsteliungsart,  aauc  sie  namentlich  bei  älteren  Frauen  vorkommt, 
ist  die,  daß  das  FettgOAvebe  innerhalb  des  Schenkelkanales  im  ziwiehnienden  Alter 
scliAvindet.  So  entsteht  eine  Lücke  und  nachgiebige  Stelle  am  Eingang  des  Schenkel- 
kanah.'s,  in  die  dann  durch  oft  Aviedeiholt(‘  Erhöhung  des  Bauchinnendruckes  das 
Ibiuchfell  hineingedrängt  und  vorgestülpt  Avird  und  schließlich  als  leerer  Bruch- 
sack zu  d'age  tritt.  Die  Entstehung  des  Bnichsackes  geht  nun  unbemerkt  vor  sich, 
da  sie  dem  betrehenden  Menschen  k('ln(‘  Besclnverden  macht. 

Die  Ffdlung  eines  solchen  Bruchsackes  mit  Dauchinhalt , meist  zunächst 
mit  Xetz,  später  mit  Darm,  erfolgt  dann  allmählich  und  erfordert  keine  beson- 
dere GeAvalteimvii'kung,  sondern  es  g('nüg(Mi  alltägliche  Vorkommnisse,  Aerbunden 
mit  g(nhiger  Aktion  di'r  Bauchpressc',  Avie  Husten,  Xiesen,  Li’essen  beim  Stuhl- 
gang, um  Darm-  oder  Xetzteile  in  dmi  fertigen  Brucbsack  eintreten  zu  lassen. 
So  können  häufig  bei  Fi’auen  auch  kleim»  ausgi'bildeti'  Schmdadbrüche  unbmm'rk’t 
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lu'stiduMi,  da  sie  keine  Ik'selnverden  zu  inaclu'u  hrauelien.  Ja,,  biswadlini  verwächst 
dev  lU'ueli  mit  (bmi  umm'beiideii  (lewi'be  und  bestellt  uiilK'iiu'rkt  das  ganze  Lebi.m 


lang.  Erst  wenn  es  int'olgi'  irgendeines  Vorivonininisses,  das  dnrebaus  nicht 
eine  besondere  Gi'walteinwirkung  oder  stärkere  körperliclu'  Anstrengung  zu  sein 
braucht,  zu  einei’  /errung  des  Hruches  oder  stärkeren  Füllung  kommt,  werden 
Schmerzen  verspiiiä.  Der  Laii'  glaubt  dann,  in  diesem  Moment  sei  der  Bruch 
(‘Utstanden,  und  nimmt  das  gerade  voraufgelimide  Ereignis  als  Ursache  d('r  Ent- 
stehung des  Bruches  an.  'ratsächlich  handelt  es  sich  um  einen  Prozeß,  dei‘  sieb 
langsam  und  allmählich  entwickelt  hat  und  nun  dem  'Präger  zum  erstenmal  zum 
Be^Yußtsein  kommt. 

Demgegenüber  ist  dii'  traumatische  lAitstehung  von  Schenkel brüchen  extrem 
selten.  Ich  habe  noch  keinen  unzweifelhaften  Fall  der  Art  erlebt.  Sollte  sie  Vor- 
kommen, so  kann  man  sich  ihre  Entstehung  nur  so  denken,  daß  unter  ganz  ge- 
waltiger Kraftanstrengung  Eingeweide  durch  einen  weiten  Schenkelkanal  hcraus- 
gepreßt  würden.  Dies  kann  aber  nnr  vor  sich  gehen  unter  Zerreißung  des  Bauch- 
felles oder  unter  Abreißung  und  Verschiebung  von  seiner  Unterlage.  Dadurch 
kommt  es  zu  Blutungen  in  und  unter  der  Haut  und  in  den  tiefergelegenen  Weich- 
teilen, eventuell  zur  Schwellung  der  ganzen  Schenkelgegend.  Ein  solcher  Vorgang 
ist  nun  weiter  in  der  Pegel  mit  sofortiger  Einklemmung  des  Bruches  verbunden. 
Jedenfalls  müssen  deshalb  traumatisch  entstandene  Schenkelbrüche  mit  stürmischen 
Erscheinungen,  heftigsten  Schmerzen,  Ohnmacht,  Erbrechen,  Unfähigkeit  zu  gehen 
und  zu  stehen,  verbunden  sein  und  erheischen  sofortiges  operatives  Eingreifen. 

Im  vorliegenden  P'alle  läßt  sich  meiner  Meinung  nach  ein  zeitlich  umschrie- 
bem's  lind  markantes  Unfallereignis  zunächst  nicht  feststellen,  (bliebt  doch  Fräu- 
hdn  Sch.  selbst  in  unbestimmter  Weise  an,  daß  sie  beim  Ziehen  des  AVagens  ohne 
bestimmte  Ursache  plötzliche  Schmerzen  in  der  Schenkelgegend  verspürt  habe. 
Daß  das  Ziehen  des  AA'agens  als  solches  mit  einer  besonderen  Anstrengung  ver- 
bunden war,  davon  berichtet  Fräulein  Sch.  nichts.  Danach  war  zunächst  meines 
Erachtens  das  angebliche  Unfallereignis  in  keiner  AVeise  geeignet,  einen  trauma- 
tischen Schenkelbruch  hervorzurufen. 

AA’eiter  sprechen  folgende  Gründe  durchaus  dagegen,  daß  der  Schenkelbruch 
durch  das  Unfallereignis  entstanden  sei. 

Fräulein  Sch.  klagte  zunächst  ihren  Kolleginnen  gegenüber  nicht  iibi'r  irgend- 
welche Beschwerden,  achtete  vielmehr  anfangs,  wie  sie  selbst  sagt,  nicht  auf  di(‘ 
Schmerzen.  Erst  nach  Schluß  der  Arbeit  klagte  sie  ihren  Kolleginnen  über  Kreuz- 
schmerzen. Dann  ging  sie  zum  Bahnhof,  fuhr  mit  der  Eisenbahn,  begab  sich 
von  da  nach  Hause,  oline  bisher  von  dem  Schenkelbruch  ettvas  zu  wissen.  Dies 
Verhalten  des  Fräulein  Sch.  spricht  meiner  Meinung  nach  absolut  gegen  die  trau- 


matische Entsti'hung  des  Schenkelbruches,  da  alle  oben 


geschilderten 


Kriterien 


fehlen.  AVäre  der  Schenkelbruch  plötzlich  durch  den  Unfall  entstanden,  so  liätti^ 
Fräulein  Sch.  sofort  die  heftigsten  Schmerzen  verspürt  und  wäre  nicht  imstande 
gewesen,  zu  gehen  und  eine  Eisen liahnfahrt  zu  machen.  Zu  Hause  konstatierti' 
Herr  Dr.  V.  einen  eingeklemmten  Schenkelbruch,  dessen  Reposition  anscheinend 
nicht  schwer  war.  \^on  Blutungen  und  Schwellung  an  der  Innenseite  des  Ober- 
schenkels, wie  sie  bei  einem  traumatischen  Schenki'lbruch  hätten  vorhanden  sein 
müssen,  wird  in  dem  Gutachten  nichts  erwähnt.  Folglich  fehlt  auch  die  objektive 
Grundlagi'  für  die  Annahme  länes  traumatischen  Schenkelbruches. 

PA  handelt  sich  viiümehr  meines  Erachtens  im  vorliegenden  Falle 
Sclienkelbrucli  bei  einer  weililichen  Person,  der  sich  im  Laufe  der  Zeit 
und  allmählich  entwickidt  hatte.  Ich  stelle  mir  den  SachvtuJialt  so  vor:  Zur  Zeit 
des  1 nfalles  liustand  bei  PA‘äulein  Sch.  schon  ein  kleiner,  bisher  nicht  beachteter 
Schmikelbrucb,  der  vielleicht  auch  schon  mit  dm-  Umgebung  verwachsen  war.  Durch 
das  Ziehen  des  AVagim  kam  es  nun  zu  einer  stärki'ren  P'üllung,  bzw.  Zerrung  des 
Bruches,  wodurch  die  im  Anschluß  an  das  Ziehen  auftretenden  Schmerzen  erklärt 
.sind.  Zu  einer  stärkeixm  FiUlung  und  Zerrung  des  Bruches  konnte  es  ohne  b(‘- 


nm  einen 
langsam 
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soii(l('i'(^  Aiistr('ii.it'm)g  um  so  (^lior  koimueu,  als  der  Scli(3iikolkanal  walirscluMiilicIi 
von  vornlion'in  ziemlicli  w('it  war.  Ih'ibt  cs  docli  in  den  Akten,  daß  nach  der 
Keposition  der  lirncli  Iiäutiger  wi(Mler  liervortrat,  so  daß'  man  einen  zirmilich 
weitem  Sclienk('lkanal  schon  zur  /eit  des  Unfalles  anzunelimen  bei-echtigt  ist.  da 
/erreißnngen  des  Sclienkclkanales  und  dadurch  Ijedingte  PA'weiterung  im  An- 
sehluß  an  (hm  Unfall  nicht  konstatiert  wurden. 

Nun  wird  in  dem  Schiedsg('rielitsurteil  angenoinnnm,  daß  die  voi’handen 
g(3wesene  llrnelianlage  durcli  den  fraglichen  Ihdriebsunfall  gewaltsam  und  vorzeitig 
zu  einem  eingeklemmtem  Bruch,  so  daß  eine  Operation  ('iforderlieh  wurde,  geför- 
d('Tt  word(m  ist.  Zunächst  sei  l)ctont,  daß  die  Operation  im  Si'ptendjer  1908,  also 
5 Monate  nach  dem  Unfall  und  d('r  Einkhunmung,  vorgenomiiKm  wurde,  also  nicht 
sofort  zur  Beseitigung  der  Einklemmung,  sondern  später,  w(‘il  damals  der  Bruch 
wieder  hervortrat.  Die  Operation  steht  also  in  gar  keinem  Zusammenhang  mit  der 
Einklemmung.  Märe  die  Operation  zur  Beseitigung  der  Einklemmung  nötig  ge- 
wesen, so  hätte  sie  auch  sofort  vorgenommen  werden  müssen,  falls  die  Beposition 
nicht  gelang.  Dafür,  daß  di(^  Bruchaidage  gewaltsam  und  vorzeitig  zu  einem  ein- 
g(‘klemmten  Bruch  gefördert  evorden  sei,  lassen  sich  meines  Erachtens  keine  Be- 
w(ise  bringen.  Sicherlich  ist  die  Einkhminiung  nicht  durch  den  Unfall  plötzlich 
entstanden;  denn  sonst  hätte  Fräulein  Sch.  nicht  weiter  arbeiten,  gehen  und 
eine  Eisenbahnfahrt  machen  können.  Bezüglich  der  vorzeitigen  Einklem mung 
h(3be  ich  hervor,  daß,  da  der  Bruchsack  oder  Bruch  schon  vorhanden  war,  jed(‘ 
andere  geringfügige  Anstrengung  des  täglichen  Lebens  in  derselben  AVeise  all- 
mählich zu  einer  Einklemmung  hätte  führen  können,  wie  hier  der  angebliche  Un- 
fall. Di('  Eiiddemmung  hat  sich  nach  meiner  M(dnung  in  folgender  Meise  voll- 
zogen: Nachdem  im  Anschluß  an  das  Zi(‘hen  des  AVagens  der  vorhandene  Schenkel- 
bruch etwas  mehr  herausgedrängt  war,  bewirkten  gerade  die  Fortsetzung  der 
Arbeit,  das  (xelien  zum  Bahnhof,  die  Eiscnibahnfahrt,  alles  Tätigkeiten,  die  mit 
einer  gewissen  Anspannung  der  Bauchpresse  verbunden  sind,  daß  mehr  Bauchinhalt 
heraiistrat,  bis  schließlich  ein  spontanes  Zurückgehen  unmöglich  war.  Ich  habe 
aber  aus  den  Akten  nicht  den  Eindruck  gewonnen,  daß  die  Beposition  irgendwie 
mit  Schwierigkeiten  verbunden  gewesen  wäre.  Anscheinend  Avar  nicht  einmal  Nar- 


kose notwendig. 


Es  kann  also  meines  Erachtens  die  Einklemmung  keine  feste 


gewesen  sein.  Eingeklemmte  Schenkelbrüche  sind  nun  aber  erfahrungsgemäß  sehr 
fest  eingeklemmt  und  setzen  der  Beposition  besonders  großen  AATderstand  entgegen. 
Aus  alledem  m'giebt  sich,  daß  die  Bruchanlage  durch  den  Unfall  nicht  gewaltsam 
und  vorzeitig  zu  einem  eingeklemintc'ii  Bruch  giTördert  sein  kann,  AV(niigstens  nicht 
nndir,  als  es  bei  ganz  alltäglichen  Vorkommnissen  ohne  besondere  Körperaustren- 
gung,  Avie  Husten,  Niesen,  Pressern  beim  Stuhlgang,  auch  gc'schieht.  Bei  meinen  Er- 
fahrungen bezüglich  kküner  Schenkelbrüche  bei  Frauen  kann  ich  die  Vermutung  nicht 
unterdrücken,  daß  im  vorliegenden  Falle  der  Bruchinhalt  des  schon  alten  Bruches 
Aanwachsen  war  und  deshalb  überhaupt  nicht  vollständig  reponiert  Avurde  und 
nicht  reponiert  Averden  konnte,  daß  infolgedesstm  auch  der  Bruch  nach  dem  Hin- 
('inschieben  Avieder  hervortrat.  Der  angebliche  Unfall  hätte  dann  nichts  anderes 
bcAvirkt,  als  daß  der  Bruch  etAvas  gezerrt  und  empündlich  Avurde  und  so  zur  Ko- 
gnition kam. 

Nach  alledem  fassen  ich  mein  Uutachtem  dahin  zusammen: 

1.  Da  die  Operation  in  keinmn  kausalen  und  zeitlichen  Zusammenhang  mit 
(!(*]•  Einklemmung  steht,  so  kann  auch  die  durch  die  Operation  bedingte  ErAverbs- 
behinderung  nicht  mit  der  Einklemmung,  sondern  nur  mit  dem  Schenkelbruchhnden 
als  solchem  in  Zusammeidiang  gebracht  werden. 

2.  Dieses  ist  aber  meines  Erachtens  und  auch  nach  dem  Ausspruche  des 
Schiedsgerichtes  nicht  durch  Unfall  entstanden,  sondern  hat  sich  langsam  und 
allmählich  entAvickelt. 

3.  Ein  zeitlich  umschriebeiu's  und  markantes  Unfallereignis  hat  meint's  Er- 
achtens nicht  vorgelc'gen. 
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Das  Keiclisversichoi'ungsaint  sti'llt«'  unter  Aiithebuiig  (b'S  Urteiles  cb's  ScIucmIs- 
geriebtos  für  Arboiterversicberiiiig  (Um  die  Rentcmansprüclic  ablebiienden  Ib'sclK'id 
der  Uerufsgenossenschaft  'wiedi'r  her  mit  folgimder  HegrUndung: 

Nach  ärztlicher,  vom  KeichsversiclH'rungsamt  in  langjähriger  Reclitsprc'cbung 
gebilligter  Ansicht  ist  die  plötzliche  Entstehung  (dnes  SclumkcAbrucbes  gleich  d(u’ 
(dnes  Leistenbriiches  mit  eigemartigen,  stürmisclKui  Krankh(dts(U‘scheimingen,  wi(^ 
Einrissem  und  Hlutergüsseii  in  das  Hauchfell,  Einkleramungen  der  Därme,  Übelkeit 
und  Erbrechen,  sowie  mit  unerträglichen,  jede  körperliche  Anstrengung  unmöglich 
machenden  Schmerzen  verbunden.  Die  Klägerin  ist  nun  nach  eigener  Angabe  nocli 
imstande  gewissen,  am  8.  April  1908  zu  gehen,  mit  dei’  Dahn  zu  fahren  und  sich 
zu  ilm'r  Muttm’  zu  begc'ben.  Nach  dmu  (Tiitachtcm  des  Dr.  (d,  der  in  Vertretung 
des  l)r.  V.  alumds  die  erste  ärztliche  Hilfe  leistete,  lagen  schwere  Krankheitser- 
scheinungen im  obigen  Sinne,  insbesondere  eine  Hrucheiidvh'inmung,  bei  d('r  Klägerin 
nicht  vor.  Die  Hruchpforte  war  w(dt.  Der  Hruch  selbst  ohne  Schwierigkeit  zurück- 
zubringen. Hiernach  hat  es  sich,  wie  auch  der  dem  Reichsversicherungsamt  in 
der  Beurteilung  von  Hruchfällen  als  liervorragench'r  (lutachter  bekannte  Prof.  Dr./fw^c 
angenommen  hat,  nicht  um  eine  plötzliche,  gewaltsame  Entsttdiung  des  Schenkel- 
bruches infolge  (ler  Betriebsarbeit  gehandelt,  vielmehr  hat  si(;h  der  Bruch,  wie  (‘s 
die  R(^gel  ist,  aus  vorhandener  Anlage  allmählich  entwickelt  und  ist  ihr  nur  zu- 
fällig bei  der  Arl)eit  zum  erstenmal  bemerkbar  geworden.  Mit  Unrecht  hat  daher 
das  Schiedsgericht  einen  Betriebsunfall  anerkannt,  und  unter  Aufhebung  der  Vor- 
entscheidung war  der  Ablehnungsbescheid  der  lEddagtiui  vom  28.  Septemb('r  1908 
wieder  herzustellen. 

Zwerchfellbruch. 


Zur  Frage  der  träum a tischen  Entstellung  und  Plinklemniung 
eines  Zwerchfellbructies  äußerte  sich  Bier  in  einem  Obergutachten 
wie  folgt: 

Ein  vorher  angeblich  stets  gesunder  Mann  bekam  am  9.  Februar  1906  bei 
schwerer  Waldarbeit  plötzlich  heftige  Schmerzen  im  Leibe,  so  daß  er  zu  Boden 
sank.  Im  Krankenhause  ergab  sich  das  Bestehen  eines  Zwerchfellbruches.  Der 
Magen  war  in  die  Brusthöhle  hinein  vorgestülpt;  durch  die  Brucheinklemmung 
wurde  ein  Teil  des  Magens  gangränös.  Hierdurch  entstand  eine  Verjauchung  der 
linken  Brusthöhle.  Die  operative  Behandlung  erzielte  völlige  Heilung. 

Die  Frage,  ob  Zwerchfellbrüche  dieser  Art  durch  eine  Überanstrengung  ent- 
stehen oder  sich  plötzlich  verschlimmern  können,  hat  Bier  verneint.  Im  allgemeinen 
giebt  es  nur  angeborene  Zwerchfellbrüche.  Durch  eine  Lücke  des  Zwerchfells  tritt  ein 
Teil  der  Baucheingeweide  in  den  Brustraum.  Ein  solches  Leiden  kann  das  ganze 
Leben  symptomlos  bestehen,  bis  es  plötzlich  durch  vermehrte  Körperanstrengung 
zur  Brucheinklemmung  kommt.  In  ganz  seltenen  Fällen  kann  man  die  Entstehung 
eines  Zwerchfellbruches  bei  einem  ganz  gesunden  Alenschen  annehmen.  Dazu  ge- 
hört aber  eine  perforierende  Verletzung  mit  unmittelbarer  Gewalteiuwirkung  auf 
das  Zwerchfell.  Da  eine  solche  Gewalteinwirkung  hier  nicht  Vorgelegen  hat,  muß 
angenommen  werden,  daß  die  Anlage  zu  diesem  Zwerchfellbruch  und  wahrschein- 
lich auch  der  Bruch  selbst  in  geringerem  Grade  schon  vor  dem  Unfall  bestanden  ' 
hat.  Der  Bruch  als  solcher  ist  also  keine  Unfallfolge. 

Für  die  Beantwortung  der  Frage,  ob  die  plötzlich  eingetretene  wesentliche 
Verschlimmerung  eine  Folge  der  Überanstrengung  sei , muß  man  sich  vergegen- 
wärtigen, daß  dies  durch  vermehrte  Anspannung  der  Bauchnmskulatur  sehr  wohl 
der  Fall  sein  kann.  Aber  ein  mit  Zwerchfellbruch  behafteter  Mensch  ist  derartigen 
Brucheinklemmungen  jederzeit  ausgesetzt,  z.  B.  auch  beim  Pressen  zur  Entleerung 
des  Stuhlganges.  Eine  über  das  gewöhnliche  Maß  hinausgehende  Arbeitsleistung 
beziehungsweise  ein  wirkliclier  Unfall  (Absturz,  unmittelbare  Gewalteinwirkung) 
auf  Leib  oder  Bruchpforte  hat  nicht  Vorgelegen  ; demnach  war  auch  eine  Ver- 
schlimmerung des  Leidens  durcli  einen  Unfall  nicht  anzunelimen. 
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II.  Teil.  3.  Abscliiiitt. 


Einklemmung  von  Leistenbrüchen. 

Kiiiklemimiii^  eines  Leisteiibrnclies  als  Betriebsunfall  anerkannt. 
Wiederauftreteii  ües  Leisteiibruehes  nacli  erfoli^ter  Opei’ation  und 
Tod  infolü:e  erneuter  Einkleinmuiii»-  iiiclit  als  Fola^e  des  Betriebs- 
unfalles anerkannt. 

Vorgesclii  eilte. 

Der  Hausdiener  V.  erlitt  am  6.  August  1902  dadurch  einen  Unfall,  daß  er 
einen  Feliltritt  tat  und  beim  Fall  mit  dem  Kopf  an  eine  Kiste  stieß.  Hierbei  kam 
ein  seit  langer  Zeit  bestehender  rechtsseitiger  Leistenbruch  zur  Finklemmung.  Die 
Finklemmung  mußte  auf  operativem  Wege  beseitigt  werden.  An  die  Operation 
wurde  eine  Radikaloperation  angeschlossen.  Für  die  Folgen  dieses  Unfalles  erhielt 
V.  eine  Rente  von  50'Vo,  da  angenommen  wurde,  daß  die  Klagen  des  V.  über 
Kopfbeschwerden  und  Schwindelanfälle  zum  Teil  auf  den  Unfall  zurückzuführen 
waren.  Auch  wurde  ein  Zusammenhang  des  Austretens  des  Bruches  mit  dem  Un- 
fall anerkannt.  Am  5.  Juni  1907  starb  V.  an  einer  Einklemmung  des  rechtsseitigen 
Leistenbruches,  der  trotz  des  Bruchbandes  plötzlich  herausgetreten  war.  Die  Darm- 
partie wurde  vermutlich  brandig.  Es  trat  innerhalb  2 Tagen  der  Tod  ein.  Die 
Ansprüche  der  Witwe  wurden  von  der  Berufsgenossenschaft  abgelehnt,  da  ein 
Zusammenhang  nicht  vorhanden  war. 

Begutachtung. 

Der  Hausdiener  V.  litt  seit  1882  an  einem  rechtsseitigen  Leistenbruch. 
Während  dieser  ganzen  Zeit  bestand  die  Gefahr  einer  Einklemmung  dieses  Bruches. 
Da  eine  solche  am  6.  August  1902  infolge  eines  Fehltrittes  tatsächlich  eintrat,  so 
wurde  ein  Betriebsunfall  als  Ursache  anerkannt.  Die  Einklemmung  und  die  dar- 
aus resultierende  Lebensgefahr  wurde  durch  Operation  vom  7.  und  12.  August  1902 
beseitigt,  ln  der  P'olgezeit  hat  sich  der  Bruch  jedoch  wieder  ausgebildet  und  es 
bestand  daher  derselbe  Zustand,  wie  vor  der  als  LTifall  angesprochenen  Einklem- 
mung des  Bruches,  nämlich  ein  zurückzuschiebender  Leistenbruch.  Dieser  Zustand 
barg  aber  die  Gefahr  einer  erneuten  Einklemmung,  wie  vor  dem  Unfall,  in  sich. 
Diese  Einklemmung  konnte  jederzeit  durch  Wirkung  der  Bauchpresse  beim 
Niesen,  Husten,  Stnhldrang,  aber  auch  bei  körperlichen  Anstrengungen  während 
einer  Arbeitsverrichtung  hervorgerufen  werden.  Wäre  letzteres  der  Fall  gewesen 
und  hätte  die  betreffende  Arbeitsleistung  das  betriebsübliche  Maß  überschritten, 
so  hätte  es  sich  um  einen  neuen  Unfall  gehandelt. 

Nach  der  Bekundung  des  behandelnden  Arztes  Dr.  J.  soll  der  Bruch  An- 
fang Juli  1907  wieder  plötzlich  herausgetreten  sein  und  (anscheinend  nicht  von 
ärztlicher  Seite)  nach  langen  Versuchen  und  großer  Mühe  wieder  hineingebracht 
worden  sein.  Das  Zurückbringen  eines  eingeklemmten  Bruches  ist  auch  in  den 
Händen  eines  sachkundigen  Arztes  stets  ein  schwieriges  Unternehmen.  Wenn  ein 
ausgetretener  Bruch  von  nicht  ärztlicher  Seite  zurückgebracht  werden  kann,  so 
best(‘ht  die  Vermutung,  daß  derselbe  nicht  eingeklemmt  war. 

Eine  Sektion  hat  nicht  stattgefunden.  Die  von  Dr.  J.  angeführten  Krank- 
heitszeichen, Erbrechen,  hochgradige  Schmerzen,  Fieber,  Pulsbeschleunigung,  Auf- 
treibung des  Leibes,  Stuhlverhaltung,  sind  nicht  eindeutig  für  Brandigwerden  einer 
Darmschlinge,  sondern  können  ebensogut  z.  B.  auf  eine  akute  Blinddarment- 
zündung mit  Perforation  bezogen  werden. 

Man  gelangt  daher  zu  dem  Schlüsse:  Selbst  wenn  am  3.  Juli  1907  bei  V. 
eine  Brucheinklemmung  Vorgelegen  haben  sollte,  was  nicht  erwiesen  ist,  so  hätte 
es  sich  nur  um  eine  Wiederholung  eines  Ereignisses  gehandelt,  das  nur  mit  Rücksicht 
auf  die  Veranlassung  (Fehltritt)  im  dahre  1902  als  lletriebsunfall  anerkannt  wor- 
den war.  Im  vorliegenden  Falle  muß  dann  aber  eine  andere  Ursache  Vorgelegen 


Verletzuiigi'ii  des  Brustkorbes. 
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haben,  lü'inest’alls 
Jahre  1907 


hat  der  Fehltritt  im  dalire  1902  die  Bruclieiiiklemmung  im 


lierbeiget'Ulirt. 


Auch 


dtion  zu  einer  Bruclieinklemmung 


hat  die 
niclit 


Operation  von 
lierbeigefülirt. 


1902  eine 
Ist  durch 


Operatiousnarbe  die  Hruchpforte  größer  geworden,  so  ist 


sogar 


•e  Dispo- 
Nacligeben  der 
die  Gefahr  der 


V] i n kl emm u n g gerin ger 


geworden. 


Das  Schiedsgericht  hat  aus  diesen  Gründen  den  Bescheid  der  Berufsgenossen- 
schaft bestätigt.  Das  Beichsversicherungsamt  trat  dem  bei  mit  folgender  Begrün- 
dung: Der  Gutachter  führt  ans,  daß,  falls  die  neue  Brucheinklemmung  die  Todes- 
ursache gewesen  ist,  sie  auf  den  Unfall  im  Jahre  1902  nicht  ursächlich  zurück- 
geführt werden  könne,  denn  die  damalige  FJnklemmung  sei  durch  Operation  be- 
lioben  worden,  und  es  habe  sich  dann  im  Laufe  der  Zeit  bei  dem  Verletzten  ein 
neuer  licistenbruch  entwickelt,  der  durch  eine  geringfügige  äußere  Veranlassung, 
wie  im  vorliegenden  Falle  durch  einen  Hustenstoß,  zum  Austritt  und  zur  Finklein- 
mung  gebracht  werden  konnte,  so  daß  der  frühere  Zustand,  wie  vor  dem  Unfall 
bei  dem  Verletzten  von  neuem  bestand.  Daraus  erhellt,  daß  die  neue  Bruchein- 
klemmung, wenn  sie  die  Todesursache  gewesen  ist,  auf  den  Unfall  vom  6.  August 
1902  nicht  ursächlich  zurückgeführt  werden  kann,  sondern  durch  ein  neues  Er- 
eignis, das  nicht  ein  Betriebsunfall  war,  herbeigeführt  war  und  daß  auch  die  neue 
Bruchanlage  nicht  eine  Folge  des  Unfalles  vom  6.  August  1902  gOAvesen  ist. 

Der  Rekurs  der  Klägerin  war  daher  zurückzu  weisen. 


Verletzungen  des  Brustkorbes. 

Bruch  des  Brustbeines. 


Isolierte  Brüche  des  Brustbeines  entstehen  nur  nach  direkter  lokali- 
sierter Gewalteinwirkung  und  sind  selten.  Sie  hinterlassen  beim  Fehlen 
anderweitiger  Komplikation  keine  funktionelle  Störung.  Der  mehr  oder 
minder  stark  ausgeprägte  ( Ludwig^che)  Winkel  zwischen  Handgriff  und 
Körper  des  Brustbeines  wird  vielfach  irrtümlich  als  Folge  eines  Bruches 
angesehen.  Dasselbe  geschieht  hei  ünregelmähigkeiten  am  ScliAvertfortsatz, 
die  doch  nur  eine  individuelle  Abweichung  darstellen. 


Rippenbruch. 

Einfache  Rippenhrüche  sind  gleichfalls  leichte  Verletzungen,  die  ge- 
wöhnlich eine  Eiwverbseinbuße  über  die  IB.  Woche  nicht  nach  sich  ziehen, 
sofern  nicht  Komplikationen  von  seiten  des  Rippenfelles,  der  Lunge,  des 
Herzens  oder  eine  Zwischenrippennervenentzündung  auftreten. 

Loslösung  der  Rippen  vom  Brustbein  oder  der  ihnen  benachbarten 
sind  keine  schweren  Verletzungen  und  mindern  die  Erwerbseinbuße  nicht. 

Man  wird  stets  der  Tatsache  eingedenk  sein  müssen,  daß  viele  Kon- 
tusionen des  Brustkorbes  mit  subcutanen  Blutergüssen  und  starker  Schmerz- 
haftigkeit im  Anfang  zu  der  Fehldiagnose  Rippenbruch  Anlaß  geben.  Die 
Itöntgenbilder  vermögen  hier  sofort  Aufkläi’ung  zu  schaffen. 


Bruch  zweier  Kippen.  Rente:  15^0?  loich  2 Jaliren. 

Unftdl:  18.  iUärz  1907.  Sturz  vom  Wagen. 
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II.  Teil.  ,‘5.  Al)schnitt. 


Kigoiie  Angilben  des  \'(M-l('tzt('n. 
„leb  Iviinn  auf  dei’  linken  Seite  nicht  liegen, 


Unt('rsiicli  iings bef  und  (15.  F(d)niar  1909). 

Über  seine  Jahre  gealterter  Mann  von  66  Jahren  in  mäßigem  Krnäbrungs- 
zustande,  der  scliwertallig  mit  inüdeii  Schritten  das  Untersnchungszimmer  betritt. 


Der 


knöcherne  Drustkorb  ist  infolge  in  der  Jugend  überstandener  englischer 


Krankheit  stark  verbildet.  Das  Drustbein  ist  vorgetrieben.  Der  obere  Drustkorb 
zeigt  Kielform,  die  unteren  vorderen  Rippenpartieen  sind  llächenartig  aufgebogen. 
Die  Drustwirl)elsäule  ist  stark  nach  hinten  verkrümmt.  Die  untersten  Rippen  sind 
den  Darmbeinkämmen  stark  genähert.  Derartige  Veränderungen  können  durch  Ge- 
walteinwirkungen, zumal  durch  solche,  die  nur  eine  Seite  betreffen,  nicht  hervor- 
gerufen werden.  Seitlicher  Druck  auf  den  Drustkorb  löst  an  den  früheren  Druch- 
stellen  der  Rippen  keinen  Schmerz  aus. 

Anzeichen  einer  Zwischenrippennervenentzündung  sind  nicht  vorhanden. 

Die  Atmung  ist  oberflächlich,  leicht  angesti'engt,  wenig  ergiebig.  Ein  Xach- 
schleppen  der  linken  Seite  linclet  nicht  statt.  Eine  Veränderung  an  den  linken 
Dippen,  die  auf  den  Unfall  zurückzuführen  wäre,  ist  nicht  festzustellen,  man 
bildet  keine  auffällige  Abknickung,  keine  knöcherne  Auftreibung. 

Das  Atmungsgeräusch  ist  an  allen  Stellen  des  Drustkorbes  etwas  unbestimmt. 
Das  Ausatmungsgeräusch  ist  verlängert.  Der  Klopfschall  ist  laut  und  erzeugt 
Schachtelton.  Auch  beim  tiefen  Atmen  tritt  kein  Hustenreiz  auf. 

Die  Herzdämpfung  ist  wegen  Überlagerung  mit  Lungengewebe  nicht  deutlich 
abzugrenzen;  die  Gefäßwandungen  sind  härtlich  und  geschlängelt.  Der  Puls  be- 


trägt in  der  Minute  114  Schläge,  die  Schlagfol 


ge  ist  unregelmäßig. 


Degutachtung. 

Hiernach  buden  sich  bei  Sch.  keinerlei  Folgen  des  Unfalles  vom  18.  März 
1907  mehr,  der  einen  Druch  der  linken  7.  und  8.  Rippe  herbeigeführt  haben 
sollte.  Falls  tatsächlich  ein  Druch  dieser  Rippen  Vorgelegen  hat,  so  ist  derselbe 
tadellos  verheilt.  Irgend  ein  objektiver  Defund,  der  auf  Veränderungen  des  Rippen- 
felles an  der  vom  Unfall  betroffen  gewesenen  Stelle  schließen  ließe,  ist  nicht  zu 
erhelum. 

Professor  Dr.  H.  schlug  am  26.  Xovember  1907  eine  Renti'  von  Iö^'q,  vor  weil 
— unter  der  Voraussetzung  (Ines  Rippimbruches  — bei  der  Kürze  der  seit  dem 
PInfalltagi'  damals  verstiichenen  Zdt  von  ca.  6 Alonaten  subji'ktive  Deschwerden 
auch  beim  Alangid  eim^s  objektiven  Defundes  bei  dem  gealtertim  IManne  noch 
glaubhaft  wai'en.  Diese  Ei'wägung  ist  Inmti'  nach  Ablauf  von  über  2 Jahren  nicht 
mehr  durchgreifend. 

Nach  allgemeiner  ärztlicher  Erfahrung  muß  vielmehr  angenommen  wi'rdmi, 
daß  auch  di('  sul)jektiven  Deschwerden  sich  im  Laufe  von  2 Jahren  soweit  gi^- 
jnildert  hab('n,  daß  si('  einen  erwerbshindernden  Einbuß  nicht  mehr  ausüben. 

Dezüglich  des  vom  Kläger  beigebrachten  Gutachtmis  des  Dr.  R.  ist  zu  be- 
nierkim:  Dasselbe  giebt  im  wesentlichen  die  eigenen  Angaben  des  Sch.  wiedm’  und 
läßt  eine  Sonderung  der  bei  Sch.  unabhängig  vom  Unfall  bestidienden  LHilen  von 
den  Unfallfolgen  vermissen. 

Für  die  Annahme  von  Verwachsungen  an  der  linken  Di’ustseite  giebt  Dr.  D. 
kc'iiK'ii  obji'ktiven  Dd'und. 

Die  Schlußfolgerungim  des  Dr.  D.  sind  dmiinach  abwegig. 

Sch.  ist  durch  Folgen  seines  Unfalles  nicht  nudir  erwerbsbi'schränkt. 

Durch  vom  Unfall  unabhängige  Leidim  ist  d(M‘S(dhe  völlig  erwm'bsindahig. 
Di(‘ 


bisher  g('wälnl('  Rmiti'  wurde'  demnach  rechtskräftig  eingi'ste'llt. 


Rippenbrüche. 
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/>vischeiiripp(‘iiiieneuentzüudiiii^  nach  Rippe iibriicli. 

Rente:  20 Vo  1 Jalir. 

0 rüeschichto. 

O 

W.  ('rlitt  am  26.  Xovember  1907  durch  IJetrii'bsuiifall  ((i(^(iu('tscbtwc‘i(l(ui 
zwisclicii  einer  Lowry  und  einer  Tomvand)  Rippenl)riicb(',  sowii'  ('im^  Riickam- 
(liietsclmng-. 

Das  lleilverfabren  Avährte  bis  9.  Februar  1908. 

Eigene  Angaben  der  Verletzten. 

„Ich  habe  Schmerzen  in  der  rechten  Rrustseite,  aber  auch  links.  Im  Hücken 
liabe  ich  ebenfalls  Schmerzen  und  kann  mich  nicht  gut  bücken.“ 

U n t e r s u c h u n g s b e f u n d. 

Kleiner  58jähriger  Mann  in  gutem  Ernährungszustände  mit  kräftiger  Mus- 
kulatur. 

Die  Retrachtimg  des  llrustkorl)es  läßt  außer  allgemeiner  Erweitcuaing  eim* 
Abweichung  Aon  der  Xorni  insofern  erkennen,  als  man  an  der  rechten  6.  Ripp(‘ 
in  der  Rrustwarzenlinie  und  an  dm-  10.  linkmi  Rippe  an  ihrer  Wu-einigung  mit 
der  9.  eine  druckschmerzhafte  Knochenauftreibung  fühlt.  Der  9.  Iink('  Zwischen- 
rippennerv ist  in  seinem  ganzen  Verlauf  auch  bei  irreführenden  Wu-suchen  druck- 
schmerzhaft.  Dieser  Druckschmerz  ist  glaubhaft,  da  W.  der  anatomisclie  Verlauf 
des  Xerven  nicht  bekannt  sein  kann  und  es  in  seinen  Äußerungen  zu  Wider- 
sprüchen nicht  kommt.  Die  Rrustkorbhälften  werden  bei  der  Atmung  nicht 
gleichmäßig  gehoben  und  gesenkt,  es  findet  dabei  ein  leichtes  Nachschleppeii  der 
linken  Seite  statt.  Die  Atmung  selbst  ist  rc'gelmäßig,  ausgiebig  und  nur  leicht 
angestrengt.  Der  Rrustumfaiig  in  Höhe  der  RrustAvarzen  mißt  bei  der  Ein- 
atmung: 92  cm,  bei  der  Ausatmung:  90  cm.  Die  Atembreite  ist  daher  mit  nur 
2 cm  s('hr  gering.  Seitliches  Zusammendrücken  des  Brustkorbes  veranlaßt  Be- 
schwerdeäußerungen über  Schmerzen  an  den  Bruchstellen  der  L’ippen.  Die  Unter- 
suchung der  Lungen  ergieht  überall,  auch  in  der  Nähe  der  vom  Unfall  betroffenen 
Stelhm  reines  abgeschwächtes  Bläschenatmen  mit  verlängertem  Ausatmungsgeräusch 
und  vollen  lauten  Schall.  Es  fehlen  alle  krankhaften  Geräusche,  Avie  Schaben  und 
Knistern,  aus  Avelchen  auf  das  Vorhandensein  einer  Rippenfellreizung  geschlossen 
Averden  könnte.  Während  der  Untersuchung  tritt  auch  beim  tiefen  Atmen  kein 
Hustenreiz  auf. 

Die  Herzdämpfung  zeigt  anscheinend  normale  Grenzen,  sie  sind  Avegen  der 
Ueberlagerung  mit  LungengeAvebe  nicht  ganz  genau  festzustelleu.  Der  Spitzenstoß 
ist  im  5.  linken  ZAvischenrippenraum  innerhalb  der  BrustAvarzenlinie  zu  fühlen. 
Die  Herztöne  sind  rein. 

Die  Bulsschlagfolge  beträgt  in  der  Rulie  90,  sie  ist  regelmäßig.  Die  Gefäß- 
Avandungen  sind  leicht  verhärtet. 


Begutachtung. 

Als  erwerbsbeschränkende  Folgern  hat  der  Unfall  vom  26.  Xoveunber  1907 
bei  dem  Kläger  binterlassen: 

1.  Verdickungen  an  dei‘  reichten  6.  und  der  linken  10.  Rippet  als  Kemnzeichen 
erlittener  Rippenbrüche. 

2.  Eine  glaubhafte  Sebmerzhaftigkeit  des  9.  linken  ZAvischenrippemnerven,  die' 
als  Folge*  von  Rippe'.nbrüchen  häufig  beobachtet  Avird.  Dieselhe  hineiert  tiefe's 
Einatmen  und  somit  elie  Übernahme  schAvererer  Arbeiten. 

Diese  \'eränelerungen  lassen  es  als  Avahrscheinlich  gelten,  elaß  W.  zurzeit 
sich  im  Ave-sentlichen  auf  leichteu-e  Arbeiten  beschränken  muß,  zumal  e'r  be'i  seine'n 
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ül)ri^'('ii,  vom  riit'all  liC'ideii  - Gofal.iveiiiärtuiig,  Kra.inpfa(l(‘ni  (link.^), 

Lung('iil)lälmiig  von  (Um  Tlnfallfolgen  schwcnno’  botroflVm  wurde,  als  ein  go- 
sumU'V  rüstiger  iMann. 

lIi(M'durcb  erselKÜnt  W.  seit  (Umi  10.  Februar  1908  und  . gt'genwärtig  in 
sdiK'r  Arl)eitsfäbigkeit  um  20'*/o  b('eintriiebtigt. 

l)i(‘  Schätzung  weicht  von  der  der  Herren  V'orgutachtc.'r  ab,  weil  sieb  nach 
d('r(m  lintersuclrnng  noch  di('.  Scluncrzliaftigkeit  des  9.  linken  ZwisclumripiKm- 
iK'rven  lun-ausgebildet  bat,  die  (‘benfalls  als  IJnfallfolge  anzusprechen  ist. 
l)(mi  Verletzten  wurde  (‘in  .labr  lang  (‘ine  20*^ 4 Ilente  gewährt. 

Operative  Entfernung  von  Rippenstücken. 

Operative  Eiitferiiiiiig  von  Stücken  aus  4 Rippen.  Schwartenbilüiing: 
des  Rippenfelles.  Renten:  lOOVo^  ööVsVo*  25Vo  5 Jahren. 

Unfall:  29.  ])(‘zeinber  1903.  Schwere  ])rust(iuetschung  mit  nachfolgen(h‘r 
Fit(‘ransammlung  im  Brustfellraum  und  operativ(^  Entfernung  mehrerer  Rippen. 


Eigene  Angabeti  des  Verletzten. 

.,Die  ganz(‘  linke  Bi'ustseit('  ist  mir  immer  angeschwollen,  dann  habe  ich 
keim^  Luft.“ 

Untersuchungsbefund  (2.  l)(‘zember  1908). 

47jäbrig(‘r  Alaun  von  mittlerer  Größe,  in  genügendem  Ernährungszustände, 
mit  iKÜienden  Bewegungen  beim  An- und  Ausziehen.  Das  Körpergewicht  beträgt  (nackt) : 
ll'h  kg  bei  111  cm  Körperlänge.  Der  Kopf  ist  kahl,  die  Gesichtsfarbe  etwas  grau. 

Eine  13  cm  lange  Operationsnarbe  zeigt  sich  in  der  Höhe  der  9.  linken 
Rippe,  zieht  als  schmale  Narbe  vom  Achselhöhlenrande  bis  zur  Scliulterblattliiiie, 
um  sich  hier  in  eine  kraterförmige,  aber  überall  mit  glatter,  reaktionsloser  Haut 
ausgekleidete,  tief  (ungezogene  Einbuchtung  zu  verwandeln,  in  die  man  4 Finger 
l((gen  kann.  Hinter  dieser  Eiidjuchtung  fehlen  operativ  entfernte  Stücke  d(U‘  8.  bis 
11.  Rippe.  Beim  Atmen  wird  diese  Stelle  tief  eingezogen.  Das  linke  Schulterblatt 
st(‘.bt  (‘twas  höher,  als  das  i’echte  und  steht  mit  seinem  inneren  Rande  vom  Brust- 
korb ab. 

Di(‘  linke  Brustkorbhälfte  bleibt  beim  Atmen  gegenüber  der  recht(‘n  sicht- 
lich zurück.  Die  Atmung  ist  etwas  beschleunigt.  In  der  Ruhe  geschehen  in  der 
Alinute  24  Atemzüge,  statt  normal  18.  Beim  Sprechen  und  bei  leichten  Anstren- 
gungen steigert  sich  di(‘  Frequenz  auf  30.  Husten  tritt  auch  niclit  beim  tiefen 
Atnum  auf. 

D(‘i'  Klopfscliall  ist  über  der  rechten  Brustseite  vorn  und  seitlich  voll,  über 
d(‘i-  Operationsnarbe  timhjt  man  den  Klopfschall  stai'k  verkürzt  bzw.  völlig  ge- 
dämpft. Das  Stimmscbwirren  ist  über  den  hint(‘r(‘n  unter(‘n  link('ii  Lung(‘iipartieen 
abgeschwächt. 

Das  Atemgeräusch  ist  über  der  linken  Lunge  (Uwas  abgeschwächt,  in  der 
Narbeng(‘gend  etwas  stärker  abgeschwächt.  ]!ls  ist  aber  l)läschenförmig  und  fn‘i 
von  krankhaften  X(‘h(‘ngei‘äusclu‘n.  Das  At(‘mgeräusch  über  der  rechten  Lung(‘  ist 
normal. 

Es  besteht  also  (‘im‘  Scbwail(‘iibildung  d(‘s  liidv('ii  Rippenfelles. 

Di(‘  IRu’ztöne  sind  rein,  (h^r  Puls  ist  voll  und  kräftig,  seim‘  Frequenz  b(‘- 
trägt  90  in  der  Minut(‘. 

D(‘i’  liidve  Arm  kann  wohl  über  di(‘  Horizontah^  (‘rIiob(‘n  w(‘rden,  dabei  tritt 
aber  ang(d)lich  ein  Spannungsg(d‘ühl  in  d(‘r  Narb(‘  ein. 

Stöiaing(‘ii  von  s(‘iten  d(‘s  N(‘rv(msyst(mis  b(‘steh(‘n  niclit. 


Operative  Kiitferiiimij  von  Uippenstückeii. 
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lU^üutaelitiiii 


S('it  (l('r  Uiiti'rsucluiiig  vom  19.  F('l)ruar  1905  Zustaiidi' 


1111(1 


iiifolgcdesson 


im'  Erliölmiig 


d(‘s 
d('i‘ 

a) 
h) 

66  /lY/  auf  77*5  kg  golioluoi. 

(/)  I).  hat  iiaeli  di'iii  (liitaclitc'ii  dos  i)r 
niaidiorarbeit  zu  loistoii  imstande  ist 
lliernacli  oiitfalloii  für  Ih  nur  di(' 
l('iclit('  Arbeiten  ist  er  zu  leisten  i inständig 

Dalier  ist  der  Verletzte  infolge  des  Unfalles  vom  29.  Dezember  1903  in 
der  Zeit  nach  dem  1.  November  1908  in  seiner  Krw(u*bsfähigkeit  um  25*^  0 b('('in- 
trächtigt  gewesen  und  gc'genwärtig  noch  um  25"  o beeinträclitigt. 

Die  Keilte  wurde  hiernach  n'chtskräftig  auf  25o'o  herabgesetzt. 


\ (‘i'b'tzti'ii  ('ine  W('seiitlieh('  Vi'riiiiderniig 
Arlu'itsfähigkeit  ('iiiga'treteii. 

Di('  Vi'räiideriing  Ix'sti'ht  in  folgmidem: 

Di('  absoiidernde  Fisti'l  ist  vollständig  geschlossen. 

Damit  (mtfällt  die  Notwendigkeit  eines  täglichen  Vtu’bandwechsels. 

Das  Körpergewicht  hat  sich  in  der  Zeit  vom  16.  Juni  1906  bis  Inuite  von 

/ "i  7 Z'  t I 1 

K.  d('ii  1 leweis  geliefert,  dab  er  Schuh- 
schwersten ArluMtmi;  mitt(dschw(u*e  und 


Operative  Eiitferimiig*  eines  Rippenstückes.  Schwartenbildnng  des 
Rippenfelles.  Heilverfahren : 2 Jahre  I.  Renten festsetzung*  ßO^/o* 

Unfall;  16.  Mai  1905.  Sturz  vom  Dach.  Quetschung  d('s  Drustkorbes  mit 
nachfolgender  Eiteransammlung  im  Brustfellraum. 

Eigi'iie  Angaben  des  Verletzten. 

.,Ich  habe  s('lir  wenig  Luft  und  bekomme  leicht  Stiche  auf  der  rechten  Seite. 
Bei  langem  Laufen  tot  auch  die  rechte  Sch  ulter  weh. 

Gearbeitet  habe  ich  noch  nichts. 


Untersuchungsbefund  (25.  Juli  1907). 

Wohl  aussi'hender , jungei*  Mann  in  mittlerem  Ernährungszustände  von 
mäßiger  Muskulatur. 

In  (hu*  rechten  Achselhöhle  zeigt  sich  ('ine  geschlossene,  lippenförmige  Fistel, 
die,  wie  die  Somh'nuntersuchung  ergiebt,  blind  (mdigt.  P]s  findet  keinerlei  ScLre- 
tion  aus  derselben  statt.  Über  der  rechten  9.  Rippe  in  der  hinteren  Achselhöhlen- 
linie findet  sich  eine  Operationsnarl)e.  Es  läßt  sich  festsLdh'u,  daß  von  d('r  9.  Rippe 
ein  Stück  herausgenommen  word('ii  ist. 

Die  rechte  Brusthälfte  ist  leicht  eingesunken,  sie  schh'ppt  beim  Atmen  d(mt- 
lich  nach.  Die  Schlüsselb('ingruben  sind  rechts  (dngesunken.  Die  Atmungsfreciuenz 
ist  jetzt  — nach  länger('r  Rulu'  im  Wartezimmer  — lucht  melir  gesteigert.  Alan 
zählt  in  der  Minute  18  gleichmäßige,  nicht  angestrengte  Atemzüge.  Über  der  gan- 
z('Ti  rechten  Lunge  ist  dei*  Klopfschall  stark  verkürzt,  in  d('in  Ih^zirk,  der  von  den 
Achs(*lhöhlenlini(3n  begrenzt  wird,  besteht  ausgesprochen('  Dämpfung.  Das  At('in- 
geräusch  ist  n'chts  ('rheblich  abgeschwächt,  desgleichen  das  Stimmsclnvirren. 


IL'gutachtung. 

Seit  der  Untersuchung  am  25.  Mai  1906  (100*^ 'o)  ist  in  dem  Zustand((  des 
V('rletzten  eine  wesentliclu'  Verändei’ung  und  infolgedessen  (‘ine  Plrhöhung  der 
A i'bei tsf äl i igkei t ('in get r(‘tei i . 


aj 


Die  Veränderung  b(',st(dit  in  folgM'iidem: 

Di('  Kurzatmigk('it  ist  gebessei’t. 

Das  lleilv(u‘fahren  ist  be(indet. 

D('i*  V(*rl('tzt(‘  ist  j(‘tzt  wohl  imstande,  h'ichte  Arbeih'n  zu  V('rricht('u. 
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II.  Teil.  3.  Abschnitt. 


Der  Vcrl(3tzt(3  ist  infolg(3  des  Unfalles  vom  16.  Mai  1905  in  der  Zeit  nach 
dem  1.  Juli  1907  in  seiner  Erwerbsfähigkeit  um  60  Prozent  beeinträchtigt  ge- 
wesen und  gegenwärtig  noch  um  60  Prozent  beeinträchtigt , weil  er  nur  leichte 
Arbeiten  verrichten  kann. 

Die  Instanzen  entschieden  dementsprechend. 


Zellgewebsvereiterung  an  der  Brustwand. 

Zellgewebsyereiteruiig,  unter  der  Brustmuskulatiir  (Phlegmone)  nach 

Danmeiiverletzung-. 

I.  Rentenfestsetzimg : lOVo-  Heilverfahren:  8 Monate. 

Unfall:  25.  November  1907.  Stichwunde  am  linken  Daumen  mit  nachfol- 
gender Vereiterung  der  Acliseldrüsen. 

Eigene  Angaben  des  Klägers. 

„Ich  habe  Schmerzen  in  der  Narbe  an  der  Brust  und  im  linken  Oberarm 
bei  Bewegungen.  Ich  habe  ziemlich  4 Wochen  gearbeitet.  Dabei  habe  ich  fest- 
gestellt,  daß  ich  mich  mit  der  linken  Hand  nicht  genügend  festhalten  kann.“ 


Untersuchungsbefund  (17.  November  1908). 


30jähriger  Mann  von  gesundem  Aussehen,  mit  elastischen  Bewegungen.  Die 
Narbe  am  linken  Daumen  ist  völlig  bedeutungslos. 

Die  linke  Schultergegend  läßt  gegenüber  der  rechten  keinen  Unterschied 
l)ei  der  Betrachtung  erkennen.  Die  linke  Schultermuskulatur  ist  nicht  abge- 
magert. 

Der  Untersuchte  will  den  linken  Oberarm  im  Schultergelenk  nach  vorn 
nur  ])is  80<^  über  die  Horizontale,  seitlich  nur  ebensoweit  erheben  können.  Hebt 
man  ihm  aber  den  linken  Arm  bis  zur  Senkrechten  und  läßt  ihn  jetzt  denselben 
staffelförmig  senken,  so  vermag  er  denselben  in  jedem  beliebigen  Winkel  über 
der  Horizontalen  zu  halt('.n.  Tatsächlich  ist  also  der  zum  Armheben  erforderliche 
Pewegungsapparat  an  der  linken  Schulter  funktionsfähig.  Beim  Seitwärtsheben 
des  linken  Oberarmes  bewegt  sich  das  zugehörige  Schulterblatt  nicht  frühzeitiger 
mit,  als  dies  rechts  der  Fall  ist.  Es  besteht  also  keine  Beschränkung  der  Be- 
weglichkeit im  linken  Schultergelcnk.  Wohl  aber  wird  das  beim  selbsttätigen 
Heben  sichtbare  Defizit  von  l()o  bedingt  durch  Spannung  der  auf  der  linken  Brust 
am  hinteren  Bande  des  großen  Brustmuskels  vorhandenen  großen,  stellenweise 
mit  der  Unterlage  vei’wachsenen,  aber  sonst  reaktionslosen  Narbe.  Die  Narbe  in 
der  linken  Achselhöhle  ist  bedeutungslos,  da  sie  selbst  bei  den  extremsten  Be- 


w(^gung(ui  des  linken  Arni(3s  nicht  gespannt  wird. 

Bei  Bew('gungen  treten  im  linken  Schultergelenk  keine  Geräusche  auf. 

Die  Bewegungen  des  Oberarmes  im  linken  Schultergelenk  sind  allseitig  frei. 
Der  Untersuchte  vermag  beide  Arme  gleichmäßig  bis  annähernd  zur  Senkrechten 


gestreckten  Ellenbogen  über  dem  Kopf  in  die  Hände  zu 


zu  (‘rlu'ben  und  bei 
klatschen.  Er  vi'rmag  die  linke  Hand  ins  Genick  zu  legen  und  erreicht  hinten 
unten  lunum  mit  den  Fingern  das  SchulteiElatt  der  anderen  Seite.  Bei  senkrecht 
iKM'abhängendem  Arm  ist  die  Bollung  des  Oberarmes  nach  außen  und  innen  voll- 
Ivommen  frei. 

^T‘rsucllt  man  den  senkri'cht  hängenden  Arm  gegen  das  Schultergcdenk  zu 
(li‘äng('u,  w(‘rden  keim'  Schmerzen  gcdvlagt. 


\'erletzaiigen  und  Firkran,kiiiigeii  der  Lunge. 
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Ks  iH'trägt  d('r  Uinfung 


um 

den 

des  Oberarmes: 

horizontalen  Di'ltamuski'l 

i-('chts 

82 

links 

81', 

um 

den 

hängenden  Delta  in  Achsi'lhöhlenhöhe  . 

27'  o 

27'/, 

um 

di'ii 

zweiköpfigen  Muskid  (lliceps)  .... 

26 

(reichlic 

251/4 

an 

der 

des  Unti'rarmi's : 

dicksten  Stelle 

25' /o 

25'/, 

Ks  bestellt  also  ein  UnteniialJ  dev 
völlig  innerhalb  der  natürlichen  (xrenzen 

Es  ist  dies  ein  ]>eweis,  dalJ  der  linke 


linkss('itig('n 
liegt. 


Arniiniiskulatur,  das 


Arm 


von  Schmerzen  nicht  geschont  worden  ist 


infolge 

erheblicheres  Untermaß  hätte  heransbilden  müssen. 


in  der  vergangenen 
da  in  diesem  Phi  Ile  sich 


noch 

etwa 

ein 


llegutachtung. 

Seit  der  Untersuchung  am  80.  Alai  1908  — Festsetzung  der  Ihillrente  — 
ist  in  dem  Zustande  des  Klägers  eine  wesentliche  Veränderung  und  infolgedessen 
eine  Erhöhung  der  Arbeitsfähigkeit  eingetreten. 

l)ie  Yeränderung  besteht  in  folgendem: 

a)  Die  Fistel  am  hinteren  Rande  des  großen  linken  Rrustmuskels  in  der  Ach- 
selhöhle ist  jetzt  geschlossen,  das  Heilverfahren  somit  beendet. 

h)  Die  Wunde  auf  der  Brust  ist  fest  vernarbt  und  zeigt  keine  Granulatious- 
llächen  mehr. 

c)  Der  linke  Arm,  der  damals  noch  nicht  bis  zur  Horizontalen  gehoben  wer- 
den konnte,  erreicht  jetzt  selbsttätig  die  Senkrechte  bis  auf  10^,  fremdtätig 
völlig. 

d)  Das  Untermaß  des  linken  Armes  von  2 cm  hat  sich  auf  das  natürliche  Un- 
termaß zurückgebildet. 

Der  Kläger  ist  infolge  des  Unfalles  vom  25.  November  1907  in  der  Zeit 
nach  dem  1.  August  1908  in  seiner  Erwerbsfähigkeit  um  lO^/o  beeinträchtigt  ge- 
wesen und^gegenwärtig  noch  um  10*^/o  beeinträchtigt,  weil  es  glaubhaft  ist,  daß 
der  linke  Arm  des  J.  beim  Deckenmalen  noch  leicht  ermüdet.  Weiter  ist  das 
lange  Heilverfahren  zu  berücksichtigen,  so  daß  die  Rente  in  dieser  Höhe,  die 
durch  den  objektiven  Befund  allein  nicht  mehr  begründet  ist,  als  Übergangs-  und 
Schonungsrente  in  Vorschlag  gebracht  wird. 

Dem  Kläger  wurde  demnacli  eine  lOo/oige  Rente  zugesprochen,  die  er  6 AIo- 
nate  lang  bezog. 


Verletzungen  und  Erkrankungen  der  Lunge. 

Zerreißung  der  Lunge  ' 

Luiig:eiizerreißiiiig.  Renten:  100 Vo  (Heilverfahren),  20^0»  0%  nacli 

3 Jahren. 

Unfall:  10.  Juli  1907.  Überfalirung. 

Eigene  Angaben  des  Verletzten. 

„Idi  liabe  Sticlie  in  der  rechten  Brustseite.  Icli  kann  niclits  lieben.  Ich  teile 
Zettel  aus  und  mache  kleine  Gänge.“ 


II.  Teil.  3.  Ahsclinitt. 


4(il> 


l ' 11 1 (' rs lu* li u ii.^'s  bof  11 H (1  (6.  Juni  1908  vorm.  10  Ulir). 


j^iitnn  Kniiilirimg'szustimdi', 


mit 


öl jiilirigi'r,  g'i^sund  nnssoh('iid('r  Mann 
Iu'Ik'iuU'ii  r>owogiing('ii. 

Das  Körpi'rgewicht  beträgt  unbekleidid  58  hj.  Gi'sicht,  Nacken  und  Unter- 
arme sind  stark  sounengebrännt. 

Die  llerzdämpfungstigur  zeigt  normale  Grenzen.  Die  Herztöne  sind  rein. 
Die  rnlssclilagfolge  ist  regiJmäßig,  beträgt  84  Schläge  in  der  Minute.  Die  Gefäß- 
^Yan(lung  ist  weich. 

Die  Eigenwärme,  während  10  Minuten  in  der  Achselhohh' gemessen,  beträgt 
36'7^  ist  also  normal.  Während  der  Untersuchung  kommt  es  zu  wiederholtem 
Räuspern,  aber  weder  zum  Husten,  noch  zur  Produktion  von  Auswurf. 

Die  Retrachtung  des  durch  eine  von  früher  bestehende  Wirbelsäulenver- 
krümmung auf  der  rechtmi  Seite  vorn  erweitertiui  Brustkoriies  läßt  sonst  keine 
Abweichung  von  der  Norm  erkennen.  Heide  Hrustkorlihälften  Averden  bei  der  At- 
mung gleichmäßig  gehoben  und  gesenkt,  es  tindet  dabei  kein  Naclischleppeii  einer 
Seite  statt.  Die  Atmung  selbst  ist  i'egelmäßig,  ausgiebig  und  nur  ganz  leicht  an- 
gestnuigt. 

in  Hölle  der  HrustAvarzen  mißt  bei  der  Einatmung 


Die  Zahl  der  Atemzüge  beträgt  24  in  der  Minute.  Der  Hrustumfang 

941/0 


cm,  bei  der  Ausatmung: 
90  cm.  Die  Ihdastung  des  knöchernen  Brustkorbes  ergiebt  keine  Regehvidrigkeit, 
insbesondere  bestehen  an  der  von  dem  Unfall  betroffen  geAvesenen  Stelle  (rechts 
vorn  olien)  keine  Knoclienauftreibungen  und  keine  Verbiegungen.  Die  Rippen  der 
rechten  Brustkorbhälfte  treten  etAväs  (h'utlicher  hervor,  Aveil  der  Brustkorb  hier 
eine  stäi’kere  Wöllmng  aufweist  und  di('  bedeckende  Aluskelschicht  scliAvächer  er- 
scheint, als  links.  Druckschmerz  ist  nirgends  vorhanden.  Seitliches  Zusamnien- 
drücken  des  Brustkorbes  veranlaßt  keine  BeschAverdeäußmaingen.  Die  Untersuchung 
der  Lungen  ergiebt  überall,  auch  im  Bezirk  der  vom  Unfall  iietrolfen  geAvesenen 
Stelle  reines,  etAvas  abgescliAväclites  Atmen  mit  leicht  verlängertem  Ausatmungs- 
geräusch und  vollem  lautem  Schall.  Es  fehlen  alle  krankhaften  Geräusche  , Avii' 
Schaben  und  Knistern,  aus  Avelchen  auf  das  \ö)rhandensein  einer  Rippenfellreizung 
geschlossen  Averden  könnte.  Während  der  Untersuchung  tritt  aucli  beim  tiefen 
Atmen  kein  Hustenreiz  auf. 

Begutachtung. 

Bei  K.  besteht  als  Folge  des  Unfalles  vom  10.  Juli  1907  keine  objektiv  er- 
kennhare  krankhafte  Abweichung. 

Anzeichen  einer  tulierkulöseu  Lungenerkraukung  sind  nicht  vorhanden. 

Ji'doch  hestand  liei  der  Aufnahme  in  das  Krankenhaus  am  10.  Juli  1907 
bei  K.  Lungenbluten  und  unter  der  Haut  der  ri'chten  Brustseite  eine  luftkissen- 
artige ScliAvellung  (Hautemphysem).  Es  ist  dies  ('in  BeAveis,  daß  damals  die  Lunge 
einen  Riß  erlitten  haben  muß.  Beim  Verheilen  eines  solchen  Einrisses  ist  die  Ver- 
lötung  zAvischen  Lungen-  und  Rippenfell  in  kleiner  Ausdehnung  sehr  Avahrscheinlich. 
Mit  unseren  diagnostischen  Hilfsmitteln  sind  derartige  AbAveichungen  nicht  immer 
('rkennbar , sie  sind  aber  imstande , BescliAverden  zu  erzeugen.  Solche  sind 
nach  Art  des  Unfalles  glaubhaft.  Die  hierdurch  gesetzte  ErAverbsbehinderung 
schätze  ich  auf  20%,  Aveil  sie  K.  an  Übernalime  sclnverster  Arbeiten  hindert. 

Der  Verletzte  ist  demnach  durch  Unfallfolgen  in  der  Zeit  nach  dem  1.  F('- 
bruar  1908  und  gegeiiAvärtig  durch  di('  BrustlieschAverden  in  seiiiei'  ErAverbsfähig- 
keit  um  20%  lieeinträchtigt. 

Die  zurückliegende  Zeit  des  1.  Februar  1908  konnte  nach  dem  Gutachten 
des  Dr.  11.  vom  15.  Januar  1908  und  des  25.  Februar  1908  unter  Vergleich  mit 
(b'iii  heutigem  ih'fumh'  lu'denkenfrei  angenommen  Averden. 

Die  Instanzc'n  ('rkannten  dementspreclumd.  Im  März  1910  Avurde  die  Rent(‘. 
in  W'egfall  gebracht,  weil  K.  in  der  ZAvischenzcnt  daiu'rnd  zu  vollem  Lohne 
scliAveri'  A]‘b('it('n  vi'rrichtet  liatti'  und  sich  keine  Erkrankung  ih'r  Lungi'  ausge- 
bildet batt('. 


liiiiigenent/,i'ui(luug  luicli  l iitall. 


Lungenentzündung  nach  Unfall. 

Uezüglidi  der  liäutigston  Lungeiierkraiikimgcn , der  Pneiimonio  und 
der  'rnberkulose,  werden  Kontusionen  des  Brustkorbes  und  „\'erliebeii"  als 
Trsaelie  außerordentlich  oft  beschnldigt.  Wissenschaftlich  steht  fest,  daß 
beide  Erkrankungen  an  eine  Infektion  mit  bestimmten  Bakterien  geknüpft 
sind.  Ohne  gleichzeitige  Anwesenheit  derselben  ist  das  Auftreten  der  einen 
oder  anderen  Erkrankung  selbst  bei  den  schwersten  Verletzungen  der  Lunge 
ausgeschlossen.  Wie  oft  sehen  wir  selbst  Zerreißungen,  Schnß-  und  Stich- 
verletznngen  der  Lungen  anstandslos  ausheilen. 

Zug(‘standen  mnti  werden,  daß  gegebenenfalls  erst  das  durch  den  Un- 
fall verletzte  Limgengewebe  den  anwesenden  Infektionskeimen  einen  wdll- 
kommeuen  Boden  für  ihre  Ansiedelung  nnd  Weiterentwickelung  gewährte. 
Ohne  gleichzeitiges  Trauma  hätten  die  Bakterien  keine  Oelegenheit  ge- 
funden, ihre  schädliche  Wirkung  auf  das  Lnngengew’ebe  zu  entfalten. 

Bei  beiden  Erkrankungen  spielt  die  Blutung  eine  doppelte  Holle. 
Einmal  gewährt  die  verletzte  Stelle  den  Schädlingen  eine  Eingangspforte, 
andererseits  ist  die  Blutung  ein  beachtenswertes  Zeichen,  das  eine  statt- 
gehabte Verletzung  nachweist. 

Je  größer  die  (feAvalteinwirkung  ist.  die  den  Brustkorb  betrifft,  je 
schneller  die  die  Verletzung  des  Lungengewebes  anzeigende  Blntnng  anf- 
tritt.  je  mehr  sich  der  Ort  der  Verletzung  mit  der  Erkrankung  deckt,  um 
so  wahrscheinlicher  wird  der  ursächliche  Zusammenhang  zwischen  beiden 
Momenten.  Indeß  nicht  immer  liegen  die  AMrbedingungen  für  die  Aner- 
kennung so  handgreiflich. 

Es  sind  Lungenerkrankungen  als  Unfallfolge  anerkannt  'worden,  wo 
die  Oew^alteiinvirkung  eine  mäßige  war,  'svo  Angriffs-  und  Erkrankungs- 
stelle sich  nicht  deckten,  wo  endlich  das  Auftreten  von  Blut  erst  stunden- 
oder  tagelang  später  erfolgte  oder  gar  nach  außen  hin  überhaupt  nicht  er- 
kennbar wurde.  ^Mrausgesetzt  wurde  in  solchen  Fällen,  daß  die  betroffenen 
Bezirke  infolge  bereits  bestehender  Veränderungen  eine  geschwächte  Wider- 
standskraft besaßen.  Fürbringer  verlangt  nicht  einmal,  daß  die  in  Quet- 
schungen bestehenden  Unfälle  äußere  Spuren  hinterlassen.  Auch  erkennt 
er  an,  daß  übermäßige  Muskelanstrengung  an  sich , insbesondere  außer- 
ordentlich starkes  (also  das  betriebsübliche  Maß  übersclireitendes)  Heben 
schwerer  Lasten  innerhalb  gesunder  Lungen  Verletzungen  mit  Blntanstritten 
und  somit  das  xVuftreten  einer  Lungenerki-ankung  bewirken  kann. 

Dej-  Begriff  der  traumatischen  Hnenmonie  ist  nach  Ursache  und  Wir- 
kung noch  keineswegs  ein  so  gefesteter,  daß  die  bisher  in  der  Literatur 
niedergelegten  Fälle  nach  der  einen  oder  anderen  Richtung  hin  als  über- 
zeugend zu  gelten  hätten. 

Während  Litten  in  TMOo  der  von  ihm  beobachteten  liieumonieen 
eine  (kwvalteinwirkung  als  lAsache  beschuldigte,  erkennt  Jürgensen  dies 
iiui’  für  OTß'Vo  ‘Seiner  Fälle  an.  Dazwischen  stehen  Stern  mit 
hetzet  mit  l’H^V,  Demuth  mit  FlU/o:  endlich  Frünkel  mit  O-S"/,,  durch 
iraunia  bedingten  Lungenentzünduiigeu. 


464 


11.  Teil.  3.  Absclinitt. 


Vu\  eine  lAiiii>enentzüii(lnng  als  eine  auf  ti-anmatiseher  llasis  ent- 
standene anerkennen  zn  dürfen,  müssen  mehrere  Voi-l)ediiignngen  erfüllt 
sein.  Zunächst  die  ganz  selhstverständliche,  daß  ein  Tmnma  den  llrustkoii) 
hetroffen  hat.  Dieses  Trauma  innü  auch  eine  erhebliche  Intensität 
besessen  haben,  so  dab  das  LungengeAvebe  wirklich  eine  ^Tuietznng  davon- 
getragen haben  kann.  Denn  eine  solche  müssen  Avir  als  den  erfoixlerlichen 
günstigen  Ansiedlnngsoi’t,  als  die  Eingangspforte  füi’  die  in  den  LuftAvegeii 
schon  vorhandenen  Entzündungserreger  Amraiissetzen. 

Das  Avesentliche  bei  diesen  Kontusionen  des  Thorax  ist  die  Einwir- 
kung der  stumpfen  (k'Avalt  in  ihrer  plötzlichen,  unerAvarteten  und  aus- 
giebigen Kompression.  Nicht  ausgeschlossen  ist  auch  die  ^'e]ietzullg 
von  LungengeAvebe  durch  kräftige  Exspiration  bei  geschlossener  Glottis 
unter  gleichzeitiger  änberster  Anspannung  der  gesamten  Rnnipfmuskulatni-, 
AAÜe  es  bei  anberordentlichen , also  über  das  betriebsübliche  Mab  hinaus- 
gehenden Kraftanstrengnngen  der  Fall  ist. 

Dann  muli  die  Zeit  zAAÜschen  dem  OffensichtlicliAA  erden  der  Erkran- 
kung lind  der  als  (telegenheitsursache  angeschuldigten  Verletzung  mit  der 
geAvohnten  ärztlichen  Erfahrung  in  Einklang  zu  bringen  sein. 

Welche  Zeit  Pneumokokken  gebrauchen,  um  sich  im  LungengeAvebe 
anzusiedeln,  sich  zu  entAvickeln  und  die  Pneumonie  hervorzurufen , Avissen 
AA’ir  nicht.  Es  hat  sich  aber  in  der  Piechtsprechung , gestützt  auf  die  Ar- 
beiten Sterns,  die  GeAvohnheit  herausgebildet,  den  Beginn  der  Erkrankung 
infolge  von  Trauma  nach  einigen  Stunden  bis  etAva  4 Tagen  anzunehmen. 
Nur  Avenu  sich  Avährend  dieser  Zeit  bereits  Avesensverwandte  Krankheitser- 
scheinungen (Fieber,  Stiche  usav.)  ohne  ausgesprochene  auskultatorische  und 
])erkutorische  Symptome  der  I^neumonie  zeigten,  Avird  man  auch  etAva  nach 
dieser  Zeit  auftretende  Pneumonieen  als  durch  Unfall  provocierte  aner- 
kennen dürfen.  Im  letzteren  Falle  mnb  aber  der  Verletzte  bis  zn  dem 
ü'rauma  völlig  gesund  geAvesen  sein,  es  darf  noch  nicht  einmal  eine 
katarrhalische  Affektion  der  LuftAvege  bestanden  haben,  denn  diese 
Erscheinungen  können  sich  jederzeit  zum  Bilde  einer  Pneumonie  ver- 
stärken. 

Bei  den  in  den  ersten  4 Tagen  entstehenden  Lungenentzündungen 
darf  man  aber  andererseits  eine  etAva  vorher  bestehende  mäbige  Bron- 
chitis nicht  als  Alilehnungsgrund  für  die  Anerkennung  des  ursächlichen 
Zusammenhanges  ins  Feld  führen.  Bieten  doch  diese  Affektionen  der  Luft- 
Avege eine  günstige  EntAvickelungsgelegenheit  für  die  Pneumokokken. 

Je  mehr  die  Grenze  von  4 Tagen  überschritten  Avird,  nm  so  mehr 
verliert  der  Zusammenhang  an  Wahrscheinlichkeit.  Fiirhringer  konzediert 
jedoch  noch  ein  Hinausgehen  ül)er  diese  Frist  nm  1-— 2 Tage,  erkennt  also 
noch  bei  einer  Dauer  von  5 - (>  Tagen  den  fraglichen  Zusammenhang  als 
gegel)en  an. 

Wird  andererseits  unmittelbar  nach  dem  Unfall  das  Vorhandensein 
einen-  Lungenentzündung  festgestellt,  so  mub  ihre  EntAvickelung  bereits  in 
die  Zeit  vor  dem  Unfall  vei-legt  Avei’den. 


Lungenentzüiulung  nach  Unfall. 


465 


Niemals  darf  außer  acht  gelassen  werden,  daß  erfahrungsgemäß  eine 
Pneumonie  gerade  kräftige  Leute  aus  voller  Gesundheit  heraus  aufs  Kran- 
kenlager wirft.  Es  wird  in  allen  Fällen  zuvor  zu  erwägen  sein,  oh  es  sich 
nicht  gegebenenfalls  um  eine  Erkrankung  während  der  Arbeit  handelt  und 
der  plötzliche  Zusammenbruch  der  Kräfte  erst  den  Unfall  verschuldet,  so 
daß  dieser  dann  die  bereits  vorhandene  Erkrankung  ihrem  Träger  zum 
Bewußtsein  bringt. 

Bezüglich  der  Lokalisation  der  Pneumonie  ist  zu  bemerken,  daß  ihre 
Entwickelung  an  einem  der  Gewalteinwirkung  entsprechenden  Orte  für  den 
traumatischen  Charakter  derselben  spricht;  decken  sich  die  Punkte  in- 
dessen nicht,  so  spricht  dieser  Umstand  nicht  gegen  die  gewaltsame  Ent- 
stehung, wofern  nur  die  übrigen  Voraussetzungen  gegeben  sind. 

Der  A^erlauf  einer  traumatischen  Pneumonie  hat  nichts  Charakteristi- 
sches, was  sie  von  einer  gewöhnlichen  unterscheiden  ließe. 


Luiigeiieiitzttiidung  nach  angeblichem  Verheben  nicht  als  Unfallfolge 

anerkannt. 

Vorgeschichte. 

Der  Maurer  M.  will  am  1.  Juni  1904  auf  einem  Neubau  dadurch  einen  Un- 
fall erlitten  haben,  daß  er  bei  dem  Umstellen  einer  Rüstung  beziehungsweise  von 
Marmorplatten  einen  plötzlichen  Schmerz  in  der  Bauchgegend  bekam  und  nicht 
mehr  Weiterarbeiten  konnte.  Nach  den  vorliegenden  Zeugenaussagen  hat  M.  dem 
Polier  mitgeteilt,  daß  er  sich  verhoben  habe.  Er  ist  dann  in  einer  Droschke  nach 
seiner  Wohnung  gebracht  worden,  wo  er  zu  Boden  stürzte;  mit  Hilfe  einiger 
Mieter  wurde  er  aufs  Sofa  gelegt,  er  konnte  weder  sitzen  noch  liegen,  erbrach 
Blut  und  Schleim.  Von  den  hinzugerufenen  Ärzten  wurde  angesichts  der  heftigen 
Schmerzen  und  der  augenscheinlichen  Notwendigkeit  einer  Überführung  ins 
Krankenhaus  keine  Untersuchung  des  Kranken  vorgenommen;  die  Erkrankung 
wurde  als  außerordentlich  schwer  bezeichnet  und  dem  Verdacht  Ausdruck  ver- 
liehen, daß  es  sich  vermutlich  um  das  Platzen  eines  iuneren  Organes  handelte. 

Der  Zeuge  H.  bekundet  noch,  daß  er  M.  gegen  1/49  Uhr  vormittags  auf 
dem  Neubau  nach  dem  Klosett  gehen  sah,  daß  derselbe  vollständig  bleich  aus- 
sah und  das  Gesicht  voller  Schweiß  hatte.  Kurze  Zeit  darauf  habe  sich  M.  übergeben. 

Der  Zeuge  B.  bekundet,  daß  er  den  M.  auf  dem  Bett  mit  fahler  Gesichts- 
farbe, laut  stöhnend  und  sich  umherwälzend  gesehen  habe,  nach  seinen  Bewe- 
gungen schien  er  besonders  heftige  Schmerzen  im  Bauch  zu  haben.  Den  ganzen 
Tag  über  habe  der  Verletzte  nichts  Zusammenhängendes  mehr  gesprochen.  Blut- 
brechen habe  Zeuge  nicht  beobachtet,  wohl  aber  sei  der  Speichel  mit  Blut  ver- 
mischt gewesen. 

M.  wurde  noch  am  selben  Abend  in  das  Krankenhaus  gebracht,  wo  er  am 
8.  Juni  1904  verstarb. 

Nach  dem  ärztlichen  Gutachten  des  Dr.  N.  vom  21.  September  1904  machte 
M.  bei  der  Krankenhausaufnahme  einen  schwerkranken  Eindruck,  es  wurde  eine 
beginnende  Lungenentzündung  einwandsfrei  festgestellt.  Es  fehlten  jedoch  alle 
Zeichen  einer  Verletzung  oder  einer  Gewalteinwirkung. 

Die  Sektion  der  Leiche  bestätigte  die  gestellte  Diagnose.  Es  fand  sich  eine 
Lungenentzündung  des  rechten  Mittel-  und  des  linken  Unterlappens.  Dagegen 
fanden  sich  an  den  Bauchorganen  keine  krankhaften  Veränderungen,  welche  durch 
eine  Verletzung  entstanden  sein  konnten,  Dr.  N.  verneint  daher  die  Frage  eines 

Engel,  Beurteilung  von  Unfallfolgen.  ßQ 


466 


II.  Teil.  3.  Abschnitt. 


Zusammenhanges  zwischen  dem  am  1.  Juni  1904  angeblich  erlittenen  Betriebs- 
unfall und  dem  am  3.  Juni  1904  eingetretenen  Tod. 

Die  Berufsgenossenschaft  lehnte  daher  die  Ansprüche  der  Witwe  unter  dem 
12.  Oktober  1904  ab. 

Die  Berufungsschrift  der  Klägerin  führte  unter  anderem  aus:  „Dem  M. 
müsse  das  Sprechen  schwer  gefallen  sein,  da  er  irgend  welche  Antwort  nicht  zu 
geben  vermochte. 

Eine  Operation  konnte  indessen  nicht  mehr  vorgenommen  werden,  da  M. 
zu  schwach  war. 

M.  sei  seit  1882  niemals  krank  gewesen  und  sei  noch  am  Unfalltage  ge- 
sund und  rüstig  zur  Arbeit  gegangen.“ 

Das  später  eingereichte  Attest  des  Dr.  B.  gibt  an,  daß  M.  auf  ihn  sofort 
den  Eindruck  eines  Schwerkranken  gemacht  habe,  hlr  war  cyanotisch,  atmete 
mühselig,  gab  mit  lallender  Sprache  verkehrte  Antworten.  Aus  dem  Munde  floß 
von  Zeit  zu  Zeit  Blut.  Er  schien  sehr  starke  innerliche  Schmerzen  zu  haben. 
Fieber  war  nicht  vorhanden.  Dr.  B.  nahm  eine  innere  Blutung  durch  Unfall  an. 

Begutachtung. 

Festgestellt  ist,  daß  der  bis  dahin  anscheinend  gesunde  M.  am  1.  Juni  1904, 
morgens  einige  Zeit  nach  Beginn  der  Arbeit  beim  Heben  von  Gegenständen  plötz- 
lich und  schwer  erkrankte.  Er  sah  kreidebleich  aus,  Schweiß  trat  ihm  ins  Ge- 
sicht und  er  erbrach.  Zu  Hause  stürzte  er  hin,  war  cyanotisch  im  Gesicht,  atmete 
mühselig,  gab  mit  lallender  Sprache  verkehrte  Antworten,  sein  Speichel  war  mit 
Blut  vermischt. 

Diese  Art  des  Beginnes  der  Erkrankung  läßt  in  Verbindung  mit  dem  noch 
am  selben  Abend  erhobenen  klinischen  Befund  (ausgebreitete  Rasselgeräusche  über 
den  Lungen,  besonders  dem  rechten  Oberlappen  und  rostbrauner  Auswurf)  keinen 
Zweifel  darüber  obwalten,  daß  M.  am  Vormittag  des  1.  Juni  1904  an  einer 
schweren  Lungenentzündung  erkrankte.  Es  ist  eine  klinisch  oft  zu  beobachtende 
Tatsache,  daß  diese  Erkrankung  bis  dahin  gesunde  Individuen  mitten  im  besten 
Wohlsein  überfällt.  Die  dabei  auftretenden  Schmerzen  — in  erster  Reihe  Seiten- 
stechen — , die  aber  oftmals  falsch  lokalisiert  werden  und  vom  Erkrankten  als 
Schmerzen  der  oberen  Bauchgegend  angegeben  werden,  werden  dann  häutig  als 
Folge  einer  bei  der  Arbeit  erlittenen  Verletzung  (Verheben,  Stoß  gegen  die  Brust) 
angesehen,  während  sie  in  Wahrheit  nur  ein  Symptom  der  bereits  vorhandenen 
Erkrankung  sind.  Die  weiteren  zur  Beobachtung  gelangten  Symptome:  Cyanose 
des  Gesichtes  und  Benommenheit  finden  eine  Erklärung  in  der  von  Anfang  an 
das  Krankheitsbild  beherrschenden  Schwäche  des  Herzens,  die  bei  Lungenentzün- 
dungen von  Leuten  im  Alter  des  Verstorbenen  und  mit  einem  Gefäßzustand  (leichte  Ver- 
härtung der  Arterienwände),  wie  ihn  derselbe  hatte,  außerordentlich  häufig  auftritt. 

Es  ergiebt  sich  nun  die  Frage,  ob  M.  am  Vormittage  des  1.  Juni  1904 
etwa  eine  innere  Verletzung  in  der  Bauchhölile  erlitten  hat,  infolge  deren  eine 
Lungenentzündung  auf  getreten  wäre.  Von  vornherein  muß  gesagt  werden,  daß 
die  an  eine  solche  Verletzung  sich  anschließende  Lungenentzündung  ausschließlich 
Folge  des  Krankenlagers,  der  behinderten  Atnumg  oder  in  die  Atmungsorgane 
gelangter  erbrocliener  Speisebestandteile  ist  und  zu  ihrer  Entwickelung  immer 
längere  Zeit  gebraucht.  Die  am  1.  Juni  abends  mit  Sicherheit  festgestellte  Lungen- 
entzündung kann  daher  keineswegs  auch  nur  mittelbare  Folge  einer  am  selben 
Vormittag  erlittenen  inneren  Bauchverletziing  sein. 

Eine  solche  hat  aber  außerdem  gar  nicht  stattgefunden,  denn  die  Folgen 
einer  inneren  Verletzung  hätten  bei  der  8 Tage  später  erfolgenden  Sektion  noch 
ohne  weiteres  sichtbar  sein  müssen.  Bei  dieser  wurde  aber  festgestellt,  daß  das 
Reritoneum  im  ganzen  spiegelnd  und  glatt  sei.  Jeder  Riß  im  Bauchfell  aber, 
von  dem  ein  Teil  den  ganzen  Darm  überzieht,  bei  Darmzerreißungen  also  mit  betroffen 
wird,  führt  zu  Verklebungen  oder  rauhen  Auflagerungen. 
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Iiuleß  wurde  am  Dünndarm  eine  zirkuläre  Verfärbung,  grauscliwärzlich,  in 
der  vereinzelte,  knötchenförmige  Eruptionen  sichtbar  wurden,  festgestellt.  Im 
Inneren  — und  veriniitlich  an  der  entspreclienden  Stelle  — fand  sicli  ein  rhagaden- 
artiges G('schwür  mit  schwärzlich  verfärbtem  Grunde.  Es  kann  nach  der  näheren 
Besclireibung  nicht  zweifelliaft  sein,  daß  es  sich  um  einen  tuberkulösen  Prozeß 
am  Dünndarm  handelte.  Es  ist  wissenschaftlich  niclit  erforscht,  wie  lange  ein 
tuberkulöser  Prozeß  bestehen  muß,  um  sich  bis  zu  dem  hier  beobachteten  Stadium 
zu  entwickeln.  Jedenfalls  ist  es  ein  chronischer  Prozeß  und  bedarf  mehr  als  acht  Tage 
zu  seiner  Entwickelung,  so  daß  die  eventuelle  Annahme  entfällt,  durch  irgendeine  Ge- 
walteinwirkung am  Morgen  des  1.  Juni  1904  habe  sich  in  dem  als  dazu  prädisponiert  an- 
zusprechenden Dünndarm  des  M.  ein  tuberkulöser  Prozeß  entwickelt.  Selbst  wenn  man 
konstruieren  wollte,  die  schon  vorher  bestehende  tuberkulöse  Erkrankung  des  Dünn- 
darmes sei  durch  den  angeblichen  Unfall  verschlimmert  worden,  so  würden  sich  für 
die  vorliegende  Frage  keine  Schlüsse  ergeben,  denn  ein  tuberkulöses  Dünndarmge- 
schwür in  einem  Stadium  wie  das  vorliegende  führt  nicht  zum  Tode  und  verursacht 
keine  Lungenentzündung.  Eine  Operation  war  bei  dem  Erkrankten  gar  nicht 
in  Aussicht  genommen  , konnte  also  auch  nicht  unterlassen  werden  , weil  der 
Erkrankte  schon  zu  schwach  war. 

Schlußf  olge’rung: 

Die  Schilderung  der  Art  des  Krankheitsbeginnes,  der  Befund  bei  der  Auf- 
nahme ins  Krankenhaus  sowie  der  Sektionsbefund  lassen  mit  Sicherheit  annehmen, 
daß  die  Todesursache  des  am  8.  Juni  1904  verstorbenen  Maurers  M.  mit  dem 
von  demselben  am  1.  Juni  1904  angeblich  erlittenen  Unfall  in  einem  unmittel- 
baren oder  mittelbaren  Zusammenhänge  nicht  steht. 

Das  Schiedsgericht  bestätigt  auf  Grund  dieses  Gutachtens  den  die  Hinter- 
bliebenenrente ablehnenden  Bescheid  der  Berufsgenossenschaft.  Diese  Entscheidung 
wurde  auf  eingelegten  Rekurs  vom  Reichsversicherungsamt  bestätigt  mit  folgen- 
der Begründung: 

Irgend  ein  Nachweis  dafür,  daß  die  Lungenentzündung  durch  einen  Vor- 
gang beim  Betriebe  verursacht  worden  sein  könnte,  hat  sich  nicht  erbringen  lassen. 
Spuren  einer  Gewalteinwirkung  sind  weder  bei  der  einwöchigen  Krankenhausbe- 
handlung, noch  bei  der  Sektion  der  Leiche  wahrgenommen  worden.  Aber  auch 
wenn  ein  Verheben  stattgefunden  hätte,  so  ist  es  doch  nach  ärztlicher  Erfahrung 
ganz  ausgeschlossen,  daß  eine  Lungenentzündung  sofort  nach  einer  körperlichen 
Überanstrengung  auftritt.  Vielmehr  bedürfen  die  Entzündungserreger  zu  ihrer 
Ansiedelung  an  der  durch  eine  äußere  Einwirkung  geschädigten  Stelle  der  Lungen 
doch  immer  einen  Zeitraum  von  24  bis  48  Stunden,  wie  z.  B.  das  Obergutachten 
der  medizinischen  Fakultät i)  der  Universität  Berlin  vom  28.  Januar  1904  (abge- 
druckt in  den  Amtlichen  Nachrichten  des  Reichsversicherungsamts  1904,  Seite  534) 
klar  ergiebt. 

Allerdings  ist  außer  der  Lungenentzündung  bei  M.  auch  noch  ein  tuber- 
kulöser Prozeß  am  Dünndarm  festgestellt  worden;  es  ist  aber  nach  dem  einwands- 
freien Gutachten  des  schiedsgerichtlichen  Sachverständigen  unwahrscheinlich,  daß 
ein  solcher  Prozeß  sich  innerhalb  acht  Tagen  entwickelt  und  keinesfalls  war  das 
Geschwür  für  den  Tod  des  M.  oder  für  die  Entstehung  der  Lungenentzündung 
von  ursächlicher  Bedeutung. 

Lungenentzündung'  nach  Sturz  als  üiifallfolge  anerkannt. 

Vorgeschichte. 

Der  am  4.  Oktober  1858  geborene  Maurer  P.  erlitt  am  9.  April  1907, 
vormittags,  dadurch  einen  Betriebsunfall,  daß  er  auf  einem  Gerüst  umliel  und 
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sicli  angeblicli  die  Brust  stieß.  Er  begab  sicli  nacliinittags  um  4 Ulir  nacli  Haus, 
wo  iliu  seine  Ehefrau  um  5 Uhr  im  Bette  liegend  stöhnend  antraf.  Auf  Befragen 
erklärte  er,  er  sei  heruntergefallen.  Her  herbeigerufene  Arzt  Dr.  II.  stellte  eine 
Bippemiuetschung  in  der  Gegend  zwischen  vorderer  Axillar-  und  Mammillarlinie, 
in  der  Höhe  der  siebenten  und  achten  Kippe  links  fest.  Ein  genauerer  Befund, 
insbesondere  Angaben  über  Fieber  usw.  sind  von  dem  Arzt  nicht  mitgeteilt. 

B.  ist  am  11.  April  1907,  vormittags  4i/o  Uhr,  also  noch  nicht  48  Stunden 
nach  dem  angeblichen  Unfall,  gestorben. 

Hie  gerichtliche  Leichenöffnung  ergab  im  wesentlichen  folgenden  Befund; 

Zeichen  äußerer  Verletzungen  finden  sich  nicht  an  der  Leiche.  Hie  linke 
Lunge  zeigt  sich  am  Oberlappen  mit  einer  vollständigen  hautartigen  Auflage  be- 
deckt, auf  der  Schnittfläche  scheidet  sich  scharf  der  rötlichgraue,  vollkommene 
derbe  und  feste  Oberlappen  von  dem  dunkelroten  weniger  umfangreichen  und 
weichen  Unterlappen.  Auf  die  Schnittfläche  der  Lunge  im  Oberlappen  tritt  röt- 
liche schaumlose  Flüssigkeit,  auch  im  Unterlappen  tritt  wenig  lufthaltige  Flüssig- 
keit aus,  besonders  in  der  Spitze  des  Unterlappens,  die  sich  auch  ungewöhnlich 
derb  anfühlt;  hier  finden  sich  auch  einige  kleine,  derbe,  graue  Knötchen  mit 
schwieliger  Umgebung.  Hie  Schnittfläche  des  Unterlappens  erscheint  durchweg  glatt. 

Hie  rechte  Lunge  ist  umfangreich  und  schwer,  auf  die  dunkelrote  Schnitt- 
fläche tritt  blutiger  Schaum  in  sehr  reichlicher  Menge,  das  Lungengewebe  ist 
hier  überall  lufthaltig;  in  den  großen  Blutgefäßen  der  Lunge  kein  auffallender 
Inhalt.  In  den  großen  Luftwegen  der  Lunge  nur  feinblasiger  Schaum. 

Hie  Muskeln  und  Knochen  des  Rumpfes  und  der  Glieder,  insbesondere 
auch  die  Rippen  sind  unversehrt. 

Hie  Gerichtsärzte  gaben  ihr  Gutachten  dahin  ab,  daß  P.  infolge  von  Lungen- 
entzündung gestorben  sei  und  daß  die  Leichenöffnung  eine  gewaltsame  Veran- 
lassung der  tödlichen  Krankheit  nicht  ergeben  habe. 

Begutachtung. 

Hie  Beurteilung  des  vorliegenden  Falles  ist  eine  schwierige,  weil  verschiedene 
wichtige  Unterlagen  fehlen.  Hie  Auskunft  des  behandelnden  Arztes  ist  nicht  ver- 
wertbar, weil  aus  ihr  nicht  ersichtlich  ist,  ob  überhaupt  eine  Lungenuntersuchung 
stattgefunden  hat.  Ferner  hat  derselbe  nicht  angegeben,  worauf  er  seine  Hiagnose 
Rippenquetschung  objektiv  stützte.  Hie  Gerichtsärzte  haben  am  Brustkorb  An- 
zeichen einer  Gewalteinwirkung  nicht  feststellen  können.  Wenn  der  behandelnde 
Arzt  seine  Hiagnose  — Rippenquetschung  — allein  auf  die  von  P.  vermutlich 
geklagten  Schmerzen  der  linken  Brustseite  stützte,  so  ist  zu  betrachten,  daß  auch 
die  linksseitige  Lungenentzündung  dem  Kranken  an  der  genannten  Stelle  lebhafte 
Schmerzen  verursachen  mußte. 

Es  finden  sich  ferner  in  den  Akten  keine  Angaben,  wie  der  Gesundheits- 
zustand des  P.  bis  zum  9.  April  1907  gewesen  ist.  Ha  er  aber  bis  zu  diesem 
Tage  gearbeitet  hat,  muß  angenommen  werden,  daß  er  bis  dahin  gesund  war. 

Haß  P.an  einer  sogenannten  genuinen  (kruppösen,  lobären)  Lungenentzündung 
gestorben  ist,  steht  nach  dem  Sektionsergebnis  außer  allem  Zweifel.  Dieses  Krank- 
heitsbild ist  in  einer  großen  Anzahl  von  Fällen  ein  fest  umschriebenes.  Hurch 
Einwirkung  bestimmter  Spaltpilzarten  (Pneumokokken,  Diplokokken)  kommt  es 
in  den  Lungenbläschen  und  kleinsten  Luftröhrenwegen  zur  Bildung  einer  blutigen, 
gerinnenden  Ausschwitzung.  Hierdurch  werden  die  genannten  — bis  dahin  luft- 
haltigen — Teile  der  Lunge  völlig  ausgefüllt,  die  schwammige  Lunge  wird  in 
den  betroffenen  Abschnitten  in  ein  festes,  luftleeres  Gewebe  verwandelt  und  aus 
dem  Atmungsvorgang  ausgeschaltet.  Wir  unterscheiden  bei  diesem  Vorgang  drei 
Stadien.  Im  ersten  ist  die  Lunge  stark  mit  Blut  überf'üllt,  ihr  Luftgehalt  bereits 
beschränkt.  In  den  Lungenbläschen  finden  sich  Quantitäten  flüssiger,  blutiger  Aus- 
schwitzung. Im  zweiten  Stadium  ist  die  Ausschwitzung  geronnen,  die  Lunge  wird 
dadurch  dem  festen  Gewebe  der  Leber  ähnlich  (Stadium  der  roten  Hepatisation), 
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sie  ist  vergrößert  und  auffallend  schwer,  lin  dritten  Stadium  g(dit  die  rote  Färbung 
der  Lunge  in  eine  grangelbliche  über,  weil  die  Blnt'/nfnhr  zu  letzterer  eine  ge- 
ringere wird  und  die  Ansschwitznng  in  dem  Maße  an  weißen  lllntkorperchen  zu- 
nimmt,  wie  sic  an  roten  lllntkörperchcn  verliert. 

Die  Sektion  ergab,  daß  sich  der  linke  Oberlappen  des  P.  im  Übergange 
vom  zweiten  znni  dritten  Stadium,  der  Unterlappen  im  ersten  Stadium  befand. 
Die  rechte  Lunge  befand  sich  im  ersten  Stadium. 

Der  klinische  Verlauf  ist  im  allgemeinen  der,  daß  der  Anfang  der  Erkrankung 
ein  ganz  plötzlicher  ist.  Sehr  häufig  beginnt  sie  mit  einem  ausgesprochenen  Schüttel- 
frost inmitten  völligen  Wohlbefindens.  Demgegenüber  stehen  aber  Fälle  mit  einer 
allmählichen  Entwickelung  von  einigen  Tagen.  Im  allgeinen  treten  — früher  oder 
später  — manchmal  sofort  heftige  Drnstschmerzen  mit  Atemnot  und  behinderter 
Sprache  ein.  A'om  zweiten  Tag  an  hat  der  Answnrf  ein  charakteristisches  Aus- 
sehen. 

Xnn  giebt  es  aber  bei  dem  Verlaufe  der  Lungenentzündungen  eine  große 
Menge  .von  Modifikationen.  So  kann  der  Schüttelfrost  fehlen,  die  Krankheit  braucht 
nicht  alle  drei  Stadien  zu  durchlaufen,  sie  kann  schon  in  einer  früheren  Ent- 
wickelungsphase eine  günstige  Wendung  annehmen  oder  zum  Tode  führen.  Wieviel 
Zeit  erforderlich  ist,  um  die  einzelnen  Stadien  zur  Entwickelung  gelangen  zu 
lassen,  steht  wissenschaftlich  nicht  genau  fest.  Es  muß  im  vorliegenden  Fall  als 
auffallend  kurze  Zeit  bezeichnet  werden,  wenn  sich  der  linke  Oberlappen  spätestens 
48  Stunden  nach  dem  Beginne  des  Leidens  bereits  beim  Übergange  vom  zweiten 
zum  dritten  Stadium  befand.  Dieses  Moment  ist  aber  für  die  Zeitbestimmung  des 
Krankheitsbeginnes,  der  sehr  wohl  vor  dem  Unfall  liegen  kann,  nicht  Izu  verwerten, 
weil  sich  der  eventuelle  Einwand,  es  habe  sich  hier  um  einen  ungewöhnlich  schnellen 
Verlauf  gehandelt,  beweisend  nicht  widerlegen  läßt. 

Litten  hat  in  der  Zeitschrift  für  klinische  Medizin,  Band  5,  1882,  die  so- 
genannte Koutusionspneumonie  beschrieben,  d.  h.  Fälle  von  Lungenentzündungen, 
die  nach  Verletzungen  des  Brustkorbs  auftreten.  Bei  230  Fällen  war  14mal  eine 
Gewalteinwirkung  des  Brustkorbes  vorangegangen.  Daß  eine  Lungenentzündung, 
die  auf  Invasion  von  Spaltpilzen  beruht,  lediglich  durch  eine  Gewalteinwirkung 
hervorgerufen  werden  kann,  ist  ausgeschlossen.  Die  Erfahrung  des  täglichen  Lebens 
lehrt,  daß  schwere  Brustverletzungen  (Rippenbrüche,  Lungenzerreißungen,  Blut- 
ergüsse in  den  Brustfellraum)  ausheilen,  ohne  daß  es  zu  einer  Lungenentzündung 
kommt.  Noch  häufiger  aber  sieht  man  Fälle  von  Lungenentzündungen,  bei  denen  ein 
Trauma  nicht  vorangegangen  ist.  Die  Möglichkeit,  daß  zufällig  Trauma  und  lAingen- 
entzündung  zeitlich  Zusammentreffen,  muß  ebenfalls  betont  werden. 

Die  Verfechter  der  traumatischen  Lungenentzündung  geben  zu,  daß  sich 
der  Verlauf  einer  gewöhnlichen  Pneumonie  von  dem  einer  nach  Gewalteinwirkung 
entstehenden  in  nichts  unterscheidet.  Weder  für  den  Sitz  der  lAingenentzündung, 
noch  für  deren  Verlauf,  oder  bezüglich  sofortiger  Arbeitseinstellung  werden  be- 
stimmte Forderungen  aufgestellt. 

Stern  giebt  an,  daß  die  Zeit  des  Auftretens  einer  Lungenentzündung  nach 
Trauma  zwischen  wenigen  Stunden  und  etwa  vier  Tagen  schwanke.  Je  mehr  da- 
her die  zwischen  einer  Brustkontusion  und  einer  darauf  folgenden  Lungenentzün- 
dung liegende  Zeit  über  die  angegebene  Grenze  hinausgehe,  um  so  unwahr- 
scheinlicher sei  der  ursächliche  Zusammenhang. 

Gegenüber  der  Erwägung,  daß  eine  Lungenentzündung  schon  vor  dem  Un- 
fälle in  der  Entwickelung  begriffen  gewesen  sein  könne,  ist  in  verschiedenen  in  der 
Litteratur  bekanntgegebenen  Gutachten  mit  Erfolg  geltend  gemacht  worden,  daß 
die  Verrichtung  der  Arbeit  gegen  eine  solche  Annahme  spreche. 

Für  die  Anerkennung  des  ursächlichen  Zusammenhanges  zwischen  Trauma 
und  Lungenentzünduug  stellt  Demnth,  dem  sich  u.  a.  Gerhardt  anschloß,  folgende 
Forderungen  auf; 
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1.  Es  muß  wirklich  eine  durch  Gewalteinwirkung  erzeugte  Erschütterung  statt- 
geliabt  haben. 

2.  Der  Betreffende  muß  vorher  gesund  gewesen  sein. 

Die  Gewalteinwirkung  ist  im  vorliegenden  Falle  durch  einen  Zeugen  ]je- 
legt.  Derselbe  hatte  gesehen,  wie  P.  beim  Putzen  sich  plötzlich  nach  hinten  über- 
schlug und  mit  der  ganzen  Ivörperlänge  auf  die  Rüstung  auf  schlug. 

Ob  der  Sturz  durch  einen  Fehltritt  oder  durch  eine  sich  bereits  entwickelnde 
Lungenentzündung  verursacht  war,  wird  sich  niemals  feststellen  lassen.  Diese 
Frage  muß  also  wegen  des  vorhandenen  Zweifels  zugunsten  des  Verletzten  bzw. 
seiner  Hinterbliebenen  gelöst  werden.  Ich  unterstelle  also,  daß  P.  durch  einen 
unglücklichen  Zufall  umgefallen  ist. 

Die  zweite  Forderung  ist  ebenfalls  erfüllt.  Da  eine  ärztliche  Untersuchung 
des  Verstorbenen  kurz  vor  dem  Unfall  nicht  stattgefunden  hat,  läßt  sich  auch 
nicht  erweisen,  ob  er  bereits  erkrankt  war.  Auch  hier  muß  im  Zweifelsfalle  zu- 
gunsten des  Verletzten  angenommen  werden,  daß  er  zur  Zeit  des  Unfalles  hin- 
sichtlich seiner  Lungen  gesund  war,  was  insofern  noch  hohe  Wahrscheinlichkeit 
für  sich  hat,  als  er  tatsächlich  bis  zu  dem  Unfall  gearbeitet  hat. 

Ich  gebe  daher  das  von  mir  erforderte  Gutachten  dahin  ab: 

Daß  die  zum  Tode  des  P.  führende  Lungenentzündung  auf  den  Unfall  vom 
9.  April  1907  zurückzuführen  ist,  ist  mit  ausreichender  Wahrscheinlichkeit  anzu- 
nehmen, da  sich  das  Gegenteil  vom  ärztlichen  Standpunkt  aus  nicht  beweisen  läßt, 
in  Zweifelsfällen  aber  die  dem  Verletzten  günstigere  Annahme  Platz  zu  greifen  hat. 

Das  Schiedsgericht  sprach  der  Witwe  die  Hinterbliebenenrente  zu.  Rekurs 
wurde  von  der  Berufsgenossenschaft  nicht  eingelegt. 

Ich  verkenne  nicht,  daß  dieser  Fall  keineswegs  als  klassisch  für  die 
wissenschaftliche  Anerkennung  der  Pneumonie  als  einer  traumatischen 
gelten  kann,  da  hier  das  Moment  in  dubio  pro  inferiore  eine  mitbestim- 
mende  Bedeutung  hat  und  die  Entscheidung  größtenteils  wohl  ex  aequo 
et  bono  erfolgte. 

Liingenentzüiidimg , 5 Monate  nach  einer  Rippenkontnsion , nicht  als 

Unfallfolge  anerkannt. 

Vorgeschichte. 

F. , 60  Jahre  alt,  erlitt  am  19.  Februar  1906  durch  Betriebsunfall  eine 
Kontusion  der  zwei  untersten  rechten  Rippen  sowie  der  rechten  Lendengegend. 
Am  21.  Februar  1906  wurde  er  in  das  Krankenhaus  gebracht.  Es  fanden  sich 
mäßige  Schmerzhaftigkeit  der  betroffenen  Stelle , an  beiden  Lungen  in  ihrer  ganzen 
Ausdehnung  bronchitische  Geräusche,  schleimig-eitriger  Auswurf.  Irgendeine  Ver- 
letzung der  Lungen,  Reizung  des  Rippenfelles  oder  eine  stärkere  Beteiligung  der 
rechten  Seite  an  der  Lungenerkrankung  ließ  sich  nicht  feststellen.  Der  Bronchial- 
katarrh hatte  den  Verdacht  einer  beginnenden  Lungentuberivulose  für  sich,  ob- 
wohl Tuberkelbacillen  noch  nicht  nachgewiesen  werden  konnten.  Am  10.  März 
1906  verließ  Patient  das  Krankenhaus  „gebessert“.  Dr.  S.  begutachtet,  daß  ein 
Zusammenhang  der  Lungenerkrankung  mit  dem  Unfall  nicht  anzunehmen  sei, 
zumal  eine  Schmerzhaftigkeit  in  der  Gegend  des  Brustkorbes,  unter  dem  die 
Lungen  liegen,  nicht  vorhanden  war.  Die  wirklich  schmerzhafte  Gegend  lag 
bedeutend  tiefer.  F.  verstarb  am  19.  Juli  1906  an  Lungenentzündung. 

Begutachtung. 

Nach  Auskunft  der  Krankenkasse  vom  20.  März  1907  befand  sich  F.  in 
der  Zeit  vom  11.  April  bis  4.  Mai  1906  in  der  Privatklinik  des  Dr.  M.  wegen 
einer  Hautkrankheit,  sowie  Nieren-  und  Rippenfellentzündung.  Laut  Krankheits- 
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gescliichte  vom  Krankenhauso  M.  hat  F.  selbst  angegeben,  im  Mai  1906  wiederum 
3 Wochen  im  Hospital  F.  wegen  eines  roten  Ausschlages  und  Nasenblutens 
gewesen  zu  sein.  Am  29.  Juni  1906  wurde  er  in  das  Krankenhaus  M.  auf- 
genommen, wo  er  angab,  früher  aucli  an  Gicht  gelitten  zu  haben.  Nach  Aus- 
weis der  vorliegenden  Krankengeschichte  wog  F.  am  4.  März  1906  140  Pfd.,  am 
6.  Juli  1906  122  Pfd. 

Auffällig  ist  die  außerordentlich  geringe  Urinmenge,  die  im  Krankenliause  M. 
bei  F.  beobachtet  wurde.  Statt  normal  1500  cm^  produzierte  F.  nach  Ausweis  der 
Tabellen  nur  300,  500,  400,  400  550  bei  entsprechend  hohem  spezi- 

fischem Gewicht. 

Die  Behandlung  läßt  erkennen,  daß  neben  dem  Lungenleiden  mit  Kreosotal 
in  erster  Reihe  ein  Deliriumzustand  mit  Chloralhydrat,  Morphium,  Kokain,  Veronal 
und  Skopolamin  bekämpft  wurde.  Aus  der  Krankengeschichte  ist  noch  hervor- 
zulieben, daß  die  Herzdämpfung  fast  völlig  von  Lungenschall  überlagert  war.  Es 
bestand  also  eine  starke  Lungenüberdehnung. 

Die  Fiebertabelle  des  Krankenhauses  M.  ergibt  nun  keinen  für  eine  zum 
Tode  führende  Lungenschwindsucht  typischen  Verlauf.  Die  Kurve  ist  unregelmäßig, 
erreicht  erst  am  4.  Tage  38^,  ist  am  5.  und  6.  Tag  annähernd  normal,  steigt 
am  8.  Tag  über  39°  und  hält  sich  dann  zwischen  37*8o  und  39^.  Die  Kranken- 
geschichte selbst  vermerkt  unter  dem  10.  Juli  1906  bezüglich  der  Lungenunter- 
suchung; Rechts  hinten  oben  Dämpfung  und  mittelgroßblasiges  Rasseln,  rechts 
vorn  gleichfalls  Rasseln. 

Dieser  Befund,  der  Charakter  des  Fiebers,  der  Umstand,  daß  F.  schon 
vorher  an  einer  chronischen  Bronchitis  litt,  läßt  den  Schluß  zu,  daß  es  sich  bei 
F.  um  eine  katarrhalische  Lungenentzündung  handelte,  die  bei  dem  Alter  des 
Patienten  (60  Jahre),  bei  dem  chronischen  Alkoholmißbrauch  (selbst  im  Kranken- 
hause fand  sich  im  Bette  des  Patienten  eine  Flasche  Schnaps),  bei  dem  Nieren- 
leiden, bei  der  Lungenerweiterung,  item  bei  einem  außerordentlich  geschwächten 
Organismus  zum  Tode  führen  mußte. 

Die  Lungenentzündung  ist  nicht  Folge  des  Unfalles,  sondern  des  chronischen 
Bronchialkatarrhes,  der  bei  der  ersten  Einlieferung  ins  Krankenhaus  am  27.  Fe- 
bruar 1906  bereits  eine  derartige  Ausdehnung  besaß,  daß  sein  Entstehen  oder 
seine  Verschlimmerung  durch  den  Unfall  vom  19.  Februar  1906  als  ausgeschlossen 
zu  betrachten  ist.  Demzufolge  gelange  ich  zu  dem  Schluß; 

Es  ist  nicht  mit  Sicherheit,  aber  auch  noch  nicht  einmal  mit  hoher  Wahr- 
scheinlichkeit anzunehmen,  daß  der  am  19.  Juli  1906  eingetretene  Tod  des  F. 
an  Lungenentzündung  durch  den  am  19.  Februar  1906  erlittenen  Betriebsunfall 
herbeigeführt  oder  wesentlich  beschleunigt  worden  ist. 

Das  Schiedsgericht  bestätigte  hiernach  den  die  Hinterbliebenenrente  ab- 
lehnenden Bescheid  der  Berufsgenossenschaft. 

Die  nach  einer  überstandenen  Lungenentzündung  gelegentlich  zurück- 
bleibenden Residuen  am  Rippenfell  setzen  die  Erwerbsfähigkeit  des  Ver- 
letzten — je  nach  sonstiger  körperlicher  Leistungsfähigkeit,  Schwere  und 
Ausdehnung  des  Prozesses  — auf  Zeit  um  10 — 20®/o  herab. 

Lungentuberkulose  nach  Unfall. 

Die  weite  Verbreitung  der  Lungentuberkulose  sowie  die  mannigfachen 
Verletzungen  des  Brustkorbes,  denen  unsere  arbeitende  Bevölkerung  aus- 
gesetzt ist,  erklärt  es,  daß  von  den  Hinterbliebenen  häufig  der  an  Phthisis 
pulmonum  erfolgte  Tod  ihres  Ernährers  einem  Unfälle  zur  Last  gelegt  wird. 

Der  gerichtsärztlichen  Beurteilung  des  ursächlichen  Zusammenhanges 
stellen  sich  zuweilen  beträchtliche  Schwierigkeiten  entgegen.  Einmal  wissen 
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wir,  (laß  die  Tuberkulose  der  Lungen  eine  Infektionskrankheit  ist  und 
daß  selbst  in  erheblichem  Grade  Tuberkulöse  vollauf  ihrem  Erwerbe  durch 
körperliche  Arbeit  nachgehen.  Die  Tuberkulose  wird  also  nicht  erst  durch 
einen  Unfall  erzeugt,  diesem  kommt  vielmehr  unter  Umständen  für  den 
Ausbruch  der  bisher  latenten  Krankheit  lediglich  der  Charakter  einer 
protegierenden  Gelegenheitsursache  zu.  Andererseits  ist  es  allgemein  be- 
kannt, wie  gerade  der  gegebenenfalls  langwierige  Verlauf  dieser  Er- 
krankung mit  seinem  Auf  und  Nieder  den  stärksten  Schwankungen  unter- 
worfen ist.  Eine  Verschlimmerung  des  Zustandes  braucht  daher  trotz  zeit- 
licher Koinzidenz  nicht  immer  notwendigerweise  einer  kurz  vorangegangenen 
Gewalteinwirkung  auf  den  Brustkorb  zur  Last  gelegt  zu  werden.  Einfach 
liegen  die  Verhältnisse,  wenn  unmittelbar  oder  wenigstens  kurze  Zeit  nach 
der  Verletzung  oder  Kraftanstrengung  eine  Lungenblutung  auftritt. 
Schwieriger  gestaltet  sich  die  Beurteilung,  wenn  erst  längere  Zeit  nach 
dem  Unfallereignis  das  tuberkulöse  Lungenleiden  manifest  wird.  Im  all- 
gemeinen wird  für  die  Anerkennung  des  Zusammenhanges  zwischen  einem 
Unfall  und  dem  Ausbruch  einer  Lungentuberkulose  von  der  zuständigen 
Bechtsprechung  der  Grundsatz  aufgestellt,  daß  der  Erkrankte  bis  zu  seinem 
Unfall  gesund  war,  daß  die  Gewalteinwirkung  hinsichtlich  Intensität 
und  sofortiger  Folgen  (Schmerz,  Arbeitsunterbrechung  usw.)  eine  er- 
hebliche war,  endlich,  daß  die  Erkrankung  sich  binnen  6 Monaten  bis 
höchstens  1 Jahr  als  Lungentuberkulose,  wenigstens  in  den  Anfängen, 
erweist. 

Die  Erwerbseinbuße  bei  einer  durch  einen  Betriebsunfall  aufge- 
kommenen Tuberkulose  der  Lunge  bewertet  man  nach  allgemeinen  Grund- 
sätzen unter  Berücksichtigung  des  Einflusses,  den  die  Erkrankung  auf  den 
gesamten  Körper  ausübt.  Patienten  mit  wiederkehrenden  Blutungen,  Kräfte- 
verlust, Gewichtsabnahme  und  Fieber  wird  man  als  voll  erwerbsunfähig  be- 
zeichnen. Bei  nicht  ganz  so  schweren  Patienten  wird  man  berücksichtigen,  daß 
sie  die  ihnen  verbliebene  absolute  Leistungsfähigkeit  nicht  voll  verwenden 
dürfen,  um  einer  Verschlimmerung  des  Leidens  vorzubeugen.  Man  darf 
ihnen  nur  leichte  Arbeiten  im  Sitzen  zumuten  und  wird  sie  für  66  7 3% 
erwerbsbeschränkt  erklären.  Wer  seine  frühere  oder  eine  verwandte  Tätig- 
keit wieder  aufnehmen  kann,  hat  — wegen  der  notwendigen  Schonung 
und  Rücksichtnahme  auf  etwaige  Erkältungen  — für  gewisse  Zeit  An- 
spruch auf  eine  Rente  von  20®/o. 

Ist  eine  schon  vorher  nachgewiesene  Lungentuberkulose  durch  einen 
Unfall  sprungweise  verschlimmert,  so  wird  man  doch  immerhin  daran 
denken  müssen,  daß  auch  hier  wieder  eine  Besserung  eintreten  kann. 

Dies  ist  namentlich  dann  der  Fall,  wenn  sich  das  Tempo  des  Fort- 
schreitens  der  Erkrankung  wieder  verringert  und  das  Leiden  später  nur 
noch  diejenige  Fortentwickelung  zeigt,  die  es  nach  allgemeiner  ärztlicher 
Erfahrung  auch  ohne  den  seinerzeit  verschlimmenden  Einfluß  des  Un- 
falles gehabt  haben  würde , namentlich  aber , wenn  es  zum  Stillstand 
gelangt. 


Lungentuberkulose  nach  Unfall. 
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Tod  an  Luiigeiituberkiilose  nach  Brustquetschung  als  Unfalirolge 

anerkannt. 

Vorgeschichte : 

Der  damals  48jährige  Kossät  P.  erlitt  am  8.  August  1902  eine  schwere 
Quetschung  des  Brustkorbes  dadurch,  daß  er  beim  Einfahren  zwischen  Wagen  und 
Scheunenwand  geriet.  Es  schloß  sich  in  kurzer  Zeit  eine  Erkrankung  des  linken 
Brustfells  an.  Noch  am  27.  März  1903  zeigte  die  ganze  linke  Seite  auf  der 
Lunge  kranke  Verhältnisse.  In  der  oberen  Hälfte  war  der  Lungenschall  verkürzt, 
in  der  unteren  gedämpft,  bis  völlig  fest.  Über  den  unteren  Teilen  hörte  man  das 
Atemgeräusch  wenig,  ein  Zeichen , daß  ziemlich  ausgedehnte  Schwarten  zwischen 
Eippen-  und  Lungenfell  sich  gebildet  hatten.  Auch  Dr.  K.  stellte  am  29.  April 

1903  eine  Schwartenbildung  nach  Eippenfellentzündung  bei  P.  fest,  die  er  als  Un- 
fallfolge ansprach. 

Unter  dem  9.  Juli  1903  vermochte  Dr.  S.  in  dem  Zustande  des  P.  keine 
Besserung  festzustellen,  vielmehr  war  jetzt  „ein  mit  dem  Unfall  in  Zusammenhang 
zu  bringender  linksseitiger  Spitzenkatnrrh“  vorhanden.  Dagegen  war  am  14.  März 

1904  insofern  eine  Besserung  eingetreten,  als  der  Spitzenkatarrh  verschwunden 
und  die  Dämpfung  aufgehellt  war.  P.  wurde  aber  noch  weiter  als  um  25%  er- 

. werbsbeschränkt  angesehen. 

Am  28.  Januar  1905  bestand  bei  P.  über  beiden  Lungenspitzten  Katarrh 
tuberkulöser  Natur.  Zuvor  war  bei  ihm  wegen  Tuberkulose  beider  Hoden  die 
doppelseitige  Kastration  ausgeführt  worden.  Am  28.  August  1905  ist  P.  ver- 
storben. 

Dr.  K.  lehnt  den  Zusammenhang  des  Todes  mit  dem  Unfall  vom  8.  August 
1902  ab.  Er  führt  aus: 

„Daß  traumatische  Brustfellentzündungen,  wie  die  des  P.,  die  Entstehung 
von  Lungentuberkulose  begünstigen,  wird  im  allgemeinen  nicht  angenommen.“ 

Begutachtung: 

Die  weitaus  überwiegende  Mehrzahl  der  Sachverständigen  steht  auf  dem 
entgegengesetzten  Standpunkt,  dem  durchaus  beigetreten  werden  muß.  Eine  Auto- 
rität, wie  Becker  (Lehrbuch  der  ärztlichen  Sachverständigentätigkeit,  4.  Aufl.), 
sagt  Seite  313.: 

„Das  Vorliegen  eines  ursächlichen  Zusammenhanges  zwischen  einer  Lungen- 
tuberkulose und  einer  angeblich  früher  erlittenen  Brustverletzung  ist  nur  dann 
anzunehmen  , wenn  diese  Verletzung  einw^andsfrei  nachgewiesen  wird  und  wenn 
sich  die  Krankheitserscheinungen  in  kontinuierlicher  Folge  an  diese  Verletzung 
angeschlossen  haben.“ 

Diese  Voraussetzungen  sind  hier  vollkommen  gegeben. 

Thiem  sagt  in  seinem  Handbuch  der  Unfallerkraiikungen  (1.  Aufl.,  Seite  644), 
daß  auch  die  infolge  von  Brustquetschungen  auftretenden  Brustfellentzündungen 
Infektionserregern,  die  teils  im  Blute  kreisen,  teils  durch  die  Atmungsluft  in  die 
Lungen  dringen,  sehr  wohl  als  als  Ansiedlungsstätte  dienen  können. 

Dr.  S.  betont,  daß  P.  bis  zum  Tage  seines  Unfalles  völlig  gesund  ge- 
wesen ist. 

Für  die  Beurteilung  der  vorliegenden  Frage  ist  es  ohne  Bedeutung,  ob  P. 
einen  zur  Lungentuberkulose  prädisponierten  Körper  besaß.  Der  Unfall  hat  zwei- 
fellos den  Ausbruch  der  Tuberkulose  verschuldet. 

Eine  Trennung  der  Ursachen  der  beiden  Spitzenkatarrhe  in  a)  Unfall  (mit 
seinen  Folgen),  h)  Hodentuberkulose,  erscheint  konstruiert,  da  es  sich  zunächst 
der  ärztlichen  Beurteilung  entzieht,  ob  der  erste  Spitzenkatarrh  tatsächlich  völlig 
ausgeheilt  war,  wenngleich  am  14.  März  1904  objektive  Anzeichen  eines  solchen 
nicht  nachweisbar  waren. 
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Zweitens  widerspricht  nichts  der  Annahme,  daß  die  Hodentuberkulose  nicht 
auch  als  Folge  der  Lungentuberkulose  zu  gelten  habe  (vergleiche  Handbuch  der 
praktischen  Chirurgie  von  E.  v.  Bergmann,  Bruns,  Mikulicz,  Hand  4,  Seite  1253). 

Unter  dem  28,  Januar  1905  hält  Dr.  S.  sogar  den  Zusammenhang  zwischen 
Hodentuberkulose  und  Unfall  für  vermutlich. 

Ich  resümiere:  Der  bis  dahin  gesunde  P.  erlitt  am  5.  August  1902  eine 
starke  Brust(]uetschung,  an  die  sicli  eine  Rippenfellentzündung  mit  starker  Schwar- 
tenbildung anschloß.  Daß  derartige  Schwartenbildungen  mit  den  hierdurch  be- 
dingten Yeränderungen  der  Stromverhältnisse  des  Blutes  und  der  Lymphe  zur 
Ansiedelung  von  Tuberkelbacillen  an  diesen  Stellen  hervorragende  Gelegenheit 
geben,  kann  nach  dem  heutigen  Stande  unserer  Kenntnisse  nicht  zweifelhaft  sein. 
Daß  sich  in  den  Spitzen  der  schon  einen  tuberkulösen  Prozeß  beherbergenden 
Lungen  ebenfalls  tuberkulöse  Herde  entwickeln,  kann  nicht  wundernehmen,  da 
die  beim  Atmen  nur  mangelhaft  ventilierten  Lungenspitzen  ein  Haftenbleiben  der 
im  Blute  kreisenden  Tuberkelbacillen  gerade  an  diesen  Stellen  begünstigen.  Alle 
diese  tuberkulösen  Yeränderungen  der  Lunge  haben  sich  bei  P.  in  einem  konti- 
nuierlichen Zusammenhang  mit  dem  Unfall  entwickelt. 

Wenn  sich  auch  der  (tuberkulöse)  Lungenspitzenkatarrh  zeitweise  der  Fest- 
stellung durch  den  Arzt  entzog,  so  ist  damit  noch  nicht  erwiesen,  daß  er  tat- 
sächlich völlig  und  detinitiv  ausgeheilt  w^ar.  Wenn  dann  später  auf  ganz  derselben 
Stelle  wieder  ein  Lungenspitzenkatarrh  besteht,  so  ist  es  doch  etwas  fernliegend, 
für  diesen  zweiten  Spitzenkatarrh  nunmehr  eine  andere  Ursache  — die  Hoden- 
tuberkulose ■ — annehmen  zu  wollen,  zumal  im  vorliegenden  Fall  es  sich  nicht 
von  der  Hand  weisen  läßt,  daß  die  Hodentuberkulose  ihrerseits  ebenfalls  eine 
Folge  der  ursprünglichen  durch  den  Unfall  zum  Ausbruch  gekommenen  Lungen- 
tuberkulose ist. 

Ich  gelange  daher  zu  dem  Schlüsse:  Der  Tod  des  Kossäten  P.  steht  mit 
dem  Unfall  vom  8.  August  1902  in  ursächlichem  Zusammenhang. 

Auf  Grund  dieses  Gutachtens  wurde  den  Hinterbliebenen  unter  Aufhebung 
des  ablehnenden  Bescheides  der  Berufsgenossenschaft  die  Hinterbliebenenrente 
vom  Schiedsgericht  zugesprochen.  Die  Berufsgenossenschaft  verzichtete  auf  das 
Rechtsmittel  des  Rekurses. 

Handelte  es  sich  hier  um  einen  Schulfall  (schwere  Verletzung,  un- 
mittelbare Erkrankung,  Kontinuität  der  Krankheitserscheinungen),  so  läßt 
der  folgende  diese  Voraussetzungen  vermissen.  Er  ist  aber  gleichzeitig 
ein  Beweis,  wie  von  den  Hinterbliebenen  nach  einer  Katastrophe  wahl- 
los jedes  unfallartige  Geschehnis  später  als  Ursache  derselben  beschul- 
digt wird. 

Tod  an  Lungen-  und  Kehlkopftuberkulose  nicht  als  Folge  dreier 
hintereinander  beschuldigter,  verschiedener  Unfälle  anerkannt. 

Vorgeschichte: 

Der  am  6.  Februar  1877  geborene  Brauer  S.  ist  am  4.  Dezember  1908 
an  Lungen-  und  Kehlkopftuberkulose  gestorben.  Er  selbst  wie  sein  Vertreter  und 
seine  Rechtsnachfolger  führten  das  Leiden  auf  einen  angeblich  am  31.  Dezember 
1907  erlittenen  Unfall  zurück.  Nachdem  das  Schiedsgericlit  für  Arbeiterversiche- 
rung in  seiner  Sitzung  vom  6.  März  1909  den  die  Ansprüche  aus  diesem  Unfall 
ablehnenden  Bescheid  der  Berufsgenossenschaft  bestätigt  hat,  tritt  der  Vertreter 
der  Erben  mit  der  Behauptung  hervor,  das  zu  Tode  führende,  durch  den  Unfall 
vom  31.  Dezember  1907  bedeutend  verschlimmerte  Leiden  sei  durch  einen  früheren 
Unfall  entstanden,  wodurch  eine  Brustkorbquetschung  und  lAingenbluten  herbei- 
geführt  worden  sei. 


Lungeutaberkurose  nach  Unfall. 
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Von  früheren  Betriebsunfällen  des  S.  sind  zwei  bekannt. 

Am  24.  Oktober  1902  erlitt  er  durch  Sturz  bei  der  Arbeit  eine  Kontusion 
der  rechten  zwölften  Kippe.  Die  Gegend  derselben  war  angeschwollen,  leicht  blut- 
unterlaufen und  schmerzhaft.  S.  erhielt  bis  19.  November  1902  Krankengeld. 
Nachdem  ihn  Dr.  Sch.  am  15.  November  1902  für  völlig  gesund  erklärt  hatte, 
bezeichnete  ihn  Dr.  J.  am  20.  November  1902  wieder  für  arbeitsfähig  und  ein 
weiteres  Heilverfahren  nicht  für  erforderlich. 

Am  20.  Juli  1904  fiel  S.  durch  Abgleiten  einer  Leiter  zwischen  zwei  Fässer. 
Da  gleich  Feierabend  war,  ging  er  nach  Hause.  Erst  am  nächsten  Tag,  21.  Juli 
1904,  begab  er  sich  nach  der  Unfallstation.  Hier  soll  „schwarzes“  Blut  ausge- 
hustet worden  sein.  p]r  wurde  am  22.  Juli  1904  mittelst  Krankenwagens  nach 
dem  Krankenhaus  zu  W.  gebracht , wo  er  drei  Wochen  verblieb.  Das  Gutachten  des 
Krankenhausleiters  lautet  in  seinem  wesentlichen  Bestandteil: 

Der  Verletzte  ist  ein  kräftiger,  muskulöser  Mann  mit  recht  reichlich  ent- 
wickeltem Fettpolster.  Sein  Aussehen  ist  das  eines  Gesunden.  Der  Brustkorb  ist 
auffallend  breit  und  kurz  (faßförmig),  der  Hals  dick  und  etwas  eingezogen.  Es 
besteht  weder  Fieber  noch  Pulsbeschleunigung.  Auch  die  Atemzüge  sind  regel- 
mäßig. Beide  Brusthälften  sind  an  der  Atembewegung  ganz  gleichmäßig  beteiligt. 
Es  ist  leichter  Hustenreiz  vorhanden  mit  schwer  sich  lösendem  Auswurf.  Blutiger 
Auswurf  wird  im  Krankenhaus  nicht  beobachtet.  Auch  findet  sich  in  der  Mund- 
imd  Nasenhöhle  keine  Blutspur.  Nach  dem  Sitz  seiner  Brustbeschwerden  gefragt, 
deutet  er  in  unbestimmter  Weise  auf  die  Vorderseite  der  Brust.  Am  ganzen 
Brustkorb  ist  denn  auch  kein  einziger  druckschmerzhafter  Punkt  zu  finden.  Die 
Lungengrenzen  sind  allerwärts  etwas  erweitert.  Die  Ausatmungsphase  ist  etwas 
verlängert.  Über  beiden  Lungen  überall  heller,  hoher  Klopfschall  (Schachtelton). 
Nirgends  ist  Dämpfung  vorhanden.  Aber  allerwärts  sind  über  beiden  Lungen 
trockene,  pfeifende  und  giemende  Rasselgeräusche  hörbar.  Am  Rumpf  ist  weder 
eine  Hautverletzung  noch  eine  Blutunterlaufung  zu  bemerken.  An  der  rechten 
Hüfte,  dem  Sitz  von  Schmerzen,  ist  nichts  Krankhaftes  zu  finden.  Das  Becken 
ist  unverletzt,  ebenso  wie  der  Oberschenkelknochen.  Am  rechten  kleinen  Finger 
ist  ein  geringfügiger  Hautdefekt  bemerkbar.  Das  Endgelenk  wird  steif  gehalten, 
doch  finden  sich  an  demselben  keine  Spuren  einer  frischen  Verletzung.  Ob  diese 
Steifigkeit  von  dem  Unfall  wirklich  herrührt,  erscheint  mindestens  fraglich.  Es 
handelt  sich  somit  bei  S.  lediglich  um  Kontusionsschmerzen  ohne  schwerere  Ver- 
letzung irgendwelcher  Organe. 

Unter  der  üblichen  Behandlung  lassen  dann  die  Beschwerden  bald  nach. 

Bei  der  Entlassung  ist,  abgesehen  von  der  schon  vorher  vorhandenen  chro- 
nischen Lungenblähung  (Lungenemphysem),  denn  auch  die  Mehrzahl  der  Beschwer- 
den verschwunden.  Patient  klagt  noch  etwas  über  Versteifung  des  Fingergliedes 
sowie  über  hin  und  wieder  auftretende  Bruststiche.  Die  Rasselgeräusche  und  der 
Husten  sind  völlig  zurückgegangen.  Er  dürfte  binnen  wenigen  Tagen  von  den 
Unfallfolgen  wieder  vollständig  hergestellt  sein. 

Am  15.  August  1904  wurde  dann  S.  von  Dr.  J.  für  gesund  und  völlig 
arbeitsfähig,  ein  weiteres  Heilverfahren  für  nicht  erforderlich  erklärt. 

Der  Aufforderung  der  Berufsgenossenschaft  vom  23.  November  1904,  sich 
ihrem  Vertrauensärzte  vorzustellen,  falls  er  die  in  dieser  Unfallangelegeuheit  bei 
der  polizeilichen  Vernehmung  gestellten  Ansprüche  aufrecht  erhalte,  kam  S.  nicht 
nach.  Auf  die  Mitteilung  der  Berufsgenossenschaft  vom  30.  November  1904,  daß 
sie  nunmehr  die  Unfallsache  als  erledigt  ansehe,  hat  S.  keinen  Einspruch  er- 
hoben. 

Bei  seiner  polizeilichen  Vernehmung  am  14.  Mai  1908  hat  S.  angegeben, 
daß  er  bis  Ende  des  vergangenen  Jahres  (1907)  nie  ernstlich  krank  gewesen  sei. 

Die  Aufstellung  der  Krankheiten  des  S.  in  der  Zeit  vom  1.  Juni  1905  bis 
19.  Dezember  1907  läßt  nicht  erkennen,  daß  in  dieser  hinter  den  beiden  oben  er- 
wähnten Unfällen  liegenden  Zeit  S.  an  einer  Erkrankung  der  Lungen  gelitten 
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habe.  Im  St.  H. -Krankenhaus  hat  S.  bei  der  Aufnahme  am  18.  Februar  1908 
angegeben,  daß  er  früher  gesund,  seit  etwa  September  1907  Auswurf  be- 
kommen habe. 

Begutachtung. 

Aus  dem  Akteuinhalt  ergiebt  sich,  daß  S.  von  den  beiden  Unfällen  im  Jahre 
1902  in  27  Tagen,  im  Jahre  1904  in  26  Tagen  wieder  hergestellt  wurde.  Es 
können  mithin  bedeutende  Veränderungen  der  Lunge  in  keinem  Falle  stattgefun- 
deu  haben.  Für  eine  Erkrankung  der  Lungen  fehlt  bis  zum  September  1907,  also 
bis  annähernd  5 Jahre  nach  dem  ersten,  3 Jahre  2 Monate  nach  dem  zweiten 
Unfall,  jeder  x4nhaltspunkt. 

In  dem  dem  angeblichen  Unfallereignis  vorangegangenen  Jahre  1907  hat  S. 
nach  der  Lohnnachweisung  statt  betriebsüblicher  312  Tage  279  Tage  gearbeitet. 
Die  Unterbrechung  hat  stattgefunden  wegen  eines  Betriebsunfalles  vom  8.  Mai  bis 
2.  Juni  1907,  wegen  Rheumatismus  vom  12.  November  bis  17.  November  1907, 
wegen  Gelenkrheumatismus  vom  12.  Dezember  1907. 

Danach  kann  gesagt  werden,  daß  S.  wegen  eines  Lungenleidens  im  Jahre 
1907  nicht  gehindert  gewesen  ist,  volle  Arbeit  zu  verrichten. 

Ist  nun  S.  nach  seinen  beiden  Unfällen  mindestens  3 Jahre  2 Monate  ohne 
Anzeichen  einer  tuberkulösen  Erkrankung  gewesen,  so  kann  eine  nach  dieser  Zeit 
auftretende  Tuberkulose  der  Lungen  und  des  Kehlkopfes  keinem  der  genannten 
Betriebsunfälle  zur  Last  gelegt  werden,  da  der  inzwischen  verstrichene  Zeitraum 
ein  viel  zu  langer  ist. 

Soll  eine  Lungentuberkulose  als  eine  durch  einen  Betriebsunfall  ausgelöste 
anerkannt  werden,  so  müssen  sich  nach  allgemeiner  ärztlicher  Anschauung  binnen 
Jahresfrist  die  ersten  Anzeichen  des  Leidens  erkennbar  machen.  Diese  Verhält- 
nisse liegen  hier  nicht  vor. 

Im  allgemeinen  wird  auch  verlangt,  daß  das  als  Unfall  angesprochene  Er- 
eignis eine  Blutung  auslöst.  Auch  diese  Bedingung  ist  bei  den  hier  besprochenen 
beiden  Unfällen  nicht  erfüllt. 

Bei  dem  ersten  Unfall  vom  24.  Oktober  1902  ist  von  einer  den  Atmungs- 
bahnen entströmenden  Blutung  überhaupt  nicht  die  Rede. 

Bezüglich  des  zweiten  Unfalles  am  20.  Juli  1904  hat  weder  S.  selbst  noch 
der  Zeuge  D.  von  einer  Lungenblutung  etwas  gesagt.  Im  Krankenhaus  ist  wäh- 
rend 3 Wochen  kein  blutiger  Auswurf  erfolgt. 

Nur  das  erste  informatorische  Attest  besagt:  Es  wird  „schwarzes  Blut“  aus- 
gehustet. Das  den  Luftwegen  entstammende  Blut  ist  rot,  schaumig.  Schwarzes  Blut 
entstammt  den  Verdauungsorganen  oder  den  Nasenhöhlen,  weil  hier  bei  längerem 
Verweilen  die  Gelegenheit  besteht,  daß  die  rote  Farbe  sich  in  schwarze  ver- 
wandelt. 

Wenn  man  dessenungeachtet  annehmen  wollte,  daß  am  21.  Juli  1904  von  S. 
Blut  aus  den  Atmungswegen  heraufbefördert  worden  wäre,  so  spricht  die  Tatsache, 
daß  er  in  26  Tagen  wieder  hergestellt  war  und  3 Jahre  und  2 Monate  keine  An- 
zeichen eines  Lungenleidens  darbot,  nach  ärztlicher  Erfahrung  zwingend  gegen  die 
Annahme,  daß  das  im  September  1907  aufgetretene  Lungenleiden  mit  diesem  Un- 
fall in  ursächlichem  Zusammenhänge  steht. 

Zum  Schluß  muß  darauf  hingewiesen  werden,  daß  nach  dem  heutigen  Stande 
der  ärztlichen  Wissenschaft  die  Lungentuberkulose  eine  exquisite  Infektionskrank- 
heit ist  und  daß  die  Ansteckung  mit  Tuberkelbacillen  in  erster  Reihe  bei  dem- 
jenigen haftet,  der  durch  erbliche  Belastung  eine  Neigung  (Disposition)  hierfür 
besitzt.  Beide  Vorbedingungen  sind  bei  S.  gegeben. 

Seine  Frau  war  vor  2 Jahren  an  Lungentuberkulose  gestorben,  2 Schwestern 
von  ihm  sind  demselben  Leiden  erlegen.  Es  ist  daher  zur  Erklärung  des  Entstehens 
einer  Lungentuberkulose  keineswegs  erforderlich,  wie  hypnotisiert  auf  einen  Unfall 
zu  blicken  , der  einen  Lungenleidenden  während  seines  Lebens  früher  einmal  in 
der  Brustgegend  betroffen  hat. 
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Die  Körperkonstitution  gewährt  keinen  vollkommenen  Schutz  gegen  die  Tu- 
berkulose, wie  jeder  beschäftigte  Arzt  aus  seiner  Erfahrung  weiß.  Strümpell 
schließt  diese  Erfahrung  mit  dem  Satze  ab:  Auch  den  herkulisch  gebauten 
Athleten  eines  Zirkus  sahen  wir  an  Phthise  (Lungenschwindsucht)  sterben. 

Ich  gelange  daher  zu  dem  Schluß: 

Das  Lungenleiden  des  S.  steht  mit  den  Unfällen  vom  24.  Oktober  1902  und 
24.  Juli  1904  in  keinem  ursächlichen  Zusammenhang,  ist  auch  durch  dieselben 
wesentlich  ungünstig  nicht  beeintlußt  worden. 

Hiernach  trat  das  Schiedsgericht  dem  die  Rentenansprüche  ablehnenden  Be- 
scheid der  Berufsgenossenschaft  bei.  Rekurs  wurde  nicht  eingelegt,  das  Schieds- 
gerichtsurteil vom  6.  März  1909  war  vom  Reichsversicherungsamt  bestätigt 
worden. 

Die  beiden  folgenden  Fälle  lassen  erkennen,  wie  selbst  dem  Brust- 
korb fernliegende  Verletzungen  manchmal  als  auslösende  Ursache  eines 
Lungenleidens  beschuldigt  werden. 

Tod  an  Lniigeutuberkulose  nach  Knieverletzung  nicht  als  Unfall- 
folge anerkannt. 

Vorgeschichte. 

Der  damals  53jährige  Arbeiter  D erlitt  am  24.  August  1906  durch  Betriebs- 
unfall eine  Quetschung  des  linken  Unterschenkels,  besonders  in  der  Gegend  des 
linken  äußeren  Knöchels,  wo  ein  starker  Bluterguß  entstand,  und  in  der  Gegend 
der  Außenseite  des  linken  Kniees. 

Eine  1*96  m von  ihm  entfernt  stehende,  nur  1*50  m hohe  Wand  war  ein- 
gestürzt. 

Hieraus  erhellt,  daß  nur  der  untere  Teil  seines  Körpers  von  der  Gewalt- 
einwirkung erfaßt  werden  konnte. 

Für  die  Unfallfolgen  erhielt  D.  Renten  in  verschiedener  Höhe,  zuletzt  eine 
solche  von  15<^/o. 

Am  16.  August  1909  ist  D.  verstorben,  nachdem  er  am  1.  April  1908  schwer 
an  Rippenfellentzündung  erkrankt  war. 

Der  behandelnde  Arzt  Dr.  W.  nahm  an,  daß  es  sich  bei  D.  um  eine  bös- 
artige Neubildung  des  Rippenfelles  handelte.  Dr.  H.  hat  angegeben,  daß  D.  unter 
den  Erscheinungen  einer  Lungenschwindsucht  verstorben  sei. 

Begutachtung. 

Für  die  Beurteilung  des  vorliegenden  Falles  macht  es  keinen  Unterschied, 
ob  D.  an  Schwindsucht  (Lungentuberkulose)  oder  an  einer  bösartigen  Neubildung 
(Krebs  des  Brustfelles)  gestorben  ist.  Beide  Erkrankungen  setzen  ähnliche  Krank- 
heitszeichen. 

Soll  eine  von  beiden  Erkrankungen  auf  einen  Unfall  bezogen  werden,  so 
muß  erwiesen  sein: 

a)  daß  der  Brustkorb  tatsächlich  von  einer  erheblichen  Gewalteinwirkung  be- 
troffen wurde, 

hj  daß  die  Erkrankung  sich  dann  binnen  eines  Zeitraumes  entwickelte,  dessen 
Spanne  sich  mit  der  allgemeinen  ärztlichen  Erfahrung  in  Einklang  bringen 
läßt.  Der  hierfür  in  Betracht  kommende  Zeitraum  wird  so  bemessen,  daß 
spätestens  nach  Jahresfrist  die  Anzeichen  der  Erkrankung  vorhanden  sein 
müssen. 

Nach  dem  Mechanismus  des  Unfalles  ist  es  von  vornherein  unwahrschein- 
lich, daß  eine  1*50  m hohe  umstürzende  Wand  einen  1*96  m davon  entfernt 
stehenden  Mann  anders  als  an  seinem  unteren  Körper  trifft. 

Daß  der  Brustkorb  des  D.  bei  dem  Unfall  verletzt  worden  wäre,  geht  aus 
dem  reichen  Aktenmaterial  nicht  hervor.  Bei  der  polizeilichen  Untersuchungsver- 
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handluDg  vom  24.  Septeml)er  1906  gab  1).  als  Unfallfolgen  an:  „Quetschung  des 
linken  Unterschenkels,  besonders  in  der  Gegend  des  linken  äußeren  Knöchels,  wo 
sich  ein  starker  Bluterguß  befindet,  und  der  Außenseite  des  linken  Kniees.“ 

Das  erste  ärztliche  Gutachten  des  Dr.  R.  datiert  vom  3.  Dezember  1906. 
1).  gab  dabei  an:  „Er  könne  nicht  fort,  er  habe  Schmerzen  im  linken  Knie-  und 
Fesselgelenk,  und  am  rechten  Fesselgelenk  habe  er  Knudeis.“ 

Dr.  L.,  der  erstbehandelnde  Arzt,  deponiert  als  Angaben  des  Verletzten  über 
seine  Erkrankung:  „Er  war  am  24.  August  1906  mit  dem  linken  Unterschenkel 
unter  eine  einstürzende  Mauer  geraten.“ 

In  seiner  Berufung  vom  11.  Januar  1907  erwähnt  D.  nichts  davon,  daß  er 
an  der  Brust  verletzt  worden  sei.  In  seinem  Rentenerhöhungsantrag  vom  26.  Februar 
1907  ist  von  einer  Brustverletzung  oder  darauf  zu  beziehenden  Beschwerden  keine 
Rede.  Bei  der  Untersuchung  vom  7.  März  1907  klagte  D.  lediglich  über  Schmer- 
zen im  linken  Kniegelenk  und  in  der  linken  Ferse. 

In  seiner  Berufungsschrift  vom  27.  März  1907  spricht  D.  nur  von  Unfall- 
folgen an  den  Füßen. 

In  seinem  dem  Schiedsgericht  erstatteten  Gutachten  vom  7.  Juni  1907  be- 
merkt Medizinalrat  Dr.  E.:  „Die  inneren  Organe  sind  gesund!“  Die  Klagen  D.s 
bezogen  sich  lediglich  auf  die  Beine. 

Erst  am  2.  Mai  1908  wird  der  Berufsgenossenschaft  gemeldet,  daß  D.  am 
1.  April  1908  schwer  an  Rippenfellentzündung  (tuberkulöser  oder  krebsiger  Art  ?) 
erkrankt  sei. 

Demnach  ist  die  Erkrankung  erst  ein  Jahr  und  sieben  Monate  nach  dem 
Unfall  in  die  Erscheinung  getreten.  Hiernach  wäre  ein  Zusammenhang  zwischen 
dem  todbringenden  Leiden  und  dem  Unfall  schon  aus  zeitlichen  Gründen  abzu- 
lehnen, selbst  wenn  bei  dem  Unfall  eine  Gewalteinwirkung  den  Brustkorb  be- 
troffen hätte. 

Daß  letzteres  überhaupt  nicht  der  Fall  war , ergiebt  sich  aus  dem  Akten- 
inhalt in  unzweideutiger  Weise.  Wenn,  wie  die  Rentenbewerberin  behauptet,  die 
behandelnden  Ärzte  den  Tod  des  D.  mit  dem  Unfall  in  einen  ursächlichen  Zu- 
sammenhang brachten,  so  kann  dies  nur  geschehen  sein,  weil  ihnen  unzutreffende  An- 
gaben gemacht  worden  sind.  Wie  weit  dies  der  Fall  war,  ergiebt  das  von  Dr.  W. 
am  31.  August  1908  der  Landesversicherungsanstalt  Sachsen -Anhalt  erstattete 
Gutachten. 

Hiernach  soll  eine  2‘50  (statt  1‘50)  hohe  Mauer  den  D.  „unter  sich  begraben 
haben“;  es  soll  eine  „Zertrümmerung  des  Unterschenkels“  Vorgelegen  haben,  die 
ein  „34  Wochen  langes  Krankenlager“  erforderte,  während  D.  in  Wahrheit  nur 
vom  24.  August  1906  bis  16.  September  1906  Krankengeld  bezogen  hat. 

Ich  gelange  daher  zu  dem  Schlüsse:  Der  Tod  des  D.  ist  durch  den  Unfall 
vom  24.  September  1906  weder  herbeigeführt,  noch  durch  ihn  beschleunigt. 

Dieses  Gutachten  legte  das  Schiedsgericht  seiner  die  Berufung  zurückwei- 
senden Entscheidung  zugrunde. 

In  dem  letzten  Fall  ist  ein  Zusammenhang  zwischen  Unfall  und  dem 
Tod  an  Lungenschwindsucht  überhaupt  nicht  denkbar.  Trotzdem  hat  der 
behandelnde  Arzt  Dr.  P.  durch  ein  gänzlich  unzureichendes  Gutachten  die 
Ehefrau  in  einen  mit  Aufregungen  und  Zeitverlust  verknüpften  Rechts- 
streit getrieben  und  ganz  unnötige  Gerichtskosten  verursacht. 

Tod  an  Lniigentiiherkiilose  nach  Hand-  und  Knieverletznug  sowie 
einer  Kontusion  des  Kopfes  als  Unfallfolge  nicht  anerkannt, 

Vorgeschichte. 

Der  damals  38jährige  Arbeiter  D.  erlitt  durch  Betriebsunfall  am  27.  Oktober 
1899  neben  einem  Bruch  des  linken  Daumens,  einer  Verstauchung  der  rechten 
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Hand  und  des  rechten  Kniegelenkes  eine  Kontusion  des  Kopfes.  D.  klagte  in  der 
Folge  über  Schwindelgefühl  und  Ängstlichkeit  beim  Besteigen  von  Leitern  und 
Gerüsten.  Er  litt  außerdem  an  einer  Gesichtsnervenlähmuug  und  an  Kopfschmerzen. 
Es  wurde  ihm  daher  eine  Heute  von  40®/o  bewilligt.  In  allen  Gutachten  befindet 
sich  der  Vermerk,  daß  D.  schweren  Alkoholmißbrauch  trieb.  Im  April  1909  be- 
antragte seine  Ehefrau  für  ihn  die  Invalidenrente  wegen  Nervenleidens.  Dieselbe 
wurde  ihm  auf  Grund  eines  Gutachtens  des  Dr.  F.  vom  21.  Mai  1909,  auf  das 
später  noch  zurückgegriffen  werden  wird,  von  der  Landesversicherungsanstalt  Berlin 
gewährt. 

Unter  dem  4.  Mai  1909  beantragte  die  Ehefrau  des  Verletzten  die  Wieder- 
aufnahme des  Heilverfahrens  unter  Überreichung  eines  Attestes  des  Dr.  P.  Dieser 
Arzt  bescheinigte,  daß  sich  D.  seit  dem  10.  April  1909  wegen  nervöser  Beschwer- 
den in  seiner  Behandlung  befinde.  D.  klagte  angeblich  über  Kopfschmerzen,  Un- 
ruhe, Schlaflosigkeit,  abwechselnd  mit  großer  Schlafneigung.  Er  sei  während  dieser 
Zeit  erwerbsunfähig  infolge  des  Unfalles. 

Am  5.  Mai  1909  untersuchte  der  Vertrauensarzt  der  Berufsgenossenschaft, 
Dr.  R.,  den  D.  Dieser  machte  den  Eindruck  eines  Schwindsüchtigen ; ein  starker 
chronischer  Lungeukatarrh  war  nachweisbar.  An  dem  verletzten  Daumen  und  am 
Nervensystem  war  eine  nachteilige  Veränderung  nicht  vorhanden.  Demzufolge 
lehnte  die  Berufsgenossenschaft  die  beantragte  Wiederaufnahme  des  Heilverfahrens 
ab,  da  das  bestehende  innere  Leiden  nicht  Unfallfolge  sei. 

D.  ist  am  17.  Juni  1909  verstorben.  Die  Ehefrau  führt  auch  den  Tod  ihres 
Mannes  auf  den  Unfall  vom  27.  Oktober  1899  zurück. 

Der  amtliche  Totenschein  verzeichnet  als  wissenschaftliche  Diagnose:  Phthisis 
pulmonum,  das  heißt  Lungenschwindsucht.  Als  Grundleiden  wird  chronisches  Lungen- 
leiden als  Folge  eines  alten  Unfalles  und  einer  alten  Schädelverletzung  angegeben. 
Als  nächste  Todesursache  wird  Herzschwäche  beschuldigt. 

Begutachtung. 

Ein  materielles  Nervenleiden  ist  — außer  einer  Gesichtsnervenlähmung  und 
linksseitiger  Pupillenstarre  — bei  D.  von  keinem  Arzte  festgestellt  worden.  Es 
bestand  im  wesentlichen  nur  Nervosität,  hauptsächlich  durch  Kopfschmerzen  ge- 
kennzeichnet. Von  diesem  Leiden  war  es  nicht  klar,  ob  es  durch  Unfall  oder 
durch  den  schweren  Alkoholmißbrauch  unterhalten  wurde.  Daß  Kopfschmerzen  ohne 
materielle  Basis  nicht  zum  Tode  führen,  bedarf  keiner  Auseinandersetzung.  Die 
Veränderungen  am  linken  Daumen  und  am  rechten  Knie  scheiden  schon  als  auch 
nur  mitwirkende  Todesursache  aus. 

Die  Verletzung  hat  den  Brustkorb  nicht  getroffen.  Geh..  Med.-Rat  Dr.  B. 
stellt  am  22.  Mai  1900,  also  fast  sieben  Monate  nach  dem  Unfall,  fest,  daß  an 
den  Organen  der  Brust  keine  krankhafte  Affektion  zu  bemerken  ist.  Bis  zum 
Januar  1906  ist  auch  ein  Lungenleiden  von  keinem  der  Ärzte  erwähnt.  Der  mit- 
hin abgelaufene  Zeitraum  ist  ein  zu  langer,  um  ein  jetzt  etwa  auftretendes  Lun- 
genleiden mit  dem  Unfall  in  einen  ursächlichen  Zusammenhang  zu  bringen. 

Nun  findet  sich  in  dem  Gutachten  des  Dr.  F.  vom  21.  Mai  1900,  das  zur  Ge- 
währung der  Invalidenrente  führte,  folgender  Befund:  Die  linke  Pupille  ist  maximal 
erweitert  und  zieht  sich  weder  bei  Lichteinfall,  noch  bei  Nahestellung  zusammen. 
Gesicht,  Zunge  und  Schlund  sind  normal  innerviert.  Empfindungsqualitäten  intakt. 
Kniereflexe  schwach  auslösbar.  Hiernach  war  auch  jetzt  noch  kein  Nervenleiden 
vorhanden,  das  den  Tod  hätte  veranlassen  können.  Weiter  finden  sich  in  dem  Gut- 
achten folgende  Angaben:  Über  dem  linken  Überlappen  besteht  deutliche  Dämp- 
fung, über  der  Spitze  Bronchialatmen  mit  zahlreichen  kleinblasigen,  teilweise  klin- 
genden Rasselgeräuschen.  Auch  über  den  übrigen  Lungenpartieen  wird  nach  dem 
Aufhusten  Knacken  und  kleinblasiges  Rasseln  hörbar.  Die  Diagnose  lautet  auf  Lun- 
genschwindsucht, Unfallfolgen,  Blindheit  des  rechten  Auges.  Für  die  Beurteilung 
des  Falles  gab  Dr.  F.  folgende  Unterlage:  Gegenwärtig  steht  die  floride  Lungen- 
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Schwindsucht  im  Vordergründe  des  Krankheitsbildes.  Bei  der  offensichtlichen 
Schwäche  des  Rentenbewerbers  ist  ein  ungünstiger  Ausgang  in  absehbarer  Zeit 
wahrscheinlich. 

Aus  diesem  Gutachten  geht  hervor,  daß  in  dem  Zustand  des  Nervensystems 
des  P.  seit  der  Untersuchung  vom  27.  Januar  1909  eine  Veränderung  nicht  ein- 
getreten war,  was  auch  Dr.  R.  am  13.  Mai  1909  bekundet  hatte. 

Demgegenüber  kann  das  Attest  des  Dr.  P.  keine  ausschlaggebende  Bedeu- 
tung besitzen,  weil  es  gar  keinen  objektiven  Befund  verzeichnet,  nicht  einmal  die 
im  Vordergründe  stehende  Lungenschwindsucht  erwähnt,  sondern  lediglich  die  Be- 
schwerden des  D.  registriert.  Offensichtlich  war  die  ärztliche  Behandlung  durch 
das  Lungenleiden  geboten,  wie  solches  auch  den  Tod  herbeigeführt  hat. 

Ich  gelange  daher  zu  dem  Schlüsse: 

a)  Es  ist  nicht  mit  Sicherheit,  aber  auch  noch  nicht  einmal  mit  ausreichender  Wahr- 
scheinlichkeit anzunehmen,  daß  das  zum  Tode  führende  Leiden  mit  dem  Un- 
fall vom  27.  Oktober  1899  in  ursächlichem  Zusammenhang  steht. 
h)  Eine  Wiederaufnahme  des  Heilverfahrens  aus  Anlaß  der  Unfallfolgen  am 
4.  Mai  1909  ist  nicht  erforderlich  gewesen. 

Schiedsgericht  und  Reichsversicherungsamt  wiesen  die  Rentenansprüche  der 
Witwe  zurück. 

Ursächlicher  Zusammenhang  zwischen  Lungentuberkulose  und 
einem  drei  Monate  vorher  erfolgten  Sturz  von  einer  Leiter 
auf  die  linke  Körperseite  verneint. 

Das  Reichsversicherungsamt  gab  dazu  folgende  Begründung:  Zwar  läßt  sich 
der  Zusammenhang  einer  tödlichen  Lungenschwindsucht  mit  einem  Unfall  auch 
dann  noch  annehmen,  wenn  zwischen  dem  Unfall  und  den  nachweisbaren  Er- 
scheinungen dieser  Krankheit  eine  Frist  von  sogar  einigen  Monaten  liegt.  Aber 
die  weitere  Voraussetzung  für  die  Annahme  eines  Zusammenhanges  würde  das 
Vorliegen  einer  starken  Erschütterung  des  Brustkorbes  sein,  die  hier  nicht  dar- 
getan ist.  Der  Verletzte  fiel  zwar  seitwärts  von  der  Leiter  mit  der  linken  Körper- 
seite auf  den  im  Zimmer  stehenden  Heizkörper.  Aber  er  hat  unmittelbar  nach 
dem  Unfälle  keinerlei  Schmerzen  oder  Beschwerden  gehabt,  die  Leiter  wieder  be- 
stiegen und  weiter  gearbeitet.  Am  Unfallstage  verspürte  er  nur  Schmerzen  am 
linken  Oberschenkel.  Erst  am  nächsten  Tage  will  er  Schmerzen  in  der  linken  oberen 
Körperseite  verspürt  haben,  gegen  die  Dampfbäder  und  Massage  verordnet  wurden. 
Die  zuerst  konsultierten  Ärzte  fanden  nichts  Krankhaftes  an  der  linken  Lunge 
und  nicht  die  geringsten  Unterlagen  für  die  vorgebrachten  Klagen.  Hiernach 
kann  der  Fall  auf  die  linke  Brustseite  nur  ein  leichter  gewesen  sein.  Die  Arbeit  wurde 
während  der  Behandlung  nicht  ausgesetzt.  Husten  trat  erst  nach  3 Monaten  auf, 
und  ein  volles  Jahr  danach  wurde  erst  der  „Lungenkatarrh“  festgestellt.  Bei 
dieser  Sachlage  war  eine  hinreichende  Wahrscheinlichkeit  des  Zusammenhanges 
zwischen  Unfall  und  Lungenkrankheit  nicht  dargetan. 

Lungentuberkulose  nach  Schulterverrenkiing  nicht  als  Unfallfolge 

anerkannt. 

V orges  chichte. 

Der  Arbeiter  B.  stürzte  am  18.  März  1904,  als  er  an  einem  zu  fällenden  Baum 
ein  Seil  befestigen  wollte,  ab,  rutschte  auf  der  an  dem  Baum  stehenden  Leiter 
ab  und  zog  sich  eine  Schulterverrenkung  zu.  Nach  etwa  fünfwöchiger  Be- 
handlung wurde  er  als  geheilt  entlassen.  Als  Folgen  des  Unfalles  wurden  lediglich 
eine  geringe  Steifigkeit  und  geringe  Schmerzen  in  der  Schulter  als  fortbestehend 
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angenommen,  wegen  deren  er  eine  Teilrente  von  lö^/o  erhielt.  Er  nahm  die 
Arbeit  als  Brückenwärter  auf  und  führte  diese  bis  zum  1.  Mai  1905  durch.  Zu 
dieser  Zeit  mußte  er  eines  tuberkulösen  Lungenleidens  wegen  die  Arbeit  aufgeben. 
An  dem  Leiden  verstarb  er  am  12.  Juni  1906.  Seine  Hinterbliebenen  führten  den 
Tod  auf  den  Unfall  zurück  und  erhoben  daher,  gestützt  auf  ein  Gutachten  des 
behandelnden  Arztes  Dr.  E.  in  T.,  welcher  den  Zusammenhang  zwischen  Unfall 
und  Tuberkulose  bejahte,  Anspruch  auf  Hinterbliebenenrente.  Diese  wurde  abgelehnt, 
nachdem  der  Medizinalrat  Dr.  I).  aus  G.  sich  gegen  den  von  Dr.  E.  angenommenen 
Zusammenhang  ausgesprochen  hatte.  Das  Schiedsgericht  bestätigte  auf  Grund  des- 
selben Gutachtens  den  ablehnenden  Bescheid.  Das  von  den  Hinterbliebenen  an- 
gerufene Reichsversicherungsamt  holte  ein  Obergutachten  von  dem  leitenden  Arzt 
der  Medizinischen  Universitätsklinik  in  K.,  Professor  Dr.  L.,  ein,  das  im  wesent- 
lichen wie  folgt  lautete:  „Brusttraumen  sind  als  Ursachen  tuberkulöser  Erkran- 
kungen im  allgemeinen  und  der  Lungenschwindsucht  im  besonderen  allgemein  an- 
erkannt. Es  wmrde  also  im  vorliegenden  Falle  ein  Zusammenhang  der  tödlichen 
Erkrankung  mit  dem  Unfall  nur  dann  abgelehnt  werden  können,  wenn  besondere 
'S'erhältnisse  vorlägen,  die  dieser  Annahme  entgegenständen.  Das  ist  nicht  der 
Fall.  Die  gutachtliche  Äußerung  des  Medizinalrates  Dr.  D.  versucht  die  Ablehnung 
durch  besondere  Umstände  zu  begründen.  Besonders  soll  der  Umstand,  daß  die 
SclmlterveiTetzung,  d.  h.  also  auch  die  hauptsächlich  ein  wirkende  Gewalt,  die 
linke  Seite  betroffen  hat,  während  die  tuberkulöse  Erkrankung  zuerst  rechts  nach- 
gewiesen wurde,  gegen  den  Zusammenhang  sprechen.  Selbst  wenn  die  Voraus- 
setzung zutreffend  wäre,  würde  ich  der  Schlußfolgerung  nicht  beitreten  können; 
es  sind  keineswegs  immer  die  schweren  Traumen,  die  zur  Tuberkulose  führen. 
Ferner  betont  Dr.  D.,  daß  bei  der  Röntgenaufnahme  in  der  H.schen  Klinik  die 
Lungen  gesund  befunden  wurden,  und  folgert  daraus  wohl,  daß  die  Lungenschwind- 
sucht nicht  im  Anschluß  an  das  Trauma  entstanden  sein  könne.  Beginnende 
Tuberkulose  ist  aber  durch  Röntgenaufnahme  keineswegs  immer  nachzuweisen. 
Endlich  betont  Dr.  D.,  daß  der  Vater  des  B.  an  Lungenkrankheit  gestorben  sei, 
vermutlich  um  aus  der  tuberkulösen  Anlage  des  B.  zu  schließen,  daß  es  sicli 
nicht  um  eine  traumatische,  sondern  um  eine  gewöhnliche  Lungenschwindsucht  gehandelt 
habe.  Auch  dieser  Schlußfolgerung  würde  ich  nicht  beitreten  können.  Schon  Dr.  E. 
weist  darauf  hin,  daß  die  tuberkulöse  Anlage  auch  die  traumatische  Lungenschwind- 
sucht begünstige.  Schheßlich  erfordert  ja  jede  traumatische  Lungenschwindsucht, 
daß  das  Trauma  schon  einen  Körper  trifft,  der  Tuberkelbacillen  enthält,  und 
meist  wird  der  Sachverhalt  der  sein,  daß  eine  schon  bestehende  latente  Lungen- 
tuberkulose durch  die  Verletzung  in  eine  manifeste  Lungenschwindsucht  umge- 
wandelt wird.  Bei  den  tuberkulös  Veranlagten  wird  also  das  Trauma  eher  diese 
Folge  haben,  als  bei  einem  Menschen  ohne  tuberkulöse  Anlage.  Verwandelt  das 
Trauma  solche  latenten  Herde  in  eine  tödlich  verlaufende  Lungenschwindsucht,  so 
hat  die  Verletzung  den  Tod  verursacht,  und  das  ist  das,  was  ich  im  vorliegenden 
Falle  für  das  Wahrscheinliche  halte.  Ich  stehe  also  nicht  an,  mich  dahin  zu 
äußern,  daß  der  Unfall  mit  großer  Wahrscheinlichkeit  als  die  Ursache  des  Todes 
des  B.  anzusehen  ist.“  Das  Rcichsversicherungsamt  hat  gleichwohl  den  Rekurs 
zurückgewiesen  mit  folgender  Begründung: 

Der  Obergutachter  Professor  L.  tritt  dem  behandelnden  Arzte  Dr.  E.  darin 
bei,  daß  die  Lungentuberkulose,  an  welcher  B.  am  12.  Juni  1906  gestorben  ist, 
mit  Wahrscheinlichkeit  in  ursächlichem  Zusammenhang  mit  dem  von  ihm  am 
18.  März  1904  erlittenen  Betriebsunfall  gestanden  habe.  Die  Ausführungen  dieses 
Sachverständigen  haben  jedoch  ebensowenig,  wie  diejenigen  des  Dr.  E.  den  Senat 
von  dem  Bestehen  des  streitigen  Zusammenhanges  zu  überzeugen  vermocht.  Der 
Obergutachter  beschränkt  sich  im  wesentlichen  darauf,  darzulegen,  daß  im  vor- 
liegenden Falle  keine  Umstände  ersichtlich  seien,  die  mit  zwingender  Notwendig- 
keit gegen  jenen  Zusammenhang  sprächen.  Daraus  folgt  aber  nur,  daß  dieser 
nicht  mit  Bestimmtheit  zu  verneinen  ist.  Das  reicht  jedoch  nicht  aus  zur  An- 
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erkennung  der  Entscliädigungspflicht  der  Beklagten.  Dazu  bedarf  es  vielmehr 
des  Nachweises  bestimmter  Gründe,  die  ausschlaggebend  für  die  Bejahung  des 
Zusammenhanges  sprechen.  Hierfür  genügt  aber  keinesfalls  die  Erwägung  des 
Gutachters,  daß  erfahrungsgemäß  äußere  Gewalteinwirkungen  eine  Lungentuber- 
kulose herbeiführen  oder  doch  in  ihrer  Entwickelung  beschleunigen  können,  und 
daß  daher,  weil  im  vorliegenden  Falle  ein  Unfall  stattgefunden  habe  und  erst 
nach  diesem  die  Erkrankung  hervorgetreten  sei,  auch  hier  „mit  hoher  Wahr- 
scheinlichkeit“ ein  ursächlicher  Zusammenhang  des  Leidens  mit  dem  Unfall  an- 
genommen werden  müsse.  Der  erkennende  Senat  steht  vielmehr  grundsätzlich  auf 
dem  Standpunkt,  daß  gerade  bei  tuberkulösen  Lungenerki’ankungen  die  ursäch- 
liche Bedeutung  eines  Unfalles  für  dieses  Leiden  nur  dann  anerkannt  werden 
kann,  wenn  durch  eine  der  Gewißheit  nahe  kommende  Häufung  von  Wahrschein- 
lichkeitsgründen dargetan  ist,  daß  der  Unfall  von  wesentlichem  Einfluß  für  den 
Ausbruch  oder  die  Entwickelung  des  Leidens  gewesen  ist  derart,  daß  ohne  das 
Dazwischentreten  des  Unfalles  der  Verlauf  der  Krankheit  sich  wahrscheinlich 
wesentlich  anders  gestaltet  haben  würde,  als  es  tatsächlich  der  Fall  gewesen  ist. 
Es  ist  berechtigt,  diese  strengen  Anforderungen  an  den  Nachweis  einer  ursäch- 
lichen Beziehung  zwischen  Unfall  und  Lungentuberkulose  zu  stellen,  weil  es  sich 
bei  der  Lungenschwindsucht  um  ein  Leiden  handelt,  das  so  häufig  ist  und  er- 
fahrungsgemäß so  oft  sich  ohne  jede  nachweisbare  äußere  Ursache  entwickelt, 
daß  auch  dann,  wenn  es  erst  nach  einem  Unfall  in  die  Erscheinung  tritt,  stets 
mit  der  Möglichkeit  eines  bloß  zufälligen,  zeitlichen  Zusammentreffens  zu  rechnen 
ist.  Dieses  ist  von  vornherein  regelmäßig  nicht  minder  wahrscheinlich,  als  die  — 
allerdings  gleichfalls  zumeist  nicht  auszuschließende  — Möglichkeit  eines  ursäch- 
lichen Zusammenhanges.  Im  vorliegenden  Falle  aber  muß  der  Beweis,  daß  die 
letztere  Möglichkeit  so  sehr  überwiegt,  daß  ihr  gegenüber  die  Annahme  einer 
nur  zufälligen,  rein  zeitlichen  Aufeinanderfolge  der  Ereignisse  zurücktreten  muß, 
um  so  überzeugender  geführt  werden,  als  B.  ein  Mann  war,  dessen  Vater  bereits 
an  Lungentuberkulose  gestorben  ist,  bei  dem  also  die  Vermutung  einer  erblichen 
Belastung  naheliegt,  und  dessen  Brustkorb  zudem  einen  regelwidrigen  Bau  (so- 
genannte Schusterbrust)  aufwies,  der  ihn  für  die  Entwickelung  von  Lungen- 
krankheiten empfänglicher  machte.  Umstände,  die  in  erhöhtem  Maße  dazu  be- 
rechtigen, einen  von  selbst  erfolgten  Ausbruch  der  Tuberkulose  und  eine  in 
ihrem  natürlichen  Verlauf  liegende  Steigerung  in  betracht  zu  ziehen.  Wenn  trotz- 
dem dem  Unfall  vom  18.  März  1904  die  Eolle  einer  wesentlichen  Beeinflussung 
des  Lungenleidens  in  dem  oben  gekennzeichneten  Sinne  zugesprochen  werden  soll, 
so  ist  dies  jedenfalls  nur  dann  zulässig,  wenn  die  für  Lungentuber laüose  charak- 
teristischen Krankheitserscheinungen  alsbald  nach  dem  Unfall  erkennbar  hervor- 
treten, der  Zeitpunkt  des  Ausbruches  des  Leidens  und  der  Gang  seiner  Ent- 
wickelung auch  nicht  nur  durch  Angaben  des  Erkrankten  oder  seiner  Angehörigen, 
sondern  durch  ärztliche  Beobachtungen  sichergestellt  sind  und  endlich  der  Verlauf 
der  Erkrankung  sich  durch  ihr  besonders  beschleunigtes  Fortschreiten  oder  durch 
sonstige  Erscheinungen  in  ausgeprägter  Weise  von  der  regelmäßigen  Entwickelung 
tuberkulöser  Erkrankungen  unterscheidet.  Von  alledem  kann  hier  keine  Rede  sein. 
Keiner  der  Ärzte,  die  den  Verletzten  nach  dem  Unfall  bis  zum  Oktober  1904  in 
Behandlung  gehabt  haben,  hat  bis  zu  diesem  Zeitpunkt  irgend  ein  Anzeichen  eines 
Lungenleidens  festgestellt;  der  Privatdozent  Dr.  H.  erklärt  vielmehr  in  seinem  Gut- 
achten vom  1.  Oktober  1904  ausdrücklich  die  Lungen  für  gesund.  Bis  zum  Mai  1905 
hat  B.,  der  schon  Anfang  Mai  1904  die  Arbeit  aufgenommen  hatte,  weitergearbeitet, 
wenn  er  auch  schon  seit  Januar  1905  an  Beschwerden,  die  von  Dr.  E.  zuerst  als 
Influenza,  dann  als  Bronchitis  und  später  als  Pneumonie  aufgefaßt  worden  waren, 
gekränkelt  hatte.  Erst  zur  Zeit  der  Niederlegung  der  Arbeit  am  1.  Mai  1905  sind 
ausgesprochene  Anzeichen  von  Tuberkulose  hervorgetreten.  Aber  auch  daun  hat 
sich  das  I.,eiden  keineswegs  unter  stürmischen  Erscheinungen  mit  besonderer  Be- 
schleunigung entwickelt,  sondern  erst  über  ein  Jahr  später  zum  Tode  geführt. 
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Ilinzukoinint,  daß  die  grundlegende  Voraussetzung,  von  welcher  der  Ober- 
gutachter in  tatsächlicher  Ueziehung  bei  Uejahung  des  Zusammenhanges  zwischen 
dem  Unfall  und  dem  liUngenleiden  des  U.  ausgelit,  daß  nämlich  bei  dem  Unfall 
eine  llrustverletznng  stattgefundeu  habe,  in  dem  Akteninlialt  keine  sichere  Unter- 
lage findet.  Irgendwelche  Anzeichen  einer  Quetschung  des  Urustkorbes  oder  eines 
Stoßes  gegen  diesen  Körperteil  sind  ärztlicherseits  nie  beobachtet  worden;  auch 
der  Verletzte  bat  keinem  der  ihn  behandelnden  oder  untersuchenden  Ärzte  gegen- 
über behauptet,  daß  außer  dem  linken  Oberarm  noch  eine  and(jre  Körperstelle 
von  dem  Unfall  in  Mitleidenschaft  gezogen  sei,  wie  er  selbst  denn  auch  zu  seinen 
Lebzeiten  nie  den  Unfall  für  sein  Leiden  verantwortlich  gemacht  hat.  Allerdings 
ist  die  Möglichkeit  zuzugeben,  daß,  wenngleich  Anzeichen  einer  Gewalteinwirkung 
gegen  die  Brust  fehlten,  doch  bei  dem  Sturz  von  dem  Baum  eine  Erschütterung 
der  Brust  stattgefunden  haben  kann,  und  daß  liierdurch  in  einem  latent  vor- 
handenen tuberkulösen  Herde  die  auf  gespeicherten  Tuberkelbacillen  in  Bewegung 
gesetzt  und  in  den  Säftestrom  des  Körpers  getrieben  sein  können.  Aber  es  fehlt 
an  jeglichen  Tatsachen,  welche  diese  Vermutung  zu  unterstützen  geeignet  wären. 
Auch  der  behandelnde  Arzt  Dr.  E.  rechnet  übrigens  keineswegs  damit,  daß  der 
Unfall  in  dieser  Weise  unmittelbar  anfachend  auf  das  Lungenleiden  gewirkt  habe. 
Er  gelangt  vielmehr  zur  Anerkennung  des  Zusammenhanges  lediglich  auf  Grund 
der  Erwägung,  daß  als  unmittelbare  Folge  der  Unfallverletzung  durch  das  an 
die  Schulterverletzung  sich  anschließende  Heilverfahren  eine  „Umwandlung  der 
Lebensbedingungen“  des  Verletzten  insofern  eingetreten  sei,  als  dieser,  der  an 
steten  Aufenthalt  im  Freien  gewöhnt  war,  zu  wochenlangem  Verweilen  in  schlechter 
Stubenluft  und  zum  Tragen  eines  die  Brust  beengenden  Verbandes  genötigt 
worden  sei.  Beide  Annahmen  treffen  jedoch,  wie  durch  die  Befragung  des  erst- 
behandelnden Arztes  Dr.  V.  klargestellt  worden  ist,  tatsächlich  nicht  zu.  B.  hat 
vielmehr  nur  wenige  Tage  das  Bett  gehütet,  nach  einer  Woche  schon  das  Haus 
verlassen  können  und  nach  5 Wochen  bereits  die  Arbeit  wieder  auf  genommen. 
Als  Verband  hat  er  nur  ein  einfaches  Armtuch  (Mitella)  mit  einigen  Bindentouren 
getragen,  das  die  Brust  in  keiner  Weise  beengt  hat.  Aus  allen  diesen  Gründen 
vermißt  das  Rekursgericht  einen  für  die  Gewinnung  der  richterlichen  Überzeugung 
ausreichenden  Beweis  für  den  von  den  Klägern  behaupteten  ursächlichen  Zusammen- 
hang zwischen  dem  Tode  des  B.  und  einem  von  dem  Beklagten  zu  entschädigen- 
den Betriebsunfall.  Dem  Rekurse  konnte  daher  nicht  stattgegeben  werden. 

Versclilimmeruiig:  eines  Lungenleideiis  nicht  Folge  eines  leichten' 
Betriebsunfalles^  sondern  Folge  eines  schweren  nicht  versicherten 

Unfalles. 

Betriebsimfall:  18.  Juli  1905.  Leichte  Kontusion  der  Brust. 

Nicht  versicherter  Unfall:  28.  Juli  1905.  Sturz  von  einer  hohen  Treppe, 

Eigene  Angaben  des  Verletzten. 

„Ich  habe  noch  Rippenschmerzen  in  der  rechten  Seite,  Rückenschmerzen  und 
Brustschmerzen,  ebenfalls  Schmerzen  im  rechten  Oberarm.  Außerdem  habe  ich 
Sehnenreißen' in  beiden  Beinen,  was  ebenfalls  von  dem  Unfall  herrührt.  Ich  bin 
aufgeregt  und  schwach.“ 

Untersuchungsbefund  (23.  November  1906). 

Die  Betrachtung  des  schlanken  Brustkorbes  läßt  keine  Abweichung  von  der 
Norm  erkennen.  Beide  Brustkorbhälften  werden  bei  der  Atmung  gleichmäßig  ge- 
hoben und  gesenkt,  es  findet  dabei  kein  Nachschleppen  einer  Seite  statt.  Die 
Atmung  selbst  ist  regelmäßig,  nicht  sehr  ausgiebig  und  leicht  angestrengt.  Der 
Brustumfang  in  Höhe  der  Brustwarzen  mißt  bei  der  Einatmung  99  cm,  bei 
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der  Ausatmimg  95  cm.  Die  Betastung  des  knöchernen  Brustkorbes  ergiebt  keine 
Regelwidrigkeit,  insbesondere  bestehen  an  der  von  dem  Unfall  betroffen  gewesenen 
Stelle  keine  Knochenauftreibungen  und  keine  Verbiegungen.  Druckschmerz  ist  bei 
abgelenkter  Aufmerksamkeit  nirgends  vorhanden.  Seitliches  Zusammendrücken  des 
Brustkorbes  veranlaßt  keine  Beschwerdeäußerungen.  Die  Untersuchung  der  Lungen 
ergiebt  über  der  linken  Lungenspitze  verschärftes  Atmen  mit  verlängertem  Aus- 
atmungsgeräusch; über  dem  rechten  Oberlappen  besteht  vorn  und  hinten  unbe- 
stimmtes Atmen  mit  verlängertem  Ausatmungsgeräusch  und  vereinzelten  katar- 
rhalischen Geräuschen,  sonst  findet  sich,  auch  im  Bezirk  der  vom  Unfall  betroffen 
gewesenen  Stelle  abgeschwächtes  Bläschenatmen.  Es  fehlen  alle  krankhaften  Ge- 
räusche, wie  Schaben  und  Knistern,  aus  welchen  auf  das  Vorhandensein  einer 
Rippenfellreizung  geschlossen  werden  könnte.  Während  der  LTntersuchung  tritt 
beim  Atmen  wiederholt  Hustenreiz  auf.  Über  der  rechten  Lungenspitze  ist  der 
Klopfschall  verkürzt. 

Die  Herzdämpfung  zeigt  normale  Grenzen.  Die  Herztöne  sind  rein. 

Fieber  besteht  nicht,  die  Achselhöhlentemperatur  beträgt  36'8o. 

Der  Ernährungszustand  des  S.  ist  ein  mangelhafter. 

In  der  Gegend  des  Afters  finden  sich  zwei  mit  Granulationen  ausgekleidete 
Fistelöffnungen,  die  mit  hoher  Wahrscheinlichkeit  als  tuberkulöse  anzusprechen 
sind,  da  bei  S.  unter  dem  12.  Januar  1906  in  der  Poliklinik  für  Lungenkranke 
ein  positiver  Ausfall  der  Tuberkulininjektion  festgestellt  ist. 

Begutachtung. 

Zweifellos  leidet  S.  an  einer  Tuberkulose  der  Lungen,  deren  Vorhandensein 
vor  dem  Betriebsunfall  vom  18.  Juni  1905  als  höchstwahrscheinlich  zu  gelten  hat, 
da  der  Verletzte  seit  vielen  Jahren  an  Fisteln  am  After  leidet.  Im  allgemeinen 
wird  angenommen,  daß  derartige  tuberkulöse  Afterfisteln  die  Folge  verschluckter 
tuberkelbacillenhaltiger  Sputa  seien. 

Demnach  könnte  durch  den  Betriebsunfall  vom  18.  Juli  1905  lediglich  eine 
Verschlimmerung  des  schon  bestehenden  Luogenleidens  bedingt  sein. 

Der  Unfall  vom  18.  Juli  1905  erscheint  nun  nach  der  Erfahrung  des  täg- 
lichen Lebens  wenig  geeignet,  eine  schwere  Kontusion  des  Brustkorbes  oder  gar 
eine  Verletzung  innerer  Organe  der  Brusthöhle  herbeizuführen.  Der  Schlag  mit 
dem  Ohr  des  Kalkkastens  traf  den  S.  anscheinend  nicht  senkrecht  von  vorn  nach 
hinten,  sondern  tangential  von  oben  nach  unten.  Gegen  die  Annahme  einer 
schweren  Verletzung  spricht  auch  der  Umstand,  daß  S.  die  Arbeit  nicht  aus- 
gesetzt hat.  Ein  Rippenbruch  hat  nicht  Vorgelegen,  sonst  hätte  der  Befund  des 
Krankenhauses  vom  2.  Oktober  1905  noch  eine  Verdickung  an  den  Rippen  der 
rechten  Brustkorbhälfte  feststellen  müssen,  was  nicht  der  Fall  ist. 

Schwerer  ist  zweifellos  der  außerhalb  des  Betriebes  erlittene  Unfall  vom 
28.  Juli  1905,  wobei  S.  durch  Ausgleiten  von  der  Treppe  mit  seiner  ganzen 
Körperlast  auf  die  Brust  auffiel.  Daß  für  eine  etwaige  Verschlimmerung  des 
Lungenleidens  der  zweite  mit  einer  heftigen  Erschütterung  des  Brustkorbes  ein- 
hergehende Unfall  in  erster  Reihe  verantwortlich  zu  machen  ist,  erscheint  fraglos. 

Im  übrigen  zeigen  die  tuberkulösen  Veränderungen  der  Lunge  auch  heute 
noch  keinen  sehr  vorgeschrittenen  Charakter,  so  daß  eine  plötzliche  Ver- 
schlimmerung oder  eine  erhebliche  Beschleunigung  im  Verlaufe  des  Leidens,  das 
sich  schon  seit  Jahren  schleichend  entwickelt,  gar  nicht  angenommen  werden  kann. 

Zu  den  mir  gestellten  Fragen  äußere  ich  mich  daher  wie  folgt: 

1.  Bei  dem  Kläger  bestehen  ein  tuberkulöses  Lungenleiden,  glaubhafte 
Schmerzen  im  rechten  Arm,  die  als  eine  bei  Lungenleidenden  häufig  zu  beobach- 
tende Neuralgie  aufzufassen  ist,  sowie  tuberkulöse  Fisteln  am  After. 

2.  Der  Betriebsunfall  vom  18.  Juli  1905  hat  bei  S.  Folgen  nicht  hinter- 
lassen, ein  ursächlicher  oder  mittelbarer  Zusammenhang  der  bei  dem  Verletzten 
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bestehenden  Krankheitserscheinungen  mit  diesem  Betriebsunfall  ist  nicht  an- 
zunehmen. 

3.  Der  dem  S.  am  28.  Juli  1905  zugestoßene  Fall  auf  der  Bahnhoftreppe 
ist  bezüglich  der  Weiterentwicklung  des  Lungenleidens  als  vorwiegend,  wenn  nicht 
ausschließlich  veranlassend  zu  bezeichnen;  die  anderen  Leiden  sind  durch  diesen 
Sturz  nicht  beeinflußt. 

4.  S.  ist  durch  Folgen  des  Unfalles  vom  18.  Juli  1905  seit  dem  18.  Ok- 
tober 1905  in  seiner  ErwerbsLähigkeit  nicht  behindert  gewesen  und  gegenwärtig 
nicht  behindert. 

Die  Rentenansprüche  des  Klägers  wurden  rechtskräftig  abgewiesen. 

Yersclilimiiieriiiig  einer  latent  gewesenen  Lungentuberkulose  als 
Folge  eines  Unfalles  (schweren  Hebens)  anerkannt. 

Der  Bergmann  K.,  welcher  vom  30.  November  bis  zum  11.  Dezember  1900 
an  Influenza  und  Brustfellentzündung  krank  gewesen  ist,  klagte  am  27.  November 
1905,  einem  Montage,  Mitarbeitern  gegenüber  über  Schmerzen  in  der  Brust  und 
führte  diese  auf  das  am  25.  November  mit  einem  Arbeiter  R.  vorgenommene  Ein- 
heben eines  entgleisten  schweren  Förderwagens  zurück.  Nachdem  er  noch  drei 
Tage  weitergearbeitet  hatte,  begab  er  sich  in  die  Behandlung  des  Knappschafts- 
arztes Dr.  M.,  welcher  später  bekundete,  daß  K.  über  Beldemmung  und  Luft- 
mangel geklagt  habe,  daß  aber  die  Untersuchung  der  inneren  Organe  nichts 
Krankhaftes  ergeben  habe.  Auch  bei  einer  Untersuchung  im  Krankenhause  B. 
konnten  objektive  Krankheitszeichen  nicht  festgestellt  werden.  K.  wurde  vom 
2.  bis  zum  16.  Dezember  1905  an  „Asthma“  behandelt  und  dann  auf  xlnraten 
des  Dr.  M.  in  der  Universitätsklinik  zu  H.  beobachtet.  Der  Privatdozent  Dr.  F. 
stellte  hierbei  fest,  daß  über  dem  Unterlappen  der  linken  Lunge  ein  Luftröhren- 
katarrh bestand,  der  bei  Dr.  F.  den  Verdacht  auf  Tuberkulose  erweckte.  Außer- 
dem bestanden  Anzeichen  einer  nervösen  Erregbarkeit.  Dr,  F.  gab  sein  Gutachten 
dahin  ab,  daß  ein  ursächlicher  Zusammenhang  Zwischen  der  jetzigen  Erkrankung 
und  dem  schweren  Heben  am  25.  November  1905  wahrscheinlich  sei,  da  beide 
Ereignisse  zeitlich  nahe  zusammengerückt  seien.  Es  sei  wohl  denkbar,  daß  eine 
latente  tuberkulöse  Erkrankung  durch  gewaltsame  Dehnung  des  Brustkorbes  beim 
Einheben  des  Wagens  ungünstig  beeinflußt  worden  sei.  Die  abnorme  Erregbarkeit 
sei  als  eine  mittelbare  Folge  der  körperlichen  Erkrankung  anzusehen.  Dr.  Ko., 
welcher  K,  hierauf  untersuchte,  nahm  zwar  auch  an,  daß  die  Erkrankung  des 
Untersuchten  — chronische  Brustfell-  und  Lungenaffektion  — tuberkulöser  Natur 
sei,  verneinte  aber  deren  ursächlichen  Zusammenhang  mit  dem  Unfälle.  Die  Krank- 
heit sei  lediglich  unter  dem  Einflüsse  der  gewöhnlichen  täglichen  Arbeiten  ent- 
standen. Die  BG.  wies  den  Entschädigungsanspruch  des  K.  zurück,  weil  ein  „Un- 
fall“ nicht  angenommen  werden  könne.  Das  Einheben  von  Wagen  sei  eine  fast 
täglich  vorkommende  Arbeitsverriclitung  der  Bergleute,  welche  eine  außergewöhn- 
liche Kraftanstrengung  nicht  erfordere.  K.,  der  sich  seit  dem  20.  Juli  1906  in  der 
Lungenheilstätte  S.  befand,  legte  Berufung  ein.  Das  SchG,  erforderte  ein  Gut- 
achten seines  Vertrauensarztes,  des  Geh.  Medizinalrates  Dr.  R.  Dieser  äußerte 
sich  dahin : Da  die  Erkrankung  des  Klägers  eine  tuberkulöse  sei,  könne  man 
nicht  annehmen,  daß  die  große  körperliche  Anstrengung  am  25.  November  1905 
die  Erkrankung  erst  verursacht  habe,  diese  sei  vielmehr  auf  die  Anfälle  von  Influenza 
und  Brustfellentzündung  im  Jahre  1900  zurückzuführen,  Wohl  aber  sei  die  über- 
mäßige Kraftanstrengung  geeignet  gewesen,  einen  bereits  bestehenden  tuberkulösen 
Herd,  der  bis  dahin  im  Ruhezustand  sich  befunden  habe,  neu  auzufachen  und  so 
zur  Weiterentwickelung  tuberkulöser  Erkrankungen  an  den  Atmungsorganen  Ver- 
anlassung zu  geben.  Das  SchG,  schloß  sich  dieser  Auffassung  an  und  verurteilte 
die  Beklagte  zur  Entschädigungsleistung.  Gegen  dieses  Urteil  legte  die  Beklagte 
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Rekurs  ein.  Das  RVA.  hat  zunächst  ein  von  der  Beklagten  eingeholtes  Gutachten 
des  Geh.  Medizinalrates  Prof.  Dr.  0.  vom  Krankenhause  B.,  das  am  25.  Dezember 
1906  erstattet  ist,  von  der  Beklagten  beigezogen  und  demnächst  den  Anschläger 
J.  über  seine  Kenntnis  von  dem  Unfälle  des  Klägers  als  Zeugen  vernehmen 
lassen.  Sodann  ist  der  Knappschaftsarzt  Dr.  M.  darüber  vernommen  worden, 
wann  der  Kläger  ihn  zum  erstenmal  nach  dem  Unfälle  aufgesucht,  was  er  ihm 
über  die  Entstehung  seiner  Beschwerden  mitgeteilt  habe,  und  ob  die  Angabe  des 
Klägers  zutreffe,  daß  er  lediglich  durch  das  Verhalten  des  Arztes  bei  den  ersten 
Untersuchungen  von  der  Anmeldung  des  Unfalles  abgehalten  worden  sei.  Ferner 
wurde  die  Beklagte  ersucht,  das  durchschnittliche  Gewicht  eines  leeren  und  eines 
mit  Salz  beladenen  Förderwagens  zu  ermitteln  und  ferner  festzustellen,  ob  es 
überhaupt  möglich  sei,  daß  ein  mit  den  Vorderrädern  aus  dem  Geleise  gesprun- 
gener beladener  Förderwagen  von  zwei  Personen  ohne  Benutzung  von  Hebebäumen 
zurückgehoben  werden  könne.  Endlich  ist  auch  noch  von  der  Beklagten  eine 
Abschrift  des  von  ihr  von  dem  Leiter  'der  Lungenheilstätte  S.,  Dr.  Kr.,  einge- 
holten Gutachtens  vom  4.  Dezember  1906  zu  den  Akten  erfordert  worden.  So- 
dann wurde  der  Rekurs  zurückgewiesen  mit  folgender  Begründung: 

Es  ist  der  Beklagten  darin  beizutreten,  daß  gerade  bei  tuberkulösen  Lungen- 
erkrankungen die  ursächliche  Bedeutung  eines  Unfalles  für  dieses  Leiden  nur 
dann  anerkannt  werden  kann,  wenn  durch  eine  an  Gewißheit  grenzende  Wahr- 
scheinlichkeit dargetan  ist,  daß  der  Unfall  von  wesentlichem  Einflüsse  für  den 
Ausbruch  oder  die  Entwickelung  des  Leidens  gewesen  ist,  derart,  daß  ohne  den 
Unfall  der  Verlauf  der  Krankheit  sich  wahrscheinlich  wesentlich  anders  gestaltet 
hätte.  Diesen  strengen  Nachweis  einer  ursächlichen  Beziehung  zwischen  Unfall 
und  Lungentuberkulose  zu  fordern,  ist  deshalb  gerechtfertigt,  weil  die  Lungen- 
tuberkulose sich  erfahrungsgemäß  häufig  ohne  jede  nachweisbare  äußere  Ursache 
entwickelt  und  auch  dann,  wenn  das  Leiden  erst  nach  dem  Unfall  auftritt,  stets 
mit  der  Möglichkeit  eines  bloß  zufälligen  zeitlichen  Zusammentreffens  zu  rechnen 
ist.  Das  RVA.  hat  aber  im  vorliegenden  Falle  den  Beweis  des  ursächlichen  Zu- 
sammenhanges zwischen  Unfall  und  Lungentuberkulose  als  geführt  erachtet.  Es 
ist  durch  die  bedenkenfreie  Aussage  des  Hilfsfördermannes  R.  bei  der  amtlichen 
Untersuchung  des  Unfalles  sowie  durch  die  eidliche  Aussage  des  Anschlägers  J. 
in  Verbindung  mit  der  Auskunft  der  Gewerkschaft  L.  und  den  eigenen,  nicht 
unglaubwürdigen  Erklärungen  des  Klägers  erwiesen,  daß  der  Kläger  am  25.  No- 
vember 1905  zusammen  mit  dem  Zeugen  R.  einen  mit  den  Vorderrädern  aus  dem 
Geleise  gesprungenen  beladenen  Förder wagen  zurückgehoben  hat.  Der  Wagen 
hatte  „schwer“  ausgesetzt;  denn  der  Zeuge  R.  bekundete  in  der  Unfallunter- 
suchung, daß  es  nur  unter  großer  Mühe  gelang,  den  Wagen  zurückzuheben. 
Es  war  immerhin  ein  Gewicht  von  mehreren  Zentnern,  das  auf  den  beiden  Per- 
sonen lastete,  also  eine  Arbeit,  die  einen  ganz  erheblichen  Kraftaufwand  nötig 
machte.  Schon  am  nächsten  Arbeitstage  hat  der  Kläger  seinen  Mitarbeitern  gegen- 
über über  Brustschmerzen  geklagt  und  das  Zurückheben  des  Wagens  hierfür 
verantwortlich  gemacht.  Auch  dem  Knappschaftsarzte  Dr.  M.  gegenüber  hat  er 
bereits  bei  dem  ersten  Besuch  am  1.  Dezember  1905  die  Beschwerden  in  der 
linken  Brust  auf  die  am  25.  November  1905  verrichtete  Arbeit  zurückgeführt. 
Wenn  auch  Dr.  M.  nach  seinem  Gutachten  vom  10.  Februar  1906  an  den  Lungen 
nichts  Krankhaftes  gefunden  hat  und  auch  der  im  Krankenhause  B.  erhobene 
Befund  negativ  war,  so  ist  doch  — was  auch  Professor  Dr.  C.  und  Dr.  St.  be- 
tonen — nicht  zu  bezweifeln,  daß  die  ersten,  kurz  nach  dem  Vorgänge  vom 
25.  November  1905  aufgetretenen  Beschwerden  auf  die  Lungenerkrankung  be- 
zogen werden  müssen.  Auch  durch  das  besonders  schleunige  Fortschreiten  des 
Leidens  im  Anschluß  an  den  Vorgang  vom  25.  November  1905  — die  tuber- 
kulöse Natur  des  Leidens  wurde  bereits  bei  der  Beobachtung  des  Klägers  in  der 
Kgl.  Medizinischen  Universitätsklinik  in  H.  erkannt  — unterscheidet  sich  der 
Verlauf  der  Erkrankung  im  vorliegenden  Falle  von  der  regelmäßigen  Entwickelung 
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tuberkulöser  Erkrankungen.  Der  zeitliche  Zusammenhang  ist  also  — was  Prof. 
Dr.  C.  und  Dr.  St.  mit  Recht  hervorheben  — nirgends  unterbrochen.  Die  ersten 
Anfänge  der  Erkrankung  sind  allerdings  — darauf  lassen  die  früheren  Erkran- 
kungen des  Klägers  an  Influenza  und  Rippenfellentzündung  einen  zuverlässigen 
Schluß  zu,  und  in  dieser  Beziehung  sind  auch  die  Sachverständigen  einig  — nicht 
durch  die  körperliche  Anstrengung  am  25.  November  1905  verursacht.  Es  ist 
vielmehr  anzunehmen,  daß  der  Kläger  vor  jener  Zeit  ein  — allerdings  im  Ruhe- 
zustand befindliches  — tuberkulöses  Leiden  gehabt  hat.  Es  kann  sich  also  nur 
darum  handeln,  ob  durch  den  Vorgang  vom  25.  November  1905  dieses  bis  dahin 
ruhende  Leiden  zum  Aufflammen  und  Fortschreiten  angeregt  worden  ist.  Bei  ein- 
gehender Würdigung  der  sämtlichen  in  dem  Verfahren  erstatteten  Gutachten  hat 
das  RVA.  die  Frage  bejaht.  Für  die  große  Wahrscheinlichkeit  eines  ursächlichen 
Zusammenhanges  sprechen  sich  der  Oberarzt  an  der  Medizinischen  Universitäts- 
klinik in  H.,  Dr.  F.,  der  Kreisarzt  Geh.  Medizinalrat  Dr.  R.  in  H.  und  der  Privat- 
dozent an  der  medizinischen  Klinik  in  I.i. , Dr.  St.,  aus,  dem  der  Leiter  der 
Klinik,  Prof.  Dr.  C.,  und  der  Leiter  der  Lungenheilstätte  S.,  Dr.  Kr.,  in  allen 
Punkten  beigetreten  sind.  Den  ursächlichen  Zusammenhang  verneinen  nur  zwei 
Ärzte;  Dr.  Ko.  in  H.  und  der  Leiter  des  Krankenhauses  B.,  Prof.  Dr.  0.,  in 
einer  kurzen  Bescheinigung.  Diese  letzteren  Gutachter  gehen  von  der  durch  die 
Beweisaufnahme  nicht  bestätigten  Voraussetzung  aus,  daß  es  sich  um  eine  ver- 
hältnismäßig leichte  Arbeit  gehandelt  hat.  Tatsächlich  erforderte  die  Arbeit  unter 
den  gegebenen  Verhältnissen  eine  große  körperliche  Anstrengung.  Eine  solche 
Anstrengung  ist  nun  — wie  Prof.  Dr.  C.  und  Dr.  St.  anführen  — nicht  nur  mit 
erheblicher  Steigerung  des  Blutdruckes,  sondern  vor  allem  mit  starker  Anspan- 
nung der  Atemmuskeln  und  starker  Steigerung  des  Luftdruckes  im  Innern  des 
Brustkastens  verbunden.  Diese  Umstände  sind  aber  geeignet,  kleinere  Zerreißungen 
an  einem  bereits  durch  den  tuberkulösen  Prozeß  geschädigen  Lungengewebe  her- 
vorzurufen und  die  aufgespeicherten  Tuberkelbacillen  in  Bewegung  zu  setzen  und 
in  den  Säftestrom  des  Körpers  zu  treiben.  Es  ist  anzunehmen,  daß  auch  beim 
Kläger  infolge  des  anstrengenden  Hebens  kleinere  Zerreißungen  dieser  Art  statt- 
gefunden haben.  Da  nun  — wie  schon  hervorgehoben  — die  für  das  Lungen- 
leiden charakteristischen  Krankheitserscheinungen  alsbald  nach  dem  schweren 
Heben  erkennbar  geworden  sind,  die  Erkrankung  ferner  sich  mit  besonderer  Be- 
schleunigung entgegen  dem  schleichenden  Verlauf  sonstiger  tuberkulöser  Erkran- 
kungen entwickelt  hat,  die  Entwickelung  endlich  auch  durch  ärztliche  Beobachtung 
sichergestellt  ist,  hält  es  das  Rekursgericht  für  dargetan,  daß  der  Unfall  von 
wesentlichem  Einfluß  auf  den  Wiederausbruch  des  alten  tuberkulösen  Leidens 
gewesen  ist.  Das  SchG,  hat  hiernach  die  Beklagte  mit  Recht  zur  Entschädigung 
des  Unfalles  verurteilt. 

Limgeiiblutiiiig’  und  Tod  an  Luiigentnberknlose  nicht  Unfallfolge. 

Vorgeschichte. 

Der  damals  35jährige  Steinmetz  G.  hatte  am  7.  April  1909,  vormittags 
10  Uhr,  in  Gemeinschaft  mit  einem  anderen  Arbeiter  ein  Gesimsstück  von  zirka 
1 — 2 Zentner  Gewicht  etwa  50  cm  hoch  angehoben.  Dadurch,  daß  der  andere  Arbeiter 
plötzlich  losließ,  hatte  G.  unerwartet  die  ganze  Last  zu  tragen.  Bald  darauf  klagte 
er  über  heftige  Schmerzen  im  Kreuz  und  in  den  Seiten  und  meinte,  er  müsse 
sich  verhoben  haben.  Nach  einigen  Minuten  setzte  er  die  Arbeit  in  der  bisherigen 
Weise  fort.  Blutauswerfen  wurde  an  diesem  Tage  nicht  bemerkt.  Am  folgenden 
Tage  erzählte  G.,  in  der  vergangenen  Nacht  habe  er  Blut  ausgeworfen.  Zu  dieser 
Erscheinung  kam  es  in  der  Folgezeit  auch  wiederholt  bei  der  Arbeit.  Am  28.  April 
1909  stellte  sich  während  der  Vesperpause  eine  so  starke  Lungenblutung  ein,  daß 
G.  seine  Arbeit  aufgeben  mußte.  Am  6.  Mai  1909  wurde  er  in  das  Krankenhaus 
aufgenommen,  wo  am  26.  Mai  1909  der  Tod  eintrat. 


488 


II.  Teil.  3.  Abschnitt. 


Die  Witwe  hält  den  Tod  für  die  Folge  eines  Betriebsunfalles  und  stellt 
Rentenansprüche  an  die  Berufsgenossenschaft,  die  diese  ablehnt. 

Begutachtung. 

Daß  ein  Stoß  unmittelbar  den  Brustkorb  des  G.  getroffen  habe,  geht  aus 
den  Akten  nicht  hervor,  wird  auch  in  der  Berufungsschrift  nicht  behauptet.  Da- 
her könnte  ein  Zusammenhang  zwischen  dem  als  Unfall  angesprochenen  Ereignis 
und  dem  Lungenleiden  nur  in  dem  Sinne  angenommen  werden,  daß  bei  dem 
Heben  des  Steines,  einer  ungewöhnlichen  Last,  von  seiten  des  G.  eine  übermäßige 
Muskelanstrengung  geleistet  wurde,  die  mit  einer  starken  Blutdrucksteigerung  im 
Innern  des  Brustkorbes  eiuhefging.  Hierbei  wäre  dann  ein  Gefäß  geplatzt  und 
hätte  somit  zur  Blutung  und  der  Erkrankung  Veranlassung  gegeben. 

Obwohl  das  als  Unfall  angesprochene  Ereignis  vormittags  gegen  10  Uhr 
sich  abspielte,  hat  G.  noch  — mit  einigen  Minuten  Pause  — den  ganzen  Tag 
gearbeitet,  ohne  daß  blutiger  Auswurf  bemerkt  worden  wäre.  Etwa  eine  Stunde 
nach  dem  Ereignis  war  äußerlich  dem  G. , der  anfänglich  blaß  geworden  war, 
nichts  mehr  anzusehen.  Noch  18 — 19  Tage  lang  hat  G.  trotz  „Blutspeiens“  die 
Arbeit  fortgesetzt,  bis  eine  schwere  Lungenblutung  auftrat.  Aus  dem  Bericht  der 
Krankenkasse  vom  21.  Juni  1909  geht  hervor,  daß  G.  schon  längere  Zeit  lungen- 
leidend war.  Vom  19.  Dezember  1901  bis  5.  Januar  1902  stand  er  in  ärztlicher  Be- 
handlung wegen  Lungenkatarrhes,  vom  22.  August  1902  bis  19.  Oktober  1902  litt 
er  an  Brustfellentzündung,  vom  3.  September  1906  bis  25.  September  1906 
und  vom  29.  April  1907  bis  25.  Juni  1907  an  Lungenkatarrh  beziehungsweise 
Lungenleiden.  Auch  der  Sektionsbefund  läßt  erkennen,  daß  es  sich  bei  G.  um  ein 
altes  Lungenleiden  handelte.  Beide  Lungen  waren  im  Bereiche  der  Oberlappen 
fest  verwachsen,  sie  zeigten  tief  eingezogene  Narben,  in  denselben  einige  Ka- 
vernen (Höhlenbildung),  derb  infiltrierte,  luftleere,  graurote  Stellen  nnd,  wie  auch 
in  den  übrigen  Partieen,  derbe,  gelbgraue  Knötchen. 

Im  Krankenhause  hatte  G.  noch  angegeben,  daß  er  bereits  vor  2 Jahren 
Lungenblutungen  gehabt  habe. 

Hieraus  ergiebt  sich  folgendes : Ein  äußerlich  gesund  aussehender,  doch  be- 
reits an  vorgeschrittener  Lungentuberkulose  mit  vorangegangenen  Lungenblutungen 
leidender  Steinmetz  erkrankt  eines  Nachts  wieder  an  Blutspeien,  nachdem  er  tags 
zuvor  beim  Anheben  einer  schweren  Last  sich  angestrengt  hatte.  Die  Blutungen 
halten  sich  18 — 19  Tage  in  geringen  Grenzen,  so  daß  die  Arbeit  nicht  ausgesetzt 
werden  braucht,  bis  endlich  schwerere  Blutungen  und  schließlich  der  Tod  eintreten. 

Das  Auftreten  von  Lungenblutungen  im  Verlaufe  der  Lungentuberkulose 
gehört  zu  den  — • auch  Laien  durchaus  bekannten  — häufigen  Erscheinungen  bei 
dieser  Erkrankung.  Der  gewebszerstörende  Einfluß  der  Tuberkel  schiebt  sich  bis 
an  die  Blutgefäße  vor  und  frißt  die  Wandungen  des  Gefäßes  an.  Je  nach  Größe 
dieser  angefressenen  Stelle  und  nach  dem  Durchmesser  des  betroffenen  Gefäßes 
wird  die  Blutung  stärker  oder  schwächer  sein.  Eines  äußeren  Einflusses  bedarf 
dieser  Vorgang  nicht.  Die  im  Bett  ruhende  zarte  Frau,  die  ihr  Lebelang  keine 
körperliche  Anstrengung  gehabt  hat,  unterliegt  ihm  ebenso,  wie  der  äußerlich 
kräftig  aussehende  Mann  während  schwerer  Arbeit.  Nur  dann  kann  von  einem 
Einfluß  der  Kraftanstrengung  die  Rede  sein,  wenn  ein  bereits  bis  aufs  äußerste 
angefressenes  Blutgefäß  durch  die  Drucksteigerung  im  Brustkorb  plötzlich  zum 
Bersten  gelangt.  In  diesem  Falle  muß  aber  durch  die  Summierung  beider  Ein- 
flüsse ein  so  großer  Riß  entstehen,  daß  eine  nennenswerte  Blutung  erfolgt.  Die- 
selbe muß  auch  sofort  sichtbar  werden,  da  bereits  geringe,  in  die  Luftwege  drin- 
gende feine  Blutmengen  reflektorisch  zum  Husten  reizen  und  auf  diese  Art  nach 
außen  befördert  werden.  Fehlt  eine  solche  sichtbare  freie  Blutung,  handelt  es  sich 
vielmehr  nur  um  blutige  Verfärbung  des  Luftröhrenschleimes  (was  von  Laien 
ebenfalls  als  Blutspeien  bezeiclinet  wird),  so  lag  bloß  ein  Durchwandern  von  roten 
Blutkörperchen  durch  die  geschwächte  Gefäßwandung  vor.  Im  vorliegenden  Falle 
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ist  eine  erhebliche  Blutung  (Blutsturz)  erst  18 — 19  Tage  nach  dem  Unfalltage 
erfolgt;  unmittelbar  nach  dem  Unfall  erfolgte  noch  nicht  einmal  Blutspeien.  Es 
kann  also  dem  Heben  des  Steines  ein  verschlimmernder  oder  beschleunigender 
Einfluß  auf  das  bereits  weit  vorgeschrittene  Lungenleiden  des  G.  nicht  beige- 
messen werden.  Vielmehr  handelt  es  sich  um  die  natürliche  Fortentwickelung  des 
Leidens. 

Ich  gelange  daher  zu  dem  Schlüsse:  Zwischen  dem  zum  Tode  führenden 
Leiden  des  G.  und  dem  als  Unfall  bezeichneten  Betriebsereignis  vom  7.  April  1909 
ist  weder  mit  Sicherheit,  noch  mit  überwiegender  Wahrscheinlichkeit  ein  ursäch- 
licher Zusammenhang  anzunehmen.  Der  ungünstige  Ausgang  des  Leidens  ist  auch 
durch  den  Vorgang  nicht  beschleunigt  worden. 

Die  Rentenansprüche  wurden  abgelehnt. 

Zu  der  Frage,  ob  eine  Limgenblutmig  als  solche  eine  Verschlim- 
merung eines  bereits  von  früher  bestehenden  tuberkulösen  Lungenleidens 
herbeizuführen  vermag,  nimmt  das  folgende  Gutachten  Stellung. 

Luiigeublutuiig  nicht  als  verschlimmeriide  Ursache  des  tuherkulöseu 

Liiiigeiileideus  anerkannt,  i) 

Vorgeschichte. 

Bei  dem  am  27.  Juni  1865  geborenen,  bereits  im  Jahre  1907  an  Rippen- 
fellentzündung, 1908  an  Blutarmut  und  1909  an  Influenza,  Magenleiden  und  Blut- 
armut erkrankt  gewesenen  Steinschläger  H.,  der  in  der  Entscheidung  des  Schieds- 
gerichtes vom  19.  September  1910  als  brust-  und  magenkrank  bezeichnet  wird, 
trat  am  Nachmittag  des  29.  Dezember  1909  während  seiner  beruflichen  Tätigkeit 
eine  Lungen-  oder  Magenblutung  ein,  die  ihn  zur  Einstellung  der  Arbeit  nötigte. 
Bald  darauf  erfolgte  eine  zweite  und  am  Morgen  des  30.  Dezember  eine  dritte 
Blutung.  H.  hatte  damals  für  den  Bürgersteig  die  üblichen  Granitplatten  von 
ihrer  80 — 100  m entfernten  Lagerstelle  mittelst  eines  Plattenwagens  heranzu- 
schaffen, mit  Hammer  und  Meißel  zu  bearbeiten  (das  heißt  die  Kanten  zu  be- 
hauen und  die  oberen  Flächen  abzurichten)  und  mittelst  Brechstangen  an  die 
Verwendungsstellen  zu  rücken.  Hierbei  wurde  er,  soweit  notwendig,  von  anderen 
Arbeitern  unterstützt.  Bei  einer  dieser  Verrichtungen  trat  unbestritten  die  erste 
Blutung  ein,  und  zwar  nach  Behauptung  des  H.  beim  Anheben  einer  Granitplatte. 
H.  glaubte,  daß  diese  Arbeit  an  den  Blutungen  und  dem  durch  dieselben  be- 
dingten Zustande  seines  Leidens  die  Schuld  trug  und  erhob  Entschädigungsan- 
sprüche bei  der  zuständigen  Berufsgenossenschaft. 

Diese  lehnte  die  Gewährung  einer  Entschädigung  ab,  weil  H.  an  dem  frag- 
lichen Nachmittage  nur  die  gewohnten,  betriebsüblichen  und  einer  außerordent- 
lichen Kraftanstrengung  nicht  erfordernden  Arbeitsverrichtungen  versehen  habe, 
diese  eine  Gesundheitsschädigung  nicht  verursacht  hätten  und  die  Blutungen  nur 
Erscheinungen  einer  schon  längere  Zeit  vorhandenen  Erkranknug  darstellten,  so 
daß  ein  Betriebsunfall  nicht  Vorgelegen  habe. 

Das  Schiedsgericht  für  Arbeiterversicherung  bestätigte  den  ablehnenden  Be- 
scheid der  Berufsgenossenschaft  in  seiner  Sitzung  vom  19.  Oktober  1910,  indem 


0 Dieser  Fall  bietet  gleichzeitig  ein  Beispiel  für  die  Selbständigkeit  der  Hinter- 
bliebenenrentenansprüche.  Die  Rechtskraft  einer  Entscheidung  ist  nur  gegenüber  den 
Parteien  wirksam.  Sie  kann  daher,  wenn  jene  einem  Verletzten  gegenüber  über  den 
ursächlichen  Zusammenhang  seines  Leidens  mit  dem  Unfälle  in  ablehnendem  Sinne  er- 
gangen ist,  den  Hinterbliebenen  nicht  entgegengehalten  werden,  denn  diese  treten  als 
neue  Partei  mit  neuen  Ansprüchen  auf.  Daher  ist  eine  neue  Aufrollung  des  ganzen 
Verfahrens  möglich,  bei  denen  die  früheren  Feststellungen  nicht  ohne  weiteres  maß- 
gebend sind,  sondern  einer  Nachprüfung  bedürfen.  Vgl.  auch  das  Beispiel:  S.  513. 
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es  in  Übereinstiminung  mit  den  Gutachten  der  Doktoren  II.,  M.  und  II.  in  Verbindung 
mit  der  Aussage  des  Zeugen  G.  die  Überzeugung  gewann,  daß  der  Gesundheits- 
zustand des  Klägers  durch  keine  der  von  ihm  am  Nachmittage  des  29.  Dezember 
1909  verrichteten  Arbeitsleistungen  eine  Verschlimmerung  erfahren  hat. 

Das  lleichsversicherungsamt  wies  in  seiner  Sitzung  vom  2.  März  1911  den 
gegen  das  Schiedsgerichtsurteil  eingelegten  Rekurs  zurück.  Es  hatte  die  Über- 
zeugung gewonnen,  daß  der  Blutsturz  des  Klägers  am  29.  Dezember  1909  nicht 
durch  eine  übermäßige  Anstrengung  bei  der  Arbeit  entstanden  sei,  sondern  ledig- 
lich die  von  der  Arbeit  unabhängige  Äußerung  einer  schon  vorhandenen  Erkran- 
kung war.  Die  Arbeit,  bei  der  der  Blutsturz  eintrat,  sei  eine  betriebsübliche  ge- 
wesen, wie  sie  der  Kläger  schon  lange  verrichtete  und  sie  hätte  keine  außergewöhn- 
liche Kraftanstrengung  erfordert.  Die  Krankheit  des  Klägers  sei  also  nicht  durch 
einen  Betriebsunfall  herbeigeführt  worden. 

Am  14.  Januar  1912  ist  H.  an  seinem  Lungeuleiden  gestorben.  Die  Witwe 
begehrt  Hinterbliebenenrente  mit  der  Behauptung,  das  Lungenleiden  habe  sich 
infolge  des  Blutsturzes  vom  29.  Dezember  1909  entwickelt  und  zum  Tode  geführt. 
Der  Vormund  der  Kinder  begründet  seine  Berufung  gegen  den  die  Hinterbliebenen- 
ansprüche ablehnenden  Bescheid  der  Berufsgenossenschaft  mit  der  Behauptung, 
durch  die  infolge  der  Überanstrengung  hervorgerufenen  Blutungen  sei  eine  Ver- 
schlimmerung des  bestehenden  Lungenleidens  eingetreten,  so  daß  dieses  den  Tod 
des  H.  zur  Folge  hatte. 

Er  führt  außerdem  aus,  selbst  wenn  die  Arbeit  nicht  über  den  Rahmen 
des  betriebsüblichen  hiuausginge,  so  bedeutete  sie  doch  für  H.  nach  seiner 
persönlichen  Beschaffenheit  eine  erhöhte,  außerordentliche  Anstrengung. 

II.  bezog  vom  29.  Dezember  1909  an  eine  Invalidenrente  von  229’20  M.  von 
der  Landes  Versicherungsanstalt. 

Begutachtung. 

H.  ist  am  Tage  des  als  Unfall  angesprochenen  Ereignisses , kein  gesunder 
Mann  gewesen.  Die  Berufungsschrift  selbst  giebt  dies  insofern  zu,  als  sie  von 
einer  Verschlimmerung  des  bestehenden  Lungenleidens  und  von  der  persönlichen 
Beschaffenheit  des  H.  spricht,  für  den  selbst  eine  über  den  Rahmen  des  betriebs- 
üblichen  nicht  hinausgehende  Arbeit  eine  erhöhte,  außerordentliche  Kraftanstren- 
gung bedeutete. 

Der  erstbehandelnde  Arzt  Dr.  M.  stellte  bereits  am  30.  Dezember  1909  bei 
H.  etwas  rechts  von  dem  Brustbein,  unmittelbar  über  dem  Magen  Blasen,  und 
Rasseln,  sowie  Husten  fest.  Dieser  Befund  weist  aber  bereits  auf  so  schwere  Ver- 
änderungen in  der  Lunge  hin,  daß  dieselben  unmöglich  in  der  kurzen  Zeit  vom 
29.  Dezember  1909,  nachmittags  3 — 4 Uhr  bis  zum  nächsten  Tage  sich  entwickeln 
konnten.  Sie  müssen  also  schon  in  beträchtlicher  Ausdehnung  — wenngleich  von 
H.  noch  unbemerkt  oder  wenigstens  nicht  richtig  gedeutet  — vor  dem  29.  De- 
zember 1909  bestanden  haben. 

Diese  Auffassung  wird  gestützt  durch  die  Feststellungen,  daß  H.  im  Jahre 
1907  an  Rippenfellentzündung  (über  4 Wochen  lang),  im  Jahre  1908  an  Blut- 
armut, im  Januar  und  Februar  1909  an  Influenza,  Magenleiden  und  Blutarmut 
gelitten  hat.  Es  sind  dies  alles  Erkrankungen,  die  sich  mit  einem  Lungenleiden,  das 
selbst  noch  nicht  sicher  diagnostiziert  ist,  in  Einklang  bringen  lassen  (cfr.  Striimpelly 
Lehrbuch  der  speziellen  I‘athologie  und  Therapie,  Band  1,  Seite  285).  Die  Rippen- 
fellentzündung spricht  sogar  mit  hoher  Wahrscheinlichkeit  für  ein  tuberkulöses 
Lungenleiden.  Im  März  1910  bestand  bei  H.  wieder  eine  Brustfellreizung  h.  1.  u., 
Atemnot  und  große  Schwäche.  Indeß  bestand  kein  Fieber  mehr,  die  Nachtschweiße 
hatten  aufgehört. 

Die  zweite  Frau  des  H.  ist  im  Jahre  1907  an  „Brustkrankheit“  gestorben, 
so  daß  für  ihn  in  der  Zeit  vor  ihrem  Tode  reichlich  Gelegenheit  zur  Ansteckung 
mit  Tuberkulose  vorlag. 
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Eine  Hlutimg  aus  einem  Lungeugefäß  kann  auf  zweierlei  Weise  entstehen: 
Bei  gesunden  Leuten  durch  eine  übermäßige  Kraftanstrengung  oder  eine  von 
außen  angreifende  Gewalt.  Sind  aber  die  Lungen  Sitz  einer  tuberkulösen  Erkran- 
kung, so  kommt  es  bei  den  Zerfallsvorgängcn  der  Tuberkel  auch  ohne  äußere 
Veranlassung  zu  einer  Arrosion  (Annagung)  der  ihnen  benachbarten  Gefäßwan- 
dungeu.  Die  entstehende  Blutung,  die  ohne  Jede  äußere  Veranlassung  auf  treten  kann, 
ist  häufig  das  erste  alarmierende  Anzeichen  einer  bis  dahin  unbemerkt  bestehen- 
den Lungentuberkulose  (initiale  Hämoptoe),  die  mitten  in  scheinbarem  Wohlsein 
einsetzen  kann. 

Es  ist  leicht  verständlich,  daß  die  durch  solche  Krankheitsvorgänge  bereits 
veränderten  Gefäßwandungen  durch  Kraftanstrengung,  auch  wenn  dieselben  nur 
relativen  Charakter  besitzen,  erst  recht  leicht  eröffnet  werden  können. 

Bei  der  Bewertung  der  Lungenblntung  für  Entwickelung  und  Verlauf  eines 
tuberkulösen  Lnngenleidens  müssen  aber  zwei  Punkte  auseinander  gehalten  werden. 

Die  Blntungsstelle  einer  gesunden  Lunge  kann  den  in  den  Luftwegen  zu- 
fällig aufhaltsamen  Tnberkelbacillen  (Schwindsuchtsstäbchen)  einen  günstigen  An- 
siedelungsort gewähren  und  den  davon  Betroffenen  an  Lungentuberkulose  erkranken 
lassen.  Oder  die  Blutung  entstammt  gerade  einem  bis  dahin  latenten,  abge- 
kapselten  tuberkulösen  Herde,  dessen  Sprengung  die  Lungentuberkulose  aufflammen 
läßt.  In  diesen  Fällen  wird  immer  eine  gewisse  Zeit  vergehen,  bis  die  Tuberkulose 
manifest  wird,  das  heißt  bis  deutliche  Krankheitszeichen  entstehen.  Der  Blutung 
wird  oft  eine  gewisse  Zeit  relativen  Wohlbefindens  folgen.  In  diesen  Fällen  be- 
zeichnet die  Blutung  unter  Umständen  den  Beginn  des  tuberkulösen  Leidens. 

Auf  den  vorliegenden  Fall  sind  diese  Ausführungen  nicht  anwendbar,  da  H. 
schon  vor  der  ersten  Blutung  an  Lungentuberkulose  gelitten  hat. 

Lungenblutungen  kommen  aber  auch  in  allen  Stadien  der  Tuberkulose  vor. 
Daß  sie  nicht  noch  häufiger  beobachtet  werden,  als  es  der  Fall  ist,  hat  darin 
seinen  Grund,  daß  der  Inhalt  der  Gefäße  vor  der  völligen  Zerstörung  ihrer  Wan- 
dung oft  thrombosiert  (gerinnt). 

In  diesen  Fällen  sind  die  Blutungen  lediglich  Zeichen  der  fortschreitenden 
Krankheit,  also  ein  Symptom.  Auf  den  Fortschritt  des  Leidens  hat  die  Blutung 
keinen  Einfluß,  wenn  nicht  etwa  durch  großen  Blutverlust  der  sofortige  Tod  oder 
durch  Aspiration  von  Blut  in  die  Lunge  eine  Lungenentzündung  hervorgerufen 
wird.  Der  eigentliche  tuberkulöse  Prozeß  des  Lungengewebes  wird  durch  die 
Blutung  nicht  beeinflußt.  Hier  kann  der  Ort  der  Blutung  für  Tuberkelbacillen, 
die  sich  vielleicht  in  den  Luftwegen  aufhalten,  keine  Ansiedelungsgelegenheit  geben, 
denn  es  ist  ja  bereits  ein  zerfallender  tuberkulöser  Herd,  dem  die  Blutung  ent- 
stammt. 

Wäre  das  Blut  in  dem  beschädigten  Blutgefäß  zuvor  geronnen  gewesen,  so 
daß  dieses  aus  dem  Blutkreislauf  ausgeschaltet  gewesen  wäre,  so  wäre  der  Tuberkel 
doch  zerfallen,  aber  ohne  daß  eine  Blutung  eintrat. 

ln  solchen  Fällen  bedeutet  also  die  Blutung  eine  Episode,  deren  durch 
etwaige  Komplikationen  und  psychische  Depression  schädliche  Wirkung  keines- 
wegs zu  unterschätzen  ist.  Die  Episode  ist  aber  zu  Ende,  wenn  die  Blutung  ohne 
nachfolgende  Komplikation  aufgehört  hat.  Der  tuberkulöse  Prozeß  entwickelt  sich 
weiter,  wie  er  es  auch  ohne  das  Auftreten  einer  Blutung  getan  hätte. 

Komplikationen  sind  hier  nicht  aufgetreten. 

H.  hat  anscheinend  bis  zu  seinem  an  „Lungenschwindsucht“  erfolgten  Tode 
— am  14.  Januar  1912  — die  Arbeit  nicht  mehr  aufnehmen  können. 

Selbst  wenn  man  annehmen  wollte,  daß  die  Arbeitsverrichtung  vom  29.  De- 
zember 1909  in  irgend  einer  Weise,  auch  nur  teilweise,  an  dem  Auftreten  der  an 
diesem  Tage  beobachteten  Blutung  mitgewirkt  hätte,  so  war  dieser  Einfluß  doch 
nach  dem  Aufhören  der  Blutung  erschöpft. 

Daß  die  Blutung  eine  so  starke  gewesen  wäre,  daß  sie  direkt  eine  Blutleere 
(Blutarmut)  erzeugt  hätte,  geht  aus  dem  Akteninhalt  nicht  hervor.  Die  „Blut- 
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armut“  ist  durch  die  im  Körper  wirksam  geweseneu  Stoffwechselprodukte  der 
Tuberkelbacillen  bedingt  gewesen,  auch  hat  sie  bereits  im  Februar  1909  bestanden. 

Wenn  H.  nach  der  ersten  Feststellung  der  bei  ihm  vorhandenen  Lungen- 
tuberkulose am  30.  Dezember  1909  noch  über  zwei  Jahre  gelebt  hat  — mit  einem 
durch  die  Untersuchung  des  Geh.  Med.-Kates  Dr.  H.  im  Juni  1910  festgestellten 
Stillstand  — , so  ist  ein  auffällig  beschleunigter  Verlauf  der  Erkrankung  nach 
dem  jetzt  wieder  als  Unfall  angesprochenen  Ereignis  vom  29.  Dezember  1909 
nicht  zu  erkennen. 

Selbst  wenn  die  (wenigstens  für  den  körperlichen  Zustand  des  H.)  bedeu- 
tende Anstrengung  des  Steiuhebens  möglicherweise  bei  H.  eine  Blutung  verursacht 
hat,  so  ist  sie  nur  als  Zeichen,  aber  nicht  als  eine  Verschlimmerung  des  schon 
bestehenden  Leidens  aufzufassen.  Die  durch  die  erforderliche  Arbeitsenthaltung 
und  absolute  Ruhe  nach  einer  Luugenblutuug  bedingte  Erwerbseinbuße  ist  nach 
Aufhöreu  der  Blutung  nach  einiger  Zeit  als  behoben  anzusehen.  Einen  Einfluß 
auf  die  Fortentwickelung  des  tuberkulösen  Leidens  besitzt  sie.  nicht. 

Demnach  besteht  im  vorliegenden  Falle  kein  ursächlicher  Zusammenhang 
zwischen  dem  Tode  und  der  Betriebsarbeit  des  H. 

Das  Oberversicherungsamt  wies  hierauf  die  erhobenen  Hiuterbliebenenreuten- 
ansprüche  zurück. 

Lungenblähung  und  Rippenfellentzündung  nach  Unfall. 

Daß  eine  Lungenbläliung’  sich  nach  einer  Verletzung  des  Thorax 
plötzlich  entwickeln  könne,  muß  nach  unserer  heutigen  Kenntnis  des 
Leidens  bestritten  werden. 

Umschriebene  Rippenfellentzündungen  sind  dagegen  häufige  Folgeer- 
scheinungen von  Brustkorbkontusionen  und  Rippenbrüchen.  Die  Aner- 
kennung des  ursächlichen  Zusammenhanges  dürfte  bei  kritischer  Be- 
trachtung des  Verletzungsmechanismus,  der  Koinzidenz  des  Verletzungs- 
ortes mit  dem  Sitze  der  Erkrankung,  sowie  der  zeitlichen  Entwickelung 
des  Leidens  keine  nennenswerten  Schwierigkeiten  machen. 

Einen  instruktiven  Beitrag  zur 

Beurteilung  der  Unfallfolgeii  nach  Brustquetschung 

lieferten  Garre  und  Hachner. 

Einem  Arbeiter  war  am  3.  September  1903  eine  Tür  gegen  die  Brust  ge- 
fallen, so  daß  er  selbst  mit  der  Brust  auf  eine  Schiene  stürzte.  Der  erstbe- 
handeinde  Arzt  stellte  fest;  Erschwerung  der  Atmung,  rechte  obere  Brustkorb- 
partie verdickt;  Rippenbruch  oder  Brustfellreizung  nicht  nachweisbar.  Das  Heil- 
verfahren währte  bis  zum  18.  September  1905.  Vom  6.  Oktober  bis  19.  November 
1905  und  vom  2.  Januar  l)is  14.  Februar  19Ö6  war  der  Patient  wieder  in  Kranken- 
hausbehandlung. Am  19.  Dezember  1905  erwähnt  Dr.  L.  eine  mäßige  Lungener- 
weiterung, am  28.  Dezember  1905  Dr.  C.  eine  Infiltration  der  rechten  Lungen- 
spitze des  Verletzten.  Am  18.  März  1906  wurde  von  Dr.  T.  eine  linksseitige  Brust- 
fellentzündung mit  Erguß  neben  der  Lungenerweiterung  festgestellt.  Der  Zusammen- 
liang  der  letzteren  mit  dem  Unfälle  wurde  ausdrücklich  verneint.  Im  April  1908 
stellen  zwei  andere  Arzte  im  Krankenhause  bei  dem  Verletzten  großen  Tiefstand 
der  Lungen  fest.  Die  zuständige  Berufsgenossenschaft  lehnte  die  Gewährung  einer 
Rente  ab,  da  das  vor  dem  Unfall  bereits  bestellende  Lungenleiden  durch  diesen 
nicht  verschlimmert  worden  sei.  Das  mit  der  Berufung  angegangene  Schiedsgericht 
holte  noch  ein  Gutacliten  des  Dr.  v.  S.  ein,  der  am  15.  Oktober  1906  eine  abge- 
laufene linksseitige  Brustfellentzündung,  beginnende  (wahrscheinlich  nicht  tuber- 
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kulöse)  A'erdichtiing  des  rechten  oberen  lAingenlappens  und  Lnngcneinphyseni 
mäßigen  Grades  feststellte.  Mit  Heziig  auf  das  Gntachten  des  Dr.  G.  vom  28.  De- 
zember 1905,  das  von  liasselgeränschen  spricht,  kommt  v.  S.  zu  dem  Scliliisse, 
es  habe  sich  im  vorliegenden  Falle  um  eine  Kontusionspneumonie  gehandelt.  Der 
Unfall  sei  für  das  Lungenleiden  teils  unmittelbare,  teils  wesentlich  mitwirkende 
G4‘sache.  Das  Schiedsgericht  folgt  diesen  Ausführungen.  Das  Tieichsversiclierungs- 
amt  holte  noch  ein  Obergutachten  ein.  In  demselben  wird  ausgeführt,  daß  die 
maßgebenden  Autoren  bei  den  Kontusionspneumonieen  die  reichliche  Beimengung 
von  Blut  zum  Auswurfe  betonen.  Stern  käme  auf  Grund  seiner  Studien  zu  der 
Auffassung,  daß  der  Zeitraum  ZAvischen  dem  Unfall  und  der  erkennbaren  Imngen- 
entzündung  zwischen  einigen  Stunden  und  4 Tagen  schwanke.  Im  vorliegenden 
Falle  wurde  ein  Bluthusten  überhaupt  nicht  erwähnt.  Einwandfreie  Anzeichen  einer 
Lungenentzündung  seien  auch  von  keinem  der  Vorgutachter  festgestellt.  Wenn  sich 
demnach  bis  11  Wochen  nach  dem  Unfälle  keine  Anzeichen  einer  Kontusions- 
pneumonie ergeben  hätten,  so  sei  die  Annahme  einer  solchen  als  nicht  be- 
gründet zurückzuweisen.  Die  Auffassung,  die  im  März  1906  aufgetretene  Rippen- 
fellentzündung sei  als  späte  Unfallfolge  dadurch  zustande  gekommen,  daß  „sich 
der  Reiz  der  Kontusion  allmählich  bis  auf  das  Rippenfell  fortgepflanzt  habe“,  sei 
gegenüber  wissenschaftlichen  Anschauungen  nicht  haltbar.  Auch  das  Emphysem 
köune  nicht  als  unmittelbare  Unfallfolge  angesehen  werden,  da  dies  der  Natur 
der  Krankheit  widerspreche,  deren  Wesen  der  Elastizitätsverlust  der  Lunge  sei. 
Ein  hochgradiges  Emphysem  könne  aber  nicht  in  5 Wochen  entstehen.  Der  Zu- 
sammenhang zwischen  Lungenleiden  und  Unfall  sei  zu  verneinen.  Dementsprechend 
erkannte  das  Reichsversicherungsamt. 

Erkrankungen  des  Herzens  nach  Unfall. 

Bezüglich  des  Entstehens  von  Herzerkrankungen  nach  Unfällen  ist 
zunächst  daran  zu  erinnern,  daß  die  schwersten  Herzverletzungen  beob- 
achtet worden  sind,  ohne  daß  die  Brustwand  eine  Spur  der  vorauf- 
gegangenen Gewalteinwirkung  aufwies. 

Für  die  Anerkennung  der  traumatischen  Ursache  eines  Herzleidens 
wird  die  Forderung  auf  gestellt  werden  müssen,  daß  der  Betroffene,  sofern 
nicht  die  Integrität  seines  Herzens  zufälligerweise  kurz  vor  dem  Ereignis 
nachgewiesen  wmMe,  wenigstens  bis  zu  dem  Unfälle  nachweislich  Arbeiten 
geleistet  hat,  die  nach  ihrer  Beschaffenheit  für  einen  Herzkranken  unaus- 
führbar gewesen  wären.  Ferner  muß  auch  hier  das  Trauma  eine  gewisse 
Intensität  besessen  haben , die  körperliche  Anstrengung  also  gegebenenfalls 
wieder  eine  ungewöhnliche,  das  betriebsübliche  Maß  überschreitende  ge- 
wesen sein.  Man  darf  nicht  eine  Arbeitsleistung,  die  der  Rentenbewerber 
gewohnheitsgemäß  längere  Zeit  verrichtete,  als  Ursache  beschuldigen  wollen. 
Derartige  Erkrankungen  besitzen  den  Charakter  der  bisher  noch  nicht  ent- 
schädigungsberechtigten Gewerbekrankheit.  Endlich  müssen  die  Beschwerden 
sich  unmittelbar  an  das  Ereignis  anschließen,  wenn  auch  das  Herzleiden 
zunächst  noch  nicht  deutlich  erkennbar  ist.  Die  „Brücke'^  zwischen  aus- 
gebildetem  Herzleiden  und  Unfall  muß  durch  die  Beschwerden  gesichert  sein. 

Külhs  hat  der  Frage,  wie  Herz  aff  ektionen  durch  Trauma  zustande 
kommen,  durch  Tierexperimente  näher  zu  kommen  versucht.  Es  gelang 
ihm,  durch  stumpfe  Gewalteinwirkungen  auf  die  Thoraxwand  neben  Lungen- 
blutungen häufig  Herzveränderungen  zu  erzeugen,  und  zwar  am  meisten 
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Klappenbhitungen  (61®/o),  besonders  an  der  Mitralis.  Schädij^ungen  des 
Herzmuskels  zeigten  sich  in  44%  der  Fälle.  In  den  frischen  Fällen  waren 
es  Blutungen  des  ISeptums.  Kiilhs  gelangt  zu  dem  Schluß:  Durch  relativ 
geringe  Gewalteinwirkung  auf  den  Thorax  konnten  ausgedehnte  Herzver- 
letzungen erzeugt  werden  ohne  Veränderungen  der  äußeren  Bedeckungen, 
am  häufigsten  Blutungen  der  Klappen,  seltener  solche  des  Herzmuskels 
und  des  Perikards.  Die  Klappenblutungen  werden  anscheinend  resorbiert, 
die  Muskelblutungen  durch  Bindegewebe  ersetzt.  Selbst  bei  schweren  ana- 
tomischen Veränderungen  war  durch  die  physikalische  Untersuchung  und 
am  Pulse  manchmal  kein  Zeichen  von  Herzinsuffizienz  zu  finden  gewesen. 
Bei  der  Entstehung  der  Verletzungen  spielt  die  Nachgiebigkeit  des  Thorax 
eine  große  Rolle. 

Für  den 

Zusammenhang  zwischen  Trauma  und  Herzerkrankung 

veröffentlichte  Cova^')  aus  der  Mailänder  Anstalt  für  Unfallverletzte  einen 
lehrreichen  Fall. 

Ein  bis  dahin  bis  auf  eine  vor  16  Jahren  überstandene  Lungenentzündung 
und  einige  nicht  nennenswerte  Erkrankungen  stets  gesunder,  kräftiger,  an  schwere 
Arbeit  gewöhnter  46 jähriger  Lastträger  bemerkt,  daß  ihm  ein  etwa  21/2  Zentner 
schwerer  Leinenballen  entgleiten  will.  Um  ein  Unglück  zu  verhüten,  versucht 
er  die  Last  mit  übermenschlicher  Anstrengung  festzuhalten,  indem  er  mit  beiden 
Händen  nach  einem  aus  dem  Ballen  ragenden  Eisenhaken  greift  und  sich  nun 
mit  auseinandergespreizten , ein  wenig  gebeugten  Beinen  gegen  den  Boden 
stemmt.  Die  stürzende  Last  wurde  zwar  in  ihrer  Bewegung  gehemmt,  der  Mann 
aber  fiel  rückwärts  auf  sie.  Er  hatte  angeblich  die  Empfindung  eines  Risses  im 
Herzen;  sofort  traten  Atembeschwerden,  Todesangst  und  starke  Schmerzen  in  der 
Herzgegend  auf.  Nach  4 — 5 Minuten  erholte  sich  der  Verunglückte  und  konnte 
nach  einer  weiteren  Stunde  mit  Unterstützung  eines  Genossen  seine  AVohnung 
aufsuchen.  Der  Arzt  stellte  Blut  im  Urin  sowie  Darmblutung  fest.  Beide  Er- 
scheinungen währten  etwa  2 Tage.  Atemnot  und  Trachealrasseln  sowie  eine  Puls- 
beschleunigung auf  170 — 180  Pulse  blieben  etwa  1 Monat  bestehen,  während 
Husten,  Auswurf,  Ödeme  oder  Ergüsse  in  die  serösen  Höhlen  niemals  beobachtet 
wurden.  Nach  Vierteljahresfrist  sah  ihn  Cova.  Der  A^erletzte  war  abgemagert 
und  elend.  Puls  150,  Atmung  28,  keine  Cyanose. 

Die  Herzgegend  war  hervorgewölbt,  die  Betastung  derselben  sehr 
schmerzhaft.  Der  Spitzenstoß  fand  sich  im  5.  Zwischenrippenraum,  2 cm  außerhalb 
der  Brustwarzenlinie,  er  war  sehr  kräftig,  aber  zeitweise  unregelmäßig  und  sehr 
schwankend.  Die  Herzdämpfung  war  vergrößert.  Atheromatose  war  nicht  vor- 
handen. Mäßiges  Emphysem.  An  der  Herzspitze  bestand  ein  perikarditisches  Ge- 
räusch. Bei  der  Erwägung,  welcher  Art  die  nach  der  übermäßigen  Anstrengung 
unmittelbar  aufgetretene  Herzläsion  gewesen  sein  könne,  gelangt  Cova  zu  dem 
Schlüsse,  daß  es  sich  um  eine  unvollständige  Durchreißung,  um  einen  interparie- 
talen Riß  des  Herzens  gehandelt  habe  und  daß  an  dieser  Stelle  durch  Ausfüllung 
mit  Bindegewebe  sich  eine  Narbe  gebildet  habe,  wodurch  eine  „verfehlte“  Zu- 
sammenziehung einiger  wichtiger  Muskelteile  bewirkt  wurde,  welche  der  vom 
übrigen  Herzmuskel  zu  leistenden  Arbeit  entgegenwirke.  Dies  Bindegewebe  ist 
eben  nicht  nur  nicht  zusammenziehbar,  sondern  im  Gegenteil  dehnbar.  So  wird 
die  Arbeit  der  übrigen  Muskehnasse  in  ihrer  Wirkung  abgeschwächt.  Die  Arbeits- 
unfähigkeit wurde  als  völlige  und  dauernde  angesehen,  der  ursächliche  Zusammen- 
hang mit  dem  Unfälle  (übermäßige  Kraftanstrengung)  anerkannnt. 

0 Monatsschrift  für  Unfallheilkunde  und  luvalidenwesen,  1910,  Nr.  1. 
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Schlecht''^)  veröffentlichte  9 Fälle  von 

/ 

Traiimiitisclien  Herzerkraiikuiigeiu 

die  auf  der  medizinischen  Klinik  der  Universität  Breslau  des  Geh.-Rat 
Prof.  Dr.  Strümpell  zur  Beobachtung  gelangten. 

Es  zeigte  sich  dabei,  daß  Fälle  von  akuten  Überanstrengungen  mit  oder 
ohne  gleichzeitige  Thoraxkontusion  vor  denjenigen  reiner  direkter  Gewalteinwirkung 
bedeutend  in  der  Mehrzahl  waren.  Bas  blutdruckerhöhende  Moment  der  körper- 
lichen Anstrengung  und  des  Fressens  schien  dabei  eine  wichtige  Rolle  zu  spielen. 
Schlecht  fordert  strengste  Individualisierung  der  Fälle  und  warnt  vor  der  gene- 
ralisierenden Verwertung  der  meist  am  Tierexperiment  gewonnenen  Erfahrungen. 
Er  ist  der  Meinung,  daß  bei  vorher  ganz  gesunden  Herzen  große  körperliche 
Anstrengungen  nie  oder  nur  ganz  selten  schwere  Veränderungen  hervorrufen 
werden.  Findet  man  solche,  so  ist  man  zu  der  Annahme  berechtigt,  daß  das 
Herz  schon  vorher  irgendwie  geschädigt  war.  Es  sind  dies  dann  meist  leichtere 
Schädigungen,  wie  sie  durch  die  Art  des  Berufes,  durch  die  Lebensweise,  durch 
vorauf  gegangene  Erkrankungen  entstanden  sind.  Da  sie  aber  bis  dahin  weder 
objektive  noch  subjektive  Symptome  machten,  in  erster  Reihe  aber  auf  die  Er- 
werbsfähigkeit des  Mannes  keinen  mindernden  Einfluß  ausübten,  so  sind  sie  — 
im  Sinne  des  Unfallversicherungsgesetzes  — nicht  als  vorher  bestehende  Erkrankung 
aufzufasssen.  Bezüglich  der  traumatischen  Herzneurosen  vertritt  Schlecht  den 
Standpunkt,  daß  sie  in  der  überwiegenden  Zahl  der  Fälle  als  Teilerscheinung 
einer  durch  das  Trauma  hervorgerufenen  allgemeinen  Neurose,  Hysterie  oder 
Hypochondrie  aufzufassen  sind.  Es  sind  bislang  keine  einwandfreien  Fälle  mit- 
geteilt, bei  denen  man  die  von  einzelnen  Autoren  angenommene  Möglichkeit, 
daß  eine  direkte  Verletzung  der  Herznerven  oder  Herzganglien  stattgefunden  habe, 
als  Ursache  der  Herzneurose  betrachten  dürfe.  Zum  Schlüsse  mahnt  Schlecht^ 
mit  der  oft  durch  nichts  zu  begründenden  Diagnose  „traumatische  Neurose“ 
außerordentlich  vorsichtig  zu  sein.  Er  sagt:  „Wenn  wir  einmal  dem  Patienten 
mit  der  Anerkennung  seiner  vielleicht  nur  geringen  subjektiven  Beschwerden  als 
Unfallfolge  den  Glauben  an  eine  wirkliche  Schädigung  durch  den  Unfall  bestätigt 
und  sanktioniert  haben , so  können  wir  in  den  meisten  Fällen  gewiß  sein  , daß 
der  Patient  auch  nach  der  Gewährung  der  natürlich  nur  geringen  Rente  nun 
nicht  am  Ende,  sondern  am  Anfang  seines  Rentenkampfes,  d.  h.  des  Kampfes 
um  die  Vollrente  steht.  Damit  haben  wir  dem  Patienten  selbst  den  schlechtesten 
Dienst  erwiesen.“ 

Einen  sehr  instruktiven  Fall  von 

Herzverletzung  durch  Stoß 
hat  Hotschenretiter^)  beschrieben. 

Ein  bis  dahin  völlig  gesunder,  19jähriger  Mann  wies  einige  Tage  nach 
einem  Stoß  mit  einer  7 m langen  Eisenstange  gegen  die  linke  Brustseite  eine 
Vergrößerung  der  Herzdämpfungsfigur,  einen  auf  160  Schläge  vermehrten  Puls, 
sowie  ausgebreitete  Geräusche  über  allen  Herzklappen  auf.  Unter  zunehmender 
Herzschwäche  und  Auftreten  allgemeiner  Ödeme  trat  nach  5 Monaten  der  Tod 
ein.  Knochen  und  Weichteile  der  äußeren  Brustwand  zeigten  keine  Spuren  der 
Verletzuug.  Bei  der  Sektion  fand  man  das  Herz  stark  vergrößert.  An  der  Innen- 
seite des  linken  Ventrikels  bestand  eine  8 cm  lange,  3 cm  tiefe  tassenförmige 
Narbe.  In  ihrer  Mitte  war  eine  bleistiftdicke  Öffnung  vorhanden,  die  in  gerader 
Linie  in  den  rechten  Ventrikel  führte  und  hinter  dem  Ansatz  der  Papillarmuskel 
der  Tricuspidalis  endete.  3 cm  seitlich  von  der  ersten  Öffnung  befand  sich  im 
linken  Ventrikel  noch  eine  zweite. 


0 Monatsschrift  für  Unfallheilkunde  und  Invalidenwesen,  1908,  Nr.  10. 
0 Deutsche  med.  Wochenschrift,  1908,  Nr.  51. 
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Tod  an  Riiptura  cordis  nicht  Fol^e  einer  yor  ^4  Jahren  statt- 

j^ehabten  Briistqnetschnni^. 

p]iii  ca.  öOjäliriger  Mann  erlitt  am  7.  September  1904  eine  Quetschung  beider 
Hüften  und  der  rechten  Brustseite.  Der  Verletzte  konnte  sich  nach  einiger 
Zeit  nach  Hause  begeben,  erholte  sich  so,  daß  er  nach  3 Wochen  wieder  leidlich 
gehen  konnte  und  übernahm  vom  15.  Oktober  1904  an  wieder  die  Aufsicht  bei 
seiner  Arbeit.  Bis  dahin  hatte  er  seinem  Arzte  niemals  über  Herzbeschwerden 
geklagt.  Nach  jener  Zeit  klagte  er  einem  anderen  Arzte  über  Schmerzen  in  der 
linken  Brusthälfte  und  über  Beklemmungszustände  in  der  Herzgegend.  Ein  objektiver 
Befund  hierfür  war  nicht  zu  erheben.  Mitte  Mai  1905  erkrankte  der  Verletzte 
an  Influenza  mit  Lungenentzündung,  es  wurde  eine  Herzschwäche  beobachtet;  am 
3.  Juni  erfolgte  während  des  Schlafes  der  Tod.  Die  Sektion  ergab;  Riß  in  der 
Herzmuskulatur  an  der  Spitze  der  Herzkammer,  in  der  Nähe  eine  Muskelverän- 
derung,  großer  Bluterguß  in  den  Herzbeutel,  Herz  groß,  seine  Muskulatur  dünn 
und  schlaff,  Verdickung  der  Mitralis,  starke  Verkalkung  der  Aorta,  strangför- 
mige Verwachsungen  der  rechten  Lunge  entsprechend  der  Unfallstelle.  Die  mikro- 
skopische Untersuchung  zeigte  an  der  oben  erwähnten  Muskelveränderung  die 
Muskelfasern  noch  erkennbar,  aber  abgestorben,  nur  in  der  Umgebung  des  Risses 
waren  die  Muskeln  deutlich  zerfallen,  erweicht.  Die  Umgebung  der  abgestorbenen 
Stelle  war  blutreich,  frei  von  Blutungen  und  Pigmentbildung,  aber  durchsetzt  von 
farblosen  Blutkörperchen.  An  dieser  Stelle  saß  innen  ein  wandständiger  Throm- 
bus. Es  bestand  weder  Narbenbildung,  noch  frische  Bindegewebswucherung,  noch 
Eiterung.  Die  Obduzenten  nahmen  einen  frischen  Herzinfarkt  an.  Die  Erklärung 
der  Vorgänge  durch  die  verschiedenen  Gutachten  weicht  wesentlich  von  einander 
ab.  Die  eine  Ansicht,  daß  es  sich  um  eine  traumatische,  direkt  mit  dem  Unfall 
in  Verbindung  zu  bringende  Nekrose  gehandelt  habe,  läßt  Orth  nicht  gelten,  da 
unmittelbar  hinter  dem  Unfälle  keinerlei  Herzerscheinungen  hervortraten.  Eine 
embolische  Entstehungsart  des  Herzinfarktes  war  auszuschließen.  So  verbleibt  nur 
die  Annahme  des  Verschlusses  eines  Kranzgefäßes  infolge  von  Verkalkung  und 
dazu  gekommener  Thrombose.  Daß  hierbei  die  Influenza  mitgewirkt  habe,  sei  ein- 
leuchtend. Daß  der  Unfall  die  Entstehung  der  Gefäßverkalkung  bewirkt  habe, 
kann  nicht  angenommen  werden,  denn  die  Wissenschaft  bietet  keinen  xinhalt  da- 
für, daß  eine  Quetschung  überhaupt  imstande  wäre,  eine  Gefäßverkalkung  zu  er- 
zeugen. Daß  Unfall  und  Tod  nicht  in  unmittelbarer  Beziehung  stehen,  ist  ohne 
weiteres  klar,  denn  der  Unfall  hat  weder  direkt  die  Herzzerreißung  noch  den 
Herzinfarkt,  noch  den  Verschluß  des  Kranzgefäßes,  noch  auch  die  Gefäßverkalkung 
erzeugt.  Indessen  wurde  anerkannt,  daß  die  bei  dem  Verletzten  vorhandene  Herzerkran- 
kung durch  die  Allgemeinwirkung  des  Unfalles  ungünstig  beeinflußt  worden  wäre 
und  somit  ein  gewisser  mittelbarer  Zusammenhang  zwischen  Unfall  und  Tod  bestünde. 

Herzleiden  nach  einer  BrustyeiTetzung  nicht  als  Unfallfolg:e 

anerkannt. 

Ein  43jähriger  Mann  wurde  am  19.  Juni  1905  durch  ein  ausgleitendes 
Pferd  an  ein  fest  verankertes  Faß  gedrückt.  Er  verweilte  an  4 Wochen  im  Krau- 
kenhause,  wo  ein  Bruch  der  5.  linken  Kippe,  aber  keine  Verletzungen  der  Lunge 
oder  des  Rippenfelles  festgestellt  wurden;  ebenso  war  am  Herzen  keine  krank- 
hafte Veränderung  erkennbar.  4 Tage  später  wurden  von  Dr.  S.  systolische  und 
präsystolische  Geräusche  über  der  Mitralis  und  Tricuspidalis  festgestellt.  Im 
Januar  1906  wurde  in  einer  Heilanstalt  die  Herzdämpfung  stark  verbreitert 
befunden.  Sie  reichte  nach  links  zwei  bis  drei  Finger  breit  über  die  Brustwarze, 
nach  rechts  bis  etwa  zur  Mitte  zwischen  Mittellinie  und  Brustwarze.  Bei  starker 
Herztätigkeit  hörte  man  an  der  Herzbasis  einen  ersten  Ton  und  statt  des  zweiten 
Tones  ein  sausendes  Geräusch.  Nach  Ansicht  dieser  Ärzte  war  das  Herzleiden 
nicht  als  Unfallfolge  anzusehen,  denn  dasselbe  mußte  schon  vor  dem  Unfall  be- 
standen haben,  es  sei  aber,  da  es  gut  kompensiert  war,  offenbar  der  Feststellung 
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durch  den  ersten  Arzt  entgangen.  Wäre  durch  die  Verletzung  eine  Schädigung 
des  Herzens  entstanden,  so  hätte  dieselbe  so  unniittelbare  Folgezustände  hal)en 
müssen,  daß  dieselben  dem  erstbehandelnden  Arzte  unmöglich  hätten  entgehen 
lUinnen.  Der  Herzfehler  sei  nicht  derart,  daß  seine  Entstehung  durch  eine  Hrust- 
(luetschung  erklärlich  erschiene.  Anfangs  April  1908  trat  bei  dem  A'erletzten 
Herzasthma  ein,  infolge  eines  solchen  Anfalles  verstarb  er  plötzlich.  In  dem  fol- 
genden Iventenstreitverfahren  erstattete  die  medizinische  Klinik  zu  I>.  ein  01)er- 
gutachten.  ln  demselben  wurde  ausgeführt:  Die  Annahme,  daß  das  Herzleiden  nach 
(lern  Unfall  entstanden  sei,  ist  nicht  haltbar.  Dagegen  spricht  der  Umstand,  daß 
der  Herzfehler  bereits  4 Tage  nach  der  Entlassung  aus  dem  Krankenhause,  wo 
angeblich  das  Herz  gesund  befunden  wurde,  bereits  voll  entwickelt  nachweisl)ar 
war.  Ferner  mußte  man  zur  Entwickelung  einer  so  hochgradigen  Hypertrophie 
und  Dilatation,  wie  sie  Anfang  Januar  1906  gefunden  wurde,  eine  längere  Ent- 
wickelungszeit annehmen,  als  zirka  6 Monate.  Schließlich  sei  noch  zu  berücksich- 
tigen, daß  die  größte  Alehrzahl  der  traumatischen  Herzerkrankungen  die  große 
Körperschlagaderklappe  betreffen,  während  Mitralfehler,  wie  hier  ein  solcher  wohl 
sicher  vorlag,  selten  traumatischen  Ursprunges  sind.  Es  ist  nach  Vorstehendem 
die  Entscheidung,  ob  der  Herzfehler  an  sich  Unfallfolge  sei  oder  nicht,  nicht 
sicher  zu  treffen.  Indessen  sei  die  Entstehung  des  Herzleidens  durch  den  Unfall 
als  möglich  anzuerkennen,  -wenngleich  der  Zusammenhang  nicht  als  sehr  wahr- 
scheinlich zu  betrachten  sei.  Angenommen,  der  Herzfehler  habe  schon  vor  dem 
Unfall  bestanden,  so  sei  die  Frage  nach  einer  wesentlichen  Verschlimmerung 
durch  den  Unfall  dahin  zu  beantworten:  der  Verletzte  sei  46  Jahre  alt  geworden, 
habe  also  für  einen  Herzfehler-(Mitralis-)Kranken  immerhin  ein  recht  erhebliches 
Alter  erreicht.  Er  habe  noch  3 Jahre  nach  dem  Unfall  gelebt,  schwerere  Herz- 
störungen haben  sich  erst  zu  Beginn  desJahres  1908  gezeigt.  Füglich  könne  man  von 
einer  wesentlichen  Verschlimmerung  des  Herzleidens  oder  einer  Beschleunigung 
des  Todes  nicht  sprechen.  Schließlich  könne  das  Herzasthma,  wie  so  häufig,  Folge 
(äner  Erkrankung  (Arteriosklerose)  der  Herzkranzgefäße  sein.  Dies  wäre  sicher 
nicht  Unfallfolge.  Das  Reichsversicherungsamt  hat  den  Antrag  der  Hinterbliebenen 
abgelehnt  mit  der  Begründung:  die  Annahme  der  Möglichkeit,  daß  der  Unfall 
verursachend  oder  beschleunigend  auf  den  Tod  eingewirkt  habe,  reicht  zur  Grund- 
lage von  Rentenansprüchen  nicht  aus,  dazu  gehört  mindestens  der  Nachweis  der 
überwiegenden  Wahrscheinlichkeit.  Da  aber  eine  solche  nicht  vorlag,  war  der 
klägerische  Rekurs  gegen  die  den  Anspruch  ablehnenden  Vorentscheidungen  zu- 
rückzuweisen. 


Zusammenhang’  zwischen  Herzschlag  infolge  Herzfehlers  und  einem 
fünf  Tage  yorher  erfolgten  Sturze  nicht  anerkannt. 

Ein  38jähriger  Bergarbeiter  stürzte  6 m tief  und  wurde  noch  von  nach- 
fallenden Steinen  in  den  Rücken  getroffen.  Er  arbeitete  die  nächsten  vier  Tage 
weiter.  Am  fünften  Tage  suchte  er  ärztliche  Hilfe  nach,  wobei  der  Verdacht  auf 
entstehende  Lungenentzündung  bestand.  Fünf  Stunden  nach  dieser  Untersuchung 
starb  der  Verletzte.  Die  Leichenöffnung  ergab  eine  Vergrößerung  des  Herzens 
sowie  eine  stark  entwickelte  Schlußunfähigkeit  der  zweizipfhgen  Klappe  (Mitral- 
insuffizienz) mit  Zerstörung  der  Klappensegel,  die  infolge  einer  Kalkeinlagerung 
in  einen  starren,  für  einen  Finger  durchgängigen  Ring  verwandelt  waren.  Außer- 
dem wurde  an  der  Gehirnbasis  eine  walnußgroße  Geschwulst  gefunden.  In  d(mi 
Widerstreit  der  Meinungen  folgte  das  Reichsversicherungsamt  dem  Gutachten  des 
Prof.  Sch.  zu  B.  mit  folgender  Begründung:  Der  plötzliche  Tod  ist  zweifellos 
durch  das  alte,  weit  vorgeschrittene  Herzleiden  verursacht  worden,  das  eine  plötz- 
liche Kompensationsstörung  herbeigeführt  haben  muß.  Der  Umstand,  daß  der 
Verstorbene  bis  zu  deni  Unfall  angeblich  nicht  unter  besonderen  Beschwerd(m 
von  seiten  des  Herzens  gelitten  hat,  spricht  nicht  gegen  das  Bestelnm  eines  Herz- 

PZngel,  Beurteilung  von  Unfallfolgen.  -j2 
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leideiis,  da  ('rfahrmij'sj^eiiiäl')  derartige  Kranke  d('r  Scliwere  ihres  Leidens  sich 
nicht  bewnht  sind  und  sich  fast  gesund  fühlen  könneji.  Ls  käme  also  nur  in  I>e- 
tracht,  oh  der  Unfall  als  wesentliche  niitwirkende  Ursache  anziisehen  sei.  Dies 
sei  zu  v(‘rnein(m.  Es  sei  unerheblich,  daß  der  Verstorbene  unmittelbar  nach  dem 
Unfall  über  Hrustschmerzen  geklagt  hat.  Dagegen  sei  darauf  Gewicht  zu  legen, 
daß  er  unmittelbar  nach  dem  Unfälle  keinerlei  Shock'erscheinungen,  wie  Bewußt- 
seinsstörungen, Erbrechen,  Atemnot,  Blässe  und  Blaufärbung  des  Gesichtes  dar- 
geboten habe  und  daß  die  Kompensatiousstörung  nicht  sofoi't  aufgetreten  sei,  sondern 
erst  nndirere  Tage  später,  während  welcher  Zeit  er  auch  noch  gearbeitet  habe. 

Den  Wert  der  von  Schlecht  geforderten  Individualisierung  der  Fälle 
zeigt  ein  vom  Stadtarzt  Dr.  Schröder  (Altona)  veröffentlichter  Aufsatz : 

Syphilis  des  Herzens  und  Trauma. 


Ein  Tljähriger  Arbeiter  erlitt  durch  den  Stoß  eines  Eisenbahnwagenpuffers 
am  26.  September  1907  eine  linksseitige  Rippenquetschung  und  einen  gleichseitigen 
Schulterblattbrucli.  Gegen  ärztlichen  Rat  nahm  der  Verletzte  schon  am  25.  Ok- 
tober 1907  die  Arbeit  auf,  die  er  indeß,  weil  sie  ihn  zu  sehr  anstrengte,  am 
2.  November  1907  wieder  niederlegen  mußte.  Nach  einigen  ohnmachtsähnlichen 
Anfällen  und  schnellem  Kräfteverfall  verstarb  er  am  15.  November  1907.  Der  be- 
handelnde Arzt  nahm  als  Todesursache  Aderverkalkung,  besonders  der  großen 
Herzschlagader,  sowie  eine  Herzerkrankung  als  Folge  des  Unfalles  an.  Die  Sek- 
tion ergab,  daß  der  Tod  infolge  einer  Geschwulst  eingetreten  war,  die  in  der 
rechten  Herzkammer  ihren  Sitz  hatte.  Die  mikroskopische  Untersuchung  ergab, 
daß  sie  aus  nekrotischem  Gewebe  bestand,  das  von  einem  kleinzelligen  Granu- 
lationsgewebe umgeben  war,  welches  allmählich  in  die  Muskulatur  überging.  Die 
Diagnose  lautete;  Gummigeschwulst  als  Späterscheinung  von  Syphilis.  Die  Mög- 
lichkeit, daß  die  Kontusion  eines  Organes  bei  einem  Syphilitischen  zur  Gummi- 
bildung in  demselben  führt,  besteht.  Nur  wachsen  diese  Geschwülste  im  allge- 
meinen ganz  ungemein  langsam.  Im  vorliegenden  Falle  zeigten  sich  inmitten  der 
Geschwulst  schon  nekrotische  Herde,  die  darauf  hinweisen,  daß  es  sich  um  einen 
älteren  Prozeß  handelte.  Außerdem  vermochte  der  Obduzent  nicht  anzunehmen, 
daß  eine  so  große  Geschwulst  in  der  Zeit  von  50  Tagen,  die  zwischen  Unfall  und 
Tod  lagen,  entstanden  sei.  Er  hielt  es  demnach  nicht  für  wahrscheinlich,  daß 
diese  Geschwulst  infolge  des  Unfalles  entstanden  oder  ihr  Wachstum  durch  den- 
selben beschleunigt  sei.  Es  sei  allgemein  bekannt,  daß  auch  ohne  Tonfall  die  Spät- 
syphilis zur  Gummibildung  in  den  verschiedensten  Organen  und  Geweben  des 
Körpers  führen  könne.  Schiedsgericht  und  Reichsversicherungsamt  bestätigen  auf 
Grund  dieses  Gutachtens  den  die  Ansprüche  der  Hinterbliebenen  ablehnenden  Be- 
scheid der  zuständigen  Berufsgenossenschaft. 

Die  Einschätzung  der  durch  einen  Herzfehler  herbeigeführten  Erwerbs- 
einbuße richtet  sich  nach  dem  Gesamtbefinden  des  Verletzten.  Gut  kompen- 
sierte Herzfehler  schließen  die  Übernahme  leichter,  selbst  mittelschwerer 
Arbeiten  nicht  aus  und  werden  somit  mit  genügend  entschädigt. 


Eitrige  Herzbeutelentzüuduiig,  IY2  Jalire  nacli  einer  Brustquetschiiiig 


infolge  einer  Hronchialdrnsenvereiterung  nicht  als  Unfallfolge 

erkannt. 


an- 


Vorgeschi  eilte. 

Der  Kutscher  Nikolaus  M.,  damals  41  Jahre  alt,  erhielt  von  einem  stür- 
zenden Pferde,  das  sich  wieder  aufrichtete,  am  8.  Mai  1905  einen  Stoß  vor  die 
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Uiust.  Die  Jlrust  schmerzte,  M.  brachte  aber  seinen  Wagen  nach  erfolgtem  Ab- 
laden wieder  nach  Hanse  zurück.  Am  nächsten  Tage  suchte  er  einen  Arzt  auf, 
bei  dem  er  angeblich  14  Tage  in  Behandlung  geblieben  ist.  Bei  seiner  polizei- 
lichen Vernehmung  am  25.  Juli  1905  gab  M.  an,  er  habe  noch  Schmerzen  in  der 
Brust,  namentlich  bei  größeren  Anstrengungen.  Eine  Rente  ist  ihm  aus  diesem 
Unfall  nicht  gewährt  worden. 

Am  1.  November  1906,  also  I1/2  Jahre  nach  dem  Unfall,  wurde  M.  in  das 
städtische  Krankenhaus  eingeliefert.  Bei  Erhebung  der  Vorgeschichte  gab  er  an, 
er  sei  früher  nie  ernstlich  krank  gewesen,  er  habe  wohl  stärkere  Erkältungen 
gehabt,  sei  aber  immer  höchstens  8 Tage  außer  Arbeit  gewesen.  Von  seinem  Un- 
fall am  8.  Mai  1905  erwähnte  M.  bei  dieser  Gelegenheit  nichts. 

Am  Freitag  den  28.  Oktober  1906  habe  ihn  morgens  innerlich  gefroren,  er 
habe  trotzdem  noch  bis  zum  Abend  gearbeitet.  Am  nächsten  Tage  hätten  sich 
Stiche  in  der  linken  Seite  eingestellt  und  er  habe  häufig  husten  müssen. 

Die  Untersuchung  ergab  eine  trockene  Rippenfellentzündung  in  der  linken 
Seite  (starkes  pleuritisches  Reiben,  das  sogar  mit  der  aufgelegten  Hand  wahrge- 
nommen werden  konnte)  und  lebhafte  Schmerzen  an  dieser  Stelle  beim  tiefen 
Atmen. 

Die  Herzgrenzen  waren  auffallend  groß,  starke  Verbreiterung  der  Herz- 
dämpfung nach  rechts  und  nach  oben.  Der  Herzspitzenstoß  war  nicht  fühlbar. 
Die  Herztöne  waren  leise,  doch  waren  keine  Geräusche  am  Herzen  wahrnehmbar. 

Die  Leber  war  etwas  vergrößert  und  nach  abwärts  gedrängt.  Sie  überragte 
den  Rippenbogen  um  mehrere  Querfinger.  Die  Temperatur,  die  anfangs  39®  be- 
tragen hatte,  sank  erst  allmählich,  dann  am  dritten  Tage  unter  Eintreten  eines 
heftigen  Kollapses  auf  35’6o.  Von  diesem  Kollaps  erholte  sich  M.  trotz  häufiger 
Kampfereinspritzungen  und  Darreichung  von  Kognak  nicht  wieder,  er  starb  am 
3.  November  1906  unter  den  Zeichen  einer  heftigen  Atemnot. 

Es  wurde  nun  die  Sektion  gemacht  und  dabei  fand  man  folgendes:  Der 
Herzbeutel  war  in  der  ganzen  Ausdehnung  seines  linken  Randes  fest  mit  der 
Lunge  verwachsen.  Bei  Eröffnung  des  stark  ausgedehnten  Herzbeutels  zeigte  sich 
derselbe  mit  zirka  500  cm^  einer  übelriechenden,  grün  gefärbten,  fast  rein  eitrigen 
Flüssigkeit  erfüllt,  das  Herz  selbst  war  an  seiner  Oberfläche  ebenso  wie  die 
Innenfläche  des  Herzbeutels  mit  leicht  abziehbaren,  zottenartig  aussehenden,  gelb- 
lichgrünen Eiter-  und  Fibringerinnseln  bedeckt.  Auf  dem  linken  Brustfell  fanden 
sich  stellenweise  fibrinöse  Beläge. 

Beim  Aufschneiden  der  Speiseröhre  zeigte  sich  an  der  Vorderwand  in  der 
Nähe  der  Teilungsstelle  der  Luftröhre  eine  Öffnung,  aus  der  auf  Druck  Eiter 
hervorquoll.  Beim  Eingehen  mit  dem  Finger  gelangte  man  in  einen,  dem  linken 
Hauptbronchus  parallel  laufenden  Gang,  der  in  eine  mit  Eiter  gefüllte  Höhle  des 
hinteren  Mittelfellraumes  führte.  Nach  Abpräparieren  der  Speiseröhre  zeigte  sich, 
der  Stelle  der  Öffnung  entsprechend,  eine  zum  großen  Teil  erweiterte,  in  ihren 
noch  erhaltenen  Teilen  schwarz  pigmentierte,  von  grauen  Knötchen  durchsetzte, 
im  allgemeinen  vergrößerte  Lymphdrüse. 

Die  Leber  stand  auffallend  tief. 

Die  Magenschleimhaut  war  mit  zähem  Schleim  bedeckt,  verdünnt. 

Das  Krankenhaus  gelangte  zu  folgendem  Schluß:  „Die  Todesursache  war 
eine  eitrige  Herzbeutelentzündung,  die  durch  die  vereiterte  Lymphdrüse  und  die 
sich  daran  anschließende  Eiterung  im  Mittelfellraum  verursacht  war.  Auf  der- 
selben Ursache  beruhte  der  Durchbruch  in  die  Speiseröhre. 

Diese  Lymphdrüsenvereiterung  ist  wahrscheinlich  anfangs  ein  schleichender 
Prozeß  gewesen,  der  erst  nach  Mitbeteiligung  des  Mittelfellraumes,  sowie  des 
Herzbeutels  krankhafte  Erscheinungen  gemacht  hat.  Irgend  welcher  Zusammen- 
hang mit  dem  vor  einem  Jahr  erlittenen  Unfall  ist  nicht  vorhanden.“ 

Dr.  L.  gelangte  indeß  unter  Anerkennung  der  Schlußfolgerungen,  soweit  sie 
der  Vorgutachter  aus  dem  pathologisch-anatomischen  Befund  gezogen  hat,  zu  der 
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Aimahmo,  daß  ein  Zusaimnenhang  zwischen  dem  am  3.  November  1907  erfolgten 
Tode  des  p.  M.  und  seinem  am  8.  Mai  1905  erlittenen  Unfall  bestünde. 

Diesem  Gutachten  vermochte  ich  mich  in  der  Sitzung  des  zuständigen 
Schiedsgerichtes  nicht  anzuschließen,  dasselbe  gelangte  auf  Grund  meiner  Au.s- 
führungen  zu  folgender  Entscheidung: 

Während  l)r.  E.  in  seinem  Gutachten  vom  6.  März  1907  sich  für  den  ur- 
sächlichen Zusammenhang  des  Todes  des  M.  mit  dem  Unfall  vom  8.  Mai  1905 
ausspricht,  ist  Dr.  E.  in  Übereinstimmung  mit  dem  Krankenhausarzt  der  Ansicht, 
daß  ein  solcher  Zusammenhang  zwischen  Tod  und  Unfall  nicht  besteht.  Das  Gut- 
achten des  Dr.  E.  stützt  sich  darauf,  daß  nach  dem  Sektionsbefund  die  Vereite- 
rung einer  Eymphdrüse  und  eine  eitrige  Herzbeutelentzündung  vorgefunden,  daß 
die  Vereiterung  der  Lymplidrüse  eine  sehr  schleichende  gewesen  sei  und  daß  der 
Verstorbene  in  der  Zwischenzeit  zwischen  Unfall  und  Tod  nach  den  Angaben  der 
Witwe  öfters  über  Schmerzen  in  der  Brust  geklagt  habe.  Da  nach  wissenschaft- 
lichen Werken  Fälle  beobachtet  seien,  in  denen  auch  Verletzungen  (Brustkon- 
tusionen) leichterer  Art  eine  vorhandene  tuberkulöse  Erkrankung  der  Eymphdrüse 
zur  Wucherung  und  Eiterbildung  angeregt  haben  sollen,  und  im  vorliegenden 
Falle  die  Zeit  zwischen  Unfall  und  Tod  keine  außergewöhnlich  lange  gewesen  sei, 
so  hält  der  Sachverständige  für  wahrscheinlich,  daß  sich  bei  dem  Verstorbenen 
in  einer  innerhalb  des  Brustraumes  gelegenen  Eymphdrüse  ein  versteckter  tuber- 
kulöser Herd  befunden  und  der  Stoß  vor  die  Brust  am  8.  Mai  1905  eine  kleine 
Blutung  verursacht,  jenen  Herd  zur  Wucherung  angeregt  und  so  den  Tod  her- 
beigeführt habe.  Demgegenüber  macht  Dr.  E.  geltend,  daß  der  Verstorbene  kurz 
vor  dem  Tode  an  Schüttelfrösten  gelitten  habe  und  diese  Zeichen  im  Verein  mit 
dem  bei  der  Sektion  festgestellten  Befund  der  Speiseröhre  auf  eine  Intizierung 
der  Eymphdrüsen  hindeuteten,  welche  erst  kurze  Zeit  vor  dem  Tode  eingetreten 
und  vom  Unfall  am  8.  Mai  1905  und  dessen  Folgen  völlig  unabhängig  sei.  Das 
Schiedsgericht  hat  sich  der  letzteren  Ansicht  angeschlossen,  zumal  auch  die  xAus- 
führungen  des  Dr.  L.  nur  die  Möglichkeit  eines  ursächlichen  Zusammenhanges 
des  Todes  mit  dem  Unfall  darlegen,  eine  solche  Möglichkeit  aber  nach  der  Recht- 
sprechung des  Reichsversicherungsamtes  nicht  ausreicht,  einen  Anspruch  auf 
Hinterbliebenenrente  zu  begründen. 

Die  Berufung  war  hiernach  zurückzuweisen. 

Für  das  Verfahren  in  der  Rekursinstanz  vor  dem  Reichsversicherungsamt 
führte  ich  meine  Argumente  noch  weiter  aus. 

Dr.  E.  betonte,  daß  der  Vorgutachter  den  Ausgangspunkt  des  zum  Tode 
führenden  Leidens  in  einer  vereiterten  Eymphdrüse  (Bronchialdrüse)  sieht,  daß 
er  auch  zugebe,  daß  der  Eiterungsprozeß  in  der  l^ymphdrüse  ein  sehr  schlei- 
chender gewesen  sei.  Was  zur  Eiterung  der  Drüse  gekihrt  habe,  sei  nicht  ange- 
geben. Dr.  E.  glaubt  mit  der  Annahme  nicht  fehlzugehen,  daß  es  sich,  wie  so  oft, 
um  eine  tuberkulöse  Erkrankung  der  betreffenden  Eymphdrüse  gehandelt  hat. 
Diese  Annahme  ist  zwar  durch  den  Obduktionsbefund  nicht  in  einer  jeden  Zweifel 
ausschließenden  Weise  sichergestellt,  denn  es  ist  auffällig,  daß  in  dem  Obduk- 

Drüse  nicht  als  tuberkulös  bezeichnet  ist. 
werden  , daß  es  sich  um  eine  tuberkulöse 


gefundene 


tionsbefund  die  erkrankt 
Trotzdem  soll  mit  Dr.  E.  unterstellt 
Bronchialdrüse  gehandelt  habe. 

Weiter  soll  zugegeben  werden, 
drüsen  durch  eine  Reihe  von  Reizen, 
spielt,  zur  Wucherung 
gehen  werden,  daß  durch 


angeregt 


daß  derartig  tuberkulös  infizierte  Eymph- 
unter  denen  auch  das  Trauma  eine  Rolle 
werden.  Nicht  aber  kann  ohne  Vorbehalt  zuge- 
dieses  Trauma  eine  Eiterbildung  mit  Durchbruch  in 


Zur 


Bildung  von  Eiterungen  in  inneren  Or- 


Vorbedingung 


erfüllt  S(dn,  daß  Eitcuan-reger  in  der 


benachbarte  Organe  angeregt  wird, 
ganen  bei  Trauma  muß  die 
Blutbahn  zirkulieren  und  an  der  vom  Trauma  betroffenen  und  durch  Bluterguß 
oder  andersartige  Störung  des  Blutkreislaufes  (Gefäßverstopfung)  prädisponiertem 
Stelle  (ün(!  günstiae  Gehmemheit  zur  Ansiedelung  und  Vermehrung  hndem.  Die'se' 


Erkrankungen  des  Herzens  nach  Unfall. 
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Kit(‘i('i'rogor  habt'n  im  allgemeinen,  im  Gegensatz  zu  chm  Tulnrnkcdbacilhm , die 
Eig(mscbaft,  in  dem  von  ihnen  befallenen  Körpi'r  sehr  hohe  Temperaturen,  g<^- 
n'öhulich  mit  Schüttelfrost  verbunden,  zu  erzeugen.  Ferner  haben  sie  di(5  Eig(m- 
schaft,  in  begrenzter  Zeit  Eiter  zu  bilden,  so  daß  die  durch  die  Eiterbildung  b(^- 
diiurh'ii  Veränderungen  ebenfalls  in  kurzer  Zeit  — etwa  binnen  8 Tag(m  späte- 


Veränderungen 

stens  — in  die  Erscheinung  treten. 


Zündung 


I)(u*  Unfall  datiert  vom  8.  Mai  1905,  der  Tod  durcli  eitrige  Herzbeutehmt- 
trat  am  3.  November  1906  ein,  also  18  Monate  später.  Es  ist  daher 
aus  zeitlichen  Grünchm  ganz  ausgeschlossen,  daß  durch  das  Trauma  die  V(t- 
eiterung  der  als  primäre^  Todesursache  beschuldigten  Lymphdrüse  angeregt 
worden  sei. 

Es  ist  weiter  zu  erörtern,  ob  etwa  die  tuberkulösem  Erkrankung  der  Lymph- 
drüse' durcli  das  Trauma  liervorgerufen  sei.  Trotz  der  gegenteiligen  Anschauungen 
von  >>tern  muß  hieran  immer  noch  gezweifemlt  werden.  Denn  eine  experimentellem 
Erzeugung  von  tuberkulösen  Erkrankungen  mit  Zuhilfenalime  eines  Traumas  am 
Angriffspunkte  desselben  ist  bisher  noch  nicht  einwandfrei  gelungen,  während  dies 
für  Eiterungen  (Streptokokken,  Staphylokokkemn  usw.)  durch  die  klassischen  Ar- 
beiten Lexers  nachgewiesen  ist.  Wenn  man  auch  für  Erkrankungen  von  Lungen- 
h'ich'n  eine  traumatische  Ursache  anerkennen  kann,  so  gehören  doch  hierfür  ge- 
wisse Voraussetzungen,  z.  B.  daß  durch  den  mechanischen  Insult  materielle  Ver- 
letzungen der  Lunge  — wenn  auch  nur  geringfügiger  Art  — gesetzt  werden.  Es 
wird  (lies  der  Fall  sein  im  Stadium  der  Einatmung,  wobei  sich  die  Lunge  im 
stärksten  Spannungszustand  befindet  und  dem  knöchernen  Brustkorb  fest  anliegt, 
so  daß  nach  physikalischen  Gesetzen  ein  den  Brustkorb  treffender  Stoß  sich  auf 
die  Lunge  fortsetzt  und  hier  entfernte  Wirkungen  (Riß,  Quetschung)  ausübt.  Die 
Lymphdrüsen  liegem  aber  im  Mittelfellraum  verhältnismäßig  locker,  und  es  muß 
bezweifelt  werden,  zumal  bei  der  verschiedenen  Konsistenz  der  dazwischen  ge- 
lagc'rten  Organe,  ob  ein  die  Brustwand  treffender  Stoß  sich  bis  auf  diese  Lymph- 
drüsen fortzusetzen  imstande  ist. 

Im  allgemeinen  wird  in  der  Unfallrechtsprechung  angenommen,  daß  ein 
tuberkulöses  Leiden  durch  Unfall  entstanden  oder  verschlimmert  sei,  wenn  es  binnen 
Jahresfrist  nach  dem  Unfall  erkennbar  wird.  Das  ist  hier  nicht  der  Fall  gewesen. 
Im  engeren  Sinne  hat  ja  auch  gar  nicht  das  angenommene  tuberkulöse  Iveiden, 
sondern  die  Eiterung  zum  Tode  geführt. 

Di‘.  L.  zitiert  selbst,  daß  Pizzini  unter  40  respektive  30  Leichen  ohne  sonstige 
Zeichen  von  Tuberkulose  in  42o/o  eine  latente  Bronchialdrüsentuberkulose  gefun- 
den habe,  also  ein(^  verborgen  gebliebene,  die  gar  keine  Erscheinungen  im  Leben 
gemacht  hatte,  auch  nicht  zum  Tode  geführt  hat,  sondern  bei  der  Sektion  als 
Nebenbefund  angetroffen  wurde.  Nach  den  physiologischen  Aufgaben  des  Lymph- 
drüsenapparates  kann  es  auch  nicht  wundernehmen,  wenn  evir  in  demselben 
früher  in  den  Körper  gelangte  Schädlichkeiten  aufgespeichert  finden. 

Nur  wenn  M.  an  ('iner  reinen  Tuberkulose  der  Bronchiallymphdrüsen  oder 
der  Lunge  zugrunde  gegangen  wäre,  könnte  zwischen  dem  Tod  und  dem  Unfall 
ein  Zusammenhang  konstruiert  werden. 

L.  nimmt  in  seinem  Gutachten  als 
Brustraum  gelegenen  Lymphdrüse  schon 
kulöser  Herd  befunden  habe.  Es  handelt 

eine  Zirkulationsstörung  (verlangsamter  Lymphstrom)  besteht.  Nach  dem  oben 
Ausgeführten  finden  also  die  in  den  Blutkreislauf  gelangenden  Eitererreger  hier 
eine  für  ihre  Ansiedelung  und  Weiterentwickelung  günstige  Stelle,  ohne  daß  es 
überhaupt  erst  eines  Traumas  bedarf. 

Die  Vereiterung  der  Lymphdrüse  konnte  dann  also  jederzeit  eintreten,  vor 
dem  Unfall  oder  ganz  lange  Zeit  nach  dem  Unfall.  Es  beclurfte  nur  des  Eindrin- 
gens von  Eitererregern  in  die  Blut-  und  Lymphbahn  , wozu  durch  Mandelentzün- 
dungen, Furunkel,  kleine  Hautwunden  ja  häuhg  Gelegenheit  geboten  ist. 


wahrscheinlich  an,  daß  sich  in  der  im 
vor  dem  Unfall  ein  versteckter  tuber- 
sich also  dann  um  eine  Stelle,  an  der 
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Nacli  klinisclier  Erfaliriuig  muh  angenommen  werden:  Das  Ereignis,  das 
schließlich  zum  Tode  des  M.  führte,  nämlich  das  Eindringen  von  Eitererregern  in 
die  Dlutbahn  hat  erst  um  die  Zeit  des  28.  Oktober  1906  stattgefunden.  M.  gab 
selbst  an,  am  28.  Oktober  „innerlich  gefroren“  zu  haben,  ln  Verbindung  mit  der 
festgestellten  Tatsache,  daß  die  Körpertemperatur  bei  der  Krankenhausaufnahme 
39°  betragen  hat,  kann  nicht  gezweifelt  werden,  daß  dieses  „innerliche  Frieren“ 
ein  Schüttelfrost  war.  Schüttelfrost  ist  aber  ein  klassisches  Zeichen  einer  einge- 
tretenen Infektion,  das  heißt  des  Eintrittes  von  bakteriellen  hochvirulenten  Schäd- 
lichkeiten in  die  Blutbahn. 

Der  weitere  Verlauf  der  Erkrankung  ergiebt  sich  aus  der  Lokalisation  dieser 
Eiterung  in  einer  Bronchiallymphdrüse. 

Es  muß  daher  dafür  gehalten  werden: 

Zwischen  dem  Tode  des  Kutschers  Nikolaus  M.  am  3.  November  1906  und 
seinem  am  8.  Mai  1905  erlittenen  Unfall  ist  ein  ursächlicher  Zusammenhang  weder 
mit  Sicherheit  noch  mit  ausreichender  Wahrscheinlichkeit  anzunehmen. 

Das  Reich sversicherungsamt  holte  noch  ein  Gutachten  des  Professors  Dr.  St. 
vom  14.  Februar  1908  ein,  welches  die  Folgerungen  des  Dr.  L.  folgendermaßen 
kritisierte: 

So  bestechend  eine  solche  Beurteilung  des  Falles  zunächst  erscheint,  so 
kommen  wir  doch  — ähnlich  wie  der  Vertrauensarzt  der  Schiedsgerichte  in  seinem 
Gutachten  vom  11.  Juni  1907  — zu  einer  anderen  Anschauung,  und  zwar  auf 
Grund  folgender  Überlegungen: 

Der  Ausgangspunkt  der  ganzen  Krankheit  ist  zweifelsohne  die  im  Sektions- 
protokoll beschriebene  Drüse  an  der  Verzweigungsstelle  der  Luftröhre.  Wir  wissen 
aus  einer  großen  Zahl  von  diesbezüglichen  Fällen,  daß  diese  Bronchialdrüsen  — 
wenn  sie  irgendwie  erkranken  — mit  der  ihnen  anliegenden  Speiseröhre  ver- 
wachsen können.  Dabei  ist  es  gleichgiltig , ob  die  Erkrankung,  wie  sehr  häutig, 
tuberkulöser  Natur  ist  oder  ob  es  sich  lediglich  um  eine  sogenannte  antrakotische 
Veränderung,  das  heißt  um  Anhäufung  von  Staub,  namentlich  Kohlenstaub,  han- 
delt. Diese  ist  hier,  neben  der  möglicherweise  vorhandenen  Tuberkulose,  mit  Sicher- 
heit dageweseii.  Eine  solche  Antrakose  allein  kann  als  ICntzündungsreiz  wirken 
und  die  Verwachsung  mit  der  Speiseröhre  hervorrufen.  Der  weitere  Verlauf  ist 
dann  erfahrungsgemäß  der,  daß  durch  Schrumpfung  des  entzündlichen  Gewebes 
die  Speiseröhre  an  der  Verwachsungsstelle  in  Form  eines  kleinen  Trichters  aus- 
gebuchtet wird.  Es  entsteht  ein  sogenanntes  (ZenÄ:crsches)  „Traktionsdivertikel“. 
Dieses  kann  nun  eine  Vereiterung  der  dahintergelegenen  Lymphdrüse  dadurch  ver- 
ursachen, daß  durch  Schleimhautverletzungen  innerhalb  des  Divertikels  Eitererreger, 
welche  sich  in  der  Speiseröhre  häufig  finden,  in  die  Drüse  einwandern.  Solche 
Schleimhautverletzungen  können  von  selbst  entstehen;  häufiger  werden  sie  er- 
fahrungsgemäß durch  Meine,  harte  Speiseteilchen,  Knochenstückchen , Gräten  usw. 
verursacht.  Ist  die  Drüse  aber  erst  vereitert,  so  bilden  sich  schnell  ausgedehn- 
tere Eiterungen  in  dem  angrenzenden  Gewebe  — hier  im  hinteren  Mittelfellraum; 
von  hier  aus  kommt  es  zur  Verschleppung  der  Eitererreger  nach  anderen  Organen, 
bis  endlich  durch  Erkrankung  eines  lebenswichtigen  Organes  — hier  des  Ih'rz- 
beutels  und  Herzens  — der  Tod  herbeigeführt  wird. 

Es  fragt  sich  nun,  inwieweit  kann  der  Unfall  vom  Mai  1905  im  vorliegen- 
den Falle  an  diesem  uns  durchaus  wahrscheinlichen  Krankheitsablauf  beteiligt  sein. 

Daß  sich  die  Vereiterung  unmittelbar  an  dem  Unfall  angeschlossen  hätte, 
müssen  wir  aus  zeitlichen  Gründen  für  durchaus  unwahrscheinlich  erklären.  Es 
widerspricht  unseren  Erfahrungen  über  den  Verlauf  von  Eiterungsprozesstm 
gerade  in  dem  wenig  widerstandsfähigen  Gewebe  des  Mittelfellraumes . daß  sie 
Jahre  ohne  alle  entsprechende  Erscheinungen  verborgen  bleiben.  Vielnudir 
glaub(*n  auch  wir , daß  die  Ausbreitung  der  Eiterung , wenn  nicht  die  primäre 
Dilisenvereiterung  überhaupt,  mit  dem  Schüttelfrost  am  28.  Oktober  1907  zu- 
saiimu'nfällt. 


Krkraiikungeii  der  Gefäße  nach  Unfall. 
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Ks  könnte  min  die  Frage  ('rörtert  werden,  ob  dei‘  Unfall  vielleicht  über- 
haupt erst  eine  primäre  Erkrankung  der  llronchialdrüse  liervorgerufen  habe.  Auch 


das  ist 


wenig 


wahrscheinlich.  Wenn  auch  durch  Urustvinictzungen  unter  be- 


stimmten Vorausetzungen  Erkrankungen  des  JiUngengewebi's  selbst  bewirkt  werden 
können  , so  ist  dies  für  die  so  gi^schützt  liegenden  Jlronchialdrüsen  bisher  winler 
erwiesen,  noch  ist  es  wahrscheinlich.  Sind  doch  spontane  Erkrankungen  dieser 
Drüsen  so  überaus  häutig,  daß  es  erkünstelt  und  überflüssig  wäre,  für  sie  einen 
Unfall  verantwortlich  zu  machen.  Schon  bei  ganz  jugendlichen  Individuen  sehen 
wir  derartige  Erkrankungen  der  Dronchialdrüsen  mit  Divertikelbildung,  sehen  wir 
Krankheitsprozesse,  w^elche  ganz  analog  dem  vorliegenden  Falle  verlaufen. 

Auch  der  letzte  , in  dem  L.schen  (Tutachten  angeführte  Deweis,  die  Kon- 
tinuität der  sich  an  den  Unfall  anschließenden  Deschw’erden,  ist  nicht  stichhaltig. 
Diese  eiidären  sich  viel  einfacher  aus  dem  Befunde  der,  wahrscheinlich  alten, 
Verwachsung  des  Herzbeutels  mit  der  Lunge.  Diese  beruht  wahrscheinlich  aut 
einer  im  Anschluß  an  den  Unfall  entstandenen,  einfachen  Herzbeutelentzündung, 
wie  sie  erfahrungsgemäß  durch  Brustkontusion  häutig  hervorgerufen  werden.  Mit 
der  späteren  eiterigen  Erkrankung  hat  dieser  Befund  nichts  zu  tun. 

Wir  fassen  demnach  unser  Gutachten  dahin  zusammen: 

Zwischen  dem  Tode  des  M.  und  dem  am  8.  Mai  1906  erlittcuien  l'nfall 
bestellt  kein  ursächlicher  Zusammenliaiig. 


Hiernach  hat  auch  das  Reichsversicherungsamt  den  Rekurj- 


'S  gegi'ii  das  Schieds- 


gerichtsurteil 


zurückgewiesen. 


Erkrankungen  der  Gefäße  nach  Unfall. 

Ausbuchtung  von  Schlagadern  (Aneurysma). 

Die  Bildung  einer  Ausbuchtung  (Aneurysma)  nach  einer  an  einem 
peripheren  Gefäß  angreifenden  Gewalteinwirkung  ist  leicht  verständlich. 
Schwierigkeiten  macht  die  Beantwortung  der  Frage;  ob  ein  Aneurysma 
der  Aorta  durch  einen  Unfall  herbei  geführt  oder  verschlimmert  wer- 
den kann. 

Stärkere  Gewalteinwirkungen,  die  den  Brustkorb  oder  den  Bauch 
treffen,  heftige  Gesamterschütterungen  des  Körpers  bei  Sturz  aus  erheb- 
licher Höhe,  sowie  überanstrengende  Kraftleistungen  oder  plötzlicher 
Schreck  sind  als  schuldige  Ursache  für  ein  später  festgestelltes  Aneurysma 
unter  eben  denselben  Bedingungen  anerkannt  worden,  wie  sie  oben  bei 
der  Betrachtung  über  Erkrankungen  des  Herzens  nach  Unfall  angegelien 
wmrden.  Es  wird  also  verlangt:  Unbeschränkte  Arbeitsfähigkeit  bis  zu  dem 
Unfall,  erhebliches  Trauma,  sofortiges  Auftreten  von  Beschwerden,  die  als 
Brückenerscheinungen  zu  dem  später  festgestellten  Aneurysma  hinüber- 
leiten. Die  Diagnose  ist  mit  Zuhilfenahme  der  Röntgendurchleuchtung  ja 
sicherer  geworden,  als  es  früher  der  Fall  war.  Findet  sich  ganz  kurze  Zeit 
nach  dem  Unfall  bereits  eine  erhebliche  Ausbuchtung  der  Aorta , so  ist  der 
Zweifel  am  Platze,  ob  die  Erkrankung  nicht  schon  vor  demselben  be- 
standen hat.  Dann  ist  immer  noch  die  Wahrscheinlichkeit  einer  durch  Un- 
fall herbeigeführten  Verschlimmerung  ins  Auge  zu  fassen. 

Die  Abschätzung  der  einem  mit  einem  Aortenaneurysma  Behafteten 
verbliebenen  Erw^erbsfähigkeit  hat  die  Gefahr  einer  Katastrophe  bei  w^eiteren 
Anstrengungen  zu  berücksichtigen.  Dem  Betreffenden  können  nur  noch 
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i^anz  leiclite  Arheiteii  im  Sitzen  zui>emutet  werden,  so  dal)  er  mindestens 
nm  nOVs'Vo  erwei’bshesehi'änkt  ist. 

Aderverstopfung  (Thrombose,  Embolie). 

Für  das  Zustandekommen  einer  lllntaderverstopfun^-  (Thrombose) 
sind  drei  verschiedene  Ursachen  wirksam:  die  Verlangsamung  des  Bliit- 
stromes,  die  Veränderung  der  Gefäßwand  und  die  Veränderung  des  Blutes. 

Die  beiden  ersten  Verhältnisse  können  durch  eine  Verletzung  her- 
gestellt  werden.  Je  stärker  die  eine  Ursache  vertreten  ist , um  so  weniger 
bedarf  es  der  Mitwirkung  der  anderen.  Es  ist  also  verständlich,  daß  eine 
Thrombose  an  den  unteren  Extremitäten  mit  ihren  schlechteren  Zirku- 
lationsverhältnissen auch  ohne  jede  Gewalteinwirkung  zustande  kommen 
kann.  Die  so  Erkrankten  empfinden  plötzlich  einen  Stich,  treten  unter 
dem  Einflüsse  des  Schmerzes  dann  wohl  fehl  und  glauben  daher,  daß  das 
sich  bald  deutlicher  ausprägende  Krankheitsbild  der  Blutaderverstopfung 
die  Folge  eines  Fehltrittes  sei. 

Die  bei  Schätzung  der  Erwerbseinbuße  bei  Blutaderverstopfung  anzu- 
stellenden Erwägungen  finden  sich  in  dem  Beispiel  S.  506. 

Die  Gefahr  des  Losreißens  eines  Gerinnsels  (Embolie)  ist  anfänglich 
bei  jeder  Thrombose  gegeben.  Durch  Trauma  oder  eine  heftige  Bewegung 
kann  der  Vorgang  sehr  leicht  ausgelöst  werden. 

Ein  nicht  so  überaus  selten  sich  wiederholender  Fehler  in  ärztlichen 
Gutachten  ist  die  anatomisch  nicht  haltbare,  irrige  iVnnahmeU,  daß  ein 
Thrombus  aus  den  Venen  der  unteren  Extremitäten  sich  losreißen  und 
eine  Embolie  der  Hirnarterie  erzeugen  könne. 


Blutader  Verstopfung  des  linken  Beines  nicht  Folge  einer  vor 
17  Jahren  erlittenen  schweren  Verletzung  des  rechten  Beines. 


Unfall;  20.  Februar  1891.  Komplizierter  Bruch  des  rechten  Oberschenkels. 


Eigene  Angaben  der  Klägerin. 


„An  beiden  Beinen  habe  ich  dauernd  Schmerzen,  ich  kann  nicht  anhaltend 
stehen,  nicht  anhaltend  gehen,  auch  kann  ich  nicht  sitzen.  Ich  habe  versucht, 
als  Alleinmädchen  eine  Stellung  zu  übernehmen,  kann  derselben  nicht  vorstehen. 

Im  September  1908  bekam  ich  einen  Leistenbruch.  Derselbe  wurde  am 
11.  Oktober  1908  im  Krankenhaus  operiert.  Gleichzeitig  wurde  eine  Gebärmutter- 
operation vorgenommen.  14  Tage  nach  der  Operation  schwoll  das  linke  Bein  an. 
Ich  lag  damals  im  ganzen  7 Wochen  im  Krankenhaus.  Bis  1.  März  mußte  ich 
mich  schonen,  lebte  bei  meinen  Verwandten.  Ich  versuchte  dann  eine  Stelle  als 
Köchin  zu  übernehmen,  mußte  dieselbe  aber  wieder  auf  geben,  obwohl  sie  sehr 
leicht  war.“ 

Untersuchungsbefund  (12.  Juli  1909). 


33jährige,  äußerlich  gesund 
UntfTsucliungszimmer  betritt.  Das 


aussehende,  Aveibliche  Person,  die  hinkend  das 
linke  Bein  ist  mit  einer  Cambriebinde  umwickelt. 


9 Vgl.  Tod  eines  Herzleideiulen  an  Hirnemholie  Folge  von  Aderverstopf nng  an 
einem  Bein.  Entscheid,  d.  RVA.  1911.  Heraiisgcgcbcn  von  der  Knappschafts-Beriifs- 
genoBsensebaft , S.  120,  Nr.  187. 


Blutailerverstopfung  (Tlirombose)  nach  Unfall. 
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Die  reclite  Kniegelenksgegend  ist  inilistaltet.  Zu  beiden  Seiten  der  Kni(‘- 


scheibe,  die  dein  Gelenk  locker  anfliegt,  linden  sich  kegellorinige,  aus  Haut  b('- 
stehende  Erhöhungen,  ln  der  Mitte  der  Kniegelenksgegend  verläuft  eine  20  cm 
lange,  längsgestellte,  reaktionslose  Narbe,  die  von  einer  10cm.  langen  Narbe  senkrecht 
gekreuzt  wird.  Der  Unterschenkel  weist  zum  Oberschenkel  eine  seitliche  Heweg- 
.lichkeit  (in  Strecksteilung)  auf.  Die  rechte  Oberschenkelmuskulatur  ist  schlaff.  In 
der  Mitte  des  Oberschenkels  fühlt  man  einen  mit  Abweicben  des  oberen  Bruchstückes 
nach  außen  und  vorn  geheilten  Bruch.  Der  linke  Unterschenkel  ist  stark'  teigig 
geschwollen  und  bläulich  verfärbt  bis  zur  Grenze  vom  oberen  und  mittleren 
Drittel.  Die  Bosenkranzvene  ist  als  dicker  Strang  zu  fühlen. 


Es  beträgt 


der 


U mf  ang 


des  Oberschenkels; 

rechts 

links 

in  der  Mitte 

. . . 50  V- 

56% 

des  Unterschenkels ; 

an  der  dicksten  Stelle  der  Wade  ! . 

an  der  dünnsten  Stelle 

Es  beträgt  die  liänge  des  Beines  . . . 

36i/o 

. . . 241 

...  86 

39 

271/0 

91 

In  beiden  Leistengegenden  linden  sich  Operationsnarben.  Da  die  Klägerin 
zur  Zeit  menstruiert,  wird  von  einer  innerlichen  Untersuchung  Abstand  ge- 
nommen. 


Begutachtung. 

Seit  der  Untersuchung  vom  7.  Juli  1893  (30o/o)  ist  in  dem  Zustande  der 
l'erletzten  hinsichtlich  der  Unfallfolgen  am  rechten  Knie  eine  wesentliche  Ver- 
änderung und  infolgedessen  eine  Minderung  der  Erwerbsfähigkeit  nicht  eingetreten. 
Der  Zustand  ist  unverändert. 

Es  bleibt  demnach  zu  untersuchen,  ob  der  Unfall  etwa  die  Ende  Oktober 
1908  auf  getretene  Schwellung  des  linken  Beines,  die  Verstopfung  (Thrombose)  der 
Schenkelblutader  (Vena  femoralis)  herbeigeführt  habe.  Diese  Frage  muß  verneint 
werden.  Zunächst  wäre  es  sehr  auffällig,  wenn  dieses  Leiden  erst  17i/o  Jahre  nach 
dem  Unfälle  eintreten  sollte.  Naturgemäß  ist  in  der  ersten  Zeit  nach  Abschluß 
des  Heilverfahrens  das  linke  Bein  viel  mehr  angestrengt  worden,  als  in  späterer 
Zeit,  wo  doch  das  rechte  verletzt  gewesene  Bein  eine  immer  mehr  zunehmende  — 
wenn  auch  im  ganzen  geringe  — Leistungsfähigkeit  erworben  haben  muß. 

Weiter  ist  die  neue  Erkrankung , gerade  zu  einer  Zeit  aufgetreten,  in  der 
beide  Beine  geschont  wurden.  Denn  die  W.  pflegte  schon  mindestens  14  Tage 
lang,  anläßlich  der  Operation,  völlige  Bettruhe.  Am  wesentlichsten  ist  aber  die 
wissenschaftliche  Erfahrung,  daß  sich  im  Anschluß  an  die  hier  vorgenommenen 
Operationen  häutig  Thrombosen  entwickeln.  Für  den  Zustand  des  linken  Beines 
ist  demnach  ausschließlich  die  Operation  verantwortlich  zu  machen. 

Die  Verletzte  ist  infolge  des  Unfalles  vom  20.  Februar  1891  auch  in  der 
Zeit  nach  dem  11.  Mai  1909  in  ihrer  Erwerbsfähigkeit  um  30o/o  beeinträchtigt 
gewesen  und  gegenwärtig  noch  um  30%  beeinträchtigt. 

Der  gestellte  Bentenerhöliungsantrag  wurde  demnach  rechtskräftig  ab- 
gewiesen. 

Hhitrtdervorstopfiin^  iin  Untersclieukel  als  Uiit*allfolg:e  aiierkaiiiit. 

Rente: 

Unfall;  28.  Mai  1906.  Quetschung  des  rechten  Fußrückens  mit  nachfolgender 
Schwellung  des  ganzen  Beines. 
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Eigene  Angal)en  des  Verletzten. 

„Icli  habe  iininer  nocli  Sclimerzen  im  ganzen  rechten  Bein,  sogar  im  ganzen 
Körper.  Ich  liabe  bis  vor  vierzehn  Tagen  im  ganzen  vier  Wochen  lang  gelegen; 
der  Arzt  bezeichnete  die  Erkrankung  als  „Lungeninfarkt“.  L.  giebt  an,  blutigen 
Auswurf  entleert  zu  haben.“ 


Untersuchungsbefund  (2.  September  1906). 


57jähriger  Mann  in  genügendem  Ernährungszustand,  von  mittler<‘r  Mus- 
kulatur. Er  betritt  das  Untersuchungszimmer  rechts  leicht  hinkend.  Beim  Ent- 
kleiden ist  keine  erhebliche  Behinderung  im  Gebrauche  des  rechten  Beines  fest- 
zustellen. Um  dasselbe  trägt  L.  eine  elastische  Binde,  die  vollkommen  unzweck- 
mäßig umgelegt  ist,  so  daß  nur  kurz  über  dem  Fußgelenk  und  unterhalb  des 
Kniegelenkes  einige  kreisförmige  Touren  gebildet  sind,  während  die  Binde  sonst 
in  weiten  Spiralen  um  den  Unterschenkel  gelegt  ist  und  dabei  weite  Partieen  un- 
bedeckt läßt. 

Der  rechte  Unterschenkel  ist  prall  geschwollen.  Die  Rosenkranz vene  läßt 
sich  als  derber  Strang  am  Unterschenkel  abtasten. 

Es  beträgt  der  Umfang 


des  Oberschenkels : 

im  Schritt 

in  der  Mitte 

oberhalb  der  Kniescheibe  . . . 

um  die  Mitte  des  Kniegelenkes  . 

des  Unterschenkels: 

unterhalb  der  Kniescheibe  . . . 

an  der  dicksten  Stelle  der  Wade 
an  der  dünnsten  Stelle  .... 


rechts 

links 

59 

57 

51 

48 

42 

39 

40 

37 

36 

34 

39 

35 

25’  ./o 

22 

Es  besteht  demnach  eine  erhebliche  Schwellung  des  rechten  Beines.  Die 
Schwellung  ist  nach  ihrer  Art  als  Folge  der  Verstopfung  einer  Blutader  aufzu- 
fassen. Vom  ärztlichen  Standpunkt  ist  derartig  Erkrankten  Stehen  und  Gehen  zu 
verbieten,  da  längere  Zeit  hindurch  die  Gefahr  besteht,  daß  bei  Bewegungen  sich 
von  dem  geronnenen  Blute  Blutpfröpfe  abreißen  und  in  die  Lungenblutbahn  ge- 
langen. Es  ist  anzunelimen,  daß  es  sich  bei  seiner  letzten  Erkrankung  um  einen 
derartigen  Vorgang  gehandelt  hat.  Demgemäß  kann  vom  ärztlichen  Standpunkt 
aus  das  Heilverfahren  noch  nicht  als  abgeschlossen  gelten. 

Begutachtung. 

Als  Folge  hat  der  Unfall  vom  28.  Mai  1906  bei  dem  Kläger  hinterlassen: 

Eine  Blutaderverstopfung  im  rechten  Unterschenkel  mit  starker  Scliwellung 
desselben. 

Hierdurch  erscheint  der  Verletzte  vom  ärztlichen  Standpunkte  aus  wegen 
der  Gefahr  der  Verschleppung  eines  Gerinnsels  in  die  Lungenblutbahn  völlig  er- 
werbsunfähig und  der  ärztlichen  Behandlung  bedürftig. 

Wenn  sich  der  Verletzte  derselben  aber  entzieht,  wozu  schon  Aufstehen 
und  Umhergehen  in  der  Wohnung  zu  rechnen  ist,  so  tut  er  dies  auf  eigene  Ge- 
fahr. Scheidet  diese  Gefahr  aber  bei  dem  Rentenvorsclilage  aus,  so  ersclieint  L. 
nur  um  33’/3®/o  erwerbsbeschränkt,  •weil  die  Schwellung  das  Hein  leiclit  ermüden 
wird  und  zu  öfterem  Ausruhen  zwingt. 

Es  wurde  nun  durch  Zeugenvernehmung  gerichtsseitig  festgestellt,  daß  Kläger 
schon  längere  Zeit  ein  Gemüsegeschäft  betrieb  und  seine  Kundschaft  selbst  be- 
diente. Infolgedessen  erkannte  das  Gericht  nur  auf  Gewährung  einer  Rente  von 
33V3'’/o-  Uer  vom  Kläger  angemeldete  Rekurs  wurde  zurückgewiesen. 


Blataclerverstopt'ung  (Thrombose)  nach  Unfall. 


.TOT 

Jilutaderverstoptuiig;-  am  Unterschenkel  nicht  Unfalltol^e.  Keine 

Kenteiigewährnn^. 

Vorgeschichte. 

23.  Mai  1907.  Kontusion  des  rechten  Kniegelenkes.  Heilverfahren  6 Wochen. 
Keine  Rente.  Iin  Juli  1908  wurde  Verschlimmerung  der  Unfallfolgen  behauptet. 

Eigene  Angaben  des  Klägers. 

„Im  rechten  Bein  habe  ich  dauernd  Schmerzen.  Ich  kann  mit  demselben 
nicht  dauernd  laufen.  Das  Bein  ist  immer  noch  geschwollen.“ 

Untersuchungsbefund  (2.  Oktober  1908). 

lljähriger,  kräftig  gebaute]’,  gesund  aussehender  Mann  in  gutem  Ernährungs- 
zustände. 

Ein  verstopftes  Blutgefäß  ist  am  rechten  Oberschenkel  nicht  festzustellen, 
insbesondere  ist  die  Rosenkranzvene  für  den  Rücklauf  des  Blutes  frei.  In  der 
rechten  Leistenbeuge  fühlt  mau  einzelne  linsen-  bis  bohnengroße  Lymphdrüsen, 
in  der  linken  sind  nur  mäßig  vergrößerte  Lymphdrüsen  zu  fühlen. 

Der  rechte  Unterschenkel  zeigt  eine  nicht  unerhebliche  Schwellung  bis  dicht 
hinauf  zum  Kniegelenk. 

Die  Haut  ist  nicht  verfärbt.  Fingerdruck  läßt  in  ihr  einen  deutlichen  Ein- 
druck zurück.  Das  rechte  Fußgelenk  zeigt  normale  Umrisse. 

Die  Sehnen  auf  dem  Fußrücken  sind  deutlich  sichtbar.  Die  Gruben  neben 
der  Achillessehne  sind  jedoch  ausgefüllt. 

Die  Hebung  der  rechten  Fußspitze  gelingt  ebenso  weit,  wie  die  der  linken. 
Das  Senken  ebenfalls.  Die  Rollbewegungen  sind  frei. 

Es  besteht  weder  am  linken  noch  am  rechten  Fuß  eine  Plattfußanlage. 

Das  rechte  Kniegelenk  ist  in  seinen  Umrissen  genau  so  deutlich  gezeichnet, 
wie  das  linke.  In  demselben  treten  bei  Bewegungen  keinerlei  Geräusche  auf.  Es 
besteht  in  dem  Gelenke  keine  Flüssigkeitsansammlung.  Die  Gelenkskapsel  ist  nicht 
verdickt.  Die  Haut  über  dem  Kniegelenk  ist  unverändert.  Die  Kniescheibe  liegt 
dem  Gelenke  fest  auf.  Bei  erschlaffter  Muskulatur  läßt  sich  die  Kniescheibe 
beiderseits  leicht  seitlich  in  normaler  Weise  verschieben.  Das  Kniegelenk  kann 
im  Sitzen  bei  horizontal  gehaltenem  Oberschenkel  und  im  Stehen  völlig  gestreckt 
werden,  die  Beugung  gelingt  beiderseits  gleich  weit. 

Es  beträgt  der  Umfang 


des  Oberschenkels: 

rechts 

links 

im  Schritt 

....  5IV2 

511/0 

in  der  Mitte 

....  51 

50 

oberhalb  der  Kniescheibe 

....  38i/‘. 

38 

um  die  Mitte  des  Kniegelenkes  . . . 

....  38Vo 

38 

des  Unterschenkels: 

unterhalb  der  Kniescheibe 

....  35 

35 

an  der  dicksten  Stelle  der  Wade  . . 

....  37 

35 

an  der  dünnsten  Stelle 

....  241/4 

22V, 

Begutachtung. 

Hiernach  besteht  bei  F.  eine  Umfangszunahme  des  rechten  Unterschenkels 
bis  zu  2 cm.  Dieselbe  beruht  auf  Überfüllung  der  Gewebe  mit  Gewebssaft,  die 
ihrerseits  mit  hoher  Wahrscheinlichkeit  auf  Verstopfung  kleiner  Ly  mph-  und 
Blutgefäße  zurückzuführen  ist.  Durch  entzündliche  Vorgänge  kam  es  in  diesen 
Gefäßen  zunächst  zur  Gerinnung  der  in  ihnen  zirkulierenden  Flüssigkeit.  Diese 
organisierte  sich  mit  der  Zeit,  d.  h.  sie  verwandelte  sich  in  Bindegewebe.  Das 
auf  diese  Weise  in  seinem  Innenraum  ausgefüllte  Gefäßrohr  war  damit  gesperrt. 
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Derartige  Vorgänge  beobachtet  man  häufig  nach  Infektionen,  d.  h.  nach 
Eindringen  von  Entzündungserregern  in  die  den  Gefäßen  l)enachbarten  Gewebe. 

Solclie  Ereignisse  liaben  sich  bei  F.  öfters  wiederholt.  Zunächst  am  24.  Juli 
1908  (Scliwellung  und  entzündliche  Hauterscheinungen,  Dr.  8.  ),  dann  am  23.  August 
1908  (Zellgewebs-  und  Eymphgefäßentzündung,  Dr.  R.),  weiter  am  25.  Oktober 
1908  (Zellgewebs-  und  Lymphgefäßentzündung,  Dr.  A.,  chronische  Rose,  Dr.  H.). 

Alle  Reobachter  geben  als  Diagnose  eine  Erkrankung  an,  die  nur  auf  dem 
Eindringen  von  Entzündungserregern  beruhen  kann. 

Dringen  derartige  Schädigungen  in  den  Körper  ein,  so  pflegen  sie  im  Lauf 
von  Stunden  bis  höchstens  Tagen  Krankheitserscheinungen  zu  machen,  deren  ent- 
zündlicher  Charakter  unverkennbar  ist. 

Zwischen  dem  ersten  Auftreten  dieser  Erkrankung  — 24.  Juli  1908  — und 
dem  angeschuldigten  Unfall  — 23.  Mai  1907  — liegt  aber  ein  viel  zu  langer 
Zeitraum,  als  daß  ein  ursächlicher  Zusammenhang  auch  nur  wahrscheinlich  sein 
könnte. 

Ich  gelange  daher  zu  dem  Schlüsse : 

Rei  dem  Kläger  sind  Folgen  des  Unfalles  vom  23.  Mai  1907  nicht  zurück- 
geblieben, er  ist  daher  auch  durch  Unfallfolgen  in  der  Zeit  nach  dem  24.  Juli 
1908  und  gegenwärtig  in  seiner  Erwerbsfähigkeit  nicht  beeinträchtigt. 

Die  Rentenansprüche  des  Klägers  wurden  danach  rechtskräftig  zurückge- 
wiesen. 

Gefäßverkalkung  (Arteriosklerose)  und  Unfall. 


Nach  den  bisherigen  Ergebnissen  wissenschaftlicher  Forschung  ist 
die  Gefäßverkalkung  (Arteriosklerose)  das  Resultat  der  Abnutzung  der 
Arterien  infolge  der  dauernd  auf  die  Gefäße  einwirkenden  chemischen  und 
mechanischen  Schädlichkeiten  des  täglichen  Lebens.  Alkohol,  Tabak,  Lues, 
Gicht,  Schrumpf  liiere,  Infektionskrankheiten,  Blei  usw.,  aber  auch  fortge- 
setzte schwere  körperliche  Arbeit  begünstigen  ihr  Eintreten. 

Die  Möglichkeit  des  Einflusses  anhaltender  geistiger  Aufregungen 
und  Anstrengungen  will  Strümpell  ,, nicht  ganz  in  Abrede  stelleirL 

Dieser  vorsichtigen  Ausdrucksweise  Strümpells  gegenüber  muß  es 
auffallen,  wenn  in  vielen  Gutachten  die  Erklärung  auftaucht:  die  Aufre- 
gung und  Sorge  über  den  durch  den  Unfall  hervorgerufenen  Verlust  der 
Arbeit  hat  bei  dem  Verletzten  den  Ausbruch  der  Arteriosklerose  be- 


schleunigt. 

Eine  Arteriosklerose  wird  häufig  irrtümlich  angenommen.  Ihre  Dia- 
gnose ist  nur  berechtigt 

1.  wenn  die  fühlbaren  Arterien  sich  verhärtet  zeigen; 

2.  wenn  der  Blutdruck  dauernd  erhöht  ist; 

3.  wenn  das  Herz  Anzeichen  einer  auf  Mehrleistung  zurückzuführenden 
Veränderung  zeigt,  nämlich  Vergrößerung  der  Herzdämpfiing  nach 
links  und  starke  Betonung  des  zweiten  Tones  an  der  Hauptkörper- 
schlagaderklappe. 


Die  Ai’teriosklerose  ist  eine  sich  allmählich  und  schleichend  ent- 
wickelnde Krankheit.  Sie  kann  also  nicht  plötzlich  durch  einen  Unfall  her- 
vorgernfen  werden. 

Treten  nach  einem  erheblicheren  Unfall,  in  ei’ster  Reihe  nach  Kopf- 
verletzungen, Erscheinungen  auf,  welche  als  Ausdruck  einer  vorhandenen 


Gefäßverkalkung  (Arteriosklerose)  iind  Unfall. 
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Arteriosklerose  zu  bestätigen  sind,  so  kann  nur  gesagt  werden:  dei* 
rnfall  hat  den  Verletzten  seiner  sich  bis  dahin  während  der  Arbeit  noch 
nicht  beachteten  Beschwerden  bewußt  werden  lassen.  Dabei  ist  aber  zu 
beachten,  daß  vielen  bereits  an  der  (Jrenze  körperlicher  Leistungsfähigkeit 
angelangten  Menschen  begreiflicherweise  ein  entschädigungspflichtiger  Ln- 
fall  eine  willkommene  Gelegenheit  bildet,  sich  von  der  bis  dahin  nur  noch 
mühselig  bezwungenen  Arbeit  zurückzuziehen. 

Eine  Verschlimmerung  der  Arteriosklerose  oder  eine  Beschleunigung 
ihres  Verlaufes  durch  einen  Unfall  ist  nur  anzunehmen,  wenn  sie  alsbald 
in  einer  für  das  Alter  des  Verletzten  ungewöhnlich  schweren  Form  auf- 
tritt  und  wenn  die  x\rt  des  Unfalles  geeignet  war,  auf  das  Gefäßsystem 
schädigend  einzuwirken.  Hierzu  gehören  Gehirnerschütterungen,  schwere 
und  langdauernde  Infektionen,  endlich  die  durch  Unfallfolgen  (Neurasthenia 
vasomotoria)  bedingte  langdauernde  Überlastung  des  Gefäßsystems. 

Bei  einem  Alter  über  50  Jahren  ist  die  immer  weiter  vorschreitende 
Arteriosklerose  kein  auffälliger  Befund.  Sie  ist  eben  mehr  Alterserschei- 
nung. Bei  schwer  Arbeitenden  ist  aber  auch  schon  im  vierten  Dezennium 
die  Aderwandstarre  ein  häufiger  Befund. 

In  vielen  Fällen  von  peripheren  Verletzungen,  die  dauernd  völlige 
Erwerbsunfähigkeit  im  Gefolge  haben,  wird  der  Unfall  — so  paradox  dies 
zuerst  klingen  mag  — auf  eine  schon  vorhandene  Arteriosklerose  insofern 
geradezu  günstig  einwirken  können,  als  der  Verletzte  wenigstens  den  schä- 
digenden Einflüssen  der  Arbeit,  der  Witterung  usf.  entzogen  bleibt. 

Tod  an  Gefäßverkalkung  nicht  Folge  einer  Kopfverletzung. 

Vorgeschichte. 

Der  damals  63jährige  Maurer  R.  erlitt  am  15.  Oktober  1903  dadurch  eiuen 
netriebsuiifall,  daß  ihm  ein  Brett  auf  den  Kopf  schlug.  Dr.  A.  vermochte  am 
20.  Januar  1904  äußere  Uufallfolgen  nicht  mehr  festzustellen  , doch  bestanden 
7^m5er(7sches  Schwanken,  Zittern  der  gespreizten  Finger,  deutliche  Arteriosklerose 
(Gefäßverkalkung),  chronisch-rheumatische  Beschwerden,  Arthritis  (Gelenkentzün- 
dung) besonders  in  beiden  Händen  und  in  den  Fingergelenken.  Dr.  A.  erklärt 
ausdrücklich  die  Arteriosklerose  nicht  als  Unfallfolge.  Derselbe  Befund  wurde  am 
3.  Juni  1904  erhoben. 

Am  25.  Oktober  1904  stellte  Dr.  K.  im  großen  und  ganzen  denselben  lle- 
fuud  fest,  schildert  nur  eingehender  eine  auffällige  Unregelmäßigkeit  des  Pulses 
(Aussetzen  für  3 Schläge  nach  1,  2 — 10  Schlägen)  sowie  deutliches  Klappen  des 
2.  Tones  über  der  Hauptkörperschlagaderklappe.  Dr.  K.  hält  den  Beginn  der 
Aderverkalkung  nicht  für  Unfallfolge.  Am  4.  Oktober  1907  ist  R.  nach  Angabe 
des  Dr.  A.  an  Herzlähmung  und  Gefäßverkalkung  verstorben.  Diese  beiden  Leiden 
werden  als  Hauptursache  angenommen.  Dem  ursprünglicken  Betriebsunfall  — Ge- 
hirnerschütterung - - legt  Dr.  A.  jetzt  den  Wert  einer  verschlimmernden  und 
b(?.schleunigenden  Ursache  bei,  ohne  dies  näher  zu  begründen.  Aus  den  Akten 
i.st  nicht  ersichtlich,  daß  überhaupt  eine  Gehirnerschütterung  stattgefunden  hat. 

Begutachtung. 

Über  die  Ursache  der  Aderverkalkung  ist  Genaueres  wissenschaftlich  nicht 
bf'kannt.  Im  allgemeinen  wird  angenommen,  daß  Syphilis,  Tabak-  und  Alkohol- 
mißbrauch sowie  das  höhere  Alter  diese  Veränderungen  herbeiführen.  Im  Gegcm- 


510 


II.  Teil.  3.  Abschnitt. 


sutz  liioi-zii  fehlt  es  iiiclit  an  Beobachtungen,  daß  Personen,  seihst  jüngeren  Alters, 
Ihm  (l(Mien  alle  die  oben  genannten  Schädlichkeiten  mit  Sicherheit  auszuschließen 
sind,  an  Gefäßverkalkung  erkranken.  Hat  die  Gefäßerkrankung  bei  älteren  I..euten 
ein  gewisses  Maß  erreicht,  so  pflegt  sie  sich  unaufhaltsam  fortzuentwickeln  und 
mit  der  Zeit  zum  Tode  zu  führen,  weil  das  Herz,  das  die  Blutwelle  in  die  nicht 
mehr  elastischen,  sondern  Widerstand  leistenden  starren  Gefäßrohre  zu  treiben 
hat,  in  erhöhtem  Maß  angestrengt  wird  und  überdies  seine  Kraft  durch  die  Ver- 
kalkung und  dadurch  bedingte  Verengerung  seiner  eigenen,  die  Ernährung  des 
Herzmuskels  bewirkenden  Gefäße  erheblich  herabgesetzt  wird.  Her  am  25.  Okto- 
ber 1904  bei  B.  als  deutlich  klappend  wahrnehmbare  zweite  Ton  über  der  Haupt- 
körperschlagaderklappe läßt  erkennen,  daß  das  Herz  des  Pi.  schon  damals  einen 
großen  Widerstand  im  arteriellen  Gefäßsystem  zu  überwinden  hatte.  Schon  zur 
Zeit  des  Unfalles,  im  Oktober  1903,  bestand  eine  deutlich  wahrnehmbare  Gefäßver- 
kalkung bei  dem  bereits  63jährigen  Manne.  Wenn  dieser  Mann  dann  nach  wei- 
teren drei  Jahren,  nach  längerem  Krankenlager  an  Herzschwäche  und  Gefäßver- 
kalkung stirbt,  so  kann  hierin  nur  der  natürliche  Abschluß  des  sich  stetig  — 
aber  nicht  einmal  auffallend  schnell  — fortentwickelnden  Leidens  erblickt  wer- 
den. Es  muß  nacb  allgemeiner  wissenschaftlicher  Erfahrung  mit  einem  an  Sicher- 
heit grenzenden  Grade  von  Wahrscheinlichkeit  gesagt  werden,  daß  R.  zu  jener 
Zeit  am  selben  Leiden  gestorben  wäre,  wenn  er  niemals  einen  Unfall  erlitten 
hätte. 

Das  erforderte  Gutachten  lautet  deswegen  dahin; 

Es  ist  vom  ärztlichen  Standpunkt  aus  nicht  mit  Sicherheit,  aber  auch  nicht 
einmal  mit  ausreichender  Wahrscheinlichl^eit  anzunehmen,  daß  der  am  4.  Oktober 
1906  eingetretene  Tod  des  R.  durch  den  Unfall  vom  15.  Oktober  1903  verur- 
sacht oder  mindestens  durch  denselben  wesentlich  beschleunigt  worden  ist. 

Die  Hinterbliebenenrentenansprüche  wurden  hiernach  von  allen  Instanzen 
zurückgewiesen. 

Tod  an  Herzlähmung-  nicht  Unfallfolge,  obwohl  Gefäßverkalkung 
(Arteriosklerose)  als  mittelbare  Unfallfolge  anerkannt  war. 

V 0 rgeschichte. 

Der  damals  45jährige  Arbeiter  B.  erlitt  am  30.  November  1891  dadurch  einen 
Betriebsunfall,  daß  er  von  einer  1'5  m hohen  Böschung  auf  die  Straße  stürzte,  wo- 
durch er  sich  einen  linksseitigen  Schenkelhalsbruch  zuzog.  Nach  Abschluß  des 
Heilverfahrens  erhielt  er  die  Vollrente,  die  am  1.  März  1897  auf  70®/o  herab- 
gesetzt wurde,  weil  sich  in  dem  verletzt  gewesenen  Hüftgelenk  eine  größere  Festig- 
keit eingestellt  hatte. 

Am  10.  Juli  1899  wurde  B.  von  dem  Bezirksphysikus  Dr.  R.  untersucht. 
In  dem  Gutachten  heißt  es  unter  anderem:  B.  ist  zurzeit  53  Jahre  alt,  kräftig 
gebaut,  mäßig  genährt  und  hat  ein  seinem  Alter  entsprechendes  Aussehen.  Er 
hat  auch  nach  längerer  Ruhe  einen  sehr  beschleunigten  Puls  (110  bis  120  Schläge). 
Die  Pulsschlagader  fühlt  sich  hart  au,  die  Pulswelle  ist  ziemlich  hoch.  An  den 
Scliläfen  sind  die  Schlagadern  sehr  geschlängelt.  B.  hatte  angegeben,  daß  er  seit 
etwa  einem  Jahre  oft  Kopfschmerzen,  besonders  in  der  Stirugegeud,  nicht  selten 
Schwindelanfälle  und  sehr  unruhigen  kurzen  Schlaf  habe.  Dr.  R.  hielt  letztere 
Beschwerden  für  eine  Folge  der  Schlagaderverkalkung,  die  nach  seiner  Ansicht 
zwar  mit  dem  Unfälle  vom  30.  November  1891  nicht  in  einem  unmittelbaren  Zu- 
sammenhang stünde,  aber  doch  durch  die  Folgen  des  fraglichen  Unfalles,  beson- 
ders durch  die  hierdurch  bedingte  Ernährungsstörung  ungünstig  hätte  beeinflußt 
sein  können. 

Im  September  1899  erlitt  B.  einen  Schlaganfall.  Auf  Grund  eines  von  Dr.  B. 
erstnttet(Mi  Gutachtens  wurde  dieser  acht  Jahre  nach  dem  Unfälle  aufgetretene 
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Schlaganfall  vom  Schiodsgericlit  und  Uoidisversichoruiigsaint  als  iuittelbai‘(>  Uii- 
fallfolge  aiigcselieu.  Jk  erhielt  mmmehr  die  Vollrentc. 

lin  Jahre  1906  stellte  I)r.  M.  fest,  daß  das  Herz  des  H.  nach  beiden  Seitiui 
hin  verbreitert  sei,  daß  der  zweite  Ton  an  allen  Kla|)i)eii  dumpf  klinge,  daß  eine 
ansgebreitete  xVderverkalknng  bestand  und  der  Urin  mäßig  Eiweiß  enthielt. 

In  der  Folge  hat  Ik  bis  April  1908  angeblich  noch  fünf  Schlaganfälle  er- 
litten. Es  trat  eine  Sprachlähmnng  ein. 

Vom  August  1908  erhielt  Ik  eine  ITilflosenrente  in  Höhe  von  80o/q  d<‘s 
,1  ahresarbeitsverdienstes. 


Am  1.  Januar  1911,  abends  9 Uhr  ist  H.  an  Herzlähmnng  gestorben.  Als 
Grnndkrankheit  wird  in  dem  Totenschein:  Aderverkalknng  und  Hronchitis  be- 
zeichnet. 


Nach  einer  Auskunft  des  I)r.  W.  vom  2.  dimi  1911  hat  er  den  Ik  vom 
81.  Dezember  1910  an  behandelt.  Er  stellte  starke  bronchitische  Geräusche 
(trockenes  und  feuchtes  Kassein),  sowie  die  Zeichen  der  Herzschwäche  (kleiner, 
schneller  Puls)  fest.  Fieber  hat  nach  seiner  Erinnerung  nicht  bestanden. 


Begutachtung: 

Ich  fasse  den  Verlauf  der  Erkrankung  kurz  zusammen: 

Ein  Töjähriger  Mann  erleidet  im  Jahre  1891  einen  Schenkelhalsbruch,  der 
erst  nach  5^/4  Jahren  genügende  Festigkeit  gewinnt.  71/2  Jahre  später  nimmt  l)r.  R. 
an,  daß  eine  bei  dem  jetzt  53  jährigen  Manne  festgestellte  Gefäß  Verhärtung  mittel- 
bare Unfallfolge  sei.  Demgemäß  werden  auch  die  später  eintretenden  Schlaganfälle 
als  mittelbare  Folgen  des  Oberschenkelhalsbruches  angesehen. 

Am  1.  Januar  1911  ist  Ik  im  Alter  von  fast  65  Jahren  an  Herzlähmnng 
gestorben. 

Wenngleich  vom  ärztlichen  Standpunkt  aus  nach  den  Erfahrungen  der 
Wissenschaft  nicht  zugegeben  werden  kann,  daß  eine  Gefäß  Verhärtung  bei  einem 
53jährigen  Manne  71/2  Jahre  nach  einem  Beinbruch  zu  schnellerer  Entwickelung 
gelange,  so  war  doch  in  diesem  Falle  von  dieser  Annahme  gemäß  dahin  lauten- 
den' Entscheidung  des  Reichsversicherungsamtes  auszugehen. 

Selbst  wenn  man  unterstellt,  daß  die  Beschleunigung  der  Gefäß  Verhärtung 
im  53.  Lebensjahre  durch  den  Unfall  hervorgerufen  worden  sei,  so  muß  zuge- 
standen werden,  daß  die  Gefäß  Verhärtung  in  den  folgenden  zwölf  Lebensjahren 
des  erst  im  65.  liebensjahre  verstorbenen  Mannes  einen  verlangsamten  Verlauf 
genommen  haben  muß,  denn  sonst  hätte  er  nicht  noch  zwölf  Jahre  mit  der  Gefäß- 
verhärtung leben  können.  Es  hat  also  ein  Ausgleich  im  Tempo  der  Entwickelung 
stattgefunden. 

Es  ist  daher  nicht  angängig,  eine  im  65.  Lebensjahre  auf  tretende  Herz- 
schwäche — auch  mit  dem  Umwege  über  die  Gefäßverhärtung  — dem  über 
19  Jahre  zurückliegenden  Unfälle  zur  Last  zu  legen.  Vielmehr  muß  die  bei  B.  im 
65.  Lebensjahre  vorhandene  Herzschwäche  als  ein  natürlicher  Zustand  auf  gef  aßt 
werden. 

Nun  stellte  Dr.  W.  am  Tage  vor  dem  Tode  des  B.  bei  demselben  eine 
schwere  Bronchitis  fest.  Daß  eine  derartige  Bronchitis  bei  einein  an  Herzschwäche 
leidenden  65jährigen  Manne  eine  außerordentliche  Gefahr  bedeutet,  ist  allgemein 
bekannt.  Die  Atmungsdäche  der  Lungen  wird  durch  das  bronchitische  Sekret  in 
so  starker  Weise  verringert,  daß  an  das  Herz  außerordentlich  hohe  Anforderungen 
gestellt  werden,  um  den  Gasaustausch  des  Blutes  in  den  Lungen  aufrecht  zu 
erhalten.  Wird  eine  derartige  gesteigerte  Arbeitsleistung  von  einem  geschwächten 
Herzen  verlangt,  so  ist  es  keineswegs  auffällig,  wenn  dasselbe  alsbald  einer  Läh- 
mung erliegt. 

Wenn  Dr.  W.  seiner  Erinnerung  nach  kein  Fieber  beobachtet  hat,  so  ist 
dies  nicht  von  ausschlaggebender  Bedeutung.  Einmal  steht  nicht  fest,  ob  die  Ab- 
wesenheit von  Fieber  durch  das  Thermometer  festgestellt  ist.  Andererseits  pflegen 
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so  alte  Jaulte  mit  llerzscli\väcli(‘  bei  infektiösen  Krkranknng-en  niclit  so  liocli  zu 
tiebern,  \vi(>  sonst  krüftij.,u?  Oj-ganismen. 

leb  koiniiH'  also  zu  dom  Sclihiß; 

I)(u-  öbjähi-igo  I).  ist  infolge  eines  akuten  IJroncliialkataiTlK's  an  Ilerzlabninng 
gestorben. 

Der  Tod  steht  ]nit  dein  Unfall  vom  30.  November  1891  wi'der  mit  Siclnu- 
beit  noch  mit  ansreiclieiider  Wahrscheinlichkeit  in  ursächlichem  Zusammenhang. 

Die  llinterbliebeiienrentenausprüche  wurden  in  allen  Instanzen  abgewiesmi. 

(wetalJverkalkiiiig  (Arteriosklerose)  nicht  Unfallfolge. 


V 0 r g e s c h i c h t e. 

D(u-  damals  54jährige  Tischler  U.  erlitt  am  16.  Juli  1902  durch  Detriebs- 
iinfall  einen  Druch  der  9.  und  10.  Rippe.  Komplikationen  von  seiten  der  Lungen 
bestanden  nicht.  Das  Heilverfahren  währte  bis  2.  September  1902.  U,  erhielt  — 
trotz  negativen  Oefundes  - Renten  von  20  und  lO^/o. 

holte  das  Reichsversicherungs- 


Als  letztere  Rente  aufgehoben  werden  sollte, 


dem  9.  November  1907  erstattet 
in  „Möglichkeiten“  und  kommt 


amt  ein  (xutachten  des  Prof.  S.  ein,  das  unter 
ist.  Dasselbe  ergeht  sich  in  weitestem  Maße 
nunmehr  nach  5 Jahren  im  Gegensätze  zu  den  übrigen  Gutachten  und  zu  der  all- 
gemeiuen  sachverständigen  Anschauung  zu  dem  Schlüsse:  „Die  Herabsetzung  der 
Arbeitsfähigkeit  des  U.  resultiere  aus  seiner  Arterienverkalkung.  Es  liege  durchaus 
im  Rereiche  der  Möglichkeit,  ja  es  sei  sogar  eher  wahrscheinlich  als  unwahr- 
scheinlich, daß  die  Entstehung  der  Arterienverkalkung  durch  die  Folgen  des  Un- 
falles beschleunigt  wurde.  Ein  sicheres  Urteil  über  die  Herkunft  der  von  U.  ange- 
gebenen Schmerzen  ließe  sich  nicht  abgeben.  Es  erscheine  aber  auch  hier  durch- 


aus möglich,  daß  sie  eine  direkte  oder  indirekte  — durch  eine  mit  der  Arterien- 
verkalkung zusammenhängende  Nervosität  bedingte  Folge  des  Unfalles  dar- 
stelle.“ 

Nachdem  die  bei  U.  schon  früher  festgestellte  Nervosität  durch  rechts- 
kräftiges Schiedsgerichtsurteil  als  Unfallfolge  nicht  anerkannt  war,  stellt  diese 
Auslassung  des  Prof.  S.  lediglich  eine  anderweitige  ärztliche  Auffassung  dar. 

Sachlich  wird  die  Auffassung  des  Prof.  S,  die  Arterienverkalkung,  die  zum 
ersten  Male  in  dem  Gutacliten  des  Dr.  L.  vom  10.  Dezember  1905  — also  3^/2  Jahre 
nacli  dem  Unfälle  — erwähnt  wurde,  sei  in  ihrer  Entstellung  durch  den  Unfall 
beschleunigt,  von  hervorragenden  Gutachtern  (Goldscheider ^ Thieni,  His)  nicht 
geteilt.  S.  sagt  in  seinem  Gutachten  selbst,  daß  die  Arterien verkalkuug  eine  bei 
älteren  Leuten  nicht  iingewöhnliclie  Erkrankung  sei.  Es  ist  daher  nicht  ersichtlich, 
warum  gerade  bei  diesem,  damals  am  Ende  der  fünfziger  Jahre  stehenden  Manne 
die  Fragil  gerechtfertigt  war , ob  nicht  die  Folgen  des  Unfalles  beschleunigend 
für  das  Zustandekommen  der  Arterienverkalkung  gewirkt  haben. 

Das  Reichsversiclierungsamt  nahm  an,  daß  U.  in  seiner  Erwerbsfähigkeit 
durch  die  Arterienverkalkung  zwar  völlig  beschränkt  sei,  daß  auf  den  Unfall 
aber  hiervon  nur  ein  geringer  Bruchteil  zurückzuführen  sei. 

Am  2.  Mai  1903  hatte  U.  wieder  dui’ch  Betriebsunfall  eine  Rippeinpietschung 
Hautabschürfung  der  rechten  Brustseite  erlitten.  Hierfür  erhielt  er  eine  Rente 
IOo/q,  die  mit  dem  28.  Juli  1904  rechtskräftig  aufgehoben  Avurde. 

Am  20.  September  1909  ist  U.  an  einer  Gehirnblutung  gestorben. 

Ihrem  Rechtsvertreter  hat  die  WitAve  des  Verstorbenen  die  offenbar  un- 
lichtige  Information  erteilt:  Die  Krankheit,  die  zum  Tode  führte  (chronische 
Brustfellentzündung)  sei  auf  den  Unfall  zurückzuführen,  da  die  Krankheit  an  den 
Bruchstellen  der  9.  und  10.  Rippi^  ihren  Sitz  hatte. 

Der  Akteninhalt  giebt  hierfür  ki'inen  Anhalt. 


und 
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1)  ogiitaclitn  11  g. 

Im  vorliogemlen  P5ille  präzisiert  sich  die  PYage  dahin,  oh  der  Unfall  vom 
16.  -Inli  1902  — da  der  Unfall  vom  2.  Mai  1903  völlig  aussclioidet  — den  Tod 
herbeigefülirt  iiat.  Daß  U.  an  den  Folgeznständen  einer  Gefäßverkalkung  — Ge- 
hirnblntiing  durch  Dersten  eines  Gehirnhlntgefäßes  — gestorben  ist,  muß  als  er- 
wiesen gelten.  Daß  die  Gefäßverkalknng  durch  den  Unfall  bewirkt  worden  ist, 
mnß  nach  allgemeiner  sachverständiger  Anschannng  verneint  werden  und  ist  selbst 
von  Prof.  S.  nickt  behauptet  worden. 

Da  aber  das  Reiclisversichernngsamt  der  völlig  vereinzelt  dastehenden  An- 
schannng des  Prof.  S.,  eine  etiva  SkG  Jahre  nacli  einem  nicht  bedeutungs- 
vollen Unfälle  zuerst  aiifgetretene  Arterienverkalkung  sei  durcli  diesen  beschleu- 
nigt entstanden,  gefolgt  ist,  war  hiervon  anszugehen.  Es  ergiebt  sich  daraus  die 
Frage,  ob  der  Tod  des  U.  durch  diese  Unfallfolgen  beschleunigt  worden  sei. 

U.  hat  mit  seiner  — nach  Dr.  11.  ziemlich  starken  — Aderverkalkiing  vier 
Jahre  gelebt.  Dr.  G.  stellte  am  27.  Februar  1907  starke  Arteriosklerose  mit  be- 
sonderer Deteilignug  des  Gehirnes  und  der  Herzgefäße  fest. 

In  welchem  Stadium  der  Arterienverkalkung  ein  Gehirngefäß  berstet,  ist 
nicht  mit  Sicherlieit  vorausznsagen.  Bereits  im  Beginn  der  Erkrankung  kann  bei 
verhältnismäßig  geringem  Fortgeschrittensein  des  Leidens  die  Katastrophe  eintreten. 

Wenn  daher  eine  starke  Arterieuverkalkimg  bei  einem  61jährigen  Manne 
4 Jahre  lang  besteht,  so  kann  zunächst  ein  über  7 Jahre  zurückliegender  Betriebs- 
unfall das  Bersten  des  Gefäßes  nicht  beschleunigt  haben.  Die  durch  den  Unfall  etwa 
früher  in  die  Erscheinung  getretene  Arterienverkalkung  hat  aber  eine  Beschleu- 
nigung des  Todes  nicht  herbeigeführt,  da  derselbe  nicht  im  Beginn  des  Leidens, 
sondern  erst  4 Jahre,  nachdem  dasselbe  schon  stark  entwickelt  war,  eingetreten 
ist.  Dies  entspricht  aber  einem  verhältnismäßig  langen,  mindestens  gewöhnlichen, 
keineswegs  einem  abgekürzten  Verlauf. 

Ich  gelange  daher  zu  dem  Schlüsse: 

Der  Tod  des  U.  steht  mit  keinem  der  beiden  Unfälle  in  ursächlichem  Zu- 
sammenhänge, ist  auch  durch  keinen  derselben  beschleunigt  worden. 

Das  Schiedsgericht  wies  hiernach  die  Ansprüche  der  Ehefrau  zurück, 
wobei  berücksichtigt  wurde,  daß  das  Gericht  an  die  fiTihere  Auffassung 
des  Reichsversicherimgsamtes,  die  Gefäßverkalkung  sei  zum  Teil  durch  die 
Unfälle  ausgelöst,  nicht  gebunden  sei.  Denn  es  handelte  sich  um  Ansprüche 
der  Witwe,  die  durchaus  selbständig  seien  und  eine  erneute  Prüfung 
des  gesamten  Sachverhaltes  erforderten. 

Im  Rekursverfahren  mirde  noch  ein  Obergutachten  des  Geh.  Med.-Rat. 
Prof.  Dr.  H.  eingeholt,  das  in  seinen  wesentlichen  Teilen  folgendermaßen  lautete: 

Es  ist  als  erwiesen  anzusehen,  daß 

1.  unmittelbare  Unfallfolgen  nicht  über  das  Jahr  1906  bestanden  haben, 

2.  die  Erkrankung  der  Schlagadern  erst  drei  Jahre  nach  dem  Unfälle  in  die 
Erscheinung  trat, 

3.  lediglich  diese  Schlagaderverkalkung  zu  der  tödlichen  Gehirnblutung  führte. 

Mitliin  kann  es  sich  nur  um  die  Frage  handeln,  ob  die  Sclilagaderverkal- 
kung  im  vorliegenden  Falle  als  eine  mittelbare  Unfallfolge  anzusprechen  ist. 

Die  Sclilagaderverkalkung  des  Gehirnes,  auf  die  es  hier  allein  ankommt,  ist 
eine  Erkrankung,  die  fast  bei  allen  Menschen  im  Alter  auftritt.  Der  eine  wird 
davon  etwas  früher,  der  andere  etwas  später  befallen.  Im  Beginn  des  Leidens 
zeigen  sicli  nur  ganz  leichte  Störungen,  die  dem  Betroffenen  selbst  kaum  zum 
Bewußtsein  kommen.  Er  vermag  daher  seine  gewohnte  Arbeit,  falls  sie  nicht 
zu  hohe  Anforderungen  an  seine  geistigen  oder  körperlichen  Kräfte  stellt,  nocli 

Engel,  Beurleilung  von  Unfallfolgen.  33 
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Jahre  hindurch  zu  leisten.  Aber  sein  Zustand  ist  doch  ein  labiler  und  irgend 
eine  körperliche  Yerletzimg  oder  seelische  Erschütterung  kann  genügen,  um  sofort 
eine  merkliche  Verschlimmerung  der  Erscheinungen  hervorzurufen.  Abgesehen  von 
solchen  Ereignissen,  zeigt  das  Leiden  von  selbst  eine  ausgesprochene  Neigung  zu 
allmählichem  Fortschreiten.  Es  ist  die  Ursache  für  den  andauernden  Kopfschmerz, 
den  Schwindel  und  die  Gedächtnisschwäche,  die  man  häutig  bei  alten  Leuten  be- 
obachtet, und  führt  nicht  selten  durch  Bersten  eines  kleinen  Gefäßes  zu  einer 
Blutung  in  das  Gehirn,  zu  einem  sogenannten  Schlaganfall , der  unmittelbar  den 
Tod  zur  P^lge  haben  kann. 

Nun  hat  die  Beobachtung  Unfallverletzter  gelehrt,  daß  vorzeitige  Schlag- 
aderwandverhärtung mittelbar  durch  einen  Unfall  veranlaßt  werden  kann,  wenn 
dieser  zu  Gefäßstörungen  führt,  welche  eine  dauernde  erhöhte  Inanspruchnahme 
des  Gefäßsystems  bedingen,  wie  das  z.  B.  bei  der  sogenannten  Neurasthenia  vaso- 
motoria,  bei  gewissen  melancholischen  Verstimmungen  und  hysterischen  Gefäß- 
erkrankungen der  Fall  ist. 

Derartige  Zustände  sind  aber  bei  U.  im  Anschluß  an  die  Unfälle  nicht  fest- 
gestellt worden.  Es  kann  auch  nicht  behauptet  werden,  daß  die  Schlagaderver- 
härtung vorzeitig  bei  ihm  aufgetreten  sei , denn  ein  Beginn  des  Leidens  im 
59.  Lebensjahre  muß  als  etwas  ganz  gewöhnliches  bezeichnet  werden.  Ebenso- 
wenig kann  etwa  eine  Verschlimmerung  eines  bereits  unmerklich  vorhandenen 
Zustandes  in  dem  oben  erörterten  Sinne  angenommen  werden,  da  sich  die  ersten 
Zeichen  der  Schlagaderverhärtung  erst  drei  bzw.  zwei  Jahre  nach  den  Unfällen 
zeigten. 

Geh.  Rat  H.  kam  infolgedessen  mit  mir  zu  einer  der  des  Prof.  S.  entgegen- 
gesetzten Anschauung.  Er  hielt  es  gleichfalls  für  höchst  unwahrscheinlich , daß 
ein  ursächlicher  Zusammenhang  der  Hirnschlagadererkrankung  mit  den  Unfällen 
bestanden  hat.  Mußte  aber  ein  solcher  Zusammenhang  abgelehnt  werden , dann 
konnte  auch  nicht  die  tödliche,  durch  jene  Erkrankung  hervorgerufene  Gehirn- 
blutung auf  die  Unfälle  zurückgeführt  werden.  Er  gelangte  demgemäß  mit  mir 
zu  dem  Schlüsse,  daß  die  Unfälle  vom  16.  Juli  1902  und  2.  Mai  1903  den  Tod 
des  Tischlers  U.  weder  herbeigeführt , noch  den  Eintritt  des  Todes  wesentlich 
beschleunigt  haben. 

Das  Rekursgericht  wies  die  Hinterbliebenenrentenansprüche  ab. 

Herz-  uud  Gefäßerkrankung  nickt  Folge  eines  17  Jakre  vorker 

erlittenen  sckweren  Unfalles. 

Vorgeschichte. 

Der  im  Jahre  1893  schwer  verletzte  Arbeiter  St.  stellte  im  Jahre  1909 
unter  Überreichung  eines  ärztlichen  Ältestes  den  Antrag  auf  Erhöhung  seiner 
bisher  bezogenen  Rente,  da  durch  Auftreten  eines  Herz-  und  Gefäßleidens  eine 
Verschlimmerung  der  Unfallfolgen  eingetreten  sei. 

Eigene  Angaben  des  Verletzten. 

„Ich  habe  Kopfschmerzen  immer,  Kreuzschmerzen.  Mein  Gedächtnis  schwindet. 
Der  linke  Fuß  ist  kaput,  der  rechte  ist  in  Mitleidenschaft  gezogen,  unter  der  Sohle 
ist  eine  druckempfindliche  Stelle  und  er  schwillt  mir.  Ich  habe  oft  Herzklopfen 
und  Nervenleiden.  Zuletzt  hatte  ich  eine  Hofreinigung  gegen  freie  Wohnung.“ 

Untersuchungsbefund  (19.  Oktober  1909). 

58jähriger,  großer,  kräftig  gebauter  Mann  in  gutem  Ernährungszustände, 
von  mäßig  kräftiger  Muskulatur.  Die  Hände  zeigen  Arbeitsspuren.  An  den  Unter- 
schenkeln zeigen  sich  mäßige  Krampfadern. 

Auf  dem  Hiuterkopf,  etwa  3 Querfinger  nach  oben  und  links  von  der  so- 
genannten Protuberantia  occipitalis  externa,  findet  sich  eine  operativ  erzeugte 
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muldenförmige  Knochenvertiefiing,  in  der  eine  Fingerkuppe  Platz  liat.  Der  Grund 
der  Höhlung  ist  knöchern.  Über  diese  A^ertiefung  zieht  eine  6 cm  lange,  reaktions- 
lose Narbe. 

Das  Nervensystem  läßt  keinen  krankhaften  Befund  erkennen. 

Die  Herztöne  sind  dumpf. 

Die  Herzdämpfung  ist  nach  links  um  2 Querfinger  verbreitert,  der  Spitzen- 
stoß ist  im  6.  Zwischenrippenraum  zu  fühlen.  Die  Gefäßwandung  ist  härtlich,  die 
Speichenschlagader  zeigt  leichte  Schlängelung. 

(Folgt  Feststellung  der  früheren  Uufallf eigen.) 

Begutachtung. 

Hiernach  besteht  bei  St.: 

a)  Gefäßverhärtung,  Herzerweiterung  und  Herznmskelsclwäche.J 

h)  Leichte  Nervenschwäche,  ein  belangloser  Knochendefekt  der  äußeren 
Tafel  am  Schädel,  hinten  links. 

c)  Eine  Verdickung  und  abnorme  seitliche  Beweglichkeit  des  linken  Kniees, 
Schwäche  des  linken  Beines,  ein  falsches  Gelenk  neben  dem  linken  Brustbein- 
schlüsselbeingelenk. 

Nur  die  A'eränderungen  zu  h und  c sind  Folgen  des  Unfalles.  Von  ihnen 
hat  nur  der  Zustand  des  linken  Kniegelenkes  und  die  leichte  Nervenschwäche 
erwerbshindernde  Bedeutung. 

Seit  den  Untersuchungen  am  24.  Juli  1904,  bzw.  25.  Oktober  1904  ist  in 
dem  Zustande  des  Verletzten  keine  wesentliche  Veränderung  und  infolgedessen 
keine  weitere  Minderung  der  Arbeitsfähigkeit  eingetreten. 

Der  Befund  deckt  sich  völlig  mit  dem  in  den  früheren  Gutachten  nieder- 
gelegten, die  zur  Rentengewährung  führten. 

Wenn  Dr.  L.  jetzt,  anscheinend  ohne  Kenntnis  der  Vorgänge,  attestiert,  St. 
leide  an  beginnender  Arterienverkalkung  im  Zusammenhang  und  als  Folge  des 
Unfalles  und  hierdurch  sei  die  zum  Teil  noch  bestehende  Arbeitsfähigkeit  um 
etwa  weitere  20^Iq  herabgesetzt,  so  kann  ich  dieser  Anschauung  nicht  beitreten. 
Eine  beinahe  17  Jahre  nach  einem  Unfälle  bei  einem  58  jährigen  Manne  auf- 
tretende „beginnende“  Arterienverkalkung  kann  unmöglich  mit  diesem  Unfälle  in 
ursächlichen  Zusammenhang  gebracht  werden. 

Der  Antrag  auf  Erhöhung  der  Rente  wurde  hierauf  vom  Schiedsgericht 
und  Reichsversicherungsamt  zurückgewiesen. 

Verschlimmeruug:  einer  zum  Tode  führenden  Grefäßverkalkuug’ 
(Arteriosklerose)  als  Unfallfolge  abgelehnt. 

V Urgeschichte. 

Der  damals  61jährige  Maurer  H.  erlitt  am  14.  Januar  1903  durch  Betriebs- 
unfall (Sturz  von  einer  Rüstung)  eine  Quetschung  des  Kopfes,  Verstauchung  der 
linken  Hand,  Quetschung  des  Kreuzes. 

Dr.  H.  stellte  am  19.  April  1903  bei  H.  fest:  allgemeine  Abmagerung  (Ka- 
chexie), Lungenbläschenerweiterung,  Schlagaderverhärtung,  linksseitigen  Leisten- 
bruch, eine  härtliche  Stelle  in  der  Magengegend.  Eigentliche  Unfallfolgen  bestanden 
nicht  mehr. 

Auch  der  erstbehandelnde  Arzt  Dr.  P.  stellte  bei  dem  Verletzten  Schlag- 
aderverhärtung, sowie  eine  Geschwmlst  der  Magengegend  fest.  Das  Gewicht  soUte 
111  Pfund  betragen.  Auch  bestand  Schwindel.  Die  Geschwulst  wurde  in  einer 
Heilanstalt  für  die  pulsierende  Aorta  angesprochen. 

Die  schon  von  früher  bestehende  Schlagader  Verhärtung  des  61jährigen 
Mannes  ist  von  allen  behandelnden  Ärzten  als  unabhängig  vom  Unfall  angesehen 
worden. 
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Als  Unfallfolge  wurde  eine 
anerkannt. 


nervöse  Zerrüttung  (traunia tische  Neurose) 


fest. 

sich 


l)r.  C.  stellte  am  16.  Mai  1904  eine  Jlesserung  in  dem  Zustande  des  H. 
Lediglich  dui'ch  die  Ankündigung  einer  Rentenherabsetzung  verschlechterte 
der  Zustand  des  H. 


Die  von  den  Ärzten  festgestellten  groben,  ungeschickten,  hochgradigen 
Übertreibungen  des  H.  wurden  als  Teilerscheinung  der  Erkrankung  aufgefaßt. 

Im  Februar  1906  stellte  l)r.  S.  bei  II.  Arterienverkalkung,  Unfallnerven- 
schwäche und  senile  Verblödung  fest. 

Am  2.  Oktober  1911  ist  H.  verstorben.  Als  Todesursache  ist  angegeben: 
Herzschwäche,  Schlagaderverkalkung.  Letztere  sollte  nach  Bekundung  des  Arztes 
schon  seit  10  Jahren,  also  seit  1901,  bestanden  haben,  während  der  Unfall  erst 
1903  stattgefunden  hat. 


Begutachtung. 

Der  Unfall  hat  körperliche  Schäden  nicht  hinterlasseu.  Es  bestand  nur 
eine  traumatische  Neurose,  die  sich  einerseits  dem  Bilde  einer  Reutenhysterie 
näherte,  da  allein  die  Ankündigung  einer  geplanten  Rentenminderung  eine  erheb- 
liche Verschlechterung  des  Zustandes  des  H.  hervorrief.  Andererseits  verlief  das 
seelische  Leiden  unter  dem  Bilde  der  Hypochondrie.  Diese  rein  seelischen  Er- 
krankungen führen  nicht  zum  Tode,  außer  durch  Selbstmord.  Ein  solcher  hat 
hier  nicht  Vorgelegen. 

H.  ist  an  einer  rein  körperlichen  Krankheit  — Schlagaderverkalkung  und 
Herzschwäche  — gestorben.  Die  Herzschwäche  ist  eine  Folge  der  Schlagader- 
verkalknng,  da  das  Herz  bei  dem  durch  die  Verkalkung  gesetzten,  starren  und 
verengerten  Zustande  der  Gefäße  dauernd  eine  erhöhte  Arbeit  zu  leisten  hat. 

Die  Gefäßverkalkung  bestand  schon  zur  Zeit  des  Unfalles,  was  bei  einem 
61jährigen  Manne  nicht  auffallend  ist.  Wollte  mau  nun  auch  annehmen,  daß  die 
Gefäßverhärtung  durch  den  Unfall  verschlimmert  worden  wäre,  was  streng 
wissenschaftlich  nicht  zu  begründen  ist,  so  ist  doch  der  Zeitraum  von  8^/4  Jahren 
innerhalb  des  7.  Dezenniums  eines  Menschen  ein  viel  zu  langer,  um  dieser  auf  den 
im  69.  Lebensjahre  erfolgten  Tode  irgend  einen  Einfluß  beizumessen.  Es  ist  auch 
zu  beachten,  daß  eine  Verschlimmerung  der  Gefäßverkalkung  bald  nach  dem 
Unfälle  bei  H.  von  keinem  seiner  behandelnden  Ärzte  festgestellt  worden  ist. 

Ich  gelange  daher  zu  dem  Schluß: 

Der  Tod  des  H.  ist  durch  den  Unfall  vom  14.  Januar  1903  weder  herbei- 
geführt noch  beschleunigt  worden.  Der  Tod  ist  vielmehr  das  Endglied  in  der 
Kette  des  unabhängig  vom  Unfall  sich  immer  weiter  entwickelnden  Gefäßleidens. 

Die  Hiuterbliebenenrentenansprüche  wurden  rechtskräftig  zurückgewiesen. 


Tod  an  Gefäßverkalkung  (Arteriosklerose)  nicht  Folge  einer  vor 
nenn  Jahren  erlittenen  Kopfverletzung  und  des  angeblichen  Kampfes 

Hin  die  Rente. 

Der  am  21.  September  1848  geborene  Schlosser  N.  erlitt  am  23.  August 
1897,  also  in  seinem  49.  Lebensjahre,  dadurch  einen  Betriebsunfall,  daß  ihm  beim 
Zerspringen  einer  Schmirgolscheibe  ein  Stück  gegen  die  Brust,  die  gleichzeitig 
abgespreugte  Scliutz Vorrichtung  gegen  den  Kopf  flog,  wodurch  eine  etwa  15  cm 
lange  Wunde  entstand.  Bis  zum  8.  März  1898  währte  das  von  verschiedenen 
Ärzten  geleitete  Heilverfaliren. 

Dr.  B.  bekundet  unter  dem  9.  März  1898,  daß  N.  Avährend  der  ganzen 
Zeit  den  Eindruck  körperlichen  und  seelischen  Siechtums  machte.  Er  war  bleich, 
hatte  starke  Herzunrulie,  Blutarmutsgeräusche  am  Herzen,  starke  Differenzen  in 
den  Kniescheibenrefl(‘xen , Abschwächung  der  Hautemptindlichkeit  und  dabei  ein 
phlegmatisches,  müdes,  gedrücktes  Wesen. 
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Schon  unter  dein  25.  Februar  1897,  also  V2  «Tahr  vor  dein  hier  interessie- 
renden Unfall,  bekundet  l)r.  11  bei  der  Untersuchung  anläßlicli  eines  anderen, 
von  den  maßgebenden  Instanzen  als  nicht  von  Folgen  begleitet  eracliteten  Unfalles: 
N.s  Auftreten  hat  etwas  Schwerfälliges.  Selbst  bei  der  gesprächsAveisen  Jlerührung 
eines  (Tegenstandes,  Avie  des  Unfalles  1896  unter  der  ausdrücklichen  Uidonung,  daß 
es  ZAveifelhaft  sei,  ob  derselbe  überhaupt  stattgefunden  habe,  mangelte  es  bei  N. 
au  derjenigen  Lebhaftigkeit,  Avelche  man  bei  einem  so  heiklen  Thema  von  einem 
um  die  Kente  kämpfenden  Arbeiter  ei’Avarten  sollte.  Gleichzeitig  hndet  sich  hier 
der  Vermerk,  daß  der  Puls  bisAveilen  beschleunigt  — über  100  in  der  Minute — , 
die  Arterien  hart  anzufühlen  Avaren.  Unter  dem  14.  Dezember  1897  bekundet 
Dr.  L. : Seelisch  macht  der  p.  N.  denselben  phlegmatischen  Eindruck,  den  er 
früher  zeigte,  eine  besondere  geistige  Störung  ist  nicht  vorhanden. 

Durch  Descheid  vom  11.  März  1898,  zugestellt  am  19.  März  1898,  erhielt 


August 


X.  von  der  Derufsgeuossenschaft  für  die  Folgen  des  Unfalles  vom  23. 

1897  bis  zum  7.  März  1898  die  Vollrente.  Vom  8.  März  1898  an  eine  Rente 
von  800  0-  Am  5.  April  1898  legte  N.  hiergegen  Rerufung  beim  Schiedsgericht 
ein  und  verlangte  die  Vollrente,  die  ihm  am  28.  September  1898  zugesprochen 

bestätigte  die 


Avurde.  Das  Reichsversicherungsamt  bestätigte  die  Entscheidung  unter  dem 
7.  Februar  1899.  Hieraus  ist  ersichtlich,  daß  ein  besonders  aufregender  oder 
auffälliger,  laugAAieriger  Kampf  um  die  Rente  gar  nicht  stattgefunden  hat. 

Am  1.  November  1906  ist  N.  verstorben.  Der  Totenschein  bezeichnet  als 
Todesursache : Avahrscheinlich  Herzschlag. 

Die  AVitwe  bringt  den  Tod  des  N.  in  ursächlichen  Zusammenhang  mit  dem 
Unfall,  AA^as  die  Beruf sgenossenschaft  bestreitet.  Dr.  M. , der  den  N.  kurz  vor 
dessen!  Tode  behandelt  hat,  kommt  zu  dem  Schlüsse:  Der  Tod  ist  sicherlich 
nicht  direkt  durch  den  Unfall,  sondern  durch  die  Gefäßerkrankung  eingetreten; 


letztere  ist  aber  bis  zu  einem  geAAussen  Grade,  etwa  bis  zu  einem  Drittel, 
den  Unfall  zurückzuführen. 


auf 


Begutachtung. 


Für  die  Entstehung  der  Arteriosklerose  (Arterienverkalkung)  besteht  noch 
keine  völlig  eiiiAvandfreie  Erklärung.  Im  allgemeinen  Avird  angenommen,  daß  in- 
fektiöse Einwirkungen  (Infektionskrankheiten),  toxische  Wirkungen  (Blei,  Mutter- 
korn, Alkohol,  Tabak,  mangelhafte  Entgiftung  des  Körpers  bei  geAAÜssen  Nieren- 
krankheiten) die  krankhaften  A'eränderungen  der  Blutgefäße  herbeiführen. 

Die  Anschauung,  daß  durch  seelische  Erregungen  der  A'^erkalkungsprozeß 
an  Herz-  und  anderen  Gefäßen  verursacht  oder  beschleunigt  Averde,  hat  den- 
selben AVert,  AAÜe  die,  daß  durch  Kummer  und  Sorgen  Krebskrankheit  entstehe. 
Außerdem  ist  aber  durch  frühere  Begutachtung  festgestellt,  daß  N.  — selbst  in 
Rentensachen  — ein  auffälliges  Phlegma  besaß.  Es  ist  also  für  seelische  Er- 
regungen gar  nicht  disponiert  geAvesen. 

Bereits  am  25.  Februar  1897  ist  bei  dem  damals  49jährigen  Manne  Gefäß- 
verhärtung festgestellt  Avorden.  AVenn  dann  nach  9^/4  Jaliren  der  Tod  auf  Grund 
dieser  Gefäßerkrankung  eintritt,  so  kann  nicht  Avohl  von  einem  besonders  schnellen 
A'erlaufe  des  I.eidens  die  Rede  sein.  Auch  ohne  jeden  Unfall  hätte  die  Krank- 
heit ungefähr  in  derselben  Zeit  den  Ausgang  gehabt.  Es  ergiebt  sich  daher  der 
Schluß : 

Es  kann  nicht  mit  Siclierheit,  aber  auch  nicht  einmal  mit  hoher  Wahrschein- 
lichkeit angenommen  Averden,  daß  der  am  1.  November  1906  cingetretene  Tod  des 
N.  durch  den  am  23.  August  1897  erlittenen  Unfall  herbeigeführt  oder  Avesent- 
lich  beschleunigt  Avorden  ist. 

Schiedsgericlit  und  Reichsversicherungsamt  wiesen  hiernacli  die  Ansprüche 


der  AVitAve  zurück. 

In  der  Rekursentscheidung  heißt  es  unter  anderem:  Wenn  schließlich  die 
Klägerin  auf  die  seelischen  Aufregungen  liiiiAA^eist,  die  ilir  Ehemannn  infolge  des 
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„Kampfes  imi  die  Rente“  erlitten  habe,  so  ist  auch  dies  nicht  geeignet,  einen  ur- 
Stächlichen  Zusammenhang  zwischen  Tod  und  Unfall  zu  begründen. 

Nach  der  ständigen  Rechtsprechung  des  Reichsversicherungsamtes  sind 
die  Aufregungen,  die  der  Verletzte  durch  seinen  Kampf  um  die  Rente  erleidet, 
regelmäßig  nicht  als  Unfallfolge  anzusehen.  Ein  Anlaß  zur  Abweichung  von 
diesem  Grundsätze  könnte  höchstens  dann  vorliegen,  wenn  verfehlte  oder  un- 
gerechtfertigte Maßnahmen  der  Berufsgenossenschaft  den  Verletzten  gezwngen 
hätten,  sich  heftig  zu  erregen  und  schwer  zu  sorgen.  In  Wahrheit  hat  aber  der 
Verstorbene  keinen  Anlaß  zu  solcher  Erregung  gehabt,  denn  schon  durch  das 
Urteil  des  Schiedsgerichtes  vom  28.  September  1898  ist  ihm  die  Vollrente  zu- 
gesprochen worden  und  dies  Urteil  ist  in  der  Rekursinstanz  vom  Reichsver- 
sicherungsamt am  7.  Februar  1899  bestätigt  worden. 

Gehirnblutung  und  Unfall. 

Wir  wissen,  daß  die  Ursache  einer  auftretenden  Gehirnblutung  immer 
in  einer  Erkrankung  der  Wandungen  der  kleinen  Gehirnarterien  zu  suchen 
ist.  Am  häufigsten  finden  wir  sie  daher  bei  solchen  Personen,  die  an  all- 
gemeiner Arteriosklerose  leiden.  Eine  weitere  unbestrittene  Erfahrung  geht 
dahin,  daß  die  große  Mehrzahl  der  Gehirnblutungen  [im  reiferen  Alter, 
jenseits  der  fünfziger  Jahre  Vorkommen,  also  in  der  Zeit,  in  der  auch  die  Ar- 
teriosklerose ihre  höheren  Grade  errreicht.  Unter  derartigen  Verhältnissen 
kann  ein  Schlaganfall  schon  beim  Husten,  Niesen,  Räuspern,  Pressen,  also 
bei  den  täglichen  Vorkommnissen  des  Lebens,  ja  sogar  während  der  Bett- 
ruhe ohne  jedes  veranlassende  Moment  auf  treten.  Soll  daher  ein  solches 
Ereignis  als  Unfallfolge  anerkannt  werden,  so  muß  einmal  verlangt  werden, 
daß  dasselbe  unmittelbar  oder  wenigstens  in  begrenzter  Zeit  der  beschul- 
digten Gelegenheitsursache  folgt;  andererseits  muß  sich  ergeben,  daß 
letztere  sich  als  ein  außergewöhnlicher  Umstand  (übermäßige  Kraftan- 
strengung, jäher  ungewohnter  Temperaturwechsel,  plötzliche  Gemütserre- 
gung) charakterisiert. 

Die  nach  Kopftraumen  alsbald  auftretenden  Apoplexieen  bieten  für  die 
Anerkennung  keine  Schwierigkeit.  Bollinger  hat  auf  das  Auftreten  von  soge- 
nannten Spätapoplexieen  aufmerksam  gemacht.  Es  sind  Fälle  beobachtet 
worden,  in  welchen  am  3.,  8.,  9.,  20.,  sogar  am  52.  Tage  nach  einer  Kopf- 
verletzung eine  Spätblutung  einsetzte.  Der  letzte  Zeitraum  erscheint  aller- 
dings recht  lang  und  es  wäre  eine  erneute  Prüfung  dieser  von  Langer- 
hans  stark  in  Zweifel  gezogenen  Frage  erwünscht. 

Ist  eine  Gehirnblutung,  die  nicht  zum  Tode  führt,  als  Unfallfolge  an- 
erkannt, so  kann  eine  zweite  in  späterer  Zeit  einsetzende  tödliche  Gehirn- 
blutung diesem  Unfälle  nicht  mehr  zur  Last  gelegt  werden.  Eine  erneute 
Blutung  aus  dem  ersten,  vernarbten  Riß  findet  nicht  mehr  statt. 

Geliiriiblutuiig  nicht  als  Uiifallfolge  (angeblich  großer  Hitze- 
wirkung) anerkannt. 

V orgescliiclite. 

Bei  dem  damals  55jährigen  Kopierer  G.  zeigten  sich  am  15.  August  1907, 
als  er  in  dem  photographischen  Atelier  von  J.  tätig  war,  vormittags  zwischen 
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10  und  11  Ulir  noch  während  der  Arbeit,  Scliwindelanfälle.  Nach  einer  halben 
Stunde  wurde  G.  in  die  Dunkelkammer  gebracht  und  auf  einen  Stuhl  gesetzt. 
Nach  kurzer  Zeit  hei  er  von  dem  Stuhl  herunter.  Der  hinzugerufene  Arzt  stellte 
das  typische  Bild  eines  mittelschweren  linksseitigen  Schlaganfalles  fest.  Er  nahm 
als  in  hohem  Grade  wahrscheinlich  an,  daß  die  außerordentlich  große  Sonnenglut, 
welcher  der  Patient  durch  die  berufliche  Tätigkeit  des  Kopierens  ausgesetzt  war, 
als  auslösendes  Moment  für  den  Eintritt  des  Schlaganfalles  anzusehen  war,  d.  h. 
daß  der  erlittene  Schlaganfall  ein  Betriebsunfall  im  Sinne  des  Gesetzes  war. 

Nach  der  Auskunft  des  Kgl.  Preußischen  meteorologischen  Institutes  hat 
an  dem  fraglichen  Tage  die  Lufttemperatur  um  10  Uhr  vormittags  +26  Grad, 
um  11  Uhr  vormittags  +27  Grad  betragen. 

Eine  Lokalbesichtigung  hat  ergeben,  daß  das  in  Rede  stellende  Atelier  sich 
in  der  vierten  Etage  eines  Hauses  befindet;  der  Kopierraum  befindet  sich  unter 
freiem  Himmel,  die  übrigen  Arbeitsräume  unter  einer  Glasbedachung.  Nach  Be- 
kundung des  Vorstehers  dieser  Abteilung  soll  zwischen  den  beiden  Räumen  eine 
Wärmedifferenz  von  zuweilen  zwölf  Grad  bestehen.  Derselbe  gab  auch  an,  daß  G. 
an  dem  betreffenden  Tage  schon  lange  vor  dem  Zusammenbruch  über  Übelkeit 
geklagt  habe. 

Vom  16.  August  1907  befand  sich  G.  im  Augustahospital  zu  Berlin,  wo  er 
am  27.  August  1907  verstorben  ist.  Die  Leicheneröffnung  ergab  Herzkammer- 
erweiterung, Arterienverkalkung  und  Gehirnblutung  mit  Durchbruch  in  die  Ge- 
hirnhöhle. 

Die  zuständige  Berufsgenossenschaft  hat  die  Ansprüche  auf  Hinterbliebenen- 
rente abgelehnt,  da  ein  Betriebsunfall  nicht  vorläge.  Die  Witwe  hat  Berufung 
beim  Schiedsgericht  für  Arbeiterversicherung  eingelegt.  Die  Berufungsschrift  führt 
aus,  daß  die  hohe  Temperatur  am  15.  August  die  Ursache  für  den  Schlaganfall 
und  damit  für  den  Tod  gewesen  ist.  Es  wird  noch  darauf  hingewiesen,  daß  der 
G.  bei  seiner  Arbeit  an  dem  fraglichen  Tage  viel  in  gebückter  Stellung  arbei- 
ten mußte. 

Begutachtung. 

Daß  G.  lediglich  an  einer  Gehirnblutung  gestorben  ist,  ist  unstrittig. 

Nach  allgemein  anerkannter  wissenschaftlicher  Anschauung  ist  die  Ursache 
einer  auftretenden  Gehirnblutung  immer  in  einer  Erkrankung  der  Wandungen 
der  kleinen  Gehirnarterien  zu  suchen.  Am  häufigsten  findet  man  sie  daher  bei 
solchen  Personen,  die  an  allgemeiner  Arteriosklerose  (Arterienverkalkung)  leiden. 
Eine  weitere  unbestrittene  Erfahrung  lehrt,  daß  die  große  Mehrzahl  der  Gehirn- 
blutungen im  reiferen  Alter,  jenseits  der  fünfziger  Jahre  Vorkommen,  also  in  der 
Zeit,  in  der  auch  die  Arteriosklerose  ihre  höheren  Grade  erreiclit  hat.  Weiter  ist 
bekannt,  daß  bei  manchen  Formen  von  Herzerweiterung  und  gleichzeitiger  Gefäß- 
erkrankung die  Gehirnblutungen  sehr  häufig  sind. 

Alle  diese  Voraussetzungen  sind  im  vorliegenden  Falle  gegeben. 

Es  bleibt  demnach  zu  untersuchen,  ob  außergewöhnliche  Umstände  im  vor- 
liegenden Falle  als  unterstützende  Gelegenheitsursache  für  das  Zustandekommen 
der  Gehirnblutung  nachweisbar  sind. 

Die  Beschäftigung  des  Kopierens  war  für  G.  zweifellos  eine  gewohnte  und 
mit  übermäßiger  körperlicher  Anstrengung  keineswegs  verbunden.  Auch  das  in 
der  Berufungsschrift  angegebene  — übrigens  nicht  nachgewiesene  — häufige 
Bücken  wird  an  dem  fraglichen  Tage  nicht  öfter  stattgefunden  haben,  als  es  G. 
sonst  bei  der  ihm  vertrauten  Berufsarbeit  auszuführen  hatte.  G.  war  durch  seinen 
Beruf  an  das  Arbeiten  in  photographischen  Ateliers,  die  zugestandenermaßen 
im  Sommer  der  hohen  Außentemperatur  mehr  ausgesetzt  sind  als  andere 
Arbeitsstätten,  gewöhnt.  Die  Lufttemperatur  von  26  bzw.  27  Grad  kann  in  unseren 
Breiten  in  der  Mitte  des  August  nicht  als  ungewöhnlich  hohe  Temperatur  be- 
zeichnet werden.  Wollte  man  dies  tun,  so  stellt  sie  auch  dann  noch  lediglicli  eine 
gemeine  Gefahr  des  liebens  dar,  der  um  diese  Jahreszeit  jedermann  ausgesetzt  ist. 
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Zudem  war  (i.  nicht  ausscliließlich  der  hohen  Außentemperatur  ausgesetzt. 
Das  Geschäft  dos  Kopierens  bedingt  es,  daß  der  Betreffende;  zum  Einlegen  des 
Kopierpapieres  in  den  Kopierralimen  die  Dunkelkammer  aufsuclit.  G.  hat  also 
mutmaßlich  an  dem  fraglichen  Tage  abwechselnd  den  der  Sonne  ausgesetzten 
Kopierraum  und  die  anderen  erheblich  kühleren  Räume  (bis  zwölf  Grad  Differenz!) 
betreten,  so  daß  von  einem  ununterbrochenen  Einfluß  der  hohen  Außentemperatur 
gar  nicht  gesprochen  werden  kann. 

G.  hat  nun  noch  obendrein  längere  Zeit  vor  dem  Zusammenbruch,  also  als 
die  Alorgentemperatur  noch  nicht  einmal  26  Grad  erreicht  hatte,  über  Übelkeit 
und  Schwindelanfälle  geklagt.  Das  waren  die  Vorboten  der  Erkrankung.  Der 
eigentliche  Schlaganfall  erfolgte  erst  später,  als  G.  in  der  Dunkelkammer  bereits 
dem  Einfluß  der  Sonnenbestrahlung  entrückt  war  und  — sofern  man  überhaupt 
von  einer  körperlichen  Anstrengung  reden  darf  — sich  bereits  geruht  hatte. 

Will  man  aber  einen  Schlaganfall,  der  bei  der  bei  G.  vorhandenen  Dispo- 
sition ebenso  gut  beim  Husten,  Niesen,  Räuspern,  Pressen,  also  bei  den  Verrich- 
tungen des  täglichen  Lebens,  ja  sogar  während  der  Bettruhe  erfolgen  konnte,  als 
Betriebsunfall  auffassen,  so  muß  verlangt  werden,  daß  die  Gehirnblutung  dem 
als  Gelegenheitsursache  beschuldigten  Ereignis  unmittelbar  oder  wenigstens  in 
kurzer  Zeit  folgt. 

Ich  gebe  daher  das  von  mir  erforderte  Gutachten  dahin  ab: 

Bei  dem  55jährigen,  an  Gefäßverkalkung  und  Herzkammererweiterung  lei- 
denden Manne  war  der  am  15.  August  1908  eintretende  Schlaganfall  (Gehirn- 
blutung) lediglich  das  natürliche  Schlußglied  in  der  Kette  seiner  bereits  vorhan- 
denen Krankheitserscheinungen.  Es  ist  daher  nicht  mit  an  Sicherheit  grenzender 
Wahrscheinlichkeit  anzunehmen,  daß  der  am  27.  August  1907  erfolgte  Tod  des 
Kopierers  G.  eine  Folge  des  am  15.  August  1907  angeblich  erlittenen  Betriebs- 
unfalles (Hitzewirkung)  war. 

Dieses  Gutachen  machte  das  Schiedsgericht  zur  Grundlage  seiner  die  Ren- 
tenansprüche abweisenden  Entscheidung.  Dieselbe  wurde  im  Rekursverfahren  vom 
Reichsversicherungsamt  bestätigt  mit  folgender  Begründung:  Die  Annahme,  daß 
die  Betriebstätigkeit  des  Verstorbenen  als  mitwirkende  Ursache  für  den  einge- 
tretenen Schlaganfall  in  Betracht  komme,  entbehrt  jeder  Grundlage,  da  die  von 
den  Ärzten  bei  dem  Verstorbenen  festgestellten  Leiden  den  Schlaganfall  aus 
inneren  Ursachen  erklärlich  machen. 

Oehiriibliituiig*  nicht  als  Uiifallfolg;e  (AugeiiTerletziin^)  anerkannt. 

Vorgeschichte. 

Der  damals  38jährige  Kutscher  R.  erlitt  am  22.  August  1907  angeblich  da- 
durch einen  Betriel)sunfall,  daß  er  durch  einen  Eisensplitter  eine  Verletzung  des 
rechten  Auges  erlitt.  Er  wurde  dadurch  nicht  erwerbsunfähig.  Als  Folgen  blieben 
an  der  Verletzungsstelle  Flecke  auf  der  Hornhaut  zurück,  die  das  Sehen  beein- 
trächtigten, ohne  daß  die  Erwerbsfähigkeit  des  R.  gestört  wurde. 

Am  29.  Oktober  1907  erlitt  R.  einen  zweiten  Unfall,  dessen  Art  aus  den 
vorliegenden  Akten  nicht  ersichtlich  ist.  Am  19.  November  1907  war  er  von  den 
Folgen  dieses  Unfalles  wieder  hergestellt  und  hatte  am  21.  November  1907  seine 
Tätigkeit  bei  seiner  alten  Firma  wieder  aufgenommen. 

Am  25.  November  1907  verstarb  R.  auf  dem  Wege  zum  Krankenhause  au 
Gehirnblutung.  Die  hinterbliebene  Ehefrau  brachte  diese  Erkrankung  mit  dem 
Unfälle,  der  das  Auge  betroffen  hatte,  in  ursächlichen  Zusammenhang  und  stellte 
Ansprüche  auf  Hinterbliebenenrente. 

Aus  dem  gericlitlichen  Obduktionsprotokoll  ist  hervorzuheben:  Die  weiche 
Gehirnhaut  ist  auf  der  Höhe  der  Konvexität  etwas  getrübt  und  verdickt.  Au  der 
Gehirn basis  ist  die  weiche  Gehirnhaut  mit  geronnenem  Blut  intiltriert,  besonders 


Gellirüblutimg  und  Unfall. 


521 


stark  über  Brücke  und  verlängertem  Marie,  wo  die  Blutscliiclit  mehr  als  1 cm 
beträgt.  Sie  setzt  sich  dann,  schwächer  geworden,  nach  vorn  und  seitlicli  ent- 
sprechend  dem  Verlaufe  der  Sylvischen  Schlagader  fort. 

Die  Seitenkammern  des  Gehirnes  entlialten  blutige  Flüssigkeit  in  Menge 
von  etwa  60  cm^.  Die  dritte  Gehirnkammer  ist  durch  ein  wurmförmiges,  schwarz- 
rotes Blutgerinnsel  völlig  ausgefüllt.  In  der  vierten  Hirnkammer  befindet  sich 
etwas  geronnenes  Blut. 

Die  Großhirnhalbkugeln  sind  auf  der  Schnittfläche  feucht,  glänzend,  weiß ; sie 
enthalten  eine  reichliche  Anzahl  abspülbarer  Blutpunkte. 

Die  großen  Gehirnknoten,  Kleinhirn,  Brücke  und  verlängertes  Mark  ver- 
halten sich  ganz  wie  das  Großhirn.  Knöcherne  Schädelgrundfläche  unversehrt. 

Die  Gerichtsärzte  gaben  ihr  Gutachten  dahin  ab,  daß  dieser  Mann  infolge 
einer  Gehirnblutung  gestorben  sei , daß  die  Obduktion  eine  gewaltsame  Ver- 
anlassung dieser  Blntung  nicht  ergeben  habe;  vermutlich  sei  die  Ursache  der 
Blutung  eine  krankhafte  Veränderung  einer  Schlagader  des  Gehirngrundes. 

Begutachtung. 

Der  Unfall  vom  22.  August  1907  war  ein  leichter  gewesen,  dem  B.  war 
ein  Eisensplitter  ins  Auge  gefallen,  hatte  vermutlich  auf  der  Hornhaut  eine  Riß- 
wunde gesetzt  und  die  hieraus  entstehende  Narbe  stellte  sich  als  Hornhautfleck 
dar.  Es  ist  keine  Entzündung  oder  Vereiterung  des  inneren  Auges  erfolgt.  Nur 
in  diesem  Falle  hätte  ein  neben  der  Augenarterie  in  das  Schädelinnere  kriechender 
Eiterungsprozeß  eine  eitrige  Erkrankung  der  an  der  Schädelbasis  befindlichen 
Blutgefäße  herbeiführen  können.  Diese  Annahme  ist  gänzlich  auszuschließen,  weil 
eine  Vereiterung  des  Augapfels  bzw.  eine  Eiterung  hinter  dem  Augapfel  schwerste 
Krankheitserscheinungen  macht,  die  nicht  hätten  übersehen  werden  können.  Außer- 
dem hätte  eine  derartige  Erkrankung  schon  kurze  Zeit  nach  dem  Unfall  — 
schätzungsweise  in  spätestens  acht  Tagen  — zu  einer  eitrigen  Gehirnhautentzün- 
dung führen  müssen. 

Die  Erkrankung  des  Auges  war  aber  lediglich  auf  die  äußere  Vorderfläche 
desselben  beschränkt. 

Nun  entspricht  es  aber  ärztlicher  Erfahrung,  daß  gerade  die  an  der  Ge- 
hirnbasis liegenden  Blutgefäße  zu  bestimmten  Erkrankungen  neigen,  in  deren  Ver- 
lauf sie  leicht  reißen  und  so  zu  tödlichen  Blutungen  Veranlassung  geben.  Eine 
derartige  Erkrankung  wurde  hier  auch  von  den  obduzierenden  Ärzten  vermutet. 
Daß  die  Erkrankung  der  Gefäßrohre  durch  die  Verletzung  des  Auges  herbeige- 
führt sei,  ist  mit  Sicherheit  auszuschließen. 

Ich  gelange  also  zu  dem  Schlüsse: 

Es  ist  nicht  mit  Sicherheit,  aber  auch  noch  nicht  mit  an  Sicherheit  gren- 
zender Wahrscheinlichkeit  anzunehmen,  daß  der  Tod  des  R.  mit  dem  Unfälle 
vom  22.  August  1907  in  ursächlichem  Zusammenhänge  steht. 

Das  Schiedsgericht  wies  auf  Grund  dieses  Gutachtens  die  Hinterbliebeuen- 
rentenansprüche  zurück.  Rekurs  wurde  nicht  eingelegt. 

Geliirnblutuiig  nicht  als  Foli^e  einer  Kopfverletzung;'  anerkannt. 

Vorgeschichte. 

Der  am  2.  März  1854  geborene  Theaterarbeiter  K.  erlitt  am  26.  September 
1906,  also  in  seinem  52.  Lebensjahre,  dadurch  einen  Betriebsunfall,  daß  ein  über 
ihm  stehender  x\rbeiter  beim  Hinabreichen  von  Stühlen  ausglitt  und  dabei  dem 
K.  mit  dem  Stiefelabsatz  und  einem  Stuhl  auf  den  Kopf  schlug.  Es  sollen  Beulen 
und  blutunterlaufene  Stellen  rechts  und  links  am  Kopf  entstanden  sein. 

Die  Unfallanzeige  wurde  erst  am  8.  Oktober  1906  erstattet.  Eine  ärztliche 
Behandlung  hat  erst  vom  2.  Januar  1907  stattgefunden.  Nach  dem  Unfall  hat  K. 
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zunächst  die  Arbeit  nicht  ausgesetzt.  Dr.  B.,  der  den  Verletzten  nach  dem  Un- 
fall gesehen  hat,  fand  die  linke  Schläfengegend  geschwollen  und  verfärbt. 

l)r.  L.  berichtet,  er  sei  am  3.  Januar  1907  zum  ersten  Male  zu  K.  gerufen 
worden.  Er  fand  denselben  als  untersetzten  Mann,  in  mäßigem  Ernährungszustand, 
dessen  Klagen  sich  auf  Kopfschmerzen,  Atombeschwerden,  Husten,  Brustschmerzen 
und  allgemeine  Schwäche  bezogen.  Die  untersten  rechten  Kippen  waren  ziemlich 
druckemptindlich.  Die  Lungengrenzen  waren  nach  unten  zirka  zwei  Querfinger 
verschoben.  Über  den  ganzen  Lungen  bestand  verlängerte  Ausatmung,  sowie 
überall  reichlich  Giemen,  Pfeifen , Schnurren  usw.  Herzgrenzen  normal,  Herz- 
tätigkeit regelmäßig,  aber  erheblich  beschleunigt.  Die  Schlagadern  sowohl  am 
Vorderarm,  wie  an  den  Schläfen  hart.  An  den  Pupillen  war  nichts  abnormes. 
Zwei  umschriebene  Stellen,  je  eine  am  rechten  und  linken  Schläfenbein,  wurden 
als  druckempfindlich  bezeichnet. 

Am  17.  Januar  1907  trat  bei  dem  Kranken  ein  Schlaganfall  ein:  Benommen- 
heit, Sprachlähmung,  sowie  Lähmung  der  linken  Körperhälfte.  Schon  nach  wenigen 
Stuuden  erfolgte  der  Tod.  Dr.  L.  erklärt,  nicht  ohne  weiteres  sagen  zu  können, 
daß  die  Schlagaderverhärtung  dem  Alter  des  Verstorbenen  nicht  entsprechend 
gewesen  wäre. 

Ich  resümiere : Ein  52jähriger  Arbeiter,  dessen  Tätigkeit  sich  in  gering 
entlohnter,  stundenweise  ausgeübter  Abendarbeit  erschöpfte,  der  also  kaum  voll 
erwerbsfähig  gewesen  sein  dürfte,  erhält  am  26.  September  1906  einen  Schlag 
auf  den  Kopf,  der  keine  Weichteil-  oder  Knochenverletzung  herbeiführte,  der 
keinen  Bewußtseinsverlust  nach  sich  zog  und  der  kein  Aussetzen  der  Arbeit  be- 
dingte. Hiernach  kann  die  Verletzung  keine  schwere  gewesen  sein. 

Der  Verletzte  zeigte  bei  der  Untersuchung  am  3.  Januar  1907  eine  Schlag- 
aderverhärtung, die  seinen  Jahren  entsprach,  eine  hochgradige  Blähung  der 
Lungen,  deren  untere  Grenzen  zwei  Querfinger  nach  unten  verschoben  waren, 
sowie  Erscheinungen  chronischen  Bronchialkatarrhes. 

Begutachtung. 

Wie  wissenschaftlich  feststeht,  sind  sogenannte  Gehirnschlaganfälle  Folge 
von  Blutungen,  die  wegen  abnormer  Brüchigkeit  und  sonstiger  Veränderungen  an 
den  Blutgefäßen  des  Gehirnes  in  das  letztere  hmein  erfolgen.  Je  nach  ihrer  Aus- 
dehnung und  der  Wichtigkeit  der  von  dem  Bluterguß  betroffenen  Gehirnprovinz 
wird  die  Erkrankung  unter  Zurücklassen  von  mehr  weniger  ausgedehnten  Läh- 
mungen in  Genesung  ausgehen  oder  den  Tod  herbeiführen. 

Eine  derartige  Gefäßerkrankung  lag  hier  nach  der  Bekundung  des  Dr.  L. 
zweifellos  vor,  denn  er  stellte  an  Schläfen-  und  Armgefäßen  eine  dem  Alter  ent- 
sprechende Verhärtung  fest.  Es  ist  der  Schluß  berechtigt,  daß  dieselbe  Verände- 
rung sich  auch  an  den  Gefäßen  des  Gehirnes  vorfand  und  die  von  K.  geklagten 
Beschwerden,  wie  Kopfschmerz,  Schwindelgefühl  usf.,  erklären  sich  hieraus  in 
zwangloser  Weise.  Die  Lungenblähung  und  die  Gefäß  Verhärtung  können  sich  aber 
unmöglich  in  der  hierfür  viel  zu  kurzen  Zeit  von  drei  Monaten  entwickelt  haben, 
sondern  müssen  schon  vor  dem  Unfall  bestanden  haben.  Es  bleibt  danach  zu  unter- 
suchen, ob,  bei  der  vorhanden  gewesenen  Disposition  zu  Zerreißungen  der  Gefäße,  die 
Kopfverletzung  erst  in  späterer  Zeit  eine  Gehirnblutung  hervorgerufen  haben 
könnte,  sogenannte  traumatische  Spätapoplexie,  wie  sie  von  0.  Bollinger  in  der 
Festschrift  für  Budolf  Virchow  im  Jahre  1891  und  von  Michel  in  der  Wiener 
klinischen  Wochenschrift,  Nr.  35  vom  Jahre  1896  beschrieben  worden  sind. 

In  diesen  Fällen  — fünf  an  der  Zahl  — ist  festgestellt,  daß  eine  Spät- 
blutung erfolgte,  die  am  3.,  8.,  9.,  20.  bzw.  52.  Tage  zum  Tode  führte.  Thiem  beob- 
achtete einen  Fall,  wo  drei  Monate  nach  der  Kopfverletzung  die  ersten  auf  Ge- 
hirnveränderungen zu  beziehenden  Lähmungserscheinungen  eintraten.  Bei  diesem 
Verletzten  bestand  aber  keine  Gefäßerkrankung  oder  eine  sonstige  der  gewöhn- 
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lieh  zu  Schlaganfällen  führenden  Ursache.  In  einem  zweiten  Falle  trat  die  Läh- 
mung drei  Wochen  nach  dem  Unfälle  ein. 

Im  vorliegenden  Falle  trat  die  Gehirnblutung  113  Tage  nach  der  Kopfver- 
letzung ein,  ein  viel  zu  langer  Zeitraum,  um  dem  Unfall  noch  eine  Einwirkung 
auf  die  Gehirnblutung  beimessen  zu  können.  Außerdem  bestand  eine  Gefäßver- 
härtung, eine  Erkrankung,  deren  Ausgang  in  Gehirnblutung  (Schlaganfall)  nichts 
auffallendes  an  sich  hat.  Vielmehr  ist  in  einem  solchen  Fall  der  Schlaganfall  das 
Schlußglied  in  der  Kette  der  Krankheitserscheinungen. 

Auch  liegen  keine  Anhaltspunkte  dafür  vor,  daß  ein  bereits  bestehendes 
Leiden  (Gefäßverhärtung)  durch  den  Unfall  so  verschlimmert  worden  sei,  daß  der 
Tod  beschleunigt  wurde,  denn  der  behandelnde  Arzt  fand  den  Grad  der  bestehen- 
den Gefäßverhärtnng  nicht  auffällig,  sondern  dem  Alter  des  Kranken  entsprechend. 

Ich  gelange  daher  zu  dem  Schluß  : 

Der  Tod  des  Arbeiters  K.  kann  nicht  mit  au  Sicherheit  grenzender  Wahr- 
scheinlichkeit auf  den  Unfall  vom  26.  September  1906  bezogen  werden,  es  ist 
auch  nicht  ein  bereits  bestehendes  Leiden  durch  den  Unfall  so  verschlimmert 
worden,  daß  der  Tod  beschleunigt  wurde. 

Auf  Grund  dieses  Gutachtens  wies  das  Schiedsgericht  die  gegen  den  die 
Rentenansprüche  ablehnenden  Bescheid  der  Berufsgenossenschaft  eingelegte  Be- 
rufung zurück. 

GeMriiblutimg  wälireud  der  Arbeit  nicht  als  Unfallfolge  anerkannt. 

V or  geschichte. 

Der  damals  54jährige  Rohrlegerhelfer  H.  wurde  am  11.  Oktober  1911 
vormittags  von  seinem  Arbeitsgenossen  besinnungslos  am  Fußboden  eines  Neu- 
baues liegend  auf  gefunden.  Er  wurde  gelagert,  schien  zeitweise  zu  sich  zu  kommen, 
verfiel  jedoch  wieder  in  Bewußtlosigkeit  und  wurde  ins  Krankenhaus  geschafft. 
Die  von  H.  benutzte  Leiter  stand  in  ihrer  ursprünglichen  Lage  und  war  nicht 
verrückt. 

Bei  seiner  polizeilichen  Vernehmung  hat  H.  angegeben;  Während  der  Arbeit 
(auf  der  Leiter)  bekam  ich  plötzlich  einen  Schwindelanfall,  der  mich  zwang  die 
Arbeit  einzustellen.  Als  ich  im  Begriffe  war  von  der  Leiter  herabzusteigen,  um 
mich  unten  zu  erholen,  erlitt  ich  einen  zweiten  Anfall  und  stürzte  von  der  Leiter 
auf  den  Fußboden  herunter,  wo  ich  bewußtlos  liegen  blieb.  Da  der  Unfall  ledig- 
lich infolge  des  Schlaganfalles  eingetreten  ist  und  ich  Verletzungen 
nicht  davon  getragen  habe,  stelle  ich  keinen  Antrag  auf  Unfallrente. 

Gleichwohl  forderte  die  Ehefrau  später  eine  Angeliörigenrente. 

Untersuchungsbefund  (2.  Juli  1912). 

Mittelgroßer  Mann,  in  genügendem  Ernährungszustände,  der  aktive  Rücken- 
lage im  Bett  einnimmt.  Die  Sprache  ist  etwas  verwaschen,  die  Intelligenz  her- 
abgesetzt. 

H.  schläft  während  der  Untersuchung  ein.  Die  linke  Gesichtshälfte  ist  weniger 
kräftig  innerviert,  als  die  rechte.  Die  hervorgestreckte  Zunge  weicht  nach  rechts 
ab,  die  linke  Lidspalte  ist  größer,  als  die  rechte,  der  linke  Mundwinkel  hängt 
herab.  Beim  Breitziehen  des  Mundes  bewegt  sich  der  linke  Lippenwinkel  nicht  mit, 
ebensowenig  beim  Mundspitzen.  Beim  Backenaufblasen  entweicht  die  Luft  links. 

Die  Augenbewegungen  erfolgen  regelrecht.  Stirnrunzeln  ist  unbeliindert. 
Das  linke  Bein  kann  nur  ganz  kurze  Zeit  wenig  emporgelioben  werden.  Es  besteht 
in  demselben  starke  Muskelsteifigkeit.  Der  Fuß  steht  in  Spitzfußstellung  und  kann 
auch  fremdtätig  nicht  zum  rechten  Winkel  gebeugt  werden. 

Der  linke  Arm  kann  gar  nicht  bewegt  werden.  Die  Finger  sind  eingeschlagen 
und  können  auch  fremdtätig  nicht  gestreckt  werden. 
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Schincrzcmptiiiduiig  ist  am  linken  Hein  vorhanden.  iJer  Knieselinenrehex  ist 
links  ebenso  ausziilösen,  wie  rechts. 

Fnßzitterkrainpf  ist  links  nicht  vorhanden.  Der  Fußsohlenretiex  ist  regel- 
recht. Das  Gefäßrohr  ist  stark  verhärtet.  Die  Speichenschlagader  ist  stark  ge- 
schlängelt, der  Dills  beträgt  78  Schläge  in  der  Minute,  er  ist  regelmäßig. 

li  e g u t a c h t u n g. 

Dei  II.  hat  ein  Schlaganfall  Vorgelegen,  von  demselben  sind  heute  noch 
deutliche  Reste  vorhanden.  Der  Schlaganfall  ist  aber  durch  die  Arbeit  nicht  aus- 
gelöst,  da  eine  übermäßige  körperliche  Anstrengung  gar  nicht  vorlag. 

Der  durch  den  Schlaganfall  herbeigeführte  Sturz  hat  körperliche  Folgen 
nicht  hinterlassen 

Erwerbsfähigkeit  nicht  beeinträchtigt 

II.  ist  nicht  geschäftsfähig  und  ist  es  auch  zurzeit  der  Rescheiderteilimg  nicht 
gewesen.  Zwar  ist  eine  Verständigung  mit  ihm  möglich,  ich  halte  ihn  aber  nicht 
für  fähig,  seine  Vermögensinteressen  wirksam  zu  vertreten,  zumal  er  nach  Angabe 
der  Oberin  zeitweise  völlig  anorientiert  ist  und  von  kleinen  weiteren  Schlaganfällen 
heinigesucht  wird. 

Eine  Entschädigung  wurde  hiernach  nicht  gewälirt. 


H.  ist  daher  durch  Unfallfolgen  seit  dem  11.  Januar  in  seiner 


OebiiTibliituii^-,  Syphilis  oder  Embolie  der  Hinigefäße.  Uiifallfolge? 

ließ  sich  in  dem  nachstehend  wiedergegebeuen  Falle  die  aufgeworfene 
Frage  auch  nicht  einwandfrei  und  in  einer  jeden  Zweifel  ausschließenden  Weise 
lösen,  so  schneiden  doch  die  erstatteten  Gutachten  eine  Anzahl  Fragen  an,  die 
in  der  gutaclitlichen  Tätigkeit  immer  wiederkehren  und  in  den  Vordergrund 
gerückt  zu  werden  verdienen. 


Gutachten  über  die  Fragen: 

A.  wodurcli  der  Tod  des  Zimmermeisters  K.  W.  herbeigeführt  worden  ist, 

D.  welclie  inneren  Krankheiten  hierfür  in  Betracht  kommen, 

C.  ob  der  Tod  durch  eine  dieser  Krankheiten  unabhängig  von  einer  der 
Betriebstätigkeiten  vom  15.  und  23.  Mai  1908  verursacht  worden  ist,  und  in 
welcher  AVeise  in  dem  Falle  die  krankhaften  A^eränderungen  zum  Tode  ge- 
führt liaben, 

D.  oder  ob  bei  dem  Tode  eine  jener  Tätigkeiten  niitgewirkt  hat,  und  in 
welcher  AA'eise  in  diesem  Falle  der  Tod  herbeigeführt  worden  ist. 

A'orgeschichte. 

Der  am  3.  September  1873  geborene  K.  AA".  soll  am  15.  Alai  1908  (also 
34  Jahre,  8 Monate  altj  sich  beim  Ricliten  einer  Scheune  einen  Schaden  zugefügt 
liaben.  Als  er  abends  nach  Hause  kam,  klagte  er  über  Unwohlsein,  er  habe 
schwer  heben  müssen  und  fühlte  Schmerzen  in  der  Brust.  Über  Kopfweh  oder 
Schwindel  habe  er  nicht  geklagt.  Er  mochte  nichts  essen,  ging  bald  zu  Bett,  ohne 
sich  vorher  an  dem  Riclitfest  zu  beteiligen,  das  an  diesem  Abende  noch  statt- 
fand. ln  der  Nacht  hat  er  noch  einige  Male  AATasser  getrunken,  besondere  Klagen 
hat  er  während  der  Nacht  nicht  geäußert. 

Am  folgenden  Tage  hat  sich  sein  Zustand  wieder  gebessert.  So,  wie  es 
sein  sollte,  befand  er  sich  aber  nicht.  Er  konnte  aber  wieder  zur  Arbeit  gehen. 

Der  Bruder  II.  AV.  ist  am  15.  Mai  1908  nicht  dabei  gewesen,  als  sein 
Bruder  zu  schwer  gehoben  haben  soll,  obwohl  er  beim  Richten  anwesend  war. 
Erst  am  anderen  Morgen  klagte  K.  AV.,  es  täte  ihm  alles  weh,  er  habe  nicht 
schlafen  können. 

Der  Zimmermann  R.  hat  am  15.  jMai  1908  beobachtet,  wie  K.  AV.  beim 
I lochbringen  eines  Balkens  sich  plötzlich  verfärbte,  erst  rot,  dann  blaß  wurde 
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und  sagte,  er  hätte  gewiß  /u  viel  bekommen.  Er  hat  dann  aber  noch  bis  zum 
Feierabend  gearbeitet. 

Am  23.  Mai  1908,  vormittags  ll'^U  Uhr,  hat  K.  W.  beim  Tragen  von 
Hölzern  geholfen.  Bei  amtlicher  Vernehmung  haben  die  Zeugen  M.  W.  und  L.  B. 
bekundet,  daß  die  Arbeitsleistung  die  normale  eines  normalen  Arbeiters  nicht 
überschritten  habe. 

Eine  abnorme  Witterung  l)estand  nicht. 

K.  W.  trug  mit  einem  Mitarbeiter  das  Holz  vorn  auf  einem  (^uerknüppel. 
Nachdem  so  im  ganzen  fünf  Hölzer  getragen  worden  waren,  soll  das  sechste 
Holz  auf  dem  Querknüppel  auf  die  Seite  des  K.  W.  gerutscht  sein,  so  daß  es 
diesem  zu  schwer  wurde.  Er  verfärbte  sich,  wurde  bleich  und  blau  und  sagte, 
daß  er  sich  verhoben  habe.  Auch  habe  er  nach  der  linken  Seite  gefaßt  und  über 
Schmerzen  in  der  Brust  bzw.  der  linken  Bumpfgegend  geklagt.  Diese  Arbeiten 
seien  auch  sonst  im  Betriebe  vorgekommen,  ohne  daß  sich  K.  W.  verhoben  oder 
über  etwas  geklagt  hätte.  Es  sei  ihm  aber  oft  schwer  geworden. 

B.  bekundet:  Beim  Tragen  des  letzten  Balkens  wurde  W.  aschfahl  und 
sagte,  es  wäre  ihm  wohl  zu  viel  geworden. 

Diese  beiden  Zeugen  haben  bei  ihrer  Vernehmung  durch  das  Schiedsgericht 
am  2.  Dezember  1908  — L.  B.  unter  seinem  Eid  — nichts  davon  gesagt,  daß 
K.  W.  den  Balken  habe  niedersinken  lassen  und  ohnmächtig  geworden  sei.  Erst 
auf  Betreiben  einer  Partei  hat  L.  B.  unter  dem  11.  Januar  1910,  also  über  ein 
Jahr  später,  eine  dahingehende  eidesstattliche  Versicherung  abgegeben,  die  sich 
also  mit  seiner  eidlichen  Aussage  nicht  deckt.  Wenn  aber  W.  den  Balken  nieder- 
sinken ließ  und  ohnmächtig  wurde,  so  ist  es  sehr  unwahrscheinlich,  daß  er  noch 
sagte:  es  sei  ihm  zu  viel  geworden. 

Dieser  Vorgang  soll  sich  kurz  vor  Mittag  zugetragen  haben. 

K.  W.  kam  dann  am  23.  Mai  1908  mittags  sehr  „elend“  nacli  Hause.  Er 
sah  bleich  aus  und  konnte  ouf  die  Frage  der  Ehefrau,  was  ihm  fehle,  kaum 
antworten.  Er  sagte,  er  müsse  sich  verhoben  haben.  Nachdem  er  sicli  etwas 
aut  dem  Sofa  ausgeruht  hatte,  sind  die  Eheleute  mit  einem  Gespann  zusammen 
nach  0.  gefahren,  um  dort  Kohlen  zu  holen. 

Hier  konnte  er  auf  einmal  mit  dem  linken  Auge  nicht  sehen,  es  war  ihm, 
als  wenn  der  Kopf  nach  links  gedreht  sei. 

Gleich  nach  der  Ankunft  daselbst  wurde  W.  ohnmächtig,  was  sich  noch 
einmal  wiederholte.  Die  Ehefrau  behauptet,  daß  W.  hier  nicht  gearbeitet  habe, 
während  es  bei  der  amtlichen  Vernehmung  des  später  nicht  wieder  vernommenen 
Kaufmannes  H.  K.  am  7.  Juni  1908  heißt: 

„Ebenfalls  soll  die  Arbeitsleistung  des  verstorbenen  W.  auf  dem  Bahnhof 
nach  Angaben  des  Kaufmannes  H.  K.  zu  B.,  welcher  mit  dem  Verstorbenen 
Kohlen  auf  einen  Wagen  lud,  die  normale  eines  normalen  Arbeiters  nicht 
überschritten  haben.“ 

Nach  den  Ohnmachtsaufällen  saß  W.  eine  Weile,  daun  sind  die  Eheleute 
zusammen  neben  dem  Wagen  nach  Hause  gegangen. 

Hier  kam  er  erst  um  51/2  Uhr  an.  Er  hat  sich  dann  zu  Bett  gelegt  und 
ist  nicht  wieder  aufgestanden.  Am  26.  Mai  1908  ist  er  verstorben. 

Dr.  W.  sah  W.  am  24.  Mai  1908.  Der  Kranke  bot  das  Bild  einer  stattge- 
habten Gehirnblutung  (Apoplexie,  Schlaganfall).  Die  linke  Gesichtshälf'te  war  ver- 
zogen, die  Gesichtsmuskulatur  gelähmt,  die  Sprache  lallend  und  unverständlich. 
Der  linke  Arm  wur  gelähmt.  Tags  darauf  verschlimmerte  sich  der  Zustand,  die 
linksseitige  Eähmung  ging  aucli  auf  die  untere  Extremität  über,  es  stellte  sich 
Bewußtlosigkeit  ein,  Patient  verstarb. 

Nacli  Angaben  der  Ehefrau  soll  bei  W.  in  der  Nacht  zum  24.  Mai  Kurz- 
atmigkeit eingetreten  sein,  es  hätten  sich  Zuckungen,  krampfartige  IKwvegungen 
der  Hände  und  Füße  eingestellt  und  er  habe  geäußert,  „es  ruckt  mir  im  ganzen 
Körper“.  Am  25.  Mai  sei  Bewußtlosigkeit  aufgetreten,  die  Krampfanfälle  seien 
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mit  Unterbreclnmgeu  immer  wieder  aufgetreten,  jedoch  niclit  an  der  inzwischen 
völlig  gelähmten  Seite. 

li  e g u t a c li  t u n g. 

Zu  A:  Wodurch  walirsclieiulich  der  Tod  des  Zimmermeis|ters  K.  W. 

herbeigef ülirt  worden  ist. 

Nach  dem  gesamten  Akteninhalt,  nach  den  Aussagen  der  Ehefrau  und  der 
Schilderung  des  Krankheitsbildes  durch  den  behandelnden  Arzt  Dr.  W.  ist  es  un- 
streitig, daß  K.  AV.  am  26.  Mai  1908  unter  den  Erscheinungen  einer  krankhaften 
Veränderung  im  Gehirn  gestorben  ist.  Dafür  sprechen:  die  Lähmungen,  die 
Krämpfe,  die  Bewußtlosigkeit. 

Zu  B:  Welche  inneren  Krankheiten  hierfür  ;in  Betjracht  kommen. 

Derartige  krankhafte  Veränderungen  können  im  allgemeinen  bedingt  sein 
— abgesehen  von  äußeren  Gewalteinwirkungen: 

1.  durch  raumbeengende  Einflüsse  in  der  Schädelkapsel,  wie  Geschwulst- 
bildung, Gehirnabsceß ; 

2.  durch  Zertrümmerung  von  Gehirnsubstanz,  durch  Bluterguß  aus  bersten- 
den, kranldiaft  veränderten  Gehirngefäßen  (Arteriosklerose); 

3.  durch  Folgezustände  von  Zirkulations-  und  hiervon  abhängigen  Ernäh- 
rungsstörungen, plötzlich  oder  allmählich  eintretenden  Verschluß  von  Gehirngefäßen. 

Zu  1.  Raumbeengende  Einflüsse. 

Geschwulstbildung  und  Gehirnabsceß  können  nach  den  nieder  gelegten  Be- 
obachtungen im  vorliegenden  Falle  ausgeschlossen  werden,  da  es  sich  dabei  um 
einen  verhältnismäßig  langsamen  Verlauf  handelt  bzw.  zu  Fiebererscheinun- 
gen kommt. 

Von  den  Vorgutachtern  sind  daher  auch  diese  Ursachen  nicht  mit  in  Be- 
tracht gezogen  worden. 

Zu  2.  Zertrümmerung  von  Gehirnsubstanz  durch  Bluterguß  aus  krank- 
haft veränderten  Gefäßen  (Arteriosklerose). 

Gefäße,  die  infolge  degenerativer  Vorgänge  krankhaft*  verändert  sind,  bersten 
sehr  häufig  und  führen,  ohne  daß  es  einer  besonderen  Ursache  bedarf,  zu  Hirn- 
blutungen. Der  Bluterguß  zertrümmert  Hirnsubstanz  und  hebt  deren  Funktion  auf. 

Als  Ursache  kommt  in  Betracht: 

a)  Brüchigkeit  der  entarteten  Gefäßwandungen  (A'erkalkung,  Aus- 
buchtungen); 

h)  Verminderung  des  Widerstandes  der  Hirnsubstanz  (Entzündung, 
Erweichung  infolge  mangelhafter  Ernährung  durch  die  die  betreffende  Provinz 
versorgenden  Blutgefäße,  greisenhafte  Rückbildung,  senile  Atrophie). 

a)  Brüchigkeit  der  entarteten  Gefäßwandungen 
(Verkalkung,  Ausbuchtung). 

Die  tägliche  Erfahrung  des  Lebens  lehrt,  daß  solche  Hirnblutungen  bei 
krankhaft  veränderten  — also  zum  Bersten  disponierten  — Gefäßen  aus  anschei- 
nend voller  Gesundheit  heraus,  plötzlich  und  unerwartet,  ohne  jede  besondere  Ge- 
legenheitsursache auf  treten.  Es  wird  allgemein  anerkannt,  daß  diese  Erkrankung 
dem  höheren  Alter  — jenseits  der  50  — eigentümlich  ist.  Jedenfalls  ist  sie  vor 
dem  40.  Jahre  ungemein  selten. 

Die  Hirnblutung  (volkstümlich  Schlaganfall)  tritt  nun  äußerlich  derart  in 
die  Erscheinung,  daß  der  Patient  plötzlich  eine  Beklommenheit  fühlt,  daß  bei  ilim 
sich  Angstgefühle  und  Schwindelanfälle  einstellen,  daß  sich  seine  Gedanken  ver- 
wirren. Er  fühlt,  eine  Schwäche,  häufig  auch  Schmerz  in  einer  Körperhälfte 
oder  einer  Extremität,  er  hat  das  Gefühl,  als  gehörten  ihm  diese  Teile  nicht,  als 
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gehorchten  sie  nicht  mehr  seinem  Willen.  Das  Gleichgewicht  wird  gestört,  er  schleppt 
sich  noch  eine  Strecke  fort,  sucht  eine  Stütze  und  bricht  dann  plötzlich  (oft  aller- 
dings erst  nach  einigen  Minuten  bis  Stunden)  bewußtlos  zusammen  und  verharrt 
regungslos  in  einem  schlafähnlicheu  Zustande.  Zuweilen  treten  in  den  Gliedern 
unwillkürliche  Bewegungen  auf.  Dieser  Zustand  der  Bewußtlosigkeit  dauert  gewöhn- 
lich eine  halbe  bis  vier  Stunden,  führt  entweder  zum  Tode  oder  aber  die  Erschei- 
nungen verlieren  an  Stärke,  so  daß  eine  Genesung  wieder  eintritt. 

Bei  anderen  Fällen  kommt  es  nicht  zur  völligen  Bewußtlosigkeit,  der  Patient 
wird  nur  schwindlig,  im  Anschluß  daran  aber  treten  sofort  oder  allmählich  Läh- 
mungserscheinuugen  ein. 

Endlich  giebt  es  ganz  geringe  Anfälle,  die  sich  in  vorübergehenden  Störungen 
des  Sehens,  in  abnormen  Emptindungeu,  wie  Vertaubung,  Hitze-,  Kältegefühl,  in  einem 
Gefühl  von  Schwere  in  einem  oder  allen  Gliedern,  einer  Körperhälfte  oder  sogar 
in  Bewegungsstörungen  eines  Beines  oder  Armes,  endlich  als  Schwindelanfall  äußern. 

Derartige  kleine  Attacken  sind  als  ganz  selbständige  kleine  Anfälle  aufzu- 
fassen. Sollen  sie  — ■ bei  vorhandener  Gefäßerkrankung  — überwiegend  durch 
eine  Gewalteinwirkung  (übermäßige  Kraftanstrengung  usf.)  hervorgerufen  sein, 
so  ist  die  Wirkung  der  Gewalteinwirkuug  auch  beendet,  wenn  sich  dieser  kleine 
Bluterguß  wieder  auf  saugt,  ohne  daß  sich  unmittelbar  daran  weitere  Gehirner- 
scheinungen anschließen.  Jede  nächste  Blutung  verdankt  dann  ihre  Entstehung 
lediglich  dem  Zustande  der  Blutgefäße,  der  unabhängig  von  der  abgeklungenen 
Gewaltein vdrkung  zum  erneuten  Bersten  derselben  Ursache  bot. 

Monakow  (Gehirnpathologie,  Wien  1897)  berichtet  von  einem  Falle  von 
tödlich  verlaufener  Gehirnblutung,  bei  welchem  monatelang  vorher  sogenannte 
„Vorboten“,  wie  die  eben  beschriebenen  geringen  Anfälle,  beobachtet  worden  waren. 
Trotzdem  fanden  sich  keine  den  Vorboten  entsprechende  Veränderungen  im  Gehirn 
vor.  Er  erklärt  sich  dies  so,  daß  in  solchen  Fällen  sich  Blutungen  aus  kleinen 
Gefäßen  einstellen,  die  ziemlich  spurlos  wieder  aufgesaugt  werden.  Er  hebt  dabei 
noch  hervor,  daß  Schlaganfälle  mit  Halbseitenlähmung  noch  aus  verschiedenen 
anderen  Ursachen  entstehen  können,  als  es  Blutergüsse  sind. 

h)  Verminderung  des  Widerstandes  der  Hirnsubstanz 
(Entzündung,  Erweichung  infolge  mangelhafter  Ernährung). 

Diese  Erscheinungen  werden  sich  im  wesentlichen  mit  denen  decken  , die 
bei  der  syphilitischen  Gefäßerkrankung  und  den  durch  diese  gesetzten  Ernährungs- 
störungen zur  Beobachtung  gelangen.  Wenn  die  Hirnsubstanz  den  in  sie  gelagerten 
Gefäßen  einen  geringeren  Widerstand  entgegensetzt,  so  kann  es  zu  punktförmigen 
Blutaustritten  in  das  krankhaft  veränderte  Gewebe  kommen.  Eine  besondere  Blut- 
drucksteigerung ist  hierzu  nicht  notwendig. 

Zu  3:  Folgezustände  von  Zirkulations-  und  hiervon  abhängigen  Er- 
nährungsstörungen, plötzlich  oder  allmählich  eintretendem  Ver- 
schluß von  Gehirngefäßen. 

Die  Blutgefäße  können  ilirer  Aufgabe,  das  Blut  nach  den  von  diesem  zu 
ernährenden  Körperteilen  hinzuführen,  nur  gerecht  werden,  wenn  ihre  Lichtung 
eine  unbeeinflußte  ist  und  den  Blutstrom  frei  passieren  läßt. 

Jede  Verengerung  der  Lichtung  wird  weniger  Blut  zu  der  ernährungsbedürf- 
tigen Körperprovinz  gelangen  lassen  und  deren  Unterernährung  nach  sich  ziehen, 
jeder  Verschluß  eines  Gefäßes  wird  die  Ernährung  des  von  ihm  versorgten  Ab- 
schnittes aufheben  und  Aussetzen  seiner  Funktion  wie  sein  Absterben  zur  Folge 
haben  müssen. 

Phn  plötzlicher  Verschluß  von  Gehirngefäßen  kann  entstehen  durch  das 
Verschlepptwerden  von  Blutgerinnseln  oder  anderen  körperlichen  Elementen  (z.  B. 
abgerissenen  Stücken  einer  Herzklappe  bei  schweren  Herzklappenerkrankungen) 
aus  dem  Pierzen. 
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Daß  W.  herzkrank  gewesen  sei,  ist  nicht  erwiesen,  auch  dnrcliaus  unwalir- 
sclieinlicli,  weil  derselbe  bis  zu  seinem  Tode  anscheinend  schwere  Arbeiten  ver- 
richtet hat  und  Steiger  bei  der  Feuerwehr  gewesen  ist.  Diese  Möglichkeit  kann 
füglich  im  vorliegenden  Falle  außer  Betracht  bleiben.  l)ie  Angehörigen  verwahren 
sich  aucli  energisch  gegen  die  xVnnahme,  daß  W.  vor  dem  Unfall  irgendwie  krank 
gewesen  sei. 

Wir  kommen  nunmehr  zu  einer  anderen  Gefäßerkrankung,  der  syphilitischen, 
über  deren  mikroskopisclie  Verhältnisse  (welche  Schicht  der  Gefäße  zuerst  erkrankt 
usf.)  ein  hier  nicht  interessierender  Streitfall  geherrscht  hat  und  noch  herrscht. 

Folgen  wir  der  Schilderung  Oppenheims  (Prof.  Dr.  11.  Oppenheim-Berlin: 
Die  syphilitischen  Erkrankungen  des  Gehirns,  Wien  1896),  so  läßt  sich  sagen:  Die 
llirnarterien  — besonders  die  größeren  — bilden  häutig  den  Sitz  krankhafter 
Veränderungen,  wobei  es  zu  einer  Verengerung  der  Gefäßlichtung,  zu  deren 
völligen  Verödung  oder  A'erstopfung  mit  geronnenem  Blute  kommt.  Die  Verenge- 
rung und  der  Verschluß  der  Gefäßlichtung  werden  sich  in  schweren  Störungen 
durcli  die  Kreislaufunterbrechung  in  dem  befallenen  Gefäßbezirk  kundgeben  müssen. 

Zu  den  Symptomen  der  syphilitischen  Gefäßerkrankungen  gehört  nach  Op- 
penheim auch  die  Benoninieuheit,  wie  sie  bei  W.  Vorgelegen  hat.  (Er  konnte 
am  23.  Mai  1908  der  Ehefrau  auf  die  Frage,  was  ihm  fehle,  nicht  antworten.) 

Der  Verschluß  durcli  Blutgerinnsel  (Thrombose)  bei  syphilitischer  Gefäß- 
erkrankung ist  besonders  dadurcli  charakterisiert,  daß  er  nicht  nur  in  der  Regel 
langsam  entsteht,  sondern  daß  dem  definitiven  Gefäßverschluß  meist  eine  zeitlich 
begrenzte,  sich  unter  Umständen  mehrfach  wiederholende  Zirkulationshemmung 
in  dem  ergriffenen  Gefäßbezirk  vorausgeht.  Die  flüchtigen  Symptome  der  Kreislauf- 
unterbrechung, die  der  definitiven  A'ernichtung  der  Funktion  um  Stunden,  Tage 
usf.  vorausgehenden  Attacken  einer  vorübergehenden  Schädigung  sind  nach  Oppen- 
heim das  die  Symptomatologie  der  syphilitischen  Gefäßerkrankung  vor  allen 
anderen  P^ornien  der  Hirngefäßerkrankung  auszeichnende  Momente. 

Diese  langsame  Entwickelung  zeigt  sich  äußerlich  darin,  daß  die  Funktions- 
störungen sich  nicht  mit  einem  Schlage,  sondern  stufenweise  einstellen.  Es  ist 
nicht  ungewöhnlich,  daß  sich  zunächst  eine  Schwäche  in  der  Körperseite  einfindet, 
die  dann  allmählich  in  volle  Lähmung  übergeht.  Dabei  kann  zunächst  das  Bewußt- 
sein ungetrübt  sein. 

Nun  erstreckt  sich  der  krankhafte  Prozeß  häufig  auf  mehrere  Gefäße.  Dem- 
entsprechend deuten  dann  auch  die  Erscheinungen  in  vielen  Fällen  auf  multiple 
Herde.  Krampfanfälle  gelangen  häufig  zur  Beobachtung. 

Über  die  Dauer  eines  auf  syphilitischer  Gefäßerkrankung  beruhenden  Hirn- 
leidens läßt  sich  etwas  Bestimmtes  nicht  sagen.  Heubner  giebt  au,  daß  nach 
Eintritt  der  llalbseiteulähmung  oder  der  dieser  entsprechenden  Symptome  des 
Gefäßverschlusses  der  Tod  in  1 bis  I1/2  Tagen  erfolgen  kann,  daß  aber  in  anderen 
Fällen  1 — 3 AVochen  bis  zum  tödlichen  Ausgang  vergehen. 


Zu  C:  Ob  der  Tod  durch  eine  dieser  Krankheiten  unabhängig  von 
einer  der  Betriebstätigkeiten  vom  15.  und  23.  Alai  1908  verursacht 
worden  ist  und  in  welcher  AA^eise  in  dem  Falle  die  krankhaften  A"er- 

änderuugeu  zum  Tode  geführt  liaben. 


Der  vorliegende  Fall 


ist  schwierig  zu  entscheiden,  weil  die  Angehörigen 
die  Sektion  der  Leiche  verweigert  haben  und  weil  bis  zu  dem  Eintreffen  des 
Dr.  AV.  am  24.  Mai  1908  eine  einwandfreie  Beobachtung  des  Kranken  von  ärzt- 
licher Seite  nicht  stattgefunden  hat.  Die  Beobachtung  von  Laien,  die  Schwiudel- 
anfälle,  Ohnmächten,  Bewußtlosigkeit,  Sclnvächegefülü,  Lähmung  usf.  nicht  mit 
erforderlicher  Genauigkeit  auseinanderhalten,  sind  nicht  mit  Siclierlieit  zu  verwerten. 

Von  den  oben  näher  beschriebenen  Erkrankungen  — Zertrümmerung  von 
Gehirnsubstanz  durch  Bluterguß  aus  veränderten  Gefäßen  oder  Folgezustände  von 


(jlelnriiblutiiiig,  Syphilis  oder  Embolie  der  HirugefaßeV 
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jede  den  'l'od  unt(‘r  den  von  l)r.  AV.  bc'schriebenen  ErsclnMiiiingen  veriirsach(ui. 

Der  apoplektische  Anfall  als  solclu'r  läßt  selten  mit  Siclu'rheit  eine  Ent- 
scheidung zu,  ob  es  sich  um  eine  Hirnblutung,  Vu'rschlepptwf'rdcm  (änes  an  anderer 
Stelle  gebildeten  Cxerinns(ds  in  (dne  (Tehirnarterie  oder  V('rschluß  eines  Gehirii- 
gefäßes  durch  (ferinnselbildung  am  Orte  handelt  (llämorrhagie,  Embolie;,  Throm- 
bose). Es  sei  darauf  hiugewiesen,  daß  dn;i  Prozesse;  zu  gleicher  Zeit  entstehen 
können.  Es  ist  aber  zu  betone;n,  daß  das  Bild  edner  Arte;riemve;rstopfung  (Throm- 
bose) einen  viel  weniger  stürmischen  Charakter  verrät,  als  elas  einer  Hirnblutung 
oeler  Embolie. 

^lau  ist  elaher  bei  der  Auswahl  eler  im  vorliegenden  Falle  zum  Tode 
führenden  Erkrankung  lediglich  auf  die  Wahrscheinlichkeit  angewiesen. 

Hei  einem  34V2jhhrigen  Alanne  spricht  die  Wahrscheinlichkeit  nach  allge- 
meiner ärztlicher  Erfahrung  unbedingt  dafür,  daß  die  einen  schlaganfallähnliclum 
'Pod  herbeiführende  Erkrankung  eine  syphilitische  war. 

Würdigung  der  bereits  erstatteten  Gutachten. 

L)r.  A.  geht  in  seinem  Gutachten  vom  21.  Dezember  1908  vorwiegend  von 
der  Ansicht  aus,  daß  lediglich  eine  Gehirnblutung  bei  Arteriosklerose  Vorgelegen 
habe.  Er  giebt  selbst  an,  daß  dies  eine  Krankheit  des  vorgerückten  Alters  nach 
dem  50.  Lebensjahre  sei.  Demnach  spricht  die  Wahrscheinlichkeit  gegen  die  An- 
nahme dieser  Erkrankung  bei  dem  noch  nicht  35 jährigen  Manne. 

Daß  auch  eine  Embolie  mit  Wahrscheinlichkeit  in  Frage  komme,  kann  ich 
nicht  anerkennen.  Denn  bei  dieser  treten  die  Herdsymptome  plötzlich  ein,  ohne 
daß  gemeinhin  Vorboten  beobachtet  werden.  Ein  Herzleiden  Avar  im  übrigen  bei 
W.  nicht  festgestellt. 

Dem  Gutachten  des  Sanitätsrates  Dr.  L.  vom  22.  April  1909  trete  ich  bei, 
weil  auch  nach  meiner  Auffassung  das  jugendliche  Alter  des  W.  und  die  allmäh- 
lich eiugetretenen  Vorboten  der  Lähmung  mit  hoher  Wahrscheinlichkeit  für  Syphilis 
sprechen.  Auch  muß  ich  dem  Satze  beitreten,  daß  Hirnsyphilis  sich  bemerkbar 
macht,  ohne  daß  der  davon  Befallene  oder  seine  Umgebung  von  dem  Grundleiden 
wissen,  und  ohne  daß  sich  andere  äußere  syphilitische  Krankheitserscheiuuugeu 
darbieten  oder  feststellen  lassen.  Das  Erzeugen  gesunder  Kinder  spricht  nicht 
gegen  das  Vorhandensein  von  Syphilis  beim  Erzeuger,  da  diese  Krankheit  jahre- 
lang latent  (scheinbar  zur  Ruhe  gekommen,  schlummernd)  bestehen  kann. 

Das  Gutachten  des  Dr.  med.  St.  vom  7.  Oktober  1909  geht  von  der  Voraus- 
setzung aus,  daß  W.  ein  „gesunder,  kräftiger“  Mann  war.  W.  kann  indes  nur 
scheinbar  gesund  gewesen  sein,  denn  daß  bei  ihm  krankhafte  Gefäßveränderungen 
bereits  vor  dem  15.  Mai  1908  bestanden  haben  müssen,  kann  nicht  bestritten 
werden.  Auch  kann  W.  nicht  kräftig  gewesen  sein,  denn  ihm  sind  derartige  Ar- 
beiten, wie  sie  im  Betriebe  auch  sonst  vorgekommen  sind,  oft  schwer  geworden. 
Die  von  Dr.  St.  beanständete  Behauptung  des  Dr.  L.,  „wenn  keine  Erklärung  zu 
finden  sei,  sei  stets  Syphilis  anzunehmen“,  kann  ich  in  dessen  Gutachten  vom 
22.  April  1909  nicht  linden.  Dr.  L.  spricht  nur  davon,  daß  der  Symptomenkomplex 
mit  größter  Wahrscheinlichkeit  auf  eine  syphilitische  Erkrankung  der  Gefäße 
schließen  lasse.  Dieser  Satz  ist  vollkommen  zutreffend  und  Dr.  St.  giobt  zum  Teil 
seine  Richtigkeit  zu,  wenn  er  sagt:  „ln  manchen  Fällen  wird  diese  Annahme 
zutreffen.“ 

Da  wir  im  vorliegenden  Falle  ab(;r  nur  mit  der  Walirsclieinlichkeit  zu 
rechnen  haben,  so  ist  es  nicht  zulässig,  wenn  die  Behauptung  aufgestellt  werden 
soll,  gerade  dieser  Fall  scheide  aus  der  Gruppe,  die  die  sonstige;  Walirscheinlich- 
keit  umfaßt,  aus,  olme  daß  uns  dafür  eine  andere  größere  Walirscheinlicldv('it 
geboten  wird. 

Der  Begriff  der  Atlieromatose,  den  Dr.  St.  anfülirt,  ist  praktisch  gleicli- 
bedeutend  mit  Arteriosklerose.  Nach  Prof.  r.  Schröfter  (Erkrankungi'n  der  G('- 


Engel,  Beurteiluug  von  Unfallfolgen. 
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fiilio,  AVi(Mi  1909)  kann  di(‘  „Atlioroniatoso“  niclit  als  solbstänflig(‘.  Erkrankung 
aiil'g(‘falit  werden,  da  dii^se  Ersclieinung  nur  in  gewissen  Gefäben  und  nur  in  ge- 
wissen Fällen  als  ('in  Stadium  der  Arteriosklerose  ountritt.  Im  wesentlichen  wäre 
darunti'r  also  ('benfalls  ursprünglich  di(^  Arteriosklerose  zu  verstehen,  über  die 
schon  die  Vorgutachtei-  gesproclien  hatten. 

Über  den  allgemeine  Giltigkeit  habenden  Satz,  dali  Gehirnsyphilis  dem 
jugendliclum  Alter,  Arteriosklerose  dem  höheren  Alter  eigentümlich  sei,  hat  sich 
I)r.  St.  hinweggesetzt. 


Zum  Gutachten  des  l)r.  G.  habe  ich  Folgendes  zu  bemerken:  Dem  Satze, 
(Iah  die  Zuckungen  und  krajupfartigc'n  llewegungen  durchaus  in  das  Bild  der 
Hii'nblutung  einzureihen  sind,  trete  ich  bei,  jedoch  mit  der  Einschränkung,  daß 
sie  bei  Hirnblutungen  sc'lten  sind.  Sie  treten  aber  auch  bei  syphilitischen  Hirn- 
erkrankungen auf  und  sind  lediglich  abhängig  von  der  Lokalisation  des  Prozesses. 
Für  die  Art  des  Prozesses  haben  sie  nichts  Beweisendes. 


Zu  C.  Es  ist  nunmehr  zu  erörtern,  ob  der  Tod  durch  eine  dieser  Er- 
krankungen (Arteriosklerose  oder  Hirnsyphilis),  unabhängig  von  der  Betriebs- 
tätigkeit vom  15.  oder  23.  Mai  verursacht  worden  ist. 

Nimmt  mau  zugunsten  der  Hinterbliebenen  an,  der  noch  nicht  35  Jahre 
alte  W.  hätte,  was  als  außerordentlich  selten  von  allen  Seiten  zugegeben  wird, 
mithin  nicht  wahrscheinlich  ist,  an  einer  Verkalkung  (Arteriosklerose)  der  Gehirn- 
gefäße gelitten  und  die  bei  ihm  am  15.  und  23.  Mai  beobachteten  Vorgänge  wären 
auf  einen  Blutaustritt  aus  geborstenen  Gehirngefäßen  zurückzuführen,  so  ist  nicht 
zu  verstehen : 


1.  daß  er  am  15.  Mai  1908  die  Arbeit  nicht  abgebrochen  hat,  sondern  bis 
zum  Feierabend  arbeitete; 

2.  daß  er  vom  16.  Mai  1908  an  wieder  gearbeitet  hat; 

3.  daß  er  am  23.  Mai  1908  nach  dem  Unfall,  wo  „es  ihm  zu  viel  geworden 
ist“,  nach  Hause  gehen  konnte; 

4.  daß  er  bereits  nach  kurzer  Mittagsrast  auf  dem  vermutlich  nicht  ge- 
federten Wagen  den  Weg  nach  0.  zurücklegen  konnte; 

5.  daß  er  sich  überhaupt  an  der  Arbeit  des  Kohlenladens  beteiligen  wollte, 
wenn  er  sich  nicht  daran  sogar  beteiligt  hat; 

6.  daß  er  imstande  war,  neben  dem  Wagen  nach  B.  zurückzugeheu. 


Will  man  die  Arbeitsleistung  des  W.  als  auslösendes  Moment  der  Gehirn- 
blutung ausprechen,  so  hätten  doch  mit  höchster  Wahrscheinlichkeit  die  erneuten 
Arbeitsleistungen  in  der  Zeit  vom  16.  bis  23.  Mai  bereits  die  Katastrophe  herbei- 
führen müssen.  Die  innere  Vorbedingung,  krankhafte  Veränderung  der  Gefäße, 
bestand  ja  doch  weiter.  Insbesondere  hätte  die  Arbeit  des  Balkentragens  am  23.  IMai 
vor  dem  6.  Balken,  dann  die  Fahrt  nach  0.  und  der  Rückweg  nach  B.,  womit 
zweifellos  zeitweise  ein  erhöhter  Blutdruck  verbunden  war,  nicht  ohne  Einfluß  auf 
ein  etwaiges  Bersten  der  Blutgefäße  bl(3ibeu  können. 

Ganz  zu  schweig('u  davon,  daß  in  jener  Zeit  auch  durch  Pressen  beim  Stuhl- 
gang, Niesen,  Husten  usf.  Blutdrucksteigerung  hervorgerufen  worden  sein  muß. 

Die  oft  gehörte,  aber  nur  auf  Vermutungen  — nicht  auf  einwandfreier, 
naturgemäß  unmöglicher  direkter  Beobachtung  — beruhende 
Kraftanstrengung  liabe  nur  eine  ganz  kh'ine  Öffnung  in  dem 
allmählich  habe  sich  die  Öffnung  vergrößert  und  somit  einen 
tritt  gestattet,  ist  meines  Erachtens  nicht  stichhaltig. 

Wir  wiss(3ii,  daß  das  krankhafte  Gefäß  ohne  jede  besondere  äußere  Ursache 
infolge  der  verminderten  V'andstärke  seine  Haltekraft  verlieren  kann,  gleichwie 
di(^  verrostete  Wand  des  Wasserrohres  allmählich  Wasser  aussickern  läßt,  bis 
sich  infolge  W(‘itt'rverbreitiing  des  zerfressemh'ii  Prozesses  ein  völliger  Rolirbruch 
aiisbildc't. 


Anschauung,  die 
gesetzt, 
Blutaus- 


Blutgefäß 


größeren 


Gehirnblutung,  Syphilis  oder  Embolie  der  Hirngefäße? 
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Kommt  OS  in  dem  schadhaften  Wasserrohr  durch  Absperrung  von  Ni'ben- 
leitungen  zu  einem  erhöhten  Druck,  so  wird  dann  das  Wasser  nicht  erst  aussickern, 
sondern  es  kommt  sofort  zu  einem  erheblichen  Kohrbruch  auf  weite  Strecken  mit 
der  machtvollen  Einwirkung  des  entfesselten  Wassers  auf  seine  neue  Umgebung. 
Dieselben  mechanischen  Verhältnisse  herrschen  ähnlich  bei  den  erkrankten  Klut- 
gefälieu.  Daß  die  krankhaft  veränderte,  also  schadhafte  G-efäßwand,  ohne  Di  uck- 
steigerung,  erst  kleine,  dann  dem  Fortschreiten  des  Prozesses  entsprechende 
größere  Blutmengen  entströmen  läßt,  ist  verständlich. 

Nicht  aber  ist  es  begreiflich,  daß  die  erhöhte  Blutdrucksteigerung  an  dem 
krankhaft  veränderten  Gefäß  zunächst  eine  kleine  Öffnung  hervorruft  und  daß 
dann  erst  der  zur  Norm  zurückgekelirte  — ja  infolge  Ruhe  meist  verringerte  — 
Blutdruck  ein  weiteres  Bersten  des  Gefäßes  herbeiführen  soll. 

Vielmehr  ist  es  wahrscheinlich,  daß  ein  durch  Kraftanstrengung  gesteigerter 
Blutdruck  sofort  einen  größeren  Gefäßabsclmitt  sprengt,  als  es  der  normale  Blut- 
druck tun  würde.  In  solchen  Fällen  muß  also  von  vornherein  eine  schwere  G(^- 
hirnblutung  statttiuden. 

Nimmt  man  ferner  au,  daß  der  Blutaustritt  infolge  der  Überanstrengung, 
infolge  einer  Blutdrucksteigerung  eintrat,  so  muß  auffallen,  daß  die  Lähmungs- 
erscheinungen auf  der  linken  Körperseite  eintraten.  Demgemäß  muß  der  Herd  der 
Blutung  in  der  rechten  Gehirnhälfte  seinen  Sitz  gehabt  haben. 

Bei  der  Gefäßverkalkung  sind  die  Gehirngefäße  gleichmäßig  krankhaft  ver- 
ändert, im  Gegensatz  zur  syphilitischen  Gefäßerkrankung,  die  sich  nur  strecken- 
weise findet.  Sind  nun  die  Gefäße  gleichmäßig  krankhaft  verändert,  so  wird  die 
Berstung  da  eintreten,  wo  der  größte  Druck  stattfindet.  Aus  anatomischen  Gründen 
(direkter,  nicht  winkliger  Abgang  der  linken  großen  Halsschlagader  aus  der  Haupt- 
körperschlagader, nahe  dem  Herzen)  ist  aber  der  Blutdruck  in  der  linken  Ge- 
hirnhälfte ein  größerer,  (xius  der  besseren  Blutversorgung  der  linken  Gehirnhälfte 
erklärt  man  die  bessere  Ausbildung  ‘der  rechten  Körperhälfte.)  Demzufolge  haben 
auch  die  meisten  Gehirnblutungen  ihren  Sitz  links  (mit  rechtsseitiger  Lähmung). 
Wenn  nun  dieser  au  und  für  sich  links  schon  größere  Blutdruck  noch  durch  eine 
außergewöhnliche  Kraftanstreugung  gesteigert  wurde,  so  ist  nicht  einzusehen,  warum 
dieser  übermäßige  Druck  nicht  dann  wie  gewöhnlich  auch  in  der  linken  Geliirn- 
hälfte  seine  verderbenbringende  Wirkung  entfaltete,  sondern  eine  rechtsseitige 
Gehirnblutung  eintrat.  Mir  scheint  auch  diese  Tatsache  gegen  die  Annahme  einer 
Blutdrucksteigerung  als  mitwirkende  Ursache  zu  sprechen;  es  wird  dadurch  viel 
eher  wahrscheinlich,  daß  an  dem  Auftreten  der  Erkrankung  lediglich  die  krank- 
haften Veränderungen  der  Gefäßwand  allein  schuld  tragen,  sofern  eine  Arterio- 
sklerose als  vorliegend  angenommen  werden  kann.  Ich  füge  noch  hinzu,  daß  kein 
unbefangener  xirzt,  der  zu  einem  halbseitig  Gelähmten  gerufen  wird,  Nachfor- 
schungen anstellen  wird,  was  für  Kraftanstrengungen  dem  Schlaganfall  voraufge- 
gangen sind,  da  die  Gefäßbeschaffenheit  allein  die  Katastrophe  erklärt.  Bei  nicht 
körperlicli  x\rbeitenden,  die  ebenfalls  ein  großes  Kontingent  zu  den  von  einem 
Sclilaganfall  betroffenen  stellen,  würden  diese  Nachforschungen  auch  einen  nega- 
tiven Erfolg  haben.  Wenn  schon  ein  Schlaganfall  in  der  Bettrulie,  also  bei  ver- 
ringertem Blutdruck  auftritt,  so  bedarf  es  nicht  des  Heranziehens  eines  blutdruck- 
steigernden Momentes,  wie  Husten,  Pressen,  Niesen,  Arbeitsleistung.  Das  sind  nur 
zufällig  mitwirkende  Momente.  Die  krankhafte  Beschaffenlieit  der  Gefäßwandung 
ist  die  überwiegende  Ursache.  Daß  die  Spruchpraxis  im  allgemeinen  Kraft- 
anstrengungen bei  Arteriosklerose  als  Schlaganfall  auslösende  Unfälle  aner- 
kennt, entspricht  mehr  einer  humanen  Betätigung  als  wissenscliaftlich  erhärteten 
Tatsachen. 

Nacli  dem  vorliegenden  Akteninhalte  wird  die  Betriebstätigkeit  des  W.  am 
15.  und  23.  Mai  1908  als  eine  das  betriebsübliche  Maß  überschreitende  von  seinen 
Genossen  nicht  bezeichnet.  Erst  allmählich  taucht  im  Dezember  1908  die  Dar- 
stellung auf,  daß  das  Holz  auf  dem  Querknüppel  nach  der  Seite  des  Verstorbenen 
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gerutscht  sein  soll.  In  der  Unfallan/eige  vom  28.  Mai  1908,  bei  der  \'oriielmiiing 
auf  dem  Landratsamt  am  2.  Juni  1908  wird  hiervon  noch  nichts  erwähnt.  Durch 
di(‘ses  IlinUberrutschen  soll  der  Verstorbene  zu  schwer  belastet  worden  sein.  Dali 
ei-  dadurch  aber  „plötzlich  fast  die  ganze  Last  zu  tragen“  bekam,  wie  Dr.  G.  an- 
nimmt, ist  nicht  verständlich.  Die  beiden  Mitarbeiterließen  den  Dalken  doch  nicht  los. 

]\Ian  darf  auch  annehnieu,  daß  der  neben  W.  den  Querknüppel  tragende 
Mitai'beiter  den  Knüppel  senkte,  um  den  Daumstamm  wieder  sofort  in  seine  ur- 
sprüngliche Lage  zurückgleiten  zu  lassen. 

Ferner  ist  nicht  verständlich,  inwiefern  durch  das  Kutschen  des  Dalkcms 
nach  der  Seite  eine  erhebliche  Verschiebung  des  Gewichtes  statttinden  soll,  wenn 
d('r  Querknüppel  nicht  ein  außergewöhnlich  langer  gewesen  ist. 

Wenn  die  getragenen  Rundhölzer  40  cm  Durchmesser  hatten  und  jeder 
Träger,  um  am  Querknüppel  tragen  zu  können,  40  cm  Spielraum  braucht,  so  hat 
d('r  Querknüppel  schon  eine  Länge  von  l’20m  besitzen  müssen,  ln  diesem  Falle 
haben  die  vorderen  Träger  mit  ihrem  inneren  Arm  das  Rundholz  berührt,  ein 
Seitwärtsgleiten  wäre  in  diesem  Falle  nicht  gut  möglich. 

Ist  der  Querknüppel  aber  länger  gewesen,  so  ist  die  Tätigkeit  der  vorderen 
Träger  des  Rundholzes  auch  von  vornherein,  schon  vom  Anhebeu  an,  gleichzeitig 
(üne  balancierende  gewesen. 

Sollte  demnach  tatsächlich  das  Rundholz  zu  \V.  hinübergerutsclit  sein,  so 
ergiebt  sich  daraus,  daß  er  nicht  mehr  imstande  war  zu  balancieren,  daß  ihn  ein 
plötzliches  Scliwächegefühl  daran  hinderte,  daß  also  ein  Nachlassen  seiner  Kräfte 
ihn  den  Querknüppel  sinken  lassen  machte,  nicht  aber,  daß  die  angebliche  Gewichts- 
v(u‘schiebung  die  Ursaclie  zu  dem  aus  einer  Gehirnblutung  herrührenden  Schwäclie- 
anfall  war. 

Der  Vorgang  am  15.  Mai  1908  ist  von  den  Zeugen  nur  sehr  ungenau  ge- 
schildert.  Fs  heißt  da  nur:  Als  wir  einen  5 oder  auch  6 m langen  Dalken  hoch- 
bringen wollten,  verfärbte  sich  W.  plötzlich'.  Er  wurde  erst  rot,  dann  blaß  und 
sagte,  er  hätte  wohl  zu  viel  bekommen.  Er  hat  dann  noch  bis  zum  Feierabend 
gearbeitet. 

Aus  dieser  allgemein  gehaltenen  Schilderung  kann  nur  angenommen  werden, 
die  Zeugen  meinen,  auch  bei  dieser  Tätigkeit  habe  eine  übermäßige  Kraftanstren- 
gung  stattgefunden.  Hätte  diese  angenommene,  angeblich  übermäßige  Kraftanstren- 
gung das  Zerreißen  eines  Gefäßes  zur  Folge  gehabt,  so  hätte,  wie  ich  schon  oben 
auseinandergesetzt  habe,  sich  eine  erhebliche  Einwirkung  auf  den  körperlichen  Zu- 
stand des  W.  feststellen  lassen  müssen.  Dies  war  aber  nicht  der  Fall. 

Ich  nehme  also  an,  daß  die  Retriebstätigkeiten  des  W.  am  15.  und  23.  3Iai 
1908  auf  die  Erkrankung  keinen  Einfluß  geliabt  haben. 

Wollte  man  das  Gegenteil  annehmen,  so  wäre  dies  überliaupt  nur  möglicli, 
wenn  Arteriosklerose  als  Grundleiden  angenommen  wird.  Daß  hierfür  aber  die  ge- 
ringere Wahrscheinlichkeit  gegeben  ist,  wurde  wiederholt  betont. 

Nimmt  man  an,  daß  der  Tod  infolge  einer  syphilitischen  Gehirnerkrankung 
('intrat,  so  kommt  der  Detricbstätigkeit  überliaupt  kein  Einfluß  zu.  Das  Zugruude- 
gelien  der  llirnsubstanz  ist  Folge  der  mangelhaften  Ernährung  durch  die  sich 
allniälilich  schließenden  Gefäße. 

In  beiden  Fälhm  — Arteriosklerose  oder  llirnsyphilis  — fülirten  die  krank- 
haften Veränderungen  zum  Tode,  indem  lebenswichtige  Provinzen  des  Gehirns  ihri'r 
Funktionsfähigkeit  beraubt  wurden,  so  daß  zum  Schlüsse  die  Herz-  und  Atmungs- 
tätigkeit aufhören  mußte. 

Hiermit  ist  die  Frage  zu 

D:  Oder  ob  bei  dem  Tode  eine  jener  Tätigkeiten  mitgewirkt  hat, 
l)('r('its  veriK'int. 

Ich  fasse  nu'in  Gutachtern  noch  einmal  kurz  zusammen. 

Möglich  als  todbringemde  Krankhdt  ist  im  vorliegenden  Falle  dii^  Gehirn- 
blutung sowie'  Ge'liinivSyphilis.  Die  beschrie'benen  Symptome'  lasse'ii  in  zwingemh'r 
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Wt'isc  kiMiio  von  den  beiden  Krankheiten  als  die  ausschli(d.dich  in  Iletracbt  koininoiKh' 
Todesursache  erkennen.  Inunerhin  Aväre  der  Verlauf  für  eine  (leliirnbliitung  un- 
gewöhnlich, während  er  sicli  in  das  llild  der  syphilitischen  Erkrankung  zwang- 
los einfUgt. 

Das  jugendliche  Alter  des  Verstorbenen  bietet  die  größere  VVahrscheinlicli- 
keit  dafür,  daß  die  todbringende  (fehirnerkrankung  eine  syphilitische  war. 

Ini  letzteren  Falle  hat  die  netriebstätigkeit  überhaupt  keinen  Einfluß  aut 
den  Ausgang  des  Leidens. 

Wird  eine  Gehirnblutung  als  vorliegend  aiigenoinnien,  so  kommt  der  De- 
triebstätigkeit  nur  dann  eine  verschlimmernde  Wirkung  als  Gelegenheitsursache 
zu,  wenn  sie  mit  einer  über  das  betriebsübliche  Maß  hinausgehenden  — also 
außergewöhnlichen  — Kraftanstrengung  verbunden  war.  Dies  ist  von  den  INIit- 
arbeitern  des  Verstorbenen  ursprünglich  verneint  worden. 

Hi('rauf  reichte 
zu  dem  Schlüsse  kam: 


die  klagende  Partei  ein  Gutachten  des  Prof. 


I). 


ein,  welcher 


1.  Es  ist  anzunehmen,  daß  bei  dem  Verstorbenen  irgend  eine  Krankheits- 
disposition Vorgelegen  hat,  welche  das  Auftreten  eines  Schlaganfalles  bei  schwerer 
körperlicher  Arbeit  begünstigte. 

2.  Welcher  Art  die  Disposition  war,  läßt  sich  aus  den  Tatsachen  nicht 
mehr  entscheiden. 

3.  Welcher  Art  aber  auch  die  Krankheitsdisposition  bei  dem  Verstorbenen 
gewesen  sein  mag,  es  ist  mit  größter  Wahrscheinlichkeit  anzunehmen,  daß  die  am 
15.  und  23.  VI ai  stattgehabten  körperlichen  Überanstrengungen  zur  Entstehung  des 
Schlaganfalles  und  zu  dem  am  26.  Vlai  erfolgten  Tod  des  W.  Avesentlich  mitge- 
wirkt haben. 


Gegen  die  in  dem  Gutachten  auf  mich  enthaltenen  Angriffe  erwiderte  ich: 

„Prof.  1).  giebt  zu,  daß  echte  Arteriosklerose  in  dem  Alter,  in  dem  der  W'i- 
storbene  stand,  nicht  sehr  häufig  ist.  Akzeptiert  man  diesen  Satz,  so  wird  mein 
Gutachten  vom  19.  Juli  1910  nur  gestützt. 

Prof.  B.  fährt  dann  fort:  „Doch  muß  man  in  der  Pathologie  nicht  nur  mit 
den  häufigen,  sondern  oft  genug  auch  mit  den  seltenen  Möglichkeiten  rechncm.“ 
Dies  ist  für  das  Gebiet  der  Pathologie  zweifellos  zutreffend,  nicht  aber  auf  dem 
Gebiet  der  Bechtsprechung  in  Unfallangelegenheiten,  wo  der  Begriff  der  Walir- 
scheinlichkeit  gegenüber  dem  Begriff  der  einfachen  oder  gar  der  seltenen  Möglich- 
keit an  erster  Stelle  steht. 


Wenn  nun  Prof.  B.  sagt,  daß  die  Schlankheit  und  die  anscheinende  Gesund- 
heit des  Verstorbenen  die  Annahme  einer  Arteriosklerose  nicht  besonders  wahr- 
scheinlich mache,  so  scheidet  sie,  als  nur  noch  möglich,  aus  der  Betrachtung  aus. 

VI ein  Vergleich  zwischen  Gefäßrohr  und  Wasserrohr  ist  nur  zur  Erläuterung 
herbeigezogen  und  macht  nicht  den  Anspruch  auf  Stichhaltigkeit  in  jedem  kleinen 
nebensächlichen  Punkte.  Was  ihm  indes  Prof.  B.  als  Vlangel  voi’Avirft,  man  dürfe 
die  physikalischen  V^erhältnisse  an  einem  leblosen  starren  Rohr  mit  denen  an  einer 
lebenden  elastischen  Blutgefäßwand  gar  nicht  vergleichen,  ist  nicht  durchgreifend. 
Die  arteriosklerotisch  veränderte  Gefäßwand  ist  eben  auch  starr,  da  sie  durch  die 
Erkrankung  ilire  Plastizität  eingebüßt  liat. 

Wenn  die  Blutaustritte  zu  verschiedenen  Zeiten  an  verschiedenen  Stelhm 
erfolgen,  dann  kommt  als  eventuelle  Unfallfolge  nur  die  der  üb(n-mäßigen  Kraft- 
anstrengung unmittelbar  folgende  Blutung  in  Betracht,  im  vorliegenden  Falle  also 
diejenige,  die  am  23.  Vlai  1908  vormittags  erfolgte,  nicht  aber  die,  die  dann  nacli 
der  Ruhepause  am  Nachmittag  erfolgt  ist. 

Wenn  Prof.  B.  weiter  erklärt,  von  der  Regel  der  linksseitigen  Gehirnblutung(‘n 
kämen  zahlnäche  Ausnahmen  vor,  so  hält  er  wieder  die  Begriffe  „WahrscluMiilich- 
keit“  und  „Vlöglichkeit“  niclit  mit  genügender  Schärfe  auseinander. 
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l)ass(4h(?  gilt  von  clor  Annalime  cl(3r  31  ögliclikoit  ojner  Kinbolio.  Eino  Kr- 
kranknng  clos  Horz(Mis  ist  von  allen  Vorgutacbtern  als  sehr  unwabrscheinlicli  liin- 
gostollt  worden. 

Akzeptiert  wird  der  Satz  eines  so  aiisgezeicbneten  Kenners  der  Syphilis,  wie 
Prof.  1).,  dalä  es  das  Vorhandensein  einer  Syphilis  bei  dem  Verstorbenen  nicht 
ansschließe,  wenn  er  auch  Soldat  war,  wenn  er  auch  drei  gesunde  Kinder  und 
eine  gesunde  Frau  hiuterließ,  wenn  er  auch  vorher  nie  krank  gewesen  war  und 
di('  Krankenkasse  nie  in  Anspruch  genommen  hatte. 

Nicht  beitreten  kann  ich  Prof.  B.  in  seiner  Behauptung,  daß  das  Krankheits- 
bild der  Hirnsyphilis  anders  als  im  vorliegenden  Falle  verlaufe.  Bei  der  Ver- 
schiedenheit des  Sitzes  der  Erkrankung  ist  das  Krankheitsbild,  unter  welchem  die 
(Tehirnsyphilis  verläuft,  allerdings  ein  sehr  wechselndes.  Prof.  B.  hat  nur  einen  Ver- 
laufstypus geschildert,  ohne  den  von  mir  angenommenen  Verlaufstypus  als  un- 
wahrscheinlich hinzustellen. 

3Iit  einer  andere  Erklärungsmöglichkeiten  ausschließenden  Sicherheit  habe 
ich  mein  Gutachten  vom  19.  Juli  1910  gar  nicht  abgegeben.  Aus  welchen  Sätzen 
Prof.  B.  dies  herausliest,  ist  nicht  einzusehen. 

Ausdrücklich  heißt  es  in  meinem  Gutachten;  Das  jugendliche  Alter  des  Ver- 
storbenen bietet  die  größere  Wahrscheinlichkeit  dafür,  daß  die  todbringende  Er- 
krankung eine  syphilitische  war. 

Der  Krankheits verlauf  spricht  gegen  das  Vorliegen  einer  bzw.  wiederholter 
Embolieen  in  das  Gehirn,  er  fügt  sich  aber  in  die  von  mir  ausführlich  zitierte 
klassische  Schilderung  Oppenheims  der  syphilitischen  Erkrankung  zwanglos  ein. 

Auch  habe  ich  keineswegs  in  meinem  Gutachten  den  Verschluß  eines  Hirn- 
gefäßes durch  eine  supponierte  syphilitische  Erkrankung  als  einzig  mögliche  Er- 
klärung hingestellt,  sondern  nur  als  das  Wahrscheinlichere  bezeichnet. 

Infolgedessen  erscheint  dieser  Angriff  auf  mein  Gutachten  abwegig. 

Bezüglich  der  Frage,  ob  die  Erkrankung  und  der  Tod  des  W.  im  Zusammen- 
hang mit  einem  Betriebsunfall  steht,  betont  Prof.  B.,  beide  Attacken  seien  direkt 
während  starker  körperlicher  Arbeitsleistung,  das  zweite  3Ial  sogar  ganz  plötzlich 
im  x3ugenblick  einer  übergroßen  körperlichen  Anstrenguog  aufgetreten. 

Als  die  Zeugen  noch  unbefangen  waren,  haben  H.  W.  und  L.  R.  bekundet, 
daß  die  betreffende  Arbeitsleistung  die  normale  eines  normalen  Arbeiters  nicht 
überschritten  habe. 

Im  übrigen  erfolgte  die  zweite  bzw.  die  • Hauptattacke  nicht  bei  der  Arbeit 
des  Balkenhebens.  Von  dieser  erholte  sich  ja  W.  so  weit,  daß  er  nachmittags  nach 
O.  zum  Kohlenladen  fahren  konnte.  Erst  hier  bzw.  nach  der  Rückkehr  in  seine 
Wohnung,  nachmittags  51/2  Uhr,  setzte  die  letzte  und  scliwerste  Attacke  ein.  3Ian 
wird  nicht  behaupten  können,  daß  die  Blutdrucksteigerung  in  den  Gehirngefäßen, 
die  durch  die  Arbeitsüberanstrenguug  beim  Balkenheben  am  Vormittag  ausgelöst 
worden  sein  soll,  noch  um  diese  Zeit  bestanden  hat,  nachdem  W.  sicli  mittags 
ausgerulit  hatte. 

Das  Gutacliten  des  Prof.  B.  giebt  mir  keine  zwingende  Veranlassung  zu  einer 
Änderung  meines  Gutachtens  vom  19.  Juli  1910.“ 

Das  Reichsversicherungsamt  holte  nunmehr  ein  Obergutachten  von  dem  Geh. 
3I(‘d.-Rat  Prof.  Dr.  0.  ein,  aus  dem  ich  einige  Stellen  zitiere.  Er  sagt  u.  a. : 

„Da  ist  nun  von  den  Gutachtern  Dr.  E.  und  Dr.  Engel  die  Hypothese  auf- 
gestellt worden,  daß  W.  an  einer  syphilitischen  Hiruerkrankung  gelitten  liabe  und 
au  dieser  zugrunde  gegangen  sei.  Ich  muß  diesen  Ärzten  das  Zugeständnis  machen, 
daß  sie  da  keine  in  der  Luft  schwebende  Hypothese  aufgestellt  haben.  Es  ist 
durcliaus  richtig,  daß  die  Syphilis  bei  einem  Menschen  bestehen  und  sich  in  seinem 
(R'hirn  ausbreiten  kann,  der  keine  äußere  Zeichen  dieser  Durchseuchung  bietet  und 
bei  dem  auch  viele  Jahre  hindurcli  sich  nach  außen  bemerkbar  machende  Er- 
scheinungen nicht  aufgetreten  sind.  Es  ist  ferner  zuzugeben,  daß  die  Erzeugung 
gesunder  Kiiuh'r  nicht  gegen  die  Annahme  der  Sypliilis  ins  Feld  geführt  werden 
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kann.  Ebenso  ist 


erscheimmgen 
bildimg 


es  e. 

zu  führen 
vorhanden  sind, 


ganz  riehtig 


irgestellt,  dab  die  llirnsypliilis  zu  Eähimings- 
3 nicht  mit  einem  Sclilage  in  vol]end(3ter  Aus- 
sondern schubweise,  etappenwcdse  entstellen  lizw.  sich 


innerhalb  von  Stunden,  Tagen  oder  Wochen  veiwollständigen. 

Wenn  das  auch  alles  zutrifft,  kommen  wir  nicht  um  die  Tatsache  herum,  daß 
hier  die  ersten  Symptome  nicht  vom  Gehirn,  sondern  vom  Herzen  ausgegangen  sind. 

Wenn  man  nun  das  zu  Gebote  stehende  Tatsachenmaterial  ruhig  betrachtet 
und  sachlich  erläiitert,  muß  man  zu  dem  Resultat  kommen,  daß  sich  hier  zuerst 
ein  krankhafter  Vorgang  im  Bereich  des  Herzens  abgespielt  hat  und  daß  das 
im  weiteren  Verlauf  aufgetretene  Hirnleiden  in  irgend  einem  /usammenhang  mit 
diesen  am  Herzen  bestehenden  Veränderungen  gestanden  hat.  In  keiner  der  Be- 
kundungen ist  davon  die  Rede,  daß  zuerst  Kopfschmerz,  Schwindel,  Erbrechen, 
Benommenheit,  Gedankenverwirrung  oder  ein  anderes  Hirnsymptom  aufgetreten 
sei.  Es  steht  vielmehr  einwandfrei  fest,  daß  die  ersten,  am  15.  Mai  aufgetretenen 
Störungen  der  Gesundheit  in  Anwandlungen  von  Mattigkeit,  elendem  Aussehen 
(Blässe,  bläulicher  Verfärbung)  und  Schmerzen  in  der  Brust  bzw.  in  der  linken 
Rumpfgegend  bestanden,  das  sind  Erscheinungen,  die  keineswegs  auf  das  Hirn,  aber 
mit  großer  Wahrscheinlichkeit  auf  das  Herz  hinweisen. 

Dabei  ist  es  ganz  gleichgiltig,  ob  W.  die  Schmerzen  direkt  in  die  Herz- 
gegend oder  an  eine  etwas  tiefere  Stelle  verlegt  hat.  Denn  abgesehen  davon, 
daß  es  recht  schwer  für  Laien  ist,  aus  der  Erinnerung  heraus  etwas  Ge- 
naues über  den  von  einem  Kranken  angegebenen  Sitz  von  Schmerzen  auszusagen, 
werden  auch  die  bei  Herzstörungen  auftretenden  Schmerzen  nicht  immer  im  näch- 
sten Umkreis  des  Herzens  empfunden,  sondern  oft  hinter  dem  Brustbein  und  zu- 
weilen in  der  linken  unteren  Rippengegend.  Auch  die  in  der  Nacht  vom  23.  zum 
24.  Mai  aufgetretene  Kurzatmigkeit  ist  wiederum  ein  auf  das  Herz  hinweisendes 
Symptom. 

Nun  scheint  aber  gegen  die  Annahme  eines  Herzleidens  der  Umstand  zu 
sprechen,  daß  W.  in  einem  relativ  jugendlichen  Alter  stand  und  bis  zum  15.  Mai 
1908  nicht  über  das  Herz  geklagt  hat,  seine  schwere  Arbeit  sogar  ohne  sicht- 
liche Störung  verrichtet  hat.  So  auffällig  das  auch  ist,  so  steht  es  doch  anderer- 
seits fest,  daß  Herzfehler  lange  Zeit  verborgen  bleiben  können,  d.  h.  ohne  subjek- 
tive Beschwerden  zu  erzeugen,  bestehen  können.  Und  ebenso  ist  es  festgestellt, 
daß  plötzlich  schwere  Anfälle  von  Seite  des  Herzens  auftreten  können  bei  einem 
Individuum,  bei  dem  selbst  zur  Zeit  dieser  Anfälle  durch  die  objektive  Unter- 
suchung keine  krankhafte  Veränderung  am  Herzen  nachgewiesen  werden  kann, 
besonders  wenn  man  sich  auf  die  gewöhnlichen  Untersuchungsmethoden  beschränkt 
und,  wie  es  in  der  alltäglichen  Praxis  üblich  ist,  auf  die  Blutdruckmessung,  Unter- 
suchung mit  Röntgenstrahlen  usw.  verzichtet.  Es  ist  nicht  einmal  etwas  Unge- 
wöhnliches, daß  bei  einer  der  bedrohlichsten  Krankheitserscheinungen  von  seiten 
des  Herzens,  der  sog.  Angina  pectoris,  die  gewöhnliche  Untersuchnung  des  Herzens 
und  der  Gefäße  nicht  zu  einem  positiven  Ergebnis  führt.  Die  oft  zugrunde  liegende 
Atheromatose  ( Verkalkung)  der  Kranzarterien  kann  zum  plötzlichen  Tode  führen, 
ohne  daß  sich  das  schwere  Herzleiden  vorher  dem  Arzte  verraten  hat.  Es  herrscht 
ebensowenig  Gesetzmäßigkeit  in  dem  Verhalten  der  subjektiven  Beschwerden  bei 
Herzleidenden.  Bei  scheinbar  demselben  Krankheitszustand  können  jahrelang  er- 
hebliche Schmerzempfindungen  und  andere  Störungen  bestehen  oder  bis  zum  Ein- 
tritt bedrohlicher  Symptome  völlig  fehlen.  Es  sind  das  individuelle  Verschieden- 
heiten, für  die  besonders  der  Umstand  entscheidend  ist,  ob  neben  dem  Herzfehler 
Neurasthenie  (mit  der  durch  sie  bedingten  Überempfindlichkeit  und  Übererregbar- 
keitj  besteht  oder  nicht. 

Mit  mehr  Bm-echtigung  ist  gegen  die  Annahme  einer  nichtsyphilitischen  Gefäß- 
und  Herzerkrankung  der  Umstand  hervorgehoben  Avorden,  daß  \V.  in  einem  jugend- 
lichen Alter  stand,  wähi'end  die  hier  besonders  in  Frage  kommende  Herz- und  Gefäßer- 
krankung, die  sog.  Arteriosklerose,  in  der  Kegel  erst  im  höheren  Alter  sich  entwickelt. 
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Aber  abgcselien  davon,  dalJ  es  außer  der  arteriosklerotischen  auch  nocli  andere 
Krkrankungen  des  Herzens  gieht,  die  sicli  schleichend  und  uni)emerkt  entwickeln 
können,  steht  es  fest,  daß  die  Arteriosklerose  auch  schon  im  vierten  Dezennium  und 
früher  entstehen  kann.  Besonders  ist  mir  auf  gef  allen,  und  auch  von  anderen  auf 
di(‘sem  (lehiet  erfahrenen  Ärzten  betont  worden,  daß  sich  bei  den  Arbeitern  die  Ar- 
terienverkalkung nicht  so  selten  schon  in  einem  früheren  Alter  entwickelt.  Mag  dabei 
auch  der  Alkobolmißbrauch  besonders  zu  beschuldigen  sein,  so  ist  doch  nicht  zu 
verkennen,  daß  die  fortgesetzte  Leistung  schwerer  körperlicher  Arbeit  imstande 
ist,  der  vorzeitigen  Ausbildung  der  Arterienverkalkung  Vorschub  zu  leisten. 

Aber  es  ist  eine  anerkannte  Erfahrungstatsache,  daß  körperliche  Anstrengung 
besonders  geeignet  ist,  ein  Herzleiden  bis  zu  dem  für  das  Leben  verhängnisvollen 
Grad  zu  steigern  oder  diejenigen  Veränderungen  in  den  Beziehungen  zwischen 
Herz  und  Gehirn  herbeizuführen,  welche  dem  Leben  ein  Ziel  setzen.  Schwere 
Arbeit  ist  in  dieser  Hinsicht  natürlich  wirksamer  und  gefährlicher  als  leichte.  Auch 
der  Umstand,  daß  ein  Mensch  gewöhnt  ist,  schwere  Arbeit  zu  verrichten,  sichert 
ihn  nicht  gegen  die  bei  krankem  Herzen  und  Gefäßapparat  eintretenden  Folgen 
einer  derartigen  Arbeit.  Die  Arbeitsleistung  vom  15.  Mai  1908  kommt  insofern 
ursächlich  in  Frage,  als  sie  wahrscheinlich  den  krankhaften  Zustand  des  Herzens 
verschlimmert  hat.  denn  von  diesem  Zeitpunkt  datieren  die  Herzbeschwerden. 

Am  23.  Mai  hat  W.  jedenfalls  schwere  Arbeit  verrichtet,  denn  schon  bei 
der  ersten  Zeugenvernehmung  auf  dem  Landratsamt  lautete  die  Aussage : Die 
Hölzer  seien  so  schwer  gewesen,  daß  sie  dieselben  mit  ganzem  Kraftaufwand  fort- 
tragen mußten.  Wenn  wir  auch  nur  diese  Annahme  gelten  lassen,  muß  ich  es 
für  wahrscheinlich  erklären,  daß  die  Betriebsarbeit  am  23.  Mai  wesentlich  mit- 
gewirkt hat,  das  Hirnleiden  und  den  Tod  des  W.  herbeizuführen.  Mit  größerer 
Wahrscheinlichkeit  noch  trifft  das  zu,  wenn  die  spätere  Bekundung  des  R.,  nach 
welcher  W.  plötzlich  eine  Überlastung  erfahren  hat,  als  eine  den  Tatsachen  ent- 
sprechende betrachtet  wird. 

Ich  kann  aber  den  Einwand  nicht  entkräften,  daß  W.  vorher  zusanimen- 
gebrochen  ist,  und  daß  dadurch  erst  die  Verschiebung  des  Balkens  bewirkt  Avorden  ist. 

Ich  fasse  mein  Gutachten  dahin  zusammen:  W.  hat  wahrscheinlich  an  einer 
Herzki-ankheit  gelitten.  Er  ist  an  einem  Hirnleiden  gestorben,  das  wahrscheinlich 
im  Zusammenhang  mit  der  Erkrankung  des  Herzens  stand.  Die  Wahrscheinlich- 
keit spricht  für  einen  Zusammenhang  des  Todes  mit  der  Betriebstätigkeit  vom  15. 
und  besonders  vom  23.  Mai  1908.“ 

Das  Reichsversicherungsamt  gelangte  zu  folgender  Entscheidung: 

Das  Rekursgericht  hat  seiner  Entscheidung  das  Obergutachten  des 
Prof.  Dr.  0.  in  Berlin  vom  12.  November  1910  zugrunde  gelegt.  Der  Sach- 
verständige kommt  auf  Grund  eingehender  und  überzeugender  Erwägungen 
zu  dem  Schlüsse,  nicht  das  Gehirn,  sondern  das  Herz  sei  als  Ausgangs- 
punkt des  Leidens  zu  betrachten,  dem  W.  erlegen  sei;  W.  habe  an  einer 
Erkrankung  des  Herzens  gelitten  und  diese  sei  durch  die  Arbeitsleistungen 
vom  15.  und  23.  Mai  1908  so  erheblich  verschlimmert  worden,  daß  ein 
Gehirnschlag  eingetreten  sei.  Hiernach  hat  auch  das  Rekursgericht,  wenn 
es  auch  die  Zweifelhaftigkeit  des  Falles,  wie  sie  sich  besonders  aus  dem 
Gutachten  des  Dr.  Engel  ergiebt,  nicht  verkannt  hat,  den  ursächlichen  Zu- 
sammenhang des  Todes  des  W.  mit  den  dafür  verantwortlich  gemachten 
Betriebsvorgängen  anerkennen  und  den  Rekurs  der  Beklagten  als  unbe- 
gründet zurückweisen  müssen. 

Die  Zweifel  über  die  Natur  der  Krankheit  und  den  ursächlichen  Zu- 
sammeidiang  hätten  allerdings  wahrscheinlich  beseitigt  werden  können. 
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wenn  die  Angehörigen  des  Verstorbenen  die  Ausgrabung  und  Öffnung  der 
Leiche  gestattet  hätten.  Das  Rekursgericht  hat  aber  im  gegenwärtigen  Falle 
aus  der  Weigerung  keinen  ungünstigen  Schluß  gegen  den  Anspruch  der 
Kläger  gezogen.  Zwar  ist  unter  Umständen  in  Fällen,  in  denen  die  Rerufs- 
genossenschaft  die  Leichenöffnung  nicht  veranlaßt  hat,  zu  ungunsten  der 
Berufsgenossenschaft  die  ^'ermutung  für  berechtigt  erachtet  worden,  daß 
der  Tod  ünfallfolge  sei.  Die  gegenteilige  Vermutung  kann  jedoch  nicht 
ohne  weiteres  gegen  die  Angehörigen  Platz  greifen,  die  die  Leichenöffnung 
verweigern.  Denn  die  ^Vrhältnisse  liegen  nicht  auf  beiden  Seiten  gleich. 
Während  die  Berufsgenossenschaft  von  der  sachgemäßen  Prüfung  des  Falles 
durch  nichts  abgehalten  wird,  stehen  die  Angehörigen  unter  dem  der  ruhigen 
Überlegung  entgegenwirkenden  Einflüsse  der  mit  dem  Todesfälle  verbundenen 
Aufregung  und  der  Pietät  gegen  den  Toten.  Hierauf  muß  Rücksicht  ge- 
nommen werden.  Es  ist  aber  anzunehmen,  daß  auch  im  vorliegenden  Falle 
die  iVngehörigen  unter  solchen  Einflüssen  gestanden  haben. 

Krampfadern  und  Unfall. 

Die  weite  Verbreitung  von  Krampfadern  und  Unterschenkelgeschwüren 
erklärt  es,  daß  diese  Leiden  oft  als  Unfallfolgen  hingestellt  werden.  Noch 
häufiger  wird  dem  Unfälle  eine  verschlimmernde  Einwirkung  auf  das  schon 
bestehende  Leiden  zur  Last  gelegt. 

Die  Ausbildung  von  Krampfadern  erfordert  längere  Zeit.  Es  ist  ganz 
unwahrscheinlich,  daß  sie  durch  eine  einmalige  Schädigung  plötzlich  oder 
schnell  entstehen  sollten.  Nur  wenn  durch  die  Unfallverletzung  der  Rückfluß 
des  venösen  Blutes  längere  Zeit  gehemmt  wird  (Thrombosen,  Zerreißung 
von  Venen,  Druck  von  Callusmassen  auf  Venen,  Narbenwirkung  usf.) 
ist  die  Entwickelung  oder  Verschlimmerung  von  Krampfadern  durch  eine 
Unfallverletzung  anzuerkennen.  Dabei  ist  zu  fordern,  daß  das  unverletzte 
Bein  frei  von  Krampfadern  ist  oder  solche  doch  nur  in  ganz  geringem 
Maße  aufweist. 

Die  Anschauung,  daß  bei  Verletzung  des  einen  Beines  sich  durch 
„Überanstrengung'^  des  unverletzten  an  diesem  Krampfadern  entwickeln, 
ist  als  laienhaft  zurückzuweisen. 

Zu  beachten  ist,  daß  eine  Entstehung  oder  Verschlimmerung  von 
Krampfadern  nur  peripher  von  der  Verletzungsstelle  als  Unfallfolge  an- 
erkannt werden  darf. 

Krampfadern  niclit  Ünfallfolge.  Keine  Kentengewährung. 

V Unfall:  5.  Septembor  1904.  Rißwandcn  am  rochton  Unterschenkel. 

Eigene  Angaben  des  Klägers. 

„Ich  habe  furchtbare  Schwäche  im  rechten  Bein  und  Schmerzen.  Das  Bein 
ist  stark  geschwollen,  das  liiüve  auch.  Ich  bin  seit  p2  'Ldir  arbeitsunfähig.  Vor 
allem  sind  die  Krampfadi'rn  am  r('cliten  Bein  viel  stärker  geworden.“ 


11.  Teil.  3.  Abschnitt. 


r)38 


Uiitersncliiiiigsbef und  (23.  Dezember  1910). 

52jiiliriger,  mittelgroßer,  etwas  blaß  ausseliender  Mann,  der  beide  Unter- 
selienkel  mit  Trikotsclilaucbbinden  gewickelt  trägt.  Beide  Untorsclienkel  zeigen 
starke  Krampfaderbildung,  die  sich  bis  zum  Obersdienkel  hinaufzielit. 

Vor  der  Mitte  des  rechten  Scliienl)eines  sielit  man  etwa.  4 geradlinige, 
3 — b cm  lange  und  eine  däclienhaftc  Narbe,  von  denen  die  letztere  mit  der  Unter- 
lage verwachsen  ist.  Sie  sind  fest  und  widerstandsfähig,  nicht  druckempfindlich 
und  hindern  durch  ihren  Sitz  den  Blutahfiuß  nicht.  Die  Betastung  des  rechten 
Schienbeines  ist  nicht  druckschmerzhaft.  Unregelmäßigkeiten  am  rechten  Schienbein, 
die  als  Knochenliautentzündung  aufzufassen  wären,  sind  nicht  vorhanden.  Der  rechte 
Unterschenkel  zeigt  eine  starke  teigige  Scliwellung  bis  hinauf  zur  liauhigkeit  des 
Schienbeines,  genau  wie  der  linke.  Die  Haut  ist  in  der  Mitte  braunrot  verfärbt, 
ebenso  wie  links.  Fingerdruck  läßt  in  ihr  einen  deutlichen  Eindruck  zurück,  ebenso 
wie  links.  Die  rechte  Fußgelenksgegend  ist  gescliwollen,  ebenso  wie  die  linke. 
Die  Sehnen  auf  dem  Fußrücken  sind  auf  keiner  Seite  deutlich  sichtbar.  Die 
Gruben  neben  der  Achillessehne  sind  an  beiden  Füßen  ausgefüllt.  Die  Hebung 
der  Fußspitze  gelingt  beiderseits  gleich  weit,  das  Senken  ebenfalls.  Die  Rollbe- 
wegungen sind  beiderseits  leicht  beschränkt.  Am  linken  und  rechten  Fuß  besteht 
Plattfußanlage. 

Der  frisch  entleerte  Urin  enthält  kein  Eiweiß.  Das  Herz  ist  gesund. 


Begutachtung. 


H.  leidet  an  einer  durch  Krampfaderbildung  bedingten  teigigen  Schwellung 
beider  Unterschenkel.  Zur  Zeit  hat  der  rechte  Unterschenkel  in  der  Wadenhöhe 
einen  lihcm  größeren  Umfang  wie  der  linke. 

Der  Mehrumfang  des  rechten  Unterschenkels  kann  aber  nicht  dem  Unfälle 
vom  5.  September  1904  zur  Last  gelegt  werden.  Derselbe  hat  im  wesentlichen 
nur  Narben  in  der  Mitte  des  rechten  Unterschenkels  hinterlassen.  Würden  diese 
durch  Behinderung  des  Rückflusses  des  Blutes  und  der  Lymphe  die  Krampfader- 
entwickelung, die  Stauung  und  die  Schwellung  am  rechten  Unterschenkel  bedingen, 
so  könnte  diese  Erscheinung  nur  unterhalb,  aber  nicht  oberhalb  der  Narben  vor- 
handen sein.  Da  aber  die  Krampfaderbildung  und  die  Schwellung  auch  oberhalb 
dieser  Narben  deutlich  nachweisbar  ist,  so  muß  sie  eine  gemeinschaftliche  Ursache 
haben  und  das  ist  die  allgemeine  Krampfaderanlage,  die  beiderseits  vorhan- 
den ist. 


Eifahrungsgemäß  verschlimmert  sich  der  Zustand  von  mit  Krampfadern 
behafteten  Beinen  mit  der  Zeit,  wobei  die  Yerschlimmerung  keineswegs  beider- 
seits gleichen  Schritt  zu  halten  braucht. 

Ich  gelange  daher  zu  dem  Schlüsse : 

Die  Krampfaderentwickelung  am  rechten  Beine  ist  nicht  Unfallfolge,  da 
sie  auch  am  linken  Bein  besteht. 

Seit  der  Untersuchung  am  12.  Februar  1905  ist  in  dem  Zustande  des  Ver- 
letzten eine  wesentliche  Veränderung  hinsichtlich  der  Unfallfolgen  nicht  nieder 
eingetreten  und  infolgedessen  keine  Minderung  der  Arbeitsfähigkeit  erfolgt. 

Der  Verletzte  ist  infolge  des  Unfalles  vom  5.  September  1904  in  der  Zeit 
nach  d(un  23.  November  1910  in  seiner  Erwerbsfähigkeit  nicht  mehr  beeinträchtigt 
gewesen  und  aucli  gegenwärtig  nicht  mehr  beeinträchtigt. 

Eine  Rentengewälirung  wurde  daher  aucli  vom  Gericht  und  Reichsversiche- 
rungsamt abgelehnt. 


Entwickelung:  von  Kniinpfadern  und  Untersclienkelgescliwüren  nicht 

Folge  eines  Kniesclieihenhruclies. 

Unfall:  2.  Mai  1906.  Bruch  der  linken  Kniescheibe  durch  Ilufschhig. 
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Eigene  Angaben  des  Verletzten. 

„Ich  kann  mit  dem  linken  Bein  nicht  stehen.  Ich  habe  Schmerzen  im  linken 
Ilein.  Beide  Beine  schwellen.  Ich  muß  jetzt  seit  dem  Unfall  einen  zweiten  Mann 
zu  meiner  Unterstützung  einstellen.“ 

Untersuchungsbefund  (5.  Mai  1911). 

38jähriger,  großer,  kräftig  gebauter,  gesund  aiissehender  Mann,  der  links 
leicht  hinkend  das  Untersuchungszimmer  betritt.  Der  linke  Unterschenkel  trägt 
einen  Verband.  In  der  Mitte  des  linken  Unterschenkels  vor  dem  Schienbein  findet 
sich  eine  kleine,  mit  englischem  Heftpflaster  bedeckte,  gut  hirsekorngroße,  aber 
trockene,  nicht  secernierende  Stelle.  Das  Heftpflaster  wird  aus  (Tründen  der 
Vorsicht  nicht  entfernt. 

Der  linke  Unterschenkel  ist  in  seinem  mittleren  Drittel  braunrot  verfärbt 
und  zeigt  schilfernde  Haut.  Eine  teigige  Schwellung  ist  nur  andeutungsweise  in 
geringstem  Maße  vorhanden,  eine  gleiche  besteht  aber  auch,  rechts.  Beiderseits 
ist  mittlere  Krampfaderbildung  an  den  Unterschenkeln  vorhanden.  Am  rechten 
Oberschenkel  besteht  stärkere  Krampfaderbildung,  als  am  linken.  Die  Waden- 
muslailatur  fühlt  sich  beiderseits  weich  an.  Die  linke  Kniescheibe  zeigt  die  Reste 
eines  fest  knöchern  verheilten  Querbruches.  Über  ihr  zeigt  sich  eine  unregelmäßig 
gestaltete,  mit  der  Unterlage  fest  verwachsene  strahlige  Narbe.  In  der  Umgebung 
des  linken  Kniegelenkes  zeigen  sich  mehrere  belanglose  Narben. 

Das  linke  Kniegelenk  ist  in  seinen  Umrissen  nicht  so  deutlich  gezeichnet, 
wie  das  rechte.  In  demselben  treten  bei  Bewegungen  knirschende  G-eräusche 
auf.  Es  besteht  in  dem  Gelenke  keine  Flüssigkeitsansammlung.  Die  Gelenkskapsel 
ist  leicht  verdickt.  Die  Haut  über  dem  Kniegelenk  ist,  abgesehen  von  der  Narbe, 
unverändert.  Die  Kniescheibe  liegt  dem  Gelenke  fest  auf.  Bei  erschlaffter  Musku- 
latur läßt  sich  die  Kniescheibe  seitlich  nur  schwer  verschieben.  Das  Kniegelenk  kann 
im  Sitzen  bei  horizontal  gehaltenem  Oberschenkel  und  im  Stehen  völlig  gestreckt 
werden,  die  Beugung  gelingt  jedoch  nur  um  37®,  während  dies  rechts  bis  120^ 
möglich  ist. 

Begutacht  ng. 

Sonach  besteht  hinsichtlich  der  unmittelbaren  Unfallfolgen  — Kniescheiben- 
bruch und  Knieversteifung  — heute  derselbe  Befund,  wie  er  bei  der  Untersuchung 
am  9.  August  1910  festgestellt  wurde. 

Es  bleibt  danach  zu  untersuchen,  ob  das  jetzt  der  Verheilung  nahe  links- 
seitige Unterschenkelgeschwür  Folge  des  Unfalles  ist  oder  nicht.  An  beiden  Unter- 
schenkeln bestehen  Krampfadern,  die  sich  rechts  sogar  bis  zum  Oberschenkel 
hinaufziehen.  Diese  Krampfadern  können  nicht  als  Unfallfolgen  angesprochen 
werden,  denn  der  Abfluß  des  venösen  Blutes  aus  dem  linken  Unterschenkel  nach 
dem  Herzen  hin  ist  durch  die  am  linken  Knie  befindliche  Narbe  in  keiner  Weise 
gehindert  worden.  Eine  entzündliche  Erkrankung  der  Venenwandungen  ist  während 
der  Krankheit  nicht  zur  Beobachtung  gelangt.  Es  bleibt  somit  hier  als  Ursache 
für  die  Entwickelung  der  Krampfadern  nur  ein  drittes  Moment  übrig,  nämlich 
eine  verminderte  angeborene  Widerstandskraft  der  Venenwand  und  ihrer 
Klappen. 

Es  ist  eine  allgemeine  Eifahrung,  daß  an  diesem  Leiden  meist  Leute  in 
mittleren  Jahren  erkranken,  die  in  ihrem  Berufe  viel  zu  stehen  haben.  S.  ist 
Schmied. 

Sind  somit  die  Krampfadern  nicht  als  Unfallfolge  anzusprechen,  so  kann 
dies  auch  nicht  hinsichtlich  des  bei  S.  vorhandenen  Unterschenkelgeschwüres  ge- 
schehen. Dieses  ist  lediglich  die  Folge  einer  durch  die  Krampfaderbildung  be- 
dingten Zirkulations-  und  Ernährungsstörung. 

Dem  Gutachten  des  Dr.  J.,  das  das  Vorhandensein  von  Krampfadern  in 
Abrede  stellt,  kann  ich  midi  nicht  anschließen. 
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l)i(‘  jetzt  am  linken  Hein  vorhandene  stärkere.  Abmagerung  ist  Folge  der 
dnreh  das  Ihiterschenkelgeschwür  notwendig  gewordenen  HiiIk^. 

Ich  g('lange  daher  zu  dem  Schhisso; 

Seit  d(*r  letzten  Untersuchung  ist  in  dem  Zustande  des  Vei'letzten  keiiui 
wescmtliche  Veränderung  hinsichtlich  der  Unfallfolgen  und  infolgedessen  keine 
w(Mtere  Minderung  der  Krwerbsfähigkeit  eingetreten.  Das  Geschwür  am  linken 
Unterschenkel  ist  keine  Folge  des  Unfalles. 

Der  Verletzte  ist  infolge  des  Unfalles  — Kniescheibenbruches  — in  seiner 
Frwei’bsfähigkeit  auch  gegenwärtig  nur  um  SO^/o  beeinträchtigt. 

Die  Ansprüche  des  Klägers  wurden  demgemäß  abgelehnt. 

Unterschenkelgeschwüre  und  Unfall. 

Träger  von  Krampfadern  besitzen  bekanntlich  eine  starke  Disposition 
zur  Bildung  von  Unterschenkelgeschwüren.  Schon  geringe  Verletzungen 
genügen,  ein  solches  zu  erzeugen. 

Als  Unfallfolge  kann  aber  nur  das  Unterschenkelgeschwür  an- 
erkannt werden,  das  sich  genau  am  Orte  der  angreifenden  Gewalt,  kurze 
Zeit  nach  dem  Unfall  etabliert.  Multiple  Ulcera  cruris , zumal  wenn  sie 
örtlich  weit  von  einander  entfernt  sind,  können  nicht  Folge  einer  an  einer 
bestimmten  Stelle  stattgehabten  Verletzung  sein. 

Ist  ein  durch  Trauma  hervorgerufenes  Unterschenkelgeschwür  wieder 
fest  verheilt,  so  sind  damit  auch  die  Unfallfolgen  beseitigt.  Eine  Ver- 
schlimmerung dieser  beseitigt  gewesenen  Unfallfolgen  liegt  nur  dann  vor, 
wenn  die  Narbe  gerade  dieses  Geschwüres  wieder  aufbricht.  Der  Ort  des 
als  Unfallfolge  anerkannten  Ulcus  cruris  ist  also  in  den  Gutachten  genau 
zu  bezeichnen. 

Brechen  an  anderen  Stellen  Unterschenkelgeschwüre  auf,  so  sind  sie 
nicht  als  Unfallfolge  anzuerkennen,  denn  sie  entwickeln  sich  auf  dem  Bo- 
den der  schon  von  früher  her  bestehenden  Disposition,  dem  Vorhandensein 
von  Krampfadern. 


üiiterscheiikelgeschwür  nicht  Uii  fallfolge.  Keine  Rentengewährnng. 

Unfall;  10.  Oktober  1907.  Stoß  mit  dem  rechten  Unterschenkel  gegen  den 
Rand  eines  Milcheimers. 

Eigene  Angaben  der  Klägerin. 

„Ich  kann  nicht  arbeiten.  Die  Geschwüre  sind  am  3.  Dezember  1907  auf- 
gekommen.“ 

Untersuchungsbefund  (31.  Oktober  1908). 

Untersetzt(i  54jährige  Frau  in  genügendem  Ernährungszustände. 

H('id(^  Deine  zeigen  erhebliche  Krampfaderbildung  und  Plattfuß. 

Am  link('u  — nicht  verletzten  — Unterschenkel  zeigen  sich  dicht  hinter 
(lejn  iniK'rcm  Knöchel  markstückgroße  Narben,  die  von  verheilten  Unterschenkel- 
geschwüren luuTühren.  Frau  P.  giebt  auf  Defragen  an,  daß  diese  Stelle  im  Wo- 
elK'ubett  „aiifgekommen“  sei. 

I)(>r  reclit(‘,  Unterschenkel  zeigt  teigige  Schwellung  bis  zum  Ansatz  d(u- 
Kni(‘s(4im‘.  Das  untere  Dritü'l  ist  gerötet. 

A)i  (h'r  Rückseite  di's  unteren  Drittels  finden  sich  drei  schmierige  Ge- 
schwür(‘  mit  unn'gi'lmäßiger  Ik'grenzung  und  wallartigen  Rändern.  Sie  haben  die 


Uiitcrsclieiikelgeschwüre  und  Unfall. 
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UröliU'  t'iiu's  Dn'imai’kstückes  und  eiiuvs  Uinmarkstückos.  l)i(^ 
billig  ist  durch  8all)('mvirkimg  tiuhvcisc  scliwarz  vmfärbt. 

ln  der  Mitte  der  recliten  Wade  ündi't  sich  anßi'rdein 
Schorf  bedecktes  verheiltes  Unterschenkelgeschwür. 


Haut  der  Llinge- 
('.in  mit  borlvigein 


11  e g n t a c h t n ii  g. 

Frau  P.  hat  durch  ihre  Krampfaderanlage  eine  Disposition  zur  Uescliwürs- 
hildnng,  wie  der  Vorgang  am  linken,  nicht  verletzt  gewesenen  Bein  beweist.  Es 
konnte  sich  also  auch  am  rechten  Bein,  ohne  äußere  Gewalteinwirknng,  jederzeit 
ein  Gescliwür  etablieren. 

Die  Zeit  zwischen  dem  behaupteten  Unfall  vom  10.  Oktober  und  der  Ue- 
schwürsbildnng  am  3.  Dezember  ist  aber  eine  zu  lange,  nm  einen  ursächlichen 
Znsammenhang  zwischen  beiden  (leschehnissen  anzuerkennen,  zumal  nicht  ersicht- 
lich ist,  wie  der  Stoß  gegen  den  Rand  eines  Milcheimers  Verletzungen  in  ver- 
schiedener Höhe  erzeugen  soll. 

Es  ist  daher  nicht  anznnehmen,  daß  das  Beinleiden  der  P.  mit  dem  angeb- 
lichen Unfall  in  ursächlichem  Zusammenhänge  steht. 

Das  Gericht  bestätigte  darauf  den  rentenblehnenden  Bescheid  der  Berufs- 
genossenschaft. 


Geheiltes  Uiiterschenkelgeschwür.  Keine  Keiiteugewähruiig;. 


Unfall;  23.  November  1905.  Stoß  mit  dem  Schienbein  gegen  eine  Leiter- 
sprosse. 

Eigene  Angaben  des  Verletzten. 

„Ich  habe  immer  Stiche  im  linken  Unterschenkel.  Ich  arbeite  in  meiner 
alten  Stelle,  aber  bei  geringem  Lohne,  da  ich  mit  leichteren  Arbeiten  mich  be- 
schäftigen muß.“ 

Untersuchungsbefund  (25.  Juni  1907). 


Kräftiger  Mann  in  gutem  Ernährungszustände  mit  völlig  normalem  Gange. 
Beide  Unterschenkel  zeigen  mittlere  Krampfaderentwickelung.  Der  linke  Unter- 
schenkel zeigt  in  der  Mitte  eine  auf  Blutstof  fablagerung  zurückzuführende  Braun - 
färbung  seiner  auf  der  Unterlage  frei  verschieblichen  und  nicht  druckemptindlichen 
Haut  in  der  Ausdehnung  von  etwa  2 Handtellerflächen.  Die  Haut  macht  einen 
spröden  Eindruck,  in  der  Mitte  der  veränderten  Hautpartie  befindet  sich  ein  etwa 
fünfmarkstückgroßer  Bezirk , in  dem  die  Haut  schilfert.  Unter  diesen  schilfern- 
d(m  Schüppchen  ist  aber  die  Haut  nirgends  von  ihrer  Oberdecke  (Epithel)  entblößt. 

Es  findet  sich  am  linken  LTnterschenkel  kein  Gesclnvür,  keine  teigige  Schwel- 
lung. Die  Knochenhaut  des  linken  Schienbeines  zeigt  nirgends  eine  Verdickung, 
das  Schienbein  selbst  nirgends  eine  Auftreibung. 

Es  besteht  am  linken  Bein  kein  Untermaß,  wie  es  vorhanden  sein  müßte, 
wenn  das  Bein  in  der  vergangenen  Zeit  — etwa  infolge  von  Schmerzen  — ge- 
schont worden  wäre.  Wenn  also  tatsächlich  Stiche  oder  Schmerzen  im  linken 
Unterschenkel  auftreten,  so  haben  sie  lediglich  den  Charakter  einer  Unbequem- 
lichkeit, besitzen  aber  keinen  erwerbshindernden  Einfluß,  sie  sind  auch  nicht  Folge 
('iner  Kontusion,  sondern  Folge  der  Krampfadern. 

Ein  Aufbrechen  der  Hautpartie  ist  bei  zweckmäßiger  Pflege  derselben  nicht 
zu  befürcht(*n. 

ln  der  Mitte  des  rechten  Unterschenkels  befindet  sich  eine  etwa  dreimark- 
stückgroße , leicht  bräunlich  verfärbte  Hautpartie,  ebenfalls  als  Folge  der  hier 
vorhandenen  Krampfadern.  j 

Begutachtung. 


Nach  den  in  den  Schiedsgerichtsakten  enthaltenen 
sdiii'denen  behandelnden  Ärzte  ist  nicht  mit  Sicherheit,  auch 


Bekundungen  der  ver- 
nicht mit  hoher  Wahr- 
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sclioinlichkoit,  anziiiK'linioii,  daß  das  bei  dem  Kläger  bestehende  Leiden  mit  dem 
Lnfalb^  vom  23.  November  1905  in  ursächlichem  Zusammeniiang  steht. 

Gründe. 

Am  4.  Dezember  1905  bestand  bei  L.  ein  Ulcus  cruris  an  der  vorderen 
Tibiakant(‘,  genau  in  der  Mitte,  von  Zehnpfennigstückgröße,  nebst  Rötung  der  Nach- 
barschaft; am  16.  Dezember  1905  stellte  Dr.  U.  bei  L.  eine  Unterschenkelwunde  fest. 

Reide  Erscheinungen  sind  völlig  beseitigt,  nach  eigener  Angabe  des  Klägers 
bereits  seit  dem  27.  Dezember  1905. 

Wenn  nun  am  7.  September  1906,  also  fast  Jahr  später  nach  Dr.  B. 
bei  L.  ein  chronisches  Ekzem  im  Zusammenhang  mit  einem  Unterschenkelgeschwür 
im  unteren  Drittel  des  Unterschenkels  bestand,  so  ist  die  Vermutung  gerechtfertigt, 
daß  dieser  Zustand  erst  durch  eine  neue  Verletzung  im  Jahre  1906  wachgerufen 
worden  sei.  Am  24.  Oktober  1906  war  auch  dieses  Geschwür  verheilt.  Dasselbe 
muß  für  die  letzte  Erkrankung  vom  8.  Februar  bis  13.  April  1907  Geltung  haben. 

Ich  gelange  also  zu  dem  Schlüsse: 

Der  Unfall  vom  23.  November  1905  hat  bei  dem  Kläger  keine  Folgen 
hinterlassen. 

Die  unmittelbaren  Unfallfolgen  sind  nach  Abschluß  des  ersten  Heilverfahrens 
am  27.  Dezember  1905  beseitigt  gewesen. 

Es  ist  nicht  anzunehmen,  daß  die  nachfolgenden  Behandlungen  durch  eine 
Verschlimmerung  des  ursprünglichen  Unfallleidens  bedingt  worden  sind,  da  die 
Geschwüre  an  verschiedenen  Stellen  saßen.  Viel  eher  ist  dafür  zu  halten , daß 
niederholte  Traumen  bei  der  dem  L.  innewohnenden  Disposition  jedesmal  von 
neuem  einen  Zustand  des  linken  Unterschenkels  zeitigten , der  ein  neues  Heil- 
verfahren erheischte. 

Denn  das  Vorhandensein  einer  derartigen  Disposition  muß  bei  L.  auch  schon 
vor  dem  Unfall  vom  23.  November  1905  vorausgesetzt  werden,  sonst  hätte  die 
Verletzung  nicht  ein  Heilverfahren  bis  zum  27.  Dezember  1905  erfordert.  Daß 
etwa  der  Unfall  die  Disposition  geschaffen  habe,  ist  auszuschließen. 

An  der  Gelegenheit,  sich  die  Schienbeine  zu  stoßen,  fehlt  es  aber  im  täghchen 
Leben  — namentlich  bei  einem  eine  Leiter  besteigenden  Arbeiter  — niemals. 

Die  zurzeit  bestehende  Braunverfärbung  der  Haut  des  linken  Unterschenkels 
und  spröde  Beschaffenheit  derselben  hat  keinen  erwerbsbehindernden  Einfluß. 

Kläger  ist  durch  Folgen  des  Unfalles  vom  23.  November  1905  in  seiner 
Erwerbsfähigkeit  nach  dem  23.  Februar  1906  nicht  beeinträchtigt  gewesen  und 
gegenwärtig  nicht  beeinträchtigt. 

Die  Rentenansprüche  des  Klägers  wurden  rechtskräftig  abgeniesen. 

Nicht  sehr  hochgradige  Unterschenkelgeschwüre  haben  gewöhnlich  eine 
durchschnittliche  Rentengewährung  von  15®/o  Gefolge,  die  nicht  auf  hört, 
wenn  sich  das  Geschwür  zeitweise  überhäutet.  Dementsprechend  tritt  auch 
keine  Erhöhung  ein,  wenn  die  Beschwerden  einmal  stärker  werden,  ohne 
daß  die  Arbeit  ausgesetzt  zu  werden  braucht.  In  dem  bei  Besserung  unge- 
kürzten Rentenbezug  soll  der  Ausgleich  liegen. 


Unterscheiikelgeschwür.  Wiederauf  brechen  als  Yerschlimmeriuig 

anerkannt.  Renten:  lOOVo^ 

Unfall:  22.  Juli  1899.  Stoß  einer  Eisenstange  gegen  den  innereu  linken 
Knöchel. 

Eigene  Angaben  des  Verletzten. 

„Ini  September  vorigen  Jahres  war  bei  meiner  Entlassung  aus  dem  Kranken- 
hause  mein  linkes  Mein  völlig  geschlossen.  Ende  Oktober  ist  die  alte  Stelle  am 
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inneren  linken  Knöchel  Avieder  anfgeplatzt,  naclulein  ich  am  8.  Oktober  die  Arbeit 
wieder  anfgenoinmen  hatte.  Seit  .laniiar  stehe  ich  in  llehandliing  von  l)i’.  S.,  dann 
in  dem  Institut  von  Dr.  L.“ 

Untersuchungsbefund  (26.  März  1907). 

Beide  Unterschenkel  zeigen  mittlere  Krampfaderbildnng. 

Nach  Abnahme  eines  Heftptlasterverbandes  zeigt  sich  folgender  Befund: 

Die  Gegend  des  linken  inneren  Knöchels  zeigt  in  etwa  IlandHäclnmaus- 
dehniing  entzündlich  veränderte,  blaurot  vorfärbte  Haut.  Inmitten  dieser  Ilaut- 
partieen  sind  zwei,  etwa  pfennigstückgroße,  tiefe,  mit  schlaffen  Granulationen  be- 
deckte, weißfarbige  Geschwüre  vorhanden. 

Gutachten. 

Der  Sitz  der  Geschwüre  ist  heute  genau  derselbe,  wie  er  von  Dr.  M.  am 
2.  November  1899,  Dr.  Z.  am  25.  Mai  1904,  Dr.  P.  am  24.  November  1904  und 
am  4.  März  1905  geschildert  worden  ist.  Somit  kann  es  keinem  Zweifel  unter- 
liegen, daß  der  heutige  Zustand  als  Verschlimmerung  des  alten  Unfallleidens  auf- 
zufassen ist. 

Bei  AI.  bestehen  zur  Zeit  als  Folgen  des  Unfalles  vom  22.  Juli  1899  zwei 
Geschwüre  am  linken  inneren  Knöchel. 

Seit  dem  6.  Oktober  1906  ist  M.  bis  zum  Aufbrechen  der  Geschwüre  in 
seiner  Erwerbsfähigkeit  nicht  behindert  gewesen.  Vom  Auf  brechen  der  Geschwüre 
ist  AL,  so  lange  er  gearbeitet  hat,  um  15o/o  behindert  gewesen,  sofern  er  gezwungen 
war,  die  Arbeit  auszusetzen,  war  er  lOO^/o  erwerbsbeschränkt.  Ein  Heilverfahren 
war  und  ist  notwendig. 

Die  Parteien  schlossen  einen  dahingehenden  A^ergleich. 

Verletzungen  der  Bauchorgane. 

Die  schweren  zur  Autopsie  bei  der  Operation  oder  Obduktion  ge- 
langenden Verletzungen  der  Bauchhöhle  nach  äußeren  Gewalteinwirkungen 
sind  so  eindeutig,  daß  sie  Schwierigkeiten  in  der  Unfallbegutachtung  nicht 
bieten. 

Verletzung  der  Bauchdecken. 

Weicliteiliiarbe  der  Bauchhaut.  Keine  Erwerhseiuhuße  nach 

Abschluß  des  Heilverfahrens. 

Unfall:  22.  Alai  1905.  Fall  von  der  Leiter  auf  den  Leib,  wobei  die  Bauch- 
haut (pier  platzte.  Sofortige  Naht.  Primäre  Heilung. 

Eigene  Angaben  der  Verletzten. 

„Ich  kann  nicht  arbeiten.“ 

Untersuchungsbefund  (30.  Alärz  1906). 

Untersetzte  korpulente  Frau,  die  sieben  Geburten  durchgemacht  und  einmal 
unrichtige  Wochen  gehalten  hat. 

Quer  über  den  Unterleib,  dicht  über  der  Schambeinfuge  zieht  eine  zirka 
20  cm  lange,  blaßbraune,  völlig  verschiebbare,  nicht  mehr  druckemptindliche 
Narbe.  Druck  auf  die  linke  Unterbauchgegend  soll  schmerzhaft  sein,  ein  objektiver 
Grund  ist  hierfür  nicht  zu  erkennen.  Druck  auf  die  rechte  Unterbauchgegend  ist 
nicht  schmerzhaft.  Die  Funktionen  des  Mastdarmes  und  der  Blase  sind  nach  eigener 
Angabe  ungestört. 


IJ.  Teil.  3.  Abschnitt. 


')44 

Weder  b('iin  Tress('ii  iiocJi  bei  liiisteiistößeii  tritt  in  der  iS4ii'b(;  eine  briicli- 
artijj'(^  liervorwölbiinj»’  auf.  Dem  Tastgefüld  nacli  sind  die  Daiicliinuskeln  voll- 
koninien  ('rlialten. 

l)('r  Urin  zeigt  beim  Koclien  eine  Trübung,  die  auf  Salpetersäurezusatz  nicht 
versebwindet.  Die  Trübung  ist  als  P]iweißausscheidung  anzuspreclien. 

Die  Untersuchung  der  Geschlechtsteile  ergiebt:  Leichter  Dammriß,  Senkung 
des  vorderen  Scheidengewölbes,  Rückwärtslagerung  der  sich  liärtlicli  anfühlenden 
und  nur  wenig  beweglichen  Gebärmutter;  Freisinn  der  Deiorgane  ^on  entzünd- 
lichen Erscheinungen,  schleimig-eitriger  Ausfluß. 

Die  G.  trägt  eine  Leibbandage.  Das  Tragen  der  Dandage  erscheint  nicht 
(uiorderlich. 

Degutachtung. 

Der  Unfall  vom  22.  Mai  1905  hat  bei  der  Klägerin  keine  erwerbsbeschrän- 
kenden Folgen  liinterlassen.  Die  völlig  bedeutungslose  Narbe  der  Weicliteile  ist 
nicht  imstande,  Unbequemlichkeiten  zu  erzeugen. 

Die  Veränderungen  an  den  Geschlechtsorganen  sind  durch  die  vorange- 
gangenen Geburten  hervorgerufen  und  können  dem  Unfälle  nicht  zur  Last  gelegt 
werden. 

Klägerin  ist  daher  durch  Unfallfolgeii  seit  dem  6.  August  1905  in  ihrer 
Erwerbsfälligkeit  nicht  beeinträchtigt  gewesen  und  gegenwärtig  - nicht  mehr  be- 
('inträchtigt. 

Die  Rentenansprüclie  wurden  rechtskräftig  abgewiesen. 


Bluterguß  (Hämatom)  in  den  Bauchdecken.  Rente:  15 Vo  ^tut 

7 Monate. 

Vorgeschichte. 

R.  erlitt  am  25.  November  1904  durch  Betriebsunfall  eine  Quetschung  des 
Unterleibes,  die  einen  starken  Bluterguß  in  der  Muskulatur  erzeugte.  Er  erhielt 
für  die  Folgen  eine  Rente  von  15o/o,  die  mit  dem  1.  Oktober  1905  eingestellt 
wurde.  Hiergegen  hat  R.  Berufung  eingelegt. 


Eigene  Angaben  des  Verletzten. 

,lch  habe  in  der  rechten  Unterbauchgegend  Schmerzen, 


sobald  ich 


schwer  hebe.' 


Untersuchungsbefund  (18.  Oktober  1905)- 

Großer,  gesund  aussehender  Mann,  von  starkem  Knochenbau  und  guter 
Muskulatur. 

Die  Untersuchung  in  Rückenlage  ergiebt  bei  der  Betrachtung  des  Leibes 
keine  Abweichung  von  der  Norm.  Bei  der  Atmung  bewegen  sich  beide  Leibhälften 
gleichmäßig.  Beim  Anspanuen  der  Bauchpresse,  insbesondere  beim  sich  Eilieben 
aus  der  Rückenlage  ohne  Zuhilfenahme  der  Hände  wird  die  gesamte  Bauch- 
muskulatur in  vollkommen  gleicher  Weise  angespannt,  doch  sollen  hierbei  leichte 
Schmerzen  in  der  Tiefe  auftreten.  ln  der  Ruhelage  ist  der  Leib  gleichmäßig 
weich,  er  ist  an  allen  Stellen  tief  eindrückbar,  nirgends  läßt  sich  in  der  Tiefe 
(dne  Verhärtung  oder  ein  abnormer  Widerstand  finden,  auch  kommt  es  während 
dieser  Untersuchungen  zu  keinerlei  Beschwerdeäußerung. 

Das  rechte  Hüftgelenk  ist  für  alle  Bewegungen  frO.  Beim  Legen  des 
rechten  Beines  über  das  linke  sollen  leise  Schmerzen  „in  der  Tiefe auftreten. 

Am  knöchernen  Becken  sind  keinerlei  Regelwidrigkeiten  festzustellen. 

B(‘ide  Leistenringe  sind  weit,  aber  vollkommen  glatt  und  regelmäßig.  Es 
liat  also  bei  der  Gewalteinwirkung  des  Unfalles  keine  Sprengung  eines  Leisten- 
ringi's  stattgefunden.  Der  untersuchende  Finger  vermag  in  den  Leistenkanal  ein- 
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zudiiug(‘u  und  tulilt  lj('i  ahsiclitlicJicii  lliistonstöl’K'ii  Baucli('ing('\v('id('.  g('g(ai  seiiui 
Kupiu'  anschlagi'u.  Es  b(vst(‘ht  also  b(‘i  R.  oiiK',  doppelsoitigo  Rrucliaiilagc,  die 
iiid(‘ß  mit  d(Mu  Unfälle  in  ki'inerlei  /nsammenluiiig  stellt.  Andererseits  aber  er- 
klärt dies(‘  Rruclianlage  die  ISchniorzen  in  dei‘  Tiefe  bei  Pressern  und  gewissen 
Rewegniigem  des  rechten  Reines. 


Re^giitachtnng. 


Unfälle 


vom  26.  November 

. U 


1904  bestelnm  bei  R.  nicht  mehr, 


Folgen  (l('s 

Die  Schmerzen  „in  der  Tiefe  des  Ueibes'‘  werden,  falls  vorhanden,  durch  die 
Rruclianlage  erklärt.  Sie.  haben  überdies  keine  erwerbshindernde  Redentnng,  es 
kommt  ihnen  lediglich  der  Uharakter  einer  Unbequemlichkeit  zu. 

Durch  die  früher  vorhanden  gewesenen  Unfallfolgen  (Schmerzhaftigkeit 
d(‘r  Rauchdecken  beim  schweren  Anheben)  war  R.  in  der  Zeit  vom  19.  Februar 
1905  bis  80.  September  1905  um  15'*/o  di  seiner  Erwerbsfähigkeit  beeinträchtigt. 
Dies(‘  Schätzung  rechtfertigt  sich  aus  folgender  Erwägung: 

Der  Unfall  war  kein  schwerer.  Eine 
reißung  hat  sicherlich  nicht  stattgefunden. 

Rluterguß  in  den  Rauchdecken.  Derartige  Verletzungen  heilen  in  längstens 
3 Monati'ii,  ohne  irgend  welche  Spuren  zu  hinterlassen.  Am  17.  Februar  1905 
koniiti'  überdies  durch  Dr.  31.  ein  objektiver  Refund  für  eine  Schmerzhaftigkeit 
nicht  mehr  erhoben  werden. 

Di(‘  Instanzmi  entschieden  dementsprechend. 


innere  Rlutung  oder  eine  ürganzer- 
Es  handelte  sich  lediglich  um  einen 


Eröffnung  der  Bancliliöhle  durch  Unfall.  Heilverfahren  3V2  Monate. 
I.  Rentenfestsetzung*:  662/3^0*  20«/,)  nach  V4  Jahren. 

V 0 r g e s c h i c h t e. 

Der  21jährige  3Iaurer  A.  hat  am  2.  Alai  1904  dadurch  einen  schweren  Unfall 
erlitt(m.  daß  ihn  in  stehender  Stellung  ein  aus  3 Stockwerkhöhe  herabfallender,  3‘20m 
langer  Eisenträger  so  traf,  daß  eine  große,  die  Rauchhöhle  eröffnende  AVunde  ent- 
stand, aus  der  die  Darmschlingen  hervortraten. 

Eigene  Angaben  des  Verletzten. 

.,Wenn  ich  laufe,  so  treten  nach  höchstens  zehn  Minuten  Schmerzen  in  der 
U(^gend  d('r  AVunde  auf,  welche  dann  jedesmal  nach  der  unteren  rechten  Ranch- 
gegeml  ausstrahlen.  Die  Schmerzen  lassen  dann  nur  nach,  wenn  ich  mich  mit 
bi'inahe  nach  hinten  übergebeugtem  Körper  hinsetze. 

Nach  dem  Essen  verspüre  ich  ebenfalls  die  genannten  Schmerzen,  so  daß 
ich  mich  habe  dai’an  gewöhnen  müssen,  öfters  und  nur  kleine  Alahlzeiten  ein- 
zunehmen. 

Der  Stuhlgang,  früher  durchaus  regelmäßig,  muß  jetzt  mit  Arzneimitteln 
(Rizinusöl)  reguliert  werden,  da  bei  Verstopfung  Schmerzen  auftreten.  Treppen- 
steigen ist  anstrengend.  Druck  auf  die  Narbe  sehr  schmerzhaft.*- 

Untersuchungsbefund  (9.  Dezember  1904). 

Kräftiger,  junger  Mann.  An  den  Lungen  nichts  Auffälliges,  außer  Abschwä- 
chung des  Atmungsgeräusches  über  der  rechten  Lungenspitze}  und  Verlängerung 
des  Ausatmungsgei-äusches  über  demselben  Rezirk.  Das  Herz  ist  gesund. 

In  der  3Iittellinie  des  Leibes  verläuft  Hne  ca.  16r-yn  lange  gerötete  Narbev 
Sie  b(‘ginnt  dicht  unter  dem  Ende  des  Ri-ustb('ines  und  vei'läuft  bis  dicht  an  den 
Nabel;  sie  ist  unregelniäßig  in  ilire]u  Vei-lauf,  hat  seitlicln^  Ausläufer  bis  zu4nn; 
sie  ist  an  vei‘schi('d(‘nen  St(‘Ilen  strahlig  und  hat  (äiie  w('chselnde  Rnüte,  Rd  auf- 
reclitm-  Körperhaltung  wölbt  sich  — ungefähr  in  d(T  31itt(‘  d(T  Narbe  — eine 
(‘twa  12  cm  bi-eite  und  7 cm  lang«'  Stelle  «h'utlich  hervor;  b«'i  Ilustenstöß('n  oder 

Kn  frei,  Bearteilung  von  UnfallfoJgeu. 
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Aiisti'OHgmi^-  (lor  BaucIii)ro,sso  nimmt  die  deutlich  l)('g]-ei)zt(‘  \'or\vöJ Innig  zu.  I)(>r 
zwecks  Uiitersiicliuiig  in  die  Bauchwand  eindringmidi^  Finger  vmaiiittidt  den  Fin- 
dnick',  als  wenn  in  dem  beschriebenen  Bezirk  der  gerade  Bauchmnskel  i-echts 
völlig,  auf  der  linken  Seite  seine  innere  Hälfte,  tehlt.  (Nach  nachträglicher  niünd- 
liclnn-  Mitteilung  des  I)r.  Sp.  ist  der  rechte  Jlectiis  bei  der  Opm-ation  entfernt 
worden.)  Druck  auf  die  Narbe  und  deren  Nachbarschaft  ist  allenthalben  schmerzliafr. 
Die  Schmerzhaftigkeit  ist  glaubhaft,  da  sie  liöchstwahrsclK'inlich  durch  Verwachsung 
der  Narbe  mit  den  darunterliegenden  d'eilen  (Bauchfell,  Leber,  Darmschlingmi, 
]\Iagen)  veranlaßt  wird.  Diese  Verwachsungen,  deren  Vorhandensein  bei  der  Art 
der  \'erletzung  als  sicher  zu  gelten  hat,  erklärt  auch  die  behaupteten  Störungen 
von  seiten  des  Magendaiunkanals. 

A.  trägt  eine  korsettartige,  innen  mit  einer  Belotte  versehene  JjeibbiiKb'. 

I ) i'  g u t acht  ii  n g. 

Als  erwerbsb(vschränkend(^  Folgen  hat  der  Fnfall  vom  2.  Mai  1904  lau  A. 
hiuterlassen: 

1.  Ein('  druckemphndliche  Narbe  der  vordenui  Baiichwand  zwischen  untm-em 
Brnstbeinende  und  Nabel  von  ca.  cm  Länge. 

2.  Fäll  Baiichnarbenbriich  von  etwa  Llandtellerfläche  in  dem  Sinne,  daß  es 
sich  hier  um  gleichmäßige  Narbenausdehnung  mit  ganz  allmählichem  Üla'rgang 
der  gedehnten  in  die  nicht  gedehnten  Teile  handelt. 

3.  Die  Notwendigkeit,  eim^  Bauchbandage  zu  tragen. 

4.  Schmerzen,  die  nach  körperlichen  Anstrengungen  auftreti'u. 

ö.  Störungen  im  Magendarnikanal,  die  den  Verletzten  zu  lavstimmti'u  Ver- 
haltungsmaßregeln zwingen  (Einnahme  kleinerer,  aber  häutigerer  Mahlzeiteu:  Be- 
geluiig  des  Stuhlganges  durch  Arzneimittel). 

A.  ist  daher  infolge  des  Unfalles  vom  2.  Vlai  1904  in  der  Zeit  nach  dem 
1.  September  1904  bis  zum  30.  September  1904  um  lOO^/o,  vom  1.  Oktober  1904 
um  662/3O/0  in  seiner  Erwerbsfähigkeit  vorübergehend  beeinträchtigt. 

Zu  dieser  Schätzung  führt  folgende  Erwägung: 

Aus  den  Genossenschaftsakten  (Notiz  des  Dr.  R.)  geht  hervor,  daß  A.  erst 
zwischen  dem  18.  und  22.  August  1904  seine  Bandage  erhalten  hat.  Die  Zeit, 
bis  er  sich  an  das  Tragen  derselben  gewöhnt,  wird  man  auf  mehr  als  9 — 10  Tage 
einschätzen  müssen.  Wenn  man  dazu  berücksichtigt,  daß  A.  sich  über  3^  ä iMonate 
in  der  Klinik  befunden  hatte,  so  muß  es  in  Hinblick  auf  die  schwere  Verletzung 
billig  erscheinen,  dem  A.  eine  Übergangs-  und  Schonungsrente  von  lOO^/o  auf 
etwa  4 -6  Wochen,  also  bis  zum  30.  September  1904  zu  gewähren. 

In  der  Folgezeit  verbleibt  für  A.  zunächst  ein  außerordentlich  begrenztes 
Feld  gewinnbringender  Tätigkeit.  Bücken,  Heben,  Tragen,  Treppensteigen,  Stehen 
entfällt  zurzeit  für  ihn.  Er  kann  nur  leichte  Arbeiten  — di('  Unterbrechungen 
gestatten  — im  Sitzen  verrichten. 

Dem  Verletzten  wurden  die  vorgeschlagenen  Renten  zugesprochen,  die  ('r 
bis  zum  1.  Juli  1905  bezog,  zu  welclier  Zeit  er  zu  vollem  Lohn  als  Maurer  arbeitet«'. 

Dr.  G.  führt  in  seinem  Gutachten  vom  14.  September  1905  folgendes  aus: 

D('r  Untersuchte  ist  ein  durchaus  gesund  aussehender  VIenscli  mit  blühen- 
der Gesiclitsfarbe,  von  starkem  Körperbau  und  überall  selir  kräftig  entwickelter, 
straffer  Muskulatur. 

An  den  inneren  Organen  und  im  Gebiete  des  Nervensystems  sind  krank- 
hafte Veränderungen  nicht  nachzuweisen.  Die  Gliedmaßen  sind  fehleifrt'i  und 
funktionieren  regelmäßig. 

An  der  Oberbaucligegend  bemerkt  man  die  in  den  Akten  mehrfacli  b«'- 
schriebene  Narbe,  welche  von  blasser,  stellenweise  «'twas  liellbräiinlicher  Farlu' 
und  auf  Druck  nicht  schmerzhaft  ist.  Sie  ist  derb  und  widerstandsfällig.  Di«' 
Baucluh^cken  in  der  nächst«'!!  Umgebung  dieser  Narbe  siml  etwas  erschlafft,  so  daß 
sie  sich  an  dieser  St«dle  etwas  liervorwölben  und  «ladiircli  «len  Eindruck  hervor- 
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iiifcii,  als  bestäiulc  hier  ein  llauclil)iiic]i.  Ein  derartiges  Übel  aber  bi'stelit  in  d(U’ 
Tat  niclit,  auch  kann  der  Erschlaffung  der  nauclidecken  hier  ein  großes  (xowiclit 
nicht  boigelegt  werden,  da  die  Eingeweides  durch  eine  Ihiuchbinde,  wedche  von 
dem  p.  A.  getragen  wird,  in  ihrer  regelmäßigen  Eage  zurückgehalten  werden.  Es 
ist  allerdings  erforderlich,  daß  von  Zeit  zu  Zeit  eine  neue,  straff  anliegesnde  Ihmbs 
beschafft  wird. 

Darauf  wurde  die  Rente  rechtskräftig  auf  2Qo/o  h('ra!)gesetzt. 


Zerreißung  der  Leber. 

Leberzerreißuiig'  durch  Hufschlag-. 

Reiiteii:  100%,  80%^  OO^/o?  40%,'  25%.  15%  (nach  0 Jahren).  . 

Vorgeschichte. 

Der  damals  48jährige  Kutscher  A.  erlitt  am  12.  Mai  1906,  6 Uhr  morgens 
einen  Betriebsunfall  durch  Hufschlag  gegen  die  Brust.  Er  stürzte  zu  Boden,  mußte 
erbrechen  und  auf  stoßen,  was  sich  in  den  nächsten  Tagen  wiederholte.  Er  wurde 
zunächst  in  seiner  Wohnung  ärztlich  behandelt,  seine  Hautfarbe  wurde  gelblich. 
Nach  scheinbarer  Besserung  trat  am  19.  Mai  eine  derartige  Verschlimmerung 
seines  Zustandes  ein,  daß  seine  Überführung  in  das  Krankenhaus  Bethanien  zu 
Berlin  notwendig  wurde.  Hier  wurde  durch  Martens  die  Diagnose  auf  Leber- 
zerreißung gestellt.  Durch  Laparotomie  wurden  etwa  2 l in  die  Bauchhöhle 
ergossener  Galle  entfernt.  Der  weitere  Krankheitsverlauf  wurde  durch  das  Auf- 
treten eines  neuen  Gallenergusses  und  einer  Eiteransammluug  zwischen  oberer 
Leberdäche  und  rechter  Zwerchfellhälfte  kompliziert,  die  durch  Resektion  von  Stücken 
der  7.  und  10.  rechten  Rippe  entleert  wurde.  Gleichzeitig  war  eine  Entzündung 
des  rechten  Schultergelenkes  eingetreten.  Hierdurch  wurde  das  Heilverfahren  so 
verzögert,  daß  es  bis  zum  12.  Januar  1907  fortgesetzt  werden  mußte. 

Die  Berufsgenossenschaft  gewährte  dem  Verletzten  bis  zum  30.  Kovember 
1907  die  Vollrente,  welche  mit  dem  1.  Dezember  1907  auf  80o/o  herabgesetzt 
werden  sollte.  Hiergegen  hat  A.  beim  Schiedsgericht  Berufung  eingelegt. 

Eigene  Angaben  des  Verletzten. 

„Ich  habe  noch  Schmerzen  in  den  Wunden  in  der  rechten  Seite  und  im 
rechten  Arm.  Ich  bekomme  denselben  nicht  hoch.  Sonst  habe  ich  keine  Be- 
schwerden.“ 

Untersuchungsbefund  (20.  Dezember  1907). 

49jähriger  Mann  mit  frischem,  gesundem  Gesicht,  in  sehr  gutem  Ernäh- 
rungszustände, von  kräftiger  Muskulatur  und  starkem  Knochenbau.  Das  Haupt- 
haar ist  ergraut.  Das  Körpergewicht  beträgt  84'5  hg.  Die  Bewegungen  des  Rump- 
fes lassen  beim  An-  und  Ausziehen  keine  Behinderung  erkennen.  In  der  rechten 
unteren  Brust-  und  oberen  Bauchgegend  sind  vier  — im  wesentlichen  horizontal 
verlaufende  — Narben  sichtbar.  Die  oberste  verläuft  13  cm  lang  über  die  7.  Rippe, 
von  der  ein  etwa  5 cm  langes  Stück  zu  fehlen  scheint.  Eine  zweite  Narbe  verläuft 
in  der  Höhe  der  10.  Rippe,  von  der  ebenfalls  ein  Stück  operativ  entfernt  ist. 
Sie  ist  etwa  9 cm  lang.  Von  ihr  zieht  eine  14  cm  lange  Narbe  spitzwinkelig 
nach  unten. 

In  Nabelhöhe  findet  sich  über  dem  rechten  Darmbeinstachel  eine  10  cm 
lange,  2 cm  breite  Narbe. 

Sämtliche  4 Narben  sind  blaß,  widerstandsfähig,  mit  der  Unterlage  nicht 
verwachsen,  nicht  druckempfindlich.  Die  im  Bezirke  des  Bauches  liegenden  Nar- 
ben wölben  sich  beim  Husten  und  Pressen  nicht  hervor.  Es  besteht  kein  Bauch- 
bruch. Der  Bauch  wird  beim  Atmen  in  allen  Teilen  gleichmäßig  bewegt. 

Die  Leberdämpfung  reicht  in  der  rechten  Brustwarzenlinie  vom  unteren 
Rand  der  5.  bis  zum  oberen  Rand  der  8.  Rippe.  Die  Milz  ist  nicht  als  ver- 
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gr(>l’)(*rt  na(*hzu\v('is('n.  Ks  Ix'stelieii  keine  llrüclie.  Die 
Das  Hetasten  des  Dauches  erregt  keine  Schmerzen. 

Die  Detrachtung  des  (‘rvveiterten  Brustkorbes  läßt  außer  den  oben  be- 
sehri(d)(‘nen  keine  Abweichung  von  der  Norm  erkennen.  Beide  Brustkorbhälften 
wenh'ii  bei  der  Atmung  gehoben  und  gesenkt,  es  findet  dabei  ein  leichtes  Nach- 
schleppen der  rechten  Seite  statt.  Die  Atmung  s(‘lhst  ist  regelmäßig,  ausgiebig 
und  nicht  angestrcuigt.  Der  Brustumfang  in  Höhe  der  Brustwarzen  mißt  bei  der 
Kinatmung  101  cm,  bei  der  Ausatmung  98  cm.  Die  Betastung  des  knöchernen 
Brustkorbes  ergiebt  das  Fehlen  von  Stücken  der  7.  und  10.  Hippe.  Druckschmerz 
ist  nirgends  vorhanden.  Die  Untersuchung  der  Lungen  ergiebt  reines  Bläschen- 
atmen mit  verlängertem  Ausatmungsgeräusch , dasselbe  ist  aber  rechts  von  der 
4.*  Rippe  in  der  Brustwarzenlinie,  von  der  6.  Rippe  in  der  Achselhöhlenlinie,  von 
der  8.  Rippe  in  der  Schulterblattlinie  an  abgeschwächter.  In  dem  beschriebenen 
Bezirk  ist  der  Klopfschall  verkürzt,  sonst  ist  er  voll  und  laut.  Es  fehlen  alle 
krankhaften  Cxeräusche  wie  Schaben  und  Knistern,  aus  welchen  auf  das  Vorhan- 
densein einer  Rippenfellreizung  geschlossen  werden  könnte.  Während  der  Unter- 
suchung tritt  auch  beim  tiefen  Atmen  kein  Hustenreiz  auf. 

Die  Herzdämpfung  ist  wegen  der  Überlagerung  mit  Lungengewebe  nicht 
gf'nau  festzustellen. 

Der  Spitzenstoß  ist  im  fünften  Zwischenrippenraum  innei’halb  der  Brust- 
warzenlinie zu  fühlen.  Die  Herztöne  sind  rein. 

Die  rechte  Schultergegend  läßt  gegenüber  der  linken  insofern  einen  Unter- 
schied hei  der  Betrachtung  erkennen  , als  die  rechte  Schultermuskulatur  leicht 
abgemagert  ist.  Die  die  rechte  Schulter  bildenden  Knochenteile  lassen  keine 
Veränderung  erkennen;  insbesondere  besteht  keine  sinnfällige  Abweichung  der 
straflbn  Verbindung  zwischen  äußerem  Schlüsselbeinende  und  der  Schulterhöhe 
vom  Normalen. 

Der  Untersuchte  will  den  rechten  Oberarm  im  Schultergelenk  nach  vorn 
nur  bis  60°,  seitlich  nur  bis  70^  erheben  können.  Passiv  gelingen  diese  Bewe- 
gungen ebenfalls  nicht  weiter.  Beim  Seitwärtsheben  des  rechten  Oberarmes  be- 
wegt sich  das  zugehörige  Schulterblatt  frühzeitig  mit.  Es  besteht  also  eine  we- 
sentliche Beschränkung  der  Beweglichkeit  im  rechten  Schultergelenk.  A.  vermag 
die  rechte  Hand  nicht  ins  Genick  zu  legen  und  erreicht  hinten  unten  herum  init 
den  Fingern  nur  den  rechten  hinteren  Darmbeinstachel.  Bei  senkrecht  herabhän- 
iendem  Arm  ist  die  Rollung  des  Oberarmes  nach  außen  aufgehoben,  nach  inrnm 
geringem  Grade  möglich. 


in 


Versucht  man  den  senkrecht  hängenden  rechten  Arm 
gelenk  zu  drängen,  wcu'den  leichte  Schmerzen  geklagt. 

Es  beträgt  d(‘r  Umfang 

des  Oberarmes: 

um  den  hängenden  Deltamuskel  in  Achselhöhlenhöln 
um  den  zweiköpfigen  Muskel  (Biceps)  .... 

des  Unterarmes: 

an  der  dicksten  Stelle 


gegen 


das  Schulter- 


rechts 
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• Es  besteht  also  ein  Untermaß  der  rechtsseitigmi  Armmuskulatur,  das  er- 
Indilich  ins  Gewicht  fällt,  weil  der  rechte  Arm  naturgemäß  ein  Übermaß  von 
1 bis  L/o  cm  haben  soll. 

Es  ist  dies  ein  Beweis,  daß  d('r  reclite  Arm  in  der  vi'rgangeneu  Zeit  in- 
folge d('r  Sclnilterg(denksversteifung  geschont  worden  ist. 


B e g u t a c h t u n g. 

S(‘it  der  Entlassung  aus  (hnn  Krankenhause  am  12.  Januar  1907  ist  in  dem 
Zustaiuh'  d(^s  Klägers  ein(5  wes(Mitlich(‘  Veränderung  und  infolgedesscoi  ('im'  Er- 
höhung (hu‘  Erwerbsfähigkeit  eing('tr(‘ten. 


Zerreißung  der  lieber. 
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Die  Vorümloi'uiig'  besteht  in  folgendem: 

ü)  Die  Narben  an  der  recliten  Drustseite  und  in  der  recliten  naucligegend  selbst 
sind  nicht  inelir  sclimerzliaft. 

h)  Der  krankhafte?  Zustand  der  Langen  hat  sicli  insofern  gebi'ssert  als 

die  rechte  Ilrustseite  nur  noch  sehr  wenig  bei  der  Atmung  nachschh'ppt, 
der  Klopfschall  in  dem  erkrankt  gewesenen  Dezirke  nicht  mehr  stark  abg(?- 
schwächt,  sondern  nur  verkürzt  ist. 

c)  Der  rechte  Arm  ist  um  ein  geringes  im  Schultergelenk  l)eweglicher  gewoi’den, 
seine  Muskulatur  etwas  straffer. 

fi)  Das  Allgemeinbefinden  hat  sich  gehoben. 

Der  Kläger  ist  infolge  des  Unfalles  vom  12.  Mai  1906  in  der  Zeit  nach 
dem  1.  Dezember  1907  und  gegenwärtig  nach  ärztlichem  Ermessen  um  HO^’/o 
in  seiner  Erwerbsfähigkeit  beeinträchtigt,  da  ihm  ganz  leichte  Arbeiten  zwei- 
fellos möglich  sind. 

Diese  80^  Kente  wurde  von  allen  Instanzen  als  ausreichend  ('rächtet- 

Am  18.  Januar  1908  fami  eine  erneute  Untersuchung  statt. 

Eigene  Angaben  des  Klägers. 

,,Es  ist  mit  den  Schmerzen  dasselbe,  namentlich  in  den  Wunden  der  rechten 
Seite,  im  rechten  Arm  und  in  der  rechten  Schulter. 

Im  Sommer  war  ich  Sprengwagenkutscher,  verdiente  pro  Woche  18  M.  Zur- 
zeit habe  ich  keine  Beschäftigung. ‘‘ 

Begutachtung. 

Seit  der  Untersuchung  am  18.  Januar  1908  ist  in  dem  Zustande  des  Klägers 
eine  wesentliche  Veränderung  und  infolgedessen  eine  Erhöhung  der  Arbeitsfällig- 
keit eingetreten. 

Die  Veränderung  besteht  in  folgendem: 

a)  Das  Allgemeinbelinden  hat  sich  gehoben.  Das  Körpergewicht  ist  von  84'5A;^ 
auf  86'15  ~kij  gestiegen. 

b)  Die  Atmung  ist  freier  geworden,  erkennbar  daran,  daß  die  rechte  Brusthälfte 
nicht  mehr  nachschleppt  und  die  Atembreite  von  3 cm  sich  auf  5 cm  erhöht 
hat  (101  : 98,  jetzt  102  ; 97). 

c)  Die  Beweglichkeit  im  rechten  Schultergelenk  hat  zugenommen.  Das  Erheben 
ist  Jetzt  bis  zur  Wagerechten  möglich.  Die  Innenrollung  des  rechten  Armes 
ist  freier  geworden.  Die  rechte  Hand  kann  jetzt  unten  hinten  herum  weiter 
dem  linken  Schulterblatt  genähert  werden,  als  dies  früher  der  Fall  war. 

d)  Der  Minderumfang  zu  ungunsten  des  rechten  Oberarmes  ist  ein  geringerer 
geworden,  am  rechten  Unterarm  hat  er  einem  Übermaß  Platz  gemacht. 

e)  A.  hat  den  Beweis  erbracht,  daß  er  Lohnarbeit  zu  verrichten  imstande  ist, 
indem  er  im  vergangenen  Sommer  als  Sprengwagenkutscher  tätig  war. 

Der  Kläger  ist  infolge  des  Unfalles  vom  12.  Mai  1906  in  der  Zeit  nach 
dem  1.  Dezember  1908  in  seiner  Erwerbsfähigkeit  um  60o/o  beeinträchtigt  ge- 
wesen und  gegenwärtig  noch  um  60o/o  beeinträchtigt. 

Die  Behinderung  des  rechten  Armes  bedingt  eine  Erwerbseinbuße  von  40o/o, 
die  von  der  Bauchoperation  ausgehenden  Beschwerden  werden  aus  zeitlichen 
Gründen  noch  als  20o,o  erwerbsheschränkend  eingeschätzt. 

Diese  Bente  bezog  der  Verletzte  nach  rechtskräftiger  Feststellung  bis  zum 
1.  IMärz  1910,  wo  sie  auf  Grund  nachstehender  Begutachtung  auf  40« V herabg('- 
setzt  wurde. 

Seit  der  Untersuchung  am  14.  November  1908  ist  in  dem  Zustande  des 
Verletzten  wieder  eine  wesentliche  Veränderung  und  infolgedessen  eine  weiten’! 
Erhöhung  der  Arbeitsfähigkeit  eingetreten. 
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Die  Veränderungen  bestehen  in  folgendem : 

a)  Der  rechte  Arm  kann  jetzt  nach  vorn  selbsttätig  bis  4öo  über  die  Horizontale, 
seitlich  bis  etwas  über  die  Horizontale  erhoben  werden. 

h)  Die  rechte  Hand  kann  jetzt  ins  Genick  gelegt  werden,  sie  erreicht  hinten 
unten  herum  das  linke  Schulterblatt. 

c)  Das  frühere  Untermaß  des  rechten  Armes  ist  verschwunden  und  hat  dem 
natürlichen  Übermaß  Platz  gemacht. 

Hiernach  hat  sich  die  Gebrauchsfähigkeit  des  rechten  Armes  erheblich  ge- 
bessert. Die  P)esserung  ist  auf  20%  zu  veranschlagen. 

Der  Verletzte  ist  infolge  des  Unfalles  vom  12.  Mai  1906  in  der  Zeit  nach 
dem  1.  März  1910  in  seiner  Erwerbsfähigkeit  um  40%  beeinträchtigt  gewesen  und 
gegenwärtig  noch  um  40o/o  beeinträchtigt. 

Eine  weitere  Rentenminderung  erfolgte  im  Jahre  1911. 

Eigene  Angaben  des  Klägers  (2.  Mai  1911). 

„An  der  rechten  Seite  habe  ich  immer  noch  Schmerzen,  indeß  nur,  wenn  ich 
arbeite.  Ebenso  geht  es  mit  dem  rechten  Arm,  namentlich  wenn  ich  hochlangen 
will.  Ich  arbeite  in  der  Knopffabrik  und  verdiene  pro  Woche  18  M.'‘ 

Regutachtung. 

Seit  der  Untersuchung  am  31.  Januar  1910  ist  in  dem  Zustande  des  Ver- 
letzten abermals  eine  wesentliche  Veränderung  und  infolgedessen  eine  Erhöhung 
der  Arbeitsfähigkeit  erfolgt. 

Die  Veränderungen  bestehen  in  folgendem : 

a)  Während  A.  damals  gar  nicht  arbeitete,  hat  er  jetzt  eine  dauernde  I.ohn- 
arbeit. 

h)  Die  Hubfähigkeit  des  rechten  Armes  hat  sich  von  95^  auf  135°  gesteigert. 

c)  Während  damals  beide  Oberarme  den  gleichen  Umfang  zeigten,  weist  jetzt 
der  rechte  das  natürliche  Übermaß  von  1 cm  auf. 

d)  Die  frühere  Abschwächung  der  Atmung  vorn,  rechts,  unten  ist  beseitigt. 

Der  Verletzte  ist  infolge  des  Unfalles  vom  12.  Mai  1906  in  der  Zeit  nach 
dem  1.  April  1911  in  seiner  Erwerbsfähigkeit  um  250'o  beeinträchtigt  gewesen  und 
gegenwärtig  nur  noch  um  25o/q  beeinträchtigt,  da  jetzt  nur  noch  schwere  Arbeiten 
unausführbar  sind. 

Endlich  erfolgte  im  Mai  1912  eine  letzte  Rentenminderung  auf  15«  Die 
schwere  Leberverletzung  machte  keine  Erscheinungen  mehr. 


Zerreißuiig  der  Leber  und  CTallenblase.  I.  Reiiteiifestsetzuiig : 50®  o* 

25®/o  nach  2 Jahren. 

Unfall:  17.  September  1909.  Überfahrung. 

Eigene  Angaben  des  Verletzten. 

„Ich  habe  immer  Schmerzen  im  Leibe  und  in  der  rechten  Schulter.  Es  ist 
nicht  immer  gleich,  aber  manche  Nacht  kann  ich  kein  Auge  zumachen. 

Ich  habe  8 Tage  lang  leichte  Arbeit  versucht,  aber  die  Arbeit  wieder  auf- 
geben müssen,  weil  ich  mich  nicht  bücken  kann.  Ich  habe  auch  verschiedene 
Male  versucht  zu  fahren,  aber  es  ging  nicht,  weil  die  Stiche  wieder  auftraten. 


Untersuchungsbefund  (3.  Mai  1910). 

30jährig(U‘,  mittelgroßer  Mann  in  genügeiKhnn  Ernährungszustände,  mit  ge- 
bräuntem Gesichte,  von  nicht  krankhaftem  Aussehen.  Es  besteht  keine  Gelb- 
fäi’bung  der  Haut  oder  d(\s  AVeißcm  im  Auge.  Di(‘  Ih'wc'gungcm  b(Mm  Entkhäden 


ZorreiBiuiti’  der  Leber  und  (lalleiiblase. 
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8iud  l)(dieiul(‘,  S.  l)Uckt  sich  daboi  \vi(Hk'iiiolt  zmii  Pkißbodon,  obn(5  daß  l>cscliwoi‘d('- 
äiißoningc'ii  iHuuerkbar  w('rdeii. 

Das  se(disch(‘  Verlialteii  ist  unauffällig'. 

Die  Atuiuiig  ist  frei,  ausgiebig,  nicht  angestrengt.  Pb'n  Nacbschlci)p('n  der 
n'cbt('n  Tlrustseite  ist  nicht  mehr  zu  bemerken.  Husten  l)estebt  nicht. 

Das  Ausatmungsgeräuscb  ist  überall  bläscbenförmig,  frei  von  krankhaften 
Deräusclien,  nur  ist  (\s  rechts  hinten  unten  und  s('itlicli  stark  ahgeschwäclit  in 
einer  etwa  handbreiten  Zone.  Hier  ist  auch  der  Klopfschall  verkürzt,  während  er 
an  allen  übrigen  Stellen  voll  und  laut  ist. 

Das  Herz  zeigt  n'gelrc'chte  \'erliältnisse , d(‘r  J’uls  beträgt  90  Schläge'  in 
der  Minute,  er  ist  weich. 

Die  Leber  ist  nicht  vergrößert.  Sie  überragt  in  der  rechten  Drustwarzen- 
linie  nicht  den  unteren  Hippenrand. 

Der  Leib  ist  weich  und  in  allen  Teilen  eindrückbar.  Lin  regelwidriger 
Widerstand  oder  ('ine  Cfeschwulstbildiing  ist  in  der  Tiefe  des  Jieibes  nicht  zu 
fühlen.  Die  Lebergegend  soll  druckemphndlich  sc'in.  Bei  der  Atmung  wird  der 
Leib  in  allen  Teilen  gleichmäßig  bewegt.  Die  Operationsnarbe  in  der  Alittellinie 
des  Leibes  ist  fest  und  widerstandsfähig.  Die  frühere  Fistel  ist  geschlossen.  S. 
trägt  eine  Bauch banda ge. 

Am  rechten  Schultergelenk  ist  eine  Abweichung  von  der  Norm  nicht  zu 
finden.  Trotzdem  sind  die  zeitweise  auftretenden  Schmerzen  in  demselben  — als 
oft  beobachtete  Begleiterscheinung  einer  Leberzerreißung  — glaubhaft.  Der 
rc'chte  Biceps  mißt:  253/^,  der  linke  24^^  c/n. 

Der  frisch  entleerte  LAin  enthält  kein  Pliweiß,  keinen  Zucker  und  keine 
Oalh'ufarbstoffe.  Lr  ist  sehr  hell. 

Von  seiten  des  Nervensystems  bestehen  keine  Störungen. 


Begutachtung. 

Der  Unfall  vom  5.  Februar  1908  hat  bei  dem  Kläger  hinterlassen: 

Eine  nunmehr  völlig  verheilte  Operationsnarbe  in  der  Mittellinie  des  Bauches. 

Eine  Schallverkürzung  und  Abschwächung  des  Atemgeräusches  über  der 
r('chten  Lunge,  hinten  unten. 

Nach  Art  der  Verletzung  glaubhafte  Schmerzen  im  Leib  und  in  der  rechten 
Schult('r,  die  mit  der  Zeit  abklingen  werden. 

Der  Kläger  ist  durch  die  Folgen  des  erlittenen  Unfalles  in  der  Zeit  nach 
dem  17.  Dezember  1909  in  seiner  Erwerbsfähigkeit  um  öO^/o  beeinträchtigt  ge- 
wesen und  gegenwärtig  noch  um  öO^/o  beeinträchtigt. 

Die  Rente  in  dieser  Höhe  wird  als  Schonungs-  und  Übergangsrente  vorge- 
schlagen, wobei  die  lange  Krankheitsdauer  berücksichtigt  ist. 

Die  Instanzen  schlossen  sich  diesem  (Tiitachten  an. 

Im  Vlai  1912  wurde  die  Rente  wegen  eingetretener  Besserung  auf  25«  ^ 
lu'rabgesetzt.  Das  Tragen  einer  Bauchbandage  war  nicht  mehr  erforderlich.  S. 
arbeitete  wieder  in  seinem  früheren  Berufe  als  Kutscher. 


Leber-  iiiid  Niereiizerreißung.  Laparotomie^  Tamponade.  Gleiclizeitii»e 
Entfernung*  des  gesunden  Proc.  vermiformis. 

Kenten:  lOO'/o?  50Vo?  25o/o.  O^o  nach  2Vo  Jahren. 


dm- 


Unfall:  lö.  Februar  1907. 
Vorletzt!'  an  di('  D('ck('  d('s 


Erfaßtw(']'d('n  von  eine]'  'Transmission, 
Mascbiiu'nraumes  geschleudert  wurd('. 


wodurch 


Eigono  Angaben  d('s 


Verletzt(ni. 


bf'im 


Ich  hab('  SchuK'rzen  iii  d('r 
Bücken  in  dei-  Leb('i'gog(']id. 


i'('cht('n  Hüfte  und  int  Rückgrat. 
Ai'beitsv(*rsuche  mißglückt('n. 


Außi'rdem 
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Uiitersuclnin^sbcTiind  (11).  Xovomb(‘i’  1907). 

Kräftigi'i“  Maim,  in  gut, ein  Ernäliningszusta,n(l(‘ , von  starker  Muskulatur, 
ohiK'  krankliat'te  Geinütsstiniinung,  mit  elastischen  Ihnvegungen  beim  .Vn-  und 
Auszit'lnm. 

ln  der  rechten  Ihiuchseite  lindet  sich  eim^  annälnn’nd  20cm  lange,  ’/o  cm 
br('it('.  noch  rote,  widerstandsfähige Operationsnai’be  von  vorzügliclK'r  lleschaffenheit, 
die  sicli  beim  Husten  und  Pressen  nicht  vorwölbt. 

Hine  Pelier-  od('r  Milzvergrößerung  ist  niclit  erkennbar. 

Der  Urin  ist  frc'i  von  fremden  Hestandteilen. 

Der  Leib  wird  bei  der  Atmung  überall  gleichmäßig  niitbewegt,  nirgends  b(‘- 
steht  ('im'  abnorme  Spannung.  Er  ist  überall  weich  und  ohne  Schnierz('n  ein- 
drückbar. 

Eiii('  krankhafte  Veränderung  des  Rückenmarks  oder  des  Xervc'iisystems 
ist  nicht  festziistellen. 

1 ) e g ii  t a c h 1 11  n g. 

()bj(dctiv  sind  bei  Sch.  Störungen  nicht  nachweisbar.  Die  Erwerbshinderung 
muß  demnach  bemessen  werden  nach  dem  (trade  von  Glaubwürdigkeit,  den  Sch. 
verdii'nt  und  nach  dem  Maße  von  Reschwerden,  das  nicht  versicherte  PersoiK'ii 
nach  gleichen  Verletzungen  und  gleichen  Operationen  verspüren. 

Di('  Glaubwürdigkeit  des  Sch.  kann  nach  dem  Akteninhalt  und  seinem  Vei’- 
halten  b('i  der  Untersuchung  nicht  in  Zweifel  gezogen  werden. 

Die  Verletzung  und  die  Operation  war  eine  außerordentlich  schwen'.  Es 
entspricht  allgemeiner  Erfahrung,  daß  nach  einem  derartigen  Eingriffe,  wie  i'r 
hier  vorgenommen  wurde,  noch  ein  Jahr  für  den  Patienten  störende  Emphndungi'n 
unbestimmter  Art,  wie  sie  von  Sch.  geklagt  werden,  Zurückbleiben.  Es  empliehlt 
sich  daher  aus  zeitlichen  Gründen,  um  den  Übergang  zu  regelmäßiger  Arbeit  zu 
ermöglichen,  Sch.  trotz  des  objektiv  negativen  Refundes  eine  verhältnismäßig- 
hohe  Rente  zu  gewähren,  deren  Minderung  seinerzeit  nur  aus  Gründen  der  G('- 
wöhnung,  auf  Grund  allgemeiner  ärztlicher  Erfahrung  wird  vorgenoinmen  werdi'u 
können.  Sch.  wird  die  Reschwerden  mit  der  Zeit  vollkommen  verlieren. 

Als  erwerbsbeschränkende  Folgen  hat  der  Unfall  vom  12.  Februar  1907 
liintc'i’lassen: 

Objektiv  nicht  nachweisbare,  aber  nach  Art  der  Verletzung  und  des  Ein- 
griffes glaubhafte,  störende  Empündungc'n  (Schmerzen)  der  rechten  Rauchgegend. 
Der  Verletzte  ist  seit  dem  25.  September  1907  um  öO'^'o  beeinträchtigt  gewesi'ii 
und  gegenwärtig  um  50Vo  beeinträchtigt.  (Übergangs-  und  Gewöhnungsrente.) 

Dieser  Rentenvorschlag  wurde  von  allen  Instanzen  gutgeheißen. 

Sie  wurde  im  August  1908  auf  25^/o  herabgesetzt  auf  Grund  folgender 
Unterlagen. 

Eigene  Angaben  des  Klägers  (28.  September  1908). 

,Jch  kann  nicht  dauernd  arbeiten,  weil  ich  Rückenschmerzen  bekomme. 
Arbeit('ii,  die  ich  gebückt  verrichten  müßte,  muß  ich  im  Knieen  ausführen.  Ich 
arb('it('  stund('iiw(nse  beim  Gärtiu'r.“ 


Ri'gutachtung. 

Das  gut(^  Körpergewicht  (65‘5Ä’^  Nacktgewicht)  lu'weist,  daß  eine  Störung 
im  ]Magen-Darnd\anal  — etwa  durch  Verwachsungen  - nicht  vorliegt. 

Der  Refund  ist  hinsichtlich  (h'r  Unfallfolgen  oder  ('ines  organischen  Nerveur 
leid('ns  völlig  negativ. 

Es  gewinnt  (hui  Anschein,  als  ob  Sch.  - ohne  ji'den  bösen  Willen  — sich 
in  s('in(u-  AT)i-st('llung  noch  das  Vorhandensein  von  Unfallfolg('n  ausmalt,  was  seine 
Erw('rbsfäliigk('it  b('hind('rt. 


Milzgeschwulst  nicht  rnfallfolge. 


;);)H 


Ich  (MiiptVlilc  daher,  um  (h'ii  Übergang  zu  r('g(‘lmä(iig('r  und  (huu'rmh'r 
Loliuarboit  auf  dem  allgemeimm  Arheitsmarkte  zu  erleieJiti'rn , mit  K’üeksieht, 
daß  s('it  der  vorzügiicli  geheilten  Vi'rletzung  erst  et^Yas  über  1^/^  dalire  vei- 
gaugen  sind,  noch  die  Weiterg(^wälirung  einer  Rente  von  25o 

Die  Ressc'rung  liegt  in  dem  Umstande,  daß  vseit  der  letzt(m  Regutaehtung 
10’  o jVIonate  verstriclum  sind,  olnu'  daß  sieli  objektive  kraiddiafte  Störungem 
lierausgH'bildet  haben. 

Im  Jalire  1910  g(dangt(‘  di('  2f)0  oige  Rente  zur  Auflu'bung. 

Eig('n(‘  Angaben  des  Verletzten  (15.  Ph'bruar  1910j. 

..leb  habe  noch  Rüekensehmei’zen,  die  nach  der  rechten  Hüfti'  ausstrahlen, 
und  muß  an  di'r  Operationsnarbe  einen  Rruch  haben. 

Ich  arb('it(‘  als  Gelegenheitsarbeiter. 

( Folgt  Unt('rsuchungsbefund. ) 
lO'gutachtung. 

Auch  heute'  ist  der  Refund  hinsichtlich  der  Unfallfolge'n  völlig  ergebnislos. 
Der  von  Sch.  als  abnorm  betrachtete  Zustand  in  der  Umgebung  der  Operations- 
narbe' erweist  sich  als  völlig  regelrecht.  Seit  dem  Unfälle  sind  nnnmehr  volle 
drei  Jahre,  seit  der  Re'ntengewährung  von  25*’ o (1-  August  1908)  l’V  Jahre 
verhossen.  Mittelbare  Unfallfolgen  habe'ii  sich  auch  in  dieser  Zeit  nicht  he'raus- 
ge'bildet.  Demnach  ist  die  Einwirkung  des  Unfalles  als  erloschen  zu  betrachtc'ii. 

Ich  gelange  daher  zu  dem  Schlüsse: 

S('it  der  Untersuchung  am  28.  September  1908  ist  in  dem  Zustamh'  des 
Verletzten  eine  wesentliche  Veränderung  und  infolgedessen  eine  Erhöhung  d<'r 
Arbeitsfähigkeit  eingetreten.  Die  Veränderung  besteht  darin,  daß  die  verstricheiu^ 
Zeit  als  ausreichende  Übergangszeit  betrachtet  werden  muß  und  von  einer  Phäsche 
des  Falles  nicht  mehr  gesprochen  werden  kann. 

Der  ^'erletzte  ist  infolge  des  Unfalles  vom  12.  Februar  1907  in  seiner  Plr- 
werbsfähigkeit  nicht  mehr  beeinträchtigt. 


Verletzung  der  Milz. 

Milzgescliwiüst  nicht  Uiifallfolge. 

V 0 r g’e  Schicht  ('. 

Am  21.  Juni  1906  soll  der  damals  40  Jahre  alte  xVrbeiter  M.  dadurch 
einen  Retriebsunfall  erlitten  haben,  daß  er  etwa  IV2  von  einer  Rüstung  stürzte. 

Nach  einigen  Tagen  erschien  er  wieder  auf  der  Arbeitsstelle. 

Er  war  in  die  Dehandlung  des  Dr.  F.  eingetreten,  in  der  er  zwei  Wochen 
verblieben  war.  Dic'ser  stellte  bei  M.  eine  sehr  große  Geschwulst  der  Milz  (über 
Kindskopfgröße)  fest.  Kurz  vor  dem  am  27.  Februar  1908  erfolgten  Tode  des 
M.  hat  ihn  Dr.  F.  wieder  gesehen  und  dabei  festgestellt,  daß  die  Milzgeschwulst 
riesig  gewachsen  wai‘  und  fast  die  ganze  Leibeshöhle  einnahni. 

Für  dies('  AnnahiiK'  einer  Milzgeschwulst  spricht  auch  der  Untersuchungs- 
befund des  Sanitätsrats  Dr.  Sch.  Wenn  derselbe  gleichwohl  behauptet,  die  ,, An- 
schwellung“ sei  nicht  als  von  einem  Organ  des  Unterleibes  (Niere,  Milz)  ausge- 
gangen zu  betrachten,  sondc'rn  sei  die  direkte  Folge  der  am  „8.“  Juni  1906 
erlittenen  ()u('tschung,  so  bleibt  diese  Behauptung  völlig  unbewiesen  und  unbe- 
gründet: sie  vermag  di('  Ansicht  d('s  Dr.  P\  nicht  zu  entkräften. 

Wenn  die  Milzgesebwulst  zur  Zdt  d('r  Verletzung  berc'its  über  kindskopf- 
gi'oß  war,  so  muß  ihre  Entsti'bung  schon  in  die  Z('it  vor  di'iu  Unfall  zurück- 
reichen . 


Il/reil.  3.  Abschnitt. 


or)4 


Kille  scliw(‘re  Vi'rlet/iiiif^'  kann  damals  die  Milz  oder  die  Nic're  überhaupt 
nicht  ^(‘troften  lialHm,  da  ein('  Yerlidziing  dieser  Organe  sofort  außerordentlich 
bedroliliclK'  und  unvi'rki'nnbarc  Krscheinungen  auslöst. 

W('im  fi'riK'r  sc'it  dem  Zeitpunkt,  wo  diese  (xc^scli willst  bereits  über  kinds- 
k'opfgroß  war,  fast  4 Jaliri'  vergelien,  bis  durch  fortsclireitendes  AVaclistum  der 
(b'scliwulst  d('r  d'od  an  Entkräftung  eintritt,  kann  auch  nicht  von  einem  auf- 
fällig sclinelbm  Wachstum  d('r  Gi'scliwulst  gesproclnm  werden.  Es  ist  daher  auch 
nicht  anzumdimen,  daß  durch  den  Unfall  eine  Yersclilimmerung  des  in  einer  Milz- 
gc'scliwulst  lu'stelienden  Leidens  oder  eine  llesclileunigung  des  Eintrittes  des  'l’odi's 
herbeigi'führt  worden  ist. 

zu  dem  Schluß: 


Ich 


gi'lange  daher 


Es  ist  nicht  mit  an  Sicherheit  grenzender  Wahrscheinlichkeit  anzunehmen, 
daß  d('r  Tod  des  M.  mit  seinem  LTnfall  vom  21.  .Tuni  1906  in  einem  ursächlichen 
Zusammenhang  steht. 

\'ielmehr  ist  dieser  Zusammenhang  völlig  unwahrscheinlich. 

Die  Hintmdiliidienenrentimansprüclie  wurdim  liimmach  rechtskräftig  zurück- 
gewii'sen. 


Erkrankungen  des  Magen-Darmkanales  und  Unfall. 


SchAvierigkeiteii  ergeben  sich  bei  der  Beurteilung  derjenigen  Er- 
krankungen des  Magen-Darmkanales.  die  sich  auch  unabhängig  von  einem 
Unfall  zu  entwickeln  pflegen. 

Magengeschwür. 

Ein  Magengeschwür  darf  als  durch  Unfall  frisch  entstanden  an- 
gesprochen werden,  wenn  der  Verletzte  bis  zu  dem  Unfall  nicht  magen- 
krank gewesen  ist,  wenn  eine  erhebliche  Gewalteinwirkung  die  Magenge- 
gend traf,  so  daß  ein  Shock  ausgelöst  wurde,  endlich  wenn  unmittelbar 
nach  dem  Unfall  erhebliche  Schmerzen  und  nach  einiger  Zeit  Blut  im  Er- 
brochenen oder  im  Stuhl  festzustellen  war.  Bei  irgendwie  erheblichen 
Einrissen  der  Magenschleimhaut  pflegt  die  Blutung  nicht  auszubleiben. 

Durch  derartige  Verletzungen  können  aber  auch  aus  alten  Magen- 
geschwüren wieder  Blutungen  angeregt  w^erden,  die  dann  als  Aurschlinime- 
rung  eines  älteren  Leidens  anzuerkennen  sind.  Das  gleiche  liegt  vor,  wenn 
übermäßige  — über  das  betriebsübliche  Maß  hinausgehende  — körperliche 
Anstrengungen,  z.  B.  beim  schweren  Heben,  durch  die  eintretende  Blut- 
drucksteigerung ein  in  einem  Magengesclnvürsgrunde  freiliegendes  Gefäß 


zum  Bersten  bringen. 


Magen blutung  nicht  Unfallfolge. 

Unfall:  1.  Novomb('r  1910.  Angeblicb  Druck  auf  die  Magengegeml  am  lland 
Gnes  llotticlis  bGm  Wassoi'schöpfmi. 

Eigene  Angaben  d('s  \D'r letzten. 

„Di(‘  l)('ine.sind  kaput,  müde  und  matt.  Si(‘  wolhm  nicht  vorwärts.  Der  ganze 
Köi'pi'r  will  nicht.  D('r  Stuhlgang  ist  angiäudtcm,  er  hat  dunkelbraune  Farb('.  ob 
(T  mal  schwarz  w^ar,  wGß  ich  nicht. 


Erkraiikimgeii  des  Magen- Darmkaiiales  und  Unfall. 
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Wenn  ich  gegessen  liabe,  mul’)  ich  crhreclnm. 
kann  ich  nicht  ('ssen,  die  Spoismi  hleihen  vor  deni 


Harte  Speisen  (Kartoftnln) 
st(dien.  “ 


Mag('ii 


Untersnchungsbcfiind  (17.  Juli  1911). 

Sclilauker,  blaß  aussidiender,  ergrauter  Mann  von  67%5  hj.  Nacktgewicht 
g('gen  72  kg  am  18.  Januar  1911.  Die  Haut  ist  welk  und  in  weiten  Falten  ab- 
zuheben. Am  knöchernen  Hrustkorb  ist  eine  Verletzungsfolge  nicht  festzust(dlen. 
Die  sichtbaren  Schleimhäute  sind  blaß,  die  Zunge  ist  mäßig  belegt.  Läßt  man  G. 
einen  Schluck  Wasser  trinken,  so  erscheint  das  Durchspritzgeräusch  links  hinten 
neben  der  Drustwirbelsäule  auffällig  verspätet. 

Die  Herztöne  sind  rein.  Das  Atemgeräusch  ist  bläschenförmig,  nur  über  der 
linken  Lungenspitze  verschärft  und  von  trockenen  Easselgeräuschen  begleitet; 
auch  ist  hier  der  Klopfschall  verkürzt.  Sonst  ist  die  Atmung  frei  und  nicht  an- 
g(‘strengt.  Im  Bauch  läßt  sich  weder  eine  Geschwulst,  noch  ein  regelwidriger 
Widerstand  finden  oder  ein  abnormer  Inhalt  nachweisen.  Er  wird  heim  Atmen  in 
allen  Teilen  gleichmäßig  bewegt. 

In  beiden  Oberschlüsselbeingruben  finden  sich  geschwollene  Lymphdrüseu. 

Der  frisch  entleerte  Urin  enthält  kein  Eiweiß  und  keinen  Zucker.  Von  seiten 
des  Nervensystems  bestehen  keine  krankhaften  Abweichungen.  Die  Gelenke  der 
unteren  Beine  sind  intakt. 


Begutachtung. 


G.  leidet  zurzeit  an  einer  mit  Erschöpfung  einhergehenden  Erkrankung 
des  Verdauungssystems,  die  noch  nicht  genauer  bezeichnet  werden  kann.  An- 
scheinend hat  die  Durchgängigkeit  seiner  Speiseröhre  oder  des  Magenpförtners  ge- 
litten. Bei  seiner  wegen  Blutbrechens  erfolgten  Aufnahme  in  das  Krankenhaus 
am  3.  November  1910  hat  er  angegeben,  daß  er  sich  schon  seit  Jahr  matt 
und  müde  fühle,  wenig  Appetit  habe  und  immer  magerer  werde.  Auch  habe  er 
schon  länger  Magenschmerzen.  Nach  10  Tagen  verließ  er  das  Krankenhaus  ohne 
Beschwerden.  Von  einem  Unfall  hatte  er  dort  nichts  erwähnt.  Im  Krankenhause 
waren  keine  Blutungen  mehr  aufgetreten.  Der  Unfall  passierte  am  1.  November 
1910,  nachmittags  i/o6  Uhr,  G.  setzte  aber  die  Arbeit  nicht  aus.  Äußere  Ver- 
letzungen hatte  er  nicht  davongetragen.  Erst  am  nächsten  Tage  mußte  er  die 
Arbeit  einstellen.  Am  3.  Tage  stellte  sich  eine  starke  Blutung  ein.  Wäre  diese 
■ — vermutlich  dem  Magen  entstammende  — Blutung  auf  den  Unfall  zu  beziehen, 
so  hätte  sie  unmittelbar  nach  demselben  eintreten  müssen. 

Wenn  man  dessen  ungeachtet  die  Blutung  dem  Unfälle  zur  Last  legen 
wollte,  so  wäre  diese  Unfallfolge  schon  in  den  nächsten  10  Tagen,  also  inner- 
halb der  ersten  13  Wochen,  beseitigt  gewesen.  Das  zugrunde  liegende,  die  Ab- 
magerung und  die  Mattigkeit  bedingende,  Leiden  kann  durch  den  Unfall  nicht 
bedingt  sein,  weil  es  mindestens  schon  lA  Jahr  vorher  bestanden  hat.  Auch  ist 
ein  schnelleres  Fortschreiten  des  Ijcidens  nach  dem  Unfall  nicht  bemerkbar 
geworden. 

Ich  gelange  daher  zu  dem  Schluß : 

Der  Unfall  vom  1.  November  1910  hat  bei  dem  Kläger  keine  Folgen  hin- 


terlassen. 

Demgemäß  ist  der  Kläger  seit  dem  1.  Februar  1911  in  seiner  Erwerbs- 
fähigkeit  nicht  beeinträchtigt  gewesen  und  auch  gegenwärtig  nicht  beeinträchtigt. 
I)i(.‘  Ansprüche  des  Klägcu’s  wurden  rechtskräftig  abgewiesen. 


Die  Rentenabschätzung  berücksichtigt  nach  Abschluß  des  Heilverfah- 
rens die  NoUvendigkeit,  daß  der  Wiedergenesene  sich  längere  Zeit  von 
schwererer  Arbeit  fernhält,  wofür  iin  allgemeinen  llbergangsrenten  von 
25  bis  40Vo  gewährt  werden. 


II. Teil.  3.  Al)schnitt. 


;Tr)(i 


Durchbruch  eines  Magengeschwüres  nach  Unfall. 

Daß  jedes  Magengeschwür  die  Gefahr  eines  spontanen  Durchbruches 
in  die  Bauchhöhle  in  sich  trägt,  ist  unbestritten.  Die  moderne  Chirurgie 
berichtet  über  zahlreiche  derartige,  einwandfrei  beobachtete  Fälle. 

Eine  ^ erletzung  der  Magengegend  oder  eine  Überanstrengung  ( schweres 
Heben)  wird  als  auslösende  Ursache  der  Perforation  anzuerkennen  sein, 
wenn  erstere  erheblich  war,  letztere  wieder  das  l)etriebsübliche  Maß  über- 
schritt und  unmittelbar  nach  diesen  Vorkommnissen  heftige  Schmerzen, 
Übelkeit  und  Erbrechen,  Collaps  eintraten.  Die  völlige  Perforation  darf 
nicht  zu  lange  Zeit  nach  Einwirkung  der  schädlichen  Ursachen  erfolgen. 


Anderweitige  Erkrankungen  des  Magens  und  Darmes. 
Chronischer  Magen darmkatarrh  nicht  Unfallfolge. 

Vorgosch  ich  to. 

Der  damals  37jährige  Arbeiter  1).  erlitt  Ende  September  1909,  eines  Nach- 
mittages 3 Uhr,  dadurch  einen  Unfall,  daß  ihm  beim  Emporwinden  eines  Briinneu- 
rohres  eine  zum  Halten  desselben  bestimmte  Holzstange  gegen  Brust  und  Bauch 
schlug.  Er  verspürte  heftige  Schmerzen,  soll  auch  erbrochen  haben,  arbeitete  aber 
noch  mindestens  Sb'o  Monate  bis  zum  13.  Dezember  1909  weiter.  Dem  Vorfälle 
war  von  ihm  selbst  kein  großes  Gewicht  beigelegt  worden. 

Am  13.  Dezember  1909  trat  er  in  die  Behandlung  des  Dr.  J.  Dieser  stellte 
Durchfälle  und  Schmerz  bei  Druck  auf  die  Mageugegend  fest.  Nach  Beseitigung 
der  Durchfälle  klagte  1).  weiter  über  Magenschmerzen  und  häutiges  Erbrechen. 

Am  3.  Februar  1910  trat  D.  in  die  Behandlung  des  Dr.  Sch.  Die  diesem 
gemachte  Angabe,  nach  der  damaligen  Brustkontusion  sei  eine  Woche  lang  2-  bis 
3mal  täglich  Bluterbrechen  aufgetreten,  tiiidet  weder  in  der  Zeugenbekundung 
des  Bohrmeisters  D.  noch  in  der  polizeilichen  Vernehmung  des  D.  eine  Stütze. 


Bei  der  Aufnahme  sah  1).  mager 


und  elend  aus,  die  Lungen  waren  verdächtig 


auf  Spitzenkatarrh.  Eine  Magenuntersuchung  am  10.  IMärz  1910  und  12.  iMärz  1910 
ergab  Anacidität  (Mangel  an  Säure.)  Das  Körpergewicht  war  während  des  Auf- 
enthaltes in  der  Klinik  von  112  auf  120^  o Pfund  gestiegen.  Erbrechen  ist  an- 
scheinend in  dieser  Zeit  nicht  mehr  beobachtet  worden. 

Im  Alter  von  15  Jahren  hatte  1).  Typhus  gehabt,  1906  hatte  er  Lungen- 
katarrh und  Nierenentzündung.  Im  Mai  1907  litt  er  an  tieberhaftem  iMagen-  und 
Luftröhrenkatarrh,  September — Oktober  1907  an  Darmentzündung. 

Ini  Juni  1910  wollte  er  noch  täglich  an  Durchfällen  und  Erbrechen  leiden; 
das  Erbrochene  sei  gelb  eitrig. 

Die  Berufsgenossenschaft  lehnte  die  Gi'währung  einer  Unfallrente  ab,  da 
der  Unfall  Folgen  nicht  hinterlassen  habe,  die  Beschwerden  aber  von  einem  vom 
Unfall  unabhängigen  Leiden  herrührten.  Dabei  nahm  sie  an,  daß  1).  an  einem  alten 
chi'onischen  Magendarmkatarrh  litt. 

Der  ablehnende  Bescheid  wurdi^  rechtskräftig. 

Im  September  1910  ist  D.  in  einer  Brivatklinik  wegen  ülu'rgroßer  Ausdidi- 
nung  d(‘s  Magens  (Ektasie)  operiert  -worden.  Die  Magenerweitt'rung  dürfte  Folge 
eiiK‘1-  mang(dhaften  Durchlässigkeit  des  Magenpförtiu'rs  (Pylorusstenose)  gewesen 
sein,  wie  sic;  später  im  H.-Krank('nhaus  festgestellt  würdig  Bei  d('r  Operation  (Gastro- 
ent('rostomie)  war  v('rsucht  wordmi,  durch  Einnähim  (‘iner  Dai-mschlinge  in  die 
hinter«'  Mag(‘nwand  und  kunstgerechte  Verbindung  d«'r  in  beidc'ii  Organen  gesetzt«'!! 
Öffnungcm  «‘Ine  neiu^  Kommunik'ation  zwischen  iMagen  und  Darm  zu  schäften.  Trotz- 
«lem  liat  sich  die  Kanalisati«)n  nicht  wi«'«l«‘r  völlig  herg«'stellt,  «las  G«'iioss«‘ne  wunle 
iiK'ist  sofort  ('rbroclu'n. 


Erkrankungen  des  Magen-Darmkanales  und  Unfall. 
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Am  IH.  damiar  1911  wurde  1).  in  das  H.-Krankmihaiis  aurgiMiomimm.  Er 
war  giiuzlich  abgemagi'rt.  wog  mir  noch  109  Ufnnd,  die  Tenip('ratnr  wai'  9ü,  der 
Puls  fadenförmig.  Eine  (xescliwiilst  war  in  d('r  Mageng(‘gimd  jidzt  (dienso  wimig 
zn  fühlen  wie  hin  der  vorangegangenen  Operation.  Am  12.  November  1911  ver- 
starb Patient  trotz  aller  künstlicher  Nährmethoden  an  Entkräftung. 

Ihn  der  Operation  — am  19.  Septinnber  1910  - wurde  der  Magen  des  1). 
besichtigt.  Der  Alageii  war  mäßig  erweitind,  sonst  konntini  kinne  krankhaften  Ver- 
änderungen gefunden  werden:  ki'ine  (xi^schwiilst.  keine  Narbenbildnngen,  keine  Ab- 
knicknngen  des  Pförtners,  kinne  Verwachsnngen  mit  der  ümgebnng.  Die  von  den 
Angehörigen  verweigerte  Sektion  ist  hier  also  durch  eine-  Autopsie  in  vivo  ersetzt. 

Die  Witwe  führt  den  'Pod  auf  den  Unfall  zurück. 

Pegntachtun  g. 

Ich  muß  mich  vom  ärztlichen  Standpunkt  ans  der  Auffassung  anschließen, 
daß  der  chronische  Magendarmkatarrh  durch  den  Unfall  weder  ausgelöst  noch 
verschlimmert  worden  ist. 

Schon  Jahre  vor  dem  Unfall  ist  1).  nach  Auskunft  seiner  Krankenkasse  — 
im  Jahre  1907  — wegen  Magenkatarrhes  und  wegen  Darmentzündung  krank  und 
erwerbsunfähig  gewesen.  Nach  dem  Unfall  hat  er  noch  2^'^  Monate  weiter  ge- 
arbeitet. Von  einer  Verschlimmerung  des  Leidens  kann  ilaher  aus  zeitlichen  Gründen 
keine  Pede  sein. 

Eine  bösartige  Geschwulst  ist  bei  D.  nicht  festgestellt,  lediglich  eine  Alagen- 
erweiterung.  Eine  solche  könnte  mit  einem  die  Alagengegend  treffenden  Betriebs- 
unfall in  Zusammenhang  gebracht  werden.  Dann  hätte  sich  aber  bei  der  Besichti- 
gung des  Magens  eine  Abknickung  des  Magenausganges  durch  Narben  oder  ent- 
zündliche Verwachsungen  zeigen  müssen.  Dr.  L.  teilt  aber  ausdrücklich  mit,  daß 
er  eine  solche  nicht  gefunden  habe.  Dem  Unfälle  kann  mithin  ein  Einfluß  auf 
(len  tödlichen  Ausgang  nicht  beigemessen  werden.  Selbst  eine  Verschlimmerung 
des  Leidens  oder  eine  Beschleunigung  des  tödlichen  Ausganges  durch  den  Unfall 
kann  nicht  angenommen  werden,  da  zunächst  jeder  Nachweis  dafür  fehlt,  daß  die 
Verletzung  überhaupt  den  Magen  betroffen  hat,  die  Verschlimmerung  desl.eidens 
und  der  Tod  aber  erst  so  geraume  Zeit  nach  dem  Unfall  eintrat,  daß  dies  als 
eine  natürliche  Entwickelung  der  Krankheit  aufgefaßt  werden  muß. 

Ich  gelange  daher  zu  dem  Schluß: 

Der  Tod  des  D.  ist  durch  den  Unfall  vom  September  1909  weder  herbei- 
geführt noch  beschleunigt. 

Die  Hinterbliebenenrentenansprüclie  wurden  rechtskräftig  abgelehnt. 


Darmverscliliiß  nicht  Folge  einer  Yerscliüttiing  durch  Kies. 

Unfall:  25.  Mai  1910. 

Eigene  Angaben  des  Untersuchten. 

..Schwi're  Speisen  kann  ich  niclit  zu  mir  nehmen,  ln  den  Gedärmen  habe 
ich  Beschwerden.  Mir  schwillt  der  Leib  auf.  Ich  arbeite  beim  ^Magistrat.  Der 
Stuhlgang  ist  regelrecht. ‘‘ 

Untersuchungsbefund  (1.  September  1911). 

dOjähriger,  mittelgroßer  Mann,  von  nicht  krankhaftem  Ausselien,  in  ge- 
nügendimi  Ernährungszustände,  von  61  kg  Nacktgewicht. 

Um  den  Nabel  links  herum  zieht  eine  längs  gestellte  Bauchschnittnarbe  von 
etwa  2h  cm  Länge,  im  oberen  Abschnitt  besteht  ein  kleiner  Bauchnarbenbruch. 

51.  trägt  eine  Leibbandage. 

Der  Leib  ist  weich,  gut  eindrückbar.  Er  wird  bei  der  Atmung  in  allen 
'Peilen  gleiclimäßig  bewegt. 

Das  si'ijisclie  Verhalten  ist  einwandfrei. 


ir.Teil.  3. Abschnitt. 


I > (‘  g'  u t ci  c li  1 11  n g. 

M.  luit  frühi^r  an  Magenblutimgen  infolge  eines  MagengescJiwüres  gelitten. 

Am  25.  oder  26.  Mai  1910  nacliniittags  will  er  durch  Kies  verscliüttet 
worden  sein.  Die  Arbeit  hat  er  zunächst  nicht  ausgesetzt.  Krbreclien,  Jlewußt- 
losigkeit  oder  eine  andere  Art  einer  Shockwirkung  ist  nach  dem  Unfälle  bei  M. 
nicht  festgestellt  worden. 

Am  2.  Juni  1910  suchte  M.  wegen  Erbrechens  und  .Stuhlvei-haltung  einen 
Arzt  auf,  der  ilin  ins  Krankenhaus  schickte. 

Als  Entstehung  seines  Leidens  gab  er  hier  an,  daß  er  seit  früher  an  Dlut- 
brechen  leide.  Dei  der  Operation  fand  sicli  eine  Abklemmung  mehrerer  Dünn- 
darmschlingen durch  Stränge  (Ileus),  die  gelöst  wui'den. 

Es  ist  nun  eine  bekannte  Tatsache,  daß  Magengeschwüre  von  verschiedener 
Tiefe  bis  an  den  Bauchfellüberzug  des  Magens  heranreichen,  denselben  sogar 
durclibrechen  können.  So  kommt  es  zu  entzündlichen  Yerwachsungen  der  Nach- 
barorgane. Es  hat  also  die  Deutung  keine  Schwierigkeit,  daß  die  Verwachsungen 
der  Darmschlingen  und  infolgedessen  eine  Abklemmung  derselben  ursprünglich 
durch  das  Magengeschwür  verschuldet  worden  sind  und  sich  im  Laufe  der  Zeit 
gebildet  haben. 

Zu  einer  festen  Ausbildung  solcher  Verwachsungen,  die  überdies  noch 
schrumpfen  müssen,  um  eine  Abknickung  des  Darmes  zu  erzeugen,  gehört  aber 
eine  viel  längere  Zeit  als  die  von  8 Tagen,  die  hier  zu  Gebote  stände,  wenn 
man  die  Verschüttung  vom  25.  Mai  als  auslösendes  Moment  für  die  am  2.  Juni 
schon  hochentwickelte  Krankheit  ansprechen  wollte. 

Wenn  eine  Gewalteinwirkung  den  Unterleib  so  heftig  angreift,  daß  Ver- 
wachsungen einzelner  Darmschlingen  entstehen  sollen,  so  muß  mit  der  Verletzung 
unbedingt  eine  Shockwirkung  verbunden  sein.  Derartig  Verletzte  stürzen  ohn- 
mächtig zusammen,  erbrechen  und  werden  in  der  Mehrzahl  der  Fälle  auch  blutige 
Stühle  haben.  Bei  M.  ist  nach  dem  Unfall  nichts  derartiges  bemerkt  worden.  Er 
hat  vielmehr  noch  weitergearbeitet. 

Ich  gelange  daher  zu  dem  Schluß; 

Das  Leiden  des  Klägers  steht  mit  dem  angeblich  am  25.  oder  26.  Mai 
1911  erlittenen  Unfall  in  keinem  ursächlichen  Zusammenhang. 

Der  Unfall  hat  bei  dem  Kläger  keine  Folgen  hinterlassen. 

Kläger  ist  durch  Unfallfolgen  in  der  Zeit  nach  dem  25.  oder  26.  August 
1911  in  seiner  Erwerbsfähigkeit  niclit  beeinträchtigt  gewesen  und  gegenwärtig 
nicht  beeinträchtigt. 

Die  Bentenansprüche  wurden  danach  in  allen  Instanzen  abgewiesen. 


Blinddarmentzündung  und  Unfall. 

Seitdem  wir  wissen,  daß  die  Blinddarmentzlmdimg  auf  infektiöser 
Ursache  beruht , werden  wir  die  rein  traumatische  Entstehung  einer  solchen 
ablehnen  müssen,  zumal  man  nicht  leicht  einsehen  kann,  wie  der  tief  in 
der  Bauchhöhle  zwischen  anderen  Darmschlingen  liegende  und  leicht  be- 
wegliche, normale  Wurmfortsatz  von  einer  die  Bauchwand  treffenden  Ge- 
w^alteinwirkung  erreicht  werden  soll.  Es  liegen  genügend  einw^andfrei  be- 
obachtete Fälle  vor,  wo  bei  ganz  Gesunden  ohne  Hinzutreten  eines  Traumas 
— wie  ein  Blitz  aus  heiterem  Himmel  — sich  mehr  oder  minder  plötzlich 
und  stürmisch  eine  Blinddarmentzündung  entwickelte. 

Immerhin  wird  ein  indirekter  ursächlicher  Zusammenhang  zwischen 
einem  Unfall  und  dem  Manifestwerden  einer  Blinddarmentzündung  mit 
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ihren  Folgeerscheinungen  in  denjenigen  Fällen  znzugestehen  sein,  wo  das 
Trauma  den  durch  entzündliche  Veränderungen  fixierten  und  bereits 
schwer  anatomisch  veränderten  Wurmfortsatz  trifft.  Ob  dies  in  einer  die 
F>anchwand  treffenden  Gewalteinwirkung  oder  einer,  durch  eine  das  l)etriebs- 
übliche  Mab  übersteigende  Arbeit  bedingten  Innendrucksteigerung  <ler 
llauchhöhle  beruht,  dürfte  unerheblich  sein.  Da  dank  der  hohen  Entwicke- 
lung der  Dauchchirnrgie  ein  grober  Teil  dieser  Erkrankung  zur  Autopsie 
während  der  Operation  gelangt , wird  die  Frage , ob  bereits  alte  Verände- 
rungen vorhanden  waren , zumeist  erschöpfend  beantwortet  werden  können. 
Dab  ein  Absceb  der  Blinddarmgegend  durch  ein  geeignetes  Trauma  zum 
Bersten  gebracht  werden  kann,  ist  leicht  einzusehen. 

Soll  ein  Trauma  als  auslösende  (Gelegenheits-)  Ursache  für  das  Zu- 
standekommen der  Blinddarmentzündung  angesprochen  werden-,  so  miib 
die  Erkrankung  sich  schnellstens  an  die  Verletzung  anschlieben. 

Die  Annahme,  dab  eine  „Erkältung^“  (längeres  Arbeiten  in  einem 
unter  Wasser  gesetzten  Keller)  den  Ausbruch  einer  Blinddarmentzündung 
bewirken  könne , hält  der  Kritik  nicht  stand.  Es  mübte  dann  im  Sommer, 
bei  der  recht  unzweckmäbigen  Art  vieler  Leute,  kalt  zu  baden,  zu  einer 
ganz  auffälligen  Steigerung  von  Blinddarmentzündungen,  namentlich  in 
Seebädern , kommen. 


Bliiiddarmeiitzüiidiiiig  nicht  als  Uiifallfolge  anerkannt. 

V 0 r g e s c h i c h t e. 

Der  damals  38jährige  Arbeiter  H.  erlitt  am  20.  November  1907,  nach- 
mittags 3 Uhr,  einen  Betriebsunfall  (Abschürfung  am  rechten  Oberschenkel)  durch 
Sturz  auf  eine  Steife.  Er  hat  die  Arbeit  überhaupt  nicht  unterbrochen,  hat  auch 
keinen  Arzt  auf  gesucht,  vielmehr  bis  zu  Weihnachten  1907  zum  gleichen  Lohn- 
satz ununterbrochen  gearbeitet. 

Am  27.  Dezember  1907  trat  er  in  Behandlung  des  l)r.  B.  Demselben  gab 
er  an,  am  20.  November  1907  bei  der  Arbeit  einen  Meter  tief  auf  die  „Blind- 
darmgegend“ gefallen  zu  sein,  er  habe  dabei  einen  brennenden  Schmerz  verspürt. 

I)r.  R.  stellte  bei  Beginn  der  Behandlung  eine  entzündliche,  druckschmerz- 
hafte Schwellung  in  der  Blinddarmgegend  fest.  Die  Behandlung  währte  bis  24.  Fe- 
bruar 1908.  Damals  bestand  noch  wenig  schmerzhafte  und  geringe  Verdickung 
am  Blinddarm.  Außerdem  fand  sich  bei  der  Enduntersuchung  eine  sehr  schmerz- 
hafte offene  Bruchpforte  „in  nächster  Nähe  des  erkrankt  gewesenen  Darmes“. 

Eigene  Angaben  des  Verletzten. 

„Am  27.  Februar  1908  habe  ich  die  Arbeit  wieder  aufgenommen.  Ich  bezog 
denselben  liOhn  wie  die  anderen  Arbeiter.“ 

Untersuchungsbefund  (1.  Juli  1908). 

Kräftig  gebauter,  über  mittelgroßer  38jähriger  Mann,  von  gesundem  Aus- 
sehen, guter  Muskulatur,  in  genügendem  Ernährungszustände,  ohne  krankhafte 
Gemütsveränderung  oder  Intelligenzstörungen.  Die  Bewegungen  sind  behende. 

Bei  horizontaler  Rückenlage  wird  der  Bauch  beim  Atmen  gleichmäßig  in 
allen  Teilen  mitbewegt.  Kein  Abschnitt  desselben  wird  ruhig  gehalten.  Reim  Ein- 
drücken der  rechten  Unterbauchgegend  fühlt  die  untersuchende  Hand  in  dt'r 
Jlitte  einer  den  Nabel  mit  dem  rechten  Darmbeinstacliel  verbindenden  Linie,  in 
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(Ut  Ti('fo  oiii  (.'twii  und  dngerdickes  zyliiidriscli(3S  (lobildf),  das  den 

verdickten  \\ Tinnfortsatz  (Appemdix)  des  Blinddarmes  darstellt.  Derselbe  emt- 
gleitet  der  nntersnehenden  Hand.  Der  Di-uck  wird  schmerzhaft  empfundc'ii.  Der 
rechte'  Leistenring  gewährt  der  Kuppe  des  untersuchenden  Fingers  Aufnabmc'. 
Dc'rsc'lbc'  fühlt  beim  Pressen  und  Husten  des  Untersuchten  Bauchinhalt  gegen 
dem  inneren  Leistenring  anschlagen.  Derselbe  tritt  aber  in  den  Leistenkanal  nicht 
ein,  gc'schweige  denn  vor  eh'in  äußeren  fiehstenring  heraus. 


Begutachtung. 

Hiernach  besteht  bei  H.  lediglich  eine  rechtsseitige  Leistenbruchanlage  und 
ein  chronisch-entzündlicher  Verdickungszustand  des  Wurmfortsatzes. 

Nach  der  Bekundung  des  Dr.  B.  vom  23.  März  1908  muß  angenommen 
wc'rden,  daß  H.  am  27.  Dezember  1907,  also  beinahe  5 Wochem  nach  dem  Unfall, 
an  akuter  Blinddarmentzündung  erkrankt  ist. 

Das  AVesen  der  Entzündung  des  Blinddarmes  und  seines  Anhanges,  des 
Wurmfortsatzes,  ist  uns  genauer  bekannt,  seitdem  die  chirurgische  Behandlung 
dieses  Leidens  allgemeine  Verbreitung  gefunden  hat  und  wir  imstande  shiel,  die 
mit  dieser  Erkrankung  verknüpften  örtlichen  Amränderungen  am  lebenden  Alen- 
schen  zu  beobachten.  Die  Hauptursache,  daß  sich  an  dem  genannten  Darmabschnitt 
mit  AMrliebe  entzündliche  Prozesse  etablieren,  liegt  in  der  anatomischen  Anord- 
nung desselben.  Letztere  macht  es  leicht  verständlich,  daß  sich  in  dem  engen 
Kanal  ungestört  Entzündungserreger  ansiedeln  können. 

Daß  infektiöse  Momente  eine  Hauptrolle  spielen,  beweist  unter  anderem 
das  häufige  Auftreten  von  Blinddarmentzündung  im  Anschluß  an  eitrige  Mandel- 
entzündung. Auch  läßt  sich  zuweilen  eine  epidemische  Verbreitung  beobachten. 
Einen  unterstützenden  Anlaß  bilden  Kotsteine  durch  mechanische  Pieizung  der 
Schleimhaut.  Die  akuten  Krankheitserscheinungen  der  Blinddarmentzündung  ent- 
wickeln sich  durchgehends  in  kurzer  Zeit,  in  Stunden  l)is  zu  längstens  2 und 
3 Tagen. 

AVenn  von  mancher  Seite  behauptet  wird,  daß  auch  ein  Trauma  imstande 
s('i,  eine  Blinddarmentzündung  zu  erzeugen,  so  kann  diesem  doch  lediglich  die  Be- 
deutung einer  unterstützenden  Grelegenheitsursache  zukommen.  Der  Blinddarm 
hatte  dann  die  Disposition  oder  war  schon  auf  dem  AVege,  sich  aus  inneren  Ur- 
sachen (Infektion)  zu  entzünden.  Das  Trauma  kann  aber  diesen  — an  sich  zweit- 
klassigen — Bang  nur  in  Anspruch  nehmen,  wenn  es  die  Blinddarmgegend 


trifft,  und  wenn  ihm  die 


Erkrankung 


auf  dem  P’uße 


folgt. 

Im  vorliegenden  Falle  ist  di('  Erkrankung  erst  beinahe  fünf  AVochen  nach 
dem  Unfall  auf  getreten.  Obenein  war  die  A'erletzung  die  nur  geringfügig  war  — 
nicht  imstande,  auf  die  Blinddarmgegend  eine  AVirkung  auszuüben. 

Eine  LeisB'nbruchanlage  kann  durch  eimm  Unfall,  wie  den  hier  in  Frage 
stelK'iiden,  nicht  ('rworben  werden. 

Der  Unfall  vom  20.  November  1907  bat  dalu'r  bei  dem  Kläger  keim'  PMlgen 
binterlassen,  insbesondere  ist  die  bei  dem  Kläger  aufgetretene  Blinddarmentzün- 
dung, sowie  das  Brucbleiden  weder  direkt  noch  indirekt  auf  diesen  Unfall  zurück- 
zufübren. 

Demzufolge  ist  der  Kläger  durch  Lhifallfolgen  seit  dem  20.  Februar  1908 
in  s('iner  Erw('rbsfähigkeit  nicht  beeinträchtigt. 

Di('  klägerischen  Ansprüclu'  unt('rlagen  in  allen  Instanzen  der  Abweisung. 


Zu  der  PAage: 


Entstellen  einer  IHiiKldarmentznnduiiij:  nach  Unfall 


refeilere  ich  zwei  vom  Beichsversicherungsamt  in  seinen  amtlichen  Nach- 
richten  veröffentlichte  Obei’gutacliten  Sonncnhurcß. 


Bliiuldarnicntzüiiduiig  und  Unfall. 
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Kill  oljälii'igiu’  ^lanii  ('i’kraiikti'  iiifolgi'  (diics  notriebsimfallcs  am  5.  -laniiar 
1901  an  (MiK'iii  Panaritiniii  di'r  rocliton  Hand  mit  naclifolgcmdcr  Lympliangitis 
und  l)ubo  axillaris.  Nach  16  'ragmi  wurde  der  Verletzt!'  gelu'ilt  ('iitlassen.  Nach 
w('it('ren  13  Tagen,  am  3.  Februar  1901,  also  4 Woclu'n  iiacdi  dem  lleginii  des 
raiiaritiums,  erkrankte  derselbe  Mann  an  Jllinddarmentzümlnng,  die  in  5 Tagen 
si'inen  Tod  herbeiführte.  Die  ärztlicdien  Ansichten  über  den  Ziisammenhang  zwischen 
(h'in  Unfall  am  1.  Januar  1901  und  dem  Tode  an  Olinddarmentzündiing  waren 
gi'teilt.  Die  einen  hielten  den  Zusammenhang  für  wahrscheinlich,  die  anderen  be- 
strittc'ii  ihn,  weil  alle  Symptome  eiiu'r  septischen  Entzündung,  eine  allgemeine 
lllutinfektion  oder  sonstige  Infektionslierde  im  Körper  fehlten.  Das  zuständige 
Medizinalkollegium  schloß  sich  dem  ablehnenden  Gutachten  an  und  bemängelte 
insbesondere  die  nachstehende  — leider  immer  noch  häutig  in  Gutachten  zu 
h'sende  --  Ansicht  des  einen  Arztes,  mit  der  sicli  fast  alles  als  Unfallfolge  dar- 
stellen läßt:  „infolge  der  ersten  durch  den  Unfall  verursacliten  Erkrankung  sei 
(‘ine  körpc'rliche  Schwäche  und  Herabsetzung  der  Widerstandsfähigkeit  zurückge- 
blieben und  dadurch  ein  leichteres  Zustandekommen  der  zw(üten  Erkrankung  be- 
günstigt, der  Verlauf  dieser  Erkrankung  ungünstig  beeintlußt  worden.“  Das  Kol- 
legiuni  stützte  sein  verneinendes  Gutachten  auf  folgende  Punkte : Einerseits  sei 
die  erste  Erkrankung  so  leicht  verlaufen,  daß  von  einer  nennenswerten  Schwächung 
(h's  Organismus  nicht  gesprochen  werden  könne,  andererseits  sei  der  Verlauf  der 
zweiten  Erkrankung  so  stürmisch  gewesen,  daß  auch  bei  einem  ungeschwächten 
Körper  ('in  ungünstiger  Ausgang  zu  erwarten  gewesen  wäre.  Sonmnhurg  betont, 
(laß  die  vom  Finger  ausgehende  Infektion  am  Arm  und  den  Achseldrüsen 
lokalisiert  geblieben  sei,  daß  für  ihre  weitere  Verbreitung  am  Körper  keine 
Anzeichen  bestanden  hätten.  Wohl  tritt  zuweilen  eine  Appendicitis  als  Teil- 
('rscheinung  allgemeiner  Infektion  auf,  z.  H.  nach  Influenza,  Streptokokkenangina. 
In  diesen  Fällen  erfolgt  indeß  die  Infektion  vom  Darm  aus.  Seltener  sind 
die  Fälle,  in  denen  Eiterungen  an  anderen  Körperstellen  den  Ausgangspunkt 
d(‘r  Dlinddarmentzündung  abgeben,  durch  Übertritt  der  Bakterien  in  die  Blut- 
bahn. Sie  müssen  dann  an  einem  vorher  schon  chronisch  veränderten  Wurm- 
fortsatz günstige  Bedingungen  für  ihre  Ansiedelung  und  Fortentwickelung  tinden. 
Da  brandige  Blinddarmentzündungen  mit  schneller  Ausbreitung  des  Prozesses 
über  das  Bauchfell  häutig  genug  ohne  irgendeine  nachweisbare  PTrsache  auftreten, 
so  sah  Sonnenburg  keinen  Grund,  im  vorliegenden  Falle  anders  zu  urteilen, 
und  verneinte  den  Zusammenhang  zwischen  der  durch  einen  Betriebsunfall  her- 
vorgerufenen Lymphgefäß-  und  Drüsenentzündung  und  dem  an  Blinddarmentzün- 
dung erfolgten  Tode. 

In  einem  anderen  Falle  bejahte  Somienburg  den  ursächlichen  Zusammen- 
hang zwischen  ('inem  heftigen  Schlage  (zurückschnellende  Kurbel  einer  Winde) 
gegen  die  rechte  Unterbauchgegend  und  einer  am  nächsten  Tage  festgestellten, 

Ein  heftiger  Stoß 


binnen  9 Tagen  zum  Tode  führenden  Blinddarmentzündung 
gegen  den  Unterleib  vermag  bei  einem  bereits  kranken  Wurmfortsatz  des  Blind- 
darmes — aber  auch  nur  bei  einem  solchen  — eine  plötzlich  ('insetzendo 
Entzündung  auszulösen.  ^Mithin  wurde  durch  den  Unfall  ('ine  bis  dahin  unbe- 
merkt veriaufem^  Blinddarmentzündung  gefördert  und  in  ihrem  Verlaufe  be- 
schleunigt. 

Die  nach  Blinddarmopei-ation  behaupteten  Schmerzen  sind  in  vielen 
Fällen  eine  Zeitlang  glaubhaft,  weswegen  Schonungs-  und  Übergangsrenten 
von  ‘257o  Platze  sind,  sofern  Komplikationen  von  seiten  der  Operations- 
narben fehlen.  Die  häufig  nach  der  Operation  zu  heobachtende  Körper- 
gewichtszunahme wie  sonstige  Hebung  des  Allgemeinzustandes  i’echtfertigt 
spätei’  die  Absetzung  d(U‘  Rente. 


KnpeJ,  l-ieurteiliiiig  von  UnfalJfolf'cri. 
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Erkrankungen  der  Harn-  und  männlichen  Geschlechtsorgane 
und  Verletzungen  derselben  durch  Unfall. 


Nierenentzündung. 


Eiiic'  JSchninipfniere  mit  einem  Unfall  in  ursächlichen  Zusammen- 
hang zu  bringen,  ist  eine  mehr  als  bedenkliche  Sache.  Bekanntlich  hat 
dieses  Leiden  einen  ausgesprochen  chronischen  Charakter.  Die  eigentliche 
Ursache  seiner  Phitstehung  ist  in  vielen  Fällen  gar  nicht  aiifzuklären. 
Häufig  handelt  es  sich  um  toxische  Vorgänge,  die  in  der  chronischen  Ein- 
wirkung von  Schädlichkeiten,  wie  Alkohol,  Tabak,  Blei  auf  den  Körper  und 
insonderheit  auf  die  Nieren  als  seine  Ausscheidungsorgane  bestehen, 
('ficht,  Arterienverkalkung,  Lues  vermögen  gleichfalls  eine  chronische 
Schädigung  der  Nieren  herbeizuführen. 


Daß  ein  Trauma  eine  Schrumpfniere  zu  erzeugen  vermöge,  ist  ein- 
wandfrei noch  nicht  erwiesen.  Im  Gegenteil  verfügt  die  moderne  Chirurgie 
über  viele  Fälle,  wo  die  Nieren  trotz  schwerster,  operativ  gesetzter  \ev- 
letzungen  funktionell  gesund  bleiben. 

Tritt  nach  einem  in  der  Nierengegend  angreifenden  Trauma  im  Urin 
Blut  und  Eiweiß  auf  und  bilden  sich  noch  die  übrigen  Kennzeichen  einer 
Nephritis  aus  (Cvlinder,  Ödeme,  Herzerscheinungen,  Retinitis  usf.),  so  ist 
doch  der  Zusammenhang  mit  dem  Unfälle  einwandfrei  nicht  zu  erweisen, 
\veil  bereits  vor  dem  Unfälle  eine  nicht  beobachtete  Nephritis  bestanden 
haben  kann.  Der  Mangel  einer  dem  Unfall  vorangegangenen  Urinunter- 
suchung beeinträchtigt  die  Sicherheit  unserer  Entscheidung  hier  ebenso, 
wie  bei  der  Frage  nach  dem  traumatisch  entstandenen  Diabetes.  In  manchen 
Fällen  kann  höchstens  von  Verschlimmerung  eines  von  früher  bestehenden 
Nierenleidens  gesprochen  werden. 

Soll  die  Verletzung  als  auslösendes  Moment  für  die  Verschlim- 
merung angeschuldigt  werden,  so  muß  ein  nicht  unerheblicher  Tonfall 
zunächst  örtlich  die  Nierengegend  betroffen  haben  und  l)ald  hach 
dem  Unfälle  die  iVnzeichen  einer  Nierenverletzung  (den  Nieren  entstammen- 
des Blut  im  IT’in)  festgestellt  sein.  Äußere  Anzeichen  der  Gewalteinwirkung 
(Sugillationen,  eveiit.  Pvippenbrüche  usf.)  dürfen  nicht  fehlen.  Harnvei- 
haltung  ist  kein  eindeutiges  Nierensymptom,  da  sie  auch  durch  nervöse 
Blasenstörungen  hervorgerufen  werden  kann. 

Nach  dem  heutigen  Stande  der  inneren  Medizin  gestattet  der  Nach- 


w’eis  von  Eiweiß  allein  noch  nicht  die  Annahme  einer  Nierenentzündung, 
ln  solchen  Fällen  spiicht  der  Gutachter  zweckmäßig  von  Eiweißharnen, 
ohne  sich  mit  einer  bestimmten  Diagnose  festzulegen.  Der  Einfluß  eines 
derartigen,  als  Unfallfolge  anerkannten  Leidens  auf  die  Flrwerbsfähigkeit 
wird  nach  dem  weiteren  Verhalten  des  gesamten  Körpers  zu  beurteilen  sein. 


Niereneiitzüiiduiig  nicht  als  Uiifallfolge  anerkaiiiit. 

Vorgeschichte. 

Der  jetzt  32jährige  Arbeiter  P.  bezieht  seit  dem  1.  August  1896  die  In- 
validenrente in  Höhe  von  196  Mark  80  Pfennige  jährlich  wegen  eines  Lungen- 
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l^^'ideus.  Ein  von  der  Versicherungsanstalt  Berlin  eingeleitetes  Heilverfahren  war 
wegen  Aussichtslosigkeit  wieder  abgebrochen  worden. 

Am  25.  November  1907  erlitt  er  durch  Sturz  vom  Gerüst  einen  Unfall, 
wobei  er  sich  die  linke  Oberbauchgegend  (luetschte.  Am  Abend  waren  nach  eigener 
Angabe  seine  Beine  geschwollen.  Am  29.  November  suchte  er  ärztliche  Hilfe  auf. 
Der  Arzt  stellte  Nierenentzündung  fest,  die  er,  ohne  nähere  Begründung,  für  eine 
Unfallfolge  erklärt.  Der  Vertrauensarzt  der  Berufsgenossenschaft  bestreitet  den 
ursächlichen  Zusammenhang  des  Nierenleidens  mit  dem  Unfall. 

Eigene  Angaben  des  Klägers. 

„Ich  habe  Schmerzen  in  der  rechten  Oberbauchgegend.“ 

Untersuchungsbefund  (11.  Juli  1908). 

Kleiner,  schmächtiger  Mann  in  geringem  Ernährungszustände,  von  blasser, 
leicht  bläulicher  Gesichtsfarbe,  mit  sicht-  und  hörbarer  Atemnot.  Die  Atmung  ist 
angestrengt  und  nicht  ausreichend.  Die  beiden  Oberlappen  der  Lungen  zeigen 
deutliche  Verdichtungserscheinungen.  Der  Klopfschall  ist  verkürzt.  Das  Atem- 
geräusch ist  verschärft,  hat  bronchialen  Charakter  und  ist  von  einzelnem,  trockenem 
Knacken  begleitet. 

Das  xlusatmungsgeräusch  ist  verlängert.  Über  den  übrigen  Lungen partieen 
ist  das  xltmungsgeräusch  abgeschwächt.  Die  unteren  Lungengrenzen  sind  wenig 
verschieblich.  Die  Herzdämpfungsfigur  ist  etwas  nach  links  vergrößert.  Der 
zweite  Aortenton  ist  klappend,  sonst  sind  die  Herztöne  rein.  Der  Puls  ist  be- 
schleunigt, 136. 

An  den  Beinen  ist  eine  teigige  Schwellung  vorhanden,  Fingerdruck  erzeugt 
in  der  Haut  der  Luiterschenkel  tiefe  Dellen. 

Die  xVbtastung  der  Nieren  (in  Seitenbauchlage  mit  angezogenen  Knieen) 
ergiebt  hinsichtlich  einer  Vergrößerung  keinen  Erfolg. 

Der  frisch  entleerte  Urin  ist  dunkel;  beim  Kochen  bildet  sich  eine  starke 
Trübung,  die  auf  Salpetersäurezusatz  nicht  verschwindet.  Auch  tritt  eine  Trübung 
des  filtrierten  Urines  ein  bei  Zusatz  von  Essigsäure  und  verdünnter  Ferrocyanr 
kaliumlösung.  Der  Urin  enthält  also  Eiweiß.  Mit  dem  Esbachschen  Apparat  ge- 
messen, beträgt  die  Eiweißmenge:  1 pro  Mille. 

Mikroskopisch  sind  im  sedimentierten  Urin  hyaline  und  granulierte  Cyliucler 
neben  zahlreichen  Epithelien  zu  finden. 

Begutachtung. 

Der  Unfall  vom  25.  November  1907  hat  bei  dem  Kläger  Folgen  nicht 
hinterlassen. 

Die  Nierenaffektion  ist  nicht  auf  den  Unfall  zurückzuführen,  hat  auch  durch 
denselben  mit  an  Gewißheit  grenzender  Wahrscheinlichkeit  keine  Verschlimmerung 
erfahren,  und  zwar  aus  folgenden  Gründen; 

Eine  vorn  am  Bauch  angreifende  Gewalt  vermag  ihre  Wirkung  ohne  ganz 
erhebliche  Nebenverletzungen  auf  die  Nieren  nicht  zu  erstrecken. 

Eine  (Quetschung  oder  Zerreißung  einer  Niere  kann  nicht  stattgefunden 
haben,  da  in  solchen  Fällen  unmittelbar  nach  dem  Unfall  frisches  Blut  im  Urin 
aufzutreten  pflegt,  das  den  Patienten  unmittelbar  zum  Arzte  führt.  Vom  Arzte 
werden  aber  Anzeichen  einer  Nierenblutung  nicht  mitgeteilt. 

Da  am  Abend  des  Unfalltages  bereits  eine  auffällige  Schwellung  der  Beine 
bestand,  so  muß  die  vermutlich  vorhandene  Nierenentzündung  schon  längere  Zeit 
vorher  bestanden  haben,  da  erst  im  weiteren  Verlauf  einer  Nierenentzündung  die 
Schwellungen  einzutreten  pflegen , ein  Zeitraum  von  12  Stunden  hierfür  aber 
zweifellos  zu  kurz  erscheint. 

Da  ira  Verlaufe  eines  chronischen  Nierenleidens  Schwankungen  im  Grade 
der  Krankheitszeichen  ohne  erkennbare  Ursache  auftreten,  erscheint  es  gekünstelt 
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und  durch  niclits  bej^ründet,  dem  Unfall  das  llewirken  (dner  Verschlimmerung  zur 
Last  zu  legen. 

Ilestelien  sonach  keine  Folgim  des  Unfalles  vom  25.  November  1907  und 
hat  derselbe  auch  keine  Verschlimmerung  der  Nierenaffektion  herbeigefürt,  so  ist 
der  Kläger  auch  in  der  Zeit  nach  dem  24.  Februar  1908  in  seiner  Erwerbsfähig- 
keit und  gegenwärtig  durcli  Unfallfolgen  nicht  beeinträchtigt. 

Die  von  dem  Kläger  erhobenen  Ansprüche  wurden  von  alhm  Instanzen 
r(‘chtskräftig  zurückgewiesen. 


Tod  an  Nierenleiden  nicht  Fol^e  einer  zwei  Jahre  vorher  erfolgten, 

geringen  Kopfverletzung. 

Vorgeschichte. 

Der  damals  61jährige,  schon  vorher  teilweise  erwerbsunfähige  Hausdiener 
D.  zog  sich  am  14.  November  1907  eine  kleine  Hautwunde  am  Kopf  durch  Be- 
trit'bsunfall  zu.  Durch  eigene  unzweckmäßige  Behandlung  der  Wunde  wurde  die- 
selb(‘  infiziert,  es  trat  eiii(3  Wundrose  hinzu,  derentwegen  er  am  20.  November 
1907  (du  Krankenhaus  aufsuchen  mußte.  Bereits  nach  drei  Tragen  war  die  Bose 
abg(di(dlt.  Seinein  früheren  Arzte  war  er  als  starker  Alkoholist  bekannt.  Am  12.  De- 
z('ml)('r  1907  wurde  1).  auf  seinen  Wunsch  arbeitsfähig  geschrieben. 

Eine  bei  1).  auftretende  Verblödung  wurde  von  Med.-Bat  Dr.  L.  als  indirekte 
Unfallfolge  auf  gefaßt.  1).  erhielt  daher  vom  14.  Februar  1908  durch  schiedsrich- 
terliches Urteil  die  Vollrente.  Bei  seiner  Aufnahme  in  das  Krankenhaus  am  20.  Xo- 
v(>mb('r  1907  wird  1).  als  ein  alt('r  Vlann  in  reduziertem  Ernährungszustände  ge- 
schildert. 

Am  28.  Januar  1908  hatte  D.  einen  urämischen  Anfall  (Harnstoffvergiftung). 
Er  wurde  am  29.  Februar  1908  wieder  in  das  Krankenhaus  aufgenommen.  Das 
Hei'z  zeigte  eine  Verbreiterung  nach  links,  es  bestand  Gefäß  Verhärtung,  der  zweite 
Aortenton  war  verstärkt.  Der  Urin  zeigte  Eiweiß,  wenige  hyaline  und  gekörnte 
Uylinder.  Bei  sonst  gutem  Allgenieinbetiuden  wurde  I).  am  9.  April  1908  in  das 
Siechenhaus  überführt.  Am  25.  September  1909  verstarb  I).  an  Herzschwäche. 


B e g u t a c h t u n g. 

Das  Nierenleiden  des  D.  muß  bereits  vor  dem  Auftreten  der  Wundrose 
b('standen  haben,  d(mn  in  der  kurzen  Zeit  vom  20.  November  1907  bis  28.  Januar 
1908  können  sich  nicht  die  bei  chronischer  Nierenentzündung  gewöhnlich  zu  be- 
obacht(‘nden  Nebenerscheinungen  (Verhreiterung  des  Herzens  nach  links,  \'er- 
stärkung  des  zweiten  Aortentones,  Auftreten  urämischer  Krämpfe)  ausbilden.  Daß 
durch  Infektionen  Eiweißausscheidungen  im  Urin  hervorgerufen  werden  können, 
ist  anerkannte  Tatsache  und  kann  schon  bei  einfachen  ^Mandelentzündungen  lu'ob- 
acht(‘t  werden. 

Im  vorli('genden  Falle  hat  die  Wundrose'  höchstens  zwc'i  bis  dre'i  Tage  ge- 
(laiu'vt:  ('iii(3  allgemeim?  Blutvergiftung  hat  nicht  vorge'legen.  Demnach  muß  auch 
a.ngenommen  w('rd('ii,  daß  die  nachteiligem  Einwirkung  eler  Bose  auf  elas  Nie'ivn- 
h'ieh'ii  — sofern  e'ine'  solche  überhaupt  vorliaiich'n  war  nur  eine  ge'ringe'  se'in 
ke)nnte'  unel  daß  elie  hiemrdurch  vielleicht  hervorgeruleiu'  vermehrte  Eiwe'ißaussclu'i- 
dung  noch  während  des  Aufenthaltes  im  Krankenhause  bis  zum  9.  Dezember  1907 
wi('el('i‘  behobe'ii  war.  Die  Kranke'nge'schichte  ve'rmerkt  auselrücklich  unte'r  elem 
23.  Xe)V('mbe'r  1907:  Ke'inem  Komplikationen. 

-\ls  Toeh'sui’sache'  wird  ,,He'rzschwäche'‘'  (Erschöpfung  h('i  Alte'rsschwäche) 
ange'ge'heni. 

Wh'nn  (h'innach  1).  be'i  seine'in  schon  vor  dem  Unfälle  ge'schwächten.  elurch 
Alkohe)lniißhi’iUie‘h  schwe'r  ge'schäeligte'n  Körper  nach  eh'in  Unfälle'  noch  nalu'zu 
zw('i  JahiT  gejeht  hat.  so  kann  nach  ärztliche'!'  .Vuffassung  de'in  Unfälle'  noch 
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nicht  ('innial  eine  beschleunigende  ^Virkung  auf  den  Kintritt  d(\s  Tods  l)('ig(‘ni('ss<Mi 
werden,  selbst  wenn  man  annehinen  wollt(\  dal’)  das  Nierenh'iih'ii  d(‘s  1).  durch 
di('  Wundrose  verschliinniert  worden  wär(\ 

Icli  gelange  daher  zu  dem  Schluss(>:  l)('r  ’J’od  d('s  1).  stellt  wi'di'r  unmittel- 
bar noch  mittelbar  mit  dem  am  14.  November  1907  erlittenen  Unfall  in  ursäch- 
lichmn  Zusammenhänge.  Kbensowenig  ist  sein  Uintritt  durch  (hmselben  wivsentlicli 
bi'schh'unigt  worden. 

Das  Schiedsgericht  gelangte  auf  Grund  dii^ses  Gutachtens  zu  ('iner  AbwcMsung 
d('i‘  ('rhobenen  llinterbliebenmiansprüche.  Rekurs  wurde  nicht  eingelegt. 


Eiweißhariien  als  Uufallfol^e  (ohne  nähere  BegTündniig)  anerkannt. 

Rente.  Rentenanfhehniij^  nach  Jnhren. 


^'orgesc  hi  eilte. 

H.  erlitt  am  24.  Oktober  1902  eine  Erschütterung  des  Kreuzes,  woran  sicli 
eine  Nierenentzündung  geschlossen  haben  soll.  Für  dieses  Nierenleiden  bezieht  II. 
eine  Rente  von  SS^/s^/o. 

Eigene  Angaben  des  Verletzten: 

„Ich  habe  Schmerzen  in  der  rechten  Hüftgegend  und  in  der  Wirbelsäule 
in  gleicher  Höhe.  Ich  habe  Schmerzen  beim  Urinlassen  und  starken  Harndrang, 
zuweilen  nimmt  der  Urin  einen  sehr  starken  Geruch  an.  Beim  Urinlassen  treten 
auch  Schmerzen  in  der  rechten  Leistengegend  auf.  Außerdem  leide  ich  an  allge- 
meiner Schwäche.“ 


Untersuchungsbefund  (15.  März  1906). 

Der  in  meiner  Gegenwart  in  kräftigem  Strahle  entleerte  Urin  ist  hellgelb 
und  klar,  von  saurer  (gesunden  Verhältnissen  entsprechender)  Reaktion.  Beim 
Kochen  tritt  eine  leichte  Trübung  auf,  die  als  Eiweißausscheidung  zu  betrachten 
ist,  weil  sie  auf  Zusatz  von  Salpetersäure  nicht  verschwindet.  Mittelst  des  Eshach- 
schen  Albumimeters  gemessen  ergiebt  sich  ein  Eiweißgehalt  von  14  pro  mille. 
Die  mikroskopische  Untersuchung  des  sedimentierten  Urines  ergiebt  das  Vorhan- 
densein von  harnsaurem  Natron,  Harnblasenepithel , aber  das  Fehlen  von  Blut- 
körperchen, Nierenepithel  und  Cylindern  irgend  welcher  Art.  Die  Anwesenheit  von 
Blut  ist  mittelst  der  ITe/Zerschen  Probe  im  Urin  nicht  festzustellen. 

Das  Herz  zeigt  völlig  normale  Grenzen,  insbesondere  keine  Vergrößerung 
der  linken  Herzkammer,  wie  sie  bei  dem  Vorhandensein  einer  materiellen  Nieren- 
erkrankung sich  hätte  entwickeln  müssen.  Ebensowenig  ist  der  zweite  Aortenton 
und  der  Herzspitzenstoß  verstärkt,  wie  es  sonst  bei  Nierenleiden  der  Fall  zu  sein 
phegt.  Am  ganzen  Körper  findet  sich  keine  Spur  einer  wassersüchtigen  Anschwel- 
lung, ein  Symptom  , das  bei  Nierenerkrankungen  am  meisten  in  die  Augen  zu 
springen  pflegt.  Sehstörungen,  die  bei  Nierenleidendon  durch  Erkrankung  der  Netz- 
haut bedingt  sind,  werden  von  H.  nicht  geklagt.  Ebensowenig  sind  andere  Symptome 
vorhanden  (Kopfschmerz,  Erbrechen  usf.),  die  die  Annahme  eines  schwereren 
Nierenleidens  rechtfertigen.  H.  befindet  sich  in  gutem  Ernährungszustände  mit  gut 
entwickeltem  Fettpolster  (83  k(j  Nacktgewicht). 

Die  Wirbelsäule  soll  in  der  Lendengegend  beim  Beklopfen  schmerzhaft  sein. 
Die  Bewegungen  der  Lendenwirbelsäule  sind  nach  allen  Richtungen  hin  ausgiebig 
frei.  Das  Auftreten  von  Schmerzen  beim  Urinlassen  ist,  da  zurzeit  jedwedes  An- 
zeichen eines  Blasenkatarrhes  fehlt,  unwahrscheinlich.  Die  von  H.  geklagten  Be- 
schwerden beim  Urinlassen  sind,  falls  wirklich  vorhanden,  mit  einem  Nierenleiden 
überhaupt  nicht  in  Beziehung  zu  bringen,  da  Beschwerden  beim  Urinlassen  selbst 
bei  schwersten  Nierenentzündungen  nicht  Vorkommen  , solche  vielmehr  nur  bei 
Störungen  in  den  unteren  abführenden  Wogen  der  Harnorgane  (Blasenstein,  Ver- 
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größerimgen  der  VorstelH'rdrüse,  narbige  Verengungen  der  Harnröhre  u.  s.  w.)  zur 
Beobachtung  gelangen.  Ein  derartiges  Heiden  liegt  hier  nicht  vor,  kann  auch 
durch  den  Unfall  — seiner  Art  nach  — nicht  hervorgerufen  worden  sein. 


B e g u t a c h t u n g. 


Nachdem  ein  „Nierenleiden“  hei  II.  rechtskräftig  anerkannt  ist,  war  llier^  on 
auszugehen.  Ein  chronisches  Nierenleiden  zeigt  nach  Strümpell  (Lehrbuch  der 
allgemeinen  Pathologie  und  Therapie,  II,  2,  pag.  55)  eine  Gesamtdauer  von  höch- 
stens 2 — 3 Jahren.  Während  dieser  Zeit  entwickeln  sich  die  oben  angegebenen 
S3'mptome  von  seiten  des  Herzens  und  der  übrigen  Organe  zu  (unwandfreier 
Deutlichkeit. 

Am  13.  Juni  1903,  also  vor  Jahren  , wurde  bei  11.  das  Auftreten  von 
Eiweiß  festgestellt.  Die  Diagnose  lautete  damals  auf  Eiweißharnen  (Albuminurie) 
und  nicht  auf  Nierenenentzündung.  Auch  heute  finden  sich  nur  Spuren  von  Ei- 
weiß im  Urin  (0’25  pro  raille),  während  bei  schweren  chronischen  Nierenentzün- 
dungen eine  größere  Eiweißabsonderung  aufzutreten  pdegt.  Eine  ungünstige  Beein- 
flussung des  Herzens  hat  in  den  3-^/4  Jahren  nicht  stattgefunden.  Auftreten  von 
wassersüchtigen  Schwellungen  ist  nicht  beobachtet.  Bemerkt  muß  werden , daß 
nach  Leubes  Untersuchungen  auch  bei  ganz  gesunden  Individuen  dauernde  Eiweiß- 
ausscheidungen Vorkommen  können. 

Für  die  Annahme  einer  Nierenentzündung  sprach  im  Jahre  1903  lediglich 
das  Auftreten  vereinzelter  hyaliner  Cylinder.  Dieselben  sind  jetzt  nicht  mehr  vor- 
handen. 

Ich  gelange  daher  zu  dem  Schlüsse: 

Seit  der  Entscheidung  des  Schiedsgerichtes  vom  4.  September  1903  ist  in 
dem  Zustande  des  Klägers  eine  wesentliche  Veränderung  und  infolgedessen  eine 
Erhöhung  der  Arbeitsfähigkeit  eingetreten. 


Die  Veränderungen  bestehen  in  folgendem: 

1.  Die  hyalinen  Cylinder  sind  aus  dem  Urin  verschwunden. 

2.  Eine  Vermehrung  der  Eiweißausscheidung  ist  nicht  eingetreten. 

3.  Irgend  welche  Erkrankungen  anderer  Organe,  die  eine  Weiterentwickelung  des 
angenommenen  Nierenleidens  wahrscheinlich  machten,  sind  nicht  aufgetreten. 


Kläger  ist  infolge  des  Unfalles  vom  24.  Oktober  1901  in  der  Zeit  nach  dem 
1.  Februar  1906  in  seiner  Erwerbsfähigkeit  nicht  mehr  heeiuträchtigt , wie  auch 
sein  normaler  Arbeitsverdienst  beweist. 

Hiernach  gelangte  die  bisher  gewährte  Reute  rechtskräftig  zur  Einstellung. 

H.  gelangte , weil  er  den  Eintritt  einer  Verschlimmerung  behauptete,  im 
Januar  1907  noch  einmal  zur  Untersuchung.  Eine  Verschlimmerung  war  nicht 
nur  nicht  nachzuweisen,  sondern  es  ergab  sich  aus  mehreren,  von  verschiedenen 
Seiten  nachgeprüften  Feststellungen , daß  jetzt  der  Urin  überhaupt  frei  von  Ei- 
weiß war. 


Starke  Abkühlungen  der  Haut  können  eine  Nierenentzündung  her- 
vorrufen  und  gelegentlich  zu  einer  Unfallfolge  stempeln. 

So  wurde  der  Zusammenhang  zwischen  einer  Erkältung  und  einer 
akuten  Nierenentzündung  bei  einem  bis  dahin  nachweislich  gesunden  54jäh- 
rigen  Manne,  der  bei  plötzlich  eintretender  Schneeschnielze  eines  Nachts  3 bis 
4 Stunden  in  Schmelzwasser  hatte  umherwaten  müssen,  vom  Reichsversicherungs- 
amte anerkannt.  Er  kränkelte  vom  nächsten  Tage  an,  nach  3 Wochen  wurdi'  bei 
ihm  eine  Nierenentzündung  festgestellt.  Der  3 4 Stunden  währenden  «'ikältcn- 

den  Einwirkung  des  Schmelzwassers  wurde  noch  der  Begriff  der  Plötzlichkeit  zu- 
c'rkannt. 

Di(‘  Bent(^  betrug  oO'f^v 


/ciTcißuug  der  ^S’iorc. 
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l)ie  durch 
jicu  der  Nieren 
Ahscliätznni*'  der 


Zerreißungen  der  Niere. 

( )peratioii  oder  JSektion  festgestellten  schweren  \’ejietziin- 
erfordern  die  gutachtliche  Tätigkeit  nui-  hinsichtlich  dei' 
Erwerhseinhul'ie. 


NiereiizeiTeiüuiig  mit  miclifolgeiHlei*  Exstirpation. 
Renten:  100%?  »^^0%? 


0 r g e s c h i c h t c. 

G.  erlitt  am  29.  September  1904  durch  Üherfahrenwerden  eiiu'  /erreil.uing 
der  linken  Niere,  die  ihm  am  7.  Oktober  1904  operativ  entfernt  wurde.  Nach 
seiner  Entlassung  aus  dem  Krankenhaus  (am  4.  März  1905)  gewährte  ihm  die 
Ilerufsgenossenschaft  zunächst  die  Vollrente,  die  mit  dem  1.  Juli  auf  50 o 
herabgesetzt  wurde.  Hiergegen  hat  G.  nerutung  eingelegt. 


Eigene  Angaben  des  Verletztc'ii. 

..Ich  habe  Schmerzen  in  der  rechten  Nierengegend.  Wenn  ich  sitze,  tut 
mir  die  Brust  weh.  Beim  Treppensteigen  wird  mir  die  Luft  knapp.  Ich  kaum 
nicht  dauernd  stehen,  da  ich  Wadenkrämpfe  bekomme.  Her  Schlaf  ist  schlecht. 

Zu  manchen  Zeiten  habe  ich  Harndrang,  dem  ich  nicht  genügen  kann,  ('s 
entleeren  sich  dann  nur  einige  Tropfen." 


Untersuchungsbefund  (16.  August  1905). 

Großer  Mann  von  kräftiger  Muskulatur  und  gutem  Ernährungszustände. 

Das  Herz  läßt  keine  krankhaften  Veränderungen  erkennen.  Puls:  84  Schläge 
in  der  Minute,  regelmäßig. 

Es  bestehen  keine  teigigen  Schwellungen  am  Körper. 

In  der  linken  Bauchseite  tindet  sich  eine  30  cm  lange,  fingerbreite,  reak- 
tionslose Narbe.  Beim  Husten  wölbt  sich  an  dieser  Stelle  die  Bauchwand  stark  vor; 
die  muskulösen  Teile  der  Bauchdecken  sind  hier  so  verdünnt,  daß  der  Zustand 
einem  Bauchbruch  gleich  zu  achten  ist.  G.  muß  dauernd  eine  Bauchbandage  tra- 
gen. Die  linke  Nierengegend  ist  leicht  druckemptindlich. 

Die  Gegend  der  rechten  Niere  ist  stark  druckemptindlich.  Indessen  ist  eine 
Geschwulst  (vergrößerte  Niere  oder  Tumor)  weder  in  aufrechter  Körperstellung 
noch  in  Rücken-  oder  Seitenlage  bei  angezogenen  Knieen  zu  fühlen.  Allein  dies 
schließt  noch  nicht  aus,  daß  eine  periodisch  auftretende  Harnstauung  der  rechten 
Niere  (Hydronephrose),  wie  sie  seinerzeit  im  Krankenhause  beobachtet  wurde,  sich 
wieder  entwickelt. 


Der  Urin  wird  in  Gegenwart  des  Unterzeichneten  mühelos  in  kräftigem  Strahle 
und  ausreichender  Menge  entleert.  Beim  Erkalten  des  Urins  bilden  sich  in  dem- 


selben mäßige  wolkige  Niederschläge.  Der  Urin  reagiert  sauer,  Eiweiß  und  Zucker 
sind  nicht  nachzuweisen.  Die  inikroskopische  Untersuchung  des  Urins  ergiebt  An- 
wesenheit von  oxalsaurem  Kalk,  harusaurem  Natron,  harnsaurem  Ammoniak, 
kohlensaurem  Kalk,  Plattenepithelien,  die  den  unteren  Harnwegen  (Blase  und  Harn- 
röhre) entstammen.  Aus  allen  diesen  Bestandteilen  ist  ein  Schluß  auf  eine  Nieren- 
erkrankung nicht  zu  ziehen,  zumal  Zylinder  in  dem  Urin  nicht  zu  finden  sind. 

Begutachtu  ng. 


Der  Unfall  vom  29.  September  1904  hat  bei  G. 

1.  Verlust  der  linken  Niere. 

2.  Einen  Bauchbruch  der  linken  Bauchseite. 

3.  Eine  noch  nicht  näher  zu  detinierende  Erkrankung 
kennbar  an  der  starken  Schmerzhaftigkeit  und  dei- 
achtetmi  llarnstauung  ( Hy(lrone])hrose). 


hinterlassen : 


der  rechten  Niere,  er- 
im  Krank'enhause  beob- 
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II.  Teil.  3.  Abschnitt. 


G.  ist  daher  vom  1.  .Iiili  bis  1.  September  1905  um  100'^ 'o  bi  seimo-  Er- 
werbsfähigk'eit  beeinträchtigt  gewesen. 

Zn  dieser  Schätzung  führt  folgende  Erwägung: 

G.  hat  eine  außerordentlich  schwere  \'erletzung  mit  starkem  Olutvc'rlust 
sowie  eine  sehr  angreifende  Operation  mit  langer  Narkose  durchgemacht.  Für 
ein('  derartige  Erkrankung  scheint  eine  PA’holungszeit  von  5 — 6 Monaten  nach 
der  Entlassung  aus  dem  Krankenhause  angemessen,  damit  die  verbliebene  Niere 
sich  ohne  körperliche  Anstrengungen  an  die  Übernahme  der  Funktion  der  anderen 
gewöhnen  Icann. 

Nach  dieser  Zeit  ist  G.  in  seiner  PA’werbsfähigkeit  um  50^  beeinträchtigt, 
weil  immer  noch  die  Gefahr  einer  schweren  p]rkrankung  der  rechten  Niere  be- 
steht. G.  sich  infolgedessen  vor  schwerer  Anstrengung  hüten  muß;  außerdem 
werden  die  auftretenden  Schmerzen,  sowie  dii*  zu  tragende  Bauchbandage  G.  an 
der  Ausübung  schwerer  Arbeiten  verliindern. 

G.  ist  jedoch  imstande,  leichte  Arbeiten,  bei  denen  Stehen  und  Sitzen  ab- 
wechseln, auszuführen,  sowie  kleinere  Gänge  zu  gehen. 

Auf  Grund  dieses  Gutachtens  schlossen  beide  Parteien  einen  Vergleich. 

Am  1.  Oktober  1907  wurde  die  Eente  auf  25‘^'o  herabgesetzt,  weil  sich 
von  seiten  der  verbliebenen  Niere  auch  inzwischen  keine  Störung  gezeigt  hatte. 


Zerreißung  der  Niere  mit  nachfolgender  Exstirpation. 
Renten:  100%«»  50%,  33V3^% 

Voi’geschi  eilte. 

Der  damals  27jährige  Dachdecker  B.  erlitt  am  12.  Dezember  1910  durch 
Betriebsunfall  (Sturz  aus  3 m Höhe  auf  die  linke  Bauchseite)  eine  Zerreißung 
der  linken  Niere.  Dieselbe  mußte  operativ  entfernt  werden. 

Am  18.  Februar  1911  wurde  er  „in  Heilung“  mit  kleiner  Fistel  entlassen. 

Am  8.  Mai  1911  hat  er  die  Arbeit  Avieder  aufgenommen  und  erhält  28  IM. 
Wochenlohn  gegen  43  M.  früher. 

Prof.  N.  untersuchte  den  Verletzten  am  9.  März  1911  und  empfahl  Ge- 
währung der  \^ollrente  auf  etwa  4 — 6 Wochen.  Danach  hielt  er  eine  Erwerbs- 
l)eschränkung  von  33Ü3*^/o  üir  vorliegend. 

FAgene  Angaben  des  Verletzten. 

„Ich  habe  noch  Schmerzen  in  der  linken  Seite  und  fühle  mich  noch  matt, 
namentlich  beim  Tia^ppensteigen.  Das  Bücken  nach  links  kann  ich  nicht  lange 
ausüben.“  ' 

Untersuchungsbefund  (14.  Juni  1911). 

28jähriger,  mittelgroßer,  gesund  aussehender,  kräftig  gebauter  Mann,  mit 
gut  entwickelter  Muskulatur.  Das  Körpergewicht  (nur  mit  Hose  und  Stiefeln  be- 
kleidet) beträgt  72  hj  gegen  angeblicli  65'5  hj  bei  der  Entlassung  aus  dem 
Krankenhause;  der  FA'nährimgszustand  ist  gut. 

Das  seelische  Verhalten  ist  einwandfrei. 

In  der  Mitte  des  Leibes,  links  vom  Nabel,  zieht  eine  17  cm  lange,  bis  1 au 
breite,  teilweise  eingezogene,  feste,  widerstandsfähige  Narbe,  die  sich  beim  Pressen 
und  Husten  an  keiner  Stelle  hervorwölbt.  Sie  ist  nicht  druckemptindlich. 

Unter  der  linken  12.  Kippe  findet  sicli  eine  ([uerlaufende  lau  rote  widerstands- 
fähige Narbe.  Auch  hier  findet  beim  Husten  und  Pressen  keine  Hervorwölbung  statt. 

Der  frisch  entleerte  Urin  ist  klai’  und  frei  von  Eiweiß  und  Zucker. 


Begutachtung. 

B.  liat  am  12.  Dezmulu'r  1910  ('ine  si'br  scliweia'  iniu'rc'  \’('rh'tzung  (Nif'ia'ii- 
zerreißung)  davong('trag('n,  sodann  ('iiu'ii  scliwc'iM'n  chirurgisclu'n  Eingrilf  (Ni(‘- 


NierGiistoine  mul  Unfall. 
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i’mu'nttVrimng  von  dor  llaiicliliülile  aus)  (lurclimaclu'ii  iiiüss(mi.  Ks  ist  inicli 
ärztlicluu'  Krfahnmg  anznnohnu'n,  daß  11.  diii’cli  boido  \'orgäiig<'  außorordmitlicli 
gescdnvädit  war.  Fmior  ist  zu  borücksicJitigon,  daß  dmi  luddon  XarlM'ii  erst  /(‘it 
golassmi  werdon  iniißto,  (dm^  aiisroichciuU'  Fostigkoit  zu  ('rlangt'ii.  iiiii  dio  (Jofalii’ 
f'iiu's  l)aiiclinarb(‘ubruclu\s  zu  vorhiudoru. 
leb  g(daugo  daher  zu  dem  Schluß: 

Der  Uufall  vom  12.  I)ez('uib('r  1910  hat  lud  15.  hiuterlassmi : 

^d'rlust  der  liuktm  Niert',  2 fest('  Opcu’atiousuarbeu,  imcdi  d('u  \'or- 
gäiigeu  glaubhafte'  Schmerzhaftigkeit  der  linken  Obeudiaiichseite',  in  d('r  siedi  das 


Lager  der  Nieua'  durch  Grauulatious-  und  Narbeiibilduug  erst  ausfülh'u  mußte'. 

Durch  di('S('  P^olgeu  ist  Kläger  seit  d('iu  Id.März  1911  in  seiiu'r  Aihe'its- 
fähigkeit  beschränkt  gCAveseu: 

Bis  zum  7.  ]\lai  1911  (Ende  des  Ileilve'rfahre'us)  um  100*’ 

Ve'idetzteu  bei  (b'r  Schweiz'  und  Fi'ische  des  Falles  ('iiu'  ausreichende  Zeit 
zur  Erholung  giuvährt  werden  mußte', 

vom  8.  Xlai  ('lag  der  AVieeleraufnahme'  ele'r  Arhe'it)  bis  zum  14.  -luni 
1911  um  öOo'o,  weil  15.  die  ihm  verbliebe'iie  Arbeitsfähigke'it  noch  nicht  voll 
ausnutzen  durfte,  sich  also  auf  leichte,  weniger  entlohnte  Arbeit  beschränken 
mußte,  um  ein  Aachgebe'u  der  Operationsnarbe  zu  verhindern, 

vom  15.  Juni  und  wu'iter  um  <bi  Schmerzen  eler  linken  Obe'i- 

hauchgegend  und  eine  dadurch  bedingte  Behinderung  bei  d('r  Ausführung 
schwererer  Arbeiten  noch  anzunehmen  ist. 

Die  Parteien  schlossen  auf  Orund  dieses  Gutachtcuis  einen  \'('rgleich.  15.  ver- 
bleibt in  ärztlicher  Kontrolle,  um  eine  Erkrankung  d('r  verbliebem'ii  Xien'  n'cht- 
z('itig  zu  erkennen. 


Nierensteine  nach  Unfall. 


Nierensteine  als  Folge  einer  Uammverletzung.  \) 


Ein  28 jähriger  Arbeiter  M. 


erlitt  am  23.  August  1889  dadurch  eiiu'u 


Be- 


triebsunfall, daß  er  beim  Stürzen  auf  die  Kante  eines  Brettes  rittlings  zu  sitzen 
kam.  Es  entstand  ('ine  Zerreißung  der  Harnröhre.  Im  Novemb(‘r  1889  bestand 
am  Damm  eine  Harnfistel  und  es  bildete  sich  eine  Striktur  der  Harnröhre,  so  daß 
eine  größere  Opc'ration  notwendig  wurde,  die  beides  beseitigte.  1891  traten  wied('r 
große  B('schwerd('n  bei  d('r  Harnentleerung  ein,  im  Mai  1892  wurde  eine  zweite  Opera- 
tion vorgenomnu'n.  Nachdem  der  Verletzte'  eine  Zeitlang  die  IJhlia'iite  und  eine 
50'>'oig'<'  Bent('  ('ihaltc'ii  hatte,  wmrde  er  ini  Septi'inber  1893  für  völlig  ('rw('rl)s- 
fähig  ('rklärt. 

Ini  Jahr('  1904  st('llte  M.  einen  Antrag  auf  Wiedergenvährung  der  Ib'iite 
w('g('ii  eing('treten(']‘  Verschlimmerung.  Ihm  behandelnde  Arzt  b('scheinigt('.  daß 
51.  wi('d('rholt  sc'it  1896  an  Störungen  der  Nieren  bzvv.  der  Blase  gelitten  habe. 
Es  s('i  auch  das  l'orhandensein  von  Nii'rensteinen  festzustellen  gewesen.  51.  war 
abg(.'mag('rt  und  sah  (dend  aus.  Er  gab  noch  nachträglich  an,  daß  er  bei  seim'in 
Unfall  auch  Schni('i’z('n  in  der  rechten  Lendengegend  gehabt  habe,  di(^  in  (h'ii 
r('clit('ii  Hoden  und  Obei’scln'iikc'l  ausgestrahlt  seien.  Bei  der  Unt(u-suchung  z('igt(^ 
sich  nun  die  r('cht('  Lendengegend  nach  hinten  etwas  vorgebuckelt,  daß  di('  Nic're 
(h'utlich  fühlbar  und  druckschmerzhaft  war,  und  daß  das  (bdühl  ^•on  FlulAuation 
bestand.  Bei  i'im'r  hi('rauf  vorgenommem'ii  Operation  fand  sich  unt('r  (h'i‘  Haut 
ein  Abseeß,  der  eiiu'n  Tasseidcopf  dickflüssigen  Eiters  ('nthielt : weiter  in  der 
Ti('f('  bestand  ('ine  mannskopfgroße  Höhle,  die  angefüllt  war  mit  Eiter,  bröck- 
ligen (i(3websmassen,  sandartig('ii  51assen  und  zwei  Steinen,  von  deiu'n  d('r  eim^ 
glatt  und  2Vo  cn/  lang  war,  wähia'nd  der  and(me  di('  Form  des  Kelchausguss('s  hatt('. 
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II.  Teil.  Abschnitt. 


TtTO 

Di('  ’Wiir  in  di('  Ibuicliliölib'  liiiK'ingcdi’äiigt,  iliiv  rrrilic^cmb'  ( )l)ri  tI;iclH‘ 

mit  iK'kTütisclu'ii  (i(^'\v(‘l)s]iiass(m  l)('d('ckt.  AVi'gmi  starltc'r  hhscli()|»i'iiiig  des  Ibiticiitcn 
di('  Opi'ration  abgt'bi’oclKm  w('rd(‘ii.  l»oi  d(M'  KiitIVi’imng  dc‘i‘  Xirro  rib  in- 
1olg('  von  \’('rwac]isnng('n  das  ('oJon  ('in.  An  dri’  Xi('i'('  s('lbst  war  an  doi’  Ob('i- 
liäcln'  k('iii('  Xarlx',  di('  anf  ('iiu' frUln'r  stattg('liabt('  \’(']d('t/mig  Jiiitt('  sclilif'ßon  lasst'ii 
köniK'ii.  zu  timU'n.  lin  Ni('rcnl)('(do'ii  la'fand  sich  ein  kl(^ina|)fVlgroßcr  St('in.  I)or 
( )li('rat('iir  naluii  an,  daß  dnrcli  den  rnfall  ('in  Xi('r('iiriß  l)is  in  ('iiK'ii  lü'JcIi  o(l('r 
das  l)('ck('n  Inm'in  stattg('l'tind('n  halx^  und  (biß  ('S  auf  di('S('  Weis('  s('kundäi'  zur 
Bildung  vou  Xic'n'ukonki’euK'ntt'u  gekoninu'ii  sei.  Jnfoige  der  Eiterimg  aniJtanim 
köinu'  ('S  diircli  ('iiu'  asci'udima'mh'  Faitzilndung  zur  Kit('i'ung  in  d('r  Xier('ng('g('nd 
g('koinnu']i  s('in.  I](m  d('r  OjK'ratiou  Avurd('ii  zwei  St('in('  in  d(']ii  ])erin('i)liiiti>chen 
Absci'sse  g('fund('n.  von  deiu'n  d('r  ('iiu'  di('  Form  eiiu's  Keleliausgussc's  ]iatt('. 
l)ies('.  SteiiH'  müsst'n  also  durch  di('  Xii'renwand  hindurch  in  di('  l’mg('l)ung  der 
Xieri'  gelangt  s('in.  Es  s('i  möglich,  daß  di('  Eit('rung  auf  di('  Xi(*r('  selbst  Über- 
griff und  diesi'lbe  zur  partielh'u  /('rstöi'ung  g('bracht  hat,  so  daß  auf  dii'sem  \Veg(' 
di('  Steine  dortbinwand(n'n  konnt('n.  Ei'i  d('r  s('hr  stark('ii  Aö'rwachsung  des  Xd('ren- 
l)('ck('iis  mit  der  Uingt'bung,  wie  sie  sich  b('i  der  Oix'ration  teststelbm  li('ß,  s('i  ab('i’ 
noch  denkbai’,  daß  di('  schon  voiiu'r  in  der  Xi(‘i‘('  f('stli('g('nden  St('im'  l)is  dahiu 
k('ine  Hescliwerden  machten,  infolge  des  Unfalles  und  d('r  daduiTh  bedingten  Ein- 
ix'ißung  der  Xiere  od('r  des  Xic'ix'nlx'clo'iis  alx'r  din'k't  aus  d('j-  Xi('r('  li('i-aus- 
gepreßt  wurdi'u.  dedenfalls  sei  di('  Eit('rung  am  Damm  di('  Ui'saclu'  d(']-  \'(']'('it('- 
rung  der  rechten  Xi('i'('.  D('r  Schiedsgerichtsarzt  schloß  sich  di('s('r  Anschauung 
an.  Wenn  auch  d('r  /('itrauni  zv.isclu'u  Unfall  und  Erkrankung  ('in  s('hr  lang('r 
sei,  so  sei  dii'  Kontinuität  doch  gi'wahrt,  da  d('r  Ad'i-h'tzte  in  d('r  Zwisclu'nzeit 
— wx'iin  auch  mit  Unterbrechungen  — stets  an  trübem  Urin  mit  Steim'utlei'rungi'n 
g('litten  habe.  Somit  wurde'  (b'r  ursächliche  Zusammeidiang  zwisclu'u  dem  Unfall 
und  d('r  Steinbildung  mit  ihre'ii  Folgen  anerkannt. 

Nierensteine  nach  Trauma  der  Niereng;egiend.  D 

Ein  Arbeiter  hatte  am  5.  duli  1909  eine  bDietschung  der  X i('r('ng('g('nd 
('rlitten.  Es  schloß  sich  eine  3— -Itägigv' Ilämaturi('  an,  was  sich  s})ät('i‘ nach  Auf- 
nahme der  Arbeit  wiederholte.  Im  Urin  fanden  sich  Eiterk()rp('rch('n.  rot('  Dlutzi'lh'n. 
Oxalatkristalle.  Eine  zweitägige'.  lUilu'  liedl  d('n  Urin  wi('der  kiar  w('rd('ii.  Ili'i  Auf- 
nahme der  Arbeit  trat  wieder  lllutung  ('in,  di('  in  d('r  Hube  j('d('smal  wi('d('r  v('r- 
schwand.  Sjiäter  trat('n  die  Störung('ii  nur  Ix'i  schwi'rer  Arlx'it  auf.  Ib'i  eing('lu'iid('r 
Unt('rsuchung  fand  sich’s,  daß  die  ri'chti'  Xic're  auch  in  (b'r  a]d'allsfr('it'n  Zx'it  rote 
l)lutz('llen  entleerte.  D('r  Diagnose'  auf  Stein  schie'n  zu  widi'rspn'chen.  daß  der  Ver- 
h'tzte  frülu'r  niemals  Dlutungen  ge'habt  haben  wollte'.  Ih'i  (b'r  Operation  fand  sich  im 
iM'chten  Xie'renbecken  ('in  balbbohnengroße'r  Ste'in,  lx'st('liend  aus  oxalsaurem 
Kalk,  der  im  Zemtrum  alte'  Dlutge'rinnsel  e'iithielt.  Der  Kranke'  blii'b  gelu'ilt.  auch 
bei  schwere'.r  Arbe'it  trat  keine' Dlutung  uu'hr  auf.  Ein  iirsächliclu'r  Zusamme'idiang 
zwischen  subcutanem  Trauma  der  Xie'i'e'  und  eb'r  Ste'iubildung  wurde'  in  die'se'iii 
Falle  als  siclu'r  ange'uomme'n.  Re'ute':  öO‘>  q. 


Sackniere  (Hydronephrose)  und  Unfall. 

Zwei  Fälle  von  traumatischer  Hydronephrose  beschreibt  Legiicii,-) 
Ein  19jährig('i‘  Mann  ve'rspürt  nach  eiiu'ni  Sturz  heftige'ii  Schuie'rz  und  e'ut- 
l('('rt  blutige'ii  Urin,  der  sich  mit  eb'r  Ze'it  wie'de'r  auflu'llt.  ln  eb'r  AVe'iclu'  e'iit- 
wicke'lt  sich  ('ine  (b'schwulst.  Ib'i  eb'r  be're'its  nach  Monatsfrist  vorge'nomiiu'nen 
Opri'ation  ('iitb'e're'u  sich  4/  Urin  und  e's  ('iwe'ist  sich,  daß  die'  Xiere'  in  e'ine'n 


0 Allgemeine  Mediz.  Zentral-Zeitung,  1910,  Xr.  21. 
-)  La  l’resse  iiK'dieale,  1909,  Xr.  1909. 
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wc'iten  !Sack  verwaiuhdt  war.  (Ic^ssen  Ausschälung  iufolg('  alls(Mtig('r  V('rwaclisuug('ii 
nur  schw(‘r  gfdaug.  Vermutlich  hatUm  di(‘  ausgcd('hut('u  V('i‘wachsung('u , die  als 
Folge  eines  perirenalen  Hlutergussc's  au/uspia'cheii  waiam,  zu  (diK'r  Kouipia'ssioii 
des  llaruhMters  geführt. 

Ein  30jährig('r  iMauu  z(dgte  nach  Überfahrung  di('  ErsclKMUuugeu  (diier 
Nierempietschung,  nämlich  Schmerzem  und  Hämaturie.  Nach  14  d’agen  zeigt  sich 
in  der  Weiche  eine  grobe  (Teschwulst.  Ihn  der  Operation  wurde  (du  Sack  ('röffnet, 
der  eine  Aleiige  blutig-seröser  Flüssigkeit,  sowie  die  zerrissene  Niere  enthält.  Der 
Kiß  ging  durch  das  Nierenparenchym  , die  Kelche  und  das  Hecken.  Es  handelte 
sich  hi(n‘  um  eine  Pseudohydronephrose. 

Verlagerungen  der  Niere  nach  Unfall. 

Starke  Verlagerungen  der  Nieren  durch  eine  direkte  (Tewalteimvirkung 
sind  sehr  selten.  Sie  müssen  von  einer  Zerreißung  der  Blutgefäße  oder 
Zerreißung  des  Nierengewebes  begleitet  sein,  müssen  also  augenl)licklich 
schwerste  Erscheinungen  setzen,  so  daß  der  sofort  notwendig  werdende 
Eingriff  die  Verhältnisse  klar  werden  läßt.  Fühlt  man  also  kurze.  Zeit 
nach  einem  Unfall  eine  Nierenverlagerung  ohne  vorangegangene  stürmische 


ö 


Erscheinungen,  so  muß  diesellte  schon  vor  demselben  bestanden  hal)en, 
mindestens  aber  eingeleitet  sein.  Somit  könnte  nur  von  einer  Yer- 
schlimmerung  des  abnormen  Zustandes  die  Bede  sein. 

Für  die  Entstehung  oder  Verschlimmerung  einer  Nierenverlagerung 
liegen  die  Verhältnisse  ähnlich  wie  bei  Leistenbrüchen,  insofern  auch  hier 
so  gut  wie  nie  eine  normal  befestigte  Niere  durch  irgendeine  äußere 
Ge’walt  aus  ihrer  Lage  gebracht  wird.  Eine  bestimmte  Veranlagung  ist 
erforderlich.  Diese  ist  gegeben  durch  Lockerung  des  Bindegewebes,  wie  sie 
als  häufige  Folge  nach  Zuständen  im  Bauchraum  sich  einstellt,  die,  wie 
Schwangerschaften,  Bauchwassersucht  oder  große  Bauchgeschwülste,  starke 
Abmagerung,  zu  einer  länger  dauernden  starken  Dehnung  der  Bauchwandung 
Veranlassung  geben.  Infolgedessen  ist  die  Nierenverlagerung  ein  ziemlich 
häufiges  Leiden  von  Frauen,  die  mehrfach  geboren  und  wohl  gar  einen 
sogenannten  Hängebauch  haben.  Aus  anatomischen  (Iründen  (Druck  und 
Baumbeengung  durch  die  Leber)  ist  ferner  die  rechtsseitige  Nierenver- 
lagerung weitaus  häufiger,  als  die  linke.  Zur  Entstehung  einer  Nierenver- 
lagerung ist  deshalb  stets  eine  geraume  Zeit  notwendig.  Das  Leiden 
entwickelt  sich  meist  unbemerkt,  bis  eines  Tages  — häufig  ohne  besonderen 
Anlaß  — Beschwerden  voii  seiten  der  fertig  ausgebildeten  Nierenver- 
lagerung  entstehen. 

Hochgradige  Beweglichkeit  der  Niere  im  Baucliraume  (sogenannte 
Wanderniere)  ist  überliaupt  ein  sehr  seltenes  Vorkommnis.  Unter  62  der 
königl.  Universitätspoliklinik  zu  Berlin  binnen  eines  Jahres  zur  Operation 
mit  der  Diagnose:  „Wanderniere^^  zugesandten  Patienten,  erwiesen  nur 

o die  Berechtigung  dieser  Diagnose. 

Wird  der  Zusammenhang  zwischen  einer  Nierenverlagernng  und 
einem  Unfälle  anerkannt,  so  dürfte  eine  Bentengewährung  von  20  bis  30% 
in  Fi’age  kommen.  Da  Besserungen  sehr  wohl  im  Bereiche  der  Möglichkeit 
liegen,  ist  eine  Nachprüfung  der  Fälle  erfoi'derlich. 
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Wainleniiere  uiclit  Folj^e  scliweivii  Hebens. 

Killt'  Kreinpli'iiii  liatto  migi'blicli  beim  ^'('l•sllcll , ('iiK'ii  scliworeii  Topf  zu 
holu'ii,  ('inen  Sticli  iin  Kreuze  verspürt.  Zwei  spiiti'r  wurde  an  ilir  ein 

recbtss('itig('r  Ki'isti'iibrucli  niid  ('ine  „Wanderniere“  derselben  Seite  f((stg('-st('llt. 
Der  Leistenbriieli  wurde  ents})recliend  der  bekannten  Sprnclipraxis  als  rnfall- 
folg('  nicht  aiK'i'kannt.  Hinsichtlich  th'r  Kierenverlagernng-  konnte  das  Keichsv(‘r- 
siclu'rnng'saint  in  der  Entwickelung  des  Kt'idens  kein  .Moment  entdecken,  das  die 
Annahnu'  eines  Ausnahmefalles  (gegenüber  ch'ii  oben  (mtwickeltim  Grundsätzen)  g(v 
r('chtfertigt  hätt('.  Die  Klägerin  hatte  vor  dem  Unfälle  si(?ben  normale  Schwaug(T- 
schaften  dnrchgemacht.  Die  Ihinchwandungen  waren  sehr  sclilaff  und  es  bestand 
daln'r  ('in  llängThauch,  eine  Senkung  der  Leber  und  wahrscheinlich  eine  allgeiiK'ine 
Senkung  der  Dancheingeweide. 

Niereiiverlageruiig:  nicht  Unfallfolge. 

Auch  als  Folge  von  Verheben  oder  eines  Stoßes  mit  einem  Schaufelstiel 
gegt'ii  den  Leib  wnrd('  von  Körte  eine  Nierenverlagernng  nicht  anerkannt. 

Das  maßgebende  Gutachten  führte  aus:  Eine  „Wanderniere“  beruht  in  d(T 
Kegel  auf  angeborener  Anlage:  sie  ist  b('i  Frauen  sehr  viel  häutiger,  als  bei 
Männern,  bei  denen  sie  nur  selten  beobachtet  wird.  Schon  dies  spricht  dageg('ii, 
daß  eiiK'  Wanderniere  häuhg  im  Anschluß  an  Verletzungen  entsteht.  In  39  Fällen 
von  Nieren(|uetschungen  habe  ('r  nur  dreimal  einen  geringen  Grad  von  Keweg- 
lichk('it  der  Niere  ('utstehen  sehen.  Nach  den  sehr  oft  vorkommenden  Stölh'n  geg(‘ii 
den  Hauch  habe  er  niemals  das  Auftreten  einer  Wanderniere  beobachtet.  Die 
Tatsache,  daß  im  vorliegenden  Falle  die  Wanderniere  gleich  nach  dem  Unfälle 
gefühlt  wurde,  spräche  dagegen,  daß  die  Lockerung  der  Niere  durch  einen  Stoß 
entstanden  sei.  Ebensowenig  könne  angenommen  werden,  daß  die  Wanderni('ro 
infolge  Anstrengung  beim  Heben  einer  Last  entstanden  sei. 


Verlagerung  der  rechten  Niere  durch  Unfall.  Rente;  20®/o^  O^/o* 

Unfall:  11.  September  1906.  Stoß  mit  der  Deichselstange  eines  im  Trabe 
fahrenden  Wagens  in  die  rechte  Lendengegend.  Kollaps.  Hämaturie  während 
8 Tagen. 

Eigene  Angaben  des  Verletzten. 

„Ich  habe  noch  Schmerzen  am  Kückgrat  und  in  der  rechten  Kückengeg('nd. 
Seit  12.  Dezember  1906  arbeite  ich  als  Putzer  zum  altc'u  Lohnsatz.“ 

Untersuchungsbefund  (21.  März  1907). 

Gesund  und  sc'inem  Alter  entsprechend  aussehender  Mann  in  genügemh'in 
Ernährungszustände,  dessen  Hewegungen  beim  An-  und  Auskleiden,  beim  Auf- 
stehen vom  Stuhl  und  beim  Besteigen  des  Untersuchungstisches  keinerlei  Pxdiin- 
derung,  insbesondere  nicht  im  Gel)rauch  der  Wirl)elsäule  erkennen  läßt.  Be- 
klopfen der  Wirbelsäule  soll  vom  zehnten  his  zwölften  Brustwirbel  an  schmerzhaft 
sein.  Eine  Veränderung  der  Wirbel  ist  auch  im  Köntgenhilde  nicht  nachweishar. 

Die  linke  Nierendämpfung  ist  von  dem  zwölften  Brustwirbel  bis  zum  dritten 
Lemhmwirbel  neben  der  Wirbelsäule  (huitlich  festzustellen.  An  der  entspr('chenden 
Stelle  rechts  findet  man  statt  der  zu  erwartenden  Dämpfung  deutliclien  Darm- 
schall. Ih'.i  Lagerung  in  überhängender  linker  Seit('idag('  mit  angezogeiu'n  Knieen 
(U’hält  die  in  die  rechte  Unterbauchgegend  ('indringeiuh'  Hand  (h's  Unt('rsuchers 
das  deutliche  Gefüld  ('iner  in  d(U‘  Tiefe  des  L('ib('s,  unabhängig  von  der  Leber 
schwer  beweglichen,  glattrandigen,  runden  Geschwulst,  über  d('r  bei  eingedrückt('u 
Bauchdecken  der  Darnischall  abgeschwächt  ist.  Die  n'clite  Ni('rengeg('nd  fühlt 
sich  beim  Al)tasten  „h'er“  an. 


ErkraiilaiiigGii  der  HaniMasc  mid  Harnröhre  nach  Unfall. 
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deren  Ent- 


gleich 


Hieniaeh  liegt  bei  L.  eine  Verlagerung  der  rechten  Niere  vor, 
st('hung  nach  dem  Akteninhalt  auf  den  Unfall  zurückziifUliren  ist,  wo 
nach  demselben  Ersclieinnngen  einer  Nierenverletzung  heohacht('t  sind.  Es  (mt- 
spriclit  klinischer  Erfahrung,  dali  eine  derartige  Xierenverlagerung  zeitweise  Be- 
schwerden  auslöst,  bis  sich  die  Niere,  sozusagen,  an  den  neuen  Platz  gewöhnt  hat, 
oder  an  iliren  alten  Platz  zurückgekelirt  ist. 

Im  frisch  entleerten  Urin  tritt  weder  beim  Unterscliichten  mit  Salpeter- 


säur(' , noch  beim  Koclnm  eine 


'Prübung  auf. 


Derselbe  ist  also  frei  von  Eiweiß. 


1 > e g u t a c h t u n g. 


d(‘r 


Der  Unfall  vom  11.  September  1906  hat  bei  dem  Kläger  eine  Verlagerung 


rechten  Niere  gezeitigt. 


Kläger  erscheint  hierdurch  seit  dem  12.  Dezember  1906  in  seiner  Plrwerbs- 
fähigkeit  um  20%  beeinträchtigt.  In  den  Zeiten,  wo  nachweisbar  die  Beschwerden 
so  stark  wären,  daß  sie  zur  Arbeitseinstellung  zwingen,  ist  volle  Erwerbsfähigkeit 
vorhanden  gewc'sen, 

han  Heilverfahren  ist  nicht  notwendig. 

Das  Schiedsgericht  schloß  sich  diesem  Gutachten  an.  Im  Februar  1908 
wurde  L.  einer  erneuten  Untersuchung  unterworfen.  Der  Befund  lautete  jetzt; 

Beid(‘  Nierendämpfungen  sind  heute  neben  der  Wirbelsäule  deutlich  fest- 
zustellen.  p]ine  bewegliche  glattrandige  Geschwulst  ist  in  der  Tiefe  des  Leibes 
nicht  mehr  festzustellen.  Der  gesamte  Leib  ist  außerordentlich  deutlich  abzutasten. 
Bei  sachgemäßer  üntei'suchung  findet  eine  Muskelzusammenziehung  überhaupt 
nicht  statt. 

Wenn  Prof.  K.  annimmt,  daß  der  von  mir  seinerzeit  festgestellt(^  Tastbe- 
fund nur  durch  Muskelzusammenziehung  vorgetäuscht  gewesen  sei,  so  übersieht 
er,  daß  die  Kesistenz  ausdrücklich  in  der  Tiefe  des  Leibes  festgestellt  war  und 
von  den  Bauchdecken,  die  während  der  Beklopfung  eingedrückt  wurden,  besonders 
die  Rede  war.  Derartige  Verwechselungen  pflegen  geübten  Untersuchern  nicht  unter- 
zulaufen. Die  rechte  Nierengegend  ergiebt  beim  Betasten  den  normalen  Befund 
des  Ausgefülltseins. 

Im  Urin  findet  sieb  auch  heute  kein  Eiweiß. 


B e g u t a c h t u n g. 
S(ut  dei’  Untersuchung  am  24.  Vlärz  1907 


eine 

keit 


wesentliche  Veränderung  und  infolgedessen  eine  lAböhung  der 


ist  in  dem  Zustande  des  Klägers 

Arbeitsfähig- 


eingetreten. 


Die  ^'eränderung  besteht  in  folgendem; 

Die  Symptome,  aus  denen  seinerzeit  eine  Verlagerung  der  rechten  Niere 
angenommen  wurde,  sind  geschwunden.  Die  reclite  Niere  liegt  wieder  an  ihrer 
regelrechten  Stelle.  Hiernach  ist  anzunehmen,  daß  die  Beschwerden  geschwunden 
sein  müssen,  wie  auch  die  Lohn  Verhältnisse  beweisen. 

Der  Kläger  ist  infolge  des  Unfalles  vom  11.  September  1906  in  der  Zeit 
nach  dem  1.  Dezember  1907  nicht  in 
wesen  und  gi'genwärtig  nicht  mein 

Die  Rent(‘  gelangte  hierauf  rechtskräftig 


seiner  Erwerbsfähigkeit 


beeinträchtigt  ge- 


beeinträchtigt. 


zur  Einstellung. 


Erkrankungen  der  Harnblase  nach  Unfall. 

Beine  Hlasenzerreißiingen  erheischen  selten  eine  Beurteilung  auf  ver- 
bliebene Erwerbseinbnße , weil  sich  ilir  Schicksal  innerhalb  der  ersten 
L‘»  Wochen  allgemein  zuin  guten  oder  bösen  entscheidet. 

Ein  Bl as('iileiden  ((‘xzcmtrischo  Hypm’trophie,  Balkcnblasi',  cbronischer 
Blasonkatanb ) wurde  als  Folge'  eines  IL'ckenbrucbes  am'rkannt,  nacluh'in 
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di('s('r  selbst  austaiidslos  verlicilt  war,  ohne  wesentliclio  Folgen  zu  liinterlassen.  F.s 
wnrd('  ansg('tuhrt,  dab  IJeckeidjrücho  und  nainentlich  solche  des  ahsteigend<'!n, 
SclKunl)('inast('s,  wie  ihn  d(‘r  ATn-letzte  erlitten  hatte,  sehr  häutig  eine  Verletzung' 
der  llarnröhiH'  in  der  Gegend  d('r  Vorsteherdrüse  herbeiführen,  dab  diese  oder 
die  hei  di'r  \'erletzung  vorkoniinenden  Jllutungen  zu  einer  Verziehung  der  llarn- 
orgaiH'  und  dadurch  wied('r  zu  Ih'iz-  und  Entzündungserscheinungen  im  Harn- 
apparat('  Veranlassung  gehen,  di(‘  lange  Zeit  unentdeckt  bestehen  können,  be- 
sonders wenn  es  sich  um  nicht  sehr  emptindliche  T.cute  liandcdt.  Dem  Verletzten 
wurd(‘  (hiher  nacli  llescdtigung  der  direkten  Deckenhruchsfolgen  für  die  Harn- 
h(\schw('rd('n  eiiu'  H('nt('  von  25*Vo  belassen. 


Dei  Dlcisenkatarrh  ist  sein  etwaiger  Zusammenhang  mit  einem  Unfall 
streng  zu  prüfen,  andere  Ursachen  (Gonorrhoe,  Nieren  tuberkulöse,  Rücken- 
marksleiden) müssen  mit  Sicherheit  auszuschließen  sein. 

Die  Entschädigung  hat  sich  nach  dem  durch  ärztliche  Behandlung  er- 
forderlichen Zeitverlust,  sowie  durch  den  Zw^ang  häufigen,  eine  iVrbeitsunter- 
brechung  bedingenden  Urinierens  zu  richten.  Auch  ist  zuzugeben,  daß  die  dau- 
ernden Schmerzen  die  Leistungsfähigkeit  des  Leidenden  erheblich  untergraben. 

Bei  dauerndem  Harnträufeln  ist  zu  berücksichtigen,  daß  der  üble 
Geruch  der  ständig  durchnäßten  Wäsche  und  Kleidung  den  Kranken  von 
der  Betätigung  an  mit  anderen  Arbeiten  geteilter  Arbeitsstätte  ausschließt 
und  daß  die  sich  entwickelnden  hartnäckigen  Ekzeme  eine  zeitraubende 
Behandlung  erfordern,  weswegen  mitunter  in  solchen  Fällen  hohe  Renten 
(bis  807o)  gerechtfertigt  sind. 


Erkrankungen  der  männlichen  Harnröhre  nach  Unfall. 

Verengerungen  der  Harnröhre  (Strikturen  nach  V erletzungen)  er- 
fordern wohl  ärztliche  Überw'achung  und  ein  von  den  V^ersicherungsträgern 
zu  gewährendes  Heilverfahren,  bedingen  aber  im  allgemeinen  keine  nennens- 
w'erte  Eiwverbseinbuße.  Wie  viele  Männer  mit  schweren  gonorrhoischen 
Strikturen  gehen  ihrer  iVrbeit  ohne  Unterbrechung  nach! 


Harnrölireinereiigeruiig  durch  Terletzimg.  Keine  Reiiteiigew  ähruiig 

nach  Abschluß  des  Heilverfahreus. 


Unfall: 

Harnröhr('. 


2.  April  1907.  Giietscliimg  des  Penis  mit  blutiger  Verletzung  der 
Eigen(3  Angaben  des  Klägers. 


„Ich  kann  den  Urin  nicht  halten  und  ihn  nicht  ordentlich  und  nur  unter 
Schmerzen  entleeren. 

Ich  arbeite  in  einer  Ziegelei,  beziehe  pro  Tag  2'50  M.“ 


Untersuchungsbefund  (6.  September  1907). 

TBjähriger  Mann  in  genügendem  Ernährungszustände. 

Der  Urin  wird  nur  tropfenweise  entleert,  auf  diese  Weise  vergeht  eine  ge- 
raume Zeit,  bis  etwa  160  cm^  Urin  produziert  sind.  Derselbe  reagiert  sauer,  ist 
hell  und  frei  von  Eiweiß  und  Zucker. 

Eine  Bougie  Nr.  12  (Forges)  läßt  sich  nur  sclnver  in  die  Harnröhre  ein- 
führen, etwa  8 cm  hinter  der  äußeren  Ilarnröhrenmündung  stößt  man  auf  eine 
Verengerung  (Striktur),  die  sich  allmählich  überwinden  läßt. 
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Wasserbnicli  (Ilydrocele)  und  Trauma. 


V.  fühlt  Krluichterung  uacli  dem  Einfülu'en  und  gieht  diesem 
holt  lehhaften  Ausdruck.  Di('  Untersuchung  der  Vorsteherdrüse 
aus  ('rgiebt  regelrechte  Yrndiiiltnisse. 


Gefühl  wieder- 
vom  Mastdarm 


llegutachtung. 

llii'rnacli  besteht  als  Folge  des  Unfalles  vom  2.  April  1907  bei  dem  Klüger: 

Fülle  Verengerung  der  Harnröhre,  8 cm  hinter  der  äußeren  Harnröhrcm- 
mündung,  die  durch  llougieren  günstig  zu  heeintliissen  ist. 

Durch  diese'  Unfallfolgen  ist  V.  nach  Abschluß  des  Heilverfahrens  — 
1.  August  1907  — in  seiner  Frwerbsfähigkeit  nicht  beeinträchtigt.  Die  z('itw('ise 
vorhandene  Erschwerung  d('S  Harnlassens  ist  eim>  Unbequemlichkeit,  hat  alx'r 
keine'  erwerhshindernde  Dede'utung. 

dedoch  ist  von  Zeit  zu  Zeit  ein  ambulatorisches  Heilverfahren  erforderlich, 
da  elie  Striktur  Neigung  zur  Verengerung  hat,  wenn  sie  nicht  durch  planmäßiges 
Hougieren,  das  V.  gegebenenfalls  mit  ihm  zu  liefernden  Instrumenten  selbst  lernen 
kann,  in  erforderlicher  Weite  gehalten  wird.  Das  Hougieren  durch  einen  Arzt 
könnte  erforderlichenfalls  außerhalb  der  Arbeitszeit  erfolgen. 

Dem  Kläger  wurde  hiernacli  die  Gi'währung  einer  Rente  versagt. 

Harnrölireineren^iiiig:  bei  Beckenbruch.  Rentenaiifhebiiiig-  nach 

4 Jahren. 


ln  einem  Falle  wurde  eine  durch  Harnröhren  Verengerung  nach 
Hecken  bruch  bedingte  Erwerbsbehinderung  vom  Reichsversicherungsamt 
nach  Ablauf  von  4 Jahren  als  unter  10%  Hegend,  also  nicht  mehr  ent- 
schädigungspflichtig festgesetzt.  Patient  müsse  sich  zwar  1 — 2mal  jährlich 
hougieren  lassen.  Die  im  hinteren  Teile  der  Harnröhre  noch  vorhandene  geringe 
Verengerung  habe  weiter  keine  pi'aktisclu'n  Folgen,  ebensowenig  die  kleine  Ver- 
dickung und  Verkleinerung  der  Harnblase.  Diese  geringen  Unbequemlichkeiten 
vermögen  die  Erwerbsfähigkeit  des  Klägers  nicht  in  einen  Umfange  zu  beein- 
trächtigen, welcher  sich  ziffernmäßig  berechnen  ließe.  Mithin  rechtfertigen  sie 
nicht  den  Weiterhezug  einer  Rente. 

Wiizd-Linkfcv  halten  für  Störungen  der  Harnentleerung  folgende 
Renten  vorgeschlagen: 

1.  Bei  Strikturen  ohne  Beschwerden  mit  zeitweise 

erforderlicher  Behandlung lO^o 

2.  Leichte  Beschwerden  durch  häufiges  Harnlassen  15 — 20^0 

o.  Gehäuftes  und  schmerzhaftes  Harnlassen  . . 25 — SBVsVo 

4.  Harnfisteln  mit  leichtem  Harnträufeln  . . . 20 — 30Vo 

5.  Häufiges  schmerzhaftes  Harnlassen  und  Harn- 
träufeln stärkeren  Grades 

0.  Ihifreiwilliger  Harnabgang,  Entleerung  der  Blase 

nur  mit  dem  Katheter  möglich 75  100% 


Wasserbruch  (Hydrocele)  und  Trauma. 

Hab  ein  gegen  die  Hoden  geführter  Stob  eine  Hydrocele  (Wasser- 
bruch) zu  erzeugen  vermag,  ist  anzuerkennen.  Es  ist  aber  stets  im  Auge 
zu  behalten,  daß  Hydrocelen  auch  spontan  entstehen.  Bei  schwererer  Ge- 
walteinwirkung etabliert  sich  zumeist  ein  Bluterguß  in  der  Scheidenhaut 
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des  Hodens.  Die  Hydrocele  vermag  Avohl  bei  gröberer  Ausdehnung  durch 
Zerren  am  Samenstrange  erwerbshindernde  Beschwerden  auszulösen.  Den-  ^ 
selben  kann  aber  durch  Tragen  eines  passenden  Suspensoriums  odei‘  durch 
eine  — gewöhnlich  allerdings  öfter  zu  wiederholende  - Punktion  erfolg- 
reich entgegengetreten  werden.  Dieser  Pnngriff  fällt  zweifellos  unter  die 
Kategorie  derjenigen,  die  ein  Verletzter  an  sich  vornehmen  lassen  mub, 
da  er  bei  sachgemäber  Ausführung  gefahrlos  und  nicht  mit  nennenswerten 
Schmerzen  verknüpft  ist. 

Das  Auftreten  von  Hydrocelen  durch  Verheben  wird  nach  dem  Vor- 
gänge von  Körte  mit  Ptecht  bestritten. 

(Gegebenenfalls  kommt  höchstens  eine  Pientengewährung  von  10 Vo  in 
Betracht. 

^’gl.  (Gutachten  auf  S.  0(S. 


Wasserbnicli  nacli  HodeiKiiietschiiiig.  Keine  Erwerbseinbube. 

A'  0 r g e s c li  i c h t e. 


D('r  damals  19jälirige  Schlosser  AI.  zog  sich  am  4.  September  1906  diircli 
Sturz  von  der  I^eiter  eine  Hodem|uetschung  zu,  wonach  sich  ein  AVasserbrucli  ent- 
wickelte', der  melirfach  punktie'rt  wurde.  Das  lleilverfaliren  war  innerhalb  13  Wochen 
bewendet.  Eine'  Pente  hat  AL  nicht  bezogen. 

Eigene  Angaben  des  VerD'tzten. 

„Icli  habe'  jetzt  starke  Schmerzen,  namentlicli  im  rechten  Hoden.  Ich  arbeite 
in  11.  s('it  -^4  Jahren  bei  einem  Stundenlohn  von  45  Pfennig  und  9stündiger  Ar- 
b('itsz('it.  Während  dieser  Zeit  habe  ich  die  Arbeit  nicht  ausgesetzt. 

Untersucliungsb('fund  (27.  Januar  1908). 

lllühend  aussehender,  junger  Alanu  von  20  Jahren,  in  gutem  Ei’nährungs- 
zustande,  von  kräftigem  Knochenbau  und  gut  entwickc'lter  Aliiskulatur. 

Heide  Hoden  zeigen  eine  normale  Konsistenz  und  sind  annähernd  gleich 
grofa.  Die  (Größendifferenz  liegt  vollkommen  innerhalb  der  normalen  Grenzen.  Am 
linken  Hoden  und  Nebenhoden  ist  eine  AVrdickung  oder  A'erhärtung  nicht  zu 
finden.  Ein  Wasserbruch  liegt  links  nicht  nu'hr  vor,  wi('  die  Abtastung  und  die  vor- 
genomniene  Durchleuchtung  ergiebt.  Eb('nsow('nig  ist  am  rechten  Hodf'ii  od('r  an 
d('ii  iH'iden  Samensträngen  eine  Abweichung  von  der  Norm  festzustc'llen.  Eim'  auf- 
fällige' SchnK'rzemptindlichkeit  d('r  Hoden  besteht  bei  Druck  niclit. 

Es  bestellt  ('in  linksseitige!’,  durch  lli’uchband  zurückgehalti'ner  Eeiste'ubruch 
oliiK'  Zusammenhang  mit  dem  Unfall. 

l)('i’  h('ut('  erholH'iK'  IhTund  deckt  sich  im  we'si'utliclu'n  mit  dem  von  Dr.  Z. 
am  19.  Januar  1907  und  Di’.  E.  am  16.  D('Z('mb('i’  1906  nach  .Abschluß  (h's  lleil- 
v('rfabr('ns  ('i’bolx'iH'n. 

ID'gutac  li  t u n g. 

S('it  (h'r  UnP'i’suchung  am  19.  Januar  1907  (Ablehnung  ('iner  Pente'iigewäh- 
rung)  ist  in  (h'in  Zustande  des  Kläg('i’s  keine  wesentliche  Vei’änderung  und  in- 
folg('d('ss('n  auch  kea'ne  Alindc'i’ung  dei’  Ai’beitsfähigkeit  eing('ti’eten. 

D('i’  Kläger  ist  infolge'  eh's  Unfalh's  vom  4.  Septe'inber  1906  auch  in  der 
Z('it  nach  dem  9.  August  1907  in  st'ine'r  Erwe'i’bsfähigkeit  nicht  beeinträchtigt  ge- 
w('S('ii  und  ge'genwärtig  nicht  beM'iiiti’ächtigt. 

De'!’  wässe'i’ige  Ki’guß  in  die^  Sche'ieh'nhaut  des  linke'ii  HoeUms,  den  Dr.  Al. 
am  10.  De'ze'mbe'i’  fe'stste'lh'ii  konnte',  ist  iiizwische'U  wiedei’  aufge'saugt. 


Verlust  der  Hoden  und  des  männlichen  Gliedes. 
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Aber  selbst,  wenn  ein  solcher  vorhanden  wäre,  würde  dadurch  eine  Krwerbs- 
(unbube  nicht  herbeigeführt. 

Die  Ansprüche  des  Klägers  auf  nachträgliche  (Ttewälirung  (dner  Heute  w(;g(‘u 


iungetretener 


Verschliniinernng  wurden  in  allen  Instanzen  ziirüchgewiesen. 


Verlust  der  Hoden  und  des  männlichen  Gliedes  nach  Unfall. 

Die  durch  Hodenverlust  bedingte  Erwerl)sbeeiiiträchtigiing  wird  noch 
recht  verschieden  beni’teilt.  Entfernniig  eines  Hodens  wird  nicht  als  ent- 
schädignngspflichtig  anerkannt.  Bei  Verlust  beider  Hoden  wurde  wieder- 
holt eine  Rente  von  10 — gewährt,  ebenso  bei  Verlust  des  Penis. 

Ein  Patient,  dem  ich  wiegen  Carcinom  der  Glans  mehr  als  Vs  <^^6S  Penis 
amputiert  hatte,  teilte  mir  nach  Jahresfrist  spontan  mit,  daß  er  den  Coitus 
gleichwohl  ansfnhren  könne.  Die  gewöhnlichen  ärztlichen  Auseinanderset- 
zungen über  Verdüsterung  des  Seelenlebens,  herabgesetzte  Arbeitsfreudig- 
keit usf.  nach  Verletzung  der  Generationswerkzeuge  haben  wohl  mehr  weniger 
etwas  gekünsteltes,  namentlich  wenn  es  sich  um  ältere  Männer  handelt. 

Das  Reichs  versicherungsamt  hat  in  einer  Entscheidung  vom  2S.  Sep- 
tember 1906  dahin  erkannt,  daß  das  Erlöschen  der  Geschlechtskraft 
infolge  von  Quetschung  des  Hodensackes  und  der  Harnröhre  als  Verminde- 
rung der  Erwerbsfähigkeit  nicht  gelten  könne  und  daher  nicht  zu  ent- 
schädigen sei. 


Verlust  beider  Hoden  nach  tuberkulöser  Erkrankung  derselben  durch 
Unfall.  Keine  Rentengewährung  nach  Abschluß  des  Heilverfahrens. 

Unfall:  21.  Dezember  1906.  Starke  Quetschung  des  rechten  Hodens. 


Eigene  Angaben  des  Klägers. 

„Ich  glaube  nicht  mehr  arbeiten  zu  können.  Ich  habe  mehrmals  am  Tage, 
beinahe  stündlich,  Hitzeanfälle  mit  Schweißausbruch  , außerdem  habe  ich  keinen 
Stuhlgang,  der  Magen  ist,  als  wenn  er  platzen  wollte.  Ich  leide  an  Luftmangel. 
Seit  21  Wochen  bin  ich  ununterbrochen  wegen  dieser  Leiden  krank  geschrieben.“ 
(Auf  dem  hier  vorgelegten  Krankenschein  der  Krankenkasse  steht  als  Krank- 
lieit  verzeichnet:  Hodenverlust,  Lungenkatarrh.) 


Untersuchungsbefund  (25.  November  1908). 

47jähriger,  blaß  und  spitz  aussehender  Mann,  in  gutem  Ernährungszustände 
von  69  kg  Nacktgewicht  bei  162  cm  Körperlänge.  Rauchiimfang  in  Nabelhöhe 
103  cm. 

Die  Atmung  ist  leicht,  aber  hörbar  angestrengt  (die  Halsmuskulatur  wird 
zu  Hilfe  genommen),  die  linke  Brustkorbhälfte  bleibt  bei  der  Atmung  ein  wenig 
zurück,  die  Atmung  ist  beschleunigt,  es  werden  32  Atemzüge  in  der  Minute  ge- 
macht, statt  normal  18.  Während  der  Untersuchung  tritt  wiederholt  Husten  auf. 
ohne  daß  Auswurf  produziert  wird.  Der  Brustkorb  ist  gut  gebaut.  Die  Atembreite 
beträgt  95  cm : 100  cm.  Di(i  Schlüsselbeingruben  sind  nicht  eingefallen. 

Das  Atemgeräusch  ist  über  beiden  Lungenspitzen,  links  mehr  wie  rechts, 
abgeschwächt,  links  zuweilen  von  knackenden  Geräuschen  begleitet.  Das  abge- 
schwächte  Atmen  ist  hinten  links  bis  zum  Schulterbattwinkel  festzustellen,  rechts 
nur  bis  zum  oberen  Schulterblattrande.  Auch  über  dem  linken  Untcrlappen  ist  das 
Atemgeräusch  in  einzelnen  Bezirken  abgeschwächt.  Der  Klopfschall  ist  über  d('r 
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linken  Spitze  etwas  verkürzt.  Rasselgeräusche  sind  nirgends  fcstziistellen.  Die 
unteren  Lnngengrenzen  sind  frei  verschieblich. 

Von  seiten  des  Nervensystems  sind,  außer  gesteigerten  Kniesehnenreflexen, 
Abwi'iclningen  von  der  Norm  nicht  festziistelhm.  Ks  besteht  kein  RomhergschQs 
Schwanken  bei  Aiigen-Fußschlnß,  es  besteht  kein  Fnßzitter-  und  kein  Kniescheiben- 
zitterkrampf, ebenso  findet  sich  normalerweise  kein  Babifiskischar  Reflex. 

Nachröten  der  Haut  auf  Bestreichen  erfolgt  iu  natürlichen  Grenzen.  Die 
Pupillen  reagieren  prompt  auf  Lichteinfall  und  Naheblick.  Die  Augenbewegungen 
erfolgen  regelrecht.  Von  seiten  der  Gehirnnerven  bestehen  keine  regelwidrigen 
Verhältnisse. 

Die  Herztöne  sind  rein,  die  Herzdämpfungsfigur  zeigt  normale  Umgrenzung. 
Die  Gefäßwandung  ist  etwas  härtlich.  Der  Puls  ist  beschleunigt  und  beträgt  in 
der  Ruhe  114  Schläge. 

Der  frisch  entleerte  Urin  ist  frei  von  Eiweiß  und  Zucker. 

Die  Narben  am  Plodensack  sind  reaktionslos,  die  Samenstrangreste  sind 
nicht  zu  fühlen;  beide  Hoden  fehlen. 

Begutachtung. 

Hiernach  bestehen  bei  T.  folgende  Leiden: 
a)  doppelseitiger  Hodenverlust, 

h)  eine  zur  Zeit  zum  Stillstand  gekommene  tuberkulöse  Affektion  beider  Lungen 
mäßigen  Grades, 

c)  eine  gewisse  Erschöpfbarkeit  des  Nervensystems. 

Der  Hodenverlust  steht  mit  dem  Betriebsunfälle  vom  21.  Dezember  1906 
in  einem  ursächlichen  Zusammenhang.  Es  muß  angenommen  werden,  daß  ein 
schlummernder  Herd  im  rechten  Hoden  durch  die  Quetschung  zum  Auf- 
Hackern  gebracht  worden  ist.  Die  Tuberkulose  des  einen  Hodens  zieht  nach 
chirurgischer  Erfahrung  häufig  — und  zwar  etwa  in  ‘^j-^  der  Fälle  — sehr 
bald  eine  gleichartige  Erkrankung  des  zweiten  Hodens  nach  sich.  Somit  ist 
im  vorliegenden  Falle  auch  der  Verlust  des  linken  Hodens  eine  mittelbare 
Unfallfolge. 

Das  tuberkulöse  Lungenleiden  steht  mit  dem  Unfälle  vom  20.  Dezem- 
ber 1906  in  keinem  ursächlichen  Zusammenhang.  Zunächst  steht  fest,  daß  ein 
Lungenleiden  bei  T.  schon  im  Jahre  1905  vorhanden  war. 

Zweitens  steht  es  erfahrungsgemäß  fest , daß  Lungentuberkulose  die 
häutigste  Begleiterscheinung  der  Hodentuberkulose  ist.  Beclus  fand  in  30  Prallen 
von  Hodentuberkulose  20mal  gleichzeitig  Lungentuberkulose  und  nur  in 
10  Fällen  die  Hodentuberkulose  allein. 

Endlich  muß  man  sich  vergegenwärtigen,  daß  die  die  Krankheit  bedin- 
genden Tuberkelbacillen  nicht  etwa  durch  die  Gewalteinwirkung  in  den  Kör- 
per transportiert  worden  sind,  daß  das  Trauma  also  nur  Gelegenheitsursache 
war  und  nur  für  die  Lokalisation  am  Hoden  verantwortlich  gemacht  werden  darf. 

Daß  nun  durch  Zerfall  der  tuberkulösen  Herde  im  Hoden  ein  Trans- 
port von  Tuberkelbacillenhaufen  auf  dem  Wege  der  Blutbahn  nach  der  Lunge 
stattgefunden  habe  (embolischer  Infarkt),  muß  als  ausgeschlossen  gelten,  da 
derartige  Vorkommnisse  ganz  unverkennbare,  plötzlich  eintretende  bedroh- 
liche Lungenerscheinungen  machen.  Derartiges  ist  aus  dem  Akteninhalt  nicht 
ersichtlich. 

Daß  ein  tuberkulöses  Lungenleiden  durch  Entfernung  eines  anderen 
tuberkulösen  Herdes  verschlimmert  wird,  entspricht  nicht  der  allgemeinen 
ärztlichen  Plrfahrung.  Vielmehr  veranlaßt  das  gleichzeitige  Bestehen  von 
Lungentuberkulose  zu  größeren  chirurgischen  Maßnahmen  gegenüber  anderen 
tuberkulösen  Herden,  wie  zu  Kastration  oder  zu  Amputationen,  während  man 
sich  sonst  mit  kleineren  Eingriffen  begnügen  dürfte.  Ich  habe  oftmals  bei 
Operationen  — die  ich  von  diesem  Gesichtspunkte  aus  unternommen  habe 
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die  Erfahrung  gciiiaclit,  daß  das  Lungenleiden  sicli  besserte,  sogar  zur  Aiis- 
lieiluug  gelangte. 

Die  Erschöpfbarkeit  des  Nervensystems  könnte  der  Operation,  also  mittelbar 
dem  Unfälle,  zur  Last  gelegt  werden,  wenn  T.  früher  stets  uervengesund  ge- 
wesen wäre.  Aber  gegen  diese  Möglichkeit  spricht  der  Umstand,  daß  T.  schon 
vor  dem  Unfall  im  Juni  1906  wegen  eines  Nervenleidens  in  ärztlicher  Ile- 
handlung  war. 

Es  kann  daher  nur  der  Ilodenverlust  dem  Unfälle  vom  30.  Dezember 
1906  zur  Last  gelegt  werden.  Die  anderen  Leiden  stehen  zu  demselben  in 
keinem  ursächlichen  Zusammenhang;  auch  berechtigt  nichts  zu  der  Annahme, 
daß  diese  Leiden  durch  den  Unfall  wesentlich  verschlimmert  worden  seien. 

Durch  die  Unfallfolge  — Erkrankung  der  Hoden  mit  nachfolgender  Ent- 
fernung derselben  — ist  T.  in  der  Zeit  nach  dem  22.  März  1907  erwerbs- 
beschränkt gewesen: 

bis  19.  Juli  1907  um  100<>/o,  weil  das  Heilverfahren  so  lange  dauerte. 

Vom  20.  Juli  1907  bis  zum  15.  Februar  1908  ist  T.  durch  Unfallfolgen 
nicht  erwerbsbeschränkt  gewesen,  er  hat  auch  während  dieser  Zeit  zu  vollem 
Lohne  gearbeitet. 

Vom  16.  Februar  1908  bis  20.  Juni  1908  ist  T.  wiederum  völlig  erwerbs- 
unfähig gewesen,  weil  nunmehr  auch  der  zweite  Hoden  erkrankt  war  und  operativ 
entfernt  werden  mußte.  Am  21.  Juni  1908  ist  T.  von  seinem  behandelnden  Arzte 
bezüglich  dieser  zweiten  Hodenoperation  als  erwerbsfähig  aus  der  Behandlung 
entlassen  worden.  Eine  Erwerbseinbuße  durch  Unfallfolgen  bestand  also  nicht  mehr. 

' Die  durch  die  Lungenerkrankung  bedingte  Erwerbsunfähigkeit  vom  10.  Juli 
1908  ist  dem  Unfall  — wie  schon  oben  ausgeführt  — nicht  zur  Last  zu  legen. 

Die  Instanzen  entschieden  nach  diesem  Gutachten. 

Erkrankungen  und  Verletzungen  der  weiblichen  Geschlechts- 
organe nach  Unfall. 

Äußere  Verletzungen,  Hämatome,  Entzündungen,  Geschwülste. 

Äußere  Verletzungen  der  weiblichen  Geschlechtsorgane  bereiten  der 
Beurteilnng  hinsichtlich  ihrer  Entstehung  durch  einen  Betriebsunfall  im 
allgemeinen  keine  Schwierigkeiten.  Eine  Erwerbseinbuße  nach  Ablauf  von 
13  Wochen  wird  kaum  Zurückbleiben. 

Blutungen  in  die  freie  Bauchhöhle  hinein  können  durch  einen  Unfall 
wie  Fall,  Stoß,  Sturz  wohl  entstehen.  Bumm  weist  darauf  hin,  daß  sie 
schon  nach  kleinen  Erschütterungen  (wie  Tanzen,  Beiten)  bei  geschlechts- 
reif en,  kurz  vor  dem  Platzen  stehenden  Graaf sehen  Follikeln  eintreten 
können.  Der  Unfallmechanismus  ist  genau  zu  prüfen,  andere  Ursachen 
wie  Platzen  einer  Tubarschwangerschaft,  anderweitig  herbeigeführte  Ver- 
letzungen (krimineller  Abort)  müssen  auszuschließen  sein.  Kurz  nach  dem 
angeschuldigten  Flreignisse  müssen  die  gewöhnlichen  Anzeichen  der  inneren 
Blutung  (heftiger  Schmerz,  Ohnmacht  und  die  übrigen  Symptome  der 
plötzlich  auftretenden  Anämie)  bemerkbar  gewesen  sein. 

Bei  vielen  Erkrankungen  der  weiblichen  Geschlechtsorgane  wird  man 
sich  der  infektiösen  Ätiologie  zu  erinnern  haben.  Auch  ist  stets  zu  be- 
trachten, daß  die  gesunden,  unveränderten  weiblichen  Geschlechtsorgane 
eine  geschützte  Lage  haben,  so  daß  sie  isolierten  Gewalteinwirkungen  — außer 
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von  der  Scheide  her  — ohne  gleichzeitig  erfolgende  andere  Verletzungen 
(Beckenbruch)  nicht  zugänglich  sind.  Geschwulstbildungen  der  innei-en  weib- 
lichen Geschlechtsorgane  können  nicht  als  Unfallfolge  anerkannt  werden. 

Abort. 

Bei  der  Anerkennung  des  ursächlichen  Zusammenhanges  zwischen 
einem  Unfall  und  einem  Abort  hat  der  Sachverständige  die  größte  Vorsicht 
walten  zu  lassen.  Thiem  sagt  zutreffend,  daß  die  Lösung  oder  Berstung  der 
Eihäute  unter  dem  Einfluß  eines  Schlages  oder  Stoßes,  einer  Erschütterung 
durch  Fall,  einer  Überanstrengung  oder  einer  seelischen  Erregung  ein 
ebenso  seltenes  Ereignis,  wie  die  verbrecherische  Fruchtabtreibung  leider  ein 
etwas  überaus  häufiges  ist.  Hält  doch  v.  Olshausen  80‘^/o  der  von  ihm 
beobachteten  Fehlgeburten  als  durch  Fruchtabtreibung  veranlaßt. 

Schließt  sich  zeitlich  an  einen  Unfall  ein  Abort  an,  so  sind  der  Un- 
fallinechanismus  sowie  die  sozialen  Verhältnisse  der  angeblich  Verletzten 
genau  zu  prüfen.  Insbesondere  ist  von  dem  als  Ursache  gern  beschuldig- 
ten „Verheben^^  zu  fordern,  daß  dieser  Vorgang  eine  übermäßige,  nicht 
betriebsübliche  Überanstrengung  darstellte.  Weiter  haben  wir  zu  ergründen, 
ob  nicht  andere  Ursachen  vorliegen,  die  einen  spontanen  Abort  ermöglichten, 
wie  Anomalieen  und  Erkrankungen  des  mütterlichen  Organismus  oder  'des 
Fötus  (Windei  oder  taubes  Ei  in  den  ersten  Monaten).  Infektionskrank- 
heiten und  Syphilis  sind  bekanntlich  hervorragend  befähigt,  die  Frucht 
zu  töten. 

Im  allgemeinen  werden  die  Folgen  eines  Abortes  innerhalb  der  ersten 
13  Wochen  abgeklungen  sein. 

Verletzungen  der  schwangeren  Gebärmutter. 

Zerreißungen  des  hochschwangeren  Uterus  durch  Unfälle  sind  wieder- 
holt beobachtet  worden.  Sie  haben  meist  bei  rechtzeitiger  (Jperation  keine 
über  die  13.  Woche  hinausgehende  Erwerbsbeschränkung  im  Gefolge. 

Das  Platzen  einer  Tubargravidität  ist  als  Unfallfolge  in  zwingender 
Weise  nicht  bewiesen,  denn  dasselbe  ereignet  sich  oft  spontan,  selbst  bei 
P)ettruhe. 

Im  allgemeinen  gelangen  die  soeben  besprochenen  Erkrankungen  un- 
verhältnismäßig selten  vor  das  Forum  der  in  Unfallsachen  rechtsprechenden 
Instanzen. 

Lageveränderungen  der  Gebärmutter. 

Anders  verhält  es  sich  mit  den  Lageveränderungen  der  Gebärmutter 
und  den  Vorfällen  derselben,  sowie  denen  der  Scheide.  Sie  werden,  nament- 
lich von  der  ländlichen  Bevölkerung,  häufig  als  Folge  eines  Imfalles  dar- 
gestellt. 

Auch  hiei-  ist  eine  sorgfältige  Prüfung  des  Unfallmechanismus  sowie 
eine  eingehende  Aufnahme  der  Anamnese  hinsichtlich  vorangegangener 
Geburten  usf.  erforderlich,  da  die  allermeisten  Lageveränderungen  der 
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(lebärmutter  nach  Geburten,  insbesondere  nach  wiederholten  oder  schweren 
(ieburten  auch  ohne  Unfälle  entstehen. 

Das  Auftreten  einer  akuten  Retroflexio  uteri  geht  einher  mit  heftigen, 
sofort  einsetzenden  Blasenbeschwerden  durch  Einriß  des  Bauchfelles  an  der 
Excavatio  vesico-uterina  und  durch  Blutung  in  die  Blasenschleiinhaut. 

Gelangt  man  zur  Anerkennung  des  Entstehens  einer  Gebärmutterver- 
lagerung durch  Unfall,  so  ist  nach  den  üblichen  (frundscätzen  eine  Rente 
von  10 — 20"/o  als  ausreichend  zu  bezeichnen. 

Vorfälle  der  Gebärmutter  und  der  Scheide. 

Gebärmutter  und  Scheide  besitzen  unter  normalen  Verhältnissen  in 
der  Muskulatur  und  der  Faszie  des  Beckenbodens,  sowie  in  den  Bändern 
der  Gebärmutter  eine  Stütz-  und  Haltevorrichtung,  die  selbst  bei  starken 
Drucksteigerungen  in  der  Bauchhöhle  dieselben  nicht  nach  außen  heraus- 
treten läßt. 

Zum  Entstehen  eines  Vorfalles  gehört  also  eine  gewisse  Disposition, 
die  — höchst  selten  angeboren  — meist  durch  Schwangerschaft,  Geburt 
und  Wochenbett  entsteht.  Dabei  findet  sich  meist  eine  Retroflexio,  die 
sich  gewöhnlich  schon  nach  dem  ersten  Wochenbett  einstellt. 

Bei  zahlreichen  Frauen  büdet  sich  dann  der  Vorfall  allmählich,  in- 
dem er  sich  aus  einer  anfänglichen  Senkung  der  Organe  heraus  entwickelt. 

Schwere  körperliche  Arbeiten  können  den  Vorgang  beschleunigen. 
Seine  Entstehung  durch  ein  Unfallereignis  (zu  dem  hier  wieder  die  über- 
mäßige Kraftanstrengung  mitrechnet)  ist  also  möglich  und  je  nach  Inten- 
sität desselben  wahrscheinlich. 

Dann  müssen  aber  auch  im  Moment  des  Unfalles  gewisse  objektive 
Erscheinungen  erkennbar  werden.  Die  plötzliche  Entleerung  der  Bauch- 
höhle, die  Zerrung  am  Bauchfell  muß  kollapsähnliche  Krankheitszeichen 
hervorrufen.  Heftige  Leibschmerzen,  Zeichen  starker  nervöser  Erschütterung, 
Drängen  nach  unten,  plötzliche  Schwierigkeiten  der  Harnentleerung  müssen 
spontan  geklagt  — nicht  etwa  erst  in  die  Patientin  hineinexaminiert  — 
werden.  Der  katheterisierte  Harn  muß  Blut  enthalten  (vgl.  das  bei  der 
akuten  Retroflexio  Gesagte),  es  tritt  häufig  Anurie,  später  auch  Ischuria 
paradoxa  auf. 

Fehlen  derartige  Erscheinungen,  so  hat  sich  der  Vorfall  allmählich 
gebildet,  er  ist  höchstens  nur  anläßlich  der  Betriebsarbeit  in  die  Erschei- 
nung getreten. 

Es  ist  nicht  einzusehen,  warum  denn  hier  eine  andere  Beurteilung 
stattfinden  soll,  als  sie  gegenüber  den  Eingeweidebrüchen  geübt  wird. 

Der  in  kürzester  Zeit  aufgesuchte  Arzt  muß  Anzeichen  des  frisch 
entstandenen  Vorfalles  (Blutungen  in  die  Scheide,  Gebärmutter  und  ihre 
Umgebung,  Schwellungen  usf.)  feststellen  können.  Keineswegs  dürfen  Ver- 
änderungen, die  für  längeres  Bestehen  des  Leidens  sprechen,  nachweisbar  sein. 

Teile,  welche  schon  längere  Zeit  vorgefallen  sind , zeigen  ja  dar- 
auf hinweisende,  unverkennbare  Merkmale.  Sie  sind  entzündlich  ver- 
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iliidert,  zeigen  teigige  Schwellangen  und  sonstige  Folgezustände  von  Stran- 
gulation. Die  Schleimhaut  nähert  sich  dem  Aussehen  und  der  Beschaffen- 
heit der  äußeren  Haut  und  ist  häufig  der  Sitz  ausgedehnter  Geschwüre. 

Senkungen  und  Vorfälle  geringeren  Grades  bedingen  überhaupt  keine 
Ph’werbseinbuße,  wenngleich  Beschwerden  dabei  glaubhaft  sind. 

Für  ganz  große  Vorfälle , die  z.  B.  das  Gehen  behindern  . ist  eine 
Bentengewährung  bis  öO^o  angemessen. 

Nerven-  und  Geisteskrankheiten  nach  Unfall. 

Trotz  einer  fast  ins  Ungemessene  gehenden  Litteratur  über  die  Be- 
ziehung zwischen  Nervenkrankheiten  und  einem  Unfall,  entbehren  unsere 
diesbezüglichen  Kenntnisse  noch  immer  einer  auch  nur  einigermaßen  be- 
friedigenden Sicherheit.  Ich  versage  es  mir  daher,  hier  die  von  verschiedenen 
Autoren  aufgestellten,  einzelnen  Hypothesen  aufzuführen  und  begnüge  mich 
mit  einer  Wiedergabe,  wie  die  keineswegs  endgiltig  abgeschlossenen  Fragen 
zur  Zeit  in  der  Praxis  behandelt  werden. 

Haupterfordernis  ist,  daß  die  Diagnose  im  Einzelfall  in  einer  jeden 
Zweifel  ausschließenden  Weise  sichergellt  ist.  Bei  Nachuntersuchung  von 
Unfallkranken  ist  es  keine  Seltenheit,  daß  eine  vor  Jahren,  selbst  von 
kompetenten  Beurteilern,  festgestellte  Systemerkrankung  sich  überhaupt 
nicht  mehr  nachweisen  läßt.  Verwechselungen  einer  Tabes  mit  chronischem 
Alkoholismus  sind  bei  ausgeprägtem  Vorhandensein  der  klassischen  Symptome 
— Pupillenstarre,  Ataxie,  Aufhebung  der  Kniesehnenreflexe  — wiederholt 
vorgekommen. 

Mir  widerfuhr  es,  daß  ich  den,  in  der  vom  Beichsversicherungsamt 
herausgegebenen  Sammlung  ärztlicher  Obergutachten  auf  6 großen  Druck- 
seiten beschriebenen  Fall  von  Syringomyelie  nach  Aufschlagen  auf  beide 
Kniee  {Umbaumacher  Johannes  P.  in  B.)  später  als  dreiste  Simulation  in 
einer  unangreifbaren  Weise  kennzeichnen  mußte.  D Die  völlig  ungerecht- 
fertigt, durch  6 Jahre  hindurch  bezogene  Vollrente  wurde  rechtskräftig 
aufgehoben.  Der  Fall  war  bereits  in  die  Litteratur  übergegangen.  So  findet 
er  sich  z.  B.  bei  Mendel  (Unfall  in  der  Ätiologie  der  Nervenkrankheiten) 
und  bei  Silberstein  (Lehrbuch  der  Unfallheilkunde)  zitiert. 

Größtes  Erfordernis  ist  eine  sorgfältige  Anamnese.  Prädisposition 
(Heredität,  Alkoholismus,  Lues),  Lokalisation  und  Intensität  der  Gewaltein- 
wirkung, augenblickliche  Wirkung  derselben  (Schreck,  Gehirnerschütterung), 
Verhalten  vor  und  nach  dem  Unfall  sind  auf  das  eingehendste  zu  prüfen. 
Die  Unzuverlässigkeit  der  anamnestischen  Angaben  Syphilitischer  ist  dui‘ch 
das  Wassermanmoh^  Verfahren  zum  großen  Teile  wett  gemacht. 

Es  ist  nicht  außer  acht  zu  lassen,  daß  in  vielen  Fällen  das  schon 
bestehende  Leiden  den  Unfall  provozierte  (Sorglosigkeit  des  Paralytikers, 
Ataxie  des  Tabikers),  in  anderen  Fällen  bei  geringen  Verletzungen  schwere 
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Folj^en  zeitigte  (z.  1).  Knochenbrüche  und  Luxationen  bei  Tabes  und  Syringo- 
myelie). 

Die  nachgewiesene  rrädisposition  erklärt  oftmals  allein  das  Entstehen 
eines  schweren  Nervenleidens.  Daher  muh  die  Stelle  der  Krankheitsent- 
wickelung mit  dem  Orte  der  Oewalteinwirkung  auch  hier  identisch  sein, 
wenn  wir  den  Unfall  als  auslösende  Ursache  beschuldigen  wollen.  Entfernte 
Wirkungen  — wie  Ausbruch  einer  Tabes  nach  Quetschung  der  groben 
Zehe  oder  Unterschenkelbruch  unter  theoretischer  Annahme  einer 
ascendierenden  Neuritis  können  wir  nach  dem  Vorgänge  kritischer 
Autoren  nicht  anerkennen. 

Dab  periphere  Verletzungen  etwa  ein  Lähmungsirresein  erzeugen, 
wird  in  kritischen  Urteilen  verneint.  Andere  behelfen  sich  mit  dem  Um- 
wege, eine  mit  der  Verletzung  verbunden  gewesene  auberordentliche  Schreck- 
wirkung oder  ein  mit  Schmerzen  und  Sorgen  verknüpftes,  erschöpfendes, 
langdauerndes  Krankenlager  als  auslösende  Ursache  mit  heranzuziehen. 

Daß  ein  im  Banne  der  Betriebsgefahren  stehender  und  häufigen  In- 
sulten ausgesetzter  Mensch  über  eine  geringe  Verletzung  oder  sonstige, 
seine  Person  direkt  gar  nicht  betreffende  Vorkommnisse  dermaßen  er- 
schreckt, daß  sein  ganzes  Seelenleben  fortan  außer  Gleichgewicht  gerät 
und  den  Boden  für  ein  materielles  Gehirnleiden  abgiebt,  ist  an  sich  un- 
wahrscheinlich. Daher  ist  genau  festzustellen,  ob  der  später  Erkrankte 
gleich  nach  dem  Vorgänge  überhaupt  eine  auffällige  psychische  Alteration 
erkennen  ließ,  oder  ob  sein  Krankenlager  mit  den  soeben  erwähnten  er- 
schwerenden Umständen  verbunden  war. 

Endlich  muß  zwischen  der  Feststellung  des  Leidens  und  dem  Unfälle 
ein  gewisser  zeitlicher  Zusammenhang  bestehen,  wobei  Brückenerscheinungen 
eine  wichtige  Rolle  spielen. 

Unmittelbare  Verletzungen  des  Rückenmarkes  werden  ihrer  Erkennung 
und  Beurteilung  keine  Schwierigkeiten  bereiten.  Hierher  gehört  die  Rücken- 
markserschütterung, die  Rückenmarksblutung  (Hämatomyelie,  Blutung  in  den 
Conus  medullaris)  sowie  die  nach  Traumen  der  Wirbelsäule  entstehenden 
Rückenmarkskrankheiten. 

Ich  bespreche  im  folgenden  nur  die  häufiger  an  den  allgemein  prakti- 
zierenden Arzt  zum  Zwecke  der  Unfallbegutachtung  herantretenden  Fälle. 
Die  meisten  traumatischen  Erkrankungen  des  Nervensystems  sind  noch  so 
wenig  sichergestellt,  daß  der  Arzt  ihre  Beurteilung  am  zweckmäßigsten 
dem  Facharzt  überweist. 

Lähmungsirresein.  Progressive  Paralyse. 

Für  die  Anerkennung  eines  ursächlichen  Zusammenhanges  zwischen 
Lähmungsirresein  und  einem  Trauma  ist  folgendes  zu  bemerken.  Kurf 
Mendel  kommt  in  seiner  vortrefflichen  Arbeit:  Unfall  in  der  Ätiologie  der 
Nervenkrankheiten U zu  dem  auch  von  lliiem  akzeptierten  Satz:  „Ein 
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sicherer  Fall  von  rein  tranmatischer  progressiver  Paralyse  existiert  bisher 
nicht. Thicm  erklärt  mit  vollster  Berechtigung,  daß  die  Bedeutung  der 
Kopfverletzung  für  die  Entstehung  der  fortschreitenden  Gehirnlähmung  in 
der  Unfallbegutachtung  überschätzt  werde.  Ich  muß  beides  bestätigen. 

PTir  die  Praxis  ist  ohne  weiteres  zuzugeben,  daß,  bei  vorhandener 
Disposition,  ein  erhebliches  Kopftrauma  che  Erkrankung  zum  Ausbruch 
bringen  kann  und  daß  ein  auch  geringfügigeres  Trauma  eine  schon  be- 
stehende — von  der  Umgebung  noch  nicht  bemerkte  — Paralyse  ver- 
schlimmern, d.  h.  in  ihrem  Ablauf  zeitweise  beschleunigen  kann. 

Es  muß  aber  für  den  ersten  P'all  gefordert  werden, 

daß  die  Verletzung,  sei  sie  körperlicher,  sei  sie  psychischer  iVrt,  eine  er- 
hebliche, in  ihren  P'olgen  unmittelbar  hervortretende  Intensität  besaß, 
die  das  Gehirn  oder  das  Seelenleben  in  Mitleidenschaft  zog. 

Für  beide  Fälle  ist  zu  fordern, 

daß  ein  zeitlicher  Zusammenhang  zwischen  erkennbarem  Ausbruch  der 
Paralvse  und  dem  Trauma  besteht. 

*j 

Dieser  Zeitraum  ist  für  das  Auslösen  der  Krankheit  auch  nach  meiner 
Erfahrung  auf  ungefähr  ein  Jahr  zutreffend  eingegrenzt.  Nach  dem  ^Ur- 
gange  von  Mendel  ist  der  Zusammenhang  zweifelhaft,  wenn  zwischen  Un- 
fall und  ersten  Krankheitszeichen  mehr  als  etwa  U/2  Jahre  liegen;  er  ist 
auszuschließen,  wenn  dieser  Zeitraum  3 Jahre  überschreitet.  Diese  oberen 
Grenzen  erscheinen  mir  nach  den  bei  dem  Kgl.  Oberversicherungsamt 
Groß-Berlin  in  ihrem  Verlauf  beobachteten,  zahlreichen  Fällen  von  Kopf- 
verletzungen und  Paralyse  sehr  hoch  gegriffen. 

Finden  sich  hingegen  gleich  nach  der  Verletzung  bei  den  Patienten 
deutliche  körperliche  Symptome  der  Paralyse,  so  ist  damit  erwiesen,  daß 
seine  Erkrankung  — nicht  nur  die  Disposition  — bereits  vor  dem  Unfälle 
bestand.  Es  bleibt  zu  untersuchen,  ob  nicht  das  Leiden  den  Unfall  herauf- 
beschwor. Danach  bleibt  abzuwarten,  wie  sich  der  Kranke  der  AViederauf- 
nahme  der  Arbeit  gegenüber  verhält. 

Fis  ist  allbekannt,  daß  Paralytiker  ihren  Geschäften  noch  eine  Zeit- 
lang nachzugehen  vermögen.  Gar  nicht  so  überaus  selten  findet  man  bei 
ärztlichen  — aus  beliebiger  Veranlassung  vorgenommenen  — Untersuchungen 
eine  progresive  Paralyse,  sozusagen,  als  Nebenbefund.  Die  Bekundungen  von 
Laien,  der  Verletzte  sei  bis  zum  Unfall  gesund  gewesen,  sind  daher  be- 
deutungslos. 

Nimmt  also  ein  Paralytiker  nach  einem  Unfall  die  gewohnte  Arbeit 
nach  einiger  Zeit  noch  einmal  auf  oder  unterbricht  er  sie  gar  nicht,  so  kann 
man,  wenn  die  definitive  Arbeitseinstellung  erst  nach  Monaten  erfolgt,  nicht 
gut  davon  sprechen,  daß  der  Unfall  das  Leiden  verschlimmert  habe.  Denn 
die  Paralyse  schreitet,  wenn  sie  sich  einmal  in  Lauf  gesetzt  hat  — trotz 
zeitweiliger  Bemissionen,  auch  ohne  äußere  Einwirkungen  unaufhaltsam 
fort,  ln  solchen  Fällen  handelt  es  sich  also  nur  um  die  unausbleibliche 
Weiterentwickelung  der  Krankheit. 
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Wird  abei’  ein  — bis  dahin  anscheinend  gesunder  — Paralytiker 
durch  ein  geeignetes  Trauma  sofort  oder  nach  ganz  kurzer  Zeit  aus  seinem 
Erwerbsleben  dauernd  herausgerissen,  so  ist  die  verschlimmernde  Einwir- 
kung des  Unfalles  unverkennbar. 

Allgemein  läßt  sich  sagen,  daß  nicht  die  Verschlimmerung  der  Para- 
lyse in  klinischem  Sinne,  der  ja  der  Patient  unrettbar  verfallen  ist,  Grund 
für  die  Gewährung  der  Entschädigung  giebt,  sondern  der  durch  den  Un- 
fall bedingte  frühzeitigere  Eintritt  der  Erwerbsunfähigkeit. 

Dies  hat  noch  eine  besondere  praktische  Bedeutung. 

Die  Gesamtdauer  der  progressiven  Paralyse  schwankt  zwischen  einigen 
Monaten  und  zwei  bis  drei  Jahren,  ehe  sie  zum  Tode  führt. 

Erliegt  also  ein  Paralytiker,  dessen  Leiden  als  durch  Unfall  ver- 
schlimmert anerkannt  Avurde,  seiner  Erkrankung  zu  einer  Zeit,  die  sich  der 
allgemeinen  Höchstdauer  des  Verlaufes  nähert,  so  kann  von  einer  Be- 
schleunigung des  Todes  durch  den  Unfall  gar  nicht  die  Rede  sein. 

Da  die  Hinterbliebenenrentenansprüche  völlig  selbständig  sind  und 
eine  erneute  Prüfung  des  gesamten  Sachverhaltes  erfordern,  so  kommt  es 
in  derartigen  Fällen  zu  der  neuen  Frage,  ob  auch  der  Tod  an  Paralyse 
durch  den  Unfall  beschleunigt  worden  sei,  deren  Beantwortung  die  soeben 
gemachten  Ausführungen  zu  berücksichtigen  hat. 

Bei  gesicherter  Diagnose  ist  ein  Paralytiker  als  dauernd  völlig  er- 
werbsunfähig zu  betrachten,  insofern  nicht  durch  die  Notwendigkeit  dauernder 
ÜberAvachung  die  Hilflosenrente  in  Betracht  kommt. 

Rückenmarksdarre  (Tabes). 

Eine  reine  Tabes  traumatica  ist  bisher  eiiiAvandsfrei  noch  nicht  nach- 
gCAviesen,  Avie  zuletzt  im  Jahre  1908  Kurt  Mendel,  im  Jahre  1910  Woemper 
festgestellt  haben. 

Die  Theorie,  daß  eine  an  den  Extremitäten  angreifende  Verletzung 
zuerst  eine  Erkrankung  peripherer  sensibler  Nerven  erzeuge,  die  sich  Aveiter 
nach  oben  ausdehnend  als  ascendierende  Neuritis  eine  Degeneration  der 
Hinterstrangbahn  im  Gefolge  habe,  ist  allgemein  aufgegeben  Avorden,  Avird 
aber  doch  noch  in  vielen  Gutachten  vorgetragen. 

Für  die  praktische  Beurteilung  eines  Zusammenhanges  zAvischen 
Trauma  und  Tabes  Avird  in  der  Unfallrechtsprechung  vorläufig  ange- 
nommen : 

1.  daß  bei  bestehender  — angeborener  oder  envorbener  — Disposition 
zur  Erkrankung  an  Tabes  ein  Unfall  die  ersten  Erscheinungen  der 
Rückenmarkserkrankung  auslösen  kann; 

2.  daß  ein  Unfall  auf  eine  bestehende  Tabes  verschlimmernd  und  auf 
ihren  Ablauf  beschleunigend  eiiiAvirken  kann. 

Für  die  erste  Annahme  habe  ich  einen  ganz  unzAveifelhaften  Fall 
in  der  Litteratur  nicht  auffinden  können,  weil  niemals  auszuschließen  Avar, 
daß  niclit  doch  schon  eine  Tabes  vor  dem  Unfall  in  latenter  Form  bestand. 
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Wenn  man  bcrücksiclitigt,  wie  außerordentlich  schleichend  sich  die  Tabes 
entwickelt,  wie  vieldeutig  die  ersten  Symptome  sind,  wird  man  sagen 
müssen,  daß  die  Ikurteilung  dieser  Fälle  außerordentlich  schwierig  ist. 

Mehr  praktische  Bedeutung  hat  die  zweite  Annahme.  Die  Erfahrung 
lehrt,  daß  nach  Gewalteinwirkung  an  Tabes  Leidende,  deren  Erwerbsfähig- 
keit bis  dahin  ungeschmälert  war,  entweder  unmittelbar  neue  Symptome 
der  Tabes  aufweisen,  oder  doch  wenigstens  jetzt  in  ihrer  Erwerbsfähigkeit 
erheblich  beeinträchtigt  werden. 

Hier  kommt  in  erster  Reihe  die  Arthropathia  tabica  in  Betracht, 
wofür  ich  auf  S.  421  zwei  Beispiele  gegeben  habe. 

Zugegeben  wurde,  daß  eine  Tabes  durch  Kopf-  oder  psychisches 
Trauma  zu  einer  Taboparalyse  erweitert,  daß  eine  Opticusatrophie 
durch  Kopfverletzung  verschlimmert  werden  konnte.  Diese  Verschlim- 
merungen zeigten  sich  gewissermaßen  am  Orte  der  Gewalteinwirkung. 
Windscheid  hebt  hervor,  daß  jene  Verschlimmerung  der  Opticusatrophie 
nicht  hätte  anerkannt  werden  können,  wenn  der  Unfall  in  einer  Zehen- 
verletzung bestanden  hätte.  Aber  nur  die  durch  die  lokalen  Erscheinungen 
bewirkte  Erwerbsminderung  ist  in  solchen  Fällen  zu  entschädigen,  nicht 
die  durch  das  fortschreitende  Grundleiden  sich  später  zu  einer  völligen 
ausgestaltende  Erwerbsunfähigkeit. 

Mittelbar  kann  der  Unfall  eine  A'erschlimmerung  der  durch  Tabes 
gesetzten  Störungen  verursachen,  wenn  das  dem  Trauma  nachfolgende 
Krankenlager,  die  erzwungene  Ruhigstellung  einzelner  Glieder'  die  berech- 
tigten Sorgen  für  die  Zukunft  das  schädigende  Agens  abgeben  (^U.  Mendel). 
Man  darf  hier  auch  wohl  annehmen , daß  die  stattgehabte  Arbeitsunter- 
brechung den  Verletzten  sich  seiner,  früher  nicht  sonderlich  beachteten, 
Beschwerden  bei  Wiederaufnahme  der  Arbeit  nunmehr  stärker  bewußt 
werden  läßt. 

Am  geeignetsten  erscheinen  für  eine  allgemeine  Verschlimmerung  der 
Tabes  diejenigen  Verletzungen,  die  den  Rücken  selbst  betreffen,  wie  schwere 
Contusionen  der  Wirbelsäule,  Fall  auf  den  Rücken  oder  das  Gesäß. 

Die  bei  Tabes  nicht  seltenen  Knochenbrüche  machen  der  Erklärung 
nach  selbst  geringfügigen  Gewalteinwirkungen  keine  Schwierigkeit.  Dabei 
bleibt  zu  untersuchen,  ob  der  angeschuldigte  Vorgang  selbst  den  Charakter 
eines  Unfallereignisses  besaß,  oder  ob  eine  sogenannte  Spontanfraktur 
vorlag. 

Soll  der  ursächliche  Zusammenhang  zwischen  einer  Verschlimmerung 
der  Tabes  und  einem  Unfall  anerkannt  werden,  so  darf  auch  hier  der  zeit- 
liche Zwischenraum  kein  zu  großer  werden.  Der  Krankheitsverlauf  muß 
kurz  nach  dem  Ereignisse  eine  deutliche  ungünstige  Wendung  nehmen. 
Erst  nach  Jahresfrist  auf  tretende  erheblichere  Beschwerden  werden  als 
dui’ch  den  Unfall  verstärkte  nicht  anerkannt. 

Der  Tabiker  ist  nicht  grundsätzlich  als  völlig  erwerbsunfähig  zu  be- 
ti'achten.  Arbeiten  im  Sitzen,  mäßige  Ortsveränderungen  sind  wohl  noch 
längei-e  Zeit  auch  für  ihn  ausführbar. 
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Multiple  Sklerose. 

Die  gelegentlich  traumatische  Entfachung  einer  multiplen  Sklerose 
hei  vorhandener  Disposition  wird  unter  bestimmten  Voraussetzungen  allge- 
mein anerkannt,  zumal  sich  der  zur  Beobachtung  gelangende  pathologisch- 
aiiatomisclie  Befund  am  Nervensystem  durch  Tierexperimente  erzeugen 
lieb.  Gefordert  wird  der  Nachweis  einer  erheblichen  Gewalteinwirkung,  durch 
die  Schädel,  Wirbelsäule  oder  auch  der  ganze  Körper  eine  wesentliche 
Erschütterung  erlitten.  Thiem  lehnt  die  Annahme  ab,  daß  Verletzungen 
der  Gliedmaßen  die  Erkrankung  auslösen  können.  In  einigen  h^ällen  ist 
eine  plötzliche  Abkühlung  der  Körpertemperatur  (Fall  ins  Wasser),  in 
wenigen  das  Betroffenwerden  durch  starken  elektrischen  Strom  als  aus- 
lösendes Moment  für  die  multiple  Sklerose  anerkannt  worden. 

Psychischen  Insulten  wird  eine  Wirksamkeit  nicht  beigelegt.  Ist  dem 
Unfall  die  Fähigkeit  als  mitwirkende  Ursache  für  den  Ausbruch  der  Er- 
krankung einmal  wissenschaftlich  zuerkannt,  kann  es  nicht  schwer  sein, 
ihm  auch  unter  Umständen  eine  nachweisbare  Verschlimmerung  zur  Last 
zu  legen. 

Bezüglich  des  Zeitraumes  bis  zum  Auftreten  der  ersten  Krankheits- 
zeichen wird  gefordert,  daß  sie  binnen  Jahresfrist  erkennbar  werden.  Un- 
mittelbar nach  einem  Unfall  festgestellte  Symptome  einer  Herdsklerose 
beweisen  ihre  Präexistenz. 

Der  vorhandene  Grad  der  Erwerbseinbuße  richtet  sich  nach  der  Fähig- 
keit, noch  Ortsänderungen  vorzunehmen  und  nach  der  Gebrauchsfähigkeit 
der  oberen  Extremitäten.  Ich  sah  eine  unglückliche  Telegraphengehilfin  mit 
schwerer  Gehstörung  noch  etwa  3 Jahre  lang  sogenannten  Schrankdienst 
versehen,  d.  h.  sie  war  noch  imstande,  die  gewünschten  Verbindungen  im 
Fernsprechdienst  durch  Stöpseln  der  Leitungen  herzustellen. 

Höhlenbildung  im  Rückenmark  (Syringomyelie). 

Diese  meist  im  3.  Dezennium  des  Menschenlebens  im  Halsmark  be- 
ginnende Erkrankung  ist  vielen  diagnostischen  Irrtümern  unterworfen.  Eine 
echte  Syringomyelie  setzt  schleichend  und  unmerklich  ein,  schreitet  aber 
dauernd  fort  und  greift  auch  auf  weit  voneinander  entfernt  liegende  Körper- 
regionen über. 

Die  überwiegende  Zahl  der  Autoren  der  Neuzeit  nimmt  an,  daß  nur 
bei  vorhandener  Disposition  (kongenitale  Anlage)  ein  Trauma  — als  Ge- 
legenheitsursache in  sehr  seltenen  Fällen  — die  Erkrankung  auslösen  kann, 
daß  eine  schon  bestehende  Syringomyelie  aber  durch  ein  Trauma  ver- 
schlimmert und  in  ihrem  Ablauf  beschleunigt  werden  könne. 

Hervorragend  geeignet  sind  wieder  Traumen,  welche  das  Rücken- 
mark treffen  und  dort  eine  Blutung  zu  erzeugen  imstande  sind.  Der 
Schreck  und  die  Kältewirkung  sind  gleicher  Wirkungen  beschuldigt 
worden. 
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\'ciietziiiii>en  eines  Gliedes  allein  sind  nach  den  neueren  Forschungen 
nicht  geeignet,  eine  Syringomyelie  — auch  bei  vorhandener  Disposition 
zu  erzeugen  oder  zu  verschlimmern.  Also  auch  hier  ist  der  Theorie  von 
der  aszendierenden  Neuritis  die  Berechtigung  genommen  worden. 

In  vielen  Fällen  ist  der  Unfall  oder  die  unverhältnismäßig  schwere, 
aber  auffallend  schmerzlose  Folge  einer  geringfügigen  Verletzung  durch 
die  bereits  bestehende  liückenmarkserkrankung  bedingt  (vgl.  S.  426). 

Die  Einschätzung  der  Erwerbseinbußo  erfolgt  nach  den  allgemeinen 
Grundsätzen. 

Schüttellähmung  (Paralysis  agitans). 

Die  Baralysis  agitans  kann  nach  Ansicht  der  Autoren  durch  ein  psy- 
chisches oder  körperliches  Trauma,  bei  schon  vorhandener  Disposition  zur 
Erkrankung,  ausgelöst  werden.  Verwechselungen  mit  hysterischem  und 
Alters-Zittern  sind  nicht  selten.  Im  allgemeinen  tritt  die  Krankheit  vor 
dem  45. — 50.  Lebensjahre  nicht  auf. 

Nach  dem  Unfälle  müssen  sich  die  ersten  Anzeichen  in  wenigen 
Wochen  zeigen.  Ein  längerer,  beschwerdefreier  Intervall  verringert  die 
VVahrscheinlichkeit  eines  ursächlichen  Zusammenhanges.  Dieselbe  wird  da- 
gegen gestützt,  wenn  die  Erscheinungen  der  Schüttellähmung  just  an  dem 
vom  Unfall  betroffenen  Gliede  zuerst  bemerkbar  werden.  In  manchen  Fällen 
tritt  das  Zittern  jedoch  zuerst  grade  in  dem  nicht  verletzten  paarigen  Gliede 
ein,  wobei  man  die  zur  Schonung  des  beschädigten  bewirkte,  funktionelle 
Überanstrengung  des  anderen  als  erklärendes  Moment  herangezogen  hat. 

Daß  eine  bestehende  Paralysis  agitans  durch  einen  geeigneten  Unfall 
verschlimmert  werden  kann,  wird  nicht  bestritten. 

, Epilepsie. 

Die  Frage,  ob  bei  einem  gesunden  Gehirn  durch  ein  Trauma  ohne 
andere  protegierende  Ursachen  eine  Epilepsie  entstehen  kann,  wird  noch 
verschieden  beantwortet.  Eine  genaue  Anamnese  unter  Befragung  geeig- 
neter Stellen  (Schule,  Geistlicher,  Militär,  Arbeitgeber)  wird  ergeben,  ob 
vor  dem  Unfälle  bereits  Epilepsie  bestand. 

ln  solchen  Fällen  bleibt  dann  noch  von  Fall  zu  Fall  zu  entscheiden, 
ob  etwa  bei  einem  früher  epileptisch  Gewesenen  nach  jahrelangem,  anfalls- 
freiem  Intervall  erneut  Anfälle  ausgelöst  wurden,  oder  ob  die  Zahl  der 
Anfälle  sich  erheblich  vermehrt  hat. 

Bei  bestehender  Disposition  (Heredität,  x\lkohol,  sonstige  Intoxikation) 
kann  ein  Trauma  eine  Epilepsie  hervorrufen , also  auf  den  Zustand  ver- 
schlimmernd einwirken.  In  seltenen  Fällen  ist  es  nach  Verletzung  peri- 
pherer Nerven  zu  Reflexepilepsieen  gekommen,  die  später  in  eine  genuine 
Epilepsie  übergingen. 

Vor  Verwechslung  mit  Hysterie  hat  man  sich  zu  hüten. 

Bei  der  Beurteilung  der  durch  Epilepsie  gesetzten  Erwerbseiid)uße 
geht  man  von  der  Frage  aus,  ob  der  Epileptiker  seine  Anfälle  herannahen 
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fühlt,  und  ob  er  sich  noch  rechtzeitig’  in  Sicherheit  bringen  kann.  Das 
Leiden  schließt  ihn  jedenfalls  von  Arbeiten  mit  ei’höhter  Gefahr  (Leitern, 
(ierüste,  Nähe  im  Gange  befindlicher  Maschinen  usf.)  aus.  Wird  durch 
nicht  zu  häufige  Anfälle,  nach  denen  keine  längere  Arbeitsiinterbrechung 
stattzufinden  braucht,  die  Pa’werbsmöglichkeit  nicht  zu  stark  beeinträchtigt, 
so  pflegt  eine  Rentengewährung  von  ßßVsVo  Erkrankung  gebührend 
Rechnung  zu  tragen.  Stellen  sich  diese  Verhältnisse  ungünstiger,  so  erhöht 
sich  selbstverständlich  der  Grad  der  Erwerbseinbuße. 

Nervenentzündung  (Neuritis). 

Verwundungen  der  Nerven  ziehen  häufig  eine  absteigende  Degene- 
ration desselben  nach  sich. 

Eine  stumpfe  Gewalteinwirkung  (Quetschung  von  außen,  Druck  durch 
Callus  oder  verlagerte  Knochenteile,  Zerrung  eines  Nerven)  vermag  eine 
lokalisierte  Neuritis  zu  erzeugen.  In  vielen  Fällen  bleibt  der  Prozeß  auf 
die  Stelle  der  Gewalteinwirkung  lokalisiert,  in  anderen,  seltenen  Fällen 
zeigt  der  Entzündungsprozeß  ein  — wie  Mendel  hervorhebt,  immerhin  be- 
grenztes — Bestreben,  sich  nach  oben  hin  auszubreiten.  Bestand  an  der 
betreffende  Stelle  schon  früher  einmal  eine  Neuritis,  so  kann  der  Prozeß 
durch  ein  Trauma  wieder  zum  Aufflackern  gebracht  werden. 

Zeigt  eine  Neuritis  die  Neigung  zum  Emporklettern,  so  muß,  sofern 
nicht  eine  nach  oben  sich  ausbreitende  Infektion  vorliegt,  gemeinhin  eine 
Disposition  (namentlich  Nikotin-  oder  Alkoholintoxikation)  vorausgesetzt 
werden.  Eine  Polyneuritis  kann  durch  einen  Unfall  nur  auf  dem  Wege 
einer  allgemeinen  Sepsis  hervorgerufen  werden. 

Ein  Übergreifen  der  neuritischen  Prozesse  auf  das  Rückenmark  hat 
Mendel  in  keinem  seiner  zahlreichen  Fälle  beobachtet. 

Die  Erwerbseinbuße  bei  Neuritis  entspricht  im  allgemeinen  derjenigen, 
die  durch  die  auf  anderen  Schädigungen  beruhende  Gebrauchsstörung  der 
betreffenden  Extremität  gesetzt  wird. 

Hüftbeinnervenweh  (Ischias  traumatica). 

Die  weit  verbreitete  und  von  den  daran  Leidenden  gern  als  Unfall- 
folge dargestellte  Ischias  (Hüftbeinnervenweh)  kann  nur  dann  als  solche 
angesprochen  werden,  wenn  die  schädigende  Ursache  erwiesen  und  geeignet 
war,  die  Erkrankung  hervorzurufen.  Es  müssen  also  andere  Ursachen  für 
eine  Ischias  auszuschließen  sein.  Solche  sind  Durchnässungen  und  Erkäl- 
tungen, Druck  von  Tumoren  des  Beckens,  Zuckerkrankheit,  Gicht,  Gelenk- 
rheumatismus, Syphilis,  Gonorrhöe,  Tabes,  Alkoholvergiftung  usf. 

Die  Erkrankung  muß  der  Beschädigung  zeitlich  bald  folgen.  Die 
häufigsten  traumatischen  Ursachen  sind  außer  Beckenbrüchen,  direkter 
Stoß  oder  Schlag  auf  den  Nerven,  des  weiteren  Überdehnung  des  Nerven 
bei  Fall  mit  gespreizten  Beinen  oder  bei  forcierter  Hüftbeugung  mit  ge- 
strecktem Knie. 
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HiiftbeiiiiiervemveJi  durch  Aiisgleiteii  auf  der  Treppe.  I.  Renten fest- 

setzuiig-:  SSVaVü* 

Vor  ge  sc  hi  eilte. 

N.  Avill  am  28.  Februar  1907  diircli  Aiisgleiten  auf  einer  Treppe  — indem 
('!•  mit  dem  recliten  Fein  liängen  blieb  nnd  mit  dem  linken  voran  liinabstürzti' 
— sich  Schmerzen  im  Kreuz  zngezogen  haben.  Er  arbeitete  trotz  der  Schmerzen 
noch  bis  znni  3.  März  1907  weiter,  suchte  dann  den  Arzt  auf,  der  ihn  am 
25.  März  dem  Krankenhause  überwies,  wo  er  bis  16.  April  1907  verblieb.  Darauf 
wui'de  er  4 Wochen  von  l)r.  K.  behandelt. 

Die  Derufsgenossenschaft  leimt  die  Gewährung  einer  Unfallrente  ab,  da 
die  Unfallfolgen  (leichte  lieizung  der  Hüftbeinnerven)  nicht  erwerbshindernd  seien. 

Eigene  Angaben  des  Verletzten. 

„Ich  habe  Schmerzen  im  rechten  Hein.  Dasselbe  soll  schwächer  sein.“ 


Untersuchungsbefund  (17.  März  1908). 

Alittelgroßer  Alaun,  in  genügendem  Ernährungszustände,  der  rechts  leicht 
hinkend  das  Untersuchungszinimer  betritt. 

Hei  horizontaler  Kückenlage  werden  beide  Beine  gleichmäßig  gehalten. 
Dabei  kann  das  rechte  Bein  mit  gestrecktem  Knie  im  Hüftgelenk  nur  wenig  ge- 
beugt werden,  da  es  sofort  zu  glaubhaften  Beschwerdeäußerungen  kommt.  Druck 
auf  die  für  Hüftbeinnervenweh  bezeichnenden  Druckpunkte,  in  der  Mitte  des 
rechten  Oberschenkels  hinten,  in  der  Kniekehle,  an  der  Umschlagsstelle  des 
Wadenbeinnerven  ist  auch  bei  abgelenkter  Aufmerksamkeit  schmerzhaft.  Rechtes 
Fuß-,  Knie-  und  Hüftgelenk  sind  sonst  vollkommen  frei  beweglich.  Im 
rechten  Hüftgelenk  entstehen  bei  Bewegungen  keinerlei  krankhafte  Geräusche. 
N.  vermag  auf  dem  rechten  Bein  allein  nur  kurze  Zeit  zu  stehen.  Ein  gegen  die 
Fußsohle  geführter  Stoß  wird  im  Hüftgelenk  nicht  als  schmerzhaft  empfunden. 

Es  beträgt  der  Umfang 


des  Oberschenkels: 

rechts 

links 

im  Schritt 
in  der  Mitte 
oberhalb  der 
um  die  Alitte 

Kniescheibe 

des  Kniegelenkes  .... 

. . 49V 0 

. . 46 

. . 351 

. . 35 

50 

471/0 
351  0 
35 

des  Unterschenkels : 

unterhalb  der  Kniescheibe 

an  der  dicksten  Stelle  der  Wade  .... 

. . 321/0 

. . 35 

321/0 

371/0 

Die  rechte  Beinmuskulatur  fühlt  sich  schlaffer  an,  als  die  linke.  Der  rechte 
Achillessehueureflex  ist  aufgehoben. 

Begutachtung. 

Als  objektives  Zeichen  einer  körperlichen  Veränderung  besteht  bei  K.  ein 
Untermaß  des  rechten  Beines,  insbesondere  der  Wade,  von  O2 — 1 — 2V2  cm.  Der- 
artige Abmagerungen  finden  sich  erfahrungsgemäß  bei  Hüftbeinnerven  weil  als 
Folge  einer  durch  Schmerzen  bedingten  Schonung,  sowie  als  Ausdruck  der  Neuritis. 

Der  Unfallmechanismus  — exzessive  Spreizung  des  rechten  Beines  — war 
ein  solclier,  daß  das  kurze  Zeit  danach  auftretende  Hüftbeinnervenweh  mit  hoher 
Wahrscheinlichkeit  als  Unfallfolge  anzusprechen  ist,  zumal  andere  Ursachen  nicht 
nachweisl)ar  sind. 

Was  die  Hölie  der  Erwerbseinbuße  betrifft,  so  ist  hierfür  in  betracht  zu 
zi(dien,  daß  N.  nach  Abschluß  der  ärztlichen  Behandlung  am  26.  Alai  1907 
Arbeiten,  die  andauerndes  Stellen  und  Gehen  erfordern,  vorläufig  noch  nicht 
leisten  konnte^. 


Ischias  und  Unfall. 
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Uei  dieser  KrAvägung  muß  vom  ärztliclieii  Gesiclitspuiikt  eine  Übergangs- 
iind  Gewölmiingsrente  von  vom  30.  Mai  1907  als  angemessen  er- 

achtet werden. 

Die  Derufsgenossenschaft  Aviirde  hiernach  zur 


Anerkennung  als  Unfallfolg<^ 


und  zur  Gewährung  einer  33’ /a^^/oigen  Rente  rechtskräftig  verurteilt. 


Hüftbeiiiiiervemveli  nicht  Folge  eines  den  Rücken  treffenden,  leicJiten 

Stoßes. 


V 0 r g e s c h i c h t e. 

P.  erlitt  am  25.  April  1907  durch  einen  mit  ihm  zusammenstoßenden 
iManne  einen  Stoß  in  den  Rücken. 


Eigene  Angaben  des  Klägers. 

.,Wenn  ich  den  rechten  Fuß  aufsetze,  habe  ich  noch  Schmerzen,  die  nach 
dem  Rückgrat  ausstrahleu.  Ich  kann  nicht  lange  laufen,  arbeiten  kann  ich  nicht.“ 


U n t e r s u c h u n g s b e f u n d (29.  April  1909). 


31  jähriger  Mann  von  starkem  Knochenbau,  in  gutem  Ernährungszustände, 
der’  mit  zwei,  leicht  aufgesetzten  Stöcken,  nach  vornüber  gebeugt,  mit  schlürfen- 
den Schritten  das  Untersuchungszimmer  betritt. 

Beim  An-  und  Ausziehen  sind  Behinderungen  im  Gebrauche  der  Wirbel- 
säule oder  der  Extremitäten  nicht  festzustellen.  P.  steht  wiederholt  vom  Stuhl 
auf  und  setzt  sich  nieder,  ohne  Beschwerdeäußerungeu.  Beim  Ausziehen  der 
Strümpfe  werden  beide  Beine  im  Hüft-  und  Kniegelenk  ausgiebig  gebeugt.  An- 
zeichen von  akutem  Hüftbeinnervenweh  bestehen  an  keiner  Seite. 

Der  Untersuchte  ist  imstande,  sich  mit  leichter  Kniebeuge  soweit  zu  bücken, 
daß  er  mit  den  Fingern  die  Fußspitzen  berührt,  ohne  daß  Schwindelgefühl  oder 
auch  nur  Kongestionierung  des  Gesichtes  dabei  eintreten. 

Die  aktive  Beweglichkeit  sämtlicher  Gelenke  ist  nach  allen  Richtungen  aus- 
giebig frei.  Es  besteht  an  keiner  Extremität  eine  Lähmung  oder  eine  auffällige 


Schwäche. 

Die  Berührungsemphndung  ist  überall  deutlich  erhalten.  Spitz  und  stumpf 
werden  prompt  und  deutlich  unterschieden. 

Der  Hornhaut-,  Bindehaut-,  Rachen reüex  sind  vorhanden.  Die  Bauchdecken-, 
Hoden-,  Kniesehnen-,  Achillessehnenreflexe  sind  beiderseits  gleich  regelrecht  aus- 
zulösen. 

Fußzitterkrampf  ist  nicht  vorhanden.  Die  Überstreckung  der  großen  Zehe 
nach  Bestreichen  der  Fußsohle  fehlt  {Babinskho\\Qs  Zeichen).  Beides  entpricht 
regelrechten  Y erhältnissen. 


Die  AVirbelsäule  verläuft  im  Brustteil  in  einem  nach  rechts  konvexen,  im 
Lendenteil  in  einem  nach  links  und  vorn  konvexen  Bogen.  Die  AVirbeldornf ort- 
sätze sind  als  nicht  verändert  abzutasten.  Die  Bewegungen  der  Wirbelsäule  sind 
nach  allen  Seiten  hin  frei  und  ohne  Schmerzen  auszuführen.  Es  besteht  keine  ab- 
norme Spannung  irgend  einer  Partie  der  Rückenstreckmuskulatur.  Die  linke  G('- 
säßfurche,  unterhalb  der  sich  eine  anormale  parallel  laufende  Hautfalte  zeigt, 
steht  etwas  höher,  als  die  rechts. 

Es  beträgt  der  Umfang : des  rechten  Oberschenkels  47  cm,  des  linken 
51  cm  in  der  Alitte,  der  rechten  Wade  32i/2,  her  linken  34  cm. 

Das  Spreizen,  das  Heranführen  und  die  Rollung  der  Beine  in  beiden  Hüft- 
gelenken ist  allseitig  frei.  Sie  können  von  der  Unterlage  gleichweit  abgehoben 
werden,  insbesondere  treten  beim  Erheben  des  rechten  Beines  bei  gestrecktem 
Knie  keine  Schmerzen  auf. 

Beim  Stehen  verlegt  der  Untersuchte  die  Köi'perlast  vorwiegend  auf  das 
linke  Bein. 
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llioriiach  timlcii  sidi  lieiitc  als  objektive  Kranklieitszeiclien  bei  P. 
aj  eine  Zwangslialtimg  (Verkrümmung)  der  Wirbelsäule, 

h)  ('in  Untermal.)  des  rechten  Peines  um  4cm  am  Oberschenkel,  um  Ih'icniari 

der  Wade. 

l)('rartige  Erscheinungen  sind  häutig  als  Folge  einer  Fntzündimg  des  1 lüft- 
beinnerven zu  beobachten.  Die  Zwangshaltung  der  Wirbelsäule  resultiert  aus  dem 
Bestreben,  die  schmerzhafte  Extremität  zu  entlasten;  die  Abmagerung  ist  eine 
direkte  Folge  der  Nervenentzündung. 

P.  ist  bereits  vom  2.  bis  22.  Februar  1907  im  Krankenhaus  wegen  rechts- 
seitiger Ischias  behandelt  worden.  Er  erhielt  hier  100  cm^  Kochsalzlösung  in  den 
llüftbeinnerven  eingespritzt,  genoß  außerdem  die  übliche  Behandlungsmethode. 

Es  kann  hiernach  nicht  in  Zweifel  gezogen  werden,  daß  bei  P.  — mindestens 
2’/o  Monate  vor  dem  als  Unfall  angeschuldigten  Ereignis  — eine  Ischias  be- 
standen hat. 

Hauptsächlich  ist  diese  Erkrankung  Folge  einer  den  Nerven  befallenden  Infek- 
tion („Erkältung“).  Es  wird  aber  auch  zugegeben,  daß  durch  eine  Gewalteinwirkung, 
die  den  Nerven  trifft,  das  Leiden  hervorgerufen  werden  kann.  Derartige  Vor- 
kommnisse sind  direkte  Quetschung  des  Nerven,  z.  B.  wenn  jemand  durch  Sturz 
rittlings  auf  einen  scharfkantigen  Gegenstand  zu  sitzen  kommt.  Eine  andere  Ur- 
sache ist  die  plötzliche  starke  Dehnung  des  Nerven,  z.  B.  durch  plötzliches  Bücken, 
durch  Ausgleiten  oder  durch  unvorhergesehenes  Spreizen. 

Derartige  Ereignisse  haben  den  P.  nach  seiner  eigenen  Bekundung  bereits 
vor  dem  hier  interessierenden  Unfall  betroffen.  Ende  November  1906  „vertrat“ 
sich  P.  beim  Passieren  einer  von  ihm  nicht  bemerkten  Stufe.  Am  31.  Januar  1907  fiel 
er  durch  Ausgleiten  direkt  auf  das  Gesäß. 

Das  Entstehen  der  Ischias,  deren  AMrhandensein  im  Februar  1907  akten- 
kundig ist,  kann  daher  dem  „Unfälle“  vom  25.  April  1907  nicht  zur  Last  gelegt 
werden. 

Es  bleibt  danach  zu  untersuchen,  ob  etwa  durch  den  Stoß  mit  dem  Ellen- 
bogen des  vorübergehenden  Arbeiters  eine  A'erschlininierung  des  schon  von  früher 
bestehenden  Leidens  hervorgerufen  sein  kann. 

Vergegenwärtigt  man  sich  den  Mechanismus,  so  muß  mau  zunächst  betonen, 
daß  der  auf  P.  zukommende  Mann  die  Ellenbogen  nicht  so  nach  vorn  gehalten 
haben  wird,  daß  er  ihn  mit  dem  spitzen  Ellenbogen  traf,  sondern  daß  er  ihn  mit 
dem  Vorderarm  in  tangentialer  Richtung  gestreift  haben  wird.  Diese  Gewalt- 
einwirkuiig,  die  im  täglichen  Straßenverkehr  eine  ganz  gewöhnliche  ist,  ist  keine 
schwere  und  kann  vor  allem  nicht  eine  „Kontusion“  des  Rückenmarks,  das  doch 
durch  mächtige  Wirbelniassen  geschützt  ist,  hervorrufen. 

Aber  selbst  wenn  der  die  Karambolage  Verursachende  die  Ellenbogen  spitz 
nach  vorn  gehalten  hätte,  kann  der  Stoß  kein  irgendwie  erheblicher  gewesen  sein, 
denn  es  ist  nicht  bekannt  geworden,  daß  dieser  Manu  am  Ellenbogen  eine  Be- 
schädigung davongetragen  hätte.  Und  doch  ist  der  Ellenbogen  für  Stoßwirkungen 
('ln  emplindlicherer  Teil,  als  das  Kreuz. 

AVeiter  kann  der  Ellenbogen  bzw.  A^orderarm  des  AMrübergehenden  den 
Ang(;stoßenen  doch  nur  in  der  Höhe  treffen,  in  der  sich  der  Arm  betindet.  AVenn 
noch  dazu  der  A^erletzte,  wie  er  selbst  angiebt,  sich  nach  links  über  die  Bank 
gebeugt  hatte,  so  muß  eine  viel  höher  gelegene  Partie  seines  Körpers,  als  der 
Lendenwirbelteil,  von  dem  Ellenbogen  (Vorderarm)  betroffen  worden  sein. 

Erfahrungsgemäß  ist  Ischias  ein  Leiden,  das  denselben  Menschen  wieder- 
holt  befällt.  Der  Stoß  am  25.  April  1907  und  das  gleichzeitige  Auftreten  der 
Ischias  ist  nur  als  ein  zufälliges  Zusammentreffen  aufzufassen. 

Di('.  verschiedene  Deutung  des  Lddens  des  P.  von  Seiten  der  Arzte  erklärt 
sich  dai’aus,  daß  sein  Hüftbeinweh  die  typischen  Druckpunkte  im  Verlauf  d('s 
Ob('rscli(!idv('ls  vermissen  ließ.  Derartige  Formen  kommen  vor. 


Ischias  und  Unfall. 
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Di('  von  Dr.  },[.  als  KraiiUIioit  aufgofaßti^  krainpfartigo  ZusainnK'iizicluing 
(l('r  linkssoitigon  Uiu*k('iistroc*kinuskulatm‘  stellt  sicdi  zwangloser  als  Folge*  der 
V(*rsiu*ln\  die  rechte  Körperseite  zu  entlasten,  dar.  Dr.  M.  geht  auch  in  seinem 
(Intachten  noch  von  der  Yoranssetznng  aus,  dai)  vorher  keine  Ischias  bestajiden  hätte. 

Das  (Tutachten  des  Dr.  Sch.  enthält  keinen  objektiven  llefund  und  bietet 
k(*ine  Erklärung,  warum  Ischias  auszuschließen  war  und  (*ine  (ji.uetschung  der 
rechten  Hüfte  angenommen  Avnrde. 

Die  von  Dr.  K.  am  1.  Febi-uar  H)07  bt*i  U.  angenommene  „Verstauchung 
der  rechten  Hüfte“  ist  durch  die  Auskunft  des  Krankenhauses  als  Ischias  unzwei- 
felhaft festgestellt. 

Zeichen  von  sogenannter  „traumatischer  Neurose“  sind  in  keim'in  Hntachten 
angt'g(‘ben. 

Ich  gelange  daher  zu  dem  Schlüsse: 

1.  Es  ist  nicht  mit  Sicherheit  oder  daran  grenzender  Wahrscheinlichkeit  anzu- 
nehmen, daß  der  Vorgang  vom  25.  April  1907  das  bei  dem  Kläger  bestehende 
E('id(*n  veranlaßt  oder  wesentlich  verschlimmert  hat. 

2.  D(*mzufolöe  ist  der  Kläger  durch  Folgen  des  Unfalles  vom  25,  April  1907 

in 


s('it  dem  26.  Juli  1907  und  gegenwärtig  in  seiner  Erwerbsfähigkeit,,  nicht 
lu'einträchtigt. 

Die  Ansprüche  des  Klägers  wurden  hiernacii  reclitskräftig  abgewiesen. 


Hnftbeinneryeinveli  iiiclii  Folge  einer  Drehbewegung  des  Körpers. 

Vorgeschichte. 

Der  damals  52jährige  F.  erlitt  am  24.  Juli  1907  angeblich  dadurch  einen 
Unfall,  daß  er  beim  Abladen  eines  Baumstammes  durch  eine  Dreiibewegung  des 
Körpers  plötzlich  einen  heftigen  Schmerz  im  ganzen  rechten  Bein,  hauptsächlich 
im  Kni<\  verspürte. 


Eigene  Angaben  des  Verletzten. 

„Ich  muß  ständig  mit  dem  Stock  gehen,,  habe  keine  reclite  BeAvegung  im 
rechten  Bein;  habe  Schmerzen,  die  nach  Anstrengung  zunehmen.  Jetzt  sind  die 
Schmerzen  liauptsächlich  in  dem  Unterschenkel,  am  Knie  und  Am  Hüftgelenk.“ 


Untersuchungsbefund  (1.  April  1908). 

53jähriger  Mann  in  genügendem  Ernährungszustände,  von  kräftigem  Knoclien- 
bau,  seinen  Jahren  entsprechend  aussehend.  Derselbe  fällt  im  AVartezimmer  da- 
durch auf,  daß  er  mit  seitlich  gespreiztem  rechten  Bein  auf  dem  Stuhl  sitzt.  Nach 
Aufruf  betritt  er  mit  gespreiztem  Bein  hinkend  das  Untersucliungszimmer,  um 
Ijeim  Sitzen  die  soeben  beschriebene  Haltung  wieder  einzunelimen. 

Bei  liorizontaler  Kückenlage  — während  die  Körperlängsadise  mit  der 
Längsachse  des  Untersucluingstisches  zusammenfällt,  letztere  die  Querachse  des 
Beckens  senkreclit  schneidet,  und  während  der  Rücken  der  horizontalen  Tisch- 
platte überall  fest  anliegt  — wird  das  rechte  Bein  im  Hüftgelenk  leiclit  gespreizt, 
nach  außen  gerollt  gehalten. 

Das  linke  Bein  kann  mit 
d<*r  Unterlage  erhoben  werden.  Das  rechte  Bein  wird  etwa  bis  60^  von  der  Unter- 
lage mit  gestrecktem  Knie  erhoben,  darüber  hinaus  muß  (nach  Angabe)  das  Bein 
„angestrengt“  werden.  Bei  fremdtätigem  Heben  d(*s  r(*chten  Keines  bis  zu  dem- 
selben Grade,  bis  zu  welchem  das  linke  Bein  erhoben  wurd(',  treten  im  rt'chten 
Bein  der  ganzen  Länge  nach  Schmerzen  auf. 

Das  Spreizen,  das  Heranführen  und  die;  Rollung  des  lU'ines  im  rechten 
Hüftgelenk  ist  allseitig  frei,  jedoch  nur  init  stärkerer  Anstrengung  d(*r  Muskulatur 
möglich. 

Engel,  Beurteilung  von  Unfallfolgen. 


gestrecktem  Knie  fast  bis  zur  Seidtrechten  von 


38 


II.  Teil.  3.  Aliscliiiitt. 


094 


Die  reelit('  l»ollhUgelgej>en(l  ist  normal.  Die  (xmlK*  hinter  dem  rechten  IIoll- 
hügel  ist  ebenso  dc'utlich,  wie  links.  Dersolhe  steht  mit  sc'iner  Spitze  r(‘gelr('clit 
in  der  den  vord(M-en  olx'ren  Darmbeinstacliel  mit  dem  Sit/heinhöcker  verbindemhm 
( /iOser-X('/afonsc\\en)  Linie.  Di(^  linke  Gesälifurche  hangt  etwas  tiefer,  als  die  recht('. 

Heim  Sti'hen  verlegt  der  Untersuchte  die  Körperlast  ausschließlich  auf  das 
linkt'  Ih'in.  Infolgedessen  wird  die  rechte  Hecken  hälfte  gehoben  gehalten:  deni- 
('ntsprt'cln'ud  findet  sich  die  Lendenwirbelsäule  leicht  gebogen  mit  einem  nach 
rechts  offemni  Logen. 

Die  für  llüftbeinnervenweh  bezeichnenden  Druckpunkte  am  rechP'u  Hein 
sind  an  der  Unischlagestelle  des  Wadenbeinnerven,  in  der  Kniekehle  und  in  der 
.Mitt('  des  rechten  Oherschenkels  hinten  exzessiv  schmerzhaft.  Druck  auf  die  Aus- 
U'ittsstt'lle  des  liüftbeinnerven  unter  dem  Sitzbeinhöcker  ist  nicht  schmerzhaft, 
wohl  aber  soll  bf'ini  Cfehen  hier  Schmo’z  vorhanden  sein. 

Der  rechte  Achillesst'hiK'nreilex  fehlt. 

Hechb's  Hiiftgt'lenk,  Knie-  und  Fußgelenk  sind  vollkommen  frei  beweglich. 

Fs  beträgt  der  Umfang 


des  Oberschenkels : 

rechts 

links 

im  Schritt 

551 

in  der  Mitte 

. . . . 50 

51 

12  cm  oberhalb  der  Kniescheibe  . . . 

. . . . 44-5 

45‘5 

dicht  olM'rhalb  der  Kniescheibe  . . . 

. ...  37 

36 

um  die  Mitte  des  Kniegelenkes  . . . 

. . . . 35-5 

35  5 

des  Unterschenkels: 

dicht  unterhalb  der  Kniescheibe  . . . 

. . . . 323/^ 

33 

li)  cm  unterhalb  der  Kniescheibe.  . . 

. . . . 34L., 

35 

an  der  dicksten  Stelle  der  Wade  . . . 

. ...  35 

36 

Es  besteht  demnach  durchgehend  ein  Untermaß  des  rechten  Deines  von 
^/o — 1 cni.  Die  leichte  Abmagerung  am  Oberschenkel  beschränkt  sich  hauptsäch- 
lich auf  die  vom  Liüftbeinnerven  versorgten  Muskelgruppen  (Diceps,  semitendinosus, 
seniimembranosiis,  Addnctor  magnus). 

Degutachtung. 

l)as  Lirgebnis  der  auf  das  rechte  Bein  gerichteten  Untersuchung  führt  zu 
der  Annahme  einer  Hüftbeinnervenentzündung  (Ischias).  Diese  Krankheitsbenennung 
stützt  sich  auf  das  Vorhandensc'in  nu'hrerer  typischer  Druckpunkte,  auf  das  Auf- 
treten von  Schmerzen  beim  Beugen  des  gestreckten  rechten  Beines  im  Hüftgelenk, 
auf  die  Abmagerung  des  rechten  Beines,  auf  die  Schonung  desselben,  auf  dict 
Verbiegung  der  Wirbelsäule,  sowie  auf  die  nach  jeder  Dichtung  hin  glaubhaften 
Angaben  und  Beschwerden  des  Klägers. 

Die  in  den,  bei  den  Akti'ii  befindlichen,  ärztlichen  Gutachten  niedergelegteu 
Befunde  vom  2.  August  1907,  1.  Oktober  1907  und  23.  Februar  1908  fügen  sich 
zwanglos  in  das  Bild  einer  Ischias. 

Fs  verbleibt  daher  nui'  noch  zu  prüfen,  ob  das  vorhandene  Leiden  des 
Kläg('rs  auf  den  als  laifall  angesprochenen  Vorgang  vom  24.  Juli  1907  zurück- 
gefühid  werden  kann,  oder  nicht. 

Zweifellos  giebt  es  ('ine  Fntstehung  d(^s  Hüftbeinnerveuwehs  durch  Unfall, 
ln  solchen  Fällen  handelt  es  sich  entweder  um  eine  direkte  Gewalteinwirkung, 
die  den  X('rven  in  seiin'in  Verlauf  trifft,  oder  um  eine  plötzliche,  heftige  Zerrung 
d(‘s  Nerv('ii,  wie  si('  geschieht,  wenn  jemand  zum  Beispiel  mit  durchgedrückten  Kniec'ii 
eine  forcierte  Dumpf beugung  vornimmt. 

Ungleich  häutiger  ist  indeß  die  Fntwickelung  des  Leidens  durch  andere 
Ursachen,  wie  toxische,  ganverbliche  Schädigungen,  Erkältungen,  Durchnässungen, 
Infektion,  DlK'iiinatismus  usf. 


Ischias  und  Unfall. 
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Dald  das  rochte  Bein  des  F.  bei  dem  als  Unfall  angesprochenen  Ereignis 
von  ('iner  direlvteu  Gewalt  betroffen  worden  sei,  wird  von  dem  Kläger  selbst  nicht 
behauptet. 

Dab  eine  /('rrung  des  Hüftbeinnerven  stattgefunden  habe,  ist  nach  Lag(' 
der  Akten  nicht  anzunehnien,  denn  es  kann  eine  Zerrung  des  Hüftbeinnerven 
(forcierte  Kumpfbeugung  bei  durchgedrückten  Knieen)  nicht  stattgefunden  haben, 
da  es  sich  nicht  um  Aufladen,  sondern  um  Abladen  von  Baumstämmen  handelt(‘, 
di('  vom  Wagen  nur  herabgerollt  wurden.  F.  giebt  an,  er  habe  bei  dieser  Ver- 
richtung eine  Drehung  des  Körpers  ausführen  müssen.  Eine  solche  Drehung  ist 
aber  nicht  imstande,  etwa  durch  Torsion  des  Hüftbeinnerven  eine  Schädigung 
desselben  herbeizuführen. 

Das  von  mir  erforderte  Gutachten  muß  daher  lauten: 

Der  Gärtuereibesitzer  F.  leidet  an  rechtsseitigem  Hüftbeinnervenweh. 

Es  ist  vom  ärztlichen  Standpunkt  aus  nicht  mit  Sicherheit,  aber  auch  nicht 
mit  ausreichender  Wahrscheinlichkeit  anzunehmen,  daß  das  vorhandene  Leiden 
auf  das  als  Unfall  augesprochene  Ereignis  vom  24.  Juli  1907  (plötzliche  Drehung 
des  Körpers  beim  Abladen  von  Baumstämmen)  zurückzuführen  ist. 

Will  man  trotzdem  das  vorhandene  Leiden  als  Unfallfolge  anerkennen,  so 
würde  der  Kläger  in  seiner  Erwerbsfähigkeit  als  um  25o/q  beeinträchtigt  zu  erachten 
sein,  weil  dauerndes  Gehen  und  Stehen  mit  dem  erkrankten  Beine  nicht  ausführbar 
isk  Xacli  den  vorliegenden  Gutachten  würde  nicht  zweifelhaft  sein,  daß  der  heutige 
Zustand  auch  schon  zu  Beginn  der  14.  Woche  nach  dem  24.  Juli  bestanden  hat. 

Die  maßgel)enden  Instanzen  gelangten  zur  Ablehnung  der  erhobenen  Renten- 
ansprüche. 

Rechtsseitiges  Hnftbeiimerveiiweh  nicht  Folge  eines  Falles  auf  die 

linke  Lendengegend. 

Eigene  Angaben  des  Klägers. 

„Ich  habe  Kreuzschmerzen,  auch  Schmerzen  in  beiden  Beinen.  Ferner  leide 
ich  au  Kopfschmerzen.  Gearbeitet  habe  ich  noch  nichts.“ 

Untersuchungsbefund  (5.  Oktober  1909). 

32jähriger  Mann  von  blassem  Aussehen  in  genügendem  Ernährungszustände, 
von  kräftiger  Muskulatur,  dessen  Bewegungen  beim  An-  und  Ausziehen  eine  Be- 
hinderung im  Gebrauche  der  Extremitäten  nicht  erkennen  lassen.  Insbesondere 
steht  St.  beim  Ausziehen  der  Stiefel  und  Strümpfe  je  auf  einem  Bein  ohne  er- 
kennbare Schmerzen. 

Das  seelische  Verhalten  ist  unauffällig. 

Die  Wirbelsäule  verläuft  im  unteren  Brustteil  in  einem  nach  links  konvexen, 
im  Lendenteil  in  einem  nach  rechts  convexen  Bogen.  Die  Wirbeldornfortsätze  sind 
deutlicli  als  nicht  verändert  zu  erkennen  , sie  sind  nicht  druckempfindlich.  Die 
Wirbelsäule  ist  in  allen  Teilen  und  nach  allen  Richtungen  hin  frei  und  ausgiebig 
zu  bewegen,  ohne  daß  es  zu  Beschwerdeäußerungen  kommt.  Die  rechte  Gesäßfalte  ’ 
steht  etwas  höher  als  die  linke.  Eine  abnorme  Spannung  eines  Teiles  der  Rücken- 


muskulatur ist  nicht  vorhanden. 

Es  beträgt  der  Umfang 

des  Oberschenkels;  rechts  links 

im  Schritt 55  55 

in  der  Mitte 52  52 

oberhalb  der  Kniescheibe 38  38 


um  die  Mitte  des  Kniegelenkes 37V‘i  37V/2 

38=^^ 
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des  Unterschenkels:  i'eclits  links 

an  der  dicksten  Stelle  der  Wade 37  37 

Es  beträgt  die  Länge  des  Beines 95  95  ' ' 

Die  Muskulatur  ist  beiderseits  gleich  kräftig  entwickelt.  Die  für  Ilüftbein- 
nervenweh  kennzeichnenden  Druckpunkte  am  rechten  Bein  sind  nicht  druck- 
schmerzhaft. Das  rechte  Bein  kann  bei  horizontaler  Rückenlage  mit  gestrecktem 
Knie  ebenso  hoch  von  der  Unterlage  abgehoben  werden,  wie  das  linke,  ohne  daß 
Schmerzen  entstehen. 

St.  trägt  ein  Stützkorsett.  Druckstellen  sind  durch  dasselbe  bisher  noch 
nicht  erzeugt. 

Der  frisch  entleerte  Urin  ist  frei  von  Eiweiß  und  Zucker.  Der  Gang  ist 
unauffällig. 

Die  aktive  Beweglichkeit  sämtlicher  Gelenke  ist  nach  allen  Richtungen  aus- 
giebig frei.  Es  besteht  an  keiner  Extremität  eine  Lähmung  oder  eine  auffällige 
Schwäche.  Die  grobe  Kraft  ist  überall  erhalten. 

Die  Bauchdecken-,  Hoden-,  Kniesehnenreßexe  sind  regelrecht  auszulösen. 
Der  rechte  Achillessehnenreflex  ist  etwas  schwächer,  als  der  linke. 

Fußzitterkrampf  ist  nicht  vorhanden.  Die  Überstreckung  der  großen  Zehe 
nach  Bestreichen  der  Fußsohle  fehlt  (ßabinskisches  Zeichen).  Beides  entspricht 
regelrechten  Verhältnissen. 

Eine  mechanische  Erregbarkeit  der  Muskulatur  auf  Beklopfen  ist  nicht 
vorhanden. 

Begutachtung. 

Nach  diesem  Befunde  besteht  bei  dem  Kläger: 

Eine  Schiefhaltung  der  Wirbelsäule,  die  nach  dem  Befunde  und  dem  Akten- 
inhalte als  kompensatorische  Skoliose  infolge  von  Ischias  angesprochen  werden  muß. 

Zeichen  einer  Nervenschwäche  sind  nicht  vorhanden.  Die  beginnende  Gefäß- 
verhärtung hält  sich  in  mäßigen  Grenzen. 

AMn  diesen  Leiden  könnte  allenfalls  nur  die  abnorme  Wirbelsäulenhaltung 
als  Unfallfolge  anerkannt  werden,  sobald  sich  ergiebt,  daß  deren  Ursache  — das 
in  der  Poliklinik  im  Dezember  1908  festgestellte  rechtsseitige  Hüftbeinnervenweh  — 
mit  dem  Unfälle  vom  27.  Mai  1908  in  einem  ursächlichen  Zusammenhänge  steht. 

Der  Unfall  spielte  sich  derart  ab.  daß  St.  auf  die  linke  Seite  (Lendengegend) 
fiel  und  dabei  noch  auf  die  Kante  der  Lowry  schlug.  Nach  einer  Zeugenbekundung 
stand  St.  sofort  wieder  auf  und  verrichtete  seine  Arbeiten  wie  gewöhnlich  weiter. 
Er  selbst  legte  der  A^erletzung  zunächst  keine  Bedeutüng  bei  und  begab  sich  erst 
am  30.  Mai  in  die  Behandlung  des  Dr.  H.,  der  eine  Quetschung  der  Lendenmus- 
kulatur links  feststellte.  Ein  Befundbericht  dieses  Arztes  ist  in  den  Akten  nicht 
enthalten.  Bereits  am  11.  Juni  1908  nahm  St.  seine  Arbeit  in  vollem  Umfange  wieder 
auf.  Mitte  August  1908  sollen  wieder  Schmerzen  an  der  verletzten  Stelle  aufgetreten 
sein.  Trotzdem  konnte  der  Kläger  noch  bis  zum  12.  Oktober  1908  Weiterarbeiten. 
Von  dieser  Zeit  an  stand  er  in  ärztlicher  Behandlung,  die  im  wesentlichen  in  Dar- 
reichung von  Aspirin  und  Dampfkastenbädern  bestand.  Am  16.  Dezember  1908 
wurde  in  der  Poliklinik  eine  rechtsseitige  Ischias  (Entzündung  des  Hüftbein- 
nerven der  rechten  Seite)  festgestellt.  In  seinem  Gutachten  vom  29.  April 
1909  — gegengezeichnet  von  Geh.  Med. -Rat  Prof.  Dr.  B.  — gelangt  der  Dr.  S. 
zu  dem  Schlüsse:  Die  (rechtsseitige)  Ischias  selbst  ist  mangels  anderer  erkenn- 
barer Entstehungsursachen  auf  den  Unfall  vom  27.  Mai  1908  zurückzuführen. 

Dieser  Auffassung  kann  nicht  beigetreten  werden.  Die  Entstehung  einer 
Ischias  durch  Unfall  setzt  nach  ständiger  Rechtsprechung  des  Reichsversicherungs- 
amtes voraus. 


a) 


daß  die  Gewalteinwirkung  (Stoß,  Druck)  direkt  oder 
(mllusbildung  bei  lleckenbrüchen)  den  Hüftbeinnerven 


indirekt  (z.  B.  durch 
trifft,  oder  daß  eine 


Ischias  und  Ldifall. 
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Zerrung  des  Iluftbeiniierven  stattiindet,  wie  es  bei  gewaltsamer  Jleiigung  und 
plötzlichem  Spreizen  des  Beines  zur  Beobachtung  gelangt, 

b)  dab  zwischen  dem  Auftreten  des  Hüftbeinnerven wehs  und  dem  finfalle  nur 
eine  kurze  Zeit  hegt,  so  dab  eine  Brücke  zwischen  den  beiden  Kndgnissen 
vorhanden  ist. 

c)  dab  die  erkrankte  Seite  von  dem  Unfall  betroffen  war, 

d)  dab  jede  andere  Entstehungsursache  wie  Infektion  (hauptsächlich  sogenannte 
..Erkältung“),  Gicht,  Rheumatismus,  Alkoholismus,  Syphilis,  Zuckerkrankheit, 
(h'schwulstbildung,  auszuschlieben  ist. 

Welche  von  diesen  Forderungen  trifft  nun  auf  den  vorliegenden  Fall  zuV 
Die  rechte  Seite,  auf  der  die  die  Zwangshaltung  der  Wirbelsäule  auslösende 
Ischias  auftrat,  ist  von  dem  Unfall  (linksseitige  Lendenmuskulaturquetschung)  gar 
nicht  betroffen  worden.  Eine  Zerrung  des  rechten  Hüftbeinnerven  ist  nicht  erfolgt. 

Hie  Zeit  zwischen  dem  Unfall  (28.  Mai  1908)  und  dem  für  St.  günstigsten 
Falle  des  ersten  Auftretens  der,  zunächst  nicht  genau  erkennbar  gewesenen,  Er- 
krankung an  Hüftbeinnervenweh  (Mitte  August  1908)  ist  bereits  eine  viel  zu  lange, 
um  hier  noch  das  Vorhandensein  einer  Brücke  erkennen  zu  können.  Vom  11.  Juni 
1908  bis  Mitte  August  1908  hat  der  Kläger  in  vollem  Umfange  gearbeitet,  da 
erst  traten  Schmerzen  ein  , die  dann  wieder  erst  nach  zwei  weiteren  Monaten 
(am  12.  Oktober  1908)  zur  Arbeitseinstellung  zwangen. 

Die  Erfahrung  des  täglichen  Lebens  lehrt,  daß  die  gewöhnlichste  Ursache 
der  Ischias  die  Infektion  („Erkältung“,  Influenza)  ist.  Diese  Ursache  ist  im  vor- 
liegenden Falle  nicht  mit  Sicherheit  auszuschließen. 

Eine  Rückenverletzung,  insbesondere  eine  Wirbelverletzung  hat  bei  St.  nicht 
Vorgelegen.  Eine  solche  ist  auch  heute  weder  erkennbar,  noch  in  dem  Gutachten 
des  Dr.  S.  erwähnt.  Die  Schiefhaltung  der  Wirbelsäule  ist  zwanglos  aus  dem  ein- 
wandsfrei festgestellten  Hüftbeinnervenweh  zu  erklären. 

Ich  gelange  daher  zn  dem  Schlüsse; 

Von  den  bei  St.  vorhandenen  Leiden  ist  keines  mit  Sicherheit,  aber  auch 
nicht  einmal  mit  ausreichender  Wahrscheinlichkeit  durch  den  Unfall  vom  27.  Mai 
1908  hervorgerufen  oder  doch  wenigstens  in  seiner  Entwickelung  ungünstig  beein- 
tlubt  worden. 

Demgemäß  ist  Kläger  durch  ein  durch  Unfall  entstandenes  I.eiden  seit  dem 
27.  April  1909  in  seiner  Erwerbsfähigkeit^  nicht  beeinträchtigt  gewesen  und  gegen- 
wärtig nicht  beeinträchtigt. 

Eine  ärztliche  Behandlung  ist  nicht  erforderlich,  das  Tragen  eines  Stütz- 
korsettes unnötig  und  nur  der  freien  Entfaltung  der  Arbeitsfähigkeit  hinderlich. 

Das  Schiedsgericht  lehnte  hierauf  die  Ansprüche  des  Klägers  ab.  Derselbe 
legte  danach  das  Stützkorsett  ab  und  nahm  seine  frühere  Arbeit  in  vollem  Um- 
fange sofort  wieder  auf. 

Hüftbeiiiiierveiiweli  nicht  Fol^e  eines  Falles. 

Vorgeschichte. 

Unfall:  15.  November  1910.  Ausglciten  beim  Tragen  einer  Bohle,  danach 
Schmerzen  in  der  rechten  Seite.  Ärztliche  Diagnose;  Ischias.  B.  war  vom  22.  No- 
vember 1910  bis  15.  Dezember  1910  an  Induenza  krank,  vom  11.  Juli  1911 
bis  28.  Juli  1911  an  Magen-  und  Darm  katarrh.  Sonst  hat  er  stets  zum  früheren 
Lohn  gearbeitet.  1909/1910  linksseitig!?  Ischias. 

Eigene  Angaben  des  Klägers. 

„Ich  habe  bei  der  Arbeit  immer  Schmerzcm  in  d(u-  rechten  Ltmdmigegend. 
Dieselben  gehen  auch  hinuntc'r  ins  rechte?  Bein  bis  unter  das  Kni(',  so  daß  ich 
das  Bein  gar  nicht  bewegen  kann.  Ich  kann  nicht  so  Lasten  tragcMi,  wie  früher.“ 


II.  Teil.  3.  Abschnitt. 


r ntci’snclni  M^'sbi'tTiTid  (10.  .lannar  1912). 

38jäliri{i('r,  kräftig  gebaute)’,  gesiuul  aiisseli(‘ii(l('i-  Manu  in  gutem  Ki-näb- 
l ungszustande  mit  ki’äftiger  Muskulatur,  der  oline  zu  liinkcm  das  rntei’sucbimgs- 
zimuK'r  ])etritt.  Heim  Paitkleidon  ist  eine  llebimb'rung  im  rT(d)i‘auc]i  d(‘i’  AYiibel- 
siiule  oder  des  recliten  Heines  niclit  festzustellen.  l)i(‘.  Wirbelsäiib'  vei'läuft  voll- 
komnum  gerade,  es  hat  sich  also  keine  Verbii'gung  lu'i’ausgc'bihhd,  wi('’  (‘s  bei 
längerem  Zeit  bestehende)-  Ischias  der  Fall  zu  sein  pHegt.  Ih'id)'  Gc'säßfnrchen 
st(*he))  i))  gleicher  Höhe.  H.  bückt  sich  ganz  u)igehi)ide)-t  soweit,  daß  (*)•  mit  den 
Fi)igerspitzen  die  Füße  berührt,  er  richtet  sich  auch  oh))e  weito-es  wi(‘dei-  auf.  Das 
r(‘chte  H('i)i  kann  )uit  gestreckte)))  K)iie  aus  der  iiorizontahm  Hag(!  elxmsowrit 
(')-hobe))  werden,  wie  das  linke.  Nu)‘  sollen  bei  di(\se)-  Hewegmig  im  Fxt)-)mi  Scbm(“)-z(m 
auftrete)). 

Fs  beträgt  der  U))ifa.ng 

d(\s  ()b('rsch('))k('ls:  r('chts  li))ks 

i)))  Schritt ö6  ö6 

i))  de)-  Mitte 51  50 

u)))  di('  Mitte  des  K))ieg(d('))k('s 3(S  38 

Die  Ko))sistenz  der  Muskulatur  ist  l)eider.seits  gleich.  Fs  b('st(ä)t  k(‘i)ir  ab- 
))0)'))ie  Spa))nnng  eines  Teiles  der  Rücke))st)-(‘ck)nuskulatu)-.  Druck  auf  das  )vci)te 
Ihnn  soll  an  den  verschied('nsten  Stellen  sch)))erzhaft  sei)).  D('r  Sch)))(‘rz  lokalisiert 
sich  ))icht  auf  die  für  Hüftb('i])))erv(n)W('h  ke))))zeicb))('nde))  D)-uckpu))kt(‘. 

Heide  Achillessoh))(‘nrefle\e  si))d  gh'ich  sta)-k  auszulöso). 

Hegutachtu))g. 

Der  U))fall  vo)))  15.  Xove)))ber  1910  hat  Ihm  dm))  Kläg('r  k('i))e  Folge)) 
hi))te)-lassen. 

Fs  kau))  unterstellt  werde)),  daß  V.  da)))als  a))  Ischias  m-kra)ikt  ist.  Diest* 
Frkra))kung  ist  vorwiegend  (üne  Frkältu))gskra))kheit  (l))duenza)  u))d  wi)-d  ])ur 
sedten  durch  Gewalteinwirk)i))ge))  h(Tvorgerufe)).  H)  solche*))  Fälle*))  ha))ele*lt  e*s  sich 
dann  u)n  direkte  b)uetschu))ge))  eles  Ne*rve*))  (Sturz  )-ittli))gs  auf  e*i))e*)>  scl))na]e*)). 
ka))tige))  Gegenstanel)  oder  eine -starke  Deh))U))g  ele*s  Xe*)-ve*)),  wie*  be*i)n  Stu)-z  mit 
ge‘spre*izten  Hei))eu),  h)-üske*))  Henge*bewe*gu))ge*)i. 

Fi))  ele)-artiger  lT))fall)))e*cha))isn)us  ist  hie*)-  aber  ))icht  ))achge*wie*se)i.  Nach 
se*i))er  eigene))  A))gabe  ist  H.  bein)  Jleste'ige*))  e*i))e*r  Höhe*  )iach  ve»-))  ge*fa]le*)).  Deh- 
))U))g  oder  Quetschu))g  des  Ne*)-ve*))  hat  also  ))icht  stattgefu))de*)).  Fs  ist  sogar  nicht 
ausgeschlosso)) , elaß  elm-  plötzlich  auftre*te))de*  Sch)))e*)-z  i))  de')u  Ne*rve*)i  eie*))  Sturz 
veranlaßt  hat.  Daß  H.  zur  Ischias  ne*igt,  ist  durch  sed))e^  vora))ge*ga))ge*))e*  F)-kra)i- 
ku))g  erwiese)).  Die  Ischias  steht  daher  )uit  de*)))  a))ge*hliche*))  U))falle  iu  ke*i))t*)n 
ursächlichen  Zusa)n)))e))ha))g. 

De)))nach  ist  H.  du)-ch  Unfallfolge'))  se*it  eh*)n  15.  Fe*h)-uar  1911  in  se*i))er 
l'mwerbsfähigkeit  ))icht  behi))dert,  wie*  e*)-  ja  auch  tatsächlicl)  )))it  e'i))e*r  3wöchige*n 


U))t(n-h)-echung  wego)  Mage))-  meel  Da)-)))kata)-rhes 


se'it  eie*)))  16.  De*ze')nhe*)-  1910 


)-ege])uäßig  ))nd  zu  gle*iche)))  Foh))e  ge'a)-b(*itet  hat.  wie*  trübe*)-. 

Di(^  He‘))te))a))sp)-ücl)e  eles  Kläge*)-s  ))))te*)-lage)i  elahe*)-  eie*)-  Abwe*ism)g. 


Andere  Erkrankungen  des  Nervensystems. 

Hei  vorhandener  Urädisposition  kann  ein  Tranina  auc‘h  ein  yeraiilassen- 
des  Mon)ent  für  eine  ainyotrophische  Lateralsklerose,  Hölioinvelitis  anterior, 
progressive  spinale  Muskelatro])hie  abgeben.  Fs  ist  elies  bei  Leuten,  die 
bis  zu  dem  Unfälle  gesund  ersehienen  und  zu  vollem  Lohne  arbeiteten, 
})eol)achtet  worden.  Dei'  Zwiselienrauin  zwischen  Trauma  und  Ausbruch  der 


Sonnenstich,  Blitzschlag,  Wänneschlag. 


Ki'canklieit  darf  nicht  zu  ^rol.i  sein,  iinincrhin  handelt  es  sich  meist  um 
mehrere  Wochen.  In  den  beschriebenen  Fällen  hatte  sich  das  Leiden  an 
dem  verletzten  Teile  nicht  nur  zuerst,  sondern  auch  besonders  stai’k  ent- 
wickelt. Zur  Erklärung’  wird  von  manchen  Autoren  die  A^r////r/e?'sche  Auf- 
bramhtheorie  herangezogen. 

Eine  reine  Myelitis  tranniatica  ist  selten.  Fsychische  Momemo  diii’fen 
als  Ursache  nicht  angeklagt  werden. 

Die  Meningen  erkranken  nicht  allzuhänfig  auf  traumatischem  \^Tge. 
Während  wir  bei  der  epidemischen  Cerebrospinabneningitis  ein  Trauma 
auch  als  nur  mitwirkende  Ursache  ausschlieben,  wird  bei  einem  tuberku- 
lösen Menschen  eine  tuberkulöse  Meningitis  durch  einen  den  Kopf  oder 
den  Nacken  treffenden  Insult  innerhalb  einer  gewissen,  nicht  zu  langen  Zeit 
hei’vorgerufen  werden  können. 

Die  Deziehungen  zwischen  einer  eitrigen  Meningitis  und  einer  infi- 
zierten Verletzung  sind  offensichtlich. 

So  wird  auch  das  Auftreten  eines  Uehirnabscesses  nach  Mittelohr- 
erkrankungen oder  die  Kontinuität  der  Kopfhaut  trennenden  Verletzungen 
die  Möslichkeit  einer  leichten  Erklärung  l)ieten.  Durch  die  Beobachtung 
ist  aber  erwiesen,  daß  Hirnabscesse  sich  gelegentlich  abkapseln  und  längere 
Zeit  nach  der  Verletzung  bis  Monate  und  Jahre  latent  bleil)en  können,  bis 
sie  plötzlich  schwere  Erscheinungen  setzen.  Indessen  werden  aucli  hier 
Brückenerscheinungen  (Kopfschmerz,  Schwindelanfälle,  Frösteln  mit  Tem- 
peratursteigerungen) bei  sorgfältiger  Anamnese  nicht  vermißt  werden. 

Bezüglich  der  Entstehung  einer  (Tehirngeschwulst  durch  einen  Un- 
fall bestehen  dieselben  Erwägungen  zu  recht,  wie  bei  den  anderen  Ge- 
schwülsten (siehe  Seite  Ößo.  372  ftV). 

Entsprechend  unserer  Unkenntnis  über  die  Entstehungsursache  der 
Basedowschen  Krankheit  ist  auch  die  Frage  ihrer  Beziehung  zu  einem 
Unfall  noch  nicht  gelöst.  Einige  erl?ennen  ein  psychisches  Trauma  als 
auslösendes  Moment  an.  \Mii  den  Gewalteinwirkungen  werden  namentlich 
die  den  Kopf  treffenden  für  geeignet  erklärt,  bei  einem  neuropathisch 
belasteten,  hierfür  disponierten  Menschen  die  schlummernde  Basedowsche 
Krankheit  zu  erwecken  oder  eine  bereits  offenkimdige  zu  verschlimmern. 


Sonnenstich,  Hitzschlag,  Wärmeschlag. 

Ein  Sonnenstich  könnte  als  Unfallfolge  anerkannt  werden,  wenn  der 
Erkrankte  durch  seinen  Aufenthaltsort  gezwungen  war,  bei  ruhendem 
Körper  seinen  Schädel  direkt  den  Sonnenstrahlen  anszusetzeu. 

Der  Hitzschlag  wird  als  Unfallfolge  anerkannt,  wenn  jeinaud  l)ei 
ruhiger  Luft,  die  mit  Wasserdämpfen  gesättigt  ist  und  bei  hoher  Temi)eratur 
erkrankt  und  wenn  der  Arbeitsort  und  die  sonst  nicht  betriebsübliclu' 
Schwei-e  der  Arl)eit  die  Wirkung  der  Sonnenwärine  — diese  allgemeine 
Gefahr  des  täglichen  Lebens  — erheblich  verstärkte.  Die  Diagnose  muß 
gesichert  sein.  Berechtigt  ist  sie,  wenn  eine  Bewußtseinsstörung  mit  nach- 
folgeiidei’  Bewußtseinstrübung,  Kräm])fe,  Temperatursteigerungen,  Fulsver- 


GOO 
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lan^'Saimmg,  voriihergohende  Hei’zcrweitei’üiig’,  Dann  bin  tunken,  (rclb.sudit 
zur  Dooltachtiin^'  ^elan^ten.  Verwechslungen  mit  hysterischen  und  epilep-  , 
tischen  Zuständen  sind  nicht  allzu  selten. 

Die  meteorologischen  Verhältnisse  sind  füi’  Ort  und  Zeit  des  Un- 
falles durch  Auskünfte  seitens  der  meteoroloi>ischen  Institute  festzustellen. 

ln  gleicher  Weise  kann  auch  ein  unter  erschwerenden  Umständen  in 
geschlossenen  Uäumeii  eintretender  Hitzschlag  als  Unfallfolge  anerkannt 
werden.  Avenn  nämlicli  die  Arbeit  das  l)etriebsübliche  Maß  überschritt  und 
in  dem  Raume  eine  abnorme  Hitze  heri-schte. 

Die  Erkrankung  selbst  endet  entweder  günstig  oder  mit  dem  Tode 
in  2 — b Tagen.  Als  Nachkrankheiten  entstehen  in  manchen  Fällen  Psvcho- 
neurosen. 

Der  Wärmeschlag  ist  die  Folge  des  Aufenthaltes  in  engen  überhitzten 
Räumen,  der  auch  während  der  Ruhe  auftreten  kann. 

Säuferwahnsinn  (Delirium  tremens).  Alkoholismus  und  Unfall. 

Daß  es  bei  Gewohnheitstrinkern  nach  äußeren  Verletzungen  zum 
Ausbruch  des  SäuferAvahnsinns  kommen  kann,  ist  eine  durch  die  Erfahrung 
gefestigte  Tatsache.  Hat  das  Delirium  aw  dem  Unfall  nicht  bestanden  und 
denselben  nicht  etAva  herbeigeführt,  so  ist  sein  Ansbruch  nach  einem  Un- 
fall diesem,  als  der  Gelegenheitsursache,  zuzuschreiben.  Verursacht  das 
Delirium  tremens  einen  ungünstigen  Heilungsverlauf,  neue  Verletzungen 
oder  den  Tod,  so  sind  auch  diese  Komplikationen  als  mittelbare  Unfallfolgen 
anzuerkennen.  Die  Verletzung  braucht  keine  scliAvere  zu  sein. 

Daß  ein  Unfall  durch  einen  Rausch  verursacht  Avurde,  schließt  seine 
Entschädigungsfähigkeit  bekanntlich  nicht  aus.  Die  nach  einem  Kopftrauma 
häufig  beobachtete  Intoleranz  scliAverer  Alkoholiker  gegen  minimale  Mengen 
Alkohols  ist  vom  Reichsversicherungsamt  nicht  als  entschädigungspflichtige 
Unfallfolge  anerkannt  Avorden,  selbst  nicht  bei  dem  Vertreter  eines  Rier- 
verlagsgeschäftes. 

Der  ZAvang,  Alkohol  zu  genießen,  Avurde  in  folgendem  Falle  vom  Reichs- 
versicherungsamt nicht  als  mittelbare  l^nfallfolge  anerkannt. 


Tod  durch  Alkoliolmißbraucli  nicht  mittelbare  Uiifallfolge. 


Del-  Kntsehei-  II.  bat  am  8.  Mai  1895  durcli  Sturz  von  einem  Wagen  eine 
sehwen',  Verletzung  des  Kopfes  erlitten,  die  eine  Ih'rabsetznng  des  Seb-  mul  Hör- 
vermögens und  des  Orientiernngssinnes,  ScbAvindelgefübl,  Obrensausen  und  Kopf- 
scbmerzen  zur  Folge  batte.  II.,  der  zuletzt  eine  Teilrente  von  5CF/o  bezog,  vm-- 
tiel  mit  dm-  Zeit  (ler  Trunksucbt  und  starb  am  5.  Dezember  1906  an  akutt'r 
.Vlkobolvc'rgittnng.  Sinne  Hinterbliebenen  lu'banpteten,  dali  H.  sieb  zur  Retäiibnng 
der  Selinu'rzen,  dii^  die  Unfallfolgen  vernrsaebt  bätten.  und  zur  Verscbeuebung 
seiiu'r  Sorgen  dem  Alkobolgennsse  ergelien  babe,  daß  also  der  Tod  als  eiiu' 
mittidbare  Unfallfolge  anzusebmi  sei.  Sie  Avnrdmi  aber  von  allen  Instanzmi  abgeAviesmi, 
vom  Reiebsvei’siclun’ungsamt  mit  folgemb'r  Regründung; 

Auf  Urund  des  gi^samten  Sacbverbalti's  bat  das  Reicbsversicberungsamt  in 
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ursächlicluni  /usaimiu'iihaugrs  zwischen  (h'in  Unfall  und  (hnii  dod»' dc's  11.  zu  vin-- 
noinen.  Ks  wird  dini  Klägern  zwar  znzugeben  s('in,  dah  (h'r  \'('rl('tzt('  dnreli  di(‘ 
von  ihm  empfnndmu'n.  als  Unfallfolge  tVstgestellten,  lu'ftigen  Schnnnvam  in  nicht 
nnwesmitlicheni  Maße  mit  veranlalit  war,  häntiü' 


Zinn  Alkoholgcnnh  zn 


gn 'ifen. 


Kr  mag  dii's  auch  getan  haben,  um  sich  die  Sorgim  Uber  seine  Uagi^  zn  vm- 


sclnmclnm.  Ki'ine 


‘swegs  aner  ist  festgestellt  oder  auch  mir  glaubhaft,  dab 
der  Vmdetzti'  durch  seinen  auf  den  Unfall  zurückzuführenden  Zustand  zum  Al- 
koholgninb.  und  insbesondere  zu  so  hnmäßigem  Alkoholgennl'),  wie  es  l>ei  ihm 
der  Fall  war.  gezwiingim  gewissen  ist,  so  zwar,  daß  jeder  Viu’snch  eines  Wider- 
standes dag(\g('n  vm’geblich  gi'wesim  wäre.  Dmm  die  Ziirechnnngsfähigkidt  di's 
VVrh'tztmi  war  keiiu'swegs  vollständig  aiifgehoben,  i'r  hat  beim  fortgesetzten  Al- 
koholmißbranch  offenbar  in  genügmid  klarer,  bewußter  Überlegung  gehandelt  und 
ist  liii'rbei  imstande  gewesim,  die  gefährlich(>n  Folgen  seines  Handelns  zu  erim'ssen. 
Dafür,  daß  sinne  frini'  Willensbestimmnng  durch  die,  vom  Unfälle  zurückgeblie- 
benen, Schmerzini  durchaus  nicht  anfgehohen  war,  spricht  außer  denn  Inhalt  der 
vorliegendini  ärztlichini  (Tiitachtini  insbesondere  auch  der  Umstand,  daß  in  dem 
Zustande  des  Verhdzten  im  Laufe  der  Jahr(^  eine  wTsentliche  Besserung  einge- 
treten war,  dii'  dii?  Herabsetzung  di'r  Unfallrente  auf  50*^  o (Kn-  Bente  für  völlige 
Erwerbsunfähigkeit  ri'chtfertigte,  sowne  daß  er  sein  Milchgeschäft,  wenn  auch  nur 
mit  Unterstützung  seitens  seiner  Kinder  und  in  vermindertem  Umfange,  bis  zn 
seinem  Tode  weitergeführt  hat.  Das  Bekiirsgericht  hat  hiernach  die  Überzeugung 
gewonnen,  daß  der  Verletzte  in  freier  Willensbestimnuing  und  nicht  unter  dem 
Zwange  der  Unfallfolgen  sich  dem  Alkoholmißbrauch  hingegebmi  hat,  und  daß 
daher  der  ursächliche  Zusammenhang  zwischen  seinem  auf  den  übermäßigim  Al- 
koholgenuß zurückzuführeuden  Tod  und  dem  Unfall  vom  8.  Mai  1805  fehlt. 


Hexenschuß  (Lumbago). 

Ein  Hexenschuß  begegnet  uns  häufig  als  Diagnose  und  angebliche 
Folge  zu  schweren  Hebens  oder  einer  heftigen  Körperbewegung.  Gewöhn- 
lich handelt  es  sich  um  eine  Lumbago  rheumatica , deren  Charakter  als 
solcher  sichergestellt  ist,  wenn  der  angeblich  Verletzte  schon  früher  an 
rheumatischen  Erscheinungen  gelitten  hatT  Dann  charakterisiert  sie  sich 
natürlich  nur  als  eine  nichtentschädigungspflichtige  Erkrankung  während 
der  Arbeit. 

Eine  genaue  Anamnese  und  ITüfung  des  Unfallmechanismus  ist  da- 
her erforderlich.  Tritt  jemand  noch  nach  Ablauf  von  IH  Wochen  mit  Be- 
schwerden über  Lendenschmerz  auf,  so  ist  eine  eingehende  Lhitersuchung 
unter  Zuhilfenahme  der  Röntgenstrahlen  notwendig,  ob  nicht  doch  lokale 
A'erletzungen  der  Wirbelsäule  oder  Nervenzerreißungen  voiiiegen. 


Selbstmord  und  Unfall. 

Ein  Selbstmord  wird  nach  der  herrschenden  Rechtsprechung  als  L'n- 
fallfolge  anerkannt,  wenn  er  in  einem  Zustande  krankhafter  Geistesstörung 
unter  Ausschluß  der  freien  Willensbestimmung  begangen  wurde  und  diese 
ki'ankhafte  Geistesstörung  in  unmittelbarem  oder  mittelbarem  Zusammen- 
hang mit  dem  Unfall  stand. 

Daß  die  Hinterbliebenen  mit  der  Aufstellung  von  Behauptungen  sich 
wimig  Beschränkung  aiiflegen,  beweist  folgender  Fall.  Ein  alter  Alkoholist 
bezog  wegen  einer  dui'ch  Unfall  herbeigeführten  sogenannten  ..traumati- 
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sehen  Neurose'^  seit  .lahreii  eine  Kcnte  von  80Vo-  Kines  'l’ages  erschien 
(lii‘  Khefraii  hei  der  Benifsgenossensehaft  mit  dem  Anträge  auf  (iewälirimg 
d(‘r  Hinterbliebenenrente,  da  ihr  Mann  an  einem  ^^innerlichen  Leiden“  im 
Ki-ankenlianse  verstoi*ben  sei  und  dies  lediglich  Imfallfolge  sei.  Di(‘  Er- 
hebungen ergaben,  daß  der  Mann  an  akuter  \mrgiftung  mit  Essigsäure 
gi'storben  war.  Seine  Begleiter  hatten  bei  der  Einlieferuiig  in  das  Kranken- 
haus erklärt,  es  hätte  sich  nm  eine  Flaschenverwechslung  gehandelt.  Essig- 
säure und  Schnaps  seien  in  Seltersflaschen  aufbewahrt  gewesen.  Dei’ Antrag 
wurde  abgelehnt,  ln  der  von  einem  Winkelkonsulenttm  gefertigten  Beru- 
fung wurde  ausgeführt:  Die  Angaben  , die  die  Verwandten  dem  Krankeii- 
hause  gegenüber  gemaclit  hatten,  seien  ,,in  der  Verwirrung“  ii-rige  ge- 
wesen. Es  läge  leider  ein  Selbstmord  vor.  Der  Itentenempfänger  hatte  die 
lange  Untätigkeit  nicht  vertragen  können,  es  hätte  ihn  geschmerzt,  sehen 
zu  müssen,  wie  seine  Kollegen  so  schönes  (fehl  verdienten  und  da  wäre  es 
zum  Schlimmsten  gekommen,  Kummer  und  Sorge  hätten  ihm  das  tödliche 
Gift  in  die  Hand  gedrückt.  Es  wurde  aber  nachgewiesen . daß  es  sich 
lediglich  um  eine  Flaschenverw'echslung  gehandelt  hatte. 

Ich  führe  einige  Entscheidungen  des  Reichsversiclierungsamtes  an. 


Selbstmord  nicht  Uiifallfoliie. 


Der  Gescliirrführer  T.  geriet  am  6.  April  1906  mit  einem  Ful.i  zwischmi 
zwei  Kippwagen  und  zog  sich  dadurch  eiu(‘  Quetschung  des  ]\littelfuh('s  init 
starkem  Bluterguß  zu.  Bei  Ablauf  der  ISwöcliigen  AVartezeit  bestand  nocli  eine 
schmerzhafte  Schwellung  des  Fußes,  durch  die  der  Verletzte  nach  Ansicht  di'S 
behandelnden  Arztes  l)r.  F.  um  66-/3^'o  in  s(;iner  Erwerb.sfähigkeit  boschränlct 
wurde.  Da  d('r  Arzt  eine  weitere  Behandlung  durch  Massage  als  erwünscht  be- 
zeichnete,  so  überwies  die  Berufsgenossenschaft  den  A'erletztmi  zur  Nachl)ehand- 
lung  in  die  Klinik  des  Dr.  G.  Der  Verletzte  leistete  der  Einweisung  keine  Folge: 
er  verließ  alsbald  nach  Empfang  des  Einweisungsbescheides  seine  AVohnung  und 
wurde  nach  einigen  Tagen  in  einem  Walde  erhängt  auf  gefunden.  Seine  Hinter- 
bliebenen eidioben  xAnspruch  auf  Hinterbliebenenrente  mit  der  Behauptung,  T. 
habe  in  einem  Zustand  d('r  Unzurechnungsfähigkt'it  S<dbstmord  begangen.  Die 
lange  Arbeitsunfähigkeit,  das  Aufhören  d('r  rnt(n‘stützung  durch  di('  Krank«'n- 
kasse  und  das  Verlangen  der  Bonifsgenossenschaft,  sich  ('inem  Heilverfahren  und, 
wie  T.  angenommen  habe,  auch  eimu’  Operation  zu  unterziehen,  liabi'  T.  in  eimm 
Zustand  seelischer  Gedrücktheit  v('rsetzt,  und  in  oimmi  Augenblick,  wo  er  nicht 
mehr  Herr  über  sich  gewesen  sei,  habe  er  dann  Hand  an  sich  geh'gt:  insofm'ii 
s('i  d('r  Unfall  für  den  Tod  des  T.  vei’antwortlich  zu  machen.  Die  Berufsgenossen- 
schaft wies  den  Entschädigungsanspruch  zurück,  da  der  'l'od  mit  dem  Unfall  nicht 
in  ursächlichem  Zusammenhang  stelu'.  Das  Schi('dsgericht  hörte  noch  dim  Dr.  F., 
der  sich  der  xAuffassung  der  Hinterbliebenen  anschloß,  indem  m*  gleichfalls  an- 
nahm, daß  T.  den  Selbstmord  infolg('  einer  auf  den  Fnfall  zurückzuführenden 
hochgradigen  Schwennnt  und  geistig('ii  Umnachtung  begangen  halx'.  Das  Schieds- 
gericht trat  dieser  Ansicht  bei  und  vei  urteilte  die  Berufsgenossenschaft  zur  Ent- 
schädigung der  Hinterbliebenen,  indem  cs  als  erwiesen  ansah,  daß  T.  den  Selbst- 
mord im  Zustande  der  Unzurechnungsfähigkeit  begangen  habe  und  daß  diese  durch 
den  Unfall  verursacht  woixlen  sei.  Gegen  dieses  Urteil  legte  die  Beklagte  Bekurs 
('in  mit  dem  Anträge,  jene  Entscheidung  aufzuheben  und  ihi’cn  den  Anspruch  auf 
Entschädigung  ablehnenden  Bescheid  wiederherzustellen.  Das  Reichsversicherungs- 
anit  gab  diesem  Anträge  statt  mit  folgender  Begründung: 


Selbstmord  und  Unfall. 
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Uor  Entschädigungsanspruch  der  Kläger  würde  dann  begründet  sein,  wenn 
der  überzeugende  Nachweis  erbracht  wäre,  daß  der  Geschirrfübrer  den  Selbst- 
mord in  einem  Zustande  der  Unzurechnungsfähigkeit  begangen  hat,  der  auf  den 
Unfall  vom  H.  April  190(1  als  mindestens  wesentlich  mitwirkende  Ursache  zurück- 
zuführen ist.  Dieser  Nachweis  ist  indessen  nicht  geführt  worden  und  kann  im 
vorliegenden  Falle  auch  nicht  geführt  werden.  Es  mag  zugegeben  werden,  daß 
im  Zusammenhänge  mit  dem  eidittenen  Unfall  in  T.  Besorgnisse  rege  geworden 
sind,  die  seinen  Gemütszustand  wissentlich  ungünstig  beeinflußt  haben.  Die  Sorge 
um  seine  Gesundheit,  die  Befürchtung,  daß  er  die  volle  Arbeitsfähigkeit  nicht 
mehr  wiedererlangen  könnte,  das  Verlangen  der  Beklagten,  daß  er  sich  einem 
neuen  Heilverfahi’en  in  einer  mediko-mechanischen  Anstalt  unterziehe,  wodurch 
die  Sorge  um  seine  Familie  noch  gesteigert  wurde,  alle  diese  Umstände  mögen 
auf  seinen  Seelenzustand  einen  nachteiligen  Einfluß  ausgeübt  haben.  Sie  mußten 
bei  ihm  um  so  stärker  wirken,  als  er  — wie  feststeht  — von  jeher  zur  Schwer- 
mut und  zu  düsterer  Lebensauffassung  hinneigte.  Ein  willensstärkerer  Mann,  als 
es  T.  gewesen  ist,  hätte  bei  ruhiger  Überlegung  die  in  ihm  aufgetauchten  Be- 
fürchtungen, insbesondere  die  Furcht  vor  einer  Operation,  die  gar  nicht  beab- 
sichtigt war,  und  zu  der  er  nicht  hätte  gezwungen  werden  können,  mit  Leichtigkeit 
überwunden.  Wenn  dies  T.  nicht  gelungen  ist,  so  hat  es  ihm  an  demjenigen  Maße 
von  Willensstärke  gefehlt,  das  von  jedem  im  Leben  stehenden  Menschen  gefoi'dert 
werden  muß.  Der  Zustand  seelischer  Niedergeschlagenheit  findet  dann  seine  Ur- 
sache nicht  mehr  in  dejn  Unfälle,  sondern  in  dem  Mangel  moralischer  Fähig- 
keiten. Ein  Selbstmord,  in  diesem  Zustand  aus  dem  Gefühle  des  Lebensüberdi  usses 
heraus  begangen,  kann  daun  nicht  mehr  auf  den  Unfall  als  Ursache  zurückgeführt 
werden.  Hiernach  mußte  die  Vorentscheidung  aufgehoben  und  der  ablehnende  Be- 
scheid tler  Beklagten  wiederhergestellt  werden. 

Selbstmordversuch  als  mittelbare  Uiifallfol^e  aiierkaiiiit. 

Gründe:  Die  unmittelbaren  Folgen  des  Unfalles,  welche  in  einer  leichten  Ge- 
hirnerschütterung und  in  einer  (^iuetschung  des  Kückens  bestanden,  hat  der  Ver- 
letzte längst  überwunden.  Im  Anschlüsse  daran  hatte  sich  aber  bei  ihm  eine  trauma- 
tische Hysterie  bzw.  Neurasthenie  entwickelt,  fiie  bei  der  damaligen,  verhältnis- 
mäßigen Neuheit  und  Unbekanntheit  des  Krankheitsbildes  von  den  behandelnden 
Ärzten  anders,  als  es  heute  vermutlich  der  Fall  sein  würde,  gedeutet  und  nach 
der  damals  herrschenden  Anschauung  behandelt  wurde.  Der  Kläger  mußte  auf 
ärztliche  Anordnung  seine  bereits  wieder  aufgenommene  Arbeit  aufgeben  und 
wurde  einer  meist  nutzlosen  Kur  unterworfen.  So  kam  es,  daß  er  bei  dem  un- 
tätigen und  verhältnismäßig  sorgenlosen  Leben,  welches  er  infolge  der  ihm  ge- 
währten Vollrente  viele  Jahre  hindurch  führen  konnte,  die  neurastlienisclien  Folgen 
des  Unfalles  nicht  völlig  überwand,  sondern  einen  gewissen  Grad  allgemeiner  Ner- 
vosität zurückbehielt.  Die  hiernach  in  dem  Zustande  des  Verletzten  zweifellos 
eingetretene  Besserung  läßt  das  Verlangen  der  Berufsgenossenschaft  nach  einer 
anderweitigen  Feststellung  der  Unfallentschädigung  gemäß  ^ 88  des  GUVG.  ge- 
rechtfertigt erscheinen,  und  es  fragt  sich  nur  noch,  wie  hoch  diese  Besserung 
mit  Kücksicht  auf  die  noch  vorhandene  Nervosität  des  Vm-letzten  zu  veran- 
schlagen ist. 

Einen  Maßstab  hierfür  giebt  der  vom  Verletzten  am  9.  April  19üö  unter- 
nommene Selbstmordversuch.  Dieser  hat  nach  dem  übereinstimmenden  Urteile  der 
drei  im  Kekursverfahren  gehörten  Sachverständigen  eine  schwere  Lähmung  der 
linksseitigen  Extremitäten  des  Unfallverletzten  zur  Folge  gehabt,  so  daß  er  nur 
zu  ganz  leichten,  im  Sitzen  zu  verrichtenden  Arbeiten  imstande  ist  und  als  völlig 
erwerbsunfähig  gelten  muß.  'rrotzdem  ist  es  aber  nicht  angängig,  dem  Verletzten 
die  Vollrente  weiter  zu  gewähren,  weil  der  Unfall  und  seine  Folgen  für  den 
Selbstmordversuch  nicht  verantwortlich  zu  machen  sind.  Der  Selbstmordversuch  des 
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^'el•l(4ztell  ist  vielmehr  das  Ergebnis  einer  angenblickliclien,  sehr  starken  seelischen 
Erregung  gewesen.  Der  Verletzte  hatte  länger  als  17  Jahre  ungestört  die  Voll- 
rente bezogen  und  dabei  sein  leidliches  AuvSkommen  gefunden.  Er  hatte  durch 
dieses  lange  Rentnerleben  das  Arbeiten  völlig  verlernt  und  nahm  als  ganz  selbst- 
verständlich an,  daß  dieser  ihm  angenehme  und  behagliche  Zustand  bis  zu  seinem 
Ableben  unverändert  andauern  werde.  In  dieser  Erwartung  sah  er  sich  plötzlich 
getäuscht,  als  ihm  auf  den  Antrag  der  Berufsgenossenschaft  durch  das  ange- 
fochtene  Urteil  des  Schiedsgerichtes  vom  24.  Januar  1905  seine  bisherige  ünfall- 
rente  von  monatlich  50  M.  auf  15  M.  herabgesetzt  wurde.  Er  sah  ein,  daß  dieser 
geringe  Betrag  allein  zur  Bestreitung  seiner  Lebensbedürfnisse  nicht  ausreichen 
würde  und  daß  er  gezwungen  sein  würde,  das  Fehlende  durch  eigene  Arbeit 
hinzu  zu  erwerben.  Dazu  fühlte  er  nach  den  langen  arbeitslosen  Jahren  nicht  die 
Kraft  in  sich.  Er  glaubte,  zur  Ausübung  einer  Erwerbstätigkeit  nicht  mehr  im- 
stande zu  sein  und  war  erregt  darüber,  daß  man  ihn  seinem  sorgenlosen  Dasein 
entrissen  hatte  und  einer  unsicheren  Zukunft  entgegenstellte.  Unzufrieden  mit 
seinem  Schicksal,  war  er  geneigt,  seinen  augenblicklichen  Stimmungen  rückhaltlos 
nachzugeben  und  in  allen  Menschen,  denen  es  besser  als  ihm  erging,  Feinde  zu 
erblicken.  Hinzu  kam  noch,  daß  er  dem  Alkohol  in  erhöhtem  Maße  zusprach, 
wodurch  seine  ohnehin  nicht  sehr  große  geistige  Widerstandskraft  noch  mehr 
untergraben  wurde.  Als  er  in  dieser  seelischen  Erregtheit  am  9.  April  1905  in 
angetrunkenem  Zustande  in  einer  Gastwirtschaft  seines  Wohnortes  mit  zwei  anderen 
Gästen,  die  ihm  nach  seiner  Meinung  feindlich  gesinnt  waren,  bei  der  Unter- 
haltung über  die  Heruntersetzung  seiner  Unfallrente  in  Meinungsverschiedenheit 
geriet,  steigerte  sich  seine  Gereiztheit  immer  mehr  und  ließ  die  Äußerung  tun, 
ehe  er  der  Gemeinde  zur  Last  falle,  lieber  nehme  er  sich  das  Leben.  Die  erregte 
Stimmung,  in  die  er  sich  hineingeredet  hatte  und  zu  der  der  übermäßige  Alkoliol- 
genuß  nicht  wenig  beigetragen  hatte,  nahm  ihn  schließlich  derartig  gefangen  und 
raubte  ihm  so  sehr  jede  klare  Überlegung,  daß  er  alsbald  seine  Wohnung  auf- 
suchte und  dort  Hand  an  sich  selbst  legte.  Bei  dieser  Sachlage  kann  nicht  die 
Rede  davon  sein,  daß  der  Selbstmordversuch  eine  unmittelbare  Folge  des  durch 
den  Unfall  herbeigeführten  Zustandes  des  Verletzten  gewesen  ist.  Der  Selbstmord- 
versuch ist  vielmehr,  wie  bereits  oben  gesagt,  lediglich  das  Ergebnis  einer  augen- 
blicklichen starken  seelischen  Erregung,  in  die  der  Verletzte  durch  die  seiner 
Ansicht  nach  nicht  gerechtfertigte  Kürzung  seiner  Unfallrente  unter  dem  Eiudiiß 
übermäßigen  Alkohol genusses  versetzt  worden  ist.  Andrerseits  läßt  aber  die  Tat 
einen  Schluß  auf  den  Grad  der  verminderten  Willenskraft  des  Verletzten  zu.  Sie 
läßt  erkennen,  daß  er  ein  durch  langjähriges,  untätiges  Leben  verweichlichter, 
energieloser  und  nervenschwacher  Mensch  ist,  dem  fast  jedes  Selbstvertrauen 
fehlt  und  der  geneigt  ist,  seiner  jeweiligen  Stimmung  ohne  weiteres  nachzugeben. 
Die  in  dem  Zustande  des  A^erletzten  seit  der  letzten  Rentenfeststellung  zweifellos 
eingetretene  Besserung  darf  daher  bei  dem  hohen  Grade  der  noch  vorhandenen 
Nervosität  nicht  zu  hoch  veranschlagt  werden.  Das  Schiedsgericht  ist  jedenfalls 
zu  weit  gegangen,  indem  es  die  Besserung  auf  70%  beAvertet  hat.  Das  Reichs- 
versicherungsamt ist  unter  Berücksichtigung  aller  oben  erwähnten  Umstände  der 
Ansicht,  daß  die  Besserung  höchstens  33i/3%  beträgt,  und  hat  deshalb  die  dem 
Verletzten  vom  1.  Januar  1905  ab  zu  gewährende  verminderte  Unfallentschädiguug 
auf  662/gO/Q  der  Vollrente  festgesetzt. 


Selbstmord  als  Uiifallfolgie  anerkannt. 


Gründe:  Da  die  Beklagte  die  liUngen- und  Bippenfellentzündung  jetzt  als  Be- 
triebsunfall anerkennt,  so  liandelt  es  sich  im  Rekursverfaliren  nur  noch  um  die 


Frage,  ob  der  Tod  des  K.  eine  Folge  des  Unfalles 


vom  25. 


Juli  1909  ist.  Nach  dem 


Ergebnisse  der  angestellten  Ermittlungen  ist  für  erwiesen  zu  erachten,  daß  K.  am 
8.  Olvtober  1907  durch  Sturz  aus  dem  Fensti'r  di's  St.  F. -Hospitals  Selbstmord 
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begangen  bat.  Hierfür  spricht,  daß  die  Stelle,  wo  er  anftiel,  5\  o Schritt  von  der 
Mauer  entfernt  war,  daß  ferner  ini  Krankenzimmer  vor  dem  Fenster  ein  Stuhl 
stand,  und  weiterhin,  daß  K.  am  Tage  seiner  Aufnahme  in  das  Hospital  zur 
Oberin,  während  er  aus  dem  BTmster  blickte,  äußerte,  wer  da  herunterspringe, 
sei  tot.  Daß  ein  Unglücksfall  Vorgelegen  hat,  etwa  in  der  Art,  daß  K.  infolge 
stark(T  Atemnot  sich  zu  weit  aus  dem  Fenster  lehnte  und  dabei  das  Übergewicht 
verlor,  erscheint  ausgeschlossen,  da  K.  keine  stärkere,  anfallsweise  auftretende 
Atemnot  hatte.  Auch  kann  es  sich  nicht  um  einen  Sturz  aus  dem  Fenster  in 
einem  Fieberdelirium  gehandelt  haben,  da  die  Körpertemperatur  sowohl  an  dem 
Todestage,  als  auch  sonst  nie  besonders  hocli  gewesen  ist  und  K.  noch  kurz  vor 
dem  Sprung  aus  dem  Fenster  auf  die  Krankenschwester  einen  klaren  und  ruhigen 
h^indruck  gemacht  hat.  Das  Rekursgericht  ist  hierin  den  schlüssig  begründeten  Aus- 
führungen des  Geh.  Medizinalrates  Prof.  Dr.  Sch.  gefolgt.  Indessen  muß  doch  auf 
Grund  der  eingehenden  und  überzeugenden  Gutachten  der  Nervenärzte  Dr.  G.  und 
Dr.  E.  vom  30.  Oktober  1909,  sowie  des  Geh.  Medizinalrates  Prof.  Dr.  Z.  und  des 
Prof.  Dr.  K.  vom  28.  Dezember  1909  in  Übereinstimmung  mit  dem  SchG,  ange- 
nommen werden,  daß  der  Tod  des  K.  eine  mittelbare  Folge  des  Unfalles  vom 
25.  Juli  1907  ist.  Denn  diese  Sachverständigen  weisen  in  bedenkenfreier  Weise 
nach,  daß  K.  bei  Ausführung  des  Selbstmordes  unter  einer  Zwangsvorstellung 
gehandelt  hat,  die  eine  krankhafte  Störung  der  Geistestätigkeit  bedingte  und  seine 
freie  Willensbestimmung  aufhob.  Die  Zwangsvorstellung  wiederum  war  hervorge- 
rufen durch  die  Verzweiflung  über  seine  vollständig  unheilbare  Krankheit,  die 
nach  seiner  Überzeugung  unfehlbar  zum  Tode  führen  und  seine  Familie  des  Er- 
nährers berauben  mußte.  Diese  Auffassung  steht  auch  mit  dem  Gutachten  des 
Geh.  Medizinalrates  Prof.  Dr.  Sch.  und  des  Dr.  E.  in  keinem  Widerspruche,  viel- 
mehr stellen  diese  Sachverständigen  ausdrücklich  anheim,  noch  das  Gutachten 
eines  Nervensachverständigen  über  den  Seelenzustand  des  K.  einzuholen.  Da  hier- 
nach der  Anspruch  der  Kläger  auf  Sterbegeld  und  Hinterbliebenenrente  begründet 
ist,  so  mußte  dem  Rekurs  der  Beklagten  der  Erfolg  versagt  werden. 

Die  sogenannte  „traumatische  Neurose“. 

l'ber  diejenigen  (iesundheitsstörunge*n,  die  man  als  sogenannte 
„traumatische  Neurose"  bezeichnet,  existieren  ganze  Bibliotheken,  ohne 
daß  es  bisher  gelungen  wmre,  über  den  Gegenstand  eine  allgemeine  Einigung 
zu  erzielen.  Nur  daß  es  sich  um  keine  Itesondere  Nervenkrankheit  sui 
generis  handelt,  ist  jetzt  allgemein  anerkannt.  Windscheid  nennt  sie  das 
Schmerzenskind  der  Unfallnervenkunde. 

Ich  sehe  hierbei  von  den  Emanationen  der  Ärzte  ab,  die  sich  durch 
ihre  „milden“  Gutachten  einen  Zulauf  schaffen,  den  Kranken  aber  nur  ein- 
seitig in  materieller  Beziehung  helfen,  w^ährend  sie  durch  ihre  oboudrein 
kostspielige  Polypragmasie  und  ihre  (nicht  immer  sachlichen)  Gutachten 
denselben  sich  immer  tiefer  in  seine  krankhaften  Vorstellungen  hineinleben 
lassen.  Ein  hervorragender  Nervenarzt  soll  geäußert  haben,  die  sogenannte 
„traumatische  Neurose“  könne  nicht  verschwunden,  so  lange  es  Ärzte  gäbe, 
die  von  ihr  lebten.  Hart,  für  unseren  Stand  beschämend,  aber  teihveise 
nicht  unzutreffend. 

Ich  beobachtete  einen  „Nervenai-zt“ , der  die  Forderung  aufstellte, 
(laß  eine  seiner  neueren  Klientinnen  von  dem  sie  seit  Jahren  begntachtenden 
Wrtrauensarzt  des  Vei’sicherungsträgers  nur  in  seiner  (iegemvart  imter- 
snclit  werde,  um  „einer  Wrschlimmernng  ihres  Zustandes  vorzubengen“. 
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Dahoi  hielt  er  es  fiii’  taktvoll,  die  durchaus  sachgemäßen,  mit  größter 
Schommg-  gestellten  Fragen  des  Untersuchers  zu  protokollieren.  In  einem 
anderen  Falle  verlangte  er,  daß  der  Versicherungsträger  an  seine  Klientin  keine 
Ih’iefe  senden  dürfe  und  daß  die  Vertreter  desselben  nur  in  seiner  (Gegen- 
wart mit  der  Patientin  verhandeln  düi’fen,  um  „einer  Verschlimmerung 
ihres  Zustandes“  vorzubeugen.  Selbstverständlich  stellte  er  diese  Assistenz 
als  Konsultationen  in  Kechnung.  Nach  den  von  ihm  bereits  früher  erstat- 
teten Gutachten  war  eine  weitere  Verschlimmerung  eigentlich  überhaupt 
nicht  mehl’  denkbar. 

Die  \’erschiedenheit  der  Auffassung  spiegelt  sich,  Reichardt^)  be- 
tont. vor  allem  wieder  in  den  Bezeichnungen  traumatische  Neurose,  Neur- 
asthenie, Hysterie,  Traumasthenie,  Sinistrose,  zu  denen  noch  Namen  wde 
Pentenhysterie, 4ientensucht,  Rentenkampfsneurose,  Unlallsneurose,  Neur- 
asthenia  querulatoria  (Mendel)  und  der  Begriff  der  „Begehrungsvor- 
stellungen“ tritt.  Einer  der  oben  gekennzeichneten  Nervenärzte  gefällt  sich 
in  der  bombastischen  Bezeichnung:  „schwere  Erschütterung  des  gesamten 
Cerebrospinalnervensystems“. 

Alle  diese  unbestimmten  Ausdrücke  soll  und  kann  der  Arzt,  als 
völlig  entbehrlich,  in  seinen  Gutachten  vermeiden.  Sie  sind  ja  auch  nichts 
weiter  als  der  Versuch  einer  klinischen  Systematisierungsarbeit,  der  zw^eck- 
los  ist.  we\]  man  mit  ihnen  doch  keine  präzisen  und  einheitlichen  Vor- 
stellungen verbinden  kann.  Die  vorhandenen  Störungen  werden  nach 
Reichardf  durch  das  nichts  präjudizierende  Wort  ,, nervös“  in  ausreichen- 
der Weise  charakterisiert. 

Will  man  schon  die  verbreitete  Diagnose  „traumatische  Neurose^^ 
beibehalten,  so  wird  man  zweckmäßig  durch  Voransetzen  des  Wortes 
„sogenannte^'  seine  Bedenken  gegen  das  Erschöpfende  der  Krankheits- 
bezeichnung zu  erkennen  geben.  Die  beteiligten  Sachverständigen  wissen, 
w’as  gemeint  ist. 

Eine  solche  Erkrankung  werden  wir  annehmen,  wenn  wir  nach  einem 
Unfälle  funktionelle  Erkrankungen  des  Nervensystems  und  krankhafte 
\'orstellungen  antreffen,  ohne  daß  eine  materielle  Veränderung  des  Gehirns, 
des  Rückenmai’ks,  der  peripheren  Nerven  oder  eine  sonstige  körperliche 
Erkrankung  voiiiegt.  Gelegentlich  können  sie  zunächst  den  Eindruck  or- 
ganischer Erkraidciingen  machen,  meist  aber  handelt  es  sich  um  subjektive 
Symptome,  namentlich  psychischer  Art,  deren  Existenz,  wie  Windeieludd 
zutreffend  sagt,  weder  widerlegt  noch  bewiesen  werden  kann. 

Zur  Ätiologie  der  sogenannten  traumatischen  Neurose. 

Eber  die  Ätiologie  der  traumatischen  Neurose  bestehen  noch  er- 
hebliche Differenzen.  Die  frühere  Anschauung,  daß  es  sich  bei  vielen  Fällen 
um  Folgen  einer  Rückenmarkserschütterung  handele  (Railway  spine),  ist 
aufgegeben  worden. 


')  Bemerkungen  über  Unfallbegntiichtung  und  Gutachtenwesen.  CTiistav  Fisclier, 
Jena  U)10. 
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Man  hat  das  iMonient  des  Sclireckes  lieraii^ezo^eii  und  von  „Sdu’eck- 
nouroseir  gesprochen,  liat  aber  diese  Ursaclie  vielfacli  iiberscliätzt.  Nur 
ein  sein'  lieftiger  Schreck  oder  eine  durch  katasti'ophale  Ereignisse  hervoi'- 
gernfene,  nach  vernünftiger  Würdigung  begründete  Angst  darf  als  aus- 
lösendes Moment  anerkannt  werden.  Wir  beobachten,  daß  erhebliche 
Schreckwirkungen,  ja  selbst  die  bei  (lefahr  des  Verbrennens  oder  des 
Krti'inkens  überstandene  Todesangst  sich  oft  in  kurzei’  Zeit  verflüchtigen, 
jedenfalls  aber  nicht  erst  in  später  Zeit  auftreten  und  unbeeinflußbar 
bleiben.  Es  handelt  sich  dann  um  Menschen  mit  einem  rüstigen  Nerven- 
svstem. 

t* 

Die  Erfahrung  lehrt  nun  aber,  daß  uns  nach  Unfällen  beliebiger 
Art  und  Intensität  — nicht  immer  allein  nach  Kopfverletzungen  das 
.schwerste  Bild  dieser  Erkrankung  dargeboten  werden  kann.  Auffällig  ist. 
daß  die  sogenannte  ..traumatische  Neurose“  nach  wirklich  schweren  \’er- 
letzungen  (Zermalmungen  der  Glieder  mit  nachfolgender  Amputation, 
langwierigem,  schmerzhaftem  und  erschöpfendem  Krankenlager  usf.)  ganz 
außerordentlich  selten  auftritt.  Man  wollte  dies  damit  erklären,  daß  der 
naturgemäß  mit  einer  hohen  Kente  Entschädigte  es  nicht  nötig  habe, 
..sich  eine  Neui'ose  zwecks  Gelderwerbes  anzuschaffen 

Löst  ein  geringfügiger  Vorgang  eine  schwere  funktionelle  Störung 
des  Nervensystems  aus,  so  müssen  wir  zum  Verständnis  der  hier  vorliegenden 
'ratsache;  Kleine  Ursache]i  — große  Wirkungen,  das  Moment  der  ITä- 
disposition  heranziehen. 

Ein  großer  Teil  dieser  Unfallnervenkranken  ist  bereits  vor  dem 
löifall  psychisch  minderwertig,  .,nervös“,  schwachsinnig,  angeboren  willens- 
schwach und  energielos,  hypochondrisch  oder  paranoisch.  Ein  anderer  Teil 
ist  erblich  belastet  oder  zeigt  Degeueratisnszeichen  (an  Ohren,  Schädel. 
Zehen,  Pigment  oder  Behaarmigsanomalieen  usf.). 

Bei  einem  letzten  Teile  bestehen  Syphilis,  andere  konsumierende 
Krankheiten  oder  chronischer  Alkoholmißbrauch. 

Eine  sehr  sorgfältige  Anamnese  ist  also  in  diesen  Fällen  ganz  un- 
erläßlich. Auch  sind  die  sozialen  Verhältnisse  einer  eingehenden  Prüfung 
zu  untei'ziehen.  Weibliche  Personen  werden  durch  längeres  Verlobtsein  mit 
mangelnder  iVussicht  auf  Heirat  wegen  materieller  Schwierigkeiten  nervös. 
Eine  durch  einen  löifall  erlangte  Pente  räumt  alle  Hindernisse  mit  einem 
Schlage  aus  dem  Wege.  Es  muß  daher  zum  Nachdenken  anregen,  wenn 
in  einem  einzigen  Oberpostdirektionsbezirke  der  deutschen  Beichspostver- 
waltung  sidi  ÖT^/o  der  wegen  eines  Betriebsunfalles  pensionierten  Tele- 
graphengehülfinnen  nadi  Festsetzung  des  Unfallruhegehaltes  verheiratet 
hal)cn. 

Es  empfiehlt  sicli  ferner,  auf  diejenigen  Einflüsse  zu  fahnden,  die 
die  Umgebung  auf  derartige  Kranke  ausübt.  Die  einen  werden  in  Über- 
schätzung ihrer  Erkrankung  bona  fide  verzärtelt,  die  anderen  werden  zu 
immer  weiter  gellenden  Ansprüchen  angestachelt.  Endlich  gilt  auch  hier 
das  Woi’t,  daß  böse  P)eispiele  gute  Sitten  verdorben. 
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K filme  sagt  zutreffend  in  TItiews  Handlincli  der  llnfallerkrankungen: 
Wenn  seit  dem  Ifestehen  der  Unfallgesetzgebung  die  nach  Traumen  kör- 
perliche]’ odei’  seelischer  Art  beobachteten  Neurosen  ein  eigenartiges  Ge- 
präge angenommen  haben,  so  ist  das  . nicht  durch  das  Trauma  veranlabt. 
sondern  ist  eine  Folge  der  Unfallgesetzgebung,  der  Tatsache  des  Yer- 
sichertseins. 


Ich  möchte  dies  an  z^Yei  prägnanten  Beispielen  erläutern. 

Eine  Patientin  konsultiert  mich  wegen  eines  geringfügigen  Unfalles 
(Knallgeräusch  in  einem  Kopffernhörer).  Sie  atmet  erleichtert  auf,  als  ich 
ihr  bei  dem  völlig  negativen  Befunde  bedeute,  der  Vorgang  würde  keine 
Folgen  hinterlassen,  immerhin  sollte  sie  einige  Tage  dem  Betriebe  fern 
bleiben,  Spazierengehen,  gelegentlich  ein  Theater  oder  ein  Konzert  be- 
suchen. Nach  wenigen  Tagen  erscheint  sie  wieder,  voller  Freude,  dab  alles  ' 
so  abgelaufen  sei,  und  nimmt  ihre  ^Arbeit  wieder  auf. 

Nach  einiger  Zeit  präsentiert  sie  sich  in  wesentlich  anderer  Form. 


Sie  ist  erregt,  weint  und  macht  ihrer  Empörung  Luft.  Man  hätte  sie  über 
den  Unfall  vernommen,  man  hätte  ein  Protokoll  aufgenommen,  dabei 
hätte  sie  der  Beamte  „so  eigentümlich'^  angesehen,  als  wenn  er  ihr  nicht- 
traue.  Sie  wäre  keine  Simulantin,  wolle  keine  Pmtschädigung , nur  ihre 
Gesundheit.  Auch  ich  hätte  ihr  bei  der  ersten  Konsultation  ..so  eigen- 
tümliclr‘  gesagt,  sie  solle  an  den  A'organg  nicht  denken  usf.  Die  LTiter- 
suchung  ergab  jetzt  alle  Symptome,  die  wir  bei  der  in  Piede  stehenden 
Krankheit  erwarten.  Es  ist  mir  nicht  zweifelhaft , daß  diese  hier  nicht 
durch  das  minimale  Unfallereignis,  sondern  durch  die  vom  Gesetz  vorge- 
schriebene geschäftsmäßige  Behandlung  der  xAngelegenheit  hervorgei’ufen 
wLii’de,  wie  man  es  häufig  beobachten  kann. 

Bl  einem  anderen  Falle  war  ein  Büreaubeamter  durch  ein  im  Fern- 
sprecher auftretendes  starkes  Knackgeräusch  nach  seiner  Angabe  heftig- 
erschreckt.  Er  bot  mannigfache  subjektive  und  objektive  Anzeichen  der 
sogenannten  traumatischen  Neurose , insbesondere  Hautgefühlsstörungen. 
Halbseitenlähmung  mit  Schmerzen  im  rechten  Arm  und  Bein , Puls- 
beschleunigung usw.  Alle  diese  Beschwerden  schwanden  in  kurzer  Zeit, 
als  festgestellt  worden  war,  daß  er  als  Büreaubeamter  aus  diesem  Ereignisse 
keine  Unfallansprüche  herleiten  könne,  wie  ein  Betriebsbeamter,  da  er 
gegen  derartige  Unfälle  nicht  versichert  sei. 

\dele  Traumen  gehen  spurlos  vorüber,  wenn  „sich  kein  Unfall  daraus 
machen  läßt^‘.  Folglich  spielen  die  ..Begehrungs Vorstellungen“  St7ynHi)elIs 
tatsächlich  eine  Rolle. 

Hierher  sind  auch  diejenigen  Fälle  zu  rubrizieren  , wo  für  die  Pa- 
tienten nach  rechtski’äftiger  Ablehnung  oder  Anerkennung  der  Entschädi- 
gungsansprüche die  Sache  erledigt  ist.  Im  letzteren  Falle  indeß  nur  bis 
zur  nächsten  ärztlichen  Untersuchung. 

Fm  sich  den  Weiterbezug  der  Rente  zu  sichern,  schwellen  die  sub- 
jektiven Klagen  jetzt  sofort  wieder  an.  B(ü  dei*  erneuten  ärztlichen  Unter- 
suchung ist  — zumal,  wenn  es  sich  um  liolu'  Objekte  handelt  — eine  Fi’re- 
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giiiii»’  nicht  nur  erklärlich , sondern  normal.  Man  findet  daher  hei  dieser 
(Gelegenheit  dann  auch  gewisse  objektive  Symptome,  wie  Pulsheschleunigung, 
lleflexsteigerung  nsf.  Dieselben  Zeichen  der  Erregung  findet  man  aber 
auch  sehr  häufig  bei  ganz  (Gesunden,  die  auf  ihre  Brauchbarkeit  für  einen 
bestimmten  Dienst  oder  für  die  Aufnahme  in  eine  Lebensversicherung 
untersucht  werden. 

Ein  direktes  Verschulden  der  Verletzten  — in  dem  Sinne,  daß  sie 
die  Krankheit  in  sich  absichtlich  züchten  oder  Vortäuschen,  um  in  den 
Genuß  einer  Rente,  in  den  Besitz  einer  milchenden  Kuh  zu  gelangen  — 
liegt  nicht  immer  vor.  Sachs  sagt  in  seiner  kritischen  Studie  „Die  Unfall- 
neurose“: Durch  die  überall  sichtbaren,  und  zwar  in  (jeldempfang  sicht- 
baren Folgen  der  sozialen  Versicherungsgesetze  usf.  ist  in  der  Volksseele 
der  (xedanke  der  Entschädigungsberechtigung  lebendig  geworden,  ist  ins- 
besondere der  Gedanke  Gemeingut  geworden,  daß  der  Unfall  die  Entschä- 
digungsberechtigung setzt,  daß  der  Verletzte  ein  Recht  auf  möglichst  hohe 
Entschädigung  hat. 

Wieweit  dies  geht,  beweist  die  Frage  eines  wegen  einer  kleinen, 
frischen  Schnittwunde  am  Finger  soeben  Verbundenen : Na,  und  wie  steht 
es  nun  mit  der  Unfallrente  V 

Außerdem  besteht  im  allgemeinen  Volksbewußtsein  die  fest  eingenistete 
Vorstellung,  daß  gerade  Unfälle  — alsbald  oder  später  — schwere  Schä- 
digungen nach  sich  ziehen,  was  zu  hypochondrischer  Selbstbeobachtung 
führen  muß. 

Sachs  giebt  daher  in  prägnanter  Form  folgende  Definition  für  die 
sogenannte  traumatische  Neurose  : „Sie  ist  die  Reaktion  des  Degenerierten 
auf  einen  zur  Rente  berechtigenden  Unfall  auf  Grund  der  in  der  Volks- 
seele gebildeten  Gedankenrichtung.  Es  handelt  sich  um  eine  Art  psychischer 
I nf  ekti  onskr  ankheit. 


Sogenannte  „traumatische  Neurose^^  nicht  als  Folge  eines  gering- 
fügigen Unfalles  anerkannt. 

Ein  36jäliriger  Straßenbahnscliaffner  machte  im  August  1906,  als  er  wegen 
(telenkrlieumatismus  ärztlich  behandelt  wurde , einen  Fall  auf  das  Gesäß , den 
er  am  23.  April  1905  im  Betriebe  erlitten  haben  wollte,  für  sein  Leiden  ver- 
antwortlich. Alle  Instanzen  lehnten  die  Ansprüche  ab,  wiewohl  sich  eine  Univer- 
sitätsklinik zu  folgendem  Gutachten  hatte  bereit  tinden  lassen:  Der  Kläger  leide 
an  einer  traumatischen  Neurose,  die  in  dem  Sinne  als  Unfallfolge  anzusprechen 
sei,  daß  „die  schlummernde  oder  schon  vorhandene  Nervosität  durch  den  Unfall 
verschlimmert  wurde,  wobei  als  Unfall  natürlich  nicht  der  unbedeutende  Fall  aufs 
Gesäß  an  sich,  sondern  die  Beschädigung  unter  den  heutigen  sozialen  Umständen 
mit  ihren  genügsam  erörterten  Folgen  für  Seelenleben  und  Nervensysümi  des 
Verletzten  zu  verstehen  sei“.  Das  Reichsversidierungsamt  interpretierte  diesen 
Satz  in  seiner  Entscheidung  dahin,  daß  nach  Auffassung  der  Universitätsklinik 
<‘ii]  unbedeutender,  folgenlos  verlaufener  Unfall  nach  mehr  als  Jahresfrist  imstande 
s(‘in  sollte,  lediglich  dadurch  eine  N(‘rvenerkrankung  auszulösen,  daß  d('r  Be- 
troffene eine  Rente  wünsche  und  glaube,  einen  Ansprucli  aus  jenem  Fall  her- 
leiteri  zu  können.  Einer  derartigen  Beui'teihing  d('r  Phage  d(\s  Zusamnu'nhanges 
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zwisclii'ii  Unfall  1111(1  N(mii‘os(',  sowie  einer  dera,rti^>('ii  \'('rk(‘nmin^'  des  Zweckivs 
der  Unfall V(n’si(*lieriingsgesetz^^(^bim.üj  müsse  mit  alhmi  Naelidriick  nitgegeng(>tret(‘ii 
werih'ii.  Als  Voraussetzung  ('iner  traaimatisclien  Neurose  muli  stets  ein  Unfall- 
('reignis  feststelien,  das  als  solches  (üne  nachwirkmidi'  körperliche  oder  s(5elisch(‘ 
Krschütteriing  verursacht  hat.  Niemals  aber  kann  (uiie  traumatische  Neurose  als 
Unfallfolge  auf  einen  Jahr  und  Tag  ohne  erkminhare  P'olgen  gebliehenen  oder  gar 
iin('rwi('sen('ii  Unfall  zurückgeführt  und  als  nach  dem  Unfallversicherungsgesetz 
entschädigiingsptlichtig  anerkannt  werden  , lediglich  deshalb  , weil  die  beteiligte 
Person  glaubt,  nunmehr  eine  Rente  verlangen  zu  köniH'ii  und  mangels  Refriedi- 
gung  dieses  unberechtigten  Verlangens  nervenkrank  wird. 


Sogenannte  ,, traumatische  Neiirose^"  nicht  als  Folge  eines  gering- 
fügigen Unfalles  anerkannt. 


ln  einem  aiuR'ren  Falle  lautet  die  Entscheidung  des  Reichsversicheiungs- 
amtes:  I)ei‘  Unfall,  auf  den  der  Kläger  sein  Leiden  zurückführt,  ist  ein  ganz  ge- 
ringfügiger gewes(m.  l)('r  Kläger  will  am  18.  April  1904  infolge  Umkippens  und 
Aufschlagens  einer  mit  Kohlen  beladenen  Karre,  die  er  über  ein  Hindernis  hin- 
wegziehen wollte,  eine  Erschütterung  erlitten  haben.  Der  ganze  Verlauf  der  Ei- 
eignisse  läßt  erkennen,  daß  irgend  eine  ernstere  Erschütterung  des  Körpers  durch 
diesen  Vorgang  nicht  eingetreten  ist.  Der  Kläger  hat  ruhig  mit  der  Arbeit  fort- 
fahren können  und  sich  nur  insofern  dabei  etwas  entlastet,  als  er  sich  zum 
Fahren  der  von  ihm  beladenen  Kohlenwagen  fremder  Hilfe  bediente.  An  den  fol- 
genden 10  Tagen  hat  er  ohne  weiterc's  wieder  die  frühere  schwere  Arbeit  des 
Kohlenschaufelns  und  Kohlenfahrens  verrichtet  und  erst  am  30.  April  1904  sich 
leichtere  Arbeit  geben  lassen.  Allmählich  ist  er  dann  in  eine  Art  Selbstbetrach- 
tung verfallen,  und  es  hat  sich  bei  ihm  ein  Zustand  der  Gereiztheit,  der  Ner- 
vosität entwickelt,  der,  wie  das  Gutachten  des  Dr.  Gr.  erkennen  läßt,  von  Tag 
zu  Tag  sich  verschlimmert  und  ganz  den  Charakter  der  Neurasthenie  angenommen 
hat.  Indem  der  Kläger  also  glaubte,  durch  den  Unfall  Schaden  genommen  zu 
haben,  bildete  er  sich  alle  möglichen  Leiden  ein  und  empfand  naturgemäß  auch 
sofort  dort  Beschwerden,  wo  er  meinte,  solche  haben  zu  müssen.  Daß  es  sich  in 
der  Tat  nur  um  krankhafte  Einbildungen  handelt,  folgt  aus  dem  fast  völlig  ik'- 
gativen  objektiven  Befunde,  der  an  greifbaren  Zeichen  bestehender  Nervenscliwäche, 
trotz  wiederholter  eingehender  Untersuchungen,  nur  eine  leichte  Erhölumg  der 
Kniescheibenreflexe  und  leiclites  Flattern  der  Augenlider  bei  Fuß-  und  Augen- 
schluß ergeben  hat.  Der  Kläger  ist,  wie  Prof.  Dr.  W.  ausführt,  hiernacli  ein  Neur- 
astheniker, der,  zur  Hypochondrie  neigend,  gänzlich  in  Selbstbeobachtung  aufgeht 
und  alle  Energie  verloren  liat,  und  dessen  Beschwerden,  für  die  sich  irgend  ein 
greifbarer  Anlialt  nicht  finden  läßt,  in  der  Hauptsache  auf  dauernde  Autosugge- 
stion zurückzuführen  sind.  IJegt  aber  der  Grund  der  vorhandenen  Nervenschwäche 
nur  in  Einbildung  des  Verletzten,  so  kann  das  vorhergegangene  geringfügige  Un- 
fallereignis für  den  Zustand  des  Klägers  auch  dann  nicht  verantwortlich  gemacht 
werden,  wenn  der  Kläger  glaubt,  sein  Leiden  auf  diesen  Unfall  zurückführen  zu 
müssen.  U])Jektiv  war  dieser  Unfall  nicht  geeignet,  eine  Neurasthenie  hervorzu- 
rufen. Dann  felüt  aber  der  notwendige  ursächliche  Zusainmenhang,  wenn  nicht 
der  Unfall  selbst,  sondern  bloß  die  Einbildung,  infolge  des  Unfalles  einen  Körper- 
schaden erlitten  zu  haben,  ein  Nervenleiden  zur  Entstehung  und  Entwickelung 
gelangen  läßt. 

Eine  Entschädigungsptlicht  d(U’  Beklagten  ist  hiernach  abzulehnen. 


Meines  Erachtens  trifft  die  Hauptschuld  an  diesen  Rentenhysterieen 
auch  diejenigen  Ärzte,  die  bei  allen  nur  möglichen  Erkrankungen  ihre 
Patienten  fragen,  ob  sie  denn  nicht  früher  einmal  einen  Unfall  erlitten 
hätten.  Bei  längerem  Nachdenken  entsinnt  sich  der  Kranke  dann  eines 
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\'orkoiumnisses,  das  möglicherweise  geraume  Zeit  zurückliegt.  Dasselbe 
wird  als  „Unfall"  dargestellt,  der  behandelnde  Arzt  bescheinigt  unbedacht 
den  ursächlichen  Zusammenhang  und  nun  stürzt  sich  der  Kentenbewerber 
in  den  ,, Kampf  um  die  Rente den  weniger  widerstandsfähige  Naturen 
mit  dem  tatsächlichen  Zusammenbruch  ihres  Nervensystems  bezahlen. 

Die  Krankheitszeichen  der  sogenannten  „traumatischen  Neurose“. 

Schon  oben  erwähnte  ich,  daß  die  objektiven  Krankheitssymptome, 
Lidschwirren,  Pulsbeschleunigung,  Dermographie,  Reflexsteigerung,  Fehlen 
des  Rachen-  und  Bindehautreflexes  usf.,  sich  auch  bei  völlig  Gesunden 
finden.  Die  konzentrische  Gesichtsfeldeinschränkung  ist  oft  eine  reine  Auf- 
merksamkeitsstörung; mäßiges  Bomherg^o\iQ^  Schwanken  kommt  als  Aus- 
druck körperlicher  Ermüdung  vor.  Steigerung  der  mechanischen  Muskel- 
erregbarkeit ist  nicht  charakteristisch  für  eine  Erkrankung  des  Zentralnerven- 
systemes.  Die  sogenannten  hysterischen  Stigmata  sind  keine  eindeutigen 
Krankheitssymptome,  weil  sie  meist  erst  durch  die  ärztlichen  Untersuchungen 
erzeugt  werden.  Das  Fehlen  der  Patellarreflexe  kommt  als  individuelle  Ab- 
weichung vor. 

Reichardt  hebt  hervor,  daß  zum  klinischen  Bilde  der  in  Rede  stehen- 
den nervösen  Störungen  objektive,  charakteristische  Krankheitssymptome 
im  Sinne  der  Neurologie  und  inneren  Medizin  nicht  gehören.  Sie  sind  viel- 
mehr nur  psychologisch-psychiatrisch  zu  verstehen. 

Die  objektiven  Symptome  sind  danach,  selbst  wenn  sie  bei  der  in 
schwereren  Fällen  notwendigen  klinischen  Beobachtung  konstant  bleiben, 
nur  mit  großer  Vorsicht  zu  verwerten.  Wer  lediglich  auf  einige  dieser,  an 
sich  nichts  sagenden  Symptome  hin  die  Diagnose  auf  sogenannte  „trauma- 
tische Neurose stellt,  wird  zu  erheblichen  Fehlschlüssen  gelangen. 

Von  den  psychogenen  Symptomen  fallen  die  meisten  unter  die  Er- 
scheinungen der  Hysterie,  die  durch  Suggestion  (Autosuggestion)  oder  Nach- 
ahmung, unbewußter  oder  unterbewußter  Weise,  bedingt  sind.  Babmski 
zählt  zu  ihnen  nur  solche,  die  auch  willkürlich  erzeugt  werden  können, 
wie  (Tefühlsstörungen,  Lähmungen,  Kontrakturen,  Zittern,  hysterische  An- 
fälle, Gleichgewichtsstörungen,  Husten,  Aufstoßen,  Erbrechen.  Sie  sehen 
gegelienenfalls  aus  wie  simuliert,  sind  es  aber  nicht.  Hierzu  gesellen  sich 
die  Erscheinungen  des  Meteorismus,  der  Obstipation,  der  gestörten  Blasen- 
funktion. 

Andere  Krankheitssymptome  sind  zunächst  der  deprimierte  Gemüts- 
zustand. Die  fortdauernde  Selbstbeobachtung  führt  den  Patienten  zu  einer 
Überschätzung  der  bei  ihm  vorhandenen  Erscheinungen  und  Beschwerden, 
zur  Auffindung  neuer  Leiden,  zur  Furcht  vor  zukünftigen  Krankheitsfolgen 
und  zu  starker  Unterschätzung  der  verbliebenen  Leistungsfähigkeit.  Er 
verfällt  damit  der  hypochondrischen  Grübelei. 

Zu  dieser  gesellt  sich  häufig  die  Beeinträchtigungsidee,  die  sich  ge- 
legentlich zur  querulatorischen  Psychose  entwickelt. 
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Endlich  bei’cgnen  wir  häutig  Angstgefühlen  und  Störungen  auf  vaso- 
motorischem Gebiet,  wie  Herzerregbarkeit,  Blutandrang,  abwechselndem  Er- 
bleichen und  Erröten,  abnormer  (namentlich  halbseitiger)  Schweißabsonde- 
rung, Neigung  zu  Durchfällen,  gesteigertem  Harndrang,  Übelkeit,  Erbrechen, 
plötzlicher  Bupillendilatation  unter  dem  Einfluß  einer  Gemütserregung,  ohne 
genügenden  äußeren  Anlaß.  Letzteres  Moment  ist  wichtig,  denn  dieselben 
Erscheinungen  finden  wir  unter  dem  Einflüsse  von  heftigen  Gemütserre- 
gungen auch  als  normale  Körperreaktion.  Bahinski  nennt  sie  emotionelle 
Erscheinungen. 

Füge  ich  noch  hinzu,  daß  sich  auch  Intelligenzstörungen  gelegentlich 
finden,  so  sind  im  großen  und  ganzen  alle  die  Erscheinungen  kurz  Um- 
rissen, die  in  mannigfacher  Verknüpfung  — mehr  weniger  ausgeprägt  — 
das  Krankheitsbild  der  sogenannten  „traumatischen  Neurose“  ergeben. 
Naturgemäß  können  diese  Ausführungen  im  Rahmen  dieser  Arbeit  auch 
nicht  annähernd  erschöpfend  sein,  sie  sollen  den  allgemein  tätigen  Arzt 
nur  davon  abhalten,  auf  einzelne  objektive  Symptome  zu  großen  Wert  zu 
legen  und  die  Existenz  dieser  in  sozialer  Beziehung  so  wichtigen  Erkran- 
kung zu  bescheinigen,  wenn  sich  bei  einmaliger  Untersuchung  eines  ein 
verdrießliches  Gesicht  machenden  Patienten  neben  Nachröten  der  Haut 
gesteigerte  Kniesehnenreflexe  und  Pulsbeschleunigung  ohne  psychische  Ab- 
weichungen finden. 

Würdigung  der  einzelnen  Krankheitszeichen  und  Einschätzung 

der  Erwerbseinbuße. 

In  vielen  Fällen  läßt  sich  zwar  nicht  mit  Sicherheit  ausschließen,  daß 
die  Erkrankung  auch  ohne  Unfall  aufgekommen  und  sich  in  derselben 
Form  weiter  entwickelt  hätte. 

Findet  man  derartige  nervöse  Störungen  nach  einem  Unfall,  so  ist 
zunächst  zu  untersuchen , ob  sie  hinsichtlich  ihrer  Stärke  noch  in  das  Ge- 
biet des  Normalpsychologischen  hineinreichen,  oder  ob  sie  bereits  die 
Schwelle  des  Krankhaften  überschritten  haben. 

Gelangt  man  zu  einer  Bejahung  der  letzteren  Frage,  so  ergiebt  sich 
die  weitere,  inwieweit  die  nervösen  Störungen  denn  Unfallfolge  sind  und 
wie  sie  zu  entschädigen  sein  möchten. 

So  paradox  es  klingen  mag:  Viele  dieser  Patienten  sind  gesund,  sie 
sind  nur  innerhalb  der  normalpsychologischen  Breite  nervös,  vulgo  „nervig^* 
oder  „kribblig“.  Andere  haben  ein  körperliches  Leiden,  das  die  Nervosität 
auslöst  und  erklärt 

Bei  diesen  schon  voiher  Kranken  wurde  durch  den  Unfall  eine  A'er- 
schlimmerung  ihres  Zustandes  nicht  bewirkt,  lediglich  der  Inhalt  ihrer 
Klagen  und  Gedanken  wurde  durch  den  Vorgang  beeinflußt.  Sie  deuten 
ihre  Beschwerden  um  und  verlegen  sie  an  die  Stelle  der  stattgehabten 
Verletzung,  auch  dann  noch,  wenn  die  geringen  objektiven  Unfallfolgen 
hingst  verflogen  sind,  oder  solche  überhaupt  nicht  nachweisbar  waren. 
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Und  so  treten  an  den  (tutacliter  einige  sehr  wesentliclie  Fragen 
heran.  Was  hat  sich  bei  dem  Ereignis  tatsächlich  zngctragen  und  kann 
dieses  tatsächlich  als  Unfall  bezeichnet  werden,  oder  war  es  ein  harmloses, 
sich  täglich  wiederholendes  Geschehnis,  dem  erst  später  das  Gepräge  des 
Unfalles  gegeben  wurde  V Welche  unmittelbaren  Folgen  sind  eigentlich 
bei  dem  Verletzten  auf  getreten,  und  welche  Krankheiten,  Abnormitäten 
und  individuellen  Eigentümlichkeiten  hat  der  Verletzte  schon  vor  dem 
Unfall  gehabt?  Beichardf  verlangt  mit  vollem  Recht:  Alle  diese  Fragen 
müssen  sogleich  nach  dem  Unfall  durch  einen  mit  Unfallsachen  durcliaus 
vertrauten  Arzt  geprüft  werden.  In  erster  Reihe  ist  die  Hinzuziehung  eines 
sachkundigen  Arztes  bei  der  ersten  Protokollierung  des  Unfalles  erforder- 
lich , um  seinen  Mechanismus  durch  geeignete  Fragestellung  zu  präzisieren 
und  für  immer  unverrückbar  festzustellen.  Die  heutigen  polizeilichen  Unter- 
suchungsverhandlungen versagen  für  diese  Zwecke  fast  durchgehend. 

Den  Versicherungsämtern  erwächst  hier  eine  wichtige  Aufgabe  von 
hoher  nationalökonomischer  Bedeutung. 

Der  Zustand,  wie  ihn  der  Verletzte  in  diesen  Fällen  bei  einer  ein- 
maligen Untersuchung  oder  vor  dem  Gerichte  darbietet,  kann  der  Al)- 
schätzung  für  den  Grad  der  vorhandenen  Erwerbsunfähigkeit  nicht  als 
Grundlage  dienen. 

Der  deprimierte  Gemütszustand  eines  körperlich  sonst  Gesunden  ist 
gewöhnlich  kein  anhaltender,  er  ist  nicht  dauernd  in  derselben  Schwere 
vorhanden,  zeigt  vielmehr  einen  labilen  Charakter.  Infolgedessen  braucht  er 
auch  in  seiner  Einwirkung  auf  die  Erwerbsfähigkeit  keineswegs  so  tragisch 
genommen  zu  werden,  wie  der  Patient  es  tut  oder  wenigstens  wünscht. 

Die  Schwere  der  Erkrankung  und  ihr  Einfluß  auf  die  Erwerbsfähigkeit 
kann  oftmals  nur  in  längerer  klinischer  Beobachtung  zutreffend  gewürdigt 
werden  und  fällt  mehr  in  das  Ressort  des  Psychiaters,  als  das  des  Neurologen. 

Aber  auch  die  Beobachtung  durch  geeignete  Vertrauensmänner  der 
Versicherungsträger  ist  oftmals  erforderlich  und  führt  gelegentlich  zu  auf- 
fälligen Feststellungen. 

Ein  von  zahlreichen  Sachverständigen  — Nervenärzten,  Gerichtsärzten  und 
mir  — wiederholt  untersuchter  MannH  wurde  wegen  „traumatischer  Neurose“ 
5 .fahre  lang  mit  der  Hilflosenrente  entschädigt.  Er  zitterte  unaufhörlich,  zeigte 
starke  Dermographie,  Schweißausbruch,  hatte  einen  spastisch-paretischen  Gang, 
taumelte,  zeigte  starke  Steigerung  der  Sehnenretlexe  bei  völligem  Erloschensein 
der  Bindehaut-  und  des  Rachenreüexes , er  schien  völlig  verblödet.  Die  Ehefrau 
berichtete  von  vorangegangenen  Selbstmordversuchen.  Die  nicht  ärztliche  Beob- 
achtung ergab,  daß  er  sich  fern  von  ärztlicher  Untersuchung,  von  seiner  Wohnung, 
vom  Polizei-  und  Genossenschaftsbüreau  völlig  frei  bewegte,  ein  liebenswürdiger 
Causeur  war  und  ein  lockeres  Leben  führte,  der  die  Nacht  zum  Tage  machte. 
Zu  seinem  Unglück  schloß  er  Freundschaft  mit  dem  mit  seiner  Entlarvung  be- 
auftragten Detektiv,  mit  dem  er  unter  anderem  zwei  Nächte  durchkneipte.  Wegen 
seines  Geisteszustandes  war  ein  gegen  ihn  anhängiges  Strafverfahren  ausgesetzt 
worden.  Nachdem  diese  Vorgänge  maßgeblichen  Ortes  bekannt  geworden  waren, 
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wurde  er  einer  Irrenanstalt  zur  lieobachtnng  ülxTwiesen,  wo  seine  Simulation 
auch  ärztlich  in  einwandfreier  Weise  festgestellt  wurde.  AVegen  dieser  Simulation 
wurde  er  mit  10  Monaten,  die  Ehefrau  wegen  Jleihilfe  mit  2 Monaten  Gefängnis 
bestraft. 


Bei  einem  anderen,  mit  Hilflosenrente  entschädigten  Unfallverletzten  kam 
es  gelegentlich  der  A^olkszählung  heraus,  daß  er  für  die  Zwecke  des  Rentenbezuges 
eine  besondere,  kleine,  ärmliche  Stube  besaß,  während  er  seit  Jahren  in  einem 
anderen  Stadtteil  ein  großes  Buttergeschäft  selbständig  leitete.  Der  Mann  machte 
vor  Gericht  und  dem  Reichsversicherungsamt  stets  einen  ganz  gebrochenen  Ein- 
druck. Auch  hier  kam  es  zur  gerichtlichen  Bestrafung  Avegen  Betruges. 


Die  psychogenen  Lähmungen  einer  Extremität  oder  ihr  Zittern  genau 
so  einzuscliätzen , wie  eine  organische  Schädigung  des  betreffenden  Gliedes 
oder  seinen  völligen  Verlust,  ist  fehlerhaft.  Sachs  begründet  dies  in  durch- 
greifender Weise,  wie  folgt:  Es  handelt  sich  um  Störungen,  die  man  in 
geeigneten  Fällen  ohne  jeden  traumatischen  Ursprung  durch  Suggestion, 
insbesondere  durch  Hypnose  künstlich  herbeiführen  und  ebenso  schnell 
wieder  beseitigen  kann. 

In  unseren  Fällen  liegt  das  suggestive  Moment,  das  die  Störung 
herbeigeführt  hat  und  unterhält,  in  der  Meinung  der  Kranken,  das  be- 
troffene Glied  nicht  gebrauchen  zu  können.  Diese  Meinung  aber  wird  durch 
die  Gewährung  einer  hohen  Rente  in  autoritativster  Weise  unterstützt. 
Jetzt  hat  der  Kranke  den  Beweis  für  die  Schwere  seines  Leidens  durch 
ärztliche  Untersuchung  und  behördliche  Anerkennung  in  Händen,  und  es 
besteht  damit  die  Gefahr,  daß  eine  sonst  vielleicht  bald  wieder  verschwin- 
dende Störung  zu  einer  dauernden  wird. 

Einen  normalpsychologischen  Hypochonder,  der  für  seine  Einbildungen 
längere  Zeit  eine  hohe  Rente  bezieht,  kann  man  dadurch  zum  krankhaften 
Hypochonder  und  Invaliden  machen.  Beichardt  bezeichnet  ihn  als  ein  Kunst- 
produkt — das  Resultat  unglücklicher  Umstände  und  Mißverständnisse. 

Gefühlsstörungen,  Druckpunkte,  Veränderungen  der  Reflexe  stören 
an  sich  die  Erwerbsfähigkeit  nicht.  Hysterische  Krämpfe  verlaufen  ohne 
Aveitere  körperliche  Verletzungen  oder  sonstigen  Schaden.  Der  klinische 
Lehrer  provoziert  sie  gelegentlich  zu  UnterrichtszAvecken.  EbensoAvenig 
stören  Gesichtsfeldeinengungen  oder  sogar  hysterische  einseitige  Blindheit 
die  Orientierung  im  Raum. 

Es  haben  daher  alle  diejenigen  Störungen,  die  nur  bei  der  ärztlichen 
Untersuchung  auftreten,  außerhalb  derselben  aber  Avieder  verscliAvinden, 
keinen  Anspruch  auf  Berücksichtigung  l)ei  Einschätzung  der  Ei’Averbsein- 
buße.  Erst  der  gesamte  Symptomenkomplex,  die  gesamte  Persönlichkeit 
des  Untersuchten,  soAvie  sein  Verhalten  außerhalb  der  eigentlichen  Unter- 
suchung giebt  eine  annähernd  verläßliche  Unterlage. 

Zwang  zur  Arbeit  ist  ein  Heilmittel.  Dies  darf  aber  nicht  in  der 
AA^eise  zur  Geltung  gebracht  Averden,  daß  man  zAvar  eine  ErAverbseinbuße 
von  66V3V0  anerkennt,  zu  HeilzAvecken  aber  nur  eine  solche  von  öO"/o 
vorschlägt.  Man  hat  vielmehr  zu  erklären,  daß  die  ErAverbseinbuße  olijektiv 
höchstens  66V3  beträgt,  daß  die  Störungen  nicht  derartig  sind,  daß  .sie 


Die  sogenannte  „traumatische  Neurose“. 
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eino  höhere  KrwevbseinhiiÖe  — etwa,  wie  der  Patient  gewöhnlich  wünscht, 
lOOVo  — bedingen,  da  er  tatsäclilich  noch  imstande  ist,  durch  leichte 
Arbeit  mindestens  ein  Drittel  zn  verdienen.  Eine  „tranmatische  Neurose“, 
die  nach  Wunsch  des  Gntachtens  mit  15 — SäVsVo  entschädigt  werden  soll, 
ist  überhaupt  keine.  Sind  die  Störungen  so  gering,  dann  machen  sie  sich 
für  das  Erwerbsleben  auch  nicht  geltend. 

Übertreibungssucht  und  Hang  zur  Unwahrheit  wird  Hysterischen  zu- 
gute gehalten,  es  gehört  nach  vielfach  geteilter  Meinung  zum  Krankheits- 
bilde. Die  Aussagen  derartiger  Kranker  sind  unzuverlässig.  Es  treten  bei 
ihnen  Täuschnngeii  der  Erinnerung  und  Umdeutung  von  Vorgängen  auf, 
die  sie  dann  selbst  für  ^vahr  halten. 

Dies  kann  doch  aber  für  den  Gutachter  nur  die  Wirkung  haben, 
dab  er  dem  Patienten  daraus  keinen  persöidichen  Vorwurf  macht,  nicht 
aber  die^  daß  er  die  übertriebenen  oder  erdichteten  Bes(diwerden  als  er- 
werbshindernd anerkennt  und  dafür  eine  Piente  in  Vorschlag  bringt. 

Die  Unzuverlässigkeit  der  Angaben  ist  aber  auch  von  einem  anderen 
Gesichtspunkte  aus  zu  betrachten.  Viele  Unfallnervenkranke,  die  nach  dem 
Deamtenunfallfürsorgegesetz  oder  aus  der  Haftpflicht  heraus  entschädigt 
werden,  beanspruchen  jahraus  jahrein  eine  Erholungs-  oder  Badereise,  ohne 
daß  sich  das  Grundleiden  bessert  oder  ihre  Plrwerbsfähigkeit  hebt.  A er- 
nünftigerweise  würde  man  nach  dei  artigen  mehrmaligen  zwecklosen  Ver- 
suchen von  weiteren  Wiederholungen  Abstand  nehmen.  Die  Zivilgerichte 
stehen  nun  auf  dem  — in  diesem  Falle  zweifellos  unrichtigen  — Stand- 
punkt, diesen  Kranken  sei  alles  zu  gewähren,  was  ihnen  auch  nur  sub- 
jektiv oder  auch  nur  vorübergehend  Linderung  ihrer  Beschwerden  bringen 
könnte.  Als  wenn  man  jemanden  trepanierte,  der  sich  davon  „subjektive 
Besserung“  seiner  Kopfschmerzen  erhofft. 

Infolgedessen  versichert  jeder,  daß  er  sich  während  und  nach  der 
Beise  viel  wohler  gefühlt  habe,  auch  wunn  es  ihm  noch  so  jämmerlich 
geht.  Jetzt  dissimuliert  er,  denn  er  sichert  sich  damit  die  Anwartschaft 
auf  die  nächste  Sommerreise.  Die  Notwendigkeit  derselben  tritt  aber  in 
Form  der  von  gefälligen  Ärzten  bescheinigten  ^Verschlimmerung  der  Be- 
schwerden in  jedem  Frühjahr  von  neuem  ein. 

Die  Behandlung  der  sogenannten  traumatischen  Neurose. 

Die  geeignetste  Behandlung  besteht  in  der  Prophylaxe.  Der  geschickte 
Arzt  wird  vom  Unfalltage  an  durch  geeignete  Suggestion  der  Gefahr  ent- 
gegentreten, daß  sich  ein  depressiv-hypochondrischer  Zustand  entwickelt. 
Fehlerhaft  ist  es,  solchen  Patienten  die  Ansgehzeit  zu  beschränken,  wie 
es  die  Krankenkassen  verlangen.  Ich  schicke  derartige  Kranke  gern  ins 
Theater  oder  ins  Konzert. 

Sobald  die  ersten  Begehrungsvorstellungen  aiiftanchen , belehre  man 
seinen  Klienten,  daß  er  selbst  l)ei  Gewiihrnng  der  höchsten  Entschädigung 
immer  noch  schlechter  fahren  werde,  als  w'enn  er  sein  Leben  durch  Pflicht 
und  Arbeit  ansfüllt. 
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Jede  rolypraginasie  ist  zu  vermeiden,  in  chronischen  Fällen  ist  sie 
zu  verwerfen , weil  überflüssig  und  schädlicli.  Diese  Ansicht  haben  auch 
hei  der  bekannten  Rundfrage  der  Ärztlichen  Sachverständigenzeitung  M 
über  die  Behandlung  schwerer  llnfalhieurosen  die  Mehrzahl  der  in  der 
Unfallheilkunde  tätigen  Ärzte  geäubert.  Entgegengetreten  wird  ihr  nur 
von  solchen  Ärzten,  deren  Wartezimmer  sonst  vermutlich  leer  bleiben  würde. 


jGiitachtliclio  Stütsamkeiten“  betitolt  Placzek‘^)  eine  Blutenlese  von  Vei‘- 


erforderlicli  zur  Bosserun^^ 
traiiinatisclier  Xeuros»* 


Avegen 


Ordnungen,  die  gewisse  Ärzte  als  „unbedingt 
des  Unfallleidens“  zu  attestienni  pdegen.  Eine 
pensionierte  Aveibliche  Person 
also  neben  der  gewöhnlichen,  für  347  Mk.  Schabefleisch,  dazu  für  109  Mk.  Milch, 
für  55  Mk.  Eier,  für  8 Mk.  Malzextrakt,  weiter  monatlich  für  13  ]\Ik.  Ananas. 
Weintrauben  und  Zitronensaft.  Placzek  wirft  die  berechtigte  Frage  auf,  ob  seihst 
ein  derartiger  Gutachter  es  für  möglich  halten  kann,  daß  ein  Mensch  solche' 
khiantitäten  Schahetleisch  überhaupt  vertilgen  kann.  In  einem  anderen  Falle  hatte' 
ein  Arzt  attestiert,  für  einen  an  angeblich  traumatischer  Ischias  leidenden  Patiente'ii 
mit  kräftigem  Körperbau,  guter  Muskulatur,  reichlichem  PMttpolster  sei  als  Zu- 
satznahruug  erforderlich:  täglich  1 Liter  Milch,  2 frische  Eier,  100//  Butte'r. 
v'g  Pfunel  Brattleisch,  monatlich  1 Pfund  Kakao,  2 Pfund  Zucker. 


e'.rhält  inuerhalh  300  Tagen  als  Zuschußernährung, 


Diese  Beispiele  lassen  sich  leicht  vermehren.  Nach  meiner  Erfahrung 
wächst  die  Kapazität  des  Magens  für  die,  jedem  anderen  Erwachsenen 
auf  die  Dauer  widerstehende  Milch  bei  Unfallnervenkranken  mit  der  Zahl 
der  Familienmitglieder. 

Daß  diese  Klasse  von  Ärzten  bei  langjährigen  Neurasthenikern 
dauernd  intensiv  behandelt,  ist  bekannt.  Jahrelang  wird  eine  Kur  von 
mindestens  6 Wochen  verordnet,  die  Ehefrau  muß  den  Neurastheniker 
begleiten,  da  er  sich  sonst  fürchtet,  und  da  die  Kinder  ja  nicht 
allein  zu  Hause  bleiben  dürfen , so  attestiert  der  Arzt  auch  noch  als 
., dringend  erforderliclry  daß  die  Kinder  mit  ins  Bad  müssen,  da  sonst 
leicht  eine  psychische  ungünstige  Beeinflussung  des  Kranken  eintreten 
könnte. 

Eine  Behörde  ist  einmal  zur  Gewährung  eines  neuen  xWizuges,  sowie 
eines  Reisekoffers  verurteilt  worden,  um  dem  Kranken  auch  die  Ausführung 
der  von  ihr  vorher  bewilligten  Kur  in  einem  Badeort  zu  ermöglichen. 

Diese  Gutachten  enthalten  auch  noch  oft  die  Erklärung,  der 
Kranke  muß  einen  Schnellzug  sowie  die  zweite  Wagenklasse  benutzen, 
um  die  „schädliche  Länge  der  Fahrt“  abzukürzen  und  die  „Erschütte- 
rungen“ zu  vermeiden.  Daß  es  der  Arzt  in  der  Hand  hat,  die  schäd- 
liche Länge  der  Fahrt,  die  übrigens  von  sehr  vielen,  sonst  ganz  ge- 
brochenen Patienten,  auffällig  gut  — sogar  im  Speisewagen  — ver- 
tragen wird,  dadurch  abzukürzen , daß  er  einen  nahe  gelegenen  Ort 
aussucht,  wird  nicht  beachtet.  Die  modernen  Eisenbahnwagen  HL  Klasse 
sind  nicht  schlechter  gefedert  als  die  der  zweiten  Klasse,  sie  stoßen  auch 
nicht  stärker.  Es  gießt  ja  viele  Wagen,  die  in  sich  11.  und  III.  Klasse  ver- 
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einigen.  Die  Härte  der  Holzbank  läßt  sich 
lind  Kissen  mildern. 


durch  untergelegte  Decken 


Zuzugeben  ist,  daß  manche  Ärzte  derartige  \'erordnungen  aus  fal- 
scher Humanität  heraus  treffen.  Es  ist  für  sie  verlockend,  l)ci  der  un- 
gleichen ^>rteilung  der  Güter  auf  Erden  ein  wenig  „\'orsehung^^  zu 
spielen  und  dem  Patienten  auf  diese  Weise  materielle  Vorteile  zuzuwenden, 
seine  Pensions-  oder  Kentenbezüge  zu  erhöhen,  aber  nicht  aus  eigener, 
sondern  aus  fremder  Tasche.  Eacile  est  de  alieno  largiri. 

Hier  liegt  ein  allen  Eingeweihten  offenkundiger  sozialer  Schaden 
vor,  dessen  Beseitigung  einer  Äiiderung  der  gesetzlichen  Bestimmungen 
und  der  Spruch  praxis  der  Zivilgerichte  obliegt. 

In  der  gewerblichen  Unfallversicherung  werden  derartige  Zuwendun- 
gen nicht  gemacht.  Die  hier  entschädigten,  traumatischen  Neurosen  ver- 
laufen zum  mindestens  nicht  schwerer,  eher  besser,  wie  die  intensiv  be- 
handelten der  anderen  Kategorie. 

Im  allgemeinen  wird  es  als  ausreichend  zu  bezeichnen  sein,  wenn 
ein  derartiger  Nervenkranker  in  späterer  Zeit  alle  8 — 14  Tage  sich  von 
seinem  x\rzt  beraten  läßt. 


Elektrische  Unfälle. 

Es  ist  eine  selbst  Laien  geläufige  Erfahrung,  daß  Blitzschlag  oder 
elektrischer  Starkstrom  schwere  Erkrankungen,  ja  den  Tod  herbeitühren 
können.  Die  rein  körperlichen  Schädigungen  liegen  meist  klar  zutage. 
Nach  Beseitigung  derselben  bleiben  aber  häufig  rein  nervöse,  funktionelle 
Störungen  zurück,  in  manchen  Fällen  beherrschen  sie  allein  das  Krank- 
heit sbild  von  vornherein. 

Organische  Schädigungen  des  Hirnes,  des  Rückenmarkes  und  der 
peripheren  Nerven  sind  wiederholt  beobachtet  worden.  Eine  klassische  Dar- 
stellung giebt  Jellinek  in  seiner  Eüektropathologie.  Eine  Stromstärke  von 
über  200  Volt  bezeichnet  er  bei  bipolarer  Berührung  als  gefährlich,  solche 
über  500  Volt  als  tödlich.  In  der  Wirkung  der  Stromstärke  kommen  bei 
unipolarer  Berührung  starke  Unterschiede  vor,  insofern  gelegentlich  ein 
schwächerer  Strom  tödlich  wirkt,  während  sehr  starker  Strom  verhältnis- 
mäßig geringe  oder  gar  keine  Folgen  nach  sich  zieht.  Es  kommt  dabei 
ganz  auf  die  Widerstände  an,  die  der  Körper  durch  seine  Bekleidung 
(Gummihandschuhe,  trockene  Kleidung,  trockenes  Schuhwerk)  und  seinen 
Standort  (trockener  Fußboden,  Isolierung)  erfährt. 

Die  auf  den  bekannten  Turmwagen  der  Straßenbahn  stehenden  Mon- 
teure sind  gut  isoliert  und  berühren  Gleichstromleitungen  bis  zu  500  Volt 
mit  bloßen  Händen  ohne  Schaden  zu  nehmen,  während  ein  in  Zucker- 
melasse und  Pottasche,  außerordentlich  guten,  fast  gar  keinen  Widerstand 
leistenden  Leitern  barfuß  stehender  Mann  durch  die  Berührung  eines 
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blanken,  einen  (ileiclistrom  von  95  \'olt  Spannung  führenden,  Leiters  nach 
Jelliiiek  seinen  Tod  fand. 

Mir  erzählten  Meainte  der  Berliner  Hoch-  und  Untergrundbahn,  dab 
sie  beim  unvoi'sichtigen  Betreten  der  Stromschienen  (750  Voltj  den  Strom 
vohl  heftig  merkten  und  erschreckten,  auch  wohl  V2 — 1 fortgeschleudert 

würden,  aber  sonst  keinen  weiteren  Schaden  nähmen.  Ich  begutachtete 
neulich  einen  Mann,  der  während  der  Arbeit  an  einer  Transformatorsäule 
an  eine  Leitung  mit  3000  AMlt  geriet  und  nur  eine  schwere  Verbrennung 
des  linken  Armes,  ohne  anderweitige  Störung  seiner  Gesundheit  erlitt. 

In  einem  ganz  auffälligen  Gegensätze  stehen  hierzu  die  schweren 
Folgen,  die  die  Betriebsunfälle  der  Fernsprechgehilfinnen  nach  sich  ziehen. 
Der  Fernsprechbetrieb  arbeitet  mit  einem  Strom  von  30 — 35  ^’olt:  der 
durch  Kurbeldrehen  erzeugte , sogenannte  Kurbelstrom  erreicht  einen 
Wert  von  40  Volt.  Angesichts  dieser  geringen  Stromstärke  klingt  es  recht 
sonderbar,  wenn  in  den  Attesten  der  behandelnden  Ärzte  immer  wieder 
die  Angabe  auf  taucht:  Die  Verletzte  sei  von  ..Starkstrom“  getroffen 
worden. 

Von  119  Fällen  elektrischer  Unfälle  im  Fernsprechbetriebe,  die  ich 
zum  Teil  behandelt,  zum  Teil  durch  Jahre  beobachtet  und  begutachtet 
habe,  war  6mal  eine  atmosphärische  Entladung  in  die  von  den  betreffen- 
den Damen  bediente  Fernleitung  erfolgt;  nur  in  einem  Falle  war  durch 
Bruch  einer  Fernsprechleitung  eine  Berührung  derselben  mit  der  Stark- 
strom führenden  Leitung  der  Straßenbahn  erfolgt.  Die  übrigen  Erkran- 
kungen waren  lediglich  Folge  der  im  Kopffernhörer  unerwartet  aufgetretenen 
heftigen  Knack-  oder  Knallgeräusche,  also  abnormer  Klangsensationen,  die 
bei  vermutlich  disponierten  Individuen  eine  Schreckwirkung  ausübten.  Ein 
jeder  Fernsprechteilnehmer  kennt  sie  aus  eigener  Erfahrung. 

Die  meisten  Beamtinnen  erklären:  „Ich  habe  Unfall  gehabt^^  oder 
„ich  habe  Strom  bekommen^L  Dabei  ist  es  in  den  Fällen,  wo  die  Knack- 
geräusche ihre  üble  Wirkung  taten,  ausgeschlossen,  daß  der  Körper  von 
Strom  durchflossen  wurde.  Dies  könnte  höchstens  geschehen,  wenn  ver- 
botswidrig blanke  Teile  der  Leitung  berührt  würden. 

Die  Folgen  sind  die  oben  gekennzeichneten  Symptome  der  sogenannten 
„traumatischen  Neurose“  in  allen  Spielarten,  wobei  ich  aber  in  meinen 
Fällen  Gehörsstörungen  niemals  geklagt  erhielt. 

Fälle,  bei  denen  die  Knackgeräusche  nicht  als  unfallartiges  Ereignis 
anerkahnt,  sondern  als  übliche  Betriebsvorgänge  — ohne  Anspruch  auf 
Schadenersatz  — bezeichnet  wurden,  vei’liefen  außerordentlich  milde  und 
schnell.  Die  Menstruation  scheint  eine  gesteigerte  Prädisposition  zu 
schaffen. 

Als  beachtenswert  möchte  ich  erwähnen,  daß  eine  nach  einem  solchen 
als  Betriebsunfall  anerkannten  Knallgeräusch  vor  Jahren  erkrankte  Tele- 
grapheugehilfin  trotz  hysterischer  Lähmung  des  linken  Beines  und  beider 
Stimmbänder  dauernd  Dienst  als  Büreaubeamtin  in  einer  Schreibstelle  ver- 
sieht. Ihr  guter  Wille  ist  es,  der  sie  dazu  befähigt. 


Elektrische  Unfälle. 
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Die  l)ei  den  Verletzungen  durch  elektrischen  Strom  obwaltenden  Ver- 
hältnisse werden  in  den  Gutachten  erläutert,  die  das  Reichsversicherungs- 
amt in  den  folgenden  zwei  einschlägigen  Streitfällen  eingefordert  hat. 


Tod  eines  Monteurs  Folge  eines  einige  Stunden  zuvor  erlittenen 

elektrischen  Schlages. 

Der  Monteur  K.  war  ira  Juni  1906  im  Aufträge  der  Allgemeinen  Elektrizitäts- 
Gesellschaft  in  H.  damit  beschäftigt,  Betriebsproben  an  einer  Akkumulatorenbatterie 
vorzunehmen.  Nachdem  er  am  27.  Juni  bis  abends  8 Uhr  tätig  gewesen  wai-,  nahm 
er  nach  kurzer  Ruhepause  bereits  um  IV2  Uhr  morgens  am  28.  Juni  1906  die 
Arbeit  wieder  auf,  die  er  mit  Rücksicht  auf  die  bevorstehende  Abnahme  unter 
fieberhafter  Hast,  ohne  P^ühstückspause  zu  machen,  bis  10  Uhr  vormittags  fort- 
setzte. Zunächst  hatte  er  in  dem  Akkuniulatorenraum  verschiedene  Verbindungen 
gelöst  und  neue  angelegt,  wobei  er  ganz  besondere  Vorsicht  und  Aufmerksamkeit 
anwenden  mußte,  weil  er  beim  geringsten  Versehen  Gefahr  lief,  vom  Strome  ge- 
troffen zu  werden.  Dann  hat  K.  längere  Zeit  auf  der  Schaltbrettbühne  gearbeitet, 
hierbei  war  er  sehr  aufgeregt,  weil  er  einen  Fehler  anfänglich  nicht  finden  konnte. 
Gegen  10  Uhr  vormittags  mußte  er  au  die  stromführende  Schiene  einen  Volto- 
meter  anschließen.  Dazu  hatte  er  in  der  einen  Hand  einen  Schraubenzieher,  in 
der  anderen  Hand  ein  Stückchen  Kabeldraht,  welches  er  mit  der  stromführenden 
Schiene  verbinden  wollte.  In  diesem  Augenblicke  rief  K.  den  Mitarbeiter  B.  mit 
Namen.  Letzterer  eilte  hinzu  und  fing  den  schwankenden  K.  in  seinen  Armen 
auf.  K.  rief  nur  noch:  „Nehmt  mir  die  800  Volt  aus  den  Fingern, verlor  dann 
das  Bewußtsein  und  starb  am  Nachmittag  gegen  5 Uhr.  Der  von  der  VVJtwe  K. 
erhobene  Entschädigungsanspruch  wurde  von  der  Berufsgenossenschaft  zurück- 
gewiesen,  vom  Schiedsgericht  dagegen  für  begründet  erachtet.  Auf  den  Rekurs 
der  Beklagten  holte  das  Reichsversicherungsamt  noch  eine  Auskunft  der  Allge- 
meinen Elektrizitäts-Gesellschaft  und  ein  Gutachten  des  Dr.  ing.  R.,  ordentlichen 
Professors  au  der  Kgl.  Technischen  Hochschule  in  B.,  ein.  Dieses  Gutachten  lautete 
im  wesentlichen: 

„Es  ist  sehr  wahrscheinlich,  daß  K.  mit  der  Starkstromleitung  in  Berüliruug 
gekommen  ist,  und  zwar  aus  folgenden  Gründen:  Nach  einem  ISstündigeu  Arbeits- 
tage hatte  er  4 Stunden  ausgesetzt,  konnte  also  höchstens  3 bis  3^2  Stunden  ge- 
schlafen  haben.  Am  nächsten  Morgen  war  er  2 Stunden  lang  in  dem  mit  schäd- 
lichen Gasen  gefüllten  Akkumulatoreuraum  beschäftigt  gewesen  und  liatte  unter 
erschwerenden  Umständen  gearbeitet,  weil  die  Verbindungen  unter  Spannung  aus- 
geführt werden  mußten.  Daß  diese  angestrengte  Tätigkeit  und  das  Einatmen  der 
scliädlicheii  Gase  einen  ungünstigen  Einfluß  auf  den  über  50  Jahre  alten  K.  aus- 
geübt haben  können,  ist  wold  anzunelimen.  Außerdem  war  er  in  einer  gewissen 
Hast,  weil  die  Abnahme  der  Anlage  bevorstand,  aber  noch  nicht  alles  in  Ordnung 
war.  Infolge  der  Überanstrengung  und  einer  gewissen  Nervosität  mag  er  die 
nötige  Vorsicht  wolil  uicl)t  mehr  gehabt  haben,  und  so  mit  der  Leitung  in  Be- 
rührung gekommen  sein.  Dafür  spriclit  auch  noch  der  Umstand,  daß  K.  mittelst 
eines  losen  Drabtstückes  Verbindung  an  spannungsführenden  Scliienen  herstellen 
wollte,  was  sciion  an  und  für  sich  eine  Arbeit  ist,  die  die  allergrößte  Vorsicht 
erfordert,  um  Unglücksfälle  und  Kurzschlüsse  zu  vermeiden.  Da  außerdem  die  in 
Frage  kommende  Anlage  offenbar  eine  Bahnaulagc  ist,  was  aus  der  Betriebs- 
spannung von  550  bis  600  Volt  geschlossen  werdom  kann,  so  genügte  ('v.  sclion, 
mit  Rücksicht  darauf,  daß  der  Minuspol  geerdet  ist,  eine  Berührung  mit  nur 
einer  Seidene,  dem  Iduspol,  um  den  Körper  d(T  vollen  Spannung  auszusetzeu. 
Auch  die  Tatsache,  daß  K.  nach  dem  Unfälle  noch  gesprochen  hat,  kann  entgegen 
dein  Gutachten  des  Dr.  M.  nicht  unbedingt  gegen  diese  Annahme  herangezogen 
werden.  PN  ist  mii‘  ein  ähnlicher  Phdl  bekannt,  wo  ein  Ingenieur  im  Unterwerk 
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B.  der  H.er  elektrischen  Yororthahn  eine  6()0()  Volt-Wecliselstronileitung  herührte. 
Infolge  des  Schlages  stürzte  er  nieder,  erhob  sich  aber  gleicli  wieder,  langte  sein 
Augenglas  auf  und  soll  noch  gesagt  haben:  „War  das  aber  ein  Schlag!“  Dann 
brach  er  zusaiuimui  und  war  tot.  Dieser  P^all  beweist  also  das  Gegenteil  von 
d(Mii,  was  Dr.  M.  in  seinem  Gutachten  behauptet.  Bezüglich  der  Yerbrennungs- 


b(‘i  durch  Starkstrom  Yerletzten 
Dr.  M. 


sclili('ße  ich  mich 
und  auch 


jedoch  voll- 


erscheinungen 

stüudig  dein  von  Dr.  M.  in  seinem  Ziisatzgutachten  und  auch  dem  von  Dr.  B. 
Gesagten  an.  Während  meiner  12jährigen  Tätigkeit  in  der  Praxis  habe  ich  sell)st 
Fälle  erlebt,  wo  bestimmt  durch  Starkstrom  Getötete  keine  äußeren  Brandwunden 
aufwiesen,  sondern  es  zeigten  sich  an  den  mit  der  Leitung  in  Berührung  ge- 
kommenen Körperteilen  nur  eine  große  Zahl  kleiner  gelber  Punkte,  ähnlich  denen 
von  Mückenstichen.  Diese  Erscheinung  kann  natürlich  nur  dann  eintreten,  wenn 
der  sich  ('vent.  bildende  und  die  Yerbrennung  verursachende  Lichtbogen  nicht 
mit  dem  Körper  der  Betroffenen  in  Berührung  gekommen  ist.  In  dem  vorliegenden 
Falle  war  aber  die  Möglichkeit  hierzu  gegeben,  weil  K.  in  beiden  Händen  Metall- 
teile hielt,  zwischen  denen,  nach  der  stromführenden  Schiene  zu,  ein  Lichtbogen 
hätte  stehen  bleiben  können,  ohne  den  Körper  zu  verbrennen,  der  Stromübergang 
wäre  dann  von  den  Metallteilen  nach  der  inneren  Handfläche  erfolgt  und  hätte 
hier  event.  rote  und  gelbe  Punkte  hinterlassen.  Die  Wirkung,  die  ein  solcher 
Stromdurchgang  auf  den  Körper  ausübt,  ist  sehr  verschieden  und  ganz  individuell. 
Im  allgeineinen  wird  ein  gesunder  Mensch  unter  normalen  Yerhältnisseu,  d.  h. 
wenn  die  die  Leitung  berührenden  Körperteile  nicht  durchnäßt  sind,  wohl  nicht 
infolge  einer  kurzen  Berührung  von  600  bis  800  Yolt  Gleichstrom  getötet  werden; 
solche  Fälle  kommen  in  den  Yersuchsfeldern  der  Elektrizitätsfirmen  und  bei 
Straßenbahnen  öfter  vor.  Ist  aber  der  ÜbergangsAviderstand  infolge  von  Feuchtig- 
keit oder  Nässe  (Schwefelsäuredämpfe,  Schweiß  usw.)  stark  verkleinert,  so  ist 
eine  Berührung  schon  viel  gefährlicher  und  kann  zum  Tode  führen.  So  war  in 
einem  früheren  Jahrgange  der  elektrotechnischen  Zeitschrift  ein  Unfall  beschrieben, 
bei  dem  ein  Arbeiter  einer  chemischen  Fabrik  schon  von  110  Yolt  Gleichstrom 
getötet  wurde,  weil  infolge  seiner  ständigen  Arbeit  mit  gutleitendeu  Chemikalien 
der  Übergangswiderstand  an  den  mit  der  Spannung  in  Berührung  gekommenen 
Körperteilen  so  verringert  war,  daß  ein  tödlicher  Strom  durch  den  Körper  fließen 
konnte,  trotzdem  eine  Spannung  von  110  Yolt  als  ganz  ungefährlich  gilt  und  unter 
normalen  Yerhältnissen  ein  Prickeln  verursacht.  Dagegen  lehrt  ein  anderer  Fall, 
daß  auch  viel  höhere  Spannungen  unter  Umständen  nicht  tödlich  zu  Avirkeu 
brauchen.  Bei  den  Schnellbahnversuchen  im  Jahre  1901  war  ein  Monteur  in  dem 

in  Berührung  ge- 


Unterwerk  mit  einer  Wechselstromspaunung  von  13000  Yolt 
kommen,  und  der  entstandene  Lichtbogen  hatte  große  und  gefährliche  Brand- 
wunden am  Arm  und  Unterschenkel  verursacht;  trotzdem  Avurde  der  Monteur 
wieder  vollständig  geheilt  und  geht  noch  heute  seiner  ursprünglichen  Beschäftigung 
nach.  Alle  diese  Beispiele  zeigen,  daß  es  nicht  ohne  wdteres  möglich  ist,  eine 
Gnmze  zu  ziehen,  bis  zu  Avelcher  die  Spannung  ungefährlich,  über  die  hinaus 
aber  eine  Gefahr  für  das  Leben  besteht.  Die  Wirkung  ist  aber  sehr  verschieden 
und  l)esonders  von  der  individuellen  Beschaffenheit  des  Betreffenden  und  den  in 
Frage  kommenden  Begleitumständen  abhängig.  Ein  Mensch,  der  zehnmal  von 
öOO  Yolt  getroffen  Avurde,  kann  beim  elften  Male  tödlich  verunglücken.  Im  allge- 
meinen nimmt  man  an,  daß  auch  nicht  die  Spannung,  sondern  der  Strom,  diT 
durch  den  Körper  geht,  maßgebend  ist,  und  zAAmr  soll  je  nach  der  individuellen 
Uo  fii^"'  ’/ioo  Amperen  gf'nügen,  um  einen  Menschen  zu  töten.  Daß 
solche  Stromstärke  schon  bei  d(',r  sehr  niedrigen  Spannung  von  110  Yolt 


Beschaffenheit 
eim 


fließim  kann,  beAAanst  das  vorln^r  erAvähnt(>  Beispiel.  Unter  BrnJicksichtigung  aller 
Begleitumstände'  Ix'antAVorte  ich,  auf  Grund  der  vorstehenden  Ausführungen,  daher 
di('  mir  vorge'h'gte;  Frage'  wie'  folgt:  Es  ist  mit  übenviegemder  Wahrsche'inlichkeit 
anzuiK'hmen,  daß  eh'r  Monte'iir  K.  am  28.  .Inni  1906  mit  der  Starkstromleitung 

ist  und  dadurch  einen  Betriebsunfall  erlittt'ii  hat.  Die 


in  Berührung  ge'kommen 
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Frage,  ob  K.  (Uireli  diesen  netriebsunfall  zu  Tode  gekonunen  ist,  (nitzielit  sich 
ininner  IJenrteilnng.  Die  Jleiintwortiing  dieser  Frage  ist  Saclie  di'r  medizinisclien 
Sachverständigen.  Ich  halte  es  jedocli  nicht  für  ausgescldossen,  daß  der  später 
erfolgte  Tod  iin  nnniittelbaren  Zusanimenliange  mit  dem  Detriebsunfalle  gestanden 
hat,  da  das  Nervensystem  infolge  der  vorliergegangenen  Anstrengung  geschwäclit 
und  nicht  mehr  genügend  widerstandsfäliig  war.  Wenn  der  elektrische  Leitungs- 
widerstand des  Körpers  K.  etwa  40(K)  Ohm  betragen  liat,  so  ist  bei  800  Volt 

Spannung  ein  Strom  von  I = — = = — Ampere  durcli  sinnen  Körper  ge- 

w 4000  10 

Hossen,  genug,  um  einen  gesunden  kräftigen  Mann  sofort  oder  nach  kurzer  Zeit 
zu  töten.‘*  — Das  Reichsversicherungsamt  wies  den  Rekurs  der  Reklagten  zurück 
mit  folgender  Regründung: 

Das  plötzliche  Umfallen  bei  der  selir  gefährlichen  Arbeit  läßt  es  ohne 
weiteres  wahrscheinlich  erscheinen,  daß  K.  mit  der  Starkstromleitung  in  Rerülirimg 
gekommen  ist.  Um  aber  die  Sachlage  in  technischer  Rezieliung  gründlich  klar- 
zustellen, hat  das  Reichsversiclierungsamt  die  Akten  noch  dem  Professor  Dr.  R. 
vorgelegt.  Dieser  hat  mit  erschöpfender  Regründung  und  unter  Rerücksichtigung 
der  von  der  Allgemeinen  Elektrizitäts-Gesellschaft  geschilderten  Retriebs Verhält- 
nisse ein  Gutachten  erstattet,  welchem  sich  das  Reichsversicherungsamt  durchweg 
angeschlossen  hat.  Es  ist  deshalb  zur  Überzeugung  des  Reichs  Versicherungsamtes 
nachgewiesen,  daß  K.,  als  er  am  28.  Juni  zusammenbrach,  einen  Betriebsunfall 
durch  Berühren  der  Starkstromleitung  erlitten  hat.  K.  war  bis  zu  diesem  Tage 
ein  anscheinend  kerngesunder  Mann,  überaus  rüstig  und  regsam,  so  daß  seine 
Kraft  und  Rüstigkeit  den  B.  in  Staunen  gesetzt  hatte.  Erwägt  man  dazu  die  vor- 
angegangene, Körper  und  Geist  ungemein  anstrengende  Arbeit  des  K.,  daß  er 
dadurch  geschwächt  und  \veuiger  widerstandsfähig  geworden  war,  so  ist  die  Schluß- 
folgerung gerechtfertigt,  daß  der  elektrische  Schlag  den  wenige  Stunden  später 
erfolgten  Tod  des  K.  verursacht  hat.  Momente,  welche  gegen  diese  Annahme 
sprechen,  sind  aus  den  medizinischen  Gutachten  nicht  zu  entnehmen.  Die  Ärzte 
bewegen  sich,  da  es  verabsäumt  wmrden  ist,  eine  Leichenöffnung  vorzunehmen, 
nur  in  Vermutungen,  die  zum  Teil  durch  die  hervorragende  Sachkunde  des  tech- 
nischen Gutachters  widerlegt  worden  sind.  Danach  hat  das  Reichsversicherungs- 
amt den  Rekurs  der  Berufsgenossenschaft  zurückweisen  müssen. 


Ursächlicher  Zusammenhaiig  zwischen  Tod  an  Herzschwäche  und 
einem  8 Tage  zuvor  erlittenen  elektrischen  Schlage. 

Der  48  Jahre  alte  Schweißer  H.  hat  am  7.  September  1906  bei  der  Arbeit 
in  einer  Maschinenbauanstalt  infolge  Erdschlusses  einen  elektrischen  Schlag  er- 
halten. Nach  der  Unfallanzeige  ist  der  in  Frage  kommende  elektrische  Strom  ein 
(Reichstrom  mit  einer  Spannung  von  50  bis  75  Volt  gewesen.  H.  taumelte,  nach- 
dem er  den  Schlag  erlitten  hatte,  kam  aber  nicht  zu  Falle,  klagte  am  anderen 
Tage  über  Kopfschmerzen,  stellte  am  Nachmittag  die  Arbeit  ein  und  nahm  ärzt- 
liche Hülfe  in  Anspruch.  Dr.  W.,  der  11.  am  11.  September  untersuchte,  fand  ihn 
tiebernd  und  über  Kopfschmerzen  und  Brustbeklemmungen  klagend,  stellte  be- 
deutende Herzschwäche  fest  und  vermutete  eine  zentrale  Lungenentzündung.  Dr. 
G.,  welcher  am  14.  September  zu  H.  gerufen  wurde,  gelangte  zu  der  Diagnose: 
hochgradige  katarrhalische  Erkrankung  der  feinen  Bronchien,  bzw.  beginnendes 
Lungenödem  mit  eingetretener  Herzschwäche.  Am  16.  September  starb  11.  Auf 
Grund  des  Befundes  bei  der  Leichenöffnung  äußerte  sich  Dr.  R.  dahin,  daß  es 
sich  bei  11.  um  eine  sogenannte  Infektionskrankheit  mit  vorzugsweiser  Retdligung 
d(T  Lungen  gehandelt  habe,  bei  der,  wie  es  meist  der  Fall  sei,  der  Tod  dui'ch 
Versagen  der  Herzkraft  erfolgt  sei.  Der  J’od  sei  beschleunigt  worden,  w(mI  das 
Herz  schon  seit  längerfT  Zeit  schwer  erkrankt  und  infolgedessen  seine  ^Viderstands- 
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kraft  goschwächt  gewesen  sei.  Ein  Zusammenhang  des  Todes  mit  dem  elektrischen 
Sclilage  sei  nicht  wahrscheinlich.  Ein  Gleichstrom  in  der  geringen  Spannung  von 
nO  bis  Tf)  Volt  sei  nicht  geeignet,  die  Gesundheit  schwer  zu  schädigen.  Seihst 
Stromstärken  von  über  5000  Volt  könnten  ohne  dauernde  Folgen  vertragen 
werden.  Jedenfalls  könne  ein  elektrischer  Strom  eine  Infektionskrankheit  niclit 
erzeugen.  Die  JJerufsgenosenschaft  wies  die  Hinterbliebenen  des  H.  mit  ihren  Ent- 
schädigungsansprüchen ab.  Auf  ihre  Herufuug  zog  das  Schiedsgericht  von  dem 
Direktor  des  Pathologischen  Institutes  der  Universität  Ik,  Geh.  Medizinalrat  Pro- 
fessor Dr.  0.,  ein  Gutachten  hei,  das  einen  Zusammenhang  zwischen  Unfall  und 
Tod  für  sehr  wahrscheinlich  erklärte.  Zu  der  entgegengesetzten  Annahme  ge- 
langten der  Professor  Dr.  R.  und  der  Vertrauensarzt  des  Schiedsgerichtes,  Kreis- 
arzt Dr.  S.  Das  Schiedsgericht  vernahm  hierauf  die  Ingenieure  B.  und  W.  als 
Sachverständige  und  ersuchte  ferner  den  Professor  Dr.  St.  in  J.  um  eine  gutacht- 
liche Äußerung.  Auch  dieser  Sachverständige  verneinte  einen  ursächlichen  Zu- 
sammenhang zwischen  Tod  und  Unfall,  und  das  Schiedsgericht  schloß  sich  ihm 
an.  Auf  den  Rekurs  der  Kläger,  in  dem  die  früheren  Behauptungen  wiederholt 
wurden,  erwiderte  die  Beklagte,  die  in  Frage  kommende  Stromstärke  sei  nicht 
sehr  erheblich  gewesen,  sie  liege  im  Bereiche  solcher  Stärken,  die  zu  Heilzwecken 
ohne  Schaden  angewandt  würden.  H.  habe  nach  dem  Unfälle  weiter  gearbeitet 
und  den  weiten  Weg  nach  seiner  Wohnung  zu  Fuß  zurückgelegt.  Das  Reichs ver- 
sicheruugsamt  hat  darüber,  wie  das  Verhalten  des  H.  nach  dem  Unfälle  war,  noch 
weiteren  Beweis  erhoben  durch  zeugeneidliche  Vernehmung  der  Putzer  S.  und  He., 
ferner  über  die  Ursache  des  Todes  des  H.  und  den  Zusammenhang  des  Todes 
mit  dem  behaupteten  Unfall  eine  nochmalige  gutachtliche  Äußerung  des  Geh. 
Medizinalrates  Professor  Dr.  0.  eingeholt.  Dessen  Gutachten  lautete  im  wesent- 
lichen: 

„Nach  den  Darlegungen  der  technischen  Sachverständigen  und  den  Aus- 
sagen der  Mitarbeiter  darf  es  als  feststehend  angenommen  werden,  daß  H.  einen 
elektrischen  Schlag  erhalten  hat.  Der  elektrische  Strom  war  ein  Gleichstrom  von 
110  bis  119  Volt,  der  nach  der  Darlegung  der  technischen  Sachverständigen  unter 
für  H.  sehr  ungünstigen  Verhältnissen  in  dessen  Körper  eingedrungen  ist.  Daß 
ein  Gleichstrom  von  dieser  Stärke  schädigend  ^^irken  kann,  ist  sichergestellt,  selbst 
wenn  Ströme  gleicher  Stärke  auch  therapeutisch  zur  Anwendung  gelangen  sollten. 
Ich  habe  schon  früher  darauf  hingewieseu,  und  auch  andere  Gutachten,  besonders 
die  technischen,  haben  darauf  Rücksicht  genommen,  daß  es  für  die  Wirkung  eines 
elektrischen  Stromes  nicht  nur  auf  die  Stromspannung  ankommt,  daß  also  die 
Bedingungen,  unter  denen  ein  Strom  von  gewisser  Spannung  zur  Einwirkung  ge- 
langt, sehr  verschieden  sein  können.  Zu  den  früher  erwähnten  Beispielen  von 
Schädigungen  durch  Ströme  geringer  Spannung  kann  ich  noch  ein  weiteres  hin- 
zufügen; Jellinek^  der  in  den  Akten  schon  wiederholt  als  Autorität  in  elektrischen 
Fragen  ärztlicher  Art  genannt  Avorden  ist,  ist  es  gelungen,  ein  Pferd  durch  Gleich- 
strom von  110  Volt  auf  der  Stelle  zu  töten.  Das  war  ein  Pferd  und  kein  Mensch. 
Der  Strom  liat  1 Minute  20  Sekunden  eingewirkt,  also  sicherlich  länger  wie  im 
Falle  II.,  aber  diese  Beobaclitung  gibt  doch  immerhin  einen  neuen  Beweis  dafür, 
daß  man  einen  Gleichstrom  von  110  Volt  nicht  als  eine  so  gleichgiltige  Sache 
ansehen  kann,  wie  es  einzelne  der  ärztliclien  Gutachter , die  allerdings  teilweise 
eine  geringere  Stromstärke  annehmen,  wie  auch  icli  in  meinem  ersten  Gutachten, 
getan  haben.  Weiterhin  ist  festgestellt,  daß  der  Tod  durch  Herzschwäche  mit  an- 
schließender Lungenwassersucht  erfolgt  ist.  Auseinander  gelien  die  Ansichten  in 

bezug  auf  die  Lungenentzündung Nun  sagt  Dr.  B.,  die  Lungenentzündung 

(oder  eine  andere  üeberhafte  Erkrankung)  habe  den  Tod  an  sich  nicht  allein  her- 
beigeführt, sie  liabc  aber  sehr  ungünstig  auf  das  schon  vorher  kranke  Herz  ein- 
gewirkt und  aucli  Dr.  R.  muß,  da  er  ja  anerkennt,  daß  bei  der  Sektion  von  Lun- 
genentzündung nichts  melir  zu  finden  war,  zu  der  Herzstöruug  seine  Zuflucht 
nelunen,  denn  er  sagt:  in  ilirem,  d.  li.  der  Lungenentzündung,  Verlauf  ist,  wie 
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so  oft . Herzschwäche  auf  getreten  , der  II.  am  8.  Tag’cs  nach  der  g'eriiif^fUgig('n 
eh'ktrischen  Einwirkung  erlegen  ist.  „Wie  so  oft,“  g(wvih,  aber  doch  nicht  bni 
rinein  bis  dahin  gesundem,  nicht  dem  Trünke  ergeb(men  Manne,  welcher  nur  fünf 
Tage  an  Lungenentzündung  krank  war,  nur  einen  selir  kleinen  cntzündliclien  Herd 
hatte,  der  beim  Tode  schon  wieder  verschwunden  war.  Meines  Erachtens  sind  die 
Annahnnm  des  Dr.  R.  völlig  nnwahrsclieiidicb.  l)r.  B.  liat  sicli  demgegenüber 
meiner  Vermutung,  dalJ  H.  bereits  vor  dem  Unfälle  bzw.  vor  dem  Beginn  d('r 
fraglichen  Lungenentzündung  ein  krankes  Herz  hatte , angeschlossen  und  sielit 
darin  die  Ursache,  dali  die  Lungenentzündung  zum  Tode  geführt  habe.  Icli  halte 
es  auch  beute  noch  für  wahi-scheinlicb  , daß  H.  ein  krankes  Herz  batte,  als  (u- 
akut  nach  dem  Unfall  erkrankte.  Was  nun  diese  Erkrankung  betrifft,  so  halu' 
ich  schon  gezeigt,  daß  eine  Lungenentzündung  nicht  nachgewiesen  ist  und  daß, 
wenn  eine  solche  vorhanden  gewesen  sein  sollte,  sie  so  geringfügige  anatomiscln? 
Ersclieinungen  gemacht  hat , daß  ich  sie  nicht  für  eine  genügende  Todesursaclu' 
halten  kann.  Aber  vielleiclit  war  Influenza  da?  Eine  sichere  Diagnose  hat  keinm’ 
der  anderen  Gutachter  gestellt,  aber  es  hat  auch  keiner  die  Frage  erörtert,  ob 
denn  eine  Inhuenzainfektion  den  Tod  erklärt.  In  jedem  Lehrbuche  der  Medizin 
kann  mau  lesen,  daß  die  Influenza  bei  gesunden,  noch  in  der  Blütezeit  des  Lebens 
stehenden  Menschen  — das  letztere  trifft  bei  H.  nicht  zu  — einen  günstigen 
Ausgang  zu  nehmen  pflegt.  Es  können  aber  Komplikationen  auftreteu,  welch(‘ 
(umm  ungünstigen  Ausgang  herbeiführen  können,  und  unter  diesen  ist  wiederum 
die  Lungenentzündung  eine  besonders  häutige  Todesursache.  Eine  tödliche  lutlu- 
enzaluugenentzündung  ist  aber  hier  nicht  vorhanden  gewesen,  wie  denn  überhaupt 
auch  in  bezug  auf  eine  Influenza  die  Sektion  keinerlei  wesentliche  Anhaltspunkte 
ergeben  hat.  Ich  kann  deshalb  auch  nicht  anerkennen,  daß,  selbst  wenn  eine  In- 
tiuenzaerkraukung  Vorgelegen  hätte,  diese  eine  genügende  Erklärung  für  den  Tod 
geben  würde,  sondern  auch  daun  müßte  noch  eine  besondere  Hilfsursache  ange- 
nommen werden.  Vielleicht  ist  eine  solche,  ich  komme  hiermit  wieder  auf  die  Annahme 
des  Dr.  B.  zurück,  in  der  Erkrankung  des  Herzen  zu  suchen.  Eine  Sicherheit,  daß 
eine  solche  vorhanden  wmr,  ist  nicht  gegeben,  ich  halte  cs  aber  für  wahrschein- 
lich und  kann  danach  nur  zugeben,  daß  die  Möglichkeit  voiiiegt,  daß  Pneumonie 
oder  Influenza  Avegen  der  Schädigung  des  Herzens  einen  ungünstigen  Verlauf 
genommen  haben.  Nun  habe  ich  gezeigt,  daß  ein  Beweis  für  das  Bestehen  einer 
Lungenentzündung  oder  einer  Influenza  von  keiner  Seite  erbracht  ist,  es  handelt 
sich  nur  um  die  allgemeine  Diagnose  einer  akuten  Infektionskrankheit.  Ich  hatte 
in  meinem  ersten  Gutachten  darauf  hingewiesen,  daß  sich  die  hervorgetretenen  Er- 
scheinungen w'ohl  auch  als  Folgen  einer  elektrischen  Schädigung  auffassen  ließen. 
Ich  habe  dabei  nicht  von  Sicherheit,  sondern  nur  von  Wahrscheinlichkeit  ge- 
schrieben, ich  gebe  zu,  daß  zahlreiche  Bedenken  gegen  diese  Auffassung  zu  erheben 
sind,  und  wdll  nicht  auf  meiner  damaligen  Anschauung  bestehen,  aber  ich  muß 
immer  wieder  liervorheben,  die  Annahme,  daß  nach  dem  Unfall  eine  Infektions- 
krankheit nicht  sicher  festzustellender  Art  aufgetreten  ist,  klärt  den  schnellen 
Eintritt  des  Todes  nicht  auf,  sondern  erfordert  nach  Lage  der  Verhältnisse  noch 
eine  Hilfsursache,  und  da  kann  man  denn  doch  nicht  an  der  Tatsache  Vorbeigehen, 
daß  der  Verstorbene  einen  elektrischen  Schlag  erhalten  hat,  daß  er  dadurch  ge- 
schädigt wmrden  ist  und  daß  im  unmittelbaren  Anschluß  daran  die  tödliche  Er- 
krankung aufgetreten  ist.  Für  die  Annahme,  daß  beim  Unfall  eine  Infektions- 
krankheit vorhanden  geAvesen  ist,  fehlt,  Avie  ich  schon  erAvähnt  habe,  jede  Grund- 
lage, es  ist  vielmehr  mit  Professor  St.  anzunehmen,  daß  die  in  der  ersten  Zeit 
nach  dem  Unfall  auf  getretenen  Erscheinungen  nicht  nur  „durch  den  Unfall  verur- 
saclit  sein  können“,  sondern  „sogar  wahrscheinlich  durch  den  Unfall  verursacht 
sind“.  Dr.  St.  nennt  allgemeine  Erschlaffung,  Arbeitsunfähigkeit  und  Kopfschmerzen: 
durch  die  Aussagen  der  Zeugen  ist  festgestellt,  daß  H.  sofort  nach  dem  Unfall 
und  auch  noch  als  er  um  1/06  Ulir  nach  Hause  ging,  sehr  bleich  aussah,  daß  seine 
Gesiclitsfarbe  vollständig  verändert  wuir,  daß  er  fortAvälirend  stölinte  und  Avenig- 
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stens  ('ine  Zeitlang  stnniin  dasali.  JJas  sind  doch  Zeichen  einer  heträclitlichen 
Schädigung,  niclit  mir  subjektive,  soiuhirn  aiicli  objektive,  und  man  kann  gar 
nicht  au  der  Frage  vorübergehen,  ob  nicht  in  dieser  Untallschädigimg  jenes  Mo- 
ment zu  suchen  ist,  welches,  wie  ich  vorher  ausgeführt  habe,  noch  nötig  ist,  um 
den  Tod  zu  erklären.  Wenn  das  Herz  schon  geschädigt  war,  so  wird,  wie  icli  in 
meinem  ersten  Gutachten  schon  erwähnte,  die  Annahme  erlaubt  sein,  daß  gerade 
auch  bei  ihm  sich  der  elektrische  Unfall  ungünstig  geltend  maclite,  und  war  es 
bis  dahin  gesund,  nun,  dann  wird  erst  recht  auf  den  elektrischen  Unfall  als  eine 
den  ungünstigen  Ausgang  einer  etwa  aufgetretentm  Infektionskrankheit  bewirkende 
Hilfsiirsache  zurückgegriffen  werden  müssen.  I)r.  8t.  ist  dies  aucli  nicht  entgangen, 
sondern  er  schreibt  ausdrücklich  am  Ende  seines  Gutachtens:  „Her  elektrische 
Unfall  hat  vielleicht,  indem  er  die  Widerstandskraft  H.s  schwächte,  die  Entstehung 
der  akuten  Infektion  begünstigt  und  den  ungünstigen  Verlauf  der  Krankheit 
mit  verschuldet.“  Aus  allem,  was  ich  vorher  dargelegt  habe,  geht  hervor,  daß 
ich  nicht  bei  diesem  „vielleicht“  stehen  bleiben  kann,  sondern  daß  ich  einen  der- 
artigen Zusammenhang  für  höchst  wahrscheinlich  halten  muß,  da  mir  ohne  diese 
Annahme  der  Tod  nicht  recht  erklärt  erscheint.  Ich  muß  also  auch  heute  noch, 
ganz  gleichgültig,  wie  die  Frage  nach  d(mi  Yorhandengewesensein  einer  Infektions- 
krankheit überhaupt  und  einer  Lungenentzündung  im  besonderen  entschieden  werden 
mag,  dabei  bleiben,  daß  ein  ursächlicher  Zusammenhang  zwischen  dem  Tode  des  H. 
und  dem  von  ihm  erlittenen  Unfall  besteht,  derart,  daß  der  Tod  ohne  den  Unfall 
mit  großer  Wahrscheinlichkeit  nicht  eingetreten  wäre.“  — Ha 
amt  hat  unter  Aufhebung  der  angefochtenen  Entscheidungen 
Entschädigung  der  Hinterbliebenen  verurteilt.  Gründe: 

Schon  das  Schiedsgericht  hat  es  für  wahrscheinlich  erachtet,  daß  H.  am 
7.  September  1906  bei  der  Arbeit  von  einem  elektrisclum  Schlage  betroffen 
worden  ist , also  einen  Betriebsunfall  erlitten  hat.  Hieran  kann  auch  init 


ö Reichsversicherungs- 


die 


Beklagte 


zur 


Rücksicht  auf  die  wiederholten  eidlichen 
feit  werden.  Weiterhin  muß  aber  ebenfalls  als 
kein  unerheblicher 


Bekundungen 


der  Zeugen  nicht 


gezwei- 


gewesen 


erwiesen  gelten,  daß  der  Unfall 
ist.  Her  Strom  war  nach  dem  Gutachten  der  techni- 
schen Sachverständigen  ein  Gleichstrom  von  110  bis  119  Volt  und  ist  unter  sehr 
ungünstigen  Bedingungen  in  den  Körper  des  H.  eingetreten.  Wie  die  Aussagen 
der  Zeugen  ergeben,  ist  H.,  nachdem  ihn  der  Schlag  getroffen  hatte,  der  läinge 
nach  hintenüber  auf  den  Boden  gefallen.  Er  wurde  sehr  blaß,  stöhnte  fortwährend, 
kühlte  sich  den  Kopf  und  sprach  fast  gar  nicht  mehr.  Nur  klagte  er  über  Schmerzen 
lind  Hitze  im  Kopfe  und  meinte,  einen  solchen  Schlag  habe  er  noch  nie  bekommen. 
Nach  dem  Ergebnisse  der  Beweisaufnahme  trifft  die  Annahme  der  Beklagten,  daß  er 
nach  dem  Unfälle  weiter  gearbeitet  habe,  nicht  zu,  vielmehr  hat  H.,  der  bis  dahin  ein 
gesunder,  dem  Trünke  nicht  ergebener  Mann  war,  überhaupt  nach  dem  Unfall 
nicht  mehr  ernstlich  gearbeitet.  Es  steht  auch  nicht  fest,  daß  er  nachher  zu  Fuß 
nach  Hause  und  zum  Arzte  gegangen  ist , vielmehr  ladiaupten  die  Kläger  glaub- 


haft, daß  er  diese 


Wege 


grv 


efahren  sei.  Was  sodann  die  Frage  des  ursächlichen 


*en 

ZusamiiKmlianges  des  Unfalles  mit  dem  Tode  des  H.  anbelangt,  so  hat  das  Rekurs- 
gi'ridit  nicht  verkannt,  daß  mit  Rücksicht  auf  die  Abweicliung  der  ärztlichen  Gut- 
achten und  den  derzc'itigen  Stand  d('i*  Wissenscliaft  über  die  Einwirkungen  elek- 
trischer Ströme  in  dieser  Hiusiclit  Zweifel  obwalten  können.  Das  Reichsversiclu'- 
rungsamt  hat  indessen  geglaubt,  sich  dem  Gutachten  des  Professors  Hr.  ()..  der 
jenen  Zusammenhang  für  liöclist  wnlirscheinlich  liält,  anschließen  zu  sollen.  Habei 
wari'u  folg(3nde  p]rwägungen  maßgebend.  Professor  Hr.  0.  ist  gerade  auf  dem  hier 
in  Ik'traclit  kommenden  Gebiet  eine  Autoiität  i'rsten  Ranges.  Seine  in  der  vor- 
lii'genden  Saclie  erstatteRm  Gutachtim  sind  s(']ir  ('ingehend  und  überzeugend  bi'- 
gi’ümh't.  Sie  beruhen  auf  einer  sorgfältigen  und  umfassenden  Würdigung  aller 
ei'mittelten  Umstände,  insbesomh'.re  des  S(dvtionsbefundes,  d('i‘  technischen  und 
äi'ztlichen  Gutachten,  d('i‘ Z('ug(maussag('u  und  namentlich  des  Plrgebnisses  d('r  vom 
R('kursg(n'icht  vi'ranlaßten  Ihnvi'isaufnahiiK^.  Nach  den  Gutacht('n  d('S  Profi'ssor 


Elelvtrisclie  Unfälle. 
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l)r.  0.  stellt  zunächst  nicht  fest,  dali  IL  an  LniigoiieutzUnclung  gelitten  hat,  wie 
denn  auch  bei  der  Sektion  keine  sicheren  Zeiclien  einer  solclien  gefunden  worden 
sind,  ln  dieser  Hinsicht  befindet  sich  Professor  0.  in  Übereinstinininng  mit  dem 
Geh.  Medizinalrat  Professor  l)r.  St.,  der  eine  Lnngenentzündnng  als  nnwahrscheinlich 
bezeichnet.  Dagegen  hält  der  ei'stere  Sachverständige  es  für  wahrscheinlich,  dab 
11.  bereits  ein  krankes  Herz  hatte,  als  er  nach  dem  Unfall  akut  erkrankte.  Was 
diese  Erkrankung  anbelangt,  so  ist  Professor  0.  der  Ansicht,  dali  auch  eine  In- 
dnenzaerkranknug  nicht  iiachgeAviesen  ist  und  daß  eine  Intlnenza,  auch  wenn  sie 
Vorgelegen  hätte,  eine  zwingende  Erklärung  für  den  Tod  nicht  geben  würde.  Die 
Annahme  ferner , daß  nach  dem  Unfall  eine  sonstige  Infektionskrankheit  nicht 
sicher  festznstellender  Art  auf  getreten  sei,  klärt  nach  Ansicht  des  Sachverstän- 
digen den  schnellen  Eintritt  des  Todes  gleichfalls  nicht  auf,  sondern  erfordert  nach 
Lage  der  Verhältnisse  eine  Hilfsnrsache.  Dabei  — so  führt  Professor  0.  ans  — 
kann  man  an  der  Tatsache  nicht  Vorbeigehen,  daß  der  Verstorbene  einen  elek- 
trischen Schlag  erhalten  hat,  daß  er  dadnrcli  geschädigt  worden  ist  und  daß  im 
imiiiittelbaren  Anschlüsse  daran  die  tödliche  Erkrankung  anfgetreteu  ist.  Für  die 
Annahme,  daß  bei  dem  Unfall  eine  Infektionskrankheit  vorhanden  gewesen  ist, 
fehlt  eine  ausreichende  Grundlage,  vielmehr  ist  als  wahrscheinlich  anzunehmen, 
daß  die  in  der  ersten  Zeit  nach  dem  Unfall  aufgetretenen  Erscheinungen  durcli 
den  Zufall  verursacht  worden  sind.  Insbesondere  die  von  den  Zeugen  S.  und  He. 
bekundeten  Erscheinungen  sind  als  Zeichen  einer  beträchtlichen  Schädigung  auf- 
zufassen. Wenn  das  Herz  schon  geschädigt  war,  dann  ist  anzuuehmen,  daß  gerade 
auch  bei  ihm  der  Unfall  sich  ungünstig  geltend  machte,  und  war  es  bis  dahin 
gesund,  dann  wird  erst  recht  auf  den  Unfall  als  eine  den  ungünstigen  Ausgang 
einer  etwa  aufgetretenen  Infektionskrankheit  bewirkende  Hilfsursache  zurückge- 
griffeu  werden  müssen.  Der  Professor  0.  gelangt  zu  dem  Ergebnisse,  daß,  ganz 
gleichgiltig , wie  die  Frage  nach  einer  Infektionskrankheit  überhaupt  und  einer 
Lungenentzündung  im  besonderen  entschieden  werden  mag,  ein  ursächlicher  Zu- 
sammeuhaug  zwisclieu  dem  Tode  des  H.  und  dem  Unfälle  vom  7.  September  1906 
besteht,  derart,  daß  ohne  den  Unfall  der  Tod  mit  großer  Wahrscheinlichkeit  nicht 
aufgetreten  wäre.  Das  Rekursgericht  ist  dieser  Schlußfolgerung  beigetreten,  wo- 
bei auch  berücksichtigt  worden  ist,  daß  sich  die  Gutachten  des  Professors  Dr.  0. 
in  wesentlichen  Punkten  in  Übereinstimmung  mit  dem  Gutachten  des  Professors 
Dr.  St.  befinden,  wenngleich  letzteres  hinsichtlich  der  hier  zur  Entscheidung  stehen- 
den Frage  zu  einem  anderen  Ergebnisse  gelangt.  Immerhiu  giebt  auch  Professor 
Dr.  St.  die  Möglichkeit  zu,  daß  der  elektrische  Schlag,  indem  er  die  Widerstands- 
kraft des  H.  schwächte,  die  Entstehung  und  den  ungünstigen  Verlauf  der  zum 
Tode  führenden  Krankheit  mit  verschuldet  hat.  Erwägt  mau  aber,  daß  Professor 
Dr.  St.  sein  Gutachten  wesentlich  darauf  begründet,  daß  der  Unfall  nur  einige 
geringfügige  Frühsymptome  zur  Folge  gehabt  habe,  daß  aber  diese  Voraussetzung 
nach  den  in  der  Rekursiustanz  abgegebenen  Bekundungen  der  Zeugen  S und  He., 
von  denen  der  Sachverständige  Kenntnis  nicht  erlangt  hat,  als  eine  zutreffende 
nicht  angesehen  werden  kann,  so  verliert  sein  Gutachten  schon  aus  diesem  Grunde 
gegenüber  denjenigen  des  Professors  Dr.  0.  an  Bedeutung.  Auch  die  sonst  gehörten 
Gutachter  können  dem  Sachverständigen  Professor  Dr.  0.  nicht  gleichgestellt 
werden,  ihre  Gutachten  beruhen  teilweise  auf  einer  unrichtigen  Annahme  hinsicht- 
lich der  Stromstärke.  Andererseits  finden  die  Gutachten  des  Professors  0.  eine 
wesentliche  Unterstützung  in  dem  technischen  Gutachten  des  Oberingenieurs  B.  in 
M.  vom  6.  Mai  1907,  dem  mit  Rücksicht  auf  seine  genaue  Kenntnis  der  Einrich- 
tungen und  des  Ganges  des  Betriebes,  insbesondere  aber  auch  der  Stärke  und  der 
Wirksamkeit  der  verschiedenen  Ströme  besonderes  Gewicht  beizulegeu  ist.  Dar- 
nach ist  der  Körper  des  H.  bei  110  Volt  Spannung  von  einem  Strome  von  OTS  bis 
OTl  Ampere  durchfiossen  worden,  während  angenommen  wird,  daß  Ströme  von 
mehr  als  0’075  Ampere  gesundheitsschädlich,  solche  von  OT  Ampere  tödlich  wirken. 
B.  faßt  sein  Gutachten  dahin  zusammen,  daß  H.  bestimmt  von  einem  starken  elek- 
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trisclien  Schlage  getroffen  worden  ist,  welcher  mit  Rücksicht  auf  die  besonders 
ungünstigen  Regleituinstande  mit  großer  Wahrsclieinlichkeit  seinen  Tod  herheige- 
fülirt  habe.  Mußte  nach  alledem  das  Rekursgericht  den  erhobenen  Entschädi- 
gungsanspruch für  begründet  erachten,  so  wai-  unter  Aufhebung  der  Vorentschei- 
dung die  Beklagte  zu  verurteilen,  die  Kläger  aus  Anlaß  des  Unfalls  des  Schwei- 
ßers Julius  II.  vom  7.  September  1906  zu  entschädigen. 


über  Gutachten. 


Die  Klage  über  die  Unzulänglichkeit  vieler  ärztlicher  Gutachten,  ins- 
besondere auf  dem  Gebiete  der  staatlichen  Unfall-  und  Invalidenversicherung. 
^Yill  nicht  verstummen. 

Die  Klage  ist  für  den  Kundigen  nicht  unberechtigt.  Wir  können  von 
den  „Gefälligkeitsgutachten“,  die  nach  jedem  belanglosen  Nadelstich  aus 
dem  lebhaften  Nachröten  der  Haut  eine  „schwere  traumatische  Neurose 
mit  völliger  Erwerbsunfähigkeit“  konstruieren,  absehen.  Gewohnheitsmäßige 
Verfasser  derartiger  Gutachten  werden  in  kurzer  Zeit  den  die  Renten 
festsetzenden  Instanzen  bekannt,  ihre  Desavouierung  seitens  der  nach- 
prüfenden ärztlichen  Sachverständigen  bleibt  nicht  aus,  und  der  Erfolg  ist 
lediglich  der,  daß  das  Ansehen  des  ärztlichen  Standes  Schaden  leidet,  der 
Rentenbewerber  sich  in  seinen  durch  den  Gefälligkeitsgutachter  ganz  un- 
berechtigterweise genährten  Hoffnungen  getäuscht  sieht  und  nunmehr  — 
neben  dem  seinem  „wohlwmllenden“  gutachtlichen  Beschützer  geopferten, 
meist  unverhältnismäßig  hohen  Honorar  — noch  weitere  erhebliche  Un- 
kosten trägt,  um  womöglich  unter  dem  Beistände  eines  Winkelkonsulenten 
sein  vermeintliches  Recht  zu  erstreiten. 

Dr . Ferdinan  cl  Fri edenshurg^  Senats  Vorsitzender  im  Reichsversicherungs- 
amt  a.  D.,  schreibt  über  diesen  Punkt  in  seiner  Arbeit  D j.Die  schwierige  Stel- 
lung der  Ärzte  zwischen  dem  Versicherten,  der  seine  Rente  behalten,  und 
dem  Versicherungsträger,  der  sie  aufheben  will,  sowie  ihre  Kämpfe  mit  den 
Krankenkassen  beleuchten  die  Gefahr,  in  der  dieser  vornehme  und  wichtige 
Stand  sich  befindet,  die  Gefahr,  in  der  eigenen  Achtung  und  der  allge- 
meinen Wertschätzung  zu  sinken.  Die  Arbeiterversicherung  verschärft  diese 
Gefahr  aber  noch  in  anderen  Beziehungen  ganz  erheblich.  Naturgemäß  hat 
der  soziale  Eifer  der  Zeit  auch  auf  manchen  Arzt  abgefärbt  und  verleitet 
ihn,  den  Wohltäter  der  Armen  zu  spielen  — auf  Kosten  der  Berufsge- 
nossenschaft natürlich.  Manche  Gutachten,  selbst  von  anerkannten  Autori- 
täten, von  Männern,  die,  im  öffentlichen  Leben  stehend,  die  Bedeutung 
ihrer  Aufgabe,  die  Grenzen  ihrer  Zuständigkeit  richtig  beurteilen  sollten, 
lesen  sich  wie  Partei  Schriften,  gefallen  sich,  den  Boden  ihrer  Wissenschaft 
verlassend,  in  juristischen  Ausführungen,  die  allerdings,  ein  gewisses  altes 
Sprichw'ort  bestätigend,  fast  stets  zuungunsten  der  — Rechtswissenschaft 

b Die  Praxis  der  deutschen  Arheiterversicherimg.  Sonderdruck  ans  der  Zeitschr. 
f.  Politik,  Bd.  IV,  II.  2 '3.  Berlin,  Carl  Heymaiins  Verlag,  1911,  Preis:  1 M. 
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aiisfallen.  I)Oi  längerer  Übung  erkennt  man  znweilen  an  einem  Gutachten 
die  ihm  im  Interesse  der  Parteizugehörigkeit,  der  Landsmannschaft  ge- 
gebene Färbung,  auch  hat  man  vielfach  an  der  Häufigkeit  der  Inanspruch- 
nahme eines  Arztes  durch  die  Versicherten  einen  Fingerzeig  für  seine 
Verläßlichkeit.  Ein  Arzt,  der  im  Rufe  steht,  in  der  Beurteilung  von  Un- 
fallverletzten ,.milde/^  zu  sein,  ist  eines  gewaltigen  Zulaufes  sicher:  wieder- 
holt haben  die  Standesehrengerichte  Anlaß  gehabt,  einzuschreiten,  weil 
diese  Milde  zu  bedenklicher  Trübung  der  wissenschaftlichen  Erkenntnis 
führte.  Ein  trauriges  Seitenstück  bilden  die  nicht  ganz  seltenen  Fälle,  wo 
ein  ehrlicher  Mann  sein  Gutachten  zuungunsten  des  Rentenbewerbers 
abgiebt,  aber  bittet,  es  diesem  nicht  mitzuteilen,  da  er  sonst  seine  Praxis 
verlieren,  in  seiner  Gegend  unmöglich  werden  würde.^^ 

Wir  sehen  auch  von  den  Fällen  ab,  wo  bona  fide  ein  Krankheits- 
befnnd  falsch  gedeutet  ist,  da  in  der  Regel  derartige  Irrtümer  von  den 
nachprüfenden  Gutachtern  erkannt  und  — selbstverständlich  in  schonendster 
Form  — richtiggestellt  werden.  Es  ist  zweifellos  stets  eine  vornehme 
Aufgabe  des  Nachgutachters,  nebenbei  auseinanderzusetzen,  warum  zu  einer 
früheren  Zeit  der  Vorgutachter  zu  einer  irrigen  Auffassung  gelangen  konnte 
oder  sogar  gelangen  mußte. 

Es  verbleibt  dann  aber  noch  eine  erhebliche  Anzahl  von  Gutachten, 
die,  trotz  genauester  und  einwandfreiester  Darstellung  des  Befundes,  bei 
der  Rentenbemessung  straucheln,  denen  sozusagen  die  Übersetzung  des 
objektiven  Befundes  in  die  tatsächliche  Erwerbsbehinderung  nicht  gelingt. 
Wir  lassen  hierbei  die  von  Wohlwollen  geleitete  zu  hohe  Bewertung  der 
Unfallfolgen  außer  Betracht;  sie  ist  erklärlich,  denn  der  Arzt  hat  seinen 
Patienten  während  der  Leidenszeit  Qualen  und  Schmerzen  erdulden  sehen 
und  ist  nun  von  dem  vornehmen  Wunsche  beseelt,  seinem  Klienten  eine 
möglichst  hohe  Entschädigung,  ein  Pflaster  auf  die  Wunde,  zu  verschaffen. 
Dieser  naheliegenden  Versuchung  wird  der  Gutachter  entgehen,  wenn  er 
sich  stets  vor  Augen  hält,  daß  nicht  Zuwendungen  im  Sinne  der  land- 
läufigen Wohltätigkeit  gewährt  werden  sollen,  sondern  daß  es  sich  um 
einen  gerichtlich  erzwingbaren  Ausgleich  von  Recht  und  Pflichten  handelt, 
daß  nur  die  wirklich  vorhandene,  lediglich  durch  den  Unfall  herbeigeführte 
Erwerbseinbuße  entschädigt  werden  soll.  Die  zu  zahlende  Rente  soll  den 
durch  die  Unfallfolgen  bedingten  Lohnausfall  teilweise  ersetzen. 

Beachtenswert  ist  dabei  folgender,  einer  jüngeren  Entscheidung  des 
Reichsversicherungsamtes  entnommener  Satz:  „Die  Bejahung  der  Frage 
des  ursächlichen  Zusammenhanges  zwischen  Unfall  und  Tod  ist  nicht 
geschehen  in  anal oger  Anwendung  des  Grund satzes:  In  dubio  pro 
reo,  d.  h.  daß  bei  zweifelhaften  Fällen  die  Entscheidung  immer  zugunsten 
des  Verletzten  auszufallen  habe.  Denn  hier  handelt  es  sich  nicht  um  einen 
Schuldigen,  dem  die  Schuld  nachzuweisen  ist,  beide  Parteien  stehen  sich 
vielmehr  als  gleichwertige  und  gleichberechtigte  Prozeßgegner  gegenüber 
und  der  Nachweis  einer  durch  Unfallfolgen  bedingten  Beschränkung  der 
Erwerbsfähigkeit  ist  objektiv  zu  führen.“ 
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Die  von  uns  erstatteten  Gutachten  müssen  zunächst  ei'kennen  lassen, 
auf  wessen  \'eranlassung  und  zu  welchem  Zwecke  sie  erstattet  wurden, 
um  einer  mitibräuchlichen  Verwendung  vorzuheugen.  Datum,  Ort  und 
Tagesstunde  der  Untersuchung  muß  genau  bezeichnet  werden.  Geht  zum 
Deispiel  aus  dem  entsprechenden  Vermerk  hervor,  daß  der  Verletzte  um  die 
Abendzeit  in  der  Wohnung  des  Arztes  — die  von  seiner  eigenen  weit 
entfernt  liegt  — untersucht  wurde,  so  gewinnt  die  Feststellung,  daß  an 
den  beiden  Füßen  keine  teigige  Schwellung  vorhanden  war,  einen  beson- 
deren Wert.  Die  nicht  seltene  Behauptung  Unverletzter,  ihre  Füße  zeigten 
abends  und  nach  längeren  Wegen  Schwellung,  wird  damit  entkräftet.  Fehlt 
aber  dieser  Vermerk,  so  ist  stets  eine  Rückfrage  an  den  Arzt  erforderlich, 
wodurch  eine  unliebsame  Verzögerung  des  Entschädigungsverfahrens  her- 
beigeführt wird.  Außerdem  hat  die  Angabe  der  Tageszeit  Bedeutung  für 
die  Bewertung  der  während  der  Untersuchung  festzustellenden  Körper- 
temperatur. 

Ferner  ist  es  von  Wert,  ersichtlich  zu  machen,  ob  der  Befund  in 
einmaliger  oder  wiederholter  Untersuchung  gewonnen  wurde,  und  ob  der 
Verletzte  bereits  früher  einmal  von  uns  begutachtet  worden  ist. 

Die  Vorgeschichte  wird  möglichst  kurz  rekapituliert,  und  wir  lassen 
durch  entsprechenden  Hinweis  keinen  Zweifel  darüber  aufkommen,  ob  sie 
nach  den  Angaben  des  Verletzten  oder  nach  dem  Akteninhalt  wiederge- 
geben wurde.  Verfehlt  ist  diejenige  Art  der  Geschichtserzählung,  die  den 
Eindruck  erweckt,  als  wenn  der  Arzt  alles  miterlebt  hat  und  aus  seiner 
eigenen  Erinnerung  und  Anschauung  berichtet. 

Die  eigenen  Angaben  des  Verletzten  über  seine  Unfallfolgen  und 
Beschwerden  fixiert  man  mit  seinen  eigenen  Worten  in  direkter  Rede 
und  läßt  sie  von  ihm  gegebenenfalls  unterschreiben. 

Es  folgt  nunmehr  eine  Würdigung  dieser  eigenen  Angaben.  Avenn  es 
sich  um  offensichtliche  Widersprüche  derselben  mit  früher  gemachten 
handelt,  oder  wenn  sie  von  vornherein  mit  der  allgemeinen  ärztlichen  Er- 
fahrung nicht  in  Einklang  zu  bringen  sind. 

Nunmehr  folgt  ein  genauer  Untersuchungsbefund,  der  sich  nicht  allein 
auf  die  verletzten  Teile  beschränkt.  Namentlich  sind  hierbei  andere  Leiden 
zu  verzeichnen,  und  deren  etwaiger  Zusammenhang  mit  dem  Unfälle  oder 
Einflüsse  auf  die  Erwerbsfähigkeit  zu  beleuchten.  Wir  durchkreuzen  damit 
den  häufig  zu  beobachtenden  Versuch  der  Verletzten , Leiden  . von  deren 
Existenz  sie  erst  gelegentlich  dieser  Untersuchung  erfuhren  (Leistenbrüche), 
später  als  Unfallfolge  darzustellen. 

Bei  manchen  negativen  Feststellungen  empfiehlt  sich,  wie  Beichardt 
vorschlägt,  ein  kurzer  Hinweis  auf  die  Zukunft  ungefähr  in  folgender  Form : 

„Eine  allgemein  nervöse  Störung  hat  sich  nicht  gezeigt“  oder:  „die 
psychisch-nervöse  Störung  ist  als  abgeheilt  zu  betrachten.  Sollten  sich 
solche  in  sj)äterer  Zeit  zeigen,  so  werden  sie  dem  Unfälle  nicht  mehr  zur 
Last  zu  legen  sein,  vielmehr  durch  das  Bestreben,  eine  ungerechtfertigte 
Rente  zu  erwerben,  l)edingt  sein.“ 
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Handelt  cs  sich  um  eine  Nachuntersuchung,  so  genügt  wohl  ein  Ver- 
gleich des  Befundes  an  dem  betroffenen  Organ,  wie  er  der  früheren  Renten- 
gewährung  zugrunde  gelegt  wurde,  und  wie  er  sich  bei  der  erneuten 
Untersucluing  darstellt.  Zweckmäßig  stellt  man  beide  Befunde  neben- 
einander. 

Die  verbliebenen  Unfallfolgen  oder  die  gefundenen  Merkmale  der  Bes- 
serung oder  Verschlimmerung  des  Zustandes  sind  dann  Punkt  für  Punkt 
genau  zu  bezeichnen.  Bei  festgestellter  Besserung  ist  anzugeben,  welche 
Unfallfolgen  überhaupt  noch  bestehen  bleiben,  damit  der  mit  einer  späteren 
Nachuntersuchung  Betraute  einen  konkreten  Vergleichspunkt  findet. 

Viele  ärztliche  Gutachten  verstoßen  gegen  den  Grundsatz,  daß  die 
Unfallrentengewährung  aus  der  Reichsversicherungsordnung  ausschließlich 
für  die  Folgen  des  Unfalles  eintritt,  nicht  aber  für  selbständige,  mit  dem- 
selben außer  Zusammenhang  stehende  Leiden.  Es  ist  dies  eine  Verwechs- 
lung mit  der  Handhabung  der  Invalidenrentengewährung,  wo  bei  Ein- 
schätzung der  Erwerbsunfähigkeit  sämtliche  Leiden  und  Gebreste  in  Betracht 
zu  ziehen  sind,  hier  umgekehrt  selbst  die  aus  einem  Unfall  bereits  ent- 
schädigten. 

Den  Schluß  bildet  die  eingehende  Erläuterung,  in  welcher  Weise 
sich  die  bestehenden  Unfallfolgen  auf  das  Erwerbsleben  bemerkbar 
machen,  insbesondere  welche  Arbeiten  für  den  Verletzten  in  Zukunft 
entfallen,  und  für  welche  er  noch  ausreichende  körperliche  Fähigkeiten 
besitzt. 

Zur  Erleichterung  des  Verständnisses  fügen  wir  eine  Schätzung  der 
vorhandenen  Erwerbseinbuße  in  Prozenten  hinzu. 

Die  Ausführung  der  Reichsversicherungsordnung  macht  es  erforder- 
lich, daß  bei  einer  Unfallentschädigung  wiederholt  Gutachten  eingefordert 
werden,  die  verschiedene  — von  der  einen  oder  anderen  Partei  aufge- 
worfene — Gesichtspunkte  zu  beurteilen  haben.  Dieselben  werden  in  der 
Regel  von  der  das  Gutachten  erfordernden  Instanz  in  Form  einer  dem 
Wortlaut  des  Gesetzes  entsprechenden  Frage  erfordert. 

Wir  unterscheiden  danach  im  wesentlichen  folgende  Kategorieen  von 
Fragestellungen : 

I.  Bei  der  ersten  Rentenfestsetzung  nach  Abschluß  des 
Heilverfahrens:  Welche  Folgen  hat  der  Unfall  vom  (Datum)  bei  dem 
\'erletzten  hinterlassen,  und  in  welchem  Grade  ist  derselbe  hierdurch  seit 
dem  (Tage  des  Abschlusses  des  Heilverfahrens)  in  seiner  Erwerbsfähigkeit 
beeinträchtigtV  Unter  Umständen:  Wann  erscheint  eine  Nachuntersuchung 
angezeigt? 

II.  Bei  einer  nach  einiger  Zeit  von  der  Berufsgenossen- 
schaft behaupteten  (und  von  dieser  zu  beweisenden)  Besserung 
im  Zustande  des  Verletzten  sowie  einer  dadurch  angeblich  her- 
beigeführten Erhöhung  der  Erwerbsfähigkeit  zwecks  Küi’zung 
der  Rente: 
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a)  Ist  in  dem  Zustande  des  Verletzten  seit  der  Untersuchung  vom 
(Datum  der  Untersuchung,  die  der  laufenden  Rentengewährung  zu- 
grunde liegt)  eine  wesentliche  Veränderung  hinsichtlich  der  Untall- 
folgen  und  dadurch  eine  Erhöhung  der  Erwerbsfähigkeit  einge- 
treten V 

Bejahendenfalls:  Worin  liegt  die  wesentliche  Veränderung? 

h)  ln  welchem  Grade  ist  der  Verletzte  in  der  Zeit  nach  dem  (Datum 
der  neuen  Begutachtung)  und  gegenwärtig  durch  die  noch  verbleiben- 
den Folgen  des  Unfalles  vom  (Datum)  in  seiner  Erwerbsfähigkeit  be- 
einträchtigt : 

IlL  Bei  einer  nach  rechtskr  äftiger  Festsetzung  einer  Rente 
von  dem  Verletzten  behaupteten  (und  von  diesem  zu  beweisen- 
den) Verschlimmerung  des  Zustandes  sowie  einer  dadurch 
angeblich  herbeigeführten  weiteren  Minderung  der  Erwerbs- 
fähigkeit zwecks  Erhöhung  der  Rente: 

a)  Ist  in  dem  Zustande  des  Verletzten  seit  der  Untersuchung  vom 
(Datum  der  Untersuchung,  die  der  laufenden  Rentengewährung  zu- 
grunde liegt)  eine  wesentliche  Veränderung  hinsichtlich  der  Unfall- 
folgen und  dadurch  eine  weitere  Minderung  der  Erwerbsfähigkeit 
eingetreten? 

Bejahendenfalls:  Worin  liegt  die  wesentliche  Veränderung? 

h)  In  welchem  Grade  ist  der  Verletzte  in  der  Zeit  nach  dem  (Datum 
seines  Antrages  auf  .Erhöhung  der  Rente  wegen  Verschlimmerung 
seines  Zustandes)  und  gegenwärtig  durch  die  Folgen  des  Unfalles  vom 
(Datum)  in  seiner  Erwerbsfähigkeit  beeinträchtigt? 

IV.  Falls  ein  Leiden  als  durch  Unfall  entstanden  behaup- 
tet wird. 

a)  Ob  mit  Sicherheit  oder  hoher  Wahrscheinlichkeit  anzimehmen  ist,  dab 
das  bei  dem  X.  bestehende  Leiden  auf  den  Unfall  vom  (Datum)  zn- 
rückzuführen  ist  ? 

h)  Bejahendenfalls : In  Avelchem  Grade  ist  der  Verletzte  seit  (Datum  des 
Abschlusses  des  Heilverfahrens  oder  des  deutlich  erkennbaren  Her- 
vortretens  des  Leidens)  durch  das  bei  ihm  infolge  des  Ihifalles 
bestehende  Leiden  in  seiner  Erwerbsfähigkeit  beeinträchtigt? 

V.  Falls  ein  Leiden,  das  vorher  schon  b estanden  hat,  durch 
einen  Unfall  verschlimmert  worden  sein  soll. 

a)  (R)  mit  Sicherheit  oder  hoher  Wahrscheinlichkeit  anzunehmen  ist, 
daß  das  bei  dem  Rentenbewerber  schon  von  früher  liestehende 
Leiden  durch  die  Folgen  des  Unfalles  erheblich  verschlimmert  wor- 
den ist? 

h)  Bejahendenfalls:  In  welchem  Grade  war  der  RentenbeweiRer  dnrcli 
das  Leiden  vor  seinem  Unfälle  und  in  welchem  Grade  ist  er  durch 
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das  durch  den  Unfall  verschlimmerte  Leiden  jetzt  in  seiner  Erwerbs- 
fähigkeit beeinträchtigt  ? 

\l.  Falls  der  Tod  eines  Verletzten  durch  einen  Unfall  her- 
beigeführt sein  soll: 

Ob  mit  Sicherheit  oder  hoher  Wahrscheinlichkeit  anzunehmen  ist, 
daß  der  am  (Datum)  erfolgte  Tod  des  Verletzten  mit  dem  am  (Datum) 
erlittenen  Unfälle  in  einem  ursächlichen  Zusammenhänge  steht  oder  aber 
durch  den  Unfall  wesentlich  beschleunigt  worden  ist? 

VII.  Bei  der  Behauptung  der  Hilflosigkeit. 

Ob  der  Verletzte  durch  seinen  Unfall  derart  hilflos  geworden  ist,  daß 
er  dauernd  fremder  Wartung  und  Pflege  bedarf? 

Wir  sehen  also,  daß  in  der  großen  Zahl  der  Fälle  das  von  uns  ver- 
langte Gutachten  in  Beziehung  zu  einem  bereits  früher  erstatteten  gebracht 
werden  soll  und  muß.  Wird  dies  verabsäumt,  so  ist  das  Gutachten  wert- 
los, denn  es  schwebt  in  der  Luft.  Es  wird  meistens  nicht  die  eingetretenen 
wesentlichen  Veränderungen  erläutern,  sondern  sich  lediglich  als  eine 
neue  Einschätzung  der  Unfallfolgen  darstellen,  was  unzulässig  und  zweck- 
los ist. 

Damit  ist  aber  auch  die  lange  Zeit  behandelte  Streitfrage  erledigt,  ob 
es  „standesunwürdig"  ist,  einem  Unfallverletzten  ohne  Kenntnis  der  Akten 
oder  der  früheren  Gutachten  ein  Attest  auszustellen.  Standesunwürdig  wohl 
sicher  nicht,  aber  unpraktisch,  weil  es  dem  gewollten  Zwecke  meist  nicht 
genügen  kann;  manchmal  ist  es  aber  schlechterdings  unmöglich. 

Becht  zweckmäßig  ist  es,  wenn  das  Resümee  des  Gutachtens  in  die 
Worte  der  Fragestellung  gekleidet  ist. 

Zum  Schlüsse  sei  noch  der  häufig  völlig  unzureichenden  äußeren  Form 
gedacht,  die  den  den  Behörden  eingereichten  ärztlichen  Gutachten  leider 
immer  noch  anhaftet:  Unleserliche  Schrift  (docti  male  pingunt)  und  dem 
Zwecke  (Einverleibung  in  die  Akten)  nicht  gerecht  werdendes  Papier  (Re- 
zeptformulare,  Briefbogen).  Und  doch  kann  man  aus  der  äußeren  Form 
oftmals  einen  Schluß  ziehen,  welches  Maß  von  Achtung  der  Gutachter 
seiner  Geistesarbeit  gezollt  zu  sehen  wünscht.  Unleserliche  Gutachten 
wandern  in  die  Kanzlei  zur  iVnfertigung  einer  Abschrift,  zur  Übersetzung 
ins  Leserliche,  und  dadurch  entsteht  ein  Zeitverlust,  der  dem  Renten- 
bewerber, in  dessen  Interesse  das  Gutachten  doch  erstattet  war,  Schaden 
bringt.  Dem  Laien  unverständliche  Fachausdrücke  müssen  durchaus  ver- 
mieden werden. 

Der  Beurteiler  wird  gut  daran  tun,  sich  vor  Augen  zu  halten,  daß 
sein  Gutachten  dem  Unfallverletzten  mitgeteilt  wird.  Eine  Eingabe  des 
Vorstandes  der  Ärztekammer  für  Brandenburg-Berlin,  welcher  darin  bat, 
den  Rentenbewerbern  die  ärztlichen  Gutachten  nicht  mitzuteilen,  da  dem 
Aussteller  daraus  erhebliche  Belästigungen  erwachsen  können,  wurde  seiner- 
zeit vom  Reichsversicherungsamt  mit  Rücksiclit  auf  die  Rechtslage 
abgelehnt. 
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Es  kann  keinem  Zweifel  unterliegen,  daß  die  ärztliche  Mitarbeit  an 
der  Ausführung  der  Ileichsversicherungsordnung  bereits  manch  wertvollen 
lleitrag  auch  für  die  Förderung  der  medizinischen  Wissenschaft  geleistet 
liat.  In  den  Akten  der  Berufsgenossenschaften  und  Behörden  schlummert 
noch  so  mancher  ungehobene  Schatz.  Das  Vorgehen  wissenschaftlicher 
Blätter,  wie  der  Medizinischen  Klinik der  ,, Ärztlichen  Sachverständigen- 
zeitung^^  und  der  „Monatsschrift  für  Unfallheilkunde^^  kasuistische  Bei- 
träge aus  dem  behandelten  Gebiete  zu  bringen,  ist  daher  nur  geeignet, 
weitere  Bausteine  für  das  stolze  Gebäude  der  ärztlichen  Wissenschaft  zu 
liefern  und  verdient  tatkräftigste  Unterstützung. 
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Register. 

(Die  Zifferi\  bedeuten  die  Seitenzahlen.) 


A. 

Abfindung,  einmalige  — für 
Renten  31. 

Abort  und  Unfall  580. 

Actinomykose  und  Unfall 

325. 

Adertvandstarre  und  Unfall 
508—518. 

Aktenstudium  vor  der  Unter- 
suchung erforderlich  59, 
631. 

Albuminurie  nach  Unfall 

562,  565. 

Alkoholmißbrauch  600. 

Amputation,  EE.  bei  — 
des  Oberarmes  101 
des  Oberschenkels  239 
des  Unterarmes  179 
des  Unterschenkels  289. 

Änderung  der  Verhältnisse, 
als  Grundlage  erneuter 
Rentenfestsetzung  45. 

— nicht  notwendig  bei  erster 
Feststellung  der  Dauer- 
rente 38. 

Anämie,  perniziöse  — , und 
Unfall  338. 

Aneurysma  und  Unfall  503. 

Angehörigenrente  39. 

Anpassung  und  Gewöhnung 
als  Besserung  46,  101. 

Apoplexie  und  Unfall  16, 
518—537. 

Appendicitis  und  Unfall  558. 

Arbeitsent  Wohnung,  Berück- 
sichtigung der  — bei 
Renteneinschätzung  101. 

Arbeitsmarkt,  allgemeine  Zu- 
grundelegung des  — bei 
Rentenein  sch  ätzungen  1 00. 

Arm,  künstlicher  24. 

Armvei’letzungen,  Rententa- 
bellen 194. 

Armverlust,  Rente  bei  — 101. 


Arteriosklerose  und  Unfall 
508-518. 

Arthritis  deformans  und  Un- 
fall 431. 

Arthropathia  tabica  nach  Un- 
fall 421. 

Arzt 

Beantwortung  berufsge- 
nossenschaftlicher An- 
fragen durch  den  — 26. 
Hören  des  behandelnden 

- 46. 

Vertrags  Verhältnis  des  be- 
handelnden — zum  Ver- 
sicherungsträger 46, 48. 
Atrophie  der  Muskeln,  ver- 
schiedene Arten  der  — 
93. 

Ausführungsbehörden  22. 
Ausrenkung  s.  Luxatio. 

B. 

Babinskisches  Zeichen  91. 
Bandmaß  61. 

Basedotvsdhe  Krankheit  und 
Unfall  599. 

Bauchdecken, 

Bluterguß  in  den  — 544. 
Weichteilverletzung  der 

- 543. 

Bauchorgane,  Verletzungen 
und  Erkrankungen  der  — 
nach  Unfall  543 — 561. 
Bauchspeicheldrüsenkrebs 
und  Unfall  360. 
Bechterewsche  Kyphose  116. 
Becken,  Erwerbseinbuße  durch 
Unfallfolgen  am  — 201, 
204-211. 

Becken,  Untersuchung  des  — 
auf  Unfallfolgen  85. 
Beckenschaufel,  Erwerbsein- 
buße bei  Bruch  der  — 
209. 


Beckensenkung  als  Ausgleich 
für  Beinverkürzung  94. 

Beginn  der  berufsgenossen- 
schaftlichen Fürsorge  25. 

Behandlung,  ärztliche,  Begriff 
der  — 22. 

Bein, 

Einschätzung  der  Ge- 
brauchbeschränkung 
(allgemeine)  201. 
Prüfung  der  Funktionsfä- 
higkeit 81. 

Beinverlust,  Erwerbseinbuße 
bei  — 101. 

Beruf,  Zugrundelegung  des  — 
bei  Renteneinschätzung 
100. 

Berufsgenossenschaft  20. 

Berufung  52. 

Bescheid  48. 

Betriebe,  versicherungspflich- 
tige 7. 

Betriebunfall,  Definition  9. 

Beugungsgradmesser  65. 

Binden  Wickelung,  Ernäh- 
rungsstörung der  Muskula- 
tur durch  — 278. 

Bleivergiftung  nicht  Betriebs- 
unfall 9, 

Blinddarmentzündung  und 
Unfall  558. 

Blitzschlag,  Betriehsunfall  15. 

Blutaderverstopfung  und  Un- 
fall 504. 

Blutvergiftung,  allgemeine  — 
als  Unfallfolge  317. 

Botschaft,  Kaiserliche  — vom 
14.  November  1881 . 5. 

Bruch  siehe  Fractura  und 
Hernia. 

Brüningsschev  Versuch  zur 
Feststellung  der  Links- 
händigkeit 92. 

Brustbein,  Isolierter  Bruch 
des  — 455. 
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Brustkorb,  Untersucluing  des 
— auf  Uufallfolgen  82. 
Brustkrebs  und  Unfall  342. 
Bursitis  praepafellaris , Er- 
werbseinbuße bei  — 244. 


c. 

Callus,  Einduß  des  — auf 
Erwerbsfähigkeit  94. 

Carcinoma  cerebri  und  Un- 
fall 363. 

Carcinoma  coli  und  Unfall 
358. 

Carcinoma  hepatis  und  Un- 
fall 350,  352,  357. 

Carcinoma  mammae  und  Un- 
fall 342. 

Carcinoma  maxillar.  sup.  und 
Unfall  362. 

Carcinoma  oesophagi  und 
Unfall  353—356. 

Carcinoma  pancreatis  und 
Unfall  360. 

Carcinoma  pylori  und  Un- 
fall 351. 

Carcinoma  ventriculi  und  Un- 
fall 344-353. 

Cholera  und  Unfall  324. 

Cho^jartsches  Gelenk , Er- 
werbseinbuße nach  Exar- 
tikulation im  — 292. 

Coxa  vara  und  Unfall  415. 

Cyste  der  Knochen  und  Un- 
fall 431. 


D. 

Uarmverschluß  und  Unfall 
557. 

Dauerrente  38,  45,  52. 
Daumen 

Erwerbseinbuße  durch  Un- 
fallfolgen am  — 180, 
184-185,  187. 
Rententabellen  194 — 195. 
Delirium  tremens  und  Unfall 
600. 

Derangement  interne , Er- 
werbseinbuße bei  — 267. 
Diabetes,  Diabetes  insipidus 
und  Unfall  337. 
Dickdarmkrebs  und  Unfall 
358. 

Druckpunkte  bei  Ischias  90. 
Dupuytrensche  Kontraktur 
und  Unfall  182  — 164. 
Durchscheuern  der  Haut, 
nicht  Betriebsunfall  13. 
Dynamometer  74. 


E. 

Eingeweidebrüche,  s.  Hernien. 

Einklemmung  von  Hernien 
und  Unfall  454. 

Einschätzung  der  Erwerbs- 
einbuße, Allgemeines  96. 

Einspruch  gegen  einen  Be- 
scheid 51. 

Eiweißharnen  nach  Unfall 
562,  565. 

Elektrische  Unfälle  617. 

Ellenbogengelenk 

Auslösung  des  — , Er- 
werbseinbuße 163. 
Ausrenkung  (veraltete) 
des  — , Erwerbseinbuße 
162. 

Bruch  des  — bei  Syringo- 
myelie nach  leichtem 
Trauma  426. 
Erwerbseinbuße  durch  Un- 
fallfolgen am  — 161. 
Untersuchung  des  — auf 
Unfallfolgen  70. 
Versteifung  des  — , Er- 
werbseinbuße 163— 169. 

Ellennerv,  Lähmung  des  — , 
Erwerbseinbuße  166. 

Embolie  und  Unfall  504. 

Emphysem  der  Lunge  und 
Unfall  492. 

Enchondrom  und  Unfall  376. 

Endbescheid  52. 

Entschädigungsantrag  44. 

Entschädigungsfeststellung 

44. 

Entschädiguugsverfahren, 
Gang  des  — 40. 

Entstellung  des  Gesichtes, 
Einfluß  der  — auf  Er- 
werbsfähigkeit 103. 

Epilepsie  und  Unfall  588. 

Erkrankung  und  Unfall,  Ur- 
sächlicher Zusammenhang 
zwischen  — , Allgemeines 
312. 

Erkrankung  während  der  Ar- 
beit, kein  Betriebsunfall 
16. 

Ernährungsstörungen  au  den 
Fingern  74. 

Erwerbseinbuße,  Einschätz- 
ung der  — durch  Un- 
fallfolgen, Allgemeines  96. 

Erysipel  und  Unfall  317, 
318. 

Extremitäten , Erwerbsein- 
buße durch  Unfallfolgen 
an  den 

oberen  — 133 — 200. 
unteren  — 200 — 307. 


Extremitäten 

Längsmaße  der  — 63. 
Umfangsmaße  der  — 61. 

F. 

Faustschluß,  Prüfung  des  — 
73. 

Fehlgeburt  und  Unfall  580. 

Fernsprechbetrieb  und  Un- 
fall 618. 

Fersenbeinbruch 

Erw'erbseinbuße  nach  — 
300. 

Hackengang  nach  — 95. 
Untersuchung  auf  — 
80. 

Finger,  Erwerbseinbuße  durch 
Unfallfolgen  an  den  — 
180-200. 

Finger,  Prüfung  der  Funk- 
tionsfähigkeit  der  — 74. 

Fingerwurm  und  Unfall  321, 
323. 

Fleischgeschwulst  s.  Sarkom. 

Fractura  acetabuli,  Erwerbs- 
einbuße bei  — 205,  207. 

Fractura  antibrachii , Er- 
werbseinbuße 170 — 176. 

Fractura  calcauei , Erwerbs- 
einbuße bei  — 300. 
Hackengang  bei  — 95. 
Untersuchung  auf  — 80. 

Fractura  claviculae,  Erwerbs- 
einbuße 152 — 155. 

Fractura  colli  femoris 
Allgemeines  202. 
Erwerbseinbuße  bei  — 
216-223. 

Untersuchung  auf  — 76. 

Fractura  colli  scapulae  137. 

Fractura  costae,  Erwerbsein- 
buße bei  — 455. 

Fractura  cruris,  Erwerbsein- 
buße bei  — 275. 

Fractura  epicoudyli  humeri 

169. 

Fractura  femoris , Erwerbs- 
einbuße bei  — 216 — 239. 

Fractura  tibulae,  Erwerbs- 
einbuße bei  — 273. 

Fractura  malleolaris,  Erwerbs- 
einbuße bei  — 292 — 298. 

Fractura  metacarpi,  Erwerbs- 
einbuße bei  — 192. 

Fractura  metatarsi,  Erwerbs- 
einbuße bei  — 304. 

Fractura  ossis  ilei,  Erwerbs- 
eiubuße  bei  — 209. 

Fractura  ossis  pubis,  Erwerbs- 
einbuße bei  — 202,  204, 
208,  209. 
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Fractura  ossis  sacri,  Erwerbs- 
einbuße  bei  — 208. 

Fractura  patellae,  Erwerbs 
einbuße  durch  — 246 — 
256. 

Fractura  sterui  — 455. 

Fractura  tali,  Erwerbseinbuße 
bei  — 299. 

Fractura  tuber.  iscliii,  Er- 
werbseinbuße bei  — 204. 

Fractura  radii , Erwerbsein- 
buße bei  — 96,  176  — 178. 

Fractura  scapulae  139. 

Fractura  bumeri  159. 

Fractura  vertebrae  118  — 133. 

Fremdkörper  unter  der  Haut. 
Keine  Erwerbseinbuße  98. 

Frische  des  Falles,  relative. 
Berücksichtigung  der  — 
bei  Renteneinscbätzung 
101. 

i^^fc/isscher  Versuch  88. 

Funktionsbebinderung  aus- 
schließliche Unterlage  zur 
Beurteilung  der  Erwerbs- 
einbuße 99. 

Fußgelenk,  Untersuchung  des 
— auf  Unfallfolgen  79. 

G. 

Ganglion  und  Unfall  376. 

Gebärmutter 

Lageveränderungen  der  — 
580. 

Verletzungen  der  — 580. 
Vorfälle  der  — und  Un- 
fall 581. 

Gebiß,  künstliches,  Gewöh- 
nung 104. 

Gebührenforderung,  ärztliche, 
gegen  Berufsgenossen- 
schaften 21. 

Gefäße,  Erkrankung  der  — 
und  Unfall  503. 

Gefäßverkalkung  und  Unfall 
508. 

Gehirnabszeß  und  Unfall  599. 

Gehirnblutung  und  Unfall  16, 
518-537' 

Gehirnhautentzündung, 

eitrige  — nicht  Unfall- 
folge 104. 

Gehirn  krebs  und  Unfall  363. 

Gelenke,  ärztliche  Unter- 
suchung der  — 64. 

Gelenk  (falsches) 
der  Elle  171. 
der  Speiche  174. 
des  Unterschenkels  285. 

Gelenkmaus  im  Knie. 

Beziehungzum  Unfall  267. 


Erwerbseinbuße  durch  — 
264. 

Gelenkrheumatismus  und  Un- 
fall 327. 

Gelenksentzündung,  entarten- 
de — und  Unfall  431. 
Geräusche  in  Gelenken,  Wür- 
digung der  — 91. 
Gerichtsärzte  der  Oberver- 
sicherungsämter 54. 
Geschlechtsorgane,  weibliche 
und  Unfall  579. 
GescliAvülste  und  Unfall 
bösartige  340—376. 
gutartige  376—385. 
Gewcrbekrankheit.,  nicht  ent- 
schädigungsberecbtigt  9. 
Gewöhnung  und  Anpassung 
als  Besserung  101. 
Gewöhnung  an  Unfallfolgen, 
Rentenminderungsgnind 
46. 

Gewohnbeitsausrenkung  des 
Schultergelenkes  145  bis 
150. 

Gicht  und  Unfall  338. 
Gliedmaßen,  künstliche  23. 
Gonorrhoische  Gelenksentzün- 
dung und  Unfall  332. 
Gonorrhoische  Kniegelenks- 
entzündung, nicht  Unfall- 
folge 261. 

Gutachten,  Form  der  — 626. 

H. 

Habituelle  Luxation  des 
Schultergelenkes  und  Un- 
fall 145—150. 
Haemorrhagia  cerebri  und 
Unfall  16,  518-537. 
Hand, 

Erwerbseinbuße  bei  Ver- 
lust der  — 179. 
Rententabellen  bei  Verlet- 
zungen der  — 194. 
Handgelenk,  Untersuchung  des 

— auf  Unfallfolgen  72. 
Handverlust,  Renten  bei  — 

102. 

Harnblase,  Erkrankungen  der 

— nach  Unfall  573. 
Harnentleerung,  Störung  der 

— , Renten  575. 
Harnorgane,  Erkrankungen 
und  Verletzungen  der  — 
durch  Unfall  562—573. 
Harnröhre,  Erkrankung  der 
männlichen  — nach  Un- 
fall 574. 

Harnruhr,  einfache  — und 
Unfall  337. 


Hauspliege  27. 
Hautgefühlsstörungen  , Prü- 
fung auf  — 88. 
Heilanstaltspllege  27. 
Heilmittel  für  den  Erfolg  des 
Heilverfahrens  23. 
Heilverfahren, 

Abschluß  des  — 22. 
Anordnung  eines  neuen  — 
27. 

Übernahme  des  — inner- 
halb der  ersten  13  Wo- 
chen durch  die  Ver- 
sicherungsträger 26. 
Übertragung  des  — an 
die  Krankenkassen  nach 
Ablauf  der  ersten  13 
Wochen  26. 

AViederaufnahme  des  — 
.30. 

Heilverfahren,  langwieriges, 
Berücksichtigung  eines  — 
— bei  Renteneinschätzung 
101. 

Hernien  und  Unfall 4.38 — 455. 
Hernia  cruralis  449. 

Hernia  diaphragmatica  453. 
Hernia  epigastrica  443. 
Hernia  inguinalis  438. 
Hernia  inguinalis  incarcerata 
454. 

Hernia  lineae  albae  443. 
Hernia  umbilicalis  449. 

Herz,  Erkrankungen  des  — 
nach  Unfall  493. 
Herzschwäche,  Tod  an  — 
nicht  UF.  313. 
Hexenschuß  601. 
Hilfeleistung  durch  niedri- 
ges Heilpersonal  22. 
Hilflosenrente  31. 
Hilflosigkeit. 

Bepitf  der  — 31. 
Beispiele  von  — 31  ff. 
Hilfsmittel  für  den  Erfolg 
des  Heilverfahrens  22. 
Hinterbliebenenrente  39. 
Hirnblutung  und  Unfall  16, 
518-537. 

Hitzschlag  599. 

Hoden  Verlust,  EE.  577. 
Hören  des  behandelnden 
Arztes  4(5. 

Hüftbeindarmbeinfuge,  EE.  b. 

Unfallfolgen  an  der  — 210. 
Hüftbeinnerven  weh , Prüfung 
auf  — 89. 

Hüftbeinnervenweh  und  Un- 
fall 589. 

Hüftgelenk,  entartende  Ent- 
zündung des  — und  Un- 
fall 434. 
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Hüftgelenk , Enverbseinbuße 
bei  Unfallfolgen  am  — 
35,  2Ü5-2U7,  211-216. 

Hüftgelenk,  Untersuchung  des 
— auf  Unfallfolgen  75. 

II  Ufer  sehe  Linie  71. 

Humerus,  EE.  durch  Unfall- 
folgen am  — 155 — 161. 

Hydrocele  und  Unfall  98,  575. 

Hvdronephrose  und  Unfall 
■ 570. 


J.  I. 

Jahresarbeitsverdienst  39. 
Ausgleich  durch  den  — 
bei  mehreren  über 
100  °/o  betragenden 
Renten  100. 

Ileus  und  Unfall  557. 

Infektion  und  Unfall  317. 

Infektion,  allgemeine  — und 
Unfall  324. 

Infektion,  spätere  — einer 
SchnittAvunde  als  Unfall- 
folge 319. 

Innere  Erkrankungen 

Einfluß  der  — auf  Er- 
Averbseinbuße  102. 
Untersuchung  auf  — nach 
Unfall  102. 

Intercostalneuralgie  nach 
Rippenbruch  457. 

Intercostalneuralgie , Unter- 
suchung 83. 

Intertrigo  — nicht  Betriebs- 
unfall 13. 

Ischias,  Prüfung  auf  — 89. 

Ischias  traumatica  589. 


K. 

Kieferbruch , Rentenein- 
schätzung bei  — 103. 
Kieferhöhle,  Eiteransamm- 
lung in  der  — nicht  Un- 
fallfolge 104,  106. 
Kleiner  Finger,  Ei'Averbsein- 
buße  durch  Unfallfolgen 
am  — 180,  187,  197. 
Kniegelenk 

Ausrottung  des  — EE. 
271. 

Bluterguß  ins  — EE. 
262—264. 

Kniegelenk,  entartende  Ent- 
zündung des  — und  Un- 
fall 435. 


Kniegelenk 

EE.  durch  Unfallfolgen 
am  — 243 — 273. 
Gelenkmaus  im  — EE. 
264—267. 

Untersuchung  des  — auf 
Unfallfolgen  77. 
Versteifung  im  — EE. 
269. 

Kniegelenksbänder,  Zerrei- 
ßung der  — EE.  267. 
Kniegelenksentzündung 
durch  Unfall  256 — 258. 
Gonorrhoische  — nicht 
UF.  261. 

Kniegelenkserkrankung  bei 
Tabes  nach  Unfall  421. 
Kniescheibenbruch , EE. 

durch  — 246 — 256. 
Knochen,  Erkrankungen  der 

— und  Unfall  385  — 431. 
Knochen,  Erkrankungen  der 

— nach  Unfall  bei  Nerven, 
leiden  421. 

Knochen 

Verkürzung  der  — 94. 
Verstellung  der  — 94. 
Knochencyste  und  Unfall  431. 
Knochenmarkseiterung 
und  Unfall  385—402. 
Knöchelbruch , EE.  bei  — 
292—298. 

KnorpelgeschAvulst  und  Un- 
fall 376. 

Konstitutionskrankheiten 
und  Unfall  337. 
Kopfschmerz  86. 
Kopfverletzungen  104 — 115. 
Kraftmesser  74. 

Krampfadern  und  Unfall  537. 
Krankenbehandlung  GeAväh- 
rung  der  — durch  Ver- 
sicherungsträger 22. 
Krankenkasse,  Fürsorge  der 

— für  Unfallverletzte  40. 
Krankheitszeichen,  objektive 

— 59. 

Krankheitszeichen , Würdi- 
gung objektiv  nachge- 
Aviesener  — 91. 

Krebs  der  Bauchspeicheldrüse 
und  Unfall  360. 

Krebs  der  Brust  und  Unfall 
342. 

Krebs  des  Dickdarms  und 
Unfall  358. 

Krebs  des  Gehirnes  und  Un- 
fall 363. 

Krebs  der  Leber  und  Unfall 
350,  352,  357. 

Krebs  des  Magens  und  Unfall 
344-353. 


Krebs  des  Oberkiefers  und 
Unfall  362. 

Krebs  der  Speiseröhre  und 
Unfall  353—356. 
Kreuzbein,  ErAverbseinbuße 
durch  Unfallfolgen  am  — 
208. 

Kümmelsehe  Krankheit  116. 


L. 

Lähmung  des  großen  säge- 
förmigen Muskels  (M.  ser- 
ratus  anticus  major)  und 
Unfall  1.34—137. 
Lähmungsirresein  und  Unfall 

583. 

Längsmaße  der  Extremitäten 
63. 

Landesversicherungsämter 

50. 

Laseguesehes  Zeichen  89. 
Leberkrebs  und  Unfall  350, 
352,  357. 

Leberzerreißung  547. 
Leistenbrüche  und  Unfall  438. 
Linkshändigkeit,  Feststellung 
der  — 92. 

Lisfranksehes  Gelenk,  EE. 
nach  Exartikulation  im 

- 292. 

Lohnverhältnisse,  Berücksich- 
tigung der  — bei  Renten- 
einschätzung 102. 
Lumbago  und  Unfall  601. 
Lunge 

Blähung  der  — nach  Un- 
fall 492. 

Entzündung  der  — nach 
Unfall  463. 

Tuberkulose  der  — nach 
Unfall  471. 

Zerreißung  der  — 461. 
Luxatio  antibrachii  posterior 
162. 

Luxatio  coxae 

Enverbseinbuße  bei  — 
centralis  207. 

— iliaca  215. 

Luxatio  humeri  144. 

— habitualis  145 — 150. 


M. 

Magenblutuug  und  Unfall  554. 
Magendarmkatarrh  , chron. 

und  Unfall  556. 
Magengeschwür  und  Unfall 
554. 

Durchbruch  eines  — 556. 
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.Alagenkrebs  uud  Unfall 
344—355. 

Mannkopfsches  Phänomen 
89. 

M i k u I i cz-  Wla  dim  iro  </>sche 
Operation, . EE.  nach  — 
292. 

Alilzgeschwulst  und  Unfall 
553. 

Alittellinger 

Enverbseinbuße  durch  Un- 
fallfolgen am  — 180, 
186,  189—190. 
Rententabellen  196  —197. 
Alittelfußknochen,  EE.  bei 
Bruch  eines  — 304. 
Alittelhandknochen 

EE.  bei  Bruch  eines  — 
192. 

EE.  bei  Verlust  eines  — 
180. 

Mittelohrkatarrh  nicht  Unfall- 
folge 106. 

Möglichkeit  des  ursächlichen 
Zusammenhanges  zwi- 
schen Erkrankung  und 
Unfall  312. 

Muskulatur , Umfangsmaße 
der  — 91. 
Muskelatrophie 

durch  unzweckmäßige 
Binden  Wickelung,  nicht 
entschädigungsberech- 
tigt 278. 

verschiedene  Arten  der 
— 93. 


N. 

Nabelbruch  und  Unfall  449. 

Nagel,  eingewachsener,  nicht 
UF.  307. 

Narben,  Einfluß  der  — auf 
Erwerbsfähigkeit  94. 

Narkose,  Keine  Verpflichtung 
der  Verletzten  zum  Dulden 
einer  — 28. 

Nephrolithiasis  nach  Unfall 
569. 

Nervenentzündung  und  Un- 
fall 589. 

Nervenkrankheiten  nach  Un- 
fall 582—601. 

Nervenlähmung  am  Oberarm 
EE.  bei  — 156. 

Neuritis  und  Unfall  589. 

Niere,  Zerreißung  der  — 551. 

Nierenerkrankung  und  Unfall 
562. 

Nierensteine  nach  Unfall  569. 


Nierenverlagerung  und  Unfall 
571. 

Nierenzerreißung  551,  567. 


o. 

Oberarm, 

EE.  durch  Amputation 
des  — 101. 

EE.  durch  Nervenläh- 
mung am  — 156. 

EE.  durch  Unfallfolgen 
am  — 155. 

EE.  durch  Weichteilver- 
letzung am  — 156. 
Oberarmbruch  159 — 161. 
Oberkieferkrebs  und  Unfall 
362. 

Oberschenkel 

EE.  nach  Weichteil  Ver- 
letzungen des  — 223. 
EE.  nach  Amputation  des 
— 239—243. 

Oberschenkelbruch,  EE.  nach 
— 216—239. 

Oberschenkelhalsbruch,  - 
Allgemeines  202. 

EE.  bei  — 216—223. 
Untersuchung  76. 
Oberschenkelschaftbruch, 

EE.  nach  — 225—239. 
Oberversicherungsämter  49, 
Gerichtsärzte  der  — 54. 
Verfahren  vor  den  — 52. 
Ödeme  93 . 

Operation,  Keine  Verpflich- 
tung der  Verletzten  zum 
Dulden  einer  — 28. 
Osteomyelitis  und  Unfall 
385-402. 


P. 

Panaritium  und  Unfall  321, 
323. 

Pancreascarcinom  und  Un- 
fall 360. 

Paralysis  agitans  und  Unfall 
588. 

Paralysis  progressiva  und 
Unfall  583. 

Penis,  Verlust  des  — , EE. 
577. 

Pericarditis  puruienta  und 
Unfall  498. 

Perityphlitis  und  Unfall  558. 

Peroneuslähmung,  EE.  bei 
— 290. 


Personen,  Unfall  versichernngs- 
pllichtige  8. 

Pes  planus,  Beziehung  des  — 
zum  Unfall  309. 

Pes  valgus,  Beziehung  des  — 
zum  Unfall  309. 

Pflege  durch  Angehörige  23. 
Phlegmone  nicht  Folge  eines 
Stoßes  320,  322. 
Pirogo/fsche  Operation,  EE. 
nach  — 291. 

Plattfuß,  Beziehung  des  — 
zum  Unfall  309. 
Pneumonie,  traumatische  463. 
Prothesen,  Beeinflussung  der 
EE.  durch  — 24,  162, 
202,  240,  242. 
Pseudarthrosis, 

— cruris,  EE.  285. 

— radii  EE.  174. 

— ulnae  EE.  171. 


Q- 

Quadricepssehue , EE.  nach 
Zerreißung  der  — 223, 
224. 

Quinquaudsches  Zeichen  305. 


R. 

Radiusbruch,  EE.nach  — 96. 
Rechtshilfe  25. 

Rechtskraft  des  Endbeschei- 
des 52. 

Reflexe,  Prüfung  der  — 87. 
Reichsversicherungsamt,  Ver- 
fahren vor  dem  — 50,  56. 
Rekurs  56. 

Ren  mobilis  und  Unfall  571. 
Rentenänderimg  um  5*'/o 
nur  ausnahmsweise  zu- 
lässig 101. 

Renten  unter  10°/o  101. 
Renteneinschätzung  96. 

Rente  30, 

anderweitige  Feststellung 
der  — 45, 

— als  Schadenersatz  24, 
Erhöhung  der  — 30, 

— innerhalb  der  ersten 
13  Wochen  25, 

— über  100°- 0 100, 

— unbeeinflußt  durch  vom 
Unfall  unabhängig  sich 
entwickelnde  Schäden 
25,  46, 

Zahlbarkeit  der  — 30. 
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Rentenhysterie  31  (i,  ßlO. 
R.entent:ibellen  für  Uiifall- 
folgen 

an  den  oberen  Extremi- 
täten 193,  199, 
an  den  unteren  Extremi- 
täten 203,  204. 
RetroHexio  uteri  und  Unfall 
581. 

Richtungslinie  des  Beines 
61. 

Ringlinger,  EE.  durch  Un- 
fallfolgen am  — 180, 

186,  187,  190. 
Rententabellen  197. 
Rippen 

EE.  bei  Bruch  der  — 455. 
EE.  bei  Resektion  der  — 
458. 

Romherg^Qhes  Zeichen,  Prü- 
fung des  — auf  Echt- 
heit 86. 

Rüntgenbilder , Wichtigkeit 
der  — 61. 

Rose,  s.  Wundrose  19. 

Roser -RelatonsohQ  Linie  77. 
Rückenmarksdarre  und  Un- 
fall 585. 

Rückenmarkskrankheiten  und 
Unfall  585—587. 
Rumpfsche'&  Phänomen  89. 


s. 

Sachverständige  vor  dem 
Versicherungsamt  52. 
Sackniere  und  Unfall  570. 
Sarkom  und  Unfall  364 — 376, 

— der  Bauchdecken  871, 

— des  Gehirnes  372  bis 
376, 

— der  Lunge  371, 

— des  Unterschenkels 
370. 

— des  Vorderarmes  364, 

— des  Wadenbeines  370. 
Säuferwahn  und  Unfall  600. 
Skapularkracheu  91,  152. 
Schadensersatz  22  If. 

Beginn  des  — durch‘den 
Versicherungsträger 
25. 

Versagen  des  — 27. 
Schambein  202. 

EE.  durch  Unfallfolgen 
am  — 204,  208,  209. 
Scheidenvorfall  und  Unfall 
581. 

Schenkelbi'Lich  ( Ilernia  cru- 
ralis)  und  Unfall  449. 


Schenkelhalsbruch , Unter- 
suchung auf  — 76. 

Schlaganfall  und  Unfall  16, 
518-537. 

Schleimbcutelentzündung  am 
Knie,  EE.  244. 

Schlottergelenk  der  Schulter, 
EE.  150. 

Schlüsselbeinbruch,  EE.  152 
bis  155. 

Schmerzen,  Prüfung  auf  Echt- 
heit 89. 

Schönheitsfehler,  EE.  bei  — 
103. 

Schonungsrente  101. 

Schuldhaftes  Verhalten  der 
Verletzten  28. 

Schulter , EE.  durch  Unfall- 
folgen an  der  — 133, 

Schulterblattbruch  139. 

Schulterblatlhalsbruch,  EE. 
nach  — 137. 

Schulterblattkracben  91,  152. 

Schultergelenk,  Ausrenkung 
des  — EE.  144, 
Beurteilung  von  Unfall- 
folgen am  — 139, 
entartende  Entzündung 
des  — 432, 

Rententabellen  bei  Ver- 
letzungen des  — 194, 
Untersuchung  des  — auf 
Unfallfolgen  66. 

Schwielen  95. 

Schwindel  86. 

Schüttellähmung  und  Unfall 
588. 

Selbstmord  und  Unfall  601. 

Sepsis  und  Unfall  317. 

Serratuslähmung  und  Unfall 
134—137. 

Sklerose,  multiple  und  Un- 
fall 587. 

Skoliosis  ischiadica  90. 

Sonnenstich  599. 

Speichenbruch , EE.  bei  — 
96,  176-178. 

Speiseröhrenkrebs  und  Unfall 
353—356. 

Spitzfußstellung,  EE.  durch  — 
284,  291. 

Sprungbein,  EE.  bei  Exarti- 
kulation des  — 298. 

Steifheit  der  Gelenke,  Unter- 
suchung auf  Echtheit 
der  — 65. 

Steißbein,  EE.  nach  Ver- 
letzungen des  — 117. 

Stelzfuß  23. 

Sterbegeld  39. 

Stirnhöhlenkatarrb  nicht  Un- 
fallfolge 106. 


Stockschwielen  95. 
Strahlenpilzkrankheit  und 
Unfall  325. 

Strictura  urethrae,  EE.  574. 
Subluxation 

des  Kniegelenkes,  EE. 
268. 

des  Oberarmes,  EE.  159. 
Synchondrosis  sacroiliaca, 
EE.  bei  Lockerung  der  — 
210. 

Syphilis  der  Knochen  und 
Unfall  413. 

Syringomyelie  und  Unfall 
426,  587. 


T. 

Tabes  dorsalis  undUnfall585. 
Tabes  und  Knochenerkran- 
kung nach  Unfall  421. 
Talus 

EE.  bei  Exarticulation  des 
- 298. 

EE.  bei  Fraktur  des  — 
299. 

Teigige  ScliAvellung  93. 
Teilrente  31. 

Thrombose  und  Unfall  504. 
Traumatische  Neurose  (soge- 
nannte) 605 — 617. 
Trendelenburgschev  Versuch 
247. 

Tripperknie,  nicht  UF.  261. 
Trophische  Störungen  der 
Finger  74,  93. 
Tuberkulose 

des  Kniegelenkes,  EE.259. 
— der  Knochen  und  Un- 
fall 402—413. 
Tuberculum  majus  humeri 
Absprengung  des  — 157. 
Tumoren  und  Unfall  340. 
Typhus  und  Unfall  324. 


u. 

Überbein  und  Unfall  376. 
Übergangsrente  101. 

Ulcus  cruris  und  Unfall  540. 
Ulcus  ventriculi  und  Unfall 
554. 

Perforation  eines  — 556. 
Umfangsmaße  der  Extremi- 
täten 91. 

Unbequemlichkeit,  keine  Er- 
werbseinbuße 96. 


Unfall 

auf  (lern  Wege  von  oder 
zur  Arbeit  19. 
auf  AVegen  oder  Reisen 
im  Interesse  des  Be- 
triebes 19. 

Unfallanzeige  (Formular)  42, 
43. 

Unfallfolgen,  Einschätzung  der 
EE.  nach  — •.  Allgemeines 
9G. 

(^nfallfolgen,  A^erschlimme- 
rung  von  — 30. 
Unfalluntersuchung  durch  die 
Ortspolizeibehörde  25,  41. 
Unfallversicherung , Gegen- 
stand der  — 8. 
Unfallversicherung , Träger 
der  — 20. 

Unfallversicherungspflicht 
von  Betrieben  7. 
von  Personen  8. 
Unfallzuschuß  40. 

Unguis  incarnatus,  nicht  Un- 
fallfolge 307. 

Unterschenkel,  EE.  durch 
UF.  am  — 273. 
Unterschenkelgeschwüre  und 
Unfall  540. 

Untersuchung 

ärztliche  — auf  Unfall- 
folgen. Allgemeines  58. 
ärztliche  — auf  Unfall- 
folgen an  den  Extremi- 
täten. Allgemeines  61. 
ärztliche  — auf  Unfall- 
folgen an  den  Gelenken. 
Allgemeines  64. 

Uterus  und  Unfall 

Lageveränderungen  des  — 
580. 

A’erletzungen  des  — 580. 
A'orfälle  des  — 581. 


V. 

A^aginalprolaps  und  Unfall 
581. 

A^aricen  und  Unfall  537. 
A’erjährung  der  Entschädi- 
gungsansprüche 44. 
A'erkürzung 

— der  Beine,  Ausgleich 
durch  Beckensenkung  | 

201 . i 


f 
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A^erkürzung  der  Knochen  94. 
A’’errenkung  s.  Luxatio,  un- 
vollkommene — s.  Sub- 
luxation. 

Verschlimmerung  von  Unfall- 
folgen, Verfahren  bei  — 
30. 

Versicherter 

Pflichten  des  — 28. 
Rechte  des  — 30. 
schuldhaftes  Verhalten 
des  — 28. 

A^ersicherungsämter  49, 

Verfahren  vor  den  — 51. 
A^ersicherungsbehordeu  49. 
Versicherungsträger  20. 
Pflichten  der  — 22. 
Rechte  der  — 25. 
Verstellung  der  Knochen  94. 
ATerköpflger  Muskel 

Erwerbseinbuße  bei  Ein- 
riß des  — 224. 
Erwerbseinbuße  bei  Ein- 
riß der  Sehne  des  — 
223. 

A^ollrente  31. 

A^orentscheidung  des  Vor- 
sitzenden des  OVA.  53. 
Vorläuflge  Reuten  38. 
A^orschuß  auf  Entschädigung 
45. 


w. 

AYadenbein,  Einbruch  des  — 
EE.  273. 

Wadenbeinnerv,  EE.  bei 
Lähmung  des  — 290. 

AVärmeschlag  600. 

Wasserbruch  und  Unfall  98, 
575. 

AV  ei  chteil  verl  etzungen 

EE.  bei  — des  Ober- 
armes 156. 

EE.  bei  — des  Ober- 
schenkels 223. 

AVeigerung  des  Verletzten 

— gegen  ein  neues  Heil- 
verfahren 27. 

— gegen  seine  Vorstellung 
beim  Arzt  27. 

AVirbelsäule 

Beurteilung  von  Ver- 
letzungsfolgen der  — 
115. 


A^erkrümmung  — nicht 
Unfallfolge  116. 

Wirbelsäule,  Untersuchung 
der  — auf  Unfallfolgen  83. 

Wirbeldornfortsatz,  Bruch 
eines  — 115,  118 — 124. 

Wirbelkörper,  Bruch  eines  — 
126—133. 

AVirbelverschiebung  124. 

Wundrose 

als  UF.  317. 
nicht  als  UF.  318. 


X. 

X-Fuß,  Beziehung  des  — 
zum  Unfall  309. 


z. 

Zähne,  Verlust  der,  EE.  bei 
— 103. 

Zehen,  EE.  bei  A^'erlust  ein- 
zelner — 292,  305. 

Zeigeflnger 

Erwerbseinbuße  durch  Un- 
fallfolgen am  — 180, 
185-186,  188-189. 
Rententabellen  195  — 196. 

Zeitverlust  außerhalb  der  Ar- 
beitszeit, keine  Erwerbs- 
einbuße 96. 

Zellgewebsvereiterung  nicht 
Folge  eines  Stoßes  320, 
322. 

Zeugen  vor  dem  A^ersiche- 
rungsamt  52. 

Zittern,  Prüfung  des  — auf 
Echtheit  88. 

Zollstock  als  AVinkelmesser 
65. 

Zuckerharnruhr  und  Unfall 
337. 

Zusammenhang,  ursächlicher, 
zwischen  Erkrankungen 
und  Unfall.  Allgemeines 
312. 

Zwerchfellbruch  und  Unfall 
453. 

Z wisch  enri  pp  e n n er  venen  tzü  n- 
dung  nach  Rippenbruch 
457. 

Zwischenrippenuerven- 

sch  merz,  U ntersuch ung  83. 
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